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I.  Das  landesfürstliche  Beamtentum  Anhalts 
im  Mittelalter  (ungefähr  1200—1450). 


I.  Die  Zentralverwaltung. 

Die  Zentral  Verwaltung  ist  in  Anhalt  zur  Zeit  des  Mittel- 
alters in  gleicher  Weise  eingerichtet,  wie  an  den  meisten 
Furstenhöfen  Deutschlands  der  damaligen  Zeit1).  Sie  ist  im 
wesentlichen  Hofverwaltung;  eine  Trennung  der  Landes-  von 
den  Hofangelegenheiten  gibt  es  noch  nicht.  Die  eigentlich  ent- 
scheidende Verwaltung  liegt  für  alle  Angelegenheiten  voll- 
kommen in  der  Hand  des  Fürsten.  Nur  zu  seiner  Unter- 
stützung, zur  Ausarbeitung  und  Ausführung  seiner  Verfügungen 
zieht  er  ergebene  Männer  aus  dem  ihm  nachststehenden  Kreise 
der  an  seinem  Hofe  befindlichen  Personen  hinzu.  Die  ursprüng- 


')  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtageschichte  (4.  Aufl.  1902) 
S.  597 ff.;  v.  Below,  Territorium  und  Stadt  (Historische  Bibliothek  Bd.  XI) 
S.  286  ff.  ;  Bornhak,  Prenssische  Staats-  und  Rechtsgeschichte  (Berlin  1903) 
S.  7 ff. ;  H.  B.  Meyer,  Hof-  und  Zentralverwaltung  der  Wettiner  in  der  Zeit 
einheitlicher  Herrschaft  (Iber  die  Meissnisch-Thüringischen  Lande  (1248 — 1379) 
(Leipziger  Studien  Bd.  XI  Heft  3  (1902))  S.  25  ff.;  v.  Krön  es,  Verfassung 
und  Verwaltung  der  Mark  und  des  Herzogtums  Steier  von  ihren  Anfängen 
bis  zur  Herrschaft  der  Habsburger  (Forschungen  zur  Verfassungs-  und  Ver- 
waltungsgeschichte der  Steiermark  Bd.  I  (1897))  S.  85ff.;  Lnschin  v.  Eben- 
greuth, Österreichische  Rechtsgeschichte  (Bamberg  1896)  S.  190ff.;  Rosen- 
tbal,  Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltungsorganisation  Baierns 
Bd.  I  (Würzbnrg  1889)  S.  237  ff.;  Schmoll  er,  Über  Behördenorganisation, 
Ämtswesen  und  Beamtentum  im  allgemeinen  und  speziell  in  Deutschland  und 
Preussen  bis  zum  Jahre  1713  (Acta  Borussica  Bd.  I)  S.  50 ff.;  Wintterlin, 
Geschichte  der  Behördeuorganisation  in  Württemberg  (Stuttgart  1904)  S.  13  ff. ; 
v.Maurer,  Geschichte  der  Fronhöfe,  der  Bauernhöfe  und  der  Hof  Verfassung 
iu  Deutschland  (Erlangen  1862)  Bd.  II  S.  297  ff. 
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lieh  nur  dem  persönliche«  Hof  dienst  zugeteilten  Inhaber  der 
Hofämter,  wie  die  Schreiber  der  Urkunden  sind  die  einzigen 
Verwaltungsbeamteu  der  Zentrale  in  dieser  Zeit,  deren  Einfluss 
und  Wirksamkeit  im  Laufe  der  Jahrzehnte  immer  mehr  ansteigt, 
bis  sie  den  ganzen  Verwaltungsapparat  der  Zentralregierung 
unter  sich  aufgeteilt  und  ein  festes  Beamtentum  geschaffen 
haben. 

a)  Die  Hofbeamten1). 

Zum  erstenmal  treten  uns  Hofbeamte  der  anhaltischen 
Fürsten  entgegen  im  Jahre  1181.  In  einer  Urkunde  Herzog 
Bernhards  von  Engern  und  Westfalen,  Grafen  von  Ascharien, 
gegen  Ende  September  1181  ausgestellt2),  finden  wir  unter  den 
Laienzeugen  aufgeführt  „Conradus  dapifer,  Heinricus  mars- 
calcus,  Heinricus  camerariusu.  Es  ist  dies  die  erste  bestimmte 
Erwähnung  von  Hofbeamten  unter  Herzog  Bernhard,  während 
sich  iu  der  Umgebung  der  andern  Söhne  Albrechts  des  Bären 
schon  früher  (seit  1172)  derartige  Beamte  finden3).    Es  ist 


»)  Über  die  Hofbeamten  anderer  deutscher  Länder  vgl.  v.  Wretachko, 
Dag  österreichische  Marschallamt  im  Mittelalter  (Wien  1897)  S.  15 ff.;  Ficker, 
Die  Reichshofbeamten  der  staufischen  Periode  (Sitzungsberichte  der  kaiser- 
lichen Akademie  der  Wissenschaften  (Philosophisch -Historische  Klasse  40 
(1862)  Heft  4)  S.517ff.;  v.  Below,  Territorium  S.286ff.;  Bornhak  S.7ff.; 
Barth,  Das  bischöfliche  Beamtentum  im  Mittelalter,  vornehmlich  in  den 
Diözesen  Halberstadt,  Hildesheim,  Magdeburg  und  Merseburg  (Zeitschrift  des 
Harzvereins  XXXIII  (1900))  S.  366ff.;  v.  Kroues,  Laudesfttrstliche  Behörden 
und  Stände  des  Herzogtums  Steier  (1283—1411)  (Forschungen  zur  Verfassungs- 
und Verwaltungsgeschichte  der  Steiermark  Bd. IV  (1900))  S.  187 ff.;  Verfassung 
und  Verwaltung  S.  86ff.;  H.B.Meyer  S.  29ff.;  v.  Maurer  S.  254 ff.,  292ff.; 
Rachfahl,  Die  Organisation  der  Gesamtstaatsverwaltung  Schlesiens  vor  dem 
30jährigen  Kriege  (Staats-  und  sozialwissenscliaftliche  Forschungen  Bd.  XIII 
Heft  1  (1896))  S.  73ff.;  Schmoller  S.  50ff.;  Spangeuberg,  Beiträge  zur 
älteru  Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  des  Fürstentums  Osnabrück 
(Mitteilungen  des  historischeu  Vereins  zu  Osnabrück  XXV  (1900))  S.  51  ff.; 
Rosenthal,  (ieschichtswesen  S.  237 ff. ;  Wiederhuld,  Untersuchungen  zur 
Staats-  und  Verfassungsgeschichte  der  nordalbingischeu  Territorien  (1231  bis 
1261)  (Güttingen,  Dissertation  1897)  S.47ff.;  Wintterliu  S.  15ff;  Schrödor, 
Deutsche  RcchUgeschichte  S.  486 ff.,  597 ff.;  Waitz,  Deutsche  Verfassungs- 
geschichte (II.  Aufl.  Leipzig  18U6)  Bd.  V  S.  362  ff. 

■)  v.  H.  I  605. 

')  v.  II  I  533  (1172^  »46  (1173).  604  (1181);  V  553a  (1177). 
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also  wohl  anzunehmen,  dass  auch  am  Hofe  Bernhards  schon 
vor  1181  Hofämter  bestanden  haben,  wenn  es  auch  möglich 
ist,  dass  er  erst  seit  der  Belchuung  mit  der  Herzogswtirde 
(1180)  sich  eine  eigene  Hofhaltung  eingerichtet  hat. 

Von  1181  an  treten  dann  Hofbeamte  bald  mehr,  bald 
weniger  oft  in  den  Urkunden  auf,  besonders  seit  der  Be- 
gründang der  eigentlich  anhaltischen  Herrschaft  unter  Hein- 
rich I.  lassen  sich  einige  stets  nachweisen.  Der  Zahl  nach 
gibt  es  auch  in  den  anhaltischen  Gebieten  vier  Hofämter  in 
dieser  Zeit,  jedoch  kommen  selten  alle  vier  nebeneinander  vor. 

a)  Das  Amt  des  Truchsess  (dapifer)  scheint  schon  im 
12.  und  13.  Jahrhundert  sehr  bedeutend  gewesen  zu  sein, 
jedenfalls  das  bedeutendste  unter  den  Hofämtern,  denn  in  den 
meisten  Fällen  finden  wir  deu  Truchsess  als  ersten  unter  den 
Hofbeamten  aufgeführt1).  Er  ist  seit  1181  urkundlich  nach- 
weisbar bis  zum  Ende  des  13.  Jahrhunderts.  Der  letzte  In- 
haber des  Amts  begegnet  1288,  seitdem  verschwiudet  der 
Truchsess  völlig  aus  den  Urkunden8). 

»)  v.  H.  I  605  (1181);  II  16  (1215),  100  (1229),  209  (1254);  II  302 
(1265);  II  342  (1267). 

*)  Mit  Namen  aufgeführt  sind  folgende  Inhaber  de«  Truchsessamtes : 
1181  —  1219  Konrad  von  Waldeser  nnter  Herzog  Bernhard  und 
Heinrich  I.  (v.  H.  I  605  ,  686  ,  701 ;  II  16,  23,  32.  üb  der  I  733  erwähnte 
Conrad us  dapifer  derselbe  ist,  lässt  sich  nicht  entscheiden.  Die  Urkunde  ist 
von  Bischof  Norbert  von  Brandenburg  1200  ausgestellt.  Es  wäre  möglich, 
da  Herzog  Bernhard  zugegen  ist,  ich  glaube  e9  aber  nicht,  weil  eiu  anderer 
Begleiter  des  Herzogs,  der  Notar  Arnold,  uoch  besonders  als  „notarius  ducis" 
bezeichnet  wird). 

1219—1231  Ulrich  von  Welsleben  unter  Heinrich  I.  (v.  H.  II  32, 
54,  71,  93,  94,  95,  100,  103,  104,  108);  er  (II  108)  führt  einmal  die  Bezeich- 
nung ,  dapifer  de  Bernburgk 

1239—1243  Konrad  Seblichting  (v.  H.  II  158;  M.V.f.A.G.  IX  2 
S.  188,  189;  zweifelhaft  ist,  zu  wem  der  v.  H.  II  145  bei  einem  Vertrag  des 
Grafen  Heinrich  I.  mit  dem  Abte  von  Niemburg  im  Jahre  1239  auftretende 
.Conradus  dapifer'  gehört,  doch  glaube  ich  ihn  bei  der  zeitlichen  Überein- 
stimmung zu  (iraf  Heinrich  ziehen  zu  dürfen). 

1251—1263  Lippold  von  Heimburg  unter  Heinrich  II.  (v.  H.  II  190, 
209,  267,  277,  280,  281). 

1265  Heinrich  von  Aisleben  unter  Siegfried  von  Zerbst  (v.  H.  II  302). 

1267  Johannes  unter  Otto  I.  und  Heinrich  III.  von  Aschersleben 
H.  II  342). 

1* 
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Wie  sich  schon  aus  den  Namen  ergibt,  ist  der  Truchsess 
stets  aus  angesehener  Familie,  er  gehört  immer  dem  Ritter- 
stande an,  wird  auch  in  allen  Urkunden  unter  den  milites  auf- 
geführt; zu  den  Ministerialen  des  Fürsten  hat  er  jedenfalls 
auch  wohl  gehört  *).  Gewöhnlich  steht  der  Truchsess  als  einer 
der  ersten  unter  den  ritterlichen  Zeugen;  ausserordentlich  oft 
sogar  an  deren  Spitze*). 

Über  seine  eigentliche  Amtstätigkeit,  sowie  über  die  Art 
seiner  Anstellung  ist  nichts  überliefert.  Dass  der  Truchsess 
auch  zu  allgemeinen  Geschäften  verwendet  wurde,  sehen  wir 
schon  aus  einer  Urkunde  vom  Jahre  1289,  in  der  Graf  Hein- 
rick I.  bezeugt,  „quod  ea,  que  Conradus  dapifer  noster  de  bonis 
illis  in  Goltitz  et  Creym  tractavit  et  ordinavit,  ex  parte  nostra 
tenemus" 8).  Wir  finden  den  Truchsess  hier  also  als  bevoll- 
mächtigten Unterhändler  des  Fürsten  aufgeführt,  und  in  einer 
Urkunde  vom  Jahre  1262  tritt  er  uns  als  Bürge  für  seinen 
Herrn  entgegen  *).  In  der  Begleitung  seines  Herrn  auf  Reisen 
finden  wir  den  Truchsess  öfter5). 

Ob  zu  derselben  Zeit  mehrere  Inhaber  des  Amts  nebenein- 
ander an  den  einzelnen  Höfen  tätig  gewesen  sind,  lässt  sich 
nicht  sicher  feststellen.  Aus  dem  vorhandenen  Material  ergibt 
sich  nur  ein  Fall  vom  Jahre  1219 6),  und  auch  hier  ist  es  am 
wahrscheinlichsten,  dass  der  eine  nur  zur  Unterstützung  des 
alternden  andern,  zu  dessen  Nachfolger  er  ersehen  war,  in 
dessen  letzten  Jahren  schon  mit  im  Amte  tätig  war,  ohne  ein 
eigentlicher  Unterbeamter  zu  sein.  Denn  es  ist  doch  sonderbar, 
dass  nur  einmal  sich  zwei  Inhaber  des  Truchsessamts  finden, 


1288  Riebard  von  Alsleben  tinter  Johann  I.,  Albrecbt  und  Bern- 
hard II.  von  Bernbnrg  (v.  H.  II  644).  Der  v.  H.  II  346  im  Jahre  1268  ge- 
nannte Anno  dapifer  gehört  zu  dem  Herzog  von  Braunschweig  (v.  H.  II  176, 
177,  178,  233;  v.  H.  VI  Seite  14). 

')  v.  H.  I  701  (1195);  II  100  (1229);  er.  II  103  (1230). 

")  r.  H.  II  16,  32,  94,  100,  104,  158,  190,  209,  280,  302,  644. 

•)  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  189. 

«)  v.  U.  II  277. 

8)  r.  H.  II  277  (1262),  280  (1263),  346  (1268),  644  (1288). 
8)  v.  H.  II  32:   „testes  sunt:  Conradus  dapifer  de  Waldeser,  Olricns 
dapifer  de  Welsleve". 
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aud  zwar  gerade  in  dem  Augenblick,  wo  der  eiue  zum  letzten-, 
der  andere  zum  erstenmal  auftritt. 

Die  Besoldung  des  Truchsess  scheint  in  Naturalbezügen 
und  Uberweisung  von  Lelingütern  bestanden  zu  haben.  Jeden- 
falls werden  mehrere  Male  Lehngüter  erwähnt,  die  ein  Truch- 
sess vom  Fürsten  erhalten  hat1);  einige  Truchsesse  scheinen 
auch  selbst  nicht  unbedeutenden  Eigenbesitz  gehabt  zu  haben8). 

Im  14.  Jahrhundert  fehlen  uns  jede  Nachrichten  von  dem 
Vorhandensein  eines  Truchsess.  Wohl  aber  tritt  in  einigen 
Urkunden  der  Fürsten  Bernhard  II.  und  III.  in  den  Jahren 
1317 — 1338  ein  Küchenmeister,  „magister  coquine"  auf8). 
Derselbe  gehört  aber  jetzt  nicht  mehr  dem  Ritterstande  an,  ist 
vielmehr  stets  nur  unter  den  Knappen  aufgeführt,  ein  Zeichen 
von  welch  geringerer  Bedeutung  sein  Amt  ist  gegenüber  dem 
des  früheren  Truchsess,  als  dessen  Ersatz  es  sich  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  im  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  entwickelt 
hat4).  Seit  1338  lässt  sich  dann  auch  dieses  Amt  für  lange 
Zeit  nicht  mehr  belegen,  erst  1560  tritt  uns  wieder  ein  Küchen- 
meister entgegen. 

ß)  Das  Amt  des  Marschalls  scheint  im  12.  Jahrhundert 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  13.  von  keiner  grossen  Bedeutung 
gewesen  zu  sein.  Ausser  dem  1181  erwähnten  Marschall  Hein- 
rich finden  wir  keinen  einzigen  Inhaber  dieses  Amts  bis  1263 
sicher  belegt6).  Erst  mit  diesem  Jahre  tritt  der  Marschall  in 
den  Urkunden  öfter  und  bedeutender  hervor;  seitdem  sind  aber 
Inhaber  des  Amts  bis  zum  letzten  Viertel  des  14.  Jahrhuuderts 


»)  v.  H.  II  281  (1263);  II  23  (1216). 

*)  v.  H.  I  701  (1195);  II  267  (1261);  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  188  (1289). 

»)  v.  H.  III  352,  695;  V  507  a;  er  heisst  Hinricas. 

*)  Von  einer  Verdrängung  des  alten  Truchsess  durch  den  Küchenmeister, 
wie  y.  Maurer,  Geschichte  der  Fronhöfe  S.  285,  annimmt,  kann  in  Anhalt 
wohl  keine  Rede  sein.  Das  Trucbsessamt  war  vielmehr  in  seinem  alten  Um- 
fang überflüssig  geworden  und  wurde  deshalb  von  dem  geringeren  Amt  des 
Küchenmeisters  ersetzt. 

*)  In  einer  Urkunde  des  Bischofs  Norbert  von  Brandenburg  vom  12.  De- 
zember 1200  (v.  H.  I  733)  kommt  zwar  unter  den  Zeugen  neben  dem  Truch- 
sess Konrad  ein  Iwanus  marschalkus  vor,  der  vielleicht  zu  den  Begleitern 
Forst  Bernhards  gehören  könnte,  doch  ist  es  aus  dem  bei  Konrad  angeführten 
Grunde  (s.  8.  3  Anm.  2)  ebenfalls  sehr  fraglich. 
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nachweisbar1).  Vom  Jahre  1376  an  verschwindet  dann  auch 
der  Marschall  für  l1/»  Jahrhunderte  völlig  aus  den  Urkunden, 
um  erst  wieder  im  16.  Jahrhundert  in  viel  beschränkterer 
Tätigkeit  aufzutreten. 

Seinem  Stande  nach  gehört  der  Marschall  wohl  stets  zu 
den  landesfürstlichen  Ministerialen,  wenigstens  lässt  sich  dies 
einige  Male  mit  Bestimmtheit  nachweisen  8);  immer  ist  er  aber 
aus  der  Zahl  der  Ritter  genommen. 

Seine  Stellung  scheint  eine  ziemlich  bedeutende  gewesen  zu 
sein.  Oft  finden  wir  ihn  in  den  Urkunden  an  der  Spitze  der 
ritterlichen  Zeugen 3) ,  häufig  führt  er  auch  noch  die  Be- 
zeichnung dominus4),  was  sicher  gegen  eine  untergeordnete 
Stellung  spricht.    Als  Vertrauensperson  des  Fürsten  wird  der 

')  Folgende  Marschälle  sind  nachweisbar: 

1181  Heinrich  unter  Herzog  Bernhard  (v.  H.  I  605). 

1263  bis  zirka  1300  Ulrich  von  Aschersleben  unter  Heinrich  II. 
und  dann  unter  Otto  I.  und  Heiniich  III.  Er  nimmt  eine  hervorragende 
Stellung  ein,  kommt  in  nicht  weniger  wie  77  Urkunden  vor,  mehr  wie  jeder 
andre  Hofbeamte  (v.  H.  II  281,  302,  319,  321,  330,  334,  338,  342,  346,  347, 
350,  352,  358,  371,  378,  393,  401,  405,  421,  439,  449,  455,  457,  462,  463, 
468,  489,  491,  508  -512,  517,  521,  529,  531,  532,  535,  536,  539,  545,  552, 
554,  558—560,  566,  585,  586,  589,  590,  601,  606,  618,  625,  631,  673,  682, 
696,  702,  708,  711,  714,  739,  746,  748,  766,  769,  771,  774,  802,  818,  839, 
841;  V  614  a,  772  a.  Ob  der  II  307  erwähnte  Olricus  marscalcus  der  obige 
ist,  lässt  sich  nicht  sicher  sagen,  da  anhaltische  Fürsten  in  der  Urkunde  gar 
nicht  erwähnt  werden,  doch  ist  es  wohl  wahrscheinlich). 

(1293)  1300—1314  Heinrich,  Sohn  Ulrichs  (v.  H.  II  753,  882,  884, 
888,889;  III  1,8,9,  49,  51,  60,  63,  107,  117,  217,  227,  232.  269,  272,  284). 
Dass  der  spätere  Marschall  Heinrich  mit  dem  im  Jahre  1287  (v.  H.  V  617  a) 
und  seitdem  mehrmals  erwähnten  Hinricns,  filius  Olrici  marscalei  identisch 
ist  (v.  H.  II  769,  771,  774;  V  772  a),  ist  bei  Übereinstimmung  der  Namen  wohl 
sicher  anzunehmen. 

1280  Hermann  unter  Siegfried  von  Zerbst  (v.  H.  II  515). 

1337  Johann  von  Morditz  unter  Albrecht  I.  und  II.  von  Zerbst 
(M.V.f.A.O.  VIII  4,  1337  Nr.  6;  IX  1  S.  58). 

1376  Brakinan  von  Zelingen  unter  Otto  III.  von  Bernburg  (v.  H. 
IV  486). 

*)  v.  H.  II  321  (1266),  330  (1267),  378  (1270),  802  (1296) 

»)  v.  H.  II  535,  536,  560,  590,  618,  631,  673,  682,  696,  746,  769,  771, 

774,  753;  III  49,  60,  227,  232;  V  772  a. 

*)  v.  H.  n  334,  457,  512,  559,  560,  586,  601,  606,  696,  746,  753,  769, 

771,  818;  III  217. 
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Marschall  auch  sehr  oft  hervorgehoben.  So  finden  wir  den 
Marschall  in  einer  Urkunde  des  Jahres  1283  neben  zwei 
andern  Rittern  als  besondern  Bürgen  bei  einer  Verleihung 
seitens  des  Fürsten  Otto  I.  aufgeführt1),  und  im  Jahre  1288 
ist  er  unter  den  4  Schiedsrichtern,  die  die  Grafen  Otto  I.  und 
Heinrich  III.  dem  Bischof  von  Halberstadt  gelegentlich  der 
Verpfändung  von  Wegeleben  stellen2);  bei  dieser  Gelegenheit 
steht  der  Marschall  sogar  an  der  Spitze  der  19.  ritterlichen 
Bärgen,  die  dem  Bischof  von  den  anhaltischen  Grafen  zugesagt 
sind,  „quod  omnia  et  singula  placitata  ab  ipsis  inviolabiliter 
observentur".  Ebenso  ist  ein  Marschall  im  Jahre  1301  bei 
einem  Vergleich  des  Fürsten  Otto  I.  mit  dem  Marienstift  zu 
Halberstadt  neben  einem  andern  Ritter  als  Bekräftigungsbürge 
aufgeführt3),  und  in  demselben  Jahre  sehen  wir  ihn  als  Ge- 
sandten des  Fürsten  von  Anhalt  am  Hofe  des  Grafen  von 
Beichlingen  auf  Schloss  Kelbra4).  Der  Marschall  wird  also  zu 
manchen  wichtigen  Geschäften  verwendet,  über  seine  eigent- 
liche Tätigkeit  ist  jedoch  in  den  Urkunden  nichts  zu  finden. 
Nur  einmal  begegnet  ein  Marschall  in  den  30  er  Jahren  des 
14.  Jahrhunderts  als  fürstlicher  Hauptmann5),  ein  Zeichen, 
dass  der  Marschall  auch  in  Anhalt  mit  der  Kriegführung  be- 
traut wird. 

Allerdings  ist  gerade  der  Einfluss  der  einzelnen  Persönlich- 
keit bei  diesem,  wie  allen  Hofbeamten  von  sehr  grosser  Be- 
deutung. Das  kann  man  bei  dem  Marschall  Ulrich  von 
Aschersleben  (1263 — 1300)  in  der  Stellung  seines  Namens  in 
den  Urkunden  deutlich  verfolgen.  In  den  ersten  Jahren  seines 
Auftretens  finden  wir  ihn  meist  in  der  Mitte  der  milites  auf- 
geführt; bisweilen  sogar  als  deren  letzten6),  gegen  Ende 
seiner  Tätigkeit  steht  er  aber  fast  stets  an  ihrer  Spitze7). 

Einen  Einblick  in  die  einflussreiche  persönliche  Stellung 


')  v.  H.  II  552. 
*)  v.  H.  II  631. 
*)  v.  H.  HI  8,  9. 
*)  v.  H.  III  1  (1301). 
«)  v.  H.  HI  661  (1335). 

•)  v.  H.  II  342  (1267),  393  (1271),  439  (1274). 
7)  pag.  6  anm.  3. 
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Ulrichs  gewähren  noch  zwei  weitere  Urkunden.  In  der  einen 
vom  Juni  1265 l)  führt  Graf  Siegfried  von  Anhalt  besonders 
an,  dass  er  „domini  Olrici  de  Aschersleve  marsealci  coniitis 
Heurici  fratris  nostri  precibus  inclinatus"  das  Kloster  Michael- 
stein mit  Landhufen  belehnt  habe,  und  in  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1282  *)  wird  erwähnt,  dass  die  Grafen  von  Anhalt  „una 
cum  Olrico  milite  dicto  marscalco"  eine  von  ihm,  dem  Grafen 
Otto,  zurückgestellte  Hufe  Landes,  die  er  von  diesem  zu  Lehen 
erhalten  hatte,  einer  Aschersleber  Kapelle  geschenkt  haben, 
wofür  als  Gegenleistung  jährlich  am  Tage  „cene  Domini"  „pro 
anima  iam  dicti  Olrici  nec  non  et  pro  animabus  progenitorum 
successorumque  suorum",  den  Armen  Almosen  gegeben  werdeu 
sollen. 

Bemerkenswert  ist,  dass  wir  den  Marschall  fast  stets  in 
der  unmittelbaren  Umgebung  seines  Fürsten  treffen,  namentlich 
bei  Reisen  scheint  er  unbedingt  im  Gefolge  seines  Herru  ge- 
wesen zu  sein,  wie  sich  aus  der  grossen  Anzahl  von  Urkunden 
ergibt,  die  von  anhaltischen  Fürsten  an  fremden  Orten  aus- 
gestellt sind  und  in  ihren  Zeugenreihen  den  Namen  eines  Mai- 
schalls enthalten 8).  Es  hängt  dies  jedenfalls  mit  dem  Amt 
des  Marschalls  als  Quartiermacher  zusammen,  das  sich  zwar 
nicht  direkt  nachweisen  lässt,  aber  doch  wohl  sicher  anzu- 
nehmen ist4). 

Mehrere  Inhaber  des  Marschallamts  scheinen  nicht  neben- 
einander tätig  gewesen  zu  sein.  Einmal  wird  zwar  während 
der  Amtszeit  eines  Marschalls  noch  ein  andrer  erwähnt,  aber 
in  Abwesenheit  des  sonstigen  Iuhabers  des  Amts5).  Jedenfalls 
ist  auch  hier  wieder  nur  eine  Vertretung  anzunehmen,  da  der 

')  v.  H.  II  302. 
')  v.  H.  II  532. 

«)  v.  H.  II  319,  330,  346,  347  (1266—1208),  371  (1270),  421  (1273), 
489,  491  (1276),  517  (1280),  531,  536,  Ö52,  554,  558,  566,  585,  586,  601,  606, 
618  (1282—87),  682,  6%,  702,  708,  711  (1290-91),  739,  748,  753,  766 
(1293-94),  802  (1296),  841  (1297);  III  8,  9  (1301),  217  (1310). 

«)  Nach  dem  Beispiel  anderer  Länder:  v.  Wretschko  S.  37;  Rosenthal, 
Gerichtswesen  S.  248;  v.  Maurer,  Fronhöfe  S.  294;  Isaaksohn,  Geschichte  des 
preussischen  Beamtentums  (Berlin  1874)  Bd.  I  S.  13. 

6)  Der  Marschall  Heinrich  tritt  schon  1293  in  Abwesenheit  seines  Vaters 
als  Marschall  auf  (v.  H.  II  753). 
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genannte  zweite  Marschall  im  Beisein  des  ersten  sonst  nie  mit 
einem  Amtstitel  genannt  wird,  sondern  stets  nur  als  einfacher 
Zeuge  auftritt;  bei  Verhinderung  des  Vaters  versieht  eben  der 
Sohn  die  Geschäfte  desselben,  da  er  doch  zu  dessen  Nachfolger 
bestimmt  ist.  Erblichkeit  des  Amts  ist  aber  nach  dem  Beispiel 
der  Marschälle  Ulrich  und  Heinrich  wohl  anzunehmen  *),  wenig- 
stens ist  sie  sicher  nicht  ausgeschlossen. 

Hinsichtlich  der  Besoldung  des  Marschalls  lässt  sich  nichts 
Bestimmtes  erkennen;  bisweilen  findet  sich  nur  in  den  Ur- 
kunden Erwähnung  eines  Lehnguts,  das  ein  Marschall  vom 
Fürsten  gehabt  hat  *).  Jedenfalls  wird  also  die  Besoldung,  wie 
in  andern  Ländern,  in  dieser  Zeit  noch  völlig  in  Güterüber- 
weisungen neben  Naturalverpflegung  bestanden  haben. 

-/)  Ein  Inhaber  des  Schenkenamts  ist  sicher  erst  im 
zweiten  Viertel  des  13.  Jahrhunderts  nachweisbar,  im  Jahre 
1229  tritt  zum  erstenmal  ein  anhaltischer  Schenk  auf3).  Seit- 
dem hat  das  Amt  während  des  ganzen  13.  bis  in  den  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  bestanden,  seit  1319  verschwindet  es  aber 
ebenfalls  aus  den  Urkunden,  um  erst  wieder  im  16.  Jahrhundert 
als  Hofamt  zweiter  Ordnung  zu  erscheinen4). 


')  pag.  f>  anm.  1. 

*)  v.  H.  II  334  (1267),  532  (1282),  714  (1291),  739  (1293);  III  227  (1311), 
269  (1313). 

*)  v.  H.  II  100.  Der  in  II  16  im  Jahre  121 5  erwähnte  Alexander 
princerna  gehört  zum  Kloster  Niemburg  (vgl.  auch  II  117,  334).  Auch  wird 
ja  der  ebenfalls  anwesende  Truchsess  des  anhaltischeu  Grafen  noch  besonders 
„dapifer  comitis  Ascharie"  genannt. 

*)  Folgende  Schenken  sind  namentlich  nachweisbar: 

1229  Friedrich  von  Schwcchting  unter  Heinrich  I.  (v.  H.  II  100). 

1244  Eonrad  unter  Heinrich  I.  (v.  H.  II  160,  161). 

1254  Lodwicus  pincerna  do  Blankenburch  unter  Heinrich  II.  (v.  H. 
II  209);  doch  ist  möglich,  dass  er  zur  Grafschaft  Blankenburg  gehört,  wie 
v.  H.  VI  S.  32  annimmt. 

1254—1267  Bartold  von  Welpesleben  unter  Heinrich  II.  und  dann 
Otto  I.  und  Heinrich  III.  (v.  H.  II  209,  330). 

1263—1270  Johann  vom  Berge  unter  Heinrich  II.  und  besonders 
Otto  I.  und  Heinrich  III.  (v.  H.  II  281,  321,  323,  330,  338,  350,  358,  378); 
gelebt  hat  er  noch  bis  1294  nach  v.  H  VI  8.  80. 

Eine  Urkunde  vom  Jahre  1272  (v.  H.  II  405)  berichtet,  dass  die  Grafen 
Otto  I.  und  Heinrich  III.  bei  einem  Ministerialeutausch  mit  dem  Stifte 
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Die  Bedeutung  des  Schenkenamts  für  die  allgemeine  Ver- 
waltung kann  nicht  allzu  gross  gewesen  sein,  Schenken  kommen 
immer  nur  ganz  vereinzelt  in  den  Urkunden  vor;  nur  einmal 
gegen  Ende  des  13.  Jahrhunderts  wird  ein  Inhaber  dieses  Amtes 
öfter  als  Urkundenzeuge  aufgeführt.  Auch  unter  den  Hof- 
ämtern selbst  scheint,  es  weniger  Geltung  gehabt  zu  haben. 
Wir  finden  in  den  Zeugenreihen  der  Urkunden  alle  Schenken 
hiuter  dem  Trnchsess,  später  auch  hinter  dem  Marschall  auf- 
geführt1), nur  Johann  vom  Berge  macht  eine  Ausnahme*)  — 
er  ist  auch  der  einzige  Schenk,  der  als  erster  der  ritterlichen 
Zeugen  aufgeführt  wird3)  —  und  einmal  Bartold  von  Welps- 
leben4); doch  ist  dies  wohl  weniger  seinem  Amte,  als  seinem 
höheren  Alter  zuzurechnen,  da  gerade  in  derselben  Urkunde 
der  Schenk  Johann  vom  Berge  wieder  hinter  die  andern  Hof- 
beamten gestellt  wird.  Auch  die  Bezeichnung  dominus  findet 
sich  nur  zweimal  für  einen  Schenken5). 

Seinem  Staude  nach  ist  aber  der  Schenk,  wenigstens  im 
13.  Jahrhundert,  stets  aus  der  Ritterschaft  genommen,  bisweilen 
sogar  aus  recht  einflussreichem  Geschlechte6);  sicher  hat  er 
wohl  auch  zu  den  Ministerialen  des  Fürsten  gehört7).  Im  14.  Jahr- 


Quedlinburg  „Ottonem  et  ßurchardum  filios  domini  Tbeoderici  pincerne " 
vertauscht  haben.  Es  ist  möglich,  dass  dieser  ein  Hofbeamter  der  anhaltischen 
Herren  ist,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ist  hiermit  aber  der  gleichnamige 
Schenk  des  Quedlinbnrger  Stifts  gemeint,  der  von  1231—78  nachweisbar  ist, 
wie  auch  v.  H.  VI  S.  199  annimmt. 

Aus  dem  14.  Jahrhundert  lässt  sich  Uberhaupt  kein  Schenk  mit  Namen 
nachweisen,  nur  ein  einziges  Mal  im  Jahre  1319  wird  ein  Inhaber  des  Amtes 
erwähnt,  dessen  Name  aber  nicht  mehr  leserlich  ist  (v.  H.  III  376). 

•)  v.  H.  II  100  (1229),  160  (1244),  209  (1254),  321,  330  (wenigstens 
Johann  vom  Berge)  (1266—67);  III  376  (1319). 

»)  v.  H.  II  281,  338,  358,  378  (1263,  1267—70). 

»)  v.  H.  II  338  (1267),  378  (1270). 

*)  v.  H.  II  330  (1267). 

*)  v.  H.  II  323,  330  (1267). 

•)  Z.  B.  Johann  vom  Berge. 

*)  v.  H.  II  321,  330  (1266—67),  378  (1270),  ev.  II  405  (1272).  Durch 
II  321  könnte  man  vielleicht  in  Bedenken  kommen,  wenn  es  heisst:  „Huins 
rci  testes  sunt  ministeriales  nostri  Johannes  de  Berge,  OIricus  et  Heinricus 
fratres  de  Wedestorp,  OIricus  marseakus,  Couemundus  de  Monte,  Hermannus 
de  Wegenleve  et  alii  milites  quam  plures  Heinricus  de  Oatersleve,  Albertus 


Digitized  by  Go 


11 

hundert  dagegen  ist  der  einzig  nachweisbare  Schenk  nur  noch 
als  Knappe  aufgeführt;  man  sieht  daraus  deutlich,  wie  auch 
das  Schenkenamt  allmählich  an  Ansehen  verliert1).  Ganz  un- 
bedeutend ist  aber  dasselbe  doch  nicht  gewesen.  Das  beweist 
ausser  dem  ritterlichen  Stand  der  Inhaber  auch  schon  der  Um- 
stand, dass  wir  bisweilen  zwei  Inhaber  des  Amts  zu  gleicher 
Zeit  antreffen 2).  Wer  da  der  eigentliche  Inhaber  des  Amts  ist, 
und  ob  überhaupt  der  andere  sein  Unterbeamter  ist,  lässt  sich 
jedoch  nicht  mit  Sicherheit  entscheiden.  Möglich  ist,  dass  in 
II  330  Johann  vom  Berge  Unterbeamter  Bartolds  ist,  jedenfalls 
lässt  seine  ganze  Stellung  in  der  Zeugenreihe  auf  ciu  ge- 
ringeres Ansehen  schliessen.  Nach  seinem  häufigen  alleinigen 
Auftreten  schon  vor  dem  1.  Mai  1267  scheint  er  mir  aber  mehr 
als  Unterstützung  und  Stellvertreter  des  alternden  Bartold 
schon  zu  dessen  Lebzeiten  im  Amte  gewesen  zu  sein,  denn  als 
eigentlicher  Unterbeamter,  wogegen  schon  die  Bezeichnung 
„dominus"  spricht,  die  ihm  in  einer  früheren  Urkunde  schon 
beigelegt  ist8). 

Auf  Reisen  scheint  der  Schenk  seinen  Herrn  nur  selten 
begleitet  zu  haben,  wenigstens  lässt  es  sich  nur  einmal  er- 
kennen4). Auch  über  eine  allgemeine  wie  spezielle  Tätigkeit 
des  Schenks  ist  nichts  überliefert,  er  ist  eben  mehr  eigent- 
licher Hausbeamter.  Seine  Bezeichnung  in  den  Urkunden  ist 
piueerna,  er  tritt  stets  nur  als  Zeuge  auf 

d)  Die  geringste  Bedeutung  von  allen  Hofämtern  der 
älteren  Zeit  hat  das  Amt  des  Kämmerers.  Es  ergibt  sich 
dies  schon  daraus,  dass  seine  Inhaber  nur  dem  Stande  der 
Knappen  angehören  und  in  den  Urkunden  nur  ganz  vereinzelt 
vorkommen.    Nach  der  ersten  Erwähnuug  eines  Kämmerers  im 


de  Coxstede,  Johannes  pinceraa  ",  dass  der  Schenk  Johann  nicht  zu  den 

Bittern  gehöre,  doch  ist  dies  sicher  nachzuweisen  aus  den  Urkunden  v.  H.  II 
281  (1263),  350  (1268). 

•)  v.  H.  III  376  (1319). 

■)  v.  H.  II  209  (1254),  330  (1267).  Allerdings  ist  es  bei  II  209  ja  nicht 
unbedingt  sicher,  ob  beide  Schenken  anhaltische  Hofbeamte  sind  (vgl.  pag.  9 
anm.  3). 

»)  v.  H.  II  323  (1267  Febr  10). 
•j  v.  H.  II  330  (1267). 
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Jahre  1181 ')  tritt  überhaupt  nur  noch  einmal  ein  Inhaber 
dieses  Amtes  auf,  und  zwar  erst  gegen  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts2). Er  ist  bis  1315  nachweisbar,  weiter  findet  sich  in 
den  Urkunden  dann  kein  Kämmerer  anhaltischer  Fürsten 
erwähnt. 

Seinem  Stande  nach  gehört  der  Kämmerer  zu  den  famuli  s), 
innerhalb  deren  Reihe  ist  seine  Stellung  in  den  Urkunden  ver- 
schieden4).  Uber  seine  Tätigkeit  ist  nichts  überliefert,  auf 
Reisen  hat  der  Kämmerer  seinen  Fürsten  nicht  selten  be- 
gleitet 5). 

Im  letzten  Viertel  des  14.  Jahrhunderts  tritt  zwar  wieder 
ein  Inhaber  des  Kämmereramtes  auf,  doch  wird  dieser  nunmehr 
schon  Kamraermeister  genannt6).  Auch  über  seine  Tätigkeit 
ist  nichts  nachzuweisen,  er  scheint  aber  eine  bedeutendere 
Stellung  eingenommen  zu  haben,  als  die  Kämmerer  früherer 
Zeiten.  Zwar  hat  er  jedenfalls  noch  zum  Stande  der  Knappen 
gehört7),  ist  aber  wohl  schon  ziemlich  vermögend8)  und  von 
nicht  unbedeutendem  Ausehen  gewesen,  da  ihn  die  Äbtissin  von 

')  v.  H.  I  605,  Heinrich  (pag.  3). 

'')  Heinrich  Hobusch,  nach  dem  Sprachgebrauch  damaliger  Zeit  auch 
Heinemauuu9  genannt.  Er  hat  am  Hofe  Ottos  I.  und  II.  gelebt  (1291—1315) 
(v.  H.  II  708,  711,  739,  769,  770,  771,  774,  881,  884,  888,  889;  III  6,  23, 
49,  51,  59,  63,  81,  82,  88,  101,  107,  117,  279,  307).  v.  Heinemann  VI  S.  125 
setzt  ihn  bis  1322  an,  doch  scheint  es  mir  fraglich,  ob  der  III  424  genannte 
Henricus  Kamerarius  der  unsrige  ist,  da  die  Urkunde  vom  Niembnrger  Äbte 
ausgestellt  ist  und  der  Aschersleber  Grafen  keinerlei  Erwähnung  tut. 

»)  v.  H.  I  605  (1181);  II  770,  774,  881,  884,  888;  III  49,  51,  59,  63, 
81,  82,  88,  101,  107,  117,  279  (1294—1314). 

*)  Der  Kämmerer  Heinrich  Hobusch  findet  sich  in  den  ersten  Jahren  seiner 
Amtstätigkeit  meist  am  Ende,  später  jedoch  auch  oft  an  der  Spitze  seiner 
Standesgenossen  (v.  H.  II  889  (1300);  III  59,  63,  81,  82,  101,  107,  117 
(1303-05)). 

6)  v.  H.  II  708,  711  (1291),  739  (1292);  III  88  (1304). 

•)  1375-1377  Oltze  von  Gilverstedt  (v.  H.  IV  462,  483,  504,  506); 
eine  bestimmte  Angabe,  bei  welchem  Fürsteu  er  tätig  gewesen  ist,  tiudet 
sich  nicht. 

')  v.  H.  IV  462  (1375). 

")  v.  H.  IV  483  (1376)  und  besonders  IV  504  (1377).  Hier  wird  er  mit 
einem  andern  als  Stifter  und  Dotator  eines  Altars  aufgeführt,  „quod  —  aedificare 

propouereut,  volentes  de  suis  tautum  appouerc,  quod  sacerdos  de  hiis 

cougrue  posset  gustentari". 
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Gernrode  einmal  mit  dem  Patronatsrecht  eines  Altars  belehnt; 
überhaupt  scheint  er  zu  dem  Stifte  Gernrode  in  näheren  Be- 
ziehungen gestanden  zu  haben ').  Nach  1377  ist  auch  ein 
Kammermeister  für  lange  Zeit  in  den  anhaltischen  Urkunden 
nicht  aufzufinden ,  erst  im  16.  Jahrhundert  erscheint  die  Be- 
zeichnung gelegentlich  wieder. 

e)  Fasst  man  das  über  die  einzelnen  Ämter  Nachgewiesene 
zusammen,  so  ergibt  sich,  dass  auch  in  Anhalt  die  Hofbeamten 
im  12. — 14.  Jahrhundert  nach  ihrem  Geburtsstande  durchaus 
unfreie  Dienstmannen  sind,  aus  der  Zahl  der  Ministerialen  her- 
vorgegangen. Es  gibt  im  ganzen  vier  Amter,  ein  Hofraeisteramt 
findet  sich  in  dieser  Zeit  in  Anhalt  noch  nicht.  Truchsess, 
Marschall  und  Schenk  gehören  dem  Ritterstande  an,  nur  der 
Kämmerer  ist  von  vornherein  aus  der  Zahl  der  Knappen  ge- 
nommen,  später  gehen  auch  die  Amter  des  Schenken  und  Truch- 
sess in  die  Hände  von  Knappen  über,  letzteres  auch  im  Namen 
verändert. 

Am  einflussreichsten  von  den  Hofbeamten  ist  der  Truchsess, 
jedenfalls  steht  er  bis  zu  seinem  letzten  Auftreten  mit  einer 
einzigen  Ausnahme2)  stets  an  der  Spitze  derselben.  Der  Schenk 
scheint  anfangs  bedeutender  gewesen  zu  sein  wie  der  Marschall3), 
doch  mag  dies  auch  darin  seinen  Grund  haben,  dass  der  Mar- 
schall erst  seit  1263  wieder  mehr  hervortritt.  Jedenfalls  bat 
sich  schon  im  Jahre  1266  ein  Ausgleich  vollzogen4)  und  gegen 
Ende  des  13.  und  im  14.  Jahrhundert  ist  sicher  der  Marschall 
nach  dem  Verschwinden  des  Truchsess  der  einflussreichste  von 
allen  Hof beamten 6).  Er  ist  der  einzige,  der  ritterlichen 
Standes  bleibt,  sein  Amt  hat  sich  sichtlich  gegen  das  13.  Jahr- 
hundert an  Ansehen  gehoben.  Die  geringste  Bedeutung  hat 
anfangs  das  Kämmereramt  gehabt,  es  hebt  sich  aber  auch  schon 
im  14.  Jahrhundert. 

Überhaupt  ändert  sich  im  14.  Jahrhundert  das  Bild  des 

')  v.  H.  IV  506  (1377);  hier  nennt  ihn  die  Äbtissin  anch  „unserae 
truwen  dyner". 

»)  v.  H.  II  281  (1263). 

»)  v.  H.  n  281  (1263),  330,  338  (1267),  350  (1268),  358  (1269),  378  (1270). 
«)  v.  H.  II  321. 

»)  Vgl.  H.  B.  Meyer  8.  35  für  die  wettinischen  Lande. 
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Hofbeamtentums.  Die  alten  Ämter  verlieren  allmählich  immer 
mehr  an  Bedeutung,  werden  verändert  und  schwinden  schliess- 
lich ganz  oder  wenigstens  für  lange  Zeit  aus  unsern  Augen. 
So  wird  das  Schenkenamt  im  14.  Jahrhundert  nur  noch  von 
einem  Knappen  verwaltet  und  ist  seit  1319  nicht  mehr  zu  be- 
legen. Das  alte  Truchsessamt  ist  schon  seit  1288  nicht  mehr 
nachweisbar,  dafür  ist  im  14.  Jahrhundert  das  nunmehr  eben- 
falls von  einem  Knappen  verwaltete  Amt  eines  Küchenmeisters 
eingetreten.  Das  Amt  des  Kämmerers  hat  sich  zwar  im  Laufe 
der  Zeit  an  Bedeutung  gehoben,  doch  ist  auch  hier  der  alte 
Titel  seit  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  verschwunden  und  dafür 
die  Bezeichnung  Kammermeister  eingetreten.  Am  längsten  hält 
sich  noch  das  Marschallamt  in  seiner  alten  Bedeutung,  erst 
1376  verschwindet  der  letzte  Inhaber  dieses  einflussreichen  Hof- 
amts aus  den  Urkunden.  Der  Marschall  ist  auch  der  einzige 
Hof  beamte,  der  mit  seinem  alten  Namen  in  späterer  Zeit  wieder 
bedeutender  hervortritt,  Schenk  und  Küchenmeister  sind  im 
16.  Jahrhundert  nur  noch  Beamte  zweiten  Ranges.  Seit  dem 
Ausgang  des  14.  Jahrhunderts  sind  sämtliche  Hofbeamte  aus 
den  Urkunden  verschwunden,  um  erst  im  16.  Jahrhundert 
zum  Teil  wiederzukehren,  und  zwar  in  viel  beschränkterer 
Stellung. 

Bei  den  Hofämtern  des  12. — 14.  Jahrhunderts  ist  nun  auf- 
fallend, dass  wir  meist  nur  jedesmal  zwei  Hofämter  in  einer 
Zeit  öfter  belegt  finden.  Bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
kommen  in  den  Urkunden  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Urkunde 
von  1181  (v.  H.  I  605)  fast  nur  luhaber  des  Truchsess-  und 
Schenkenamts  vor,  Marschall  wie  Kämmerer  werden  erst  öfter 
erwähnt  seit  dem  dritten  Viertel  oder  ganz  am  Ende  des 
13.  Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  das  Truchsess-  und 
Schenkenamt  in  ihrer  alten  Bedeutung  schon  allmählich  zurück- 
gehen und  bald  verschwinden.  Die  Hofämter  damaliger  Zeit 
scheinen  sich  also  auch  untereinander  in  ältere  und  jüngere  zu 
scheiden.  Woher  das  kommt,  lässt  sich  nicht  sicher  sagen. 
Jedenfalls  wird  der  Einfluss  der  Persönlichkeit  der  jeweiligen 
Amtsinhaber  hier  sehr  mitgesprochen  haben,  andererseits  hängt 
es  wohl  mit  den  Befugnissen  der  Amter  zusammen.  Während 
Truchsess   und  Schenk  im  wesentlichen  Haushaltungsbeamte 
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bleiben,  wächst  das  Ansehen  des  Marschalls  und  Kämmerers 
durch  Vermehrung  ihrer  Befugnisse.  Aus  der  ursprünglichen 
Aufsicht  über  den  Maistall  und  die  Knechte  entwickelt  sich 
für  den  Marschall  im  Laufe  der  Zeit  ein  Oberbefehl  erst  über 
die  reisigen  Knechte,  dann  auch  über  die  Ritterschaft,  er  wird 
allmählich  zu  deren  Vorstand1).  Das  Kämmereramt  hebt  sich 
von  selbst  durch  die  stetig  wachsende  Bedeutung  der  Finanzen 
und  Geldwirtschaft. 

Über  die  eigentliche  Amtstätigkeit  der  Hofbeamten  lässt 
sich  aus  dem  vorhandenen  Material  nichts  Bestimmtes  feststellen, 
von  Nachrichten  über  irgendeine  Amtsbefugnis  fehlt  jede  Spur. 
Jeder  Hofbeamte  hat  sein  althergebrachtes  Hofamt,  daneben 
besorgt  er,  was  ihm  aufgetragen  ist,  auch  für  die  Erledigung 
der  Geschäfte  der  allgemeinen  Landesregierung.  Eine  Be- 
tätigung in  dieser  Hinsicht  beweist  vor  allem  das  häufige  Auf- 
treten der  Hofbeamten  als  Zeugen  irgendwelcher  Handlungen 
und  Abmachungen  ihres  Fürsten,  eigentlich  bei  jeder  Aufzählung 
von  Zeugen  in  einer  Urkunde  anhaltischer  Fürsten  ist  ein  Hof- 
beamter verzeichnet.  Andererseits  sind  dieselben  auch  oftmals 
als  selbtätige  Vertreter  ihres  Landesherrn,  als  Bürgen,  Schieds- 
richter oder  Unterhändler  nachweisbar2),  sie  sind  wohl  über- 
haupt bei  jedem  wichtigen  Geschäft  dabei.  Jedenfalls  haben 
die  Hofbeamten  in  der  Landesregierung  aber  wohl  keine  selb- 
ständige Amtsgewalt,  sie  sind  nur  Diener  und  Gehilfen  des 
Fürsten,  ihre  Abmachungen  bedürfen  stets  dessen  Bestätigung. 
Die  Hofbeamten  sind  in  steter  Umgebung  des  Landesherrn,  sie 
begleiten  ihn  wohl  in  dieser  Zeit  des  Fehlens  einer  festen 
Eesidenz  auch  auf  seinen  meisten  Reisen,  namentlich  der 
Marschall  fehlt  fast  nie  wegen  der  ihm  obliegenden  Sorge  fürs 
Quartier. 

Mehrere  Inhaber  eines  Hofamts  sind  für  gewöhnlich  nicht 
anzunehmen,  es  entspricht  dies  schon  dem  ganzen  Umfang  des 
anhaltischen  Besitzes.  Tritt  bisweilen  der  Fall  ein,  so  geschieht 
es  nur  in  den  letzten  Lebensjahren  des  eigentlichen  Hof  beamten 

>)  Vgl.  IsaakBohn  S.  13;  H.  B.  Meyer  S.  33;  v.  Maurer,  Fronhöfe  8. 269 ff.; 
Luschm  von  Ebengreuth,  Geschichte  des  Gerichtswesens  S.  82. 

«)  v.  H.  II  330  (1267),  552  (1283).  631  (1288),  277  (1262);  III  1  (1301), 
8,  9  (1301);  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  189  (1239). 
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zu  seiner  Unterstützung  oder  notwendigen  Vertretung  durch 
seinen  schon  vorgesehenen  Amtsnachfolger. 

Erblichkeit  der  Hofämter  lässt  sich  aus  den  Urkunden  nur 
einmal  beim  Marschallamt  nachweisen  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts, das  Fehlen  weiterer  Belege  mag  aber  in  dem  früh- 
zeitigen Verschwinden  der  andern  Hofämter  und  auch  iu  der 
geringen  Zahl  der  überkommenen  Nachrichten,  besonders  hin- 
sichtlich der  Namen  der  Hofbeamten,  seinen  Grund  haben.  Im 
13.  Jahrhundert  scheint  noch  kein  Amt  erblich  gewesen  zu  sein, 
Ehrenämter  haben  in  Anhalt  wohl  nicht  in  erblicher  Folge  be- 
standen1). Üblich  scheint  es  dagegen  in  den  anhaltischen  Ge- 
bieten gewesen  zu  sein,  dass  Hofbeamte  beim  Tode  ihres  Herrn 
von  dessen  Nachfolger  beibehalten  werden  *),  immerhin  ein  Zeichen, 
dass  ihre  Stellung  doch  schon  ziemlich  gefestigt  gewesen  sein 
muss.  Sonst  lässt  sich  über  Anstellung  und  Absetzung  der  Hof- 
beamten gar  nichts  sagen. 

Die  Besoldung  der  Hofbeamten  hat  wohl,  wie  überall  in 
den  deutschen  Gebieten3),  im  12. — 14.  Jahrhundert  lediglich 
noch  in  Bekleidung  und  Unterhalt  am  Hofe,  wie  in  Überweisung 
von  Lehngiitern  bestanden.  Gehalt  in  Geld  gibt  es  noch  nicht, 
die  sämtlichen  Hofäinter  sind  eben  Lehnsstellen  r allem  Ansehen 
und  der  allgemeinen  tentschen  Sitte  gemäss",  wie  sich  Job. 
Christoph  Krause  in  seiner  „Fortsetzung  der  Bertramischen 
Geschichte  des  Hauses  und  Fürstentums  Anhalt"  (Teil  II  S.  305) 
ausdrückt. 

b)  Die  Notare  und  Kanzleibeamten 4). 

Da  die  Inhaber  der  vier  grossen  Hofämter  gewöhnlich 
ohne  schulmässige  Bildung  sind,  ergibt  sich  von  selbst  für  den 


')  Bertram-Krause,  Geschichte  des  Hauses  und  Fürstentums  Anhalt  (1782) 
Tl.  II  S.  304.  Es  ist  dies  entsprechend  den  Verhältnissen  in  Brandenburg 
(Bornhak  S.  7,  9). 

*)  Vgl.  die  Aufzählung  der  Hofbeamten  S.  3  anm.  2,  S.  6  anra.  1,  8.  9 
anm.  4,  S.  12  anm.  2;  siehe  auch  Barth  S.  369  ff. 
*)  pag.  2  anm.  1. 

*)  Vgl.  hierzu  besonders  Jänicke,  Beiträge  zum  Urkunden-  und  Kanzlei- 
weseo  der  gräflichen  Anhaltiner,  vornehmlich  im  13.  und  14.  Jahrhundert, 
(Leipzig,  Dissertation  1904;;  ferner  Barth  S.  412;  Bornhak  S.  39;  Jakobs, 
Alter  und  Ursprung  der  gräflichen  Dienerschaft  zu  Wernigerode  (Zeitschrift 
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Landesfürsten  die  Notwendigkeit,  zur  Erledigung  der  schrift- 
lichen Geschäfte,  vor  allem  zur  Fixierung  und  Ausstellung  der 
Urkunden  einen  schreibkundigen  Mann  heranzuziehen.  Dies 
kann  nach  dem  ganzen  Stande  der  Bildung  im  Mittelalter  nur 
ein  Geistlicher  sein,  da  nur  diese  in  damaliger  Zeit  lesen  und 
schreiben  können  und  vor  allem  des  Lateins  kundig  sind. 

Dem  ersten  urkundlich  nachweisbaren  Notar  anhaltischer 
Fürsten  begegnen  wir  im  Jahre  1200  in  der  Person  des 
„Arnoldus  notarius  ducisu,  der  in  Begleitung  des  Herzogs 
Bernhard  von  Sachsen,  Grafen  von  Ascharien  in  einer  Urkunde 
des  Bischofs  Norbert  von  Brandenburg  auftritt1),  sich  aber 
soust  nicht  weiter  belegen  lässt.  In  früherer  Zeit  scheint 
Herzog  Bernhard  ebenso  wie  sein  Vater  Albrecht  der  Bär  die 
Ausfertigung  der  Urkunden  von  Fall  zu  Fall  einem  gerade 
anwesenden  Geistlichen  übertragen  zu  haben,  meist  natürlich 
wohl  seinen  Kaplänen2),  ohne  einen  eigenen  Beamten  dafür  zu 
halteu.  Seit  der  Regierungszeit  Heinrichs  I.  hat  es  aber  ein 
fest  eingerichtetes  Amt  eines  Notars  in  Anhalt  gegeben;  vom 
Jahre  1213  an  lassen  sich  Inhaber  eines  solchen  Amts  beinahe 
ohne  Unterbrechung  nachweisen8),  nach  der  Teilung  des  an- 


des  Harzvereins  Bd.  XXI  (1888))  S. 99 flf. ;  v.  Krones,  Verfassung  S.  120,  195; 
H.  B.  Meyer  S.  25ff.;  v.  I'osern-Klett,  Zur  Geschichte  der  Verfassung 
der  Markgrafschaft  Meissen  im  18.  Jahrhundert  (Leipzig  1863)  S.  54;  Rosen  - 
thal,  Gerichtswesen  S.  265  ff. ;  Schröder,  Recbtsgeschichte  S.  490;  Wieder  - 
hold  S.  48;  Wintterlin  S.  loff. 
»)  v.  H.  I  733. 

»)  v.  H.  I  483  (1163),  605  (1181). 

*)  Näheres  über  die  Persönlichkeiten  der  Notare  bis  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts ist  angegeben  bei  Jänicke  S.  2  —  36,  eine  Tabelle  S.  80.  Im  15.  Jahr- 
hundert finden  sich  noch  folgende  selbständige  Kanzleibeamte. 

1405  Tyle  Panthir  und  Kerstanus,  Schreiber  des  Fürsten  Albrecht 
(Reg.  42). 

1422-1426  GnntherWignand  unter  Bernhard  VI.  (Reg.  157, 179,  207). 
1436—1440  Stephan  Rodendor ff  unter  Georg  I.  (Reg.  294,  332,  333). 
1440  Martin  Korn  er  unter  Georg  I.  (Reg.  332,  333). 

Nikolaus  Drifuss  unter  Georg  I.  (Reg.  332,  333). 
1457—1470  Johann  Hinrici  unter  Albrecht  V.  und  Adolf  I.  (Reg. 
515,  719). 

1460  Heinrich  Körner  unter  Adolf  I.  (H.H.St. Arch.  Vol.  V  fol.  275b 
N.  20:  Kopialbuck  von  1460  „Iucipit  registrum  über  materiis  et  negoeiis  domi 

Scurccker,  Beamtentum  in  Anhalt  2 
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baltischen  Landes  unter  die  Sohne  Heinrichs  I.  im  Jahre  1253 
finden  sich  selbstverständlich  bei  jeder  der  drei  fürstlichen 
Linien  Notare1). 

Von  den  ersten  Anfängen  eines  eigentlich  anhaltischen 
Territoriums  an  finden  sich  also  Kanzleibeamte,  und  zwar  in 
ziemlich  eng  aufeinander  folgender  Reihe  bis  zur  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts,  erst  seit  zirka  1350  werden  Notare  und 
Schreiber  in  den  Urkunden  seltener  erwähnt  *),  scheinen  seitdem 
also  in  der  Leitung  der  Landesaugelegenheiten  nicht  mehr  so 
hervorgetreten  zu  sein.  Immerhin  lässt  sich  eine  Zuziehung 
dieser  Kanzleibeamten  in  den  Urkunden  als  Zeugen  oder  auch 
selbsthandelnd  noch  bis  in  die  70er  Jahre  des  15.  Jahrhunderts 
nachweisen  (1470) 9).  Erst  dann  hört  ein  selbständiges  Auftreten 
von  Notaren  und  Schreibern  auf;  seitdem  begegnen  uns  der- 
artige Kanzleibeamte  nur  noch  in  untergeordneter  Stellung,  ihr 
Vertreter  nach  aussen  wird  vollkommen  der  Kanzler. 

Im  13.  Jahrhundert  haben  sich  die  anhaltischen  Fürsten 
wohl  durchweg  mit  einem  einzigen  Notar  begnügt,  jedenfalls 
treten  mehre  Personen  dieses  Titels  erst  ganz  am  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  auf4).  Dass  aber  schon  sehr  früh  unter  den 
Notaren  noch  Schreiber  tätig  gewesen  sind,  kann  besonders 
nach  den  Untersuchungen  Jänickes  (S.  3 ff.)  nicht  bezweifelt 
werden.  Einmal  weist  schon  das  Vorkommen  der  Bezeichnung 
„prothonotarius"  im  Jahre  1223 6)  wohl  sicher  darauf  hin,  denn 
eine  fest  geordnete  Kanzlei  mit  der  Rangabstufung  Protonotar, 
Notare,  Schreiber  möchte  ich  in  so  früher  Zeit  doch  noch  nicht 
annehmen  —  auch  widerspricht  dem  die  sonstige  Bezeichnung 
des  betreffenden  Kanzleibeamten  — ,  zumal  im  13.  Jahrhundert 
nie  wieder  von  einem  derartigen  Titel  die  Rede  ist.  Ferner 

Adolffi  prineipis  in  Anhalt.  Heinricus  Koroer,  notarins  prfati  dompni'),  er 
ist  zugleich  Probst  zu  Wörlitz  und  Domherr  zu  Zerbst  (Reg.  515  (1457)), 
seit  1459  Dekan  der  St.  Bartholoraäikirche  in  Zerbst  (Reg.  552,  620,  621). 

')  Jänicke  S.  6  ff. 

*)  Jänicke  S.  29,  33,  35. 

*)  pag.  17  anm.  3.  Allerdings  wird  mit  dem  Titel  „Schreiber"  in  dieser 
Zeit  auch  bisweilen  der  Kanzler  bezeichnet  (Reg.  623,  629  (1463)). 

4)  Jänicke  S.  13,  14,  46  (Die  als  Notare  angeführten  Bertram  und  Wedego 
sind  wohl  mir  Schreiber  gewesen  nach  Jänicke)  und  S.  24,  25. 

»)  v.  H.  II  68. 


Digitized  by  Google 


19 


treffen  wir  auch  unter  Siegfried  I.  einen  Notar  und  einen 
Schreiber  zu  gleicher  Zeit  an1)  im  Jahre  1259,  ausserdem 
weist  Jänicke  das  Vorhandensein  mehrerer  Schreiber  im 
13.  Jahrhundert  aus  der  Schrift  der  einzelnen  Urkunden  noch 
nach  für  die  Regierungszeit  Heinrichs  II.  *)  und  Ottos  1. 8). 

Seit  Ende  des  13.  und  im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts finden  sich  mehrere  Notare  öfter  zu  gleicher  Zeit. 
Es  hat  dies  in  den  einzelnen  Territorien  seine  verschiedenen 
Gründe.  Am  Aschersleber  Hofe  ist  eine  Vermehrung  der 
Notariatsbeamten  um  das  Jahr  1300  wohl  infolge  des  An- 
wachsens der  Kanzleigeschäfte  erfolgt,  schon  damals  hat  hier 
eine  Kanzlei  bestanden  4).  Die  Bernburger  Fürsten  haben  sich 
bis  1315  gewöhnlich  noch  mit  einem  Notar  begnügt,  nur  ein- 
mal begegnen  uns  in  früherer  Zeit  zwei  Inhaber  dieses  Amts5) 
(1293),  eine  Kanzlei  hat  es  aber  damals  noch  nicht  gegeben6). 
Erst  seitdem  nach  dem  Anfall  des  Aschersleber  Besitzes  sich 
das  Territorium  und  damit  auch  die  Verwaltungsgeschäfte  be- 
deutend vergrössert  haben,  lassen  sich  häufiger  mehrere  Notare 
zu  gleicher  Zeit,  also  eine  geordnete  Kanzlei  nachweisen7). 
Anders  ist  es  im  Zerbster  Gebiet.  Hier  brachte  es  die  ganze 
Art  der  Landesverwaltung  schon  früh  mit  sich,  mehrere  Notare 
zu  gleicher  Zeit  für  die  einzelnen  Bezirke  aufzustellen8). 
Schon  seit  den  90  er  Jahren  des  13.  Jahrhunderts  finden  wir 
mehrere  Notare  nebeneinander  tätig9),  von  denen  einer  sogar 
Jen  Titel  Protonotar  trägt,  an  sich  schon  ein  Zeichen,  dass 
mehrere  Kanzleibeamte  vorhanden  gewesen  sind.  Doch  arbeiten 
nach  Jänicke  diese  Notare  nicht  alle  zusammen  in  einer  Kanzlei, 


')  v.  H.  H  245  (Jänicke  8.  22). 

*)  Jänicke  S.  9. 

*)  Jänicke  S.  10,  15. 

*)  Jänicke  8.  15.   Neben  Betemannus  finden  sich  als  Notare  Bertram 
und  Wedego  (v.  H.  II  889,  890  (1300);  III  1,  23  (1301),  117  (1305)). 
*)  v.  H.  II  759  ;  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  191  (1293). 
«)  Jänicke  S.  21. 

*)  t.H.  III  352  (1317),  376  (1319),  393  (1320),  415  (1321)  nn.l  Jänicke 
3  21,  27  ff. 

■)  Jänicke  8.  25—26. 

•)  v.  H.  II  812  (1296),  816  (1296),  823,  828  (1297),  8K0  (1300);  III  46 
«1302);  II  840  (1297);  9.  Jänicke  8.  24,  25. 
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vieiraehr  ist  das  Zerbster  Territorium  infolge  des  Mangels 
eines  ständigen  Aufenthaltsorts  des  Landesherrn  in  lauter 
einzelne  Notariatsbezirke  eingeteilt,  au  deren  Spitze  je  ein 
Notar  steht,  der  dieses  Amt  zugleich  mit  seinem  geistlichen 
ausübt.  Ihnen  übergeordnet  ist  ein  Protonotar,  der  die  Ober- 
aufsicht führt  und  wahrscheinlich  in  der  ständigen  Umgebung 
des  Grafen  geweseu  ist,  während  die  einzelnen  Notare  immer 
nur  dann  die  Beurkundung  vollziehen,  wenn  der  Graf  sich  iu 
ihrem  Bezirk  aufhält.  Für  das  Aschersleber  oder  Bernburger 
Gebiet  lässt  sich  eine  derartige  Einrichtung  nicht  nachweisen, 
dafür  sind  aber  die  Notare  des  Zerbster  Territoriums  auch  nur 
auf  ihren  eigenen,  bestimmten  Bezirke  beschränkt  und  durchaus 
nicht  so  vielseitig  wirksam,  wie  ein  einzelner  Notar  unter  einem 
Fürsten  der  beiden  andern  anhaltischen  Linien. 

Auch  lässt  sich  nach  Jänicke  (S.  27)  eine  einheitliche,  feste 
Kanzlei  im  Zerbster  Gebiet  auch  erst  viel  später,  wie  in  den  andern 
Landesteilen  Anhalts  nachweisen,  obwohl  ein  oberer  Notariats- 
beamter, ein  Protonotar  zur  Beaufsichtigung  der  verschiedenen 
Notare  natürlich  hier  viel  eher  nötig  war,  wie  in  den  andern 
Territorien.  Von  einer  festen  Kanzlei  kann  vor  1285  über- 
haupt in  keinem  der  anhaltischen  Teilgebiete  die  Rede  sein  *). 
Die  erste  findet  sich  unter  Otto  I.  am  Aschersleber  Hofe,  ihre 
Einrichtungen  werden  dann  beim  Anfall  dieser  Linie  an  Bern- 
burg von  den  Bernburger  Fürsten  übernommen  und  damit  auch 
hier  eine  Kauzlei  eingerichtet.  In  Zerbst  wird  eine  Kanzlei 
erst  nach  der  Zentralisierung  der  Landesverwaltung  begründet, 
etwa  seit  1330  finden  sich  mehrere  Notare  von  Bedeutung  auch 
hier  zu  gleicher  Zeit  im  Amte.  Die  Organisation  der  Kanzlei 
hing  jedenfalls  auch  in  Anhalt  mit  dem  steigenden  Umfang  der 
Geschäfte  zusammen  2). 

Besondere  Schreiber  für  einzelne  Mitglieder  der  fürstlichen 
Familien  finden  sich  in  Anhalt  im  allgemeinen  nicht;  nur  ein- 
mal hat  die  Fürstin  Mechtild,  Witwe  Heinrichs  II.,  ihren  be- 
sondern Schreiber  und  Kaplan"),  doch  erklärt  sich  dies  wohl 


')  Jäuicko  S.  36  uud  S.  15,  21,  27. 

*)  H.  B.  Meyer  S.  26  für  die  wettinischen  Lande. 

»)  v.  H.  II  H38  (1267). 


Digitized  by  Google 


21 


aus  dem  Witwenstand  and  der  zeitweiseu  Regentschaftsführung 
derselben  für  ihre  Söhne;  mit  dem  landesfürstlichen  Notariats- 
amte hat  dieser  Schreiber  nichts  zu  tun. 

Die  Organisation  unter  den  Kanzleibeamten  ist  auch  in 
Anhalt  während  des  Mittelalters  dieselbe,  wie  in  den  meisten 
deutschen  Territorien.  Ist  ein  oberer  Beamter  nachweisbar, 
so  führt  er  den  Titel  „  protonotarius u ,  er  begegnet  jedoch  nur 
im  Zerbster  Gebiete 1).  Einmal  in  dieser  Zeit,  aber  erst  in 
der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts,  findet  sich  auch  der 
Kanzlertitel  für  einen  Kanzleibeamten8).  Gewöhnlich  liegt  die 
Leitung  der  Notariats-  und  Schreibgeschäfte  in  den  Händen 
von  Notaren,  unter  denen  dann  ein  oder  meist  mehrere  Schreiber 
tätig  sind8).  Zu  beachten  ist,  dass  sehr  viele  Notare  anfangs 
als  Schreiber  gearbeitet  haben  *),  ein  Zeichen,  dass  sie  erst  den 
Dienst  kennen  lernen  und  sich  erst  bewähren  musstcn,  bevor 
sie  in  die  verantwortliche  Stellung  eines  Notars  aufrückten. 
Im  allgemeinen  ist  es  wohl  auch  Brauch  gewesen,  die  Notare 
aus  der  Zahl  der  Schreiber  zu  nehmen,  sie  also  gewissermassen 
von  der  Pike  auf  dienen  zu  lassen.  Sonst  wechseln  die  Be- 
zeichnungen Notar  und  Schreiber  aber  auch  in  den  Urkunden 
in  beliebiger  Weise.  Es  sind  die  gewöhnlichen  Titel  für  die 
Kanzleibeamten  im  12—14.  Jahrhundert.  Im  15.  Jahrhundert 
heissen  sie  eigentlich  nur  noch  Schreiber,  nur  ein  einziges  Mal 


»)  II  68  (1223),  840  (1297);  III  868,  870  (1349);  IV  414  (1371) 
(s.  Jänicke  8.  26  anm.  1). 

*)  v.  H.  III  904  (1350). 

»)  v.  H.  II  889,  890  (1299);  ITI  23  (1301),  117  (1305)  (s.  auch  Jäuicke 
S.  46);  II  245  (1259);  III  352  (1317),  813  (1347);  IV  272,  302  (1362-63). 

*)  So  wird  Waiter,  Pfarrer  von  Beruburg  (1229—30),  erat  1230  Notar 
genannt  (v.  H.  II  100,  101 ;  103).  Der  Notar  Bartold  am  Aschersleber  Hofe 
(1267—74)  wird  zuerst  nur  als  scriptor  aufgeführt  (v.  H.  II  323,  324,  358 
(1269)),  erst  von  1271  an  trägt  er  den  Titel  Notar  (v.  H.  II  393,  439  (1274)) ; 
Jobannes  von  Diben  (1287—93)  ist  ebenfalls  erst  Schreiber  (II  612;  626); 
desgl.  Konrad  (1317—28)  (v.  H.  III  352;  524,  543,  544);  Theoderich  von 
Qnellendurf  (1259—1300)  begegnet  erst  als  Schreiber  unter  dem  Notar  Bichard 
von  Quellendorf  (v.  H.  II  245  (1259);  412  (1273));  Otto  von  Zeinitz  und 
Johann  von  Morditz  (1332—57)  werden  erst  1335  Notare  genannt  (v.  H.  III 
599;  658);  desgl.  Tileinann  (1347—52)  (v.  H.  III  813;  IV  46)  und  Andreas 
Mychow  (v.  H.  IV  272;  419,  467). 
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habe  ich  den  Titel  notarius  noch  gefunden  l).  Ausserdem  findet 
sich  gelegentlich  noch  die  Bezeichnung  confector8). 

Dem  Stande  nach  sind  sämtliche  Kanzleibeamte  im  12—14. 
Jahrhundert  Geistliche;  im  15.  Jahrhundert  ist  es  bei  den 
wenigen  Nachrichten  nicht  genau  zu  erkennen,  aber  wohl  auch 
noch  oft  der  Fall3).  Sie  gehören  also  nicht  zum  Kreise  der 
eigentlichen  fürstlichen  Mannschaft,  sind  neben  ihrer  Tätigkeit 
als  Notariatsbeamte  immer  uoch  Diener  der  Kirche,  haben  ausser 
ihrem  Amte  noch  andere  Stellen  kirchlicher  Art,  die  sie  ver- 
sehen und  wohnen  bisweilen  nicht  einmal  dauernd  am  fürstlichen 
Hof,  wie  es  im  Zerbster  Gebiet  sich  findet4).  Für  die  grössere 
Mehrzahl  der  Notare,  wenn  auch  nicht  für  alle,  lässt  sich  eine 
solche  Nebenstellung  nachweisen.  Gewöhnlich  sind  sie  noch 
Pfarrherrn  irgendeines  Ortes5).  Entweder  haben  sie  diese 
Stelle  schon  von  ihrer  Notariatszeit  innegehabt  oder  sie  be- 
kommen sie  später  für  ihre  Dienste  als  Pfründe  verliehen6), 
vertauschen  auch  wohl  eine  frühere  Stelle  mit  einer  besseren 
neuen7).    Dass  die  Überweisung  solcher  Pfarreien  an  Notare 

♦)  S.  17  anm.  3  „Heinrich  Körner". 
»)  v.  H.  ni  745  (1341). 

•)  Reg.  515,552  und  H.H.St.Arch.  Vol.V  fol.275b  Nr. 20  (S.  17  anm.); 
8.  auch  Beckmann,  Historie  des  Fürstentums  Anhalt  (Zerbst  1700)  Tl.  VII  S.  116. 
*)  Vgl.  pag.  20;  s.  auch  Schmoller  S.  52 ff. 

8)  v.  H.  II  100,  101,  103  (1229—30),  301  (1265),  682  (1290),  727  (1292), 
746  (1293),  849  (1298),  877,  881,  882-  884  (1300);  III  6  (1301),  31  (1302);  49, 
61,  59,  62  (1303),  88  (1304),  690(1337),  719,  721,  738,  741  (1339—41),  868, 
870,  873,  875,  884,  903,  904  (1349-50);  IV  46  (1352),  133  (1356);  IV  471 
(1375);  V  110  (1389)  (Jänicke  S.  2-36). 

•)  So  ist  der  Notar  Theoderich  (1284—94)  erst  seit  1290  als  Pfarrer 
von  Millingen  nachweisbar  (v.H.  II  682,  746);  der  Notar  Richard  (1259-63) 
erscheint  erst  später  als  Pfarrer  von  Quellendorf  (II  301  (1265));  ebenso 
treten  Otto  von  Zeiuitz  und  Johann  von  Morditz  (1332—57)  erst  seit  1335 
als  Pfarrherrn  auf  (v.  H.  III  690).  Der  Notar  Konrad  Picht  ist  später  Pfarrer 
in  Bcruburg  und  Kanouikus  von  8t.  Bartholomäi  in  Zerbst  (v.  H.  III  653, 
787;  IV  34  (1334-52),  Jänicke  S.  28);  s.  auch  Schröder,  Rechtsgeschichte 
S.  524,  Barth.  S.  414. 

7)  Der  Notar  Betemannus  (1294—1315)  ist  erst  Pfarrer  in  Erkesleben, 
seit  1304  dann  in  Seedorf  (II  877  (1300);  III  62  (1303);  III  88  (1304)); 
ebenso  ist  Johann  von  Morditz  (1332—57)  erst  Pfarrer  von  Hain,  seit  1349 
von  Dessau  (v.H.  III  741;  868);  der  ehemalige  Schreiber  Tilemann  ist  dafür 
1352  Pfarrer  zu  Hayn  (v.  H.  IV  46). 
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eine  Pfründe  ist,  beweist,  dass  für  geleistete  Dienste  der  No- 
tare nicht  diesen,  sondern  den  Kirchen,  welchen  sie  vorstehen, 
eine  Schenkung  zugewiesen  wird,  deren  Nutzung  den  Notaren 
als  ihren  Inhabern  natürlich  an  erster  Stelle  zufällt.  So  schenken 
im  Jahre  1337 l)  die  Fürsten  Albrecht  II.  und  Waldemar  I. 
der  Kirche  zu  Wörlitz  ein  Dorf  „nec  non  Ottonis  de  Ceynitz, 
plebani  in  Worlitz  ob  raerita  servitiorum  nobis  crebrius  exhibi- 
torum",  und  im  Jahre  1349 2)  überweisen  dieselben  Fürsten  der 
Marienkirche  zu  Dessau  Güter,  wobei  sie  besonders  erwähnen, 
„in  super  ob  servitiorum  merita  nobis  per  Johannem  de  Morditz, 
nunc  in  Dessau  plebanum,  crebrius  exhibita". 

Eine  andere  Art  der  Besoldung  der  Kanzleibeamten  als  solchen 
in  Geld  oder  sonstigen  Gütern  ist  nicht  nachzuweisen8).  Sie 
erhalten  ihren  Unterhalt  in  Kost  und  Kleidung  wohl  vom  Hofe 
selbst,  ihre  sonstigen  Bedürfnisse  werden  aus  den  Einkünften 
ihrer  geistlichen  Stellen  bestritten.  In  späterer  Zeit  treffen 
wir  die  Kanzleibeamten,  auch  bisweilen  sogar  noch  neben  ihrem 
Pfarramt,  als  Inhaber  irgendwelcher  Stiftsstellen,  als  Kanoniker 
oder  auch  Pröpste,  Dekane  irgendeines  Klosters;  es  ist  dies 
sicher  wohl  ein  Zeichen  für  die  gesteigerte  Bedeutung  ihrer 
Stellung. 

Eine  Vereinigung  der  Kanzlei  mit  der  Kapelle,  wie  sie  in 
manchen  deutschen  Gebieten  besteht4),  findet  sich  nur  im  Zerbster 
Territorium;  in  Aschersleben  und  Bernburg  fertigen  wohl  bis- 
weilen Hofkapläne  Urkunden  aus,  zumal  in  der  allerersten  Zeit, 
im  12.  Jahrhundert,  als  noch  gar  keine  eigentlichen  Kanzlei- 
beamten vorhanden  sind,  ist  dies  wohl  der  gewöhnliche  Brauch 
gewesen5).  Später  sind  aber  die  Notare  fast  nie  zugleich 
Kapläne,  in  mehreren  Fällen  finden  sich  sogar  neben  ihnen  noch 


*)  v.  H.  m  690. 
r)  v.  H.  III  873. 

*)  Einmal  im  Jabre  1339  überweisen  allerdings  die  Fürsten  Albrecht  II. 
and  Waldemar  L  ,. Johann i  plebano  in  Hayn,  nostro  notario",  sowie  einigen 
andern  Hitgliedern  der  Familie  Morditz  eine  Hnfe  Landes  vor  dem  Breiten- 
tore zu  Zerbst;  doch  bandelt  es  sich  hier  eben  um  eine  Angelegenheit  der 
ganzen  Familie,  nicht  sowohl  des  Notar»  an  sich. 

4)  Wiederhold  S.  48;  Barth.  S.  404. 

»)  v.  H.  I  483  (1163),  605  (1181)  (s.  pag.  17  anm.  2). 
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besondere  Kapläne  in  den  Urkunden  erwähnt 1).  Nur  bisweilen 
tritt  der  Fall  ein,  dass  einem  Notar  für  geleistete  Dienste  die 
Würde  eines  Kaplans  übertragen  wird2).  Im  Zerbster  Gebiet 
sind  dagegen,  besonders  im  14.  Jahrhundert,  die  meisten  Notare 
auch  zugleich  Kapläne3),  allerdings  kommen  nebeu  ihnen  auch 
noch  andere  Kapläne  vor4). 

Die  Stellung  der  Kanzleibeamten  in  den  Zeugenreihen  der 
Urkunden  —  sonst  werden  sie  ebenso  häufig  in  der  Datierungs- 
zeile aufgeführt  —  ist  im  allgemeinen  mitten  unter  den  Kle- 
rikern, je  nach  der  Würde  der  andern  Zeugen  und  ihrer  eigenen 
Bedeutung  mehr  vorn  oder  auch  am  Ende,  nicht  selten  stehen 
sie  aber  auch  au  erster  Stelle 5).  Jedenfalls  haben  die  Notariats- 
beamten in  der  Umgebung  der  Fürsten  keine  untergeordnete 
Rolle  gespielt.  Darauf  weist  das  häufige  Vorkommen  des  Titels 
dominus  hin6),  wenn  auch  derselbe  gerade  bei  geistlichen  Per- 
sonen sehr  üblich  ist.  Bezüglich  der  Stellung  spielt  natürlich 
vor  allem  auch  die  Persönlichkeit  des  einzelnen  Notars  eine 
grosse  Rolle7). 

»)  v.  H.  II  9  (1213);  III  350  (1317),  745  (1341);  IV  527  (1378). 

*)  So  begegnet  der  Notar  Betemanuus  seit  1314  als  Kaplan  (v.  H.  III 
283).  Jänicke  S. 20  nimmt  an,  das«  er  erst  von  Bernhard  II.  nach  Übernahme  der 
Aschersleber  Kanzlei  im  Jahre  1317  (v.  H.  III  3n2)  zu  dieser  Würde  erhoben 
ist,  hat  sich  aber  geirrt,  schon  unter  Otto  II.  tritt  er  uns  als  Kaplau  entgegen. 

»)  v.  H.  II  245  (1259),  301  (1265),  460  (1275),  812  (1296),  880  (1300); 
III  164  (1308),  220  (1310),  257,  270,  286  (1313-14),  659,  666  (1335-36), 
719  ,  738  ,  741  (1339-41),  875  ,  884  ,  903,  904  (1349-50);  V  584a  (1330); 
ev.  III  505  (1325). 

«)  v.  H.  II  412  (1273),  460  (1275);  III  505  (1325),  454  (1323),  690 

(1337)  ,  868  (1349),  482  (1324),  745  (1341);  V  51  (1383).  Kapläne  haben 
auch  die  anhaltischen  Fürsten  stets  gehabt,  sie  kommen  aber  für  die  Ver- 
waltung an  sich  gar  nicht  in  Betracht,  haben  eine  rein  persönliche  Stellung 
zum  Fürsten.   Ich  sehe  daher  von  ihnen  ab. 

s)  11  324  (1267),  769,  770,  771,  774  (1294);  III  117  (1305),  198  (1309), 
234  (1311),  279  (1314),  294,  307  (1314-15),  352  (1317),  415  (1321),  700 

(1338)  ;  V  772  a  (1294). 

«;  v.  H.  II  323  (1267),  612  (1287),  770,  777  (1294),  880  (1300);  III  79 
(1304),  177,  198  (1308—09),  220  (1310),  234  (1311),  270,  272  (1313),  282, 
294,  307  (1314-15),  352  (1317),  376  (1319),  415  (1321),  i-21  (1327).  IV  272 
(1362),  467  (1375),  515,  519,  530  (1378). 

')  Z.  B.  Beteniauuus  (Jänicke  S.  13,  14,  20,  27),  Theoderich  von  Mülingen 
(Jänicke  S.  11,  12J,  Otto  von  Zciuitz  und  Johann  von  Morditz  (Jänicke  S. 32). 
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Die  Tätigkeit1)  der  Kanzleibeamtcn  besteht  vor  allein  in 
der  Ausstellung  und  Besiegelung  der  Urkunden;  feste,  immer 
zu  befolgende  Normen  gibt  es  aber  jedenfalls  noch  nicht.  Zu- 
meist werden  die  Schriftstücke  wohl  von  dem  Schreiber  aufge- 
zeichnet, der  Notar  prüft  sie  dann  und  macht  sie  durch  seine 
Namensunterschrift  und  Besiegelung  rechtskräftig2);  bisweilen 
haben  die  Notare  sie  auch  selbst  aufgesetzt3).  Jedenfalls  ist 
die  Besiegelung  wohl  stets  von  ihnen  geschehen,  sie  führen  zu 
diesem  Zweck  das  fürstliche  Siegel  und  üben  so  gewissermassen 
eine  Kontrolle  über  die  Urkunden  aus.  Auch  die  Registrierung 
der  Schriftstücke  ist  Sache  der  Kanzleibeamteu;  als  im  15.  Jahr- 
hundert Kopialbücher  augelegt  werden,  ist  deren  Einrichtung 
und  Führung  einem  Notar  übergeben4).  Zu  weiterer  Sicherheit 
der  in  den  Urkunden  verzeichneten  Abmachungen  wird  es  seit 
dem  15.  Jahrhundert  auch  Sitte,  die  Notare  die  Urkunden  noch 
besonders  unterschreiben  zu  lassen  5). 

Durch  die  Fixierung  und  Beglaubigung  der  Urkunden  haben 
die  Kanzleibeamten  selbstverständlich  auch  auf  deren  materiellen 
Inhalt  einen  nicht  geringen  Einfluss  und  werden  schon  dadurch 
zu  wichtigen  Beamten  am  Hofe.  Da  sie  ferner  meist  die  ein- 
zigen sind,  die  lesen  und  schreiben  können,  so  ist  es  natürlich, 
dass  sie  beinahe  zu  allen  wichtigen  Angelegenheiten  herange- 
zogen werden.  Bei  jeder  Abmachung  konnte  es  nötig  werden, 
ältere  Verträge  einzusehen,  darüber  Auskunft  zu  geben  oder 
auch  schnell  irgend  etwas  zu  Protokoll  zu  nehmen,  wozu  eben 
die  Notare  am  geeignetsten  waren,  da  sie  als  Leiter  der  Kanzlei- 
geschäfte wohl  sicher  auch  für  die  Aufbewahrung  der  Urkunden 
zu  sorgen  hatten.  Auch  das  ist  ein  Grund,  weshalb  wir  die 
Kanzleibeamten  soviel  als  Zeugen  aufgeführt  finden,  ohne  dass 
sie  an  der  schriftlichen  Abfassung  der  Urkunde  direkt  beteiligt 
zu  sein  brauchen.  Schon  deshalb  und  als  Siegelführer  sind  sie 
auch  fast  immer  in  der  Begleitung  ihres  Fürsten  anzutreffen, 

')  Jänicke  II  S.  36  ff.  (desgl.  pag.  16  amn.  4). 
')  v.  H.  II  626  (1287);  III  355  (1317),  379  (1319). 
*)  v.  H.  II  301  (1265),  636  (1288),  727  (1292);  III  164  (1308).  690 
(1337)  (s.  Jänicke  S.  8,  22,  23,  29,  36). 

*)  II.  R  St.  Aren.  Vol.  V  fol.  275  b  Nr.  20  (S.  17  anm.  3). 
*)  Reg.  452,  28  (1452). 
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zumal  bei  Reisen  desselben  in  fremden  Gebieten  *).  Nicht  selten 
werden  sie  von  den  Fürsten  auch  als  Gesandte,  Unterhändler 
oder  als  Bekräftigungszeugen  bei  schwierigen  Abmachungen 
benutzt,  ebenso  von  andern  Personen  in  dieser  Weise  heran- 
gezogen *). 

Über  Anstellung  und  Absetzung  der  Kanzleibeamten  ist 
nichts  Bestimmtes  überliefert,  Bestallungsurkuuden  haben  sich 
nicht  gefunden.  Jedenfalls  scheint  es  aber  schon  im  13.  Jahr- 
hundert üblich  gewesen  zu  sein,  brauchbare  Notare  beim  Tod 
des  Fürsten  im  Amt  zu  lassen3);  wir  haben  sogar  den  Fall, 
dass  bei  Vereinigung  der  Aschersleber  und  Bernburger  Linie  im 
Jahre  1315  anscheinend  das  ganze  Kauzleipersonal  des  Aschers- 
leber Hofes  von  dem  Bernburger  Fürsten  hertibergenommen 
wird,  denn  der  Notar  Betemannus  ist  im  Jahre  1315  auch  am 
Bernburger  Hofe  tätig,  und  zwar  in  vollem  Umfang  seiner 
Stellung,  da  er  uns  auch  bei  Fürst  Bernhard  IL,  als  Kaplan 
wieder  entgegentritt4). 

Gegen  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  werden  Kanzleibeamte 
in  den  Urkunden  seltener  angeführt,  ganz  verschwinden  sie 
jedoch  nie.  Die  Kanzlei  als  solche  besteht  fort,  denn  die  Re- 
gierungsgeschäfte müssen  erledigt  werden,  nur  ist  es  nicht  mehr 
so  gebräuchlich,  den  Namen  des  Notars  anzugeben;  die  Be- 
siegelung  allein  genügt6). 

>)  v.  H.  II  566  (1284),  682  (1290),  711  (1291),  739  (1293),  890  (1300); 
III  1  (1301),  88  (1304),  757  (1343);  Reg;  157  (1422). 

»)  v.  H.  II  890  (1300)  ;  III  1  (1301),  79  (1304),  415  (1321),  575  (1830), 
602  (1332),  813  (1347);  Reg.  179  (1423),  719  (1470). 

»)  So  ist  der  Notar  Bartold  (1267—74)  am  Aschersleber  Hofe  imter 
Otto  I.  und  Heinrich  III.  schon  unter  Heinrich  II.  und  später  dessen  ver- 
witweter Gemahlin  zur  Zeit  ihrer  vormundschaftlichen  Regierung  tätig  ge- 
wesen (v.  H.  II  324,  358  (1267—69)  (Jänicke  S.  8,  9)),  der  Notar  Betemannus 
ist  unter  Otto  I.  und  II.  und  dann  noch  unter  Bernhard  II.  und  III.  im  Amt 
(1297-1321)  (v.  H.  II  839  (1297);  III  234  (1311),  376  (1319),  415  (1321)) 
(Jänicke  S.  13 ff.,  20  ,  27);  desgl.  Theoderich  von  Quellendorf  (1259—1300) 
unter  Siegfried  I.  und  Albrecht  I.  (v.  H.  II  245  (1259),  636  (1288)  ;  Konrad 
de  Koure  (1317—28)  uuter  Bernhard  II.  und  III.  (v.  H  III  352,  524  (1327); 
Andreas  Mycbow  (1362—75)  unter  Waldemar  I.  und  Johann  II.  (v.  H.  IV 
272,  419  (1371))  (Jänicke  3.  2  ff.). 

*)  Jänicke  S.  20  und  pag.  24  anm.  2. 

5)  Jänicke  S.  30,  35. 
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2.  Die  Lokalverwaltung. 

Ist  die  Zentralverwaltung  in  Anhalt  im  Mittelalter  durch- 
aas in  den  Händen  von  Personen  des  fürstlichen  Hofstaats  und 
stets  an  die  unmittelbare  Entscheidung  des  Fürsten  gebunden, 
so  wird  dies  naturgemäss  in  der  Lokalverwaltung  anders.  Schon 
die  Entfernung  einzelner  Landesteile  vom  fürstlichen  Hofe 
bringt  es  mit  sich,  die  Beamten  der  lokalen  Verwaltung  be- 
deutend selbständiger  zu  stellen.  Hieraus  ist  es  auch  zu  er- 
klären, dass  wir  wenigstens  einiges  über  ihre  Befugnisse  und 
Wirksamkeit  in  den  Urkunden  überliefert  finden,  während  bei 
den  Beamten  der  Zentralverwaltung  nähere  Bestimmungen  über- 
haupt nicht  vorhanden  sind. 

a)  Die  Vögte. 

Wie  in  der  Mark  Brandenburg  und  den  wettinischen 
Landen ')  bildet  die  Grundlage  der  lokalen  Verwaltung  in  Anhalt 
die  Vogteiverfassung.  Das  ganze  Gebiet  ist  in  einzelne 
kleinere  Bezirke  eingeteilt,  an  deren  Spitze  ein  vom  Landesherrn 
ernannter  Vogt,  später  Amtmann  genannt,  steht. 

Burggrafen  finden  sich  für  die  anhaltischen  Territorien  im 
12.  und  13.  Jahrhundert  als  Beamte  nicht  mehr').    Es  liegt 

')  Bornhak  S.  7 ff.;  Isaaksohn  S.  36 ff.;  Holtze,  Geschiebte  des 
Katnmergerichts  in  Brandenburg-Preussen  (Beiträge  zur  Brandenburg-Preussi- 
seben  Rechtsgescbichte  Bd.  I  (Berlin  1890) )  S.  45 ff  ;  Kühna.  Geschichte  der 
Gerichtsverfassung  und  des  Prozesses  in  der  Mark  Brandenburg  (Berlin  1867) 
Bd.  I  S.  95  ff.,  ?.  Sommerfeld,  Beiträge  zur  Verfassung«-  und  Stäude- 
geschichte  der  Mark  Brandenburg  im  Mittelalter  (Veröffentlichungen  des 
Vereins  für  die  Geschichte  der  Mark  Brandenburg  (Leipzig  1904))  S.  126  ff.  ; 
H.B.Meyer  S.  51  ff.;  Luther,  Die  Entwicklung  der  landständischen  Ver- 
fassung in  den  Wettinischen  Landen  bis  zum  Jahre  1485  (Leipzig,  Disser- 
tation 1895)  S.  13 ff.;  ferner  Jakobs,  Alter  und  Stand  S.  97  ff.;  Wintterlin 
S.  4ff.;  Wiederhold  S.  59;  v.  Below,  Territorium  S.  284 ff.;  Schmoller 
S.  47  ff.;  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  Bd.  I 
(Leipzig  1886)  S.  1373;  v.  Maurer,  Frouhöfe  IV  429;  in  Baiern  entspricht 
dem  Vogt  der  Pfleger  oder  Landrichter  (Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  323 ff.). 

*)  In  Urkunden  anlialtiscber  Fürsten  bis  1253  als  Zeugen  einige  Burg- 
grafen von  Wettin  (v.  H.  I  605  (1181);  II  32  (1219),  201  (1253)),  später  im 
Jahre  1288  tritt  noch  ein  Burggraf  von  Frecklebeu  auf  (v.  H.  II  630,  665 
il289)j;  ein  sicherer  Nachweis,  dass  dieselben  anhaltische  Beamte  sind,  liisst 
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dies  in  den  ganzen  Zeitzuständen  begründet.  Da  die  inneren 
Verhältnisse  des  Landes  in  keiner  Weise  mehr  den  Charakter 
eines  Belagerungszustandes  tragen,  ist  das  Burggrafenamt  eben 
von  selbst  überflüssig  geworden  Anzunehmen  ist  aber  wohl 
nach  dem  Beispiel  der  benachbarten  Gebiete  Brandenburg  und 
Meissen1),  dass  im  11.  und  12.  Jahrhundert  auch  in  Anhalt  eine 
Bnrggrafenverfassung  bestanden  hat2),  die  gegen  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  wie  in  Brandenburg  von  selbst  eingegangen 
ist.  An  ihre  Stelle  ist  mit  dem  Beginn  des  13.  Jahrhunderts 
eiu  neues  Beamtentum  getreten,  das  über  kleinere  Sprengel  ge- 
bietet und  allein  dem  Laudesherrn  verantwortlich  ist,  der  Vogt. 

Für  Anhalt,  das  als  selbständiges  Territorium  erst  Anfang 
des  13.  Jahrhunderts  entstanden  ist,  kommt  also  von  vornherein 
nur  dieser  neue  Beamte  in  Betracht.  Zum  erstenmal  begegnet 
uns  ein  Vogt  im  auhaltischen  Gebiet  im  Jahre  1215 s).  Seitdem 
lassen  sich  in  den  Urkunden  Vögte  durch  das  ganze  13.  und 

14.  Jahrhundert  nachweisen,  anfangs  seltener,  seit  dem  letzten 
Drittel  des  13.  Jahrhuuderts  dann  häufiger,  wenn  sie  auch  nicht 
so  oft  erwähnt  werden,  wie  die  Hofbeamteu  und  Notare,  eine 
Folge  eben  ihrer  lokal  begrenzten  Wirksamkeit.    Erst  im 

15.  Jahrhundert  wird  das  Auftreten  von  Vögten  wieder  seltener, 
die  selbständige  Stellung  dieser  Beamten  hört  auf.  Die  Vogtei- 
verfassung  erreicht  allmählich  um  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts 
ihr  Ende  und  macht  der  geregelteren  Amterverfassuug  Platz. 

Die  gewöhnliche  Bezeichnung  des  Lokalbeamten  in  den 


sich  uicht  finden,  nur  einmal  tritt  eiu  Wettiner  Burggraf  als  Schultheis»  im 
Landgericht  Heinrichs  II.  auf,  jedenfalls  in  seiner  Aufstellung  also  nicht 
als  Burggraf  (v.  H.  II  201  (1253)).  Die  Bezeichnung  castellanus  findet  sich 
allerdings  im  13.14.  Jahrhundert  öTter,  doch  sind  hier  regelmässig  nur  Burg- 
manueu  gemeint  (pag.  58). 

»)  Holtze  S.  55;  Bomhak  S.  6;  v.  Sommerfeld  S.  12fi;  Isaaksohn  S.  36; 
Luther  S.  29;  Riet&chcl,  Das  Burggrafenamt  und  die  hohe  Gerichtsbarkeit  iu 
den  deutschen  Bischofststädtcn  während  des  früheren  Mittelalters  (Unter- 
suchungen zur  Geschichte  der  Stadtvcrfassnng  Bd.  I  (Leipzig  1905))  S.  241; 
E.  0.  Schultze,  Die  Kolouisierung  und  Gcrmanisiernng  zwischen  Saale  und 
Elbe  (Leipzig  1890)  S.  310  ff. 

*)  In  den  auhaltischen  Urkunden  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  ist  aller- 
dings darüber  keine  Nachricht  zu  finden. 

8)  v.  H.  II  14. 
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Urkunden  ist  „advocatus;  Vogt".  Im  13.  Jahrhundert  wird  er 
ausschliesslich  mit  diesem  Titel  benannt  und  auch  im  14.  Jahr- 
hundert ist  diese  Bezeichnung  noch  durchaus  herrschend.  Im 
15.  Jahrhundert  wird  sie  jedoch  schon  seiteuer  und  kommt  all- 
mählich immer  mehr  ab,  bis  sie  seit  1484  in  ihrer  alten  Be- 
deutung verschwindet  *).  Neben  der  Bezeichnung  Vogt  wird  aber 
seit  den  30er  Jahren2)  des  14.  Jahrhunderts  auch  der  Titel 
.Amtmann"  Brauch,  der  sich  allmählich  immer  mehr  durchsetzt, 
bis  er  im  15.  Jahrhundert  ganz  vorherrschend  wird. 

Beide  Titel  sind  im  Mittelalter  nur  andere  Bezeichnungen 
für  dieselbe  Verwaltungsbehörde.  Ein  gleiches  Schwanken 
findet  sich  in  vielen  andern  deutschen  Gebieten,  besonders  auch 
in  Brandenburg  und  den  wettinischen  Landen 3).  Die  Funktionen 
des  Vogtes  und  Amtmanns  siud  durchaus  dieselben,  höchstens 
kommen  die  Amtleute  noch  mehr  für  die  landesherrliche  Do- 
mäuenverwaltung  in  Betracht.  Letzteres  erklärt  sich  wohl 
daraus,  dass  bei  der  Vergrösserung  des  anhaltischen  Gebietes 
im  Laufe  der  Zeit  neue  Verwaltungsbezirke  zu  den  alten  Vogteien 
hinzugekommen  sind,  die  nun  der  ganzen  Verwaltungsentwicklung 
entsprechend  hauptsächlich  ihren  Stützpunkt  in  den  landesherr- 
lichen Domänen  erhalten 4).  Auch  lässt  sich  das  Auftreten  der 
Bezeichnung  Amtmann  noch  auf  die  veränderten  Verhältnisse 
in  der  Auffassung  des  Ämterwesens  zurückführen;  „der  Amt- 
mann ist  eben  der  nach  Amtsweise,  im  Gegensatz  zur  dienst- 

')  Reg.  26  (1404),  130  (1419),  179,  180  (1423),  452  (1452),  458,  459 
1453),  591  (1461),  640  (1464)  ;  G.Qu.d.Pr.S.  II  1  Nr.  423  (1455);  H.H.  St.  Aren. 
Vol.  III  fol.  233  Nr.  1  und  2  (1484),  Haushaltungsbucb  vou  Zerbst. 

*)  Zuerst  treffen  wir  die  Bezeichnung  Amtmann  im  Jahre  1330  (v.  H. 
III  575,  583). 

r)  Bornbak  S.  38;  Isaaksohn  8.  47 ff  ;  B.  Meyer  S.  55;  Luther  S.  13; 
ferner  Schnitze  S.  318  anra.  3;  Lamprecht  S.  1405;  Jakobs,  Alter  uud  Ur- 
sprung S.  97  ;  Schmoller  S.  47;  Barth.  S.  425  ff  ;  Stölzel,  Entwicklung  des  ge- 
lehrten Richtertums  in  deutseben  Territorien  (Stuttgart  1872)  S.  145. 

*)  Z.  B.  werden  im  14.  Jahrhundert,  zu  der  Zeit,  als  den  anbaltischen 
Fftrsten  die  Mark  Biaudenburg  mit  übertragen  ist,  die  dortigen,  zur  Verwaltung 
nötigen  Beamten  als  Amtleute  bezeichnet,  entsprechend  wohl  den  sonstigen 
Verhältnissen  der  Mark  (v.  H.  IV  8  (1351),  111  (1355),  192  (1357),  540 
1379));  s.  auch  Köruicke,  Entstehung  und  Entwicklung  der  Bergischen 
Amtsverfassnng  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  (Bonn,  Dissertation 
1892)  S.  82. 
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lehnsweisen  Verwaltung  funktionierende  Vertreter  des  Landes- 
herrn, den  Begriff  des  Dienstlehens  Hess  man  allmählich  immer 
ausschliesslicher  in  den  des  Amts  übergehen" 

Auffallend  ist,  dass  in  den  Urkunden  des  14.  Jahrhunderts 
bis  zur  Mitte  des  15.,  wenn  der  lokale  Bezirksbeamte  mit  Namen 
aufgeführt  wird,  derselbe  nie  den  Titel  „Amtmann",  sondern 
immer  „Vogtu  führt,  während  bei  Erlassen  und  besonders  bei 
Aufzählung  landesfürstlicher  Beamter,  wo  nach  dem  Sinn  der 
ganzen  Stelle  eben  die  Vertreter  der  landesherrlichen  Lokal- 
behörden gemeint  sind,  Vogt  und  Amtmann  oft  nebeneinander 
genannt  werden  2)  oder  die  Bezeichnungen  wechseln 8)  oder  auch 
nur  eine  Bezeichnung  begegnet4).  Es  beweist  dies  eben,  dass 
der  Titel  Vogt  im  13.— 15.  Jahrhundert  doch  immerhin  der 
amtlichere  ist. 

Von  einer  Unterordnung  des  einen  Beamten  unter  den 
andern,  wie  wir  sie  im  16.  Jahrhundert  finden  werden,  ist  im 
14.  und  auch  15.  Jahrhundert  jedenfalls  noch  nicht  die  Rede, 
vielmehr  wechselt  in  den  Urkunden  bei  gemeinsamer  Aufzählung 
die  Stellung  durchaus5).  Das  Schwanken  der  Bezeichnungen 
beruht  jedenfalls  nur  auf  der  Verschiedenheit  der  jedesmaligen, 
speziellen  Tätigkeit,  je  nachdem  mehr  die  öffentliche  oder  privat- 
amtliche Stellung  hervorgehoben  werden  soll.  Der  Vogt  be- 
zeichnet von  alters  her  den  allgemeinen  öffentlichen  Beamten, 
Amtmann  weist  mehr  auf  die  speziellere  Wirksamkeit  eines 
landesherrlichen  Dominialverwalters  hin.  Da  diese  letztere 
Tätigkeit  aber  erst  in  späterer  Zeit  mehr  hervortritt,  werden 
zum  genaueren  Verständnis  in  den  amtlichen  Urkunden  beide 
Titel  nebeneinander  aufgeführt,  wo  es  sich  um  Angelegenheiten 
des  gesamten  Bezirks  einschliesslich  des  landesherrlichen  Privat- 
besitzes handelt 6).  Vielfach  bezeichnet  das  Wort  Amtmann, 
namentlich  in  der  Mehrzahl  „ambechtmanne,  amptlute",  auch 


»)  Lamprecht  S.  1374;  auch  Schmoller  S.  47. 
•)  v.  H.  in  575,  583  (1330);  V  177  (1392). 

■)  v.  H.  IV  130  (1356),  377  (1369);  V  226  (1394);  Reg.  130  (1419) 
*)  v.  H.  III  734  (1340);  IV  8  (1351),  III  (1355),  192  (1357),  260  (1361). 
5)  v.  H.  III  575  ,  583  (1330)  ;  IV  62  (1353),  277  (1362),  471a  (1375), 
544  (1379);  V  177  (1392);  Reg.  26  (1404),  452  (1452),  459  (1453). 
•)  Isaaksohn  S.  47-48. 
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nur  allgemein  einen  Beamten  an  sich,  im  Gegensatz  eben  zu 
andern  Untertanen  des  Landesfürsten Der  Titel  Hauptmann, 
gleichbedeutend  mit  Vogt  und  Amtmann,  findet  sich  in  den  an- 
baltischen Urkunden  im  12. — 14.  Jahrhundert  noch  nicht,  erst 
im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  wird  auch  diese  Bezeichnung 
für  den  Lokalbeamten  gebräuchlich2). 

Die  Vogteiverfassung  erstreckt  sich  über  das  ganze  an- 
haltische Gebiet.  In  der  Einteilung  der  Bezirke  schliesst  sie 
sich  zumeist  den  grösseren  Orten  oder  sonst  festen  Punkten  im 
Lande  an.  Auf  dem  flachen  Lande  bestehen  Vogteien  gewöhn- 
lich im  Anschluss  an  ein  Schloss8)  oder  geistliches  Stift4).  Nur 
einzelne  entferntere  Plätze  werden  noch  von  besonderen  Vögten 
verwaltet6).  Auch  Bezirke,  die  erst  später  oder  nur  zeitweise 
an  Anhalt  gekommen  sind,  bekommen  meist  selbständige  Vogtei- 
verfassung oder  behalten  ihre  alte  Einteilung.  Daher  kommt 
es,  dass  wir  in  Hoim,  das  erst  1317  an  die  Bernburger  Linie 
gefallen  ist,  besondere  Vögte  antreffen6).  Auch  Hartzkerode, 
dessen  Vogtei  den  anhaltischen  Fürsten  vom  Magdeburger  Erz- 
stift  1316  verliehen  ist,  hat  einen  eigenen  Vogt7),  ebenso 
werden  in  zeitweis  verpfändete  Schlösser  und  Häuser  in  der 
Regel  besondere  Vögte  gesetzt8). 

Die  meisten  anhaltischen  Vogteien  schliessen  sich  an  Stadt- 
bezirke an,  die  getrennt  vom  flachen  Lande  ihre  eigenen  Vögte 
haben,  welche  aber  stets  landesfürstliche  Beamte  sind9).  Sie 
kommen  in  den  Urkunden  zwar  nicht  sehr  oft  vor,  von  jeder 
Stadt  lässt  sich  aber  doch  wenigstens  einmal  mindestens  ein 
Inhaber  dieses  Amtes  nachweisen,  so  dass  eine  Stadtvogtei  sicher 
anzunehmen  ist10). 

0  H.  III  734  (1340);  V  10  (1380),  68  (1385);  s.  auch  Körnicke  8.62; 
Kachel,  Verwaltungsorganiaation  und  Ämterwesen  der  Stadt  Leipzig  bis  1627 
Leipziger  Studien  Bd.  VIU  Heft  4  (1902))  S.  174. 

*)  Reg.  296  (1437). 

')  v.  H.  II  698  (1291);  III  46  (1302),  806  (1346)  ;  V  Anhang  11  (1337). 

*)  v.  H.  n  95  (1228),  204  (1253),  146  (1239). 

•)  v.  H.  n  491  (1276);  III  98  (1305). 

•)  v.  H.  V  Anhang  11  (1330);  V  91  (1387). 

7)  v.  H.  V  146  (1390). 

•)  v.  H.  IV  377  (1369),  404  (1370). 

•)  v.  H.  II  160,  161  (1244);  III  302  (1315)  ;  IV  532  (1379). 

»)  in  Dessau  (v.  H.  H  849  (1298);  v.  üeinemann  hält  den  hier  er- 
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Ausserdem  scheint  der  ganze  landesherrliche  Domin ialbesitz, 
namentlich  im  Aschersleber  Gebiet,  seit  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts der  Oberaufsicht  eines  eigenen  Vogts  unterstellt  ge- 
wesen zu  sein.  Es  ergibt  sich  dies  daraus,  dass  in  den  Urkunden 
anhaltischer  Fürsten  mehrmals  Vögte  ohne  Angabe  eines  Ortes 
aufgeführt  werden,  die  dafür  jedoch  meist  den  besonderen  Titel 
„advocatus  noster"  führen  und  zur  selben  Zeit  sich  immer  nur 
einzeln  nachweisen  lassen,  niemals  mehrere  zugleich  neben- 
einander l). 

wähnten  Heyuricus  advocatus  für  eineu  Zerbster  Vogt.  Die  Urkunde  ist  aber 
in  Dessau  ausgestellt,  auch  bandelt  es  sich  in  ihr  nur  um  Dessauer  Verhält- 
nisse, ausserdem  ist  damals  iu  Zerbst  der  Vogt  Walter  noch  im  Amte,  führt 
auch  noch  nicht  die  Bezeichnung  antiqnus,  wie  iu  seiner  letzten  Zeit  (v.  H. 
III  286  (1314);  IV  193,  302  (1357-60))  (s.  v.  H.  VI  S.  70). 

Bernburg  (v.  H  IV  69  (1354):  Reg.  179  (1423). 

Ascherslcben  (v.  H.  II  160,  161  (1244);  III  555  A.  u.  B.  (1328)). 

Kothen  (v.  H.  III  286  (1314);  V  Anhang  16  (1370)  und  II  284  (1263); 
III  317  (1316)). 

Zerbst  (v.  II.  II  596,  868;  III  66  ,  80  ,  87,  110,  151,  156,  177,  205, 
220  ,  286  ,  295  ,  302  ,  385  (1285—1319);  III  741  (1341),  806  (134«);  IV  532 
-534  (1379). 

Rosslau  (v.  H.  IV  532-534  (1379)). 

Koswig  (v.  H.  II  14,  21  (1215-16);  II  515,  524  (1280-81);  III  54, 
356  (1303—17);  IV  393  (1369)). 
')  Solche  Dominialvögte  sind: 
1275  Theodericus  de  Conre  (v.  H.  II  468). 

1291-94  Conze  (Kourad)  de  Molhuseu  (v.  II.  II  711,  739,  769,  770, 
771,  774). 

1300  Fredericus  de  Hoyem  (v.  H.  II  888,  889). 
1303  Henuingus  de  Hoimb  (v.  H.  III  51). 

1312  Konemannus  de  Hoym  (v.  H.  III  248).  Er  findet  sich  noch 
'  öfter  in  den  Urkunden,  und  zwar  unter  den  Rittern,  und  hat  von  1290—1314 

gelebt  (v.  II.  VI  111). 

1314  Johannes  (v.  H.  III  279,  294);  v.  Heineinann  VI  S.  54  hält  ihn 
für  den  Sohn  des  Vogtes  Walter  von  Zerbst  und  ebenfalls  Vogt  dieser  Stadt, 
hat  aber  wohl  nicht  beachtet,  dass  er  eigens  als  Beamter  der  Aschersleber 
Grafen  aufgeführt  wird. 

1320  Conrndus  in  Hoym,  Sohn  Konemunds  (v.  H.  VI  112)  (III  406). 
Dass  „in  Hoym"  seiuen  Üeschlechtsnaiueu  bezeichnet,  ergibt  sich  aus  andern 
Urkunden  (v.  H.  VI  112),  gelebt  hat  er  noch  bis  1332  und  ist  ebenfalls  Ritter 
gewesen. 

1332  Diderik  Dyreke  (v.  H.  III  599) 
1376  Syverd  von  Hondorp  (v.  H  IV  486). 
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Wir  haben  also  in  den  anhaltischen  Territorien  zu  unter- 
scheiden zwischen  Vögten  des  landesherrlichen  Dominiums,  ein- 
zelner Lauddistrikte  und  der  Stadtbezirke.  Eine  direkte  Unter- 
scheidung in  der  Bezeichnung  etwa  gibt  es  nicht,  sämtliche 
Vögte  werden  einfach  „advocati"  oder  „vogete"  genannt,  nur 
die  Vögte  des  landesherrlichen  Dominiums  führen  meist  noch 
den  besonderen  Titel  „advocatus  noster". 

Ihrem  Stande  nach  gehören  die  Vögte  gewöhnlich  zu  den 
Knappen1),  bisweilen  auch  zu  den  Rittern2),  in  der  Regel  sind 
sie  landesfürstliche  Ministerialen8),  die  städtischen  Vögte  im 
14.  Jahrhundert  mitunter  auch  Bürger  ihrer  Stadt4).  Eine  An- 
gabe des  Familiennamens  findet  sich  fast  nur  bei  den  Vögten 
des  landesherrlichen  Dominiums,  bisweilen  auch  der  ländlichen 
Bezirke5);  städtische  Vögte  sind  meist  nur  mit  der  Amtsbe- 
zeichnung aufgeführt,  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts wird  auch  bei  ihnen  die  Familienbezeichnung  in  den 
Urkunden  häufiger8).  Gewöhnlich  tragen  sie  bürgerliche  Namen, 
während  die  Vögte  ländlicher  Bezirke,  vor  allem  des  landes- 
herrlichen Dominiums  mit  geringen  Ausnahmen  adligen  Ge- 
schlechts sind. 

In  jedem  Vogteibezirk  ist  gleichzeitig  immer  nur  ein  Vogt 
tätig,  nur  einmal  findet  sich  eine  Ausnahme  in  einer  Urkunde 
des  Jahres  1314 7).  Da  aber  der  eine  Vogt  hier  eigens  zum 
Unterschiede  die  Bezeichnung  ndii  aide  voget  van  Scherwista 
fuhrt,  ist  der  andere  Inhaber  des  Amtes  wohl  als  dessen  Nach- 
folger anzusehen8),  der  schon  bei  dessen  Lebzeiten  zur  Unter- 


')  v.H.  II  770  (1294),  888  (1300);  III  51  (1303),  110  (1305),  205  (1310), 
279,286  ,  294  (1314),  599  (1332),  515  (1326),  602  (1332);  IV  193  (1357), 
297  (1363). 

*)  v.  H.  III  555  (1328),  806  (1346). 

»)  v.  H.  II  14  (1215),  468  (1275);  II  204  (1253);  III  555  (1328). 

*)  v.H.  IV  236  (1359);  IV  532  (1379)  könnte  es  so  scheinen,  als  ob  die 
Vögte  auch  ßatinannen  von  Zerbst  waren,  doch  sprechen  IV  533,  534  dagegen. 

s)  v.  H.  II  491  (1276);  III  806  (1346);  V  Anhang  11  (1330);  V  91  (1387). 

•)  v.  H.  IV  69  (1354),  193,  302  (1357—62);  IV  532-534  (1379).  Nur 
die  Vögte  von  Koswig  tragen  schon  früher  volle  Namen  (v.  H.  II  515,  524 
11280-81);  III  54  (1303),  356  (1317);  IV  393  (1369). 

r)  v.  H  III  286. 

')  Im  Jahre  1340  (v.  H.  III  738)  wird  erwähnt  „  ad  peticionem  nostri 
Schrecker,  Beamtentum  in  Anhalt  3 
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Stützung  herangezogen  ist.  Die  doppelte  Anführung  der  Vögte 
ist  auch  hier  jedenfalls  also  wieder  in  dem  hohen  Alter  des 
eigentlichen  Inhabers  des  Amtes  begründet.  Die  Existenz  eines 
Vertreters  ist  sonst  nicht  sicher  nachzuweisen,  nur  einmal 
werden  Untervögte  erwähnt  bei  einer  ganz  allgemeinen  Auf- 
zählung1). Andererseits  lässt  sich  ebenfalls  nicht  nachweisen, 
dass  mehrere  Vogteien  von  einem  Beamten  verwaltet  werden  *). 

Feste  Erblichkeit  lässt  sich  bei  den  Vögten  nicht  nach- 
weisen. Im  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  hat  zwar  eine  Familie 
das  Amt  des  Dominialvogts  im  Aschersleber  Gebiet  mehrmals 
in  kurzer  Zeit  innegehabt3),  doch  nicht  bestimmt  in  ununter- 
brochener Reihenfolge  und  nur  einmal  vom  Vater  auf  den  Sohn 
übergehend;  ein  gewisses  Vorrecht  der  Familie  hat  aber  wohl 
bestanden. 

Die  Stellung  des  Vogtes  ist  im  allgemeinen  natürlich 
weniger  bedeutend,  wie  die  der  Zentralbeamten,  das  bringt  schon 
seine  lokal  begrenzte  Tätigkeit  mit  sich.  Er  kommt  fast  nur 
in  den  Urkunden  vor,  die  seinen  Bezirk  angehen;  nur  die  Vögte 
des  landesherrlichen  Dominiums  begegnen  mehr  bei  allgemeinen 
Geschäften.  Immerhin  schliesst  dies  aber  nicht  aus,  dass  auch 
die  andern  Vögte  mitunter  in  ziemlich  bedeutendem  Ansehen 
beim  Landesherrn  gestanden  haben.  So  tiberweist  im  Jahre 
1315  Graf  Albrecht  I.  „ad  petitionem  Walteri  dicti  Advocati, 
qui  multis  temporibus  nobis  fidelis  exstitit  serviendo"  dem 
Zerbster  Nonnenkloster  mehrere  Gefälle  mit  der  Bedingung, 
dass  Walter  und  seine  Familienmitglieder,  solange  sie  am  Leben 
sind,  das  Nutzungsrecht  haben4).  Im  Jahre  1319  bestätigt  die 
Äbtissin  des  Klosters  diese  Verfügung  und  bestimmt  noch  als 
Seelenmesse  des  verstorbenen  Walter  ein  Pfund  Denare5). 


fidelis  Henrici  Advocati  morantis  in  Cerwist".  Wahrscheinlich  ist  dieser 
Heinrich  mit  dem  1314  erwähnten  identisch,  wie  v.  Heinemaun  VI  S.  54  an- 
nimmt; lässt  sich  allerdings  nicht  sicher  bestimmen. 

»)  v.  H.  in  583  (1330). 

»)  Vgl.  B.  Meyer  S.  56;  Isaaksohn  S.  59. 

3)  Die  Hoims  (pag.  32  anm.  1).  Es  wäre  ja  möglich,  dass  auch  der  Voigt 
Johannes  (1314)  diesem  Cieschlechte  angehürt. 
«)  v.  H.  III  302. 
•)  v.  II  III  385. 
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Im  allgemeinen  sind  die  Vögte  wohl  nur  landesherrliche 
Beamte,  doch  sind  sie  in  ihrem  Bezirk  auch  bei  nicht  rein 
landesfürstlichen  Angelegenheiten  beteiligt,  wenn  auch  meist 
nur  als  Beurkundungszeugen.  So  werden  sie  von  Stiftern  und 
Klöstern  zur  Erledigung  öffentlicher  Geschäfte  mit  herange- 
zogen !) ,  ohne  dabei  eigentliche  Klostervögte  zu  sein  2) ,  und 
auch  bei  den  Angelegenheiten  der  Städte  haben  sie  bisweilen 
tätig  mitgewirkt8). 

Die  Tätigkeit4)  des  Vogtes  ist  eine  sehr  vielseitige.  Er 
ist  der  allgemeine  Beamte  seines  Bezirks,  und  fast  bei  allen 
Angelegenheiten  in  demselben  beteiligt,  hält  sich  wohl  auch  in 
dessen  Interesse  ausserhalb  seines  eigentlichen  Bezirkes  auf6). 
Er  wird  für  jede  Funktion  der  Verwaltung  bestellt,  in  seiner 
Person  vereinigt  er  alle  obrigkeitlichen  Befugnisse  innerhalb 
seines  Distrikts.  Er  ist  richterlicher,  administrativer,  finan- 
zieller und  wohl  auch  militärischer  Beamter,  der  Beamte  xai' 
tioxrtv,  wie  ihn  Rosen thal  (S.  343)  bezeichnet.  Wenn  er  auch 
meist  die  Geschäfte  allein  erledigt  haben  wird,  eine  obere  Mit- 
wirkung behält  sich  der  Landesherr  immer  vor;  von  ihm  hat 
der  Vogt  den  Auftrag,  „in  seinem  Namen  hat  er  zu  gebieten 
and  verbieten"6). 

Der  Vogt  ist  der  eigentliche  landesherrliche  Justiz- 
beamte, weswegen  er  auch  bisweilen  einfach  Richter  genannt 
wird7).    Vom  Landesherrn  wird  ihm  sein  richterliches  Amt 


>)  v.  H.  II  868  (1299);  III  66  (1303),  80,  87  (1304),  110  (1305),  151, 
156  (1307),  295  (1315),  356  (1317). 

*)  v.  H.  III  356.  Wäre  der  Vogt  Johannes  klösterlicher  Beamter,  würde 
seinem  Namen  wohl,  wie  dem  des  Dekans,  die  Bezeichnung  des  Stifts  hinzu- 
gefügt sein. 

*)  v.  H.  II  21  (1216),  5%  (1285) ;  IV  69  (1369). 

*)  Vgl.  hierzu  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  565,  607  ff. ;  Bornhak  8.  7  ff. ; 
Boitze  S.  56 ff.;  Isaaksohn  S.  36 ff.;  Kuhns  S.  101  ff.;  B.  Meyer  S.  54  ff.; 
Luther  S.  16 ff.;  Rosenthal  S. 323 ff. ;  Lamprecht  S.  1392 ff  .;  Schmoller  S.  48 ff.; 
Stölzel,  Gelehrtes  Richtertnm  S.  159  ff. 

§)  v.  H.  II  160,  161  (1244);  III  110  (1305),  151  (1307). 

•)  Schmoller  S.  48. 

7)  v.  fl.  Ii  888  (1300);  III  734  (1340);  V  803  a  (1346).  Ist  vou  einem 
landesherrlichen  Richter  in  den  Urkunden  die  Rede,  so  bezieht  es  sich  in  der 
Hegel  auf  den  Vogt. 

3* 
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übertragen,  stets  hat  der  Richter  auf  das  Gebot  seines  Herrn 
zur  Stelle  zu  sein  *).  In  jurisdiktioneller  Hinsicht  ist  der  Vogt 
Stellvertreter  des  Landesherrn  in  der  Abhaltung  des  Vogtei- 
gcrichts  in  seinem  Bezirk2).  Auch  in  den  geistlichen  Stiftern, 
deren  Vogtei  den  Landesfursten  untersteht,  ist  ihm  nicht  selten 
die  Ausübung  der  richterlichen  Tätigkeit  übertragen.  Für  die 
Klöster  Niemburg  und  Thankmarsfelde  haben  sich  aus  dem 
Jahre  1239  in  zwei  Verträgen  des  Grafen  Heinrich  I.  von 
Ascharien  mit  dem  Abte  von  Niemburg  ganz  genaue  Bestim- 
mungen erhalten,  die  uns  einen  guten  Einblick  in  die  richter- 
lichen Befugnisse  der  damaligen  Vögte  gewähren 8). 

Im  Vogteigericht  führt  der  Vogt  den  Vorsitz4),  er  leitet 
die  Verhandlungen  und  verkündet  das  Urteil.  Entsprechend 
dem  Recht  des  Sachsenspiegels  wird  er  auch  in  Anhalt  nur  Ur- 
teil fragen  und  ausgeben,  nicht  selbst  finden,  also  nur  das  Auf- 
sichtsrecht haben  5).  In  den  Urkunden  v.  H.  II  145  und 
M.  V.f.A.G.  IX  2  S.  187  werden  von  seiner  Tätigkeit  immer  nur 
die  Ausdrücke  „presidere,  placitare,  iudicium  habere"  gebraucht, 
die  also  auf  eine  Leitung  schliessen  lassen,  während  „judicare" 
sich  nie  für  deu  Vogt  findet,  dagegen  aber  in  v.  H.  II  145 
für  den  richterlichen  Beamten  des  Klosters,  den  molendinarius, 
gebraucht  wird;  einmal  heisst  es  „si  advocatus  alicui  culpam 
dedit" 6).  Zu  seiner  Unterstützung  und  Vertretung  ist  dem 
Vogte  ein  gerichtlicher  Unterbeamter  beigegeben,  nuncius  ge- 
nannt7); seinem  Gericht  hat  der  Schulze  beizuwohnen8).  In 
der  Zahl  der  Gerichtstage  ist  dem  Vogt  nicht  etwa  freie  Hand 


')  v.  H.  m  734  (1340). 

')  v.  H.  V  211  (1394);  M.  V.f.A.G.  IX  2  S.  191  (1293);  b.  auch  Bertram- 
Krause  S.  317. 

s)  v.  H.  II  145  und  M. V.f.A.G.  IX  2  S.  187. 

«)  v.  H.  II  145  (1239);  M. V.f.A.G.  IX  2  S.  187. 

*)  Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter  (Braunschweig 
1879)  Bd.  I  S.  89— 90,  248  ff.,  301  ff.  Auch  in  Brandenburg  hat  der  Vogt  nur 
die  Leitung  und  Ordnung  der  Prozesse  (Kühns  S.  135),  ebenso  im  Bergischen 
(Körnicke  S.  69). 

•)  M. V.f.A.G.  IX  2  S.  187. 

')  v.  H.  II  145  (1239),  888  (130));  V  34a  (1219);  s.  Schröder,  RechU- 
geschkhte  S.  5«! ;  Beckmann  VII  S.  litt. 

8)  v.  H.  III  317  (1316);  IV  130  (1356). 
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gelassen,  vielmehr  findet  das  Vogteigericht  zu  bestimmten 
Zeiten  statt 1),  gewöhnlich  dreimal  im  Jahr und  zwar  sollen 
die  Gerichtstage  nach  Beschluss  so  gelegt  werden,  dass  nicht 
eine  anderweitige  Behinderung  eintreten  kann3). 

Die  Gerichtsgewalt  des  Vogtes  umfasst  wohl  alle  Rechts- 
sachen des  Landrechts  und  entspricht  der  gewöhnlichen  Grafen- 
gewalt4). Sicher  hat  der  Vogt  die  höhere  Gerichtsbarkeit. 
Genaue  Nachrichten  haben  sich  für  die  stiftsvogteiliche  Ge- 
richtsbarkeit erhalten.  In  der  Urkunde  von  Niemburg5)  heisst 
es  an  einer  Stelle,  der  Vogt  soll  nicht  Recht  sprechen  in  den 
Dörfern  der  Kirche,  „nisi  pro  crimine,  quod  hanthafte  dat  vul- 
gariter  appellatur".  An  anderer  Stelle  wird  festgesetzt,  dass 
er  in  den  Mühlen  des  Stifts  kein  anderes  Gericht  hat,  „nisi  pro 
his  criminibus,  que  personam  interimunt  vel  man  um  amputant". 
Uber  die  andern  Streitsachen  soll  der  Müller  richten ;  der  v  ogt 
soll  ihm  dabei  nichts  in  den  Weg  legen,  höchstens  kann  er 
diejenigen  Leute  vom  Besuch  des  Gerichts  abhalten,  „qui  sunt 
de  prediis  suis  vacantibus".  Ebenso  heisst  es  in  den  Vogtei- 
bestimmungen für  Thankmarsfelde  „Comitis  advocatus  non  pla- 
citabit  in  villis  ecclesie  nec  vocatus  pro  hanthafte  dat,  in  mo- 
lendinis  ecclesie  universis  advocatus  non  habebit  aliquod 
iudicium  nec  pro  his  criminibus,  que  pro  certamine  manum  am- 
putant" 6).  Iu  den  geistlichen  Stiftern  hat  der  landesherrliche 
Vogt  also  nur  die  schweren  Zivil-  und  Kriminalfälle,  Achter- 
ding wird  sein  Gericht  einmal  genannt 7).  In  seinem  weltlichen 
Bezirk  übt  der  Vogt  auch  sicher  die  höhere  Gerichtsbarkeit 
aus.  Er  ist  zuständiger  Richter  über  „  ungerichte  * *) ,  über 
Räuber  und  Friedensbrecher9),  wie  über  schwere  körperliche 

>)  v.  H.  III  317  (1316);  II  145  (1239)  wird  fllr  das  Vogteigericht  im 

Kloster  der  Tag  nacb  dem  Gericht  in  der  Stadt  festgesetzt. 

')  v.  H.  II  146;  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  187  (1239);  v.  H.  V  34  a  (1219); 

s.  auch  Planck  S.  118. 

»)  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  187  (1239). 

*)  Planck  S.  5  ff.,  42  ff. 

•)  v.  H.  n  146  (1239). 

•)  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  187  (1239). 

*)  v.  H.  II  145  (1239). 

•)  v.  H.  IV  130  (1356). 

•)  v.  H.  V  803  a  (1346);  IV  480  (1376). 
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Delikte !) ,  hat  also  die  Gerichtsgewalt  Uber  Eigen  wie  Hals 
und  Hand.  Aber  seine  Gerichtsgewalt  erstreckt  sich  auch  noch 
auf  alle  in  seinem  Bezirk  enthaltenen  weltlichen  Niedergerichte. 
Wenn  auch  diese  Gerichtsbarkeit  wohl  meist  von  seinen  Unter- 
beamten  in  Dorf  wie  Stadt  selbständig  ausgeübt  wird,  so  ist 
er  doch  Oberinstanz  für  dieselben.  So  steht  im  Dorfgericht 
dem  Vogt  die  Pfändung  zu,  die  vorhergehenden  gerichtlichen 
Verhandlungen  aber  gehören  in  den  Amtsbereich  des  Schul  t- 
heissen,  der  auch  das  Rügerecht  besitzt.  Erst  wenn  derselbe 
fehlt,  tibernimmt  der  Vogt  alle  erforderlichen  Schritte  *).  Gegen 
gerichtliche  Entscheidungen  des  Vogtes  ist  zuständige  Be- 
rufungsinstanz wohl  der  Landesherr,  in  späterer  Zeit  auch  der 
landesfürstliche  Rat8). 

Aus  seinem  richterlichen  Amt  zieht  der  Vogt  nicht 
unbedeutende  Einkünfte.  Er  erhält  von  den  Gerichtsgefällen 
ein  Drittel,  die  übrigen  zwei  Drittel  stehen  dem  Gerichtsherrn 
zu;  die  Einziehung  und  Verrechnung  dieser  Gefälle  ist  dem 
Vogt  anheimgegeben8).  Ausserdem  wird  ihm  von  den  Stiftern 
für  jede  Gerichtssitzung  eine  Entschädigungssumme  gegeben, 
deren  Höhe  in  den  einzelnen  Gerichtsbezirken  verschieden  ist. 
Für  Niemburg  und  Thankmarsfelde  ist  z.  B.  ein  Pfund  fest- 
gesetzt, während  für  das  Gericht  in  „Hazkerodhe"  nur  5  Solidi 
bezahlt  werden4).  Doch  wird  dieses  Geld  nur  dann  ausgezahlt, 
wenn  der  Vogt  auch  wirklich  den  Vorsitz  geführt  hat 5).  Auch 
sonst  scheint  der  Vogt  noch  zu  mancherlei  Forderungen  an  die 
klösterlichen  Hintersassen  berechtigt  gewesen  zu  sein,  da  in 
den  Bestimmungen  für  Niemburg  noch  besonders  festgesetzt 
wird,  dass  der  Vogt  von  den  Leuten  der  zum  Kloster  gehörigen 
drei  Burgwarde  auch  ausserhalb  derselben  kein  servicium  for- 


l)  G.Qu.d.Pr.S.  II  423  (1455);  sonBt  gibt  es  nur  noch  eine  Urkunde 
mit  ganz  allgemeinen  Ausdrücken  Uber  die  richterliche  Tätigkeit  des  Vogtes 
(v.  H.  II  698  (1291)). 

J)  G.Qu.d.Pr.S.  II  423  (1455). 

»)  v.  H.  II  145;  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  187  (1239);  s.  auch  v.  Krones, 
Verfassung  S.  495. 

*)  v.  fl.  II  145;  M.V.f.A.G.  IX  2  S.  187. 

6)  v.  H.  II  145  „si  nun  preäederit,  nou  dabitnr". 
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dem  sollen,  weil  sie  schon  dem  Abte  und  der  Kirche  häufig 
dienen  mussten  l). 

Neben  diesen  unmittelbaren  Gerichtsgefällen  *)  stehen  dem 
Vogt  auch  noch  mancherlei  andere  Bezüge  zu  in  Naturalien, 
wie  Geld.  In  den  Bestimmungen  für  Niemburg  sind  eine  Reihe 
solcher  dem  Vogt  zuständiger  Abgaben  aufgeführt,  wie  „vorst- 
medea,  „vogetkorn",  „vare"  und  „varschilling".  Die  Urkunde 
v.  H.  V  34  a  vom  Jahre  1219  führt  als  Einnahme  für  das 
Vogteigericht  „servitium  in  pabulo  et  expensis"  an.  In  den 
Klöstern  scheint  auch  dem  mit  der  stiftsvogteilichen  Juris- 
diktion beauftragten  landesherrlichen  Vogt  beim  Tode  des 
Abtes  ein  gewisser  Anteil  an  der  Hinterlassenschaft  zuge- 
standen zu  haben8);  überhaupt  ist  dem  richterlichen  Be- 
amten anscheinend  mancherlei  Einfluss  auf  geistliche  Stifter 
gestattet4). 

Als  administrativer  Verwaltungsbeamter  hat  der  Vogt 
vor  allem  polizeiliche  Pflichten,  er  ist  in  seinem  Sprengel  ge- 
wissermassen  Walter  des  Friedens.  Die  Sorge  für  Ruhe 
und  Ordnung  seines  Bezirks  ist  ihm  tibertragen,  namentlich  die 
öffentliche  Sicherheit  des  Landes  hat  er  zu  überwachen.  In- 
folgedessen ist  es  eine  seiner  wichtigsten  Aufgaben,  Räuber 
und  andere  Übeltäter  aufzusuchen,  zu  verfolgen,  festzunehmen 
und  auszuliefern.  Hierbei  sollen  die  Vögte  benachbarter  Be- 
zirke sich  untereinander  helfen,  einer  den  andern  benachrich- 
tigen5); selbst  ein  Nachsetzen  auf  fremdes  Gebiet  ist  ihnen 
meist  gestattet,  wobei  dann  die  dortigen  Beamten  nach  allen 
Kräften  ihn  unterstützen  sollen6).  Ja  sogar,  wenn  ein  fremder 
Vogt  auch  nur  erfährt,  dass  in  des  andern  Herrn  Land  Räuber 
bansen,  so  soll  er  schon  von  sich  aus,  auch  ohne  aufgefordert 
zu  sein,  dem  betreffenden  Vogt  seine  Unterstützung  anbieten 7). 


•)  v.  H.  II  145. 
*)  Vgl.  auch  pag.  41. 
')  v.  H.  II  145  (1239). 
«)  v.  H.  II  888  (1300). 

»)  v.  H.  IV  480  (1376);  IV  511  (1377);  V  281  (1398);  Reg.  54  (1407), 
192,  193  (1424). 

•)  v.  H.  IV  544  (1379). 
7)  v.  H.  IV  480  (1376). 


40 


Damit  dies  auch  wirklich  geschieht,  wird  meist  noch  bestimmt, 
dass  die  Vögte  es  sich  gegenseitig  zur  Bekräftigung  an  Eides 
Statt  geloben  sollen *).  Man  sieht  also,  welcher  Wert  auf  diese 
Seite  der  vogteilichen  Wirksamkeit  gelegt  wird,  in  den  meisten 
Bündnissen  der  damaligen  Zeit  finden  wir  eine  derartige  gegen- 
seitige Unterstützung  der  Vögte  zur  Aufrechterhaltung  des 
Landfriedens  ganz  genau  festgesetzt.  Oberhaupt  scheint  auch 
sonst  ein  Zusammenwirken  der  Vögte  fremder  Gebiete  bei  all- 
gemeinen Angelegenheiten  nicht  selten  gewesen  zu  sein2). 
Aber  nicht  uur  die  Verfolgung  und  Vertreibung  der  Räuber  ist 
dem  Vogt  übertragen,  er  hat  auch  die  Ergriffenen  auf  den 
Gerichtstagen  abzuurteilen  und  zu  bestrafen;  auch  dabei  sollen 
die  einzelnen  Vögte  sich  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  stehen8). 

Auch  sonst  hat  der  Vogt  noch  mancherlei  polizeilich -ad- 
ministrative Pflichten.  Er  hat  für  die  Regelung  des  Wagen- 
verkehrs auf  den  Strassen  zu  sorgen4),  überhaupt  den  allge- 
meinen Fuhr-  und  Schiff  betrieb  im  Lande  zu  beaufsichtigen5). 
In  den  Städten  ist  ihm  zum  Teil  die  Strassenpolizei  anver- 
traut6), ferner  die  Überwachung  des  G e werbe wesens 7).  Als 
administrativem  Beamten  liegt  dem  Vogt  vor  allem  auch  die 
Verwaltung  der  in  seinem  Bezirk  gelegenen  landesherrlichen 
Schlösser,  Domänen  oder  Häuser  ob,  zumal  dieselben  meist 
auch  den  Mittelpunkt  der  Vogtei  bilden  und  der  Wohnsitz  des 
Vogtes  sind 8).  Auch  hier  hat  der  Vogt  auf  Ruhe  und  Ordnung 
zu  sehen  und  den  Burgfrieden  zu  überwachen9),  ferner  für 
guten  baulichen  Zustand  zu  sorgen 10).  Namentlich  wird  auf 
Gütern,  die  durch  Pfandbesitz  auf  gewisse  Zeit  an  die  anhal- 
tischen Fürsten  kommen,  stets  ein  Vogt  zur  Bewirtschaftung 

')  v.  H.  XV  480  (1376),  511  (1377),  471a  (1375) 
»)  v.  H.  V  226,  225  (1394);  Reg.  192,  193,  194  (1424). 
•)  v.  H  IV  480  (1376);  3.  Homeyer,  Sachsenspiegel,  Landrecht  II  71 
§  4,  5;  Planck  S.  42. 

*)  v.  H.  IV  480  (1376). 
8)  v.  H.  IV  62  (1353). 
•)  v.  H.  IV  130  (1356). 
7)  v.  H.  IV  56  (1353). 

»)  v.  H.  IV  277,  278  (1362);  Reg.  26  (1404). 
•)  Reg.  194  (1424). 
10)  Reg.  459  (1453). 
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eingesetzt,  der  dasselbe  zu  bewahren  hat,  bis  es  durch  Wieder- 
kauf in  die  Häude  seines  früheren  Eigentümers  zurückgeht1). 
Bisweilen  scheint  ein  derartiger  Pfandbesitz  zur  besseren 
Sicherung  neben  dem  Vogte  uoch  andern  Leuten  mit  über- 
tragen zu  sein,  allerdings  behält  der  Vogt  dann  immer  die  Ver- 
waltung *). 

Ausserdem  steht  dem  Vogt  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
auch  die  Aufsicht  über  die  eiuzelnen  Feldmarken  zu.  In 
dieser  Eigenschaft  hat  er  bei  Streitigkeiten  über  Güterbesitz 
u.  dgl.  als  Schiedsrichter  zu  fungieren3).  Er  hat  überhaupt 
für  das  Wohlergehen  der  Insassen  seines  Bezirks  zu  sorgen, 
namentlich  auch  die  einzelnen  Abgaben  und  Lasten  hier  gleich- 
massig  zu  verteilen4). 

Dies  führt  uns  auf  die  finanzielle  Tätigkeit  des 
Vogtes5),  die  eine  der  wichtigsten  für  ihn  ist.  Als  finanzieller 
Beamter  besorgt  der  Vogt  die  Erhebung  der  landesherrlichen 
Einkünfte  und  hat  deren  Verwaltung  unter  sich.  In  seiner 
Eigenschaft  als  richterlicher  Beamter  sorgt  er  für  die  Ein- 
treibung der  Gerichts-  und  Bussgelder6).  Bei  dem  Tode  eines 
Bezirksinsassen  hat  er  das  Exuvienrecht  des  Landesherrn  in 
Geltung  zu  bringen  und  einen  Teil  der  Hinterlassenschaft  des 
Verstorbenen  einzuziehen7).  Hierbei  fällt  ihm  selbst  ein  Teil 
zu,  weshalb  bisweilen  der  Vogt  aus  seinem  eigenen  Interesse 
zuviel  gefordert  zu  haben  scheint,  denn  in  der  einen  Urkunde 
vom  Jahre  1275  wird  die  Höhe  der  Abgaben  genau  festgesetzt 
und  noch  besonders  hinzugefügt  „hanc  quantitatem  ultra  pre- 
dictum  debitum  nullatenus  transcendentes". 

Als  Vertreter  des  Fürsten  hat  der  Vogt  von  den  bäuerlichen 
Gutem  den  Grundzins  einzufordern,  Bede  und  Schoss  einzu- 

»)  v.  H.  IV  377  (1369),  404  (1370);  V  102  (1388),  146  (1390). 

»)  v.  H.  IV  404  (1370). 

»)  v.  H.  III  356  (1317);  V  12  (1380). 

*)  v.  H.  III  98  (1305). 

»)  Vgl.  ausser  den  pag.  35  angeführten  Werken  besonders  Brennicke, 
Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuern  Mecklenburgs  im  Mittelalter  (Marburg, 
IHssertation  1900)  S.  87  ff.;  Egg  er  s,  Das  Steuerwesen  der  Grafschaft  Hoya 
(Marburg,  Dissertation  1899)  S.  4  ff.,  39  ff. 

*)  S.  oben  pag.  38—42. 

7j  v.  II.  II  263  (1261),  468  (1275);  IV  460  (1375). 


Digitized  by  Google 


42 


nehmen '),  wie  die  Leistung  erforderlicher  Dienste  anzuorduen  und 
zu  überwachen2).  Namentlich  die  Einziehung  der  landesfürstlicheu 
Bede  macht  einen  beträchtlichen  Teil  der  finanziellen  Tätigkeit  des 
Vogtes  aus.  In  den  Urkunden  der  damaligen  Zeit  finden  wir 
die  sogenannten  „expensae,  precariae,  exactiones,  petitiones" , 
womit  diese  öffentlich-rechtliche  Abgabe  zumeist  bezeichnet 
wird,  sehr  oft  aufgezählt  und  dann  fast  immer  in  Verbindung 
mit  den  Vögten  gebracht8).  Sie  werden  nicht  nur  von  den 
Bauern,  sondern  auch  von  den  geistlichen  Besitzungen  erhoben4). 
Über  ihren  Ursprung  lässt  sich  für  Anhalt  nichts  Genaues 
entscheiden,  jedenfalls  häugen  sie  aber  wohl  mit  der  Gerichts- 
tätigkeit zusammen6).  Ob  sie  eine  Ablösung  für  zu  leistende 
Dienste  sind,  ist  fraglich;  ist  es  der  Fall,  so  sind  sie  es  wahr- 
scheinlich aber  nicht  bloss  für  militärische,  sondern  auch  für 
alle  möglichen  andern,  wie  Fron-  und  Spanndienste  u.  dgl.,  die 
von  den  Untertanen  je  nach  der  Gelegenheit  der  landesherr- 
lichen Verwaltung  zu  leisten  sind.  Als  feste  Abgaben  sind  sie 
jedenfalls  wohl  auch  in  Anhalt  anzusehen6),  allerdings  findet 
sich  in  den  Urkunden  weder  über  den  Zeitpunkt  ihrer  Ein- 
lösung noch  über  ihre  Höhe  irgendwelche  Bestimmung.  Sie 
richtet  sich  oft  wohl  nach  dein  jedesmaligen  Fall,  dessen  Ver- 
anlassung alles  mögliche  sein  kanu7).  Als  Stellvertreter  des 
Landesherrn  in  der  lokalen  Verwaltung  hat  der  Vogt  natürlich 
auch  die  Leistung  der  erforderlichen  Dienstpflichten  zu  über- 


•)  v.  H.  in  583  (1330);  IV  260  (1361);  V  70  (1385),  211  (1394). 

»)  v.  H.  V  211  (1394);  fieg.  350  (1441);  v.  H.  III  583  (1330). 

»)  v.  H.  V  34a  (1219);  II  313  (1266),  371  (1270);  III  93  (1304),  379 
(1319),  652  (1334),  765  (1344);  V  83  (1387);  s.  hierzu  Brennicke  S.  3 ff.; 
Eggers  S.  2  ff. 

*)  v.  H.  II  313  (1266);  III  379  (1319);  s.  auch  Brennicke  S.  10  ff.,  47  ff.  ; 
Eggers  S.  4  ff.   Allerdings  komme»  hier  sehr  viel  Befreiungen  vor  (s.  unteu). 

8)  v.  H.  V  34a  (1219);  III  317  (1316).  Auch  Brennicke  (S.  18)  be- 
trachtet diese  Abgaben  als  eine  Bedingung  der  Gerichtshoheit  (s.  auch  Eggers 
S.  4,  7,  10),  lehnt  aber  eiueu  Zusammenhang  mit  der  Kriegshoheit  ab; 
H.  B.  Meyer  (S.  64)  dagegen  hält  sie  für  ein  Entgelt  der  vom  Kriegsdienst 
befreiten  Bauern  und  Geistlichen. 

•)  v.  H.  III  652  (1334);  V  R3  (1387);  III  93  (1304). 

')  v.  U.  III  765  (1344).  Ausserordentliche  Bedeabgaben  sind  also  für 
Anhalt  auch  wohl  anzunehmen  (vgl.  Brennicke  S.  27). 
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wachen.  Er  sorgt  nicht  nur  für  die  richtige  Einzahlung  des 
Entgelts,  sondern  setzt  meist  auch  dessen  Höhe  fest1).  Damit 
ist  ihm  aber  eine  bedeutende  Macht  über  die  Bewohner  seines 
Sprengeis  gegeben  und  seinem  Handeln  grosse  Willkürlichkeit 
gelassen.  Da  nun  andererseits  der  Vogt  in  seinen  eigenen 
Einkünften  vielfach  auf  Einnahmen  aus  dem  seiner  Verwaltung 
anvertrauten  Bezirk  gestellt  ist,  liegt  natürlich  für  ihn  der 
Reiz  nahe,  durch  Erhöhung  und  Vermehrung  dieser  unbe- 
stimmten Abgaben  seine  eigene  pekuniäre  Stellung  zu  heben. 
Nicht  selten  werden  dieselben  also  wohl  auch  ohne  landesherr- 
lichen Befehl  willkürlich  durch  den  Vogt  eingetrieben  sein  und 
so  zu  mancherlei  Klagen  Anlass  gegeben  haben8).  Die  Folge 
davon  ist  naturgemäss  das  Bestreben  der  Insassen  der  Vogtei, 
sich  möglichst  von  dieser  bedrückenden  Gewalt  des  Vogtes  zu 
befreien,  was  namentlich  den  geistlichen  Stiftern  sehr  oft  ge- 
lungen ist3).  So  erklärt  es  sich,  dass  in  den  meisten  Urkunden, 
die  uns  von  derartigen  Abgaben  Nachricht  geben,  dieselben  als 
uugerechte  Bedrückungen  hingestellt  werden*)  und  den  Vögten 
wegen  unbilliger  Belästigung  ihre  Einziehung  untersagt  wird 5). 
Auch  sonst  wird  den  Vögten,  namentlich  geistlichen  Stiftern 
gegenüber,  oft  jegliche  Bedrückung  oder  Verletzung  verboten 8). 

Über  eine  militärische  Wirksamkeit  des  Vogtes  finden  sich 
nur  wenig  bestimmte  Nachrichten  und  erst  ziemlich  spät.  Nur 
einmal  wird  ein  Dominialvogt  als  Hauptmann  bezeichnet7),  im 

14.  Jahrhundert  begegnen  uns  Vogteibeamte  sonst  nur  noch  ein- 
mal ohne  nähere  Angabe  im  feindlichen  Land8),  und  erst  im 

15.  Jahrhundert  sind  sicher  Amtleute  mit  militärischen  Befug- 
nissen nachzuweisen9).    Anzunehmen  ist  aber  wohl,  dass  der 


')  Brennicke  S.  84,  87  ff. ;  Eggers  S.  39. 
»)  v.  H.  II  313  (1266). 

»)  v.  H.  II  313  (1266);  III  379  (1319),  652  (1334),  765  (1344);  V  83 
(1387);  s.  auch  Brennicke  S.  44 ff.;  H.  B.  Meyer  S.  65;  Schnitze  S.  285. 

«)  II  313  (1266);  V  34a  (1219);  III  379  (1319),  652  (1334);  V  &3  (1387). 

*)  v.  H.  II  371  (1270);  III  765  (1344). 

«)  v.  H.  III  198  (1309);  IV  158  (1357);  V  205  (1293). 

T)  v.  H.  ni  661  (1335). 

*)  v.  H.  IV  111  (1355). 

»)  Reg.  26  (1404),  374  (1443). 
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Vogt  von  vornherein  auch  in  dieser  Hinsicht  tätig  gewesen  ist1), 
jedenfalls  schliesst  das  Vorkommen  anderer  militärischer  Beamter 
eine  derartige  Wirksamkeit  nicht  aus,  macht  sie  vielmehr  nur 
wahrscheinlich.  Die  Leitung  der  Fehden  und  Kriegszüge  liegt 
zwar  in  den  Händen  von  sogenannten  Hauptleuten,  doch  sind 
dieselben  in  den  meisten  Fällen  jedesmal  erst  aus  der  Mitte 
der  Vogteibeamten  genommen2),  insofern  sind  also  die  Vögte 
auch  bei  Kriegen  militärisch  beteiligt.  An  sich  sind  sie  also 
zu  militärischer  Tätigkeit  wohl  berechtigt. 

Neben  seinem  obrigkeitlichem  Amte  ist  der  Vogt  aber  auch 
noch  als  Vertrauensperson  seines  Herrn  tätig;  das  zeigt  schon 
das  häufige  Auftreten  desselben,  besonders  des  landesherrlichen 
Dominialvogts,  in  der  Reihe  der  Beglaubigungszeugen,  wobei  es 
sich  nicht  immer  um  Sachen  seines  eigenen  Vogteibezirks 
handelt.  So  schliesst  er  im  Namen  seines  Herrn  Vergleiche 
ab8),  wird  bei  wichtigen  Verträgen  als  Bürge  herangezogen4) 
und  auch  mit  Ausführung  wichtiger  Beschlüsse  beauftragt,  wie 
z.  B.  von  Friedensschlüssen6). 

Auf  Reisen  finden  wir  den  Vogt  nicht  sehr  häufig  in  der 
Begleitung  des  Fürsten  uud  meist  dann  auch  nur  den  Vogt 
des  landesherrlichen  Dominiums6),  es  liegt  dies  eben  in  der 
Natur  des  an  den  Bezirk  gebundenen  Amtes. 

Die  Anstellung  des  Vogtes  erfolgt  gewöhnlich  auf  Grund 
eines  privatrechtlichen  Vertrages  zwischen  dem  Landesherrn 
und  dem  Beamten,  der  die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten 
festsetzt.  Meist  geschieht  die  Überweisung  des  Amtes  auf  dem 
Wege  der  Belehnung 7).  Anlass  dazu  sind  gewöhnlich  Geldvor- 
schüsse seitens  des  Belehnten  gewesen  8) ;  ob  die  Vogteien  auch 

')  Nach  dem  Beispiel  der  Nachbarländer:  s.  Isaaksohn  S.  54;  Holtze 
S.  57;  Kühns  S.  142;  H.  B.  Meyer  S.  54 ff.;  Luther  S.  16;  auch  Barth  S.400; 
Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  341;  Lamprecht  S.  1394. 

*)  pag.  53. 

«)  v.  H.  IV  532  (1379). 

•)  v.  H.  III  575  (1330);  V  65  (1385),  76  (1386). 
5)  v.  H.  IV  8  (1351). 

•)  v.  H.  II  160  (1244);  711,  739  (1291-93);  V  91  (1387). 
T)  v.  H.  V  Anhang  11  (1328,  1334);  s.  auch  Bertram- Krause  S.  318. 
•)  v.  H.  V  Anhany  11  (13:30);  s.  auch  Stölzel,  Brandenburg -Preussens 
RechUverwaltuug  und  Kecbtsverfassung  Bd.  I  (Berlin  1888)  S.  147. 
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auf  dem  Wege  der  Verpfandung  vergabt  sind,  lässt  sich  für  die 
aubaltischen  Gebiete  nicht  feststellen 1). 

Die  Ernennung  selbst  geschieht  in  der  Regel  wohl  per- 
sönlich durch  den  Landesherrn  vermittelst  eines  Bestallungs- 
briefes. Für  die  anhaltischen  Territorien  hat  sich  nur  ein  ein- 
ziger erhalten,  es  ist  dies  eine  Urkunde  vom  19.  Oktober  1353, 
in  der  Fürst  Waldemar  I.  einen  gewissen  Bussen  Mylow  zum 
Vogte  von  Templin  bestellt2).  Über  die  Dauer  des  Amtes  lässt 
sich  nichts  Bestimmtes  sagen.  Der  Vogt  bekleidet  es  auf 
Widerruf  und  kann  nach  dem  Belieben  des  Landesherrn  frei 
ein-  und  abgesetzt  werden8;,  höchstens  ist  bei  verpfändeten 
Gütern  der  Anspruch  des  frühereu  Herrn  noch  zu  berück- 
sichtigen4). Es  scheint  aber  eine  Kündigungsfrist  bestanden 
zo  haben5).  Bei  Antritt  des  Amtes  hat  der  Vogt  seinem  Herrn 
die  treue  Erfüllung  der  festgesetzten  Pflichten  eidlich  zu  ge- 
loben6). Bevor  das  Gelübde  nicht  geleistet  ist,  kann  der  neue 
Vogt  seine  Tätigkeit  nicht  beginnen7).  Oft  ist  dieser  Eid  schon 
einige  Zeit  vorher  abzuleisten 8).  Auch  noch  später  während 
der  Amtszeit  muss  der  Vogt,  wenn  neue  Pflichten  hinzukommen, 
stets  deren  redliche  Erfüllung  eidlich  versprechen9).  Gehört 
das  betreffende  Schloss,  in  dem  der  Vogt  sitzt,  seinem  Landes- 
fürsten nur  auf  dem  Wege  der  Verpfändung  bis  zum  Wieder- 
kauf, so  hat  nicht  selten  der  Vogt  auch  noch  dem  andern 
Herrn  zu  huldigen  10).  Doch  bleibt  sein  eigentlicher  Landesherr 
für  ihn  stets  noch  die  erste  Instanz,  jedenfalls  darf  er  den  Be- 


')  Nur  eine  Stelle  könnte  »ich  darauf  bezieben  (v.  H.  V  246  (1396)), 
doch  kann  damit  ebensogut  eine  einfache  Wiedererstattung  der  Ausgaben 
gemeint  sein  (über  Verpfändung  s.  auch  Iaaaksohn  S.  49;  Meyer  S.  55; 
Schmoller  S.  27). 

»)  t.  H.  IV  63. 

»)  v.  H.  V  146  (1390),  177  (1392). 

*)  v.  H.  IV  377  (1369),  404  (1370);  Reg.  130  (1419). 

»)  v.  H.  IV  404  (1370). 

*}  v.  H.  IV  404  (1370);  V  146  (1390);  Reg.  130  (1419);  v.  II.  IV  377 
11369). 

*)  v.  H.  V  146  (1390). 

«)  v.  H.  IV  377  (1369).  404  (1370). 

t)  v.  H.  IV  377  (1369). 

,0)  v.  H.  V  102  (1388). 
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sitz  nicht  ohne  dessen  Wissen  zurückgeben,  es  sei  denn,  dass 
er  Vollmacht  erhalten  hat1).  Auf  Befehl  seines  Landesherrn 
jedoch  muss  er  es  jedem  Beliebigen  überantworten,  wie  es  ihm 
eben  geheissen  wird*).  Überhaupt  ist  der  Vogt  verpflichtet, 
sich  den  Anordnungen  seines  Herrn  zu  fügen,  widrigenfalls  er 
zur  Verantwortung  gezogen  wird3). 

Die  ganze,  überaus  vielseitige  Tätigkeit  des  Vogtes  erfordert 
natürlich  ziemliche  Geldmittel  zur  Bestreitung  der  Kosten,  die 
in  der  Regel  wohl  aus  den  Einkünften  des  Amtes  selbst  be- 
glichen werden.  Das  gewöhnliche  ist  hierbei  die  Form  der 
Abrechnung4),  der  Vogt  verbraucht,  was  er  für  nötig  hält, 
das  Übrige  kann  er  teilweise  zurückbehalten,  teilweise  muss 
er  es  an  den  Landesherrn  abliefern5).  Hat  er  in  seinem  Be- 
zirk einmal  grössern  Schaden  erlitten,  so  kann  er  mit  Zu- 
stimmung des  Landesherrn  auch  sämtliche  Einkünfte  zu  dessen 
Deckung  verwenden.  Jedenfalls  hat  er  Anspruch  auf  Wieder- 
erstattung der  Auslagen  und  teilweisen  Schadenersatz8);  scheidet 
er  aus  dem  Amte  und  fehlt  ihm  da  vielleicht  noch  etwas,  so 
soll  er  auch  dies  nach  redlicher  Berechnung  in  der  nächst- 
folgenden Zeit  ohne  jede  Behinderung  erhalten  7).  Überhaupt  tritt 
der  Landesherr  durchaus  für  das  Wohlergehen  des  Vogtes  ein, 
in  amtlicher  Beziehung  wie  bei  rein  persönlichen  Angelegen- 
heiten desselben8). 

Die  Besoldung  des  Vogtes  selbst  besteht  einmal  in  einem 
bestimmten  Fixum  an  Geld,  wenigstens  ist  dies  in  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhuuderts  nachweisbar9),  ferner  werden  ihm 
Naturalbezüge  und  Geldrenten  angewiesen10).  Ausserdem  er- 
hält er  raeist  noch  zu  seinem  Unterhalt  ein  oder  mehrere  Hufen 


•)  y.  H.  IV  404  (1370). 

")  v.  H.  V  146  (1390). 

»)  Reg.  194  (1424). 

*)  Vgl.  Sclmiollei  S.  49. 

6)  v.  H.  IV  63  (1353),  192  (1357). 

e)  v.  U.  IV  192  (1357);  V  246  (1396);  IV  63  (1353). 

')  v.  H.  IV  63  (1353). 

•)  v.  H.  III  499  (1325)  ;  IV  63  (1353). 

9)  v.  H.  IV  278  (1362). 

,üi  v.  FT  III  302  (1315);  V  Auhang  11  (1330). 
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Land  oder  andere  Nutzungen  lehnrechtlich  tiberwiesen  l).  Da- 
neben ist  er  in  seinen  Revenuen  vor  allem  noch  auf  die  Ein- 
künfte seines  Amts  angewiesen.  So  erhält  er  von  den  Ge- 
richtsgefällen, Steuern  und  sonstigen  Abgaben,  wie  wir  gesehen 
haben,  seinen  bestimmten  Teil  und  macht  sich  damit  direkt  be- 
zahlt. Auch  steht  ihm  wohl  sicher  von  den  einzelnen  Hufen 
seines  Bezirks  das  sogenannte  voghetgelt  zu,  das  oft  in  den 
Urkunden  erwähnt  wird2). 

Wie  wir  aber  schon  bei  Besprechung  der  finanziellen 
Pflichten  des  Vogtes  gesehen  haben8),  kann  diese  letztere  Art 
der  Besoldung  leicht  zu  Übergriffen  verleiten ;  dass  dies  wirklich 
der  Fall  gewesen  ist,  beweist  uns  ausser  den  oben  angeführten 
Fällen  eine  Reihe  von  Urkunden,  in  denen  Landhufen  „a  jugo 
advocatorum  liberum  et  immunem"  verliehen  werden4);  das 
Streben  der  Besitzer  ging  eben  dahin ,  möglichst  nichts  mit  der 
bedrückenden  Gewalt  des  Vogtes  zu  tun  zu  haben.  Deutlich 
zeigt  diese  selbständigen  Übergriffe  der  Vögte  schon  eine  Ur- 
kunde vom  Jahre  1263 5),  in  der  Graf  Siegfried  I.  auf  die  An- 
sprüche seiner  Vögte  von  Kothen  auf  Einkünfte  aus  Gütern 
der  Dessauer  Kirche  verzichtet  mit  der  Begründung,  „quod  in 
bonis  ecclesie  in  Dessowe,  videlicet  octo  mansis  sitis  in  Greven- 
dorp, ex  nulla  iustitia  sed  quadam  sicut  dicitur  consuetudinis 
corruptela  advocati  de  Cothene  consueverunt  extorquere." 

b)  Die  Ortsbeamten. 

a)  Unter  dem  Vogte  stehen  in  den  Dörfern  und  Städten 
des  Bezirks  noch  rein  lokale  Ortsbeamte,  denen  die  Verwaltung 
der  untersten  Kreise  übertragen  ist.  Auf  dem  Lande  steht  an 
der  Spitze  der  Ortsverwaltung6)  der  villicus,  später  nach  der 


•)  v.  H.  HI  406  (1320)  ;  V  Anhang  11  (1330,  1337). 
*)  Z.  B.  v.  H.  IV  260  (1361);  V  Anhang  11  (1342). 
•)  pag.  38—39,  41,  43. 

♦)  v.  H.  II  439  (1274),  491  (1276),  552  (1283),  828  (1297). 
»)  v.  H.  II  284. 

•)  Vgl.  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  603;  Bornhak  S.  5;  Holtze  S.  68  ff. ; 
KQhns  S.  156 ff.;  Luther  S.  14,  16;  Wintterliu  S.  8;  Schütze,  Bezirk  und 
Organisation  der  niederrheinischen  Ortsgemeinde  (Beiträge  zur  Geschichte  des 
Niederrheiüs  XV  (Düsseldorf  1900)  S.  232 ff.;  Eid,  Der  Hof-  und  Staatsdienst 
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allmählichen  Erweiterung  der  einzelnen  Gehöfte  zu  Dörfern 
und  dem  stärkeren  Aufkommen  der  deutschen  Sprache  in  den 
Urkunden  seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  mehr  Schul- 
t hei ss  genannt,  welche  Bezeichnung  sich  seit  der  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  allein  durchsetzt;  im  Zerbster  Gebiet  führt 
dieser  Ortsbeamte  auch  den  niedersächsischen  Titel  Bauermeister  l\ 
der  auch  einmal  im  Aschersleber  Territorium  begegnet2).  Ver- 
einzelt findet  sich  auch  die  Bezeichnung  prefectus3).  Das  Amt 
heisst  Schultheissenamt  oder  auch  einfach  „gherichte" 4). 

Der  Schultheiss  stammt  aus  einer  in  dem  betreffenden  Dorf 
ansässigen  Familie,  sein  Amt  hat  er  zu  erblichem  Lehen  vom 
Landesherrn,  oft  wird  es  mehreren  Mitgliedern  einer  Familie 
zugleich  übertragen5).  Bei  seiner  Ernennung  hat  die  Gemeinde 
mitzusprechen,  sie  selbst  wählt  ihn  sich  aus  ihrer  Mitte6),  der 
Landesherr  belehnt  ihn  dann  eben  mit  dem  Amte,  wodurch  er 
erst  vollgütiger  Beamter  wird.  Jedenfalls  gilt  er  als  landes- 
herrlicher Beamter7). 

Ein  eigentliches  Gehalt  Tiat  der  Ortsschulze  anscheinend 
nicht  bezogen,  viemehr  ist  der  Posten  mehr  eine  Art  Ehren- 
amt. Immerhin  bringt  es  aber  doch  mancherlei  Vorteile  ma- 
terieller Art8).  Einmal  ist  das  Amt  selbst  anscheinend  mit 
einigen  Ländereien  begabt  gewesen9),  und  dann  wird  der  zum 
Ortsschulzen  Ausersehene  fast  immer  zugleich  mit  dem  Amt 
noch  mit  mehreren  Landhufen  belehnt  und  ihm  sonstige  Erträge 

im  ehemaligen  Pfalz-Zweibrucken  von  1444-1604  (Zweibrttcken  1897)  (Mit- 
teilungen des  historischen  Vereins  für  die  Pfalz  Bd.  XXI)  S.  216  flf. ;  Lamp- 
recht S.  873,  1407. 

»)  M.V.f.A.O.  IX  1;  Lebnbuch  Albrecbts  II.  (1307—1470);  vgl.  Schröder, 
Der  ostpfählische  Schultheiss  und  der  holstciuische  Overbode  (Zeitschrift  der 
Savigny- Stiftung  für  Rechtsgeschichte  (German.  Abteilung  Bd.  VII  (1886)) 
S.  9;  Borohak  S.  6. 

»)  Q.Qu.d.Pr.S.  II  423  (1454). 

■)  v.  H.  III  875  (1349);  M.V.f.A.G.  VIII  5  (1358  Nr.  49). 
♦)  v.  H.  V  Anhang  11  (1336,  1338);  M.V.f.A.G.  IX  1  S.  63  ,  58,  72 
(1307-1352),  79  (1382). 

•)  M.V.f.A.G.  IX  1  S.  57,  59,  63,  64,  8.  79  (1382). 
•)  G.Qu.d.Pr.S.  II  423  (1454). 
')  v.  H.  III  317  (1316). 
8)  Vgl.  Isaaksohu  S.  195  ff. 
•)  M.V.f.A.G.  IX  1  S.  59,  72. 
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überwiesen 1).  Ausserdem  ist  das  Amt  in  der  Regel  dienst- 
nnd  bedefrei*),  aber  doch  nicht  ganz  aller  Abgaben  und  Zinseu 
enthoben8).  Meist  hat  der  Ortsschulze  auch  selbst  Eigenbesitz 
gehabt,  wie  sich  aus  vielen  Fällen  ergibt4). 

Über  die  amtlichen  Funktionen  des  Schultheissen  lässt  sich 
aus  dem  vorhandenen  Material  nicht  viel  ermitteln.  Wie  über- 
all ist  er  der  Vertreter  der  Interessen  der  Gemeinde  nach  aussen5), 
weswegen  er  auch  zuweilen  senior  genannt  wird6).  Er  hat  die 
polizeilichen,  administrativen  und  vor  allem  auch  richterlichen 
Geschäfte  in  der  Ortsgemeinde  zu  erledigen7);  daher  die  Be- 
zeichnung „Gerichte0  fTir  das  Amt.  Der  Schultheiss  sorgt  für 
die  Ordnuug  in  der  Dorfgemeinde,  zieht  die  landesherrlichen 
Grundsteuern  im  Dorfe  ein 8)  und  hat  die  strafbaren  Handlungen 
in  der  Gerichtsversammlung  zu  rügen,  ist  auch  berechtigt,  „vom 
Lantvolke  vor  gerichte  orteil  in  zu  bringen" 9).  Auch  ist  ihm 
die  Regelung  des  Schuld  wesens  im  Dorf  bezirk  übertragen.  Vor 
ihm  sind  Schuldner  zu  verklagen,  er  setzt  dann  den  Zahlungs- 
termin fest,  die  Pfändung  steht  aber  nicht  ihm,  sondern  dem 
Vogte  zu 10).  Als  richterlicher  Beamter  ist  der  Schultheiss  ver- 
pflichtet, das  Gericht  des  Vogtes  zu  besuchen,  welche  Pflicht 
auch  dann  bleibt,  wenn  das  Amt  vom  Landesherrn  an  andere 
Grandherren  vergabt  wird  n).  Als  Beurkundungszeuge  in  landes- 
fürstlichen Erlassen  findet  der  Ortsschulze  sich  gar  nicht,  ent- 
sprechend seiner  untergeordneten  Stellung. 


')  M.V.f.A.G.  IX  1  S.  57,  59,  63,  82  (1391). 

*)  M.V.f.A.G.  IX  1  S.  69  (1353),  83  (1391-1404). 

>)  Reg.  130  (1419). 

<)  M.V.f.A.G.  Vn  4  S.  383ff.;    VIII  3,  4,  5,  6:   IX  1  8.  52—71; 
v.H.  III  527  (1327),  669  (1336);  IV  302  (1363). 
»)  v.H.  V  34a  (1219). 
•)  v.  H.  m  317  (1316). 

7)  Planck  I S.  1 1  ff. ;  Laband,  Magdeburger  Rechtsquellcn  (Berlin  1869)  S.64. 
*!  Beg.  367  (1443). 

»)  v.H.  III  734  (1340);  Ü.Qu.d.Pr.S.  II  423  (1455»:  a.  auch  Sachsen- 
spiegel I  2  §  4 ;  Planck  S.  58. 

,a>  G.Qu.d.Pr.S.  II  423  (1455);  s.  pag.  38. 

"•■V.H.  III  317  (1316);  IV  130  (1356);  vgl.  Bertram -Krause  II  31H; 
*■  auch  v  Posern-Klett  S.  28;  Planck  S.  59. 
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ß)  In  den  Städten1)  hat  uuter  dem  Vogt  noch  ein  anderer 
landesherrlicher  Beamter  gewirkt,  zuerst  gewöhnlich  p  r  e  f  e  c  t  u  s  *), 
später  schultetus  oder  Schultheiss  genaimt,  welche  Bezeich- 
nung seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  alleiu  herrschend 
wird8).  Seinem  Stande  nach  gehört  auch  dieser  Beamter  teils 
zu  den  landesherrlichen  Ministerialen*),  teils  zu  den  Bürgern 
der  Stadt5).  In  der  Regel  ist  er  wohl  Knappe  gewesen6),  erst 
im  14.  Jahrhundert  finden  sich  auch  Ritter  in  dem  Amte7). 

Vergeben  wird  das  Amt  wenigstens  im  14.  Jahrhundert  auf 
dem  Wege  der  Belehnung  seitens  des  Landesherrn 8),  nicht  selten 
an  mehrere  Mitglieder  einer  Familie  zugleich tf).  Die  Dauer  der 
Belehnung  geht  meist  wohl  auf  Lebenszeit  oder  sie  ist  über- 
haupt erblich 9).  Trotzdem  ist  der  Prefekt  oder  Schultheiss  der 
Stadt  immer  noch  landesherrlicher  Beamter,  wenigstens  im 
13.  Jahrhundert  durchaus,  vom  Landesherrn  wird  er  mit  seiner 
Amtsgewalt  ausgestattet10);  dem  Laudesherrn  gehört  dies  Amt 
ebenso  wie  die  Vogtei  zu  eigen n).  Im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts wird  der  Stadtschultheiss  jedoch  infolge  der  erblichen 

>)  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  628 ff.;  Holtze  S.  68;  Isaaksohn  S.  197; 
Barth.  $.345;  Luther  S.  44:  Wintterliu  S.  4;  Rosenthal,  Gerichtswesens  155; 
Stölze),  Gelehrtes  Richtertum  S.  457  ff. 

')  v.  H.  II  14  (1215),  65  (12231,  242  (1259),  854  (1298);  III  379  (1319), 
474  (1324),  573,  584  (1&30),  661  (1335);  M.V.f.A.G.  VIII  5  (1343  Nr.  197), 
(1345  Nr.  21),  (1349  Nr.  90);  IX  1  S.  58,  60. 

J)  v.  H.  III  719  (1339i ;  IV  393  (1369);  V  37  (1382).  Die  Überein- 
stimmung der  Titel  zeigen  III  584,  719,  in  denen  der  Beamte  von  Barby 
Tilo  einmal  prefectus,  andermal  scultetus  genannt  wird.  v.  Heiueraann  setzt 
prefectus  mit  advocatus  gleich,  doch  ist  dies  nicht  richtig,  da  in  mehreren 
Urkunden  Vogt  und  Prefekt  nebeueinauder  aufgeführt  werden  aus  demselben 
Orte,  wobei  der  Prefekt  hinter  dem  Vogte  steht  (v.  H.  II  14  (1215),  IV  393 
(1369).  Prefekt  und  Schultheiss  stehen  dagegen  nie  in  einer  Urkunde  zu- 
sammen; s.  auch  Rietschel  S.  272. 

*)  v.  H.  II  14  (1215). 

B)  v.  H.  II  854  (1298). 

«)  v.H.  584  (1330):  M  V. f. A  G.  VIII  5  (1343  Nr.  1971. 
')  V.U.  III  568,  573,  584,  661,  719  (1329-39);  M.V.f.A.G.  IX  1  S.  58, 
60  (1353). 

«)  v.H.  V  Anbang  11  (1327);  M.V.f.A.G.  IX  1  S.  55. 
»)  M.V.f.A.G.  IX  1  S.  55. 
,0i  v.  H.  III  239  (1311). 
")  v.  H.  II  277  (1262). 
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Belohnung  des  Amtes  immer  mehr  zum  städtischeu  Beamten. 
In  den  Urkunden  wird  er  seit  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahr- 
hunderts schon  mitten  unter  die  Ratmannen  und  sonstigen 
städtischen  Vertreter  gestellt1),  bis  schliesslich  gegeu  Ende  des 
Jahrhunderts  das  Amt  durch  Verpfändung  oder  Kauf  ganz  an 
die  Stadt  übergeht2).  Aber  auch  dann  wird  es  immer  noch 
als  landesherrliches  Amt  angesehen,  denn  die  Bürger  von  Kothen 
werden,  trotzdem  ihnen  im  Jahre  1396  das  Schultheissenamt 
zur  völlig  freien  Verfügung,  sogar  zum  Weiterverkauf  verpfändet 
wird,  immer  noch  besonders  mit  dem  Amte  belehnt3). 

Der  Stadtpräfekt  ist  vor  allem  richterlicher  Beamter,  in 
seinen  Befugnissen  untersteht  er  dem  städtischen  Vogt  oder 
Amtmann4),  mit  dem  er  auch  zusammen  zu  Gericht  zu  sitzen 
hat5).  Als  eigentliche  Tätigkeit  ist  ihm  die  Ausübung  der 
niederen  Gerichtsbarkeit  überlassen,  er  ist  wohl  gewöhnlich  mit 
dem  Richter  der  Stadt  gemeint6).  Alle  kleineren  Rechtsver- 
letzungen und  Polizeiübertretungeu  hat  er  nach  dem  Spruche 
der  Schöffen  abzuurteilen7),  desgleichen  ist  er  als  Stadtrichter 
mit  den  Schöffen  zuständige  richterliche  Behörde  für  Verkäufe, 
Vergabungen  und  derartige  privatrechtliche  Fälle8).  In  seinen 
EntSchliessungen  ist  er  an  den  Spruch  der  Schöffen  gebunden9). 

Als  Entgelt  für  seine  Tätigkeit  stehen  auch  dem  städtischen 
Schultheissen  gewisse  Gefalle  zu,  die  wohl  den  grössten  Teil 
seiner  Einnahmen  ausgemacht  haben10).  Überhaupt  lässt  die 
ganze  Art  der  Belehuung  schon  darauf  schliessen,  dass  das  Amt 
mehr  im  Nebenamt  ausgeübt  wurde.  Die  Inhaber  haben  meist 
selbst  auch  nicht  geringen  Eigenbesitz  n),  daneben  werden  ihnen 

V  v.  H.  IV  69  (1354);  M.V.f.A.G.  VII  3  (zu  v.  H.  V  198a)  (139H). 
')  v.  H.  V  240  (1396). 
«)  v.  H.  V  240. 

«)  v.  H.  V  240  (1396);  s.  Planck  S.  21  ff. 

»)  v.  H.  IV  130  (1356). 

•)  v.  H.  V  70  (1385),  255  (1396). 

J)  v.  H.  III  239  (1311). 

«)  M.V.f.A.G.  VIII  4  (1326  Nr.  69);  VIII  5  (1359  Nr.  19). 
•)  M.V.f.A.G.  VIII  5  (1359  Nr.  19);  v.  H.  V  70  (1385). 
«0  v.  H.  V  240  (1396). 

ll)  M.V.f.A.G.  VIII  4  (1343  Nr.  197):   VIII  5  (1345  Nr.  21),  (1349 
Nr.  90).  (1358  Nr.  49):  IX  1  S.  55. 

4* 
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wohl  auch  bisweilen  von  den  Fürsten  Läudereien  zu  Lehen 
überwiesen l). 

c)  Sonstige  Beamte. 

Ausser  dem  Vogte  und  seinen  lokalen  Unterbeamten  gibt 
es  nun  aber  in  Anhalt  noch  einige  andere  landesfürstliche 
Beamte,  die  auf  ganz  speziellen  Gebieten  tätig  sind  und  nichts 
mit  der  vogteilichen  Organisation  des  Landes  zu  tun  haben. 

a)  1.  Hier  finden  sich  zunächst  als  rein  militärische  Beamte 
auf  den  landesherrlichen  Burgen  und  festen  Plätzen  besondere 
castellani,  auch  castrenses  genannt8).  Mindestens  hat  jede 
Burg  einen  derartigen  landesherrlichen  Beamten  gehabt3),  ge- 
wöhnlich sind  aber  wohl  mehrere  Burgmannen  zugleich  auf 
einem  Platze  gewesen,  die  dann  oft  aus  einer  Familie,  vielfach 
Brüder  sind*).  Ihrem  Stande  nach  gehören  sie  zu  den  landes- 
fürstlichen Ministerialen0),  in  den  Urkunden  werden  sie  meist 
als  Knappen  aufgeführt6),  doch  köunen  sie  auch  Ritter  sein7). 

Ihnen  ist  die  Bewachung  und  Schutz  der  Burg  und  zugleich 
des  dabei  liegenden  Ortes  übertragen,  selbständige  Verfügung 
darüber  haben  sie  jedoch  nicht8).  Sie  sind  nur  Kommandanten 
der  festen  Plätze,  von  einer  allgemeineren  militärischen  Tätigkeit, 
etwa  als  Führer  des  Bezirksaufgebots  im  Felde,  ist  nichts  zu 
finden.  Mit  den  Burggrafen  früherer  Zeit,  die  doch  zugleich 
auch  Verwaltungsbeamte  waren9),  haben  sie  also  nur  den  Namen 
gemein,  sonst  sind  sie  gar  nicht  mit  denselben  identisch. 

Ihre  Besoldung  hat  wohl  in  lehusrechtlicher  Uberweisung 
von  Ländereien  im  Umkreis  der  Burg  bestanden10),  jedenfalls 
treten  sie  in  den  Urkunden  öfter  als  Landbesitzer  auf11). 

>)  v.  H.  III  661  (1335). 

•)  v.  H.  II  550  (1275);  III  258  (1313);  s.  anch  Körnicke  S.40ff.:  Barth 
S.  400:  Schröder,  Hechtsgeschichte  S.  519,  608;  Kggers  S.  41. 

»)  v.  H.  II  769,  771,  774  (1294),  753  (1293) :  III  248  (1312). 
*)  v.  H.  II  875  (1299);  III  258  (1313),  487  (1325). 
y)  v.  H.  II  875  (1299). 

»)  v.  II.  II  450  (1275),  769,  771,  774  (1294). 

7)  v.  H.  III  258  (1313),  248  (1312). 

8)  v.  H.  III  487  (1325). 

»)  pag.  29  anra.  1 ;  s.  auch  II.  W.  Meyer,  Das  staufisebe  Burggrafentnm 
(Leipzig,  Dissertation  1900):  Lampreclit  8.  1366  ff. 
,0)  v.  H.  III  258  (1313);  s.  auch  Körnicke  S.  55. 
")  v.H.  II  753  (1293),  875  -1299»;  III  24S  {\M2>. 
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2.  Im  14.  Jahrhundert  finden  sich  als  militärische  Beamte 
im  Falle  von  Kriegszttgen  besondere  Hauptleute,  kommen 
allerdings  nur  vereinzelt  vor  *).  Ihr  Amt  scheint  kein  ständiges 
gewesen  zu  sein,  wahrscheinlich  werden  sie  immer  nur  für  den 
Fall  einer  Fehde  ernannt,  und  zwar  meist  wohl  aus  der  Zahl 
der  dazu  fähigen  landesfürstlichen  Beamten,  vor  allem  der  Amt- 
leute und  der  Marschälle.  Jedenfalls  begegnen  uns  einmal  ein 
Marschall  und  ein  Dominialvogt  in  dieser  Stellung2),  und  auch 
sonst  wird  von  den  Amtleuten,  die  überhaupt  ihrer  ganzen 
Tätigkeit  nach  hierfür  sehr  geeignet  sind,  noch  öfter,  zumal 
im  15.  Jahrhundert  eine  derartige  Wirksamkeit  erwähnt3). 
Möglicherweise  ist  die  Bezeichnung  Hauptmann  nur  eine  durch 
die  augenblickliche  Art  der  Tätigkeit  veranlasste  Umänderung 
des  alten  Titels  Vogt  oder  Amtmann,  da  auch  hier  beide  Be- 
zeichnungen wieder  für  dieselbe  Tätigkeit  gebraucht  werden*); 
seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  sind  jedenfalls  die  Titel 
Amtmann  und  Hauptmann  ganz  gleichbedeutend  für  dieselbe 
Persönlichkeit. 

Über  den  Stand  der  Hauptleute  ist  nichts  nachzuweisen, 
ihrem  Namen  und  vor  allem  ihrem  Berufe  nach  werden  sie  aber 
wohl  den  Rittern  angehört  haben. 

Die  Tätigkeit  des  Hauptmanns  ist  eine  durchaus  militärische, 
mit  der  Verwaltung  im  Frieden  hat  er  nichts  zu  tun.  Er  ist 
Leiter  der  Landesverteidigung  und  Befehlshaber  über  das  landes- 
herrliche Aufgebot  im  Kriegsfalle;  zieht  der  Fürst  nicht  selbst 
ins  Feld,  so  ist  ihm  die  ganze  Leitung  übertragen6).  Hierbei 
ist  ihm  naturgemäss  grosse  Selbständigkeit  eingeräumt.  So  hat 
er  die  Höhe  des  notwendigen  Aufgebots  nach  Beratung  mit  den 
andern  Führern  festzusetzen6),  über  die  „gedingnis"  die  Ent- 

')  Namentlich  aufgeführt  sind  Hauptleute  nur  zweimal: 

ia3ö  Theodericus  Dyrekc  et  Johannes  de  Morditz  (v.  H.  III 
fiCl)  unter  Albrecht  II.  und  Waldemar  I. 

1355  Moynke  van  Schirstedt  unter  Albrecht  II.  und  Waldemar  I. 
(v.  H.  IV  111). 

»)  v.  H.  III  661  (1335). 

*)  pag.  43. 

«)  v.  H.  IV  540  (1379). 

4)  v.  H.  IV  227,  228  (1359). 

•)  v.  H.  IV  540  (1379). 
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Scheidung  zu  treffen  *).  Ferner  ist  ihm  die  Verteilung  der  ein- 
zelnen Truppenteile  überlassen2),  auch  hat  er  zu  bestimmen, 
wann  die  Truppen  nach  Hause  zurückkehren  dürfen3).  Er 
scheint  sogar  das  Recht  gehabt  zu  haben,  selbständig  Waffen- 
stillstand zu  schliessen  oder  die  Fehde  beizulegen4),  wie  er 
auch  Bürgen  für  den  Landesherrn  in  Verwahrung  nehmen 
kann5);  jedenfalls  haben  Hauptleute  zur  Erlangung  von  Friedens- 
schlüssen tatkräftig  mitgewirkt6). 

Die  Kriegführung  des  Hauptmanns  im  feindlichen  Lande 
geht  natürlich  nicht  ohne  mancherlei  Bedrückung  ab,  vielmehr 
scheinen  dieselben  bisweilen  ziemlich  schroff  vorgegangen  zu 
sein7).  Bei  Friedensverträgen  wird  deshalb  nicht  selten  der 
Hauptmann  noch  besonders  als  in  den  Vertrag  mit  einbegriffen 
aufgeführt,  und  so  für  seine  Sicherheit  gesorgt 8). 

ß)  Besondere  speziell  landesherrliche  Justizbeamte 
hat  es  neben  dem  Vogt  in  Anhalt  wohl  nicht  gegeben.  Findet 
sich  in  den  Urkunden  gelegentlich  die  Bezeichnung  iudex  oder 
Richter,  so  sind  damit  in  der  Regel  der  Vogt  oder  sein  Unter- 
beamter, der  städtische  oder  ländliche  Ortsschultheiss  gemeint. 
Nur  einmal  tritt  im  Jahre  1347  unter  den  Zeugen  ein  eigener 
Hofrichter  der  Fürsten  Albrecht  II.  und  Waldemar  I.  auf, 
„her  Conrad  von  Lubstorp".  Demnach  scheint  damals  an  der 
Zentralstelle  ein  eigener  richterlicher  Beamter  gewesen  zu  sein, 
sonst  findet  sich  aber  ein  derartiger  Beamter  nicht  wieder 
erwähnt. 

Andererseits  gibt  es  aber  doch  noch  einige  besondere  Justiz- 
beamte neben  dem  Vogt  in  dem  anhaltischen  Gebiet. 

1.  In  den  öffentlichen  Landgerichten  und  Grafendingen, 
die  von  anhaltischen  Fürsten  abgehalten  werden9),  fiudet  sich 

•)  v.  H  IV  67  (1354). 
2)  v.  H.  IV  36  (1352). 
a)  v.  H.  IV  540  (1379). 
■)  v.  H.  IV  402  (1370). 
Ä)  v.  H.  IV  286  (1363). 
«)  v.  H.  IV  8  (1351). 
'i  v.  H.  IV  111  (1355). 
B)  v.  H.  IV  58  (1353). 

v)  Im  Vorsitz  kann  sich  der  (traf  auch  dnreh  einen  seiuer  Mauuen  ver- 
treten lassen  (v.  H.  III  765  (1344);  Bcckuianu  III  S.  549;  Bertram  -  Krause 
II  S.317). 
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als  Teilnehmer  stets  noch  im  13.  Jahrhundert  ein  schultetus, 
der  in  diesem  Falle  nichts  mit  dem  lokalen  Ortsbeamten  zu  tun 
hat,  sondern  der  eigentlich  sächsische  Gerichtsschultheiss  ist 
Die  Anwesenheit  eines  solchen  Schultheissen  gehört  zur  ordnungs- 
mässigen  Besetzung  des  Landgerichts2).  Gewöhnlich  wird  in 
den  Urkunden  seine  Mitwirkung  noch  besonders  hervorgehoben, 
meist  durch  die  Formel  „coram  sculteto" 8),  ausserdem  steht 
er  noch  stets  mit  unter  den  Beurkundungszeugen. 

Er  ist  Beisitzer  des  Grafen  und  wohl  erster  Urteiler,  wenig- 
stens steht  er  in  den  Urkunden  stets  an  der  Spitze  der  Urteils- 
finder'). Als  Gerichtsperson  ist  er  allgemeiner  Beamter,  wird 
jedoch  vom  Grafen  mit  seinem  Amt  belehnt,  weshalb  er  auch 
die  Bezeichnung  „scultetus  noster"  tragen  kann6).  Nicht  ge- 
hört er  aber  etwa  zu  den  Ministerialen  des  Grafen,  ist  vielmehr 
immer  freien  Standes,  in  der  Regel  sogar  aus  vornehmem 
Adelsgeschlecht6). 

2.  Ein  anderer  öffentlicher  Gerichtsbeamter  ist  der  go- 
gravius,  der  in  den  anhaltischen  Urkunden  allerdings  nur  in 
den  Jahren  1268—74  vorkommt7).  Er  gehört  ebeu falls  zu  den 
Personen  des  Landgerichts,  findet  sich  aber  nie  mit  dem  Schult- 
heissen zusammen.    Gewöhnlich  steht  er  in  der  Zeugenreihe 


l)  Schröder,  Die  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels  (Zeitschrift  der 
Savigny- Forschung  fttr  Rechtsgeschichte,  German.  Abteilung  Bd.  V  (1884)) 
S.  48;  Rechtsgeschichte  S.  562;  Der  ostpfähl ischc  Schultheis*  S.  2  ff. ;  v.  Sommer- 
feld S.  67;  PlanckS.  91  ff.    Solche  Schultheissen  sind : 

1156  Otto  (v.  H.  I  425). 

1223  Conradus  (v.  H.  II  70). 

1253  Dietrich,  Burggraf  von  Wettin  (v.  H.  II  201). 

1280  Walter  von  Arnstein  (v.  H.  II  508,  509,  511). 

1287  Bruno  schultetus  de  Aquis  (v.  H.  II  626). 

')  Sachsenspiegel  I  59  §  2;  III  61  §  1. 

v.  H.  I  425  (1156);  II  70  (1223),  508,  509,  Ml  (1280,. 

«)  v.  H.  II  70  (1223),  201  (1253),  508,  509  (1280);  s.  auch  Luschin  von 
Ebengreuth,  Geschichte  des  älteren  Gerichtswesens  in  Österreich  ob  und  unter 
der  Enns  (Weimar  1879)  S.  129. 

s)  v.  H.  II  508,  509  (1280). 

*)  Sachsenspiegel  III  61  §  2. 

*.»  v.  H.  II  350,  439,  451;  mit  Namen  Richardis;  s.  auch  Sachsenspiegel 
I  55  §  2,  57,  58;  Barth.  419 ff.;  Planck  S.  9 ff. 
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in  der  Mitte  oder  am  Ende  der  Schöffen  l).  Uber  seine  Tätig- 
keit lässt  sich  nichts  nachweisen,  er  tritt  nur  als  Zeuge  in  den 
Urkunden  auf. 

3.  Als  gerichtlicher  Uuterbeamter  im  öffentlichen  Land- 
wie  auch  im  sonstigen  landesherrlichen  Gericht  findet  sich  auch 
in  Anhalt  ein  Fronbote,  auch  preco  oder  nuncius  genannt2). 
Auch  er  ist  ein  „notwendiges  Glied  im  Gefüge  der  gesamten 
Gerichtsorganisation u,  dem  Richter  zur  Unterstützung  beige- 
geben 8).  Ob  er  lediglich  Vollzugsorgan  des  Richters  gewesen 
ist,  scheint  fraglich;  jedenfalls  scheint  er  im  öffentlichen  Land- 
gericht bisweilen  sogar  um  seine  Stimme  befragt  zu  sein4).  Er 
wird  für  den  ganzen  Gerichtsbezirk  ernannt5)  und  nimmt  stets 
an  den  Gerichtstagen  teil6).  Seinem  Stande  nach  gehört  der 
Fronbote  des  Landgerichts  wohl  zu  den  Freien7),  adlig  ist  er 
wohl  selten,  doch  kommt  es  auch  vor 8).  Über  den  Nuncius  des 
Vogteigerich ts  lässt  sich  nichts  Näheres  nachweisen. 

y)  Von  eigentlich  landesherrlichen  Beamten  gibt  es  in  den 
anhaltischen  Territorien  endlich  auch  noch  im  14.  Jahrhundert 
einen  Münz  meist  er;  wir  fiuden  einen  solchen  Beamten  in 
Zerbst9)  und  Kothen  belegt10).  Seinem  Stande  nach  ist  er 
jedenfalls  wohl  bürgerlich  gewesen.  Der  Münzmeister  ist 
durchaus  landesfürstlicher  Beamter,  er  erhält  sein  Amt  durch 
Belehnung  auf  eine  Reihe  von  Jahren11).    Er  untersteht  dem 

•j  v.  H.  II  439,  451. 

*)  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  561;  Eckert  S.  13 ff.;  Luschin  von 
Ebengreuth,  Geschichte  des  älteren  Gerichtswesens  S.  128;  Planck  S.  94  ff., 
7  ff.  ;  Rachel  S.  33  ff. 

»)  v.  II.  I  425  (1156);  II  888  (1300)  ;  Sachsenspiegel  III  61  §  1. 

')  v.  n.  I  425  (1156);  V  510  a  (1169);  s.  Sachsenspiegel  III  56. 

b)  v.  II.  II  626  (1287). 

•)  v.II.  I  425  (1156);  II  65  (1223),  439,  451  (1274-75),  626  (1287); 
V  510  a  (1169). 

r)  v.  II.  I  425  (1156);  II  65  (1223),  439  (1274). 
»)  v.  H.  II  451  (1275). 

»)  M.V.f.A.G.  VIII  4  (1341  Nr.  26):  Albertus;  v.  H.  IV  478  (1376). 

10)  v.  II.  IV  324  (1364):  Ludolf  von  Wittenberch,  Feuerstein  genannt, 
und  Wenzel  von  Schwert.  Hier  bezeichnen  die  beiden  Ortsnamen  wohl  nur 
den  Herkunftsort,  nicht  das  Geschlecht;  s.  auch  Schröder,  Rechtsgeschichte 
S.  594:  Barth.  S.  386  ff. 

")  v.  H.  IV  478  (1376):  Auf  3  Jahre. 
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Befehl  des  Landesherrn,  auf  dessen  Anweisung  hin  er  jegliche 
Geldbeträge  oder  Zinszahlungen  „ane  allerleyge  weddersprake" 
auszuzahlen  hat !).  Auch  die  Art  der  Ausprägung  ist  ihm  nicht 
etwa  überlassen,  vielmehr  wird  vom  Landesherrn  der  Gehalt 
der  Münzen  genau  festgesetzt  *).  Sonst  ist  ihm  jedoch  in  der 
Ausübung  seines  Geschäftes  Freiheit  gelassen,  nur  bei  Falsch- 
münzung  will  der  Landesherr  einschreiten3).  Auf  wessen 
Kosten  das  Münzwerk  betrieben  wird,  ist  nicht  nachzuweisen; 
bei  der  lehnrechtlichen  Übertragung  des  Amts  wird  sie  aber 
wohl  der  Münzmeister  gehabt  haben. 

d)  In  den  Städten  ist  ausser  den  erwähnten  Beamten  noch 
zur  Leitung  und  Überwachung  des  Gewerbebetriebes  im  14.  Jahr- 
hundert ein  sogenannter  Marktmeister  tätig,  auch  „magister 
fori"  genannt,  wenigstens  ist  in  Aschersleben  ein  solcher  ur- 
kundlich nachweisbar4).  Vor  ihm  haben  die  einzelnen  Innun- 
gen ihre  inneren  Streitigkeiten  zu  regeln,  und  bei  Neuerungen 
in  ihrem  Geschäftsbetrieb  seine  Zustimmung  einzuholen. 


•)  v.  II.  IV  324  (1364),  478  (1376). 

l)  v.  H.  IV  324  (1364). 

*)  v.  H.  IV  324  (1364). 

♦)  v.  H  III  81,  82  (1304),  184  (1309):  , Johanne*  dictus  de  Bornen-. 
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II.  Das  landesffirstliche  Beamtentum  im 
15.  und  16.  Jahrhundert. 


Überblickt  man  das  ganze  Wesen  des  Beamtentums  der 
anhaltischen  Territorien  in  den  ersten  Jahrhunderten  ihres  Be- 
stehens, so  macht  sich  in  der  Verwaltung  vor  allem  geringe  Ein- 
heitlichkeit und  wenig  Übersichtlichkeit  bemerkbar  *).  Es  gibt 
Oberhaupt  nur  örtliche  Verwaltung  und  landesherrliche  Hof- 
verwaltung, welch  letztere  zugleich  die  Stelle  einer  allgemeinen 
Zentralbehörde  versieht.  Von  einer  Scheidung  der  Angelegen- 
heiten des  Landes  und  der  fürstlichen  Haushaltung  ist  über- 
haupt noch  keine  Rede,  die  Beamten  der  Hofhaltung  erledigen, 
wenn  nötig,  zugleich  auch  die  Geschäfte  der  Landesregierung. 
Allgemeine  staatliche  Aufgaben  gibt  es  eben  noch  nicht,  die 
ganze  Regierung  ist  patrimonial  und  mehr  oder  weniger  den 
Interessen  des  Landesherrn  angepasst.  Dabei  kennt  man  keine 
sichere  Abgrenzung  der  einzelnen  Geschäftskompetenzen;  Son- 
derbehörden für  die  einzelnen  Verwaltungsgebiete  fehlen  noch 
völlig  an  der  Zentralstelle;  wie  sie  kommen,  werden  die 
Angelegenheiten  den  gerade  anwesenden  Personen  zur  Erledi- 
gung übertragen.  Und  vor  allem  fehlt  auch  ganz  ein  einheit- 
liches Zusammenarbeiten  der  einzelnen  Hauptverwaltungsbe- 
hörden; Zentralregierung  und  Lokalverwaltung  stehen  sich 
noch  fast  völlig  selbständig  gegenüber,  von  einer  Beauf- 
sichtigung der  einen  durch  die  audere  ist  ebensowenig  die  Rede, 
wie  von  einem  Einfluss  der  lokalen  Verwaltungsbeamten  auf 
die  gesamte  Leitung  der  Landesgeschäfte.  Vielmehr  zeigt  sich 
noch  völlige  Selbstherrlichkeit  in  der  inneren  Verwaltung. 


")  Schröder,  JRechtsgeschichte  S.  863 ;  Lamprecbt  S.  1421. 
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Anders  gestalten  sich  nun  die  Verhältnisse  seit  dem  15. 
und  vollends  im  16.  Jahrhundert.  Die  auf  allen  Gebieten  des 
staatlichen  Lebens  im  Laufe  der  Jahrhunderte  eingetretenen 
Veränderungen  haben  eine  völlige  Umgestaltung  der  Behörden- 
organisation herbeigeführt,  auch  in  Anhalt  hat  sich  im  Laufe 
des  15.  Jahrhunderts  ein  fast  ganz  neues  Beamtentum  heran- 
gebildet. Der  Grund  für  diese  Änderungen  liegt  in  der  Er- 
starkung der  landesherrlichen  Gewalt,  dem  Aufkoramen  strafferer 
Verwaltungsgrnndsätze  und  vor  allem  auch  in  der  allgemeinen 
Verbreitung  des  römischen  Rechts,  die  sich  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert in  den  deutschen  Landen  bemerkbar  macht1). 

In  allen  Verwaltungszweigeu  werden  jetzt  grössere  An- 
sprüche gemacht,  überall  häufen  sich  die  Geschäfte  bedeutend 
an,  zumal  jetzt  auch  viel  mehr  Gewicht  auf  schriftliches  Ver- 
fahren gelegt  wird.  Eine  Verwaltung  mit  unbestimmter  Ge- 
schäftsteilung ist  nicht  mehr  möglich,  alles  drängt  auf  die  Auf- 
stellung eines  geregelten  Staatshaushalts,  auf  eine  bestimmt 
organisierte  Verwaltung  mit  genauer  Arbeitsteilung  hin.  Tren- 
nung der  einzelnen  Verwaltungszweige,  Errichtung  besonderer 
Zentralbehörden,  Verteilung  der  Geschäfte  unter  mehrere  Per- 
sonen und  Durchführung  eines  gleichmässigen  Verwaltungs- 
systems bilden  das  Prinzip  der  neuen  Verwaltungsorganisation 
des  16.  Jahrhuuderts  *).  Vorbildlich  sind  hierfür  die  öster- 
reichischen Einrichtungen  geworden.  Und  dazu  kommt  auch 
noch  eine  Änderung  in  der  Art  des  Beamtentums  selbst. 
Während  im  Mittelalter  die  Verwaltung  ausschliesslich  von 


')  Schröder,  RechUgeschichte  S.  863;  Bornbak  S.  32ff,  51,  71;  Jakobs 
S.  102;  v.  Below,  Territorium  S.287;  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  442 ff.,  508; 
wegen  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  besouders  Stölzel,  Die  Entwicklung 
des  gelehrten  Richtertums  in  deutschen  Territorien  (Stuttgart  1872)  8.  137  ff., 
235  ff.  605  ff. ;  v.  Below,  Die  Ursachen  der  Rezeption  des  römischen  Rechts 
in  Deutschland  (Historische  Bibliothek  Bd.  IXX  (1905)),  besonders  S.  12, 
121,  129  ff. 

«)  Schröder,  Rechtsgeschichte  863;  v.  Below  S.  287  ff. ;  Schmoller  S.  59  ff. ; 
Lainprecbt  S.  1439;  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  410,  598;  Bornhak  S.  43 ff.; 
Lippert,  Die  deutschen  LehnbUcber  (Leipzig  1903)  S.  120;  Spahn,  Verfassungs- 
und Wirtschaftsgeschichte  des  Herzogtunis  Pommern  von  1478—1625  (Staats- 
uud  sozial  wissenschaftliche  Forschungen  Bd.  XIV  (1897))  S.  73. 
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Ministerialen  und  einigen  Geistlichen  geführt  wird,  treten  jetzt 
auch  juristisch  gebildete  Männer,  Berufsbeamte,  auf. 

Die  örtlichen  Behörden  zwar  sind  im  wesentlichen  auch 
den  gesteigerten  Anforderungen  der  neueren  Zeit  gewachsen 
und  behalten  im  Grunde  ihre  mittelalterliche  Organisation,  nur 
macht  sich  auch  hier  das  Prinzip  der  Arbeitsteilung  etwas 
geltend.  In  der  Zentralverwaltung  dagegen  ist  eine  vollkommene 
Neugestaltung  erfulgt.  Uberall  sind  hier  Sonderbehörden  ent- 
standen, die,  mit  fachmännisch  geschulten  Beamten  besetzt, 
ihren  ganz  bestimmten  Kreis  von  Geschäften  haben,  und  ihre 
Angelegenheiten  im  allgemeinen  selbständig  bearbeiten.  Jedes 
Ressort  hat  auch  jetzt  seine  eigene  Schreiberei,  ist  mit  seinen 
schriftlichen  Arbeiten  nicht  mehr  nur  an  die  Kanzlei  gebunden. 
Hof-  und  Landesverwaltung  sind  völlig  getrennt,  dafür  ist  die 
lokale  Verwaltung  enger  an  die  Zentralregierung  angeschlossen. 
Ihre  Vereinigung  und  gemeinsame  Ergänzung  und  Berührung 
finden  die  einzelnen  Verwaltungsressorts  dann  in  einer  allge- 
meinen Zentralbehörde,  dem  landesfürstlichen  Rat,  dem  sämt- 
liche Angelegenheiten  der  Landesverwaltung  zur  Beratung 
unterstellt  werden.  Kollegialität  auf  der  einen,  Ressort-  und 
Arbeitsteilung  auf  der  andern  Seite,  das  ist  also  das  Wesen 
der  Verwaltung,  wie  wir  sie  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
vorfinden. 

I.  Die  Beamten  der  Zentralstelle. 

A.  Die  Landesverwaltung. 

a)  Der  laiulesfürstlichc  Rat1). 

Je  mehr  die  staatlichen  Anforderungen  steigen,  wird  es 
für  den  Landesherrn  unmöglich,  alle  Regierungsgeschäfte  allein 
zu  erledigen,  die  alleinige  Verantwortung  zu  tragen.  Die  Fülle 

')  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  493 ;  Bornhak  S.  72 ff. ;  Isaaksohn 
S.  2,  30ff. ;  Stölzel,  Brandenburg-Preussische  Rechtsverwaltung  und  Rechts- 
verfassung Bd.  I  (Berlin  1888)  S.  97 ff. ;  B.  Meyer  S.  19ff.;  v.  Krones, 
Landesfürstliche  Behörden  8. 191  ff.;  v.  Posern-Klett  S.  53;  v.  Wretschko 
S.  68,  149ff.;  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  236ff.;  v.  Below,  Territorium 
S.285,293ff.;  Schmoller  S.  51, 63  ff.;  Rachfahl  S.  74,  435  ff.;  Lamprecht 
S.  1426,  1438 ff.;  v.  Maurer,  Frunhöfe  S.  237,  258ff;  Wintterlin  S.  llff.; 
Hintze,  Der  österreichische  Staatsrat  im  16.  und  17.  Jahrhundert  (Zeitschrift 
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der  wichtigen  Fragen,  die  Schwierigkeit  selbständiger  Ent- 
scheidung einzelner  Angelegenheiten  wird  zu  gross,  nötigt  den 
Fürsten  von  selbst  zur  Rücksprache  mit  Leuten,  auf  deren  Rat 
und  Beihilfe  er  sich  verlassen  kann.  Eine  Anzahl  geeigneter 
Persönlichkeiten  ist  auch  stets  in  seiner  Umgebung;  natur- 
gemass  findet  er  in  den  Männern  seines  Gefolges,  die  er  kennt 
und  von  denen  viele  schon  irgend  ein  Hof-  oder  sonstiges  Amt 
bekleiden,  also  mit  den  Verwaltungsgeschäften  vertraut  sind, 
die  besten  Gehilfen  und  Mitarbeiter.  So  bildet  sich  ganz  all- 
mählich, gewissermasseu  von  selbst,  im  Laufe  der  Jahrzehnte 
aus  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Laudesherrn  ein  neues 
Verwaltungsinstitut  heran,  der  landesfürstliche  Rat,  der  für 
Jahrhunderte  eine  der  wichtigsten  Behörden  werden  soll. 

Bemerkenswert  ist  hierbei,  dass  für  die  anhaltischen  Terri- 
torien das  Auftreten  eines  eigentlichen  landesfürstlichen  Rates 
erst  im  vorgeschrittenen  14.  Jahrhundert  nachweisbar  ist,  also 
za  einer  Zeit,  wo  gerade  das  alte  Hofbeamtentum,  die  Stütze 
der  Fürsten  in  früheren  Zeiten,  schon  im  Abnehmen  und  Ver- 
schwinden begriffen  oder  seine  Bedeutung  gewaltig  zurück- 
gegangen ist.  Zwar  ist  eine  Zuziehung  des  landesherrlichen 
Gefolges  bei  Erledigung  von  Geschäften  schon  in  den  früheren 
Zeiten  Brauch  gewesen  *)  und  wohl  gerade  die  Inhaber  der  Hof- 
ämter  sind  damals  die  eigentlichen  Sprecher  und  Führer  bei 
den  Beratungen  gewesen;  ein  besonderer  Rat  wird  aber  erst 
nötig,  als  die  allgemeine  Bedeutung  des  Hofbeamtentums  ge- 
sunken ist  und  dafür  in  der  Umgebung  des  Landesherrn  ein 
Ersatz  geschaffen  werden  muss.  Der  Rat  in  den  anhaltischen 
Territorien  bildet  also  gewissermassen  die  Fortsetzung  des  alten 
Hofbeamtentums  nach  seiner  staatlichen  Seite  hin. 

Die  ersten  Nachrichten  von  der  Einwirkung  eines  beraten- 
den Einflusses  der  Umgebung  auf  den  Landesherrn  finden  sich 

der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte,  German.  Abteilung  Bd.  VIII  (1887)) 
138  flf. ;  Lud  icke,  Die  landesherrlichen  Zentralbehörden  im  Bistum  Münster, 
ihre  Entstehung  nnd  Entwicklung  bis  1(>Ö0  (Zeitschrift  des  Vereins  für  West- 
fälische Geschichte  Bd.  59  (1901))  S.  7ff.;  Spangenberg  S.  98;  Jakobs, 
Alter  nnd  Ursprung  8. 101  ff. ;  Barth  S. 379 ff.;  Luschin  von  Ebengreuth, 
< •sterrtichische  Rechtsgeschichte  S.  189;  Adler,  Die  Organisation  der  Zen- 
tralverwaltung unter  Kaiser  Maximilian  I.  <  Leipzig  188«.  S  416. 
Beckmann  VII  S.  108. 


Digitized  by  Google 


62 


fftr  das  anhaltisclie  Gebiet  ziemlich  früh.  Schon  in  einer  Ur- 
kunde vom  Jahre  1225,  durch  die  Graf  Heinrich  I.  einen  Kauf 
abschliesst,  heisst  es  „habito  super  consilio  tarn  nobilium  quam 
ministerialium  discretorum" 1).  Naturgemäss  ist  hier  noch  nicht 
im  geringsten  an  einen  festgeordneten  landesherrlichen  Rat  zu 
denken,  es  ist  vielmehr  nur  das  erste  urkundliche  Zeugnis  für 
die  Hinzuziehung  des  fürstlichen  Gefolges  bei  der  Erledigung 
von  landesfürstlichen  Geschäften;  aber  immerhin  ist  es  doch 
die  erste  leise  Andeutung  eines  sich  geltend  machenden  bera- 
tenden Einflusses  der  Umgebung.  Aus  dem  13.  Jahrhundert  ist 
sonst  nur  noch  eine  ähnliche  Nachricht  erhalten  —  1269 
schlichtet  Graf  Siegfried  I.  einen  Streit  „habito  consilio  pru- 
dentum  virorum"  *)  —  und  auch  bis  über  die  erste  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  hinaus  finden  sich  nur  wenige  Fälle  von  der 
Mitwirkung  der  Umgebung  bei  den  Entschlüssen  des  Landes- 
fürsten urkundlich  belegt3).  Häufiger  werden  die  Nachrichten 
erst  mit  dem  letzten  Drittel  des  14.  Jahrhunderts4),  um  aller- 
dings dann  immer  zahlreicher  hervorzutreten.  Ganz  allmählich 
hat  sich  also  auch  bei  den  anhaltischen  Fürsten  mit  dem  An- 
wachsen der  Regiernngsgeschäfte  ein  grösseres  Bedürfnis  nach 
Zuziehung  der  Vertrauten  bei  der  Erledigung  wichtiger  An- 
gelegenheiten herausgebildet,  namentlich  die  Zeit  ist  es,  die  auch 
in  Anhalt  dem  landesfürstlichen  Rat  zu  seiner  Entstehung  und 
seinem  Ansehn  verholfen  hat. 

Die  Bezeichnung  der  zur  Beratung  hinzugezogenen  Per- 
sonen ist  bis  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  in  den  meisten 
Fällen  eine  ganz  allgemeine,  noch  ohne  irgend  einen  näheren 
Hinweis  auf  eine  feste  Körperschaft.  In  der  Mehrzahl  der 
urkundlich  nachweisbaren  Fälle  heisst  es  einfach  „mit  rade 
unser  manne"5)  oder  „vor  unsen  mannen"6),  „mit  rade  unser 

»)  v.  H.  II  81. 
«)  v.  H.  II  365. 

«)  v.  H.  III  117  (1305),  280  (1314),  583  (1330);  V  451a  (1323). 

«)  v.U.  IV  543  (1379);  V  10  (1380),  39  (1382),  94  (1387),  102  (1388), 
146(1390),  177  (1392),  226  (1394),  238  (1395),  260,  261  (1397),  269  a  (1398), 
328  (1400). 

5)  v.  H.  III  286  (1314),  583  (1330);  V  10  (1380),  39  (1382),  146  (1390), 
177  (1392). 

")  v.  H.  IV  543  (1379). 
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frunt  unde  manne"1),  „mit  rade  unde  vulbort  unser  Heven 
getruwen" 2),  „mit  gutem  vorrate"3),  „de  fidelium  militum 
nostroruin  consilio"  *),  „mit  wohlbedachtem  Rate  derUnsern"6) 
n  dgl.  Die  anhaltischen  Fürsten  scheinen  sich  mit  der 
allgemeinen  Zustimmung  ihres  Gefolges  gewöhnlich  begnügt  zu 
haben,  es  sind  eben  die  Mannen,  die  Umgebung  des  Landes- 
herrn  ohne  Unterschied,  die  befragt  werden.  Der  Zusammen- 
setzung des  Gefolges  entsprechend  gehören  natürlich  die  zur 
Beratung  Hinzugezogeneu  in  der  Mehrzahl  den  landesherrlichen 
Ministerialen  an6),  doch  finden  sich  auch  schon  im  13.  Jahr- 
hundert edle  Herren  unter  ihnen7). 

Im  Laufe  der  Jahrzehnte  hat  sich  nun  natürlich  der  Brauch, 
in  gewissen  Fällen  das  Gefolge  zur  Beratung  heranzuziehen, 
immer  mehr  befestigt  und  auch  weiter  entwickelt.  Wenn  auch 
der  Landesherr  iu  damaliger  Zeit,  wo  die  Verhältnisse  in  den 
anhaltischen  Territorien  uoch  leicht  zu  übersehen  sind,  sich  in 
den  meisten  Fällen  an  das  Gefolge  in  seiner  Gesamtheit  ge- 
wendet haben  wird,  so  hat  sich  doch  bald  ganz  von  selbst 
innerhalb  desselben  ein  Unterschied  herausgebildet.  Natur- 
gemäss  werden  nicht  alle  Mitglieder  des  Gefolges  gleichgute 
Ratschläge  erteilt  haben,  der  Landesherr  wird  also  ganz  selbst- 
verständlich eine  Auswahl  getroffen,  ein  andermal  nur  die 
Begabteren  und  Geschickteren  zur  Rücksprache  herangezogen 
haben,  ohne  dabei  das  Recht,  das  gesamte  Gefolge  um  Rat  zu 
fragen,  für  immer  aufzugeben. 

Die  Personen  nun,  die  sich  einmal  als  tüchtig  erwiesen 
haben,  sind  dann  selbstverständlich  immer  wieder  befragt  und 
so  allmählich  mit  den  Regierungsgeschäften  vertraut  geworden; 
aach  gibt  es  ja  immer  Staatsangelegenheiten,  die  ihrer  Natur 
nach  sich  für  eine  Erörterung  in  einer  grossen  Ratsversamm- 
Inug  nicht  eignen,  die  nur  im  engen  Kreis  von  vertrauens- 


»j  v.  H.  V  94  (1387). 

l)  v.  11.  V  102  (1388).  238  (1395),  260,  261  (1397),  Reg.  319  (1439). 

')  v.  H  V  226  (1394),  269  a  (1398),  328  (1400). 

\,  v.  H.  III  117  (1305). 

5)  Reg.  583  (1461). 

«i  v.  H.  II  81  (1225);  III  117  (1305);  pag.  62  Anra.  5,  6;  63  Anw.  1—5. 

7)  v.  H.  II  81  (1225). 
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würdigen  Männern  behandelt  werden.  So  sondert  sich  ganz 
von  selbst  aus  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Landesherrn 
ein  fest  bestimmter  Kreis  von  Leuten  ab,  auf  deren  Rat  sich 
der  Fürst  verlassen  kann,  die  er  also  zunächst  befragen  wird. 
Es  sind  die  eigentlich  landesherrlichen  Räte,  ihre  Gesamtheit 
bildet  den  landesfürstlichen  Rat. 

Die  erste  Erwähnung  von  bestimmten  anhaltischen  Räten 
finden  wir  erst  im  14.  Jahrhundert.  In  einer  Urkunde  des 
Jahres  1323  werden  als  Zeugen  einer  Schenkung  des  Fürsten 
Bernhard  III  an  die  Bürger  der  Altstadt  Bernbnrg  aufgeführt: 
„herr  Herman  van  Wederde,  des  Warmestorp  is,  herr  Jordan 
van  Nendorp,  herr  Herman  Grudding,  herr  Bernd  von  Nienborch 
und  herr  Gevarth  von  Sprone,  nnse  radeal).  Seit  dieser  Zeit 
lässt  sich  das  Bestehen  eines  landesherrlichen  Rates  in  den 
einzelnen  anhaltischen  Territorien  in  ununterbrochener  Folge 
urkundlich  nachweisen.  Allerdings  wird  eine  vollständige  Kennt- 
nis der  anhaltischen  Ratsmitglieder  dadurch  sehr  beeinträchtigt, 
dass  in  vielen  Fällen  einfach  nur  die  Namen  der  betreffenden 
Räte  ohne  Angabe  irgendwelcher  Stellung  oder  Titels  aufgeführt 
werden.  Es  ist  dies  ein  an  sich  sehr  verständliches  Verfahren, 
jeder  damals  lebende  Mann  wusste  ja  ganz  genau,  wer  und  was 
die  Betreffenden  waren,  für  uns  ist  aber  hierdurch  die  Fest- 
stellung vieler  Räte  sehr  behindert,  wenn  nicht  ganz  abge- 
schnitten. Man  kann  aus  der  häufigen  Wiederkehr  gewisser 
Namen  bei  Regierungshandlungen  eine  Zugehörigkeit  der  be- 
treffenden Männer  zum  Rat  wohl  vermuten,  aber  doch  nicht 
sicher  behaupten. 

Wie  in  den  meisten  deutschen  Territorien 2),  setzt  sich  auch 
in  den  auhaltischeu  Gebieten  der  landesfürstliche  Rat  im  wesent- 

l)  v.  H.  V  451  a.  Beckmann  scheint  diese  Urkunde  nicht  gekannt  zu 
haben,  denn  er  sagt  (Buch  VII  S.  168)  von  1371  auftretenden  Räten  (v.  H. 
IV  414):  „welche,  soviel  man  noch  zur  Zeit  ersehen  können,  die  erste  Fürstl. 
Riithe  sein,  so  ausdrücklich  also  genannt  werden,  wie  wohl  kein  Zweifel,  dass 
die  Ritter,  so  zu  denen  und  vorigen  Zeiten  als  Zeugen  angeführt  werden, 
dergleichen  gewesen". 

*)  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  493;  Bornhak  S.  73;  Isaaksohu  S.  2; 
B.  Meyer  8.  21;  v.  Wretschko  S.  159;  Adler  S.  415;  Wintterlin  S.  12;  Rosen- 
thal, Gerichtswesen  S.  250 ff. ;  SchmollerS.nl,  03;  Rachfahl  S.  435 ff.;  v.  Maurer, 
Fronhöfe  S.  237  ff.;  Barth.  S  379;  Liidicke  S.  7;  v.  Below,  Territorium  S.  285 
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liehen  aus  zwei  Arten  von  Mitgliedern  zusammen.  Einmal  ge- 
hören dazu  die  obersten  Beamten  der  einzelnen  Verwaltungs- 
ressorts1), die  durch  Übernahme  des  Amtes  wohl  gleichzeitig 
zur  Teilnahme  an  den  Beratungen  verpflichtet  wurden.  Ob 
allerdings  die  Beamten  der  Hofverwaltung  auch  Mitglieder  des 
Rates  sind,  lässt  sich  nicht  nachweisen,  ist  aber  doch  wohl  an- 
zunehmen. Da  die  Verwaltungsbeamten,  mit  der  Verrichtung 
fortlaufender  Dienste  beschäftigt,  zu  dem  Landesfttrsten  in  be- 
ständiger persönlicher  Beziehung  stehen,  ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  sie  auch  als  dessen  Vertrauenspersonen  zu  Rate  ge- 
zogen und  mit  der  Ausführung  allgemeiner  staatlicher  Aufgaben 
betraut  werden.  Wie  es  scheint,  stellen  sie  im  landesfürst- 
lichen Rate  wohl  das  grösste  und  dauerndste  Kontingent;  da 
sie  immer  in  der  Umgebung  des  Landesherrn  sich  aufhalten, 

»)  Reg.  294  (1436),  379  (1444),  451  (1152),  460  (1453),  479  (1455),  460 
(1453),  498  (1456),  515  (1457),  612  (1462),  650,654  (1465);  G.Qu.d.Pr.S.  28, 
1485  (1510);  6,  536  (1517);  H.H.St.Arch.  K.  44,  IV  98  Nr.  60  (1477);  K. 
44,  IV  57  b  Nr.  37;  Waldemar  und  Siegmund  verleihen  an  Hans  Buchener 
den  Steynford  (1481):  »Und  das  aint  geezuge  Richardus  Zcorze,  Hynricus 
Koch.  Gunther  von  Hoendorff  unde  Andreas  Lubek,  unhse  genanten  fursten 
manne,  Ämptmann  und  Dyner".  K.  33,  III  fol.  65  Nr.  2  (1556);  Joachim, 
Fürst  zu  Anhalt  urkuudet  über  eine  Ehestiftung  zwischen  Karl  von  Anhalt 
und  einer  pommerschen  Fürstin:  rda«s  wir  demnach,  weil  wir  persönlich  zu 
erscheinen  verhindert  sind,  nnsre  Rethe  und  lieben  Getrenven  Hans  von 
Zeinitz,  unsern  Hauptmann,  und  Johaun  Ripsch,  unser  Kanzler  abgefertigt 
an  unsrer  Stat,  obgen.  Artikel  und  andre  notwendiges  bereden,  handeln  und 
schliessen  helfen,  dazu  wir  Ihnen  auch  vollkommen  Macht  und  Gewalt  ver- 
leihen, gleich  als  ob  wir  selbst  gegenwärtig  waren";  K.  33,  Vol.  III  fol.  71 
Nr.  15  (1557).  Vorweisregister  des  Amtes  Rosslau:  „Wir  Karl,  F.  zu  Anhalt, 
haben  anweisen,  huldigen  und  schwöreu  lassen  —  —  alles  durch  unsern 
Hauptmann,  Kantzier,  Rethe,  Rendtmeyster  und  lieben  Getreuwen  Hansenn 
Statius,  Antbonins  Rosenau  und  Urbanum  Otten  als  unsern  aufferlegte  Voll- 
kommenen" ;  K.  33,  Vol.  III  fol.  67  b  Nr.  8  (1567).  Bescheid  der  Räte  des 
Herzogs  vom  Pommern,  der  Fürsten  Joachim  Ernst  und  Bernhard  von  Anhalt 
und  der  Bnrggrafen  von  Meissen  über  das  Leibgedinge  der  Witwe  Fürst 
Karls  zu  Anhalt:  „Die  gesanten  sind  gewesen:  —  —  von  wegen  der  Fürsten 
zu  Anhalt,  Hans  Statius,  Christoph  Zantbier  Hauptleute,  Johan  Truckenroth 
und  Anthoni  Rosenau  Cantzlerr"  („ihre  beiderseits  abgesandten  Rethe"  wer- 
den sie  auch  einmal  genaunt);  vol.  V  fol.  275  b  Nr.  19  (1560).  „Wir  Joachim, 
F.  z.  A.,  bekennen,  dass  wir  dem  Ebrenvhesten  nnssern  Hauptmann  Rath 
und  liebenu  Getrenven  Hannssen  von  Zeinitz,  —  —  schuldigk  worden  seindt 
500  Gulden". 

Schrecker,  Beamtentum  In  Anhalt  5 
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sind  sie  als  die  eigentlichen  ständigen  Berater  anzusehen.  Be- 
sonders in  späterer  Zeit  finden  wir  in  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  Fälle  als  Ratsmitglieder  landesfürstliche  Beamte  tätig; 
in  den  einzelnen  Ratskommissionen  sind  sie  fast  immer  die 
führenden  Persönlichkeiten l). 

Ausser  den  Beamten  befindet  sich  aber  im  landesfürst- 
lichen Rat  immer  noch  eine  Anzahl  Personen  ohne  spezielles 
Amt,  die  dem  Kreise  der  landsässigen  weltlichen  und  geist- 
lichen Herren  entnommen  sind  und  nur  als  Ratgeben  verwendet 
werden2);  fremde  Dynasten  finden  sich  im  anhaltischen  Rate 
uicht*).  In  der  Regel  sind  diese  Ratsmitglieder  natürlich 
weltlichen  Standes s),  doch  begegnen  unter  ihnen  auch  einige 
Geistliche,  gewöhnlich  Pfarrherrn  der  grossen  Städte  im  Lande, 
die  der  Landesherr  als  tüchtig  erprobt  und  deshalb  zum  Rate 
zugezogen  hat4). 

')  H.H.St.Arch.  Vol.  III,  fol.  275/276  Nr.  132  (1546).  Reginieutsord- 
nung  des  Fürsten  Johann  von  Anhalt:  „Truge  Bich  aber  ausserhalb  der  be- 
stimmten Zeit  sonst  Sachen  zu,  die  nicht  zu  verschieben  oder  wir  wurdeu 
Jhneu  semptlicb  und  sonderlich  dem  Hauptmann,  Kantzier.  Sekretair  oder 
andern  rethen  zu  beratschlagen  befehlen,  sollen  sie  zu  ider  Zeit,  da  solchs 
vorfeit,  auf  des  Cantzlers  oder  dem  wirs  befeleu  oder  in  notfeilen  furbandeii, 
erfordern  gehorsamlich  beratschlagen". 

J)  In  Brandenburg  und  den  wettinischen  Landen  ist  es  dagegeu  der 
Fall  (Isaaksohn  S.  29;  H.  B.  Meyer  S.  21). 

»)  v.  H.  IV  414  (1371);  V  156  (1391),  451  a  (1323);  Reg.  207  (1426), 
319  (1439),  332,  333  (1440),  379  (1444),  451,  452  (1452),  460  (1453).  479 
(1455),  612  (1462),  654  (1465),  719  (1470);  H.H.St.Arch.  K.  44  Vol.  IV  fol. 
101  b  Nr.  III,  1  (1485).  Sigismund,  Ernst  und  Rudolf  von  Anhalt  beleihen 
Sigismund  von  Dessau:  „hyr  by  und  obir  ist  gewesen  —  —  der  wirdige 
here  Mauricius  fabri  unhser  pharrer  und  der  tüchtige  Hans  von  Tropitz, 
unhser  rethe";  vol.  I  fol.  461  b  Nr.  III  (1498).  Kammergerichtseutscheid  über 
die  Grafschaft  MUhlingeu:  „  Darnach  ist  verhört  Hanns  Hode,  Bürger  zu 
Kötheu ;  —  —  —  hat  gesagt,  er  sei  ein  burger  und  gastgebe  zu  Kothen,  — 

 sey  der  Fürsten  von  Anhalt  Geschwomer,  sey  aber  der  pflicht  zu 

diesem  thun  lohs  gesagt"  und  „Darnach  ist  verhört  der  Erbar  Joachim  von 
Roftslebeu;  —  —  sagt  —  sey  der  von  Anhalt  gesworner.  sey  aber  zu  diesem 
Gezeugnis  zu  geben  aller  Pflicht  losgesagt14 ;  GAR.  vol.  IV  fol.  27  Nr.  118. 
(1570).   Rentereieinuahmen :  „Dienstgeltt  denn  Hoftrethen  und  Hoffdienern6  : 

„171  fl.  19  gr.  Wolff  Schlegell";  (1571)  „34  fl.  6  gr.  -  Wölfl*  von 

Pork". 

«)  v.  II.  IV  414  (1371);  Reg.  179  U  423),  207  (14261  515  (1457);  H.H. 
St.  Arth.  K  44.  Vol.  IV  fol.  101  b  Nr.  III  1   (1485):   Vol.  I  fol  461  b  Nr.  III 
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Die  meisten  laiiscticn  Räte  gehören  dem  Ministerialen- 
stande an1),  doch  finden  sich  daneben  auch  freie  Ritter  im 
Rats),  wie  es  auch  die  Stäude,  zumal  die  Ritterschaft  stets 
verstanden  zu  haben  scheinen,  einige  ihrer  Mitglieder  in  den 
laudesfurstlichen  Rat  zu  bringen s).  Im  14.  Jahrhundert  ge- 
hören die  weltlichen  Räte  durchaus  noch  dem  Ritterstande  an4), 
mit  dem  15.  Jahrhundert  dringen  aber  allmählich  auch  Bürger- 
liche in  den  Rat  ein,  innerhalb  des  Kreises  der  Beamtenräte 
beginnend5),  so  dass  also  fortan  adlige  und  bürgerliche  Räte 
gemeinsam  tätig  sind6).  Es  kann  dies  nicht  wundern,  da  in 
Anhalt  überhaupt  die  Städte  stets  eine  bedeutende  Rolle  ge- 
spielt haben,  anhaltische  bürgerliche  Räte  sind  daher  sehr 
häufig  in  Landesangelegenheiten  tätig.  Sogar  bei  der  Ein- 
setzung einer  Regimentsordnung  im  Jahre  1546  werden  neben 
drei  Adligen  auch  drei  Bürger  der  Stadt  Zerbst  als  Landes- 
verweser bestimmt7).  Wann  in  den  anhaltischen  Rat  eigent- 
lich gelehrte  Elemente  eingedrungen  sind,  lässt  sich  aus  dem 
vorhandenen  Material  nicht  genau  feststellen.  In  einer  Ur- 
kunde vom  Jahre  1497  werden  wohl  als  Schiedsrichter  auf  der 
Seite  des  Grafen  Ernst  von  Anhalt  genannt:  „Doctor  packe 
und  Heinrich  packe,  und  ern  Friedrichen  von  Trothetf  8);  es  ist 

il498).  „Mauricius  Fabri:  —  —  bat  geantwortet,  er  bab  es  gehört  iin  Rat 
der  von  Anhalt  mit  irer  Mannschaft-.  —  „sey  burrig  von  Zerbest  und  den  von 
Anhalt  nicht  weiter  verwandt  als  ein  priester*.  Vgl.  anm.  3;  s.  a.  Bertrain- 
Krause  II  S.  302  -  303. 

>)  v.  fl.  V  156  (1391);  Reg.  207  (1426),  319  (1439),  332,  333  (1440), 
451,  452  (1452). 

s)  v.  H.  IV  414  (1371);  wären  die  ritterlichen  Räte  Ministerialen,  so 
worden  sie  wohl  nicht  „milites  nostrique  consiliarii"  genannt  werden,  sondern 
,nostri  milites  et  consiliarii"  oder  dgl. 

')  v.  H.  IV  414  (1371)  und  vor  allem  Wolff  Schlegel  von  Trebbichau, 
der  eine  wichtige  Rolle  gespielt  hat  (H.H. St. Arch.  K.  44.  IV  f.  197  Nr.  18 
(1550,;  GAR.  vol.  IV  fol.  6  Nr.  3  (1564),  Nr.  4  (1568* ;  GAR.  vol.  IV  fol.  27 
Nr.  118;  Codex  Anhalünus  Minor  S.  15  (1572)). 

*)  v.  H.  V  451a  (1323),  156  (1391);  IV  414  (1371). 

y)  Reg.  294  (1436),  332,  333  (1440),  379  (1444),  451,  452  (1452),  479 
(1455),  654  (1465)  usw. 

*)  Statthalterordnung  (Anhang  2). 

7)  H.H.St.Arch.  vol.  III  fol.  275/276  Nr.  132  i>.  pag.  68,  8;  70.  3):  s. 
a.  Beckmann  VII  S.  192. 

•)  1J.  H.St.  Arth.  K  44,  V..1.  IV  fol.  61  b  N.  41. 

5* 


Digitized  by  Google 


68 


ja  leicht  denkbar,  dass  diese  auch  Mitglieder  des  Rates  ge- 
wesen sind,  lässt  sich  aber  doch  nicht  sicher  feststellen.  Im 
16.  Jahrhundert  sind  aber  manche  Beamte  schon  gelehrten 
Standes,  seitdem  sind  also  auch  gelehrte  Räte  wohl  sicher  an- 
zunehmen 1). 

Die  Mitglieder  des  Rates  führen  meist  den  einfachen  Titel 
„Rat"  oder  „consiliarins"  2),  vom  15.  Jahrhundert  an  begegnet 
daneben  ziemlich  häufig  die  Bezeichnung  „heymlicher" s),  ge- 
wöhnlich in  der  Wenduug  „unser  heymlicher  und  lieber  ge- 
truwer".  Gelegentlich  finden  sich  auch  noch  andere  Bezeich- 
nungen wie  „Ratgeben" 4),  „mandatarii" 5),  im  16.  Jahrhundert 
bisweilen  „Hoffräthe"  fi)  oder  es  heisst  mit  besonderer  Hervor- 
hebung „verordnete  Räte"  7),  „vorwante  Rethe"  *).    Häufig  ist 

')  H.H.St.Arch.  K.  33,  III  69  Nr.  10  (1568).  Verhandlung  wegen  einer 
Leibzuclit:  „Die  Abgesandten  sind  gewesen  von  wegen  der  Forsten  zu  Anhalt 
Johann  Truckenrot  Kantzier,  Johann  vom  Berg  Magister,  und  Joban  N..  Se- 
kretarius*  (pag.  75,  1). 

*)  v.  H.  V  451a  (1323);  III  884  (1350);  IV  464  (1375),  414  (1371); 
V  156  (1391);  Reg.  207  (1426)  332,  333  (1440).  451  (1452),  460  (1453),  479 
(1455),  515  (1457),  719  (1470);  H.H.St.Arch.  K.  44.  Vol.  IV  f.  101  b  Nr.  III 
1  (pag.  66  anm.  3);  K.  33,  vol.  III  fol.  65  Nr.  2  (1556):  K.  33,  Vol.  III  fol. 
71  Nr.  15  (1557);  Vol.  V  fol.  275  b  Nr.  19  (1560)  (vgl.  pag.  65  anm.  1); 
(i.Qu.d.Pr.S.  VI  536  (1517),  28,  1485  (1510):  Beckmann  V  2  S.  8  (1413). 

»)  v.  H.  IV  511  (1377);  Heg.  102,  103  (1416),  294  (1436),  379  (1444), 
515  (1457),  612  (1462),  650,  654  (1465). 

*)  Reg.  451  (1452). 

•)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  647  (1547). 

Ä)  Friese -Liesegang,  Magdeburger  Schörlensprllche  (Berlin  1901):  An- 
hang 4  8.  324,  326  (1528);  H.H.St.Arch.  vol.  V  fol.  278  Nr.  36.  Beniburgische 
Lehnbrieffe :  1570  Klage  vor  Joachim  Ernst  wegen  eines  Geldstrcits:  „gebe 
ich  gnedigst  zu  vermerken,  dass  nicht  von  E.  F.  G.  Hoffrethen  uff  suppli- 
zieren  und  nichtiges  unerhebliches  Irredeiciren  (?)";  (iAR.  Vol.  IV  27  Nr.  118 
(1570)  (s.  pag.  66,  3). 

7)  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  65  Nr.  2  (1556)  „dass  wir  demnach  zu 
Alten-Brandenburg  zusammenkommen  oder  bei  Verhinderung  dann  mit  ge- 
nügsamer Vollmacht  unsre  verordnete  Küthe  schicken  solleu" ;  K.  33  —  III 
67  b  Nr.  8  (1567)  (s.  pftg.  65,  1);  vol.  III  233  Nr.  1  u.  2  (16.  Jahrh.):  „Ver- 
zeichnis, welcherraassen  mein  gnedige  fürstin  und  Fraw  mit  den  Herrn  ver- 
ordneten Rüthen  sich  verglichen ,  wie  es  binfürter  in  ausstheilung  Brot  und 
Weins  —  —  allliier  gehalten  werden  soll". 

*)  H.H.St.Arch.  Vol.  III  275  276  Nr.  1H2  (1546).  Regimeutsordnung : 
.Das  wir  mit  wolbedachtem  mute,  guter  v<>rbetrachtung  und  gegeben  Rat 
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auch  die  Bezeichnung  „  geschworner " ,  „  gescliworne  rede a  l). 
Letzteres  zeigt,  dass  die  anhaltischen  Räte  ihrem  Landesherrn 
gegenüber  eidlich  verpflichtet  sind*).  Gegebenenfalls  können 
sie  dieser  Pflicht  entledigt  werden3). 

Uber  die  Anstellung  der  Räte  erfahren  wir  nichts  Näheres, 
eine  eigentliche  Ratsbestallung  hat  sich  nicht  gefunden.  Jeden- 
falls ist  die  Auswahl  und  Ernennung  der  Ratsmitglieder  dem 
Ermessen  des  Landesherrn  freigestellt4).  Eine  Verpflichtung 
seinerseits  besteht  nicht.  Die  Räte  sind  wohl  auch  nicht, 
ausser  den  einzelnen  Beamtenräten,  ständig  am  fürstlichen 
Hofe  anwesend,  sie  sitzen  vielmehr  auf  ihrem  eigenen  Besitz 
und  sind  nur  verpflichtet,  bei  Aufforderung  im  Rate  zu  er- 
scheinen oder  spezielle  Dienstleistungen  zu  übernehmen.  Nach 
dem  jeweiligen  Aufenthalt  des  Fürsten  wechselud  finden  sie 
sich  am  landesfürstlichen  Hofe  ein,  um  dann  an  den  Beratun- 
gen teilzunehmen.  Bei  der  geringen  Auzahl  erprobter  Männer 
ist  eben  ein  zahlreicher  Stand  von  Räten  eine  unentbehrliche 
Aushilfe  des  Landesherrn,  derselbe  verleiht  daher  gewisser- 
massen  eine  Art  Ratswürde.  Der  Titel  „Rat  von  Haus  aus", 
der  in  manchen  deutschen  Ländern  für  solche  Räte  üblich  ist5), 
findet  sich  in  den  anhaltischen  Urkunden  nicht. 

Ein  besonderer  engerer  oder  geheimer  Rat  existiert  in  An- 
halt bis  1574  nicht.  Doch  wird  aus  der  Gesamtheit  der  Räte 
wohl  früh  schon  immer  nur  eine  kleinere  Anzahl  regelmässig 
zu  Rate  gezogen  sein.  Namentlich  seit  dem  15.  Jahrhundert 
kehren  in  den  anhaltischen  Urkunden  die  Namen  einzelner  be- 
stimmter Räte  immer  wieder6).    Indem  einzelne  Mitglieder  zu 


unsr  fmntlicb  lieben  Bruder  auch  ander  unser  getreuw  vorwante  Rethe  und 
Underthan  vom  Adel  und  Bürgerschaft". 

')  Reg.  451  (1452);  Friese-Liesegang  I  2  Nr.  30  (1447);  H.H.St.Arcb. 
vol.  I  461  b  Nr.  3  (1498)  (s.  pag.  66,  3). 

•)  Dies  zeigt  auch  Reg.  386  (1444),  452  (1452). 

»)  H.H.St.Arcb.  Vol.  I  461  b  Nr.  3  (a.  pag.  66,  3)  (1498). 

*)  v.  H.  V  177  (1392). 

*)  Isaaksohn  8.  30;  H.  B.  Meyer  8.  22;  Rosenthal,  Gerichtswesen  8.570; 
Rachfahl  8.  74;  Schmoller  S.  51. 

•)  Johannes  Buchener  (Reg.  294,  451,  452,  479,  654  (1436—1465);  Klaus 
Lattorf  (Reg.  319.  332,  333r  451.  452,  460  (1439—1453);  Matthias  von  Re- 
dern  (Reg.  379,  451,  452,  460  (1444-1453);  Oswaldt  Bose  (Reg.  460,  479 
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regelmässiger  fortlaufender  Tätigkeit  im  Rate  verhalten  werden, 
konstituiert  sich  so  allmählich  ganz  von  selbst  doch  der  anhaltische 
Rat  fester.  Und  dazu  kommt  weiter,  dass  in  den  anhaltischen 
Territorien  wie  es  scheint  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
mit  der  Erledigung  der  Ratsgeschäfte  immer  ausschliesslicher 
landesherrliche  Beamte  beauftragt *)  werden ;  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert lassen  sich  als  die  eigentlich  tätigen  Räte  in  Anhalt 
nur  noch  Beamte  nachweisen2).  Die  anhaltischen  Fürsten 
haben  es  also  verstanden,  den  ursprünglich  ganz  allgemeinen 
Vertrauensrat  allmählich  zu  einem  ihnen  fest  ergebenen  und 
fast  nur  noch  in  ihrem  Dienste  wirkenden  Beamtenrat  zu 
machen.  Allerdings  haben  sie  die  Stände  doch  nie  ganz  aus- 
schlicssen  können,  wie  sich  deutlich  bei  der  Einsetzung  der 
Regimentsordnung  im  Jahre  1546  zeigt3). 

Die  Tätigkeit  des  Rates  ist  eine  sehr  vielseitige,  die  Art 
seiner  Wirksamkeit  findet  ihren  bezeichnendsten  Ausdruck  im 
Kommissionswesen4).  Eine  Mehrheit  von  Räten  bildet  einen 
gemeinsamen  Beratungskörper,  der  in  jedem  einzelnen  Falle 
beliebig  neu  zusammengesetzt  wird.  Der  Beschluss  der  Majo- 
rität ist  bindend5).    Einzeln  oder  in  Gruppen,  je  nach  dem  Er- 

(1453-1455);  llans  von  Zeinitz  (H.H. St. Arch.  K.  33  -  III  65  Nr.  2  (1556) 
(s.  pag.  65,  1);  Vol.  V  275  b  Nr.  19  (1560)  (a.  pag.  65,  1);  Hans  Statius  (H. 
H.St.Arcb.  K.  33  —  III  67  b  Nr.  8  (1567);  K.  33  —  III  71  Nr.  15  (1557) 
(s.  pag.  65,  1);  GAR.  vol.  IV  27  Nr.  118  (1570);  ebenso  Anthonius  Rosenau; 
s.  a.  Hintze  S.  138. 

l)  Reg.  379  (1444),  451,  452  (1452),  460  (1453),  479  (1455),  515  (1457), 
612  (1462),  654  (1465);  G.Qu.d.Pr.S.  28,  1485  (1510). 

»)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  536  (1517);  H.H.St.Arch.  K.  33  -  III  65  Nr.  2 
(1556);  K.  33  -  III  71  Nr.  15  (1557);  K.  33  -  III  67  b  Nr.  8  (1567);  vol. 
V  275  b  Nr.  19  (1560)  (a.  pag.  65,  1). 

')  H.H.St.Arch.  Vol.  III  275/276  Nr.  132:  .Erstlich  wollen  und  ordnen 
wir  das  Sechs  peraonen  ala  unsre  Rote  und  befehlhaberer  neben  nnbsern 
Cantzler,  ao  wir  zu  ider  Zeit  haben  wurden,  sein  und  aitzen  sollen.  Drey 
vom  Adel  und  von  Bürgern  unsrer  Stad  Zerbst  aussui  Rat,  Schöpfen- 
stuhl und  gemeine  auch  drey". 

•)  Lamprecht  S.  1438;  v.  Wretscbko  S.  173  ff.;  Schmoller  S  51,  59; 
v.  Below,  Territorium  S.  298;  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  252 ff.;  v.  Poseru- 
Klett  S.  54  ff. 

5)  H.H.St.Arch.  Vol.  III  fol.  275/276  Nr.  132,  Regimentaordnung  (1546) 
„und  worauf  der  mehrere  teil  schlieast,  darauf  das  antwort  und  befehl  ge- 
stalten" (s.  a.  pag.  78,  8). 
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messen  des  Landeshemi ,  werden  die  Ratsmitglieder  zur  Er- 
ledigung der  verschiedenartigsten  Geschäfte  herangezogen. 
Festbegrenzte,  spezialisierte  Tätigkeit  hat  keiner  der  Räte,  be- 
stimmte Ressorts  oder  Dezernate  gibt  es  noch  nicht.  Ebenso- 
wenig ist  die  Beratung  bestimmter  Geschäfte  an  eine  feste 
Zahl  solcher  Räte  gebunden.  Eine  geschlossene  Behörde  ist 
der  Rat  noch  keineswegs,  dazu  fehlt  ihm  jede  Ständigkeit;  er 
ist  vielmehr  durchaus  formlos  und  vielfachem  Wechsel  unter- 
worfen. 

Ob  eine  Rangordnung  innerhalb  des  Rates  besteht,  lässt 
sich  nicht  genau  feststellen;  nur  einmal  begegnet,  allerdings 
schon  im  Jahre  1371 *),  der  Titel  „summus  consiliarius"  bei 
einem  Geistlichen,  was  immerhin  auf  einen  gewissen  Vorrang 
seines  Inhabers  unter  den  Räten  hinweist.  Doch  scheint  der- 
selbe nur  rein  sachlich  gewesen  zu  sein.  Der  Geistliche  als 
der  einzige  Schriftkundige  ist  eben  bei  den  Ratssitzungen  der 
erste  und  nächste,  den  der  Fürst  befragen  wird,  die  wichtigste 
Persönlichkeit  für  die  Fixierung  der  Beschlüsse.  Persönlich 
ist  der  summus  consiliarius  den  ritterlichen  Räten  nicht  Uber- 
geordnet, wird  vielmehr  in  der  Zeugenreihe  erst  nach  ihnen 
aufgeführt.  Immerhin  lässt  aber  der  Titel  doch  auf  eine  ge- 
wisse Ordnung  innerhalb  des  landesherrlichen  Rates  in  dama- 
liger Zeit  schliessen.  Aus  späterer  Zeit  ist  nichts  Ahnliches 
mehr  nachzuweisen,  jedenfalls  hat  wohl  der  Kanzler  die  oberste 
Ratsstelle  eingenommen  *). 

Die  Zuziehung  des  Rates  zu  den  einzelnen  Regierungs- 
geschäften lässt  sich  aus  einer  Menge  Urkunden  nachweisen. 
Es  heisst  dann,  die  Handlungen  seien  vorgenommen  „de  nostro- 
rum  consiliariorum  persuasione" s),  „usus  consilio  suorum  cousi- 
liorum*4),  „mit  wolbedachtem  mute  und  vulbort  unsis  rathis" 5), 


•)  v.  H.  IV  414. 

*)  Ob  summus  consiliarius  die  Kanzlerstelle  gewesen  ist,  wie  Beckmann 
VII  S.  168  vermutet,  lässt  sich  nicht  bestimmt  entscheiden,  da  iu  derselben 
Urkunde  noch  ein  prothonotarius  unter  den  Zeugen  genannt  wird,  welcher 
Titel  ebensogut  auf  die  Kanzlerstelle  hinweisen  kann. 

»)  v.  H.  III  884  (1350). 

«)  v.  H.  IV  464  (1375). 

»)  v.  H.  V  213  (1394). 
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„mit  gutem  rathe  unser  heymelichen  unde  lieben  ghetruwen"  l). 
„mit  guthem  Vorrathe  unser  heimlichen  und  lieben  getreuwcu 
Manne"  „mit  entrechtigem  Rate  unser  freunde,  uusr  rete, 
unsr  lieben  Getruven  Manschaft  und  Burger" Ä)  u.  dgl. 

Die  Befragung  des  Rates  ist  natürlich  freier  Wille  des 
Landesherrn,  nur  zweimal  lässt  sich  eine  freiwillige  Verpflich- 
tung auhaltischer  Fürsten  nachweisen  4).  Bei  einem  im  Jahre 
1392  abgeschlossenen  Vergleiche  machen  die  Fürsten  Sigis- 
mund I.  und  Albrecht  IV.  ihre  „macht  zu  vorsetzen"  davon 
abhängig,  „also  dicke  uns  das  not  wird  und  unszer  rat  er- 
kennet, das  es  vor  land  und  luthe  sy"4),  und  im  Jahre  1432 
verpflichtet  sich  Fürst  Georg  von  Anhalt  gelegentlich  einer 
Aufforderung  zur  Hilfeleistung  für  den  Erzbischof  von  Magde- 
burg den  Zerbster  Bürgern  gegenüber,  dem  Erzbischof  keine 
Antwort  zu  geben  „ane  rat  unser  manen,  uwer  und  ander  un- 
ser stete" 5).  Es  handelt  sich  hier  also  beide  Male  um  eine 
grössere  Sicherstellung  der  Interessen  der  Beteiligten. 

Der  Wirkungskreis  des  Rates  erstreckt  sich  auf  alle  Ge- 
biete des  Staatslebens6),  bei  Fragen  der  äussern  Politik,  wie 
der  innern  Verwaltung,  wie  bei  gerichtlichen  Entscheidungen 
finden  wir  Ratsmitglieder  tätig.  Im  allgemeinen  ist  er  ledig- 
lich beratende  Behörde,  nur  in  Abwesenheit  des  Landesherrn 
selbständig;  er  trägt  mit  die  Entscheidung  über  das  Wohl  und 
Wehe  des  Landes  7). 

Namentlich  für  jegliche  Art  von  Verhandlungen  werden  Kom- 
missionen von  Räten  abgeordnet.  Mitglieder  des  landesherrlichen 


>)  v.  H.  IV  511  (1377);  H.H.St, Arch.  K.  44  -  IV  86  Nr.  41  (1465) 
(s.  pag.  65,  1). 

»)  Reg.  102,  103  (1416). 

»)  Beckmann  V  2  S.  8;  H.H.St. Arch.  Vol.  III  275/276  Nr.  132,  Regi- 
mentaordnung  (1546)  (s.  pag.  68,  8). 
*)  v.  H.  V  177  (1392). 

5)  G.Qu.d.Pr.S.  27,  291  (1432);  vgl.  Harth  S.  380. 

")  v.  Posern-Kiett  S.  54  ff. ;  Isaaksohn  8.33:  Stölzel.  Brandeub.-l'reuss. 
Rechtsgesch.  8.98;  B.  Meyer  S.  23  ff. ;  Wintterlin  S.  12.  17;  v.  Wretschko 
S.  174;  v.  Below,  Territorium  S.  293:  Schmoller  8.51;  Rosenthal.  Gerichts- 
wesen S.  254  ff. ;  v.  Maurer,  Frouhüfe  8.239  ff  :  Spangenberg  S.  115;  v.  Krones. 
Laudesfürstl.  Behörden  8.  201 ;  Kachfabl  8.  435. 

7)  v.  H.  V  177  (1392). 
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Rates  begegnen  uns  innerhalb  des  Landes  als  Schiedsrichter,  als 
Vermittler  von  Vergleichen  sie  schliessen  Kaufverträge  und 
Belehnungen  ab  im  Namen  oder  als  Vertreter  ihres  Fürsten2), 
oder  sie  sind  doch  wenigstens  dabei  tätig 8) ;  einmal  wird  auch 
die  Entscheidung  über  bauliche  Veränderungen  eines  Schlosses 
einer  Kommission  von  Räten  übertragen4).  Gerade  eben  in 
der  inneren  Verwaltung  sind  die  Ratsmitglieder  mannigfach 
beteiligt,  so  manche  inneren  Angelegenheiten  des  Landes,  wie 
z.  B.  der  gute  Zustand  von  Holz,  Mühlen,  Dämmen6)  werden 
im  Iandesfürstlicheu  Rate  bedacht  und  darüber  beschlossen. 
Werden  in  den  Amtern  neue  Vorweisregister  und  Haushaltungs- 
anschlägc  angelegt,  so  haben  Räte  „alles  anweisen,  huldigen 
und  schwören  zu  lassen" 6),  „mit  den  Herrn  Rathen"  wird  ver- 
glichen, „wie  es  in  ausstheilung  Brot  und  Weins"  am  anhal- 
tischen Hofe  gehalten  werden  soll 1).  Mitglieder  des  Rates 
werden  zur  Prüfung  von  Rechnungen  herangezogen8),  in  der 
Verwaltung  der  Kammer  sind  besondere  „Kanimerräthe"  ange- 
stellt9). Die  Räte  sind  die  berufenen  Vertreter  des  Landes- 
herrn bei  Abwesenheit  oder  Krankheit  in  der  Regierung  des 
Landes10);  bedeutend  ist  auch  ihre  Wirksamkeit  bei  Verhand- 
lungen mit  deu  Landstäuden.    Sie  sind  die  eigentlichen  Ver- 


>)  Reg.  440  (1451),  451  (1452),  479  (1455),  612  (1462),  719  (1470). 
*)  Reg.  207  (1426),  361  (1442).  460  (1453). 

»)  Reg.  379  (1444);  H.H.St. Arcb.  K.  44  —  IV  101  b  Nr.  III  1  (1485) 
t>.  pag.  66.  3):  K.  44  —  IV  60  Nr.  41  (1492).    Kaufbrief  Joh.  Buchener« : 

Bby  sallicbem  koaffe  sint  gewesen  Heinrich  von  Antendorf  unde  Hans 

von  Trupitz,  bei  Bullichcr  vorczihnnge  des  briefes  gyn  kegheuvertuk  gewehsen 
dy  wyrdigen  and  erbarn  heru  Manricius  Fabri  nnhser  pfarer  zca  Dessauw" 
fpag.  66,  3). 

«)  Reg.  10  (1401). 

6)  Rentraeisteriuatrnktion  (Anhang  4)  (1574). 

•)  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  71  Nr.  15  {a.  pag.  65,  t)  (1557). 

')  H.H.St.Arch.  Vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jahrb.)  (s.  pag.  68,  7). 

•)  Statthalterinstruktion  (Anhang  2)  (1574). 

•)  H.H.St.Arch.  Vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jahrb.).  „Item  wann  ein 
Fass-.  es  sey  von  Rätben,  gesiude,  ehr  oder  andern  weinen  ihitt  vorwissen 
und  gntt  ansehen  Kammermeisters,  Hansshofnieisters ,  Kanimerräthe ,  auch 
Kastkellers  angestochen  wurde*. 

,0)  H.H.St. Arcb.  Vol.  III  275  276  Nr.  132  (1546),  Regimentsordnung 
(».  pag.  70,  3). 
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mittler  zwischen  Fürst  und  Ständen,  da  ja  immer  mehrere 
von  ihnen  dem  Ritterstand  angehören  und  Mitglieder  der  Land- 
schaft sind.  So  oft  in  den  an  haltischen  Landtagsabschiedon 
im  16  Jahrhundert  Steuern  bewilligt  werden  uud  ein  Ausschuss 
dafür  eingesetzt  wird,  sind  stets  einige  Mitglieder  des  landes- 
ftirstlichen  Rates  darin  und  wirken  bei  Erhebung  der  Steuer 
als  Vertreter  der  Regierung  mit1). 

Eine  sehr  wichtige  Rolle  spielt  der  Rat  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  äussern  Politik.  Gerade  die  diplomatischen  Verhand- 
lungen mit  andern  Reichsfürsten  werden  stets  durch  beiderseitige 
Ratgeben  geführt.  Räte  werden  als  Gesandte  an  andere  Höfe 
geschickt 8)  und  haben  an  dem  Hofe  ihres  Landesherrn  die 
Unterbringung  fremder  Gesandten  zu  regeln 3).  Sie  treten  als 
Werber  für  ihre  Fürsten  auf4),  führen  als  Vertreter  ihres 

•)  H.H.St.Arch.  GAR.  vol.  IV  5  Nr  1  (1547),  Landtag  und  gewilligte 
Steuer  zu  Zerbst:  „Auszug  der  verordneten  einnahmen  der  gewilligten  Land- 
steuer —  —  Act.  in  die  Petri  Pauli  anno  1547.  durch  Johan  Schulzen,  Ur- 
banum  Paryse  und  Authoniura  Roseuau  berocheut  genommen" ;  GAR.  vol.  IV 
6  Nr.  3.  Laudtagsabschied  von  15f>4,  „Zu  diesser  und  aller  der  Stede  und 
gemeine  Landschafft  gewill igter  Hulf  und  Steuer  sollen  zu  iderzeit,  zwene 
von  beidenn  unsern  gnedigen  Fiirstenn  und  Hernn.  nemlich  Wulff  schlegel  zu 
Trebbichauw.  und  Rentmeister  zu  Czerbst  urbanus  Otto  —  —  geordent 
werden;  GAH.  vol.  IV  6  Nr.  4,  Landtagsabschied  von  1568:  „Zu  dieser  und 
aller  der  Stedte  und  gemeiner  Lambchafft  gewilligter  Hulff  und  Steuer  solleu 
in  der  Zeitt  zwene  vonu  unserm  gnedigem  Fürsten  und  Herrn  und  der  Ritter- 
schaft, nemblichen  Wolff  Schlegel  und  Christoff  Zannthier  —  —  geordennt 
werden« ;  Codex  Anhaltinus  Minor  1727  (Leipzig  1864)  S.  13,  15,  17. 

»)  G. Qu. d.Pr.S.  XXVIII  1485  (1510). 

»)  H.H.St.Arch.  Vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jahrh.):  „letzlich  soll 
hiufurtter  uiemaudt,  wer  der  auch  wer,  one  unser  gnedigen  Fürstin  und 
Frawen  vorwisseu  eingelassen  werden,  so  aber  Graweu,  Herrn  vom  Adel  oder 
annderc  Geaaudten  albir  aukhommen  wiirden .  sie  hetten  in  der  Kanzlei  zu 
schaffen  oder  nitt,  und  solches  den  Rätheu  bewusst  were  ader  sonnsten 
audere,  wer  die  auch  sein  möchten,  beim  marschalkh  oder  Hausshowemeister  an- 
hiellten  und  gehn  Hofe  begerten,  Sollen  sie  es  allerwegen  meiner  gnedigen 
Furstiu  und  frawen  anzeigeu  lasssen  oder  In  ein  Zettel  überschicken,  wer 
dieselbtgen  seien  und  wasss  sie  zu  verichten  haben,  wurt  Ihme  daranff  be- 
scheidc  erfolgen,  wie  ers  mitt  cinlassung  selbiger  Personen  halten  soll". 

*)  H.H.St.Arch.  K.  34  —  III  99  Nr.  1  (1492),  Herzog  v.  Münsterberg 
und  Georg  von  Anhalt  über  einen  Ehevertrag :  „dem  hochgebornen  Fürsten  Ge- 
orgen zu  Anhalt  und  seinem  Bruder  mitsammt  Hanse  Traupitzen  als  ge- 
schickten Werbern  (s.  pag.  66,  3;. 
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Laudesberrn  Verhandlungen,  besonders  an  auswärtigen  Orten, 
über  Ehestiftungen  wie  die  Regelung  bei  Sterbefällen  mit 
ganzer  Vollmacht1),  wobei  sie  die  Interessen  ihres  Herrn  vor- 
züglich zu  vertreten  wissen  *j.  Hat  der  Fürst  mit  andern 
Herrschern  oder  Vornehmen  etwas  zu  begleichen,  Verkäufe 
oder  Sühneverträge  abzuschliessen,  so  geschieht  dies,  wie  bei 
derartigen  Fällen  im  eigenen  Lande,  auch  hier  fast  stets  durch 
mehrere  Mitglieder  des  Rates  8).  Streitigkeiten  der  Anhaltiner 
untereinander  entscheidet  eine  Kommission  von  Räten4).  Räte 
führen  als  bestellte  Anwälte  des  Fürsten  gerichtliche  Pro- 
zesse5); allerdings  bedienen  sich  die  anhaltischen  Fürsten  meist 
noch  besonderer  Anwälte 6).  Besonders  bei  Bündnissen  mit 
andern  Fürsten  wird  meist  eine  Kommission  von  beiderseitigen 

'»  H.H.St.Arch  K  33  —  III  65  Nr.  2  (1556)  (s.  pag.  65,  1,  68,  7): 
K.  33  —  III  67  b  Nr.  8  (1567)  (s.  pag.  65,  1);  K.  33  —  III  69  Nr.  9  (1568): 
Schreiben  d.  Kurfürsten  von  Meissen  an  Joachim  Ernst  und  Bernhard  von 
Anhalt  wegen  der  Leibzucbt  der  jetzigen  Kurf ürstiu :  »Weil  dau  Jüngsten  zu 
Leipzigk  E.  L.  Ret  he  und  Dieuer,  die  wir  damals  dnreh  die  unsern  dahiu 
abgefertigten  derenthalben  haben  ansprecheu  lassen,  sich  mit  den  unsern 
dahin  verglichen,  dass  zu  abhelfunge  angeregter  Punkten  beiderseits  E. 
L.  sowohl  unser  und  die  Pommerschen  Rethe  uf  den  Montagk  nach  Invo- 
cawit  zu  Leipzigk  zusammen  kommen,  doch  das  wir  solches  E.  L.  in  mittelst 
freundlichen  anmelden  möchten,  ob  wir  mit  solchem  Tage  also  zufrieden  — 
—  deswegen  so  bitten  wir  freundlichen  E.  L.  wolle  derselben  Rethe  auf  be- 
rnrten  tagk  —  —  nach  Leipzigk  auch  abfertigen,  damit  solche  Handlung 
vor  die  Handt  genommen  und  dadurch  Ihre  endliche  erledigung  bekommen 
mugen*. 

H.H.St.Arch.  K.  33  -  III  67b  Nr.  8  (1567)  (s.  pag.  65,  1):  „welches 
(betreffend  Holzhandel)  die  Anhaltischen  aus  allerbant  vorgewauden  und 
sonst  bedenklichen  Ursachen  ohne  sonderlichen  Befehl  nicht  eingehen  können, 
sondern  ein  jedes  Teil  solcbs  erst  hinter  sich  bringen". 

*)  v.  H.  V  102  (1388),  156  (1391),  178  (1392) ;  Reg.  332  (1440),  515 
'1457). 

«)  Reg.  451,  452  (1452). 

»;  Ü.Qu.d.Pr.S.  VI  646,  647  (1547). 

•)  M.V.f.A.G.  VIII  5  S.  443,  447,  449;  Bertram  -  Krause  II  S.  303; 
H.H.St.Arch.  vol.  I  461  b  Nr.  3  (1498),  Kammergericbtsbescheid:  „Nachdem 
wir  selbst  entgegen  nicht  sein,  mögen  die  gelehrteu  hochwürdigen  Doctor  Jo- 
bana Rechüng,  Doctor  Georgen  Scbrottel.  auch  Em  Jeronimum  Schulten  Liceu- 
tiaten  uud  den  fursichtigen  Ambrosium  Schouberg,  alle  vier  —  —  geben 
Ibneu  und  ordnen  sie  zu  unsern  Anwalderu  unser  volkommen  gewalt  und 
macht*. 
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Räten,  gewöhnlich  zwei  von  jeder  Partei  eingesetzt,  um  die 
gemeinsamen  Angelegenheiten  zu  regeln,  wie  Festsetzung  der 
nötig  werdenden  Hilfe,  Einquartierung  der  Mannschaften,  Ver- 
teilung des  erbeuteten  Besitzes  u.  dgl.,  und  vor  allem  um  etwa 
entstehende  Uneinigkeiten  als  Schiedsrichter  zu  schlichten1). 
Hierbei  wird  ihnen  ganz  freie  Hand  gelassen,  die  Fürsten  ver- 
pflichten sich,  was  sie  ausmachen  und  wie  sie  entscheiden, 
auch  zu  halten  und  sich  daran  genügen  zu  lassen,  ohne  es 
ihnen  irgendwie  zu  verargen2).  Allerdings  müssen  die  Rat- 
geben wohl  stets  durch  einen  Eid  geloben,  „ohne  Begünstigung 
ihres  Herrn  und  ohne  Hass  gegen  die  andere  Partei"  ihren 
Rat  zu  geben3).  Auch  wenn  diese  Bevollmächtigten  sich  nicht 
einigen  können,  wird  meist  noch  „aus  eines  der  beiden  Herren 
Räte"  auch  der  Obmann  genommen4). 

Mit  die  grösste  Tätigkeit  entfaltet  der  landesherrliche  Rat 
auf  dem  G  ebiete  der  R  e  c  h  t  s  p  r  e  c  h  n  n  g 5) ;  durch  sein  Kommission s- 
wesen  ist  er  ja  auch  so  recht  geeignet  zur  richterlichen  Be- 
hörde. Viele  Fälle  verlangen  die  richterliche  Entscheidung  des 
Landesherrn  selbst,  andere  Rechtssachen  gehören  ein  für  alle- 
mal an  den  Hof  des  Landesherrn,  endlich  ist  der  Landesfürst 
oberste  Berufungsinstanz  für  seine  Untertanen.  Zu  seinen  richter- 
lichen Entscheidungen  nun  wird  er  stets  durch  Erfahrung  und 
juristische  Kenntnisse  befähigte  Personen  hinzuziehen.  Diese 
findet  er  natürlich  am  besten  in  seinem  Rat. 

Ein  eigentlich  beständiges  Hofgericht  dagegen  findet  sich 
in  Anhalt  nicht.  Nur  einmal  lässt  sich  im  Jahre  1458  am  Hofe 
des  Fürsten  Georg  zu  Kothen  ein  Hofrichter  nachweisen, 
der  mit  seinen  Schoppen  „und  raete  gesessen  des  genannten 

')  v.  H.  V  102  (1388).  225  (1394)  281  (1398);  Reg.  102,  103(1416),  138 
(1419),  211  (1426),  386  (1444). 

»)  Reg.  10  (1401),  26  (1404)  47  (1406)  53  (1407),  66  (1410),  138  (1419), 
192,  193  (1424),  451  f  452  (1452). 

•)  Reg.  452,  451  (1452). 

«)  Reg.  47  (1406),  53  (1407),  102,  103  (1416),  192,  193  (1424),  211 
(1426),  386  (1444). 

*)  Stölzel.  Brandenb.-Preus».  Rechtsgesch.  S.  98 ff.;  Holtze  S.  107; 
H.B.Meyer  S.  44;  v.  Posern -Klett  S.  58  ff.;  Wintterlin  S.  18,  21;  Rosen- 
tlial,  (iericbtsweseu  8.  135  ff.;  v.  Below,  Territorium  S.  287;  Stülzel,  Ge- 
lehrtes Ricbtertum  S.  206  ff.,  246  ff. 


Digitized  by  Google 


77 


boffegerichtes *  über  einen  Rechtsstreit  entscheidet1).  Sonst 
haben  sich  keine  bestimmten  urkundlichen  Nachrichten  weiter 
vorgefunden.  Die  Möglichkeit  eines  gelegentlichen  Bestehens 
des  Hofgerichtes  kann  aber  doch  wohl  nach  den  Nachrichten 
Beckmanns  und  Bertram- Krauses 2)  nicht  ohne  weiteres  abge- 
wiesen werden;  auch  in  der  Polizei-  und  Landesordnung  vom 
Jahre  1572  wird  auf  eine  ev.  nötig  werdende  Einrichtung  einer 
solchen  Behörde  hingewiesen3) 

Im  allgemeinen  scheinen  jedoch  Landesherr  und  Räte  in 
Anhalt  das  Hofgericht  gebildet  zu  haben,  das  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  nach  Umständen  besetzt  wird;  die  notwendigen 
Angelegenheiten  werden  im  übrigen  an  die  Kanzlei  verwiesen4). 
Die  Stellung  der  Räte  als  gerichtlicher  Personen  ist  sehr  ver- 
schieden. Mitglieder  des  Rates  werden  entweder  nur  als  Bei- 
sitzer und  Urteilsfinder  verwandt,  der  Landesherr  tritt  selbst 
als  Richter  auf  und  zieht  die  andern  nur  zu  Rate5),  oder  er 
überlässt  seinen  Räten  die  Voruntersuchung,  was  namentlich 
bei  Verhandlungen  an  auswärtigen  Orten  der  Fall  ist6),  oder 
die  Mitglieder  des  Rates  sitzen  als  „verordnete  Räte"  zu  Ge- 
liebt und  fällen  selbst  das  Urteil7). 

Den  Räten  ist  vor  allem  die  Beurteilung  und  Entscheidung 
über  Streitigkeiten  des  Hofgesindes  unter  sich  überlassen8). 
Ferner  ist  der  anhaltische  Rat  richterliche  Behörde  bei  pein- 


')  Reg.  537.    „Vincentius  Czorre"  mit  Namen. 

*)  Beckmann  IV  6  S.  650  (1551);  Bertram-Krause  S.  304,  320. 

•)  P.n.L.O.  VIII  (1572).  „Und  clo  wir  es  vor  nottwendig  achten,  in 
nnsern  Landen  ein  Hoffgerichte  zu  ordenen,  zu  bestellen  und  zu  Fublicieren\ 

*)  Beckmann  IV  6  S.  550;  Bertram- Krause  II  S  320;  s.  a.  Stölzel,  Ge- 
lehrtes Richtertum  S.  255,  423  ff. 

•>  Friese-Liesegang  I  Abt.  2  Nr  30  (1447);  Reg.  382  (1444). 

•)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  536  (1517);  H.H.St.Arch.  vol.  V  278  Nr.  35  (1570) 
'.«.  pag.  68,  6). 

J)  Friese- Liesegang,  Anhang  4  S.  324.  326  (1528). 

•)  H.  H.St.Arch.  vol.  III  234  Nr.  6,  Hofordnung  (1570):  „Würde  aber 
einige  Uneinigkeit  sich  zwischen  jemand  zutragen,  so  soll  uff  den  Fall 
niemand  sein  eigner  Richter  sein,  sondern  solches  an  nnsre  Rethe  und  Be- 
fehlhaber gelangen,  sollen  die,  wo  wir  selbst  verhindert,  gebührliches  nud 
billiges  einsehen  haben,  denn  rechten  schützen,  den  Unrechten  straffen  und 
>ie  auch  der  Uneinigkeit  vertragen  \ 
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liehen  Sachen  im  Lande1),  Berufungsinstanz  für  die  Bezirks- 
gerichtsbarkeit2) des  Vogtes  und  Amtmanns;  Oberinstanz  über- 
haupt für  mancherlei  Fälle  der  ländlichen  Gerichtsbarkeit,  wie 
wir  aus  der  Polizei-  und  Landesordnung  von  1572  erfahren3). 
So  ist  das  Kollegium  der  Räte  z.  B.  bei  Ehe-  *)  und  Vormund- 
schaftssachen5)  zuständig,  etwaige  Schädigungen  der  Ämter 
sollen  dem  Landesherrn  oder  seinen  Räten  gemeldet  werden6), 
die  Verordnungen  für  die  Anwälte  im  Lande  ergehen  ebenfalls 
vom  Landesherrn  und  seinen  Räten7). 

Der  Hergang  bei  einer  Gerichtssitzung  der  Räte  wird  in 
der  Regimentsordnung  von  1546  beschrieben8).  Es  wird  hier 
bestimmt,  dass  der  Kanzler,  bei  dem  die  Klagen  einzureichen 
sind,  dieselben  den  andern  Räten  zu  einer  bestimmten  Stunde 
vorlesen  soll.  Jeder  sagt  dann  nacheinander  seine  Ansicht, 
ohne  dass  ihm  ein  anderer  dazwischenredet.  Hierauf  hält  der 
Kanzler  die  Umfrage,  und  alles  wird  kurz  aufgezeichnet;  die 
Mehrheit  der  Stimmen  entscheidet. 

»)  H.H.St.Arch.  vol.  III  275/276  Nr.  132,  Regiraentsordnung  (1546):  ,ln 
peinlichen  Sachen  sol  sich  kein  Ainptinonn  oder  Schosser  einlassen,  sondern 
wo  Jemandes  von  wegen  seiner  Mißhandlung  ader  auf  anzeichen  eines 
clegers,  der  doch  zuvor  solchen  mit  Recht  abzubringen  geloben  sol.  einge- 
zogen, ausserhalb  hanthafter  Tat,  welche  sie  doch,  wo  die  sachen  nicht 
eylend  und  zu  besorgen  das  sie  entwenden  mochten,  au  unser  Rath  und  unsre 
Rethe,  Befehlbabere  vorwissen  nicht  tbuu  sollen,  so  soll  alsbald  dasselbe 
uusern  Reten  und  Befehelhabern  nach  gütlich  Bruch  vormeldet  werden''. 

«J  Ü.Qu.d.Pr.S.  II  423  (1454);  s.  a.  Stülzel.  Gelehrtes  Richtertum 
S.  206  ff. 

>)  P.u.L.O.  VIII  Abs.  1. 

*)  P.u.L.O.  III  Abs.  15. 

&)  P.u.L.O.  XXXVII  Abs.  2. 

•)  P.u.L.O.  XII  Abs.  2. 

')  P.u.L.0.  IX  Abs.  4. 

8)  H.H.St.Arch.  Vol.  III  275/276  Xr.  132:  „den  leuten,  so  zn  clagen 
haben  geistlich  oder  weltlich,  vormeldet  werden  soll,  dass  sie  ihre  supplica- 
tiones  uff  n.  tage  in  der  Woch  dem  Canzler  gegen  Abend  zu  erbrechen,  so 
nicht  in  unser  eigen  haut  geschrieben,  Uberantworten.  Welcher  d.  volgeudes 
tags  X.  dieselben  den  andern  Rethen  ferner  umb  n.  hora  im  Sommer  und  n. 
hora  im  Winter  furleseu,  darauf  ein  Jder  sein  bedenken  nach  eiuander  sagen 
soll  von  Haupt  mau  anzusetzen,  do  keiner  deme  audern  iureden  sondern  gut- 
lich auslioeren  und  der  Cantzler  die  umbfrage  thnn  und  alle  Ordnunk  kurz 
nuf zeichnen  und  worauf  «1er  mehrere  teil  schliefst,  darauf  das  antwort  und 
befehl  gestalten*. 
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In  der  Ausübung  der  richterlichen  Tätigkeit  werden  den 
Räten  ganz  bestimmte  Vorschriften  gegeben.  „Die  Laster  und 
Misshandelunge "  sollen  sie  „vormuge  der  Rechte  ernstlich 
strafen  und  darin  nicht  conniuiren",  andererseits  sollen  sie  aber 
auch  nicht  „mit  unbilligen  Straffen  und  Buessen  jemandes  be- 
schweren"; es  wird  darum  angeordnet,  dass,  „wo  dieselbige 
in  beschrieben  Rechten  ausgedruckte  Peen  haben,  das  vormuge 
derselbigen  vorfahren  und  mit  keiner  höher  Straffe  die  Leute 
beleget  werden,  aber  in  willkürlichen  Straffen  soll  in  alwege 
die  billigkeit  und  umbstende  der  Sachen  betracht  und  bewogen 
werden".  Wenn  es  der  Gerichtsherr  „gar  zu  grob  macht", 
will  ihn  der  Landesfürst  „selbst  iu  straffe  uemen" 

Die  Besoldung  der  Räte2)  wird  wohl  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten in  der  Verleihung  von  Lehen  und  sonstigen  Natural- 
bezügen3) bestanden  haben;  seit  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts bekommen  die  Räte  ebenso  wie  die  Beamten  überhaupt 
feste  Besoldung  in  Geld4).  Sind  die  Räte  zugleich  Beamte,  so 
erhalten  sie  für  ihre  Tätigkeit  im  Rat  keine  besondere  Besol- 
dung. Befinden  sich  die  Räte  am  landesfürstlichen  Hofe,  so 
sind  sie  die  Gäste  des  Landesherrn  und  erhalten  Wohnung  und 
Beköstigung5).  Sie  gehören  dann  mit  zum  Hofpersonal  und 
haben  sich  der  fürstlichen  Hansordnung  zu  fügen6).  Ausser 
«Uesen  Reichnissen  bekommen  die  Räte  aber  für  ihre  Dienste 

l)  P.n.L.O.  Xr  Abs.  1,  2  und  4. 

*)  Isaaksobn  S.  33  ff;  B.  Meyer  S.  23;  v.  Wretschko  S.  161;  Schindler 
3.52;  Bachfahl  S.  435;  Lamprecht  S.  1430. 

*)  Reg.  294  ,  295  (1436),  354  (1441),  650  (1465). 

«)  H.H.St.Aroh.  GAR.  vol.  IV  27  Nr.  118  (1570)  (s.  pag.  66,  3  (1571). 

yj  H.H.St.Aroh.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jahrh).  „Item  soll  ge- 
handelt werden,  das  namblich  die  besten  und  ernstigsten  wein  über  unsere 
gnedigen  ftirsten  und  Herrn  Tafeil.  und  die  schlechtem  uff  der  Käthe,  Truch- 
*iösen  und  Juukherntisch  verspeist  werden*,  u.  pag.  73,  9;  K.  33  —  III 
?0b  Nr.  14  (1557):  „Volgen  die  andern  Tische  von  vornehmsten  Rethen  uud 
Junkern  —  —  daselbst  soll  vorm  ersten  gehen  uud  Marschalk  sein  Arnth 
Stammer  vom  Eissen,  Hans  vom  Tharl  (?)  vom  Trinken".  (Ordnung  für  Fürst 
Karls  Hochzeit). 

*)  H.H.St.Arch.  vol.  III  234  Nr.  6  (Hofordnuug  Fürst  Bernhards):  „Wir 
wollen  nnser  Haushaltung  anstellen,  das  mich  folgender  Ordnung  von  unsern 
Hrthcn,  ßeuehlhabern .  Dienern  und  Gesinde  getreulich  und  vleissigk  .solle 
gehalten  werdemr  :  Vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jahrh.)  (s.  pag.  74;  3). 
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mancherlei  Vergünstigungen1);  Auslagen  werden  ihnen  natür- 
lich ebenfalls  wiedererstattet. 

b)  Die  Beamten  der  Lamlesverwaltunc. 

Hat  so  der  Landesherr  in  seinem  Rat  sich  ein  Institut  ge- 
schaffen, in  dem  er  stets  die  Angelegenheiten  seines  Landes, 
sobald  er  will,  mit  seinen  Vertrauten  besprechen,  dessen  Mit- 
gliedern er  auch  alle  möglichen  allgemeinen  wie  speziellen  Auf- 
träge erteilen  kann,  so  braucht  er  natürlich  doch  zur  Erledi- 
gung der  laufenden  Geschäfte  seine  besonderen  Verwaltungs- 
beamten. Die  Tätigkeit  des  Rates  ist  doch  nur  eine  ganz  un- 
bestimmte, bald  dies,  bald  jenes  wird  ihm  zugewiesen;  haupt- 
sächlich ist  er  doch  nur  zur  Beratung,  weniger  zur  Ausführung 
da;  das  können  nur  Personen  tun,  die  ständig  in  einem  be- 
stimmten Ressort  arbeiten  und  in  die  Geschäfte  völlig  einge- 
weiht sind.  Auch  kann  der  Landesherr  nicht  jede  kleine 
Angelegenheit  dem  Rat  unterbreiten.  Er  hat  daher  zur  eigent- 
lichen Geschäftsführung  seine  Beamten,  vereinigt  aber  diese 
Verwaltung  mit  der  des  Rates  eben  dadurch,  dass  sämtliche 
obersten  Beamten  der  einzelnen  Ressorts,  bisweilen  auch  noch 
einige  andere  Beamte  desselben,  auch  zugleich  Mitglieder  des 
Rates  sind,  ja,  wie  wir  gesehen  haben2),  die  eigentlichen  und 
ersten  Ratgeben  darstellen.  Der  Rat  ist  gewissermassen  die 
allgemeine,  beschliessende  Behörde,  die  eigentlich  ausführenden 
Organe  der  Staatsregierung  bleiben  die  landesfürstlichen  Be- 
amten. 

In  dem  Beamtenwesen  der  anhaltischen  Zentralverwaltung 
hat  sich  seit  dem  14.  Jahrhundert  eine  grosse  Änderung  voll- 
zogen. Die  alten  Hofämter  mit  ihrer  allgemeinen  Bedeutung 
für  die  Landesregierung  sind  verschwunden,  dafür  sind  neue 
mehr  spezialisierte  Amter  geschaffen,  Hof-  und  Landesverwaltung 
mehr  geschieden,  vor  allem  die  obersten  Beamten  der  Lokal- 
vcrwaltung  der  Zentralregierung  enger  angeschlossen.  Natür- 
lich ist  diese  ganze  Veränderung  sehr  langsam  vor  sich  gegan- 
gen, einen  eigentlichen  Abschluss  erreicht  sie  sogar  erst  in  den 

>)  P.n.L.O.  IL  (1572) 
*)  pag.  65  und  70. 
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70er  Jahren  des  16.  Jahrhunderts,  denn  damals,  als  Joachim 
Einst  die  anhaltischen  Lande  in  seiner  Hand  vereinigt,  werden 
zuerst  bestimmte  Ordnungen  für  Hof-  und  Landesverwaltung 
gegeben  und  den  einzelnen  Beamten  ihre  Ressorts  und  Pflichten 
genau  zugewiesen.  Immerhin  ist  aber  die  neue  Beamten- 
organisation doch  schon  vom  Ende  des  15.  Jahrhunderts  an 
sicher  anzusetzen. 

a)  Die  Kanzleibeamten. 

1.  Wohl  der  bedeutendste  Beamte  der  anhaltischen  Zen- 
tralverwaltung  im  15.  und  16.  Jahrhundert  ist  der  Kanzler1). 
Dem  Titel  nach  vom  Mittelalter  her  völlig  unbekannt,  ist  sein 
Amt  im  wesentlichen  das  erweiterte  Notariatsamt  der  früheren 
Jahrhunderte.  Aus  dem  ehemals  an  der  Spitze  des  Schreib- 
wesens stehenden  Notar  ist  allmählich  mit  dem  Anwachsen  der 
Kanzleigeschäfte  ein  Protonotar 2)  und  dann  ein  Kanzler  geworden. 

Zum  erstenmal  lässt  sich  dieser  Titel  in  einer  Urkunde 
vom  27.  Mai  1350  nachweisen,  wo  als  Zeuge  „her  Johannes 
van  Dessou  cancellarius  und  capellan" 3)  erscheint.  Es  ist  der 
Notar  der  Zerbster  Fürsten,  Johann  von  Morditz4),  der  hier 
zum  einzigen  Mal  diesen  Titel  führt.  Sonst  wird  er  nur  als 
Notar,  einmal  auch  als  Protonotar  bezeichnet;  man  sieht  also, 
wie  damals  alle  drei  Bezeichnungen  noch  nebeneinander  vor- 
kommen, ein  eigentlicher  Kanzler  in  späterem  Sinne  ist  Johann 
von  Morditz  wohl  noch  nicht  gewesen.  Im  14.  Jahrhundert  be- 
gegnet sonst  die  Bezeichnung  Kanzler  nicht  wieder.  Vielmehr 
sind  die  beiden  Hauptzweige  der  Tätigkeit  des  Kanzlers, 
Führung  der  Kanzleigeschäfte  und  Leitung  im  Rate,  noch  in 
verschiedenen  Händeu  gewesen;  im  Jahre  1371  kommen  ein- 
mal nebeneinander  ein  prothonotarius  und  summus  consiliarius 

')  Schröder,  Rechtogesch.  S.  490 ff.,  598;  Isaaksohn  S.  16;  Bornhak 
S.8,  72;  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  215,  249,  265 ff.;  Lamprecht  S.  1432  ff.; 
Lüiiicke  S.  41  ff. ;  Barth  S.  412;  Wintterlin  S.  16;  Fellner,  Zur  Geschichte 
der  österreichischen  Zentralverwaltung  (1493—1848)  (Mitteilungen  des  Instituts 
für  österr.  Geschichtsforschung  Bd.  VIII)  S.  275;  Stölzel,  Gelehrtes  Richter- 
tum  S.  253 ff.,  399 ff.;  Adler  S.  415;  v.  Maurer,  Frohnhöfe  S.  258,  295. 

r)  *gl-  Pag.  19  ff. 
*)  v.  H.  III  904. 
•)  Jänicke  S.  32,  33. 

Schrecker,  Beamtentum  in  Anhalt  6 
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vor !).  Erst  mit  dem  15.  Jahrhundert  beginnt  die  eigentliche 
Wirksamkeit  des  anhaltischen  Kanzlers,  seit  dem  zweiten 
Drittel  dieses  Jahrhunderts  treten  Inhaber  dieses  Amtes  in  den 
Urkunden  häufiger  auf2). 


■)  v.  H.  IV  414. 

•)  Mit  Namen  angegeben  sind  folgende  Kanzler: 

1436—1492.  Johanues  Buchener  nuter  Georg  I.  (Reg.  283  ,  295, 
308,  353,  354,  361,  362,  396,  451,  452,  460,  477,  479,  498,  522,  623,  629, 
654,  725;  H.H.St.  Arch.  57  b  Nr.  37,  60  Nr.  41;  s.  a.  Beckmann  VII  S.  168); 
er  wird  allerdings  nur  ein  einziges  Mal  als  Kanzler  bezeichnet  (1441 
Reg.  354).  Möglich  ist,  dass  er  später  nur  noch  als  fürstlicher  Rat  tätig  ge- 
wesen ist,  in  den  50  er  und  Anfang  der  60  er  Jahre  des  15.  Jahrhunderts  ist 
er  jedenfalls  wohl  nicht  Kauzler  gewesen ,  oh  er  später  wieder  die  Kanzlei- 
geschiifte  führt,  lässt  sich  nicht  nachweisen ;  da  aber  kein  anderer  Kanzler 
mehr  genannt  wird,  Buchener  dagegen  noch  vielfach  in  fürstlichem  Dienste 
vorkommt,  ist  es  nicht  unmöglich.  Vielleicht  hat  er  sich  von  1454 — 1463 
von  seinem  Amte  zurückgezogen,  um  sich  mehr  mit  der  Bewirtschaftung 
seiner  Güter  zu  befassen  (R.  477).  Jedenfalls  ist  er  eine  der  wichtigsten 
Persönlichkeiten  Anhalts  in  damaliger  Zeit,  namentlich  im  landesfürstlichen 
Rat  spielt  er  eine  bedeutende  Rolle.  Er  scheint  ein  sehr  guter  landwirt- 
schaftlicher Verwalter  und  Wirtschafter  gewesen  zu  sein  (Reg.  477  (1455)). 

1454—1457.  Petrus  vou  Ranow  (vgl.  Reg.  472,  477,  522),  einmal 
trägt  er  noch  die  Bezeichnung  „oberster  Schriber*.  In  denselben  Urkunden 
wird  Job.  Buchener  stets  ohue  Titel  erwähnt  neben  ihm. 

1463.  Nikolaus  Krall  (Reg.  623).  Ein  anderes  Mal  führt  er  aller- 
dings nur  den  Titel  „Schreiber"  (Reg.  629).  Auch  neben  ihm  wird  Buchener 
stets  ohne  Titel  aufgeführt. 

1498.  Mauricius  Fabri  (vermutlich).  Er  ist  „Pfarrer  zu  Dessau 
und  Domher  zu  St.  Nikolaikirchen  zu  Magdeburg",  „burrig  von  Zerbesti 
und  damals  „bei  60  Jahr  alt*  (H.H.St. Arch.  vol.  I  461  b  Nr.  3;  pag.  66 
amn.  4). 

1507-1539.  Paulus  von  Berge  (G.Qu.d.Pr.S.  VI  536;  H.H.St.Arch. 
vol.  V  278  Nr.  35;  G.Qu.d.Pr.S.  VI  609  (Hansen  ist  wohl  verschrieben 
für  Paulum);  Beckmann  VI  S.  168)  in  Dessau;  er  ist  vielleicht  „der  erste, 
der  als  Laie  in  wirklichem  Amte  stund",  sagt  Bertram-Krause  II  S.  303,  ich 
glaube  aber  vielmehr  Buchener. 

circ.  1530—1538.  Marcus  Forster,  bei  Fürst  Wolfgang  in  Röthen, 
er  war  erst  Bürgermeister  in  Kothen  und  hat  gelehrte  Bildung  (Beckmann 
VI  S.  85,  VII  S.  168). 

1538.  Ludwig  Rabe,  auch  in  Köthen  (Beckmann  VII  168;  Bertram- 
Krause  II  304). 

1540—1560.  Johann  Ripsch,  zu  Dessau  i II. H. St. Arch.  K.  33  —  III 
32  Nr.  16;  GAR.  IV  5  Nr.  1   s.  pag.  114,  4,:  K.  33  -  III  65  Nr.  2;  K.  33 
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Seinem  Stande  nach  ist  der  Kanzler  nicht  mehr  Geistlicher, 
sondern  Laie 1).  Nur  einmal  scheint  gegen  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts ein  Geistlicher  die  Geschäfte  der  Kanzlei  geführt  zu 
haben,  der  Pfarrer  von  Dessau  Mauricius  Fabri,  denn  nach 
seiner  eigenen  Aussage  hat  er  das  grosse  Siegel  des  Fürsten 
„über  7  Jahr  in  seinen  Händen  gehabt",  auch  „vil  Brieff  selbst 
mit  dem  titte!  geschrieben" 2);  den  Kanzlertitel  führt  er  aller- 
dings nicht.  Sonst  sind  es  Angehörige  des  Adels3)  oder  noch 
häufiger  Männer  bürgerlichen  Standes,  einer  derselben  ist 
Bürgermeister  von  Kothen  gewesen4),  bevor  er  die  Stelle  eines 
Kanzlers  in  Anhalt  erhielt. 

Ob  die  Kanzler  schon  im  15.  Jahrhundert  juristische  oder 
sonstige  gelehrte  Bildung  besitzen,  lässt  sich  nicht  nachweisen; 
im  16.  Jahrhundert  ist  es  sicher  der  Fall5).  Jedenfalls  ist 
das  Kanzleramt  das  erste  Landesamt,  das  der  Bürgerstaud  er- 
obert hat!  Ist  die  Verwaltung  der  Kauzlei  in  früheren  Jahr- 
hunderten von  Geistlichen  ausreichend  geführt  worden,  so 
braucht  man  jetzt,  wo  ein  neues  Recht  und  straffere  Ver- 
waltungsgrundsätze sich  geltend  zu  machen  beginnen,  vor  allem 

—  III  71  Nr.  15;  Friese-Liesegang  I  2  Nr.  82;  G.Qu.d.Pr.S.  VI  688),  er 
ist  magister  (s.  a.  Beckmann  VII  168). 

1646—1568.  Anthonius  Rosenau  in  Zerbst,  zuerst  kommt  er  noch 
ohne  Titel  vor  (H.H.St. Arch.  GAR.  -  IV  5  Nr.  1;  K.  33  -  III  71  Nr.  15; 
K.  33  —  III  32  Nr.  16;  K.  33  -  III  67  b  Nr.  8,  ÜAR.  III  252  Nr.  13; 
G  Qu.d.Pr.S.  VI  688  anni.  2;  s.  a.  Beckmann  VII  S.  168. 

1567 — 1600.  Johann  Truckenroth  unter  Joachim  Ernst  (H.H.St.  Arch. 
K  33  —  III  67  b  Nr.  8;  K.  33  —  III  69  Nr.  10;  GAR.  IV  27  Nr.  118; 
a.  ferner  Beckmann  VII  S.  168  ff.),  auch  er  ist  gelehrten  Staudes  (Beckmann 
VII  169). 

»)  Vgl.  bes.  H.H.St. Arch.  K.  44  -  IV  60  Nr.  41  (1492):  „Ich  Hans 
Buchener  vor  mich  und  als  ein  Bevollmächtigter  Elizabeth  meiner  ehelichen 
Hausfrau  bekenne" ;  Reg.  308  (1438) ;  er  ist  also  verheiratet. 

*)  H.H. St.  Arch.  vol.  I  461  b  Nr.  3;  s.  pag.  82  anm.  2. 

•)  P.  von  Berge. 

«)  Markus  Forster  (Beckmann  VI  S.  85). 

»)  H.H.St.  Arch.  K.  33  -  III  32  Nr.  16  (1540),  Verzeichnis  der  Kleinodien 
der  Fürstin  Margarete:  „und  dies  Verzeichnis  ist  gethan  bey  unser?»  Hern 
Gregorius  Peschel  pfarr  zu  Dessow,  Magister  Joban  Rippiscb  Cantzler,  Ernst 
Heiwitz  marschalgh,  Joban  Schultz  rentmeister,  Caspar  Drouschwitz,  Adam 
Baun  Sekretaire  und  Hansen  Flunsch*  ;  vgl.  auch  Beckmann  VI  8.85,  VII 
S.  169. 

6* 
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Beamte,  die,  womöglich  durch  gelehrte  Studien,  sich  die  nötige 
geschäftliche  Bildung  erworben  haben,  deren  Beruf  eben  das 
Amt  ist.  Es  sind  die  Anfänge  des  Berufsbeamtentums,  die  uns 
hier  beim  Kanzleramt  zuerst  im  anhaltischen  Gebiet  entgegen- 
treten. 

Über  die  Anstellung  des  Kanzlers  ist  nichts  Sicheres  über- 
liefert, meist  geht  sie  jedoch  wohl  vertragsmässig  auf  mehrere 
Jahre  *);  von  einem  Amtseid  des  Kanzlers  ist  auch  keine  Nach- 
richt überkommen.  Selbstverständlich  ist  der  Kanzler  stets 
Mitglied  des  landesfürstlichen  Rates,  sehr  oft  begegnen  wir 
einem  anhaltischen  Kanzler  in  irgendeiner  Ratskommission2). 

Die  Stellung  des  Kanzlers  ist  sehr  bedeutend,  beim  Landes- 
herrn hat  er  wohl  stets  in  hohem  Ansehen  gestanden,  wie  sich 
aus  der  Menge  der  Verleihungen  ergibt,  die  einzelnen  Kanzlern 
zuteil  werden8);  allerdings  spricht  gerade  hier  die  Persönlich- 
keit des  einzelnen  sehr  mit4).  Der  Landesfürst  tritt  in  jedem 
Fall  für  seinen  Kanzler  ein,  für  Johannes  Buchener  wird  z.  B. 
in  einem  Vertrage  noch  ganz  besondere  Sicherheit  verlangt5). 

Die  Tätigkeit  des  Kanzlers  ist  äusserst  mannigfaltig; 
durch  seine  gelehrten  Kenntnisse,  welche  andern  Beamten  ab- 


')  Ludwig  Rabe  wird  zunächst  auf  ein  Jahr  angestellt  (Beckmann  VII 
S.  168;  Bertram-Krause  II  304). 

*)  Reg.  294  (1436),  451  (1452),  479  (1455),  654  (1465);  K.  44  —  IV 
101  b  Nr.  3,  1  (1485);  K.  33  —  III  65  Nr.  2  (1556);  K.  33  —  III  71  Nr.  15 
(1557);  K.  33  -  III  67  b  Nr.  8  (1567);  K.  33  -  III  69  Nr.  10  (vgl.  Nr.  9) 
(1568)  (s.  pag.  65,  1;  66,  3;  66,  4 ;  68,  1  (75,  1));  GAR.  vol.  IV  27  Nr.  118 
(1570),  „Dienstgellt  den  Hoffrethen  und  Hoffdienern:  114  fl.  —  6  gr.  —  dem 
Kanzler"  ;  1571:  ,57  fl.  —  3  gr.  —  Johann  Truckenrodt" ;  G.Qu.d.Pr.S. 
XXVIII  1485  (1510):  VI  536  (1517). 

•)  Reg.  283  (1435),  294  (1436),  354  (1441),  477  (1455);  H.H.St.Arch 
K.  44  —  IV  57  b  Nr.  37  (1481),  Waldemar  und  Sigmund  von  Anhalt  ver- 
leihen an  Hans  Buchener  den  Steynford:  „das  wir  gnanten  —  deme  gnanten 
Hanse  Buchenere  zcu  menlichon  lehen  den  Steynford,  unse  leben  fraweu 
wese,  alda  die  mol,  den  tich  unde  den  orth  alda,  unhses  Landes,  der  hochgebor- 

nenn  hertzogen  von  Sachhsen  unde  nnhsrer  herrschaft  sebeidunge,  alda 

den  von  Rüden  unde  Hitzkendorff  wissende,  mit  allen  gerichten  unde  rechten, 
als  der  gnäte  Hans  Buchener  von  dem  gnanten  unhsem  lieben  vnter  zcu 
leben  insampt  und  besundern  zcu  leben  gehabt  hat,  gelegen  haben  unde  lihen*. 

4)  Hans  Buchener  (pag.  82,  2). 

*;  Reg.  460  11453; 
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geben,  ist  er  nach  und  nach  zur  einflussreichsten  Stellung 
in  der  Landesverwaltung  emporgestiegen.  In  seinen  Händen 
liegen  fast  alle  geistlichen  und  weltlichen  Angelegenheiten  des 
Landes,  in  ihm  konzentriert  sich  die  ganze  Verwaltung1). 
Ihren  Ursprung  hat  seine  Tätigkeit  natürlich  in  der  Kanzlei, 
deren  Vorstand  er  ist  und  die  sein  eigentliches  Ressort  aus- 
macht. Er  leitet  die  Geschäfte  derselben,  hat  die  Regelung 
des  schriftlichen  Verkehrs  zu  tiberwachen;  an  ihn  ergehen  die 
Beurkundungsbefehle,  er  veranlasst  die  Abfassung  der  Schrift- 
stücke und  ist  dafür  verantwortlich2);  wichtige  Urkunden 
gegenzeichnet  er  selbst8). 

Durch  diese  schriftliche  Tätigkeit  erhält  er  natürlich  Ein- 
fluss  auf  alle  Regiernngsangelegenheiten,  wird  daher  zu  allen 
möglichen  wichtigen  Geschäften  der  Hof-  und  Landesverwaltung 
verwendet.  Er  gehört  zur  ständigen  Begleitung  des  Fürsten, 
folgt  ihm  auf  Reisen  und  Kriegsfahrten 4)  und  ist  daher  bei 
den  meisten  Verträgen  und  Erlassen  als  Zeuge  beteiligt8).  Er 


»)  Bornhak  S.  74;  Isaaksolm  S.  16 ff.;  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  249, 
265:  Lamprecht  S.  1435;  v.  Maurer  S.  223. 
*)  Reg.  354  (1441). 

*)  Friese-Liesegaug  I  2  Nr.  82  (1545). 

*)  H.H.St.Arch.  GAR,  IV  5  Nr.  1  (1547),  „Landtag  und  gewilligte  Steuer 
zu  Zerbst:  16  Gulden  an  12  thalern  Anthonio  Rosenau  zur  Zernng  ins 
Lager  gegeben".  ,20  thaler  durch  genanten  Magrh  dem  Kautzler  und 
Oswalt  Rodern  zur  Zerung  zugestelt.  als  sie  das  erst  mahl  fnr  Wittenhergk 
in  das  lager  zcogen".  „16  thaler  Anthonio  zu  Zerbst  gegeben,  die  ehr  ins 
krygslager  vor  Wittenbergk  volgende  nach  Bitterfeldt  und  darnach  ghen 
Halle  gezcogen*. 

»)  Reg.  522  (1457),  623  ,  629  (1463);  G.Qu.d.Pr.S.  VI  688  (1560); 
H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  5  Nr.  1  (1546),  Vorweisung  Fürst  Georgen  uud 
Joachims  der  Stadt  Zerwist  an  Fürst  Johansson:  „Dies  ist  geschehen  zu 
Zerbst  uffm  Rathause  in  gegenwertickeit  des  Raths  und  gemeine  daselbst 
nnd  weil  hochgedachte  dry  fursten  daselbst  uffm  Rathause  auch  kegenwärtig 
sein  gewest,  haben  ihr  f.  g.  bei  sich  gehapt  den  wolgeborneu  Herrn  G raffen 
zu  Gleichen,  Niklas  Schlegel  Hauptmaun  zu  Rosslau,  Hans  Statius  Haupt- 
mann zu  Zerwist,  Johan  Ripsch  Kanzler.  Oswalt  Roder  Fürst  Georgen 
Hauptmann  an  s.  f.  g.  hoffe,  Kaspar  Knoche  Hauptman  zu  Warnsdorf,  Valtin 
Schlegel  Hauptman  zu  Lindau,  Nickol  Mohr  Schoaser  zu  plozick,  Franz  Bose, 
Heinrich  von  Prawinkel,  Balzer  Schonennark.  Urbany  paryhs,  Anthony  Rose- 
nau, Alex  Bulz  und  ander  mehr". 
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wird  zu  Gesandtschaften  benutzt l),  wir  finden  ihn  als  Vertreter 
seines  Herrn  bei  auswärtigen  Verhandlungen  2),  wie  als  Mitglied 
der  Kommissionen  für  die  innere  Verwaltung.  Sind  Verzeich- 
nisse oder  Inventaraufnahmen  zu  machen,  so  ist  der  Kanzler 
dabei  beteiligt8).  Auch  die  Verwaltung  der  Lehen  ist  ihm 
übertragen,  er  legt  Verzeichnisse  derselben  an  und  führt  die 
Lehnbücher4),  nimmt  auch  wohl  selbst  Belehnungen  im  Namen 
seines  Herrn  vor5);  gelegentlich  wird  er  sogar  mit  Geld- 
zahlungen für  den  Fürsten  oder  das  Land  beauftragt6).  Der 
Kanzler  findet  sich  auch  in  den  Kommissionen  zur  Aufstellung 
der  vom  Landtage  bewilligten  allgemeinen  Landessteuern 7)  und 
vermittelt  den  Verkehr  des  Landesherrn  mit  den  Ständen8). 
In  Abwesenheit  des  Fürsten  ist  er  der  zuständige  Beamte  für 
wichtige  Eingänge,  er  ist  berechtigt,  dieselben  in  Empfang  zu 

•)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  5  Nr.  1:  „(1547)  2  Gulden  14  groschen  An- 
tboni  Rosenau,  zu  Torgan  verzert,  als  er  die  Herzog  Moriziscben  Salvegarde 
geholet".  „Ausgabe  vom  vorigen  Oelde:  205  thaler  zu  Halle  vor  kuchen, 
keller  und  auder  notturft  ausgeben  vormuge  magr.  Fhurmans  reebnung 
darunter  seint  die  10  thaler  Anthonio  zur  Zernng  dem  keiser  ghen  der 
Nauenbnrgk  zu  uolgen". 

")  Reg.  725;  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  69  Nr.  10  (s.  pag.  68,  1). 

»)  H.H.St.Arch.  K.  33  -  III  32  Nr.  16  (1540)  (s.  pag.  83,  5):  (15*50) 
„Inventar  der  Fürstinnen  Maria  und  Elisabeth".  „Iu  Beisein  der  Fürstin 
Anna,  Gemahlin  Fürst  Karls,  Ihrer  fürstl.  Gnaden  Hofferaeistern  Christoph 
Creitzen  seligen  nachgelassenen  Witwen,  also  auch  des  Kanzlers  Anthoni 
Rosenau  und  Johann  Bernhardts  Kuchmeister" ;  K.  33  —  III  71  Nr.  15 
(1557)  (s.  pag.  65,  1). 

«)  H.H.St.Arch.  vol.  V  278  Nr.  35  Bernburgische  Lehnbrieffe  1531 
„Angefangen  durch  mich  Paulus  von  Berge  der  Zeit  Cantzler,  Nicki  Slegell 
Hauptmann  und  Adam  Ban  cantzeleyschreiber".  Vol.  III  275  276  Nr.  132 
„dass  die  Zeddeln  der  Lehnssachen  an  den  Kanzler  gegeben  werden"  (1546). 

5)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  609  (1538). 

")  Reg.  362  (1442);  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  5  Nr.  1  (1546)  „272  thaler 
zu  abfertigung  aller  Soldaten  Valtin  Schlegel  und  Anthonio  uberantwortet, 
welche  dieselben  heruach  furder  vertheilt,  vormuge  einer  bei  verzeichnus  so 
vorhanden". 

^  H.H.St.Arch.  GAR.  -  IV  5  Nr.  1  (1547)  (s.  pag.  74,  1). 

B)  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  6  Nr.  2,  Landtag  von  1555  »Antwort  ü. 
LandstKnde:  die  von  den  Prelaten,  Ritterschaft  und  von  Stedten  haben 
E.  F.  G.  durch  ihren  Kanzler,  gnedige  vorlesene  Note!,  wasserley  gestalt 
E.  F.  G.  durch  mancherlei  Besch werunge  zu  unrath  kommen  und  wie  E.  F.  G. 
daraus  zu  lielffen,  undertheuiglich  voruommen". 
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nehmen  und  dem  Überbringer  eine  Quittung  auszustellen !). 
Als  Vorstand  der  Kanzlei  ist  ihm  die  Entscheidung  Uber 
Stipendiatgesuche  mit  überlassen  *).  Da  ferner  die  Kanzlei 
zuständige  Behörde  für  Berufungen  und  Urteilsausfertigungen 
an  Stelle  eines  Hofgerichtes  ist3),  übt  der  Kanzler  auch  eine 
bedeutende  richterliche  Tätigkeit  ans.  Bei  Beschlüssen  des 
fürstlichen  Gerichts  wird  ihm  mitunter  die  Ausführung  tiber- 
lassen, wie  er  auch  für  die  Fixierung  und  Aufbewahrung  der 
Akten  zu  sorgen  hat4).  Auch  in  der  Hofverwaltung  hat  er 
eine  wichtige  Stimme,  er  hat  die  Befolgung  der  Hofordnung 
mit  andern  Beamten  zusammen  zu  überwachen  und  die  Be- 
strafung der  Säumigen  vorzunehmen  5). 

Namentlich  aber  nimmt  der  Kanzler  im  landesfürstlichen 
Rat  eine  hervorragende  Stellung  ein.  Er  überwacht  die  richtige 
Konzipierung  der  Ratsbeschlüsse  und  deren  Ausfertigung6). 
Ob  er  in  Abwesenheit  des  Landesherrn  den  Vorsitz  im  Rat 
gefuhrt  hat,  lässt  sich  nicht  entscheiden,  doch  wird  ihm  in 
vielen  Fällen  die  führende  Rolle  bei  den  Verhandlungen  von 
Räten  zugewiesen.  So  wird  ihm  bei  den  gerichtlichen  Sitzungen 
der  Räte  in  der  Regimentsordnung  von  1546 7)  die  Leitung 


>)  H.H.St.Arch.  gak.  III  252  Nr.  13  (1568),  Schreiben  des  Anthonius 
Rosenau  an  Fürst  Bernhard.  „Es  ist  gestern  Abent  ein  krigs  Bothe  in  raein 
Hans  komen,  und  ein  offen  gedruckt  —  Mandat  tiberanthwort  mit  anzeige, 
das  solches  alle  Fürsten  zu  Anhalt  habeu  sollten  und  gebeten,  solches  anzu- 
nehmen —  hab  ichs  zu  mir  genom  und  mich  erboten,  dasselbe  E.  f.  g. 
zuzuschicken,  hab  ihn  anch  ein  bekenntnis  —  Zeddel  gegeben". 

*)  P.u.L.0.  VII  Abs.  3  (1572). 

»)  Beckmann  IV  6  S.  550  (1551);  s.  a.  Bertram-Krause  II  320. 

*)  H.H.St.Arch.  gak.  III  252  Nr.  13  (s.  aum.  1):  „Was  die  Appelation- 
sachen  anlangte,  in  welchen  ich  neben  dem  Renthmeister  die  Straff,  so  Bre- 
digke  gegeben,  wider  gefordert,  dieselb  in  E.  f.  g.  Kamroer  zu  uberanthworten, 
darum  haben  sie  gebeten,  sie  bei  altem  Gebrauch  zu  lassen  —  daneben  umb 
Kopey  des  Unheils  gebeten.  Als  hab  ich  vor  gntt  augesehen,  dass  sie  E.  f.  g. 
Kopeyen  von  solchen  vertragen  oder  auszuge  derselben  übersenden  und  die 
Kopey  des  Urteils  bey  E.  f.  g.  selbst  suchen  sollen*. 

*)  Hofordnung  (Anhang  1). 

•)  pag.  84,  2. 

*)  H.H.St.Arch.  vol.  III  275/276  Nr.  132  (s.  pag.  66,  l;  78,  8;  88,  1) 
u.  tUud  dieweil  als  gute  Regiment  von  Got  berkompt,  sol  alwegs  ferner  im 
anfang  der  Zusammenkunft,  weil  man  bey  der  predigt  und  gemeinen  Kirchen- 
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übertragen,  er  bereitet  den  Verhaudlungsstoff  vor,  an  ibn  sind 
die  Klageschriften  einzureichen.  In  dringenden  Fällen  ist  er 
berechtigt,  das  Kollegium  der  Räte  zusammenzurufen,  vor  jeder 
Sitzung  hat  er  oder  ein  Sekretär  das  Gebet  zu  sprechen  — 
wohl  noch  ein  Überbleibsel  des  ehemaligen  geistlichen  Standes 
der  Kanzleibeamten  — ,  er  ist  auch  im  Besitze  eines  der  drei 
Schlüssel  zu  dem  Aufbewahrungsort  des  Siegels  für  die  Be- 
urkundung der  Beschlüsse1).  Gerade  eben  die  Regiments- 
ordnung des  Fürsten  Johann  von  1546  zeigt  deutlich,  wie  un- 
entbehrlich der  Kanzler  in  der  ganzen  Verwaltung  ist.  Für 
die  Zusammensetzung  der  Regimentskommission  werden  hier 
sechs  Personen  vom  Adel  und  Bürgerschaft  „neben  unsern 
Kantzier,  so  wir  zu  ider  Zeit  habena  verordnet,  der  Kanzler 
soll  also  auf  jeden  Fall  bei  der  Regierungsvertretung  dabei 
sein  *). 

Die  Besoldung  des  Kanzlers  besteht,  wie  bei  allen  Be- 
amten in  den  anhaltischen  Territorien,  im  15.  Jahrhundert 
durchaus  noch  in  Überweisung  von  Lehengütern  und  sonstigen 
Verleihungen3),  wie  z.  B.  von  einzelnen  Regalien,  Wegegeld, 
Gerichten  u.  dgl. 4);  bisweilen  geschieht  dies  in  erblicher  Be- 
lehnung5). Seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  erst  erhält  er 
festes  Gehalt  in  Geld,  das  im  Jahre  1570/71  pro  Jahr  57  fl. 
3  gr.  betragen  zu  haben  scheint6).    Ausserdem  bekommt  der 

gebeten  nicht  sein  kan ,  der  Cantzler  oder  Sekretarius  ein  psalmen  —  nach- 
einander ader  ein  stuck  aus  dem  Evangelisten  den  andern  kurtzlicb  furlesen 
und  darnach  den  heiligsten  Vater  —  treulich  anruffen". 

»)  H.H.St.Arch.  vol.  III  275,  276  Nr.  132  „So  aber  vorschreibung  mit 
anhangenden  Insiegeln  zu  befestigen,  das  selbe  sigel,  so  sonderlich  darzu  ge- 
ordnet, soll  in  ein  sonder  ort  under  dreyen  Schlüsseln,  deren  der  Hauptmann 
einen,  der  Kantzier  einen  und  der  jüngste  unter  Inen  einen  habe,  an- 
gehangen werden". 

»)  pag.  70,  3. 

»)  Reg.  294  (1436),  295  (1436),  477  (1455);  H.H.St.Arch.  K.  44  —  IV 
57  b,  37  (1481);  K.  44  —  IV  60  Nr.  41  (1492). 
*)  Besonders  Reg.  477  (1455). 

5)  Reg.  294  (s.  H.H.St.Arch.):  „dem  vorsichtigen  Johannes  Buchener 
unserm  lieben  getruweu  und  heymlicheu  zeu  libes  lehnerbin  unde  onch  durch 
sines  getruwen  dienstes  willen,  den  er  uns  getan  hadt  und  thun  magkV 

a)  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  27,  118:  „1570:  114  fl.  6  gr.  -  dem 
Kanzler  ;  1571:  57  fl.  3  gr.  Johann  Truckcnrodt.    Dass  das  Jahrgehalt  57  fl. 
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Kanzler  natürlich  freie  Beköstigung  und  Kleidung1),  bei  Reisen 
besondere  Zulagen  zur  Wegzehrung  und  sonstige  Vergütungen 2). 

2.  Natürlich  kann  der  Kanzler  nicht  alle  Geschäfte  der 
Kanzlei  allein  erledigen  oder  auch  nur  annähernd  deren  Aus- 
führung überwachen.  Er  hat  nur  die  Leitung  der  Kanzlei,  die 
Ausführung  der  einzelnen  Arbeiten,  wie  Konzeption  der  Ur- 
kunden u.  dgl.  ist  Sache  seiner  Unterbeamten 8).  Auch  diese 
scheiden  sich  wohl  in  einige,  ge wissermassen  mittlere  Beamte 
und  die  grosse  Zahl  der  einfachen  Schreiber,  die  „Kanzleiver- 
wandten",  wie  sie  einmal  genannt  werden4).  Nur  erstere  be- 
gegnen öfter  in  den  Urkunden.  Sie  führen  den  Titel  Sekre- 
täre oder  Kanzleischreiber5).  Die  alte  Bezeichnung 
.Schreiber"  im  Sinne  des  selbständigen  Kanzleibeamten  ver- 
schwindet bald  nach  dem  Auftreten  des  Kanzlers8),  der  Titel 
„notarius8  kommt  nur  noch  einmal  im  Jahre  1460  vor7).  Die 
Kanzleischreiber  werden  ebenfalls  weltlicher  Herkunft  gewesen 
sein  und  tragen  bürgerliche  Namen  8). 

3  gr.  und  nicht  114  fl.  6  gr.  betragen  hat,  geht  aus  der  annähernd  gleichen 
Höhe  der  Gehälter  der  übrigen  oberen  Beamten  wohl  ziemlich  sicher  hervor 
(pag.  102  anm.  3;  pag.  108,  109,  8;  pag.  133  anm.  9). 

•)  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  27,  118:  ,1571:  für  Stiefeln  2  fl.  -  dem 
Cannzler*. 

*)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  5  Nr.  1  (1546)  (a.  pag.  85,  4;  86,  1)  u.  „26  Gul- 
den 14  groschen  an  20  thalern  Urbano  paryhs  aus  bewehlich  Fürst  Georgen 
oberantwort,  dieselben  furder  Oswalt  Rodern  und  Anthouio  zu  Halle  zu 
abergeben*.  ,20  thaler  hat  Urbanua  paryhs  mit  sich  ghen  Halle  gefhurt 
und  volgcudes  Oswalt  Rodern  und  Anthonio  zugestalt,  welche  sie  dau  auch 
vorzert,  vonnuge  ihrer  gehaltenen  rechuung". 

*)  Schröder,  Recbtsgeschichte  S.  816;  Lüdicke  S.51;  Isaaksohn  S.  20; 
Schmoller  S.  65;  Rosentbal  S.  271. 

«)  Vgl.  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16  Jahrh.)  „desgleichen 
auch,  wo  denn  Kanzleiverwandten  ader  Hofgesinde  ein  verwandter  zur  Hauss 
kommen  —  wolt'. 

*)  Reg.  379  (1444);  G.Qu.d.Pr.S.  VI  643  (1547),  609  (1538);  XXVIII 
1210  (1502);  H.H.St.Arch.  vol.  V  278  Xr.  35  (1531)  (a.  pag.  86,  4);  K.  33 
-  III  32  Nr.  16  (1546)  (s.  pag.  83,  5);  K.  33  -  III  69  Nr.  10  (1568) 
s.  pag.  68,  1);  GAR.  -  IV  5  Nr.  1  (vgl.  pag.  90,  6)  (1547);  die  Über- 
einstimmung der  Bezeichnungen  zeigt  G.Qu.d.Pr.S.  VI  609  und  vol.  V  278 
Xr.  35. 

•)  Reg.  719  (1470). 

7)  pag.  17,  3. 

*)  Namentlich  angeführt  sind  folgende: 
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Ihre  Tätigkeit  beschränkt  sich  im  wesentlichen  auf  die 
Geschäfte  der  Kanzlei,  sie  erledigen  die  laufenden  schriftlichen 
Arbeiten  und  haben  auch  wohl  hier  eine  gewisse  Selbständig- 
keit1). Treten  sie  einmal  als  Beurkundungszeugen  in  der 
Öffentlichkeit  auf,  so  ist  es  fast  stets  in  Gegenwart  des  Kanz- 
lers oder  sonst  eines  höhern  Beamten:  so  bei  Verträgen,  Lehns- 
verhandlungen u.  dgl.,  wo  sie  also  jedenfalls  als  Protokoll 
führer  beteiligt  sind2);  gelegentlich  werden  sie  auch  Gesandt- 
schaften beigeordnet8).  Ganz  unbedeutend  ist  aber  ihre  Stel- 
lung doch  nicht;  auch  sie  können  dem  landesherrlichen  Rat 
angehören4)  und  zu  recht  wichtigen  Geschäften  verwendet 
werden.  So  ist  z.  B.  in  der  Regentschaftskommission,  die  im 
Jahre  1546  eingesetzt  wird,  auch  ein  Sekretär  nicht  ganz  un- 
wesentlich beteiligt  ^  er  scheint  hierbei  zur  Unterstützung  und 
Vertretung  des  Kanzlers  verordnet  zu  sein;  und  auch  den 
Rechnungskommissionen,  welche  die  vom  Landtag  bewilligten 
Steuern  zu  verwalten  haben,  werden  gelegentlich  Sekretare 
von  seiten  des  Fürsten  beigegeben6). 

1444.    Nikolaus  Freder  (Reg.  379) 

1531-1547.  Adam  Ban  (H.H.St.Arch.  vol.  V  278  Nr.  35:  K.  33  — 
III  32  Nr.  16;  GAR.  IV  5  Nr.  1 ;  G  Qu.d.Pr.S.  VI  609). 

1547-1568.  Johann  Keller  (G.Qu.  d.  Pr.S.  VI  643;  H.H.St.Arch. 
K.  33  —  III  69  Nr.  10).  Ob  der  H.H. St. Arch.  GAR.  IV  27  Nr.  118  er- 
wähnte Sekretair  Ulrich  Kanzleibeamter  ist  oder  Rentbeamter,  ist  fraglich. 

')  H.H.St. Arch.  vol.  V  278  Nr.  35  (1531)  (s.  pag.  86,  4). 

■)  Ü.Qu.d.Pr.S.  VI  609  (1538),  643  (1547);  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III 
32  Nr.  16  (s.  pag.  83,  5)  (1540). 

•)  H.H.St.Arch.  K.  33  -  III  69  Nr.  10  (s.  pag.  68,  1)  (1568). 

«)  H.H.St.Arch.  K.  33  -  III  69  Nr.  9  und  10  (1568)  (s.  pag.  68,  1 ; 
75,  1);  Reg.  379  (1444). 

6)  pag.  66,  1 ;  87,  7. 

e)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  5  Nr.  1  (1547),  „Anszngk  der  verordneten 
einnahmen  der  gewilligten  Landtsteuer,  welcher  verordenter  sciut  gewesen 
Er  Johan  papa,  probst  zu  Heckliugcnn,  Lorenz  Zinck  und  Georgen  Walwitz, 
Christoph  —  ?—  und  Lorenzen  vom  Berge  Bürgermeistern.  Adam  Bahne 
und  Johan  Mertenn",  GAR.  —  IV  6  Nr.  2,  Landtag  von  1555.  „Und  damit 
diese  gewilligte  Steuer  —  —  Rechnung  gethan,  so  haben  alle  Stände  eia- 
mütliiglich  zu  der  Herrschaft  gestelt,  Ihre  Fttrstl.  Gnaden  solches  anch  ge- 
williget, zwene  von  der  Ritterschaft,  zwene  wegen  der  Städte  und  Landschaft 
zu  orwehlen,  auch  von  Ihrentwegen  einen  oder  zwene  Sekretarien  zuzugeben, 
welche  die  Zeit  Aber  der  wehrenden  Steuer  dieselbe  fleissig  einsamleu, 
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Als  Besoldung  erhalten  wohl  auch  die  Sekretäre  seit  der 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  Geld,  und  zwar  jedenfalls  15  fl. 
pro  Jahr  1570/71  daneben  aber  haben  die  Kanzleibeamten 
noch  andere  Einnahmen,  indem  sie  Briefe  auch  für  andere 
Leute  schreiben  und  sich  bezahlen  lassen  *).  So  können  sie 
für  die  Ausstellung  von  Lehnbriefen  eine  Geldentschädigung 
beanspruchen,  für  die  eine  ganz  bestimmte  Taxe  festgesetzt 
ist,  wenigstens  seit  dem  16.  Jahrhundert  (1520) 3). 

(i)  Die  Beamten  der  Finanzverwaltung. 

1.  Die  Finanzverwaltung  scheint  im  15.  Jahrhundert  im 
anhaltischen  Gebiet  noch  nicht  selbständig  gewesen  zu  sein, 
jedenfalls  kommen  noch  keine  eigenen  Beamten  dafür  in  den 
Urkunden  vor.  Wahrscheinlich  wurden  die  Geldgeschäfte  von 
der  Kanzlei  damals  mit  besorgt,  denn  wir  finden  den  Kanzler 
ja  auch  derartig  tätig4). 

In  einem  Schriftstück  aus  dem  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts wird  einige  Male  ein  Kammermeister  erwähnt. 
Derselbe  ist  jedenfalls  Finanzbeamter  gewesen5);  ob  er  aber 
dieselbe  Stellung  eingenommen  hat  wie  nachher  der  Rentmeister, 
lässt  sich  nicht  feststellen,  da  er  sich  später  nicht  wieder  findet. 

Eine  bestimmte  Besserung  ist  im  anhaltischen  Finanz- 
wesen erst  seit  den  40  er  Jahren  des  16.  Jahrhunderts  nach- 
zuweisen.  In  dieser  Zeit  wird  zuerst  eine  feste  Rentkammer 


in  Verwahrung  nehmen  nnd  zu  Ihrer  Fürstl.  Gnaden  Nothdnrft  gebrauchen 
sollen"  (s.  a.  Codex  Anhalt.  Minor.  S.  8). 

»)  GAR.  -  IV  27  Nr.  118  ,1570:  30  fl.  -  dem  Sekretario  Ulrich;  1571: 
15  fl.  —  dem  Sekretario  Ulrich"  (vgl.  pag.  88  aum.  6). 

*)  G.Qu.d.Pr.8.  XXVIII  1210  (1502). 

•)  Jänicke  S.  55  und  56  (1520). 

*)  pag.  86,  6;  s.  a.  Wintterlin  S.  31. 

*)  H.  H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2,  Hanshaltnngsverzeiehnis: 
,.<«.  pag.  73,  9  und  79,5  —  verspeist  werden  —  und  jedessinals  Kanicrnieister 
und  Haussboveraeister  Ihr  auffraerkhens  und  aussteilens  haben".  Es  ist  aller- 
dings möglich,  dass  der  Kammermeistcr  nur  andere  Bezeichnung  für  Käm- 
merer ist,  doch  scheint  es  mir  nicht  so  glaubwürdig,  da  in  demselben  Schrift- 
stück noch  ein  Kämmerer  besonders  erwähnt  wird"  (s.  pag.  107,  3);  vgl.  iu 
andern  Territorien:  Isaaksohn  S. 9;  Bornhak  S. 53;  B.Meyer  S.  78;  Rosenthal, 
Gerichtswesen  S.  249;  „die  Behördenorganisation  Kaiser  Ferdinands  I"  (Archiv 
für  österreichische  Geschichte  Bd.  69,  Wien  1887)  S.  106;  Wintterlin  S.  33  ff. 
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erwähnt1),  und  sämtliche  Geldgeschäfte  werden  der  Oberauf- 
sicht eines  eigenen  Beamten  übertragen.  Dieser  führt  den 
Titel  Rentmeister2).  Er  scheint  also  an  die  Stelle  des  Kam- 
mermeisters getreten  zu  sein.  Von  einem  scharf  ausgeprägten 
Gegensatz  in  der  Tätigkeit  beider,  wie  er  in  Brandenburg  sich 
findet3),  kann  in  den  anhaltischen  Territorien  nicht  die  Rede 
sein,  da  beide  Beamte  ja  niemals  zu  gleicher  Zeit  vorkommen, 
ebensowenig  von  einer  Überordnung  des  einen4). 

Der  Rentmeister  stammt  durchgängig  aus  dem  bürger- 
lichen Stande5),  ist  auch  wohl  gelehrter  Bildung6).  Man  sieht, 
wie  auch  hier  wieder  ein  neues  Amt  von  vornherein  mit  Bür- 
gerlichen besetzt  wird.    Der  Rentmeister  ist  wohl  nicht  ohne 


')  H.H.StArch.  vol.  V  275  b  Nr.  19  (1560):  , Wir  Joachim,  Fürst  z.  A., 

 geloben  dem  genannten  unsern  glaubiger,  Hannssen  von  Zcynitz,  solche 

Hanptsumma  der  fünfhundert  guldenn  jerlicb  mit  funff  und  zwantzigk 
guldenu  gleicher  wehrung  auss  unser  Kammer  oder  Renterey  allhier  unvor- 
zoglich  zu  uorzinsen* ;  GAR.  vol.  IV  6  Nr.  3r  Landtagsabscbied  von  1564 
„Uf  das  solche  Steuern  inn  Irer  f.  g.  Kammer  nicht  gegeben,  sondern  wie 
gemelt  allein  hierzu  gebraucht  werdenn"  (s.  a.  Codex  Anbaltinus  minor  S.  13). 

")  Lüdicke  S.  61,  74;  Jakobs,  Alter  und  Ursprung  S.  104,  107:  Spahn 
S.  20;  Rachfahl  S.  74;  Rosenthal.  Gerichtswesen  S.  289 ff.;  v.  Maurer  S.  245; 
Stölzcl,  Gelehrtes  Richtertum  S.  154  ff. 

*)  Bornhak  S.  53;  Isaaksohn  S.  10. 

*)  Roseuthal,  Gerichtswesen  S.  461. 

8)  Mit  Namen  angegeben  sind  folgende  Inhaber  des  Amtes: 
1540—1547.  Johann  Schultz  (H.H.StArch.  K.  33  —  III  32  Nr.  16: 

GAK.  -  IV  24  Nr.  93,  (iAR.  IV  5  Nr.  1). 

1547—1574.  Magister  Wolfgang  Fuhrmann,  er  tritt  im  Jahre  1547 

noch  ohne  Titel  auf  (H.H.StArch.  GAR.  IV  5  S.  1;  Kammerinstruktion  (An- 

hang  3). 

1557-1564.  Urbauus  Otte  (H.H.StArch.  K.  33  -  III  71  Nr.  15; 
GAR.  vol.  IV  6  Nr.  3). 

(1560)— 1574.  Alex  Pultz  (H.H.StArch.  Rentineisterordnung  (An- 
hang 4),  1560  ist  er  noch  Sekretair  (G  Qu.d.Pr.S.  VI  688);  1547  wird  er 
noch  ohne  Titel  erwähnt  (GAR.  IV  5  Nr.  1  [s.  pag.  85,  5])). 

1570.  Johaun  Troldenier  (H.H.St.  Arcb.  GAR.  III  27  Nr.  118:  „des 
durchlauchtigen  Fürsten  Herrn  Joachim  Emsteun  Renterei  Einnam  und  aus- 
gab, durch  mich  Johann  Troldenier  seiner  f.  g.  Diener  gehaltenn' ;  s.  a.  Beck- 
mann VII  S.  190) : 

vgl.  dazu  Jakobs,  Alter  und  Ursprung  S.  107;  Rosenthal,  Gerichtswesen 
S.  289;  ^tölzel,  Gelehrtes  Richtertum  S.  155. 

*)  Wolfgang  Fuhrmann. 
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weiteres  in  sein  Amt  gekommen,  sondern  schon  früher  in  der 
Rentkammer  als  Sekretär  oder  sonst  irgendwie  mit  Finanz- 
sachen beschäftigt;  jedenfalls  lässt  sich  dies  mehrmals  nach- 
weisen1). Auch  der  Rentmeister  ist  Mitglied  des  landesfürst- 
Jiclien  Rates2). 

Bis  zur  Einigung  der  anhaltischen  Territorien  im  Jahre 
1572  führt  in  den  einzelnen  Gebieten  je  ein  Rentmeister  die 
Finanzgeschäfte  der  landesherrlichen  Verwaltung,  mit  dem 
Jahre  1574  werden  sämtliche  Ämter  zur  Hofhaltung  geschlagen 
ond  ihre  finanzielle  Verwaltung  der  Hofkammer  unter  Leitung 
ihres  Vorstandes  übertragen,  dessen  Titel  nicht  weiter  erwähnt 
wird,  in  dem  wir  aber  den  eigentlichen  früheren  Rentmeister 
zu  sehen  haben3).  Es  findet  sich  also  auch  nur  wieder  ein 
oberster  Finanzbeamter,  der  andere  Rentmeister  wird  dadurch 
entschädigt,  dass  ihm  die  Verwaltung  eines  Bezirksamtes  über- 
tragen wird4). 

Die  Tätigkeit  des  Rentmeisters  erstreckt  sich  auf  die  Ver- 
waltung sämtlicher  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Hofes  wie 
des  Landes 5),  eine  prinzipielle  Scheidung  der  persönlichen  Ein- 
künfte des  Fürsten  und  der  Landeseinnahmen  gibt  es  noch 
nicht6).  Alles  fliesst  in  die  Kammer  oder  Renterei,  deren 
Vorstand  der  Rentmeister  ist;  nur  etwaige  vom  Landtag  aus- 
geschriebene Steuern  werden  nicht  der  Kammer  überwiesen, 
sondern  von  einer  eigenen  Kommission  aus  dessen  Mitte  ver- 
waltet, in  der  aber  doch  immer  mindestens  ein  oder  zwei  Ver- 
treter des  Landesherrn  sitzen7). 

')  W.  Fuhrmann  und  Alex  Pult«  (pag.  92,  5). 

*)  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  71  Nr.  15  (s.  pag.  65,  1). 

*)  s.  Kammerinstruktion  (Anbang  3). 

*)  s.  Rentmeisterinstruktion  (Anhang  4). 

')  Bornhak  S.  53;  Isaaksohn  S.  9  ff.;  Jakobs,  Alter  und  Ursprung 
s.  104  ff.;  Rosenthal  S.  289  ff.;  Schröder.  Rechtsgeschichte  S.  610;  Wint- 
terlin  S.33ff. 

•)  s.  a.  Isaaksohn  S.  11. 

rj  H.H.St.Arch.  GAR.  vol.  IV  5  Nr.  1,  Landtag  von  1547.  „Erlass  über 
Erhebung  der  Steuer:  Und  damit  solches  bequemlich  und  fuglich  eingebracht 
werde,  so  sollen  die  Prelaten,  Ritterschaft  und  Stedtc  jeder  Stand  besonder 
macht  haben  zwene  aas  Ihnen  zu  vorordnen,  welche  die  andern  unsere  vor- 
wandten jeden  sonderlich  zu  getreuer  erleguug  Ires  teils  9teuer  bei  iren 
pflichten  anhalten  und  neben  den  unsern,  so  wir  darzn  schicken  werden, 
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Der  Rentmeister  ist  das  Kontrollorgan  für  alle  Gebiete 
der  fürstlichen  Verwaltung.  Ihm  ist  die  Verrechnung  der 
Ämter  übertragen1).  Jährlich  muss  er  „neben  andern44  die 
Rechnungen  der  Amtleute  revidieren  und,  wenn  sie  richtig  sind, 
dem  Landesherrn  darüber  Bericht  erstatten;  sämtliche  Rech- 
nungen hat  er  „in  ein  kästen  wol  verwarlich"  zu  behalten. 
Desgleichen  hat  er  die  Rechnungen  der  Handwerksleute  mehrere 
Male  im  Jahr  abzunehmen  und  zu  begleichen,  wie  auch  mit 
dem  Marschall  wöchentlich  über  die  Hofhaltung  abzurechnen  *). 

Ferner  ist  der  Rentmeister  oberster  Kasseubeamter,  alle  Geld- 
sachen gehen  durch  seine  Hand 8).  Geldüberschüsse  der  Ämter 
sollen  an  ihn  abgeliefert  werden,  er  hat  über  die  Einnahmen 
Buch  zu  führen  und  genaue  Verzeichnisse  anzulegen,  die  mit 
den  Rechnungen  der  Amter  stimmen  müssen.  Auch  gericht- 
liche Gelder  zieht  er  ein4).  Ebenso  hat  er  die  Richtigkeit  der 
Ausgaben  zu  überwachen,  er  selbst  oder  sein  Unterbeamter 
hat  alle  Zahlungen  zu  leisten.  So  geht  die  Besoldung  der  Be- 
amten und  sonstigen  Leute  durch  seine  Hände,  die  er  besonders 
pünktlich  entrichten  soll5).  Auch  die  ganzen  Ausgaben  für 
Küche,  Keller  und  Hofhaltung  sollen,  wenn  irgend  möglich, 
in  der  Renterei,  und  zwar  „wie  es  teglich  furkompt"  bezahlt 
werden0).    Ebenso  ist  dem  Rentmeister  die  Regelung  der 


solche  gewilligte  Steuer  ader  Nothulffe  einsammeln* :  GAR.  —  IV  6  Nr.  2 
(s.  pag.  90,  6)  (1555);  GAR.  -  IV  6  Nr.  3,4  (15(14,  1568)  (s.  pag.  74,  1):  s. 
a.  pag.  92,  1. 

')  Vgl.  besonders  Kammerinstruktion  (Anhang  3).  etwaige  sonstige 
Stelleu  werden  besonders  vermerkt. 

»)  H.H.St.Arch.  vol.  III  234  Nr.  6,  Hofhaltung  Fürst  Bernhards  (1570) : 
„Und  die  Rechnung  von  Küche,  auch  vom  Keller  und  Becker  soll  wöchent- 
lich vom  Harschalch  Magister  Wolff  genehmenn  und  uns  fürder  berichtet 
werden". 

a)  Kammerinstruktiou  (Anhang  3). 

*)  H.H.St.Arch.  gak.  III  252  Nr.  13  (1508)  (s.  pag.  87,  4). 
6)  Kammerinstruktiou  und  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  5  Nr.  1  (s.  pag.  85, 4, 
86,  1). 

•)  Kammerinstruktieu:  H.H.St.Arch.  «AR.  —  IV  5  Nr.  1  (1547)  „Aus- 
gabe vom  vorigen  Gelde:  120  thaler  durch  Magr  wolfgang  fhurman  im  felt- 
lager  vor  wittenbergk  in  die  kucheu  uud  ander  der  Herren  notturft  aus- 
geben, wie  ehr  den  solches  zu  einem  register  stuckweis  vorzeichent  uud  zu 
berechnen  erbotig-;  und  pag.  86,  1. 
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landesfürstlichen  Schulden  übertragen,  von  ihm  fordern  die 
Landstände  die  Schuldverzeichnisse  ein,  er  stellt  dafür  „Qui- 
tanzeu"  aus  *).  Natürlich  hat  er  auch  über  diese  ganzen  Aus- 
gaben genaue  Verzeichnisse  „nach  den  Tittel  und  Posten"  an- 
zulegen2); ja,  es  wird  ihm  hierin  nicht  immer  völlig  freie 
Hand  gelassen,  vielmehr  wird  in  der  Kammerinstruktiou  be- 
stimmt: „Es  wollen  auch  s.  f.  g.  sonderlich  daran  sein,  dass 
M.  Wolff  in  allen  Posteu,  wass  ausszugeben  sein  mögen,  ein 
gewissen  beuchlich  von  s.  f.  g.  erlange".  Andererseits  kann 
aber  auch  der  Rentmeister  nicht  ohne  fürstlichen  Befehl  ge- 
zwungen werden,  Geld  auszuzahlen  oder  etwa  zu  verleihen3). 
Auch  die  Verwaltung  der  liegenden  Gelder  ist  Sache  des  Rent- 
meisters, er  scheint  hierbei  auch  die  von  den  Landständen  be- 
willigten Steuern  aufbewahrt  zu  haben4). 

Überhaupt  ist  es  wahrscheinlich,  dass  die  Beamten  der 
Rentkammer  auch  bei  der  Verwaltung  der  von  den  Landtagen 
zu  erhebenden  Steuern  wesentlich  beteiligt  sind.  Jedenfalls 
ist  der  Rentmeister  häufig  in  der  zu  diesem  Zwecke  ernannten 
Kommission  tätig6),  wird  auch  bei  den  Aufstellungen  der  ein- 
zelnen Abrechnungen  mehrfach  erwähnt6).  Interessant  ist 
hierfür  der  Landtagsabschied  von  1579,  in  dem  ganz  besondere 
Bestimmungen  für  die  Tätigkeit  des  Rentmeisters  erlassen 
werden 7).    Derselbe  ist  hiernach  den  einzelnen  Landschaftsaus- 

l)  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  6  Nr.  3,  Landtag  von  1564:  „wie  dann 
zu  iderzeit  von  Irer  f.  g.  bestallten  Rentmeister  Inen  vorzeichnusse  sollen  ge- 
geben werden,  welche  schulden  am  drenklichsten  angelegenn  sein,  dieselbeun 
abzulegen,  dakegen  Quitanzen  zu  entphahenn  und  mit  vorschrei bungen  und 
Quitanzen,  do  es  die  Landtschaff  furderun  wurde,  zu  bereebenu*. 

')  Kammerinstniktion ;  ferner  pag.  86,  1;  94,  6;  anm  1. 

a)  Kammerinstraktion  (Anhang  3). 

♦)  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  5  Nr.  1  (1546/1647):  „Vorgemelt  Rest  ist 
vorbanden:  300  thaler  bey  Magro  wolfgang  fburmanu  seiner  selbs  anzeig 
nach  vorhanden";  „400  tbaler  beim  Reutmeister  vorhanden,  so  Hillebraut 
von  Scbneidebergk  geliehen  hat";  ,18  thaler  beim  Rentmei9ter  vorhandeu 
Ton  den  52  thalern  so  Nickol  Schlegel  von  Halle  bracht" ;  „3  thalcr  einig 
1  ort,  so  Urbany  dem  Reutmeister  zugestalt  von  den  4  thalern  von  Zesiug". 

5;  H.H.St.Arch.  GAR.  -  IV  5  Nr.  1  (1547)  (s.  pag.  74,  1):  GAR.  - 
IV  «  Nr.  3  (pag.  74,  1)  (1564). 

*)  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  5  Nr.  1  t».  pag.  94,  6;  85,4;  8«,  1;  anm.  4). 

')  Codex  Anbaltinus  Minor  S.  17.    Ich  ziehe  diese  Stellen,  die  eigentlich 
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Schüssen  eidlich  verpflichtet.  Besonders  ist  ihm  die  Führung 
der  für  die  Steuerverwaltung  nötigen  Bücher  übertragen,  die 
Zahlungen  leistet  er  nach  einem  Verzeichnis,  das  ihm  alle 
Vierteljahr  versiegelt  und  unterschrieben  zugestellt  wird.  Hier- 
über hat  er  dann  im  nächsten  Quartal  Rechenschaft  abzulegen, 
wie  er  auch  alle  Jahr  zu  bestimmter  Zeit  vor  dem  engern  und 
vor  dem  grossen  Ausschuss  seine  Rechnungen  vorlegen  muss. 

Infolge  seiner  Tätigkeit  hat  natürlich  der  Rentmeister 
einen  bedeutenden  Überblick  über  den  Zustand  und  die  Lei- 
stungsfähigkeit des  Landes.  Er  wird  daher  auch  vielfach  mit 
der  Erledigung  innerer  Angelegenheiten  der  Verwaltung  be- 
traut, teils  allein  teils  als  Mitglied  irgendeiner  Kommission. 
Namentlich  bei  Besitzaufstellungen  ist  er  stets  beteiligt;  er 
macht  die  Haushaltungsanschläge  der  einzelnen  Bezirksämter1), 
richtet  die  Vorweisregister  über  ihre  Benutzung  ein2).  Wird 
irgend  ein  Verzeichnis,  von  Kleinodien  u.  dgl.,  angelegt,  so  ist 
der  Rentmeister  dabei3),  und  selbst  die  Überwachung  der  Hof- 
ordnungsbestimmungen wird  ihm  mitübertragen  *).  Der  Rent- 
meister dringt  sogar  derartig  in  die  Verwaltung  des  Landes 
ein,  dass  ihm  gelegentlich  auch  die  alleinige  Verwaltung  eines 
Bezirksamtes  anvertraut  werden  kann 5). 

Die  Besoldung  des  Rentmeisters  besteht  in  Geld,  im  Jahre 


ausserhalb  des  bestimmten  Zeitpunkts  liegen,  mit  heran,  weil  sie  gerade  über 
diese  Seite  der  rentmeisterlichen  Tätigkeit  gute  Aufschlüsse  bieten.  Es 
wäre  ja  möglich,  dass  der  hier  erwähnte  Rentmeister  ein  eigener  Beamter 
der  Stände  ist,  doch  glaube  ich  es  nicht,  da  er  wohl  dann  schon  in  den 
früheren  Landtagsabschieden  erwähnt  wäre,  während  gerade  dort  stets  nnr 
der  landcsfürstliche  Rentbeamte  auftritt.  Der  einmal  hier  begegnende  Titel 
Landrentmeister  könnte  irre  machen,  doch  ist,  glaube  ich,  damit  nur  der  all- 
gemeine Rentmeister  gemeint. 

')  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546)  „Anschlag  dea  Amtes  Zerbst: 

Dieser  Anschlag  ist  auf  der  Fürsten  Hern  Johanses,  Hern  Georgens 

und  Hans  Joachims  befehlich,  durch  uns  ihrer  f.  g.  underthenige  Diener 

Johannen  Schulzen  Rentmeister  und  Urbanum  paryhs  8ekretairen  nach  unserm 
besten  Vormugen  —  gemacht  und  vollendet''. 

»)  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  71  Nr.  15  (pag.  65,  1). 

3)  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  32  Nr.  16  (pag.  83,  5). 

*)  Hof  Ordnung  (Aubaug  1). 

5)  Rentmeisterinstruktion  (Anhang  4);  b.  a.  Stölzel,  Gelehrtes  Richter- 
tum  S.  158. 
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1570/71  jährlich  57  fl.  3  gr.1);  ausserdem  wird  auch  er  freie 
Kleidung  und  Beköstigung  erhalten  haben. 

2.  Zu  seiner  Unterstützung  ist  dem  Rentmeister  ein  Se- 
kretär oder  Kammermeister2)  beigegeben,  der  wohl  meist 
auch  sein  Nachfolger  wird s).  Auch  er  ist  bürgerlichen  Standes, 
vielfach  wird  er  einfach  nur  mit  dem  Vornamen  angeführt4). 
Er  hilft  dem  Rentraeister  in  der  Aufstellung  der  Verzeich- 
nisse5) und  ist  vor  allem  Kassenbeamter,  der  die  Zahlung  der 
Gelder  unter  sich  hat,  auch  bisweilen  mit  wichtigen  Geldsen- 
dungen nach  auswärts  geschickt  wird6).  Besonders  die  Re- 
gelung der  Ausgaben  ist  sein  Ressort.  Vom  Rentmeister  wird 
ihm  jedesmal  eine  grössere  Geldsumme  zugestellt,  von  ihr  be- 
streitet er  die  laufenden  Ausgaben,  bis  sie  vergeben  ist7). 
Natürlich  hat  er  hierüber  Buch  zu  führen.  Seine  Besoldung 
besteht  wohl  wie  die  der  Kanzleischreiber  in  15  fl.  pro  Jahr 
1570/71 8),  daneben  in  Verpflegung  und  Kleidung  am  Hofe. 

B.  Die  Hotverwaltung. 

a)  Die  Beamten  der  Hofhaltung. 

Die  Hofverwaltung  hat  im  16.  Jahrhundert  durchaus  ihre 
eigenen  Beamten,  die  mit  den  Landesangelegenheiten  gar  nichts 

0  H.H.St.Arch.  GAB.  IV  27  Nr.  118:  Dienstgeltt  denn  Hoffrethen  nnd 
Hoffdienern:  57  fl.  3  gr.  —  dem  Bendmeister  (1570);  57  fl.  3  gr.  —  dem 
Readtmeister  (1571). 

«)  Bachfahl  S.  74 ;  Wintterlin  8.  34;  Jakobs,  Alter  nnd  Ursprung  S.  111; 
Bornhak  S.  53. 

•)  Vgl.  pag.  92,  6. 

<)  Namentlich  zn  belegen  sind  folgende: 

1546—1547.  Urbanus  Paryhs  (vgl.  H.H.St.Arch.  GAB.  IV  24  Nr.  93 
(s.  pag.  95,  1);  GAB.  IV  5  Nr.  1  (s.  pag.  74,  1;  85,  6;  89,  2). 

1574.  Benediktas  (vgl.  Kammerinstruktion,  Bentmeisterinstruktion, 
Statthalterinstruktion  (Anbang  3,  4,  2)). 

ev.  1670.   Ulrich  (vgl.  pag.  89,  8;  91,  1). 

•)  Vgl.  H.H.St.Arch.  GAB.  IV  24  Nr.  93  (1546)  (s.  pag.  96,  1);  GAB. 
—  IV  6  Nr.  1  (1547)  (s.  pag.  74,  1). 

•)  Vgl.  H.H.St.Arch.  GAB.  IV  5  Nr.  1  (1547)  («.  pag.  89,  2;  95,  4); 
„Ausgaben:  1  thaler  hat  Urbanus  paryhs  zu  —  ?—  Oswalt  Rodern  ausgeben 
für  profartt  Briefe  bei  dem  Herzoge  von  Alba  im  Lager". 

7)  Vgl.  Kammerinstruktion  (Anhang  3). 

")  Vgl.  pag.  89,  8. 
Schrecker,  Beamtentum  In  Anhalt  7 
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zu  tun  haben.  Dieselben  sind  jetzt  mehr  oder  weniger  persön- 
liche Hausbeamte  des  Fürsten. 

a)  Von  den  alten  Hofämtern  findet  sich  nur  das  des  Mar- 
schalls1) in  annähernder  Bedeutung  wieder,  aber  auch  in 
dessen  Befugnissen  hat  sich  vieles  geändert  und  vermindert. 
Urkundlich  nachweisbar  ist  ein  Marschall  erst  wieder  im  Jahre 
1540*),  vorher  im  16.  Jahrhundert  und  im  ganzen  15.  habe  ich 
keinen  Inhaber  des  Amtes  erwähnt  gefunden;  ob  es  inzwischen 
gar  nicht  vorhanden  gewesen  ist,  lässt  sich  jedoch  nicht  be- 
stimmt sagen.  Die  Bezeichnung  ist  gewöhnlich  „Marschall" 
oder  „Marschaich",  einmal  findet  sich  auch  der  Titel  „hoeff- 
marschalch" s).  Seinem  Stande  nach  gehört  der  Marschall 
der  landsässigen  Ritterschaft  an,  die  Inhaber  des  Amtes 
tragen  wenigstens  stets  die  Namen  anhaltischer  Adelsge- 
schlechter 4). 

Die  Tätigkeit  des  Marschalls  ist  durchaus  auf  die  Hofver- 
waltung beschränkt,  mit  den  Angelegenheiten  des  Landes  hat 
er  direkt  nichts  mehr  zu  tun.  Dass  er  sich  nicht  einmal  als 
Mitglied  des  landesfürstlichen  Rates  nachweisen  lässt,  mag  in 
dem  verhältnismässig  seltenen  Auftreten  des  Marschalls  in  den 
Urkunden  seinen  Grund  haben. 

In  der  Hofhaltung  ist  aber  der  Marschall  der  eigentliche 
Leiter,  nur  noch  der  Haushofmeister  oder  Hauptmann  haben 
gelegentlich  gleiche  Befugnisse5).   Die  ganze  Verwaltung  des 

l)  Isaaksobn  S.  14;  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  230 ff.,  246 ff.;  Wint- 
terlin  S.  13;  v.  Wretechko  S.  183 ff.;  Fellner  S.  275;  v.  Maurer  S.  273,  288. 
")  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  32  Nr.  16  (s.  pag.  83,  5). 
»)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  688  (1560). 

«)  1540.  Ernst  Melwitz  (H.H.St.Arch.  K.  33  —  in  32  Nr.  16 
(s.  pag.  83,  5). 

1547.  Hans  von  Sleiniz  (H.H.St.Arch.  GAB.  IV  5  Nr.  1.  „400 
thaler  von  petern  Hillebrandt  zu  Schneidebergk ,  davor  Hans  von  Sleiniz 
Marschalk  und  Emst  von  Walwiz  sich  als  Burgen  vorschrieben1'. 

1560.  Heinrich  von  Prawinkel  (G.Qu.d.Pr.S.  VI  688),  er  kommt 
schon  1546  ohne  Titel  vor  (s.  pag.  8ö,  5). 

1570.  Wolff  Pagke  (H.H.St.Arch.  GAR.  IV  27  Nr.  118.  „22  fl. 
18  gr.  Wolff  Pagke  dem  Marschaich  zur  erfullung  seiner  zwey  Iherigen  be- 
soldung,  wie  dan  im  Register  des  vorigen  Jahrs  nicht  mehr  als  100  thaler 
zu  befinden,  do  ihme  120  tbaler  geburtt". 

•s)  s.  pag.  102  ff.,  104  ff. 
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Hofes  ist  ihm  übertragen1),  er  hat  gewissermassen  die  Ämter 
aller  andern  früheren  Hofbeamten  in  seiner  Hand  vereinigt 
und  ist  der  Vorgesetzte  aller  niedern  Hofbeamten.  Er  hat  die 
Aufsicht  über  die  Küche  wie  den  Keller8);  wöchentlich  gibt 
er  dem  Küchenschreiber  seine  Verordnungen,  setzt  den  Speise- 
zettel fest,  macht  die  nötigen  Bestellungen  und  legt  pro  Woche 
die  Rechnungen  vor8).  Auch  die  Schenken  und  Becker  sind 
seinen  Anordnungen  unterstellt4),  er  hat  die  Aufsicht  über 
Futterkammer5)  und  Marstall,  nur  mit  seiner  oder  des  Hof- 


')  H.H.St.Arcb.  vol.  III  234  Nr.  16  (1570):  Hofhaitang  des  Fürsten 
Bernhard  (H.O.). 

*)  H.O.:  „Erstlich  Kttchenordnnngk:  Der  Küchschreiber  oder  wem  die 
Kucbelenn  wirdt,  soll  in  der  Küchenn  der  Oberste  sein,  in  den  Kucbeon  zu 
schaffen  nnd  zn  gebieten  haben,  doch  nach  wöchentlich  Verordnung  unsers 
Hauptmanns  und  Marschalks  und  dann  nach  unserm  selbst  und  des  Marschalks 
jeglichem  u.  sonderlichen  Befehl.  Demselben  Kuchschreiber  sollen  die  Kochs 
und  Küchennjung  gehorsam  seinn. 

Es  sollen  auch  die  Kochs  keinenn  gewandertenn  Koch  in  die  Kuch 
führen,  auch  hinnacb  nicht  speisen  ohne  Verlaub  des  Marschaichs. 

Was  auch  in  der  Kuchenn  mangeln  wirdt,  soll  der  Kuchenschreiber  dem 
Marscbalch  zeitlich  anzeigen,  Bestellung  darnach  zu  thun,  wie  sich  dann 
sonst  zu  jeder  Zeit  der  Kuchenschreiber  mit  dem  Marschaich  unterreden  soll, 
was  er  soll  speissen,  nnd  wenn  gleich  etwas  vorhanden,  was  man  zur  not- 
turfft  bedarf,  soll  mit  allem  Vleis  vom  Küchenschreiber  und  Koch  dahin  ge- 
trachtet werden,  vom  Marschaich  darüber  gehalten  werden,  dass  nichts  Un- 
nützes verspildet,  sondern  einem  jeden  die  Notdurft  gereicht,  Überfluss  — 
—  vermieden  werde'*. 

„Kellerordnung:  Es  soll  niemand  weder  in  der  Herren  noch  Speise 
Keller  gehen,  allein  der  Hauptmann  und  Marschaich  und  Befehlhabere  be- 
stellens  halben". 

*)  H.O.  (s.  pag.  94,  2). 

*)  H.  0.  „So  sol  auch  der  Schenke  keinen  Hewen  zu  vyl  nemen  ohne 
Vorwissen  und  Besieh  tung  das  Hauptmanns  und  Marschalks. 

Es  sollen  auch  Schenken  und  Becker  nichts  ausser  dieser  Ordnnng  thun, 
es  werde  Ihnen  denn  beuehelenn,  dass  es  mit  Vorwissen  unsers,  des  Haupt- 
manns und  des  Marschalks  geschehe. 

und  sonst  soll  er  (der  Bäcker)  auch  mit  den  Speisen  unterscheiden  und 
die  alte  gewohnheit  nach  Anweisung  des  Hauptmanns ,  Marschalks  und  Be- 
fehlsbabere  bleiben  lassen. 

Und  soll  in  Summa  des  Backens  mit  vleis  wartten,  ander  Ding  müssig 
gehen,  darauff  der  Hauptmann  und  Marschalk  gut  Achtung  geben  wirdet". 

*)  H  O.   „Fatterordnung:  Und  uff  solch  Futter  soll  der  Kornschreiber 

7* 
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meisters  Erlaubnis  darf  der  Stallmeister  Pferde  ausrangieren 
und  verkaufen1);  auch  Vorwerk  und  Fischereien  fallen  in 
seinen  Befehlsbereich  *).  Überhaupt  hat  der  Marschall  für  das 
ganze  Getriebe  auf  dem  Hofe  zu  sorgen;  den  Verkehr  im 
Hofe  rauss  er  überwachen8),  ohne  sein  Wissen  darf  der  Tor- 
wärter niemand  einlassen 4),  fremde  Personen  sind  bei  ihm  an- 
zumelden, er  hat  dann  darüber  Entscheid  einzuholen  und  un- 
rechtmässige Eindringlinge  hinunter  zu  weisen5).  Abends  hat 
er  nach  den  Feuerstellen  und  Lichten  zu  sehen 6),  und  während 
der  Nacht  die  Schlüssel  zu  den  Toren  an  sich  zu  nehmen  7). 

Vor  allem  hat  er  auch  die  Oberaufsicht  über  das  Hofge- 
sinde, und  für  Zucht  und  Ordnung  im  Hofe  zu  sorgen,  daher 
stehen  ihm  richterliche  und  polizeiliche  Befugnisse  über  die 
zum  Hofe  gehörigen  Personen  zu.  Der  Marschall  soll  darauf 
sehen,  dass  der  Burgfriede  eingehalten  wird  und  das  Hof- 
gesinde sich  gegen  fremde  Leute  angemessen  beträgt8).  Bei 


sonderlich  Achtung  geben  soll  er  sich  Raths  bei  dem  Hauptnmn,  Mar- 
schalk und  Befehlshabern  erholen";  s.  Anhang  1. 

')  H.H.St.Arch.  III  33  —  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jahrh.),  „Nachdem  auch 
die  Pferde,  so  nicht  mehr  zum  Reiten  tauglich,  lange  Zeit  uff  der  Strö  ge- 
standen u.  uff  derselben  mehr  Fntter  verezen  und  gebrauchen  werden,  als  sie 
werth  gewesen  sein,  so  soll  Stalmeister  oder  in  seiner  Abwesenheit  sein 
Amtzverweser  mitt  vorwissen  raarschalkhs  oder  Hausshonwmeisters  hinfurter 
die  geliferten  Pferde,  so  nitt  mehr  zu  renthen,  fttrderlichen  verkauften  unnd 
umb  billige  bezalung  weggeben";  s.  Anhang  1. 

')  Hofordnung  (Anbang  1). 

•)  H.O.:  „Und  da  wir  ein  Gast  oder  Jemandes  fremdes  bekommen,  soll 
ehr  bei  unser,  des  Haoptmans  und  Marschaichs  Verordnung  stehen". 

*)  H.O.  „Torwerterordnung:  Er  soll  auch  keinen  Botben  einlassen  ohne 
des  Marschalks  und  Bevehlshabers  Wissen". 

°)  H  O.  „Es  soll  auch  Keiner,  Edel  oder  Unedel  einen  Fremden  auf- 
nehmen oder  zu  Tisch  fordern  ohne  erlangten  urlaub  und  hierauf  soll  der 
Marschaich  sehenn  und  welcher  nicht  her  auf  gehöret,  wiederumb  hinuuder- 
weisen";  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jahrh.)  (s.  pag.  74,  3). 

6)  s.  Hofordnung  (Anhang  1). 

7)  H.O.  „Torwerterordnung:  und  darauff  dem  Marschalk  und  Befehl- 
haber, der  am  Hoff  sein  wird,  die  Schlüssel  zustellen". 

•)  H.H.St.Arch.  vol.  III  275/276  Nr.  132  (1546)  „Und  unser  Hauptmann. 
Marschallk  ader  wem  wir  es  befeien,  soll  —  —  sonderlich  ob  dem  Burg- 
friede mit  ernst  halten.  Desgleichen  das  sich  unser  Hofgesinde  gegen  die 
Burger  auch  friedlich  halte  und  do  darwider  ichtes  von  Inen,  das  Oot  nicht 
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den  Mahlzeiten  führt  er,  unterstützt  vom  Küchenschreiber,  die 
Aufsicht1),  weist  die  Plätze  an  und  achtet  darauf,  dass  kein 
Unberechtigter  sich  einschleicht,  dass  nicht  zuviel  getrunken 
und  nichts  beiseite  gesteckt  wird9).  Abends  hat  er  darauf  zu 
sehen,  dass  das  Hofgesinde  zur  rechten  Zeit  zu  Bett  geht  und 
niemand  länger  sitzen  bleibt3).  Überschreitungen  und  Wider- 
setzlichkeiten soll  er  ernstlich  strafen  mit  „geordneter  Straffe" 4). 
Er  ist  auch  ordentlicher  Richter  über  das  Hofgesinde,  dass  ihm 
„bei  höchster  straff"  zu  gehorchen  hat5).  Bei  Streitigkeiten 
des  Hofgesindes  unter  sich  ist  er  berechtigt,  falls  der  Spruch 
der  Räte  nichts  nützt,  „mit  Ernste  durch  Bestrickung  oder 
gefengliche  Ahntung  drein  zu  greifen  und  den  mutwilligen 
nach  gebührlichem  Recht  zu  straffen"8). 

Dem  Fürsten  gegenüber  ist  der  Marschall  immer  noch  zu 
gewissen  persönlichen  Diensten  verpflichtet,  eine  Sitte,  die  sich 
wohl  von  der  alten  Zeit  her  erhalten  hat;  er  hat  den  Fürsten 
zu  Tische  zu  holen  und  ihm  das  Handwasser  zu  reichen  7). 
Gelegentlich  begleitet  der  Marschall  den  Fürsten  wohl  auch 


wolle,  ungeburlich  furgehe,  sol  dem  vermöge  des  Vertrags  nachgegangen 
werden". 

')  H.O.  „Wenn  auch  Malzeit  gehalten  wirdt,  soll  der  Kuchenschreiber 
neben  dem  Marschalk  auffachtung  geben,  was  von  Tischen  uffgehobenn  nnd 
zn  schnsseln  bleibt".  „Darbey  er  doch  noch  mit  uffsehenn  des  Harschaichs 
und  Hauptmanns  bleiben  soll". 

*)  H.  0.  „Und  soll  niemand  nichts  über  der  Mahlzeit  beiseit  stecken  und 
nit  vom  Tische  wegen,  hierauf  soll  der  Marschaich  und  der  Thorwerter  mit 
allem  Vleis  achtung  geben;  H.O.  (Anhang  1);  H.H.St.Arcb.  vol.  III  233 
Nr.  1  und  2  (16.  Jahrh.):  HinfUrder  soll  auch  Marschalkh,  Hauss-Hofmeister 

 Ihr  Reissig  nnd  ernstlich  aufsehenns  haben,  das  uff  dem  —  ? —  das 

Zutrinkhen  und  aller  ttberflnss  abgestelt  werde". 

*)  H.O.  „Kellerordnung:  sondern  soll  ein  jeder  zu  Bett  gehen,  dabin 
er  gehört,  darauff  dann  der  Marschaich  und  Befehlhabere  Uffsehen  habenn 
aollen,  sie  in  Überschreitung  ernstlich  bestraffen";  H.O.  (Anhang  1). 

*)  s.  Hofordnung  (Anhang  1). 

•)  s.  Hofordnung  (Anhang  1);  vgl.  Rosenthal  Gerichtswesen  S.  230. 

•)  H.O.  „Da  sich  aber  von  seinem  unwilligen  Vorhaben  jemand  nicht 

würde  weisen  lassen,  soll  der  Hauptmann,  Marschaich  oder  wem  wirs 

befehlen,  macht  haben  mit  ernste  usw". 

*)  H.O.  „Küchenordenungk:  und  soll  der  Marschaich  uns  zu  Tische 
holen,  das  Handwasser  reichen";  H.O.  (Anhang  1). 
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jetzt  noch  auf  Reisen  *),  wenn  er  auch  bei  dem  festen  Sitz  der 
Hofhaltung  meist  in  der  Residenz  bleiben  wird. 

Die  Besoldung  des  Marschalls  hat  im  16.  Jahrhundert 
natürlich  ebenfalls  in  Geld  bestanden,  und  zwar  1570  pro  Jahr 
120  Thaler  *),  ebenso  erhält  er  Kleidung  und  Beköstigung 

Bei  grösseren  Hoffestlichkeiten  ist  das  Marschallamt  ein 
persönlicher  Ehrendienst,  es  werden  dann  besondere  Mar- 
schälle aus  den  Reihen  der  Vornehmen  bestellt,  die  an  den 
einzelnen  Tischen  gesondert  als  Marschälle  „vom  Essen"  oder 
„vom  Trinken",  für  die  Verpflegung  der  Gäste  zu  sorgen 
haben  *). 

ß)  Die  ganze  Verwaltung  des  fürstlichen  Hofes  scheint 
aber  in  den  anhaltischen  Gebieten  im  16.  Jahrhundert  doch  so 
weitläufig  gewesen  zu  sein,  dass  sie  von  einem  Oberbeamten 
allein  nicht  erledigt  werden  konnte.  Infolgedessen  ist  neben 
dem  Marschall  stets  noch  ein  anderer  höherer  Beamter  mit  der 
Leitung  der  Hofangelegenheiten  betraut.  Ein  solcher  ist  der 
Hofmeister5),  auch  Haushofmeister  genannt,  der  uns  einige 
Male  in  anbaltischen  Urkunden  begegnet.  Es  ist  dies  ein 
ganz  neues  Amt,  das  vor  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts sich  gar  nicht  in  Anhalt  nachweisen  lässt.  Zuerst 
tritt  es  im  Jahre  1470  auf6),  ist  aber  auch  seit  dieser  Zeit 

')  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  5  Nr.  1  (1547)  „Ausgaben:  15  thaler  zu 
Zerung  ins  lager  und  zum  tbeil  Joseph  Trotnmeter,  do  er  sein  abschied 
haben  wolte,  zu  geben,  dem  Harschaich  zu  Dessau  zugestelt,  davon  ebr  wirt 
wissen  bericht  zu  thun". 

*)  H.H.StArch.  GAR.  -  IV  27  Nr.  118  (s.  pag.  98,  4). 

•)  H.H.St.Arcb.  GAR.  -  IV  27  Nr.  118:  „Für  Stiefeln:  6  fl.  —  dem 
Marschaich  uf  3  Mon.". 

*)  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  70  b  Nr.  14  (1557),  Ordnung  fttr  Fürst 
Karls  Hochzeit:  „Marschalk  vorm  ersten  Ingehen  sollen  sein:  Hanns  von 
Wulffen  und  Hans  von  Schierstede,  Hans  von  Barby".  „was  sonst  im 
Frauenzimmertisch  mehr  von  noten,  werden  die  Marschalks  bestellen".  „Und 
in  der  Kantzley  soll  Adolff  von  Wuthenau  Marschalk  sein,  Essen  und  Trinken 
verschaffen",  „nnd  davor  im  Zeughause  5  Tische,  do  mögen  die  Marschalks 
verordnen,  wie  ihnen  essen  und  trinken  zuzutragen  sey.  Uber  die  Haupt- 
stuben werden  zwei  Marschalken  verordnet";  vgl.  a.  pag.  79,  5. 

6)  Vgl.  bes.  Seeliger,  Das  deutsche  Hofmeisteramt  im  späteren  Mittel- 
alter (Innsbruck,  1885)  S.  448  ff. ;  v.  Maurer  S.  232. 

•)  Reg.  719. 
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nur  wenig  belegt 1).  In  der  Hofordnung  des  Fürsten  Bernhard 
vom  Jahre  1570  kommt  es  gar  nicht  vor,  wo  man  es  doch 
eigentlich  erwarten  sollte,  seine  Amtsfunktionen  hat  hier  der 
Hauptmann  eingenommen.  Es  ist  demnach  möglich,  dass  das 
Hofmeisteramt  nur  kurze  Zeit  bestanden  hat  und  später  dessen 
Hof  Verwaltungspflichten  entsprechend  den  Einrichtungen  der 
lokalen  Ämterverwaltung  auf  den  „Hauptmann  am  Hofe"  über- 
tragen sind,  das  Amt  also  von  selbst  eingegangen  ist;  doch 
möchte  ich  es  nicht  bestimmt  hinstellen. 

Jedenfalls  ist  die  Tätigkeit  des  Hofmeisters  im  wesent- 
lichen dieselbe,  wie  die  des  Marschalls,  vielfach  werden  beiden 
Beamten  nebeneinander  dieselben  Funktionen  übertragen,  sie 
teilen  sich  eben  in  die  Verwaltung  des  Hofes,  aber  der  Mar- 
schall ist  doch  wohl  immer  der  höhere  Beamte.  Auch  der  Hof- 
meister ist  lediglich  Hofbeamter  und  hat  mit  der  allgemeinen 
Landesregierung  nichts  zu  tun  2).  Von  einer  Rivalitätsstellung 
zum  Kanzler8)  oder  dergleichen  hervorragender  Regierungs- 
tätigkeit kann  in  den  anhaltischen  Territorien  keine  Rede 
mehr  sein.  Wie  der  Marschall,  hat  auch  der  Hofmeister  die 
Verteilung  und  den  Verbrauch  der  Getränke  in  der  Hofhaltung 
zu  überwachen4),  den  Verkehr  im  Hofe  zu  beaufsichtigen6), 
wie  Entscheidung  über  Angelegenheiten  des  Marstalls  zu 
treffen 6).  Nur  eine  Tätigkeit  ist  ihm  allein  überlassen :  bei  der 
wöchentlichen  Rechnungslegung  hat  er  die  Ausgabenverzeich- 


')  „Ich  habe  es  nur  dreimal  belegt  gefunden,  and  auch  hier  tritt  es  nur 
einmal  bedeutender  hervor  (vgl.  H.H. St. Aren.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2; 
Hanshaltnngsbucb  aus  dem  Anfang  des  16.  Jahrb.),  sonst  wird  ein  Hofmeister 
immer  nur  kurz  erwähnt  (vgl.  K.  33  -  III  32  Nr.  16  (1560)  [s.  pag.  86,  3]; 
GAß.  IV  27  Nr.  118  (1570)  „Dienstgeltt :  58  fl.  12  gr.  dem  Hofmeister"). 

')  Nur  einmal  findet  sieb  ein  Hofmeister  auch  bei  dem  Abscbluss  eines 
nicht  die  Hofverwaltung  angehenden  Vertrages  tätig  (Reg.  719  (1470)). 

*)  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  241  ff.;  Luschin  v.  Ebengreuth,  Rechta- 
gesch. S.  190;  Lamprecbt  S.  1437  ff. 

•)  pag.  101,  2;  pag.  73,  9;  92,  5. 

»)  pag.  74,  3. 

■)  pag.  100,  1. 
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nisse  zu  prüfen1),  während  dem  Marschall  dies  nicht  zusteht, 
er  sogar  selbst  Rechnung  ablegen  muss'). 

Seinem  Stande  nach  ist  der  Hofmeister  wohl  nur  bürger- 
lich, entsprechend  dem  neu  eingerichteten  Amte,  doch  lässt  es 
sich  bei  dem  geringen  urkundlichen  Material  nicht  bestimmt 
feststellen 3). 

Anscheinend  haben  auch  die  einzelnen  Mitglieder  der 
fürstlichen  Familie  mitunter  eigene  Hofmeister  gehabt,  wenig- 
stens lässt  sich  dies  bei  der  Gemahlin  des  Fürsten  Karl  sicher 
nachweisen  *). 

Auch  der  Hofmeister  erhält  Besoldung  in  Geld,  58  fl.  12 
gr.  pro  Jahr,  und  ebenso  wohl  Kleidung  und  Beköstigung  von 
seinem  Fürsten5). 

y)  Nicht  immer  ist  aber  die  zweite  obere  Verwaltungsstelle 
am  fürstlichen  Hofe  einem  Hofmeister  übertragen.  Seit  der 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  begegnet  in  einigen  Urkunden  und 
Akten  anhaltischer  Fürsten  ein  „Hauptmann  am  fürst- 
lichen HofeB6),  der  dieselben  Funktionen  ausübt.  Das  Vor- 
handensein eines  derartigen  Beamten  lässt  sich  schon  im  Jahre 
1546  nachweisen7),  also  zu  einer  Zeit,  wo  auch  das  Hof- 
meisteramt noch  sicher  besteht.  Über  die  Tätigkeit  des  Haupt- 
manns erfahren  wir  aber  Näheres  erst  aus  der  Hofordnung  des 


»)  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1546):  „Sodann  solches  ge- 
schehen, sollen  die  Verordneten  zur  wochen  Rechnung  als  namblich  Hauss- 
bauvmeister  Paiser  and  Christoff  Thomas  obgemellte  Verzeichnus  mit  allem 
fleiss  belegen  und  sehen,  ob  es  sich  mit  der  aussgab  wein  und  Brots  ver- 
gleichen will". 

«)  pag.  94,  2. 

*)  Folgende  Namen  sind  festzustellen: 

1470.   Gregor  Siedeis  (Reg.  719)  unter  Fürst  Albrecht. 

(16.  Jahrh.)  Paiser  und  Frautz  Kurtzen  (B.H.St. Arch.  vol.  III  233 
Nr.  1  und  2  (s.  anm.  1)  und  „inmassen  dem  Hausshovemeister  Frantz  Kurtzen 
bewusst"). 

1560.  Christoph  Creitzen  ( H. H. St. Arch.  K.  33  —  III  32  Nr.  16 
(s.  pag.  86,  3). 

«)  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  32  Nr.  16  (1560)  (s.  pag.  86,  3;  s.  a.  See- 
liger S.  44). 

8)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  27  Nr.  118  (1570)  (s.  pag.  103,  1). 

•)  Jacobs  S.  104,  112  für  Wernigerode. 

7)  H.H.St.Arch.  GAR.  -  IV  5  Nr.  1  (s.  pag.  85,  5). 
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Fürsten  Bernhard  vom  Jahre  1570  in  der  von  einem  Hof- 
meister nicht  mehr  die  Rede  ist.  Es  ist  also  möglich,  dass 
der  Hauptmann  damals  dessen  Amt  in  seinem  ganzen  Umfang 
übernommen  hat.  Oder  aber  es  sind  an  den  einzelnen  anhal- 
tischen Fürstenhöfen  für  diese  Tätigkeit  verschieden  benannte 
Beamte  tätig  gewesen,  am  Zerbster  Hof  eben  ein  Hauptmann. 
Jedenfalls  ist  ein  Hauptmann  am  anhaltischen  Fürstenhofe  mit 
der  Leitung  der  Hofverwaltung  betraut  gewesen,  es  fragt  sich 
nur,  ob  an  allen  oder  nur  bei  einzelnen. 

Es  scheint,  als  ob  der  Hauptmann  ein  ganz  selbständiger, 
besonderer  Hofbeamter  ist.  Jedenfalls  ist  in  der  Hofordnung 
von  1570  immer  von  dem  Hauptmann  die  Rede,  ohne  irgend- 
wie einen  Amtsort  zu  bezeichnen*),  und  auch  im  Jahre  1546 
heisst  es  bei  Aufzählung  der  Zeugen  „Oswalt  Roder,  Fürst  Ge- 
orgen Hauptman  an  s.  f.  g.  Hoffe",  während  alle  andern 
Hauptleute  mit  ihrem  Amtsort  aufgeführt  werden3).  Sicher 
lässt  sich  allerdings  das  Bestehen  eines  solchen  besonderen 
Amtes  nicht  nachweisen.  Derselbe  Oswald  Roder  erscheint 
auch  in  einigen  andern  Urkunden  wieder  als  Hauptmann  des 
Amtes  Hartzgerode4)  und  wird  einmal  im  Jahre  1570  direkt 
unter  die  „auswerndigen  Diener"  gerechnet6),  kann  also  damals 
nicht  am  Hofe  tätig  gewesen  sein.  Es  ist  ja  immerhin  mög- 
lich, dass  er  später  sein  Hofamt  niedergelegt  und  die  Verwal- 
tung eines  ländlichen  Amtes  übernommen  hat,  jedoch  bleibt 
stets  fraglich,  ob  der  Hauptmann  am  Hofe  wirklich  ein  be- 
sonderer Beamter  für  sich  ist  oder  damit  nicht  bloss  vielmehr 
einer  der  Amtshauptleute  gemeint  ist,  der  sich  gerade  am 


')  In  der  Regimentgordnung  von  1546  (H.  H.  St.  Arcb.  vol.  III  275/276 
Nr.  132)  wird  zwar  einmal  auch  die  Tätigkeit  eines  Hauptmanns  in  der  Hof- 
verwaltnng  erwähnt,  doch  kann  sich  dies  auch  auf  den  zum  Regiment  ge- 
hörigen Hauptmann  des  Amtes  Zerbst  beziehen  (s.  pag.  88,  1;  99,  4;  114,  3). 

»)  pag.  99—101. 

»)  H.H.StArch.  GAR.  IV  5  Nr.  1  (pag.  85,  5;  auch  114,  3). 

«)  G.Qu.d.Pr.S.  VT  688  (1560);  ev.  schon  VI  640  (1547),  doch  lässt 
es  sich  hier  nicht  genau  sagen. 

*)  H.H. St. Arcb.  IV  27  Nr.  118.  „Dienstgellt  Auswerndigen  Dienern: 
57  f.  —  3  gr.  dem  Hauptman  Kottscheu  auf  Ostenin,  57  fl.  —  3  gr.  dem 
Hauptman  Osswalt  Rodern,  vermuch  seiner  bekenntnis". 
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landesherrlichen  Hofe  aufhält  oder  in  dessen  Amt  die  landes- 
fürstliche Residenz  liegt,  der  also  diese  Aufgaben  noch  im 
Nebenamt  erledigt1). 

Die  auf  die  ganze  Verwaltung  des  Hofwesens  ausgedehnte 
Stellung  des  Hauptmanns  entspricht  im  wesentlichen  der  des 
Marschalls,  scheint  sogar  persönlich  noch  bedeutender  gewesen 
zu  sein,  da  der  Hauptmann  fast  stets  vor  dem  Marschall  ge- 
nannt wird.  Auch  er  hat  die  Aufsicht  über  Küche,  Keller, 
Schenken  und  Bäcker,  über  Brauhaus,  Futterboden  sowie  Vor- 
werk, Fischereien 2) ;  besonders  ist  ihm  auch  die  Überwachung 
des  Feuerungsmaterials  anvertraut9).  Er  hat  ebenfalls  auf  den 
Verkehr  im  Hofe  aufzupassen,  auch  ihm  ist  das  Hofgesinde 
unterstellt,  über  das  er  gleichfalls  Gerichtsbarkeit  ausübt. 
Also  der  Hauptmann  hat  ebenso  auf  Ordnung  im  Hofe  zu 
sehen  und  die  Einhaltung  der  Vorschriften  zu  überwachen. 

Seinem  Stande  nach  ist  er  wie  die  Hauptleute  der  lokalen 
Ämter  adlig 4),  überhaupt  hat  dieses  Amt  mit  dem  der  Bezirks- 
verwaltung wohl  vieles  gemein 5). 

<?)  Von  niederen  Hofbeamten  findet  sich  in  den  anhaltischen 
Territorien  im  16.  Jahrhundert  ein  Küchenmeister  oder 
Küchenschreiber6)  als  Leiter  von  Küche  uud  Keller;  er  hat 
zugleich  die  Aufsicht  über  das  Küchenpersonal,  Köche  und 
Küchenjungen  7).  Einmal  werden  auch  im  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts noch  „ Truchsässe tt  erwähnt,  jedoch  nur  bei  allge- 
meiner Aufzählung7). 

Für  die  Ausgabe  der  Getränke  gibt  es  einen  Schenken8), 


l)  pag.  117  ff. 

')  Vgl.  für  seine  Befugnisse  die  Stellen  pag.  99—101;  ferner  H.O. 
„Kellerordnung :  Dann  umb  10.  Schläge  6oll  der  Keller  geschlossen  sein  und 
wenn  gleich  jemand  Fremder  komme,  soll  doch  keiner  ausserhalb  uns  selbst, 
dem  Hauptmann  uud  Befehlhabere  macht  haben,  denselben  öffnen  zu  lassen''. 

»)  Hofordnung  (Anhang  1). 

*)  Siehe  Oswald  Eoder  (s.  pag.  85,  5). 

ft)  pag.  111  ff.;  118. 

•)  H.H.St.Arch.  K.  33  -  III  32  Nr.  16  (s.  pag.  86,  3)  (1560);  vol.  III 
234  Nr.  16,  Hofordnung  (s.  pag.  99,  2). 

7)  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (s.  pag.  79,  5). 

8)  Hofordnung  (pag.  99,  4). 
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einmal  auch  Kastkeller  genannt1),  ferner  für  das  Backwesen 
einen  „ Becker"  *). 

Die  Verwaltung  des  Hausinventars  hat  ein  Kämmerer 
unter  sich8),  die  Aufsicht  über  den  Marstall  führt  ein  Stall- 
meister4), über  die  Futterkammer  ein  Kornschreiber5); 
Wagenställe,  wie  Heu-  und  Strohvorräte  unterstehen  einem  be- 
sonderen Voigt6).  Für  die  Bewachung  der  Tore  ist  ein  be- 
sonderer Torwärter  angestellt7). 

Alle  diese  Beamten  sind  aber  nur  Beamte  zweiten  Grades, 
in  ihrer  Verwaltung  an  die  Vorschriften  des  Marschalls  und 
Hofmeisters  oder  Hauptmanns  gebunden.  Von  der  grossen  Be- 
deutung, die  einzelne  dieser  Hofbeamten  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert gehabt  haben,  ist  nichts  mehr  geblieben;  als  Zeugen 
werden  sie  gar  nicht  mehr  herangezogen,  nur  einmal  ein 
Küchenmeister  bei  Aufnahme  eines  Haushaltungsinventars8). 
Einzig  der  Stallmeister  scheint  noch  etwas  mehr  Bedeutung 
gehabt  zu  haben,  da  wir  1571  einen  Adligen  in  dieser  Stellung 
finden9)  —  sonst  sind  die  andern  niedern  Hofbeamten  wohl 

>)  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jabrh.)  (s.  pag.  73,  9). 
»)  pag.  99,  4. 

•)  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (16.  Jahrb.)  „Desgleichen  soll 
Kaspar  Troll  Liecht  Kammerer  alle  Tisch  nnd  Personen  in  unsere  gnedigen 
Fürsten  und  Herrn  und  Frawen  Zimmergemach  ader  wo  die  Jderzeitt  gespeist 
werden,  über  jeden  Imbis  abzelen". 

4)  H.  H.  St.  Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2.  „Item  so  soll  auch  in  unsers 
gnedigen  Herrn  Marstall  mit  Ansgebung  dieser  Ordnung  gehalten  werden 
und  Stallmeister  denn  Schlüssel  darzu  und  mit  allem  fleiss  und  ernst  sein 
auffsebeoiss  haben";  Hofordnung  (s.  pag.  100,  1);  GAR.  —  IV  27  Nr.  118 

(1570)  „Dienstgellt:  20  fl.  -  dem  Stallmeister";  vol.  V  275b  Nr.  19  (1571) 
(s.  anm.  9). 

»)  pag.  99,  5;  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  27  Nr.  118  (1570)  „Dienst- 
gellt: 10  fl.  —  dem  Kornschreiber". 

•)  Hof  Ordnung  (Anhang  1);  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  27  Nr.  118 

(1571)  „Für  Stiefeln:  2  fl.  —  Nickel  dem  Vogt". 
i)  pag.  100,  4;  100,  7;  101,  2. 

•)  pag.  86,  3  (1560). 

•)  H.H. St. Arch.  vol.  V  275b  Nr.  19  (1571)  „Wir  Joachim  Ernst  be- 
kennen, nachdem  der  erbar  unser  Stalmeister  und  lieber  getreuwer  Adolff 
von  Krosigk,  uns  mit  Diensten  vorhafft  gewesen,  dass  darnach  und  zur  er- 
getzung  solches  seines  —  vleisses  wir  üun  begnadet  wöchentlich  andert- 
halben  scheffel  mehl,  kleinmass  und  sonst  —  ?—  von  seiner  Mühlen  zu 
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alle  bürgerlich  — ,  doch  kann  es  auch  in  diesem  Falle  ein 
Ehrenamt  sein.  Nur  gelegentlich  von  Hoffestlichkeiten  haben 
die  Amter  des  Küchenmeisters  und  Schenken  noch  ihre  alte 
mittelalterliche  Bedeutung  bewahrt,  dann  werden  auch  sie  noch 
von  Adligen  als  persönliche  Ehrenämter  verwaltet1). 

Alle  diese  Hofbeamten  erhalten  natürlich  ebenfalls  Besol- 
dung in  Geld,  wenn  auch  ziemlich  wenig,  Unterhalt  bei  Hofe 
und  freie  Kleidung 2).  Für  gute  Dienste  werden  ihnen  gelegent- 
lich nocli  besondere  Verleihungen,  wie  Freiheit  von  einzelnen 
Abgaben,  zuteil 8).  Ihre  Anstellung  und  Entlassung  behält  sich 
der  Fürst  selbst  vor4). 

b)  Der  Statthalter. 

Mit  zu  den  Beamten  der  persönlichen  Verwaltung  der  an- 
haltischen Fürsten  gehört  endlich  auch  noch  der  Statthalter; 
dessen  Amt  erst  im  Jahre  1574  anscheinend  ganz  neu  einge- 
richtet worden  ist  zur  besseren  Beaufsichtigung  von  „Hauss- 
und Hofhaltung"6).  Es  wird  einem  ehemaligen  Ratsmitglied 
tibertragen,  sein  Inhaber  gehört  dem  Adel  an6). 

Der  Statthalter  ist  lediglich  Verwaltungsbeamter,  ohne 
jede  gerichtliche  uud  andere  Pflichten.  In  seinen  besondern 
Verwaltungsbereich  ist  die  Oberaufsicht  über  die  Domänen- 
ämter gestellt,  unter  denen  das  Amt  Dessau  ihm  noch  besonders 


Muhlenzins  geben  müssen,  nunmehr  vor  sich  und  seine  Leibs  Erben  solcher 
wöchentlich  Zinsse  gefreiet  sein  sollen  und  diesselben  von  sich  geruhigk- 
lieben  haben". 

»)  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  70  b  Nr.  14,  Ordnung  für  Füret  Karls 
Hochzeit:  „Ein  Küchenmeister  ist  bestallt  das  ist  N.  von  Drondorfi".  „Die 
Schenken  in  der  Herren  Keller  sollen  sein  N.  N.". 

*)  pag.  107,  4—6. 

»)  pag.  107,  9. 

*)  H.H.St.Arch.  vol.  in  275/276  Nr.  132,  Regimentsordnung  von  1546: 
„Die  Bestalung  aber  unsers  Hörles  und  aunehmung  und  entorlaubung  unsrer 
Hofdiener  behalten  wir  uns  selber  vor,  doch  wo  wir  es  angerechnet  und 
bierin  darumb  samptlich  ader  sonderlich  weitre  Befelich  thun  wurden,  dass 
sollen  sie  sich  auch  haben". 

')  Statthalterinstruktion  (Anhang  2). 

•)  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  27  Nr.  118  (1670)  „Dienstgellt  den  Hoff- 
rethen und  Hoffdienern :  285  fl.  15  gr.  —  Moriz  Riederan" ;  s.  a.  Anhang  2. 
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angewiesen  wird.  Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  deren  Ein- 
kommen möglichst  gesteigert  und  sie  nutzbringend  verwaltet 
werden.  Er  sorgt  dafür,  dass  die  Lieferungen  der  Amter  an 
die  fürstliche  Hofhaltung  richtig  abgehen,  dass  die  Einkünfte 
zu  rechter  Zeit  einlaufen  und  andererseits  vorteilhafte  Ver- 
käufe abgeschlossen  werden ;  im  Amt  Dessau  hat  er  auch  den 
Zustand  der  Grenzen  zu  überwachen.  Ferner  achtet  er  darauf, 
dass  die  Gelderträge  der  Ämter  rechtzeitig  in  die  fürstliche 
Kammer  geliefert  werden.  Auch  wenn  einige  Ämter  seinem 
Wirkungskreis  irgendwie  entzogen  sind,  soll  er  doch  nach 
Möglichkeit  „auf  des  ganzen  Landes  nutz"  sehen,  allerdings 
darf  er  hier  keine  Änderungen  ohne  Wissen  des  Fürsten 
treffen. 

Der  Statthalter  hilft  auch  an  der  Zentralstelle  die  Rech- 
nungen mit  durchsehen  *),  hierzu  sollen  ihm  jederzeit  „so  wich- 
tige Sachen  furfallen",  „andre  Hoff  Rethe  vom  Adel"  zuge- 
ordnet werden,  mit  denen  er  sich  beraten  kann.  Ferner  hat 
der  Statthalter  auf  Vorwerke  und  Ackerbestellung  der  Ämter 
zu  sehen,  im  Amt  Dessau  wird  ihm  hierfür  ein  besonderer 
Hausvoigt  zugeordnet.  Auch  soll  er  die  andern  Ämter  Öfter 
im  Jahr  selbst  zu  Visitationszwecken  besuchen  und  sich  mit 
eigenen  Augen  von  ihrem  Zustand  überzeugen,  auch  die  Lie- 
ferungen persönlich  bestimmen.  Über  den  Befund  hat  er  dem 
Fürsten  Bericht  abzustatten,  etwaige  Bedenken  mitzuteilen  und 
die  darauf  ergehenden  fürstlichen  Verordnungen  ausführen  zu 
lassen.  Kurz,  er  soll  sich  des  ganzen  Landes  Vorteil  und 
Nutzen  angelegen  sein  lassen. 

2.  Die  Beamten  der  Bezirksverwaltung. 

In  der  Ortsverwaltung  ist  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts 
ebenfalls  eine  Änderung  eingetreten,  so  dass  sich  uns  im  16. 
Jahrhundert  ein  anderes  Bild  darbietet,  als  im  13./ 14.,  doch  ist 
die  Veränderung  bei  weitem  nicht  so  bedeutend,  wie  an  der 
Zentralstelle.  Einmal  ist  die  Umwandlung  der  Verwaltungs- 
bezirke, die  sich  in  der  Bezeichnung  schon  im  14.  Jahrhundert 


')  Vgl.  auch  Karamerinstruktion  (Anhang  3). 
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vorbereitete l),  seit  Ende  des  15.  Jahrhunderts  zur  Tat  gewor- 
den. Die  Ausdrücke  „Vogtu  und  „Vogtei"  sind  als  vorherr- 
schende Bezeichnungen  verschwunden,  an  ihre  Stelle  ist  das 
„Amt"  mit  dem  „Amtmann*  oder  „Hauptmann"  getreten.  Aus 
der  alten  Vogteiverfassung  ist  allmählich  eine  geregeltere 
Ämterorganisatiou  geworden2).  Sodann  ist  seit  dem  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  die  ganze  Verwaltung  des  Bezirks  nicht  mehr 
einem  einzigen  Beamten  anvertraut,  wie  zur  Zeit  der  Vogtei- 
verfassung, sondern  eine  Vermehrung  der  Beamten  eingetreten, 
der  Vorsteher  des  Amtes  hat  einen  oder  auch  mehrere  Ge- 
hilfen erhalten8). 

Natürlich  ist  diese  ganze  Umwandlung  nicht  mit  einem 
Mal  erfolgt,  sie  hat  sich  vielmehr  erst  ganz  allmählich  im 
Laufe  des  15.  Jahrhunderts  vollzogen.  Fest  abgeschlossen  ist 
sie  sicher  erst  im  16.  Jahrhundert,  doch  kann  man  wohl  die 
neue  Verwaltungsperiode  schon  von  der  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts an  rechnen  *).  Jedenfalls  ist  seitdem  die  Bezeichnung 
„Amt"  und  „Amtmann"  resp.  „Hauptmann"  durchaus  vor- 
herrschend, was  sich  daraus  deutlich  ergibt,  dass,  während 
noch  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  bei  namentlicher  An- 
gabe nur  der  Titel  „Vogt*  gebräuchlich  war5),  jetzt  bei  den 
mit  Namen  angeführten  Inhabern  des  Bezirksverwaltungsamts 
der  Titel  Amtmann  oder  Hauptmann  Regel  wird  —  die  Be- 
zeichnung Vogt  bei  namentlicher  Angabe  dieses  Beamten  findet 
sich  nur  noch  ganz  im  Anfang6). 


x)  Vgl.  pag.  28. 

»)  Bornhak  S.  38,  52  ff.;  Isaaksohn  S.  59;  v.  Below,  Territorium  S.  297. 
»)  v.  Below,  Territorium  S.  297. 

*)  Allerdings  werden  schon  Reg.  345  (1441)  „Amtleute  von  Dessau, 
Kothen,  Beruburg"  aufgeführt,  doch  kommt  dies  meiner  Ansicht  nach  für 
die  zeitliche  Ansetzung  der  Amterverfassuug  nicht  so  sehr  in  Betracht,  da  es 
sich  hier  um  eine  allgemeine  Aufzählung  handelt,  in  welchem  Falle  sich  ja 
auch  schon  früher  eine  solche  Bezeichnung  findet  (pag.  30),  und  da  vor  allen 
zugleich  eine  ganze  Zahl  Amtleute  anderer  Gebiete  erwähnt  werden,  so  dass 
sich  die  Bezeichnung  nach  diesen  gerichtet  haben  kann. 

»)  pag.  30. 

•)  Reg.  458  (1453),  477  (1455),  515  (1457);  G.Qu.d.Pr.S.  XXVIII  1300 
(1504)  ist  mit  dem  Vogt  von  Rosslau  wohl  nur  ein  untergeordneter  Beamter 
gemeint. 
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Bei  allgemeiner  Angabe  werden  allerdings  im  15.  Jahr- 
hundert die  beiden  Bezeichnungen  Vogt  und  Amtmann  in  den 
Urkunden  immer  noch  gleichbedeutend  gebraucht 1).  Erst  im 
16.  Jahrhundert  lässt  sich  allmählich  auch  hier  eine  Ver- 
schiebung in  der  Stellung  nachweisen.  Der  Ausdruck  Vogt 
wird  fortan  meist  nur  noch  für  den  der  Aufsicht  eines  Amtmanns 
unterstellten  Verwalter  eines  weniger  bedeutenden  Amtes  an- 
gewendet8) und  ist  dann  nur  noch  eine  andere  Bezeichnung 
für  einen  Unterbeamten  der  Bezirksverwaltung,  während  Amt- 
mann im  16.  Jahrhundert  stets  auf  einen  höhern  Lokalbeamten 
hinweist. 

Jedenfalls  ist  also  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  Ämter- 
verfassung in  den  anhaltischen  Territorien  vollständig  durch- 
geführt3), die  alte  Vogteiverfassung  verschwunden.  Das  ganze 
Gebiet  ist  nunmehr  in  einzelne  Ämter  eingeteilt;  d.  h.  die 
landesfürstliche  Domäne,  das  Amt  tritt  jetzt  in  den  Mittel- 
punkt der  landesherrlichen  Lokalverwaltung4). 

a)  Der  Amtmann. 

An  der  Spitze  eines  jeden  Amtes  steht  ein  vom  Landes- 
herrn eingesetzter  Beamter,  gewöhnlich  ein  Amtmann.  Nur 

»)  Reg.  452  (1452),  640  (1464);  H.H.StArcb.  vol.  in  233  Nr.  1  und  2 
(1484)  (Ordnungen  für  einzelne  Ämter)  heisst  es  bei  Aufzählung  gleicher 
Pflichten  für  Zerbst:  „Zcum  erstenn  aal  der  voyt  sich  haltenn",  für  Koswig: 
„Item  es  sal  der  amptmann",  für  Rosslau  anfangs  wie  bei  Zerbst,  später 
aber  „Gesinde  lohen:  Item  dem  baupman  15  Gulden";  vgl.  Luther  S.  13 
antn.  10. 

*)  H.H.St.Arch.  GAR.  vol.  IV  24  Nr.  93  (1546),  Anschlag  des  Amtes 
Lindau:  Personen,  so  im  Ampt  zu  erhalten  seint:  —  und  ist  zu  merken, 
das  hiebeuor  das  Ampt  Lindau  durch  einen  Voigt  geregieret,  und  hat  der 
Amptman  zu  Rosslau  nemblich  Wolff  Marzdorf,  das  aufsehen  darüber  gehabt, 
welches  itzt  der  Amptmann  zu  Zerbst  tuglicher  thun  kan" ;  K.  33  —  III 
71  Nr.  15  (1557)  „Es  ist  auch  zu  merkenn,  das  das  Amt  Rosslaw  geringlicher, 
als  mit  einem  Schosser  ader  Vogte  kont  bestelt  werden";  G.Qu.d.Pr.S. 
XXVIII  1300  (1504);  VI  688  (1560). 

*)  Isaaksohn  8.  59;  Bornhak  S.  38,  52;  Lamprecht  S.  1375;  Barth 
S.  416;  Lüdicke  S.  61;  Jakobs,  Alter  und  Ursprung  S.  108 ff. ;  Schröder 
S.  610. 

*)  In  Anhalt  sind  folgende  Ämter  im  16.  Jahrhundert  nachweisbar: 
Zerbst,  Lindau,  Rosslau,  Koswig,  Dessau,  Wörlitz,  Wolffen,  Warnsdorf, 
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einige  kleinere  Ämter  können  auch  von  Schossern  oder  Vögten 
verwaltet  werden1),  sind  dann  aber  meist  der  Oberaufsicht 
eines  andern  Amtes  unterstellt2). 

Der  eigentliche  höhere  Lokalbeamte  ist  der  Amtmann, 
schon  durch  diesen  Titel  als  Vorsteher  eines  Amtes  kenntlich 
gemacht.  Beinahe  ebenso  häufig  findet  sich  für  ihn  auch  der 
Titel  Hauptmann,  wohl  soviel  wie  Amtshauptmann  in  andern 
Territorien8).  Er  kommt  schon  gleich  vom  Beginn  der  neuen 
Amtsverfassung  an  in  dieser  Verbindung  vor4)  und  wird 
namentlich  bei  Namensnennungen  gern  angewandt5),  wahrend 
„Amtmann"  gewöhnlich  bei  allgemeinen  Verordnungen  und 
sonstigen  Erwähnungen  gebraucht  wird6). 

Plötzigk  (s.  Statthalter-  od.  Kammerinstr.  (Anhang  2  und  3)),  Bernbarg 
(Reg.  458  (1453)),  Röthen  (Friese-Liesegang  Anhang  3  (322)  (1528)),  Ballen- 
stedt  (H.H.St.Arch.  Plötzkau  601)  (1566);  Plötzkau  (G.Qn.d.Pr.S.  VI  640 
(1547)),  Guntersberg,  Hartzgerode  (G.Qu.d.Pr.S.  VI  688  (1560)). 

l)  Rosslau  (G.Qu.d.Pr.S.  XXVIII  1300  (1504);  H.H.St.Arch.  K.  33  — 
III  71  Nr.  15  (1557)  (s.  pag.  III,  2);  Lindau  (s.  pag.  111,  2)  und  GAR. 
-  IV  24  Nr.  93  (1546):  „Ist  aber  dieser  Anschlag  gestellet  uff  einen 
Schosser,  mit  wenigem  Gesinde  sich  daruff  zu  enthalten,  dar  ehr  einen  von 
Adel,  der  Hauptman  sein  solte,  nicht  zu  enthalten  vermochte";  Plötzigk 
(pag.  85,  5)  (1546);  G.Qu.d.Pr.S.  VI  620  (1542),  688  (1560). 

■)  pag.  111,  2. 

')  Bornhak  S.  38;  Isaaksohn  S.  60;  Kuhns  S.  155  ;  Schmoller  S.  49  ; 
Spahn  S.  20;  s.  a.  Bertram-Krause  II  S.  318. 
♦)  Reg.  2%  (1437),  523  (1458),  654  (1465). 

»)  Reg.  654  (1465);  H.H.St.Arch.  vol.  V  278  Nr.  35  (1531)  (s.  pag.  86,  4); 
GAR.  —  IV  5  Nr.  1  (1547)  (s.  pag.  85,  5)  und  „Wie  denn  unser  gneiliger 

Herr  Fürst  Johannes  —  eine  Regierung  zu  beateilen  bedacht,  und  die 

personen  der  Regierung  hiermitt  angetzeigett  sein  sollen,  nemblich  Hannss 
Statius  Hauptmann,  Claus  vonn  Walwitz,  Valtin  Schlegell,  Lorentzen  fuhr- 
mann,  Andreas  Lamprecht  und  Urbanus  schlingk";  GAR.  —  IV  6  Nr.  2 
(1555);  K.  33  —  III  71  Nr.  15  (1557)  (s.  pag.  65,  1;  111,2);  K.  33  —  III 
65  Nr.  2  (1556);  K.  33  -  III  67  b  Nr.  8  (1567);  vol.  V  275  b  Nr.  19  (1560) 
(s.  pag.  65,  1) ;  Plötzkau  501 :  Bescheid  in  sachenn,  so  f urgelauffen  zwischen 
Heinrich  Stammern  und  dem  Radt  zu  Ballenstedt,  zu  Harzkennrode  auffgericht 
(1566):  „sondern  Ihun  hirumb  bei  Fürst  Joachim  firnnsten  zu  Anhalt  be- 
claget,  also  auf  i.  f.  g.  beuelich  die  ding  durch  Hans  Mertenn,  Hauptmann 
zu  Ballenstede,  Audrehs  Rentten  Kantziern  zu  Gernrode  und  Johansen  Trol- 
denir  in  verhör  genommen";  G.Qu.d.Pr.S.  VI  536  (1517);  XXVIII  688 
(1560). 

•)  P.u.L.O.  (1572);  Kammer-,  Statthalterinstruktion  (Anhang  2  und  3)  ; 
Rcginientsordnung  (1546)  (H.H.St.Arch.  vol.  III  275,276  Nr.  132). 
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Beide  Titel  bezeichnen  durchaus  denselben  Verwaltungs- 
beamten. In  den  Urkunden  werden  sie  derartig  häufig  neben- 
einander gebraucht,  sowohl  bei  persönlicher,  wie  rein  sachlicher 
Augabe *),  dass  darüber  gar  kein  Zweifel  sein  kann.  Von  einer 
Uberordnung  des  Hauptmanns  über  den  Amtmann,  etwa  in  der 
Stellung  eines  Oberamtmanns  oder  Landeshauptmanns,  wie  wir 
es  in  Brandenburg  finden2),  kann  in  Anhalt  keine  Rede  sein. 
Interessant  ist  aber,  dass  jetzt  mit  der  Neugestaltung  der  lo- 
kalen Verwaltung  für  den  Leiter  der  nunmehrigen  Bezirke 
eine  Bezeichnung  ganz  geläufig  wird,  die  zur  Zeit  der  alten 
Vogteiverfassung  eigentlich  noch  gar  nichts  mit  dem  lokalen 
Bezirksbeamten  zu  tun  hat,  vielmehr  im  14.  Jahrhundert  noch 
ganz  einseitig  einen  rein  militärischen  Beamten  bezeichnet8). 
Immerhin  weist  aber  auch  die  jetzige  Übereinstimmung  der 
Titel  Amtmann  und  Hauptmann  darauf  hin,  dass  auch  schon 
früher  die  Hauptleute  in  der  Regel  wohl  aus  der  Zahl  der 
Vogteiverwalter  genommen  sind. 

Mit  der  Amterverfassung  fällt  natürlich  der  Unterschied 
zwischen  Stadt-  und  Landbezirken,  wie  wir  ihn  zur  Zeit  der 

')  So  wird  einmal  Amtmann,  einmal  Hauptmann  genannt:  Oswald 
Bose  (Reg.  472,  477,  479,  618,  623  (1454-1463);  523  (1458),  629  (1463); 
Kaspar  Knoche  (G.Qa.d.Pr.S.  VI  622  (1543);  GAB.  -  IV  5  Nr.  1  (1546) 
(s.  pag.  85,  5);  Hans  von  Knetling  (G.Qa.d.Pr.S.  VI  643  (1547);  GAR.  — 
IV  5  Nr.  1  (1546));  Hans  Statius  (GAR.  IV  5  Nr.  1  (1647):  Heinr.  von 
Krosigk  bittet  seinen  Oheim  H.  Statins  ihn  beim  Fürsten  wegen  Versäumnis  des 
Landtags  zu  entschuldigen:  „Dem  Ernuesten  und  erbarn  Hanse  Statius  Ampt- 
man  zu  Zerbst,  meinem  freuntlichen  lieben  Obm" ;  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546) 
beisst  beim  Anschlag  des  Amtes  Zerbst  „Ausgaben:  Personen,  so  im  Ampt 
durchs  Jhar  uf  der  kost  und  lohn,  notbwendiglicb  zu  halten  seint,  der 
Hauptman  sein  knecht  Ein  Amptschreiber,<.  „Ausgabe  Gesinde- 
lohn: dem  Hauptman  —  25  Gulden";  „Ausgabe  vor  cleidung:  dem  Ampt- 
man  zwey  cleid  jerlich  thut  —  9  gldn",  beim  Amt  Rosslau:  ,, Personen:  Ein 
Hauptman,  ein  Knecht,  ein  Schreiber".  „Pferde  zu  futter:  2  reisige  Pferde 
des  Amptmanns";  beim  Amt  Dessan:  „Gesindelohn:  dem  Hauptman  —  25 
n\".  „Kleydung:  dem  Amptman  sarabt  zweien  knechten  zu  cleiden  —  27  fl."; 
beim  Amt  Warnsdorf :  „Gesindeloh  nach  des  Hauptmans  anzeig  und  bericht 
der  register  —  1  th.  76  fl.,  vor  cleydung  dem  Amptman  und  seinem  Knecht 
vier  cleid  und  deme  Amptschreiber  eins  —  23  fl.". 

')  Bornhak  S.71;  Ktthns  S.  154;  Isaaksohn  S.  42,  93  ff.;  Stülzel,  Ge- 
lehrtes Richtertum  S.  152. 

*)  pag.  53. 

Schrecker,  Beamtentum  in  Anhalt  8 
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Vogteiverfassung  finden,  weg.  Soweit  die  Städte  sich  nicht 
eigene  Verwaltung  erworben  haben,  sind  sie  eben  in  äusseren 
Verwaltungsangelegenheiten  dem  Amte  unterstellt,  in  dessen 
Bezirk  sie  liegen.  Auch  das  Amt  eines  allgemeinen  Dominial- 
vogts  ist  natürlich  hinfällig,  da  ja  die  ganze  neue  Verwaltungs- 
organisation  ihre  eigentliche  Grundlage  in  dem  landesfürst- 
lichen Domänenamt  hat.  Schon  seit  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ') 
lässt  sich  kein  Dominialvogt  mehr  nachweisen ;  sowie  das  Hin- 
neigen der  Bezirksverwaltung  zum  landesfürstlichen  Amte  sich 
bemerkbar  macht,  verschwindet  eben  dieses  Amt  von  selbst. 
In  gewissem  Sinne  hat  es  aber  vielleicht  doch  eine  Fortsetzung 
gefunden;  nämlich  im  16.  Jahrhundert  in  dem  Hauptmann  am 
landesfürstlichen  Hofe2). 

Ihrem  Stande  nach  sind  die  Amtleute  wohl  meist  adlig  und 
gehören  der  Ritterschaft  des  Landes  an8);  darauf  weisen 
schon  die  Namen  hin4).  Gelehrte  Inhaber  eines  Bezirksamtes 
lassen  sich  der  Art  des  Amtes  entsprechend  nicht  nachweisen. 


>)  pag.  32,  1. 
»)  pag.  104  ff. 

»)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (s.  pag.  112,  1)  (1546);  GAR.  - 
IV  5  Nr.  1  (1547)  (9.  pag.  112,  5)  ;  GAR.  -  IV  6  Nr.  4  (1568)  (s.  pag.  74,  1); 
vol.  III  275/276  Nr.  132  (1546):  „drey  vom  adel,  aber  der  Eine  sol  sein  al- 
wegs  der  Hauptmann  zn  Zerbst". 

*)  Folgende  Amt-  oder  Hauptleute  sind  nachweisbar: 

1453.   Gewerdt  von  Beltz,  zu  Bernburg  (Reg.  458). 

1454—1463.  Oawalt  Bosze,  unter  Fürst  Georg  (Reg.  472,  477,  479, 
502,  522,  623,  637,  618,  623,  629). 

1454-1457.   Heinrich  von  Hondorf,  zu  Dessau  (Reg.  472,  477,  522). 

1457.   Klaus  von  Arnstedt  (Reg.  515). 

ev.  1457—1465.  Heinrich  von  Ammendorf  (Reg.  522,  654);  es  ist 
möglich,  dasä  er  erst  spater  in  anhaltiscbe  Dienste  getreten  ist,  da  er  Heg. 
522  Amtmann  zu  Giebichenstein  genannt  wird,  später  ist  er  unter  Georg  I. 
Amtmann;  vielleicht  ist  er  auch  gar  nicht  auhaltischer  Beamter. 

1465—1481.  Gunther  von  Hondorf,  unter  Waldemar  und  Sieg- 
mund (Reg.  650,  658;  H.H.St.Arch.  K.  44  —  IV  98  Nr.  60;  K.  44  —  IV 
57  b  Nr.  37  (s.  pag.  65,  1)). 

1510.  Wol ff  Merzdorff,  zu  Rosslau  (G.Qu.d.Pr.S.  XXVIII  1485; 
pag.  111,  2). 

1517.   Hans  Bosen,  Syverd  Gerding,  bei  der  Fürstin  Margarete 

(G.Qu.d.Pr.S.  VI  536). 

1 528.  AndreasSchlegel.zn  Kothen  {Friese-Liesegang,  Anhang  3  S.  322) . 
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In  der  Regel  waren  die  Amtleute  zugleich  auch  Mitglieder 
des  landesfürstlichen  Rates 1).  Und  gerade  hierdurch  erst  wurde 
einerseits  die  lokale  Landesverwaltung  enger  an  die  Zentral- 
regierung angeschlossen,  bekamen  andererseits  nun  auch  Vertreter 
der  Lokalbehörden  Einfluss  auf  die  allgemeine  Regierung  des 
Landes.  Während  die  Vogteiverfassung  eigentlich  noch  völlig  für 
sich  stand,  in  der  iiinern  Verwaltung  fast  ganz  freie  Hand,  dafür 
aber  mit  der  Zentralstelle  und  der  äussern  Regierung  kaum  eine 
nähere  Berührung  hatte,  höchstens  als  Berufungsinstanz  und 
Einnahmestelle,  ist  durch  die  Heranziehung  der  Amtleute  zum 
landesfürstlichen  Rat  die  grosse  Wichtigkeit  der  innern  Ver- 
waltung für  die  ganze  allgemeine  Leitung  der  Staatsgeschäfte 


1528.  Christof  von  Fizenbagen,  auf  Ballenstadt  (Friese-Liesegang, 
Anhang  4  S.  328  anra.). 

1531-1547.  Niklas  Schlegel,  zo  Rosslau  (H.H.St.  Arch.  vol.  V  278 
Nr.  35  (s.  pag.  86,  4);  GAR.  IV  5  Nr.  1  (s.  pag.  85,  5). 

1543—1560.  Kaspar  Knoche,  zn  Bernbarg,  dann  zu  Wannsdorf 
(H.H.St. Arch.  GAR.  IV  5  Nr.  1  (s.  pag.  85,  5);  GAR.  IV  27  Nr.  118  (1570); 
G.Qn.d.Pr.S.  VI  622). 

1546—1567.  Hans  Statins,  zn  Zerbst  ( H.  H. St. Arch.  GAR.  IV  5 
Nr.  1,  GAR.  IV  6  Nr.  2;  K.  33  -  III  71  Nr.  15  (s.  pag.  65,  1);  K.  33  — 
III  67  b  Nr.  8  (s.  pag.  65,  1). 

1546—1570.  Oswald  Roder  (s.  pag.  105,  3—5),  erst  am  Hofe  Fürst 
Georgs,  dann  in  Hartzgerode. 

1546-  1547.   Valtiu  Schlegel,  zu  Lindau  (H.H.St. Arch.  GAR.  IV 

5  Nr.  1  (s.  pag.  85,  5);  GAR.  IV  24  Nr.  93. 

1547—  1560.  Hans  Knetling,  zu  Guntersberge  (G.Qn.d.Pr.S.  VI 
643,  688). 

1557.  Wolff  von  Freyberg,  zu  Koswig  (H.H.St. Arch.  K.  33  —  III 
71  Nr.  15  „Desgleichen  Herrn  Wolfgangs  und  Herrn  Joachims  Fürsten  zu 
Anhalt  hierzu  Verordnete  Wolff  von  Freyberge,  Hauptmann  zu  Coswig  und 
Johan  Ripsch  Kantzier  zu  Dessau"). 

1555—1560.   Hans  von  Zeinitz,  zu  Dessau  (H. H. St. Arch.  GAR.  IV 

6  Nr.  2  ;  vol.  V  275  b  Nr.  19;  K.  33  —  HI  65  Nr.  2)  (s.  pag.  65, 1). 

1566.   Hans  Mertenn,  zu  Ballenstedt  (s.  Plötzkau  601  (pag.  112,  5). 

1567-1570.  Christoph  Zanthier  (H.H. St.Arch.  K.  33  —  III  67  b 
Nr.  8  (pag.  65,  1);  GAR.  IV  6  Nr.  4  (pag.  74,  1)  ;  GAR.  IV  27  Nr.  118). 

')  Reg.  479  (1455),  515  (1457),  612  (1462),  650,  654  (1465);  G.Qu.d.Pr.S. 
VI  536  (1517);  XXVIII  1485  (1510);  H.H. St. Arch.  K.  33  —  III  65  Nr.  2 
(1556);  K.  33  —  III  71  Nr.  15  (1557);  vol.  V  275  b  Nr.  19  (1560);  GAR. 
IV  27  Nr.  118  (1570)  (pag.  65,  1). 

6* 
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nunmehr  anerkannt  und  das  Verhältnis  der  äussern  und  innern 
Verwaltung  in  die  richtige  Wechselbeziehung  gebracht. 

Dadurch,  dass  die  Amtleute  zum  Rate  gehören,  ist  ihre  Stel- 
lung natürlich  eine  ziemlich  bedeutende,  sie  rechnen  mit  unter  die 
obersten  Beamten  des  Landes  und  gehören  zu  den  Vertrauens- 
männern des  Landesherrn.  Dass  sie  keine  geringe  Rolle 
spielen,  zeigt  auch  schon  eine  Urkunde  vom  Jahre  1441,  in  der 
bei  einem  Urfehdevertrag  mit  mehreren  Fürsten,  darunter  auch 
den  anhaltischen,  noch  besonders  die  einzelnen  Amtleute  mit 
einbegriffen  sind1).  Unter  sich  haben  sie  wohl  im  allgemeinen 
gleiches  Ansehen;  wenn  einzelne  Amtleute,  wie  z.  B.  Statins, 
Roder  und  andere,  mehr  hervortreten  in  den  Urkunden,  so  liegt 
das  wohl  an  ihrer  Persönlichkeit  oder  an  der  grösseren  Be- 
deutung ihrer  Ämter.  Dass  im  Jahre  1546  bei  Einsetzung  des 
Landesregiments  der  Hauptmann  des  Amtes  Zerbst  zum  stän- 
digen Mitglied  bestimmt  wird2),  könnte  allerdings  auf  ein 
höheres  Ansehen  desselben  schliessen  lassen,  ist  aber  allem 
Anschein  nach  darin  begründet,  dass  der  Sitz  des  Regiments 
jedenfalls  in  Zerbst  war8)  —  denn  auch  die  Vertreter  der 
Städte  in  dem  Regiment  sind  Zerbster  Bürger8)  — ,  und  man 
für  mancherlei  Fälle  die  Unterstützung  eines  Amtes  braucht. 

Über  die  Bestallung  der  Amtleute  ist  wenig  überliefert; 
ihre  Anstellung  und  Absetzung  geschieht  durch  den  Landesherrn 
persönlich,  denn  sogar  dem  1546  eingesetzten  Regiment  wird 
nicht  einmal  diese  Befugnis  zuerkannt*).  Für  die  Verwaltung 
werden  ihnen  besondere  Vorschriften  und  Verordnungen  erteilt, 
auf  deren  Artikel  sie  verpflichtet  werden5).    Vor  allem  wird 


»)  Reg.  34ö  (1441). 

')  pag.  70,  3  und  dazu  114,  3. 

■)  pag.  70,  3;  H.H.St.Arcb.  vol.  III  275/276  Nr.  132  „In  Grenzen- 
sachen oder  do  es  sunst  besichtigunge  bedarf,  sollen  sie  alwege  etliche  von 
Inen  verordnen,  dartzu  der  Hauptmann  pferd  und  wagen  bestellen  wirt". 

4)  H.H.St.Arcb.  vol.  III  275/276  Nr.  132:  „Doch  mit  auf,  annehmung 
und  entsetzung  der  amptlente  und  Diener  sollen  sie  sich  an  unsre  sonder- 
lichen befehel  nicht  einlassen". 

5)  Reg.  573  (1460);  H.H. St. Aren.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1484),  a) 
Vogteiordnung  von  Koswig:  „Item  es  sal  der  auipmann  vorbunden  sin  uff 
unden  vortzeichende  artikel.  Item  zeum  erstenn  getrow  gehorsam  und  an- 
wertich  zeu  sein  als  eyn  knecht  seym  hern  plichtig  ist,  syner  gnaden  schaden 
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von  ihnen  Gehorsam  verlangt.  In  der  Ausübung  ihrer  Amts- 
tätigkeit sollen  sie  gerecht  und  gewissenhaft  sein 1).  „Wider 
die  billigkeit  und  herkommen  sollen  sie  niemandt  beschweren 
oder  an  demjenigen,  so  inen  zu  Rechte  zustehet,  vorunruhigen 
oder  sonst  unnotturfftige  gezenk  erwecken u  *).  Geschenke  zu 
nehmen,  ohne  besondere  Erlaubnis,  ist  ihnen  verboten,  Forderun- 
gen dürfen  sie  nur  nach  vollkommener  Rechenschaft  über  ihre 
bisherige  Tätigkeit  stellen3).  Fehler  oder  Mängel  in  ihrem 
Befehlsbereich  haben  sie  bei  der  Zentralstelle  vorzubringen, 
deren  Beaufsichtigung  und  Kontrolle  sie  überhaupt  stets  un- 
terstellt sind*).  Vergehungen  oder  Nachlässigkeit  gegen  ihre 
Pflichten  werden  ernstlich  bestraft5). 

Die  Tätigkeit6)  des  Amtmanns  ist  auch  im  15./16.  Jahr- 
hundert noch  eine  sehr  vielseitige,  wenn  auch  durch  die  all- 
gemeine Verteilung  der  Geschäfte  an  einzelne  besondere  Stellen 
gerade  dem  Vorsteher  des  lokalen  Verwaltungsdistrikts  manche 


zeu  wenden  und  zen  vorwaren.  Item  nach  lauth  der  vertzeichnnnge  sich  zeu 
halten";  b)  Haushaltungsbuch  von  Zerbst  (1484):  „Item  nach  lauth  unthir 
vertzeiebenter  weisse  sol  das  gesinde  angenommen  werden.  Zcam  erstenn 
9al  der  voyth  sich  haltenn  nach  under  vortzeichender  weisse.  Item  mynein 
gnedigenn  Hern  getrowe  anwertich  unde  gehorsam  zeu  seinde  als  eynera  ge- 
trouwen  knechte  eigent  und  gebort.  Item  er  sal  sich  halten  nach  vortzeich- 
ungbe  ym  gebenn";  c)  ebenso  bei  Lyndow  und  Rosslau. 

')  P.u.L.0.  XII  Abs.  1;  pag.  116,  5. 

*)  P.u.L.0.  XII  Abs.  2  (1572). 

*)  H.H.StArch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2,  Vogteiordnung  von  Koswig: 
„Item  keyn  geschenke  zen  nehmen,  sundern  mynes  herrn  wissen  und  fulbort. 
Item  von  myne  hern  nicht  zeu  vordem,  er  habe  denn  fullenkomen  rechent- 
schaflft  getan". 

«)  P.u.L.0.  XH  Abs.  2  (1572);  H.H.St.Arch.  vol.  IH  275/276  Nr.  132 
„Des  sollen  auch  alle  Amptleute,  schosser,  vogte,  Holtzförster  und  wer 
rechtes  in  befehel  hat  und  mangol  hat,  das  alsdan  furzubringen  vorstendigt 
werden.  Uber  das  mögen  auch  unsre  Befehelhaber  zu  ider  Zeit,  wan  es  die 
not  erheischet,  die  erfordern  und  wies  allenthalben  damit  gelegen,  bei  inen 
erkundigen.  Insonderheit  sollen  sie  die  auf  beatimpten  tag  in  der  wochen 
nach  einander  des  Jars  zwei  selber  Vorbescheiden  und  ihre  Gebrechen  anhoeren, 
auch  was  auch  sonst  in  der  geheim  ein  Ider  erkundet  ader  erfur,  und  etwan 
unvleis,  mangel  ader  nicht  genugsam  truwe  erpfinde,  den  ander  vormelden, 
in  Zeiten  das  zeutrifft  und  weiter  schaden  hintzukomme". 

•)  P.u.L.0.  IV  Abs.  7. 

")  Bornhak  S.  38,  52  ff.;  Lamprecht  S.  1389  ff. 
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Befugnisse  entzogen  sind,  namentlich  auf  finanziellem  wie  auf 
jurisdiktionellem  Gebiete  durch  Einrichtung  einer  eigenen 
Finanzbehörde  und  eines  hofrichterlichen  Kollegiums  im  landes- 
fürstlichen Rate. 

Die  Hauptaufgaben  des  Amtmanns  sind  jetzt  natürlich 
wirtschaftlicher  Natur.  Vor  allem  ist  ihm  die  Verwaltung 
seines  eigentlichen  Amtes,  seiner  Domäne  übertragen  *).  Er  ist 
unmittelbar  dafür  verantwortlich,  dass  „des  Amtes  nutzung 
und  gefelle  in  beste  richtigkeit,  ordenung  und  auffnehmen"  ge- 
bracht werden8). 

Zunächst  ist  ihm  natürlich  die  Aufsicht  über  das  zum  Amt 
gehörige  Schloss  und  die  ganze  Haushaltung  übertragen8).  Er 
hat  darauf  zu  achten,  dass  das  Schloss  in  der  Nacht  richtig 
verschlossen  wird.  Ohne  seines  Herrn  Wissen  darf  er  dasselbe 
nicht  verlassen,  sondern  soll  alle  Nacht  „daruif  ligen".  An- 
dernfalls hat  er  für  die  beste  Vertretung  zu  sorgen*).  Für 
seinen  Herrn  oder  dessen  Botschaften  soll  er  das  Schloss  bereit 
halten,  andererseits  es  aber  ohne  Befehl  „in  keynes  andern  ge- 
walt  kommen  lassen" s).  Innerhalb  des  Schlosses  hat  er  auf 
Burgfrieden  zu  sehen  und  dessen  Übertretung  zu  strafen6). 

')  Genaue  Nachrichten  Uber  diese  Tätigkeit  geben  uns  einige  Amts- 
ordnungen von  1484  (H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2)  und  die  In- 
struktion für  den  Rentmeister  Alex  Pultz  1574,  in  der  ja  die  ganze  Ver- 
waltung des  Amtes  Dessau  genau  festgesetzt  wird. 

')  Rentmeisterinstruktion  (Anhang  4). 

a)  H.H.St.Arch.  GAB.  —  IV  24  Nr.  93  (1546),  Anschlag  des  Amtes 
Dessau :  „Personen,  durchs  Jar  uf  der  kost  zu  halten  von  noten :  Ein  Ampt- 
man  —  —  —  Damit  der  Hauptman  der  Haushaltung  desto  bass  ob  sein 
mochte";  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1484),  Anschlag  der  Ämter  Koswig  (a), 
und  Zerbst  (b). 

«)  a)  „Item  das  slohs  alle  nacht  zcn  versliessen,  alle  nacht  dar  uff  ligen 
adir  ob  her  van  etliche  nottrofft  mit  nnsserm  wissen  usstzoge,  dar  mit  den 
besten  zcu  bestellen",  b)  „Item  er  sal  suuder  myne  hern  willen  nicht  vom 
slosse  blibenn  unde  ez  mit  dem  uff  unde  zcuslissen  ufs  trauwelichste  vor- 
warenn.  —  Item  das  slohs  flihslich  vorslisseu,  de  slossel  by  sich  behaltenn 
ader  eynem  getrau  wen  befelenn". 

°)  a)  „Item  myne  hern  syn  slohs  uff  stehen  lassen  unde  syner  gnaden 
botschafftenn  —  Item  das  slos  in  keynes  andern  gewalt  kommen  lassen 
sunder  unssers  hern  geheis". 

•)  b)  „Item  burchfrede  haltenn  und  alle,  die  burchfrede  brechenn ,  be- 
weihsen  als  eym  fromeu,  getrauwen  kuechte  eigent  unde  gebort". 
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Ferner  soll  er  „uff  islichen  huhsrath  trouwelichea  sehen"; 
Küche,  Keller,  Brauhaus  und  Backhaus,  auch  die  Schmiede 
unterstehen  seiner  Aufsicht,  Veruntreuungen  hat  er  sogleich  zu 
melden *). 

Entspricht  seine  Tätigkeit  insofern  im  wesentlichen  der 
des  Marschalls  am  fürstlichen  Hofe,  so  kommt  dazu  die  eines 
Gutsverwalters,  denn  auch  die  ganze  Leitung  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebes  der  Domäne  ist  dem  Amtmann  unter- 
stellt. Er  hat  auf  die  richtige  Bestellung  des  Ackers  und  die 
rechtzeitige  Einbringung  der  Ernte  zu  achten8),  hat  die  Vor- 
werke zu  inspizieren  und  deren  Verwaltung  seitens  der  Meier 
zu  beaufsichtigen8),  wie  für  die  Instandhaltung  von  Mühlen, 
Schäfereien,  Dammgebäuden  u.  dgl.  zu  sorgen4).  Vor  allem 
sind  seiner  Oberaufsicht  auch  die  zum  Amt  gehörigen  Forsten 
unterstellt5);  hier  hat  er  besonders  den  Holzhandel  zu  kon- 
trollieren, der  in  damaliger  Zeit  schon  sehr  wichtig  gewesen 
zu  sein  scheint6).  Jedenfalls  werden  in  der  Rentmeister- 
instruktion von  1574  ganz  genaue  Bestimmungen  für  die  Holz- 


')  a)  „Item  uff  daz  ackerwerk,  mülenwerk  and  isslichen  huhsrath  trou- 
welichea sehen,  dar  geliehen  uff  brauwen  und  alle  dingbe  an  allen  gewin", 
b)  „Item  uffsehenn  das  im  back  hu  se  dy  woche  nicht  meher,  dan  1.  wispel 
rockenn  gebacken  werde,  wan  my  her  hoff  dar  helt,  dar  geliehen.  Im  brau- 
wehusse,  kochen,  keller  unde  smydenn  eyn  uffsehenn  haben,  wan  etwas  von 
untrauwet  wirt,  uns  sunder  vorhaltunghe  vorkundigen". 

*)  a)  s.  anm.  1.  b)  „Item  den  acker  zu  plttgen,  eyden,  sehen  unde  das 
korn  unde  haw  zeu  bequemelicber  tzüt  in  zeubringenn,  getreuwelichenn 
bestellen". 

*)  b)  „Item  aal  er  alle  Vorwerke  beriten  und  uff  trauweüchste  ussiuu. 
das  myn  hern  van  dem  meyger  nichts  vor  untrauwet  werde". 

*)  Rentmeisterinstruktion  (Anhang  4);  a)  s.  anm.  1. 

6)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546),  Anschlag  des  Amtes  Dessau: 
„und  so  weren  beide  der  Hauptman  und  der  Schosser  obriste  aufseher  über 
die  bolzmarken  und  holzfurster";  Anschlag  des  Amtes  Wörlitz:  „Nota  der 
Voigt  uffim  hous  were  obrister  Holzfurster  und  Amptman,  dar  hette  einen 
nnterbolzfnrster  und  etzlicbe  unterleuffer  davon  jerlich  zu  besoldung  — 
3  fl.";  P.u.L.0.  XXV  Abs.  2  (1572);  Rentmeisterinstruktion  (Anhang  4). 

*)  Rentmeisterinstruktion  (Anhang  4);  H.H.St.Arch.  K.  33  —  III  71 
Nr.  15,  Vorweisregister  von  Rosslau  (1557)  „Nutzung  der  Holtzmarken:  die 
alten  Holzbauer  und  Holzfurster,  desgleichen  der  Amptmann  selber  berichtet, 
dass  man  alle  Jahr  Jerlichenn  und  so  fort  und  fort  —  holtz  kann  hauen". 
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Verwendung  im  Amte  Dessau  getroffen.  Auch  die  Überwachung 
der  zum  Amte  gehörigen  Jagd  gehört  zu  den  Pflichten  des 
Amtmanns1),  ebenso  hat  er  Fischereigerechtsame8).  Natürlich 
hat  er  auch  die  Aufsicht  über  das  gesamte  Beamtenpersonal 
und  Gesinde  des  Amts,  er  lohnt  sie  selbst  ab  und  hat  darüber 
genau  Buch  zu  führen3).  Die  ganzen  Einkünfte  des  Amtes 
sind  natürlich  ebenfalls  seiner  Verwaltung  unterstellt. 

Über  die  gesamte  Verwaltungstätigkeit  im  Amt  hat  er  jähr- 
lich bei  der  Zentralstelle  Rechnung  einzureichen  und  dem 
Landesherrn  Bericht  zu  erstatten4).  Einnahmen  an  Geld  hat 
er  an  die  Rentkammer  abzuliefern,  die  Rechnungen  soll  er 
daher  möglichst  so  schliessen,  dass  keine  Rückstände  bleiben, 
sondern  alles  „an  barem  gelde  einbringen" &). 

Im  wesentlichen  ist  nun  aber  die  bisher  behandelte  Wirk- 
samkeit des  Amtmanns  ein  rein  persönlicher  Dienst  für  den 
Landesherrn  und  hat  mit  der  Landesverwaltung  an  sich  wenig 
zu  tun.  Und  doch  ist  gerade  der  Amtmann  durch  diese  Ver- 
waltungstätigkeit auf  der  Domäne  auch  staatsrechtlich  in  den 
Mittelpunkt  des  ganzen  Amtsbezirks  gerückt.  Als  Administrator 
eines  der  grössten  Güter,  meist  wohl  des  grössten  im  Bezirk, 
kennt  er  die  lokalen  Verhältnisse  und  ist  so  der  gegebene 
Vertreter  des  Landesherrn  für  dessen  Verwaltung.  Dies  ist 
jedenfalls  auch  wohl  überhaupt  der  Grund  für  die  Einrichtung 
der  Ämterverfassung.  Dadurch  dass  das  Amt,  der  eigentlich 
eigene  Privatbesitz  des  Landesfürsten,  zum  Mittelpunkt  eines 
ganzen  Verwaltungsbezirks  gemacht  ist,  ist  eben  dem  Landes- 
herrn vielmehr  Einfluss  auf  dessen  ganze  Leitung  gegeben,  als 
zur  Zeit  der  Vogteiverfassung,  die  sich  an  allgemeine  äussere 
Punkte  anschliesst  und  daher  in  sich  viel  selbständiger  ist. 


')  a)  „Item  nymanden  zcu  jagen  lassen  sunder  mynes  hern  geheiss  unde 
fulbort". 

')  G.Qu.d.Pr.S.  VI  620  (1542). 

»)  H.H.St.Arch.  ÜAR.  IV  24  Nr.  93:  s.  pag.  113,  1  und  Anschlag  des 
Amts  Plozigk:  „Personen:  —  Uber  das  hat  es  ein  manchfalttiges  beyspeissen, 
wie  des  schossers  ubergeben  vorzeichnus  mitbringt". 

«)  Statthalterinstruktion  (Anhang  2);  Kammerinstruktion  (Anhang  3); 
und  pag.  119,  6. 

*)  Rentraeisterinstruktion  (Anhang  4). 
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Der  Amtmann  ist  zwar  einerseits  durchaus  der  Nachfolger  des 
Vogtes  in  der  Verwaltung  des  lokalen  Bezirks,  aber  er  ist 
andererseits  doch  jetzt  enger  an  die  fürstlichen  Interessen  ge- 
bunden, mehr  rein  öffentlicher  Beamter  des  Landesherrn  als 
früher.  Auch  in  der  Lokal  Verwaltung  zeigt  sich  also,  wie  in 
der  Zentralregierung  das  Bestreben  des  Landesherrn,  die  ganze 
Verwaltung  des  Landes  an  seine  eigentlichen,  ihm  ergebenen 
Beamten  zu  bringen1). 

Die  Tätigkeit  des  Amtmanns  in  der  Verwaltung  des  zu 
seiner  Domäne  gehörigen  Amtsbezirks  ist  im  wesentlichen  noch 
dieselbe,  wie  die  des  Vogtes2).  Auch  er  hat  wirtschaftlich- 
polizeiliche, jurisdiktioneile  und  finanzielle  Funktionen  auszu- 
üben, wenn  auch  letztere  meist  seinen  Unterbeamten  über- 
tragen sind;  er  hat  sich  zu  kümmern,  „umb  Eigenthumb, 
Obrigkeit,  Volge,  Steuer,  Gerichte,  Wildtpane,  Jagd  oder 
anders",  wie  es  in  der  Polizei-  und  Landesordnung  von  1572 
heisst8),  die  uns  besonders  genaue  Nachrichten  naturgemäss 
über  die  Pflichten  des  Amtmanns  gibt. 

Als  administrativem  Landesbeamten  ist  dem  Amtmann 
auch  jetzt  die  ganze  Ordnung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
im  Bezirk  überlassen.  Er  hat  darauf  zu  achten,  dass  bei  Kauf 
stehenden  Getreides  keine  Übervorteilung  vorkommt4),  die 
Äcker  richtig  besät  und  keinesfalls  verpachtet  werden5).  Vor 
allem  soll  er  auch  auf  die  Güter  Ausländischer  Acht  haben 
und  von  ihnen  dieselben  Lasten  und  Abgaben  einfordern,  die 
die  Untertanen  tragen  müssen 6).  Ferner  ist  ihm  die  Grenzregu- 
lierung in  den  einzelnen  Feldmarken7)  und  die  Sorge  für  die 
Strassenbesserungen,  Dämme,  Wege,  Schläge  und  Landstrassen, 
übertragen,  Nachlässige  soll  er  strafen  oder  dem  Fürsten  an- 


»)  pag.  70. 

*)  Bornhak  S.  7,  53 ff.;  Holtze  S.  56 ff.;  Schröder,  Rcchtageschkhte 
8.  609 ff.;  Lamprecht  S.  1330,  1398 ff.;  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  326  ff. ; 
v.  Maarer  IV  429  ff. 

*)  P.u.L.0.  XII  Abs.  2. 

*)  P.n.L.O.  XVI  Abs.  4. 

B)  P.u.L.0.  XX  Abs.  6. 

•)  P.u.L.0.  XXI  Abs.  2. 

*)  P.u.L.0.  XXII  Abs.  1  und  2. 
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zeigen  1).  Auch  hat  er  die  Aufsicht  über  die  Waldungen  und 
Fischereien  *). 

In  den  Städten  und  auf  den  Märkten  hat  der  Amtmann 
neben  dem  Rat  und  andern  Beamten  auf  geordnete  Kauf  Ver- 
hältnisse zu  sehen  *) ,  das  Nahrungswesen  zu  uberwachen  und 
die  Gewichte  zu  prüfen.  Zur  Erteilung  der  Gewerbeberechti- 
gung seitens  des  Rates  ist  seine  Zustimmung  einzuholen4). 
Ferner  ist  dem  Amtmaun  die  Wahrung  der  landesherrlichen 
Kirchenhoheitsrechte  übertragen.  Alle  Jahre  hat  er  mit  den 
Pfarrherrn  die  Rechnungen  der  Kirchen  zu  revidieren  und  den 
Zustand  vou  Kircheu  und  Pfarrgebäuden  zu  besichtigen,  ev.  Ab- 
hilfe anzuordnen 6).  Gelegentlich  darf  der  Amtmann  sogar  Be- 
lehnungen vornehmen  6),  wie  er  auch  bei  Aufstellung  von  Lehn- 
büchern beteiligt  sein  kann 7). 

Die  polizeiliche  Tätigkeit  des  Amtmanns  erstreckt  sich 
natürlich  auch  jetzt  auf  die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und 
Ordnung  in  seinem  Bezirk.  Er  hat  bei  Kirmessen  und 
Spielen  darauf  zu  achten,  dass  keine  unnütze  Prasserei  ent- 
steht8), und  selbst  bei  Hochzeitsfestlichkeiten  steht  ihm  eine 
gewisse  Kontrolle  zu9).  Vor  allem  ist  er  natürlich  für  die 
Sicherheit  des  Landes  verantwortlich.  Auch  in  der  Polizei- 
und  Landesordnung  von  1572  wird  den  Haupt-  und  Amtleuten 
mit  andern  lokalen  Beamten  „in  Sonderheit"  aufgetragen, 
Räuber  im  Lande  auf  alle  Weise  zu  verfolgen  und  auch  auf 
fremdem  Gebiete  darin  nicht  nachzulassen,  damit  sie  „zu 
hafften  möchten  gebracht  werden" 10).  Ebenso  sollen  sie  das 
Betteln  und  Hausieren  herrenloser  Knechte  und  Müssiggänger 
nicht  leiden,  sondern  dieselben  zur  Anzeige  bringen  und  be- 


>)  P.u.L.O.  XXIII  Abs.  1. 

»)  P.u.L.O.  XXV  Abs.  2. 

»)  P.u.L.0.  XXX  Abs.  2;  s.  a.  Rachel  S.  9 ff. 

«)  P.u.L.O.  XXXI  Abs.  5  und  4. 

6)  P.u.L.O.  XXXVIII  Abs.  2. 

a)  Reg.  452  (1452). 

')  S.  pag.  86,  4. 

9)  P.u.L.O.  XLI  Abs.  1. 

•)  P.u.L.O.  XXXIX  Abs.  11. 

,0)  P.u.L.0.  XLUI  Abs.  2. 
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strafen ;  Zusammenrottungen  sollen  sie  melden ') ,  eben  für 
völlige  Sicherheit  sorgen. 

Auch  in  jurisdiktioneller  Hinsicht2)  ist  der  Amtmann 
Nachfolger  des  früheren  Bezirksvogts,  auch  ihm  ist  in  seinem 
Amtsbereich  die  volle  richterliche  Tätigkeit  übertragen8).  Er 
ist  wohl  der  Richter  der  Landgerichte4),  besondere  landes- 
fürstliche Gerichtsbeamte  finden  sich  auch  jetzt  noch  nicht. 

Der  Amtmann  ist  verpflichtet,  alle  Gerichte  und  Dingtage 
zu  besuchen,  über  alles,  „was  sich  vor  den  gerichten  begibt", 
soll  er  „eyn  sunderlich  register  machen",  um  an  einem  be- 
stimmten Tage  im  Jahre  dem  Landesherrn  davon  Verzeichnisse 
einzureichen5).  Er  ist  sowohl  Untersuchungsrichter8),  als  auch 
hat  er  volle  gerichtliche  Vollziehungsgewalt,  sowie  das  Recht, 
Urteilssprüche  zu  erteilen7). 

Gute  Auskunft  über  die  richterliche  Tätigkeit  des  Amt- 
manns gibt  ebenfalls  wieder  die  Polizei-  und  Landesordnung 
vom  Jahre  1572.  Er  ist  zuständiger  Richter  in  Ehesachen. 
So  hat  er  die  Eheverträge  „in  der  Empter  Handelbuch "  ein- 
zutragen und  hierbei  darauf  zu  achten,  dass  keine  „unbilliche 
beteidigunge"  geschieht8),  desgleichen  soll  er  über  Ehestreitig- 
keiten im  Lande  wachen9).  Auch  die  Regelung  der  Vormund- 
schaftsverhältnisse ist  seine  Sache10).    Ferner  hat  er  Gottes- 


»)  P.u.L.O.  XLm  Abs.  3. 

')  Vgl.  bes.  Bornhak  S.  43 ff.;  Laroprecht  S.  1330,  1404. 
»)  Vgl.  Reg.  574  (1460);  P.u.L.O.  VIII. 

4)  Vgl.  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  567;  Stölzel,  Gelehrtes  Richtertum 
S.  330  ff. 

*)  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1484),  a)  Anschlag  des  Amtes 
Koswig:  „Item  dy  dingh  dage  zeu  besuchen,  dar  von  eyn  sunderlich  register 
machen,  was  sich  vor  den  gerichten  begibt  unde  da  von  myn  gnädigen  Hern 
vertzeichnunge  geben  in  der  pingsten  heiligen  tagen";  b)  Anschlag  des 
Amte«  Zerbst:  „Item  das  houegen'chte  und  ander  gerichte  getrau welichenn 
nach  sinem  bestenn  vermögen  beriten". 

•)  Vgl.  Friese-Liesegang,  Anhang  3  8.322  (1528),  Anhang  4  S.  328, 
anm.  (1528). 

*)  Beckmann  IV  6  S.  550  (1551);  P.u.L.O.  VIII. 
«)  P.u.L.O.  XXIV  Abs.  6. 
•)  P.u.L.0.  III  Abs.  16. 
,0)  P.u.L.O.  XXXVII  Abs.  2. 
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lästerern  nachzuforschen  und  sie  zu  bestrafen1),  auch  an  von 
geistlichen  Gerichten  Verurteilten  die  Exekution  auszufuhren  *). 
Völlerei  und  alle  solche  Laster  soll  er  „unnachlässig,  vormuge 
der  Rechte"  strafen  und  auf  keinen  Fall  dieselben  etwa  ver- 
schweigen8). Ferner  ist  der  Amtmann  zuständiger  Richter  bei 
Schuldvergehen  landesfürstlicher  Leute  gegenüber  städtischen 
Bürgern*).  In  peinlichen  Sachen  soll  er,  auch  wenn  kein 
Kläger  da  ist,  das  Verfahren  führen  „und  die  ubertrettunge 
nach  Ordnung  der  Rechte  peinlich  straffen  lassen* 5).  Allerdings 
ist  ihm  hierbei  nicht  mehr  ganz  freie  Hand  gelassen,  vielmehr 
ist  die  Entscheidung  über  peinliche  Sachen,  „dadurch  das 
Leben  vorwirket",  meist  wohl  noch  dem  Gerichte  des  Landes- 
herrn und  seiner  Räte  zugeteilt6). 

Überhaupt  hat  der  Landesherr,  der  natürlich  immer  Ober- 
instanz ist,  jetzt  wohl  in  Sachen  der  höhern  Gerichtsbarkeit 
mehr  in  die  lokale  Rechtsprechung  eingegriffen  und  vor  allem 
mehr  Kontrolle  über  die  Entscheidungen  ausgeübt,  als  im  Mittel- 
alter, während  die  niedere  Gerichtsbarkeit  noch  völlig  der  lo- 
kalen Verwaltung  überlassen  bleibt.  Jedenfalls  wird  in  der 
Polizei-  und  Landesordnung  von  1572  bestimmt,  „dass  die  ge- 
meinen Klagen,  Sonderlich  geringschetzig  Sachen,  die  nicht 
ohne  Mittel  für  uns  gehören,  in  unsern  Ampten,  Stedten  und 
bey  ander  Gerichtshabern,  so  solche  sachen  zu  entscheiden  ge- 
btiren,  gesucht  werden" 7).  Man  sieht  also,  in  den  gerichtlichen 
Kompetenzen  des  Amtmanns  gegenüber  denen  des  Vogtes  hat 
sich  doch  manches  geändert.  Ist  der  Vogt  früher  nur  Richter 
des  Hochgerichts,  aber  hier  fast  ganz  selbständig,  so  ist  der 
Amtmann  in  seinen  oberrichterlichen  Befugnissen  jetzt  mehr 


•)  P.u.L.O.  IV  Abs.  5  und  7. 

»)  P.u.L.O.  II  Abs.  10. 

»)  P.u.L.O.  V  Abs.  2. 

*)  Reg.  574  (1462). 

»)  P.u.L.0.  VI  Abs.  2  und  3. 

6)  P.u.L.O.  V  Abs.  2;  H.H.St.Arch.  vol.  III  275/276  Nr.  132,  Regi- 
mentsordnung von  1542  (s.  pag.  77,  8) ;  s.  a.  Stölzel ,  Gelehrtes  Richtertum 
S.  353  ff. 

*)  P.u.L.O.  VIII  Abs.  2. 
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beschränkt1),  dafür  sind  ihm  aber  wohl  manche  niederrichter- 
liche Kompetenzen  wiederum  überlassen. 

Jedenfalls  ist  der  Amtmann  sicher  ausübender  Richter  mit 
dem  vollen  Recht  zu  urteilen  und  zu  strafen.  Eine  bestimmte 
Scheidung  zwischen  Urteilfinder  und  Richter  ist  nicht  mehr  zu 
finden,  der  landesherrliche  Beamte  urteilt  ebenfalls  allein,  ohne 
Schöffen2).  Er  soll  hier,  wenn  es  am  Platze  ist,  streng  auf 
das  Rechte  sehen  und  nichts  verschweigen  oder  vertuschen3). 
Andererseits  wird  ihm  aber  auch  dringend  empfohlen,  gerade 
hierin  nicht  zu  scharf  vorzugehen  und  nicht  etwa  jemand  mit 
Willen  Unrecht  zu  tun  oder  ohne  des  Herrn  Bewilligung  zu 
bestrafen4),  vielmehr,  wenn  angängig,  bei  zivilen  Streitigkeiten 
erst  die  Parteien  anzuhören  und  möglichst  eine  gütliche  Einigung 
zu  versuchen,  um  unnütze  Kosten  und  Mühe  zu  ersparen6). 

Auch  die  Verwaltung  der  Gerichtsgeschäfte  ist  in  die 
Hände  des  Amtmanns  gelegt.  Er  hat  für  die  richtige  Ver- 
teilung der  Gerichtskosten  zu  sorgen  und  vor  allem  darauf  zu 
sehen,  dass,  wo  dieselben  dem  Kläger  zufallen,  wie  bei  pein- 
lichen Klagen,  diesem  keine  unnötigen  Kosten  erwachsen.  Ist 
der  Kläger  nicht  zahlungsfähig  oder  überhaupt  kein  Kläger 
da,  so  sollen  die  Unkosten  „aus  Anlagen  des  Ampts"  und  „der 
Gerichtsvorwandten"  gedeckt  werden6).  Ebenso  hat  der  Amt- 
mann die  Gerichtsgefälle  einzuziehen  und  darüber  ein  beson- 
deres Verzeichnis  anzulegen7). 

Die  Einziehung  dieser  Gerichtsgefälle,  wie  die  Verrechnung: 


>)  Stftlzel,  Gelehrtes  Richtertum  S.  206  ff.,  252  ff. 

')  Stölzel,  Gelehrtes  Richtertum  S.  3^2«.;  v.  Below,  Rezeption  S.  30. 51. 

>)  P.u.L.0.  IV  7,  V  2;  H.H. St. Aren.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1484), 
Vogteiordnung  von  Koswig:  „Item  nymanden  mit  willen  unrecht  thon  unde 
keyn  büsslich  sache  zeu  verewigen". 

4)  anm.  3  u.  dies.  Stelle  „Item  keynen  nnderthan  zeu  verbflssen  hinder 
royne  hern  wissen  und  bewilligunge" ;  s.  Eggers  S.  57. 

4)  P.u.L.O.  VIII  Abs.  4. 

•)  P.u.L.0.  VI  Abs.  2  und  3;  s.  Planck  S.  156  ff. 

»)  H.H.St.Arcb.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1484),  a)  Vogteiordnung  von 
Koswig:  „Item  das  gerichte,  feile  trouwelichen  in  zen  mane  und  die  in  be- 
sonder register  zeubringen";  b)  Anschlag  des  Amtes  Zerbst:  „unde  das 
gericht,  feile  unde  brache  getrouwelichen  zeeichen  unde  in  myne  hern  nutz 
keren". 
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der  Domäneneinktinfte  weist  nun  schon  an  sich  auf  eine 
finanzielle  Tätigkeit  des  Amtmanns  hin,  und  in  der  Tat 
sind  demselben  durchaus  noch,  wie  dem  Vogt,  die  finanziellen 
Funktionen  in  seinem  Bezirk  übertragen;  er  kann  sie  aber 
auch  an  einen  Unterbeamten  abgeben. 

Auch  der  Amtmann  hat  Grundsteuern  und  Lasten  zu  ver- 
teilen und  einzufordern !) ,  wie  Renten  und  Zinsen  einzu- 
mahnen2). Ferner  hat  er  die  Einkünfte  aus  Zoll  und  Geleite 
zu  verwalten 3).  Zieht  er  sie  nicht  selbst  ein,  sondern  geschieht 
es  durch  besondere  Geleitsmänner,  so  ist  ihre  weitere  Besor- 
gung doch  Sache  des  Amtmanns,  dem  diese  ihre  Rechnungen 
wöchentlich  vorzulegen  haben 4).  Selbst  die  Einnahmen  von 
den  Wochenmärkten  in  den  Städten  gehen  durch  die  Hände 
des  Amtmanns5). 

Und  doch  ist  auch  in  der  finanziellen  Verwaltung  des 
Amtmanns  ein  Unterschied  gegenüber  der  des  Vogtes6).  Wäh- 
rend in  früherer  Zeit  der  Vogt  die  Einkünfte  meist  zu  Zwecken 
des  Bezirks  gleich  wieder  verbraucht  und  nur  die  Uberschüsse 
abliefert,  auch  nur  gelegentlich  Rechnung  ablegt,  hat  der  Amt- 
mann über  die  ganze  Verwaltung  Bericht  zu  erstatten,  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben  genau  aufzuzeichnen  und  abzuliefern, 
und  darf  nur  mit  Wissen  des  Landesherrn  etwas  ausgeben 7). 
Vor  allem  aber  ist  er  einer  strengen  Rechnungslegung  zu  ganz 
bestimmten  Terminen  im  Jahr  unterworfen8)  uud  kann  auch 

>)  Reg.  246  (1437),  559  (1460);  P.u.L.O.  XXI  Abs.  2. 

»)  G.Qn.d.Pr.S.  XXVIII  1300  (1504);  H  H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1 
und  2  (1484),  Vogteiordnung  von  Koawig:  „Item  tzinbse  und  reuthe  in  zen 
manen". 

*)  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1484),  Koswig:  „Item  tzolle 
nnd  geleite  nach  begriff  dar  redelich  zen  nehmen  und  mynen  hern  daz  ge- 
tronwelichen  behalten  und  syner  gnaden  antworten  adir  mit  syner  gnaden 
wissen  ussgeben". 

*)  Reg.  452  (1452). 

»)  Reg.  452  (1452). 

•)  v.  Below,  Territorium  S.  288 ff.;  Lamprecht  S.  1389;  Wintterlin  S.  5 ff. 

7)  H.H.St.Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1484);  Vogteiordnung  von 
Koswig:  „Item  alle  mande  soll  er  myn  hern  vortzeichent  gebemi,  was  iglich 
woche  und  iglich  tag  geleite  worden  ist  und  welch  dag  nicht  worden  ist, 
?al  er  das  wort  setze:  nichil" ;  vgl.  auch  anm.  3. 

•)  Vogteiordnung  von  Koswig:  ..Item  er  sol  rechen  in  der  osterwoeben4-. 
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stets  durch  Visitationen  kontrolliert  werden1).  Eine  Bedrtik- 
kung  der  Amtseinwohner,  wie  zur  Zeit  der  Vogt  ei  Verfassung, 
kann  also  nicht  mehr  so  leicht  vorkommen,  der  Amtmann  ist 
viel  zu  sehr  von  der  Revision  der  Rentkammer  abhängig,  ihm 
fehlt  eben  die  grosse  Selbständigkeit  des  Vogtes  gegenüber  der 
Zentralstelle. 

Über  militärische  Aufgaben  des  Amtmanns  ist  wieder 
nur  sehr  wenig  überliefert,  doch  lässt  der  Titel  Hauptmann 
wohl  auf  eine  derartige  Tätigkeit  schliessen.  Bestimmte  Nach- 
richten haben  wir  nur  aus  dem  Anfang  des  15.  Jahrhunderts. 
Hiernach  hat  der  Amtmann  in  Vertretung  des  Fürsten  die 
Führung  des  Truppenkontigents  bei  Fehdesachen  zu  über- 
nehmen2). Ob  im  16.  Jahrhundert,  wo  das  Söldnertum  ins 
Kriegswesen  eintritt3),  ihm  auch  noch  derartige  Aufgaben 
übertragen  werden,  lässt  sich  nicht  sicher  entscheiden,  ist  aber 
möglich,  da  einige  Male  Amtleute  im  Kriegslager  oder  in  ge- 
schäftlicher Berührung  mit  Soldaten  sich  nachweisen  lassen4). 

Natürlich  sind  die  Amtleute  in  ihrer  Tätigkeit  nicht  nur 
auf  ihren  Amtsbezirk  angewiesen,  sondern  werden,  wie  schon 
ihre  Zugehörigkeit  zum  landesfürstlichen  Rat  mit  sich  bringt5), 
zu  allen  möglichen  andern  Geschäften  herangezogen.  Sie 
führen  als  Vertreter  ihres  Landesherrn  die  Verhandlungen  in 
auswärtigen  Gerichtssachen6),  richten  Verwaltungsregister  mit 
ein 7),  werden  als  Gesandte  verwendet 8)  und  übernehmen  Bürg- 
schaften für  ihren  Herrn9);  dienen  auch  sonst  oft  als  Be- 

*)  Statthalterinstruktion  (Anhang  2). 
*)  Reg.  26  (1404),  374  (1443). 
»)  v.  Below,  Territorium  S.  287. 

4)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  5  Nr.  1;  Landtag  von  1547,  Ausgabe  von 
vorigein  Gelde:  „20  thaler  fünf  Spaniern  gegeben,  so  umb  Warinsdorf  und 

plozk  gelegen,  durch  Rodern  gegeben  worden".    „32  thaler  Valtien 

.Schlegeln  widergegeben,  die  ehr  auch  neben  der  abgesetzten  abfertigung  der 
Iii  Spanier  ausgelegt" ;  vgl.  auch  pag.  85,  4 ;  86,  6. 

•)  pag.  115,  1. 

•)  pag.  112,  5  (1566). 

*)  pag.  65,  1  (1567). 

*)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  5  Nr.  1  (1547)  „22  Gulden  13  gr.  an  19 
thalern  Hansen  Statins  zur  Zerong  einraahl  nach  Torgau.  und  zweimahl  nach 
Berlin  gegeben  worden". 

•)  Reg.  502  (1456). 
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urkundungszeugen *).  Namentlich  wichtige  innere  Verwaltungs- 
angelegenheiten sind  wohl  nie  ohne  Beteiligung  einiger  Amt- 
leute erledigt  worden.  Bei  Einsetzung  der  Landesregiments- 
ordnung für  das  Zerbster  Territorium  sind  auch  sämtliche 
Amtsvorsteher  des  Gebietes  als  Beurkundungszeugen  zuge- 
zogen 2),  und  von  den  6  Mitgliedern  dieses  Regiments  noch  zwei 
aus  ihrem  Kreise  genommen3).  Einer  von  diesen,  der  Haupt- 
mann von  Zerbst,  spielt  in  der  Kommission  sogar  eine  hervor- 
ragende Rolle4).  Er  hat  in  den  Gerichtssitzungen  die  erste 
urteilende  Stimme6),  führt  das  „Sekret"  bei  sich,  unter  dem 
die  Beschlüsse  ausgefertigt  werden  sollen 8)  und  ist  im  Besitz 
eines  der  Schlüssel  zum  Aufbewahrungsort  des  Siegels7).  Auch 
in  den  von  den  Landständen  für  Erhebung  der  Steuern  einge- 
setzten Kommissionen  sind  nicht  selten  Amtleute  vertreten 8), 
wie  sie  auch  zur  Erledigung  der  allgemeinen  Geldgeschäfte  im 
Lande  oft  verwendet  werden  9).  Mitunter  wird  den  Amtleuten 
sogar  neben  ihrem  eigentlichen  Amt  auch  noch  die  zeitweilige 
Verwaltung  und  Sicherung  fremder  Güter  in  gefahrvoller  Zeit 


')  Reg.  458,  472,  477,  479  (1453-4455),  623,629(1463);  H.H.St.Arch. 
K.  44  -  IV  57  b  Nr.  37  (1481)  (*.  pag.  65,  1);  K.  44  -  IV  00  Nr.  41  (1492- 
(s.  pag.  73,  3);  G.Qu.d.Pr.S.  VI  «40.  643  (1547). 

»)  pag.  85,  5  (1546). 

*)  pag.  112,  6. 

*)  pag.  70,  3,  dazu  114,  3. 

»)  pag.  78,  8;  66,  1. 

•)  H.H.St.Arch.  vol.  III  275/276  Nr.  132  „Was  dan  in  genanten  Sachen 
sie  alle  oder  der  mehrere  teil  entschlossen,  das  soll  in  Iren  der  befehelbaber 
nahmen  under  ein  besondern  Sekret  hierzu  verordnet,  so  der  Hauptmann  bei 
sich  haben  sol,  vorfertigt  werden". 

7)  pag.  87,  3. 

8)  pag.  74,  1;  ev.  90,  6. 

»)  H.H.St.Arch.  GAR.  -  IV  5  Nr.  1  (1546)  „2  m;  cl.  26\'a  thaler  40 
spizgroschlein  haben  Niclas  Schlegel  und  Lorenz  Zincke  in  den  Hartzsteden 
und  Empten  als  Guntersperge,  Harzkcrode,  auch  warnisdorf  und  plozk  auf- 
gebracht und  entlohnt".  „15  thaler  Joseph  Trommeter,  durch  Nickoly 
Schlegel  zu  Zerbst  ubergeben''.  „283  tbaler  (den  Königlichen  wegen  er- 
littenen Schadens)  und  diese  Summe  ist  genanten  konigiseben  durch  Oswalt 
Rodern  bezealt";  s.  a.  pag.  95,  4  ;  ferner  „200,  64  thaler  12  patzen  an  200 
krönen  auch  vom  Churfr.  zu  Brandenburg^  durch  Hansen  Stacio  und  Oawalt 
Rodern  empfangen". 
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übertragen  *),  ein  Beweis  für  ihre  wichtige,  obrigkeitliche  Stel- 
lung, die  sie  zum  Schutze  auch  fremden  Besitzes  befähigte. 

Ihre  Besoldung  erhalten  die  Amtleute,  wie  überhaupt  alle 
Beamten  der  lokalen  Verwaltung,  aus  dem  Amte  selbst;  die 
Aasgaben  dafür  werden  mit  im  Amtshaushalt  verrechnet,  erst 
gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  (1570)  werden  auch  sie  direkt 
von  der  Rentkammer  ausgezahlt38).  Die  Besoldung  besteht  im 
16.  Jahrhundert  nunmehr  vor  allem  iu  bestimmten  Geldbezügen, 
die  anfangs  noch  nicht  bedeutend  sind  (1484  —  15  fl.  pro 
Jahr)3),  später  aber  steigen  (1546  —  25  fl.4);  1570  —  68  fl. 
12  gr.)5;.  Daneben  erhält  der  Amtmann  freie  Kleidung6)  uud 
Verpflegung 7),  auch  stehen  ihm  einige  Pferde  zur  Verfügung w). 
Auslagen  weiden  ihm  natürlich  wiedererstattet9);  ausserdem 
erhält  er  bei  besonderen  Ereignissen  noch  Entschädigungsgelder 10). 

*)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  649  (1547),  688  (1560). 

*)  H.H.St.Arcb.  GAR.  —  IV  27  Nr.  118:  „Dienstgellt  den  Rethen  und 
Mcnern:  68  fl.  12  gr.  Christoff  Zannthir  seine  Jharbesoldung";  „68  fl.  12  gr. 
—  Kaspar  Knoch"  (s.  a  pag.  105,  5);  s.  a.  Eggers  S.  42. 

*)  H.  H.St  Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2,  Vogteiordnung  von  Roaalau; 
„Gesinde  loben"  „Item  dem  baupman  15  Gulden". 

«)  H.H.St.Arcb.  GAR.  IV  24  Nr.  93  „Amt  Dessau:  (a.  pag.  113,  1), 
ebenso  Amt  Zerbst. 

»)  anm.  2. 

•)  Jährlich  stehen  ihm  meist  2  Kleider  und  1  Paar  Stiefeln  zu  (H.H.St.Arcb. 
GAR.  —  IV  24  Nr.  93  (1546):  Amt  Dessau  (s.  pag.  113,  1),  Amt  Zerbst 
u  pag.  113,  1),  Amt  Warmsdorf  (s.  pag.  113,  1),  Amt  Plozigk:  „Kleidung 
dem  Amptm.  und  seinem  Knecht  4  clcit,  dem  Schreiber  eins  thut  —  23  fl", 
K  .  33  —  III  71  Nr.  15  (1557),  Vorweiaregister  von  Rosslau:  „130  Gulden 
Göindelobenn.    23  fl.  kleidung  dem  Amptmann,  kneebt  und  schreyber". 

*)  pag.  III,  2;  113,  1;  118,  3;  120,  3. 

H.H.St.Arcb.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546)  „Amt  Dessau:  „Pferde,  so 
zu  haltenn  und  zu  futtern  vonnoten :  3  reisige  pferde  des  Hauptmans,  1  pferd 
dem  Scbosser";  Amt  Zerbst:  „PfeTde  uflim  Futter  zu  halen:  2  reysige 
Pferde  des  Hauptmans";  Amt  Rosslau  (s.  pag.  113,  1). 

•)  H.H.St.Arcb.  GAR.  IV  5  Nr.  1  (1546/47)  „40  Gulden  an  30  thaleru 
Hansen  Statio  vor  ein  genommen  pferdt" ;  200,  39  thaler  5  groscheu,  enzling 
ans  der  Steuer  eingenommen,  und  wiedernmb  zu  notturftigen  Zerungen  und 
andern  ausgaben  gebraucht,  davon  auch  Valtin  Schlegel  32  ausgelegte  thaler 
widergegeben"  „30  thaler  Hausen  Statius  gegeben  zu  widerstatuog  des 
pferdes,  so  ihm  uf  der  allerersten  reise,  die  ehr  mit  Nickol  schlegel  ghen 
Torgau  ins  lager  getban,  von  den  Spaniem  genommen":  s.  a.  pag.  117,  6;  127,  4. 

»I  pag.  85.  4;  89,  2;  127.  8. 

Schrecker,  Bcaiulentuui  in  Anhalt  9 


Digitized  by  Google 


130 


Ob  er  von  landesherrlichen  Abgaben  befreit  ist,  lässt  sich  nicht 
erkennen,  zu  den  landständischen  Stenern  wird  er  jedoch  heran- 
gezogen *). 

b)  Die  Unterbeamten. 

Infolge  der  strafferen  Verwaltungsgrundsätze,  die  sich  seit 
dem  15.  Jahrhundert  allmählich  herangebildet  haben,  auch  in- 
folge der  grösseren  Ausdehnung  der  einzelnen  Bezirke  und  der 
Vermehrung  der  notwendigen  Geschäfte,  kann  nun  aber  der 
Vorsteher  des  lokalen  Verwaltungsbezirks  nicht  die  ganzen  Ge- 
schäfte allein  führen.  Seit  der  neuen  Ämterverfassung  sind 
ihm  daher  zur  direkten  Unterstützung  und  Entlastung  noch 
andere  Beamte  zugeteilt1).  Dieselben  unterstehen  durchaus 
der  Aufsicht  des  Amtmanns,  haben  aber  innerhalb  der  Amts- 
verwaltung meist  ihren  ganz  bestimmten  Wirkungskreis,  nehmen 
dem  Amtmann  geradezu  einen  Teil  seiner  Tätigkeit  ab.  Immer- 
hin ist  aber  der  Amtmann  auch  für  ihre  Geschäftsführung  ver- 
anwortlich,  sie  sind  durchaus  seine  Unterbeamten  und  stehen 
keineswegs  etwa  in  einem  derartigen  Verhältnisse  zu  ihm ,  wie 
früher  die  niederen  Lokalbeamten,  Stadtpräfekt  und  Orts- 
schultheiss,  zum  Vogt.  Während  diese  reine  Ortsbeamte  und  in 
ihrer  Verwaltungstätigkeit  vollkommen  selbständig  waren,  höch- 
stens dass  sie  der  Oberaufsicht  des  Bezirksbeamten  unter- 
standen, gehören  jene  ganz  und  gar  zur  Bezirksverwaltung  und 
sind  meist  nur  ausübende,  unterstützende  Organe  des  Amt- 
manns, selten  selbständig  verantwortliche  Beamte. 

a)  Ein  derartiger  zweiter  Beamter  in  der  Verwaltung 
eines  Bezirksamts  ist  der  Schosser,  auch  Vogt  genannt3), 
der  sich  seit  dem  zweiten  Drittel  des  16.  Jahrhunderts  nach- 
weisen lässt.   Doch  nimmt  derselbe  immerhin  noch  eine  bedeu- 


*)  H.H.St.Arcb.  GAB.  IV  6  Nr.  2,  Landtag  von  1555:  „Anschlag  der 
Stenern  der  Adligen:  Amptt  Dessau:  8  Pfg.  —  Hanhs  vonn  ZeyniU;  Amt 
Zerwest:  6  Pf.  Hans  Statius;  Amt  «u  Warmsdorff  nnd  Plotsigk:  8  Pf. 
Oswaldt  Rodern. 

»)  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  608  ff. ;  Bornhak  S.  38,  53;  Isaak  söhn 
S.  63  ff.;  Schnioller  S.  48;  Wintterlin  S.  5;  v.  Below,  Territorium  S.  297. 

*)  Isaaksohn  S.  63 ff.;  Jakobs,  Alter  und  Ursprung  S.  111;  Below, 
Territorium  S.  297  ff. 
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tendere  Stellung  ein ,  wie  andere  Unterbeamte.  Nicht  jedes 
Amt  bat  einen  solchen  Scbosser,  er  findet  sich  vielmehr  neben 
dem  Amtmann  nur  bei  grösseren  Amtern1).  Ferner  ist  er 
uicht  immer  nur  zweiter  Beamter  und  bloss  neben  dem  Amt- 
mann tätig,  sondern  auch  durchaus  zu  selbständiger  Tätigkeit 
berechtigt.  Gelegentlich  wird  dem  Schosser  nämlich  auch  die 
alleinige  Verwaltung  eines  Amtes  Obertragen2),  namentlich 
kleinere  Ämter  sind  oft  nnr  einem  derartigen  Beamten  unter- 
stellt3). Er  fuhrt  dann  auch  wohl  den  Titel  „Amts Verwalter"  *) 
oder  „ am ts voigt" &),  einmal  findet  sich  sogar  die  Bezeichnung 
„Amtmann"  für  ihn6).  Seine  Wirksamkeit  entspricht  dann 
natürlich  genau  der  eines  Amtmanns,  er  ist  allerdings  meist 
uoch  der  Oberaufsicht  eines  benachbarten  Amtes  unterstellt7). 

Seinem  Stande  nach  ist  der  Schosser  in  der  Regel  bürger- 
licher Herkunft8),  doch  findet  sich  auch  ein  adliger  Träger 
dieses  Titels9),  allerdings  in  selbständiger  Stellung. 

Ist  der  Schosser  einem  Amte  zugeteilt,  so  ist  ihm  be- 
sonders die  Verwaltung  der  finanziellen  Geschäfte  übertragen. 
Die  Erhebung  und  Verrechnung  der  Einkünfte  und  Ausgaben 
ist  seine  eigentliche  Aufgabe,  er  hat  die  Geldsachen  zu  regeln 
und  mit  dem  Amtmann  jedes  Jahr  Rechnung  zu  legen10);  ge- 


')  G.Qu.d.Pr.S.  VI  598  (1634);  H.H.St.Ärch.  GAR.  IV  24  Nr.  93 
(1546),  Anschlag  des  Amtes  Dessau:  —  „und  weil  Dessau  und  Lippene  fast 
mehr  uff  Haushaltung  dan  auf  gewisse  Zinsen  stehet,  musste  neben  den 
Amptman  ein  Schosser  gehalten  werden,  der  die  sachen  mit  hulffe  vorboren, 
auch  die  rechnung  der  Fischereyen,  Holzkanfe,  nnd  also  die  Geltregister, 
einnähme  nnd  ausgäbe  vorwesete". 

•)  pag.  112. 

*)  So  ist  z.  B.  Plöteig  wohl  stets  nur  von  einem  Schosser  verwaltet 
(G.Qu.d.Pr.S.  VI  620  (1542),  688  (1560);  H.H.St.Ärch.  GAR.  IV  6  Nr.  1 
(1546)  (s.  pag.  85,  5);  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546)  (s.  pag.  120,  3). 

«)  G.Qu.d.Pr.8.  VI  620  (1542). 

»)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  688  (1560). 

•)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  640  (1547). 

0  pag.  Hl,  2- 

•)  G.Qu.d.Pr.S.  VI  598  (1534),  688  (1560);  XXVIII  1300  (1504);  Reg. 
591  (1461). 

•)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  5  Nr.  1  (1546)  „Nickol  Mohr"  (s.  pag.  85, 5); 
G.Qu.d.Pr.S.  VI  640  (1547). 

")  anm.  1;  Anbang  2  und  3. 

9* 
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legentlich  verwaltet  er  auch  zugleich  die  Geschäfte  eines 
Schreibers 1).  Daneben  unterstützt  er  den  Amtmann  in  der  Be- 
aufsichtigung der  Forsten2)  und  ist  auch  sonst  in  der  admini- 
strativen wie  gerichtlichen  Verwaltung  des  Bezirks  tätig s).  Ob 
er  hier  auch  selbständige  Berechtigung  hat,  wie  es  nach  der 
Polizei-  und  Landesordnung  von  1572  aussehen  könnte,  scheint 
mir  fraglich;  die  Erwähnung  des  Schossers  dort  kann  sich 
auch  nur  auf  Schosser  in  unabhängiger  Stellung,  entsprechend 
dem  Amtmann,  beziehen,  doch  ist  es  immerhin  möglich. 

Jedenfalls  ist  der  Schosser  der  bedeutendste  Beamte  der 
Bezirksverwaltung  nach  dem  Amtmann  und  ohne  Zweifel 
dessen  Stellvertreter.  Seine  Tätigkeit  kann  sich  ebenfalls  auf 
alle  Zweige  der  Bezirksverwaltung  erstrecken,  wenn  er  auch 
hauptsächlich  finanzielle  Funktionen  hat.  Auch  dies  beweist 
wieder,  dass  er  nicht  so  ganz  zu  den  festen  Unterbeamten  des 
Bezirksamtes  zu  rechnen  ist,  er  nimmt  mehr  eine  Mittelstellung 
zwischen  selbständigen  und  nur  ausfuhrenden  Beamten  ein. 

Seine  Besoldung  besteht  ebenfalls  in  Geld,  ist  aber  nicht 
so  hoch,  wie  die  eines  Amtmanns,  auch  wenn  er  ein  selbstän- 
diges Amt  verwaltet.  Sie  beträgt  ihm  Jahre  1546  12  oder 
15  fl.4),  ausserdem  erhält  auch  er  Kleidung  und  Beköstigung6); 
auch  wenn  er  neben  dem  Amtmann  tätig  ist,  steht  ihm  die  Be- 
nutzung eines  Pferdes  zu6). 

(i)  Dem  Vorsteher  des  Bezirksamtes  regelmässig  unterstellt 
ist  der  Amtsschreiber7)  als  ständiger,  zweiter  Beamter,  der 

•)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1646),  Amt  Lindau:  Ein  Schosser 
odder  voigt  vorwesct  mit  das  Schreiber  Ampt. 

*)  pag.  119,  5  (1546);  P.u.L.O.  XXV  Abs.  2  (1572). 

•)  P.u.L.0.  II,  XXIII,  XXX,  XXXI,  XXXVIII,  XLI,XLIII;  G.Qu.d.Pr.S. 
VI  598  (1534);  H.H.St.Arch.  vol.  III  275/276  Nr.  132  (1546)  (s.  pag.  78,  1); 
vgl.  131,  1). 

«)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546),  Amt  Dessau:  „Gc&inde- 
lohn:  —  dem  Schosser  15  fl.";  Amt  Worlitz:  „dem  Scbosser  ader  voigte  be- 
soldung  —  12  fl.". 

•)  Anschlag  des  Amtes  Dessau  (1546)  (s.  anm.  4):  „Kleydung:  —  dem 
Scbosser  2  cleid  —  9  fl.";  Amt  Worlitz:  „dem  Schosser  vor  2  cleid  — 
9  fl.;  zu  Babe  ader  Lippenisch  Amt  gibt  man  nur  1  cleid";  s.  a.  pag.  111,2; 
118,  3;  120,  3. 

8)  pag.  129,  8. 

')  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  600,  786;  Bornbak  S.  38,  53;  Schmoller 
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sich  in  jedem  Amt  unbedingt  neben  dem  Amtmann  findet  *)  und 
auch  bei  Zuteilung  eines  Schossers  wohl  meist  im  Amte 
bleibt2);  doch  tritt  auch  der  Fall  ein,  dass  dem  Schosser  seine 
Tätigkeit  mitübertragen  wird3). 

Über  den  Stand  des  Amtsschreibers  lässt  sich  nichts  nach- 
weisen, da  kein  Name  überliefert  ist;  jedenfalls  wird  er  aber, 
wie  die  Schreiber  der  andern  Verwaltungsbehörden4),  auch 
bürgerlicher  Herkunft  gewesen  sein;  ob  er  Rechtsgelehrsam- 
keit besitzt5),  ist  nicht  erkennbar. 

Seine  Stellung  ist  rein  lokaler  Art,  zu  allgemeinen  Ge- 
schäften wird  er  gar  nicht  herangezogen.  Er  ist  lediglich  Ge- 
hilfe und  ausübendes  Organ  des  Amtmanns.  Seine  Obliegen- 
heiten ergeben  sich  aus  seiner  Amtsbezeichnung,  er  ist  mit  der 
Erledigung  der  ganzen  schriftlichen  Tätigkeit  im  Amtsbezirk 
betraut.  Gerade  die  im  Laufe  der  Jahrhunderte  gestiegene 
Bedeutung  schriftlicher  Aufzeichnungen  in  jeglichem  Ver- 
waltungszweig ist  ja  ein  Hauptgrund  für  die  Vermehrung  der 
Beamten  und  verlangt  auch  im  lokalen  Amtsbezirk  eine  Teilung 
der  Geschäfte.  Der  dem  Amtmann  beigegebene  Schreiber  hat 
daher  vor  allem  die  ganze  Registerführung  im  Amte  unter 
sich6),  er  muss  die  Rechnungen  verzeichnen,  auch  wohl  selbst 
einfordern7)  und  diese  Verzeichnisse  zu  bestimmten  Zeiten, 


S.  48;  in  andern  Teilen  Deutschlands  wird  dieser  Beamte  auch  Keller  ge- 
nannt (s.  Wintterlin  S.  5;  v.  Below,  Territorium  S.  297;  Lamprecht  S.  1410). 

')  Die  gewöhnliche  Zahl  der  Beamten  in  einem  Amt  ist:  der  „Haupt- 
mann, sein  Knecht  und  ein  Schreiber"  (H.  H.  St.  Arch.  K.  33  —  III  71  Nr.  15 
(1557)  Amt  Rosslau:  „dies  aber  »int  die  Personen,  so  im  Ampt  ssu  erhalten 
notigk:  Ein  Hanptman,  sein  Knecht,  ein  Schryber";  vol.  III  233  Nr.  1  und 
2(1546)  fürdieÄmpter  Zerbst,  Lindau,  Rosslau;  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546) 
fftr  Dessau,  für  Zerbst,  für  Warmsdorf  (s.  pag.  113,  1),  für  Plozigk  (s.  pag. 
129,  6). 

•)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1646)  im  Amt  Dessau. 
')  pag.  129,  8  (1646). 
*)  pag.  89  und  97. 

*)  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  609;  Jakobs,  Alter  und  Ursprung 
S.  111. 

«)  H.H.St.Arch.  GAR.  —  IV  24  Nr.  93  (1546),  Amt  Dessau:  „Ein 
Amptschr eiber,  der  allerley  Missiven  schreibe,  auch  mit  in  den  vorhorn  und 
handeln  were,  alle  Ding  zu  registrieren". 

»)  H.H. St. Arch.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2  (1484),  Haushaltungsbuch  von 
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meist  wohl  alle  Wochen  oder  14  Tage,  zur  Durchsicht  ein- 
reichen. Ferner  hat  er  die  laufenden  Briefsachen  zu  erledigen, 
er  führt  daher  das  Siegel  des  Amtes,  darf  es  aber  nur  mit  Er- 
laubnis des  Landesherrn  oder  Amtmanns  benutzen.  Bei  Ver- 
hören und  sonstigen  Verhandlungen  dient  er  als  Protokoll- 
führer1). Sämtliche  Schriftstücke  hat  er  in  der  Schreiberei 
des  Amtes  sorgfältig  aufzubewahren,  und  es  ist  ihm  strengstens 
untersagt,  irgendwelche  Verzeichnisse  fortzugeben.  Überhaupt 
hat  er  über  seine  ganze  Tätigkeit  strengstes  Amtsgeheimnis 
zu  bewahren. 

Als  Gehalt  bekommt  er  eine  bestimmte  Geldsumme,  im 
Jahre  1484  7  Gulden"),  1546  sind  es  10  fl.8),  1570  schon 
20  fl.4);  ferner  steht  ihm  freie  Beköstigung  und  Kleidung 
zu5). 

y)  Die  Verwaltung  der  landesfürstlichen  Domäne  erfordert 
natürlich  auch  noch  eine  ganze  Anzahl  landwirtschaftlicher  Be- 
amter und  Gesindes,  im  Amt  Zerbst  sind  es  z.  B.  im  Jahre 
1546  32  Personen6). 

So  ist  oft  auf  den  einzelnen  Vorwerken  ein  besonderer 


Zerbst:  „Des  scribers  Ampt:  Item  dy  smede  zeu  vorwarenn  nnde  alle 
wochenn  rechentschafft  zeu  nemen,  getrauw  gehorsam  und  anwertich  zeu 
seynde,  keyue  sunder  myue  verwillunge  das  sigel  neme  au  zeu  drttckeno, 
nichts  und  nymande  keine  vertzeichange  uhs  der  scriberie  zeugebenn  und  was 
gehandelt  wirt  ingeheym,  bis  in  den  doyth  behalten  ande  alle  vertzeen  tage 
des  sunders  rechnunge  vertzeichent  gebe  unde  was  da  der  scriberie  van 
briven  ist,  uffe  beste  zeu  verwaren". 
»)  pag.  133,  6. 

')  H.H. St. Aren.  vol.  III  233  Nr.  1  und  2;  Vogteiordnnng  von  Bosslau: 
„Gesindelohen:  —  Item  dem  scriber  7  Gulden  1  Jahr". 

*)  H.H.St.Arch.  GAB.  IV  24  Nr.  93,  Amt  Dessau:  Gesindelohn:  — 
„dem  Amptschreiber  10  fl.";  Amt  Zerbst:  Ausgabe  Gesindelohn  „—  dem 
Amptschreiber  10  fl.". 

*)  H.H.St.Arch.  GAB.  IV  27  Nr.  118  „20  fl.  Johans  dem  Amptschreiber 
ein  Jharlohnn". 

»)  H.H.St.Arch.  GAB.  IV  24  Nr.  93  (1546),  Amt  Dessau:  Kleydung 

—  dem  Amptschreiber  2  cleid  —  9  fl.;  Amt  Zerbst,  „Ausgabe  vor  cleydung: 

—  dem  Amptschreiber  ein  cleid  thut  5  fl.";  s.  a.  pag.  111,  2;  113, 1;  118,  3; 
120,  3;  129,  6;  133,  1. 

•)  H.H.St.Arch.  GAB.  -  IV  24  Nr.  93. 
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Hofmeister1)  oder  Meier"),  auch  Hausvogt3)  genannt,  an- 
gestellt, zur  Beaufsichtigung  des  Gesindes  und  Viehs. 

In  der  Haushaltung  des  Amtes  gibt  es  einen  Küchen- 
meister4) für  Ausgabe  des  Essens,  wie  für  Futter  und  Korn, 
dem  wieder  ein  Ob  er  koch4)  unterstellt  ist;  das  Amt  Dessau 
hat  einen  Küchen-  und  Kornschreiber5).  Die  Getränke 
werden  von  einem  Kellner4)  verwaltet. 

Ferner  gibt  es  noch  einen  Torwärter6),  Ackervogt, 
Schirrmeister,  Stegemeister  und  sonstiges  Gesinde  von 
Knechten  und  Mägden7).  Dem  Amtmann  ist  stets  noch  ein  be- 
sonderer Knecht  zugewiesen  *).  Im  Amt  Dessau  hat  es  vor  1574 
auch  noch  einen  besonderen  „Futtermarschalch"  gegeben9). 

Alle  diese  unteren  Domänenangestellten  erhalten  ebenfalls 
freie  Beköstigung  und  Kleidung10),  auch  wohl  geringen  Bar- 
lohn, einige  wenigstens  sicher  ").  Sie  sind  aber  nur  Haus-  und 
landwirtschaftliches  Personal  des  Landesherrn,  nicht  landes- 
fürstliche Beamte. 

d)  In  der  Bezirksverwaltung  gibt  es  aber  noch  einige 
weitere  Beamte,  die  dem  Amtmann  unterstellt  sind.  So  ist  die 
Verwaltung  der  landesherrlichen  Forsten  besonderen  Holz- 
förstern1*)  überwiesen. 

»)  H.H.St.Arch.  GAR.  -  IV  24  Nr.  93  (1646),  Amt  Zerbst:  In  Bias: 
Der  Hoffmeister  —  und  hat  der  Hoffmeister  nichts  unter  seiner  hant  an 
allein  das  gesinde  zu  regieren  und  nfs  vihe  zu  sehen;  s.  a.  Rachel  S.  116. 

*)  pag.  119,  3. 

*)  Satthalterinstruktion  (Anhang  2). 

*)  H.H.St.Arcb.  vol.  HI  233  Nr.  1  und  2;  Haushaltungsbuch  von 
Zerbst  (1484). 

*)  H.H.StArch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546):  Gesindelohn  „dem  Kuchen 
u.  kornschreiber  —  10  fl.";  Kleydung  „dem  Korn  und  Kuchenschreiber  1 
cleid  5  iL". 

•)  H.H.StArch.  GAR.  —  IV  24  Nr.  93  (1546),  Amt  Dessau:  Gesinde- 
lohn: —  dem  Thorwärter  2  fl.". 

»)  H.H.8t.Arch.  GAR.  —  IV  24  Nr.  93  (1546),  Amt  Dessau;  vol.  III 
233  Nr.  1  und  2  (1484),  Amt  Rosslau:  Gesindelohen:  „Item  dem  Stege- 
meister 13  Schock"  (ebenso  bei  Zerbst). 

•)  pag  113,  1;  129,  6;  133,  1. 

")  Statthalterinstruktion  (Anhang  2). 

,0)  pag.  111,  2;  113,  1;  120,  3;  129,  6. 

M)  anm.  5—7. 

")  Isaaksohn  S.  132  ff;  Rachel  S.  131  ff 
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Von  einer  besonderen  Forstverwaltung  kann  aber  noch 
keine  Rede  sein.  Erst  im  Jahre  1574  wird  im  Amt  Dessau 
ein  Forstmeister  erwähnt,  doch  auch  dieser  untersteht  direkt 
dem  Vorsteher  des  Bezirksamtes 1).  Der  Amtmann  ist  auch  im 
16.  Jahrhundert  noch  der  oberste  Aufsichtsbearate  für  die 
Forsten,  „oberster  Holzförster",  wie  es  einmal  heisst2);  jeden- 
falls unterstchen  die  Förster  stets  seiner  oder  des  Schossers 
Aufsicht  •). 

Ihre  Aufgabe  ist  vor  allen  Dingen  die  Beaufsichtigung  der 
landesherrlichen  Forsten.  Sie  haben  auf  den  Bestand  der 
Holzungen  zu  achten,  besonders  »junge  Genaue"  vor  Holzlesen 
und  Eintreiben  von  Vieh  zu  schützen4),  und  die  Holzverkäufe 
zu  regeln*).  Ferner  sollen  sie  auf  die  Wildbahnen  und  den 
Bestand  des  Wildes  aufpassen,  auch  das  Ausnehmen  von  Vogel- 
nestern zu  verhindern  suchen ß).  Sonst  werden  sie  aber  auch 
benutzt,  die  Grenzen  des  Amtes  zu  bereiten,  auch  hin  und 
wieder  als  Boten  verwandt7). 

Ihrem  Stande  nach  gehören  sie  wohl  der  Landbevölkerung 
an7);  aus  dem  Amt,  das  wohl  auch  ihr  Sitz  ist,  erhalten  sie 
freie  Beköstigung  und  Kleidung8),  auch  wohl  geringen  Barlohn. 

s)  Im  15.  Jahrhundert  finden  sich  in  der  administrativ- 
fiskalischen Landesverwaltung  noch  besondere  Land  reit  er9). 
Sie  sind  ebenfalls  Unterorgane  des  Amtmanns 10)  und  haben  im 
wesentlichen  finanzielle  Funktionen,  nämlich  in  den  Dorfge- 
meinden die  landesherrlichen  Grundsteuern  einzutreiben 10)  und 


*)  Rentmeisterinstruktion  (Anhang  4). 

»)  pag.  119,  5. 

>)  pag.  117,  4;  119,  5. 

*)  r.u.L.O.  XXV  Abs.  2. 

6)  Rentmeisterinstmktion  (Anhang  4)  (1572);  pag.  119,  (5  (1557). 
•)  P.u.L.O.  XXVI  Abs.  6. 

7)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546),  Amt  Dessau:  „Blasi  Holz- 
furster,  Martinus  Holzfurster,  den  diese  beide  Holzfarster  muss  man  nf  der 
kost  halten,  die  grenzen  zu  bebten,  und  sie  hin  und  wider  zn  vorschicken 
und  zu  brauchen". 

a)  H.H.St.Arch.  GAR.  IV  24  Nr.  93  (1546),  Amt  Dessau:  „Kleydung: 
—  dem  Holzfurster  1  cleidt  5  fl.". 

9)  Schröder,  Rech tsgeach ich te  S.  609;  Isaaksohn  S.  78  ff. 

10)  Reg.  296  (1437). 


Digitized  by  Google 


137 


auch  bei  den  Jahrmärkten  in  den  Städten  die  fiskalischen  Ge- 
falle einzuziehen  ').  Weitere  Nachrichten  über  sie  sind  nicht 
anzutreffen. 

£)  Zur  Regelung  des  Verkehrs  auf  den  Landstrassen  gibt 
es  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  noch  besondere  Ge- 
leitsmänner, allerdings  werden  sie  nur  sehr  selten  erwähnt 2). 
Sie  sind  also  wohl  von  untergeordneter  Bedeutung,  aber  doch 
durchaus  laudesfürstliche  Beamte,  die  auf  den  Landesherru 
verpflichtet  werden.  In  der  Ausübung  ihrer  Tätigkeit,  über 
die  nichts  Näheres  überliefert  ist,  sind  sie  wahrscheinlich 
auf  die  einzelnen  Städte  im  Lande  angewiesen  und  haben  dort 
auch  ihren  Wohnsitz3).  Sie  unterstehen  den  Vorstehern  des 
Amtsbezirks,  denen  sie  wöchentlich  Rechnung  legen  müssen. 

3.  Die  Beamten  der  Ortsverwaltung. 

a)  Der  ländliche  Schulze. 

Iu  der  lokalen  Ortsverwaltung  ist  im  15./16.  Jahrhundert 
keine  wesentliche  Änderung  im  Beamtentum  eingetreten.  Die 
Verwaltung  der  einzelnen  ländlichen  Ortsbezirke  ist  auch  jetzt 
noch  einem  Schultheissen  oder  Bauermeister  übertragen; 
doch  wird  dessen  untergeordnete,  und  zwar  nach  wie  vor  orts- 
polizeiliche Tätigkeit  nur  einmal  erwähnt,  die  Polizei-  und 
Landesordnung  von  1572  ordnet  an,  dass  bei  Hochzeitsfeierlich- 
keiten dem  Amtmann  oder  „  Paurmeister u  jedesmal  ein  Ver- 
zeichnis der  Teilnehmer  eingereicht  werden  soll 4).  Die  Bedin- 
gungen des  Amtes  sind  dieselben  wie  früher.  Der  Schulze 
erhält  auch  jetzt  vielfach  Befreiung  von  allen  möglichen  Lei- 
stungen5), hat  aber  doch  einzelne  Abgaben  zu  leisten6). 


»)  Reg.  452  (1452). 

*)  Reg.  452  (1452)  und  P.u.L.O.  (1572)  S.  1. 

*)  Reg.  452  (1452)  heisst  es:  „Die  Geleitsraäuner  zu  Czerwist  und 
Kothen". 

*)  P.u.L.0.  XXXIX  Abs.  11. 

»)  H.H.St.Arch.  vol.  V  275b  Nr.  20  (1460),  „Schulte  sey  fry  der  pacht". 
*)  H.II.St.  Arcb.  K.  33  —  III  71  Nr.  15  (1557),  Vorweisregister  von  Ross- 
iao: „Roddeleben:  —  giebt  der  Scbulze  vom  Lehnpferde;  s.  p.  pag.  48 ff. 
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b)  In  den  Städten. 

In  die  Angelegenheiten  der  grösseren  Städte  greift  der 
Landesherr  im  15./ 16.  Jahrhundert  wohl  nur  noch  selten  ein. 
Die  städtische  Verwaltung  liegt  dem  Rat,  die  Gerichtsbarkeit 
in  der  Stadt  dem  Stadtrichter  ob  *).  Eigentlich  landesfürst- 
liche Beamte  gibt  es  nicht  mehr,  Vogt  und  Präfekt  sind  ver- 
schwunden oder  zu  städtischen  Beamten  geworden.  Wenn  in 
den  Magdeburger  Schöffensprüchen  einmal  im  Jahre  1540 s)  ein 
Gericht  der  anhaltischen  Fürsten,  „sunderliken  vor  irer  borg" 
erwähnt  wird,  „dat  von  deme  gerichte  in  der  stat  met  sundir- 
liken  richtern  unde  scheppen  gesundert  isu,  so  bezieht  sich  dies 
auf  das  fürstliche  Landgericht8),  das  allerdings  stets  für  das 
Stadtgericht  Oberinstanz  bleibt4).  In  der  Stadt  selbst  hat  der 
Landesherr  nur  bisweilen  noch  ein  sogenanntes  Burggrafen- 
gericht,  dem  Klagen  gegen  Bürger  „wegen  Vorgänge  in  der 
Stadt  zustehen"5);  über  seine  Zusammensetzung  und  Kom- 
petenz im  einzelnen  ist  jedoch  nichts  überliefert. 

Wenn  nun  aber  auch  der  Landesherr  gewöhnlich  keinen 
direkten  Beamten  mehr  in  der  Stadt  hat,  so  ist  ihm  doch  eine 
Beeinflussung  und  ein  Eingreifen  in  die  städtischen  Angelegen- 
heiten nicht  ganz  benommen.  Immerhin  ist  wenigstens  der 
Stadtrichter  nicht  ganz  unabhängig  von  der  landesherrlichen 
Verwaltung6).  Er  wird  wohl  von  Rat  und  Bürgern  freigewählt, 
bedarf  aber  doch  stets,  auch  wenn  die  Stadt  die  volle  niedere 
und  höhere  Gerichtsbarkeit  besitzt,  noch  der  Bestätigung  und 
Belehnung  seitens  des  Landesherrn7).  Auch  in  der  Ausübung 
seines  Amtes  ist  er  immer  noch  an  landesfürstliche  Vorschriften 
gebunden  und  überhaupt  stets  der  Vertreter  der  landesherr- 


»)  Reg.  140  (1420),  326  (1439),  452  (1452);  s.  a.  P.u.L.O.  XXXI  Abs.  1 
(1572);  Bertram-Krause  II  S.  318;  Rachel  8.  10. 

*)  Friese-Lieaegang  17,  158.         »)  Reg.  574  (1462). 

4)  Reg.  452  (1452);  s.  a.  Stölzel,  Gelehrtes  Richtertura  S.  318  ff. 

»)  Reg.  574  (1462)  ;  s.  a.  Beckmann  III  287. 

«)  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  639;  Isaaksohn  S.  197  ff.;  Stöfcel,  Ge- 
lehrtes Richtertum  S.  320 ff.;  Rachel  S.  9 ff. 
T)  Reg.  326  (1439). 
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liehen  Interessen  im  Stadtgebiet,  wie  sich  aus  der  Polizei- 
und  Landesordnung  von  1572  ergibt1). 

Selbst  der  Rat  der  Städte  ist  stets  noch  etwas  vom  Landes- 
fürsten abhängig.  Es  besteht  zwar  freie  Ratswahl,  „doch  soll 
das  Wahlergebnis  der  Herrschaft  schriftlich  unterbreitet  und 
zur  Bestätigung  vorgelegt  werden.  Wenn  der  neue  Rat  so 
bestätigt  ist,  soll  er  der  Herrschaft  den  Eid  leisten"  *).  Kleinere 
Städte  gehören  in  ihrer  ganzen  Verwaltung  wohl  einfach  zum 
Amtsbezirk  *). 

4.  Kirchen-  und  Schulverwaltung. 

Die  Organe  für  die  Kirchen  Verwaltung  und  Auf  rech  ter- 
baltung  der  sittlichen  Ordnung  sind  im  16.  Jahrhundert  in  Anhalt 
die  Superintendenten  und  Pfarrherrn4).  Sie  haben  auf  den 
richtigen  Besuch  der  Kirchen  in  ihrem  Bezirk  zu  achten  und 
Zuwiderhandlungen  den  „Gerichts  beuehlhabern"  zu  melden6); 
ferner  die  geistlichen  Gerichte  zu  handhaben6),  hierbei  über 
Ehesachen  "*)  zu  entscheiden,  Gotteslästerung  zu  verhüten  *)  und 
Trunkenheit  zu  bestrafen9);  die  Exekution  ist  den  weltlichen 
Richtern  vorbehalten 10).  Ferner  sind  sie  Schulinspektoren, 
jährlich  sollen  sie  die  Lehrer  inspizieren  u)  und  sonst  wöchent- 
lich in  den  Schulen  zuhören.  Zusammen  mit  den  Amtleuten 
müssen  sie  alljährlich  „Kirchen  Rechnunge  halten"12). 

Die  Pfarrherrn  sind  den  Superintendenten  unterstellt,  die 
über  ihren  Lebenswandel  die  Aufsicht  zu  führen  haben 18).  Ein 
Konsistorium  hat  in  den  anhaltischen  Landen  bis  1572  noch  nicht 
bestanden,  erst  die  Polizei-  und  Landesordnung  dieses  Jahres 
nimmt  auf  die  noch  nicht  völlig  durchgeführte  Einrichtung 


*)  P.u.L.O.XXX,  XXXI.         ■)  Reg.  574  (1462). 

*)  Vgl.  Uber  die  einzelnen  Städte:  Büttner  Pfänner  zn  Thal,  Anhalts 
Baa-  und  Knnstdenkm&ler  (Dessau  1894) ;  s.  a.  Stölzel,  Gelehrtes  Richtertum 
S.  317  ff. 

•)  P.n.L.O.  (1572);  s.a.  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  847. 

•)  P.u.L.0.  I  Abs.  2.        •)  P.n.L.O.  II. 

»)  P.u.L.0.  II,  III  Abs.  2,  3,  15.         •)  P.u.L.0.  III  Abs.  2. 

•)  P.n.L.O.  V  Abs.  1.         10)  P.u.L.O.  II  Abs.  10. 

»)  P.n.L.O.  VII  Abs.  1  und  2.         '«)  P.n.L.O.  XXXVIII  Abs.  2. 

»)  P.u.L.0.  I  Abs.  4. 


140 


eines  solchen  Bezug.  Die  treibende  Kraft  dabei  sind  die 
Landstände,  besonders  die  Städte1). 

Exkurs. 

Betrachten  wir  zum  Schluss  das  Verhältnis  des  ge- 
samten Beamten wesens  in  Anhalt  während  des  behandelten 
Zeitraums,  so  ergibt  sich  folgendes: 

Auch  in  den  anhaltischen  Territorien  lassen  sich  deutlich 
zwei  verschiedene  Perioden  in  der  Entwickelung  des  Beamten- 
wesens unterscheiden,  eine  mittelalterliche  und  eine  neu- 
zeitliche. 

Im  Mittelalter  finden  wir  noch  wenig  fest  bestimmte  Ein- 
richtungen. Zentral-  und  Hofverwaltung  sind  durchaus  ein- 
heitlich. Die  für  die  persönlichen  Bedürfnisse  des  Fürsten  und 
des  Hofes  notwendigen  Beamten  erledigen  zugleich  die  allge- 
meinen Landesangelegenheiten ;  die  Hofverwaltung  ist  also  ge- 
wissermassen  noch  der  wichtigere,  sicher  der  frühere  Teil  der 
Behörde. 

Auch  die  innere  Verwaltung  ist  noch  höchst  einfach  und 
unbestimmt,  durchaus  von  der  Vogteiverfassnng  beherrscht. 
Die  gesamte  Verwaltung  der  einzelnen  Bezirke  ist  meist  nur 
einem  einzigen  Beamten  übertragen,  mit  fast  unbeschränkter 
Selbständigkeit.  Von  einer  Kontrolle  durch  die  Zentral  Ver- 
waltung ist  kaum  zu  reden,  dabei  sind  auch  hier  die  Amts- 
kompetenzen durchaus  nicht  klar  festgesetzt. 

Ganz  anders  ist  das  Bild  in  der  zweiten  Periode,  seit  der 
Mitte  des  15.  Jahrhunderts;  fortan  macht  sich  eine  durchaus 
feste  Ordnung  geltend. 

Landes-  und  Hof  Verwaltung  sind  jetzt  vollkommen  ge- 
trennt. Die  Beamten  der  ersteren  haben  alle  wichtigen  Ge- 
schäfte der  Landesregierung  an  sich  gezogen,  die  Hofbeamten 
sind  von  der  allgemeinen  Verwaltung  durchaus  zurückgedrängt. 
Dabei  ist  eine  strenge  Scheidung  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige eingetreten,  ein  ständiges  Unterbeamtentum  ist  einge- 
richtet, auch  die  Kompetenzen  der  einzelnen  Beamten  genau 

l)  P.u.L.Ü.  II  Abs.  12. 
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festgelegt.  Vor  allem  aber  ist  jetzt  eine  feste  Zentralbehörde 
entstanden,  deren  Kontrolle  alle  Verwaltungszweige  unter- 
stellt sind. 

Ebenso  ist  die  innere  Verwaltung  jetzt  fester  ausgestaltet. 
Die  Bezirksverwaltung  ist  deutlicher  von  der  Ortsverwaltung 
geschieden  und  nunmehr  ebenfalls  an  die  Zentralstelle  ange- 
schlossen. Dadurch  ist  die  zu  grosse  Selbständigkeit  des  Be- 
zirksbeamten aufgehoben  und  eine  grössere  Gesetzmässigkeit 
geschaffen.  Daneben  ist  auch  hier  eine  bessere  Arbeitsteilung 
eingetreten.  Gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  macht  sich  auch 
eine  Einbeziehung  von  Kirche  und  Schule  in  die  landesherrliche 
Interessensphäre  bemerkbar. 

Was  nun  die  Verhältnisse  des  Beamtenrechts l)  anbetrifft, 
so  sind  auch  die  anhaltischen  landesfürstlichen  Beamten  durch- 
aus Diener  des  Landesherrn.  Wenn  auch  der  Inhalt  ihrer 
Funktionen  öffentlich-rechtlicher  Natur  ist,  so  stehen  sie  doch 
in  privatrechtlichem  Dienstverhältnis  zu  dem  Fürsten. 

Vorschriften  für  ihren  Bildungsgang  gibt  es  noch  nicht, 
nur  für  die  Stellen  der  Rechtsgelehrten  besteht  wohl  der  Nach- 
weis eines  akademischen  Grades.  Zwischen  höhern  und  subal- 
ternen Ämtern  wird  nicht  scharf  geschieden,  vielfach  rücken 
einzelne  Beamte  von  unten  auf. 

In  der  Mehrzahl  sind  die  Beamten  dem  Kreise  der  landes- 
fürstlichen Ministerialen  entnommen,  oder  sie  sind  Geistliche. 
Im  16.  Jahrhundert  treten  dazu  Bürgerliche  und  in  der  Zentral- 
verwaltung Männer  gelehrten  Standes.  Dadurch,  dass  der 
Landesherr  im  Mittelalter  Ministerialen  wählt,  erhält  er  für  die 
Ausführung  seiner  Befehle  vollständig  von  sich  abhängige 
Werkzeuge;  später  treten  mehr  und  mehr  Berufsbeamte  ein, 
die  ja  an  sich  schon  abhängig  sind. 

Die  Anstellung  der  Beamten  erfolgt  auf  Grund  eines 
Dienstvertrages,  in  dem  die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten 
geregelt  werden,  durch  Überweisung  einer  Bestallungsurkuude. 
Ob  ein  gegenseitiges  Kündigungsrecht  besteht,  ist  nicht  nach- 


*)  Bez.  des  Beamtenrechts  in  andern  Ländern  siehe  besonders:  Lnschin 
von  Ebeugreuth,  Öaterr.  Rechtsgeschichte  S.  428 ff.;  Rachel  S.  174  ff.;  Racb- 
fabl  S.  429  ff:  Rosenthal,  Gerichtswesen  S.  553  ff;  Spahn  S.  Ü2  ff. 
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zuweisen,  aber  wohl  wahrscheinlich.  Die  Zeit  der  Amtsver- 
leihung ist  verschieden,  meist  wohl  auf  eine  Reihe  von  Jahren 
oder  auch  auf  unbestimmte  Zeit.  Ist  die  festgesetzte  Frist 
abgelaufen,  so  wird  der  Vertrag  gewöhnlich  wohl  wieder  er- 
neuert oder  verlängert,  oder  auch  das  gegenseitige  Verhältnis 
geht  stillschweigend  weiter;  im  16.  Jahrhundert  erfolgt  die  Er- 
nennung meist  schon  auf  Lebenszeit. 

Die  Grundsätze  des  Lehnrechts,  besonders  Erblichkeit, 
werden  im  allgemeinen  nicht  auf  das  Beamtentum  übertragen. 
Der  Landesherr  wählt  die  Beamten  frei  aus,  vergibt  die  Stellen 
nur  auf  Zeit  und  wahrt  sich  so  sein  Verfügungsrecht  über  die 
Amter.  Eine  Ausnahme  machen  wohl  nur  die  Lokalbeamten  der 
Ortsgemeinden,  sonst  sind  die  Organe,  mit  denen  man  an  der 
Zentralstelle  und  in  der  Orts  Verwaltung  arbeitet,  durchweg 
noch  frei  absetzbare  Beamte. 

Ob  eine  Veräusserung  der  Amter  durch  Pacht  oder  Ver- 
pfändung an  einzelne  Personen  stattfindet,  ist  nicht  nachzu- 
weisen. Immerhin  ist  es  möglich,  da  der  Landesherr  vielfach 
in  Geldverkehr  mit  seinen  Beamten  gestanden  hat,  auch  oft 
deren  Schuldner  gewesen  ist1).  Jedenfalls  bewahrt  sich  aber, 
wie  in  Brandenburg2),  der  Landesherr  dann  immer  noch  eine 
Kontrolle. 

Das  Ernennungsrecht  der  Beamten  hat  der  Landesherr; 
in  der  Auswahl  ist  er  aber  wohl  an  die  Forderungen  des  In- 
digenats  gebunden,  wenigstens  gehört  der  grösste  Teil  der  Be- 
amten den  Landesuntertanen  an.  Vor  Eintritt  in  das  Amt  ist 
von  den  Beamten  ein  Diensteid  zu  leisten;  geht  das  Gebiet 
etwa  in  andere  Hände  über,  so  müssen  sie  erat  besonders  ihrer 
Dienstpflicht  entlassen  werden 8). 

Durch  den  Eintritt  in  das  Beamtenverhältnis  übernimmt 
der  Beamte  eine  Anzahl  von  Pflichten,  die  auch  in  Anhalt  teils 
durch  den  Dienstvertrag,  teils  durch  erteilte  Instruktionen,  teils 
durch  das  Herkommen  festgestellt  sind.  Vor  allem  wird  von 
ihm  gewissenhafte  und  sorgsame  Erfüllung  der  Aufgaben, 

»)  Reg.  295  (1436);  H.H.St.Arch.  K.  44  -  IV  98  Nr.  60;  K.  44  —  IV 
99  Nr.  61  (1477);  K.  44  -  IV  69  b  Nr.  10  (1465);  K.  44  -  IV  60  Nr.  41 
(1492);  vol.  V  275  b  Nr.  19  (a.  pag.  65,  1). 

')  Kühns  S.  287.         »)  Reg.  573  (1460). 
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sowie  strengster  Gehorsam  gefordert,  er  hat  das  Dienst- 
geheimnis zu  bewahren  und  darf  sich  jedenfalls  auch  in  keinem 
andern  Beamtenverhältnis  befinden;  Geschenke  anzunehmen, 
ist  ihm  untersagt.  Für  Verletzung  der  Pflichten  werden  die 
Beamten  zur  Rechenschaft  gezogen,  die  zuständige  Gerichts- 
behörde ist  flu*  sie  die  Zentralstelle,  Vergehungen  an  Beamten 
gehören  an  die  Obergerichte1). 

Die  Rechte  der  Beamten  bestehen  vor  allem  in  Besoldungs- 
ansprüchen. Gewöhnlich  erhalten  die  Beamten  ein  Gemisch 
der  verschiedensten  Arten  von  Besoldung.  Feste  Gehaltssätze 
gibt  es  lange  nicht,  den  Beamten  werden  bis  ins  15.  Jahr- 
hundert Pertinenzen  des  Amts,  Grundstücke,  Hebungen  über- 
wiesen; erst  im  16.  Jahrhundert  erfolgt  die  Besoldung  vor- 
wiegend in  Geld.  Einige  Beamte  werden  auch  noch  auf 
Sportein  angewiesen,  doch  konnten  daher  leicht  Bedrückungen 
kommen.  Ausserdem  haben  die  Beamten  zu  jeder  Zeit  An- 
spruch auf  freie  Beköstigung  und  Kleidung,  wie  sonstige 
Naturalreichnisse  aller  Art.  Auslagen  werden  den  Beamten 
wiederersetzt,  bei  Reisen  bekommen  sie  Tagegelder  und  Ver- 
gütungen. Rechtsanspruch  auf  ein  Ruhegehalt  gibt  es  auch 
im  16.  Jahrhundert  wohl  noch  nicht,  doch  wird  den  Beamten 
öfter  noch  eine  besondere  Gnadenverleihung,  wie  Überweisung  von 
Gefällen  oder  Befreiung  von  Abgaben,  beim  Dienstaustritt  zuteil *). 

Überhaupt  fehlt  es  auch  sonst  nicht  an  Beweisen  der  An- 
erkennung der  von  den  Beamten  geleisteten  Dienste  seitens  des 
Landesherrn;  er  tritt  durchaus  für  seine  Beamten  ein,  sei  es 
um  sie  vor  Gefahren  zu  sichern,  sei  es  um  ihnen  aus  be- 
drängter Lage,  z.  B.  Schuldennot  u.  dgl.,  zu  helfen 8).  Ob  den 
Beamten  Steuerfreiheit  des  Einkommens  zusteht,  lässt  sich 
nicht  sicher  nachweisen;  ganz  befreit  von  allen  Abgaben  sind 
sie  jedenfalls  nicht. 

Man  sieht  also,  die  Verhältnisse  der  Beamten  in  den  an- 
haltischen Territorien  sind  im  wesentlichen  denen  in  den  übrigen 
Gebieten  des  deutschen  Reiches  entsprechend4). 

•)  P.u.L.0.  Xm  1  Abs.  1.         *)  v.  H.  III  (1315)  ;  pag.  107,  9  (1571). 
')  Reg.  354  (1441),  460  (1453)  ;  Rentmeiaterinstruktion  (Anhang  4). 
*)  Vgl.  dazu  pag.  141,  1. 
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Schlusswort 


Vorliegende  Arbeit  hat  den  Zweck,  die  Einrichtungen  des 
landesherrlichen  Beamtentums  in  den  anhaltischeu  Territorien 
vom  12.  bis  zum  16.  Jahrhundert  darzulegen.  Da  fast  aus 
sämtlichen  Anhalt  umgrenzenden  Gebieten  Darstellungen  der 
Verwaltungsorganisationen  vorliegen,  wird  es  um  so  will- 
kommener sein,  auch  die  Einrichtungen  eines  Landes  kennen 
zu  lemen,  das  gewissermassen  im  Herzen  des  mittelalterlichen 
östlichen  Verwaltungsgebietes  gelegen  ist. 

Für  die  Beurteilung  der  anhaltischen  Verfassungsverhältuisse 
ist  vor  allem  zweierlei  von  Wichtigkeit:  Einmal  ist  durch  das 
ganze  Mittelalter  bis  zum  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  das 
anhaltische  Land  fast  nie  ein  einheitliches  Verwaltuugsgebiet 
gewesen,  sondern  fortwährend  durch  Teilungen  zersplittert  und 
in  kleine  Territorien  aufgelöst.  Es  ist  daher  kaum  imstande, 
selbständig  auf  dem  so  wichtigen  Gebiete  der  Verwaltungs- 
einrichtungen vorzugehen,  sondern  hierin  fast  völlig  auf  das 
Vorbild  der  grösseren  Nachbargebiete  angewiesen.  Anderer- 
seits sind  die  auhaltischen  Territorien  vollkommen  eingezwängt 
zwischen  Gebiete,  die  zu  den  bedeutendsten  Länderbezirken 
des  Deutschen  Reiches  gehören.  Die  westlichen  Bistümer,  auch 
Magdeburg,  sind  allerdings  für  die  anhaltischen  Verwaltungs- 
verhältnisse wegen  ihrer  geistlichen  Regierung  und  ihres  meist 
geringeren  Umfangs  von  weniger  grosser  Bedeutung,  doch 
immerhin,  namentlich  in  den  ersten  Jahrhunderten,  nicht  ganz 
ohne  Einfluss.  Vor  allem  aber  sind  es  die  beiden  weltlichen 
Grossstaaten  des  deutschen  Ostens,  Brandenburg  und  die 
wcttinischen    Lande,     die    den    anhaltisehen  Verwaltungs- 
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Organisationen  zum  Vorbild  gedient,  die  ihnen  ihr  Gepräge 
aufgedrückt  haben.  Dies  konnte  um  so  leichter  geschehen, 
als  die  anhaltischen  Fürsten  zu  den  Herrschern  beider  Länder 
fortwährend  in  engen  verwandtschaftlichen  oder  doch  freund- 
schaftlichen Beziehungen  gestanden  haben.  Die  ersten  deutschen 
Fußten  Brandenburgs  gehören  ja  selbst  dem  Hause  der  Askanier 
an,  und  auch  die  Wettiner  sind  in  vielfacher  Weise  mit  den 
auhaltischen  Fürsten  verschwägert  und  verbündet. 

Von  vornherein  ist  also  bei  Betrachtung  des  anhaltischen 
Beamtenwesens  eine  starke  Beeinflussung  durch  diese  beiden 
Nachbargebiete  anzunehmen.  Selbstverständlich  sind  die  Ein- 
richtungen dieser  Länder  nicht  ohne  weiteres  übernommen, 
sondern  es  ist  den  besonderen  Verhältnissen  der  anhaltischen 
Lande  durchaus  Rechnung  getragen. 

Hinsichtlich  der  zeitlichen  Begrenzung  der  Arbeit  hat  es  dem 
Verfasser  am  besten  geschienen,  die  Betrachtung  bis  zum  Anfang 
der  Regierung  Joachim  Emsts  (1551 — 1603)  fortzuführen  und 
erst  mit  den  Jahren  1572—74  abzuschliessen.  Der  Anfang  der 
70er  Jahre  des  16.  Jahrhunderts  bildet  wie  in  der  politischen,  so 
auch  in  der  Verwaltungsgeschichte  Anhalts  einen  bemerkenswerten 
Abschnitt.  Nicht  nur,  dass  in  dieser  Zeit  sämtliche  anhaltischen 
Gebiete  seit  langer  Zeit  wieder  in  einer  Hand  vereinigt  werden, 
auch  die  Verwaltungsverhältnisse  erhalten  jetzt  eigentlich  zum 
erstenmal1)  grössere  Ordnung  und  Bestimmtheit.  Durch  die 
Herausgabe  der  gedruckten  „Polizey-  und  Landes-Ordnung"  seitens 
des  Fürsten  Joachim  Ernst  im  Jahre  1572,  der  die  Aufstellung 
einer  besonderen  Hofordnung  vorausgegangen  ist,  der  noch 
einige  Instruktionen  für  die  Vorsteher  der  einzelnen  Verwaltungs- 
ressorts an  der  Zentralstelle  im  Jahre  1574  folgen,  sind  für 
die  gesamte  Landes-  und  Hofverwaltung  dauernde,  feste  Normen 
gegeben,  anstelle  früherer  Willkür  und  einer  gewissen  Regel- 
losigkeit der  jeweiligen  Verordnungen  sind  nicht  zu  umgehende, 
bindende  Vorschriften  getreten. 

In  der  Behandlung  der  vorliegenden  Arbeit  schien  es  am 
angebrachtesten,  eine  gemeinsame  Darstellung  der  ßeamten- 


l)  Aus  früherer  Zeit  lassen  sich  nur  einige  Amtshauslialtsbe<*t  immunsten 
anführen. 

Scbreckcr,  Beamtentum  in  Anbalt  10 
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Verhältnisse  in  dem  anhaltischen  Gesamtgebiete  zn  geben  und 
nicht  jedes  Territorium  einzeln  zu  behandeln.  Durch  die  ver- 
schiedenen Teilungen  des  Landes,  die  auch  noch  innerhalb  der 
einzelnen  Gebiete  sich  wiederholen,  ist  eine  Übersicht  über  die 
Beamtenorganisationen  jeder  einzelnen  Verwaltung  sehr  er- 
schwert, ja  fast  vollständig  ausgeschlossen;  ferner  ist  das  zur 
Verfügung  stehende  Material  nicht  so  umfangreich,  um  für  jedes 
der  Territorien  eine  eigene  Behandlung  des  Beamtenwesens 
zweckmässig  und  ausreichend  erscheinen  zu  lassen;  endlich  sind 
auch  die  Einrichtungen  im  allgemeinen  derartig  übereinstimmend, 
dass  eine  getrennte  Behandlung  nur  zu  fortwährenden  Wieder- 
holungen führen  würde.  Etwaige  Abweichungen  der  Ein- 
richtungen in  den  einzelnen  Territorien  sind  an  der  betreffenden 
Stelle  behandelt. 

Das  für  die  vorliegende  Arbeit  nötige  Urkundenmaterial 
ist  für  die  Zeit  bis  zum  Jahre  1400  dem  umfassenden  „Codex 
diplomaticus  Anhaltinus"  des  Dr.  Otto  von  Heinemann  ent- 
nommen; für  die  Jahre  1401 — 1471  schliesst  es  sich  im  wesent- 
lichen an  die  von  Archivrat  Prof.  Dr.  Wäschke  herausgegebenen 
sehr  ausführlichen  „Regesten  der  Urkunden  des  Herzoglichen  Haus- 
und Staatsarchivs  zu  Zerbst  aus  den  Jahren  1401 — 1500"  an, 
für  die  letzten  ungefähr  120  Jahre  bis  1574  beruht  die  Arbeit 
auf  Studien  des  Verfassers  im  Herzoglichen  Haus-  und  Staats- 
archiv zu  Zerbst,  dessen  Benutzung  ihn  vom  hohen  Staats- 
ministerium gütigst  gestattet  wurde. 

Herrn  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  Lindner  sowie  Herrn 
Archivrat  Prof.  Dr.  Wäschke  zu  Zerbst  danke  ich  für  die 
gütige  Unterstützung;  zu  ganz  besonderem  Danke  aber  bin  ich 
Herrn  Prof.  Dr.  Heldmann  verpflichtet,  der  mir  nicht  nur  die 
Anregung  zu  dieser  Arbeit  gegeben,  sondern  mich  auch  bei  der 
Bearbeitung  jederzeit  auf  das  liebenswürdigste  unterstützt  und 
sich  auch  bereitwilligst  der  mühevollen  Aufgabe  einer  um- 
fassenden Durchsicht  unterzogen  hat.  Ihm  auch  an  dieser 
Stelle  meinen  ergebensten  Dank  auszusprechen,  ist  mir  eine 
höchst  angenehme  Pflicht. 
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Anhang  1 


Hofordnung  des  Fürsten  Bernhard  (circa  1570).   (H.H.St.Arch.  vol.  III 

234  Nr.  6). 

(Ich  gebe  hier  den  letzten  Teil  geschlossen  wieder,  weil  er  noch  einmal 
die  Pflichten  sämtlicher  Hofbeamten  knapp  znsammenfasst ,  das  übrige  ist 
schon  an  seinem  Platze  verzeichnet.) 

Und  letzlich: 

Uff  dieser  Ordnung  zusehen,  davor  um  vleissige  acht  zu  haben,  darüber  zu 
halten,  die  Gehorsamen  zu  schützen  und  die  ungehorsamen  ernstlich  zu 
straffen,  sollen  fürnemlich  verordent  seinn  der  Hauptmann,  Marschalk,  Kanz- 
ler und  Reuthmeister,  welche  fürnemlich  das  was  Gotes  ehre  belanget,  dar- 
nach uff  unser  nutz  und  Bestes  denken  und,  bey  weme  sie  die  volge  nicht 
habenn  wurden,  zu  uns  sich  Schuzes  und  Schirmes  vorsehenn  sollenn. 

Dieselben  oder  Ihrer  einer  sonderlich  Hauptmann  oder  Marschalk  sollen 
oben  Hofgesinde  vor  Kuchenn,  Keller,  Brauhaus,  futterbodenn ,  vorwerk, 
fischereien  und  alles  zu  bestellenn  macht  habenn,  nichts  ausgeschlossen, 
denen  auch  Kuchenschreiber,  Koche,  Fischer,  Keller  und  alles  Hoffgesinde, 
bey  höchster  straffe  zu  gehorsamen  sollen  schuldig  sein,  welche  oder  welcher 
sich  aber  darwider  ufflehnen  wurde,  die  oder  der  sollen  nicht  gelittcu 
werden,  sondern  sich  dahinn  begebenn,  do  ehrs  machen  muge,  wie  ehs  ime 
gefallt. 

Und  soll  der  Marschalk,  wenn  wir  zu  Tische  gehen  wie  vorn  gemeldet, 
uff  unsea  wartenn,  das  Handtwasser  reichenn,  und  wer  ahn  den  tisch  gehöret, 
uach  ordenung  setzenn  und  auff  die  andern  tische  achtung  habenn,  das  nie- 
mandt  zu  tische  gestattet,  auch  keine  Jungs  nitt  einlauffe,  der  nicht  zu 
tische  gehöret,  welche  ehr  hartt  anreden  und  abweisenn  soll. 

Uff  die  futterung  sollenn  sie  auch  gutt  acht  habenn,  das  ordentlich  ge- 
futtert, und  uff  die  pferde,  so  mahn  verschickt,  nichts  gefordert  viel  weniger 
gegeben  werdenn,  Inn  Wagenstellenn  solch  uffsehenn  zu  habenn,  soll  dem 
voigt  bewholen  seinn,  das  mahn  auch  mitt  heuv  unde  Stro  zur  notturfft  und 
nicht  zum  uberflus  und  vertrieb  umbgebe. 

Nachdem  auch  ahn  Brenholtz  und  Küchenholtz  nicht  überflnss  vornan- 
•ienn  und  auch  sonst  die  führe  schwer  ankumpt,  das  man  Rahtaam  mit  dem 
Brennen  umbgehe,  derwegeu  Hauptmahn  und  Beuhelhaber  hir  obenn  am  Hoffe, 
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in  Euch,  Hoffstube,  Kantzeley,  Thorstnbenn  und  wo  feuer  gehaltenn  wirdt, 
uffsebenn  habcnn  sollenn,  das  nichts  unnutzes  am  boltze  verspildet,  sondern 
zur  notturfft  gebraucht  und  in  radsarakeit  abgeschnitten  werde. 

Im  Keller  mag  nach  gelegenbeit  der  Schenke  Arbeit  feuer  gebaltenu 
werdenn,  wenns  aber  nit  vonnotben,  vermiedenn  werden,  soll  auch  nach  den 
feuerstellen  am  Howe  des  abents  der  Harschalk  inu  stellenn  und  ahn  allenn 
ortben,  desgleicben  nach  den  liebten  sehen,  das  gewarsam  damit  umbgaugen 
werde,  auch  von  niemande  leyden,  ubir  die  Zeitt  zu  sitzen  und  wers  thut, 
dieselben  ernstlich  anredenn  und  wer  sich  iro  walte  widersetzigk  mache, 
kegenn  deme  oder  dieselbenn  die  geordennt  Straffe  furnehmeun;  also  den 
vorgnante  soll  uffgelegenn  seinn,  solch  vleissigk  uffsebenn  inn  der  Hovstuben, 
Meyerey  und  in  stellenn,  uffm  Vorwerke  des  feuers  balben  zu  habenn ;  dem 
Voigte,  die  Knechte,  Meyersche  und  Meygde,  die  in  seinem  Gehorsam  be- 
uohlen  sein,  Was  er  bey  lhnenn  oder  mit  Ihnen  schaffen  unde  gebietbenn 
wurde,  demselbenn  getreulich  nachsetzen. 

Anhang  2. 

Stadtthaltters  Instruction  (1574).  (H.H. St. Arch.  (MR.  III  248  Nr.  80.) 

Instruction,  Ordnung  und  Beuehl  des  durchlauchten  Hochgeborneu 
Fürsten  und  Hern,  Hern  Joachim  Ernsten,  Fürsten  zu  Anhaltt,  Graffen  zu 
Assanien,  Hern  zu  Zerbst  und  Bernburgk,  Wess  sich  s.  f.  g.  Stadtthalter 
Moritz  Bieder,  in  seira  Stadtthalter  Ambt  solle  vorhalten, 

Nemlichen,  und  dieweil  s.  f.  g.  Ihnen  mitt  der  Justiciensachen  in  der 
Regierung,  darnach  auch  mitt  den  Schultsachen,  vorschonen,  damitt  er  der 
Uauss  und  Hoffhaltung,  daran  s.  f.  g.  viel  und  hoch  gelegen,  desto  besser 
abzuwarten,  So  sol  er  Ihme  solche  treulich  lassen  beuolen  sein,  Sonderlich, 
und  alss  s.  f.  g.  zur  Hoffhaltung  nachfolgende  Euiptter  deputiert,  alss  Zerbst, 
Linda w,  Rosslaw,  Kosswigk,  Desssan,  Wörlitz,  Wolffen,  Warmssdorf,  Plötzigk, 
Soll  er  dieselbige  insonderlicheu  beuehl  haben,  und  daruf  sehen,  dass  der- 
selbigen  einkommen  fortgesetzet ,  gesteigert,  erhöhet,  und  aller  muglicher 
nutz  darin  gesucht  werde. 

Und  dass  aus  Itzt  berurten  Empttern,  wass  zur  Hoffhaltung,  fürstlichen 
tische,  Kuchen,  Keller,  und  Futterboden  gehörigk,  zu  rechter  Zeitt  vorschafft, 
Das  auch  die  Einkommen  zu  rechter  Zeitt  einbracht,  Holtz,  getreidieb, 
Wollen,  Hainel  und  anders,  mitt  besten  nutz  vorkaufft,  Sol  auch  die  Land- 
grentzeu  dieses  Ainpts  Dessau,  in  vleissig  acht  haben ,  darmit  s.  f.  g.  daran 
nichts  entzogen, 

Item,  daruf  sehen,  das  von  den  Ambttleuten  und  Schössern,  das  gelt, 
zu  rechter  Zeitt,  in  unser  Cammer  gelieffert,  daruf  s.  f.  g.  M.  Wolffen  be- 
scheiden, und  Ihme  Benedictus  zum  Cammerschreiber,  zugeordent,  die  sich  for- 
der darmit,  nach  laut  Ihrer  Instruction  vorhalten  sollen, 

Ob  auch  wol  die  ander  Empttcr  zum  teil  zu  den  schulden  deputiret, 
zum  teil  vor  s.  f.  g.  selbsteu  reseruiret,  und  also  Ihre  sonderliche  Mass  und 
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vorordnnng  haben,  Sol  doch  <ler  Stadthaltter  nichtes  weniger  Ihme  des  ganzen 
Landesnutz,  wo  solcher  könne  geschafft  werden,  lassen  angelegen  sein,  seinen 
Pflichten  nach  zu  befördern,  Jedoch  sol  er  sich  darin  ohne  s.  f.  g.  vorwissen, 
rorenderang  zu  tbun,  nicht  anmassen. 

Die  Ambts-Rechnung  sol  er  durchaus  belffen  anhören ,  darzu  8.  f.  g. 
Ihme,  sowohl  in  andern  hausshaltungen,  so  wichtige  Sachen  furfallen,  wollen 
andere  Hoff  Rethe  vom  Adel  jederzeit  zuznordenen  wissen,  mitt  denen  er, 
wasa  fnrfellet,  bestes  vleisses  beradtschlagen  und  vorrichten  solle, 

So  soll  Ihme  auch  in  dem  Ambtt  Dessau  uff  die  forwerge,  und  bestal- 
lung  des  Ackerbaues  zu  sehen,  der  Futter  Marschalg  Bernt,  alss  bestalter 
Haussvoigt,  zugeordent,  welcher  Ihme  dieselbige  wirdet  treulich  lassen 
benolen  sein, 

Sonsten  soll  der  Stadtthaltter  die  Ander  Emptter,  so  zur  Hausshaltung, 
wie  obstehet,  geschlahen,  offter  im  Jahr  selbsten  besuchen,  und  sich  gegen- 
wertig, aller  gelegenheit  erkunden,  zu  sehen  und  zu  erfaren,  wie  es  mitt  der 
Hansshaltung  fortgehet,  und  wass  man  vor  die  Küche  und  Keller,  daraus 
jeder  Zeit  nemen,  und  in  die  Hoffhaltung  lieffern  kau, 

Wie  es  nun  die  Sachen  jederzeitt  befindet,  so  sol  er  es  s.  f.  g.  berichten, 
a.  f.  g.  sein  nndertheniges  trewes  bedencken  mitteilen ,  und  wass  daruf  von 
s.  f.  g.  vorordent  wirdet,  also  ins  werck  setzen  und  vorrichten  lassen. 

Actum  Dessau  den  1.  Aprilis. 
Anno  1574. 

Anhang  3. 

Kammeriustruktion  (1574).    (H.H. St. Arch.  GAR.  III  248  Nr.  »U 

Instruction,  Ordnung  und  Beuehl  dess  durchlauchtigen  Hochgeborneu 
Fürsten  und  Hern,  Hern  Joachim  Ernsten,  Fursteu  zu  Anhakt,  G raffen  zu 
Assauien  etc.  Wess  sich  magister  Wolffgangus  furman,  in  der  Rentcrey  und 
Cammersachen,  vorhalten  solle, 

Nachdem  s.  f.  g.  zur  Hausshaltung  nachfolgende  Emptter,  alss  Zerbst, 
Lindau,  Rosslan,  Kosswigk,  Dessau,  Wörlitz,  Wolffen,  Warmssdorf,  Plötzigk 
etc.  deputiret,  sol  er  darüber  jerliche  Rechnung,  neben  andern,  helffen  an- 
hören, und  alle  einnähme  von  den  Ambtieuten  und  Schössern  derselbigen,  au 
gelde,  zu  eich  nehmen,  darmitt  uff  negst  kommendt  Johannis  anfahen,  Und 
die  Ambtieute  und  Schösscr,  laut  Ihrer  Rechnung,  wan  und  so  ferne  solche 
richtigk,  s.  f.  g.  allzeit  bericht  thuen,  und  s.  f.  g.  selbsten  die  Quitanzen  zu- 
nolziehen  siegeln  lassen,  Und  dan  der  Ambten  und  Schösser  Rechnung,  in 
ein  kästen  wol  vorwarlicb  behalten,  Und  über  solche  sein  Einnahme  seine 
richtige  Register  nnd  Vorzeichnus  halten,  darmit  solche  mitt  den  Rechnungen 
der  Ambtten  und  Schösser  übereinstimmen. 

Weil  er  aber  alters  und  auder  s.  f.  g.  sachen  halber  die  aussgabe  nicht 
halten  kan,  Sol  Ihme  Benedictas  zu  eim  Cammerschreiber  zugeordent  werden, 
der  sol  die  Aussgabcu  halten,  also,  dass  Ihme  M :  Wolff  Jederzeit  ein  Summa 
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geldes  zustelle,  wan  er  die  ausgegeben ,  alssdan  ein  ander  Summa,  darum 
solleu  die  aussgaben  gehalten  werden,  nach  dem  Tittel  und  Posten  wies.f.g. 
solche  wollen  sonderlich  znuorordeuen  und  zuuorseichen  lassen  wissen,  Son- 
derlich aber  der  Diener  besoldung  zu  gepurlicher  Zeit  entrichten, 

Die  Handtwergsleute  sollen  in  eine  Jahr,  zu  etzlich  mahlen  bescheiden 
vor  dem  Stadthalter,  Renthmeistern  und  andern,  so  darzu  gehören,  abrech- 
nung  mitt  Ihnen  gehaltenn  und  daruf  bezalet  werden, 

Sonsten  was  für  Kuchen,  Keller,  und  Hoffbaltung  für  aussgaben  vor- 
fallen, die  werden,  wie  es  teglich  furkompt,  bezalet,  und  do  wass  daran 
auffgeborget,  das  solches  nicht  in  die  Merkte  vorschoben,  Sondern  souiel 
tauglich,  alhier  in  der  Renterey  die  Zalung  geschehen  möchte,  darin 
M.  Wolff  sich  doch  Jederzeit  wol  bey  seiner  f.  g.  wirdet  bescheidts  zu  er- 
holen wissen. 

Es  wollen  auch  s.  f .  g.  sonderlich  daran  sein,  dass  M:  Wolff  in  allen 
Posten,  wass  auszugeben  sein  möge,  ein  gewissen  beuehlich  von  s.  f.  g. 
erlange, 

Ohne  das,  und  wo  er  s.  f.  g.  beuehls  nicht  gewiss,  sol  er  zur  Zalnng 
von  niemandts  beschwert  werden,  viel  weniger  Jemandes,  es  sey  wer  er 
wolle,  gelt  auf  Rechnung  vorsetzen  oder  zustellen. 

Actum  Dessau  deu  1.  Aprilis. 
a«.  1574. 

Anhang  4. 

Rentmoisterinstruktion  (1574).   (H.H.St.  Arch.  GAR.  III  218  Nr.  80). 

Instruction  und  Ordnung  des  durchlauchtigen  Hochgebornen  Fürsten 
und  Hern,  Hern  Joachim  Ernsten  Fürsten  zu  Anhalte,  Graffen  zu  Assanien 
etc.,  wess  sich  s.  f.  g.  Renthmeister  Alex  Pultz  vorhaltteu  solle, 

Aldieweil  s.  f.  g.  nubnmer  die  ganze  Einnahme  und  aussgabe  der 
Erapter,  so  zur  Hoffhaltung  geschlagen,  in  die  Cammer  gelegt,  darzu  H: 
Wolff  und  Benedictas,  alas  ein  Cammer-Schreiber  vorordnet, 

So  sol  der  Renthmeister  hinfurder,  und  von  Johannis  negstkomroendt 
anzufallen  das  Ambtt  Dessau  allein  vorwalten  und  vorsehen,  Und  sich  zum 
höchsten  vleissigen,  wie  er  desselbigen  als  des  furnembsten,  nutzung  und  ge- 
felle,  in  beste  riebtigkeit,  Ordnung,  und  auffnehmen  bringe,  und  die  Rech- 
nung also  schliesse,  das  keine  Retardaten  bleiben,  sondern  alles  an  barem 
Gelde  einbringe, 

Insonderheit,  soll  er  Ihme  den  Holtzbandel,  das  darin  nichts  vorab- 
seumdt,  lassen  beuolen  sein,  und  wie  allzeit  bedacht  und  im  .Rath  beschlossen 
wirdet,  gar  vleissigk  treiben,  auch  uff  die  Mühlen  uud  Dhamgebeude,  im 
Ambtt  Dessau  vleissig  achtun g  geben, 

Und  weil  teglich  s.  f.  g.  viel  anlauffens  haben,  Holtzes  halben,  zu  uor- 
kanffen,  Sollen  Ihme  die  Supplicationes,  darinnen  umb  holtz  angesucht,  zu- 
gestellt werdenn,  do  es  gemein  Holtz  anlange,  das  solches  mitt  vorwisseu 
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nnd  anweisung  des  Forstmeisters,  vorkanfft  und  in  sein  Einnahme  bracht 
werde,  do  aber  urab  baw  und  ander  holtz,  daran  viel  gelegen,  angesucht 
wurde,  sol  s.  f.  g.  bescheide  alzeit  darin  erwartet  werden, 

Ob  auch  s.  f.  g.  Holt*  vorschenket,  sol  solches  von  Ihme  auch  uffge- 
zeichent  werden,  darmit  s.  f.  g.  jerlich  wissen  mögen,  wie  viel  holtz  allent- 
halben wegk  komen, 

Er  sol  auch  daran  sein,  dass  die  Scheffereien  hinwidder  zum  besten 
widder  angerichtet,  darmit  die  Nutzung  derselbigen,  sonderlichen  mitt  dem 
wollekauff,  im  rechten  gangk  widder  bracht, 

Weil  er  aber  Itzo  etzliche  schulden  in  Leiptziger  Merckte  noch  uff 
sich  hau,  sol  er  ein  vorzeichnus  derselbigen  übergeben,  und  solche  dies  Jahr, 
ron  seines  beuohlen  Ambts  gefeilen,  abtragen,  aber  hinforder  sich  schulden 
uff  die  Leipzische  Merckte  zu  machen,  gar  enthalten, 

Und  do  mau  sonsten  seines,  als  eines  alten  Dieners,  berichts  in  bawen, 
Hausshaltung,  und  andern,  bedarff,  denselbigen  s.  f.  g.  treulich  mitteilen,  und 
s.  f.  g.  nutz  zum  höchsten,  in  allem  befördern  und  bedencken  uelffen, 

Actum  Dessau,  den  1.  Aprilis,  a».  1574. 
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Abkürzungen. 


v.  H.  =  v.  Heinemann,  Codex  diplomaticus  Anhaltinus  (Dessau 

1867-83). 

Reg.  =  Wäschke,  Rcgesten  der  Urkunden  des  Herzoglichen 

Haus-  und  Staatsarchivs  zu  Zerbst  (Heft  1—7)  (Dessau 
1903— 1906)  •). 

M.V.f.A.G.  =  Mitteilungen  des  Vereins  für  anhaltische  Geschichte  und 
Altertumskunde  (Dessau). 

G.  Qn.d.Pr.S.  =  Geschichtsquellen  der  Provinz  Sachsen  und  angrenzender 

Gebiete  (Publikationen  der  Historischen  Kommission  für  die 
Provinz  Sachsen  und  das  Herzogtum  Anhalt). 

H.  H. 8t. Arch.  —  Herzogliches  Haus*  und  Staatsarchiv  zu  Zerbst. 

P.n.L.  0.  =  Des  Fürstenthnmes  Anhalt  Polizey  und  Landesordnung 
(1572,  gedruckt  zu  Wittembergk  durch  Klemens  Schleich 
und  Antonium  Schöne). 


Bezüglich  der  anhaltischen  Fürsten  verweise  ich  auf: 

Wäschke,  Abriss  der  anhaltischen  Geschichte  (Dessau  189»). 
,  Die  Askanier  in  Anhalt  (Dessau  1904). 


*)  Heft  8  der  Regeston  ist  mir  leider  erst  nach  Fertigstellung  des 
Druckes  zugegangen,  so  dass  ich  es  nicht  mehr  für  die  Arbeit  selbst  benutzen 
konnte.  Einige  kleinere  Nachträge,  die  sich,  wie  vorauszusehen,  nur  für  die 
Anmerkungen  gefunden  haben,  füge  ich  daher  hier  bei: 

zu  pag.  82,  2:  Johannes  Buchener  wird  noch  im  Jahre  1474  als 
Kanzler  erwähnt  (Reg.  781),  meine  Vermutung  bestätigt  sich  also.  Er 
ist  im  ganzen  „fast  lange  unde  boben  vierezig  jar"  Kauzler  gewesen;  für 
diese  Dienste  ist  ihm  später  vom  Fürsten  Georg  der  erbliche  Adel  verliehen 
worden  mit  dem  Wappen  „den  Sperber  unde  das  feld  blawe  uunde  uff  deme 
helme  zewen  sperber  flöget  unde  itzlicher  eyu  teyl  blawe  unde  weysz",  was 
von  dem  Fürsten  Waldemar  im  Jahre  1476  bestätigt  wird.  1476  ist  Buchener 
wohl  nicht  mehr  im  Amte  (Reg.  829). 

zu  pag.  85,  3:  vgl.  Reg.  741  (1472). 

zu  pag.  99,  8:  1475.    Heinrich  Stolzman  (Reg.  809). 

zu  pag.  114,  3:  Heinrich  von  Ammendorf  wird  noch  im  Jahre 
1477  als  Amtmann  des  Erzbischofs  von  Magdeburg,  zu  Giebichenstein  auf- 
geführt (Reg.  844);  ist  also  wohl  sicher  nicht  anhaltischer  Beamter  gewesen. 

Bezüglich  einiger  Namen  von  Beamten  siehe  noch:  Reg.  759,  781,  784, 
809,  810,  843. 


BuclKlruckerel  Maretzke  &  Märtin,  Tröbnitz  I  Schi. 
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X.  KObaer,  Radolf:  Die  donationes  poBt  obitam  und  die  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  im  älteren  deutschen  Recht   .   .   .   4,oo  Mk. 

2T7.  Wayl .  Richard:  Das  fränkische  .Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der  Mero- 
winger  2,00  Mk. 

».  Rodenberg,  Karl:  Über  wiederholte  deutsche  Königswahlen  im  13  Jahr- 
hundert  1,(0  Hk. 

29.  Levy,  Albert:  Beiträge  zum  Kriegsrecht  im  Mittelalter,  insb  in  den  Kämpfen, 
an  welchen  Deutschland  beteiligt  war  (8.-10.,  Anf.  ll.Jahrh.)    ......   2.80  Mk. 

30.  Weodt,  Heinrich:  Der  deutsche  Reichstag  unter  König  Sigmund  bis  zum 
Ende  der  Reichskriege  gegen  die  Hussiteii  3,60  Mk. 

31.  KoehM,  Carl:  Der  Ursprung  der  Stadt  Verfassung  in  Worms,  Speyer  und 
Mainz  [12,00  Mk.] 

93  lack.  Heinrich:  Die  Finanz  Verwaltung  der  Stadt  Braunschweig  bis  zum 
Jahre  1374   3.20  Mk. 

33.  Frommhold.  Georg:  Beiträge  zur  Geschichte  der  Einzelcrbfolgo  im  deut- 
schen Privatrecht  1,20  Mk. 

34  Stetz.  Ulrich  :  Das  Verwandtschaftsbild  des  Sachsenspiegels  und  seine  Be- 
deutung für  die  sächsische  Erbfolgeordnung  2.40  Mk. 

3V  v.  Sebwlod,  Ernst  Freiherr:  Zur  Entstehungsgeschichte  der  freien  Krbl einen 
in  den  Rheingegenden  und  den  Gebieten  der  nördlichen  deutschen 
Kolonisation  des  Mittelalters   5,00  Mk. 

$  KGhtmann,  Alfred:  Die  Ro man i sicr ung  des  Zivilprozesses  in  der  Stadt 
Bremen  2,80  Mk. 

37  Aller,  Sigmund:  Über  das  Erben  wartre  ch  t  nach  den  ältesten  Bayrischen 
Rechtsquellen   3,60  Mk. 

33  Frommer,  Otto:  Anfänge  und  Entwicklung  der  Handelsgerichtsbarkeit  tu 
der  Stadt  Königsberg  i.  Pr  I.ou  Mk. 

39.  Lats,  Ludwig:  Die  Anwaltschaft  im  Zeitalter  der  Volksrechtc  und  Kapi- 
tularien  1.60  Mk. 

*>.  Weyl,  Richard:  Die  Beziehungen  des  Papsttums  zum  fränkischen  Staats- 
und Kirchenrecht  unter  den  Karolingern  8,00  Mk. 

41.  Lipp,  Max  :  Das  fränkische  Grenzsystem  unter  Karl  dem  Grossen   2,50  Mk. 

4?.  HQboer,  Rudolf:  Der  Immobiliarprozess  der  fränkischen  Zeit   .   .   7,50  Mk. 

43  Wobei,  Erich:  Das  Zollrecht  der  deutschen  Kön  ige  von  den  ältesten  Zeiten 
l.ia  zur  goldenen  Bulle  4,80  Mk. 

44.  Schfitor.  Friedrich:  Wirtschafts-  und  Fi  nanzg  e  sch  i  ch  t  e  der  Reichsstadt 
Überlingen  am  Bodensee  in  den  Jahren  t-'iSO  H5  28  nebst  einem  einleiten- 
den Abriss  der  Überlinger  Verfassungsgeschirhtc  7, 00  Mk. 

4-  Wermiagbofr,  Albert:  Die  Verpfändungen  der  mittel-  und  n  i  ed^rrh  e  inis  eben 
Reichsstädte  während  de»  13.  und  14  Jahrhunderts  :>,60  Mk. 

46.  legeopotch,  Emil:  Das  germanische  Recht  im  Helinnd  2.5«  Mk. 

47   Haacke,  K. :  Bodin.  Eine  Studie  über  den  Begriff  der  Souveränität        .   .   3,00  Mk. 

Immerwahr,  Walter:  Die  Verschweigung  i  m  de  nt  sc  lien  Rech  t  .    .    .   2,00  Mk. 

4*J  Schultze.  Alfred:  Die  laugo  bardische  Treuhan  d  und  ihre  Umbildung  zur 
Testamentsvollstreckung  7,50  Mk. 

W.  Schwer,  Haus  .  Die  Behau  d  I  ung  d  c  r  V  c  rb  re  ch  eil  s  k  011k  urren  /.  in  den  Volks- 
recht en   ...   9,(>0  Mk. 

M  Hoffmann,  Hans :  D  i  e  II  a  f  t  u  n  g  für  a  u  9  s  c  r  k  o  n  t  r  a  k  1 1 1  c  h  e  S  c  h  a  d  c  11  s  %  u  f  ü  g  u  n  g  c  n 
durch  Tiere  nach  Hamburger  Recht   2,r»o  Mk. 

Fortsetzung  Siehe  4.  Umschlagscite 
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Sä. 

57. 

:.8. 


Mitte  de<  U        *«"'  Ausgang  des  13  JahrhBndoits 
Myber  Max    ü.c  Gern«. nderschufteu  der  Schwei*  . 
Friest  Viktor:  Das  St  rafrecht  des  Sachsent-piegel* 
!  2L  AUW:  Das  rom  Recht  in  den  V-l...t.Bl...  I-T-I 

irUtTwi«:  Dia  Geschichte  d.  Alamanneu  al.  fl  augesch.chte 
v.  DalUig,  Engen:  Das  deutsche  Grunderbrecbt 


»,*»  Mk 
U.oo  MV 

la.oo  Mk 

IS.mii  Mk 

io.op  Mk 


.-.8  ».  DalUig,  Eugen  :  !»»>  "»»^  u V  .n.t.ites  nnd  der  c 
&».  Gam»l.ch,  Wilhelm:   Die  Entstehung  de*   Kirchenstaates  ^ 


uriai 


4.0«  Mk 
1,60  Mk 
1».00  Mk 
ü.iw  Jlk 
9.00  Mk 
l(i,ou  Mk 


t56 
67. 


72 


Begriff  Res  publica  Romanoruiu 
6..  fiu.dl.ch  Wilhelm:  Karl  der  Grosse  im  Sachsenspiegel- 

H.r.t'r  Theodor:  Da,  Strafrecht  der  freien  Reichstädt  8pe..r 
«:  It^aa«,  Alfred:  Geschichte  der  hr,  miaehen  Stadtvogt  ^ 
,3.  Q.ark«,  Julius:  Di  c  tlc,  h  i  cht  e  des  de  «  t  .c  h  r  . .De  uh  ■  T 

04.  v  Ha,..,  Alfred.  D,8  rem  Recht  .«  den  B„-    * ^  ^    "™  ....  „ch 

65  De»oth,  E     Di«  wechselseitigen  Wrtugi.ugen   ^o^  ^  ^ 

aUmauniseh-zu.ehcnschera  lUchl  ^   B,4l.hem  Reofcl  M>o>Mk. 

ttebman,  Eduard:  Der  reersns  »UN, ^      ^l^,,,,,,  Krb- 
Wepleer,  Hermann  :  »•  »trüge  zur  Gesch. ehte  de.   f......  ^  ^ 

leihe  PeutsLhtir..l.s  .m  Mittelalter  Ri 
Ooldmaan  Emil:  Di*  Ei  n  f  uh  r  u„  g  d  ,  r  .1,  « t  er  h  en  11  e  r  x.  o  e  ege  . «  h  U       ^  ^ 
t«n»  in  den  sl v  c  i,  i  *■  heu  S  la  mm  r  s  verband  _    _  ^  ^ 

EM^A«g:Vermogc„shanu«gu.^  FrelUsSu„6 
Goidmano   Emil  :   IK-i  trage  zur  0,scl.uhtr  de  l,'>nun  ^  ^ 

durch  Wohrhaftiuachun^  _        Kur..l."ge> *«>i M<  «■ 

7..  KBtkM.t-a.1:  D  a  s  H  (•  cht  der  M  it  Ii  1  c  n  b .  s  z  End  *  d  h     <       ^  ^  ^  ^  f  ^ 
Qal,  Alexander:  D*r  Ausschluss  der  Aszendenten  von  6,oo  Mk 

das  Fullrccbt    -„demien  nnd  Mark- 

7a   Oplti,  Emil:  Di«  Arten  des  RustikalbesitBes  uud^eLai  ^  ^ 

fluschen  in  Schlesien  7,30  Mk 

74   Rennefahrt,  H-rmaim:  üie  Allmend  im  Bcrner  Jor»  0ebi*tce 

75.  Kre,-,chm.r.  .Toi,.  R  :  DU  Entstehung  von  Ht.dt  -,oo  Mk 

B*i(.i:bou  der  mittleren  Saale  und  der  Lattsil  *    Augsburg  .  Mb. 

76  Hellmann,  Fi  i-dnvl.    I»  as  Kon  k  ur  »,  ec  u  t  d  e  r  lt     '  «            »»               J>w  Hk 

77,  Baaael,  Alt.'  d    Enca  Silvio  als  Publi«  i^t  ;   •  .     fre utaatlich«o 

7f.  Boden.Krl.  dn.    :  D.e  ,slandi3che  Uegi.  ruu^gcwültin  ».w  Mk 

^B>»  ,i.,r  Kurmark  Rrandent.urg 

79.  Lennhoff,  Emst    1>Un  ländliche  üesindewesen  in  d.  r  n  4iüo  Mk 

vom  16.  bis  lj>  Jahrhundert     ......  ,rM,.h  ob  un  d  ontei  d«' 

ho.  WiBlar,.  Alo:»    Hrbleiho  und  Rent.er.kaut  iiiOetorrei 

Enns  im  Mittelalter  '  ,„  e  V   i  u  rk ..  u  d  cn      W  »k 

»>■  Beraholm.En^t    Da«  Wormser  Konkordat  u   sei  MaC,leburßcr  Stadl* 

Loenlng,  Otto:     Das    Testament    im     licl.iet  4,40  Mk 

r*-'  eines    ,    „, Ii ris cheu  Stadt-  n»1' 

RBpr...   Johann      Las  IMandmchr  im  b  •>  h  m  .  Beb  -  m  ah  n  ^  ^ 

fl^ßr.-chte  N-ip.leiucricht  auf  dem  l>l*t«rW 

Oroaoh,  Geou::   Dft>-   «p  iil  m  i  t  tel ;,  Ii  *  i  1 1  c.b'-   N1(M,t    •*  a.Ort  Mk- 

Land.'  itm  Mitt.5lrhciu  -                             4(.  .' M,i„„es  am  Fra«*BR«t  f-r  d» 
K5    Kieaei,  Karl:  i-i  -  Bt.-dc.iiu..«  der  Ccwrre  d.  3,*.  Mk 

'•••l..-;:i.t.T.'.Thts>ystem  d.-s  .Sa.-lis.- r-'s  .   

"    i^Mnu  Uere.  Ma"ret/.Ke  n  Jlärün.' I  rc.uiu  I.  Sohle.. 
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Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte 


Die  Hefte,  bei  denen  der  Preis  in  [  ]  steht,  werden  eimein  nicht  mehr  abgegeben. 

1.  Winter,  Georg:  Geschichte  des  Rates  in  Strassburg  von  seinen  ersten  Spuren 
bis  zum  Statut  von  1268   2,40  Mk. 

2.  Jaatrow,  Ignatz:  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  bei  Deutschen 
nnd  Angelsachsen   .    .   .   2,40  Mk. 

S.  Fipper,  C:  Das  Beispruchsrecht  nach  altsächsischem  Recht    .  .  2.80  Mk. 

4.  Baldamaa,  Alfrod :  Das  Heerwesen  unter  den  spateren  Karolingern  2,40  Mk. 

5.  Barner,  Ernst:  Zur  Verfassungsgeschichte  dor  Stadt  Augsburg  vom 
Ende  der  römischen  Herrschaft  bis  zur  Kodifikation  des  zweiten  Stadtrecht*  im 
Jahre  1276   4,00  Mk. 

6.  Hertz,  GuBtav:  Die  Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes  nach  den 
doutseben  Rechtsquellen  des  Mittelalters  2,40  Mk. 

7.  Gierte,  Otto:  Johannes  Althnslus  und  die  Entwicklung  der  naturrecht- 
lichen Staatstheorien.  Zugleich  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Rechts- 
systetnatlk  [8.00  Mk  ] 

2.  Ausgabe  (1902)  Broschiert  9  Mk.,  gebunden  10  Mk. 

s  Roaln,  Heinrich:  Die  Form  Vorschriften  für  die  Veräusserungsgeschäfte 

der  Frauen  nach  langobardischem  Recht   .  [s,oo  Mk  ] 

9.  Hermann,  E.:  Das  Hansmeieramt  ein  echt  germanisches  Amt     .   .  2,80  Mk. 

10.  Hermann,  E.:  Über  die  Entwicklung  d.  altdeutsch.  Schöffengerichts  6,80  Mk 

11.  Oomke,  Waldemar:  Die  Virilstimmen  im  Reichs  •  Fürstenrat  von  1495 
bis  1654    3.60  Mk 

12.  Stemmler,  Carl :  Das  Recht  des  Brei denbacber  Grundes.  Mit  ungedruckten  Ur- 
kunden und  Schöffensprücheu  8,60  Mk. 

13.  luther- Leadaberg:  J  ohannes  Urbach    .  i,ao  Mk. 

14.  Pappenhelm,  Max:  Launegild  und  Garethinx.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des 
Germanischen  Rechts  2,40  Mk. 

15.  Schmidt,  Friedr  Gust.  Ad.:  Handelsgesellschaften  in  den  deutschen  Stadt- 
rechtsquellen des  Mittelalters   |2,60Mk] 

16.  Dargun,  Lotbar:  Mutterrecht  und  Raubehe  und  ihre  Reste  im  germanischen 
Recht  und  Leben  4,00  Mk 

17.  Hermann,  E. :  Die  Ständegliederung  bei  den  alten  Sachsen  und  Angel- 
sachsen  4.00  Mk. 

in.  Sohmldt,  Art.  Benno:  Die  Grundsätze  über  den  Schadensersatz  in  den 
Volksrechten  2,00  Mk. 

19.  Hammer,  Otto:  Die  Lehre  vom  Schadensersätze  nach  dem  Sachsenspiegel 
und  den  verwandten  Rechtsquellen   ...  3,00  Mk 

20.  Hermann,  E. :  Die  Grundelemente  der  altgermaniscben  Mobiliarviudi- 
kation  5,00  Mk. 

21  Schmidt,  Art.  Benno:  Das  Recht  des  Überhangs  und  Überfalls.  Eine  rechts- 
geschichtl.  u.  recbtsvergl.  Studie  aus  dem  Gebiete  der  Nachbarrecbte  .   .   .  4,00  Mk. 

22.  Koehne  Carl:  Die  Geschlechtsverbindungen  der  Unfreien  im  fränkischen 
Recht  [1,20  Mk  ; 

28.  Relnhold,  F  :  Verfassungs-Geschichte  Wesels  im  Mittelalter    .      3,20  Mk. 

24.  Köhler,  Carl:  Das  Verhältnis  Kaiser  Fri  edriclis  II.  zu  den  Päpsten  seiner 
Zeit  mit  Rücksicht  auf  die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Vemichtungskauipfes 
zwischen  Kaisertum  und  Papsttum  2,00  Mk. 

i-r,  Opet,  Otto:  Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volks- 
rechte 2,40  Mk 

Fortsetzung   siehe  3.  Umschlagseite 
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I.  Einleitung. 


Die  bisherigen  Arbeiten  über  das  Werkvertragsrecht  haben, 
soweit  sie  sich  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  beschäftigten, 
vorwiegend  das  römische  Recht  berücksichtigt1).  Offenbar  aus 
dem  Grunde,  weil  Begriff  und  zum  Teil  auch  Rechtssätze  des 
modernen  Dienst-  und  Werkvertrags  sich  enge  an  die  loc.  cond. 
operarum  und  operis  anzulehnen  scheinen.  Es  hat  hierbei  nicht 
an  Bemühungen  gefehlt,  im  besondern  die  loc.  cond.  operis  aus 
den  Staats-  und  privatrechtlichen  Verhältnissen  des  alten  Roms 
geschichtlich  zu  erklären.  Dem  gegenüber  soll  hier  untersucht 
werden,  ob  das  römische  Recht  bei  seinem  Eindringen  über- 
haupt ein  deutsches  Werkvertragsrecht  vorfand,  ob  auch  das 
deutsche  Recht  selbständig  Rechtssätze  über  den  Werkvertrag 
entwickelt  hat. 

Ich  begrenze  zu  diesem  Zwecke  meine  Aufgabe  dahin,  dass 
ich  nicht  das  ganze  Gebiet  der  Arbeitsverträge,  die  auf  Be- 
wirkung  irgendwelchen  Erfolgs  gerichtet  sind,  darstellen  werde. 
Vielmehr  werde  ich  diejenigen  Verträge,  die  sich  nach  der  Art 
ihrer  Leistung  oder  nach  ihrem  Aufbau  von  der  allgemeinen 
Grundlage  besonders  abheben,  nur  vergleichend  und  ergänzend 
berücksichtigen.  Es  scheidet  demnach  aus  der  Frachtvertrag, 
der  als  Seefrachtvertrag  eine  eigene  Stellung  einnimmt,  und 
auch  als  Binnen frachtvertrag  eine  besondere,  vor  allem  das 
italienische  Recht  berücksichtigende  Darstellung  erfordert 
(vgl.  Goldschmidt,  Universaigesch,  des  Handelsrechts  1891 
S.  332  ff.);  ferner  der  schon  in  die  Neuzeit  fallende  Verlags- 
vertrag, der  Mäklervertrag  und  der  Lehrlings  vertrag.  Denn 

>)  Die  bisherige  Literatur  Über  den  Werkvertrag  siehe  bei  E.  Riezler, 
Der  Werkvertrag,  Jena  1900,  S.  lff.,  S.  19 ff.  Für  das  Gebiet  des  nord- 
germanischeu  Rechts  vgl.  v.  Amira,  Nordgermanisches  Obligationenrecht 
Bd.  I  S.  649  ff.,  Bd.  IT  S.  787  ff. 

Botbenbücher,  Werkvertrag  1 
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dieser  ist  zwar,  soweit  er  die  Erziehung  des  Lehrlings  zu 
einem  Handwerk  zum  Gegenstände  hat,  Werkvertrag,  aber  er 
hat  im  wesentlichen  eine  an  den  gewerblichen  Dienstvertrag 
sich  anlehnende  Behandlung  in  den  Quellen  erfahren. 

In  einem  Hauptteil  ist  sohin  das  deutsche  Recht  über  den 
Werkvertrag  darzustellen.  In  einem  zweiten  Teil  soll  dann 
versucht  werden,  einen  Überblick  über  den  Gang  der  Rechts- 
entwicklung seit  der  Zeit  der  Rezeption  im  Grossen  zu  geben. 

Über  den  bei  Untersuchung  des  deutschen  Rechts  einzu- 
schlagenden Weg  sei  noch  folgendes  bemerkt:  Das  deutsche 
Recht  des  MA.  hat  es  zu  einer  begrifflichen,  theoretischen 
Durchbildung  seines  Vertragssystems  bekanntlich  nicht  gebracht. 
Man  muss  daher,  um  ein  einheitliches  Bild  zu  erhalten,  die 
verschiedensten  Rechtsquellen  zusammenfassen.  Gerade  auf 
unserem  Gebiete  äussern  sich  die  Rechtsaufzeichnungen  der 
Land-  und  Stadtrechte  seltener,  da  natürlich  mehr  in  die  Augen 
fallende  Fragen,  vor  allem  des  Güter-  und  Erbrechts,  sowie 
der  dinglichen  Rechte  die  Aufmerksamkeit  der  Verfasser  auf 
sich  zogen.  Immerhin  finden  sich  seit  dem  Beginn  des  13.  Jahr- 
hunderts in  den  Stadtrechten,  sowie  in  den  Entscheidungen  der 
Oberhöfe  auf  den  Werkvertrag  bezügliche  Sätze.  Danebeu 
aber  sind  in  grossem  Umfang  die  zahlreichen,  von  den  Stadt- 
obrigkeiten erlassenen  oder  von  den  Zünften  sich  selbst  ge- 
gebenen Zunft-  und  Handwerksordnungen  zu  berücksichtigen. 
Diese  Ordnungen  gehen  zwar  von  gewerbepolizeilichen  Gesichts- 
punkten aus,  und  dadurch  ist  die  Fassung  ihrer  Sätze  und  der 
ganze  Geist  ihrer  Normen  bestimmt,  aber  sie  enthalten  wie 
unsere  heutige  Reichsgewerbeordnung  viele  privatrechtliche 
Sätze.  In  einer  Zeit,  die  noch  vorwiegend  strafrechtlich  dachte, 
müssen  privatrechtliche  Grundsätze  auch  dort  aufgesucht 
werden,  wo  sie  in  Befehlsform  gekleidet  sind,  oder  ihre  Ver- 
letzung nicht  nur  bürgerlich -rechtliche,  sondern  auch  diszipli- 
nare oder  strafrechtliche  Folgen  hat. 

Diese  Hand  Werksordnungen,  die  in  den  Städten  ihren  Aus- 
gang nehmen,  dann  in  den  landesherrlichen  Territorien  aufge- 
nommen werden,  und,  den  sich  ändernden  Verhältnissen  sich 
anpassend,  bis  ins  19.  Jahrhundert  sich  fortsetzen,  um  von  den 
modernen  Gewerbeordnungen  abgelöst  zu  werden,  geben  zugleich 
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ein  Bild  für  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  kodifizieren  das 
Gewohnheitsrecht,  das  sich  in  unziihligemal  wiederholten 
Verträgen  ohne  Eingriff  der  Gesetze  gebildet  hat.  Das  Gewohn- 
heitsrecht aber  kommt  als  Rechtsquelle  für  unser  Gebiet  in 
grossem  Umfang  in  Betracht.  Es  ist  daher  bei  dieser  Unter- 
suchung auch  der  Inhalt  der  uns  tiberlieferten  Verträge  aus 
alter  Zeit  zu  berücksichtigen. 

Wenn  ich  nun  vielleicht  in  dem  Streben,  ein  Bild  des 
ganzen  Vertraglebens  zu  geben,  manches  aufnehme,  was  mehr 
als  Sitte,  denn  als  Recht  erscheinen  mag.  so  ist  zu  bedenken, 
dass  wir  auch  in  unserer  heutigen  Rechtsordnung  zwischen 
zwingendem  und  dispositivem  Recht  unterscheiden.  Das  dis- 
positive Recht  aber  hat  erst  in  den  Gesetzgebungen  der  neuesten 
Zeit  eine  Kodifizierung  erfahren,  für  das  ältere  Recht  muss 
man  es  in  den  tatsächlichen  Vertragsverhältnissen  und  Vertrags- 
sitten finden;  denn  das  dispositive  Recht  ist  seiner  Entstehung 
und  Bedeutung  nacli  nichts  als  ein  Niederschlag  der  regel- 
mässigen, üblichen  Vertragsbestimmungen,  wie  es  denn  auch 
nichts  als  deren  Ergänzung  sein  will.  Von  diesen  Gesichts- 
punkten aus  hoffe  ich,  zwar  nicht  das  Bestehen  eines  „ ge- 
meinen u,  doch  eines  „allgemeinen"  deutschen  Werkvertrags- 
rechts zeigen  zu  können. 

Bei  der  Darstellung  des  deutschen  Rechts  im  MA.  werde 
ich  auch  diejenigen  Quellen  heranziehen,  die,  zeitlich  nach  der 
Rezeption  liegend,  in  ununterbrochener  Folge  die  älteren  Rechts- 
sätze erhalten  haben,  die  sonach  als  Fortsetzungen  der  früheren 
Rechtssatzungen  betrachtet  werden  müssen.  Denn  ich  glaube, 
dass  sich  hierbei  zeigen  wird,  dass  die  Rezeption  nicht  einen 
plötzlichen  Schnitt  in  unsere  Rechtsentwicklung  gemacht  hat, 
dass  vielmehr  die  Entwicklung  des  deutschen  Rechts  selbständig 
auf  einzelnen  Gebieten,  wie  dem  unsern,  bis  ins  17.  Jahrhundert 
fortgegangen  ist. 

Da  zur  Erkenntnis  allen  Rechts  erforderlich  ist,  die  tat- 
sächlichen wirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  kennen,  auf  die  es 
Anwendung  findet,  gebe  ich  zunächst  im  folgenden  einen 
kurzen  Überblick  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf 
unserm  Gebiete. 


l* 
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II.  Das  deutsche  Werkvertragsrecht  im 

Mittelalter. 


1.  Abschnitt 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse. 

1.  Zu  allen  Zeiten  entsteht  da,  wo  die  Bedürfnisbefriedigung 
nicht  mehr  durch  Arbeiten  im  Schosse  der  Familie  und  der 
Hausgemeinschaft  allein  erfolgen  kann,  die  Notwendigkeit, 
fremde  Arbeit  nutzbar  zu  machen.  Soweit  dies  nicht  durch 
den  Tausch  und  später  den  Kauf  fertiger  Arbeitserzeugnisse 
geschieht,  mnss  man  dazu  schreiten,  sich  vertragsmässig 
Arbeitsleistungen  zu  verschaffen.  Es  wird  dies  dadurch 
erreicht,  dass  der  eine  Teil  den  andern  dazu  gewinnt,  unter 
seiner  Leitung  Arbeiten,  Dienste  zu  verrichten,  für  deren 
Erfolg  der  Herr  verantwortlich  ist,  oder  aber,  dass  der  eine 
Teil  es  übernimmt,  durch  seine  Arbeit  für  den  andern  einen 
Erfolg  herbeizuführen,  wobei  auf  die  hierzu  erforderlichen 
Handlungen  der  Vertragsgegner  keinen  Einfluss  hat,  eine 
Leitung  seinerseits  ausgeschlossen  ist.  Hierbei  ist  Voraus- 
setzung, dass  die  Vertragsteile  nicht  in  einem  Herrschafts- 
verhältnisse zueinander  stehen,  auf  Grund  dessen  der  eine 
Teil  dem  andern  derartige  Arbeitsleistungen  aufzuerlegen  be- 
rechtigt ist. 

Es  ist  nun  die  Meinung  vertreten  worden,  für  die  mittel- 
alterlichen Verhältnisse  komme  erst  spät  die  wirtschaftliche 
Form  des  Lohnwerks  auf,   worunter  die  Volkswirtschaf ts- 


Digitized  by  Google 


5 


lehre  die  gewerbliche  Arbeit  versteht,  bei  der  der  Stoff  dem 
Kunden,  das  Werkzeug  dem  Arbeiter  gehört.  Es  sei  ursprüng- 
lich alle  gewerbliche  Arbeit  in  den  Klöstern  und  Fronhofen 
zusammengedrängt  gewesen.  Die  Arbeiter  seien  lediglich 
Hörige  gewesen,  Unfreie,  mit  denen  kein  Arbeitsvertrag  abge- 
schlossen werden  musste.  Erst  allmählich  hätten  die  Unfreien 
ausnahmsweise  auch  für  den  Markt  arbeiten  dürfen,  und  erst 
seit  dem  12.  Jahrhundert  habe  sich  dies  Ausnahmeverhältnis 
zur  Regel  umgestaltet,  indem  die  hörigen  Arbeiter  des  Fron- 
hofs allmählich  in  den  freien  Stand  aufgerückt  seien,  und  so 
die  Klasse  der  freien  städtischen  Handwerker  gebildet  hätten. 
Ich  brauche  auf  den  hierüber  bestehenden  Streit,  der  von 
Nitzsch  und  Bücher,  allerdings  von  verschiedenen  Gesichts- 
punkten aus  auf  der  einen  Seite,  und  von  Georg  von  Below 
und  Keutgen  vornehmlich  auf  der  andern  Seite  geführt  wird, 
nicht  einzugehen.  Von  Bedeutung  ist  die  hof rechtliche 
Theorie  hier  nur  insofern,  als,  ihre  Richtigkeit  angenommen, 
daraus  zu  folgern  wäre,  dass  bis  zum  12.  Jahrhundert  Werk- 
verträge überhaupt  nicht  abgeschlossen  worden  wären,  da  ja 
das  Bedürfnis  in  dieser  Richtung  durch  die  Eigenwirtschaft 
genügend  befriedigt  worden  wäre. 

Ich  halte  dies  jedoch  nicht  für  richtig;  vielmehr  glaube 
ich,  dass  es  seit  der  Zeit  der  Volksrechte  stets  freie  Arbeiter 
gegeben  hat  (so  auch  Stieda,  Entstehung  des  deutschen  Zunft- 
wesens 1877  S.  10 fF.),  ferner  solche  unfreie  Arbeiter,  die  nicht 
nur  für  ihren  Herrn  arbeiteten,  sondern  mit  jedem  Dritten 
selbständige  Arbeitsverträge  abschlössen.  Diese  wurden  nicht 
nach  römischem  Muster  von  dem  Herrn  „verstellt",  vermietet, 
sondern  sie  traten  selbst  als  Vertragschliessende  auf,  „faber, 
aurifex,  vel  spatorius,  qui  publice  probati  sunt",  lex  Alam. 
LXXIV  5.  (Diese  Tatsache  scheint  mir,  auch  wenn  man 
publice  probatus  nur  als  „allgemein,  öffentlich  bewährt"  auf- 
fasst,  durch  die  neueren  Ausführungen  Koehnes  zu  dieser  Stelle 
nicht  widerlegt.  Vierteljahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschafts- 
gesch.  IV  S.  186.)  Für  die  freien  Arbeiter  und  die  servi,  die 
wegen  ihrer  Kunstfertigkeit  hohen  Wert  besassen,  und  dem- 
entsprechend durch  höheres  Wergeid  ausgezeichnet  waren, 
galten  Bestimmungen,  wie  die  folgenden: 
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qui  aurum  ad  facienda  ornamenta  susceperit  et  adulta- 
verit  sive  aeris  aut  argenti  vel  cuiuscunque  vilioris  metalli 
perinixtione  corruperit,  pro  füre  teneatur.  lex  Visigoth.  VII 
6,  3  (Mon.  LL.  I  1  S.  311); 

aurifices  aut  argentarii  vel  quicumque  artifices,  si  de 
rebus  sibi  commissis  aut  traditis  aliquid  subtraxernut,  pro 
fure  teneantur.  lex  Visigoth.  VII  6,  4  (ebd.); 

quicumque  vero  servum  suum  aurificem,  argentarinm, 
ferrarium,  fabrum  aerarium  sartorem  vel  sutorem  in 
publicum  attribntum  artificium  exercere  permiserit.  et  id. 
quod  ad  facienda  opera  a  quocumque  susceperit,  fortasse 
everterit,  dominus  ejus  aut  pro  codem  satisfaciat,  aut 
servi  ipsius,  si  maluerit,  faciat  cessionem.  lex  Burg.  21, 2 
(Mon.  LL.  III  S.  542). 

Mögen  diese  Bestimmungen  auch  nicht  frei  von  römischeu 
Einflüssen  sein,  so  geht  doch  aus  ihnen  hervor,  dass  zur  Zeit 
ihrer  Entstehung  schon  Werkverträge  von  Freien  und  Unfreien 
abgeschlossen  wurden. 

In  der  fränkischen  und  iu  der  unmittelbar  folgenden  Zeit 
war  die  Unfreiheit  überhaupt  nicht  so  verbreitet,  wie  gerne 
angenommen  wird.  So  sind  ausser  den  Goldschmieden  sicher 
freie  Arbeiter  die  Münzer  der  fränkischen  Zeit,  die  jedem,  der 
Metall  oder  alte  Münzen  brachte,  diese  gegen  Entlohnung  in 
neue  Münzen  umprägten.  Erst  seit  Pippin  wurden  die  Münzer 
aus  ihrer  freien  gewerblichen  Tätigkeit  unter  die  beauf- 
sichtigende Macht  des  Staats  gezogen.  (Vgl.  hierzu  K.  Th.  Ehe- 
berg, Über  das  ältere  deutsche  Münzwesen  1897  S.  98,  99 
[Schmoller,  Forschungen  II  5J.)  Kentgen  (Ämter  und  Zünfte 
S.  12ff.)  weist  ebenfalls  nach,  dass  sowohl  auf  den  Fronhöfen 
neben  den  Hörigen,  als  ausserhalb  derselben  freie  Handwerker 
gearbeitet  haben. 

2.  Für  die  nun  folgende  Zeit  des  „Mittelalters"  im  engern 
Sinn  muss  zwischen  ländlichen  und  städtischen  Verhältnissen 
unterschieden  werden. 

Auf  dem  Lande  bestand  nur  wenig  gewerbliche  Arbeit, 
da  sowohl  auf  den  grossen  Höfen,  wie  bei  den  Bauern  in 
hohem  Masse  Eigenwirtschaft  herrschte  (vgl.  v.  Inama-Stemegg, 
Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  1891  II.  Bd.  S.  290 ff.).  Immer- 
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hin  ist  der  Vertrag,  den  man  mit  dem  Muller  und  Schmied  ab- 
schliesst,  meistens  ein  Werkvertrag.  Die  Mühle  war  sehr  frühe 
als  Dienst-  und  Zinsgut  in  der  Hand  des  berufsmässigen 
Müllers  (v.  Inama-Sternegg  a.  a.  0.  S.  293  und  Koehne,  Recht 
der  Mühlen  [Gierke,  Untersuchungen  Heft  71]  S.  18 ff.),  auch 
höher  ausgebildete  Schmiede,  vor  allem  Edelschmiede,  traten 
als  selbständige  Unternehmer  auf. 

Dagegen  entwickelte  sich  in  den  Städten  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert eine  lebhafte  gewerbliche  Tätigkeit,  sowohl  in  der 
Form  des  Handwerks,  Arbeit  auf  den  Verkauf,  als  in  der  des 
Lohn werks,  Kundenarbeit.  Diese  tritt  als  Heimarbeit  und 
Störarbeit  auf. 

Wo  nun  Lohnwerk  vorliegt,  wird  man  annehmen  müssen, 
dass  die  abgeschlossenen  Verträge  ihrer  rechtlichen  Natur 
nach  meistens  Werkverträge  sind.  Nur  im  Fall  der  Störarbeit 
wird  dies  bezweifelt  werden  müssen,  da  hier  meistens  der 
Arbeiter  sich  die  Anordnungen  des  Arbeitgebers  über  die  Art 
der  Arbeit,  die  Arbeitsdauer  usw.  gefallen  lassen  muss.  Lohn- 
werk und  Werkvertrag  fallen  jedoch  nicht  begrifflich  zusammen, 
da  bei  jenem  auf  das  Eigentum  am  Stoff  und  Handwerkszeug, 
bei  diesem  auf  die  Verantwortlichkeit  für  den  Erfolg  abge- 
stellt wird. 

Wenn  Bücher  (Artikel  „Gewerbe*  im  Handwörterbuch  der 
Staats wissensch.  2.  Aufl.  Bd.  IV  S.  360 ff.)  recht  hat,  so  wäre 
die  Form  des  Lohnwerks  im  MA.  noch  die  herrschende  gewesen; 
es  wird  dies  jedoch,  wie  mir  scheint,  mit  Recht  bestritten. 
(Vgl.  hierzu  G.  von  Below,  Die  historische  Stelluug  des  Lohn- 
werks in  Territorium  und  Stadt,  München  1900,  S.  303 ff., 
323  ff.)  Wie  dem  aber  auch  sein  mag,  sicher  ist,  dass  in  einer 
Reihe  von  Gewerben,  wie  zum  Teil  heute  noch,  die  Kunden- 
arbeit herrschte,  ja  das  Handwerk,  Produktion  auf  den  Ver- 
kauf, vielfach  geradezu  verboten  war.  Es  gilt  dies  von  den 
Bäckern,  Müllern,  Schneidern,  Schustern  (Oltflickern),  Webern 
(in  der  Leinwandweberei,  wogegen  in  der  Wollweberei  Hand- 
werk herrschte),  Malern,  Gerbern,  Walkern,  Goldschmieden, 
Bildschnitzern,  Färbern,  Seilern,  Spinnern,  Tuchscherern, 
Kürschnern,  Paramcntenstickern ,  Buchbindern,  Bücherab- 
schreibern. In  diesen  Gewerben  wurde  der  Stoff  dem  Arbeiter 
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zur  Verarbeitung  unter  eigener  Verantwortlichkeit  ubergeben. 
Der  Unternehmer  wurde  für  das  Werk  als  Ganzes  entlohnt. 
Das  MA.  bezeichnete  diesen  Akkordvertrag  als  „verding"  oder 
als  „  fürgriff a.  Daneben  tritt  jedoch  eine  Reihe  von  Fällen 
auf,  in  der  ein  Werk  als  Ganzes  gegen  Entlohnung  nach 
Zeitabschnitten  verdungen  wird,  vor  allem  in  Verträgen 
über  Herstellung  eines  Baus  oder  von  Teilen  eines  Baus,  oder 
von  bedeutenderen,  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmenden  Kunst- 
werken. 

3.  Es  muss  hierauf  noch  eingegangen  werden.  Die  länd- 
lichen und  zum  grössten  Teil  auch  städtischen  privaten  Profan- 
bauten gaben  in  der  Regel  keinen  Anlass  zum  Abschluss  hierher 
gehöriger  Verträge.  Es  sind  uns  über  grössere  Bauten  auf 
diesem  Gebiete,  die  eine  bedeutendere  Kunstfertigkeit  erfordert 
hätten,  Nachrichten  nicht  erhalteu.  Der  Bauer  errichtete 
selbst,  gegebenenfalls  mit  Hilfe  angedungener  Leute,  sein, 
meistens  hölzernes,  Haus  nach  dem  Muster  des  alten.  Er 
baute  mit  eigenem  Holz  oder  mit  Steinen  und  Kalk  aus  dem 
eigenen  Steinbruch,  und  so  kam  es  weder  wegen  der  Ausführung 
des  Ganzen,  noch  wegen  Entwerf ung  eines  Bauplans  zu  einem 
Werkvertrag. 

Anders  bei  den  Monumentalbauten,  den  Kirchen,  städtischen 
Rathäusern  und  sonstigen  gemeindlichen  Gebäuden,  bei  den 
Brücken,  und  später  bei  den  kunstvoller  erbauteu  Schlössern 
der  Fürsten  und  grossen  Herrn.  In  den  Aufängen  des  zweiten 
Jahrtausends  wird  zwar  die  Bautätigkeit  auf  diesem  Gebiete 
noch  dadurch  bestimmt,  dass  der  Bauherr  den  Stoff  zum  Bau, 
Stein,  Holz,  Kalk  selbst  besitzt,  die  Hilfskräfte,  Handlanger 
und  Taglöhner,  in  seinen  Untertanen  zur  Verfügung  hat,  und 
dass  die  Bauleitung,  sowie  die  Ausführung  künstlerisch  be- 
deutender Bauteile  in  geistlichen  Händen  liegt.  Allein  mit 
dem  Aufkommen  des  gotischen  Stils  und  der  Reformbewegung 
Bernhard  von  Clugnys  kehrten  die  geistlichen  Baumeister  und 
Handwerker  in  die  Klöster  zurück,  und  an  ihre  Stelle  traten 
Laieu,  Baumeister,  die  die  Baukunst  nach  bestimmten  Regeln 
erlernt  hatten,  und  die  Steinmetzen,  die,  in  dem  neuen  Stil  ge- 
bildet, halb  Künstler,  halb  Handwerker  waren. 

Überblickt  man  die  Kimstlergeschichte  dieser  Zeit  im 
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sudwestlichen  Deutschland  und  in  der  untern  Rheingegend,  so 
zeigt  sich  regelmässig  folgendes  Verhältnis  zwischen  Unter- 
nehmer und  Arbeiter:    Der  Bauherr,  ein  Stift,  Kapitel,  eine 
Stadt  oder  ein  Landesfürst  bauen  immer  noch  wesentlich  aus 
eigenem  Stoff.    Nur  der  Haustein  für  die  Fassaden  niuss  in 
manchen  Gegeuden  z.  B.  am  Niederrhein  gekauft  werden. 
Allein  schon  der  Plan  des  Ganzen,  sowie  der  einzelnen  Teile 
muss  von  einem  Sachverständigen  entworfen,  die  Ausführung 
des  Plans  von  einem  solchen  überwacht  werden.  Wohl  mochte 
zur  Beaufsichtigung  eines  einfacheren  Baus  die  Erfahrung, 
die  sich  der  „Referent  für  das  Bauwesen"  eines  Stifts  oder 
einer  Stadt  erworben  hatte,  genügen,  allein  bei  den  monu- 
mentalen Werken  der  kirchlichen  Kunst,  wie  den  städtischen 
Munstern  und  Domen  war  die  Anwesenheit  eines  sachverständigen 
Baumeisters  unbedingt  nötig.   Bei  der  seit  dem  Beginn  des 
14.  Jahrhunderts  sich  regenden  eifrigen  Bautätigkeit  war  die 
Nachfrage  nach  solchen  Meistern  gross,  und  es  war  daher 
für  den  Bauherrn  sehr  wichtig,  den  Künstler  am  Bau  zu  halten. 
So  kommt  es,  dass  bei  fast  allen  grösseren  Bauten  der  Bauherr 
bestrebt  ist,  mit  dem  Baumeister  einen  Anstellungsvertrag 
zu  schliessen.   In  einer  Unzahl  von  Urkunden  ist  dies  festge- 
legt:  Der  Meister  wird  auf  ein  Jahr,  oder  auf  fünf,  zehn 
Jahre,  sehr  oft  auf  Lebenszeit  angestellt,  an  dem  Werk  zu 
arbeiten.    Er  leitet  den  Bau.    Er  erhält  einen  Jahresgehalt 
und  an  den  Tagen,  an  denen  er  selbst  mitarbeitet,  einen  fest- 
gesetzten Taglohn.  Dabei  kann  ausgemacht  sein,  dass  er  noch 
einen  andern  Bau  annehmen  darf,  oder  es  wird  ihm  dies  verboten: 
Beispiele:  1339.  „reeeperunt  magistrum  Johannem  Groten  ad 
regendum,  magistrandum  et  murandum  chorum  et  ecclesiam 
supradictam  usque  ad  consummacionem  earum".  „Dabunt 
itaque  sibi  annuatim,  quando  per  estatem  muratur,  sex 
marcas  Lubicenses  et  sex  ulnas  pulchri  panni  et  quolibet 
die,  quando  personaliter  cum  kella  murat  XX  denarios 
pro  precio  suoa  (Mithoff,  Mittelalterl.  Künstler  und  Werk- 
meister Niedersachsens  1883  S.  121). 
1359.  Anstellung  Johanns  von  Gemünd  als  Werkmeister  des 
Freiburger  Münsters  (Alfred  Klemm,  Württembergische 
Baumeister  und  Bildhauer  1882). 
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1370.  Vertrag  des  Rats  zu  Aachen  mit  Meister  Peter  von 
der  Kapellen  (Laurent,  Aachner  Stadtrechnungen  1866 

S.  35). 

1392  und  von  da  ab  1465,  1470  die  Anstellungs vertrage  mit 
den  Ulmer  Dombaumeistern  (Klemm  S.  56). 

1423.  Anstellungsvertrag  eines  kurpfälzischen  Baumeisters 
(Janner,  Die  Bauhutten  des  MA.  1876  S.  114). 

1453.  Verdingung  des  Rathauses  zu  Hannover  an  Meister 
Cord  im  Taglohn  (Mitthoff  S.  72). 

1458.  Vertrag  Hans  Paurs  mit  den  Kirchenmeistern  zu 
St.  Lorenz  in  Nürnberg  über  seine  Anstellung  als  Werk- 
meister (Janner  S.  112). 

1532  noch  bekennt  Jörg  Pencz  in  einem  Revers,  gegen  ein 
Gewartgeld  dem  Rat  zu  Nürnberg  stets  zur  Verfügung 
stehen  zu  müssen  (Mitteil,  des  Vereins  für  die  Geschichte 
Nürnbergs  Heft  8  S.  246). 

Bauten,  deren  Grösse  die  Anstellung  eines  Baumeisters 
nicht  nötig  macht,  werden  von  dem  mit  der  Verwaltung  des 
Bauwesens  betrauten  Kapitular,  bei  Kirchenbauten  dem  guber- 
nator  oder  magister  operis  oder  magister  fabricae,  in  Städten 
von  einem  Ratsmitgliede,  dem  Pfleger,  Bauherr  oder  Baumeister 
genannt,  geleitet.  So  leitete  z.  B.  in  Nürnberg  das  ganze 
eigene  Bauwesen  der  Stadt,  das  die  sehr  wichtigen  Befestigungen 
mitinbegriff,  ein  Ratsherr,  der  nicht  technisch  vorgebildet  war, 
als  „Baumeister".  Ks  sei  nur  an  Lutz  Steinlinger  und  Endres 
Tucher  erinnert.  Der  Baumeister  führte  die  Verwaltung  der 
erforderlichen  Werkzeuge  und  Rohstoffe,  sowie  der  nötigen 
Gelder,  er  stellte  die  Handwerker  im  Dienstvertrage  ein.  Im 
Dienstvertrag  stand  auch  der  technische  Unterbeamte,  der 
„Schaffer  und  Anschicker  auf  der  Peunt".  Daneben  wurden 
selbständige  Verträge  mit  Architekten,  Ingenieuren  und  Künstlern 
über  die  Anfertigung  von  Plänen,  Erteilung  von  Gutachten  usw. 
abgeschlossen  (vgl.  E.  Mummenhoff,  Das  Rathaus  in  Nürnberg 
S.  163 ff..  P.  Sander,  Der  reichsstädtische  Haushalt  Nürnbergs 
S.  276,  278  ff.).  Ähnlich  lagen  die  Verhältnisse  bei  dem  Bau 
der  Kirche  des  hl.  Viktor  zu  Xanten  (vgl.  St.  Beissel,  Bau- 
geschichte von  St.  Viktor  zu  Xanten  1883)  und  bei  dem  Bau 
des  Münsters  zu  Basel.    Die  Steinmetzen  wurden  im  Taglohn 
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beschäftigt,  dagegen  wurde  einzeln  verdungen  die  Errichtung 
einer  Säule  1481  (Beissel,  Baugeschichte  S.  172),  eines  Lehr- 
gerüsts  1472,  des  Dacbstuhls  1461  in  Basel  (Basler  Münster- 
gesch.  1895  S.  221).  Weiterhin  finden  sich  in  den  Baurechuungen 
wiederholt  Posten,  wonach  ein  auswärtiger  Baumeister  für  das 
Bestehen  des  Turms  oder  die  Prüfung  einer  Arbeit  einen  Lohn 
erhalten  hat.  Als  weitere  Beispiele  reiner  Werk  verdingungen 
ohne  Stofflieferung  des  Unternehmers  seien  angeführt: 

1405  Vertrag  über  den  Abbruch  des  alten  Rathauses  in 
Bremen  (Das  Rathaus  von  Bremen  von  Ehmck  und  Schu- 
macher im  Bremischen  Jahrbuch  II.  Bd.  1866  S.  272). 
1483  Vertrag  über  den  Turmbau  auf  dem  Gröditzberg  (An- 
zeiger für  die  Kunde  der  deutschen  Vorzeit  Bd.  24  S.  298). 
1513  Vertrag  der  Stadt  Hamburg  mit  Hinrik  Berndes  über 
die  Errichtung  des  Turmes  bei  St.  Peter  (Mithoff  S.  33). 
1532  Vertrag  über  den  Bau  der  Elsterbrücke  in  Zeitz  (Bau- 
denkmäler der  Provinz  Sachsen  Bd.  I  S.  73). 
Nach  Janner  a.  a.  0.  S.  1 1 1  ist  der  älteste  erhaltene  Vertrag 
mit  einem  Laienbaumeister  der  1133  zu  Würzburg  mit 
dem  Baumeister  Enzelin  abgeschlossene  Vertrag,  in  dem 
es  von  dem  Laien  Enzelin  heisst  „.  .  cui  Nos  in  reparanda 
et  ornanda  ecclesia  nostra  curam  et  Magisterium  de- 
dimns  . 

Ausserdem  treten,  wenn  auch  nicht  so  häufig,  Werkver- 
träge mit  Stofflieferung  des  Unternehmers  auf.  So  wurden  die 
grossen  Sandsteinfiguren  zwischen  den  Fenstern  des  Bremer 
Rathauses  zwei  Steinmetzen  als  Ganzes  verdungen  (Ehmck  und 
Schumacher  a.  a.  0.  S.  303,  381);  ferner  finden  sich  vereinzelte 
Beispiele  in  der  Baugeschichte  der  Kirche  zu  Xanten  (Beissel 
S.  174  ff.),  wo  wiederholt  dem  Meister  auch  die  Beschaffung  der 
nötigen  Hausteine  auf  seine  Kosten  und  Gefahr  übertragen 
wurde.  1543  wurde  ein  ganzes  Gewölbe  an  den  lapicida  ver- 
dungen, der  auch  das  Material  zu  liefern  hatte  (Beissel  S.  228). 
Überhaupt  kam  es  am  Niederrhein  häufig  vor,  dass  der  lapicida 
die  Hausteine  aus  seinem  eigenen  Steinbruch  mitverdang.  Ein 
Bauunternehmertum  jedoch,  wie  es  unsere  Zeit  kennt,  bestand 
im  MA.  noch  nicht.  Die  Arbeiter,  Maurer  und  Steinmetzen 
waren  nicht  kapitalkräftig  genug;  das  Bauen  „in  eigener  Regie" 
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überwog.  Im  Arbeitsvertrag  herrschte  vornehmlich  Zeitlohn, 
und  zwar  auch  bei  Werkverdingungen  für  Leistungen  niederer 
und  höherer  Art.  In  einer  Reihe  von  Ordnungen  wurde  aus- 
drücklich hierauf  gedrungen.  So  lautet  Art.  3  der  Steinmetz- 
ordnung von  1459  (Janner  S.  252),  der  1563  noch  wiederholt 
wurde : 

„was  redelicher  werk  und  Gebäue  nu  zu  zitten  sind,  die 
in  Tageion  stont,  nemlich  also:   Strossburg,  Cöln  und 
Wien  und  Passauwe  und  ander  Werk  derglichen,  uud  in 
den  Hütten,  so  dazu  gehören t,  also  herkommen  sint  und 
vollbracht  untzhar  in  Tageion:  Dieselben  Beue  und  Werk 
also  vorstot,  sol  man  also  lassen  bliben  in  Tageion  und 
kein  verdinget  Werk  daraus  nit  machen  in  geheynen 
wegk,  umb  dass  dem  Werk  von  der  Gedinge  wegen  nit 
abgebrochen  werde,  also  verne  es  an  im  stott". 
Noch  1560  arbeitet  der  Meister,  der  den  Bau  eines  Schiffs 
übernommen  hat,  nach  der  Lübecker  Schiffszimmerleuterolle  im 
Tagelohn.  Ja,  noch  1610  wird  die  künstlerische  Deckenmalerei 
des  Nürnberger  Rathaussaales  im  Zeitlohn  verdungen  (Mummen- 
hoff S.  120). 

Diese  Sitte  hat  ihren  Grund  in  der  Befürchtung  des  Be- 
stellers, die  Arbeit  werde  schlecht  gemacht,  wenn  er  sie  in 
Akkord  verdinge.  Berthold  von  Regensburg  drückt  dies  be- 
zeichnend aus: 

„Unde  sie  sulnt  alle  samt  getriuwe  und  gewaere  sin  mit 
ir  amten,  sie  wirken  tage  werk  oder  fürgrif,  wan  daz  tuout 
in  dem  amte  vil  zimberlinte  unde  Steinmetzen.  Unde 
wirkent  sie  tagewerk,  si  sulnt  niht  deste  traeger,  daz 
der  werke  manniges  werde.  Ist  ez  fürgrif,  so  solt  du 
niht  deste  balder  da  von  ilen,  daz  du  sin  schiere 
abe  kumest  unde  daz  ez  über  ein  jär  oder  über  zwei 
darnider  valle;  du  solt  es  mit  triuwen  wirken,  reht  in 
der  wise,  als  ob  ez  din  selbes  waere:  sö  sachest  du  gerne, 
wie  getriuweliche  man  dir  würhtetf  (X.Predigt,  Pfeiffer 
I.  Bd.  1862  S.  147). 

Zu  diesen  Gründen  mag  noch  kommen,  dass  an  den  grossen 
Kirchenbauten  jahrelang  gebaut  wurde,  und  es  daher  auf  Zeit- 
ersparnis nicht  allzusehr  ankam,  dass  überhaupt  das  Interesse 
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an  möglichst  rascher  Lieferung  in  jenen  Zeiten  noch  nicht  in 
dem  Masse  wie  heute  entwickelt  war.  Mitgewirkt  hat  auch 
wahrscheinlich  das  ursprüngliche  ältere  Verhältnis,  wo  der 
Arbeiter  unter  der  unmittelbaren  Leitung  des  Arbeitgebers 
arbeitete,  und  schliesslich  die  noch  heute  bestehende  Abneigung 
des  Arbeiters  gegen  den  Akkordlohn,  der  zu  einem  schärfern 
Konkurrenzkampf  unter  den  Arbeitnehmern  führt. 

Es  wäre  nun  falsch,  wollte  man  aus  der  Tatsache,  dass 
die  Herstellung  einer  grossen  Anzahl  von  Bauten  und  Kunst- 
werken im  Zeitlohn  erfolgte,  den  Schluss  ziehen,  es  läge  in 
solchen  Fällen  ein  Dienstvertrag  vor.  Vielmehr  ergibt  sich  in 
einer  Reihe  von  Fällen  klar  der  Vertrags wille  der  Parteien, 
den  Unternehmer  für  den  Eintritt  des  zu  bewirkenden  Erfolgs 
haften  zu  lassen,  zum  Teil  aber  schliesst  schon  die  Natur  der 
zu  bewirkenden  Leistung  eine  Anweisung  oder  Leitung  des 
Bestellers  vollkommen  aus  (vgl.  zu  der  begrifflichen  Seite  der 
Frage  1.  51  §  1  Dig.  19,  2  und  neuerdings  die  hieran  geknüpften 
Erörterungen  bei  Rümelin,  Dienstvertrag  und  Werkvertrag 
1905  S.  42  ff.). 

4.  Auch  das  Münzgeschäft  gab  Anlass  zum  Abschluss  von 
Werkverträgen.  Es  kam  zwar  seit  Karl  dem  Grossen  immer 
mehr  in  die  Hand  des  Staats;  die  Münze  wurde  entweder  in 
Pacht  gegeben  oder  aber  der  Landesherr  betrieb  selbst  das 
Münzgeschäft  und  stellte  den  Münzer  im  Dienstvertrag  an.  Da- 
neben blieb  jedoch  immer  noch  Raum  für  das  Lohnwerk.  Der 
Munzer  prägte  jedem,  der  Stoff  zum  Münzen  brachte,  im  Werk- 
vertrage das  Metall  in  neue  Münzen  um.  Im  MA.  hatte  dies 
Geschäft  noch  viel  grössere  Bedeutung,  als  unter  unsern  heutigen 
Münzverhältnissen  (vgl.  Eheberg,  Münzwesen  S.  103,  110, 
von  Inama-Sternegg,  Wirtschaftsgesch.  II  392,  423). 

5.  Die  im  modernen  Gewerbe  vielfach  übliche  Arbeit  um 
Stücklohn  kommt  auch  im  MA.  schon  vor.  Allein  dieses  Ver- 
hältnis, das  in  der  Regel  nicht  zwischen  dem  Kunden  und  dem 
eigentlichen  Unternehmer,  sondern  zwischen  diesem  und  seinen 
Arbeitskräften  besteht,  und  das  nicht  schlechthin  den  Schluss 
auf  das  Vorliegen  von  Dienstvertrag  oder  Werkvertrag  zulässt, 
vielmehr  in  beiden  Vertragsformen  sich  denken  lässt,  wurde  im 
allgemeinen  nicht  als  wünschenswert  betrachtet.  Vielmehr  war 
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der  Lohn  der  Gebilfen  und  Lehrlinge  durch  die  zünf tierischen 
Taxordnungen  fast  durchweg  nach  Zeit  bemessen,  ja  verschiedent- 
lich war  Stücklohn  geradezu  verboten,  so  nach  der  Ulmer 
Barchentschauordnung  von  1419  (bei  Nübling,  Ulms  Baumwollen- 
weberei  im  MA.  [Schmoller,  Forschungen  Bd.  9]  S.  11)  für  die 
Beschäftigung  der  Karterknechte,  und  nach  der  Armbruster- 
Ordnung  in  Strassburg  von  1449  (Brucker,  Strassbnrger  Zunft- 
und  Polizeiordnungen  1889  S.  18)  für  die  Gehilfen.  Dagegen 
war  Entlohnung  nach  Stückwerk  zugelassen  für  die  Gesellen 
der  Böttcher  der  5  Seestädte  Hamburg,  Lübeck,  Wismar.  Stral- 
sund, Rostock  1494. 

6.  Ein  dem  Mittelalter  eigentümlicher  Gedanke  ist  das  Ver- 
bot des  -fürkauf',  das  für  die  Entwicklung  des  Unternehmer- 
tums von  grösster  Bedeutung  ist.   Nach  einer  Reihe  von  Rechten 
war  es  nämlich  verboten,  dass  der  Unternehmer  selbst  den 
Stoff  einkaufte  (ftirkauf)  und  dann  das  fertige  Werk  lieferte. 
Im  Baumeisterbuch  des  Endres  Tucher  (1464 — 1475)  heisst  es: 
„Auch  so  soll  furpass  kein  zimmerman  der  meister  ist, 
keinen  furgriff  besteen,  da  im  jemant  zimberholtz,  pretter 
oder  keinerlay  ander  zeug  verding,    woll  mag  einer  umb 
sein  arbeit  Türgriff  machen,  also  daz  er  nichtsz  anders 
verding  denn  die  arbeit  allein  on  den  zeugtt. 
Man  kann  zwar  mit  dem  Arbeiter  einen  Akkordvertrag 
(fürgriff)  abschliessen,  so  dass  ihm  eine  Arbeit  als  Ganzes  gegen 
eine  feste  Vergütung  ohne  Zeitlohn  verdungen  wird,  aber  hier- 
bei darf  der  Unternehmer  kein  Material  liefern,  sondern  der 
Vertrag  darf  lediglich  den  durch  die  Arbeit  zu  bewirkenden 
Erfolg  zum  Gegenstand  haben.  Der  Unternehmer  soll  mit  dem 
toten  Stoff  keinen  Spekulationsgewinn  erzielen.  Bücher  (Artikel 
„Gewerbe a  a.  a.  0.)  erklärt  diese  im  MA.  weit  verbreitete  An- 
schauungsweise im  Anschluss  an  eine  Frankfurter  Steinmetz- 
ordnung von  1355  („.  .  .  uff  das  yman  bedrogen  werde")  da- 
hin, der  tote  Stoff  solle  kein  Erwerbsmittel  bilden,  sondern  nur 
die  lebendige  Arbeitskraft.  In  dieser  Allgemeinheit  ist  der  Satz 
nicht  ganz  richtig,  denn  er  steht  im  Widerspruche  mit  der  Tat- 
sache, dass  im  MA.  in  vielen  Gewerben  das  Handwerk  herrschte. 
Bei  der  Erklärung  muss  auch  die  strenge,  zünftlerische  Gliederung 
des  Gewerbes  berücksichtigt  werden,  nach  der  jeder  auf  einen 
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eng  begrenzten  Kreis  von  Tätigkeit  verwiesen  war  und  ein 
Hinübergreifen  auf  fremdes  Gebiet  strengstens  verpönt  war 
(vgl.  hierzu  auch  Gierke,  Genossenschaftsr.  Bd.  I  S.  390). 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass  die  gesellschaftlichen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  schon  frühe  so  gelagert  waren, 
dass  das  Vertragsleben  Formen  aufweisen  konnte  uud  tatsäch- 
lich aufwies,  die  juristisch  unter  den  Begriff  des  Werkvertrags 
gereiht  werden.  Es  wird  nun  darzustellen  sein,  wie  das  Recht 
jener  Zeit  den  dem  Werkvertrag  zugrunde  liegenden  eigentüm- 
lichen Tatbestand  erkannt  und  ihn  entsprechend  in  der  Ge- 
staltung seiner  materiellen  Sätze  berücksichtigt  hat. 


2.  Abschnitt 

Begriff  und  Abgrenzung  des  Werkvertrags  und 
die  Ausdrucksweise  der  Quellen. 

1.  Mittelalterliche  Rechtsaufzeichnungen  haben  theoretisch 
einen  Werk  Vertragsbegriff  nicht  aufgestellt.  Es  ist  dies  in  den 
Verhältnissen  der  ganzen  Rechtsentwicklung  begründet.  Das 
ältere  Recht  hat  sogar  nicht  einmal  einen  gemeinsamen  Namen 
für  die  Werkverträge  gefunden.  Denn  die  Quellen  kennen 
weder  den  Ausdruck  „Werkvertrag"  noch  den  Ausdruck  »Werk- 
miete". Dieses  letztere  Wort  ist  nicht  von  dem  Worte  „mieten" 
in  unserra  heutigen  Sinne,  einen  Gegenstand  entgeltlich  zum 
Gebrauch  erhalten,  abgeleitet,  soudern  hängt  mit  dem  mittel- 
hochdeutschen Worte  miet  zusammen,  das  gleichbedeutend  und 
etymologisch  verwandt  ist  mit  tuol>6$,  und  den  Begriff  Lohn, 
Preis,  Gabe,  Geschenk  umfasst.  Von  ihm  erst  ist  das  Wort 
mieten  abgeleitet,  das  am  häufigsten  in  der  Bedeutung  vorkommt: 
Eine  Örtlichkeit  entgeltlich  zur  Verfügung  erlangen,  einen 
Arbeiter  für  eine  Verrichtung  dingen.  In  diesem  letztern  Falle 
ist  aus  dem  Ausdruck  mieten  nicht  der  Schluss  auf  eiuen  Dienst- 
vertrag zulässig,  wenn  er  auch  bei  Werk  verdingungen  selten 
vorkommt  (vgl.  hierzu  Grimm,  WB.  VI  2175,  2178,  Schindler, 
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WB.  II  1697).  Sonach  hat  der  Ausdruck  Werkmiete  nur  die 
Bedeutung:  Verdingung  eines  Werks  gegen  Entgelt. 

Auch  aus  dem  Gebrauche  des  Wortes  dingen,  gedinge  kann 
kein  Schluss  auf  die  juristische  Natur  des  betreffenden  Vertrags 
gezogen  werden.  Die  Quellen  drücken  sich  folgendermassen  aus: 
Dingt  ein  man  den  andern  an  sin  werk  .  .  .  Augs- 
burger Stadtr.  A.  129  (Meyer  S.  214). 

Dinget  ein  man  sein  guet  über  land  es  sei  wein  wachs 
.  .  .    Wiener  Stadtr.  A.  55. 

Dinget  ainer  ainen  fnrman  wein  auf  utnb  lone  .  .  . 
Bayr.  Landr.  von  1346  XXVII  Kap.  346  (v.  Freyberg  IV 
S.  497). 

Dieselben  Beue  und  Werk  also  vorstott  sol  man  also 
lassen  bliben  in  Tageion  und  kein  verdinget  Werk  daraus 
nit  machen  .  .  .  Steinmetzordn.  von  1459  Art.  3  (oben 
S.  12). 

„.  .  .  wor  on  abir  doheym  verdingen  wil  .  .  Ver- 
trag der  Stadt  Leipzig  mit  dem  Vorsprechen  1461  (Leip- 
ziger ÜB.  I  276);  verdingen  ist  hier  gleich  andingen,  eine 
Abrede  mit  ihm  treffen. 

weu  ein  jeglich  Meister  ein  Werk  verdinget  .  .  .  Stein- 
metzordn. von  1465  (Janner  S.  254). 

.  .  .  Man  sol  auch  dhynnan  fürder  dhein  werglfite 
weder  murer,  zymberlfite,  noch  ander  tagner  in  dem 
m finster  nit  dingen,  noch  dhein  übereinkomen  mit  inen  tun 
von  dheins  gebuwes  noch  werkes  wegen  .  .  .  Strassburger 
Polizeiordn.  von  1468  (Brucker  S.  386). 

So  jemand  verlest  oder  verdingt  lerjungen  knaben  oder 
meydlin  zu  lernung  eines  hantwerchs  oder  ander  kunst 
Nürnberger  Reform,  von  1479  25.  Titel  10.  Ges. 

„ .  .  .  .  das  wir  off  beydin  teilen  eyne  eynung  und  ge- 
dinge traffin  und  gemacht  habin  also  dass  .  .  .  Vertrag 
des  Rats  zu  Liegnitz  mit  Nickil  Smed  1481  (Anz.  f.  d. 
Kunde  der  deutschen  Vorzeit  Bd.  24  S.  296). 

„.  .  .  aber  stein  zu  hoyen  .  .  sol  man  tun  mit  den 
gedingten  werkluten  die  iren  steten  Ion  habent  oder  obe 
es  witer  not  dete,  in  verdinge  und  keinem  tagelone. 
Strassburger  Bauordn  von  1485  (Brucker  S.  132). 
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Adam  Kraft  confitetur  das  im  S.  Sehr,  and  M.  S.  ange- 
dingt haben  die  Agar  .  .  .  Vertrag  Adam  Krafts  1490 
(Repertorium  für  Ennstwissenschaft  Bd.  25  S.  360 ff.). 

haben  ein  ehrbar  und  aufrichtig  geding  gehalten  .  .  . 
Baukontrakt  des  Rats  zn  Brieg  mit  Jakob  Baar  (Anz. 
für  die  Kunde  der  deutschen  Vorzeit  Bd.  25  S.  80). 

wath  de  borger  ofFte  inwoner,  dede  buwen  leth,  also 
bedingeth,  dat  schall  eme  de  mester  holden.  Lübecker 
Zunftrolle  der  Maurer  und  Dachdecker  1527  (Wehrmann 
S.  332). 

In  der  Holzordnung  des  Landrechts  zu  Lofer  und  Unken 
Art.  6  (Osten*.  Weisttimer  I.  Bd.  Die  Salzburg.  Taidinge  von 
Siegel  und  Tomaschek)  heisst  es,  dass  gewöhnlich  die  Anlieger 
des  Walds  als  „holzmaister  und  fürgedinger  solcher  wälda  ge- 
braucht werden. 

Aus  den  angeführten  Stellen  ergibt  sich:  dingen  (mit  dem 
Akkusativ  der  Person)  heisst  gewöhnlich  eine  Person  gegen 
Entgelt  in  Dienst  nehmen.  Wenn  es  heisst,  an  ein  werk  dingen, 
so  ist  damit  nur  der  Gegenstand,  an  dem  die  Dienste  zu  leisten 
sind,  bezeichnet.  Im  weitern  Sinn  aber  heisst  dingen  unter- 
handeln, verhandeln,  Vertrag  abschliessen.  Daher  ist  das  ge- 
dinge,  wie  vor  allem  die  Künstlerverträge  bezeichnet  werden, 
sowie  die  „Andingung1*  ein  Vertrag  überhaupt  (vgl.  auch 
Puntschart,  Schuld  vertrag  und  Treugelöbnis  S.  51,  53;  Grimm, 
Rechtsaltertümer,  4.  Aufl.  Bd.  II  S.  140  ff.).  Dagegen  ist  „ver- 
ding" der  Arbeitsvertrag,  bei  dem  die  Entlohnung  nicht  nach 
Zeitabschnitten  erfolgt,  sondern  als  Gesamtsumme  für  das 
ganze  Werk  gewährt  wird.  Derjenige,  der  ein  Werk  als 
Ganzes  übernimmt,  unser  Unternehmer,  heisst  entsprechend 
„fürgedinger"  (vgl.  hierzu  die  übereinstimmenden  Angaben  bei 
Grimm,  WB.  II  1170,  Schmeller  I  517;  ferner  Grimm,  Kleine 
Schriften  IV  332). 

Als  sprachlich  durchaus  klares  Beispiel  einer  Werk- 
verdingung  ist  oben  ausser  den  dem  Frachtrecht  entnommenen 
Stellen  die  Steinmetzordnung  von  1465  angeführt.  Als  weitere 
Stellen  kommen  hierfür  in  Betracht: 

a)  Ez  sol  auch  kain  maister  nach  disem  geböte  niht  mer 

werke  besten  denne  ain  werk,  weder  ze  furgriffe  noch 

Kothenbucher,  Werkvertrag  2 
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sust  .  .  .  Nürnberger  Bauordnung  aus  dem  13.  und 
14.  Jahrhundert  (Baader,  Nürnb.  Polizeiordn.  S.  286);  für- 
griff ist  gleich  fürgeding,  Akkord  (Grimm,  Kleine 
Schriften  IV  332,  WB.  IV  737,  vgl.  auch  die  oben 
S.  12  angeführte  Stelle  bei  Berthold  von  Regensburg). 

Es  sol  auch  der  meist  er  oder  die  solichs  werk  be- 
standen hent,  nftt  ftirder  verdingen  .  .  .  Steinmetz- 
ordnung von  1459  (Janner  S.  254);  Verbot  der  Unter- 
verdingung  für  den  Werkunternehmer. 

So  ain  Werckmaister  oder  jemands  anders  ein  werk 
zu  machen  bestanden  oder  angenomen  .  .  .  Chur- 
pfälz.  Landr.  von  1582  II.  Teil  4.  Titel. 

b)  Swer  guot  aufnimpt  ze  f&rn  umb  Ion  ...  Münchner 
Stadtrecht  A.  283  (Auer  S.  109);  ebenso  Portenbeschluss 
von  1557  (bei  Börlin,  Transportverbände  und  Transport- 
recht der  Schweiz  1896  S.  58). 

Item  wan  ein  schefman  annymbt  gevasst  wegen  .  .  . 
Rechte  an  dem  Urfar  zu  Nussdorf  1450  (Grimm,  Weis- 
tttmer  m  704). 

.  .  .  dass  Meister  M.  A.  Steinmetz  mit  dem  Kapitel  zu 
Xanten  übereinkommen  ist  und  angenommen  hat  .  .  . 
eine  steinerne  Säule  im  Dom  zu  errichten  1481  (Beissel, 
Baugesch.  S.  172). 

Wenn  auch  ein  wergkmeister  oder  arbeiter  auffnymbt 
oder  dingt  ein  werk  oder  arbeit  zu  machen  .  .  .  Wormser 
Reform,  von  1498  V.  Buch  II.  Teil  (loc.  cond.),  wenn  auch 
römischrechtlich,  so  doch  übereinstimmend  die  deutsche 
Ausdrucksweise. 

Item  ein  schepestimmermann  die  ein  schiff  annympt 
tho  buwende  .  .  .  steht  im  Zeitlohn  nach  den  Lübecker 
Schiffszimmerleuteartikeln  1560  (Wehrmann  S.  405). 

c)  Wenn  sich  ain  werchman,  er  sey  maurer  oder  zimermann 
oder  decker,  ains  werchs  unterwint  ze  taglon  oder  ze 
fürding,  daz  selb  werch  sol  er  mit  seinen  gesellen  volfürn 
und  volpringen,  und  sol  auch  an  chain  ander  werch  die 
zeit  nicht  sten  und  sol  daraus  nicht  gen  .  .  .  Münchner 
Stadtr.  A.  472  (Auer  S.  180). 

Wo  sich  auch  ein  maister  ain  er  arbeit  oder  gepäus 
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untersteht  und  annympt  .  .  .  Bayr.  Landr.  von  1518 
42.  Tit.  4.  Art. 

d)  Int  erste  dat  welck  man  werck  verdinget,  id  were 
malwerck  edder  glasewerk  .  .  .  1474  Lübecker  Maler-  und 
Glaserordnung  (Wehrmann  S.  329).  Hier  ist  nur  Werk- 
vertrag möglich,  da  es  den  Zunftgenossen  verboten  ist, 
to  vorfang,  auf  Vorrat  zu  arbeiten,  und  Glas-  oder  Mal- 
werk feil  zu  halten. 

.  .  .  hat  ein  erbar  Rat  zu  Zeitz  Meister  Bezolten  in 
Werkstücke  verdingt,  ein  crucifix  1532  (Baudenkmäler 
der  Provinz  Sachsen  Bd.  I  S.  75). 

Die  angeführten  Stellen  lassen  zum  Teil  deutlich  erkennen, 
dass  die  mittelalterliche  Anschauungsweise  die  Übernahme 
eines  Werks  als  Ganzen  (ein  werk  besten,  ein  werk  annemen, 
ein  werk  aufnemen)  als  eine  Vertragsform  erkannt  hat,  bei  der 
sowohl  Akkord-  wie  Zeitlohn  vorkommen  kann.  Erst  mit  der 
Aufnahme  des  römischen  Rechts  wird  die  Unterscheidung  von 
Zeitlohn  und  Akkord  für  die  Abgrenzung  von  Dienst-  und 
Werkvertrag  von  Bedeutung,  bei  Zasius,  Komm,  zu  den  Dig. 
fol.  711  L.  XVIII  de  verb.  obl.  [Ausgabe  von  Freigius  1571]. 
Die  Abgrenzung  des  Werkvertrags  von  den  übrigen  Arbeits- 
verträgen wird  ja  schwierig  nur  bei  jener  Gruppe  von  Ver- 
trägen, bei  der  nicht  der  Stoff  dem  Arbeiter,  womöglich  in 
seine  Behausung  übergeben  wird,  sondern  der  Unternehmer  bei 
Bauwerken  und  Schiff  bauten ,  also  an  fremder  Arbeitsstätte 
seine  Arbeiten  vornimmt,  und  wo  gleichzeitig  neben  ihm  andere 
Arbeiter  im  reinen  Dienstvertrag  und,  wie  er,  im  Zeitlohn  be- 
schäftigt sind.  Denn  hier  kann  nur  die  Art  der  zu  leistenden 
Arbeit  und  das  sich  hieraus  ergebende  Verhältnis  zum  Arbeit- 
geber ein  Unterscheidungsmerkmal  sein.  In  all  den  Fällen 
aber,  wo  verding  vorliegt,  wird  der  Vertrag  rechtlich  als  Werk- 
miete anzusehen  sein. 

Es  besteht  nun  in  der  Ausdrucksweise  der  Quellen  eine 
eigentümliche  Analogie  zwischen  dem  deutschen  und  dem 
römischen  Recht.  Man  sagt  nämlich  ein  werk  besten  (nach 
Grimm  opus  aggredi),  einen  furgrif  besten,  daneben  hat 
besten  die  Bedeutung  mieten,  „ein  Schiff,  ein  Fahrzeug  besten; 
^Bestand"   ist  gleich  Miete.    Dem  entspricht  im  römischen 
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Recht  opus  conducere,  rem  conducere.  Es  läge  nahe,  in 
beiden  Fällen  besten  und  conducere  als  „in  räumliche  Gewalt 
nehmen*  aufzufassen.  Es  scheint  mir  dies  jedoch  zu  gewagt, 
vielmehr  wird  man  besten  im  Werkvertrag  so  aufzufassen 
haben,  dass  es  „annehmen,  übernehmen,  unternehmen"  bedeutet. 
(Immerhin  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  auch  das  nordgermanische 
Recht  in  dem  Worte  leiga  =  Miete  eine  einheitliche  Bezeichnung 
für  Sach-,  Dienst-  und  Werkmiete  hat,  die  dem  deutschen  „Be- 
stand", der  römischen  „conductio"  entsprechen  würde,  so  dass 
die  Annahme  nicht  ganz  ausgeschlossen  wäre,  es  möchte  hier 
doch  nach  der  primitiven  Rechtsanschauung  im  Grunde  eine 
Einheit  dieser  drei  Verträge  bestehen.  Über  den  Gebrauch 
des  Wortes  leiga,  legha,  gotl.  laigha  vgl.  v.  Amira,  Nordgerman. 
OblR.  I  610,  632,  636,  649,  II  740,  741.) 

Der  Werkvertrag  ist  ein  entgeltlicher  Vertrag.  Die  Quellen 
betonen  dies  auch  überall. 

„gibt  eyner  dem  and  im  zcu  machin  gewant  adir  silbir  adir 
andir  ding  und  man  ym  dovon  Ionen  zal  vor  seyne  erbeit  . .  .tt 
Schöffenrecht  der  Dresdner  Handschrift  (Wasserschieben  S.  111); 
Das  Lübische  Recht  von  1294  (Hach  S.  347);  Hamburger  Recht 
von  1292  H.  XXIII  und  von  1497  L.  VIII  (Lappenberg);  Augs- 
burger Stadtrecht  A.  133  (Meyer  S.  217);  Regensburger  Stadtr. 
(Freyberg  V  S.  37);  Alte  Culm  V  3;  Ruprecht  von  Freising 
I  162  (Maurer);  Münchner  Stadtr.  A.  164,  472  (Auer);  Bayr. 
Landr.  von  1346.  XXVII.  Kap.  347.  Art. ;  Stadtr.  von  Lüneburg 
(Kraut  S.  51);  Glogauer  Rechtsbuch  cap.  600  (Wasserschieben). 

Gegenstand  des  Werkvertrags  ist  die  Bearbeitung  des 
übergebenen  Stoffs,  Herstellung  einer  neuen  Sache  aus  den 
tibergebenen  Bestandteilen,  wobei  die  geistige  Leitung  und 
daher  auch  die  Verantwortlichkeit  für  den  Erfolg  beim 
Unternehmer  steht.  Gegenstand  des  Werkvertrags  ist  aber 
auch  weiterhin  Bewirkung  irgend  eines  Erfolgs,  auch  eines 
geistigen  Erfolgs. 

Zunächst  kommt  hier  der  Erziehungsvertrag  in  Betracht, 
Hier  lagen  die  Verhältnisse  im  MA.  folgendermassen:  Das 
Lesen,  Schreiben  und  Rechnen  wurde  von  kundigen  Personen, 
den  Schulmeistern  oder  „deutschen  Schreibern",  für  die  jtingern 
Altersklassen  auch  von  Sclmlfrauen  gelehrt.    In  den  kleineren 
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städtischen  Geraeinwesen,  wo  nicht,  wie  in  den  bedeutenderen 
Städten  ein  grösseres  Angebot  von  Lehrkräften  bestand,  suchte 
man  sich  einen  Schulmeister  dadurch  zu  sichern,  dass  man 
gegen  einen  festen  Gehalt  eine  hierzu  geeignete  Person  an- 
stellte, die  selbständig  und  auf  eigene  Rechnung  die  Erziehungs- 
verträge  mit  den  Eltern  der  Schüler  abschloss.  Da  kein  Schul- 
zwang bestand,  ergab  sich  also  allenthalben  die  Notwendigkeit, 
privat  rechtliche  Erziehungsverträge  abzuschliessen,  für  die  denn 
auch  besondere  Rechtsregeln  galten  (vgl.  Mone,  Das  Schulwesen 
vom  13.  bis  16.  Jahrb.  in  der  Zeitschrift  für  die  Gesch.  des 
Oberrheins  Bd.  I,  II,  Sander,  Der  reichsstädtische  Haushalt 
Nürnbergs  S.  225).  Dagegen  lag  der  höhere  Unterricht  in  der 
Regel  in  geistlichen  Händen,  jedoch  kamen  auch  hier  An- 
stellungen von  städtischen  Schulmeistern  im  obigen  Sinne  vor, 
wobei  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Schülern  und  Lehrer 
ausdrücklich  geregelt  waren  (Bestallung  des  latein.  Schul- 
meisters  von  Uberlingen,  die  mit  wenigen  Veränderungen  von 
1465  bis  1608  galt;  bei  Mone  II  S.  153). 

Beim  Lehrlings  vertrag  treten  die  Normen,  die  über  die 
Erziehungspflicht  des  Lehrherrn  gelten,  gegenüber  den  die 
Dienstpflicht  des  Lehrlings  betreffenden  zurück. 

Es  ist  nach  der  Natur  der  hier  zu  bewirkenden  Leistungen 
die  Annahme  eines  Dienstvertrags  für  den  Erziehungsvertrag 
ausgeschlossen,  allein  es  ergibt  sich  hieraus  auch,  dass  nicht 
alle  Regeln,  die  für  den  Werkvertrag  gelten,  Anwendung  finden 
können,  besonders  insoweit  sie  sich  auf  die  Eigenschaften  des 
Werks  und  dessen  Fertigstellung  und  Abnahme  beziehen. 

Weiter  muss  noch  auf  den  Vertrag  mit  dem  Für- 
sprechen eingegangen  werden  (vgl.  zu  dem  Folgenden  Nietsche, 
de  prolocutoribus ,  Leipzig  1831;  G.  L.  Maurer,  Geschichte  des 
Gerichtsverfahrens  1824  S.  123—132;  Planck,  Gerich tsverf.  im 
MA.  1878  Bd.  I  S.  194 ff.;  ferner  Weissler,  Geschichte  der 
Rechtsanwaltschaft  1905  S.  34 ff.).  Im  mittelalterlichen  Prozess- 
verfahren ist  es  allgemein  üblich,  dass  die  Parteien  vor  Gericht 
sich  eines  Vorsprechen  bedienen,  der  ihnen  auf  ihr  Ansuchen 
für  die  Dauer  des  Dings  vom  Richter  bestellt  wird.  Vorsprech 
kann  jeder  sein,  der  im  Ding  vollberechtigt  aufzutreten  befugt 
ist;  aber  es  bildet  sich  sehr  bald  allgemein  der  Brauch  heraus, 
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nur  besonders  rechtskundige  Mäuner  hierzu  zu  wählen.  Für 
unsere  Frage  kommt  es  nun  wesentlich  darauf  an,  in  welchem 
Verhältnisse  der  Fürsprecher  und  sein  Schützling  zu  einander 
stehen.  Der  Fürsprecher  hat  zunächst  die  Aufgabe,  die  durch 
den  Prozessformalismus  genau  bestimmten  Erklärungen  seiner 
Partei  abzugeben,  vor  allem  die  Fragen  an  das  Gericht  zu 
stellen.  „Er  darf  nur  sprechen,  was  ihm  die  Partei  aufge- 
tragen hat",  jede  seiner  Erklärungen  muss  von  der  Partei  ge- 
nehmigt werden.  Allein  er  ist  nicht  das  Sprachrohr  seiner 
Partei.  Vielmehr  hat  er  die  ihm  von  der  Partei  gemachten 
Angaben  vermöge  seiner  Erfahrung  und  seiner  Rechtskunde 
möglichst  günstig  zu  verwerten.  Er  hat  die  für  das  Vorbringen 
der  Partei  günstigste  Form  zu  wählen,  und  es  ist  seiner  Ge- 
schicklichkeit überlassen,  dem  Richter  und  dem  Gegner  geeignet 
gegenüberzutreten.  Er  hat  die  Pflicht,  die  Partei  zu  beraten 
sowohl  hinsichtlich  der  Wahl  der  Prozessmittel  und  der  zu 
unternehmenden  Schritte,  als  auch  hinsichlich  ihres  Verhaltens 
vor  Gericht.  Er  steht  überhaupt  in  einem  Treuverhältuis  zur 
Partei  und  hat  für  den  Leichnam  eines  hingerichteten  Ange- 
klagten und  dessen  Beerdigung  zu  sorgen. 

Es  ergibt  sich,  dass  zwar  die  Partei,  entsprechend  dem 
heutigen  Rechte,  dem  Fürsprech  Weisungen  erteilen  kann,  dass 
sie  aber  auf  die  Art  ihrer  Ausführung  naturgemäss  keinen  Ein- 
fluss  hat,  da  diese  eben  von  der  der  Partei  fehlenden  Ge- 
schäfts- und  Rechtskunde  abhängig  ist.  Danach  kann  das 
Rechtsverhältnis  nicht  als  Dienstvertrag  bezeichnet  werden. 
Dem  steht  auch  nicht  entgegen,  dass  die  Partei  das  Recht 
hatte,  den  Erklärungen  des  Fürsprechen  die  Genehmigung  zu 
versagen  —  wovon  übrigens  wohl  nur  äusserst  selten  Gebrauch 
gemacht  wurde  (Planck  a.  a.  0.  S.  202)  — ,  denn  dies  war  nur 
für  den  Prozess,  nicht  für  das  zwischen  ihr  und  dem  Fürsprech 
bestehende  Vertragsverhältuis  von  Bedeutung.  Ausserhalb  des 
Gebiets  des  Sachsenspiegels  konnten  aus  den  Freunden  der 
Partei  einer  oder  zweie  dem  Fürsprech  als  Beiständer  zur  Seite 
gestellt  werden,  die  ihn  zu  beaufsichtigen  und  ihm  mit  Rat 
beizustehen  hatten.  Auch  hierdurch  wird  die  Leistung  des  Für- 
sprecher nicht  zu  einer  Dienstleistung.  Denn  die  Aufsicht 
kounte  nur  den  Zweck  haben,  die  Partei  vor  der  Bestätigung 
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zu  warnen ;  und  durch  Ratschläge,  die  ein  Beiständer  dem  Für- 
sprech erteilte,  wurde  dessen  Stellung  zur  Partei  nicht  ver- 
ändert. (Nicht  hierher  gehören  die  „Vorsprecher  des  Rechtens", 
wie  sie  im  Gebiete  des  bayrischen  Rechts  an  die  Stelle  der 
Schönen  getreten  waren;  vgl.  Schröder,  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
S.  554.) 

Lässt  sonach  die  Natur  der  vom  Fürsprech  zu  bewirkenden 
Leistung  die  Auffassung  eines  Werkvertrags  zu,  so  kommt  es 
noch  darauf  an,  ob  die  Tätigkeit  entlohnt  wurde.  Nach  der 
älteren,  ursprünglichen  Auffassung  musste  das  Amt  des  Vor- 
sprechers, zu  dessen  Übernahme  jeder  Dingpflichtige  auf  Grund 
seiner  Dingpflicht  verpflichtet  war,  unentgeltlich  versehen 
werden.  Das  „heilige  Recht"  soll  man  nicht  kaufen  und  ver- 
kaufen (vgl.  die  bei  Weissler  S.  54  angeführten  Belegstellen). 
Nach  sächsischem  Recht  war  eine  Entlohnung  nicht  üblich,  und 
erst  die  Glosse  Johann  v.  Buchs  zu  Sachsenspiegel  I  60  ver- 
teidigt mit  Berufung  auf  das  „kaiserliche  Recht"  die  Zulässig- 
keit  der  Entlohnung. 

„Ick  segge  dy  dat,  dat  ein  vorspreke  sick  wol  müt 

meden  laten.  .  .a 

Damit  stimmen  überein  Deutschenspiegel  78,  Schwaben- 
spiegel Art.  72,  Kulm  V  61  §§  1,  6,  Magdeburger  Schüffenrecht 
II  1  c.  19,  ferner  die  Magdeburger  Fragen  (cap.  V  dist.  2). 

„Undirwindet  sich   eyn  bedirman  vorspreche  zu 
syn  in  Sachen  um  benant  Ion,    das  ist  man  ym 
p flichtig  czu  gebin.    Thut  er  es  uff  genade  sunder 
benant  Ion,  so  stet  is  au  deme,  des  dy  Sache  ist,  also 
daz  her  deme  vorspreche  syne  arbeit  lonc.  (Man  beachte 
auch  hier  den  Ausdruck  „sich  unterwinden" !) 
Dagegen  findet  sich  in  anderen  Quellen  schon  früh  (1240 
in  Lübeck)  der  Grundsatz  der  Entlohnung.  Hamburger  Stadtr. 
von  1292  III.  B.  (Lappenberg),  Bremer  Stat.  von  1341  (Oelrichs 
S.  232),  Hannoversches  Stadtr.  (herausgeg.  von  Brönnenberg 
1844  S.  379),  Regensburger  Stadtr.  (v.  Freyberg,  V  S.  61), 
Statuten  der  freien  Reichsstadt  Cöln  von  1463  A.  73;  Prager 
Stadtr.  77.  Art.  von  1354  (Förstemanu  1845),  ferner  die  bei 
Weissler  S.  56  angeführten  Belegstellen.    Es  hängt  dies  mit 
der  berufsmässigen  Ausübung  des  Amts  zusammen,  wie  sie 
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vornehmlich  in  den  Städten  aufkam  (Planck  S.  207).  So  kam 
es,  dass  nicht  nur  der  vereinbarte  Lohn,  sondern  überhaupt 
eine  Taxe  gezahlt  werden  musste.  Hiervon  waren  nur  die 
Armen  befreit.  Schwsp.  Art.  72;  Alte  Culm  V  §  61,  Ruprechts 
Lehenrecht  §  78  (Westenr.). 

Entsprechend  der  Anstellung  von  Schulmeistern  oder  von 
Ärzten  (in  Nürnberg)  kommt  auch  hier  die  Einrichtung  vor, 
dass  die  Stadt  einen  Fürsprech  im  Dienstvertrag  anstellt,  dass 
er  den  Bürgern  zur  Verfügung  stehe.  So  stellt  im  Jahre  1461 
die  Stadt  Leipzig  einen  Fürsprech  an,  der  am  Dingtag  bei  Ge- 
richt sein  muss,  und  den  Bürgern  um  einen  Groschen  reden  muss, 
„wer  on  abbir  dobeym  verdingen  will,  von  dem  mag  er 
nemen  vihr  adder  funff  groschen  ungeverlicha. 
Ebenso  waren  die  Verhältnisse  in  Straubing  geregelt  (vgl. 
Rosenthal,  Beiträge  zur  Deutschen  Stadtrechtsgesch.  1883 
S.  318,  274). 

Sonach  muss  der  mit  dem  Fürsprech  abgeschlossene  ent- 
geltliche Vertrag  begrifflich  unter  den  Werkvertrag  bezogen 
werden.  Freilich  ist  dies  materiell  von  nicht  allzu  grosser  Be- 
deutung, da  die  im  wesentlichen  auf  den  gewerblichen  Werk- 
vertrag zugeschnittenen  Rechtsregeln  nur  selten  auf  die  ihrer 
Art  nach  verschiedene  Leistung  des  Fürsprechers  angewendet 
werden  können. 

2.  Die  Dienstmiete  unterscheidet  sich  von  der  Werkmiete 
dadurch,  dass  bei  ihr  der  Herr  die  fremde  Arbeit  zu  dem  von 
ihm  gewollten  Erfolge  lenkt,  während  bei  der  Werkmiete  der 
Unternehmer  selbst  für  den  Erfolg  verantwortlich  ist.  Wie 
schon  die  bisherige  Darstellung  gezeigt  hat,  unterschied  das 
mittelalterliche  Recht  deutlich  diese  beiden  Tatbestände.  Zu- 
weilen kommt  dies  auch  in  der  Anordnung  des  Stoffs  in  den 
Rechtsauf  Zeichnungen  zum  Ausdruck.  So  berücksichtigen  die 
ländlicheu  Rechtsquellen  fast  ausschliesslich  den  Dienstvertrag 
und  trennen  ihn  von  etwaigen  mitberücksichtigten  Werkverträgen. 
Das  Hamburger  Stadtrecht  von  1292  (Lappenberg)  stellt  im 
12.  Abschn.  die  den  Dienstvertrag  betreffenden  Rechtssätze  zu- 
sammen unter  der  Überschrift  „van  dhenste".  Und  im  Stadt- 
recht von  1497  (Abschnitt  F)  heisst  es  dann  „van  dhenste  und 
ghesynne8.    Dagegen  enthält  das  Bremer  Stadt  recht  von  1428 
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I.  Buch  cap.  46  (Oelrichs  S.  341  ff.)  auch  die  auf  den  Werk- 
vertrag bezüglichen  Vorschriften  unter  der  Überschrift  „van 
denste". 

Aber  auch  auf  Grund  äusserer  Merkmale,  vor  allem  des 
Herrschafts  Verhältnisses  zwischen  den  Vertragsteilen,  sind 
Dienst-  und  Werkiniete  zu  unterscheiden.  Denn  die  grösste 
Zahl  aller  Dienstverträge  fällt  unter  den  Gesinde-  und  Ge- 
sellenvertrag. Diese  Gruppe  nun  hat  in  den  Landrechten, 
Ehalten-,  Gesinde-,  Handwerks-  und  Gesellenordnungen,  in  den 
Zunftstatuten  eine  eingehende  Regelung  gefunden,  ausführlich 
ist  dort  die  dem  Dienstherrn  zustehende  Dienstgewalt  geordnet, 
die  sich  nicht  nur  auf  die  Ausführung  der  den  Gegenstand  des 
Vertrags  bildenden  Dienste  bezieht.  Dazu  kommen  noch  be- 
sondere Eigentümlichkeiten,  vor  allem  die  Wohnung  in  der 
Hausgemeinschaft  des  Dienstherrn  (vgl.  Hertz,  Die  Rechts- 
verhältnisse des  freien  Gesindes  1879  S.  9;  v.  Amira,  Nord- 
german. Obligationenrecht  II  S.  771).  Daneben  kommen  frei- 
lich auch  freie  Dienstverträge  mit  dem  Taglöhner,  Hausbäcker, 
Hausschlächter  vor;  aber  auch  hier  kommt  meistens  schon  in 
der  Fassung  der  Quellen  die  Auffassung,  dass  es  sich  um 
Leistung  von  Diensten  unter  der  Leitung  des  Herrn  handelt, 
zum  Ausdruck. 

3.  Die  Abgrenzung  des  Werkvertrags  vom  Kauf  war  im 
MA.  leichter  wie  heute.  Schon  die  äusseren  Verhältnisse  be- 
günstigten dies.  War  doch,  wie  schon  oben  erwähnt,  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Rechten  die  Stofflieferung  durch  den  Unter- 
nehmer verboten.  Vgl.  Brtinner  Schöffenbuch  (Rössler  S.  389, 
405).  Auch  bei  der  Mehrzahl  der  Künstlerverträge  wurde  der 
Stoff  vom  Besteller  geliefert,  so  die  Tafel,  auf  die  das  Bild 
gemalt  wurde,  das  Holz,  aus  dem  die  Figuren  geschnitten 
wurden,  die  Farben  und  das  in  der  gotischen  Kunst  reichlich 
verwendete  Gold.  Vgl.  die  Ausgabeposten  für  die  Ausmalung 
eines  Gewöjbes  des  Basler  Münsters  (Münstergeschichte  S.  234) 
gab  im  ze  Ion  3  Pfd.  5  ß  Item  hab  geben  12  Pfd. 
umb  3  buch  schön  Golt  zu  dem  Crüczgang  und  zu  der 
Suilen  .  .  .  Item  umb  öli  und  farwe  und  umb  lim  30  ß. 
Abgesehen  von  grösseren  Bauverträgen,  wie  dem  über  den 
Turmbau  auf  dem  Gröditzberg  1483,  und  die  Elsterbrücke  bei 
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Zeitz  1532,  lieferte  bei  einem  so  bedeutenden  Kuustwerk  wie 
dem  1490  an  Adam  Kraft  verdungenen  Grabmal  (Repert.  Bd.  25 
S.  360 ff.)  und  bei  dem  Waltzroder  Altarbild  Hans  Brüggeraanns 
1523  (Repert.  Bd.  24  S.  125)  der  Besteller  den  Stoff. 

Dagegen  wird  allerdings  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrh.  viel- 
fach die  zum  Malen  nötige  Farbe  und  das  Gold  oder  auch 
Stein  und  Holz  vom  Künstler  geliefert.  Beim  Rathausbau  von 
Bremen  werden  Steinfiguren  mit  Stofflieferung  durch  den  Unter- 
nehmer verdungen  1406—1407  (Ehmck  u.  Schumacher  303,  381); 
ebenso  Vertrag  Isenmanns  mit  dem  Martinsstift  zu  Colmar 
1462  (Repert.  II  153);  Aufgabe  des  Künstlers  ist  es.  die  Altar- 
flügel zu  bemalen,  und  die  geschnitzten  Figuren  zu  vergolden. 
Durchwegs  liefert  den  Stoff  Tilman  Riemenschneider  1491, 
1496  (Tönnies  S.  80,  276);  Vertrag  M.  Wohlgemuts  über  Liefe- 
rung des  Schwabacher  Altars  1508  (Thode  S.  245);  Vertrag  des 
Malers  Bruyn  über  ein  Altarbild  für  das  Stift  zu  Xanten  1529 
(Beissel,  Gesch.  der  Ausstattung  S.  12);  Revers  des  Goldschmieds 
Beyer  1531  (Mitteil,  des  gerraan.  Mus.  Bd.  I  S.  167).  Lukas 
Cranach  hat  bald  mit  eigenen  Farben  auf  eigene  Leinwand  ge- 
malt, bald  den  Stoff  vom  Hof  geliefert  erhalten  (Chr.  Schuchardt, 
Lukas  Cranach  des  Ä.  Leben  und  Werke  1851  S.  144,  195). 

Soweit  es  sich  bei  solchen  Werkverträgen  lediglich  um  Zu- 
taten des  Unternehmers  handelt,  wird  man  annehmen  dürfen, 
dass  auch  nach  mittelalterlicher  Auffassung  die  Natur  des  Ver- 
trags hierdurch  nicht  geändert  wurde.  Ob  jedoch  das  mittel- 
alterliche Recht  die  Lieferung  erst  herzustellender,  nicht  ver- 
tretbarer Sachen  als  Kauf  oder  als  Werkvertrag  betrachtete, 
geht  aus  den  Quellen  selbst  nicht  klar  hervor.  Die  Ausdrucks- 
weise der  Quellen  ist  zur  Erklärung  nicht  zu  verwenden.  Denn 
sowohl  bei  der  Andingung  der  Sandsteinfiguren  am  Bremer 
Rathaus,  wo  die  Steinmetzen  den  Stein  lieferten,  als  in  dem 
entgegengesetzten  Fall  der  Verdingung  des  Waltzroder  Altar- 
bilds wird  von  kop,  Kauf  gesprochen.  Man  wird  davon  aus- 
gehen müssen,  dass  das  MA.,  wenn  es  auch  theoretisch  den  Be- 
griff der  vertretbaren  und  nicht  vertretbaren  Sachen  nicht  aus- 
gebildet hat,  doch  anschaulich  genug  dachte,  um  bei  solchen 
Künstlerverträgen  zu  erkennen,  dass  es  sich  nicht  darum  handle, 
dass  der  Künstler  gegen  Entgelt  einen  Stein  oder  Ölfarben 
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und  Gold  liefere,  sondern  dass  seine  Leistung  in  der  Schöpfung 
einer  neuen,  nur  für  einen  bestimmten  Platz  geeigneten,  einzig- 
artigen Sache  besteht.  Der  Charakter  dieser  Verträge  als 
Arbeitsverträge  trat  schon  im  äussern  Vorgang  deutlich  in  die 
Erscheinung.  Ein  innerer  Grund,  diese  Verträge  unter  den 
Kaufvertrag  zu  fassen,  besteht  ja  nur  insofern,  als  es  sich  um 
Mängel  des  Werks  handelt,  die  in  der  Eigenschaft  des  ge- 
lieferten Stoffs  begründet  sind. 

Diese  Auffassung  wird  bestätigt  durch  den  Vertrag  des 
Rats  zu  Zeitz  mit  Meister  Bezolt  1532  über  ein  Kruzifix,  zu 
dem  Bezolt  auch  den  Stoff  zu  liefern  hat.  Es  heisst  dort  (Bau- 
denkmäler der  Provinz  Sachsen  Bd.  I  S.  75): 

hat  ein  erbar  rath  zu  Zeitz  M.  Bezolten  inwerckstücke 

verdingt  ein  crueifix  .  .  . 
Verschiedentlich  tritt  eine  Trennung  der  beiden  Vertrags- 
elemente, Stoff  lieferung  und  Arbeit,  in  der  Vergütung  hervor. 
So  erhält  der  Steinmetz  Schröder  1560  anlässlich  der  An- 
fertigung einer  Kanzel  50  Taler  für  die  Arbeit  und  10  Taler 
für  den  Stein  (Mithoff  S.  288). 

Die  Künstlerverträge  enthalten  fast  durchwegs  ausser- 
ordentlich reichliche  materiellrechtliclie  Bestimmungen,  aus 
denen  meistens  hervorgeht,  dass  sie  als  Arbeitsverträge  be- 
handelt wurden.  Dies  wird  bei  der  Darstellung  des  materiellen 
Rechts  zu  zeigen  sein.  Die  Eigenart  des  Künstlervertrags 
tritt  jedoch  in  denjenigen  Bestimmungen  hervor,  die,  abweichend 
vom  allgemeinen  Recht,  eine  länger  dauernde  Gewährleistungs- 
pflicht des  Unternehmers  für  Mängel  des  Werks  festsetzen, 
und  die  den  Fall  der  Auflösung  des  Vertrags  durch  den  Tod 
des  Unternehmers  regeln.  Hier  hat  also  die  Vertragspraxis 
die  Sätze  des  allgemeinen  Werkvertragsrechts  unter  Berück- 
sichtigung der  besonderen  Sachlage  durch  eigene  Bestimmungen 
ergänzt. 

Eine  Abgrenzung  des  Kaufs  vom  Arbeitsvertrag  überhaupt 
gibt  Ruprecht  v.  Freising  (Maurer  II  81,  Westenr.  Lehenr.  §  66): 
Nu  sprechen  wir  von  geordentem  Ion.  Es  mag  kein 
schmid  nit  gesprechnn  über  geordenten  Ion  vor  gericht 
do  kol  unnd  ej'sin  des  Schmidts  ist  wann  damit  ver- 
cüaufft  er  seyn  eysnn  unnd  seyn  kol,  was  er  den  leuten 
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wurcliet.  Ist  aber  das  ener  kol  und  eysnn  mit  jra  dar- 
pringgt  und  was  er  im  daraus  wurchet.  unnd  paid  er  jm 
des  unnd  lat  jus  austragenn  so  mag  er  jn  wol  umb  seinen 
geordenten  Ion  ansprechnn.  Solich  recht  habenn  all  hant- 
wercher  dy  den  leutten  jr  aigen  guet  ze  nuetz  pringenn, 
da  sy  selbs  kaiu  aigenn  guet  bey  habenn  (vgl.  hierzu 
Stobbe,  Vertragsrecht  S.  98). 

Es  soll  hiernach  zwischen  dem  Fall  unterschieden  werden. 

» 

wo  der  Arbeiter  seinen  eigenen  verarbeiteten  Stoff  liefert,  und 
dem,  wo  er  selbst  keinen  Stoflf  liefert,  sondern  nur  seine  Arbeit. 
Stobbe  a.  a.  0.  nimmt  hier,  da  er  die  Stelle  im  Anschluss  an 
den  lidlon  des  Gesindes  behandelt,  eine  loc.  cond.  operarum  an. 
Dies  ist  nicht  ganz  richtig,  denn  es  geht  aus  obiger  Stelle 
über  die  Art  des  Vertragsverhältnisses  nichts  hervor  —  es 
kann  sowohl  Dienst-  wie  Werkmiete  vorliegen. 


3.  Abschnitt 

Der  Abschluss  des  Vertrags. 

I.  Die  „Einigung",  das  „Gedinge",  das  „Übereinkommen" 
betrifft  den  Inhalt  des  Vertrags.  Dieser  wird  je  nach  den  Ver- 
hältnissen mehr  oder  weniger  genau  bestimmt.  Vor  allem  bei 
Bauten  und  Kunstwerken  wird  das  herzustellende  Werk  genau 
beschrieben,  es  werden  die  Masse,  die  Eigenschaften  des  etwa 
vom  Unternehmer  zu  liefernden  Stoffs  festgestellt.  Es  wird 
genau  bestimmt,  welche  Heiligen  und  wie  viele  auf  einem  Altar- 
bild dargestellt  werden  sollen,  ja  der  Wunsch  des  Bestellers 
erstreckt  sich  oft  auf  Einzelheiten,  wie  darauf,  ob  eine  männ- 
liche Figur  einen  Bart  tragen  soll  oder  nicht.  Andererseits 
werden  genaue  Abreden  über  die  Entlohnung,  sowie  für  Fälle 
getroffen,  die  abweichend  von  den  gewöhnlichen  Rechtssätzen 
behandelt  werden  sollen.  Die  meisten  Ktinstlerverträge  ent- 
halten von  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrh.  an  hierüber  aus- 
führliche Abmachungen. 

Sehr  oft  wird  dem  Vertrag  über  Errichtung  eines  Bauwerks 
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oder  Hei  Stellung  eines  Kunstgegenstands  ein  Plan,  „Visieiung" 
genannt,  zugrunde  gelegt,  nach  dem  das  Werk  auszuführen  ist. 
Steinnietzordnung  von  1465  (Jänner  S.  254);  Vertrag  über 
die  Herstellung  des  Münnerstädter  Altarbilds  durch  Tilman 
Riemenschneider  (Tönnies,  Tilman  Riemenschneider  S.  276). 
Vertrag  Hans  Brüggemans  mit  dem  Propst  zu  Waltz- 
rode  1523  (Repert.  f.  Kunst w.  Bd.  24  S.  125),  Revers  des 
Goldschmieds  Beyer  1531  über  Anfertigung  von  Silber- 
geschirr (Mitteil,  des  german.  Mus.  Bd.  I  S.  167) ;  Vertrag 
Wenzel  Jamnitzers  mit  Erzherzog  Ferdinand  1561  (Mitteil, 
des  Inst,  für  österr.  Geschichtsforsch.  Bd.  IX  S.  285). 
Ferner  gehört  hierher  das  „Gegengewicht",  das  nach  ver- 
schiedenen Ordnungen  der  Goldschmied  beim  Empfang  des  zu 
verarbeitenden  Metalls  dem  Bestoller  zur  Nachprüfung  bei  der 
Rückgewähr  geben  musste. 

Der  Sicherung  des  Beweises  dient  die  Beurkundung  der 
Verträge.  Privaturkunden  werden  einmal  ausgestellt,  für  den 
Gebrauch  des  Bestellers,  oder  doppelt  für  den  Besteller  und 
Unternehmer.  In  diesem  Falle  wird  der  Vertrag  zweimal  auf 
dasselbe  Blatt  geschrieben,  das  dann  an  einer  mit  Buchstaben 
bezeichneten  Stelle  abgeteilt  wird.  Die  Urkunden  sind  meistens 
gesiegelt.  Zur  ersteren  Gruppe  gehört  der  Vertrag  Isenmanns 
mit  dem  Martinsstift  zu  Colmar  1462  (Repert.  f.  Kunstw.  Bd.  II 
S.  153)  und  der  Vertrag  über  Errichtung  der  Elsterbrucke  zu 
Zeitz  1532  (Baudenkm.  der  Prov.  Sachsen  I  73),  zu  der  zweiten 
Gruppe  gehört  der  Vertrag  über  Errichtung  einer  Säule  im 
Xantener  Dom  1481  (Beissel,  Baugesch.  S.  172),  der  Vertrag 
des  Abts  zu  St.  Godehard  in  Hildesheim  mit  Meister  Wolter 
1504  (Mithoff  S.  430),  Glaserkontrakt  abgeschlossen  von  der 
Stadt  Löwenberg  1511  (Anz.  f.  d.  Kunde  d.  d.  Vorz.  Bd.  29 
S.  174),  Vertrag  des  Malers  Bruyn  mit  dem  Stift  zu  Xanten 
1529  (Beissel,  Gesch.  der  Ausstattung  der  Kirche  zu  Xanten 
S.  12). 

II.  An  welchen  Tatbestand  knüpft  nun  das  Recht  die 
Obligation? 

1.  Es  ist  hier  davon  auszugehen,  dass  der  Werkvertrag 
verschiedene  wirtschaftliche  Vertragsformen  umfasst,  unter 
denen  zwei  vornehmlich  sich  gegenübertreten:    Einmal  die 
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Gruppe  von  Verträgen,  wo  der  zu  bearbeitende  Stoff  dem 
Unternehmer  zur  Bearbeitung  an  seiner  eigenen  Arbeitsstätte 
übergeben  wird,  and  andererseits  die  Gruppe  von  Verträgen, 
wo  der  Unternehmer  verpflichtet  wixd,  aus  seinem  eigenen 
Stoff  das  Werk  zu  liefern,  oder  an  fremder  Arbeitsstätte,  vor 
allem  bei  Bauwerken,  durch  seine  Arbeit  einen  Erfolg  herbei- 
zufuhren. 

Jene  erste  Gruppe  von  Verträgen  erlangt  schon  durch  die 
Hingabe  des  Stoffs  und  die  Annahme  durch  den  Unternehmer 
verbindliche  Wirkung,  ohne  dass  es  einer  hierzutretenden  Form 
bedürfte.  Diese  Verträge  können  als  Real  Verträge  gültig 
abgeschlossen  werden. 

Tatsächlich  erwähnen  die  Quellen  bei  dieser  Art  von  Ver- 
trägen nirgends  den  Gebrauch  einer  Form,  vielmehr  lassen  sie 
schon  durch  ihre  Ausdrucksweise  erkennen,  dass  das  Gedinge 
durch  die  Hingabe  des  Stoffs  sofort  rechtliche  Wirkung  er- 
langte, dass  von  diesem  Zeitpunkte  au  die  Pflichten  und  Rechte 
der  Vertragsteile  entstanden. 

„.  .  .  swaer  eime  snider  gewant  enpfilchet  ze  sniden.  . 
Augsburger  Stadtr.  A.  133  §  2  (Die  typische  Form! 
vgl.  Lexer  I  563);  ebenso  Ruprecht  v.  Freising  I  149  (M.). 

„.  .  .  gebit  eyn  man  und  tut  syn  gewant  eyme  snyder 
czu  machin  .  .  .a    System.  Schöffenr.  V  c.  4. 

„Ap  ein  man  silber  ader  gewant  czu  machin  tut 
umme  daz  Ion  .  .  .u  Glogauer  Rechtsbuch  cap.  600 
(Wasserschlebeu). 

„Dinget  ein  man  ein  chaufschatz  überlant,  und  sich 
desselben   chaufschatzes  der  fuerman  unterwindet  auf 
seinen  wagen.  .     Wiener  Stadtr.  A.  56. 
In  dieser  letzten  Stelle  ist  der  Fall  so  gelegen,  dass  die 
Vertragsteile  den  Frachtvertrag  schliessen,  der  sofort  durch 
die  tatsächliche  Übernahme  des  Guts  vollzogen  wird,  während 
A.  55  des  Wiener  Stadtrechts  („Dingt  ein  man  sein  guet  über- 
lant .  .  .  und  geit  seinen  gotzphenning  daran.  .  .a)  von  der 
Hingabe  eines  Gottespfennigs  spricht,  und  hierbei  den  Fall  im 
Auge  hat,  wo  sich  der  Fuhrmann  verpflichtet,  das  Gut  zu  ver- 
frachten, das  Gut  aber  nicht  zur  Stelle  ist,  sondern  erst  später, 
vielleicht  an  einem  andern  Orte  zur  Verfrachtung  übergeben  wird. 
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Nach  Bürlin,  Transportverbände  und  Transportrecht  der 
Schweiz  S.  54,  vollzog  sich  der  Vertragsschluss  durch  Ubergabe 
der  Güter  oder  durch  Einzählen  in  das  Schiff.  Eine  Form  fin- 
den Vertragsschluss  findet  sich  bei  dem  Rodbetrieb  nirgends. 

Die  vorgetragene  Auffassung  wird  weiter  dadurch  gestützt, 
dass  in  den  Quellen,  wie  weiterhin  zu  zeigen  sein  wird,  alle 
andern  Verträge,  bei  denen  nicht  der  Stoff  gleichzeitig  mit  dem 
Gedinge  dem  Unternehmer  übergeben  wird,  entweder  als  sym- 
bolische Realverträge  (Gottespfenning,  Weinkauf)  oder  als 
reine  Formverträge  behandelt  werden.  Nirgends  findet  sich 
ferner  in  den  Quellen  ein  Anhaltspunkt  dafür,  dass  die 
Gültigkeit  des  Abschlusses  solcher  Realverträge  von  den 
Parteien  im  späteren  Prozesse  bestritten  worden  wäre.  Es 
steht  diese  Annahme  eines  Realvertrags  auch  durchaus  nicht  im 
Widerspruch  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  deutschen 
Rechts,  das  ja  auch  die  Leihe,  die  Hinterlegung  und  die 
Schenkung  als  Real  Verträge  behandelte. 

2.  Neben  diesen  Verträgen,  die  durch  Hingabe  des  zu  ver- 
arbeitenden Stoffs  an  den  Unternehmer  vollzogen  werden,  sind 
alle  diejenigen  zu  berücksichtigen,  in  deren  Tatbestand  dieses 
Moment  fehlt.  Da  die  reine  Übereinstimmung  der  Vertragsteile 
zum  Zustandekommen  der  Obligation  nicht  genügt,  wird  künst- 
lich dem  Gedinge  der  Charakter  des  Realvertrags  verliehen. 

a)  Dies  ist  in  der  Weise  möglich,  dass  von  der  einen  Ver- 
tragsseite, wenn  nicht  die  ganze  Leistung,  so  doch  ein  sehr 
erheblicher  Teil  im  voraus  erfüllt  wird.    Der  Besteller  macht 
eine  Anzahlung  auf  die  Vergütung.    So  im  folgenden  Fall: 
Hirvor  em  gelauet  (gelobt)  vic  m  &  lub.   Darvon  1  m  & 
ret  up  de  hant  to  dem  gadespenning.  .  .  Verdingung  des 
Turmbaus  zu  St.  Peter  in  Hamburg  1517  (Mithoff  S.  33), 
und  ähnlich  erhält  Barward  Tafelmaker  1525  für  Er- 
bauung der  Rossmühle  in  Leipzig  300  Thlr.  und  10  Thlr. 
Gottespfenning  (Mithoff  S.  309). 
Es  handelt  sich  bei  diesen  „Gottespfenningen"  nicht  um  unbe- 
deutende Leistungen,  sondern  sie  stellen  eine  wirkliche  Voraus- 
leistung des  Bestellers  dar.  Die  Bezeichnung  „Gottespfenning" 
zeigt,  dass  nach  der  Auffassung  der  Quellen  die  Begriffe  der 
arrha  und  der  Anzahlung,  unter  dem  einheitlichen  Gesichts- 
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punkt  der  Sachleistung  beim  Vertragsabschluß  zusammen- 
flössen. Hieraus  ergibt  sich  für  die  Entwicklungsgeschichte  der 
arrha,  dass  bei  Verträgen  der  oben  erwähnten  Art  der  Ver- 
trag durch  eine  wirkliche  Vorausleistung  des  Bestellers  voll- 
zogen wurde,  dass  diese  Gabe  dann  im  Laufe  der  Zeit  viel- 
fach an  Wert  verlor,  bis  sie  als  zu  geringfügig  für  den  Unter- 
nehmer nicht  mehr  in  Betracht  kam,  der  sie  dann  als  Almosen 
„in  die  Büchse"  steckte.  In  dieser  Form  ist  der  „ Gottes- 
pfennig a  in  den  mittelalterlichen  Quellen  erhalten.  Beim 
Werkvertrag  jedoch  lag  es  mit  Rücksicht  auf  die  oft  wirt- 
schaftlich schwache  Stellung  des  Unternehmers  nahe,  in  vielen 
Fällen  die  alte  „Anzahlung"  beizubehalten,  die  sich  ja  tat- 
sächlich, wenn  auch  ohne  die  alte  rechtliche  Bedeutung  bis  iu 
unsere  Tage  gerade  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Ver- 
hältnissen erhalten  hat. 

Die  Hingabe  des  „Gottespfennigs"  findet  sich  ausser  in 
der  oben  angeführten  Stelle  des  Wiener  Stadtrechts  (Art.  55) 
in  folgenden  Quellen: 

„Item  wen  men  ock  mit  den  meistern  mhurwergke 
vordingeth,  so  schollen  se  mit  gadesgelde  edder  mit 
schencken  de  borgere  nicht  overlestern  und  beschnidenn, 
sunder  truwelicken  vordenst  nemeu".  Rostocker  Ordinanzie 
von  1530,  angef.  bei  Mithoff  S.  445. 

„Wann  ein  Meister  eine  arbeit  idt  sy  nie  oder  olde 
annimpt,  und  ein  gadespenning  darup  gegeven  werdt, 
schall  hie  densulven,  nademe  hie  gade  gegeven  ist,  in  die 
bussen  stecken.  Lübecker  Schiffszimmerleuteartikel  von 
1560  (Wehrmann,  Die  älteren  lübeckischen  Zunftrollen 
1864  S.  410). 

Sehr  oft  schwankt  die  Bezeichnung  dieser  Vertragsgabe; 
so  heisst  es  z.  B.  1447  von  Meister  Ebberd,  Glase  werte  zu 
Stendal  (Mithoff  S.  85),  dem  der  Rat  zu  Braunschweig  die 
Fenster  im  Altstadt- Rathause  verdungen  hatte,  dass  ihm  V* 
Verding  (der  vierte  Teil  einer  Mark)  an  Trinkgeld,  und  seinen 
Knechten  zwei  Gottespfennige  zugesagt  worden  seien.  Diese 
Gottespfenninge  sind  das  Trinkgeld,  das  die  Gesellen  gewöhn- 
lich erhalten,  und  das  Trinkgeld  des  Meisters  kann  ein  Gottes- 
pfenning  oder  ein  Weinkauf  sein. 
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Ein  Haftgeld  erhält  der  Baumeister  der  Frauenkirche 
in  München,  Jörg  Ganghofer  1468  bei  seiner  Bestellung  (Mayer, 
die  Domkirche  zu  ü.  L.  Frau  in  München  1868  S.  59).  Wenn 
dieser  Vertrag  auch  ein  Anstellungsvertrag  gewesen  zu 
sein  scheint,  so  darf  doch  angenommen  werden,  dass  auch  bei 
anderen  Arbeiten  im  Baugewerbe,  also  auch  bei  Werkver- 
dingungen  ein  solches  Haftgeld  gebräuchlich  war.  Denn 
äusserlich  unterschied  sich  eine  Werkverdingung  mit  Zeitlohn 
wenig  von  einem  Anstellungsvertrag,  bei  beiden  besteht  wirt- 
schaftlich für  den  Besteller  das  Bedürfnis,  den  Unternehmer 
durch  eine  Gabe  zum  Bleiben  am  Baue  zu  verpflichten. 

„pandesgeld"  wird  von  Mithoff  (S.  453)  erwähnt,  das 
als  Handgeld  bei  Verdingung  von  Arbeiten  gegeben  wurde. 

„.  .  .  dar  scholde  ick  em  12  fl  vor  geuen.    Ick  bot  • 

em  anerst  6  und  quam  endlik  up  8  fl,  darup  gaff  ick  em 

1  dutken  to  pandesgelde"  1563  (Baltische  Studien  XIX, 

angeführt  bei  Mithoff  S.  453). 

Gottespfenning  oder  arrha  führen  die  Lübeckischen 
Statuten  (III.  Beb.  6.  T.  §  6)  als  Mittel  zur  Perfektion  des 
Vertrags  an,  und  auch  die  „Teutschen  Stadtrechte  für  Böhmen' 
(Wien  1721)  bestimmen  unter  loc.  cond.  cap.  6:  Die  Stein- 
metzen, Maurer  etc.  und  alle  andern  Handwerker,  die  eine 
Arbeit  verdingen  und  ein  Angeld  darauf  empfangen  .  .  . 
sind  verpflichtet,  den  Vertrag  zu  erfüllen. 

In  Niederdeutschland  tritt  die  vormede  auf,  die  ursprüng- 
lich beim  Vertragsabschluss  gegeben  worden  zu  sein  scheint. 
So  nach  der  Auffassung  von  Schiller-Lübben  V  404  und  Wehr- 
mann, Die  älteren  Lübeckischen  Zunftrollen  S.  523,  der  die 
vormede  oder  vorelon,  vorhuro  in  dieser  Bedeutung,  als  bei  der 
Andingung  von  Gesellen  oder  der  Miete  einer  Bude  vorkommend 
erwähnt.  Damit  stimmt  nicht  der  Gebrauch  überein,  wie  er 
bei  Verdingung  grösserer  Arbeiten  beim  Rathausbau  zu  Bremen 
herrschte  (Ehmck  &  Schumacher  S.  291,  310;  357).  Dort  heisst 
es  z.  B.  nach  Beendigung  des  Vertragsverhältnisses  in  der 
Ausgaberechnung : 

„Item  mester  kurde  36  sware  schillinghe  unde  4  gülden 
vor  syne  vormede,  de  wy  eme  ghclovet  hedden,  do  wy 
ersten  myt  eme  vordrogheir. 

Rothenbttcher,  Werkvertrag  3 
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Der  Vertrag  wurde  also  ohne  Vormede  geschlossen,  diese 
dem  Unternehmer  vielmehr  versprochen,  zu  dem  Zweck,  ihn  um 
so  sicherer  am  Bau  zu  halten,  ihm  für  die  Erfüllung  des  Ver- 
trags eine  besondere  Prämie  zu  gewähren.  Vgl.  hierzu  die 
Verdingung  eines  Holzgestühls  für  die  Predigerkirche  zu  Bern 
etwa  1302  (Fontes  rerum  Berneusium  IV  112),  wo  ausser  dem 
Lohn  dem  Unternehmer  nach  Fertigstellung  des  Werks  ein 
eigenes  Entgelt  (im  Wert  von  einem  fünften  Teil  des  Gesamt- 
lohns) zu  minn  (zur  Erinnerung,  Lexer  I  2144)  versprochen 
wird. 

b)  Der  Weinkauf  lässt  sich  in  seiner  ursprünglichen  Form 
als  leykauf:  Perfektion  des  Vertrags  durch  gemeinsamen  Trunk 
mit  den  zum  Vertrag  zugezogenen  Zeugen  für  das  Gebiet  der 
Werkverträge  nicht  nachweisen.  Zwar  finden  sich  in  den 
Baurechnungen  oft  Posten  wie  der  folgende: 

1394.  Item  pro  duabus  quartis  vini  propinatis  magistro 
Gerardo  lapicidae  et  suis  sociis  consilium  dantibus  posset 
novum  armarium  construi  (Beissel,  Xantener  Baugesch.), 
allein  ein  Schluss  auf  die  rechtliche  Bedeutung  ist  hier  nicht 
möglich,  da  es  sich  auch  um  gewöhnliche  „Schoppen"  handeln 
kann,  wie  sie  in  Weiuländern  bei  jeder  Gelegenheit  getrunken 
werden. 

Dagegen  tritt  der  Weinkauf  in  seiner  späteren  Gestalt,  als 
„trockene"  Gabe,  meistens  an  die  Gegenpartei  selbst,  sehr  oft 
auf.  Er  hat  in  diesem  Falle  keine  andere  Bedeutung  als  der 
Gottespfennig. 

1398  erhält  Meister  Gerhard  in  Xanten  bei  seiner 
Bestellung  als  Baumeister  2  sol.  8  den.  pro  licopio  (Beissel, 
Baugesch.  S.  125). 

1405  Wedeken  van  Bomechen  4  gr  tho  wynkope  eme 
uude  syne  kumpanen,  do  de  raet  myt  eme  vordroghen 
umme  dat  brekent  unde  loveden  eme  30  m  &  (Rathaus 
zu  Bremen  S.  272). 

Item  Koken  1  gr  tho  wynkope,  do  wy  myt  eme  vor- 
droghen umme  den  müschelnkalk  tho  vorende  .  .  .  (ebd. 
S.  277). 

To  dem  ersten  H.  Str.  1  m  &  vor  1  reep  wandes  tho 
wynkope  (ebd.  S.  299). 
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To  dem  ersten  3  gr  vor  3  quarten  wyns  do  wy  den 
köp  makeden  myd  den  ersten  mestere  .  .  .  der  andere 
erhielt  3  sware  tho  godespennynghen  .  .  .  (ebd.  S.  303). 
Die  letzte  Stelle  lässt  deutlich  erkennen,  wie  die  beiden 
Begriffe  weinkauf  und  godespenning  ineinander  Ubergingen. 
Möglich,  dass  bei  dem  einen  Meister  noch  der  Wein  wirklich 
mit  Zeugen  vertrunken  wurde,  möglich  aber  auch,  dass  der 
Wein  hier  in  natura  gegebeu  wurde,  wie  sonst  an  demselben 
Bau  das  Geld  hierfür,  oder  das  Geld  für  ein  Gewand  gewährt 
wurde  (vgl.  hierzu  auch  Mithoff  S.  461,  sowie  Stobbe,  Deutsches 
Privatr.  2.  Aufl.  Bd.  III  S.  62 ff.,  und  Reurecht  und  Vertrags- 
schluss,  Leipzig  1876,  I  S.  12  ff.,  II  S.  4  ff.). 

3.  Der  Werkvertrag  wird  auch  weiterhin  als  formbedürftiger 
Vertrag  durch  Treugelöbnis  abgeschlossen. 

a)  Die  Quellen  sprechen  in  einer  Reihe  von  Verträgen  von 
„geloben",  „versprechen",  „promittere  per  fidem  suam", 
Formen,  die  alle  dasselbe,  nämlich  ein  Treugelöbnis  bedeuten. 
a)  scriptor  promisit  per  fidem  suam  .  .  .  Vertrag  mit  einem 
Kunstschreiber  (Wattenbach,  Schriftwesen  S.  478). 

.  .  .  also  dat  de  vruchtlude  schuldegheden  copadzen, 
dat  he  em  ghelovet  hadde  ere  got  to  zeghelude  .  .  .  1303 
Statuta  Bremensia  (Oelrichs  S.  254). 

Wir  och  vergehen  an  disem  briefe  das  wir  gelopt 
han,  vur  uns  und  unser  erben  .  .  .  1328  Urkunde  über 
den  Bau  einer  Brücke  (Fontes  rerum  Bernensium  V  650). 

Meister  Swelbil  hat  sich  vor  uns  verlobit  .  .  .  eine 
Uhr  zu  machen.  Am  Ende  heisst  es  „Di  globde  hat  syn 
bruder  mit  em  globit".    Breslauer  Ratsurk.  von  1373. 

...  mit  hand  und  mund  entruwen  geloibet  einen 
nuwen  koer  zu  buwen  (wird  in  einem  Brief  des  Amtmanns 
von  Lichtenau  an  den  Rat  zu  Göttingen  gesagt,  wo  Hein- 
rich Herte  zwischen  1430  und  1440  am  Rathaus  be- 
schäftigt war.   Mithoff  S.  146). 

.  .  .  altar  tafel,  de  he  ne  uppe  Paeschen  geloubet 
helft  toberedende  . .  .  1457.  Eintrag  im  Lübecker  Nieder- 
stadtbuch (Pauli,  Lübeck.  Zust.  III  S.  146). 

zusagen  und  geloben,  eine  Wasserleitung  anzulegeu 
1477.    Vertrag  der  Stadt  Görlitz  mit  Mathias  Häuwriz 

a* 
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(Anzeiger  für  die  Kunde  der  deutschen  Vorzeit  Bd.  24 
S.  103). 

1483.  Die  Maurermeister,  die  den  Turmbau  auf  dem 
Gröditzberg  übernehmen,  geloben  bey  eren  guten  trawen 
auch  bey  irem  hantwerke  und  bey  vorlust  aller  irer 
gutter  die  sy  haben  (Anzeiger  Bd.  24  S.  298). 

1493.  Hinrick  Slappbrenn  .  .  .  helft  bekandt  dat  he 
.  .  .  twe  tafelen  entfangen  unde  gelaueth  helft,  de  to 
Messchede  truweliken  to  bringende  .  .  .  Frachtvertrag 
im  Lübecker  Niederstadtbuch  (Pauli,  Lübeckische  Zustände 
S.  146). 

1511.  .  .  hat  Hanns  gelobit  selbige  czu  gewerin  .  .  . 
Vertrag  der  Stadt  Löwenberg  mit  dem  Glaser  Hans 
Schwantner  (Anzeiger  Bd.  29  S.  174). 

1520.  .  .  angedingt  und  versprochen.  Vertrag  über 
Anfertigung  eines  Altarschreins  zwischen  dem  Rat  zu 
Zeitz  und  Pankraz  Gruber  (Baudenkmäler  der  Provinz 
Sachsen  I  S.  71). 

1523.  .  .  mester  Hanssz  uns  geloveth  dat  besthe 
darinne  to  thonde.  Waltzroder  Vertrag  mit  Hans  Brügge- 
mann (Report.  Bd.  24  S.  125). 

1545.  .  .  dat  in  dem  gedinge  uthgesecht  und  belavet 
ys.   Lübecker  Zimmerleuteartikel  (Wehrmann  S.  460). 
ß)  Auf  Seite  des  Bestellers: 

. . .  wes  ze  eme  van  wegene  der  orgelen  in  Sunte  Peters 
Kerken  gelovet  hebben  .  .  .  1463.  Eintrag  im  Lübecker 
Niederstadtbuch  (abgedruckt  bei  Pauli,  Lübeckische  Zu- 
stände III  150). 

.  .  .  Das  uppe  byn  ek  ouereyn  gekomen  to  snyden  de 
bilde  .  .  .  ome  darvor  gelouet  driddehalue  mark  .  .  . 
Aufzeichnung  über  die  Anfertigung  eines  Altarbilds  für 
die  Stiftskirche  auf  dem  Petersberg  bei  Goslar  (Mithoff 
S.  425). 

Das  Geloben  mit  Handreichung  ist  im  Baugewerbe  weit 
verbreitet.  Die  im  Dienst  der  Stadt  Nürnberg  stehenden  Hand- 
werker werden  in  dieser  Weise  verpflichtet. 

Item  es  sullen  geloben  die  zimmergesellen  und  ir  trew 
geben  .  .  .  Lutz  Steinlingers  Baumeisterbuch  von  1445 


by  Google 


37 


(Heft  in  S.  13  ff.  der  Mitteil,  des  Vereins  für  die  Gesch. 
der  Stadt  Nürnberg). 
Wahrscheinlich  wurden  in  dieser  Form  sowohl  Dienst-  wie 
Werkverträge,  die  sich  bei  Zeitlohn  äusserlich  nur  wenig 
unterscheiden,  abgeschlossen. 

Auch  in  den  Fällen,  wo  nicht  von  der  fides,  der  trewe  die 
Rede  ist,  sondern,  wo  es  einfach  geloven,  versprechen 
heisst,  wird  man  im  Zusammenhalt  mit  der  Ausdrucks  weise 
der  übrigen  Belegstellen  annehmen  müssen,  dass  dies  nicht  ein 
gewöhnliches  „Versprechen",  sondern  ein  förmliches  Gelübde 
ist  (vgl.  hierzu  Pun tschart,  Schuldvertrag  und  Treugelöbnis 
S.  306,  308,  311  ff.). 

Hierfür  spricht  auch  der  Umstand,  dass  der  Richterliche 
Klagspiegel  (Strassburger  Ausgabe  von  1536)  I.  Teil  fol.  45  die 
Überschrift  „de  actione  ex  stipulatu"  ins  Deutsche  übersetzt 
„So  eyner  dem  andern  etwas  verheysst  mit  der  hant*  und  als 
Muster  hierfür  gerade  einen  Bauunternehmerwerkvertrag  an- 
führt. 

„Her  richter  ich  clag  euch  von  R  der  hat  mir  verheissen 
uff  mein  frag  uff  meim  grund  allda  gelegin  etc.  zü  bauwen 
ein  hauss  von  stein  oder  von  holtz  das  da  zwölff  schuch 
weit  X  schuch  lang  und  souil  in  der  höhe  sey  umb  X 
pfundt  der  müntz  .  .  . 
Dass  in  dem  Verheissen  mit  Handschlag  der  alte  deutsche 
Formalvertrag  zu  erkennen  ist,  hat  schon  L.  Seuffert  (Zur  Ge- 
schichte der  obligator.  Verträge  S.  88)  gezeigt.   Es  sei  jedoch 
hier  noch  weiter  darauf  hingewiesen,  dass  an  jener  Stelle  der 
Abschluss  des  Vertrags  noch  durch  folgende  Beispiele  ver- 
deutlicht wird: 

Zu  diser  pflicht  würden  etwan  solich  wort  gebraucht  und 
geübt  du  verheisst  ich  verheiss  du  gelobest  ich  gelobe  jr 
gelobet  mit  treuwen  ich  gelobe  mit  treuwen  .  .  . 
Das  einfache  Geloben  ist  dem  Geloben  mit  Treue  gleichgestellt. 

b)  Neben  dem  feierlichen  Gelübde  treten  noch  andere 
Formen  beim  Vertragsabschlüsse  auf. 

Zunächst  kommt  der  Vertragsabschluss  vor  Zeugen  wieder- 
holt vor. 

„.  .  .  und  der  Beranku  dem  W.  vor  guten  geswaren 
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lewten  versprachen  hat,  die  bey  dem  gedieng  gewesen 
sein  ..."  Entscheidung  des  Oberhofs  zu  Iglau  vor  1416 
(Tomaschek  Nr.  72). 

„Item  wor  eyn  borgher  buwen  will  und  desse  twe 
olderlude  dar  aver  hefft,  wath  de  borger  offte  inwoner 
dede  buwen  leth ,  also  bedingeth,  dath  schall  enie  de 
meister  holden  .  .      Lübecker  Znnftrolle  der  Mauerleute 
und  Dachdecker  1527  (Wehrmann  S.  332). 
Ferner  sind  Zeugen  in  einer  Reihe  von  Urkunden  er- 
wähnt: 1303  Liegnitzer  Vertrag  mit  Meister  Wieland  (Anz.  f. 
d.  Kunde  der  d.  Vorzeit  Bd.  24  S.  210),  1493  Frachtvertrag  im 
Lübecker  Niederstadtbuch  (Pauli  III  146);    1490  Andingung 
eines  Grabmals  an  Adam  Kraft  (Repert.  Bd.  25  S.  360 ff.); 
1531  Revers  des  Goldschmieds  Beyer  (Mitteil,  des  german. 
Mus.  I  167). 

Dem  Abschlüsse  vor  Zeugen  verwandt  ist  die  Eintragung 
des  Vertrags  in  das  Stadt-  oder  Gerichtsbuch.  Diese  kommt 
sehr  häufig  vor,  den  Parteien  wurden  Abschriften  der  Urkunde 
hinausgegeben.  Vgl.  die  bisher  angeführten  Urkunden  aus  dem 
Lübecker  Stadtbuch,  ferner  den  Vertrag  mit  Jodok  Tauchen 
über  Errichtung  eines  Ciboriums  1453  (Alwin  Schultz,  de  vita 
Jodoci  Tauchen  S.  17),  Vertrag  der  Stadt  Görlitz  wegen  An- 
legung einer  Wasserleitung  1477  (Anz.  Bd.  24  S.  103),  Vertrag 
über  den  Turmbau  auf  dem  Gröditzberg  1483  (Anz.  Bd.  24 
S.  298),  Andingung  eines  Grabmals  an  Adam  Kraft  1490 
(Repert.  Bd.  25  S.  360 ff.),  Vertrag  über  den  Druck  der 
Schedeischen  Weltchronik  1492  (Repert.  f.  Kunstw.  Bd.  25 
S.  347).  In  der  oben  erwähnten  mehrfach  gesiegelten  Urkunde 
über  eine  Verdingung  von  Chorgesttihl  für  die  Predigerkirche 
in  Bern  (1302)  heisst  es: 

Und  ich  der  vorgeschriben  R.  R.  vergyeh  (bekenne)  aller 
der  gediugen,  die  hie  vor  geschriben  sind,  und  verbind 
mich  mit  disem  bryef,  si  stet  und  fest  zu  behalten. 
Sowohl  beim  Vertragsabschluss  vor  Zeugen,  als  bei  Ein- 
trägen in  das  Stadtbuch  scheint  jedoch  sehr  oft  das  Hand- 
gelübde nebenher  gegangen  zu  sein,  so  dass  hier  eine  Häufung 
der  Formen  vorliegt.  Zweifelhaft  könnte  dies  lediglich  bei  den 
Künstlerverträgen  der  letzten  Jahrzehute  des  15.  Jahrh.  sein, 
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hier  wäre  möglich,  dass  das  Handgelübde  hinter  der  Bedeutung 
der  Beurkundung  vor  Zeugen  zurückgetreten  wäre. 

Aus  dem  bisherigen  ergibt  sich:  Der  Werkvertrag  wird 
als  Realvertrag  durch  Hingabe  des  Stoffs  an  den  Unternehmer 
zur  Bearbeitung  vollzogen.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  kann 
er  als  Realvertrag  in  der  Weise  abgeschlossen  werden,  dass 
der  Besteller  eine  Sachleistung  an  den  Unternehmer  macht,  sei 
es  nun,  dass  diese  Leistung  einen  wirtschaftlichen  Wert  hat, 
eine  Anzahlung  auf  das  Entgelt  ist,  oder  dass  sie  wegen  ihrer 
Geringfügigkeit  zu  einer  symbolischen  Leistung,  dem  „Gottes- 
pfennig*  wird,  und  in  dieser  Form  mit  der  Gabe  des  „Wein- 
kaufs" oder  „Leykaufs"  zusammenfliesst.  Ausserdem  wird  der 
Werkvertrag  als  formbedürftiger  Vertrag,  vornehmlich  durch 
Geloben  abgeschlossen.  Die  reine  Willensübereinstimmung  ge- 
nügt nicht  zum  Zustandekommen  der  Obligation.  Es  findet 
sich  hierfür  in  den  Quellen  nicht  der  geringste  Anhaltspunkt; 
vielmehr  spricht  gerade  die  nach  dem  wirtschaftlichen  Vorgang 
sich  bemessende  Verschiedenartigkeit  der  Vertragsmodalitäten 
hiergegen.  Damit  ist  auch  für  unseren  Quellenkreis  der  Gegen- 
beweis gegen  die  Siegeische  Meinung,  der  Vertrag  entstehe 
durch  gegenseitigen  Konsens,  erbracht  (vgl.  hierzu  auch  Stobbe, 
Reurecht  und  Vertragsschluss  S.  8  ff.). 

Für  den  Reugeldcharakter  des  Gottespfennigs  oder  Wein- 
kaufs findet  sich  in  den  hier  einschlägigen  Quellen  keine 
Andeutung  (vgl.  Siegel,  Versprechen  als  Verpflichtungsgruud 
S.  33). 

4.  Beim  Vertragsabschluss  treten  verschiedene  Begleit- 
erscheinungen auf. 

Es  kommen  vielfach  Be Stärkungsmittel  des  Vertrags 
vor,  ausdrückliche  Obligation  der  Person,  des  Vermögens  oder 
von  Teilen  des  Vermögens,  ferner  Bürgschaften. 

„Promisit  idem  scriptor  per  fidem  suam,  quod  si  desisteret 
in  scribendo,  perficiendo  et  continuando  dictum  opus,  quod 
ipse  prisionem  in  domo  dicti  magistri  in  vineulis  ferreis 
tenebit,  inde  nullatenus  exiturus,  quousque  dictum  opus 
fuerit  integraliter  perfectum,  et  si  in  hoc  defecerit,  quod 
praepositus  noster  vel  serviens  ubicumque  eum  capiat  et 
ad  domum  dicti  magistri  adducat  pro  prisione  tenenda. 
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Obligavit  idem  R.  per  fidem  suam  se  et  heredes  suos  et 
omnia  bona  saa  mobilia  et  immobilia  praesentia  et  futura, 
renuncians  p.  f.  s.  in  hoc  facto  omni  juris  auxilio  (Ver- 
trag mit  einem  Kunstschreiber,  Wattenbach,  Schriftwesen 
S.  478). 

Hier  unterwirft  sich  also  der  Unternehmer  der  Verhaftung, 
die  jedoch  mehr  Zwangshaft  zur  Erzwingung  der  Leistung,  als 
eigentliche  Schuldknechtschaft  ist  (vgl.  hierüber  unten  S.  55). 
Er  verpfändet  ausdrücklich  sein  Vermögen,  und  zwar  gegen- 
wärtiges und  zukünftiges  (hierüber  bestanden  viele  Streitfragen 
bei  derartigen  Generallrypotheken ;  vgl.  Stobbe,  Privatrecht 
3.  Aufl.  II  2  §  145  S.  139).  Er  verpflichtet  ausdrücklich  seine 
Erben  und  verzichtet  auf  alle  Rechtsbehelfe  und  Rechtsmittel 
(vgl.  zu  dieser  Obligation  des  Vermögens  neben  der  Person 
Puntschart,  Schuldvertrag  und  Treugelöbnis  S.  122 ff.).  Vgl. 
ferner  die  Verdingung  des  Baus  einer  Brücke  1328  (Fontes 
rerum  Bernensium  V  650),  wo  der  Unternehmer  erklärt: 

.  .  .  Und  um  die  schuld  ze  werenne  nach  dien  vorge- 
nanten ziln,  swenne  es  gevordert  wird,  setzzen  wir  uns 
und  unser  erben  dien  selben  herren  und  ir  nachomen 
und  der  gemeind  von  A.,  und  zu  uns  Cunrat  und  Bereu told 
Gobin,  brudra  unverscheidenlich  ze  gelten  und  ze 
bürgen. 

Ähnlich  heisst  es  in  dem  Vertrag  über  den  Bau  der 
massiven  Elsterbrncke  bei  Zeitz  1532  (Baudenkmäler  der 
Provinz  Sachsen  Bd.  I  S.  73): 

Zue  dem  allen  soll  und  will  ich  vor  diesem  bau  allent- 
halben mit  meinen  gütern  beweglichen  und  unbeweglichen 
...  so  ich  habe  oder  künftig  erlange  .  .  .  einen  gnugsamen 
schriftlichen  vorstand  und  versichrung  machen,  wie  ich 
dann  mit  den  strengen  und  vesten  Günthern  und  Hinrichen 
von  Bunau  gevettern  zue  Droissigk  gethan,  dass  sie  sich 
vor  mich  verschrieben  haben  dieser  gestalt,  wo  sie  der 
rath  ahn  solcher  brücken  durch  meinen  unfleiss  oder  ver- 
warlosung  schaden  nehmen  wurden,  dass  sie  sich  alsdan 
solchs  schaden  ahn  meinen  gütern  nach  gestalt  der  sachen 
erholen  sollen  und  mögen,  ohne  mein  und  menniglichs 
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widerfechten  oder  einige  einrede,  alles  trüelich  und  un- 
geferlich. 

Eine  Verpfändung  einzelner  Vermögensteile  enthält  der  im 
Lübecker  Niederstadtbuch  1463  eingeschriebene  Frachtvertrag 
(Pauli,  Lübeck.  Zust.  III  S.  146): 

Dar  vor  (für  die  Erfüllung  des  Vertrags)  he  synen  wagen, 
perde  unde  alle  varende  have  helft  vorpandeth. 

Bürgenstellung  kommt  vor  in  der  oben  angeführten  Bres- 
lauer Ratsurk.  von  1373  („Di  globde  hat  syn  bruder  mit  yin 
globit"),  in  der  eben  erwähnten  Verdingung  des  Baus  einer 
Brücke  1328;  in  der  Verdingung  einer  Brücke  in  Nürnberg 
1457  für  den  Fall  des  Todes  oder  der  Krankheit  des  Unter- 
nehmers (Nürnberger  Ratsverlässe,  Quellenschr.  z.  Eunstgesch. 
Neue  Folge  XI.  Bd.  S.  3);  im  Vertrag  über  die  Anfertigung 
des  Schwabacher  Altars  durch  Michael  Wohlgemutu  1508  (ab- 
gedr.  bei  Thode,  Malerschule  von  Nürnberg  S.  245),  in  dem 
Revers  des  Goldschmieds  Beyer  1531  (Mitteil,  des  german. 
Mus.  I  167),  wo  jedoch  der  Bürge  nur  für  die  Rückgewähr  des 
vom  Besteller  geleisteten  Vorschusses  bürgt  (vgl.  hierzu  auch 
Puntschart  S.  144). 

Erwähnt  mag  schliesslich  werden  der  häufige  Gebrauch 
der  formelhaften  Schlusswendung  „ohne  alle  gevaerde",  wie  sie 
sich  ausser  in  den  schon  angeführten  Stellen  noch  findet  in  der 
Andingung  des  Schreyerschen  Grabmals  an  Adam  Kraft  1490 
(Repert.  Bd.  25  S.  360ff.)  „alles  getrewlich  unnd  ohngevcrlich", 
und  in  dem  Vertrag  des  Malers  Bruyn  mit  dem  Stift  zu  Xanten 
1529  (Beissel,  Gesch.  der  Ausstattung  S.  12)  „sonde  arglist". 
Diese  Formeln,  die  auch  in  den  Rechtssatzungen  als  Gebote 
wiederkehren,  drücken  den  Vertragswillen  aus,  alle  unehrlichen 
Einreden  auszusch Hessen ,  andererseits  aber  auch  dem  ge- 
schädigten Vertragsteil  die  Geltendmachung  der  unredlichen 
Vertragserfüllung  sicher  zu  stellen.  Berücksichtigt  man  nun 
weiterhin,  dass  eine  Reihe  von  Verträgen  bis  in  die  Einzel- 
heiten gehende  Bestimmungen  enthalten,  offenbar  um  für  alle 
Fälle  eine  billige  und  sinngemässe  Auslegung  des  Vertrags  zu 
sichern,  so  ist  die  Annahme  nicht  ausgeschlossen,  dass  dort, 
wo  eine  derartige  ausführliche  Niederlegung  des  Vertragswillens 
nicht  erfolgt,  die  oben  erwähnten  Formeln  ausdrücklich  eine 


Digitized  by  Google 


42 


Auslegung  des  Vertrags  „nach  Treu  und  Glauben",  und  nach 
dem  mutmasslichen  Willen  der  Parteien  anordnen,  eine  wört- 
liche oder  buchstäbliche  Auslegung  verbieten  wollen. 

III.  Die  Vertragsfreiheit  ist  im  Mittelalter  vielfach  be- 
schränkt, sowohl  hinsichtlich  des  Kreises  der  Personen,  mit 
denen  Verträge  abgeschlossen  werden  dürfen,  als  hinsichtlich 
des  Gegenstands  des  Vertrags. 

1.  Der  Besteller  war  meistens  gebunden,  nur  mit  Stadt- 
angehörigen Verträge  abzuschliessen  (Münchner  Stadtr.  A.  478; 
Regensburger  Statut  Über  die  Anfertigung  der  Tücher  1259  bis 
1314  bei  v.  Freyberg  V  S.  61 ,  Pauli,  Lübeck.  Zust.  III  S.  6). 
Innerhalb  dieser  Beschränkung  war  ihm,  zumeist  aus  gewerbe- 
polizeilichen Gründen ,  geboten,  nur  mit  Zunftangehörigen,  und 
zwar  nur  mit  Meistern,  nicht  mit  Gesellen  Arbeitsverträge  ab- 
zuschliessen. Diese  dürfen  nicht  auf  eigene  were,  d.  h.  auf 
eigene  Hand  arbeiten.  Strassburger  Armbrusterordnung  1449, 
(Brucker  S.  18);  Ordnung  für  die  Freiberger  Böttcher  1450 
(Ermisch,  Freiberger  Stadtr.  S.  287);  Lübecker  Zimmergesellen 
1545  (Wöhrmann  S.  462),  allgemein  das  reform.  bayr.  Landr. 
von  1518,  42.  Tit.  2.  Art.  Innerhalb  der  Zünfte  bestand  eine 
gewerbepolizeilich  streng  geregelte  Arbeitsteilung,  die  aus 
zünf tierischen  Beweggründen,  wie  es  scheint,  oft  geradezu  zu 
einer  Last  für  die  Besteller  gestaltet  wurde.  Darum  wurde  es 
in  Strassburg  1522  auf  eine  Bittschrift  der  Tuchscherer  hin 
nötig,  eigens  die  Kontrahierungsfreiheit  für  die  Besteller  zu 
statuieren  (Schmoller,  Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft 
S.  133).  Hierher  gehört  schliesslich  noch,  dass  in  Lübeck  die 
Arbeit  für  die  Schiffszimmerleute  durch  die  Älterleute  des  Amts 
vermittelt  wurde  1560  (Wehrmann  S.  410).  Nach  böhmischem 
Bergrecht  (Zycha,  Das  böhmische  Bergrecht  des  MA.  1900 
Bd.  I  S.  306)  werden  die  Gedingverträge  unter  Hinzuziehung 
der  Geschworenen  abgeschlossen,  die  darauf  zu  achten  haben, 
dass  niemand  übersetzt  werde. 

In  den  ländlichen  Verhältnissen  ist  die  Vertragsfreiheit 
vielfach  durch  die  Bannrechte,  vor  allem  der  Mühlen,  einge- 
schränkt. Vgl.  Weistum  zu  Berrisborn  (Grimm  II  526),  Ding- 
hofrecht zu  Balschwiler  von  1413  (Grimm  IV  50),  Fischbacber 
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Weistum  von  1536  (ebd.  I  776),  Vestcnrecht  zu  Hagen  1513 
(ebd.  III  35);  Dingbofrecht  zu  Lörrach  (Grimm  I  327): 

§  13.  .  .  .  und  in  dieselben  mühle  sollent  alle  die  malen, 
die  daruf  des  gottshuses  von  sant  Alban  guter  sizent, 
und  darzu  haben  die  vorgemelten  herren  recht  sy  ze 
zwingende  ze  malende  uf  der  vorgenant  müle,  und  wäre 
sach,  dass  sy  anderswo  mulent,  so  sollen  sie  doch  nit 
destominder  dem  müller  Ionen  als  hätten  sy  da  gemalent 
oder  sie  mochten  denn  fürziehen,  dass  inen  derselb  müller 
anders  thäte  dann  recht  wär. 

Aber  auch  die  Vertragsfreiheit  des  Unternehmers  ist  viel- 
fach eingeschränkt;  zunächst  durch  den  Kontrahierungszwang. 
Die  auf  Grund  öffentlichen  Rechts  sich  ergebende  Pflicht  der 
Handwerker  stets  zum  Dienst  der  Stadt  bereit  zu  sein  (z.  B. 
in  Lüneburg;  Kraut  Stadtr.  S.  29),  sowie  die  aus  einem  früheren 
Fronhofs-  oder  Hörigen  Verhältnis  sich  ergebende  Pflicht  zur 
Arbeit  (z.  B.  in  Strassburg)  kommt  hier  nicht  in  Betracht. 
Der  Kontrahierungszwang  ist  ausdrücklich  ausgesprochen  in  der 
Handfeste  Herzog  Albrechts  von  Österreich  für  die  Schneider- 
zunft in  Wien  (angeführt  bei  v.  Berlepsch,  Chronik  der  Ge- 
werbe II  S.  226),  in  dem  Regensburger  Statut  über  Anfertigung 
der  Tücher  1259 — 1314  bei  einer  Busse  von  3  Pfd.  oder  Be- 
strafung an  der  Hand  (v.  Freyberg  V  S.  95),  in  der  Strass- 
burger  Bäckerordnung  von  1460  (Bi  ucker  S.  98),  Rügisches 
Landrecht  (Frommhold)  97  §  11.  Struve  (III.  Buch  cap.  9  §  9) 
führt  noch  den  Kontrahierungszwang  der  Arbeiter  als  gewohn- 
heitsrecbtlich  bestehend  an.  Für  die  Fürsprechen  bestand 
Kontrahierungszwang  nach  dem  Stadtr.  von  Hannover  (heraus- 
gegeben von  Brönnenberg  1844  S.  379)  und  nach  Kölner  Stadtr. 
von  1463  art.  37.  In  dem  mittelalterlichen  Rodbetrieb  der 
Schweiz  (Börlin  S.  50)  durfte  der  Kunde,  der  Waren  trans- 
portieren lassen  wollte,  nicht  abgewiesen  werden.  Desgleichen 
bestand  für  den  Müller,  der  ein  Bannrecht  hatte,  der  Kontra- 
hierungszwang. Vgl.  die  oben  angeführten  Weistümer,  ferner 
für  den  Bäcker  Albisheimer  Weistum  Z.  10  (Grimm  IV  638); 
Niederolmer  Weistum  Z.  9  (Grimm  IV  597). 

Andererseits  waren  die  Unternehmer  noch  innerhalb  der 
für  sie  bestehenden  Vertragsfreiheit  durch  zünftlerische  Rück- 
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sichten  beschränkt.    So  war  es  verboten,  „das  von  einem 
Zunftgenossen  begonnene  Werk  ohne  dessen  spezielle  Erlaubnis 
weiterzuführen.  Bei  einzelnen  Zünften  war  es  sogar  untersagt, 
von  dem  Schuldner  eines  Amtsbruders  eine  Arbeit  anzunehmen, 
bevor  diese  bezahlt  war,  und  noch  weiter  ging  eine  Kölner 
Weberzunft,  die  jede  Kreditgewährung  an  den  Schuldner  eines 
Genossen  verbot"  (Gierke,  Genossenschaftsr.  Bd.  I  S.  395/396). 
In  der  Steinmetzordnung  von  1563  Z.  9  (Januer  S.  275)  heisst  es: 
Ez  sollen  auch  nit  zwen  Meister  ein  werck  oder  ein  gebew 
gemein  haben ;  Es  were  dann  dz  es  ein  kleiner  baw  were, 
der  in  jars  frist  ein  end  nemme :  den  mag  man  wol  gemein 
haben   mit   dem,    der  ein  mitburger  ist.    Vgl.  auch 
Lübecker  Dachdeckerordnung  aus  dem  16.  Jahrh.  (Wehr- 
mann S.  196). 

Dieser  Satz  ist  zweifellos  der  Niederschlag  einer  allgemein 
herrschenden  Rechtsanschauung;  denn  tatsächlich  findet  sich 
nur  in  ganz  wenigen  Fällen,  z.  B.  beim  Rathausbau  in  Bremen 
(dort  S.  282),  Übernahme  eines  Werks  durch  mehrere. 

2.  Objektiv  wird  die  Vertragsfreiheit  vielfach  beschränkt. 
Wenn  man  absieht  von  allgemein  polizeilichen  Verboten,  z.  B. 
dem  in  den  Freiberger  Innungsartikeln  der  Messerschmiede  von 
1440  §  3  (Ermisch  S.  282)  ausgesprochenen  Verbot,  andern  als 
Stadtbürgern  Messer,  und  diesen  mehr  als  drei  im  Jahre  zu 
machen,  so  kommen  vor  allem  gewerbepolizeiliche  Bestimmungen 
in  Betracht.  Vielfach  musste  auch  Kundenarbeit  auf  die  Be- 
schau gemacht  und  nach  den  Regeln  des  Amts  hergestellt 
werden,  z.  B.  nach  den  Freiberger  Wollweberart,  von  1350  bis 
1379  §  5  (Ermisch  S.  277),  der  Strassburger  Tuchmacherordnung 
von  1433  (Schmoller  S.  42  ff.).  Noch  1658  wird  die  Unterwerfung 
unter  die  Beschau  ausdrücklich  unter  Berufung  auf  das  alte 
Recht  in  den  Strassburger  Wollweberartikeln  ausgesprochen 
(Schmoller  S.  318).  In  der  Strassburger  Barchentschauordnung 
von  1537 — 1541  (Schmoller  S.  161)  ist  ausser  dem  Gebote, 
Kundenarbeit  nicht  anders  zu  machen,  als  auf  die  schowe  aus- 
drücklich verlangt,  der  Barchartweber  solle  dem  Kunden  sagen 
„das  er  den  barchart  nit  anders  gebruchen  solle  dan  in  seim 
haus  und  nit  auf  den  kauf.  Denn  dies  darf  nur,  wer  das 
Handwerk  gekauft  hat. 
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Dagegen  ist  Freiheit  von  den  Regeln  des  Amts  ausdrück- 
lich ausgesprochen  in  der  Lübecker  Ktirschnerrolle  vor  1407 
(Webrmann  S.  369),  in  der  Nürnberger  Polizeiordnung  Nr.  13 
für  die  Kannengiesser. 

Verschiedentlich  verfällt  sogar  der  Besteller  in  eine  Strafe, 
wenn  auf  sein  Geheiss  das  Werk  nicht  nach  den  Regeln  des 
Amts  oder  der  Stadt  angefertigt,  „verfälscht"  wurde,  so  nach 
den  Innungsartikeln  der  Freiberger  Wollweber  (Ermisch 
S.  277)  §  5  (1350—1379):  Die  verfälschten  Tücher  werden 
verbrannt  und  der  Eigentümer  wird  nach  Ermessen  der  Bürger 
und  der  Meister  gestraft;  ferner  nach  der  Strassburger  Tuch- 
macherordnnng  von  1433  (Schmoller  S.  43)  und  der  Hamburger 
Ordnung  für  die  Oltflicker  von  1434  (Rüdiger  S.  280),  wo  eben- 
falls Vernichtung  des  verfälschten  Werks  und  Busse  an  das 
Amt  ausgesprochen  wird.  Dagegen  haftet  nach  der  Münchner 
Bauordnung  von  1631  Art.  67  (Auer  S.  222)  für  die  Verstösse 
gegen  die  Bauordnung  nach  dem  Polizeirecht  nicht  der  Bau- 
herr, sondern  der  Baumeister. 


4.  Abschnitt 

Das  materielle  Vertragsrecht. 
A.  Vorbemerkung. 

Vor  der  Darstellung  der  einzelnen  Rechtssätze  muss  auf 
einen  für  das  ganze  Bild  bedeutenden  Zug  hingewiesen  werden, 
nämlich  auf  die  ausdrückliche  und  wiederholte  Betonung  der 
Grundsätze  von  Treu  und  Glauben,  die  iu  den  Quellen  überall 
hervortritt. 

Es  ist  schon  oben  erwähnt  worden,  dass  in  den  uns  tiber- 
lieferten Verträgen  fast  regelmässig  die  Formel  „ohne  ge- 
vaerde",  „sonde  arglist"  wiederkehrt;  dazu  kommen  dann 
weitere  Wendungen,  wie  „alles  truwelich  und  vastu. 

Der  snider  sal  getruwe  und  gewer  sin  ufF  deme  hant- 
wercke  deme  armen  also  deme  riehen.  Rechtsbuch  nach 
Dist.  Buch  V  cap.  XIII  dist.  1. 
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....  Die  vorgenanten  Sehr,  und  L.  (Besteller)  haben 
auch  alspald  bekand  das  sy  allem  dem,  so  ine,  wie  vor- 
lawt.  zugepuere,  auch  volg  und  voltziehung  thuen  wellen, 
alles  getrewlich  unnd  ungeverlich"  1490  Vertrag  mit  Adam 
Kraft  (Repert.  Bd.  25  S.  360). 

„.  .  .  Also  dat  he  dasselbe  Ciborium  uffs  allerbeste 
und  bestendigste  machen  und  bereiten  sol  noch  seinem 
besten  fleisse  ..."  1453  Vertrag  der  Kirchenväter  zu 
St.  Elisabeth  mit  Jodok  Tauchen  (Alwin  Schultz,  De  vita 
J.  T.  1864  S.  17). 

„.  .  .  ind  dareto  allen  moegelick  arbeidt  ind  vlysth 
kieren  ind  doen,  dat  sülks  künstlich  und  waill  gemaickt 
mag  werden  .  .  . "  Vertrag  des  Malers  Bruyn  mit  dem 
Stift  zu  Xanten  (Beissel,  Gesch.  der  Ausstattung  S.  12). 
Nach  der  bei  v.  Berlepsch,  Chronik  der  Gewerbe  II  S.  14 
angeführten  Stelle  des  Nürnberger  Polizeibuchs  (1302 — 1315) 
soll  der  Mentler  arbeiten  „wie  ein  Freund  dem  andern".  Nach 
Münchner  Stadtrecht  muss  der  Unternehmer  arbeiten  „als  er 
pest  mocht"  („das  best  sy  können  und  mögen"  in  einer  Grau- 
bündner  Ordnung  f.  d.  Schiffmeister,  Börlin  a.  a.  0.  S.  61),  nach 
andern  Quellen  „truwelich  und  ungeverlich",  so  z.  B.  nach  dem 
Ofner  Stadtr.  Art.  144;  Innungsartikel  der  Freiberger  Messer- 
schmiede um  1440  §  2  (Ermisch  S.  282);  Freiberger  Böttcher- 
artikel von  1450  (ebd.  S.  285):  Hamburger  Allgemeine  Be- 
stimmungen für  Handwerker  1563  (Rüdiger  S.  128);  Bayr.  Land- 
und  Polizeiordnung  von  1616  IV.  Bch.  II.  Titel  3.  Art.  Vgl. 
die  entsprechenden  Vorschriften  über  den  Kauf  in  der  Frank- 
furter Reform,  von  1578  II.  Teil  2.  Titel. 

Die  Beobachtung  dieser  Grundsätze  suchte  man  sich  zu 
sichern,  indem  die  Stadtbehörden  oder  die  Ämter  selbst  die 
Handwerker  auf  die  Innungsartikel  oder  eben  ganz  besonders 
auf  obige  Formeln  schwören  liessen. 

„.  .  .  unde  dat  gi  allerhande  korn  dat  in  de  suluen  molen 
gebrocht  werdt  to  melende  den  luden  truweliken  vorwaren 
und  juwe  medecumpane  vorwaren  laten  un  juwen  viff 
synnen  alse  gi  best  kunnen  und  mögen  ..." 
Eid  der  Müller  nach  dem  Braunschw.  Ordinarius  von  1461  (Hänsel- 
mann UB.  S.  172);  ferner  Verordnung  von  1416  für  die  Strassburger 


Digitized  by  Google 


47 


Goldschmiede  (bei  Meyer,  Strassburger  Goldschmiedzunft  S.  4 ff.); 
Ordnung  für  die  Strassburger  Ölmtiller  aus  dem  15.  Jahrh. 
„als  ob  es  ir  eigen  gut  were"  (Brucker  (S.  405),  für  die  Strass- 
burger Muller  1452  und  1478  (Brucker  S.  376),  für  die  Bäcker 
in  Strassburg  1478  (Brucker  S.  116). 

Es  ist  bezeichnend,  dass  fast  alle  Quellen  jenen  Grund- 
satz in  der  Richtung  gegen  den  Unternehmer  betonen.  Er 
scheint  hier  auf  das  wirtschaftliche  Bedürfnis  hingewiesen  zu 
haben.  Die  Klagen,  dass  die  Handwerker  nachlässig,  ohne 
Schonung  des  Stoffs,  „schlampig"  arbeiten,  sind  sicherlich  über- 
all da  aufgetaucht,  wo  man  auf  die  fertige  Arbeit,  die  man 
nicht  beaufsichtigen  konnte,  angewiesen  war.  Das  Mittelalter 
sucht  sich  hiergegen  durch  die  ausdrücklicke  Ermahnung  zur 
Befolgung  von  Treu  und  Glauben  zu  schützen.  Es  entspricht 
dies  der  ganzen  mittelalterlichen  Auffassung,  die  dazu  neigte, 
ethische  und  rechtliche  Gesichtspunkte  zu  verbinden. 

Wenn  bei  der  nun  folgenden  Darstellung  der  eigentlichen 
Rechtssätze  nicht  von  der  üblichen  Einteilung  in  Rechte  und 
Pflichten  des  Unternehmers  ausgegangen  wird,  so  geschieht  dies 
deswegen,  weil  jener  Weg  nur  zu  lästigen  Wiederholungen 
führt,  ohne  viel  mehr  Klarheit  in  die  Darstellung  zu  bringen. 

B.  Die  Herstellung  des  Werks. 

1.  Der  Zweck  des  Vertrags  ist  die  Herstellung  des  Werks, 
die  Bewirkung  des  Erfolgs.  Die  Quellen  sprechen  daher  auch 
die  aus  dem  Vertragsabschlüsse  sich  ergebende  Pflicht  des  Unter- 
nehmers zur  Ausführung  des  Werks  ausdrücklich  aus. 

Wenn  sich  ain  werchman  er  sei  maurer  oder  zimerman 
oder  decker,  ains  werchs  unterwint  ze  taglon  oder  ze 
fürding,  daz  selb  werch  sol  er  mit  seinen  gesellen  volfiirn 
und  volpringen  .  .  . 
A.  472  des  Münchner  Stadtr.  (Auer  S.  180);  A.  129  Augs- 
burger Stadtr.,  ebenso  fast  wörtlich  im  reform.  bayr.  Landr. 
von  1518,  42.  Titel  4.  Art.  und  noch  im  Landrecht  von  1616, 
32.  Titel  2.  Art.,  vgl.  ferner  die  oben  angeführten  Ordnungen 
für  die  Handwerker,  in  denen  über  die  Art  der  Ausführung 
gesprochen  wird. 
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2.  Die  Herstellung  rauss  fast  durchwegs  durch  den  Unter- 
nehmer persönlich  erfolgen. 

Schon  in  den  allgemeinen  Zeitverhältnissen  ist  dies  be- 
gründet. „Das  Amt  oblag  als  persönliche  Pflicht,  jeder  Ge- 
nosse war  daher  zu  seinem  Teil  verpflichtet  zur  Arbeit,  und 
zwar  zur  Arbeit  in  Person*  (Gierke,  Genossenschaftsrecht 
Bd.  I  S.  390).  War  der  Kreis  der  Unternehmer  beschränkt, 
so  war  es  innerhalb  dieses  Kreises  Vertrauenssache,  mit 
welchem  Meister  man  den  Vertrag  abschliessen  wollte.  Nach 
der  Lübecker  Zunftrolle  der  Maurer  und  Decker  von  1527 
(Wehrmann  S.  332)  darf  ein  Meister  seinen  Knecht  zu  einer 
einigermassen  grösseren  Arbeit  nicht  allein  senden,  es  sei  denn, 
dass  der  Besteller  ausdrücklich  damit  einverstanden  ist.  Die 
(allgemein  geltende)  Haftung  für  die  Arbeit  des  Gehilfen  wird 
dadurch  nicht  berührt.  (Ähnlich  die  Lüneburger  Maurer- 
ordnung von  1570  bei  Bodemann,  Ältere  Lüneburger  Zunft- 
urkunden S.  169.) 

Entsprechend  ist  die  Unterverdingung  meistens  verboten. 
Es  ergibt  sich  dies  schon  aus  zünf tierischen  Erwägungen. 
Nur  seine  lebendige  Arbeitskraft  soll  jeder  zum  Erwerbe  ge- 
brauchen. Fremde  Arbeit  darf  vom  Unternehmer  nur  durch 
Dienstvertrag  mit  den  Gehilfen  gebraucht  werden.  Eine  Ab- 
grenzung, inwieweit  Unterverdingung  zulässig  ist,  enthält  für 
die  Steinmetzen  die  Ordnung  von  1459  Art.  7,  8  (Janner 
S.  254). 

Bei  den  Erziehungsverträgen  ergibt  sich  schon  von  vorn- 
herein aus  den  Verhältnissen  die  Pflicht  zur  persönlichen 
Leistung  für  den  Unternehmer.  Die  Quellen  regeln  daher  auch 
nur  den  Fall  des  Todes  des  Lehrherrn,  hier  nämlich  soll  der 
Lehrling  bei  dem  Erben  des  Lehrmeisters  oder  bei  einem 
andern  Zunftmeister  „bestätigt",  d.h.  untergebracht  werden  (vgl. 
Lüneburger  Goldschmiedordnung  von  1400  bei  Bodemann  S.  97). 

Die  grösste  Bedeutung  hat  die  persönliche  Herstellung  des 
Werks  bei  Künstlerverträgen.  So  heisst  es  in  dem  Vertrag 
Hans  Imhofs  mit  Adam  Kraft  über  Errichtung  des  Sakra- 
mentshäuscheus  1493  (Wanderer,  Adam  Kraft  S.  16): 

Auch  soll  der  mer  gut  Meister  Adam  an  solchem  werck 
stettigs  verpundeu  sein  mit  sein  selbs  Leib  zu  arbeitten 
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und  zusampt  im  bestellen  vier  oder  auff  das  meynst  drey 
gesellen  redlich  und  kunstlich  zu  solcher  arbeit  küment 
die  auch  stettigs  daran  arbeitten  unnd  sich  sunst  keinss 
andern  wercks  oder  arbeit  unterwinten  noch  daran  machen. 
Es  war  demnach  die  nach  der  Natur  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Arbeit  unbedingt  notwendige  Beihilfe  durch  Ge- 
sellen, wie  oben,  nur  unter  der  persönlichen  Leitung  und  Haupt- 
arbeit durch  den  Meister  gestattet.   In  der  Malerei  kamen 
Werkstätten,  wo  Schiller  und  Gehilfen  an  den  Werken  des 
Meisters  mitarbeiteten,  erst  ziemlich  spät  auf.    Es  ergab  sich 
daher  schon  aus  den  äussern  Verhältnissen  die  persönliche 
Ausführung  durch  den  Meister.    Erst  um  die  Wende  des  15. 
zum  16.  Jahrhundert,  wo  die  Kunst  selbst  zur  Sache  der  Persön- 
lichkeit wurde,  wird  diese  Frage  mehr  betont.   So  verpflichtet 
sich  Albrecht  Durer  in  dem  Vertrag  über  Herstellung  des 
Hellerschen  Altarbilds  ausdrücklich,  dass  er  das  Mittelstück 
selbst  machen  werde  und  „soll  auch  kein  anderer  Mensch  keinen 
Strich  darzu  malen,  denn  ich"  (Lützows  Zeitschr.  für  die  bilden- 
den Künste  Jahrg.  1871  S.  94). 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  durch  den  Tod  des  Meisters  die 
Leistung  unmöglich  wird,  und  der  Vertrag  aufgelöst  wird.  So 
erklärt  Tilman  Riemenschneider  in  einer  Quittung  über  einen 
Vorschuss  1490,  dass  für  den  Fall  seines  Todes  vor  Vollendung 
des  Werks  seine  Erben  die  Anzahlung  zurückzuzahlen  haben 
(Tönnies,  Tilman  Riemenschneider  S.  278).  Entsprechend  der 
Vertrag  des  Rats  zu  Zeitz  mit  Pankraz  Gruber  über  Anferti- 
gung eines  Altarschreins  1520  (Bau-  und  Kunstdenkmäler  der 
Provinz  Sachsen  I  71).  Man  wird  sonach  annehmen  dürfen, 
dass  die  Rechtslage  hier  im  MA.  dieselbe  wie  in  unsern  Tagen 
ist,  dass  die  Natur  der  in  Betracht  kommenden  Leistung  für 
die  Frage  der  persönlichen  Ausführung  entscheidend  ist,  ja  dass 
das  MA.  sogar  mehr  geneigt  war,  gerade  persönliche  Aus- 
führung zu  fordern. 

Über  persönliche  Ausführung  beim  Frachtvertrag  und  die 
Befreiung  hiervon  durch  „schlechten  Wechsel"  vgl.  Börlin, 
Transportverbände  etc.  S.  56. 

3.  Schon  in  dem  oben  angeführten  Vertrag  mit  Adam 
Kraft  ist  ausdrücklich  verboten,  dass  die  Gesellen  noch  eine 

Rothenbttcber,  Werkvertrag  4 
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andere  Arbeit  übernehmen.  Dieses  Verbot  besteht  in  weiter 
Ausdehnung  für  den  Werkvertragsunternehmer  überhaupt.  Bei 
all  den  Werken  nämlich,  die  ihrer  Natur  nach  nicht  vom  Unter- 
nehmer in  seiner  Werkstätte  hergestellt  werden,  sondern  an 
einem  bestimmten  Ort  in  ununterbrochener  Arbeit  zu  fertigen 
sind,  also  vor  allem  im  Bau-  und  Anbriugungsgewerbe,  besteht 
die  Gefahr,  dass  der  Arbeiter  von  dem  Werk  geht,  die  Stadt 
und  die  Gegend  verlässt,  und  dass  es  bei  den  engen  gewerb- 
lichen Verhältnissen  dann  schwer  wird,  Ersatz  an  Arbeits- 
kräften zu  finden.  Daher  wird  regelmässig  den  im  Dienst- 
oder Werkvertrag  beschäftigten  Arbeitern  und  Unternehmern 
verboten,  während  des  Baus  an  einem  andern  Werk  zu  ar- 
beiten oder  das  angedungene  zu  verlassen. 

Art.  472  des  Münchner  Stadtr.  reiht  an  das  oben 
angeführte  Gebot,  das  WTerk  zu  vollbringen,  den  Satz 
.  .  .  und  sol  auch  an  chain  ander  werch  die  zeit  nicht 
sten,  und  sol  darausz  nicht  gen  oder  dem  richter  LX  dn; 
der  stat  I  Hb. 

Ez  soll  auch  kain  maister  nach  disem  geböte  niht 
mer  werke  besten  denne  ain  werk,  weder  ze  furgriffe 
noch  sust,  untz  er  jenem  sein  werk  zubringet,  und  sol 
auch  von  dem  werke  niht  gen  aue  dez  willen  und  wort 
dem  er  wirket.  Nürnberger  Bauordnung  aus  dem  13.  und 
14.  Jahrh.  (Baader  S.  286). 

Welck  schepestimmermaun  enen  schipper  edder  jenigein 
anderswo  arbeiden  will,  der  scholl  den  sülven  (Unter- 
nehmer) erst  fragen,  effte  he  idt  arbeit  ock  eenem  andern 
thogesegt  helft.  Und  dar  destilve  man  dat  arbeit  einem 
andern  thogesecht  hefft  und  gelick  wohl  darup  geit,  so 
schall  he  davor  breken,  wat  eme  ein  ambt  finden  kann 
na  gelegenheit  der  sacke.  Hamburger  Schiff  bauerordnung 
von  1554  (Rüdiger,  Die  ältesten  Hamburger  Zunftrollen 
S.  245). 

Übereinstimmend,  zum  Teil  mit  Festsetzung  von  Bussen  für 
das  Fortlaufen  entsprechend  den  Gesindeordnnngen,  Nürnberger 
Baumeisterbuch  des  Endres  Tucher  (S.  274),  Lübecker  Zunft- 
rolle der  Maurer  und  Decker  1527  (Wehrmann  S.  332),  Lü- 
becker Rolle  der  Schiffszimmerleute  von  1560  (Wehrmanu 


Digitized  by  Google 


51 


S.  405),  Zimmermannsordnung  von  1570  (Bodemann  S.  259), 
Lüneburger  Malerordnung  von  1595,  Glaserordnung  von  1596 
(Bodemann  S.  165,  92).  Ferner  gehört  hierher  der  mehrfach 
angeführte  Vertrag  mit  einem  Kunstschreiber  (Wattenbach 
S.  478) 

promisit  per  fidem  suam  quod  alind  opus  non  accipiet. 
4.  Die  Herstellung  des  Werks  umfasst  nach  einigen  Quellen 
auch  die  Pflicht,  das  Werk  dem  Besteller  zu  bringen.  Frei- 
berger  Böttcherartikel  von  1450  §  4  (Ermisch  S.  286),  Strass- 
burger  Müllerordnung  von  1452  (Brucker  S.  376),  Strassburger 
Bäckerordnung  von  1460  (Brucker  S.  98),  wo  allerdings  nicht 
ganz  klar,  ob  Dienst-  oder  Werkvertrag,  Ordnung  der  Ulmer 
Maogmeister  von  1508  (Nübling  S.  108). 

Allgemeine  Geltung  der  Bringschuld  wird  kaum  behauptet 
werden  können,  vielmehr  wird  es  in  den  meisten  Fällen  auf 
die  Vertragssitte,  oder  auf  den  eigens  ausgesprochenen  Ver- 
trags willen  ankommen.  So  wird  in  verschiedenen  Verträgen 
bestimmt,  dass  der  Unternehmer  das  Werk  up  egene  kost 
an  den  Platz  der  Aufstellung  zu  bringen  habe;  z.  B.  bei  der 
Verdingung  der  Sandsteinfiguren  am  Bremer  Rathaus  1406/1407, 
Verdingung  des  Grabmals  an  Adam  Kraft  1490,  Vertrag  des 
Malers  Bruyn  mit  dem  Stift  zu  Xanten  15-9  („auf  seine  Kost, 
Angst  und  Arbeit"). 

Im  Znsammenhang  hiermit  mag  erwähnt  werden,  dass  auf 
dem  Lande  der  Müller  und  Bäcker  vielfach  auch  verpflichtet 
sind,  den  zu  verarbeitenden  Stoff  zur  Verarbeitung  beim  Be- 
steller abzuholen,  sei  es,  dass  dies  mit  dem  Bannrecht  des 
Müllers  zusammenhängt,  oder  damit,  dass  es  sich  um  eine  ge- 
meindliche Einrichtung  handelt. 

Dar  umm  soll  der  moeller  dem  gemeinsmann  hollen  zu 
mallen  in  sinem  hus  oder  in  einer  mill  wegs,  wo  er  es 
bat;  und  wer  es  sach,  dass  dem  moeller  das  korn  zum 
ersten  mall  nit  wurde,  for  er  dan  meher,  darnach  soll  er 
im  ein  zimlichen  Ion  geben.  Neubamberger  Weistum  aus 
dem  15.  Jahrh.  (Grimm  IV  622),  Bibelnheimer  Weistum 
von  1529  (ebd.  I  725),  Rechte  zu  Langenerringen  (ebd. 
III  645),  Gross -Bockenheimer  Weistum  (ebd.  V  625), 
Albisheimer  Weistum  (ebd.  IV  638). 
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5.  Das  Werk  muss  rechtzeitig  geliefert  werden.  Der 
Termin  für  die  Lieferung  wird  nur  ganz  ausnahmsweise  durch 
eine  Rechtssatzung  bestimmt,  in  der  Regel  wird  er  vertrags- 
mässig  festgesetzt  (mit  einer  Konventionalstrafe  in  der  Verdin- 
gung des  Baus  einer  Brücke  1328.  Fontes  rer.  Bern.  V  650). 
Nach  dem  Hannoverschen  Stadtrecht  (Brönnenberg  S.  472)  muss 
der  Leinweber  den  Leuten  ihr  Gut  4  Wochen  nach  Ubergabe  ab- 
liefern. Während  diese  Bestimmung  polizeilicher  Natur  ist, 
hat  das  Rügische  Landrecht  CXIV  §§  6,  7  (Frommhold  1896 
S.  122)  einen  dahin  gehenden  privatrechtlichen  Satz  aufgestellt. 
Wenn  der  Weber  nämlich  nicht  innerhalb  12  Wochen  das 
Werk  abliefert,  so  hat  er  die  Gefahr  des  Untergangs  der 
Sache  durch  höhere  Gewalt  zum  Teil  zu  tragen. 

Im  allgemeinen  ist  der  Rechtssatz,  dass  die  Lieferung  des 
Werkes  fristgerecht  erfolgen  müsse,  in  den  Quellen  selten 
ausdrücklich  ausgesprochen.  Er  findet  sich  in  den  Freiberger 
Böttcherartikeln  von  1450  §  5  (Ermisch  S.  285). 

Item  so  sullen  die  pender  .  .  .  ouch  nemen  gut  und  be- 
stendigk  holcz  und  das  ouch  darczu  zu  rechter  zeit 
ausrichten  und  schicken  .  .  . 
Vgl.  ferner  den  von  Börlin,  Transportverbände  S.  58  mit- 
geteilten Portenbeschluss  von  1557:  Der  Fuhrmann  soll  das 
Gut  uff  zil  und  tag,  wie  er  verheissen  hat,  unverzogen- 
lich  antwortten. 

Im  allgemeinen  jedoch  ist  diese  Seite  der  Verpflichtung 
des  Unternehmers,  die  in  unserm  heutigen  Gewerbsleben  eine 
so  bedeutende  Rolle  spielt,  im  MA.  noch  nicht  entsprechend 
entwickelt.  Man  muss  sich  hierbei  vergegenwärtigen,  dass  der 
Kreis  der  Unternehmer  und  der  Besteller  örtlich  und  persönlich 
ein  engbegrenzter  war,  dass  das  ganze  Geschäftsleben  noch 
nicht  in  der  hastenden  Geschwindigkeit  der  späteren  Jahr- 
hunderte sich  abspielte.  Der  Besteller  war  noch  mehr  an  der 
Herstellung  des  Werks  überhaupt,  als  daran  interessiert,  dass 
es  gerade  an  einem  bestimmten  Zeitpunkt  geliefert  werde. 
Auch  hier  wird  von  Bedeutung,  dass  bei  jener  Gruppe  von 
Werkverträgen,  die  die  Errichtung  eines  Baus  bezwecken,  der 
Unternehmer  meist  im  Zeitlohn  arbeitet.  Da  er  meistens  wirt- 
schaftlich nicht  stark  genug  ist,  als  „Baugeschäftsinhaber"  in 
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unserm  heutigen  Sinne  aufzutreten,  werden  die  Arbeiter  und 
Handlanger  oft  vom  Bauherrn  selbst  eingestellt  und  entlohnt, 
so  dass  dieser  auf  die  Fertigstellung  des  Baus  grösseren  Ein- 
fluss  gewinnt,  als  der  Baumeister.  In  solchen  Fällen  kann 
dann  natürlich  von  einem  Endtermin  nicht  mehr  gesprochen 
werden.  Kommt  es  ja  sogar  vor,  dass  sich  der  Unternehmer 
die  Vertragsbestimmung  gefallen  lassen  muss,  dass,  wenn  dem 
Besteller  der  Stoff  oder  das  Geld  ausgeht,  die  Ausführung  des 
Werks  auf  einige  Jahre  eingestellt  werde,  z.  B.  bei  dem  Ver- 
trag über  die  Erbauung  der  Elsterbrticke  bei  Zeitz  1532. 
Andererseits  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Werkverträge 
des  MA.  grösstenteils  von  dem  konsumierenden  Publikum  un- 
mittelbar abgeschlossen  werden.  In  diesem  Verkehr  wird  aber 
bekanntlich  auch  heute  noch  die  Einhaltung  der  Lieferungs- 
fristen nicht  strenge  durchgeführt. 

Soweit  nun  in  den  Verträgen  über  die  Errichtung  von 
Bauwerken  tatsächlich  Lieferungsfristen  bestimmt  sind,  sind 
doch  keine  rechtlichen  Nachteile  an  deren  Nichteinhaltung  ge- 
knüpft; vielmehr  scheint  man  sich  mit  den  oben  angeführten 
vertragsmässigen  oder  gesetzlichen  Verboten,  ein  anderes  Werk 
anzunehmen,  begnügt  zu  haben. 

Dagegen  finden  sich  für  die  Verträge  über  Bearbeitung 
eines  übergebenen  Stoffs  in  den  Quellen  Ansätze  zur  Frist- 
setzung. 

In  der  Wismarer  Goldschmiedrolle  von  1380  Art.  9  (Crull, 
Das  Amt  der  Goldschmiede  zu  Wismar  1888  I)  heisst  es: 

welk  goltsmit  verclaghet  wert  vor  den  werkmestern 
umme  golt  edder  umme  suluer,  dat  em  ghedaen  is  to 
arbeydende  in  syne  wonynghe,  deme  schalme  bescheden 
veerteyn  daghe  vul  to  donde  deme  jenem,  de  se  claghet, 
it  en  were,  dat  me  dat  werk  binnen  verteyn  daghen 
nicht  konde  reede  maken.  So  schal  me  em  noch  ene  tyt 
legghen  de  langhe  noch  is  dat  werk  to  makende.  Weret 
dat  hee  denne  binnen  der  tyt  nicht  nogafteghen  voldede 
an  golde  in  suluere  edder  mit  reedem  ghelde  edder  mit 
panden,  de  schal  en  half  jaer  sines  ampts  untberen. 
Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  nur  auf  die  Verzögerung 
des  Werks,  sondern  auch  auf  den  Fall,  dass  der  Goldschmied 
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den  Stoff  „verwartest*  hat,  ihn  nicht  zur  Hand  hat,  also  seine 
Vertragspflicht  nicht  erfüllen  kann.  Denn  die  Bestimmung, 
dass  er  ein  halbes  Jahr  des  Amts  entbehren  soll,  wenn  er  mit 
Geld  oder  Pfand  den  Besteller  nicht  befriedigen  kann,  hat  den 
Fall  der  Veruntreuung  im  Auge.  Aber  auch  die  Fristsetzung 
für  den  Fall  der  Versäumnis  ergibt  sich  aus  der  Stelle  zweifel- 
los. Im  Jahre  1543  hat  sich  der  Rechtssatz  dahin  geändert, 
dass  für  den  Fall  der  Verzögerung  —  nur  dieser  ist  getroffen 
—  die  Älterleute  des  Amts  dem  Goldschmied  eine  „ziemliche" 
Frist  setzen  sollen,  nach  deren  Ablauf  man  ihn  vor  den  Herren 
(dem  Rat)  verklagen  kann.  Ebenso  die  Lübecker  Maler-  und 
Glaserordnung  von  1474  (Wehrmann  S.  329). 

Jnt  were  das  welck  man  werck  vordinget,  id  were  mal- 
werck  edder  glasewerck  unde  nicht  bereide  makede,  also 
dat  dar  dachte  over  quenje,  dar  so  Scholen  de  olderlude 
over  und  by  gan  unde  to  sehen,  wat  dar  inne  maket  is, 
unde  zetten  em  ene  tyd  dar  inne  he  dat  reke  machen 
kan,  unde  kumpt  denne  dar  noch  eyn  dachte  over,  so 
schal  he  dat  wedden  na  uthwisinge  unser  rollen  bovens- 
creven  so  hoch  edder  so  zyd  alse  dat  de  hern  richtenn 
willen. 

Ferner  Lübecker  Leinweberordnung  von  1425  (Wehrmann 
S.  322) ;  vgl.  auch  Struve ,  Systema  jurisprudentiae  opificiariae 
1738  III  3  cap.  9  §  23  unter  Berufung  auf  die  Jenenser 
Schneiderrolle  §  16. 

Man  wird  annehmen  dürfen,  dass  diese  Fristsetzung  durch 
die  Älterleute  des  Amts  weiter  verbreitet  war,  als  aus  den  an 
sich  dürftigen  Quellenbelegen  hervorgeht.  Denn,  wie  noch  zu 
zeigen  sein  wird,  bestand  für  die  Ansprüche  des  Bestellers 
gegen  den  Unternehmer  in  verschiedenen  Richtungen  die  Zu- 
ständigkeit des  Amts.  Es  entsprach  dies  auch  der  ganzen 
mittelalterlichen  Auffassung,  nach  der  die  Organisation  dafür 
zu  sorgen  hatte,  dass  jedes  ihrer  Mitglieder  seinen  Pflichten, 
nicht  nur  in  rechtlicher,  sondern  auch  ethischer  Beziehung  ge- 
treulich nachkam.  Was  lag  näher  als  auch  dort,  wo  dies  nicht 
ausdrücklich  ausgesprochen  war,  die  Vermittlung  und  Hilfe  der 
Älterleute  anzurufen,  die  an  sich  schon  zur  Beaufsichtigung 
der  Arbeit,  und  meistens  zur  Beschau  des  fertigen  Werks  be- 
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rufen  waren  ?  Der  Besteller  war  vornehmlich  daran  interessiert, 
dass  das  Werk  fertig  gestellt  werde,  ein  allenfallsiger  Schadeus- 
ersatzansprnch  wegen  verspäteter  Leistung  war  nach  den  ge- 
schilderten Verhältnissen  für  ihu  von  geringem  Wert.  Wäre 
ihm  ein  Recht  zum  Rücktritt  vom  Vertrag  eingeräumt  gewesen, 
so  hätte  dies  seinem  wirtschaftlichen  Bedürfnis  nicht  genügt. 
Ihm  lag  wesentlich  an  der  Herstellung  des  Werks. 

6.  Aus  demselben  Gesichtspunkte  heraus  griff  das  mittel- 
alterliche Recht  zu  dem  Mittel  der  Zwangshaft  gegen  den 
Unternehmer,  die  bei  Verzögerung  des  Werks  oder  Nichter- 
füllung des  Vertrags  eutweder  vertragsmässig  vereinbart  war 
oder  durch  die  Obrigkeit  verhängt  wurde. 

In  dem  bei  Wattenbach  S.  478  abgedruckten  Vertrag  mit 
einem  Kunstschreiber  findet  sich  die  Verpflichtung  des  Unter- 
nehmers, für  den  Fall,  dass  er  das  Werk  liegen  lässt 

„quod  ipse  prisionem  in  domo  dicti  magistri  (Bestellers) 
in  vinculis  ferreis  tenebit,  inde  nullatenus  exiturus,  quous- 
que  dictum  opus  fuerit  integraliter  perfectum,  et  si  in 
hoc  defecerit,  quod  praepositus  noster  vel  serviens  ubi- 
cunque  eum  capiat  et  ad  domum  dicti  magistri  adducat 
pro  prisione  tenenda  .  .  . 
Es  handelt  sich  hier  um  das  im  MA.  sehr  häufige  Versprechen 
des  „Einlagers".    Es  wird  hier  nur  durch  den  Zweck,  dem  es 
dienen  soll,  insoferne  von  der  gewöhnlichen  Form  abweichend 
bestimmt,  als  er  nicht  den  Zweck  hat,  eine  Geldleistung  zu 
erreichen,  sondern  unmittelbar  dazu  zu  zwingen,  das  Werk  zu 
vollenden  (vgl.  Stobbe,  Zur  Geschichte  des  deutschen  Vertrags- 
rechts S.  192  ff.,  Planck,  Gerichtsverfahren  II.  Bd.  S.  335). 

Verwandt  hiermit  ist  die  reine  Zwangshaft,  wie  sie  in 
Nürnberg  vorkommt.  Dort  wurde  der  Ofenbauer  Leupold,  der 
mit  dem  Pfalzgrafen  von  Neuburg  einen  Vertrag  über  Lieferung 
kunstgewerblich  bedeutender  Öfen  abgeschlossen  hatte,  auf  Be- 
schwerde des  Pfalzgrafen  vom  Rat  in  den  versperrten  Turm 
getan,  nach  einigen  Tagen  angewiesen,  innerhalb  eines 
Monats  die  Arbeit  fertig  zu  stellen,  und  als  er  dies  wieder 
nicht  befolgte,  neuerdings  mit  Verhaftung  bedroht  (Mummen- 
hof,  Rathaus  zu  Nürnberg  S.  154).  Zu  gleicher  Zeit  (1619) 
wurde  einem  andern  Ofenbauer  Veit  vom  Rat  mit  Verhaftung 
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gedroht,  wenn  er  nicht  innerhalb  eines  Jahrs  die  für  das  Rat- 
haus zn  liefernden  Öfen  fertig  stelle  (Mitteilungen  des  German. 
Mus.  1902  Heft  I  S.  8),  wie  auch  1539  schon  Peter  Vischer 
vom  Rat  mit  dem  Turm  bedroht  worden  war,  falls  er  nicht 
ein  angedungenes  Prachtgitter  fertig  stelle  (Mummenhof  S.  97). 

Es  ist  mir  nicht  gelungen,  weitere  Belege  in  dieser  Rich- 
tung oder  eine  hierauf  bezügliche  Rechtssatzung  zu  finden. 
Da  die  Voraussetzung  der  Schuldhaft,  ein  gerichtliches  Urteil 
fehlt  (vgl.  Planck,  Gerichtsverf.  II  258 ff.),  kann  diese  zur  Er- 
klärung nicht  herangezogen  werden.  Eine  verwandte  Ein- 
richtung findet  sich  jedoch  im  Züricher  und  Luzerner  Recht 
(vgl.  Wyss,  Die  Schuldbetreibung  nach  Schweiz.  Recht,  in  der 
Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  Jahrg.  VII  1858  S.  17,  40).  Da- 
nach wurde  nämlich  bei  besonders  privilegierten  Schulden  der 
Schuldner  im  Auftrag  der  Obrigkeit  durch  den  Gerichtsboten 
gemahnt.  Blieben  diese  Mahnungen  unberücksichtigt,  so  konnte 
der  Gläubiger  den  Schuldner  gefänglich  einziehen  lassen.  Wyss 
bemerkt  hierzu,  es  könnten  diese  Gebote,  zu  zahlen,  angesehen 
werden  als  eine  blosse  spezielle  Anwendung  der  allgemeinen 
Befugnis  der  Obrigkeit,  Gebote  zum  Schutze  von  Privatrechten 
zu  erlassen,  und  das  Gefängnis  sei  hier  zunächst  eher  Strafe 
des  Ungehorsams,  als  Realisierung  eines  Rechts  des  Gläubigers 
auf  die  Person  des  Schuldners. 

Auch  im  vorliegenden  Falle  muss  meines  Erachtens  die 
Praxis  des  Nürnberger  Rats  aus  diesem  Gesichtspunkte  erklärt 
werden.  Der  Besteller  hatte  vertragsmässig  den  Anspruch  auf 
Herstellung  der  Kunstwerke.  Kam  der  Meister  dieser  Ver- 
pflichtung nicht  nach,  so  half  dem  Kunstliebhaber,  der  nun 
eben  von  dem  in  seiner  Art  einzigen  Peter  Vischer  das  Gitter 
haben  wollte,  der  Anspruch  auf  Schadensersatz  in  Geld  nichts. 
Der  Meister  musste  gezwungen  werden.  Hier  musste  die  Stadt- 
obrigkeit eingreifen.  Möglich,  dass  noch  der  alte  Gedanke 
lebendig  war.  dass  die  Genossenschaft,  hier  die  Stadt,  für  ihre 
einzelnen  Mitglieder  hafte ;  auf  jeden  Fall  war  Nürnberg  daran 
interessiert,  dass  seine  Kunstgewerbe  treibenden  Bürger  die 
Stadt  nicht  in  Verruf  brachten.  Das  Mittel  der  Haft  war  das 
einzige,  das  wirken  konnte.  Die  alte  Sicherheit  der  Person 
vor  willkürlicher  Verhaftung  aber  mochte  in  der  Zeit  der  er- 
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starkeuden  obrigkeitlichen  Gewalt  vergessen  worden  sein.  In- 
wieweit diese  Einrichtung,  die  als  gewohnheitsrechtliche  an- 
gesehen werden  darf,  auderswo  verbreitet  war,  gelang  mir 
nicht  festzustellen.  (Wie  willkürlich  der  Rat  zu  N.  oft  vor- 
ging, zeigt  der  Verlauf  seines  Streits  mit  Veit  Stoss:  Dieser 
drohte,  den  Rat  beim  Kaiser  wegen  Nichtbezahlung  seines 
Lohns  zu  verklagen,  worauf  der  Rat  am  27.  März  1506  be- 
schliesst:  .  .  .  sich  sein  zu  mechtigen  und  zu  gefengkns  dess 
lochs  zu  bringen.  Nürnberger  Ratsverlässe  Bd.  I  S.  107  ff.) 
Auch  Knapps  Nürnberger  Kriminalverfahren  1891  und  Nürn- 
berger Kriminalrecht  1896  gibt  keinen  Aufschluss. 

7.  Zur  Ausführung  des  Werks  sind  vielfach  Handlungen  des 
Bestellers  nötig.  Vor  allem  hat  er  den  Stoff  und  die  Zutaten 
zu  liefern.  Nach  verschiedenen  Mühl-  und  Bäckerordnungen 
muss  das  Getreide  oder  Mehl  an  die  Betriebsstätte  des  Unter- 
nehmers von  den  Leuten  des  Bestellers  gebracht  werden.  Das 
Rügische  Landrecht  (Frommhold)  CXIV  1  bestimmt: 

De  wewer  mögen  ane  unrecht  dat  werk  laten  liggen  edder 
auholden  went  se  ere  Koeken  und  vett  und  meel  und 
schmittelisse  (Gebühr  für  die  Stärke  der  Scherung)  van 
den,  de  en  heft  sin  garne  gebracht,  nicht  bekamen  hebbe. 
ebenso    noch     der    Wendisch  -  Rügianische  Landgebranch, 
230.  Titel  (Gadebusch).  Vgl.  ferner  die  Bestimmungen  des  Hof- 
rechts von  Wangen  (Grimm  IV  353)  über  den  Fähren.  Dort 
müssen  die  Fahrgäste  mitrudern  helfen. 

Art.  20.  Item  in  dem  grossen  schiff  sol  er  haben  drig 
rasten  (Ablösung  im  Rudern)  und  welen  er  heist  ziehen, 
der  sol  es  tuon;  wöll  er  aber  nüt  ziehen,  sjd  mag  im  der 
herr  ein  pfand  nemen  und  mag  es  einem  andern  geben 
der  für  in  fert. 

Am  wichtigsten  wird  die  Anwesenheit  des  Lehrkinds  beim 
Lehrvertrag.  Hier  ist  vielfach  eine  Busse  für  das  Weglaufen 
festgesetzt,  z.  B.  Strassburger  Ktiferordnung  von  1395  (Brucker 
S.  316,  317). 

8.  Das  herzustellende  Werk  muss  bestimmte  Eigenschaften 
haben. 

Diese  für  den  ganzen  Vertrag  hochwichtige  Frage  wurde 
im  mittelalterlichen  Recht  anders  wie  heute  behandelt.  Vor 
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allein  ist  liier  die  Organisation  des  Handwerks  iu  den  Städten 
von  grösster  Bedeutung.  „Aus  dem  Interesse  am  gemeinen 
Besten  und  der  Ehre  des  Handwerks  ergibt  sich  die  Haupt- 
pflicht  der  Zunft,  welche  aus  dem  Begriff  des  Handwerks  als 
Amts  folgt,  die  Sicherung  der  Güte  und  Brauchbarkeit  des 
Arbeitsprodukts"  (Gierke,  Genossenschaftsr.  Bd.  I  S.  388 ff.). 
Die  Ämter  und  Zünfte  stellen  teils  auf  Grund  eigenen  Gesetz- 
gebungsrechts, teils  im  Zusammenwirken  mit  der  Stadtobrig- 
keit  Vorschriften  für  die  anzuwendende  Technik  auf.  Es  wird 
die  Herstellungsweise  der  einzelnen  gewerblichen  Erzeugnisse 
genau  angeordnet,  die  Beobachtung  dieser  Vorschriften  wird 
strenge  beaufsichtigt,  schliesslich  unterliegen  die  fertigen 
Werke  der  Beschau.  Es  wird  daher  auf  diesem  Wege  ge- 
werbepolizeilicher Gesetzgebung  manche  Frage  gelöst,  die  sonst 
auf  dem  Privatrechtswege  auszutragen  wäre. 

Es  können  die  ausserordentlich  zahlreichen,  hierher  gehörigen 
Ordnungen  hier  nicht  angeführt  werden.  Bemerkenswert  ist, 
dass  die  Verletzung  der  aufgestellten  Gebote  regelmässig  mit 
Bussen  an  das  Amt,  oder  die  Stadt  bestraft  wird.  Allein  diese 
Gewette  erscheinen  nicht  als  Strafen  für  den  Vertragsbruch, 
sondern  als  Strafen  für  den  Ungehorsam  gegen  die  Ordnung 
des  Amts. 

a)  Aber  auch  die  eigentlichen,  bürgerlichen  Rechtssatzungen 
enthalten  Bestimmungen  über  die  Eigenschaften  des  Werks. 

Vortmer  de  glazewerten  Scholen  maken  gut  glazewerk, 
dat  truwe  und  vast  si  .  .  .  1375  Hamburger  Glaser- 
ordnung §  7  (Rüdiger  S.  90) 

und  och  einem  jeden  sine  wollen  slahen  und  bereiten 
wol  und  recht  nach  nutze  uf  das  beste  jedem  umb  sinen 
Ion  und  jedes  nach  siner  ordeuunge  und  nach  sinem  werde 
und  zu  gehörde.  Art.  24  des  Strassburger  Tucherbuchs 
1400—1434  (Schmoller  S.  29). 

wen  ein  jeglich  Meister  ein  Werk  verdinget  und  eine 
Vysierunge  dazu  git  wie  das  werden  sol:  dein  Werk  sol 
er  nit  abbrechen  an  der  Vysierunge,  Sunder  es  sol  es 
machen,  wie  er  die  Vysierunge  den  hern,  .Stetten  oder  im 
Lande  gezeiget  hett,  dass  es  nit  geschwechet  werde. 
Art.  11  der  Steinmetzorduung  von  1459  (Janner  S.  254). 
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Item  das  alle  olute  sollent  swern  .  .  .  den  artickel, 
das  si  einer  jeglichen  personen  sin  ole  machen  sollent, 
als  ob  es  ir  eigen  gut  were.  Strassburger  Ölmtiller- 
ordnung  aus  dem  15.  Jahrb.  (Brucker  S.  405). 

So  sollen  auch  die  smyd  gud  arbeit  und  wahr  machen 
1564  Lüneburger   Schmiedordnung  (Bodemann  S.  207). 

...  in  sinem  thogesechten  unsträflichen  gude  tho 
levernnde  1560  Hamburger  Schmiedordnung  Nr.  6  (Rü- 
diger S.  254) ;  vgl.  Hamburger  Allgem.  Best,  über  Hand- 
werksarbeiten 1563  (Rüdiger  S.  128). 
Der  Sinn  dieser  Bestimmungen  ist:  das  Werk  muss  genau  nach 
der  Vertragsabrede  hergestellt  werden,  also  die  zugesicherten 
Eigenschaften  haben,  im  übrigen  aber  so  gefertigt  werden, 
wie  es  sich  nach  Treu  und  Glauben  gehört.    Aus  diesem 
Grunde  bestimmt  das  Münchner  Stadtrecht  Art.  176  über  die 
Beweislast: 

Swer  ainem  antwerchsman  oder  ainen  arbeiter  anchlagt, 
er  hab  schaden  genomen  von  seiner  arbeit,  mag  dann 
der  antwerchsman  bereden,  daz  er  daz  teurist  (nach  an- 
dern Handschriften  treuist)  und  daz  pest  von  seiner 
chunst  getan  hab  än  gevaerd,  des  sol  er  geniezzen,  ez 
mach  dann  der  chlager  war,  daz  er  von  seiner  arbait 
ze  schaden  sey  chomen. 

Soweit  also  nicht  der  Kläger  den  Beweis  der  Mangel- 
haftigkeit des  Werks  erbringt,  darf  der  Unternehmer  schwören. 
Man  beachte  auch  hier  die  Betonung  der  Treue! 

Wie  eng  übrigens  noch  die  ganze  Auffassung  der  Ver- 
tragspflichten hierbei  war,  beweist  die  Stelle  in  Art.  5  der 
Freiberger  Böttcherartikel  um  1460  (Ermisch  S.  286),  wo  aus- 
drücklich angeordnet  werden  muss,  dass  die  für  das  Land  be- 
stimmten Werke  die  nämlichen  Eigenschaften  haben  müssen, 
wie  die  für  die  Bürger  der  Stadt  Freiberg  zu  liefernden. 

Die  Feststellung,  was  unter  den  nach  Treu  und  Glauben 
erforderlichen  Eigenschaften  zu  verstehen  sei,  ergab  sich  in 
den  meisten  Fällen  durch  die  Beschau  seitens  der  Alterleute. 
Ausser  in  den  bereits  oben  beim  Kapitel  über  die  Vertrags- 
freiheit angeführten  Stellen,  ist  die  Beschau  angeordnet  für  die 
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Gerber  im  Rechtsbuch  der  Stadt  Memmingen  1396  XLIX 
(v.  Freyberg  V  S.  316),  in  Art.  4  und  5  der  Frei  berger  Gold- 
schmiedartikel um  1466  (Ermisch  S.  291),  in  der  Lübecker 
Zuuftrolle  der  Maurer  von  1527  (Wehrmann  S.  332)  und  der 
Zimmerleute  vou  1545  (ebd.  S.  460),  in  der  Lübecker  Laken- 
Wardeyenordnung  von  1553  (ebd.  S.  310)  und  in  den  Lübecker 
Schiffszimmerleuteartikeln  von  1560  (ebd.  S.  410).  Hiernach 
muss  jede  von  einem  Lübecker  Schiffszimmermann  selbständig 
ausgeführte  Arbeit  von  den  Älterleuten  besehen  werden;  ist 
die  Arbeit  „tüchtig",  so  zahlt  der  Besteller  6  Pf.  in  die  Kasse 
der  Zimmerälterleute,  audernfalls  der  Zimmermann.  Es  ist 
klar,  dass  anlässlich  der  Beschau  durch  die  anerkannten  Sach- 
verständigen der  Besteller  etwaige  Klagen  vorbrachte,  uud 
dass  dann  das  von  den  Älterleuten  abgegebene  Urteil  weit- 
tragende tatsächliche  Bedeutung  hatte.  Denn  es  wurde  bei 
einem  etwaigen  Prozesse  dem  Urteil  meistens  zugrunde  gelegt. 

b)  Es  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  des  Vertrags,  dass  der 
Unternehmer,  der  der  eine  Vertrag  schliessende  Teil  ist,  für 
die  Arbeit  der  Personen,  deren  er  sich  bei  Ausführung  des 
Werks  bedient,  einzustehen  hat.  Es  scheint  dieser  Gedanke 
als  so  selbstverständlich  betrachtet  worden  zu  sein,  dass  er 
nur  selten  ausdrücklich  ausgesprochen  wurde.  Erst  sehr  spät 
tauchen  Bestimmungen  hierüber  auf,  so  in  der  Lüneburger 
Maurerordnung  von  1570  (Bodemann  S.  169).  Bezeichnend  ist 
eine  aus  dem  Jahre  1730  stammende  Satzung  aus  Basel 
(Rechtsquellen  von  Basel  Bd.  I  2.  Abt.  S.  940),  in  der  es  heisst, 
dass  die  Gesellen  zwar  nicht  zu  schwören  haben  (was  in  einer 
Reihe  von  Städten,  z.  B.  in  Strassburg,  in  Ulm  bei  den  Bar- 
chartwebern vorgeschrieben  ist), 

man  habe  aber  dafür  gehalten,  dass  die  Meister  für  ihrer 
Gesellen  Arbeit  stehen  müssen. 

c)  Wie  lange  musste  nun  der  Unternehmer  die  erforder- 
lichen Eigenschaften  des  Werks  gewährleisten? 

Die  Frage  ist  in  den  Quellen,  von  wenigen  Ausnahmen 
abgesehen,  nicht  glatt  beantwortet.  Soweit  nicht  vertrags- 
mässig  eine  längere  Gewährleistungsfrist  vereinbart  war,  endete 
die  Haftung  des  Unternehmers  für  Eigenschaften  des  Werks 
in  der  Regel  mit  dessen  Abnahme.  Die  Abnahme  des  Werks 
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ist  nur  selten  ausdrücklich  vorgeschrieben.   In  der  Hamburger 
Leinweberordnung  von  1375  §  16  (Rüdiger  S.  161)  heisst  es: 
Vortmer  so  schall  nen  man  edder  frouwe  linnewand  tho 
hus  senden  mit  den  kämmen  (Weberkamm),  he  schall  das 
afsniden  in  sinem  huse,  und  dar  schall  jegenwerdich  wesen, 
deme  dat  linnewandt  hörete,  edder  eine  von  sineswegen. 
Hierdurch  soll  allerdings  nicht  nur  die  Prüfung  der  Eigen- 
schaften des  Werks,  sondern  auch  der  vollen  Zurückerstattung 
des  übergebenen  Stoffs  ermöglicht  werden,  und  insofern  hängt 
die  Stelle  mit  all  den  Hechtssatzungen  zusammen,  die  anord- 
nen, dass  der  Unternehmer  das  Werk  dem  Besteller  zuzu- 
messen oder  zuzuwägen  habe,  und  die  später  noch  anzuführen 
sind.    Auch  für  die  Abnahme  war  die  Beschau  von  grösster, 
tatsächlicher  Bedeutung.    Sie  erfolgte  bei  Ablieferung  des 
Werks,  sie  sicherte  eine  Prüfung  des  Werks  und  gab  dem 
Besteller  Gelegenheit,  die  Mängel  zu  rügen. 

Man  darf  nun  wohl  annehmen,  dass  der  Besteller  durch 
die  Abnahme ,  soweit  nicht  Arglist  des  Unternehmers  in 
Betracht  kam,  das  Recht  verlor,  Mängel  des  Werks  zu  rügen. 
Es  ergibt  sich  dies  schon  aus  dem  Inhalt  der  Abnahme- 
erklärung. Nahm  der  Besteller  das  Werk  als  Erfüllung  des 
Vertrages  an  —  und  dies  musste  aus  seiner  Erklärung  hervor- 
gehen —  so  begab  er  sich  des  Rechts,  nachträglich  noch  einen 
Fehler  geltend  zu  machen.  Mit  Recht  konnte  ihn  dann  der 
Unternehmer  auf  seine  erste  Erklärung  hinweisen,  die,  soweit 
nicht  Täuschung  vorliegt,  im  Rechtsverkehr  nicht  zurück- 
genommen werden  kann.  Dass  das  Mittelalter  dies  klar  er- 
kannte, geht  daraus  hervor,  dass  die  später  anzuführenden 
Bestimmungen  über  die  Folgen  mangelhafter  Lieferung  alle  an 
den  Zeitpunkt  der  Beschau  oder  der  Abnahme  anknüpfen,  dass 
mit  wenigen  Ausnahmen  eine  längere  Gewährleistungspflicht 
des  Unternehmers  nirgends  erwähnt  ist,  dass  diese  vielmehr  in 
Verträgen  eigens  festgesetzt  werden  musste.  Damit  stimmt 
auch  überein,  was  Conze  (Der  Kauf  nach  hanseatischen 
Quellen  1889  S.  95)  über  den  Kauf  sagt.  Danach  kann  der 
Kauf  nicht  mehr  rückgängig  gemacht  werden,  insbesondere 
nicht  wegen  Mängel  der  Sache,  wenn  der  Käufer  das  Gut  be- 


sehen,  und  in  seine  were  gebracht  hat.  Diese  Auffassung 
wird,  wie  mir  scheint,  bestätigt  durch  eine  Stelle  bei  Ruprecht 
v.  Freising  I  151  (Westenrieder  S.  100). 

Swenn  dat  chore  (Korn)  ze  melbe  wirt  und  daz  pant  für 
deu  sach  (Sack)  chtimt  so  sol  es  der  man  hin  haimfirren 
so  hat  der  mulnaer  nicht  mer  damit  zeschaffen. 
Verwandt  damit  ist  eine  ebenfalls  dem  Mühlenrecht  angehörige 
Bestimmung  des  Rügischen  Landrechts  LXXXXVII  10.  Zwar 
ist  in  beiden  Fällen  vornehmlich  an  die  Verteilung  der  Gefahr 
gedacht,  allein  hier  ist  eben  der  Zeitpunkt,  in  dem  der  Ver- 
trag als  erfüllt  angesehen  wird,  von  Bedeutung.  Wenn  der 
Besteller  sich  das  Mehl  in  dem  Sack  hat  füllen  lassen  und 
diesen  zugebunden  hat,  kann  er  nicht  nachträglich  Klage 
wegen  Mängel  erheben  (vgl.  über  die  Streitfragen  betr.  den 
merkantilen  Empfang  Thöl,  Handelsrecht  6.  Aufl.  I  §  278 
Anm.  28,  31). 

In  der  Strassburger  Armbrusterordnung  von  1465  (Brucker 
S.  17)  heisst  es,  dass  die  Meister  eine  Armbrust  nicht  länger 
„weren"  wollen,  als  man  sie  in  eines  Meisters  Haus  beschiesst. 
Es  wird  angeordnet,  dass  man  es  diesbezüglich  beim  alten 
lassen  soll.  Danach  scheint  bis  dahin  doch  eine  längere  Ge- 
währleistungspflicht bestanden  zu  haben.  Hierfür  sprechen 
auch  einige  Bestimmungen  des  Rügischen  Landrechts.  So 
heisst  es  vom  Schmied  CVII  2: 

Im  eggetuige  ane  behagh  stund  de  schmid  vor  dat  umme- 
leggent  und  nicht  vor  dat  utbrekent.  imme  hofschlage 
vor  dat  brekent  des  nien  hofisers,  dat  erste  vorleggent, 
upschlant  binnen  landes  14  dage;  brak  it  edder  fille  it 
of  ungebrakens  edder-beschedigen  hofes,  de  schmid  moste 
ane  vorböte  darto  antwerden,  maken,  vorleggen  edder 
betalen. 

Diese  Bestimmung  ist  dann  in  dem  jüngern  Wendisch-Rügi- 
anischen  Landgebrauch  (Gadebusch)  221.  Titel  noch  weiter  ins 
einzelne  ausgeführt.  Es  wird  festgesetzt,  dass  der  Schmied 
bei  Hufeisen  14  Tage  haftet,  dann  werden  die  einzelnen  Werk- 
zeuge, Pflug  und  Egge  usw.  einzeln  behandelt,  die  Haftung 
für  das  Lahmwerden  oder  Brechen  der  Schlösser  wird  für  ein 
Jahr  festgesetzt.    Im  214.  Titel  heisst  es: 
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De  Schneider  mosten  in  vortyden  alle  Näde,  so  nnvor- 
dragenss  Kleider  von  sich  sulvest  upsprungen,  ahne  Be- 
lohnung, wo  se  dat  kleid  hedden  gemaket,  wedder  ueyen. 
Diese  Bestimmungen  stehen  ganz  vereinzelt  da,  sie  zeigen 
schon  in  ihrer  Kasuistik,  dass  es  sich  nur  um  eine  partikuläre 
Rechtsbildung  handeln  kaun. 

Gegenüber  der  Klage  des  Bestellers,  dass  das  Werk  mangel- 
haft sei,  kann  der  Unternehmer  geltend  machen,  dass  dies  aus 
der  mangelhaften  Beschaffenheit  des  zur  Bearbeitung  über- 
gebenen  Stoffs  sich  ergebe.  Er  muss  diesen  Fehler  des  Stoffs 
jedoch  rechtzeitig  dem  Besteller  angezeigt  haben. 

weres  auch  daz  ein  werk  miszettelt  wurde,  es  sie  an 
tucher  werk  oder  an  weber  antwerk  so  sol  der  weher, 
es  sie  meister  oder  knecht,  dem  ein  semelik  werk  fur- 
kome  und  es  wirken  sol,  daz  vor  und  ee  sagen  dem  das 
werk  ist ,  daz  es  missezettelt  ist,  ee  daz  er  das  werk  uf 
den  stul  leit  bie  dem  eide  den  er  gesworen  hat.  Und 
wer  daz  auch  were,  der  daz  verswige  und  dem  es  nit 
enseit,  des  daz  werk  were,  der  sol  meyneidig  und  erlös 
und  sol  dem  deheinen  schaden  bringen,  dez  das 
^vgi*1c  ist* 

Strassburger  Tuchmacherordnung  von  1433  (Schmoller  S.  73). 
Zweifellos  spielt  hier  auch  das  zünftlerische  Verbot,  ordnungs- 
widriges Werk  zu  machen,  herein.  Allein  der  privatrechtliche 
Satz  ist  doch  die  Hauptsache.  Ebenso  Rügisches  Landrecht 
CXIV  5: 

Töget  einer  der  wever,  wen  he  dat  garne  vörwaret  edder 
annimpt,  darvan  an,  dat  dat  garne  is  vordorven  und  kan 
bewisen,  he  lit  neinen  Schaden. 

Die  Rechtssätze  über  Gewährleistung  für  Mängel  des 
Werks  werden  abgeändert,  und  teilweise  ergänzt  durch  hierauf 
bezügliche  Abreden  in  Verträgen.  Vielfach  wird  eigens  fest- 
gesetzt, dass  der  Unternehmer  für  Fehler  der  Sache  einzu- 
stehen habe,  und  diese  Haftung  wird  sogar  auf  die  Erben  aus- 
gedehnt. So  wird  in  dem  Vertrag  Caspar  Isenmanns  mit  dem 
Martinsstift  zu  Colmar  1462  (Repert.  II  153)  für  den  B'all, 
dass  sich  Mängel  zeigen  sollten,  bestimmt: 
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denselben  gebrust  söllent  er  und  sine  erben  zü  einer  jeg- 
lichen zytt  schnldig  sin  dem  gemelten  sant  Martins  bawe 
zebekern  und  zebewandeln  sunder  allen  gebresten,  costen 
und  schaden,  so  daruss  mit  widermachens  und  sust  er- 
wachsen möchte,  gentzlichen  und  gar  ze  bezalen  und  ab- 
zetragen  ohne  geverde. 
Ebenso  Vertrag  mit  einem  Uhrmacher  1407  über  Lieferung 
einer  Uhr  für  das  Rathaus  zu  Basel  (Gesch.  und  Beschr.  des 
Rathauses  zu  B.  von  Alb.  Burckhardt  und  Rud.  Wackernagel 
1886),  Glaserkontrakt  der  Stadt  Löwenberg  1511  (Anzeiger  f. 
d.  Kunde  der  d.  Vorzeit  Bd.  29  S.  174). 

hat  Hannsz  gelobit  selbige  czu  gewehrin  (hefern)  un- 
wandilbar  und  darvor  czu  stehen  10  jähr. 
Was  innerhalb  dieser  Frist  abfällt,  hat  er  zu  ersetzen. 
Ferner  der  oben  mitgeteilte  Vertrag  über  den  Bau  der  Elster- 
brücke zu  Zeitz  1532,  Baukontrakt  des  Rats  zu  Brieg  mit 
Jakob  Baar  1570  (Anzeiger  Bd.  25  S.  80),  Andingung  eines 
Orgelwerks  an  Lukas  Behaim  1619  (Anzeiger  Bd.  29  S.  6), 
wonach  der  Unternehmer  Jahr  und  Tag  Gewehrschaft  zu 
leisten,  und  jederzeit  die  Pfeifen  auszuwechseln  hat.  Anderer- 
seits wird  Adam  Kraft  anlässlich  der  Quittierung  der  beider- 
seitigen Rechnung  für  ein  Grabmal  1492  eigens  von  jeder 
Haftung  befreit  (Repert.  Bd.  25  S.  360 ff.). 

Adam  Craft  hat  Sebolten  Schleyer  und  M.  L.  unnd  hin- 
widerumb  haben  sie  ine  auch  quit,  ledig  und  loss  gesagt, 
in  lawt  des  Vertrags,  Auch  umb  die  pesserung  und  alle 
ander  sachen  daz  werk  antreffend  nichtz  ausgenomen  noch 
hindan  gesetzt  .  .  . 
Hier  konnte  ein  Verzicht  auf  jeden  Besserungsanspruch  aus- 
gesprochen werden,  da  wahrscheinlich  das  Werk  von  Sachver- 
ständigen geprüft  worden  war.    Wenigstens  war  dies  in  dem 
1490   abgeschlossenen    Vertrage    vorgesehen.     Eine  solche 
Prüfung  durch  Sachverständige  —  eine  Ergänzung  der  Be- 
schau  —  war  verschiedentlich  in  Künstlerverträgen  ange- 
ordnet, so  in  den  mehrfach  erwähnten  Verträgen  mit  Michael 
Wohlgemut  über  den  Schwabacher  Altar  1508,  und  mit  Jakob 
Baar  über  den  Bau  des  Brieger  Rathauses  1570. 
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C.  Mangelhafte  Erfüllung  oder  Nichterfüllung  des  Vertrags. 

1.  Mangelhafte  Erfüll  uns  infolge  Verschulden  des  Unter- 
nehmers. 

a)  In  diesem  Falle  billigt  das  mittelalterliche  Recht  dem 
Besteller  den  Anspruch  auf  Besserung  und  Schadensersatz  zu. 
Vollmer  de  glazewerten  Scholen  maken  gut  glazewerk, 
dat  truwe  und  vast  si,  und  Scholen  dat  wol  und  stark 
blyen  unde  loden,  unde  ok  dat  blye  reyne  unde  wol  ge- 
vallen  si  sunder  rethe.  Wer  das  bricht  .  .  .  Darto  scal 
he  dat  deme  ghenen  noch  gut  maken  deme  he  dat  ge- 
maket  heft.  1375  Hamburger  Glaserordnung  Art.  7 
(Rüdiger  S.  90). 

De  schmid  mag  ok  vor  sin  tügh,  dat  he  maket,  ant- 
worden.  wo  he  dat  vorbrende  edder  sonst  dat  eggetüch 
nicht  döchte,  men  magh  it  eme  billiger  tit  wedderwerpen 
up  sinen  schaden,  ane  unrecht,  bedroch  und  argelist  van 
beiden  parten  utgeschlaten.  bi  deme  de  mangel  de  moste 
vorböten.    Rügisches  Landrecht  LXXXXVIII  4. 

Vorderwet  he  dat  linnewand  edder  let  dat  garne  vor- 
mulschen  (verfaulen)  edder  verrotten,  he  mot  it  betalen 
na  gewerde  des  linnewandes,  dat  dar  hedde  van  werden 
könen.    sint  neste  edder  brakene  eggen  an  dem  linne- 
wande  und  nicht  ganz  vordorwen,  he  misset  vor  dat  vor- 
dorwene  sein  Ion.   Rügisches  Landrecht  CXIV  4. 
Übereinstimmend  Lübecker  Zimmerleuteartikel  von  1503  (Wehr- 
mann 8.  460);  Laken -Wardeyen -Ordnung  in  Lübeck  1553 
(Wöhrmann  S.  310).  Es  ergibt  sich  hieraus,  dass,  wo  dies  nach 
der  Sachlage  möglich  war,  der  Besteller  Besserung,  und  ausser- 
dem Ersatz  in  Geld  verlangen  konnte.    Die  den  Leinweber 
betreffende  Stelle  des  Rügischen  Landrechts  fasst  den  Fall  zu- 
sammen mit  der  Haftung  des  Unternehmers  bei  Verderb  des 
Stofis.   Der  Ersatz  des  Schadens  umfasst  nicht  nur  den  Wert 
des  Stoffs,  sondern  auch  der  Verarbeitung.  In  der  Lüneburger 
Malerordnung  von  1595  (Bodemann  S.  165)  Art.  22,  gleich- 
lautend mit  der  Lüneburger  Glaserordnung  von  1596  7.  Art. 
(ebd.  S.  93)  heisst  es: 

Rot henbücber,  Werkvertrag  *> 
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Da  ein  Meister  eine  arbeit  verdingte  und  er  schlüge  die- 
selbe unfleisszig  von  der  handt  dergestalt,  dass  Clage 
darüber  kerne,  es  auch  von  den  Älterleüten  mangelhaft 
befunden  würde,  der  soll  für  die  Arbeit  gebührlichen 
C hur  und  Wandel  thun  und  über  das  einem  erbarn  Rahte 
und  dem  Ampte  nach  billiger   Ermessigung  geschafft 
werden.  Vgl.  auch  Albisheimer  Weistum  (Grimm  IV  638) 
„kohrung  thun". 
Chur  oder  Chör  und  Wandel  sind  pleonastische  Ausdrücke 
für  Abhilfe  schaffen,  Schaden  beseitigen.    „Chör"  ist  gleich 
ker,  keren,  das  nach  Grimm  V  403  rückerstatten,  widergeben, 
ersetzen,   vergüten   bedeutet.    Schmeller  (I  1282)  übersetzt 
es  übereinstimmend  mit  „Schaden  wenden"  und  führt  die  Stelle 
an  „dass  sie  dem  N.  darum  Abtrags,  Kerung  noch  Wandel 
nicht  schuldig  seien".   Hier  tritt  auch  die  Gleichstellung  mit 
Wandel  hervor,  das  nach  Schmeller  bedeuten  kann:  1)  Ände- 
rung, Abänderung,  Rückgang  eines  Kaufs;  2)  Gebrechen,  das 
den  Kauf  rechtlich  aufhebt;  3)  Ersatz,  Genugtuung,  Bosse. 
Wollte  man  nun  obige  Stelle  dahin  auslegen,  dass  der  Unter- 
nehmer Chör  tun,  den  Schaden  beseitigen,  und  wandel,  Straf- 
geld an  den  Besteller  zahlen  muss,  so  wäre  dies  sicher  nicht 
richtig.  Es  ist  doch  nicht  anzunehmen,  dass  der  Meister  ausser 
der  Strafe  an  den  Gerichtsherrn  und  das  Amt  noch  eine  Privat- 
strafe hätte  zahlen  müssen,  abgesehen  davon,  dass  nicht  zu  er- 
sehen ist,  wonach  diese  bemessen  worden  wäre.  Vielmehr 
muss  „chör  und  wandel  tun"  als  „Schaden  ablegen*  aufgefasst 
werden.   Dem  entsprechen  auch  die  Bestimmungen  der  Lüne- 
burger Maler-  und  Glaserordnung  von  1497  (Bodemann  S.  153) 
„die  arbeit  wandeln",  die  Lübecker  Schiftszimmerleuteartikel 
von  1560  (Wehrmann  S.  410)  und  die  Lübecker  Dachdecker- 
ordnung (Wehrmann  S.  196)  „betern  bi  sinen  egen  kosten"; 
insbesondere  aber  der  mehrfach  angeführte  Vertrag  C.  Isen- 
manns 1462,  wo  er  sich  verpflichtet,  alle  Gebresten  „zebekern 
und  zebewandeln",  d.  h.  „kehren  und  wandeln". 

b)  Ansätze  zu  einem  Recht  des  Bestellers,  die  Entlohnung 
bei  mangelhafter  Erfüllung  zu  mindern,  finden  sich  verschiedent- 
lich. Es  ist  bereits  oben  S.  65  die  hierauf  bezügliche  Stelle  des 
Rügischen  Landrechts  ("XIV  4  mitgeteilt.    Nach  der  Strass- 
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barger  Barchentschanordnung  von  1537  (Schmoller  S.  161)  kann 
der  Meister  der  Spinnerin,  die  verdorbenes  Garn  bringt,  ent- 
sprechend den  Lohn  kürzen,  „am  spinnerlon  abschlahen".  Ebenso 
nach  dem  jungem  Wendisch- Rügianischen  Landgebrauch  230.  Titel. 

Es  lag  ja  nahe,  dass  der  Besteller  sich  den  Ersatz  des 
Schadens  gleich  dadurch  verschaffte,  dass  er  eine  den  Mängeln 
des  Werks  entsprechende  Minderung  des  Lohns  eintreten  Hess. 
Man  darf  hierbei  wohl  annehmen,  dass  dies  nur  da  geschah, 
wo  eine  Besserung  des  Werks  ausgeschlossen  war. 

c)  Öfters  wird  im  Vertrag  das  Recht  des  Bestellers  vor- 
behalten, falls  das  Werk  nicht  mangelfrei  geliefert  wird,  vom 
Vertrag  zurückzutreten.  So  ist  in  dem  Vertrag,  den  Hans 
Böblinger  1440  in  Esslingen  über  Errichtung  eines  Turms  ab- 
schliesst,  bestimmt,  dass  ihm  die  Pfleger  das  Werk  absagen 
können,  wenn  ihnen  bedünkt  und  von  redlichen  Werkleuten  er- 
kannt wird,  dass  er  den  Bau  nicht  nach  Nutz  und  Notdnrft 
vollbrachte  (Klemm,  Württemberg.  Baumeister  und  Bildhauer 
1882  S.  88).  Ebenso  ist  in  der  Andingung  des  Schwabacher 
Altars  au  Michael  Wohlgemuth  1508  bestimmt:  Wenn  der 
Fehler  des  Werks  so  gross  ist,  dass  er  nicht  mehr  zu  ändern 
ist,  so  behält  Wohlgemuth  die  Tafel  und  muss  das  Geld  zu- 
rückgeben. Übereinstimmend  Waltzroder  Vertrag  H.  Brügge- 
manns 1525;  Andingung  eiues  silbernen  Waschgeräts  an  den 
Goldschmied  Beyer  1531  (Mitt.  d.  german.  Mus.  I  167). 

2.  Nichterfüllung  infolge  Verschuldens  des  Unternehmers. 

Hier  hat  der  Besteller  den  Anspruch  auf  Schadensersatz. 

Dinget  ein  man  den  andern  an  sin  werk  gat  er  davon 
und  lat  im  sein  waerk  ligen  von  sin  selbes  muthwillen 
geschiett  iem  chein  schade  davon,  den  sol  er  im  abe  tun 
nah  sinem  eide  .  .  .    Augsburger  Stadtr.  A.  129. 

Wer  ainem  gepew  oder  ander  werkh  andingt,  und 
ine  der  werckman  über  daz  geding  versaumbt,  des  der 
andinger  zu  schaden  kumbt,  wo  sich  alsdann  der  an- 
dinger  und  werkman  solhs  schaden  ausserhalb  gerichts 
nit  vertragenn  mugen,  so  sol  der  werckman  dem  andinger 
nach  mässigung  des  richters  widerkerung  thun,  jedoch  sol 
obberuerl  mässigung  nach  rat  der  werkleute  besehenen. 
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Reform,  bayr.  Landr.  von  1518  42.  Titel  3.  Art.,  ebenso 

Landr.  von  1616,  32.  Titel  2.  Art. 
Man  wird  diese  Bestimmung  des  bayrischen  Landrechts  kaum 
als  römischrechtliche  ansprechen  dürfen,  vielmehr  scheint  sie 
dem  älteren  Rechte  entnommen,  womit  auch  die  wiederholt 
schon  erwähnte  Berücksichtigung  der  Sachverständigen  über- 
einstimmt. Man  beachte  übrigens,  dass  nach  Augsburger  Recht 
der  Kläger  den  Schätzungseid  hat,  während  das  spätere  Recht 
hier  eine  objektive  Schätzung  anstrebt. 

In  andern  Quellen  ist  obiger  Grundsatz,  entweder,  weil 
selbstverständlich,  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  oder,  und 
dies  ist  meistens  der  Fall,  im  Zusammenhang  mit  andern  Fragen 
aufgestellt. 

3.  Nichterfüllung  Infolge  eines  vom  Besteller  zu  vertreten- 
den Uinstands. 

Der  am  häufigsten  in  den  Quellen  behandelte  Fall  ist  der 
des  Entlaufens  des  Lehrkinds. 

Swelich  schnoler  aht  tag  in  ein  schuol  get,  der  geb 
daz  gantz  Ion  von  einem  jar;  welle  aber  er  vor  dem  jar 
aus  der  schuol  in  die  andern  gen,  so  geb  peidenthalben 
gantzes  Ion  umb  sein  unstaet  und  sein  irregenge  .  .  . 
Münchner  Stadtr.  VII  80  (Auer  S.  285). 
Ebenso  das  Rechtsbuch  Ruprechts  von  Freising  I  162  (Maurer), 
mit  der  Bestimmung: 

Und  ktimbt  es  wider  dy  weil  es  XIIII  jar  alt  ist  und 
wil  es  wider  zu  jm,  er  sol  es  enpfahnn  unnd  sol  sein 
zeit  gar  aus  lernen. 
Ferner  Bestallung  des  lateinischen  Schulmeisters  zu  Uberlingen 
1465—1608  (Mone  II  153)  Z.  13: 

Wölher  schnoler  och  über  die  halben  vronfasten  under 
mich  zü  schul  gat,  und  dann  daruss  gienge,  der  soll  mir 
gantzen  Ion  vervallen  sin. 
Dieser  Grundsatz,  dass  bei  Unmöglichkeit  der  Leistung  infolge 
eines  vom  Besteller  zu  vertretenden  Verschuldens  der  Unter- 
nehmer seinerseits  deu  Anspruch  auf  volle  Vertragserfüllung 
hat,  gilt  entsprechend  auch  im  gewerblichen  Lehrlingsvertrag. 
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Dingt  ain  man  ainen  lerencknecht  ze  jaren  end  get  er  von 
itn  in  den  jaren,  an  sein  Urlaub,  so  ist  er  dem  maister 
seins  Ions  schuldig  waz  er  geweisen  mag,  daz  er  der 
saumsalung  schaden  genomen  hab,  und  dem  richter  72 
Pfenning;  ez  möcht  dann  der  chnecht  bezeugen  mit  zwaicn 
erbern  mannen  daz  er  in  mit  sogetanen  Sachen  vertriben 
hab,  die  im  schedlich  waern  und  mit  sogetaner  handlung, 
die  er  nicht  erleiden  möcht,  so  ist  der  maister  schuldig 
dem  chnecht  allez  dez  er  im  schuldig  waer,  und  dem 
richter  72  pfenning.  Bayr.  Landr.  von  1346  X  87  (v.  Frey- 
berg IV  424). 

Diese  Bestimmung  ist  dieselbe,  wie  sie  in  dem  folgenden  §  87 
für  das  Gesinde  aufgestellt  ist.  Sie  ist  fast  wörtlich  noch 
aufrechterhalten  im  Reform.  Bayr.  Landr.  von  1616  33.  Titel 
1.  Art.  Der  Lehrjunge  ist  dem  Meister  den  ganzen  Lohn  oder 
das  gedingte  Lehrgeld  und  Schadeusersatz  schuldig,  er  könnte 
denn  mit  zwei  Mannen  beweisen,  dass  ihn  der  Meister  mit 
solchen  Sachen  vertrieben  hat,  die  ihm  schädlich  gewesen 
wären  oder  die  er  nicht  hätte  erleiden  können.  Auch  hier 
wieder  ein  Beweis,  dass  auf  dem  Gebiete  des  Arbeitsvertrags 
das  bodenständige  Recht  sich  bei  jeder  „Reformation"  behauptet 
hat.  Auch  nach  der  Nürnberger  Reformation  (1479 — 1484) 
25.  Titel  10.  Ges.  hat  derjenige,  der  sich  für  einen  Lehrjungen 
verpflichtet  hat,  dem  Meister  bei  dem  Entlaufen  des  Lehrlings 
für  das  „Übermass"  zu  entschädigen,  „wie  sich  nach  gleichem 
und  billigem  Ding  nach  Lage  des  Falls  gebührt"  (vgl.  über 
die  fast  gleichmässige  Behandlung  des  Falls  beim  Dienst- 
vertrag Hertz,  Die  Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes 
S.  79  ff.). 

Selbstverständlich  musste  der  Besteller,  der  eine  ihm  nach 
dem  Vertrage  obliegende  Handlung  versäumte,  auch  sonst  dem 
Unternehmer  Schadensersatz  leisten.  So  erhielt  1510  Tilman 
Riemenschneider,  der  die  Herstellung  eines  Sakramentshäus- 
chens  für  den  Würzburger  Dom  übernommen  hatte,  eine  Ent- 
schädigung, weil  er  10  Tage  auf  das  vom  Besteller  zu  liefernde 
Gerüst  warten  musste  (Tönnies,  TR.  S.  207). 
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4.  Nichterfüllung  des  Vertrag  Infolge  eines  weder  Tom 
Besteller  noch  vom  Unternehmer  zu  vertretenden  Umstands. 

Das  Augsburger  Stadtr.  Art.  129  bestimmt,  dass  der  Werk- 
mann den  durch  das  Verlassen  der  Arbeit  entstandenen  Schaden 
nach  Schätzung  des  Gegners  zu  ersetzen  hat, 

ez  enmuge  danne  der  waerkmauu  bringen  ehaffte  not 

oder  sust  ettewaz  für  geziehen,  daz  ir  beider  gedingde 

geirren  muge  oder  gebrechen. 
Die  Quellen  sprechen  diesen  Grundsatz,  weil  dem  ganzen  Rechte 
angehörig,  selten  für  unseru  Einzelfall  aus.  Auch  bei  der  Ab- 
grenzung des  Begriffs  der  „echten  Nota  muss  auf  die  allge- 
meinen Grundsätze  zurückgegriffen  werden  (vgl.  hierzu  Artur 
Schmidt,  Echte  Not  1888).  Sicher  falleu  hierunter  die  im 
Sachsenspiegel  II  7  angeführten  vier  Fälle.  Man  wird  jedoch 
annehmen  müssen,  dass  seit  dem  13.  Jahrh.  der  Begriff  der 
„echten  Not"  eine  weitere,  die  Verkehrsverhältnisse  mehr  be- 
rücksichtigende Auslegung  über  jene  4  Fälle  hinaus  gefunden 
hat.  Es  gehören  hierher  vor  allem  die  Fälle  der  Unmöglich- 
keit der  Leistung. 

Ruprecht  v.  Freising  (Maurer)  I  162  erklärt,  dass  für  den 
Fall  des  Todes  des  Lehrkinds  vor  Ablauf  der  Schulzeit,  man 
an  dem  Geld  abschlagen  soll,  „was  nach  der  Zeit  gebührt8, 

man  sol  der  ersten  zeit  allermaist  absiahen  mann  so  hat 

er  allermaist  arbeitt  mit  dem  chindt. 
Hier  verliert  also  der  Unternehmer  nicht  seinen  Lohnanspruch, 
sondern  er  wird,  wie  dies  der  Forderung  der  Billigkeit  ent- 
spricht, nach  dem  Masse  des  bisher  Geleisteten  entlohut.  Dieser 
Gedanke  ist  vor  allem  im  Frachtrecht  fast  durchwegs  durch- 
geführt. 

Dinget  ein  mann  ein  chaufschatz  überlant,  und  sich 
desselben  chaufschatzes  der  fuerman  unterwindet  auf  seinen 
wagen,  und  daz  dem  fuerman  desselben  nachtes  seinen 
roz  verstollen  werdent,  als  er  des  morgens  varn  schol, 
der  empristet  wol  mit  recht,  wann  in  ehaft  not  irret. 
Hat  awer  er  mer  roz,  denn  die  er  verlorn  hat,  so  muez 
er  für  sich  varn.    Wiener  Stadtr.  Art.  56. 
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vord  eyn  man  dem  andern  gut,  werd  dat  gud  ge- 
nomen  edder  de  perde,  alzo  verne  alze  he  dat  gevoret 
hefft,  alzo  lonet  me  ome  na  wechtale.  Braunschweiger 
Stadtr.  um  1445  (Hänselmann  S.  114). 

Item  wenn  ein  fürman  odir  ein  schiffman  auz  fert. 
und  kümen  an  die  stat,  da  sie  laden  sullen  und  so  sie 
auf  die  widerfart  herheim  keren  und  daz  dann  schade 
zu  der  habe  geschehe  mit  nemen  mit  aufhalten  odir  mit 
gebot  dauon  die  hab  aussen  beliebe  odir  in  ein  harren 
kom,  wie  verren  dann  ir  einer  gefaren  wer  dez  selben 
wegg,  Sol  man  in  Ionen  als  vil  sich  an  dem  geding  da- 
für geburt  und  gehört  auch  bescheidenheit  für  die  fart 
hinabe  ob  er  lere  da  durch  hinab  gevaren  ist,  wie  daz 
gericht  daz  erkennet.  Bamberger  Stadtrecht  Tit.  XXXVIII 
§  401  (Zöpfl  S.  111). 

Abweichend,  jedoch  noch  günstiger  für  den  Fuhrmann,  bestimmt 

das  Stadtrecht  von  Lüneburg  (Kraut  S.  51): 

Were  dat  en  man  wunne  enen  vurman  und  queme  mit 
eme  up  en,  so  were  he  eme  schuldig  halue  vrucht;  und 
vorede  he  dat  gud  bitte  to  halffweghe,  und  en  mochte  he 
nicht  vordere  varen  von  ghewolt,  he  ne  scholde  nicht 
mer  gheuen  men  halue  vrucht;  men  vore  he  vördere  und 
worde  eme  dat  gud  ghenomen,  so  scholde  he  eme  gantze 
vrucht  gheuen. 

Während  also  sonst  genau  der  Lohn  nach  dem  Mass  des  zu- 
rückgelegten Wegs,  nach  „Wegzahl"  zu  zahlen  ist,  wird  hier 
schematisch  die  ganze  Frachtreise  in  zwei  Teile  zerlegt. 
Auch  für  den  Seefrachtvertrag  gilt  obiger  Grundsatz,  je- 
doch ebenfalls  mit  verschiedener  Berechnung  des  verdienten 
Lohns.  Ein  Urteil  des  Lübecker  Oberhofs  von  1463  (abgedr. 
bei  Löi*8ch  und  Schröder,  Urkundenbuch  Nr.  308)  lautet: 
Ein  Schiffer,  der  Salz  von  Biskaya  nach  Reval  zu  führen 
hatte,  vom  König  von  Dänemark  angehalten  worden  war, 
und  notgedrungen  das  Salz  in  Kopenhagen  verkauft  hatte, 
kann  nur  die  Fracht  von  Biskaya  nach  Kopenhagen  verlangen. 
Pauli  (Lübische  Zustände  III  S.  90)  macht  darauf  aufmerksam, 
dass  diese  Entscheidung  offenbar  auf  Grund  des  hansischen 
Rezesses  von  1447  Art.  24  ergangen  ist: 
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Wellik  scbippher,  de  de  blifft  raid  gheladenem  schepe 
binnen  der  helfte  des  weges  offte  reisen,  dar  he  enne 
bevrachted  is,  de  schall  hebben  de  halve  vracht  van  deme 
gude,  dat  dar  an  gheberged  were.  Blivet  he  ok  over  de 
helfte,  so  schall  hc  na  antale  so  vele  meer  hebben,  alse 
baven  de  helfte  is  ghesegelt. 
Im  ersteren  Fall  war  die  Ladung,  in  diesem  das  Schiff  die 
äussere  Veranlassung,  dass  die  Verfrachtung  unmöglich  wurde. 
Nach  zwei  weiteren  bei  Pauli  III  S.  91,  242  angeführten  Ent- 
scheidungen des  Lübecker  Rats  erhielt  der  Schiffer,  der  in- 
folge eines  Unglücksfalls  die  Reise  nicht  vollenden  konnte,  die 
ganze  Fracht,  soweit  aber  nicht  das  ganze  Gut  gerettet  war, 
die  Fracht,  die  dem  Wert  des  geretteten  Guts  im  Verhältnis 
zu  dem  zurückgelegten  Wege  entsprach.  Vgl.  auch  Hamburger 
Statuten  von  1603  II  14  Art.  3;  Lübecker  Statuten  VI  3  §  1. 
Eine  abweichende  Bemessung  des  Lohns  setzt  eine  Bremer 
Entscheidung  (Statuta  Bremensia  von  1303,  Oelrichs  S.  254) 
fest,  die  auch  den  Unglücksfall  des  Schiffers  näher  beleuchtet: 
En  scel  quam  vor  de  ratmannen  tuschen  copadzen  unde 
sinen  vruchtluden  also  dat  de  vruchtluden  sculdegheden 
copadzen  dat  he  em  ghelovet  hadde  ere  got  to  zeghelnde 
tho  zunderliken  havenen  unde  des  nicht  ghedaen  en  hadde. 
dar  to  sprak  c.  he  hadde  van  ze  nodes  weghene  verloren 
sin  Zeghel  unde  al  sin  touwe  unde  were  van  nothweghene 
komen  up  de  wesere  ...  er  weist  einen  Brief  vor,  dass 
er  gezwungen  worden  war,  Bürgern  von  Z.  zu  fahren. 
Entscheidung:  Na  deme  dat  der  bonik  en  van  den  dren 
brak  unde  de  sciphere  lieft  sine  vrucht  vordenet  de  scolen 
eme  de  vruchtlude  gheveu  tuschen  den  minnesten  und  den 
mesten  alse  use  borghere  gheven  hebbet  van  schone  her. 
Es  ergibt  sich,  dass  echte  Not,  höhere  Gewalt  eine  Anzahl 
von  Möglichkeiten  urafasst;  vor  allem  Raub,  Arrest,  aber  auch 
andere  Unglücksfälle.   Es  kommt  hier  ferner  in  Betracht  der 
vom  Unternehmer  nicht  verschuldete  Untergang  der  Sache. 
Dieser  Fall  ist  in  der  Lehre  von  der  Haftung  des  Unternehmers 
für  die  Rückgewähr  des  Stoffs  zu  behandeln. 

Das  deutsche  Recht  gewährt  in  diesen  Fällen  dem  Unter- 
nehmer den  Anspruch  auf  Lohn,  mindestens  soweit  er  verdient 
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ist.  Es  ist  dies  klar  für  den  Erziehungsvertrag  und  den  Fracht- 
vertrag ausgesprochen.  Eine  gesonderte  Stellung  nehmen  jedoch 
diejenigen  Werkverträge  ein,  bei  denen  es  sich  um  Verarbeitung 
eines  übergebenen  Stoffs  handelt.  Lässt  man  hier  den  Fall 
des  zufälligen  Untergangs  des  Stoffs  zunächst  ausser  Betracht, 
so  ergibt  sich  nur  der  Rechtssatz,  dass  echte  Not  den  Unter- 
nehmer von  der  Erfüllungspflicht  befreit.  Hat  er  das  Werk 
noch  nicht  begonnen,  so  hat  er  selbstverständlich  keinen  Lohn- 
anspruch. Ist  das  Werk  iu  der  Ausführung  begriffen,  so  wird 
man  annehmen  dürfen,  dass  in  der  Regel  kein  Lohnanspruch 
bestand.  Wurde  der  Schuster  in  den  Turm  gesetzt,  oder  zog 
er  in  des  Reichs  oder  der  Stadt  Dienst  ins  Feld,  so  trug  der 
Besteller  die  halbfertigen  Schuhe  wohl  zu  einem  andern  Meister; 
ob  er  dem  ersteu  dann  einen  Lohu  zu  zahlen  hatte,  mag  zweifel- 
haft sein.  Es  ist  gerade  eine  Eigentümlichkeit  der  Werkver- 
dingung,  dass  der  Unternehmer  die  Gefahr  der  Herstellung 
des  Werks  trägt.  Die  Rechtsauffassung,  die  ihm  erst  nach 
Vollendung  einen  Lohnanspruch  gewährt,  verträgt  sich  nur  so- 
lange mit  dem  Grundsätze  der  Billigkeit,  als  sie  den  Unter- 
nehmer, der  unverschuldet,  wie  in  obigem  Falle,  umsonst  seine 
Arbeit  auf  das  Werk  verwendet  hat,  durch  den  Bereicherungs- 
anspruch gegen  den  Besteller,  der  vielleicht  den  fast  fertig 
bearbeiteten  Stoff  in  Händen  hat,  schadlos  hält. 

Man  wird  annehmen  dürfen,  dass  in  solchen  streitigen 
Fällen  trotz  Fehlens  einer  theoretisch  ausgebildeten  Bereiche- 
rungsklage die  Rechtsauffassung  der  Richter  diesen  Er- 
wägungen entsprach. 

D.  Die  RUckgewähr  des  Stoffs  und  die  Haftung  des 

Unternehmers  hiefür. 

1.  Vorbemerkung. 

Die  mittelalterlichen  Quellen  enthalten  über  die  Pflicht 
des  Unternehmers,  den  Stoff  zurückzuerstatten,  und  über  seine 
Haftung  weitaus  die  meisten  Rechtssätze.  Diese  Frage  schien 
nach  der  allgemein  herrschenden  Anschauung  die  wichtigste  des 
ganzen  Rechts  über  den  Werkvertrag  zu  sein.    Es  ergibt  sich 


Digitized  by  Google 


74 


dies  daraus,  dass  die  Gefahr  des  Verlustes  der  Sache  für  den 
Besteller  die  grösste  war.  Durch  Verlust  oder  Beschädigung 
des  Stoffs  konnte  der  Besteller  am  schwersten  benachteiligt  werden. 
Hierüber  entstanden  offenbar  die  meisten  Streitigkeiten ,  dem- 
entsprechend mussten  sich  die  Rechtssatzungen  hierüber  äussern. 

Durch  die  Übergabe  und  Annahme  des  Stoffs  zur  Verar- 
beitung trat  keine  Veränderung  im  Eigentum  ein.  Es  blieb 
beim  Besteller.  Das  heutige  Recht  hat  bekanntlich  den  Grund- 
satz des  Eigentumserwerbs  durch  Verarbeitung,  und  bedarf 
daher  beim  Werkvertrage  der  Konstruktion,  der  Unternehmer 
wolle  für  den  Besteller  durch  Verarbeitung  das  Eigentum  er- 
werben. Das  deutsche  Recht  kannte  jedoch  den  Grundsatz  der 
Spezifikation  noch  nicht.  Verarbeitet  einer  wissentlich  fremden 
Stoff,  so  gehört  das  Arbeitserzeugnis  dem  Eigentümer  des 
Stoffs,  tut  er  es  unwissentlich,  so  muss  er  auch  in  diesem  Falle 
das  Werk  herausgeben,  hat  aber  Anspruch  auf  Lohn  uud 
Schadensersatz.  Schwabenspiegel  c.  326,  329  (Wackernagel); 
Entscheidung  des  Oberhofs  zu  Iglau  vor  1416  (Tomaschek 
Nr.  228),  ferner  Alte  Culm.  V  71,  72  mit  dem  weitem  Zusatz: 
Verlangt  der  Eigentümer  im  Fall  der  unwissentlichen  Verar- 
beitung Herausgabe  des  Stoffs,  da  er  an  dem  Werk  kein  Inter- 
esse hat,  so  kann  der  gutgläubige  Verarbeiter  die  Sache  so 
hoch  als  möglich  verkaufen,  und  soll  aus  dem  Erlös  dann  nach 
Möglichkeit  den  Rohstoff  kaufen.  Wiederholt  im  jus  Culmense 
ex  ultima  revisione  III.  Buch  1.  Titel  4.  und  5.  Kap.  Über- 
einstimmend, jedoch  offenbar  römischrechtlich  beeinflusst  (Paul. 
1.  4  §  20  D.  de  usurp.  41,  3)  sagt  das  Brünner  Schöffenbuch 
316:  „Si  ex  lana  furtiva  vestimentum  feceris,  vestis  erit  furtiva 
.  .  Dagegen  trägt  das  Rechtsbuch  Jobann  Purgoldts  III 
60  ff.,  70  (herausg.  v.  Ortloff)  unter  Berufung  auf  das  „kaiser- 
liche Recht"  römisches  Recht  vor.  Der  gutgläubige  Verarbeiter 
erwirbt  das  Eigentum  und  ist  seb adensersatzpflichtig,  war  er 
bösgläubig,  so  hat  er  den  entgangenen  Gewinn  doppelt  zu  er- 
setzen; in  III  70  wird  auf  den  höheren  Wert  der  Verarbeitung 
abgestellt.  Ebenso  der  Richterliche  Klagspiegel  49.  Bl.,  wo- 
nach es  gemäss  Justinianeischem  Recht  darauf  ankommt,  ob 
die  Sache  in  den  früheren  Zustand  zurückgebracht  werden 
kann.   Vgl.  auch  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  II  S.  584. 


Digitized  by  Google 


75 


2.  Die  Ritckscwähr  des  Stoffs. 

a)  Aus  der  Vertragsabrede  ergibt  sich  die  Pflicht  des 
Unternehmers,  den  Stoff  zurückzugeben.  Und  zwar  in  derselben 
Masse  und  derselben  Güte,  soweit  sich  nicht  durch  die  Ver- 
arbeitung notwendig  hierin  eine  Änderung  ergibt.  In  einer 
Reihe  von  Rechtsquellen  ist  dieser  Grundsatz  noch  ausdrücklich 
ausgesprochen. 

Es  söllent  auch  alle  müller  und  müllerin  und  alles  ir 
gesinde  sweren  .  .  .  und  ouch  schaffen  und  bestellen  das 
jederman  sin  gewerde  trucken  heym  komme,  so  verre  sie 
könnent  oder  mögent  by  dem  eyde,  one  gevaerde;  und 
söllent  ouch  raenglichem  syn  gewerde  widemmb  ant- 
worten unvermenckelt,  in  solicher  mosse  und  von  solichcr 
guten  gewerden,  da  es  inen  geantwortet  ist.  Strassburger 
Müllerordnung  von  1460  (Brucker  S.  376). 

Der  snider  sal  getruwe  und  gewer  sin  uff  deme  hant- 
werke deme  armen  also  deme  riehen.  Wen  her  eyme  sin 
gewant  nicht  redelich  antwerd,  so  tud  her  eyne  dube. 
Rb.  nach  Dist.  V  13,  Dist.  I. 
Ferner  Art.  14  des  Breslauer  Ratsges.  von  1360  (Korn,  Urkund.  zur 
Gesch.  des  Gewerberechts  1867  S.  119);  Zürcher  Ratserkenntnis 
über  die  Bäcker  aus  dem  14.  Jahrb.  (Wyss,  Gesch.  des  Kon- 
kursprozesses S.  106);  Strassburger  Bäckerordnung  von  1460 
(Brucker  S.  98),  Strassburger  Verordnung  für  Goldschmiede 
1466  (Meyer  S.  51),  Lübecker  Goldschmiedrolle  von  1492  (Wehr- 
mann S.  218),  Rügisches  Landrecht  CXIV  3;  Wendisch-Rügi- 
anischer  Landgebrauch  230.  Titel;  Weistum  zu  Niederolm  Z.  9 
(Grimm  IV  597);  Reform.  Bayr.  Landr.  von  1516  XL.  Titel 
3.  Art.;  Braunschweiger  Echteding  von  1532  (Hänselmann 
S.  338). 

b)  In  bestimmten  Fällen  braucht  der  Arbeiter  nicht  die 
ganze  Masse  des  übergebenen  Stoffs  zurückzuerstatten,  und 
zwar  da,  wo  nach  der  Natur  der  Arbeit  sich  gewisse  Abfälle 
ergeben.  Nach  Münchner  Stadtrechtbrauch  (Auer  S.  270)  darf 
der  Sägmüller  die  „scherw*  des  Baumes  (vgl.  hierzu  Schmeller, 
Wörterbuch  2.  Aufl.  II  463)  abhauen  und  für  sich  verwenden. 
Die  Strassburger  Goldschmiede  dürfen  nach  der  1482  erlassenen 
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Ordnung  (Brucker  S.  245)  einen  „Abgang*  nur  dann  in  An- 
rechnung bringen,  wenn  ihnen  altes  Geschirr  zur  Verarbeitung 
übergeben  wird.  Der  Abgang  beträgt  für  die  Mark  ein  halbes 
Lot.  Im  Jahr  1534  wurde  diese  allgemeine  Bestimmung  dahin 
abgeändert  (Meyer  S.  87),  dass  der  Besteller  das  sich  abrechnen 
lassen  muss,  was  beim  ersten  Guss  in  seinem  Beisein  abgeht. 
Nach  Rügischem  Landrecht  CV1I.  Wendisch  -  Rüg i an.  Land- 
gebrauch 221.  Titel  kann  ein  Schmied,  der  aus  neuem  Stoff 
etwas  macht,  den  10.  Teil  in  Abzug  bringen ,  bei  altem  Stoff 
den  8.  Teil.  Nicht  hierher  gehören  die  aus  polizeilichen  Er- 
wägungen erlassenen  Vorschriften,  inwieweit  die  Goldschmiede 
Legierungen  verwenden  dürfen,  wie  sie  z.  B.  im  Rb.  nach 
Dist.  V  c.  10  Dist.  II  ff.  enthalten  sind. 

c)  Um  eine  sichere  Rückgewähr  des  Stoffs  zu  erreichen 
und  gegebenenfalls  genau  zu  prüfen,  greift  das  deutsche  Recht 
zu  vorbeugenden  Mitteln. 

Nach  einer  Reihe  von  Bestimmungen,  muss  sich  der  Unter- 
nehmer eine  Aufsicht  des  Bestellers  oder  seines  Gesindes 
während  der  Verarbeitung  gefallen  lassen.  Diese  Aufsicht  er- 
streckt sich  nicht  auf  die  Art  der  Verarbeitung,  sondern  be- 
zweckt nur,  Veruntreuung  des  Stoffs  zu  verhindern. 

Was  man  deme  mollere  zeufurt  adder  her  infurt,  wen 
her  by  tage  nicht  gefuren  mag,  daz  sal  her  bewarn.  Ge- 
schege  schade  dorzcu,  dene  mus  he  irlegen.  Wo  abir 
eyns  gesinde  selber  by  ist,  den  schaden  darf  her  nicht 
irlegen.    Rb.  nach  Dist.  V  4,  dist.  16. 

„.  .  .  und  solle  (der  Bäcker)  dem  armen  mann,  oder 
wer  von  seinetwegen  im  backhaus  ist,  darstellen  ein  sessel 
und  daruf  ein  küssen,  daruf  soll  der  arm  mann  sitzen 
und  dem  becker  zusehen,  dass  der  becker  ihme  sein  guth 
zu  nutz  mache  .  .  .tf  Weistum  zu  Oberhübersheim  (Grimm 
IV  604). 

Es  mag  auch  ein  jeder  bey  seinem  getrayd  ze  maln 
selbs  sein  oder  yemands  von  seinen  wegen  dabei  ze  sein 
verordnen  oder  schickhen  daran  sollen  die  Mülner  aynen 
yeden  un verhindert  lassen.  Bayr.  Landr.  von  1516  XL. 
Titel  3.  Art. 

Übereinstimmend  Braunschweiger  Echteding  (Hänselmann  S.  338), 
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Strassburger  Bäckerordnung  von  1460  (Brucker  S.  98);  Tiroler 
reform.  Landr.  von  1573  (VI.  Buch  39.  und  82.  Titel).  Chur- 
fürstl.  Pfalz.  Landesordnung  von  1582  26.  Titel;  Bayr.  Land- 
und  Polizeiordnung  von  1616  IV  8  Art.  7.  Gesetzlich  ist  feiner 
wiederholt  festgelegt,  dass  der  Münzmeister  sich  vom  Münz- 
herrn zur  Verhütung  von  Veruntreuungen  beaufsichtigen  lassen 
muss.  Braunschweiger  Ordinarius  (Hänselmann  S.  168);  Strass- 
burger Münzordnung  von  1470  Art.  9  (Eheberg,  Münzwesen 
S.  207).  Auch  vertragsmässig  pflegt  diese  Aufsicht  ausbedungen 
zu  werden,  z.  B.  in  dem  Nürnberger  Münzpräguugsvertrag  von 
1594  (Mitteil,  des  german.  Mus.  I  235). 

Weiterhin  ist  vielfach  vorgeschrieben,  dass  vor  der  Ver- 
arbeitung des  Stoffs  und  bei  der  Ablieferung  des  Werks  der 
Stoff  zur  Wage  gebracht  werden  muss.  Goldschmiede  müssen 
bei  der  Übergabe  des  Metalls  eine  Probe  des  Metalls  oder  ein 
„Gegengewicht"  geben.  Es  scheint  dies  eine  schriftliche  Be- 
stätigung des  Gewichts  gewesen  zu  sein  (Meyer,  Strassb.  Gold- 
schmiedz.  S.  50  erklärt  den  Ausdruck  nicht).  Lüneburger 
Leinweberordnung  von  1430  (Bodemann  S.  149);  Strassburger 
Goldschmiedart.  von  1534  Art.  44  (Meyer  S.  87);  Braunschweig- 
Lüneburg.  Taxordnung  von  1646  (angef.  bei  v.  Berlepsch,  Chro- 
nik der  Gewerbe  III  281);  vgl.  auch  Segesser,  Rechtsgesch. 
von  Luzern  II  374.  Hierher  gehört  auch  ein  Urteil  des  Brünner 
Schöffenbuchs  Nr.  693  unter  der  Überschrift:  Quod  testimonium 
factorum  praefertur  testimonio  verborum.  Der  Schneider  wird 
beschuldigt,  von  41/*  Ellen  Tuchs  Vt  Elle  für  sich  verwendet 
zu  haben.  Sachverständige,  die  Älterleute  des  Amts  geben  ihr 
Gutachten  im  Sinne  der  Klage  ab.  Der  Kläger  beruft  sich 
auch  darauf,  dass  das  Tuch  vor  der  Übergabe  „coram  testibus 
ad  hoc  assumtisa  gewogen  worden  sei,  und  dass  das  Gewicht 
hiermit  jetzt  nicht  übereinstimme.  Der  Beklagte  erbietet  sich 
zum  Beweis  damit,  dass  das  Kleid  zertrennt  und  nachgemessen 
werde.  Diesem  Beweisantrag  wird  stattgegeben,  „est  enim  con- 
suetum,  quod  panntis  mensuratur  et  non  ponderatur".  Dagegen 
war  in  Bremen  das  Wägen  des  Stoffs  üblich: 

So  we  scrodere  wesen  wil  in  unser  stad.  De  scal  van 
alles  weme  de  id  van  eme  eschct,  untvangen  dat  want 
dat  he  sniden  scal  by  der  wicht.    Dar  scolen  wachscale 
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wesen  Unde  weghen  mit  lode.  unde  scolen  dat  snedene 
kleet  weder  antwurden  under  derselben  wicht.  Statuta 
Bremensia  1303  (Oelrichs  S.  28). 

Schliesslich  mag  noch  eine  Bestimmung  des  Rechts  der 
Reichsstadt  Rottweil  (1315—1425)  angeführt  werden,  nach 
der  der  Bäcker  Wische  bereit  legen  mnss,  dass  jeder  das  ab- 
fallende Mehl  aufwischen  und  heimtragen  kann  (Greiner,  Das 
ältere  Recht  der  Rst.  R.  S.  249). 

$.  Der  Zufall  und  die  Tom  Unternehmer  zu  beobachtende 

Sorgfalt. 

Schon  Stobbe  (Vertragsrecht  S.  290)  hat  betont,  dass  „die 
Deutschen  nicht  so  weit  in  ihrer  Abstraktion  gelangten,  um 
den  Begriff  der  Unglücks,  Zufalls  festzustellen  und  seine  Merk- 
male anzugeben,  sondern  dass  es  bei  einer  Aufzählung  der  ein- 
zelnen Fälle  blieb".  Dies  gilt  natürlich  auch  für  das  hier  be- 
handelte Rechtsgebiet.  Die  Fassung  der  Quellen  ist  zugleich 
meist  derart,  dass  die  Haftung  für  Zufall  und  das  Mass  der 
aufzuwendenden  Sorgfalt  zusammen  behandelt  werden. 

a)  Während  die  Rechtsauflfassung  über  die  Haftung  bei 
Diebstahl  der  Sache  verschieden  ist,  ist  sie  im  allgemeinen 
eine  einheitliche  hinsichtlich  der  Fälle,  die  gewöhnlich  unter 
dem  Begriff  der  „höheren  Gewalt"  zusammengefasst  werden. 
Geschee  aber  eyn  sulchis  daz  daz  egenannte  hantwerke 
an  eren  tuchen  czwisschen  des  obgeschreben  czeyt  (d.  h. 
z.  Zt.  des  Betriebs)  in  eren  walkmolen  icht  schaden  emp- 
fingen es  were  von  herrewalt,  von  fures  not  adir  yn  gotes 
gewalt,  yn  flute  wene  adir  sust  von  rewbern  ichs  schaden 
empfingen,  des  sollen  die  molhcrren  nicht  gelden.  Ge- 
schee abir  andere  ungelucke  von  dyberye  adir  umbe  rysse 
der  tuche,  so  sollencz  die  raolherren  geldin  adir  by  namen 
alzo  halden  umbe  solche  dyberye  unde  rysse  yn  allir  wise 
und  masse  alz  es  die  obgenanten  webirmeistere  haldin 
mit  erre  gemeyne.    Striegauer  Walkmühlcnordnung  von 
1390  (Korn,  ürk.  z.  Gesch.  des  Gewerber.  S.  87). 

Item  wan  ain  schefman  annymbt  gevasst  wegen,  welher- 
lay  das  wer,  und  vert  dahin  in  stillem  wetter,  und  kumbt 
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ain  wetter  an  in  auf  dem  wasser,  das  gots  gewalt  ist, 
und  das  doch  scheflewt  an  dem  scheff  sint,  maister  und 
genossen,  das  inn  gots  gewalt  das  schef  nymbt,  das  sy 
nicht  sein  gewaltig  mugen  sein  .  .  .  Befreiung  von  jedem 
Anspruch.  1450  Rechte  an  dem  Urfar  zu  Nnssdorf  (Grimm 
III  704). 

Gebit  eyn  man  syn  gewant  eyme  snyder  tzu  machene 
.  .  .  do  vor  he  syn  Ion  von  yeme  nemen  wil.  her  sal 
is  ym  bewarn  und  unvorterbit  wedir  geben.  Wirt  is  ym 
abir  vorstolen,  her  sal  is  ym  gelden.  vorbrente  abir  das 
selbe  bebeltnisse.  do  her  is  ynne  hatte,  so  en  darf  her 
is  nicht  gelden  ab  her  synen  eyt  dor  tzu  tut  und  sal 
sweren  das  der  braut  aue  syne  warlose  tzu  komen  sy 
und  das  her  is  nicht  us  gebrengen  noch  geretten  künde. 
Alte  Culm.  V  3,  hinsichtlich  des  Brandes  ebenso  jus  Cul- 
mense  ex  ult.  rev.  1767  IV  7.  Titel  cap.  9  S.  174—175. 

...  he  (der  Müller)  mot  ok  tom  körne  und  secken 
van  der  tit  an,  dat  de  winde  wert  angeschlagen,  wente 
wedder  up  den  wagen  alle  var  und  eventür  stan,  he  konde 
den  bewisen,  dat  de  möle  durch  blizen  edder  donner  to 
schaden  kerne,  dat  anders  is:  Sehe  to  und  wäre  dine 
möle.    Rügisches  Landr.  LXXXXVII  11. 

Wurde  eme  dat  werk  gestalen,  mot  de  wewer  waren, 
edder  vorbrant  dorch  sin  eigen  füer,  kerne  de  brand  van 
gades  wedder  edder  van  sines  nabers  füer,  de  wewer 
drecht  den  halven  schaden;  it  were  denne  na  twelf  weken, 
dat  he  id  bi  sik  gehatt  hedde.  Rügisches  Landr.  CXIV  7. 

.  .  .  si  sub  curru  transeunte  pons  frangatur  daranum 
equorum  et  currus  vector,  damnum  autem  bonorum  eorum 
dominus  patietur.   Brünner  Schöffenbuch  Nr.  157. 

...  der  (Fuhrmann)  soll  seinem  geheiss  genuog  thuon 
und  ihm  sein  guot  uff  endt  und  ohrt  auch  zil  und  tag, 
wie  er  verheissen  hat.  unverzogenlich  antwortten ,  vor- 
behalten Gottes  gewalt  und  Herrenzwang.  Portenbeschluss 
von  1557  (Börlin,  Transportverbände  S.  58). 
Am  reichhaltigsten  ist  die  Aufzählung  der  „Unglücksfälle0  in 
der  Striegauer   Walkmühlenordnung:    Gottesgewalt,  Feuer, 
Wassersnot,  Herrengewalt,  Raub.    Die  Möglichkeit  eines  Ver- 
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schuldens  des  Unternehmers  ist  nicht  berücksichtigt.  Dagegen 
kommt  es  nach  den  andern  Quellen  darauf  an,  ob  die  Feuers- 
gefahr vom  Unternehmer  verschuldet  ist.  So  ausdrücklich  nach 
Culmischen  Recht,  das  dem  Unternehmer  zugleich  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  sich  um  die  Rettung  des  Guts  zu  bemühen. 
Auf  das  Verschulden  stellt  auch  das  Rügische  Recht  ab,  das 
nach  der  Art  der  altern  Rechtsbildung  die  Fälle  anführt,  in 
denen  ein  Verschulden  als  ausgeschlossen  gilt,  oder  angenommen 
wird.  Kein  Verschulden  ist  möglich  bei  dem  durch  Blitzschlag 
entstandenen  Brand,  stets  verschuldet  ist  der  Brand,  der  vom 
eigenen  Feuer  des  Unternehmers  kommt.  Für  den  Weber  ist 
im  besondern  bestimmt,  dass  der  Schaden,  der  durch  Brand 
von  Gottes  Wetter  oder  von  des  Nachbars  Feuer  entstanden 
ist,  vom  Weber  zur  Hälfte  getragen  wird.  Es  ist  nicht  ganz 
klar,  wie  dies  aufzufassen  ist.  Man  wird  annehmen  müssen, 
dass  der  Weber  den  Wert  des  Garns  zur  Hälfte  zu  ersetzen 
hat,  aber  auch  Anspruch  auf  die  Hälfte  des  Lohns  hat.  Wäre 
dies  letztere  nicht  der  Fall,  so  trüge  er  ja  mehr  als  die  Hälfte 
des  Schadens.  Möglich  wäre  allerdings  auch  die  Deutung,  dass 
der  Besteller  den  StotF,  der  Unternehmer  den  Lohn  verloren 
habe.  Für  diese  Auslegung  würde  der  Brünner  Schöffenspruch 
sprechen,  nach  dem  bei  dem  Bruch  der  Brücke  der  Besteller 
=  Verfrachter  keinen  Ersatz  des  Frachtguts  verlangen  kann. 
Hierzu  ist  noch  eine  Bestimmung  des  Bamberger  Rechts  §  403 
(Zöpfl  S.  112)  heranzuziehen,  wo  für  den  Fall  des  Schadens  am 
Frachtgut  festgesetzt  wird: 

So  8ol  der,  des  die  hab  ist,  den  schaden  halben  tragen 

und  der  fürman  den  andern  halbteil. 
Bemerkenswert  ist  übrigens,  dass  der  Weber  nach  Rügi- 
schem Landrecht  jene  günstige  Stellung  verliert,  wenn  er  das 
Werk  länger  als  12  Wochen  inne  hat.  Dann  hat  er  es  seiner 
Saumseligkeit  zuzuschreiben,  wenn  er  den  ganzen  Schaden 
tragen  muss. 

Allgemein  gilt  ferner  der  Satz,  dass  im  Falle  des  Raubs 
oder  des  Arrests  des  Guts  der  Unternehmer  von  der  Haftung 
befreit  ist.  Hier  ist  zunächst  eine  oberstrichterliche  Entschei- 
dung des  Landgrafen  von  Thüringen  von  1215  zu  erwähnen  (Ur- 
kuudenbuch  des  histor.  Vereins  für  Niedersachsen  Heft  3  Nr.  88). 
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.  .  .  abbas  de  Walkenried  exposuit  nobis  quod  quidam 
homines  pannos  suos  ad  fullandum  alias  res  ad  servandura 
in  grangiis  abbatiae  deposuerunt,  quae  a  quibusdam  ma- 
litiosis  hominibus  simul  cum  propriis  rebus  inibi  nocte 
violenter  ablata  fuerunt,  cumque  his  reddendis  abbati 
quaestio  coram  nobis  moveretur,  ad  Judicium  calculus  sen- 
tentiae  servabatur  videlicet  praefatum  abbatem  restitu- 
endis  rebus  ablatis  non  teneri  non  obstante  eo,  quod  mer- 
cedem  pro  fullando  acceperunt. 
Der  Tatbestand  ist,  soweit  er  die  Werkverdingung  betrifft, 
nicht  ganz  klar.  Man  wird  annehmen  müssen,  dass  die  Tücher 
gewalkt,  vielleicht  abgenommen  waren,  sicher  aber  war  der 
Lohn  bezahlt.    Dass  dieser  vor  Fertigstellung  des  Werks  be- 
zahlt worden  wäre,  ist  nicht  wahrscheinlich.    Sonach  war  der 
Werkvertrag  beendet,  und  es  lagerten  die  Tücher  nur  mehr 
auf  Grund  Verwahrungsvertrags  im  Kloster.    Somit  kann  die 
Stelle  nur  vergleichsweise  hier  verwertet  werden.  Beachtens- 
wert ist  die  Hervorhebung  des  gleichzeitigen  Verlustes  eigener 
Sachen  des  Klosters. 

Auf  dieses  Moment,  das  beim  Verlust  des  Guts  durch 
Diebstahl  von  grosser  Bedeutung  ist,  legt  keinen  Wert  eine 
Entscheidung  des  Frankfurter  Oberhofs  von  1401  (Thomas 
S.  318): 

ez  were  dann  daz  solich  wäre  raublich  genomen  oder  mit 
gerichte  uffgehalden  were. 

Dagegen  bringt  das  Wiener  Recht  mehr  den  Gesichtspunkt 
der  Sorgfalt  des  Unternehmers  zur  Geltung. 

Fuert  ain  man  kamerguet  auf  ainem  wegsei  und 
wird  beraubt  auf  der  strass  bei  sunnenschein  und  bewaret 
er  das,  als  er  zu  recht  sol,  der  gilt  des  kamerguet  nicht, 
wan  es  dem  hertzogen  verloren  ist,  der  frid  schaffen  soll 
in  seinem  lande.  Verleust  er  aber  das  guet  ee  die  sunn 
aufget,  des  morgens,  und  des  abentz,  darnach  und  sie 
widerknmbt,  der  mues  das  guet  zu  recht  selber  gelten, 
wann  sich  niemant  verfruen  noch  verspaten  sol  mit  kainem 
guet  auf  der  strass.    Wiener  Stadtr.  A.  37. 

.  .  .  Chöment  in  darüber  die  rauber  an,  und  nement 
im  daz  guet,  und  verleuset  er  seinen  roz  damit,  oder 

Kothenbücher,  Werkvortrag  t» 
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anders,  das  sein  ist,  ze  rechter  zeit,  weder  ze  spat  noch 
ze  frue,  und  ist  auch  die  strazz  gevarn,  die  in  der  chauf- 
man  haizzet  varn,  mag  der  fuerman  das  bewern,  als  recht 
ist,  und  auch,  daz  er  sein  guet  damit  verlorn  hat,  er 
giltet  des  guetes  nichtes  nicht.  Vert  aber  der  fuerman 
ze  frue  oder  ze  spat  auf  der  strazze  und  vert  ein  andren 
strazze,  denn  in  der  chaufman  hat  haizzen  varn,  und  ver- 
leuset  dem  mann  sein  guet,  wirt  der  fuerman  sölicher 
ding  überwert,  er  muez  das  guet  selber  gelten.  Wiener 
Stadtr.  A.  55. 

Diese  Stelle  grenzt  genau  das  Mass  der  vom  Fuhrmann  zu 
beachtenden  Sorgfalt  ab,  und  bringt  als  Merkmal  der  subjek- 
tiven Sorgfalt  bereits  auch  den  Verlust  eigener  Sachen  des 
Unternehmers.  Vgl.  weiterhin  über  die  vom  Fuhrmann  zu  be- 
achtende Sorgfalt  Börlin  a.  a.  0.  S.  67. 

Nicht  hierher  gehört  der  Fall  eines  Schöffen  Urteils  der 
Dresdner  Handschrift  (Wasserschieben,  Sammlung  deutscher 
Rechtsquellen  S.  251),  in  dem  der  Fuhrmann  zugleich  den  Ein- 
kauf der  zu  verfrachtenden  Ware  besorgt,  und  hierbei  trotz 
des  Verlustes  von  Wagen  und  Pferden  auch  für  den  Fall  der 
Beraubung  einzustehen  hat.  Vgl.  hierzu  Pauli,  Ltibcckische  Zu- 
stände III  S.  86. 

Eine  eigentümliche  Stellung  nimmt  der  Seefrachtvertrag 
ein.  Es  ist  schon  oben  bei  der  Lehre  von  der  Nichterfüllung 
des  Vertrags  darauf  hingewiesen  worden,  dass  hier  der  Schiffer 
mit  seinem  Anspruch  auf  Bezahlung  der  Fracht  besonders 
günstig  gestellt  ist.  Entsprechend  lautet  ein  Urteil  des  Lü- 
becker Oberhofs  von  1486  (Michelsen  Nr.  183). 

Is  de  scipper  beneden  der  helffte  des  weges  dar  he  vor- 
vrachtet  wes  gebleuen,  denne  dornen  eme  de  koplude 
nicht  mer  dan  de  haluen  vracht  vor  sodane  duchtige  gud 
dat  se  weder  entfangen  betalen,  unde  moghen  dat  ander 
unducbtige  gud  dem  scipper  vor  de  vracht  laten  beliggen. 
Die  Beklagten  hatten  geltend  gemacht,  dass  die  Waren  infolge 
der  Versäumnis  des  Schiffers  verbrannt  seien,  allein  das  Gericht 
scheint  darauf  nicht  eingegangen  zu  sein.    Hinsichtlich  des 
Seewurfs  galt  allgemein  der  Grundsatz  der  lex  Rhodia  de 
jactu,  dass  der  Schade  von  Schiff  und  Ladung  Verhältnis- 
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massig  zu  tragen  sei.  Das  Alte  Lübische  Recht  Cod.  II  art.  134 
bestimmt: 

So  war  lüde  sint  an  waternot  unde  er  ghut  werpet,  dat 
gut  mot  dat  schip  unde  de  lüde,  de  dar  gut  hebben  in 
deme  scbepe,  na  marktale  ghelden  na  deme  alse  jewelik 
ghut  mochte  ghelden  in  der  havene  dar  se  to  dochten. 
Vgl.  hierzu  die  bei  Pauli  III  S.  88  angeführten  Ratserkeuut- 
uisse,  feiner  Bremer  Statuta  von  1303  (Oelrichs  S.  299),  wo 
Doch  bemerkt  ist,  dass,  wenn  das  Schiff  zu  tief  geladen  war, 
der  Schiffer  deu  Schaden  allein  zu  tragen  habe,  auch  Nowgo- 
roder Skra  II  38  (Frensdorff,  Das  statutar.  Recht  der  Kaufleute 
zu  Nowgorod,  in  den  Abhandlungen  der  Gotting.  Gesellsch. 
d.  W.  34.  Bd.  S.  25). 

b)  Wird  die  Sache  gestohlen,  so  muss  nach  einigen  Rechten 
der  Arbeiter  auch  hierfür  einstehen,  nach  eiuigen  Rechten  ist 
er  hiervon  befreit,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
er  die  erforderliche  Sorgfalt  gewahrt  hat.  Äusseres  Merkmal 
hierfür  ist  der  gleichzeitige  Verlust  eigener  Sachen  (s.  oben 
S.  81). 

Wirt  aber  eime  snider  gewant  enpfolhen  unde  wirt  im 
daz  verstoln  mit  anderm  sime  gute,  mag  er  daz  bereden 
des  sol  er  geniessen.    Augsburger  Stadtr.  A.  133. 

Und  enpfilcht  ein  man  ainem  sein  gewaudt  zu  schneidern 
oder  zu  machnn.  und  wirt  es  jm  gestolnu.  es  sol  der 
Schneider  gelten.  Also  ist  es  umb  alles  was  man  ainem 
eiiphilcht.  .  .  .  unnd  wirt  mir  aber  mein  guet  gestolenu 
mit  ains  anndern  ich  gilt  sein  nicht.  Ruprecht  von  Frei- 
sing I  149  (Maurer)  und  ähnlich  in  der  von  Westenrieder 
herausgegebenen  Handschrift  I  §  90  (S.  68). 

Soror  Pessoldi  Salomonis  conquerebatur  super  J.  lani- 
ficem,  quod  sibi  unum  pannorum  in  suam  habitationem 
dedisset  etc.  Sententiatum  quod  reus  suas  cum  dicto 
panno  perdidisse  probare  deberet,  alioquiu  actori  pannum 
solvat,  sicut  ipse  actor  juramento  suo  valorem  panni 
comprobabit.  Entsch.  des  Oberhofs  zu  Iglau  vor  1416 
(Tomaschek  Nr.  166). 
Ebenso  Lüneburger  Stadtrecht  (Kraut  S.  51)  für  den  Diebstahl 
des  Frachtguts  ohne  das  Erfordernis  des  Verlustes  eigener 
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Sachen.  Einen  Sonderfall  nehmen  aus  eine  Entscheidung  des 
Iglauer  Oberhofs  aus  der  2.  Hälfte  des  14.  Jahrb.  (Tomaschek 
S.  369)  und  das  Glogauer  Rechtsbuch  cap.  600,  601  (Wassersch- 
ieben). Nach  der  Entscheidung  muss  nämlich  der  Unternehmer 
für  das  von  seinem  Gesinde  gestohlene  Gut  aufkommen, 

wiwol  er  sein  gut  domit  verlewset,  wenn  semeleiche  ar- 
beiter  Sailen  sich  gesindes  bewaren  dem  sie  fremder  lewte 
gut  getrawen. 

Ebenso  nach  dem  Glogauer  Rechtsbuch,  das  sonst  den  Beweis 
des  Verlustes  eigener  Sachen  zulässt. 

Lediglich  den  Gesichtspunkt  des  Verschuldens  des  Unter- 
nehmers bringt  das  Schöffenrecht  der  Dresdner  Handschrift 
(Wasserschieben,  Sammlung  deutscher  Rechtsquellen  I  S.  111) 
zur  Geltung: 

Gibt  eyner  dem  andirn  zeu  machin  gewant  adir  silber 
adir  andir  ding  was  is  sey,  und  man  ym  do  von  Ionen 
zal  vor  seyne  erbeit,  vorburnet  ym  das  in  seyner  gewere 
adir  wirt  ym  gestolen  das  her  verwarlist  das  mus  her 
gelden  noch  seynen  wirden  und  weide  is  yener  tewir 
rechen  wen  ist  wert  ist  das  sal  her  behaldin  uff  den  hey- 
ligeu  mit  zeynes  eynes  hant. 
Von  ähnlicher  Auffassung  geht  auch  eine  Bestimmung  des 
Augsburger  Rechts  (einzelnes  Blatt  145,  Meyer  S.  246)  aus: 
Ist  auch  daz  ainem  lederer  heute  oder  vel  enpfolhen  wer- 
dent  ze  wurchen,  werdent  die  verstoln,  da  ist  umb  recht, 
wann  er  si  an  dem  wetter  haben  mfiz  und  si  ze  allen 
ziten  niht  besliezzen  mack,  mag  er  bereden  zu  den  haili- 
gen  ob  er  ain  unversprochen  man  ist,  daz  die  heute  oder 
din  vel  ane  sine  schulde  und  ane  gevaerde  verlorn  sin; 
der  sol  danne  ledick  sin  und  muz  jener  den  schaden  haben 
der  si  im  empfolhen  het. 

Dagegen  muss  nach  einer  grossen  Anzahl  von  Rechten  der 
Unternehmer  für  das  gestohlene  Gut  aufkommen.  Nach  der 
oben  angeführten  Striegauer  Walkmühlenordnung  von  1390: 
nach  Ltibischem  Recht  (Hach  S.  347);  Schwabenspiegel  Art.  189; 
nach  einem  Urteil  des  Frankfurter  Oberhofs  von  1401  (Thoraas 
S.  318);  nach  altem  Culmischen  Recht  V  3,  wogegen  jus  Cul- 
mense  ex  ult.  rev.  IV  7  cap.  9  den  Schneider  zum  Beweis  zu- 
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lässt,  dass  das  Gut  ohne  seine  Verwahrlosung  gestohlen  worden 
sei,  „da  er  es  nebst  dem  seinen  wohl  verwahrt,  aufs  beste  er 
konnte". 

c)  Wie  schon  aus  der  oben  angeführten  Stelle  des  Rechts- 
buchs nach  Dist.  (V  4  dist.  16)  sich  ergibt,  ist  der  Unter- 
nehmer dann  von  der  Haftung  befreit,  wenn  der  Besteller  oder 
dessen  Vertreter  während  der  Verarbeitung  des  Stoffs  an- 
wesend ist.  Damit  stimmt  überein  das  oben  erwähnte  Weistum 
zu  Oberhilbersheim  §  29  (Grimm  IV  604): 

...  und  der  arm  mann  soll  die  beuth  lassen  als  er  sie 
findet. 

d)  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  oben  angeführten 
Stellen  über  den  Zufall  sich  nicht  nur  auf  den  Untergang, 
sondern  auch  auf  die  Verschlechterung  der  Sache  beziehen. 
Dies  gilt  vor  allem  auch  für  die  noch  zu  besprechenden  Stellen 
aus  dem  Frachtrecht.  Einige  Rechte  stellen  hier  auf  die  Sorg- 
falt des  Fuhrmanns  ab,  so  das  Münchner  Stadtrecht  A.  164 
(Auer  S.  64). 

Ob  ainer  salz  herfüeret  umb  Ion,  und  ob  er  dem  ain 
Scheiben  oder  mer  zerbrach,  wirt  er  darum  angesprochen, 
tar  er  dann  bereden,  daz  er  die  Scheiben  von  seinen 
trenn  gefürt  hab,  als  er  pest  mocht,  und  auch  den  wagen 
nicht  umb  hab  geworfen  auz  der  rechten  wagenlaist,  und 
daz  salz  gedeckt  hat,  und  gevarn  sey  an  gevaerd,  des  sol 
er  geniezzen,  ez  mach  dan  ener  war,  als  das  rechtbuoch 
sait,  daz  er  im  die  Scheiben  verwarlost  hab. 

(Vgl.  hierzu  die  auf  den  Handwerker  bezügl.  Stelle  A.  176 
und  Bayr.  Landrecht  von  1346  IX  85  über  den  Hirten.) 

Postquam  vasi  tractor  in  scalis  et  funibus  seu  vector 
in  currn  vas  habuerit,  si  debile  fuerit  et  frangatur,  vel 
alio  modo  sine  tarnen  negligentia  et  improvidentia  vasi 
tractoris  ant  vectoris  stillaverit  et  effundatur,  damnum 
tale  vasis  dominus  sustinebit  .  .  .  Item  si  currus  ad 
aquam  venerit  quae  plus  solito  inundaverit  et  exereverit 
nisi  vector  vadum  prius  diligenter  examinet  et  quaerat, 
si  aquam  intraverit  improvide,  pro  damno,  quod  in  bonis, 
quae  ducit,  acciderit,  eorum  domino  respondebit.  Brünner 
Schöffenbuch  Nr.  157. 
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Ebeuso  lässt  das  Bamberger  Recht  XXXVIII  §  402  (Zöpfl) 
dann,  wenn  das  Frachtgut  Wein  oder  andere  Getränke  sind, 
den  Fuhrmann  zum  Entschuldignngsbeweis  zu.  Dagegen  scheint 
nach  der  Mehrzahl  der  Rechte  dem  Fuhrmann  eine  objektive 
Haftung  auferlegt  worden  zu  sein. 

Dingt  ainer  ainem  fuorman  wein  auf  umb  Ion  und  ver- 
schütt  er  den  wein  wie  das  geschieht,  so  sol  der  fuer- 
man  den  wein  halben  gelten  als  er  geschaufft  ist,  da  er 
geladen  ist  von  dem  selben  fuorman.    Bayr.  Landr.  von 
1346  XXVII  §  347. 
Wiener  Stadtr.  A.  56  und  Lüneburger  Stadtr.  (Kraut  S.  51) 
lassen  den  Fuhrmann  den  Wein  oder  das  Gut  ganz  zahlen, 
wogegen  ihm  wohl  der  Lohnanspruch  bleibt;  so  wenigstens  nach 
Brünner  Schöffenbuch  Nr.  156  b. 

Sententiatum  est  quod  vector  ille,  qui  vas  vini  pervertens 
effundit,  tenetur  domino  vini  solvere  id  ipsum  vinum,  prout 
ipse  dominus  vini  apud  vos  in  loco  emptionis  coraparavit, 
et  non  prout  dominus  vult  estimare.    Et  dominus  tene- 
tur vectori  dare  praetium  de  quolibet  miliari  pro  rata 
juxta  conventionem  inter  eos  celebratam. 
Eigentümlich  verteilt  das  Bamberger  Recht  §  403  die  Haftung. 
Die  Schäden,  die  der  Habe  beim  Fahren  zustossen,  sei  es  auf 
denf  rechten  Weg  oder  ausserhalb  der  Strasse,  sollen  der  Eigen- 
tümer und  der  Fuhrmann  je  zur  Hälfte  tragen. 

Aber  wo  die  fure  stille  heldet  unverlichen  da  gibt  der 
fürman  nichts  am  schaden. 

Vielfach  ist  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  auch  hier 
der  Unternehmer  für  seine  Gehilfen  einzustehen  habe;  Strass- 
burger  Tuchschererartikel  von  1362  (Schmoller  S.  8);  Strass- 
burger  Goldschmiedartikel  1363—1410  Art.  9  (Meyer  S.  4); 
Strassburger  Müllerordnung  von  1452  (Brucker  S.  375);  Ent- 
scheidung des  Frankfurter  Oberhofs  von  1401  (Thoraas  S.  318). 

Das  Ergebnis  ist:  Das  deutsche  Recht  befreit  den  Unter- 
nehmer von  der  Haftung  für  die  unversehrte  Rückgabe  des 
Gutes  in  all  den  Fällen,  wo  nach  der  Art  des  eingetreteneu 
Unglücks  ein  Verschulden  des  Unternehmers  unmöglich  ist,  vor 
allem  bei  Wassersnot.  Blitzschlag.  Raub  und  Arrest.  Es  bringt 
jedoch  sehr  bald  den  Gedanken  zur  Geltung,  dass  der  Unter- 


Digitized  by  Google 


87 


uehmer  das  Gut  nicht  „verwahrlost"  haben  darf,  d.  h.  unacht- 
sam behandelt,  die  erforderliche  Sorgfalt  ausser  acht  gelassen 
haben  darf.  Es  verpflichtet  den  Unternehmer  zum  Handeln, 
er  muss  nicht  nur  unschuldig  an  dem  Unglücksfall  sein,  son- 
dern muss  sich  bemühen,  das  Gut  zu  retten.  Das  Mass  der 
aufzuwendenden  Sorgfalt  wird  in  einer  Reihe  von  Fällen  kasu- 
istisch bestimmt,  im  allgemeinen  wird  die  Sorgfalt  gefordert, 
die  sich  aus  der  peinlichsten  Beobachtung  aller  berufsmässigen 
Regeln  unter  Berücksichtigung  der  Vertragstreue  ergibt.  Als 
Beweis  der  subjektiven  Sorgfalt  gilt  da,  wo  dies  nach  Lage 
der  Sache  möglich  ist,  der  gleichzeitige  Verlust  eigener  Sachen 
des  Unternehmers.  Wo  die  Rechtssätze  dies  Merkmal  nicht 
erwähnen,  darf  nicht  angenommen  werden,  es  habe  nicht  ge- 
golten, vielmehr  kommt  diese  Möglichkeit  des  Verlustes  eigener 
Sachen  in  dem  besondern  Fall  in  der  Regel  nicht  in  Betracht. 
Der  Besteller,  der  den  Unternehmer  um  sein  Gut  anspricht, 
muss  die  „Verwahrlosung"  beweisen,  kann  er  dies  nicht,  so 
muss  der  Beklagte  schwören,  dass  er  das  Gut  behandelt  habe, 
„als  er  pest  mochta  unter  Beobachtung  aller  gebotenen  Vor- 
sichtsmassregeln. Eine  Sonderstellung  nehmen  der  Seefracht- 
vertrag und  der  Vertrag  mit  dem  Fuhrmann  ein.  Hier  ist  die 
Haftung  des  Schiffers  durch  die  Eigentümlichkeit  der  Ver- 
frachtung zur  See  beeinflusst,  sowie  durch  die  besonders  be- 
günstigende Behandlung  des  Lohnanspmchs. 

Es  werden  demnach  die  Ausführungen  Stobbes  (Vertrags- 
recht S.  247)  durch  die  bisherigen  Darlegungen  bestätigt.  Dass 
der  Handwerker  „selbst  den  unverschuldeten  Verlust"  trage, 
ist  ausgeschlossen.  Es  könnte  dies  höchstens  für  den  Dieb- 
stahl des  Gutes  zweifelhaft  sein.  Allein  hierbei  ist  zu  be- 
achten, dass  die  Quellen,  die  sich  für  den  Ersatz  des  ge- 
stohlenen Gutes  aussprechen,  die  Möglichkeit  des  Verlustes 
eigener  Sachen  nicht  ins  Auge  fassen,  es  also  nicht  aus- 
geschlossen ist,  dass  auch  nach  ihnen  der  Beklagte  sich  durch 
den  Nachweis  befreien  kann,  dass  ihm  keine  Verwahrlosung 
zur  Last  fällt.  Lediglich  der  Diebstahl  durch  das  Gesinde  des 
Unternehmers  gilt  immer  als  verschuldet. 
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4.  Die  Rechte  des  Bestellers  bei  Verletzung  der  Rfiek- 

Wehrpflicht  des  Unternehmers. 

a)  Die  bisher  angeführten  Stellen  über  die  Haftung  des 
Unternehmers  haben  bereits  erkennen  lassen ,  dass  der  Unter- 
nehmer, der  den  Verlust  oder  die  Beschädigung  der  Sache  zu 
vertreten  hat,  Schadensersatz  zu  leisten  hat. 

Das  mittelalterliche  Recht  behandelt  weiterhin  den  Fall, 
wo  der  Handwerker  dem  Besteller  die  Sache  „vorhält  und 
nicht  wiederum  gibt8,  oder  die  Sache  „verwahrlost"  hat,  meist 
im  Zusammenhang  mit  dem  dinglichen  Anspruch  auf  Heraus* 
gäbe,  regelt  die  Bestrafung  der  „Untreue",  und  die  Verpflichtung 
zu  Bussen  an  das  Amt.  Dass  hier  der  Unternehmer  im  Fall 
der  Unmöglichkeit  der  Herausgahe  zum  Schadensersatz  ver- 
pflichtet ist,  ergibt  sich  schon  aus  den  allgemeinen  Rechts- 
sätzen. 

Die  Schadensersatzpflicht  fttr  Verderb  des  Stoffs  ist  in 
einer  Reihe  von  Quellen  ausdrücklich  ausgesprochen.  Frei- 
berger  Stadtrecht  cap.  XLV  §  4;  Strassburger  Tuchscherer- 
artikel  von  1362  (Schmoller  S.  8);  Lübecker  Lcinwcberorduung 
von  1425  (Wehrmann  S.  322);  Hamburger  Färberart.  von  1535 
(Rüdiger  S.  298);  Lübecker  Dachdeckerordnung  aus  dem  16. 
Jahrh.  (Wehrmann  S.  196). 

Liefert  der  Unternehmer  zu  wenig  Stoff  zurück,  so  hat 
der  Besteller  das  Recht,  am  Lohn  den  Wert  abzuziehen,  nach 
der  Strassburger  Barchentschauordnung  von  1537  (Schmoller 

5.  161).  Hierher  gehört  auch  die  Bestimmung  des  Niederolmer 
Weistums  §  10  (Grimm  IV  598),  wonach  der  Besteller  solange 
den  Lohn  einbehalten  kaun,  bis  der  Stoff  vollständig  zurück- 
erstattet ist. 

b)  Der  Anspruch  des  Bestellers  auf  Schadensersatz  geht 
gegen  den  Unternehmer.  Nach  Freiberger  Stadtr.  XLV  §  4,  5 
haftet  aber  auch  die  Schneiderinnung  für  den  Ersatz  des 
Schadens,  der  dem  Besteller  dadurch  entstanden  ist,  dass  ein 
Mitglied  der  Innung  das  Tuch  verdorben,  oder  unterschlagen 
hat.  Ebenso  tritt  nach  der  Grimselordnung  die  Gemeinde 
für  den  Schaden  ein,  den  der  Fuhrmann  nicht  zu  ersetzen  ver- 
mag (Börlin  a.  a.  0.  S.  64).  Ob  diese  Rechtssätze  eine  weitere 
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Geltung  auf  nnscrm  Gebiete  gehabt  haben,  lässt  sich  nicht 
feststellen.  Sie  werden  verständlich  aus  der  mittelalterlichen 
Auffassung  der  Genossenschaft,  der  eine  Haftung  der  Genossen- 
schaft für  ihre  Mitglieder  ganz  geläufig  ist.  Vgl.  Gierke,  Ge- 
nossenschaftsrecht  Bd.  II  S.  388. 

c)  Der  Ersatz  des  Schadens  kann  zunächst  in  der  Aus- 
besserung des  teilweise  verdorbenen  oder  beschädigten  Stoffs 
bestehen.  Ltibisches  Recht  von  1294  (Hach  S.  375);  Ofner 
Stadtrecht  A.  113  (Michney  S.  83),  Wendisch-Rügian.  Land- 
gebrauch 214.  Titel.  Das  Lübische  und  das  Ofner  Recht  be- 
handeln übereinstimmend  den  Fall,  dass  der  Schmied  das  Pferd 
„vernagelt".  Er  muss  es  auf  seine  Kosten  heilen.  Nach  Ofner 
Recht  muss  er  dem  Besteller  ein  Pferd  stellen  oder  mieten, 
mit  dem  er  arbeiten  kann.  Ja  ein  reisiger  Mann  kann  sogar 
verlaugen,  dass  der  Schmied  ihm  ein  anderes  gleich  gutes  Pferd 
gebe.  Wird  das  Pferd  nicht  wieder  hergestellt,  so  muss  der 
Schmied  es  nach  Meinung  guter  Leute  ersetzeu. 

Massgebend  für  den  Wertersatz  ist  in  dem  besondern 
Falle  des  Frachtrechts  der  Einkaufspreis,  den  der  Verfrachter 
gezahlt  hat.  Brünner  Schöffenbuch  Nr.  156  b,  Wendisch-Rü- 
gianischer  Landgebrauch  214.  Titel,  Reform,  bayr.  Landr.  von 
1616  IV.  Teil  lila. 

Dagegen  ist  nach  einem  Urteil  des  Lübeckischen  Oberhofs 
von  1492  (Michelsen  S.  290)  und  nach  Rügischem  Landrecht 
CXIV  4  der  Wert  zu  ersetzen,  den  das  Werk  bei  der  Voll- 
endung gehabt  haben  würde.  Diesen  Gedanken  bringt  auch 
die  Nowgoroder  Skra  II  (Frensdorff  a.  a.  0.  S.  25)  bei  Berech- 
nung des  Wertes  der  geworfenen  Güter  zur  Anwendung. 

Ist  der  Wert  der  Sache  streitig,  so  hat  der  Kläger  ihn 
eidlich  zu  schätzen,  so  nach  einer  Iglauer  Entscheidung  vor 
1416  (Tomaschek  Nr.  166);  dagegen  wird,  wie  in  den  oben 
angeführten  Stellen  des  alten  Lübischen  und  Ofner  Rechts  auf 
die  „Schätzung  guter  Leute"  abgestellt  in  den  Strassburger 
Tuchschererartikeln  von  1362  (Schmoller  S.  8);  in  der  Lübecker 
Rolle  der  Schiffszimmerleute  von  1560  (Wehrmann  S.  405),  in 
den  Lübecker  Statuta  III  8  §  16.  Nach  dieser  Quelle  wird 
der  Unternehmer  gegen  die  Schätzung  der  guten  Leute  zum 
Eid  zugelassen,  dass  die  Sache  nicht  mehr  wert  gewesen  sei. 
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d)  Der  Ersatzanspruch  des  Bestellers  ist  nach  Ofner  Recht 
an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  dem  Schmied 

„der  statman  pey  nacht  und  pey  tag  zu  wissen  tue",  dass 

das  Pferd  vernagelt  ist  (A.  113). 
Diese  Anzeigepflicht  wird  wohl  allgemein  gegolten  haben. 

E.  Der  Lohn. 

1.  Die  Entgeltlichkeit  gehört  zum  Begriff  des  Werkver- 
trags. Es  ist  oben  schon  gezeigt  worden,  dass  die  Quellen 
zur  Unterscheidung  des  Tatbestands  des  Werkvertrags  von 
andern  Verträgen  vielfach  das  Erfordernis  des  Lohnes  aus- 
drücklich betonen.  Die  rechtliche  Natur  des  Vertrags  wird 
nicht  dadurch  bestimmt,  ob  der  Lohn  als  Ganzes  für  die  ganze 
Arbeitsleistung  oder  nach  Zeit  bemessen  ist.  Beide  Formen 
der  Entlohnung  kommen  bekanntlich  im  Bau-  und  Anbringungs- 
gewerbe vor.  Es  ist  auch  darauf  hingewiesen  worden,  dass 
vielfach  die  Entlohnung  nach  Zeit  vorgeschrieben  war  (S.  8,  20). 

Der  Lohn  unterliegt  zunächst  der  Vereinbarung,  die  je- 
doch in  vielen  Fällen  an  die  von  den  gewerblichen  Körper- 
schaften oder  den  Stadt-  und  Landesbehörden  erlassenen  Tax- 
ordnungen gebunden  ist.  Das  Überschreiten  dieser  Verord- 
nungen wird  öfters  mit  Strafe  bedroht,  so  der  Art.  24  des 
Strassburger  Tucherbnchs  1400—1434  (Schmoller  S.  29). 

Der  Lohn  kann  fest  vereinbart  sein,  oder  aber  es  wird 
ein  Höchstpreis  festgesetzt,  der  nicht  überschritten  werden 
darf,  der  wirkliche  Preis  wird  dann  auf  Grund  eines  Sachver- 
ständigengutachtens über  das  fertige  Werk  bestimmt  (so  bei 
der  Andingung  des  Grabmals  an  Adam  Kraft  1490  Repert. 
Bd.  25  S.  360  ff.).  Es  bleibt  also  innerhalb  des  gesteckten 
Rahmens  auch  noch  ein  Spielraum  für  das  Ermessen  des  Be- 
stellers. Auf  demselben  Gedanken  beruht  die  weit  verbreitete 
Sitte,  dem  Unternehmer  für  besonders  gute  Ausführung  eine 
eigene  Belohnung  zu  gewähren.  Soweit  diese  im  Vertrage  ver- 
sprochen ist,  besteht  dann  ein  Anspruch  der  Unternehmers 
hierauf. 

.  .  .  Unde  wo  der  erbenomede  vorman  szodane  vor- 
berorden  tafelenn  to  der  erbenomeden  stede,  szo  he  ge- 
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louet  hefft,  woll  bringeth,  so  willen  eme  de  obgenanten 
vormundere  uth  guden  willen,  noch  eynen  rinschen  gülden 
geuen  unde  vornogcn.  1493  Frachtlirkunde  im  Lübecker 
Niederstadtbuch,  Pauli  III  S.  147. 

.  .  .  unde  dar  en  boven  achtentich  mark  Lub.  de  ze 
eme  dorch  frundschopp  willen  geschenket  hebben.  1463 
Quittung  über  die  Vergütung  für  Anfertigung  einer  Orgel. 
Pauli  m  S.  150. 
Nach  einem  Vertrag  von  1491  erhält  Tilman  Riemenschneider 
für  besonders  gute  Ausführung  ausser  dem  ausgemachten  Lohn 
noch  10  fl.  (Tönnies,  Tilman  R.  S.  80).  Vgl.  auch  Mithoff 
S.  309  und  S.  12.  Diese  Sitte  ist  durchaus  nichts  Fremdes; 
auch  im  heutigen  Verkehr  mit  dem  Lohnkutscher  ist  es  noch 
allgemein  üblich,  ein  Trinkgeld  zu  versprechen,  dessen  Höhe 
der  Besteller  bestimmt,  ähnlich,  wie  in  manchen  Gegenden  der 
Baumeister  für  befriedigende  Herstellung  des  Baus  eine  eigene, 
nicht  vertragsmässige  Belohnung  erhält.  Es  soll  eben  durch 
derartige  Sonderversprechen,  die  tatsächlich  einen  Teil  des 
Lohnversprechens  bilden,  der  Unternehmer  zu  besonderm  Fleiss 
und  Eifer  angespornt  werden. 

Ist  eine  Vereinbarung  nicht  getroffen,  und  besteht  auch 
keine  Taxordnung,  so  sollen  die  Handwerker  „ein  gewohnlich 
Lohn"  nehmen,  um  „ein  bescheiden  pfenning"  arbeiten;  Recht 
der  Reichsstadt  Rottweil  (Greiner  S.  511). 

Item  eiu  gewonlich  Ion  sullen  sy  von  irer  arbeit  nemen 
und  nymands  obirsetzen ;  wurden  sy  abir  ymands  zu  hoch 
obirsetzen  Wullen,  mag  yn  der  rath  das  Ion  selbs  setzen. 
Innungsartikel  der  Freiberger  Goldschmiede  von  1466  §  9 
(Ermisch  S.  291). 
Nach  Bamberger  Recht  §  405  (Zöpfl  S.  112)  sollen  die  Meister 
des  Handwerks  auf  ihren  Eid  erkennen,  ob  der  Handwerker 
den  Besteller  „übernommen"  hat.  Dagegen  wird  der  Arzt  nach 
Rügischem  Landrecht  CXXVIII  2  bei  Klage  wegen  „Über- 
setzung" zum  Eid  zugelassen. 

In  den  ländlichen  Verhältnissen  findet  sich  vielfach  im 
Verkehr  mit  dem  Fährmann  die  Übung,  dass  die  Markgenossen 
eine  einmalige,  jährliche  Leistung  dem  Fergen  machen,  so  dass 
Entlohnung  für  den  Einzelfall  nur  bei  Fremden-  und  bei  ausser- 
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ordentlichen  Transporten  z.  B.  von  Wagen  eintritt.  Vgl.  Hof- 
recht zu  Wangen  §  20  (Grimm  IV  353),  Öffnung  vou  Üsslingen 
1420  II  §  16  (ebd.  V  117),  Weistum  v.  Kuessenberg  1497 
(ebd.  V  221). 

2.  Der  Lohn  kann  in  Geld  oder  Naturalien  bestehen. 
Naturallohn  findet  sich  in  ganz  Deutschland  bis  ins  18.  Jahrh. 
beim  Vertrag  mit  dem  Müller.  Er  besteht  in  einem  Abzug  des 
10.  Teils  oder  eines  andern  Masses  von  dem  Stoff.  Rechtsbuch 
nach  Dist.  V  4  dist.  18;  Herrschaftsrecht  v.  Bttron  (Zeitschr. 
f.  Schweiz.  R.  V  112);  Augsburger  Stadtr.  A.  14  §  24;  Engel- 
berger  Thalrecht  1483  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  VII  29);  Bayr. 
Landr.  von  1346  XXVI  337;  Rügisches  Landrecht  LXXXXVII 
3 ff.,  Reform.  Bayr.  Landesordnung  von  1616  IV7  8;  Reform. 
Tiroler  Landrecht  von  1573  VI  44.  Vgl.  auch  Segesser,  Recbts- 
gesch.  von  Luzern  II  S.  374. 

Das  Verbot  des  Naturallohns  tritt  vielfach  in  den  Städten 

auf. 

Wir  setzen  auch  daz  man  allen  hantwerchen,  die  in 
beiden  thalben  wurchent  wan  bereit  phenning  ze  lone  geben 
schol  und  dehein  wert. 
Regensburger  Stadtr.  1259—1314  (v.  Freyberg  V  S.  95),  über- 
einstimmend Oberehnheimer  Weberartikel  von  1391  (Schmoller 
S.  343),  Lübecker  Färberrolle  von  1500  (Wehrmann  S.  488), 
Lübecker  Rolle  der  Zimmcrleute  von  1503  (ebd.  S.  466),  Ord- 
nung der  Karter  in  Ulm  1521  (Nübling  S.  58);  Strassburger 
Tuchschererartikel  von  1545  (Schmoller  S.  70),  wonach  als  Lohn 
Tuch  nur  iusoweit  gegeben  werden  darf,  als  der  Unternehmer 
es  im  eigenen  Hause  braucht.  Massgebend  scheint  demnach 
vor  allem  der  Schutz  der  andern  Gewerbe  gewesen  zu  sein. 
Der  unserm  Truckverbot  zugrunde  liegende  Gedanke  kommt 
klar  erst  in  einem  Nürnberger  Ratserlass  von  1715  zum  Aus- 
druck, wo  zum  Schutze  der  kleinen  Handwerker  deren  Be- 
zahlung in  barem,  gutem  Geld  angeordnet  wird.  Struve  III  3 
cap.  9  §  27.  Nach  böhmischem  Bergrecht  (Zycha  I  S.  306)  ist 
Entlohnung  in  Rohmetall  unzulässig. 

Geldlohn  kann  als  ganze  Summe  auf  einmal,  oder  auch  in 
in  Raten  ausgezahlt  werden;  verschiedentlich  wird  er  zum  Teil 
als  Rente,  Leibgeding  festgesetzt  ;  z.  B.  in  dem  Vertrag  zwischen 
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dem  Rat  zu  Liegnitz  und  Nickil  Smed  über  Anfertigung  eines 
Altarbilds  1481  (Anz.  f.  d.  Kunde  der  deutschen  Vorzeit 
Bd.  24  S.  296),  wonach  der  Unternehmer  hierfür  270  fl.  erhält: 
Sundir  hundirt  goldin  davon  sal  man  im  off  dy  genante 
kircbe  u.  I.  fr.  vorschribin  lossin,  8  marg  geldis  jerlicher 
czinse  zu  leibrenten,  als  off  zwene  leibe,  off  en  und  sein 
weib  und  welchs  undir  en  abestirbet,  so  sal  seyne  helfftc 
desselben  verstorbenen  komen  an  dy  kirche  und  loss 
sterben  .  .  . 

Vielfach  kommt  Naturallohn  neben  Geldlohn  vor.  Z.  B. 
erhalten  die  Meister  beim  Bremer  Rathausbau  ausser  dem  Lohn 
Beträge  „to  Bere"  (Biergeld)  oder  „to  terynge"  (Zehrung);  dies 
deutet  darauf  hin,  dass  früher  die  Naturalien  wirklich  gegeben 
worden,  und  dass  erst  später  an  ihre  Stelle  der  entsprechende 
Geldbetrag  trat.  Bei  der  Andingung  des  Turmes  zu  Samencz 
1480  (Anzeiger  Bd.  24  S.  210)  werden  dem  Unternehmer  ausser 
24  M.  zwei  Seiten  Fleisch  und  andere  Naturalien  versprochen. 
Der  Zimmermeister  Hinrik  Berndes  erhält  für  die  Errichtung 
der  Spitze  des  Peterskirchturms  in  Hamburg  1516  (Mithoff 
S.  33)  ausser  dem  Arbeitslohn  2  Wispeln  Malz  und  einen  halben 
Brau  Bier,  10  Ellen  feinen  englischen  Tuchs  von  bestimmter 
Güte  und  freies  Logis.  Der  Maler  Bruyn  erhält  1529  für  die 
Anfertigung  des  Altarbilds  in  St.  Viktor  zu  Xanten  den  Lohn 
in  Raten,  und  ausserdem  ein  Leichentuch  zu  10  Ellen  für  sich 
und  seine  Frau, 

„up  dat  Hy  oick  to  vlietiger  und  guete  arbeit  dair  anne 

kieren  sali  sonde  arglist" 
(Beissel,  Gesch.  der  Ausstattung  S.  12).  Vielfach  arbeiteten 
die  Meister  geradezu  in  der  „Kost8  des  Bestellers,  z.  B.  Til- 
man  Riemenschneider  (Tönnies  S.  276).  Ähnlich  bei  der  Ver- 
dingung des  Chorgestühls  für  die  Predigerkirche  in  Freiburg 
1302  (Fontes  rer.  Bern.  IV  112). 

Im  vorstehenden  ist  schon  angedeutet,  dass  auch  die  Frau 
des  Meisters  oft  einen  Anteil  an  der  Belohnung  zugesichert 
erhielt;  oder  es  wurde  ihr  auch  freiwillig  eine  „Verehrung8 
gewidmet.  So  erhielt  Michael  Wohlgemut  für  den  Schwabacher 
Altar  600  fl  und  seine  Frau  10  fl  zu  „Leykauf4  (1508);  die 
Witwe  Hans  Behaims  erhält  1615  bei  Ablieferung  des  von 
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ihrem  Mann  gefertigten  Leuchters  eine  „Verehrung"  von  36 fl. 
(Mummenhoff,  Rathaus  zu  Nürnberg  S.  120);  1619  wird  bei  der 
Verdingung  einer  Orgel  an  Lukas  Behaim  dessen  Frau  „ein 
guter  Leykauf"  zugesichert  (Anzeiger  Bd.  29  S.  6).  Die  Be- 
zeichnung Leykauf  darf  nicht  dazu  verleiten,  diese  Verehrung 
an  die  Frau  mit  dem  die  Obligation  begründenden  Weinkauf 
zusammenzubringen.  (Leykauf  heisst  auch  der  Hebewein,  der 
Hans  Multscher  anlässlich  der  Vollendung  eines  Altarbilds  ge- 
währt wird;  Reber  iu  den  SB.  der  Münchner  Akad.  1898 
Bd.  II  S.  17.)  Es  ist  dies  schon  deswegen  ausgeschlossen,  weil 
der  Leykauf  für  den  Fall  der  Erfüllung  des  Vertrags  ver- 
sprochen wird,  also  einen  Teil  des  Lohns  bildet.  Wahrschein- 
lich wurde  in  späterer  Zeit,  als  die  ursprüngliche  Bedeutung 
des  Leykaufs  immer  mehr  schwand,  jede  kleine  Gabe  an  den 
Vertragsgegner  als  solcher  bezeichnet.  Der  Zweck  dieser  Sitte 
liegt  auf  der  Hand:  Der  Besteller  wollte  die  Frau  des  Unter- 
nehmers an  der  Erfüllung  des  Vertrags  interessieren,  und  sie 
so  veranlassen,  in  diesem  Sinue  auf  den  Mann  einzuwirken. 

Auf  einem  ähnlichen  Gedanken  beruht  die  weit  verbreitete 
Sitte,  dass  die  Gehilfen  des  Unternehmers  ein  Trinkgeld  er- 
halten. Soweit  dies  vertragsmässig  vereinbart  ist,  besteht 
selbstverständlich  ein  Anspruch  hierauf.  Es  findet  sich  dieses 
Trinkgeld  in  den  beiden  oben  angeführten  Verträgen  aus  dem 
17.  Jahrh.,  ferner  in  einer  Xantener  Baurechnung  1391 ;  1533, 
1536  (Beissel,  Gesch.  der  Ausstattung  S.  2,  16),  beim  Bremer 
Rathausbau  1405  als  Badegeld;  (Ehmck  u.  Schumacher  S.  320); 
vgl.  auch  Mithoff  S.  458. 

3.  Wann  entsteht  nun  der  Lohnanspruch  und  wann  ist  er 
fällig?  Zunächst  entscheidet  hierüber  die  Vereinbarung  der 
Parteien.  Wo  Zahlung  in  Raten  oder  wo  Zeitlohn  vereinbart 
ist,  kommt  es  auf  die  festgesetzten  Ziele  an.  Für  den  Er- 
ziehungsvertrag treffen  verschiedene  Rechtsordnungen  Bestim- 
mungen. Nach  Münchner  Stadtrecht  (Auer  S.  286)  ist  das 
Schulgeld  an  den  Quatembern  fällig,  nach  der  Bestallung  des 
lateinischen  Schulmeisters  von  Überlingen  von  1465  (Mone  II 
S.  153)  8  Tage  vor  oder  nach  Fronfasten. 

Für  den  Frachtvertrag  bestimmt  das  Wiener  Stadtrecht 
Art.  55,  dass  der  Fuhrmann,  „als  aller  wagenleut  recht  ist", 
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innerhalb  3  Tagen  zu  entlohnen  ist.  Wann  jedoch  der  Lohn- 
anspruch entsteht,  ob  erst  mit  Vollendung  der  Reise  oder  schon 
während  derselben,  geht  aus  jener  Stelle  nicht  hervor.  Es 
ist  oben  bei  der  Lehre  von  der  Unmöglichkeit  der  Leistung 
gezeigt  worden,  dass  die  Mehrzahl  der  Rechte  den  Lohuan- 
spruch  im  Verhältnis  des  zurückgelegten  Wegs  entstehen  lässt, 
ja  dass  nach  einigen  Rechten  der  Frachtführer  die  halbe  Fracht 
beanspruchen  kann,  wenn  er  nur  die  Reise  angetreten  hat,  die 
ganze  Fracht  aber,  wenn  er  mehr  als  die  Hälfte  des  Wegs  zu- 
rückgelegt hat. 

Bei  der  Verdingung  eines  Werks  als  Ganzen,  also  beim 
Akkord,  besteht  ein  Lohnanspruch  erst  mit  der  Fertigstellung 
und  gegebenenfalls  der  Ablieferung  des  Werks.  Die  Rechts- 
quellen sprechen  sich  hierüber  nicht  ausdrücklich  aus,  allein  es 
ergibt  sich  aus  dem  Vertragsinhalt,  der  eben  dahin  geht,  dass 
der  Arbeiter  nicht  für  seine  einzelnen  Handlungen,  sondern  für 
den  Gesamterfolg  entlohnt  werden  soll.  Daher  ist  der  Lohn 
auch  erst  in  jenem  Zeitpunkte  fällig. 

4.  Bei  Verzug  des  Gläubigers  mit  der  Lohnzahlung  tritt, 
soweit  das  Entgelt  für  den  Werkvertrag  das  Privileg  des  lid- 
lons  geniesst  (siehe  unten  S.  96),  Verzugsbusse  für  den  Gläu- 
biger ein.  So  nach  bayrischem  Recht  (siehe  S.  96)  und 
nach  einem  Steinacher  Weistum  (St.  Gallen)  von  1462  (Grimm 
V  187): 

§  29:  Item  wer  sich  lät  beklagnen  umb  Ion,  es  si  lidlon 
ald  ander  Ion,  so  ist  aines  ainem  ammen  ze  buoss  ver- 
fallen Sß  <ty  und  dem  cleger  3/J  ob  es  ervordert  wird 
vor  gericht. 

Nach  Wiener  Stadtr.  A.  56  hat  sich  dieser  ursprüngliche 
Anspruch  auf  Verzugsbusse  in  einem  Anspruch  auf  Schadens- 
ersatz verwandelt: 

swaz  er  (der  Fuhrmann)  des  Schadens  nimbt  und  fürbaz 
zert  mit  seinen  rossen,  den  schol  er  ablegen  dem,  der  ge- 
fuert  hat,  darumb,  daz  er  im  lenger  saumpt  mit  seinem 
Ion  denne  recht  ist. 

5.  Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Frage,  ob  der  An- 
spruch des  Welkvertragsunternehmers  auf  Vergütung  die  be- 
günstigte Stellung  des  liedlou-Anspruches  geniesst. 
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a)  Der  Anspruch  auf  den  „verdienten  Lohn*  ist  insofern, 
besonders  prozessual,  bevorzugt,  als  der  Kläger  zum  Beweis 
seiner  Forderung  gegenüber  dem  Leugnen  des  Beklagten  sofort 
zum  Eid  zugelassen  wird.  Erfolgt  eine  Verurteilung,  so  muss 
•Icr  Beklagte  sofort  bezahlen,  das  Verfahren  ist  im  Interesse 
des  Klägers  ein  abgekürztes,  summarisches.  Das  Vorzugsrecht 
beim  Tode  des  Schuldners  beschränkt  sich  naturgemäss  auf 
den  Gesindelohn.  Vgl.  hierzu  Planck,  Gerichtsverfahren  I 
439 ff.;  Schröder,  Rechtsgesch.  S.  751;  Stobbe,  Vertragsrecht 
S.  96;  Hertz,  Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes  S.  89  ff. 

b)  Der  liedlon,  im  Niederdeutschen  auch  menasne,  bayr. 
gearntz  Ion,  geordneter  Ion,  umfasst  den  Begriff  Gesindelohn, 
dann  weiterhin  auch  Arbeitslohn  für  einen,  der  nicht  Gesinde 
ist  (Grimm  VI  994;  Hertz  a.  a.  0.  S  85).  Die  Bezeichnung 
liedlon  für  die  Vergütung  des  Werkunternehmers  findet  sich 
in  einer  Quittung  Tilman  Riemenschneiders  über  den  Emp- 
fang des  Lohns  für  das  Münnerstädter  Altarbild  (Tonnies 
S.  278)  und  in  der  Strassburger  Tuchschererordnung  von  1545 
(Schmoller  S.  171)  für  den  Lohn  des  Tuchscherers.  Hieraus 
kann  ein  Schluss  nicht  gezogen  werden,  da  hier  liedlon  eben 
einfach  für  Arbeitslohn  gebraucht  ist. 

Eine  sehr  umfassende  Bestimmung  gibt  das  Herrschafts- 
recht von  Büron  (Zeitschr.  für  schweizer.  Recht  Bd.  V  S.  1 17). 

Item  wer  umb  ein  utzit  dienet  er  sy  Hantwerchman,  sy 

werchman  oder  burman,   wer  um  ein  utzit  dienet  mit 

synen  glydinen  daz  ist  als  lidlon. 
Dies  ist  im  allgemeinen  die  Auffassung  der  süddeutschen,  vor 
allem  schweizerischen  Rechte,  die  im  Gegensatz  zu  andern 
Rechten  den  liedlon  nicht  auf  den  Gesindelohn  beschränken, 
sondern  auch  den  Lohn  einzelner  Handwerker  hierunter  be- 
greifen. Das  bayrische  Landrecht  von  1346  X  89  (Freyberg 
S.  425)  bestimmt  die  prozessuale  Bevorzugung  des  garentz  oder 
gearntz  Ion  dahin,  dass  der  Beklagte  vor  das  nächste  Ding  zu 
laden  ist,  und  zur  Zahlung  innerhalb  14  Tagen  zu  verurteilen 
ist,  allenfalls  verfällt  der  Beklagte  in  eine  Busse  von  72 
an  den  Richter.  In  dem  folgenden  §  90  wird  erklärt,  was 
gearntz  Ion  ist: 

Swaz  der  man  verdient  mit  seinem  pfluog,  mit  seinem  vih, 
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da  der  man  selb  oder  seyn  gedingter  ehalt  pey  ist,  daz 
haizzt  alles  garentz  Ion. 
Gleichlautend  Münchner  Stadtrecht  A.  136,  140;  Reform,  bayr. 
Landr.  von  1518  43.  Titel  9.  Art.  und  Reform,  bayr.  Landr. 
von  1616  33.  Titel  10.  Art.,  Ruprecht  v.  Freising  (II  83  Maurer; 
II  57,  66  ff.  Westenrieder)  bestimmt: 

So  getanes  recht  habent-dienstpoten  und  alle  die  man  ze 
arbeit  gewinnet  ze  tag  oder  Wochen. 
Er  bemüht  sich  dann  weiterhin,  den  Begriff  des  gearntz  Ion 
gegenüber  dem  Preis,  der  beim  Kauf  gezahlt  wird,  ferner  der 
Pachtsumme  klar  zu  stellen  (II  66,  67  Westenrieder).  Der 
Lohn,  den  der  Schmied  erhält,  wenn  er  mit  fremdem  Stoff  ar- 
beitet, ist  gearntz  Ion.  „schuechlon  ist  geordentz  lontt  (Maurer 
II  83).  Es  ist  schon  früher  (S.  28)  darauf  hingewiesen  worden, 
dass  aus  der  den  Vertrag  mit  dem  Schmied  betreffenden  Stelle 
die  rechtliche  Natur  des  Arbeitsvertrags  sich  nicht  ergibt. 
Die  Neigung,  bestimmte  Handwerker  zu  begünstigen,  tritt  dann 
besonders  im  schweizerischen  Recht  hervor  (vgl.  Wyss,  Gesch. 
des  Konkursprozesses  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich  1845 
S.  108).    1484  wird  in  Zürich  verordnet: 

dass  smidlon  eines  hufsmids,  es  sye  zu  beslahen  oder  ros 
zu  artznen,  wie  lang  joch  das  stände,  lidlon  sin  und 
heissen  solle,   aber  uff  einen  pflüg  bestat  wie  von  altem 
harkommen  ist,  das  es  ein  jar  und  nit  fürer  lidlon  heissen 
sol"  (Wyss  S.  108). 
Diese  Bestimmung  ist  aufrecht  erhalten  in  einer  vor  1553  er- 
gangenen Auffallsordnung,  und  nur  aufgehoben  für  den  Lohn 
wegen  Verarztens: 

angesehen  daz  ein  jeder  das  ross,  so  er  geartznet,  in  siner 
gewalt  und  macht  hat,  dasselb  nit  von  handen  zu  lassen, 
im  sye  dann  zuvor  umb  sinen  artzet  Ion  abtrag  be- 
sehenen. 

Es  geht  aus  der  altern  Bestimmung  klar  hervor,  dass  es  sich 
hier  nicht  nur  um  Vergütung  im  Dienstvertrag  handelt.  Die 
Beschränkung  auf  ein  Jahr  entspricht  dem  allgemeinen  Rechte, 
vgl.  Sachsenspiegel  I  22  §  2,  Hertz  S.  87. 

Weitere  Züricher  Verordnungen  dehnen  dann  das  liedlon- 
recht  aus  auf  „der  wagner  werch",  und  auf  den  Weberlohn  1553 
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und  1530  (Wyss  S.  108,  112);  die  Praxis  ging  schon  gegen 
Ende  des  16.  Jalirh.  noch  weiter,  so  dass  auch  Sattler,  Schneider, 
Schuhmacher  das  Vorzugsrecht  des  liedlon  genossen  (Wyss 
S.  113).  Vgl.  über  diese  Ausdehnungen  auch  Hertz  S.  86; 
Stobbe,  Geschichte  des  Konkursprozesses  S.  94;  Sickel,  Be- 
strafung des  Vertragsbruchs  S.  169;  A.  Heusler,  Bildung  des 
Konkursproz.  nach  Schweiz.  Rechten  (Zeitschr.  für  Schweiz.  R. 
7.  Bd.  S.  196,  197). 

Die  Vergütung  des  Arztes  wird  vielfach  als  lidlon  bezeich- 
net; 1496  in  Zürich;  1534  in  einem  bei  Grimm  WB.  VI  994 
erwähnten  Schreiben. 

Audi  die  rechtliche  Stellung  des  Anspruchs  des  Fuhr- 
manns oder  Schiffers  ist  nicht  ganz  klar.  Während  die  Bremer 
Statuta  von  1428  III  7  (Oelrichs)  die  Klage  um  Fracht  der 
Klage  um  Geld  gleichstellen,  wird  nach  Rügischem  Landrecht 
CXXXII  2  der  Anspruch  des  Schiffers  der  Klage  um  „gare 
Kost"  gleichgestellt,  die  dieselbe  Bevorzugung  geniesst  wie  die 
um  Lidlohn  (Planck,  Gerichtsverf.  I  442).  Nach  Wiener  Stadtr. 
A.  56  muss  der  Fuhrmann  innerhalb  3  Tagen  entlohnt  werden. 

Eine  Abweichung  von  den  für  den  lidlon  geltenden  Be- 
weisregeln enthält  das  Rügische  Landrecht  CXVI  Wendisch- 
Rügian.  Landgebrauch  233.  Titel  unter  der  Überschrift  Van 
betaling  der  handwerk  und  arbeidesltieden: 

Se  mögent  mit  eideshand  jemaud  umme  ere  Ion  beschul- 
digen, wil  averst  der  beklagede  nicht  schweren,  deferirt 
actori  den  eid,  und  des  kan  he  sik  nicht  vorweigeru,  he 
hedde  denne  bewis  und  wat  he  mit  sinem  eide  edder 
sonst  bewiset,  dat  betalet  der  beklagede. 

Einen  besondern  Fall  der  Klage  des  Werkunternehmers 
um  Lohn  behandelt  das  Regensburger  Stadtr.  (Freyberg  V 
S.  37):  Der  Werkmann  darf  schwören,  was  er  an  seiner  Arbeit 
verdient  hat,  wenn  dies  nicht  durch  Augenschein  festgestellt 
werden  kann;  diese  Feststellung  obliegt  den  „Werkleuten". 
Nach  Augsburger  Recht  (Mayer  S.  246)  hat  der  Werkmanu 
den  Eid  schlechthin. 

Die  bisherige  Darstellung  zeigt,  dass  die  Vergütung  des 
Werkunternehmers  nicht  allgemein  als  lidlon  behandelt  wurde. 
Die  Quellen  schweigen,  mit  den  wenigen  partikularen  Aus- 
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nahmen,  hierüber  völlig,  während  sie  den  lidlon  des  Gesindes 
nnd  der  Taglöhner  fast  durchweg  ausgiebig  besprechen.  Es 
ist  dies  auch  völlig  gerechtfertigt.  In  all  den  Fällen  nämlich, 
wo  der  Unternehmer  die  ihm  vom  Besteller  übergebene  Sache 
anlässlich  der  Verarbeitung  in  Händen  hatte,  brauchte  ihm  eine 
bevorzugte  Stellung  nicht  eingeräumt  zu  werden,  da  er  ja  durch 
den  Besitz  der  Sache  geschützt  war.  Er  konnte,  wie  später 
noch  zu  zeigen  sein  wird,  das  Werk  zurückbehalten,  ja  weiter- 
hin auch  verpfänden,  und  sich  dadurch  befriedigen.  Die  Be- 
günstigung des  „gebildeten  Dieners"  und  des  Taglöhners  aber 
hat  ihren  Grund  darin,  dass  der  Gläubiger  wirtschaftlich 
schwach  ist,  in  der  Regel  von  der  Hand  in  den  Mund  lebt, 
meistens  darauf  angewiesen  ist,  zu  wandern,  und  beim  Ab- 
schluss  des  Vertrags  gezwungen  ist,  dem  Dienstherrn  zu  kre- 
ditieren. Alle  diese  Gründe  fallen  beim  Handwerk  weg.  Sie 
schlagen  je  nach  den  Verhältnissen  mehr  oder  weniger  ein  bei 
den  schon  früher  besonders  gekennzeichneten  Werkverträgen, 
wo  der  Unternehmer  an  ein  Werk  gedungen  wird,  um  an 
fremder  Betriebsstätte  einen  Erfolg  herbeizuführen.  Hier  ist 
der  Tatbestand  ein  ähnlicher  wie  beim  Dienstvertrag.  Wirt- 
schaftlich steht  dieser  Unternehmer  dem  im  Dienstvertrag 
stehenden  näher.  Und  hier  mag  auch  vielfach  die  Vergütung 
dem  liedlon  gleichgestellt  gewesen  sein.  Mit  dieser  Auffassung 
vereinbart  sich  sowohl  die  Erklärung,  die  Grimm  (WB.  IV  994) 
gibt,  wonach  lid  das  ahd.  lied,  gang  Wanderung  sei,  liedlon, 
der  Lohn,  der  beim  Gehen  aus  einer  Stellung  bezahlt  werde, 
wie  die  Vermutung  Schmellers,  der  lid  mit  dem  altisländischen 
lid,  comes,  auxilium,  Gesinde  in  Verbindung  bringt.  Die  Ety- 
mologie des  Wortes  ist  höchst  unsicher,  in  beiden  Fällen  wird 
jedoch  ein  Tatbestand  vorgestellt,  bei  dem  einer  zu  einem 
andern  in  eine  Stellung  geht,  oder  aus  ihr  ausscheidet. 

c)  Mit  der  bisherigen  Darstellung  stimmt  auch  die  Behand- 
lung überein,  die  dem  Lohnanspruch  des  Werkunternehmers  im 
Konkurse  eingeräumt  wird,  soweit  für  den  hier  in  Betracht 
kommenden  Zeitraum  ein  Konkursrecht  besteht.  Abgesehen  von 
dem  Honorar  des  Arztes  für  die  Behandlung  des  verstorbenen 
Schuldners  in  seiner  letzten  Krankheit  (Stobbe  S.  95),  besteht 
eine  bevorrechtete  Stellung  des  Werkvortragunternehmers  mit 
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Ausnahme  der  bereits  erwähnten  schweizerischen  Rechte  nicht 
(Stobbe  S.  94  ;  Heusler  a.  a.  0.  S.  193,  196,  197).  In  Luzern 
war  den  Handwerkern  für  ihre  Ansprüche  das  Vorrecht  des 
liedlons  insoweit  eingeräumt,  als  sie  nur  ihre  Arbeit,  nicht  auch 
Material  lieferten.  Es  kann  hieraus  ein  Schluss  auf  das  Vor- 
liegen eines  Werk-  oder  Dienstvertrags  nicht  gezogen  werden, 
vielmehr  könnte  dies  nur  für  den  einzelnen  Fall  festgestellt 
werden.  Eine  bevorzugte  Stellung  geniesst  der  Schmied,  und 
verschiedentlich  auch  der  Schneider  und  Schuhmacher  nach 
ländlichen  Rechtsquellen.  Hof  recht  zu  Loen  1363  und  1547 
(Grimm  III  156),  Öffnung  zu  Langenerchingen  im  Thurgau 
(Grimm  I  269),  Öffnung  zu  Wellhausen  ebd.  (Grimm  I  252), 
wonach  der  Anspruch  der  genannten  Handwerker  auf  Ent- 
lohnung dem  Anspruch  des  Zinsherrn  vorgeht. 

In  diesem  Zusammenhang  mag  erwähnt  werden,  dass  der 
Handwerker  nach  bayrischem  Rechte  in  seinem  Lohnanspruch 
iusofern  geschützt  ist,  als  die  Gläubiger  des  Bestellers  das  in 
seinen  Händen  befindliche  Gut  nicht  schlechthin  arrestieren  können. 
Alle  di  gut  gebent  in  die  stat  hintz  antwerchsleuten  daz 
man  is  wirche.  garn  hintz  dem  webaer,  haent  hintz  dem 
Ledrer,  gewant  hintz  dem  sneider,  oder  swelcherlay  daz 
sei,  daz  mag  nieman  verpieten.   das  ist  dar  um  gesetzet, 
daz  der  antwerchslaent  niemand  geraten  mach  (=  ent- 
raten  =  entbehren  kann). 
Ruprecht  v.  Freising  II  §  55  (Westenrieder  S.  165);  so  auch 
Rechtsbuch  des  Johannes  Purgoldt  VII  92.   Vgl.  ferner  Weis- 
tum  von  Pfeffingen  1344  (Grimm,  Weistümer  V  374)  §  11: 
Man  sol  auch  nüt  pfenden  im  bachofen,  noch  in  dem  (ge- 
schirr)  am  schnider  noch  am  weber. 
Dasselbe  bestimmt  Münchner  Stadtrecht  A.  347  mit  der  Aus- 
nahme: 

an  als  vil,  ob  man  an  sogetanem  werk  frays  (Gefährde, 
dolus)  er  für,  oder  ob  jener,  des  daz  werk  ist,  seinen  geltern 
fraydigen  (flüchtigen)  fuozz  gesetzet  hat,  so  mag  man 
sölichez  werk  datz  ainem  jegleichen  hantwerchsman  wol 
verpieten  mit  fronpoten  auf  ein  recht  .  .  .  (Vgl.  hierzu 
Auer  S.  319). 

Demnach  kann  das  Werk  nur  beschlagnahmt  werden  bei  arg- 
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listigem  Verhalten  des  Bestellers,  oder  wenn  er  sich  seinen 
Gläubigern  durch  die  Flucht  entzieht.  Es  ist  hier  also  dem 
Unternehmer  die  Stellung  eingeräumt,  wie  wenn  er  ein  ding- 
liches Recht  an  der  Sache  hätte,  und  es  ist  dieses  Privileg 
ähnlich  dem,  das  für  die  zur  Stadt  gebrachten  Lebensmittel 
nach  Münchner  Stadtr.  Art.  379  gilt.  Vgl.  Planck,  Gerichts- 
verfahren II  379  ff. ;  v.  Meibom,  Pfandrecht  S.  165. 

6.  Ausser  der  gerichtlichen  Klage  bestand  für  den  Werk- 
unternehmer  noch  die  Möglichkeit,  zu  seinem  Lohn  mittels 
Selbsthilfe  da  zu  gelangen,  wo  eine  gewerbliche  Organisation 
bestand.  Es  ist  bei  der  Lehre  von  der  Vertragsfreiheit  schon 
darauf  hingewiesen  worden,  dass  es  vielfach  verboten  war, 
von  dem  Schuldner  eines  Amtsbruders  eine  Arbeit  anzunehmen, 
bevor  dieser  bezahlt  war.  Nach  den  Strassburger  Tuchscherer- 
artikeln  von  1362,  1460  und  1545  (Schmoller  S.  8,  171)  konnte 
demjenigen,  dem  Tuch  zu  scheren  gebracht  wurde,  dies  auf  An- 
trag des  Gläubigers  des  Bestellers  durch  die  Meister  verboten 
werden.  Ebenso  Schleswiger  Rademacherordnung  von  1699  bei 
Struve  III  3  cap.  9.  Das  Verfahren  wird  noch  weiter  aus- 
gebaut in  der  Hamburger  Wandbereiterordnung  von  1547  Art.  12 
(Rüdiger  S.  286).  Hiernach  soll  der  Unternehmer  den  Besteller 
den  Morgensprachsherren  und  Werkmeistern  ansagen,  diese 
sollen  den  Amtsboten  dem  Säumigen  zweimal  ins  Haus  schicken, 
und  zur  Bezahlung  innerhalb  8  Tagen  mahnen  lassen.  Zahlt 
der  Schuldner  nicht,  so  darf  ihm  kein  Wandbereiter  arbeiten, 
bis  er  gezahlt  hat.  Auch  der  Wendisch-Rügianische  Land- 
gebrauch 221.  Titel  gestattet  dem  Schmied  nur  dann,  einem 
andern  die  Arbeit  für  seinen  Schuldner  zu  verbieten,  wenn  er 
den  Schuldner  vorher  verklagt  hat.  Es  handelt  sich  hier  also 
um  eine  Art  von  Boykott,  der  von  der  Rechtsordnung  als 
zulässiges  Mittel  bei  der  Zwangsvollstreckung  anerkannt  ist, 
und  dessen  formelle  Voraussetzungen  genau  geregelt  sind.  Das 
zu  beobachtende  Verfahren  entspricht  durchaus  den  Forderungen 
der  Billigkeit. 

Während  aber  dieser  Boykott  nur  mittelbar  den  Schuldner 
zur  Bezahlung  des  Lohns  zwingen  soll,  geht  eine  Bestimmung 
des  Strassburger  Goldschmiedbuchs  von  1465  Art.  15  (Meyer 
S.  35)  noch  weiter: 
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ouch  so  hant  wir  erkant,  das,  wer  der  were,  der  eiine 
ützent  schuldig  were  an  unserm  hantwerck  von  wcrckes 
wegen  daz  er  ime  gemachet  hat,  und  er  sin  werk  damoch 
zu  eirae  andern  trüge,  so  mag  der,  dem  er  also  schuldig 
ist,  den  houbtkannen  nemen  und  dem  gebieten,  dem  das 
werck  also  bracht  ward,  das  werck  nit  von  banden  zu 
banden  zu  geben,  der  sige  deun  bezalt,  von  des  wegen 
ime  denn  das  gebotten  wart. 
Hiernach  kann  und  muss  auf  Gebot  jeder  Znnftgenosse  das 
dem  Unternehmer  zustehende  Zurückbehaltungsrecht  für  einen 
andern  ausüben.    Ähnlich  die  Oberehnheimer  Weberartikel  von 
1391  (Schmoller  S.  343)  unter  Berufung  auf  das  Recht  der 
Stadt  Hagenau.    Es  mag  diese  Übung  weiter  verbreitet  ge- 
wesen sein,  allein  in  den  rechtlich  anerkannten  Ordnungen 
findet  sich  hierfür  kein  Anhaltspunkt.    Eine  Übertragung  des 
gesetzlichen  Zurückbehaltungsrechts  des  Unternehmers  ist  seiner 
Natur  nach  ausgeschlossen;  es  handelt  sich  hier  vielmehr  um 
das  selbständige  Zwangsmittel  einer  gewerblichen  Körperschaft. 

F.  Das  Zurückbehaltungsrecht  des  Unternehmers. 

1.  Durch  die  Verarbeitung  der  Sache  oder  die  Bewirkung 
des  Erfolgs  entsteht  auf  Grund  des  Werkvertrags  neben  der 
persönlichen  Haftung  des  Bestellers  für  den  Lohnanspruch  des 
Unternehmers  noch  eine  Sachhaftung.  Das  Werk  haftet  dem 
Arbeiter.  Er  kann  das  Werk  zurückbehalten,  wenn  und  so- 
weit ein  Lohnanspruch  entstanden  ist,  bis  zur  Befriedigung 
dieses  Anspruchs.  Unter  derselben  Voraussetzung  kann  er  das 
Werk  versetzen: 

Eyme  kerstene,  dem  eyn  Schröder  gesneden  want  settet, 
dar  en  sal  de  ghene  nicht  mer  ane  hebben,  dan  de  schro- 
dere  dar  ane  vordent  hevet.  Dortmunder  Statuten  (Frens- 
dorff  S.  109). 

Wer  auch  hie  ze  M.  aim  antwercksmann  ichtz  ent- 
pfilcht  ze  machent  und  er  das  versatzti,  e  er  es  gemachti, 
der  sol  ain  manod  von  der  stat  und  sol  jms  dennocht  au 
schaden  lösen.  Versatzti  er  das  aber,  so  ers  gemacht 
hett,  das  sol  er  doch  nicht  tiurer  tuon,  denn  umb  sin  Ion 
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.  .  .  Stadtr.  von  Meramingen  von  1396  XLVI  (v.  Frey- 
berg V  S.  312). 

Ein  •  iglicb  arbeiter  mag  daz  guet  oder  daz  dinck  do 
er  an  gearbeit  han  um  daz  Ion,  daz  er  zn  der  zeit  vor- 
dienet hat.  wol  czn  phant  halten  an  dez  richters  Urlaub; 
hab  aber  er  czu  andern  zeiten  icht  verdient,  daz  schol 
er  mit  chlag  vor  gericht  vordem,  sam  ein  recht  ist. 
Brünner  Schöffenspruch  (Einzelne  Sprüche  Nr.  197,  Rössler 
S.  393). 

In  demselben  Sinne  wendet  sich  eine  Entscheidung  (vor  1416) 
des  Oberhofs  zu  Iglau  (Tomaschek  Nr.  121)  dagegen,  dass 
Schmiede  die  Möglichkeit,  das  zum  Beschlagen  übergebene  Pferd 
zurückzubehalten,  dazu  missbrauchen,  sich  eine  Sicherung  für 
frühere  Schulden  des  Eigentümers  zu  verschaffen.  Wegen 
dieser  soll  er  den  Rechtsweg  beschreiten.  Dieser  Rechtssatz 
wird  ausgedehnt  auf  Schuster,  Schneider  und  andere  Hand- 
werker. Dass  diese  Entscheidung  notwendig  wurde,  beweist, 
dass  das  Zurückbehaltungsrecht  des  Unternehmers  eine  vielfach 
gebrauchte  Einrichtung  war.  Vgl.  hierzu  auch  den  von  Kapras 
(Das  Pfandrecht  im  böhmisch-mährischen  Stadt-  und  Bergrechte, 
Breslau  1901,  S.  80)  mitgeteilten  Rechtssatz  gleichen  Inhalts 
des  Lib.  Theutob.  Art.  de  impigneracioue  rei  date  ad  laboran- 
dum  alicui  artifici  pro  suo  pretio. 

In  der  Tat  erkennen  auch  die  meisten  Rechte  das  Zu- 
rückbehaltungsrecht im  Zusammenhang  mit  dem  Rechte,  das 
Werk  zu  versetzen,  ausdrücklich  an: 

Lübisches  Recht  von  1294  (Hach  S.  493);  Hamburger 
Stadtr.  von  1270  VI  16;  Verden  Stat.  60  (Pufendorf, 
observ.  I  90);  Stade  Stat.  von  1279  V  15  (ebd.  194); 
Bremer  Statuta  von  1303  XXXVI  (Oelrichs  S.  90)  wieder- 
holt 1428  und  1433;  Ltineburger  Stadtrecht  CXIH  (Kraut 
S.  79); 

Gerich tsleufft  zu  Eisenach  A.  60  (Anhang  zum  Rechts- 
buch des  Jobann  Purgoldt  S.  369) ;  Augsburger  Stadtrecht 
CXXXIII  §  2  (Meyer  S.  217);  Ruprecht  von  Freising 
II  55  (Westen rieder);  Regensburger  Stadtr.  (v.  Freyberg 
V  S.  37);  Münchner  Stadr.  Art.  348  (Auer  S.  135)  und 
einzelner  Artikel  74  (Auer  S.  284);  Bayr.  Landrecht  von 
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1346  X.  Titel  86.  Art.,  wiederholt  in  der  Reform,  von 
1518  42.  Titel  1.  Art. 
Auch  noch  die  bayrische  Reformation  von  1616  32.  Titel  spricht 
dem  Arbeiter  ein  „stillschweigendes  Pfandrecht"  an  dem  Gute 
für  seinen  verdienten  Lohn  zu.  Besteht  aber  zwischen  den 
Vertragsteilen  ein  „Irr",  so  darf  der  Handwerker  das  Gut 
nicht  aufhalten,  sondern  muss  obrigkeitliche  Entscheidung  ab- 
warten. Arrest  ohne  gerichtliche  Beihilfe  ist  also  bei  Wider- 
spruch des  Bestellers  unzulässig. 

Das  böhmische  Bergrecht  (Const.  Juris  metallici  Wenceslai  II 
Lib.  I  cap.  15  §  2  bei  Zycha,  Böhmisches  Bergrecht  1900  Bd.  II 
S.  107)  begrenzt  das  Zurückbehaltungsrecht  hinsichtlich  des  An- 
spruchs, für  den  es  ausgeübt  werden  kann,  und  setzt  ordnungs- 
mäßige Forderung  des  Lohns  voraus: 

Von  den  smiden  und  arbeitern  und  von  irem  lone  .  .  . 
Aber  si  mugen  phenden  nur  umb  di  selbe  wocben  und 
noch  über  ein  wochen,  die  nehest  vorgeende  ist,  umb  ir 
verdientes  Ion,  ab  ir  pergmeister,  die  das  angehöret,  das 
nicht  undernemen  und  stillen  wollen. 
(Die  Stelle  bezieht  sich  auf  Fälle  des  Dienstvertrags  und  des 
Werkvertrags,  und  zwar  mit  Zeit-  und  Akkordlohn.) 

Nach  Münchner  Stadtrecht  VII  80  (Auer  S.  285)  kann  der 
Schulmeister  das  Kind  in  der  Schule  pfänden,  wenn  der  fällige 
Lohn,  den  er  durch  einen  Boten  hat  fordern  lassen,  inuerhalb 
8  Tagen  nicht  gezahlt  ist.  Übereinstimmend  die  Bestallung 
des  lateinischen  Schulmeisters  von  Überlingen  Art.  4  (Mone  II 
153),  in  Geltung  von  1465-1629. 

Im  Frachtrecht  war  bereits  vor  dem  16.  Jahrh.  das  Reten- 
tionsrecht am  Frachtgut  mit  pfandrechtlichen  Wirkungen  aus- 
gebildet (Goldschmidt,  üniversalgesch.  des  Handelsrechts  S.  302). 
Auch  hier  bestand  die  Befugnis,  die  Waren  zu  versetzen,  allein 
mit  ähnlichen  Einschränkungen,  wie  sie  oben  erwähnt  wurden 
Portenbeschluss  von  1599:  dz  nun  fürohin  keiner  in 
unsern  6  portten  keinerlay  kauffnianschatz  höcher  noch 
weitter  versetzen  noch  inlegen  (Deponierung  beim  Sust- 
meister  oder  in  eines  ehrlichen  Manns  Haus)  solle,  dan  im 
eben  von  demselbigen  stuckh  oder  saum  für  sein  fuerlohn 
gehördt,  und  nit  von  anderen  fuerlöhnen,  oder  andere 
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schulden,  wie  dieselbig  mochten  genambset  werden  (Bör- 
lin,  Transportverbände  und  das  Transportrecht  der  Schweiz 
im  MA.,  Zürich  1896,  S.  72  ff.). 
Vgl.  zu  dem  Vorstehenden  auch  Schlegel  berger,  Das  Zurück- 
behaltungsrecht 1904  S.  40,  42 ff.,  66,  77  (Abhandlungen  zum 
Privatrecht  und  Zivilprozess  Bd.  XII  1.  Heft). 

Ausgeschlossen  ist  das  Zurückbehaltungs-  und  Versetzungs- 
recht des  Handwerkers  nirgends.  Es  könnte  höchstens  das 
Braunschweiger  Stadtrecht  §  108  (Hänselmann,  ÜB.  I  110)  an- 
gezogen werden,  das  bestimmt: 

We  eynem  scradere  bringt  want  dar  he  ome  cledere  van 
snyden  schal,  vorkofft  edder  vorsed  de  scrader  dat  want, 
me  schal  dem  scradere  volghen  myt  der  veme. 
Allein  diese  Stelle  betrifft  nur  den  Tatbestand  der  Unter- 
schlagung, und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  diesem 
Satz  gegenüber  die  Möglichkeit  bestand,  für  verdienten  Lohn 
das  Werk  zu  versetzen. 

2.  Das  Recht  des  Arbeiters  hinsichtlich  der  verarbeiteten 
Sache  gewinnt  noch  eine  weitere  Bedeutung  dadurch,  dass  das 
Werk  nach  einzelnen  Rechten  dem  Zugriff  seiner  Gläubiger 
oder  wenigstens  eines  bestimmten  Gläubigers,  des  Hausherrn 
und  Vermieters  unterliegt. 

wanne  man  gelt  awf  eynen  sneyder,  oder  auf  eynen  ment- 
ler,  oder  awf  eynen  andern  man,  der  semleicher  arbeit 
phliget,  erstet  und  schol  im  dorum  pfenden,  so  mag  man 
im  ander  lewt  gut  nicht  genemen,  den  sundern  um  als  vil 
sam  her  seynes  lones  dennoch  auf  demselben  gut  hat. 
Iglauer  Entscheidung  vor  1416  (Tomaschek  Nr.  106). 
Übereinstimmend  Bamberger  Recht  XXXIX  404  (Zöpfl  S.  112). 
Dagegen  fassen  nur  die  Pfändung  durch  den  Hausherren  ins 
Auge  die  Dortmunder  Statuten  (Frensdorff  S.  109): 

Rumede  eyn  schrodere  und  leite  gesneden  want  in  der 
were,  dar  eneyget  dey  worthere  nicht  mer  af,  dan  wat 
dey  schrodere  dar  ane  vordeynet  hevet. 
Übereinstimmend  das  Alte  Lübische  Recht  von  1254  (Hach 
S.  493)  und  Lübecker  Statuta  III.  Buch  8.  Tit.  §  15;  Bremer 
Stadtr.  von  1428  cap.  47  (Oelrichs  S.  341)  wiederholt  1433 
(S.  529). 
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Dagegen  wird  das  Pfändungsrecht  des  Vermieters  aus- 
drücklich verneint  in  der  Basler  Gerichtsordnung  von  1457 
A.  67,  66.  Danach  kann  der  Hausherr  zwar  ein  Pfandrecht 
an  den  Gütern,  Wein  oder  Korn  ausüben,  die  dem  Mieter 
gegen  Bezahlung  zum  Einlagern  übergeben  wurden,  nicht  jedoch 
an  den  dem  Mieter  zur  Verarbeitung  übergebenen  Gegen- 
ständen. So  hatte  bereits  eine  1394  vom  Rat  zu  Basel  er- 
lassene Entscheidung  gelautet  (Rechtsquellen  von  Basel  Bd.  I 
Nr.  52)  in  einem  Fall,  wo  einer  dem  Schneider  geschnittenes 
fremdes  Tucli  zum  Pfand  geuommen  hatte.  Ebenso  System. 
Schüffenr.  V  cap.  4;  Alte  Culm.  V  4  und  jus  Culmense  ex  ult. 
revis  (1767)  III  5  §  5. 

Es  ergibt  sich  somit,  dass  mindestens  zur  Zeit  der  Ent- 
stehung der  angeführten  Quellen  der  Rechtsstand  verschieden 
war.  Auf  jeden  Fall  scheint  das  Zugriffsrecht  des  Gläubigers 
des  Arbeiters,  wenn  schon  anfangs  nicht  allgemein  anerkannt, 
später  auch  in  den  meisten  Gebieten  seiner  ursprünglichen  Gel- 
tung zurückgetreten  zu  sein,  da  sich  weitere  Andeutungen  nicht 
finden.  Immerhin  deutet  die  ausdrückliche  Betonung  einzelner 
Quellen,  dass  das  fragliche  Recht  nicht  bestehe,  darauf  hin, 
dass  das  Zurückweichen  nur  ein  langsames  war. 

Bemerkt  mag  schliesslich  noch  werden,  dass  das  Zurück- 
behaltungsrecht des  Arbeiters  in  dessen  Konkurse  von  den 
Gläubigern  gegenüber  dem  vindizierenden  Eigentümer  geltend 
gemacht  werden  konnte.  Vgl.  Stobbe,  Gesch.  des  Konkurs- 
proz.  S.  67. 

3.  Die  eben  vorgeführten  Ergebnisse  bringen  zum  Teil 
schon  Bekanntes.  Das  Zurückbehaltungsrecht  des  Unternehmers 
ist  ein  Einzelfall  des  allgemeinen,  in  weitem  Umfang  geltenden 
Satzes,  dass  der  Gläubiger  die  Sachen  des  Schuldners,  die  er 
in  Händen  hat,  zur  Befriedigung  fälliger  Forderungen  in  An- 
spruch nehmen  kann.  Vgl.  Laband,  Vermögensrechtl.  Klagen 
S.  148;  v.  Meibom,  Pfandr.  S.  306.  Das  Zurückbehaltungsrecht 
des  Unternehmers  umfasst,  wie  das  Pfandrecht,  die  Befugnis, 
die  Sache  zu  versetzen,  nicht  jedoch,  wie  Stobbe,  Privatrecht 
2.  Aufl.  II  §  146  Note  30  und  in  der  Zeitschr.  für  das  Ges. 
Handelsrecht  XI  404  ff.,  annimmt,  auch  zu  verkaufen.  Das  Pfand- 
recht gewährt  auch  diese  Befuguis,  alleiu  die  Quellen  sprechen 
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nur  von  einem  „versetzen",  nicht  auch  von  „verkümmern"  oder 
verkaufen  des  Werks.  Die  Verpfändung  genügte  auch  dem 
wirtschaftlichen  Bedürfnis,  der  Arbeiter  erhielt  seinen  verdienten 
Lohn  und  nicht  mehr.  Würde  man  annehmen  wollen,  die 
Sache  hätte  auch  verkauft  werden  dürfen,  so  hätte  der  Kauf- 
preis nur  die  Höhe  des  Lohns  erreichen  dürfen,  der  Wert  des 
Stoffes  selbst  wäre  nicht  bezahlt  worden.  Es  ist  klar,  dass 
es  nicht  die  Absicht  der  Rechtsordnung  sein  konnte,  dem 
Käufer  so  billig  die  Sache  zu  verschaffen. 

Das  Zurückbehaltungsrecht  ist  dem  Arrest  nahe  verwandt; 
es  ergibt  sich  dies  aus  der  Fassung  der  Quellen,  die  hervor- 
heben, dass  man  keiner  richterlichen  Erlaubnis  bedürfe. 

Auch  der  Zugriff  der  Gläubiger  des  Unternehmers  auf  die 
Sache  des  Bestellers  ist  keine  Einzelerscheinung;  vielmehr 
findet  sich  eine  analoge  Befugnis  des  Gläubigers  gegenüber 
dem  Drittschuldner  in  einer  Reihe  von  Fällen,  z.  B.  bei  dem 
Gläubiger  des  Leiheherrn  gegenüber  dem  Leihemann,  Sachsen- 
spiegel I  54  §  1.  Vgl.  Meibom,  Pfandr.  S.  61,  306.  Hiebei 
ist  nicht  erforderlich,  dass  der  Anspruch  des  Schuldners  gegen 
den  Drittschuldner  zugunsten  des  Gläubigers  gepfändet  wird, 
sondern  dieser  ist  kraft  eigenen  Rechts  befugt,  in  Vertretung 
des  Schuldners  auch  gegen  dessen  Willen  seine  Ansprüche  gegen 
den  Drittschuldner  geltend  zu  machen.  Vgl.  Stobbe,  Privatr. 
II  §  177. 

4.  Im  Zusammenhang  mit  dein  Verpfändungsrecht  des  Unter- 
nehmers steht  die  nach  den  meisten  Rechten  dem  Besteller  und 
Eigentümer  des  Stoffs  eingeräumte  Befugnis,  das  Werk  beim 
Dritten  zu  vindizieren,  wogegen  dieser  den  Anspruch  auf  Lösung 
der  Sache  durch  Zahlung  des  Lohns  des  Unternehmers  geltend 
machen  kann.  So  nach  Augsburger  Stadtr.  Art.  133  §  2;  Lüb. 
Recht  cod.  II  A.  193  und  Lübecker  Statuta  III  8  §  17;  Münchner 
Stadtr.  A.  348;  Braunschweiger  Stadtr.  (Hänselmann,  UB.  S.  110). 
Dagegen  ist  diese  Vindikationsbefugnis  ausgeschlossen  und  aus- 
drücklich für  den  vorliegenden  Fall  die  Geltung  des  Grund- 
satzes „Hand  wahre  Hand"  ausgesprochen  im  System.  Schöffen- 
recht  V  c.  7  und  im  Alten  Culm.  Recht  V  6.  Vgl.  hierzu 
Laband  S.  82;  Heusler,  Institutionen  II  S.  214;  Goldschmidt  in 
der  Zeitschr.  für  das  ges.  Handelsrecht  VIII  S.  253  ff,  die  über- 
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einstimmend  die  nach  obigen  Rechten  bestellende  Ausnahme 
von  dem  Satze  „Hand  wahre  Hand"  auf  das  (vermeintliche)  „ur- 
sprüngliche Hofverhältnis  der  Handwerker"  zurückführen.  Der 
freie  Handwerker  werde  noch  dem  Dienstboten  gleich  behandelt, 
der  Gut  seines  Herrn  veruntreut  habe.  Hiergegen  macht  Stobbe 
(Privatrecht  2.  Aufl.  II  §  146  N.  30)  mit  Recht  geltend,  dass 
dem  Eigentümer,  dem  doch  nach  jener  Auffassung  noch  der 
Besitz  zustehen  müsste,  „nirgends  die  Klage  gegen  den  dritten 
Besitzer  auch  dann  zugeschrieben  wird,  wenn  die  Sache  dem 
Handwerker  gestohlen  wird".  Stobbe  erklärt  vielmehr  jeue 
Abweichung  von  dem  Grundsatze  „Hand  wahre  Hand*  durch- 
aus befriedigend  damit,  dass  nach  den  hier  einschlägigen  Rechts- 
quellen  der  Arbeiter  berechtigt  sei,  die  Sache  zu  versetzeu. 
In  der  Tat  muss  logischerweise  die  Rechtsordnung  da,  wo  sie 
dem  Unternehmer  dies  Recht  einräumt,  den  Eigentümer  au  den 
Dritten  verweisen,  und  diesem  hinwiederum  den  Lösungsau- 
spruch einräumen.  Es  ergibt  sich  dies  notwendig  aus  dem 
Wesen  dieser  Rechtseinrichtung. 

G.  Das  Ende  des  Werkvertrags. 

Der  Werkvertrag  wird  beendigt  durch  beiderseitige  Er- 
füllung des  Vertrags,  durch  beiderseitig  unverschuldete  Un- 
möglichkeit der  Leistung,  sowie  durch  den  Rücktritt  vom  Ver- 
trag, sofern  das  Recht  hierzu  beim  Vertragsabschlüsse  aus- 
bedungen worden  ist.  Vgl.  Waltzroder  Vertrag  Hans  Brügge- 
manns  1523  (Repert.  Bd.  24  S.  125);  Revers  des  Goldschmieds 
Bayer  1531  (Mitteilungen  des  german.  Mus.  Bd.  I  S.  167).  In 
diesem  Falle  haben  sich  die  Parteien  das  bis  zum  Rücktritt 
vom  Vertrag  beiderseitig  Geleistete  zurückzugewähren. 

Durch  den  Tod  des  Unternehmers  wird  der  Vertrag  in  der 
Regel  nicht  aufgelöst.  Es  ist  dies  im  gewerblichen  Verkehr 
auch  nicht  veranlasst.  In  einer  Frachturkunde  des  Lübecker 
Niederstadtbuchs  von  1463  (Pauli  III  S.  146)  ist  dies  ausdrück- 
lich ausgesprochen.  Im  allgemeinen  schweigen  allerdings  die 
Quellen  hierüber.  Beim  Lehrlingsvertrag  wurde  der  Vertrag 
in  der  Regel  mit  dem  Nachfolger  des  Meisters  im  Amt,  dessen 
Witwe,  Sohn,  Schwiegersohn  fortgesetzt.    Lüneburger  Gold- 
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schmiedordnung  von  1400  (Bodemann  S.  97);  Hamburger  Schiff- 
bauerordnung von  1545  Art.  11  (Rüdiger  S.  245).  Soweit  dies 
nicht  möglich  war,  konnte  die  Witwe  den  Lehrling  bei  einem 
andern  Meister  „bestedigen".  Also  schloss  der  Lehrling  oder 
sein  Gewalthaber  nicht  einen  neuen  Lehrvertrag  ab. 

Bei  Verträgen  über  bedeutendere  Kunstwerke  ergab  sich 
wohl  meistens  aus  der  Natur  der  Sache  die  Beendigung  des 
Werkvertrags  beim  Tod  des  Künstlers.  Angedeutet  ist  dies 
in  der  Vertragsurkunde  über  die  Anfertigung  des  Münnerstädter 
Altarbilds  durch  Tilman  Riemenschneider  1490  (Tönnies  S.  276), 
wo  ausbedungen  wird,  dass  für  den  Fall  des  Todes  die  Erben 
Riemenschneiders  den  erhaltenen  Vorschuss  zurückzuzahlen  haben. 

Der  Tod  des  Bestellers  wird  in  der  Regel  keinen  Einfluss 
auf  den  Werkvertrag  haben. 

Ob  der  Besteller  das  Recht  hatte,  den  Vertrag  bis  zur 
Abnahme  des  Werks  zu  kündigen,  wird  in  den  Quellen  nicht 
gesagt.  Man  wird  annehmen  dürfen,  dass  der  Besteller  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  allerdings  den  Vertrag  kündigen  durfte,  dass 
aber  der  Unternehmer  den  Anspruch  auf  das  volle  Entgelt  in 
diesem  Fall  hatte.  Für  das  Gebiet  des  Seefrachtvertrags  findet 
sich  eine  Bestimmung  in  diesem  Sinne  in  den  Bremer  Statuta 
von  1303  (Oelrichs  S.  291),  wonach  derjenige,  der  vom  Vertrage 
mit  dem  Schiffer  zurücktritt,  solange  das  Schiff  noch  nicht  aus- 
gelaufen ist,  halbe  Fracht  zahlt,  wenn  aber  das  Schiff  schon 
drei  Meilen  seewärts  ist,  ganze  Fracht  zahlt  („Fautfracht"). 


5.  Abschnitt 

Die  Zuständigkeit  für  die  Geltendmachung  der 
Ansprüche  aus  dem  Werkvertrage. 

Der  allgemeine  Satz,  dass  die  privatrechtlichen  Ansprüche 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  geltend  zu  machen  sind,  erleidet 
vielfach  eine  Ausnahme  oder  Einschränkung  da,  wo  die  Arbeit- 
nehmer in  gewerblichen  Körperschaften  zusammengeschlossen 
sind,  denen  eine  Gerichtsbarkeit  über  ihre  Mitglieder  zusteht. 


Digitized  by  Google 


110 

„Die  Zunft  war  das  Organ  der  zünftigen  Gewerbe-  und  Sitten- 
polizei und  somit  in  vielen  Angelegenheiten  auch  für  die  Un- 
genossen  erste  Instanz"  (Gierke,  Genossenschaftsrecht  Bd.  I 
S.  397).  Schon  bei  der  bisherigen  Darstellung  war  wiederholt 
zu  erwähnen,  dass  die  Älterleute  des  Amts  oder  die  Werk- 
meister in  vielen  Fällen  angegangen  wurden,  auf  Grund  der 
ihnen  von  der  Zunft  übertragenen  Gewalt  dem  säumigen  Unter- 
nehmer eine  Frist  zu  setzen,  das  Werk  zu  beschauen,  zu  be- 
gutachten, dass  ferner  vielfach  der  Richter  bei  Prüfung  der 
Mängel  des  Werks,  oder  Schätzung  des  Schadens  an  das  r Er- 
kenntnis der  Werkmeister"  gebunden  war  (S.  53,  54,  59). 

Inwieweit  nun  der  Besteller  gezwungen  war,  zunächst  die 
Gerichtsbarkeit  der  Zunft  anzurufen,  kann  allgemein  nicht  fest- 
gestellt werden.  Es  bemisst  sich  dies  danach,  inwieweit  in 
einer  einzelnen  Stadt  die  gewerblichen  Körperschaften  eine 
selbständige  staatsrechtliche  Stellung,  Autonomie  uud  Gerichts- 
barkeit erlangt  haben.  Hierbei  ist  auch  noch  zu  berück- 
sichtigen, dass  diese  Verhältnisse  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
innerhalb  einer  Stadt  sich  vielfach  änderten.  In  Lüneburg 
waren  die  Morgensprachen  der  Ämter  nach  einer  1554  für  die 
Schmiede  erlassenen  Rolle  (Bodemann  S.  XXXII)  zuständig  auch 
für  Zusagen,  Gelöbnisse,  Verträge,  Kauf,  Verkauf  usw.  In 
der  Schneiderrolle  von  1552  (Bodemann  S.  227)  heisst  es: 

Sprickt  ein  man  to  einem  scroder,  he  hebbe  sin  want 
nicht  alle  to  sinen  klederen,  des  schall  men  komen  vor 
de  werkmester;  spreken  de,  id  sy  dar  nicht,  he  schall  id 
ome  wedder  don;  spreken  se  averst,  id  sy  dar  alle  to, 
de  man  is  darumb  dem  schrodere  nichtes  plichtich,  dat 
he  umme  sin  want  sprak.    Spricket  he  aver  na  des,  dat 
de  werkmestere  dat  erschededen,  dar  mach  men  one  umb 
schuldigen.  Bekant  he,  he  mot  id  wedden  mit  dren  pfun- 
den;  vorseket  he  des,  he  wert  es  los  mit  sinem  cde.  Id 
mach  neen  radman  up  ene  tugen  na  deine  dat  id  eine 
gewalt  ist.  « 
Ebenso  muss  noch  nach  der  Basler  Gerichtsordnung  von 
1719  (Rechtsquellen  I  S.  765)  derjenige,  der  behauptet,  bei 
einer  Handwerkssache  übervorteilt,  oder  durch  schlechte  Arbeit 
geschädigt  worden  zu  sein,  die  Klage  bei  den  Vorgesetzten 
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derjenigen  Zunft  erheben,  der  der  Beklagte  angehört.  Gegen 
deren  Entscheidung  ist  dann  Berufung  an  das  ordentliche  Ge- 
richt zulässig.  Nach  den  Strassburger  Goldschmiedartikeln  von 
1482  Art,  18  (Meyer  S.  75)  geht  die  Klage  gegen  den  Unter- 
nehmer, der  den  Stoff  dem  Eigentümer  „vorhält  und  nicht 
widerum  gibt"  vor  die  Meister  und  das  Gericht  des  Gold- 
schmiedwerks, das  gegen  den  Meister,  abweichend  von  dem 
Rechte  anderer  Städte,  Entziehung  des  Amts  verhängen  kann. 
Dasselbe  gilt  nach  der  Lübecker  Goldschmiedrolle  von  1492 
(Wehrmann  S.  218)  und  der  Wismarer  Goldschmiedrolle  von 
1380  (Crull  S.  I).  Dagegen  musste  nach  der  Wismarer  Gold- 
schmiedrolle von  1543  (Crull  S.  III)  Art.  5,  der  Goldschmied, 
dem  zur  Erfülluug  des  Vertrags  erfolglos  eine  Frist  gesetzt 
worden  war,  „vor  den  Herren"  verklagt  werden.  Auch  in 
Lüneburg  scheint  die  Entwicklung  später  in  dieser  Richtung 
gegangen  zu  sein,  denn  1614  wird  in  einer  Leinweberordnung 
bestimmt,  dass  „ohne  und  ausser  eines  ehrbaren  Rats  Gericht" 
niemand  auf  eine  Klage  um  das  zur  Verarbeitung  übergebene 
Gut  zu  antworten  braucht.  Nach  bayrischem  Landrecht,  Frei- 
berger  Stadtrecht,  Bamberger,  Brünner  Recht  bestand  nur  die 
Zuständigkeit  des  ordentlichen  oder  Stadtgerichts  für  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  aus  dem  Werkvertrag.  Bayr. 
Landr.  von  1518  42.  T.  4.  Art.;  Freiberger  Stadtr.  Zusatz  4 
(1380)  §  4,  Zusatz  5  (1390)  §  6  (Ermisch  S.  279,  281);  Bam- 
berger R.  §  405  (Zöpfl  S.  112),  Rössler,  Stadtr.  von  Brünn 
S.  LXVI. 

In  Hamburg  konnte  nach  der  Wandbereiterordnung  von 
1547  (Rüdiger  S.  286)  Art.  12  der  Besteller,  der  den  fälligen 
Lohn  nicht  zahlte,  zweimal  durch  den  Amtsboten  zur  Zahlung 
gemahnt  worden.  Allein  dieses  Verfahren  begründete  keine 
Zuständigkeit  der  Morgensprache  hinsichtlich  dieses  Lohnan- 
spruchs, sondern  es  bildete  die  förmliche  Voraussetzung  für  das 
oben  bereits  besprochene  Verbot,  das  dann  an  die  Amtsgenossen 
erging,  dem  säumigen  Besteller  zu  arbeiten. 
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6.  Abschnitt 

Die  Bestrafung  des  Vertragsbruchs. 

Die  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  muss  unter  Berück- 
sichtigung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  erklärt  werden. 
Wo  ein  scharfer  Konkurrenzkampf  der  Unternehmer  herrseht, 
jeder  an  der  Erhaltung  seines  Kredits  und  seines  geschäftlichen 
Ansehens  interessiert  ist,  genügt  die  zivilrechtliche  Klage,  um 
dem  Kunden  Sicherheit  für  Erfüllung  des  Vertrags  zu  ge- 
währen. Anders  dort,  wo  mit  dem  Vertragsbruch  für  den 
schuldigen  Teil  kein  wirtschaftlicher  Nachteil  verbunden  ist, 
und  er  sich  durch  Wandern  der  gerichtlichen  Inanspruchnahme 
leicht  entziehen  kann.  Für  diese  Fälle  hat  nicht  nur  das  alte 
Recht  Strafen  aufgestellt,  sondern  auch  unsere  heutige  Rechts- 
ordnung noch  glaubt  z.  B.  hinsichtlich  der  Dienstboten  (vgl. 
Bayr.  Polizeistrafgesetzb.  A.  106)  und  der  Seeleute  hiervon 
nicht  absehen  zu  können.  Aber  auch  weiterhin  besteht  für  das 
mittelalterliche  Recht  ein  Bedürfnis  nach  Bestrafung  des  Ver- 
tragsbruchs darin,  dass  im  Gewerbe  dieser  Zeit  der  Kunde  auf 
den  Unternehmer  und  dessen  guten  Willen  augewiesen  ist, 
da  die  Möglichkeit,  sich  anderweit  Ersatz  zu  verschaffen,  be- 
schränkt ist. 

Hierbei  haben  von  vornherein  polizeiliche  Bestimmungen 
auszuscheiden,  wie  das  unter  Strafe  gestellte  Verbot,  im  Akkord 
zu  arbeiten  (Baumeisterbuch  der  Endres  Tucher  1464 — 1475, 
herausgegeben  von  Weech  und  Lexer  S.  274),  oder  das  Gebot 
des  Kontrahierungszwangs  (z.  B.  hinsichtlich  der  Zimmerleute 
und  Steinmetzen  nach  einer  Kölner  Ratsverordnung,  Ennen 
S.  128),  oder  das  Gebot,  den  zur  Verarbeitung  übergebenen  Stoff 
zu  wägen  (Bremer  Statuta  von  1303,  Oelrichs  S.  28)  und  andere. 
Es  handelt  sich  hier  nicht  um  Verletzung  von  Vertragspflichten. 

Am  zahlreichsten  sind  natürlich  die  Strafen,  die  auf  Nicht- 
erfüllung des  Vertrags  schlechthin  gesetzt  sind;  aber  noch 
weiterhin  tritt  eine  Differenzierung  insoferne  ein,  als  die  Ver- 
letzung einzelner  Vertragspflichten,  so  die  zur  Leistung  eines 
Werks  mit  den  zugesicherten  Eigenschaften,  oder  zur  Rück- 
gewähr  des  Stoffs  gesondert  behandelt  wird. 
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1.  Das  Verlassen  des  Werks,  das  vor  allem  im  Baugewerbe 
häufig  ist  und  Nichterfüllung  des  Vertrags  bedeutet,  wird  mit 
öffentlicher  Strafe  bedroht.  Münchner  Stadtr.  Art.  472  „dem 
richter  LX  den.,  der  stat  i  libtf.  Lübecker  Mauerleute-  und 
Dachdeckerordnung  von  1527  (VVehrmann  S.  332)  „äff wed denn 
mith  dien  raarckenn  sulvers".  Lübecker  Schiffszimmerleute- 
ordnuug  von  1560  (Wehrmann  S.  405): 

So  averst  hirentjegen  dede,  die  schall  dem  Erbarn  Rade 
by  dem  wedde  veer  marck  afwedden  und  up  der  lasta- 
dien  (Ort,  wo  die  Schiffe  gebaut  werden)  noch  up  der 
brawinge  nicht  angenahmen  oder  ein  arbeit  darsulvest 
vergönnt  werden,  ...  bis  das  Werk  vollendet  ist. 
Ebenso  Nürnberger  Polizeiordnung  (Baader  S.  286),  Bayr.  Landr. 
von  1518  42.  Titel  5.  Art.    Vgl.  hierzu  Sickel,  Bestrafung  des 
Vertragsbruchs  S.  162  ff. 

Nach  Bayrischem  Landrecht  von  1346  X  87  verfällt  der 
Lehrling,  der  seinem  Meister  entläuft,  in  eine  Busse  an  den 
Richter  im  Betrage  von  72  Pf. ;  hat  aber  der  Meister  durch  sein 
Verhalten  gegen  den  Lehrling  dessen  Entlaufen  gerechtfertigt,  so 
zahlt  er  die  72  Pfennig.  Wer  also  den  Vertrag  bricht,  zahlt  die 
Busse.  Dieser  Satz  entspricht  genau  dem  für  den  Gesindever- 
trag geltenden  des  §  88  (Freyberg  IV  S.  425).  Nach  der 
Lübecker  Rolle  für  die  Spinnradmacher  von  1559  (Wehrmann 
S.  449)  darf  ein  Lehrjunge,  der  seinem  Meister  entlaufen  ist, 
von  keinem  Meister  angenommen  werden,  ehe  er  „den  Herreu" 
und  dem  Amte  geweddet  hat.  Auch  hier  verfällt  der  Meister, 
der  den  Jungen  durch  seine  ungehörige  Behandlung  vertreibt, 
in  dieselbe  Busse.    Vgl.  hierzu  Sickel  S.  122,  126  ff. 

2.  Die  Lieferung  schlechter  Arbeit  wird  vielfach  bestraft. 
Strassburger  Tuchschererartikel  von  1362  (Schmoller  S.  8). 

Strassburger  Goldschmiedartikel  1363 — 1410  Art.  9  (Meyer  S.  4): 
5  Schillinge  in  die  Büchse  des  Amts.  Hamburger  Glaser-  und 
Malerordnung  von  1375  Art.  7  (Rüdiger  S.  90):  10  Schilling  dem 
Rat,  6  Pfenning  dem  Werk.  Freiberger  Stadtrecht  XLV  §  4 
(Ermisch  S.  249) :  Verlust  des  Amts.  Lübecker  Leinweberordnung 
von  1425  (Wehrmann  S.  322).  Strassburger  Müllerordnung  von 
1452  (Brucker  S.  375).  Hamburger  Kistenmacherordnung  von 
1519  (Rüdiger  S.  136): 

Hothenbttcher,  Werkvertrag  H 
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Item  weret,  dat  ein  verdingede  ein  stuck  Werkes  mit 
enem  meister  düsses  ampts,  und  dat  so  nicht  gemaket 
worde,  dat  idt  kopmansware  were,  und  klage  darvan  kerne 
vor  de  olderlude,  dat  he  sick  dar  denne  nicht  mit  willen 
aver  en  schickede,  de  schall  dat  wedden,  na  willkör  des 
rades  und  dem  ampte  eine  tunne  beers. 
Lübecker  Mauerleute-  und  Deckenolle  etwa  um  1527  (Wehr- 
mann S.  332)  und  gleichzeit.  Dachdeckerrolle  (Wehrmann  S.  196): 
einfache  Wedde.    Hamburger  Allgemeine  Bestimmungen  über 
Handwerksarbeiten  1563  (Rüdiger  S.  129):  gewillkürte  Strafe 
zum  gemeinen  Besten.  Lübecker  Zimmerleuteordnung  von  1545 
(Wehrmann  S.  463): 

und  de  mester  scholl  vor  denn  untruwen  offte  unvorsten- 
digen  arbeyt  ghevenn  dem  ampte  eine  thunne  beers. 
Lübecker  Schiffszimmerleuteart.  von  1560  (Wehrmann  S.  410). 
Lüneburger  Malerordnung  von  1595  Art.  12  (Bodemann  S.  165): 
Strafe  nach  billigem  Ermessen.    Vgl.  auch  Sickel  S.  167. 

Die  Strafen  waren  entsprechend  der  mittelalterlichen  Rechts- 
auffassung in  ihrem  Betrage  und  in  ihrer  Höhe  normiert,  erst 
seit  dem  16.  Jahrh.  kommen  Strafen  „nach  Ermessen"  auf. 
Sie  fallen  je  nach  der  Stellung,  die  die  Zunft  staatsrechtlich 
einnimmt,  an  die  Zunft,  oder  an  das  Gericht,  oder  an  beide 
Behörden.  Meistens  wird  die  Strafe  von  den  Werkmeistern 
verhängt;  dies  hängt  zusammen  mit  der  Gerichtsbarkeit  der 
Zunft  über  ihre  Mitglieder.  In  der  Fassung  der  Quellen  kommt 
vielfach  zum  Ausdruck,  dass  es  die  Verletzung  der  Vertrags- 
treue ist,  die  gestraft  werden  soll. 

3.  Die  Verzögerung  der  Vertragserfüllung  durch  den  Unter- 
nehmer wird  gestraft. 

Nach  der  Wismarer  Goldschmiedrolle  von  1380  (Crull  S.  I) 
muss  der  Unternehmer,  der  in  der  ihm  gesetzten  Frist  den 
Vertrag  nicht  erfüllt,  ein  halbes  Jahr  des  Amts  entbehreu. 
Nach  der  Lübecker  Leinweberordnung  von  1425  verfällt  der 
Leinweber,  der  innerhalb  der  von  den  Werkmeistern  gesetzten 
Frist  das  Werk  nicht  liefert,  in  eine  Busse  von  3  M.  an  die 
Herren,  wovon  die  Meister  6  Pf.  erhalten  —  wohl  als  Ge- 
bühr für  ihre  Mühewaltung.  Nach  der  Lübecker  Maler-  und 
Glaserordnung  von  1425  steht  die  Bemessung  der  Höhe  der 
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Strafe  beim  Rat  (Wehrmann  S.  329),  1560  Hamburger  Schmied- 
ordnnng  Art.  6  (Rüdiger  S.  254)  „inn  poene  tre  punt  und  dem 
ampte  einne  tunne  bers". 

4.  Mit  dem  gemeinen  Strafrecht  trifft  die  Strafe  für  Ver- 
letzung der  Rückgewährpflicht  zusammen,  insofern  der  Tat- 
bestand der  Unterschlagung  oder  Veruntreuung  gegeben  ist. 

Die  Quellen  behandeln  den  Fall,  wo  der  Unternehmer  den 
Stoff  nicht,  oder  nicht  vollständig  zurückerstattet,  oder  den 
noch  unverarbeiteten  Stoff  versetzt,  oder  das  Werk  zu  einem 
den  verdienten  Lohn  übersteigenden  Betrag  verpfändet,  fast 
durchweg  übereinstimmend.  Bayr.  Landr.  von  1346  X  §  86: 
Der  Arbeiter,  der  das  Werk  um  mehr  als  den  verdienten  Lohn 
pfändet,  ist  nicht  nur  schadensersatzpflichtig,  sondern  zahlt  dem 
Richter  72  Pfennig.  Gleichlautend  die  Reformation  von  1518 
42.  Titel  1.  Art.  und  die  Reform,  von  1616  32.  Titel  1.  Art., 
ferner  Schweidnitzer  Schneiderstatuten  mitgeteilt  bei  v.  Berlepsch, 
Chronik  der  Gewerbe  II  230  (Busse  von  4  Pfd.,  wer  das  Gewand 
nicht  zurückgibt);  Münchner  Stadt r.  VII  4  (Auer  S.  270):  Der 
Sägmüller,  der  mehr  als  die  scherw  des  Baumes  abhaut,  zahlt 
dem  Richter  24  dn.  Lüneburger  Schneiderordnung  von  1552 
(Bodemann  S.  227):  Der  Schneider  muss  wedden  mit  3  Pfunden. 

Dagegen  tritt  neben  die  Busse  die  Strafe,  „des  Amts  zu  ent- 
behren" nach  der  Lübecker  Goldschmiedordnung  von  1492  (Wehr- 
mann S.  218)  und  den  Strassburger  Goldschmiedartikeln  von  1482 
Art.  18  (Meyer  S.  75).  Die  schärfere  Strafe  der  letzteren  Bestim- 
mung ist  wahrscheinlich  dadurch  mit  begründet,  dass  in  der  wieder- 
holten Weigerung,  den  Stoff  herauszugeben  trotz  Befehls  der 
Meister  ein  Ungehorsam  gegen  die  Zunft  erblickt  wird,  der  mit 
Ausschluss  aus  dem  Amt  bestraft  wird.  Auch  soll  der  Handwerker 
dem  Stadtgericht  zur  weiteren  Bestrafung  überwiesen  werden. 

Eine  Ausnahmestellung  schliesslich  nimmt  das  Rügische 
Landrecht  CXIV  §  3  ein: 

Und  lete  einer  uptehen  bi  bind  bi  stigetalen  (Zahlmass 
von  12  Ellen),  de  wever  möten  tales  werdich  sein  und  so 
vele  bind  averantwerden.  und  tellede,  dem  dat  garn  hö- 
rede,  datsulvige  und  missede  ein  bind,  dat  sind  60  fedeme, 
de  wever  löset  den  hals  van  der  heerschop,  betalet  dat 
game  brekt  3  pund  an  den  kleger. 

8* 
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Hier  ist  also  die  Unterschlagung  bestraft,  und  der  Besteller 
erhält  die  Busse  des  Unternehmers. 

Vgl.  zu  dem  Vorstehenden  Löning,  Vertragsbruch  S.  396, 
402  ff.  und  dessen  Auffassung,  dass  „das  deutsche  Recht  in  dem 
Wegführen  oder  Verheimlichen  einer  anvertrauten  Sache  keine 
Unrechtsform  sieht,  welche  an  sich  eine,  über  die  Rechtsvoll- 
streckung hinausgehende  Rechtsfolge  erforderte,  insbesondere 
kein  diebliches  Behalten,  keine  Unterschlagung".  Dies  wird  im  all- 
gemeinen durch  die  vorstehenden  Ergebnisse  bestätigt,  immerhin 
sind  in  den  Bestimmungen,  die  die  Entziehung  des  Amts  verhängen, 
sowie  in  der  des  rügischen  Landrechts  schon  Ansätze  zu  einer 
strafrechtlichen  Behandlung  der  Veruntreuung  des  Stoffs  gegeben. 

5.  Die  bisherige  Darstellung  lässt  erkennen,  dass  die  Be- 
strafung des  Vertragsbruchs  vor  allem  seitens  des  Unternehmers 
weit  verbreitet  ist,  dass  sie  auch  im  16.  Jahrh.  fortdauert,  und 
dass  sie  ursprünglich  mehr  kasuistisch  geregelt  ist,  insofern 
die  einzelne  Vertragspflicht  besonders  behandelt  wurde.  All- 
mählich wird  dann  die  Fassung  der  Bestimmungen  allgemeiner, 
die  Strafen  werden  Ermessensstrafeu.  Als  Abschluss  der  Entwick- 
lung in  dieser  Richtung  kann  die  Bestimmung  des  Art.  10  der  Lüne- 
burger Leinweberordnung  von  1614  (Bodemann  S.  151)  angesehen 
werden,  wo  der  Vertragsbruch  schlechthin  unter  Strafe  gestellt  ist. 

Würde  auch  einem  Meister  von  Jemandem  in  oder  ausser- 
halb der  Stadt  Garn  zu  einem  Werk  gebracht,  so  er  an- 
nähme und  zusagte,  dasselbe  in  einer  benanten  Zeit  zu 
weben  und  zu  verfertigen,  käme  aber  seiner  Zusage  ge- 
bührlich nicht  nach,  derselbe  sol  dem  Ambte  in  willkür- 
liche Strafe  verfallen  sein. 

6.  Die  Verletzung  der  Pflicht  des  Bestellers,  dem  Unter- 
nehmer die  Vergütung  zu  gewähren,  ist  nur  insofern  unter 
Strafe  gestellt,  als  nach  den  einzelnen  Rechten  diesem  Anspruch 
des  Unternehmers  die  Stellung  des  lidlons  eingeräumt  ist.  In 
diesem  Falle  verfällt  der  in  Verzug  befindliche  Besteller,  der 
sich  verklagen  lässt,  in  eine  Busse.  Bayr.  Landr.  von  1346 
X  89;  und  Reformation  von  1518  43.  Tit.  9.  Art.;  Münchner 
Stadtr.  A.  136;  Basler  Gerichtsordnung  von  1457  Art.  62 
(Rechtsquellen  I  S.  168);  vgl.  Hertz  S.  99;  Sickel  S.  169 ff. 
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III.  Die  Rechtsentwicklung  seit  dem  Ein- 
dringen des  fremden  Rechts. 


Die  bisherige  Darstellung  hat  ergeben,  dass  das  deutsche 
Recht  selbständig  Regeln  für  den  Werkvertrag  entwickelt  hat. 
Es  soll  im  folgenden  nur  noch  in  grossen  Zügen  der  Gang 
der  weiteren  Entwicklung  gezeichnet  werden.  Es  soll  gezeigt 
werden,  inwieweit  sich  das  deutsche  Recht  erhalten  hat  und 
inwieweit  das  römische  Recht  aufgenommen  worden  ist. 

1. 

Das  deutsche  Recht  ist  in  einigen  Rechtsgebieten,  vor  allem 
dem  bayrischen,  lübischen  und  rügischen,  und  zum  Teil 
dem  Culmischen  und  Hamburger  bis  ins  18.  Jahrhundert  in 
Geltung  geblieben.  Es  ist  diese  Tatsache  bereits  bei  der 
früheren  Darstellung  berücksichtigt  worden.  Hierbei  versteht 
sich  von  selbst,  dass  das  heimische  Recht  sich  nicht  überall  in 
allen  Stücken,  sondern  bald  in  weiterem,  bald  in  engerem  Um- 
fang erhalten  hat.  So  wird  man  nicht  bezweifeln  dürfen,  dass 
reine  Konsensualverträge  Uber  all  anerkannt  worden  sind.  Da- 
neben finden  sich  doch  noch  Spuren,  dass  das  Handgeld  und 
der  Gottespfennig  oder  die  arrha  sich  in  ihrer  alten  Bedeutung 
auf  dem  Gebiete  des  Werkvertrags  erhalten  haben.  Voll- 
ständige Teutsche  Stadtrechte  für  Böhmen  und  Mähren  (Wien 
1721 )  De  loc.  cond.  cap.  IV,  ferner  de  stipulationibus  S.  390, 
Lübecker  Statuta  (Lübeck  1728)  III  6  §  6.  Das  Handgeld 
und  die  arrha  haben  sich  hier  zum  Reugeld  entwickelt. 

Das  Mühlenrecht  ist  unverändert  geblieben:  Der  Müller 
wird  noch  in  natura  entlohnt,  strenge  Vorschriften  betreffen 
die  Rückgewährpflicht,  dem  Besteller  steht  noch  das  Aufsichts- 
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recht  zu  usw.  Die  Müller  müssen  noch  die  Ordnungen  be- 
schwören. Jülich-Clevesehe  Polizeiordnuug  von  1558  (Mühlen- 
ordnung), Tiroler  Reform.  Landrecht  von  1573  IV  37  ff.  Chur- 
fürstl.  Pfälz.  Laudesordnung  von  1582  Titel  26.  Bayr.  Land- 
und  Polizeiordnung  von  1616  IV  8.  Auch  die  Bauorduungen 
ändern  sich  wenig,  vor  allem  ist  das  Verbot,  eine  zweite  Arbeit 
anzunehmen,  aufrechterhalten,  daneben  das  Verbot  des  .Für- 
kaufs",  das  auch  in  allgemeiner  Fassung  in  Tirol  gilt.  Württem- 
berg. Bauordnuug  von  1567  p.  CXXIII.  Bayr.  Landr.  von 
1616  32.  Titel  2.  Art.  Neue  reform.  Landesordnung  für  Tirol 
von  1573  VI  24.  Dagegen  tritt  nach  Württemberger  Recht 
die  neue  Vorschrift  auf,  dass  über  jeden  Bau  ein  „Verding- 
brief" errichtet  werden  muss. 

Das  Recht  des  Lidlohns  ist  im  Bayr.  Landr.  von  1616 
33.  Titel,  sowie  in  den  Schweizer  Rechten  aufrechterhalten, 
die,  wie  gezeigt,  es  gerade  in  Beziehung  auf  den  gewerblichen 
Arbeitsvertrag  weiter  ausgebildet  haben.  Das  Verpfändungs- 
recht des  Unternehmers  am  Werk  ist  anerkannt  in  den  Lü- 
becker Statuta  III  17,  Hamburger  Statuta  von  1619  II  9 
Art.  18;  ferner  als  v stillschweigendes  Pfandrecht"  am  Gut  nach 
Bayr.  Landr.  von  1616  32.  Titel  1.  Art.  Dagegen  ist  in  der 
Württembergischen  Landesordnung  von  1567  p.  117  unter  den 
wucherlichen  und  verbotenen  Kontrakten  angeführt,  „wenn  je- 
mand einem  Arbeiter  auf  seine  Arbeit  leiht".  Das  Arrestierungs- 
recht  des  Hausherrn  hinsichtlich  des  Werks,  das  sein  Mieter 
für  den  Besteller  aus  dessen  Stoff  gefertigt  hat,  ist  lediglich 
in  den  Lübecker  Statuta  III  8  §  15  anerkannt.  Vgl.  hierzu 
David  Mevius,  Comment.  in  jus  Lubicense  III  8  Art.  15  (p.  700). 

Im  weitem  Umfang  schliesslich  hat  sich  das  wesentlich 
durch  die  Hanse  entwickelte  Seefrachtrecht  erhalten.  Die 
Hamburger  Statuten  von  1603  II  14  und  die  Lübecker  Statuten 
VI  1.  Titel  §§  9 ff.,  §  12,  2.,  3.  Titel  gehen,  vor  allem  in  der 
Behandlung  der  Gefahr  und  des  Frachtanspruchs,  auf  die  alten 
Hanserezesse  zurück. 

Auch  die  Rechtssätze  über  den  Lehrvertrag,  soweit  sie 
die  Pflicht  des  Lehrherrn  zur  Erziehung  betreffen,  haben  sich 
erhalten,  wenn  sie  auch  unter  der  loc.  cond.  abgehandelt  werden, 
so  z.  B.  in  der  Nürnberger  Reformation  von  1564  II  17.  (Von 
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Hinlassung  und  Beständnis  der  Häuser  und  andern  Güter,  auch 
Hinlassung  und  Verding  der  Personen.)  Deutsches  Recht  hat 
auch  das  Geldernsche  Landrecht  von  1619  IV  4  (Maurenbrecher, 
Rheinpreuss.  Landrechte  1830—1831  II  S.  465)  erhalten.  Die 
Überschrift  des  §  4  lautet:  „Van  dienstboden  ende  aenneminge 
van  Werke". 

2. 

Allein  nicht  nur  in  jenen  bestimmten  Rechtsgebieten  hat 
sich  das  deutsche  Recht  erhalten.  Vielmehr  ist  es  weit  darüber 
hinaus  in  Geltung  geblieben.  Die  Privatrechtsgesetzgebung 
regelte,  wie  schon  das  Beispiel  der  eben  angeführten  Quellen 
zeigt,  den  Arbeitsvertrag  nicht  erschöpfend,  ja  viele  Gesetz- 
bücher behandeln  ihn,  oder  zum  mindesten  den  Werkvertrag 
gar  nicht.  Auch  da,  wo  das  römische  Recht  formell  und  ma- 
teriell aufgenommen  wurde,  wurde  höchstens  der  eiue  oder 
andere  Rechtsatz  kodifiziert.  Man  darf  hieraus  nicht  den 
Schluss  ziehen,  dass  nunmehr  das  römische  Recht  als  gemeines 
Recht  schlechthin  ergänzend  eingetreten  sei.  Vielmehr  muss 
behauptet  werden,  dass  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Arbeits- 
vertrags und  im  besondern  des  Werkvertrags,  sich  das  Ge- 
wohnheitsrecht erhalten  hat,  das  ja  schon  zur  Zeit  der  aus- 
schliesslichen Geltung  des  deutschen  Rechts  von  grösster  Be- 
dentung  war.  Das  Gewohnheitsrecht  hatte  sich  auf  dem  Grunde 
der  besondern  wirtschaftlichen  Verhältnisse  seit  Jahrhunderten 
als  ständige  Vertragsübung  entwickelt.  Es  war  massgebend 
bei  der  Abfassung  der  zahllosen  Handwerks-,  Zunft-,  Gewerbe- 
und  Polizeiordnungen,  die  in  Fortsetzung  der  mittelalterlichen 
Statuten  in  den  deutschen  Territorien  der  Neuzeit  erlassen 
wurden.  Mochten  auch  die  römischrechtlich  gebildeten  Juristen 
der  deutschen  Landesherren  beim  Erlasse  von  Gesetzbüchern 
das  gemeine  Recht  zur  Geltung  bringen,  auf  diesem  Gebiete 
mussten  die  tatsächlichen  Verhältnisse,  die  auf  ganz  andern 
gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Grundlagen  beruhten, 
als  die  des  alten  Rom,  ausschliesslich  berücksichtigt  werden. 
Die  Volkswirtschaft  hatte  sich  seit  dem  Ende  des  Mittelalters 
in  der  hier  in  Betracht  kommenden  Beziehung  wenig  geändert, 
vor  allem  das  Gewerbewesen  blieb  in  den  vom  Mittelalter  ge- 
schaffenen Formen  bis  an  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
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stehen.  Dies  ist  schon  in  der  Literatur  des  18.  Jahrhunderts 
anerkannt  worden.  Struve  hebt  in  seinem  Systema  jurispru- 
dentiae  opificiariae  1738  I.  Bd.  IV.  Buch  cap.  7  de  jure  opificum 
non  scripto  die  grosse  Bedeutung  der  „Handwerksbräuche*  als 
Rechtsquelle  hervor.  Er  bestimmt  die  Geltung  des  Justinia- 
neischen  Rechts  (I.  Bd.  3.  Buch  2.  cap.  VII)  dahin: 

.  .  .  interim  cum  jure  Justinianeo,  tanquam  recepto,  in 
Germania  communiter  utamur,  non  possumus  ejus  autori- 
tatem  ac  usum  penitus  a  foro  opificum  excludere. 
Er  bespricht  einige  Justinianeische  Rechtssätze,  bemerkt  aber, 
sie  könnten 

non  ita  crude  ad  praxim  hodiernam  causae  opificiariae 
transferri. 

3. 

Überblickt  man  die  gemeinrechtlich  beeinflussten  Gesetz- 
bücher der  Neuzeit  mit  Rücksicht  auf  den  Werkvertrag,  so 
lassen  sich  drei  Gruppen  unterscheiden:  Gesetzbücher,  die  die 
loc.  cond.  operis  überhaupt  nicht  regeln,  solche  die  sie  zwar 
unter  der  loc.  cond.  überhaupt  erwähnen,  aber  nicht  besonders 
behandeln,  und  schliesslich  eine  Gruppe  von  Rechten,  die 
allerdings  die  Hauptsätze  des  Werk  Vertragsrechts  aufstellen. 

a)  Der  Werkvertrag  oder  die  loc.  cond.  operis  wird  nicht 
geregelt  in  der  Reformation  der  Landgrafschaft  Hessen  von 
1535,  Frankfurter  Reformation  von  1578  II.  Teil,  Kur-Kölni- 
sches Landesrecht  (Reformation  von  1563,  Rechtsordnung  von 
1663,  authentica  von  1767),  Jülich.  Bergische  Rechtsordnung 
von  1555,  Landrecht  der  hintern  Grafschaft  Sponheim  von 
1578;  Salm-Reifferscheidt-Dycksche  Rechtsordnung  von  1708; 
Kur-Trierisches  Landrecht  von  1668  ref.  1713  (ebenso  die  II. 
Redaktion  von  1714),  Rheingräfliches  Landrecht  von  1754. 
Dasselbe  gilt  von  dem  Dithmarsischen  Landrecht  von  1567 
(Glückstadt  1667),  den  Konstitutionen  Augusts  von  Sachsen  von 
1572  (wozu  jedoch  die  Gesinde-,  Taglöhner-  und  Handwerks- 
orduung  Johann  Georgs  von  Sachsen  von  1651  heranzuziehen 
ist);  Lüneburger  Stadtrecht  (Pufendorf,  observationes  Bd.  IV); 
Neumünsterische  Kirchspiel-  und  Bordesholmische  Amtsge- 
bräuche (herausgegeben  von  Seestern-Pauly  1824),  der  Stadt 
Basel  Stadt-  und  Gerichtsordnung  von  1719  II.  Teil  (Rechts- 
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quellen  von  Basel  1 831).  Auch  die  folgenden  Prozess-  und  Landes- 
ordnungen, in  denen  vielfach  auch  das  Privatrecht  behandelt 
wird,  enthalten  nichts  Uber  die  locatio  conductio  operis:  Jülich- 
Clevesche  Ordnung  und  Reform,  des  Prozesses  von  1562;  Fürstlich- 
Hessische  Landesordnung  in  der  obern  Grafschaft  Katznelenbogen 
(v.  Selchow,  Magazin  für  die  deutschen  Rechte  und  Geschichte  I 
1779);  Gerichtsordnung  und  Landrecht  der  Grafschaft  Solms  1571 ; 
Erneuerte  Landesordnung  für  das  Königreich  Böhmen  von  1627. 

Unter  den  privaten  Rechtsaufzeichnungen  sind  der  Layen- 
spiegel  (Augsburg  1509)  und  der  richterliche  Klagspiegel  (Strass- 
burg  1536)  hervorzuheben.  Der  erstere  behandelt  die  loc.  cond. 
überhaupt  nicht,  dieser  nur  die  Sachmiete.  Der  Bauunter- 
nehmervertrag ist  in  dem  oben  angeführten  Abschnitte  de  stipu- 
lation erwähnt.  Kein  Anhaltspunkt  findet  sich  in  dem  Formu- 
larbuch Leonhard  Schwarzenbachs  (Frankfurt  a.  M.  1571). 

fi)  Die  Gruppe  der  Rechte,  die  die  loc.  cond.  operis  im 
Systeme  unter  der  Miete  vortragen,  ohne  jedoch  meistens  näher 
auf  die  materiellen  Rechtssätze  einzugehen,  wird  eröffnet  durch 
die  Wormser  Reformation  von  1498.    Dort  heisst  es  (V  2): 
Und  nit  allein  hüsslich  wohnung  oder  buguter  mögen  ver- 
liehen und  bestanden  werden,  sondern  auch  arbeit  oder 
wergk  zu  machen  mögen  verdingt  verliehen,  angenomen 
und  bestanden  werden  als  Bücher  ze  schryben,  Tafeln  ze 
malen,  Schrynwergk,  Schmidwergk,  Muwerwerk,  Zymmer- 
werk,  Graben  zu  machen  und  derglychen,  daruss  ent- 
springen clag  und  forderung  des  verlyhens  und  besteens. 
Ebenso  Nürnberger  Reform,  von  1564  II  17,  Vollständige 
Teutsche  Stadtrechte  für  Böhmen  und  Mähren  (Wien  1721); 
Nassauische  Landesordnung  von  1616  VI  5;  Reformation  der 
freien  Reichsstadt  Wimpfen  von  1731  II  6;  Gräflich  Hohen- 
lohesches  Landrecht  von  1738  III  7  §  12;  Der  Landschaft 
Basel  Landesordnung  von  1757  §  84;  Codex  Maximilianens 
Bavaricus  juris  civilis  IV  cap.  6,  die  letzte  grosse  gemein- 
rechtliche Kodifikation,  die  jedoch  nicht  einmal  eine  grundsätz- 
liche Scheidung  von  loc.  cond.  operis  und  operarum  durchführt. 
Vgl.  ferner  das  kompilator.  Werk  von  Noe  Meurer,  Liberey 
Kaiserlicher  auch  Teutscher  Nation   Land-  und  Stattrecht 
(Heidelberg  1582)  II.  Teil:  Von  Beständnis  der  Güter. 
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y)  Während  die  bisher  besprochenen  Gesetzgebungswerke 
für  das  materielle  Werkvertragsrecht  keine  oder  nur  eine  ganz 
geringe  Ausbeute  gewähren,  hat  eine  Gruppe  von  Rechten, 
für  die  das  Freiburger  Stadtrecht  vorbildlich  geweseu  ist,  die 
Hauptsätze  des  Vertragsrechts  entwickelt.  Das  Freiburger 
Stadtrecht  von  1520  stellt  unterm  5.  Titel  des  II.  Traktats 
folgende  Bestimmungen  auf: 

a)  Vollendet  ein  Werkmeister  das  Werk  innerhalb  des 
Zieles  nicht,  oder  ist  soviel  Zeit  verstrichen,  dass  er  es  bis 
dahin  nicht  mehr  anfertigen  kann,  so  hat  er  dem  andern  alles 
Interesse,  Schadfall  und  Nachteil  abzutragen;  es  steht  in 
des  Bestellers  Willen,  ob  er  ihn  das  Werk  noch  vollenden 
lassen  will. 

b)  Ist  aber  der  Werkmeister  bereit  und  in  der  Lage,  zu 
wirken,  ist  das  Hindernis  am  Besteller,  so  muss  dieser  das 
verdingte  Geld  zahlen. 

c)  Wird  er  durch  einen  Dritten  gehindert,  so  hat  er  gegen 
den  Besteller  keinen  Lohnanspruch,  dieser  gegen  ihn  keinen 
Schadensersatzanspruch.  Das  Recht  gegen  den  Dritten  steht 
dem  Unternehmer  zu. 

d)  Wird  zweien,  dreien  oder  mehreren  ein  Werk  verdingt, 
so  ist  jeder  allein  dasselbe  auszuwirken  schuldig,  kann  sich 
nicht  auf  die  Mitschuldner  berufen. 

e)  Ist  der  Werkmeister  dem  Gegenteil  Schadeu  und  Inter- 
esse zu  zahlen  bereit,  so  kann  der  Besteller  nur  in  dringenden 
Fällen  auf  Anfertigung  des  Werks  bestehen. 

Im  Württembergischen  Landrecht  von  1567,  das  ganz  nach 
dem  Muster  des  Freiburger  Stadtrechts  bearbeitet  ist,  finden 
sich  im  II.  Teil  (auch  wiederholt  in  der  Reformation  von  1610) 
die  Bestimmungen  a  bis  e  fast  wörtlich  übereinstimmend.  Ihm 
folgt  das  Kurpfälzer  Landrecht  von  1582  II.  Teil  4.  Titel 
(wiederholt  in  der  Revision  von  1698  IV  10).  In  beiden 
Rechten  ist  anschliessend  an  Bestimmung  d  bemerkt: 

f)  Wenn  aber  viele  ein  Werk  stückweise,  oder  sonst  ohne 
eine  Verbindung  verdingten,  so  kann  jeder  nur  für  sein  Stück 
in  Anspruch  genommen  werden. 

Das  Hatzfeld -Wildenburgische  Landrecht  von  1607  II 
cap.  6  §§  24,  25  gibt  die  Bestimmungen  a,  b,  c  und  setzt  noch 
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fest,  dass  der  Werkmeister  erst  nach  Vollendung  des  Werks 
Anspruch  auf  Lohn  hat.  Das  bei  Struve  Bd.  III  Buch  III 
cap  9  angeführte  jus  proviuciale  ducatus  Prussiae  (publiz.  1620) 
enthält  in  Buch  IV  A.  3  die  Bestimmungen  b,  c,  d,  f. 

Die  Fassung  der  Bestimmungen  allein  verrät  schon  die 
römischrechtliche  Bildung  des  Verfassers  des  Freiburger  Stadt- 
rechts Ulrich  Zasius.  Auch  der  Inhalt  ist  aus  römischrecht- 
licher Anschauung  hervorgegangen ;  Bestimmung  d  z.  B.  verrät 
ganz  deutlich  die  Anlehnung  an  die  auf  das  Mandat  bezügliche 
Stelle  1.  60  §  2  Dig.  17,  1.  Auch  die  Einräumung  des  Rück- 
trittsrechts für  den  Besteller  in  Bestimmung  a  ist  durchaus 
neu  und  ein  Bruch  mit  dem  bis  dahin  geltenden  Rechtszustande. 
Es  zeigt  sich  übrigens,  dass  auch  hier  das  Werkvertragsrecht 
nicht  erschöpfend  geregelt  worden  ist,  aber  immerhin  muss  her- 
vorgehoben werden,  dass  der  Gesetzgeber  den  der  Werk- 
miete eigentümlichen  Tatbestand  erkannt  und  entsprechend  be- 
handelt hat. 

4. 

Entsprechend  der  Stellung  der  Gesetzgebung  zum  Arbeits- 
vertrag und  im  besondern  zum  Werkvertrag  hat  sich  auch  die 
Lehre  des  gemeinen  Rechts  nur  wenig  mit  ihm  beschäftigt. 
Es  liegt  ausserhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit,  die  Behandlung 
dieses  Gebiets  durch  die  Kanonisten,  und  die  italienischen  und 
französischen  Zivilisten  darzustellen.  Es  sei  hier  auf  die  Ar- 
beiten Wilhelm  Endemauns  verwiesen,  nach  dem  („Die  recht- 
liche Behandlung  der  Arbeit"  in  Band  67  S.  688  der  Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik),  der  Arbeitsvertrag 
als  solcher  von  den  Kanonisten  selbständig,  und  zwar  nicht 
unter  der  Sachmiete  behandelt  wurde,  dagegen  bei  den  Zivi- 
listen keine  oder  nur  geringe  Beachtung  fand. 

Aus  der  Literatur  des  16.  Jahrh.  sei  erwähnt,  dass  das 
grosse  Werk  DuYerentiae  aliquot  juris  Civilis  et  Saxonici  in  4 
partes  divisae  (Köln  1567)  den  Werkvertrag  nicht  berührt. 
Ulrich  Zasius  behandelt  in  seinem  Kommentar  zu  den  Pandekten 
(Ausgabe  von  Freigius,  Basel  1.076)  unter  dem  Titel  „de  ver- 
borum  obligationett  die  auch  später  in  den  Pandekten  werken 
viel  erörterte  Frage,  ob  durch  die  Stipulation,  ein  Haus  zu  er- 
bauen, auch  der  Erbe  des  Unternehmers  verpflichtet  werde, 
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weiterhin  einen  Fall  für  die  Verteilung  der  Gefahr  (fol.  711). 
Die  loc.  cond.  operis  ist  als  solche  nicht  berücksichtigt  (fol.  718). 
Dagegen  bespricht  Andreas  Perneder  in  seinen  Institutiones  (Aus- 
gabe von  Hunger,  Ingolstadt  1563)  ausführlich  unter  der  Über- 
schrift De  locatione  III  25  die  hierher  gehörigen  Vorschriften 
des  römischen  Rechts,  vor  allem  die  Klage  des  Bestellers  wegen 
Verderb  des  Stoffs.  Auch  die  Zulässigkeit  der  Unterverdingung 
wird,  wie  in  vielen  andern  Pandektenwerken,  ausdrücklich  be- 
sprochen. Bezüglich  der  Advokaten  trägt  Perneder  die  römisch- 
rechtliche Anschauung  vor,  dass  der  Advokat  unentgeltlich 
arbeiten  müsse  und  nur  eine  freiwillig  gegebene  „Verehrung* 
annehmen  dürfe.  Benedikt  Carpzov  (opus  definitionum  foren- 
siura  ad  Const.  Elect.  Saxon.  Frankfurt  1669)  behandelt  nur 
die  Sachmiete  (II  37),  bringt  aber  sonst  einiges  hierher  ge- 
höriges. Er  leitet  das  Rententionsrecht  des  Fuhrmanns  am 
Frachtgut  aus  dem  allgemeinen  Zurückbehaltüngsrechte  her 
(II  16,  21)  und  äussert  sich  über  die  Stellung  der  Ansprüche 
des  Handwerkers  im  Konkurse  (I  28).  Ulrich  Huber  (prae- 
lectiones  juris  civilis  1735)  behandelt  unter  loc.  cond.  (III  25) 
wesentlich  die  Sachmiete,  und  erörtert  nur  in  einem  scholium 
die  Frage,  inwiefern  die  loc.  cond.  operis  hierher  gehöre,  nach- 
dem es  sich  doch  nicht  um  den  Gebrauch  einer  Sache  handle. 
Im  übrigen  bespricht  er  in  eigenen  Abschnitten  die  operae 
libertorum  und  servorum  (üb.  38  tit.  1;  lib.  7  tit.  7).  Ein- 
gehender widmet  sich  Pufendorf  (observationes  II.  Bd.  1748). 
der  loc.  cond.  operis  (observ.  14),  als  welche  ihm  offenbar  vor- 
nehmlich der  Bauunternehmervertrag  erscheint.  Es  werden 
die  Rechtswirkungen  der  approbatio,  sowie  die  Haftung  des 
Unternehmers  für  Eigenschaften  des  Werks  besprochen.  Die 
Gesamtauifassung  ist  römischrechtlich,  aber  es  werden  doch 
die  Sätze  der  Pandekten  selbständig  behandelt  und  weiter  aus- 
gebildet. Bei  auftauchenden  Zweifeln  kommen  naturrechtliche 
Anschauungen  zur  Geltung.  So  wendet  er  sich  in  observ.  14 
§  10  gegen  die  Meinung  von  Ooler  und  andern,  „Conducton, 
cujus  opus  contra  legem  contractus  effectum  esset,  nihil  deberi1*. 
Pufendorf  setzt  dem  entgegen,  „id  aequitati  conveniens  non 
est".  Er  führt  Voet  an  ad  tit.  loc.  cond.  §  40,  der  darauf 
abstellt,  ob  das  Werk  gar  keinen  oder  wenigstens  einen  ge- 
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ringen  Nutzen  habe.  Johannes  Voet  (Commentar.  ad  Pandektas 
6.  Aufl.  1734)  beschäftigt  sich  weitaus  am  ausführlichsten  mit 
der  loc.  cond.  operis.  Im  I.  Band  (Buch  19  Titel  2)  bespricht 
er  zunächst  die  Sachmiete.  Bei  der  Dienstmiete  erwähnt  er, 
dass  sie  nur  auf  mercenariae  operae  Anwendung  finde,  nicht  auf 
„operae  liberales  advocatorum  similiumaue,  quibus  salaria  non 
mercedes  praestari  solenttf  (6).  Im  Anschluss  hieran  führt  er 
eine  Reihe  von  Sätzen  aus  dem  Seefrachtrecht  an  über  unver- 
schuldete Unmöglichkeit  der  Leistung,  über  den  Frachtanspruch 
usw.,  wobei  er  sich  auf  die  verschiedenen  Seerechte  beruft. 
Er  geht  hier  notwendig  über  den  Rahmen  der  Digesten  hiuaus 
und  bietet  die  Grundsätze  des  im  15.  Jahrhundert  entwickelten 
Seefrachtrechts  (27,  28).  Von  hier  geht  er  zur  eigentlichen 
loc.  cond.  operis  über.  Es  wird  die  Unterverdingung,  die  pro- 
batio  und  die  Verteilung  der  Gefahr,  schliesslich  das  Zurück- 
behaltungsrecht des  Arbeiters  am  Werk  bis  zur  Bezahlung  des 
Entgelts  ausführlich  besprochen.  Weniger  eingehend  würdigt 
Leyser  (Meditationes  ad  Pandektas  III.  Bd.  3.  Aufl.  1743)  die 
Werkmiete  (spec.  CCXII).  Erwähnenswert  ist  hier  nur,  dass 
er  dafür  eintritt,  den  Bauunternehmer,  nicht  nur  bei  öffent- 
lichen Bauten,  sondern  bei  allen  privaten  Bauten  fünfzehn 
Jahre  für  alle  Schäden  haften  zu  lassen.  Denn  die  Bestimmung 
des  römischen  Rechts,  die  nur  die  öffentlichen  Bauten  be- 
günstigt, widerspreche  der  Billigkeit.  Er  führt  für  seine  An- 
sicht ein  Helmstädter  Rechtsgutachten  an. 

Wendet  man  sich  nach  diesem  flüchtigen  Überblick  über 
die  Pandektenliteratur  der  Lehre  des  deutschen  Rechts  zu,  so 
ist  zunächst  zu  erwähnen,  dass  die  Vorarbeiten  zu  dem  Würt- 
tembergischen Landrecht  von  1610  (herausgegeben  von  Faber 
und  Schlossburger,  Stuttgart  1859)  nichts  hierher  Gehöriges 
bieten  (S.  198  de  loc.  cond.  S.  206).  Dasselbe  gilt  von  Schilters 
Praxis  juris  Romani  in  foro  Germanico  (Jena  1698),  exercit.  31, 
wo  die  loc.  cond.  operis  nicht  ausdrücklich  behandelt  wird,  und 
materiellrechtlich  nur  ein  Urteil  der  Strassburger  Juristen- 
fakultät von  1693  in  einer  Frachtsache  geboten  wird,  und  von 
Georg  Beyers  Delineatio  Juris  Germanici  (Leipzig  1729)  III.  Buch, 
sowie  von  v.  Selchow  (Institutiones  jurisprudentiae  Germanicae 
1757).    Joh.  Rnd.  Engau  (Elementa  juris  Germanici  1737)  er- 
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wähnt  zwar  (III  11  §  119)  die  loc.  cond.  operis,  führt  jedoch 
einen  einzigen,  noch  dazu  römisch  rechtlichen  Satz  unter  Be- 
rufung auf  Struve  an.  Justus  Runde  (Grundsätze  des  deutschen 
Privatrechts,  Göttingen  1791)  behandelt  nur  den  Dienstvertrag. 
Johann  Heinr.  Fricke  (Grundsätze  des  Rechts  der  Handwerker, 
Göttingen  1771,  1778)  und  Joh.  Friedr.  Weisser  (Recht  der 
Handwerker  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  insbes.  nach  den 
herzogl.  Wirttemberg.  Gesetzen,  Stuttgart  1779)  behandeln  den 
Arbeitsvertrag  als  solchen  nicht,  nur  letzterer  beschäftigt  sich 
mit  der  Stellung  des  lidlons  im  Konkurse  und  der  einschlägigen 
Behandlung  des  Entgelts  des  Werkunternehmers. 

Während  aber  in  den  angeführten  Werken  der  Arbeits- 
vertrag und  im  besondern  der  Werkvertrag  entweder  gar 
nicht  oder  nur  in  der  einen  oder  andern  Beziehung  berück- 
sichtigt wird,  wird  ausführlich  das  Handwerks-,  Zunft-  und 
Gewerberecht  dargestellt.  Die  gewerblichen  Organisationen,  die 
Zwangs-  und  Bannrechte  wurden  der  Gegenstand  zahlreicher 
Spezialschriften.  Die  Literatur  über  das  Handwerkswesen  be- 
ginnt mit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts,  wird  wesentlich  ge- 
fördert durch  Beyer  und  zu  einem  weitschweifigen  Systema 
jurisprudentiae  opificiariae  von  Struve  verarbeitet  (1738).  Unter 
den  späteren  Schriftstellern  sind  vor  allem  Fricke  und  Weisser 
sowie  Ortloff  (Corpus  juris  opificiarii  1820)  zu  nennen.  Auch 
in  dem  Werk  Struves  nimmt  der  Werkvertrag  einen  verhältnis- 
mässig geringen  Raum  ein.  Im  3.  Buch  des  III.  Bandes  cap.  4 
ist  die  loc.  cond.  abgehandelt.  Die  Unterscheidung  zwischen 
loc.  cond.  operis  und  loc.  cond.  operarura  wird  in  römischrecht- 
licher Fassung  vorgetragen.  Das  Recht  des  Hausherrn  des 
Unternehmers,  auf  das  Werk  Arrest  zu  legen,  wird  als  nach 
lübischem  Rechte  zulässig  erwähnt.  Weiterhin  werden  die  im 
Freiburger  Stadtrecht  und  der  hiezu  gehörigen  Gruppe  von 
Rechten  aufgestellten  Bestimmungen  vorgetragen,  bei  der  Be- 
sprechung der  custodia  wird  eine  Entscheidung  des  Leipziger 
Schöffenstuhls  mitgeteilt,  nach  der  ein  Schneider,  dem  bei  Nacht 
Gewand  mit  seinen  eigenen  Sachen  gestohlen  worden  ist,  es 
bezahlen  muss,  es  sei  denn,  dass  er  beweisen  kann,  dass  er 
sein  Haus  und  Stuben  recht  verwahrt  hat.  und  dass  ihm  keine 
Verwahrlosung  zugerechnet  werden  kann.   Nur  wenn  er  nach- 
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weist,  dass  die  Fenster  erbrochen  worden  sind,  ist  er  von  der 
Zahlung  schlechthin  befreit.  Der  frühere  Rechtssatz,  dass  der 
Mitverlust  eigener  Sachen  des  Unternehmers  ein  genügender 
Nachweis  der  erforderlichen  Sorgfalt  sei,  ist  also  verlassen. 
Die  Vorschriften  über  die  Gefahr  sind  dem  römischen  Recht 
entnommen.  Im  übrigen  wird  das  speziell  gewerbliche  Recht 
über  die  Fristsetzung  durch  die  Älterleute,  das  Verbot,  dem 
Schuldner  eines  Zunftgenossen  zu  arbeiten,  das  Truckverbot, 
ausführlich  vorgetragen,  und  es  zeigt  sich,  dass  sich  hier  die 
mittelalterlichen  Verhältnisse  nicht  geändert  haben.  Unter  den 
privilegia  opificuni  wird  dann  des  längern  das  Retentionsrecht 
des  Unternehmers ,  und  seine  Stellung  im  Konkurse  des  Be- 
stellers besprochen  (Buch  IV  cap.  3). 

5. 

Es  ist  schon  erwähnt  worden,  dass  das  römische  Recht 
vor  allem  in  der  Lehre  vom  casus  und  der  Unmöglichkeit  der 
Leistung,  sowie  der  culpa  aufgenommen  wurde.  Verschiedene 
Auffassungen  traten  wesentlich  nur  bei  der  Behandlung  der 
Frage  auf,  inwieweit  dem  Lohnanspruch  des  Werkvertragunter- 
nehmers eine  besonders  günstige  Stellung,  vor  allem  im  Kon- 
kurse des  Bestellers,  einzuräumen  sei. 

a)  Das  Recht  des  Arbeiters,  die  verarbeitete  Sache  bis  zur 
Zahlung  des  Entgelts  durch  den  Besteller  zurückzubehalten, 
hat  sich  im  bayrischen  und  lübischen  Recht  erhalten,  aber  auch 
im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  auf  Grund  des  römischen 
Rechts  gegolten.  Das  bayrische  Recht  von  1616  behandelt  es, 
wie  schon  erwähnt,  als  stillschweigendes  Pfandrecht  und  steht 
damit  völlig  allein.  Diese  Konstruktion  wird  ausdrücklich  ab- 
gelehnt von  Struve  und  Mevius.  Jener  führt  das  Retentions- 
recht unter  den  beneficia  juris  opificum  auf: 

reliquiae  quaedam  pristini  juris  remanserunt  quatenus 
scilicet  illud  in  ratione  aequitatis  naturali  aut  civili  qua- 
dam  regula  continetur  (I.  Bd.  4.  Buch  cap.  3). 
Mevius  begründet  es  schon  römischrechtlich: 

.  .  .  aequiparantur  enim  operae  iis  impensis  quae  in  rem 
necessario  et  utiliter  impenduntur  (Comraent.  ad  jus  Lu- 
bicense  III  7  Art.  15). 
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Übereinstimmend  G.  G.  Lindheimer,  De  jure  mercedis  opificum 
in  concursu  creditorum  (Diss.  Göttingen  1753)  §  5.  A.  v.  Leyser, 
Meditat.  ad  Pand.  (1776)  spec.  CCXIX,  Voet,  Comment.  ad 
Pand.  I.  Bd.  (1734)  XIX  2  Nr.  40,  wo  hinsichtlich  des  Zurück- 
behaltungsrechts  des  Schiffers  auf  Grotius  verwiesen  wird; 
ferner  für  den  Fall  des  Konkurses  des  Bestellers  G.  L.  Böhmer, 
Electa  juris  civilis  (Göttingen  1747)  I.  Bd.  exercitatio  XII  §  5 
unter  Berufung  auf  die  übereinstimmende  Ansicht  von  Lauter- 
bach, Coler,  Gayl  und  Carpzov. 

Das  Zurückbehaltungsrecht  ist  anerkannt  in  dem  Hohen- 
Ioheschen  Landrecht  von  1732,  nach  dessen  Gantprozess  der 
Handwerker  in  die  I.  Klasse  gehört,  wenn  er  das  Werk  noch 
in  Händen  hat,  also  das  Retentionsrecht  gebrauchen  kann 
(VI  Tit.  11).  Ebenso  die  Konkursordnung  für  die  Gemeinherr- 
schaft Breuberg  und  die  sämtlichen  Fürstlich  Löwensteinschen 
Lande  von  1805. 

b)  Im  Zusammenhang  hiermit  steht  die  Sicherung  der 
Forderungen  der  Bauhandwerker  auf  Grund  von  Werkverträgen. 
Unbestritten  war,  dass  derjenige,  der  Geld  zur  Erbauung  eines 
Hauses  hergeliehen  hatte,  zur  Sicherung  seiner  Forderung  eine 
tacita  hypotheca  an  dem  Hause  besass  (Edictura  divi  Marci). 
Die  Nürnberger  Reform,  von  1564  II  22  gestand  dem  Gläubiger 
den  Vorrang  im  Konkurse  zu: 

So  ainer  dem  andern  zu  erpawung  pesserung  und  er- 
haltung  ains  hauss  odern  andern  guts  fürstreckung  geton 
und  bewisen  worde,  das  es  ain  notdurft  gewest  und  sein 
dargelihen  gelt  oder  anders  dahin  gewendet  worden  were 
so  soll  jme  umb  solche  seine  darstreckung  vor  andern 
gloubigern  verholffen  werden. 
Nach  dieser  Stelle  ist  es  vielleicht  zulässig,  anzunehmen,  dass 
auch  die  Materiallieferung  privilegiert  war,  aber  die  reine 
Lohnforderung  fiel  kaum  hierunter.    Dagegen  wird  nach  der 
Hamburger  Gerichtsordnung  von  1603  II  5  Art.  9  dem  Hand- 
werker, der  Arbeit  zur  notwendigen  Erbauung  von  des  Schuld- 
ners Haus,  Schiff  u.  dgl.  angewandt,    vor   allen  andern 
Gläubigern  an  dem  Hause  „der  Vorzug  gegönnt8.    Wir  haben 
hier  eine  den  Forderungen  der  Billigkeit  durchaus  entsprechende, 
selbständige  Rechtsbildung.    Immerhin  ist  diese  Erscheinuug 
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vereinzelt.  In  den  übrigen  Rechten  scheint  man  nicht  so  weit 
gegangen  zu  sein.  Vgl.  Württemberg.  Landr.  von  1567  S.  CCIX 
de  taeitis  bypothecis  und  über  die  Praxis,  die  nur  die  Material- 
lieferung dem  Darlehen  gleichstellte,  C.  C.  Dabelow,  Lehre 
vom  Konkurse  der  Gläubiger  1801  S.  616. 

Pufendorf  (observationes  juris  universi  tom.  II,  observ. 
CLXX)  trat  dafür  ein,  dass  der  Arbeiter  mit  seinem  Lohnan- 
spruch dem  Darlehensgeber  gleichgestellt  werde,  denn  es  komme 
auf  die  causa  an,  nicht  auf  die  materia.  Ebenso  Ortwin 
Westenberg  (Dissert. ),  ferner  Beuther,  de  jure  praelationis 
creditorum  I  29,  der  denjenigen,  die  nur  operae  creditiert  haben, 
eine  tacita  hypotheca  einräumt,  und  Gmelin,  Ordnung  der 
Gläubiger  cap.  3  §  3.  Leyser,  medit.  ad  Pand.  spec.  LXVII 
med.  1  gesteht  dem  Lohnanspruch  dann  eine  tacita  hypotheca 
zu,  wenn  der  mit  der  Arbeit  verbundene  Vorteil  nicht  einer 
einzelnen  Person  zugute  kommt,  sondern  mit  der  Sache  selbst 
auf  jeden  andern  Erwerber  übergeht.  Dagegen  bleiben  auf 
dem  Boden  des  römischen  Rechts  stehen:  Orth  in  seinen  An- 
merkungen zur  Reformation  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  5  Bde. 
1731  ff.  II  S.  451  und  708 ff.,  der  ausführlich  den  ganzen  Stand 
der  Streitfrage  in  Rechtsprechung  und  Lehre  darstellt,  Lind- 
heimer  in  der  oben  angeführten  Schrift  §§  9  ff.,  §  17  unter  Be- 
rufung auf  Rechtsgutachten  von  Leipzig,  Halle,  Rinteln  und 
Tübingen;  Georg  Ludw.  Böhmer,  Electa  jur  civ.  exercit.  XII 
de  jure  mercedis  opifienm  in  coneursu  creditorum  §§  17,  18,  so- 
wie eine  oberrichterliche  Entscheidung  von  1817  zu  Teil  I 
Titel  7  des  Katznelnbogcnschen  Landrechts  (Bopp,  Beitr.  zum 
Verständn.  der  4  mittelrhein.  Landr.  1854).  Struve  schliesslich 
verneint  die  tacita  hypotheca  wegeu  Fehlens  eines  Gesetzes, 
gesteht  jedoch  der  Forderung  des  Unternehmers  ein  Verzugs- 
recht im  Konkurse  zu  (IV  cap.  3  Z.  9). 

c)  Was  nun  die  Stellung  des  Werkunternehmers  mit  seinem 
Lohnanspruche  schlechthin  im  Konkurse  des  Bestellers  anlangt, 
so  ist  davon  auszugehen,  dass  der  lidlon  auch  im  Konkursrechte 
der  Neuzeit  eine  begünstigte  Stellung  insofern  einnimmt,  als  er 
gewöhnlich  in  der  I.  Klasse  der  Gläubigeransprüche  zum  Zuge 
kommt.  Vgl.  Stobbe,  Gesch.  des  Konkursproz.  S.  91;  Wyss, 
Gesch.  des  Konkursproz.  S.  107  ff. ;  Heusler,  Bildung  des  Kon- 
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kursproz.  nach  schweizerischen  Rechten  (Zeitschr.  f.  schweizer. 
Recht  7.  Bd.  1858)  S.  193 ff.;  Hertz,  Rechts verh.  des  freien 
Gesindes  S.  91.  Es  wurde  schon  früher  erwähnt,  dass  vor 
allem  nach  Schweizerischen  Rechten  diese  Stellung  des  lidlons 
auch  den  Forderungen  verschiedener  Handwerkerklassen  ein- 
geräumt wurde.    Vgl.  Heusler  S.  196,  197;  Wyss  S.  107—112. 

Auch  hier  nun  zeigt  das  Hamburger  Recht  von  1603  eine 
besonders  hohe  Wertschätzung  der  Arbeit,  es  privilegiert  den 
Lohn  für  die  Arbeit.  II  5  Art.  9.  Es  heisst  in  den  Anmer- 
kungen hierzu:  Färberlohn  ist  in  den  dazu  getanen  Farben 
ein  gemeines  creditum,  und  nur  soviel  die  Arbeit  sich  beläuft, 
eine  privilegierte  Schuldforderung.  Mit  dieser  Auffassung  stimmt 
überein  die  bei  Wyss  S.  114  mitgeteilte  Bemerkung  des  Stadt- 
richters Escher  am  Ende  des  17.  Jahrh.:  „Schuhmacher-  und 
Goldschmiedarbeit  ist  eigentlich  nur  Lidlohn,  soviel  ihre  Arbeit 
daran  ist,  ausser  es  sei  eine  geringe  Anforderung".  Das  Hohen- 
lohesche  Landrecht  von  1732  VI  11  Nr.  13  Gantprozess  setzt 
in  die  I.  Klasse  der  Gläubiger  „die  Schmiede,  Wagner,  Sattler, 
Seiler,  auf  die  letzten  2  Jahre  vor  dem  Konkurs  noch  unbezahlte 
Arbeit  und  hergegebene  Sachen,  so  zu  dem  Feld-  oder  Wein- 
bergsbau nötig  gewesen  und  angewendet  worden".  Hier  sind 
die  nämlichen  Handwerkerklassen,  wie  im  Zürcher  Recht  ge- 
troffen, und  ebenfalls  die  Forderungen  auf  Grund  Werk- 
vertrags und  Kaufs  nicht  unterschieden.  In  die  III.  Klasse 
stellt  den  Arbeitslohn  und  die  Handwerksschulden  das  Rhein- 
gräfliche Landrecht  von  1754  (Mauren brecher  S.  273  ff.).  Eben- 
so nach  Lindheimer  a.  a.  0.  §  15  das  Oberpfälzer  Landrecht 
tit.  2  a.  7. 

Dagegen  ist  in  der  Mehrzahl  der  Rechte  der  lidlon  auf 
das  Gesinde  beschränkt,  in  einigen  höchstens  noch  auf  die 
Tagelöhner  und  gebrödeten  Dienstleute  ausgedehnt.  Für  den 
Werkunternehmer  ist  kein  Raum.  Nürnberger  Reform,  von 
1564  XI  7,  XXII  89.  Frankfurter  Reform.  I  49  §  2.  Nassau- 
ische Landesordnung  von  1616  XVI.  Hatzfeld  -  Wildenburg. 
Landr.  von  1607  I  18  (Maurenbrecher  II  361).  Kur-Trierisches 
Landr.  von  1668  ref.  1713  (ebd.  II  48  ff.)  tit.  13  §  9.  Konknrs- 
orduung  der  Gemeinherrschaft  Breuberg  von  1805  (in  der  4. 
Klasse).  Des  Kaiserlichen  Hochstifts  Bamberg  Landrecht  (1769) 
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II  3.  Codex  Bavar.  judic.  tit.  20  §  4  lässt  das  lidlon-Privileg 
den  Handwerker  gemessen,  der  in  der  Wohnung  des  Schuldners 
und  in  dessen  Kost  arbeitet.  In  Basel  wurde  1648  die  Privi- 
legierung der  Handwerker  abgeschafft.  (Heus ler  S.  197  ff.  Dar- 
stellung des  Konkursrechts  durch  Dr.  Fäsch,  abgedr.  in  den 
Rechtsquellen  von  Basel  I  635,  sowie  Gerichtsordnung  von 
1719  ebd.  S.  805.) 

In  den  meisten  der  angeführten  Rechte  ist  der  Anspruch 
des  Arztes  auf  Bezahlung  des  Honorars  für  Behandlung  in  der 
letzten  Krankheit  des  Gemeinschuldners  privilegiert  (vgl.  auch 
Stobbe  S.  95). 

Die  Rechtslehre  verhält  sich  ablehnend  gegen  die  Privi- 
legierung des  Werkunternehmers.  Böhmer  stellt  den  Anspruch 
aus  loc.  cond.  operis  und  operarum  unter  die  chirographarii 
(§  6).  Das  Vorrecht  des  Lidions  gesteht  er  nur  den  Arbeitern 
und  Werkmeistern  in  der  Hausgemeinschaft  des  Schuldners  zu 
(§  15).  Ebenso  Lindheimer  (§§  6,  15)  unter  Berufung  auf  eine 
bei  Carpzov  angeführte  Entscheidung.  Carpzov  (Defiuitioues 
forenses  1669  I  28  def.  24  ff.)  setzt  an  die  4.  Rangstelle  die 
gebrödeten  Diener  non  autem  operarii ,  vel  opifices.  Weisser 
(XI.  Abschn.)  stellt  darauf  ab,  dass  die  Handwerker  in  der 
Kost  des  Bestellers  arbeiten.  Dabelow  (S.  602)  verneint  aus- 
drücklich die  Gleichstellung  von  Handwerkerschulden  und  Lid- 
Ion  und  erwähnt  nur  (S.  638),  dass  diese  nach  einigen  Rechts- 
lehrern in  die  4.  Klasse  zu  setzen  seien,  ebenso  wie  die  Ärzte 
mit  ihrem  Honoraranspruch. 

Bei  diesem  Überblick  zeigt  sich,  dass,  soweit  überhaupt 
eine  Privilegierung  des  Entgelts  des  Werkunternehmers  statt- 
fand, sie  nicht  als  solche  statuiert  wurde,  dass  vielmehr  die 
Forderung  aus  dem  Arbeitsvertrag  als  solchem  begünstigt 
werden  sollte,  und  dass  gewisse  Klassen  der  arbeitenden  Be- 
völkerung eines  Vorrechts  teilhaftig  werden  sollten. 

6. 

Seit  der  Rezeption  hat  zwar  eine  theoretische  Behandlung 
des  Werkvertrags  eingesetzt,  aber  sie  ist  wesentlich  im  An- 
schlüsse an  das  römische  Recht  erfolgt.  Die  Werkverdingung 
wurde  gemäss  der  Anordnung  der  Pandekten  unter  den  Begriff 
der  Miete,  und  zwar  der  Miete  im  römischen  Sinn  gestellt. 

9* 
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Die  Rechtslehre,  wie  die  Gesetzgebung  haben  bis  zum  Ende 
des  18.  Jahrh.  die  Eigenart  des  Arbeitsvertrags  als  solchen 
nicht  gewürdigt  und  nicht  erkannt,  dass  nur  die  besondere  ge- 
schichtliche Entwicklung  in  Rom  die  Werkverdingung  mit  dem 
Tatbestand  der  Sachmiete  in  dogmatischen  Zusammenhang  ge- 
bracht hat.  In  dogmatischer  Hinsicht  hat  erst  das  Preussische 
Landrecht  (I  11  §§  925 — 980)  dem  Werkvertrag  die  richtige 
Stellung  zugewiesen,  indem  es  ihn  unter  die  Verträge  über 
Handlungen  einreihte.    Damit  ist  die  alte,  gemeinrechtliche 
locatio  conductio  aufgegeben.     Ihm  ist  das  österreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch  gefolgt,  das  den  Werkvertrag  mit  dem 
Dienstvertrag  unter  den  Begriff  des  Lohnvertrags  zusammen- 
fasse ferner  das  Schweizerische  Obligationenrecht,  das  Sächsische 
Bürgerliche  Gesetzbuch  und  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  des 
Deutscheu  Reichs.  Man  darf  sagen,  dass  erst  mit  dem  Preußi- 
schen Allgemeinen  Landrecht  sich  das  heimische  Recht  in  dog- 
matischer Beziehung  von  dem  römischen  Recht  emanzipiert  hat. 

Sicherlich  ist  dies  auf  die  naturrechtlichen  Anschauungen 
zurückzuführen,  die  im  18.  Jahrh.  neben  dem  gemeinen  Recht 
oder  gegen  es  sich  geltend  machten,  und  die  sich  gegen  die 
nicht  verständliche  Konstruktion  der  Sächmiete  auflehnten.  Es 
ist  dargelegt  worden,  dass  diese  naturrechtliche  Auffassung 
auch  auf  das  materielle  Recht  Einfluss  hatte.  Auch  dies  zeigt 
sich  in  der  Behandlung  der  Werkverdingung  zunächst  im 
Preussischen  Landrecht,  dann  aber  auch  im  Code  civil,  der 
zwar  die  Werkverdingung  unter  der  Überschrift  der  Miete  be- 
handelt, aber  sie  materiellrechtlich  durchaus  ihrer  Besonderheit 
entsprechend  gestaltet.  Man  ging  bei  der  Abfassung  dieser 
Gesetzbücher  davon  aus,  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
entsprechende  Rechtssätze  aufzustellen,  griff  dabei  vielfach  auf 
die  von  der  gemeinrechtlichen  Lehre  ausgebildeten  Normen 
zurück,  und  suchte  von  dem  schon  in  der  Literatur  vielfach 
hervorgehobenen  Gesichtspunkt  der  Billigkeit  aus,  die  einzelnen 
Fragen  zu  regeln.  Es  kann  nicht  davon  gesprochen  werden, 
dass  die  neueren  Gesetzgebungen  das  alte  deutsche  Recht  be- 
rücksichtigt hätten,  vielmehr  waren  die  Gedanken  ausschlag- 
gebend, die  sich  in  der  Literatur  und  Gesetzgebung  der  vor- 
ausgehenden Zeit  entwickelt  hatten. 
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Vollkommen  einheitliche  Anschauungen  über  den  Werkver- 
trag haben  sich  übrigens  auch  in  neuerer  Zeit  nicht  entwickelt. 
So  kann  nach  dem  Preussischen  Allgemeinen  Landrecht,  wie 
wenigstens  die  herrschende  Meinung  lehrt,  und  nach  Code  civil 
nur  ein  materielles  Werk  Gegenstand  der  Werkverdingung  sein, 
während  nach  Österreichischem  und  Deutschem  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  auch  geistige  Erfolge  hierher  gehören.  Nach 
Preussischen)  Landrecht  kann  nur  ein  Werkverständiger  einen 
Werkvertrag  abschliessen.  Dagegen  ist  überall  in  der  Neuzeit 
die  römische  Unterscheidung  der  operae  liberales  und  illiberales 
aufgegeben  worden,  und  wir  sind  daher  zu  der  Anschauung 
zurückgekehrt,  die  bereits  vor  der  Rezeption  in  Deutschland 
herrschte. 

Die  neuere  Rechtsentwicklung  hat  weiterhin  zu  einer  aus- 
giebigen Spezialisierung  des  Werkvertrags  geführt.  Die  Ver- 
träge des  Handelsgesetzbuchs,  der  Kommissions-,  Speditions-, 
Frachtvertrag  gehen  ihre  eigenen  Wege.  Der  Verlagsvertrag, 
der  Mäklervertrag,  der  Vertrag  mit  dem  Arzte  und  mit  dem 
Advokaten  wird  gesondert  behandelt.  Das  Preussische  Land- 
recht hat  nicht  mit  Unrecht  den  Bauunternehmervertrag  ge- 
sondert berücksichtigt. 

Ich  komme  zu  dem  Ergebnis:  Das  deutsche  Recht  hat 
selbständig  ein  Werkvertragsrecht  entwickelt,  dessen  Sätze  auch 
nach  der  Rezeption  des  fremden  Rechts  in  verschiedenem  Um- 
fang in  einzelnen  Rechtsgebieten  fortgegolten  haben.  Seit  dem 
16.  Jahrh.  werden  von  Gesetzgebung  und  Rechtslehre  die  im 
corpus  juris  enthaltenen  Normen  weiterentwickelt,  wobei  die 
naturrechtliche  Anschauungsweise,  die  von  „Vernunft"  und 
-Billigkeit*  ausgeht,  von  Einfluss  ist.  Auf  diesem  Boden  stehen 
die  Gesetzgebungen  der  letzten  150  Jahre.  Sie  suchen  in  Fort- 
bildung jener  Ergebnisse  das  Vertragsrecht  in  einer  den  wirt- 
schaftlichen Bedürfnissen  der  Parteien  entsprechenden  Weise 
zu  regeln.  Sie  sind  das  Werk  selbständiger  Gedankenarbeit; 
sie  setzen  nicht  das  alte  Recht  fort,  aber  eröffnen  auf  eigener 
Grundlage  eine  neue  Periode  des  Rechts  des  deutschen  Volks. 
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Festgate  für  Felix  Dahn 

zu  seinem  50 Jährigen  Doktorjobilium 

gewidmet  von  gegenwärtigen  und  früheren  Angehörigen  der 
Breslauer  juristischen  Fakultät 


I.  Deutsche  Rechtsgeschichte 

  10  Mark  — 

Bey er le.  Konrad:  Ergebnisse  einer  alamannischen  Urbarforschung   2.—  M 

Brie,  Siegfried:  Die  Stellang  der  deutschen  Rechtsgelehrten  der  Rezeptions- 
zeit zum  Gewohnheitsrecht  1,20  M. 

Hedemann,  Justus  Wilhelm:  Die  Fürsorge  des  Gutsherrn  für  sein  Gesinde 
(Brandenburgisch-Preussische  Geschichte)  1,60  M. 

Naendrup,  Hubert:  Dogmengeschichte  der  Arten  mittelalterlicher  Ehren- 
minderungen  5,—  M. 

Schul tzc,  Alfred:  Gerflfte  und  Marktkauf  in  Beziehung  zur  Fahrnisvcr- 
folgung  2,—  M. 

II.  Römische  Reohtsgesohichte 

  3  Mark   

Klcineidam,  Feodor:  Beiträge  zur  Kenntnis  der  lex  Poetelia    .    1, —  M. 

Klingmüller,  Fritz:  l'ber  Klagenverjährung  und  deren  Wirkung   1,—  M. 

Leonhard,  Rudolf:  Die  Replik  des  Prozessgewinns  (replica  rei  secundum 
me  judicatae),  ein  Beitrag  zur  Lehre  von  den  beiden  Funktionen  der 
exceptio  rei  judicatae  1,20  M. 


I.  Recht  der  Gegenwert 

  9  Mark   

Beling,  Ernst:  Die  Beschimpfung  von  Religionsgesellschaften,  religiösen 
Einrichtungen  und  Gebräuchen,  und  die  Reformbedarf tigkeit  des  §  166 
StGB  1,20  M. 

Fischer,  Otto:  Vollstreckbarkeit  1,80  M. 

Gretener,  Xaver:  Die  Religionsverbrechen  im  Strafgesetzbuch  für  Russland 
vom  Jahre  1903    1,—  M. 

Hey  mann,  Ernst:  Die  dingliche  Wirkung  der  handelsrechtlichen  Traditions- 
papiere (Konnossement,  Ladeschein,  Lagerschein)  3,20  M 

Jacobi,  Ernst:  Die  Pflicht  zur  Berufung  der  Generalversammlung  einer 
Aktiengesellschaft  0,80  M. 

Meyer,  Herbert:  Die  rechtliche  Natur  der  nur  scheinbaren  Bestandteile 
eines  Grundstücks  (§  95  BGB.)  1,—  M. 

Schott.  Richard:  Uber  Veräusserungsverbote  und  Resolutivbedingungen  im 
bürgerlichen  Recht  1,20  M 
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Studien 

zur  Erläuterung  des  Bürgerlichen  Rechts 

In  zwanglosen  Heften  herausgegeben  von 

Dr.  Rudolf  Leonhard 

ord.  Professor  an  der  Universität  Breslau 

1.  Leonhard,  Rudolf:  Das  neue  Gesetzbach  als  Wendepunkt  der  Privatrechts- 
wissenschaft  2,—  Mk. 

2.  Brack,  Martin:  Die  Bedeutung  der  Anfechtbarkeit  für  Dritte.  Ein  Beitrag 
zur  Lehre  vom  Rechtsgeschäft  3,—  Mk. 

3.  Klingmiller,  Fritz:  Die  Haftung  f.  d.  Vereinsorgane  nach  §  31  BGB.  1,60  Mk. 

4.  6aertner,  Max:  Der  gerichtliche  Schutz  gegen  Besitzverlust  nach  römischem 
und  neuerem  deutschen  Recht  5,40  Mk. 

5.  Manigk,  Alfred:  Das  Anwendungsgebiet  der  Vorschriften  für  die  Rechts- 
geschäfte.   Ein  Beitrag  zur  Lehre  vom  Rechtsgeschäft    .    .    .    10,—  Mk. 

6.  KUngaSHer,  Fritz:  Der  Begriff  des  Rechtsgrundes,  seine  Herleitung  und 
Anwendung  3,20  Mk. 

7.  Fremd,  Rudolf :  Der  Eingriff  in  fremde  Rechte  als  Grund  des  Bereicherungs- 
anspruchs  2, —  Mk. 

8.  Hesse,  Albert:  Die  rechtliche  Natur  der  Miete  im  deutschen  bürgerlichen 
Recht  1,20  Mk. 

9.  Othmer,  Wilh.:  Die  rechtl.  Wirkung  der  Vormerkung  nach  Reichsrecht  3,20  Mk. 

10.  Maschke,  Richard:  Die  Persönlichkeitsrechte  des  römischen  Iniuriensystcms. 
Eine  Vorstudie  für  das  Recht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  .    .   3,—  Mk. 

11.  Westmann,  8.:  Die  Rechtsstellung  des  aus  mehreren  Personen  bestehenden 
Vorstandes  eines  rechtsfähigen  Vereins  nach  dem  BGB.  Ein  Beitrag  zur 
Theorie  der  juristischen  Person   1,20  Mk. 

12.  Meumaan,  Gottl.  Aug. :  Prolegomena  zu  einem  System  des  Vermögensrechts. 
(Erste  Abteilung)  6,—  Mk. 

13.  Brack,  Eberh  Friedr. :  Bedingungsfeindliche  Rechtsgeschäfte.  Ein  Beitrag  zur 
Lehre  von  der  Unzulässigkeit  von  Bedingung  und  Zeitbestimmung   5,—  Mk. 

14.  Saleülee- Leonhard:  Einführung  in  das  Studium  des  deutschen  bürgerlichen 
Rechts  3,60  Mk. 

15.  Thal,  Alfred:  Die  Vereinigung  von  Recht  und  Verbindlichkeit  beim  Pfand- 
recht an  Forderungen  5,—  Mk. 

16.  Brie,  Gerh. :  Die  richterliche  Haftung  bei  Urteilen  (§  839  Abs.  2  BGB.)  2,—  Mk. 

17.  Leonhard,  Rudolf:  Stimmen  des  Auslands  über  die  Zukunft  der  Rechts- 
wissenschaft  3,—  Mk. 

18.  Hein,  Wolfgang:  Die  Verleitung  zum  Vertragsbruch  nach  bürgerlichem 
Recht  3,60  Mk. 

19.  Horn,  Richard:  Die  Eigentttmerhypothek  5,60  Mk. 
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Abhandlungen 

aus  dem 

Staats-  und  Verwaltungsrecht 

mit  Einschluss  des  Kolonialrechts 

In  zwangslosen  Heften  herausgegeben  von 

Dr.  Siegfried  Brie  Dr.  Max  Fleischmann 

or«i.  Professor  an  der  Universität  Breslau        Privat«iozent  an  der  Universität  Halle 

1.  Fleischmann,  Max:  Der  Weg  der  Gesetzgebung  in  Preussen  (1898]  ».60  Mk 

2.  Glatzer,  Felix:  Das  Recht  der  provisorischen  Gesetzgebung  in  Sonderheit 
nach  preussischem  Staatsrecht.  Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  Gesetz  und  Ver- 
ordnung [1899|   ...    ».50  Mk. 

».  Posener,  Paul :   Das   Deutsche   Reichsrecht  im  Verhältnisse  zum  Landes- 
rechte.    Eine  geschichtliche    und   dogmatische   Entwicklung  des  Grund- 
satzes, dass  „die  Reichsgesetze  den  Landesgesetzen  vorgehen"'  (RV.  a.  2 
unter  eingehender   Berücksichtigung   der  modernen  bürgerlichen  Gesetz- 
gebung [1900]  5  -  Mk 

4.  Stelnitz,  Julius:  Dispensationshegriff  und  Dispensationsgcwalt  auf  dem  Ge- 
biete des  Deutschen  Staatsrechts  [1901]  2,60  Mk. 

5.  Hamburger,  Georg:  Die  staatsrechtliehen  Besonderheiten  der  Stellung  des 
Reichslandes  Elsass-Lothringen  im  Deutschen  Reiche  [1901]    .    .    ».20  Mk. 

(5.  Freund,  Ismar:  Die  Regentschaft  nach  preussischem  Staatsrecht  unter 
Berücksichtigung  der  in  den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  geltenden 
Rechte  [1903]  »,80  Mk. 

7.  Bahrfeldt,  Max :  Der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  durch  Naturalisation 
und  durch  Aufenthalt  im  Auslande  nach  geltendem  deutschem  und  franzo- 
sischem Staatsrechte  [1903]  2,—  Mk 

8.  v.  Poser  und  6ross*Naedlitz,  Victor:  Die  rechtliche  Stellung  der  deutschen 
Schutzgebiete  [1903]  2,40  Mk. 

9.  Fleischer,  Max :  Die  Zuständigkeit  des  deutschen  Bundesrates  für  Erledigung 
von  öffentlichrechtlichen  Streitigkeiten  [1904]  »,60  Mk. 

10.  Riess,  Alfons:  Die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  bei  Staats- 
verträgen nach  deutschem  Staatsrechte  (1904]  »,—  Mk. 

11.  Riess,   fürt:     Auswärtige    Hoheitsrechte    der    deutschen  Einzelstaaten 
[1905]  2.40  Mk. 

12.  Wiese,  Wilhelm:  Verfassungsänderungen  nach  Reichsrecht  (1906]    2,40  Mk 

Üuclulruclicrei  MaretzUc  A  Martin,  Trebnitz,  i.  Scliles. 
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2«.  HQbaer,  Rudolf:  Die  donatione«  post  obitum  nnd  die  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  im  älteren  deutschen  Recht  .  .  .  4,00  Mk 

27.  Wsyl,  Richard:  Das  fränkische  Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der  Mero- 
winger  2,00  Mk. 

».  Redanberg,  Karl:  Über  wiederholte  deutsche  Königswahlen  im  13.  Jahr- 
hundert  1,60  Mk 

29  levy,  Albert:  Beiträge  zum  Kriegsrecht  im  Mittelalter,  insb.  in  den  Kämpfen, 
an  welchen  Dentschland  beteiligt  war  (8.— 10.,  Anf.  11.  Jahrh.)  2.80  Mk. 

SO.  Wendt,  Heinriche  Der  deutsche  Reichstag  unter  König  Sigmund  bis  zum 
Ende  der  Reichskriege  gegen  die  Hussitcn  3,60  Mk. 

$1  Koehne,  Carl:  Der  Ursprung  der  Stadt  Verfassung  in  Worms,  Spoyer  und 
Mainz  (18,00  Mk.] 

St  lack,  Ileinrich:  Die  Finanzverwaltung  der  Stadt  ßraunschweig  bis  zum 
Jahre  1874    3,20  Mk. 

W.  Fromnhotd,  Georg:  Beiträge  zur  Geschichte  der  Einzelerbfolge  im  deut- 
schen Privatrecht  1,20  Mk. 

34  Stotz,  Ulrich:  Das  Verwandtschaftsbild  des  Sachsenspiegels  und  seine  Be- 
deutung für  die  sächsische  Erbfolgeordnung  2.40  Mk. 

£>  v.  Schwind,  Ernst  Freiherr:  Zur  Entstehungsgeschichte  der  freien  Erbleihcn 
in  den  Rheingegenden  nnd  den  Gebieten  der  nördlichen  deutschen 
Kolonisation  des  Mittelalters   5,00  Mk. 

36.  KGhtmaan,  Alfred:  Die  Romanisierung  des  Zivilprozesses  in  der  Stadt 
Bremen  2,80  Mk. 

37  Adler,  Sigmund:  Über  das  Erben  wartre  cht  nach  den  ältesten  Bayrischen 
Rechtsquellen   3,60  Mk. 

38  Froaiaer,  Otto:  Anfänge  und  Entwicklung  der  Handelsgerichtsbarkeit  in 
der  Stadt  Königsberg  i.  Pr  l.oo  Mk. 

39  List,  Ludwig:  Die  Anwaltschaft  im  Zeitalter  der  Volksrechte  und  Kapi- 
tularien   .   .   1,60  Mk. 

40.  Weyl.  Richard:  Die  Beziehungen  des  Papsttums  zum  fräukischen  Staats» 
und  Kirchenrecht  unter  den  Karolingern  8,00  Mk. 

Ii  Lipp,  Max  :  Das  fränkische  Grenzsystem  unter  Karl  dem  Grossen   2,50  Mk. 

Ii  Hibner,  Rudolf :  Der  Immobiliarprozess  der  fränkischen  Zeit         7,50  Mk. 

43  Wetzet,  Erich:  Das  Zollrecht  der  deutscheu  Könige  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  zur  goldenen  Bulle  4,80  Mk. 

4t.  Schlier,  Friedrich:  Wirtschafts-  und  Finanzgeschichte  der  Reichsstadt 
Überlingen  am  Bodensee  in  den  Jahren  1550  1628  nebst  einem  einleiten- 
den Abrisä  der  Oberhöger  Verfassungsgeschichte  7,oo  Mk. 

15  Wenninghof,  Albert:  Die  Verpfändungen  der  mittel-  und  niederrheinischen 
Reichsstädte  während  deR  13.  und  1 4.  Jahrhunderts  5,60  Mk 

46.  laeenpwch,  Emil:  Das  germanische  Recht  im  Heliaud  2,50  Mk 

47  Haneke,  E.:  Bodiu.  Eine  Studie  über  den  Begriff  der  Souveränetät  3,00  Mk 

43  Immerwahr,  Walter :  Die  Verschweigung  im  deutschen  Recht  2,00  Mk. 

19.  Schultz«,  Alfred:  Die  lango bardische  Treuhand  und  ihre  Umbildung  zur 
Testamentsvollstreckung   •  7,50  Mk. 

50.  Scbrener,  Hans:  Die  Behandlung  derVerbrechenskonkurrenz  in  den  Volks- 
rechten  »,<*»  Mk. 

M  Hflffnann,  nans  .  Die  Haftung  fUr  ausserkonti  aktliche  Schadenszufügungen 
durch  Tiere  nach  Hamburger  Recht   2,50  Mk. 

ForUetmag  siehe  4.  Umschlagtcite 
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62.  Llescganj,  Erich:  Niederrheinischee  8tftdte"Wesen,  vornehmlich  Im  Mittel» 
alter    ....  to.00  >tk 

68.  Domeier,  Viktor:  Die  Päpste  alt»  Richter  Uber  die  de ut sehen  Könige  to«  dar 
Mitte  des  11  bis  zum  Aufgang  den  IS.  Jahrhundeits  3.60  ha. 

54.  Hubar,  Max :  Die  Geroeindersehafteu  der  Schweiz  3,60  Mk. 

tb.  Friese,  Viktor  :  Das  Strafr  echt  des  Sachsenspiegels  9,00  Mk 

66  v.  Halben,  Alfred:  Das  röm  Recht  in  den  germ.  V  olksstaaton.  l.Teil    m.oo  Mk. 

67.  Cremer,  JoJias:  Die  Geschichte  d  Alainanuen  als  Gaugeschlohte  16,00  Mk 
»8  w.  Oultzlg,  Eugen  :  Das  deutsche  Granderbrecht  .  10.00  Mk 
6«  flenelacn,  Wilhelm:  Die  Entstehung  des  Kirchenstaate»  und  der  curla!» 

Begriff  Res  publica  Romanorura  4.oo  Mk 

60.  aaadlach,  Wilhelm:  Karl  der  Grosse  im  Sachsenspiegel  1,60  11k 

Ol   Harsttf,  Theodor :  Das  Strafrecht  der  freien  Reichsstadt  Speier      0,00  Mk. 
68  K&htmaan,  Alfred :  Geschichte  der  bremischen  Stadtvogtei  S.oo  Hk  . 

«8.  Glerke,  Julius:  Die  Geschieht«  de»  deutschen  Deichrechts.  I.Teil.  9,00  Mk 

64  •  Halban,  Alfred:  Das  röm.  Recht  in  den  germ.  Volksstaaten.  II. Teil    lO.oo  Mk 

65  Oeauth,  E:  Die  wechselseitigen  Verfügungen  von  Todes  wegen  neck 
alaniaunisch  zürcherischem  Recht   4,80  Mk 

66.  Eiohmann.  Eduard:  Der  recursus  ab  abiuu  nach  deutschem  Recht     10,00  Mk. 

67  Woplaer,  Hermann :  Beitrage  zur  Goschicbte  der  freieu  bauerlichen  Rrk- 
leihe  D c Ii tschtirols  im  Mittelalter  .  8.00  Mk 

68.  Qolffmann,  Emil:  Die  Einführung  der  deutschen  Herzogsgeschlochter  Kirn*] 
tens  in  den  slovenischen  Stammesverband  ?.oo  Mk 

6t»  EQger,  Aug.:  V  ermögenshaftung  u.  Hypothek  nach  frank  Recht       16,00  Mk 

70.  6oldmann.  Emil:  Beiträge  zur  Geschichte  der  germanischen  Freilasaukl 
durch  Wehrhaftmachung  «,10  Mk 

71.  Koebne,  Carl :  Das  Recht  dei  Mühlen  bi»  z.  Ende  d.  Karolingercelt  1,60  Mk. 
73.  061,  Alexander  .  D er  A nss chl u ss  der  Aszendenten  von  der  Erbenfolg*  nnd 

das  Fallrecbt   6.00  «k. 

73  Opitz.  Emil:  Die  Arten  des  Rustikalbesitzes  und  die  Laudemien  and  Mark' 

g  r  ü  s  c  b  e  n  i  n  S  c  h  I  c  » i  »„•  n        .   .       .    14.00  Mk 

71  Rennsfahrt,  Hermann:  Die  Allmend  im  Berner  Jura   7, SO  Mk. 

75  Kretisohmar,  Job.  R  :  Di«  Entstehung  von  Stadt  u.  Stadtrecht  in  den  Gebiet*! 
zwisc  hen  der  mittleren  Saale  und  der  Lansltzer  Neisse  6.00  ML  ^ 

76  Heitmann,  Friedrich:  Das  Konkursrecht  der  Reichsstadt  Augsburg  .  5,00  Mk.  I 

77.  ■euael,  Alfied:  Euea  Silvio  als  Publizist  6,60  Mk.  I 

7«  Boden,  Friedrich  :  Die  isländische  Reglerungsgewalt  in  der  freistaatlich««] 

Zeit  8.S0  Mavj 

7y  Unnhoff,  Emst    Du»  ländliche  Gesindewesen  in  der  Karmark  Brandenburg 

vom  Iii  bis  19  Juhi  hundert  ,  .   4,00  Mk. Jj 

»o  Wlalarz,  Alon:  Erbleihe  uud  Rentenkauf  in  Österreich  ob  und  unter  4< 

Enns  im  Mittelalter         .   .  6,60  Mk. 

Hl.  Bernheini,  Ernst:  Das  Wonuaer  Konkordat  u.  Keine  Vorurkunden  1,60  Mk»J 
K2.  Loening,  Otto     Da»    Testament    im    Gebiet    des    Magdeburger  Stadt» 

rechtes      4.40  Mk 

.■»2   Kapras,   Johann      Das   V  f  i  n  '1  r i-  Ii  t  im  b  ö  ii  in  i  hi  h  -  m  ähr  i  sc  Ii  o  n  Stadt-  «gl 

JU'i'ßvn  titc   2,60 

*»    Qrosth,  0 I)-*a  ?  p a t  m  i  1 1  v l  a  1  te rl i c h X  i  e  dor  geri  cb  t  auf  dem  plalti 

hiiU'tc  mn  Mittrlilu  in   .    .    .    .  3,00  Mk. 

rS    Kiesel,  Karl:  l>  i  <■  ü  e  -1  e  u  t  u  n  k  'I  ■■•  r  G  ew  .  i  t  des  Mannes  am  Frna«D|!tit  fBrd*^ 

Kl,.  i;'it^n«'chtsHyst':ra  ilcj  S,u  ItMMispi.'^^l»    ...    3,fn  Mk- 

-f,   Schrecker,  Di  u  h    1)  ;i  s  1  :uuU  •  -  f  u  i  s  1 1  i  <  h  *>  B  e a  in  1«  n  t  u  in  i  n  A  u  b  al  t        4,4»  Mk 


J::icl..lni r»'i  M.tret/.\e  \  Miutin.  Trchnii/.  l.  Sehlen. 


Digitized  by  G< 


,  '        c  * 

T  Untersuchungen 

i  herausgegeben 

von 

!  Dr.  Otto  Giorke 

k  Professor  der  Rechte  an  der  l'iiiversiUU  Berlin 


88.  Heft 

Zur  Rechtsstellung  der  Gäste 

I       im  mittelalterlichen  städtischen  Prozess 

p  Vorzugsweise  nach  norddeutschen  Quellen 

von 

Dr.  jur.  Hermann  Kmlorff 


Breslau 

Verlag  von  M.  &  H.  Marcus 

1907 


Digitized  by  Go 


Verlag  von  M.  &  H.  Marciis  in  Brrslan  XIII,  Kaiser  Wilhelmstr.  8 

Untersuchungen  znr  Deutschen  Staats-  nnd  Rechtsgeschichte 

Die  Hefte,  bei  denen  der  Preis  in  [  ]  steht,  werden  einzeln  nicht  mehr  abgegeben 

1.  Winter,  Georg:  Geschickte  des  Rates  in  Strasburg  von  seinen  ersten  Spuren 
bis  /.um  Statut  von  1263    2,40  Mk. 

2.  Jaslrow,  Ignatz:  Zar  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  hei  Deutschen 
und  Angelsachsen   2,40  Mk 

3.  Fipeer,  C:  1) a »  Be i s p r uc h srec h t  n a cb  a l tsäch s iachem  R cc h t    .   .  8,80  Mk 

4.  Baldanas,  Alfred :  Das  lleorwesen  unter  den  späteren  Karolingern  2,40  Mk. 

5.  Berner,  Ernst:  Zur  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Augsburg  vom 
Knde  der  römischen  Herrschaft  bis  zur  Kodifikation  des  «weiten  Stadtrecht«)  im 
Jahre;  1270    4,00  Wk, 

C.  Hertz,  Gustav.  Die  Rechtsverhaltnisse  des  freien  Gesindes  nach  den 
deutschen  Rechtsquollen  des  Mittelalters  2,40  Mk. 

7.  Gierte,  Otto:  Johannes  Althuslus  und  die  Entwicklung  der  naturreebt- 
liehen    Staatstheorien.     Zugleich    ein   Beitrag    zur  Geschleifte    der  Rechts 

Systematik   J8.00  Mk] 

2.  Ausgabe  (.1902.1   Broschiert  9  Mk.,  gebunden  10  Mk.  ■ 

h  Reein,  Heinrich:  Die  Formvorschriften  für  die  Veräusserungsgeschäfte 
der  Frauen  nach  langobardischem  Recht  (3,00  Mkl 

9.  Hermann,  E.:  Das  Hausmciera tut  ein  eckt  germanisches  Amt     .   .  tfiO  Mk 

10.  Hermann,  E.:  Über  die  En  t  wich  lungd.  altdeutsch.  Schöffengerichts  6,80  Mk 

Ii  Bomke,  Waldemar:  Die  Virilstimmen  im  Reichs  -  Fürstenrat  von  1495 
bis  16f»4   ....   3,60  Mk 

12.  Stawmier,  Carl:  Das  Recht  dos  Breidenbacher  Grundes  Mit  ungedruckten  Ur- 
kunden und  Scböffenaprüchen  3,60  Mk 

11.  '. Mether- Landsberg:  Johannes  Urbach  1,80  Mk. 

14.  Pappenhelm,  Max:   Lauuegild  und  Garcthinx.    Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des 

Germanischen  Rechts  2,40  Mk. 

1. V  Schmidt,  Friedr  Gust.  Ad.:  Handelsgesellschaften  In  den  deutschen  Stadt- 

rcchtsquellen  des  Mittelalters  (2,60  Uk.; 

16.  Gargun,  Lothar:  M litterrecht  und  Rauhrhc  und  ihre  Reste  im  germanischen 
Recht  und  Leben  4,00  Mk 

17.  Hermann,  E  :  Die  Standegliederung  bei  den  alten  Sachsen  und  Angel- 
sachsen  4,oo  Mk. 

Irt.  Schmidt,  Art.  Benno:  Die  Grundsätze  über  den  Schadensersatz  in  den 
Volksrechten  2,00  Mk. 

19.  Hammer,  Otto:  Die  Lehro  vom  Schadensersätze  nach  dem  Sachsenspiegel 
und  den  verwandten  Rcchtsquellen  3,00  Mk 

20.  Hermann,  E.:  Die  Gi  undelemente  der  altgermanischen  Mobiliarvindi- 
kation  5,00  Mk. 

21.  Schmidt,  Art.  Benno:  Das  Recht  des  Überhangs  und  Überfalls.  Eine  rechts- 
geschichtl.  u.  rechtsvergl  Studie  aus  dem  Gebiete  der  Nachbarrechle  .   .    .    4.00  Mk. 

22.  Koehne,  Carl:  Die  G esch 1 c ch t s verbin  d un gen  der  Unfreien  im  frankischen 
Recht  [1,20  Mk; 

23.  Relnhold,  F  :  Verfassung»- Geschi  cht  e  Wesels  im  Mittelalter    .    .   3,20  Mk. 

24.  Köhler,  Carl:  Das  Yeihältuis  Kaiser  Friedrichs  II.  zu  den  Päpsten  seiner 
Zeit  mit  Rücksicht  auf  die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Vernicbtungakampfes 
zwischen  Kaisertum  und  Papsttum  2,00  Mk. 

2. v  Opet,  Otto:  Die  er br  ee  h  tli  che  S  t  eil  ung  de  r  Weiber  in  der  Zeit  der  V  ol  ks- 

rechte  2.40  Mk 

Jfi  Hühner,  Rudolf:  Die  donatio nes  post  obitum  und  die  Schenkungen  mit 
Vorbehalt,  des  Kiessbrauchs  im  ältereu  deutschen  Recht   .   .   .   4,00  Mk. 

Fortsetzung  siehe  3.  Umschlagselte 
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Erst*«  Kapitel.    Bürger.  Mitwohncr  uml  < Jast  1  24 

L'ie  prozessualen  Vorschriften,  der  juristisch  interessanteste  Bestand- 
teil des  »iästerechts.  Kntstnndcn  und  zu  behandeln  v<»r  allem  für 
aiil'.rlialb,  aber  auch  für  in  der  Stadt  gesessene  liäste.  X«*t wendigkeit 
••iiier  Fest siillunu  des  iiastbegrifl's. 

I.  f » i  ••  Bürger.  I  rsprünglich  lediglieh  städl  iseher  <  «rundhesit  / 
und  allgemeiner  < iericht  >stnud  mindestens  vor  einem  Stadtschult  Iii  illen 
erforderlieh:  Möglichkeit  eines  zweiten  allgemeinen  «ieiiclitsstandes 
\ur  auswärtigem  *  Jrundherrn.  Später  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht 
notwendig. 

II.  hie  M  it  wm Ii n er.  Mangels  <  Jrundh.  sil /  ..der  Aufnahme  nieht 
Kürzer,  aber  auch  nicht  lediglich  Uüste.  1.  a  Mauernde-,  und  wirt- 
schaftlich selbständiges  Wohnen  in  der  Stadt,  b;  Verpflichtung  /u 
städtischen  direkten)  Steuern  und  Diensten,  c,  Befreiung  Von  Ah 
sahen.  die  tjästen  obliegen,  d  Allgemeiner  Gerichtsstand  gemein- 
schaftlich mit  den  Vollbürgern.  -  -  2.  Quellenmäßige  Bezeichnung, 
a.  Positiv  Kingesesscne  und  '  Mitwohncr.  negativ  l.eule.  die  in  der 
Stadt  wohnen,  aber  nicht  Bürger  sind.  Zuweilen  Bezeichnung  als 
Bürger,  b  Ausdrfieklieher  Gegensatz  zu  in  und  außerhalb  der  Stadt 
wohnhaften  Gästen,    c)  Bezeichnung  als  „Gast"  seltene  Ausnahme. 

III.  Die  Gäste.  1.  (laste,  die  in  der  Stadt  widmen.  Meist  nach 
ihr. -in  Stande  bezeichnet,  Grundsätzlich  nicht  dem  Stadtgericht  und 
den  städtischen  Laston  unterworfen.  -  2.  a)  Gäste,  die  außerhalb  des 
Stadtgerichts-  Stadt  gemeinde- 1  Bezirks  wohnen.  Vorzugsweise  als 
.  fremde;  Gäste-  bezeichnet,  c)  Nicht  den  städtischen  Lasten,  aher 
dem  Zoll  unterworfen,  c)  Stadtgericht  nur  hei  Vorliegen  besonderen 
'»trichUstandes  zuständig.  Prozessuales  Verfahren,  im  Wesentlichen 
f»hne  Rücksicht  auf  Kntfernung  des'  Wohnsitzes  des  Gastes  und  nach 
de  .i  Hecht  des  Prozoßorts  gehandhaht,  grundsätzlich  nicht  von  dem 
des  gewöhnlichen  bürgerliehen  Prozesses  unterschieden. 


VIII 


Zweiten  Kapitel.   Varc,  Elcndeneid  uml  prozessuale  Stellvertretung  25—37 

Existenz  von  prozessualen  Ausnahmevorschriften  teils  zu  Gunsten, 
teils  zu  Ungunsten  der  (»Rate.  Abgesehen  von  den  Sondergebiet eu 
der  folgenden  Kapitel  zu  nennen: 

I.  Vorschriften  ausschließlich  für  Gäste  über  Fristen.  Ge- 
bühren, Rügebefugrisse. 

II.  Vorschriften  allgemeinerer  Natur.  —  1.  Kegeln  über  die 
Beseitigung  der  Vare  beim  Unschuldseid  und  im  Verfahren  überhaupt. 
—  2.  Regeln  über  den  Klendeneid.  —  3.  Regeln,  denen  zufolge  ge- 
wisse Prozeßhandlungen  durch  Dritte  wahrgenommen  werden  dürfen. 
Klagerhebung  von  Amtswegen  bei  Ungerichtet).  Fürsprecher.  Eigent- 
liche prozessuale  Stellvertretung. 

Drittes  Kapitel.   Vom  Gerichtsstände  37—86 

I.  Allgemeines.  Allgemeiner  Gerichtsstand  des  Beklagten  das 
forum  domicilii.  Für  das  Gästerecht  bedeutsamer  die  besonderen  fora 
contractus  und  delicti  commissi.  Seit  1*2.  Jahrhundert  Verwirrung 
der  Gcrichtsstandsverhältnissc  infolge  schrankenlosen  Platzgrcifens  der 
fora  nrresti  und  deprehensionis.  —  1.  Justizwcigcruug  und  Justi /.Ver- 
zögerung infolge  Schwächung  der  kaiserlichen  Gewalt.  Daher  zwie- 
faches Streben  der  Städte,  n)  Entscheidung  aller  Prozesse,  in  denen 
Bürger  Beklagte,  durch  heimisches  Stadtgericht.  Aufhebung  rieht 
nur  allgemeiner,  sondern  namentlich  besonderer  Gerichtsstände  durch 
tlie  Evokationsprivilegien  späterer  Zeit,  b)  Entscheidung  aller  Pro- 
zesse, in  denen  Bürger  Kläger,  Gäste  Beklagte,  durch  heimisches 
Stadtgericht.  Bcgriinduug  des  Gerichtsstände*  zunächst  durch  Fest- 
halten von  Person  oder  Gut  des  in  der  Stadt  befindlichen  Gastes. 
Später  das  Stadtgericht  für  Klagen  von  Bürgern  gegen  die  in  seinem 
Bezirk  anwesenden  Gaste  auch  ohne  jene  Voraussetzung  zuständig. 
Schließlich  das  Stadtgericht  auch  unbedingt  für  Klagen  von  Gästen 
unter  einander  zuständig.  —  2.  Die  genannten  Bestrebungen  der 
Städte  durch  andere  Vorschriften  abgeschwächt,  a  Verbot  von  Pro- 
zessen unter  Bürgern  derselben  Stadt  im  auswärtigen  Gerieht, 
b  Innerhalb  der  Territorien  Einschränkung  der  städtischen  Gerichts- 
barkeit über  Ministerialen  sowie  hörige  uml  unfreie  Bauern. 

II.  Die  besonderen  Gerichtsstände.  -  1.  Klagen  um  Schuld, 
a;  Im  sächsischen  Eandrecht  allgemeine  Geltung  des  forum  contractus 
und  der  Evokation  dorthin.  Ebenso  ursprünglich  das  Stadtrecht. 
Später  nur  territorial  und  sachlich  begrenzte  Geltung  des  städtischen 
forum  contractus.  Verfahren  bei  der  Evokation,  b)  Im  älteren  Land- 
recht kein  forum  arresti.  Im  Stadtrecht  seit  dem  12.  Jahrhundert 
zunächst  Befugnis  der  Burger  die  Person  des  Gastes  festzuhalten, 
später  auch,  trotz  kaiserlicher  Verbote,  entsprechendes  Recht  gegen- 
über dem  Gut  des  Gastes.     Befähigung  der  Gäste  zu  gegenseitigem 
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Arrest  (nnd  zwar  sogar  Repieasalienarrest),  auch  wogen  außerhalb 
kontrahierter  Schuld.  Schließlich  unbedingte  Pflicht  des  anwesenden 
Gastes  im  auswärtigen  Gericht  zur  Hauptsache  zu  verhandeln,  lediglich 
auf  Ladung  eines  Bürgers  oder  Gastes,  ohne  vorangegangene  Besetzung. 
Einschränkung  dieses  forum  arresti  durch  Verträge  und  namentlich  zu 
Gunsten  der  Ministerialen  und  Bauern  des  Territoriums  durch  Pri- 
vilegien. —  2.  Klagen  um  Gut.  a)  Klagen  um  bewegliches  Gut.  Bei 
Anefang  Zuständigkeit  des  Gerichts,  in  dessen  Bezirk  der  Anefang 
stattfindet.  Bei  schlichter  Klage  Zuständigkeit  des  forum  domicilii 
des  Gastes  oder  des  Gerichts,  in  dessen  Bezirk  der  Gast  zufällig  an- 
getroffen wird,  b)  Klagen  um  unbewegliches  Gut.  Trotz  Evokations- 
privilegien ausschließliche  Zuständigkeit  des  forum  rei  sitae.  Bei 
Klagen  wegen  einer  gegen  Grundstücke  gerichteten  strafbaren  Hand- 
lung Zuständigkeit  iles  forum  delicti  commissi  oder  deprehuusionis.  — 
3.  Klagen  um  l.'ngericht  und  Frevel,  a)  Forum  delicti  commissi  und 
Evokation  dorthin  das  Ursprüngliche.  So  das  sächsische  Landrecht. 
Kbenso  das  Stadtrecht,  b)  Später  infolge  der  Evokationsprivilegien 
steigende  Bedeutung  des  forum  domicilii  des  Beklagten,  c)  Daneben 
Erscheinungsformen  des  forum  deprehensionis,  ohne  und  mit  Fest- 
halten des  beschuldigten  Gastes.  a.  Gericht  des  klägerischen 
Domizils,  sobald  der  schuldige  Gast  daselbst  erscheint,  ß.  Dasselbe 
Gericht  mit  Rücksicht  auf  zukünftiges  Erscheinen,  selbst  wenn  der 
Gast  tatsächlich  nicht  erscheint,  y.  Das  Bericht,  in  dem  der  verletzte 
den  schuldigen  Gast  zufällig  trifft,  ausnahmsweise  sogar  das  Gericht, 
in  dem  es  einein  Gast  belieht  gegen  abwesende  Gäste  Klage  zu  er- 
heben. Das  forum  deprehensionis  auch  sonst  Privilegierten  gegen- 
über wirksam.  —  4.  Gerichtsstand  der  Widerklage.  Wirksamkeit 
namentlich  bei  Prozessen  zwischen  Gästen  und  Bürgern,  insoforn 
ersterc  als  Kläger  für  sofortige  Antwort  Sicherheit  leisten  müssen. 

Vierte«  Kapitel.    Personal-  und  Sacharrest  86—110 

I.  Zulässigkeit  und  Zweck  des  Arrests.  Angreifen  von 
Person  und  Gut  des  Schuldners  grundsätzlich  erst  nach  gerichtlicher 
Feststellung  seiner  Schuld  zulässig.  Umgekehrte  Reihenfolge  besonders 
häufig  bei  Prozessen  aller  Art  gegen  Gäste.  —  1.  a)  Klagen  um  l'n- 
gericht und  Frevel.  Festhalten  der  Person  des  Gastes  bei  frischer 
Tat  wie  vernachtetem  Ungoricht.  Festhalten  von  Bürgorn.  b)  Gleiches 
Verfahren  in  der  Regel  gegenüber  dem  Gut  des  Gastes.  Besetzung 
von  Bürgergut.  —  2.  Klage  um  Gut.  Besetzung  von  Person  und  Gut 
des  Gastes.  --  3.  Am  verbreitetsten  der  Arrest  (i.  e.  S.j  bei  Klagen  um 
Schuld,  a)  er.  Pcrsonalarrest  gegen  Gäste.  Notwendig  (behauptetes) 
Bestehen  einer  Schuld  und  einer  causa  arresti,  als  welche  in  früherer 
Zeit  Gastescigenscbaft  genügt.  Personalarrest  gegen  Bürger  und 
Mitwohncr.  Hier  causa  arresti  befürchtete  Flucht  wegen  Überschuldung. 
Erst  später,  und  zwar  auch  bei  Gästen,  Minderwert  des  im  Gericht 


vorhandenen  (unbeweglichen)  Vermögens  causa  arresti.  ß.  Zweck  di>s 
Personalarrests  gogen  Gäste  ursprünglich  meist  Begründung  oim<> 
Gerichtsstandes,  seltener  Erzwingung  einer  Sicherheit.  Verpflichtung 
zur  Sichcrstellung  für  den  Gast,  im  Gegensatz  zu  den  Bürgern,  nur 
existent,  wenn  zur  Zeit  der  Besetzung  im  auswärtigen  Gericht  ein 
(besonderer)  Gerichtsstand  boreits  begründet.  Letzteres  spater  die 
Hegel,  y.  Ungetrennte  Verhandlung  über  Hauptforderung  und  Arrest- 
grund, b)  Voraussetzungen  und  Zwecke  des  Sacharrests  gegen  «»Äst»1 
und  Kinheimische  dieselben  wie  beim  Personalarrest.  Eigentümlich 
die  aus  dem  Sacharrest  entwickelte  Klage  auf  das  arrestierte  Gut. 

II.  Die  Ausführung  des  Arrests.  —  1.  a)  Grundsätzlich 
Mitwirkung  des  Gerichts  (Richter.  Wittel).  Prüfung  des  einscitigeu 
klägerischen  Vorbringens.  bN  Eventuell  Mitwirkung  von  Mitbürgern. 
Nur  ausnahmsweise  Arrestanlage  durch  Kläger  allein.  Nachträgliche 
gerichtliche  Hechtfertigung  des  eigenmächtigen  Vorgehens.  —  2.  a 
Arrestort  der  städtische  Gerichtsbezirk  und  grundsätzlich  jedes  Privat- 
haus, b)  Arrestzeit.  —  3.  Maßvoller  Zwang.  Bruch  «rewaltsamcn 
Widerstandes.  —  4.  a)  Nach  Art  der  Arrest forderung  sofortige  Ver- 
handlung oder  vorläufige  Haft.  Vertretungspllicht  der  Wirte,  b)  Ver- 
bleib arrestirten  Gastguts  bei  Bürgern,  wenn  diese  Inhaber.  Sonst 
in  der  Kegel  gerichtliche  Verwahrung.  —  5.  Wiederaufhebung  von 
Personal-  und  Sacharrest. 


Fünfte*  Kapitel.    Marktfriede  und  Prozcßgeleit  111—146 

Einschränkungen  der  weitgehenden  Möglichkeit.  Gäste  aufzuhalten 
und  zu  beklagen. 

I.  Allgemeinste  Einschränkung  der  Marktfriede.  —  1.  Für  Frage 
nach  der  räumlichen  Erstrcckung  des  Marktfriedens  folgende  Punkte 
wesentlich.  Erteilung  des  Friedens  für  Jahr-,  Wochen-  und  Tages- 
märkte  unter  derselben  Formel.  Kein  personliche  Wirkung  des  Markt- 
friedens. Ursprünglich  bei  Jahrmärkten,  z.  B.  nach  dem  Privileg  von 
1035  für  Bremen,  der  materielle  Inhalt  des  Friedens  kein  anderer 
als  bei  anderen  Märkten.  Aber  in  dem  Bremischen  und  dem  gleich- 
zeitigen Magdeburgischen  kaiserlichen  Jahrmarktsprivileg  Besonder- 
heit die  Erteilung  der  Handhabung  des  Banns  außerhalb  des  Immunitäts- 
bezirkes an  den  Marktherrn  und  zwar  dort  an  ihn  allein,  hier  an  ihn 
und  die  öffentlichen  Richter  gemeinschaftlich,  während  an  sich  letztere 
ausschließlich  dafür  zuständig.  Für  Bremen,  wo  Jahrmarkt  und  Jahr- 
marktsfriede 1030  erst  begründet,  sowie  für  Würzburg  (1030)  weitere 
Frage,  weshalb  der  Marktherr  trotz  der  ihm  früher  erteilten  licentia 
construendi  mercatum  kaiserlicher  Verleihung  von  Jahrmarkt  und 
namentlich  Jahrmarktfrieden  benötigt.  Grund,  daß  dieser  Friede  sich 
durch  weiteren  räumlichen  Geltungsbereich  von  anderen  Marktfrieden 
unterscheidet,  Befugnis  zu  seiner  Begründung  also  nicht  in  jener  li- 
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conti»  enthalten  ist.  Hierfür  spricht:  a)  Anfangs-  und  Endpunkt  des 
Friedens  nach  Wortlaut  aller  Marktprivilegien  zunächst  offen,  keine 
prinzipielle  räumliche  Hrstreckung  des  Marktfriedens  über  das  ganze 
Reich.  Aber  zeitliche  Erstreckung  des  mehrtägigen  Jahrmarkts,  anders 
als  des  mcrcatum  cottidianum,  als  Einheit  über  mehrere  Tage  hin- 
weg. Entsprechend  der  Friede  des  Jahrmarkts,  gegenüber  dem  täg- 
lich erneuerten  des  Tages-  oder  Wochenmarktes,  eine  mehrtägige  Ein- 
heit. Zeitlich  Heginn  und  Endigung  des  Friedens,  sei  es  innerhalb, 
sei  es  außerhalb  des  Marktorts,  mit  Anfang  bezw.  Ende  des  Marktes. 
Marktfahrer  außerhalb  des  Marktorts  durch  den  Frieden  also  auch 
räumlich  nur  insoweit  geschützt,  als  die  Entfernung  vom  Marktort  eine 
Teilnahme  am  Markte  nach  Beginn  oder  vor  Endigung  des  Jahr-  bezw. 
Tagesmarktfriedens  möglich  erscheinen  läßt,  b)  Der  Standpunkt  der 
Quellen,  t.  Widerlegung  scheinbar  widersprechender  Privilegien,  jä. 
Erläuterung  der  ^uellenzeugnisse,  insbesondere  der  Privilegien  für 
Schwäbisch-Hall  (1156)  und  Aachen  (llGf!).  —  2.  Materieller  Inhalt 
des  Marktfriedens  ursprünglich  Androhung  des  Königsbannes  für 
ungerechtfertigte  Angriffe,  später,  namentlich  bei  Jahrmärkten,  auch 
Mir  an  sieh  gerechtfertigte  Angriffe  (Arrest)  während  der  Marktzeit. 

II.  Sonstige  Einschränkungen.  —  1.  Ausflüsse  des  städti- 
schen Asylrechts  und  der  Billigkeit.  Insbesondere  Unterbindung  des 
Hepressalienarrests.  —  2.  Prozessuales  Geleit,  zu  unterscheiden  vom 
Reisegeleit,  a)  Privatgeleit,  Abart  des  Prozeßgeleits,  b)  ot.  Eigent- 
liches prozessuales  Geleit.  Ursprünglich  allein  vom  Richter,  später 
auch  vom  Stadtrat  erteilt.  Abwehr  gerechtfertigter  Klage  und 
Arrestierung,  namentlich  in  Schuldsachen.  7.  Mannigfache  Erteilungs- 
gründe. 5.  Verfahren  bei  der  Erteilung,  e.  Zuwiderhandlungen  gegen 
den  Geleitsschutz. 

Sechstes  Kapitel.    Die  Gastgerichte  147-194 

I.  Begriff  und  Name.  Gastgerichte  im  engeren  (zu  Gunsten 
der  Gäste,  und  im  weiteren  Sinn.  Terminologie. 

II.  Entstehung.  Gastgorichte  inner-  und  außerhalb  der  Markt- 
zeit.  Das  Privileg  für  Magdeburg  (1188). 

III.  Die  Bevorzugung  der  Gäste. 

IV.  Die  Parteien.  —  1.  Gast  gegen  Gast,  a)  Stets  Gastgericht 
für  den  Gastkläger.  b)  Stets  Gastgericht  für  den  beklagten  Gast.  — 
i.  Gäste  und  Bürger,  a)  Stets  Gastgoricht  für  den  beklagten  Gast, 
b)  Gegenüber  dem  Gastkläger  Verweigerung  eines  Gastgerichts  die 
Ausnahme,  Zulassung  die  Regel.  —  3.  Hechte  der  Bürger  auf  schleu- 
niges Verfahren,  a)  Bürger  als  Kläger.  Wenn  überhaupt  rasches 
Verfahren,  dann  in  der  Regel  nur  bei  Wegefertigkeit  der  Bürger, 
b)  Bürger  als  Beklagte.  Wenn  überhaupt  rasches  Verfahren,  dann 
nur  bei  Wegefertigkeit  der  Bürger. 
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V.  Sachliche  Zuständigkeit.  —  I.  Stets  zuständig  bei  Klagen 
um  Schuld.  —  2.  In  der  Hegel  bei  Klagen  um  Frevel.  —  3.  Stets 
bei  Klagen  um  Fahrhabe.  -  4.  Nicht  bei  Klagen  um  Vngcricht 
und  Erbe. 

VI.  Der  Antrag  auf  Gastgericht.  —  1.  Notwendigkeit  eines 
Antrags  des  Berechtigten.  —  2.  Voraussetzungen,  a)  Für  Bürger, 
b)  Für  Gäste.  *.  Bestimmte  Entfernung  des  Wohnsitzes  vom  Gerichts- 
ort. ,3.  Wegefertigkeit  des  Gastes,  die  tatsächlich  im  Hegelfall  vor- 
handen ist.    c)  Form  des  Nachweises. 

VII.  Die  Organisation  des  Gastgerichts.  —  1.  Änderungen 
in  der  Besetzung  des  gewöhnlichen  Gerichts.  —  2.  Eigens  für  (»äste 
eingesetzte  Gerichte.  a)  Hierher  nicht  genossenschaftliche  Hecht- 
sprechung  in  dritter  Stadt  durch  die  Gäste  selbst,  b)  Bestrachtung 
einzelner  Städte,  i.  Magdeburg.  Kiga.  7.  Wesel.  0.  Köln  (richter 
van  den  gestin). 

VIII.  Ladungen.  Termine,  Fristen.  Möglichste  Abkürzung 
für  Verhandlung«-  und  Beweistermine,  sowie  der  Vollstreckungsfristcn. 

IX.  Das  Verfahren  im  Gastgericht.  Im  Wesentlichen  l'ber- 
einstimmung  mit  dein  ordentlichen  Verfahren. 

Abkürzungen  für  mehrfach  gebrauchte  Literatur-  und  (jucllcnwcrkc  1:>.j-  •2«>_» 

Bericht!  iruinreii  203 
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Erstes  Kapitel. 

Bürger,  Mitwohner  und  Gast. 

Der  Rechtsbegrilf  der  Stadt  ist  in  Deutschland  im  Laufe  des 
1*2.  und  13.  Jahrhunderts  zum  Abschluß  gelangt1).  In  dieser  Zeit 
setzt  zugleich  die  ausfuhrlichere  Überlieferung  eines  in  den 
Städten  herrschenden  eigenartigen  Privat-,  Straf-  und  Prozeßrechts 
ein,  Gegenstände,  Ober  die  sich  die  Immunitäts-  und  Markt- 
privilegien des  10.  und  11.  Jahrhunderts  in  höchst  dürftiger 
Weise  verbreitet  hatten.  In  dem  Maße,  in  dem  die  Anzahl  jener 
stadtrechtlichen  Aufzeichnungen  wächst,  mehren  sich  in  ihnen 
auch  die  Sätze  über  die  Rechtsstellung,  welche  die  Gäste  im  all- 
gemeinen (die  ho8pit(#,  ertranei,  adrenae,  alieni,  die  uticendiyen 
lüde ,  inkmnelinye ,  fromeden  und  elenden  lüde)  oder  gewisse 
wichtige  Klassen  von  Gästen  (die  mercatores ,  pemjrini,  milites, 
ruMici,  iocvlutores  u.  s.  w.)  in  der  Stadt  einnehmen.  Unter 
diesen  gästerechtlichen  Vorschriften  sind  die  prozessualen  die 
juristisch  interessantesten.  Denn  sie  erschöpfen  sich  nicht,  wie  meist 
das  Privat-  und  Strafrecht,  in  einfachen  Verboten,  z.  B.  des  Grund- 
stückserwerbs, oder  in  Erhöhungen  und  Niederungen  gewisser 
Sätze,  z.  B.  der  Bußhöhen,  sondern  führen,  z.  B.  bei  den  sogen. 
tJastgerichten,  zur  Aufstellung  neuer  eigenartiger  Bestimmungen, 
die  teilweise  auf  die  Gestaltung  des  gewöhnlichen  bürgerlichen 
Prozesses  zurückwirken. 

Nicht  leicht  ist  zu  umschreiben,  was  das  mittelalterliche 
Stadtrecht  unter  Gästen,  unter  Fremden  versteht.    Auch  wenn 


')  Schröder  S.  G'AK 
Rudorf  f.  ttrcbl*stellung  der  Gast* 
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man  den  Nachdruck  auf  <lic  Darstellung  der  Regeln  legt,  welche 
die  von  auswärts  in  die  Stadt  kommenden  Fremden  betreffen 

non  Holum  pavpere*  <srd  et  d  tritt*  rmuxcnmipie  o/fieii,  tUitn* 
rel  ronditionis  e.rtät'rint,  sire  de  propinqvitt  sive  de  longimjui* 
vener  int  Inis  et  per  civittitem  .  .  .  tramitum  fecerint  t?»7  ad 
eam  ipiacunupte  occasione  rel  ruma  rener i/if  %)t 

wird  sich  zur  Aufhellung  jenes  Begriffs  ein  Blick  auf  die  Zu- 
sammensetzung der  Stadteinwohnerschaft  nicht  umgehen  lassen, 
von  der  ein  Teil  mit  zu  den  Güsten,  den  Ausleuten  rechnete. 
Diese  in  der  Stadt  gesessenen  „ Gäste",  zu  denen,  wie  Schröder2) 
sagt,  „außer  den  Mietern  auch  das  freie  Gesinde  und  die  soge- 
nannten Muntmannen  gehörten,"  wurden  nicht  zu  den  Bürgern, 
sondern  nur  zu  den  Einwohnern  der  Stadt  gezählt,  Namentlich 
schieden  die  Vogtleute  der  städtischen  Fronhöfe,  die  Geistlichen 
und  häufig  die  in  der  Stadt  wohnhaften  Ministerialen  aus  der 
Bürgerschaft  aus.  Das  unterscheidende  Kennzeichen  der  letzteren 
war,  wenigstens  nach  herrschender  Auffassung,  einmal  Grund- 
besitz, alsdann  Gerichtsstand  vor  dem  Stadtgericht3). 

I.  Die  Bürger. 

Ks  soll  hier  unterstellt  werden,  dali  ursprünglich  überall  nur 
die  städtischen  Grundbesitzer  zu  den  Bürgern  rechneten4). 

')  Erläuterung  des  Bremischen  Dompropstes,  welche  Leute  afpellation.- 
peregrinorum  tt  tukunaruw  dibetit  inUiiigi  (1319),  Ehinck  II  S.  199;  sachlich 
übereinstimmend,  nur  kürzer  gefaßt  ist  die  Entscheidung  des  Bremischen 
Domkapitels  über  dieselbe  Frage  v1287),  Ehmck  1  8.  478.  In  beiden 
l'rkunden  werden  von  der  Beisetzung  auf  dem  Willchadikirchhofc  lediglich 
ausgenommen  diejenigen  f>t-n$rini  und  tidtvntit;  qui  chfilaieiH  Hreinensem  v'uit.iv,- 
rint  vel  /«r  tarn  tmnsitum  /«er'tnt  ....  ///«■/  <  andi  gtatia;  diese  werden  ander- 
wärts bestattet. 

*;  S.  632. 

3)  Schröder  S.  631.  632. 

4)  Schröder  S.  «32.  Häuüg  wird  hierfür  der  bekannte  Satz  des 
Freiburger  Stadtrechts  40  (Zusatz  des  12.  Jahrb.),  Keutgen  Urk.  S.  122. 
angeführt:  </ni f>)0f>> tu///  non  obligUum  trd  liberum  intiens  manlmm  uttj>/t  in  ch'i/a/e 
hiilmait  bur«tnih  est.  Aber  gerade  Freiburg  i.  B.  samt  seinen  Toehterrechteii 
zeichnet  sieh  durch  einen  ausnehmend  harten  und  exklusiven  Standpunkt  in 
der  Behandlung  der  Fremden  aus  (vgl.  die  Ausführungen  im  dritten  Kapitel  *, 
welcher  in  der  Definition  des  Bürgerbegritls  sein  Widerspiel  gefunden  haben 
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Wichtiger  ist  für  uns,  daß  die  Stadt  ein  besonderer  Ge- 
richtsbezirk wurde  und  die  Bürger  ihren  allgemeinen 
nnd  eigentümlichen  Gerichtsstand  zum  mindesten  vor 
einem  Stadtschultheißen  hatten,  der  auch  über  die  Grund- 
stücke zu  richten  pflegte1).  Allerdings  konnte  der  Umstand,  daß 
hörige  oder  unfreie  Personen  sich  in  der  Stadt  dauernd  nieder- 
ließen und  dort  Kürger  wurden,  in  älterer  Zeit  nicht  ohne  weiteres 
die  Rechte  der  außerhalb  gesessenen  Grund-  und  Gerichtsherren 
beseitigen.  An  sich  bestand  eine  ordentliche  Dingpflicht  der  Ein- 
gewanderten auch  in  den  Gerichten  der  Herren,  und  so  wurden 
besondere  Evokationsprivilegien  notig,  die  den  allgemeinen  ur- 
sprünglichen Gerichtsstand  der  Eingewanderten  aufhoben  *).  B  e  1  o  w s) 
freilich  läßt  mit  der  dauernden  Entfernung  des  Hörigen  oder  Un- 
freien aus  dem  Hofgerichtsbezirk  die  Hofgerichtsbarkeit  über  ihn 
ohne  Weiteres  aufhören.  Aber  einmal  war  diese  Gerichtsbarkeit 
durchaus  nicht  regelmäßig  auf  Streitigkeiten  aus  und  auf  hof- 
rechtlichem Grundbesitz  beschränkt.  Seeliger*)  weist  vielmehr 
darauf  hin,  daß  sie  von  höchst  mannigfaltiger  ausgedehnter 
Kompetenz  sein  konnte  und  namentlich  in  älterer  Zeit  nicht  nur 
einen  territorialen,  sondern  auch  einen  persönlichen  Geltungsbereich 
besaß.  Ferner  ist  gegen  He  low  zu  bemerken,  daß  eine  Person 
zweifellos  an  mehreren  Orten  ihren  allgemeinen  Gerichtsstand 


könnte.  Jedenfalls  ist  es  nicht  unbedenklich,  wenn  Stolze  S.  75  ff.  gerade 
das  Freiburger  Recht  zur  Grundlage  seiner  Betrachtungen  ftber  „Gaste  und 
städtische  Gerichtsbarkeit"  erwählt. 

')  Vgl.  Rietschel  S.  161.  162  für  die  Marktansiedelungen.  Die  Ge- 
richtsverfassung der  Rfimerstädte,  auf  anderer  Grundlage  entstanden 
(Rietschel  S.  162  Anm.  4),  bot  in  der  hier  behandelten  Zeit  im  Resultat 
ungefähr  dasselbe  Bild  (vgl.  z.  B.  für  Köln :  Heldmann  S.  115.  116). 

*)  Im  Gegensatz  zu  den  spateren  Evokationsprivilegien,  deren  Haupt- 
zweck in  der  Aufhebung  besonderer  Gerichtsstände  besteht,  (vgl.  unten 
Kapitel  III),  beseitigen  die  älteren  namentlich  die  Notwendigkeit  regel- 
mäßigen Aufsuchens  auswärtiger  Gerichte,  also  einen  allgemeinen 
Gerichtstand.  So  namentlich  die  bei  Keutgen  I  rspr.  S.  29  Anm.  1  ange- 
führten Privilegien  für  Speier  (1111.  1182),  Mainz  (1118  -1135)  und 
Strasburg  (1129),  sämtlich  abgedruckt  bei  Keutgen  l'rk.  S.  14.  15.  7.  8. 
.«..wie   das  unten  S.  4  bei  Anm.  2  abgedruckte  Privileg  für  Münstereifel. 

3)  S.  108:  s.  auch  8.  106.  107. 

«j  Besonders  auf  S.  191.  192. 

r 
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haben  konnte1),  also,  auch  wenn  sie  Bürger  und  stadtgerichts- 
ptliehtig  geworden  war,  trotzdem  zum  Besuche  des  Hofdings  ver- 
pflichtet bleiben  mochte.  Gerade  das  Privileg  des  Grafen  von 
Hochstaden,  hohen  Vogts  des  Stiftes  Münstereifel,  zu  Gunsten 
des  letzteren: 

mawipia,  <pw  in  prephata  rilfa  anni  spacium  complrrerunt, 
ad  e.rteru  placita  ncr  reniani  mr  eifenfur;  domino  suo  an- 
nuatim  et  in  morte  sua  debitam  persohant  iusticiam  *J 

beweist,  daß  die  ordentliche  Dingpflicht  im  Hofgericht  ursprung- 
lich nicht  von  selbst  durch  dauernde  Entfernung  des  Pflichtigen 
aufhörte. 

Als  im  13.  .Jahrhundert  der  Satz  „Stadtluft  macht  frei- 
allgemeine  Geltung  erlangt  hatte  und  nach  städtischem  Aufenthalt 
von  Jahr  und  Tag  infolgedessen  ipso  iure  nur  privatrechtliche 
Verbindlichkeiten  gegen  den  auswärtigen  Herrn  bestehen  blieben, 
erschien  es  natürlich,  wenn  der  letztere  die  ordentliche  Dingpflicht 
seines  fortziehenden  Untertanen  nach  Möglichkeit  im  Vertragswege 
zu  wahren  suchte.  So  erklärt  sich  der  von  Below3)  angeführte 
Vertrag  aus  dem  Jahre  12MS,  in  dem  ein  nach  Andernach  ziehender 
Mann  aus  Krust  seinem  Herrn  verspricht,  auch  nach  Jahresfrist 
jährlich  einmal  in  seinem  iudirium  zu  erscheinen,  si  p<wet'). 
Hier  wird  der  allgemeine  Gerichtsstand  wenigstens  noch  im  Wege 
der  privaten  Vereinbarung  und  zwar  nicht  nur  formell  aufrecht 
erhalten.  Denn  der  Einwurf  Belows,  das  Stadtgericht  Andernach 
hätte  sicher  Einspruch  erhoben,  wenn  dergestalt  der  Herr  in  Krust 
Gerichtsbarkeit  über  städtische  Grundstücke  hätte  erlangen  können, 
verfängt  nicht,  weil  das  forum  rei  sitae  ein  anerkannt  aus- 
schließliches war5). 

Lagen  die  oben  genannten  Voraussetzungen  bei  einem  Stadt- 
bewohner vor,  so  wurde  dieser  in  älterer  Zeit  ipso  jure  Bürger. 
Im  Gegensatz  zu  dieser  „stillschweigenden"  Aufnahme,  die  der 

')  Über  derartige  Erscheinungen  i.  B.  im  sächsischen  Landrecht  s. 
unten  Kapitel  III. 

2)  Mittelrhein.    V.  Ii.  II  S.  214. 

3)  S.  133.  134. 

*)  Kotulus  der  Stadt  Andernach  in:  Ann.  d.  hist.  Ver.  f.  d.  Nieder- 
rhein,  IM.  \2  8.  37  f. 

'•>)  Vgl.  unten  Kapitel  III,  sowie  Planck  I  S.  47  ff. 
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älteren  Zeit  eigentümlich  war1),  setzte  sieh  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert eine  ausdrückliche,  von  der  (Jemeinde  oder  bestimmten 
Organen  derselben  vorzunehmende,  meist  entgeltliche  Aufnahme 
in  das  Bürgerrecht  durch.  Ks  genügen  nunmehr  also  weder 
Grundbesitz  und  selbständige  Existenz  in  der  Stadt,  um  die 
Stellung  eines  Bürgers  zu  erringen,  noch  auch  allgemeiner  Ge- 
richtsstand vor  keinem  andern  Gericht,  als  eben  dem  stadtischen. 
Umgekehrt  rechnen  sogar  solche  Personen  zu  den  Bürgern,  die 
nicht  nur  nicht  Grundeigentum  -),  sondern  nicht  einmal  selbständige 
Existenz  in  der  Stadt  besitzen3),  offenbar  nur  deshalb,  weil  jener 
Form  der  ausdrücklichen  Aufnahme  Rechnung  getragen  war4). 

II.  Die  Mitwohner. 

Schon  aus  dem  letztgenannten  Umstände  erhellt,  daß  die  Art,  wie 
Schröder  lediglich  zwischen  Bürgern  und  „Gästen"  unterscheidet5), 
mindestens  für  die  spätere  Zeit  nicht  zutrifft.  Vielmehr  wurde 
ein  Teil  der  städtischen  Einwohner  zwar  mangels  Grundbesitz 
oder  Aufnahme  nicht  zu  den  Vollbürgern,  aber  trotzdem  nicht 

')  Maurer  Städteverf.  II  S.  746  Pf.  Sie  ging  vor  sich  durch  Erwerb 
von  Grundbesitz,  möglicherweise  auch  durch  dauernde  selbständige  Nieder- 
lassung in  einer  Stadt  (vgl.  unten  S.  12  in  und  bei  Anm.  3—5). 

a)  Lübeck  Wcistuni  für  Klbing  (vor  1300?)  H  2,  Stnbbe  Beitr.  S.  1 6ö : 
desgl.  (um  1350)  15,  ebenda  S.  170.  Vgl.  Freiberg  Stadtr.  (1296—1307) 
II  §  3,  Ermisch  S.  42. 

3)  Osnabrück  Begräbnisordnung  (1278),  Philippi  S.  92:  ownes  bwgenses 
.  .  ,  in  hibus  parroehiis  nostris  commorantes  dfaites  ac  ptiuperes,  licet  quidam  (x  eis 
proprias  domos  non  habtant  et  aliis  pro  precio  seti'iant,  .  .  sunt  .  .  apud  wahrem 
eedesiam  sepeliendi.    Vgl.  auch  unten  S.  7  Anm.  1. 

*)  Die  in  der  vorigen  Anm.  erwähnte  Begräbnisordnung  kennt  eine 
ausdrückliche  Bürgeraufnahme.  —  Auf  die  mannigfachen  Grunde  der  «Mit- 
wohner," diese  Aufnahme  nicht  nachzusuchen,  deutet  Kocsfeld  Stat.  (134I>), 
Niesert  U.  S.  III  157.  Unter  gewissen  Umständen,  z.  B.  wenn  sie  die  Tochter 
eines  Vollbürgers  heirateten  (Soest  Verordn.  von  1288,  Seibert/.  I  S.  512), 
gewisse  Nabrungszweige,  namentlich  Kaufmannschaft  oder  Handwerk  treiben 
wollten  (Kiga  umgearb.  Stat.  §  I  —  um  1300  —  bei  Xapiersky  S.  142;  Lüne- 
burg de  proc.  ind.  Kddach  —  vor  1400,  —  Kraut  S.  31),  städtische  Liegen- 
schaften erbten  (Göttingen  Stat.  von  1354,  Pnfendorf  III  App.  S.  18«), 
war  ihnen  Erwerb  des  Bürgerrechts  vorgeschrieben,  und  zwar  im  Gegensatz 
zu  anderen  Personen  häutig  unter  erleichterten  Bedingungen  (Lübeck  Ver- 
zeichnis der  Einkünfte  von  1262,  Lüb.  U.  B.  I  Xr.  2«9). 

*)  Oben  S.  2  bei  Anm.  2—4. 
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zu  den  „Gästen4*  gezählt.  Hierher  gehören  alle  die  Lente,  die 
mit  sonstigen  niehtbflrgerlichen  Einwohnern  das  Merkmal  eines  aut 
die  Dauer  berechneten  Wohnens  in  der  Stadt  teilen die  aber 
regelmäßig  in  selbständiger  Stellung  leben,  städtische  Steuern  und 
Dienste  tragen  und  schließlich  in  der  Stadt  ihren  allgemeinen 
Gerichtsstand  ausschließlich  vor  dem  Stadtgericht  haben. 

1.  a)  Es  fehlt  nicht  an  Hinweisen  darauf,  daß  diese  Art 
städtischer  Einwohner  in  der  Stadt  auf  eigenem  Grund  und 
Boden,  mindestens  in  einem  eigenen  Hause  sitzt,  das  dem  Stadt- 
gericht untersteht2)-  Häufiger  freilich  sind  sie  Mieter,  die 
entweder  ein  ganzes  Haus  in  Anspruch  nehmen3),  oder  aber  bei 
Burgern  und  auch  solchen  Leuten,  die  dem  Stadtgericht  nicht 
unterstehen,  z.  K.  bei  Geistlichen,  unterkommen4).  Jedenfalls 
wird,  mögen  sie  nur  Mieter  sein  oder  aber  Grundbesitzer,  betont, 
daß  sie  in  wirtschaftlicher  Selbständigkeit,  in  persönlicher 
Unabhängigkeit  in  der  Stadt  wohnen: 

we  to  Gottimjen  wonct  unde  neyn  borgere  eni«  undc  cgheam 
rock  eder  dixch  lieft  noch  nemande  vermcdet  enis  to  dcmte,  de 
yift  6  Gott.  ^  to  Urne  .  .  .  .  ü  he  aver  eyn  gfuut,  so  nedarf 
he  nicht  timen,  aoer  he  mod  tollen*). 

')  In  Prag  Stat.  Recht  (1314—1418)  139,  KöUler  I  S.  95,  begründet 
schon  vicrwöchcntlichcs  Wohnen  eum  proprio  igne  die  Vermutung  dauernden 
Bleibens. 

3)  Metz  Kcchtserkenntuis  Friedr.  II  (1214),  Mcurisse  8.  442:  Osna- 
brück Begr.  Ordn.  (1278),  Philippi  S.  92;  Haniburg  Stadtr.  (1292)  K  23, 
Lappenberg  I  S.  122;  Brünn  SehöiTenbuch  (um  1350)  125,  Uöülcr  II  S.  64: 
(.•  iltt i ngen  Stat.  (1354),  Pufendorf  III  App.  S.  186:  Hameln  Batswillkür 
(1370),  Meinardus  S.  442:  Köln  Satzungen  (1385),  Knnen  V  S.  482.  4S3: 
Lübeck  Urk.  (1397),  Lüb.  U.  B.  IV  S.  735.  73G. 

3)  Osnabrück  Begr.  Ordn.  (1278),  Philippi  S.  1)2:  vgl.  Freiberg 
Stadtr.  (1296-1307)  II  §  3.    1  §  30.    XU  §  5,  Krmisch  S.  44.  35.  234. 

«)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  63,  20  (vgl.  Goschen  101  y  26 
in  der  Fassung  bei  Varges  S.  294  Anm.  4):  Lübeck  Stadtr.  Cod.  Bruke* 
II.  202,  Hach  S.  570:  Nordhausen  Stat.  Samml.  (um  1350)  II.  33, 
Foerstemann  N.  Mitt.  111,3  S.  54:  Lüneburg  De  proc  iud.  Kddaeh  (vur 
1400),  Kraut  S.  31. 

*)  Güttingen  Notiz  im  olde  bok  (um  1375),  Schmidt  I  S.  285  Anm.  2. 
Vgl.  ferner  Freiberg  Stadtr.  (1296-1307)  II  §3,  vgl.  §  1  und  2,  Klinisch 
S.  44:  hat  ein  man  eigen  rouch,  i/ns  ist  ge mitte  Herberte,  dir  heizet  oueh  be- 
seiten,   Prag  Stat.  Bucht  (1314-1418)   139.  lMüler  I  S.  95:   qui  seJct  m 
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Dieses  Wohnen  zusammen  mit  den  Voll  bürgern  muß  aul  die 
Dauer  eingerichtet  sein,  dergestalt,  daß  auch  die  Familien- 
angehörigen des  Betrettenden  dauernd  in  der  Stadt  weilen1),  daß 
er  anderwärts  keinen  Zuhält  besitzt8). 


ch-i/ate  quatuor  septimanis  cum  proprio  i$ne,  rtputatur  stat  im  pro  ch'c  (vgl. 
ebenda  S.  94 :  qui  reeipit  ins  civile,  (res  prerogativas  habet,  quas  non  habet  illc,  qui 
est  ervis  seit  —  hier  = :  und  —  qui  sedet  IUI  septimanis  cum  proprio  igne); 
Dortmund  Stadtb.  (vor  1350)  11,  Frensdurff  S.  G8:  Herrschaftl.  Recht  auf 
Heergewätc  u.  (ierade  wird  ausgeschlossen  gegenüber  jedem  menscht,  dat  ii 
man  eder  wif,  der  in  der  stat  van  Dorpmunde  wonachtich  is  unde  eghenen  royk 
kevet;  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  125,  RöÜler  II  S.  64  (negativ  gefallt): 
inquiümts  ((jegensatz:  ch'is)  nec  h:reditatem  nec  pro priam  in  civitate  Habens 
residentiam;  Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  96  i?  4,  ZK<i.  10  S.  234:  alle  bürgere 
end  oir  ingesetenen,  die  binnen  der  stat  vriheit  van  Cleve  roick  end  vuer  Hahlen . 
Vgl.  auch  Metz  Rechtserk.  Friedr.  II.  (1214),  Meurissc  S.  442,  abgegeben 
unter  Zustimmung  des  derzeitigen  Schöffenmeisters  und  anderer  Metzer 
Schöffen:  licet  hominis  de  Iluy  habere nl  in  urbe  Metensi  domos,  nihilominus  debitores 
tssent  thelonei,  cutn  in  eadan  civitate  nec  ignem  nec  /um  um  facerent,  nec  cor  um 
uxoi  es  et  famiitac  ibidem  manerent,  nec  ipsi  in  eadem  civitate  sicut  alii  cives  facerent 
extubias;  Frankfurt  a.  M.  Stadtr.  (1297)  20,  Kcutgen  Trk.  S.  181),  und  dazu  26 
(Pfahlbürger!).  —  Auch  wer  nicht  in  eigenem  Hause  sitzt,  kann  also  eigenen 
Hauch  und  eigenes  Feuer  halten,  wofern  er  nur,  wie  Freiberg  Stadtr. 
(1296-1307)  I  §  30,  Ermisch  S.  35,  es  ausdrückt,  ein  Haus  (oder  den 
selbständigen  Teil  eines  Hauses)  dergestalt  mietet  und  bewohnt,  daß  er 
xvirt  darinne  ist,  das  He  die  vier  wende  inne  Hat.  Hausgenosse  dagegen  ist,  wer 
mit  dem  andern  inne  ist  in  sinen  vier  wentten  (Freiberg  a.  a.  ü.  §  31).  Haus- 
genossen sind  also  namentlich  Familienangehörige  und  Dienstboten  des 
Hausherren,  die  diesem  gegenüber  kein  selbständiges,  durch  Miete  und  dgl. 
begründetes  Recht  auf  Benutzung  bestimmter  abgeschlossener  Wohnräume 
haben:  vgl.  z.  B.  S.  Ld.  R.  I  20  §  7:  die  müder  is  gast  in  des  sons  gaveren 
$tnde  die  sone  in  der  müder,  sowie  W e n d  i s c h-R ügianischer  Landgebrauch 
(bei  (.iadebusch  S.  270):  Dienstboten  sind  Leute,  die  mit  der  Herrschaft  in 
einem  huse  sind  unde  cht  fuer  t/tosammen  Hibben, 

')  Metz  Rechtserk.  Fricdr.  II  (1214),  s.  vorige  Anmerkung.  Osna- 
brück Begr.  Ordn.  (1278),  Philippi  S.  92:  quicumque  domum  in  civitate  emerit 
auf  conduxerit,  cuiuscumque  fuerit  condiiionis,  nisi  sit  proprius,  quam  diu  ipsam  do- 
mum inhabitaverit  et  familiam  et  expensas  in  ea  habuerit,  apud  maiorem  ecclesiam 
sepelUndus  est;  wegen  der  nobile s,  ministeriales  und  coloni  werden  ebenda  besondere 
Bestimmungen  getroffen.    S.  hierzu  oben  S.  5  Anm.  3. 

»)  Magdeb.  Frag.  II.  5  d.  3,  Bchrcnd  S.  173:  vgl.  auch  Brühl  (1285), 
Lacomblet  II  S.  474:  nul/us  .  .  vendere  .  .  debeat  vinum  ad  brocani  nisi  oppidum 
ipsum  inhabitet  tanquam  oppidanus  et  iura  faciat  quecumque  exigit  oppidum; 
Hamburg  Stadtr.  Anh.  (1270)  5,  Lappenberg  S.  72:  desser  stad  bor^er  unde 
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b)  Das  Korrelat  solchen  Aufenthalts  in  der  Stadt,  der  nicht 
bedingt  ist  durch  Zugehörigkeit  zu  einem  andern  innerhalb  der 
Stadt  befindlichen  deriehte  als  dem  städtischen,  bildet  die  Ver- 
pflichtung zum  Mittragen  der  städtischen  Lasten  ').  Nur  wer 
dauernd  innerhalb  des  Stadtbezirks  weilt,  ist  namentlich  im  Stande, 
persönliche  Dienste  zu  leisten.  Meist  ist  freilich  nur  allgemein 
von  der  Verpflichtung,  die  iura  cicitati*  zu  erfüllen,  die  Rede, 
worunter  nicht  nur  jene  Dienste,  sondern  namentlich  auch  Geld- 
zahlungen begriffen  werden.  Diese  direkten  Abgaben,  meist  Schoß 
•»der  Losung  genannt,  sind  hautig  nur  in  Hezug  auf  Vollbfirger 
geregelt  und  vorwiegend  nach  Verhältnis  des  städtischen  Grund- 
besitzes verteilt.  Sie  treffen  jedoch  in  letzterem  Falle  natürlich 
auch  solche  Mitwohner,  die  Eigentümer  von  Stadtgerichtspflichtigen 
Immobilien  innerhalb  der  Stadt  sind 2);  auch  werden  Mieter  ganzer 
Häuser  nach  Maßstab  dieses  Hauses  herangezogen3).  Da  jedoch 
der  Schoß  keineswegs  nur  vom  unbeweglichen  Vermögen,  sondern 
auch  von  beweglichen  Sachen  und  Forderungen  erhoben  werden 
kann4),  so  steuern  zutreffenden  Falles  auch  solche  Mitwohner.  die 
sich  bei  Dritten  eingemietet  haben  5). 


bergerscht,  interner  unde  inwoner sehe ,  de  sik  under  desser  itad  harter- 
sehop  neret,  Freiburg  a.  K.  Priv.  (1294).  Sudendorf  IX  S.  374.  und 
Goslar  l'riv.  (1390),  Göschen  S.  122. 

')  Freiberg  Stadtr.  (1296-1307)  II  §  3.  §  9.  XII  §  1,  F.rmisch  S.  44. 
46.  95  :  schotten  unde  uwJien;  desgl.  N  o  r d  b  a  u  s  e  n  (um  1350)  11.33.  Fuerste- 
mann  N.  M.  III.  3  S.  54:  Gotting«- n  Notiz  im  olde  bok  (um  1375),  Schmidt  I 
S.  285  Anm.  2:  Jede  Wort  gibt  to  linse  iß/.  Gott,  ptnnin^e,  und  ist  sie  getvilt^ 
iowelk  htts  sinen  Ibis,  und  dazu  Statut  (1354),  Fufelidorf  III  Ajip.  S.  180:  od  en 
uuuh  ntyn  unxr  medebor^ere  oder  medewonerc  svu  hus  und  xoord  dal  beter  is 
•wen  achteyn  mark  an  tu  nie  udmanne  eder  ined,n<en<re  de  neytt  bordier  is  .  .  .  rvr- 
kopen.    Vgl.  auch  Met  /  (1214).  oben  S.  6  Anm.  5. 

T)  Osnabrück  Begr.  Ordn.  (1278;,  oben  S.  7  Anm.  1. 

3)  Osnabrück,  oben  S.  7  Anm.  1:  Freiberg  Stadtr.  (1296-1307)  II 
§  3.  XII  §  1,  Knutsch  S.  44  und  95. 

l)  Hamburg  Stadtr.  (1292)  K  19,  Lappenberg  S.  121:  Freiberg  i.  S. 
Stadtr.  (1296-1307)  IV  §§10.  11.  auch  18,  Krmisch  S.  55  :  Frag  SUt. 
Hecht  (1314-1418;  104,  Koßler  I  S.  65:  Marienburg  Stadtordn.  (1365,. 
Voigt  S.  526:  Bratinschweig  Stadtr.  (1401)  290.  291,  Hänselmann  1 
S.  125. 

Nord  hau  sen  3.  Stat.  Samml.  (um  1350)  II.  33,  Foerstemann  N.  M. 
III,  3  S.  54:  Göttingen  (1375;,  s.  oben  S.  6  bei  Anm.  5.    Ohne  besondere 
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c)  Ein  Aequivalent  l'ör  solche  Leistungen  stellt  die  Be- 
freiung von  gewissen  Abgaben  dar,  die  den  Fremden, 
den  (Jästen  obliegen,  namentlich  vom  Zoll  •).  Ein  süddeutsches 
Stadtrecht  falit  das  in  den  prägnanten  Satz  zusammen: 

omni*  t[ui  facti  inru  ritte,  non  dal  l/teloneum2), 
also  auch  nicht  der  non  butgenxis,  wofern  er  facti-  u*us  rillt: 
Ausdrücklich  werden  denn  auch  verschiedentlich  städtische  Mit- 
wohner  neben  den  Bürgern  als  nicht  zollpflichtig  bezeichnet '•»), 
meist  unter  Hervorhebung  der  oben  gegebenen  Begründung4). 
Demgegenüber  sind  AuÜenbürger,  die  in  der  Stadt  zwar  Grund- 
besitz hüben,  aber  wegen  Nichtwohnens  daselbst  zur  Leistung  von 
crcubiae  u.  dgl.  nicht  im  Stande  sind,  zur  Zollzahlung  verpflichtet5). 

Erwähnung  der  Wohnungsvcrhaltnissc  wird  des  ferneren  der  SchoOpflirht 
u.  s.  w.  einfacher  Mitwohner  Knvähnung  getan  z.  B.  in:  Hern  Stadtr. 
(1218?.  25,  Keutgen  l:rk.  S.  12!»:  Frei  bürg  i.  L:.  Hand  f.  (1240)  102.  107. 
108,  Gaupp  St.  lt.  II  S.  100.  101:  Brühl  Priv.  (1285),  Lacomblet  II  S.  474: 
Hamburg  Stadtr.  (1292)  K  19,  Uppenborg  S.  121:  Freiburg  a.  K.  l'riv. 
1294),  Sudendorf  IX  S.  374:  Goslar  Stadtr.  (um  1300;  bei  Göschen  101, 
2t»  und  in  der  Fassung  bei  Varges  S.  294  Anni.  4:  Prag  Stat.  Recht 
[1314  —  1418;  22.  139.  ItöMer  I  S.  15.  94:  Koe.sfeld  Statute  (1349),  Nieselt 
V.  S.  III.  157:  Hameln  Ratswillk.  (1370),  Meinardus  S.  422.  Ausnahms- 
weise können  Mitwohner  alle  Lastin  und  Dienste  mit  gewissen  Summen  im 
voraus  jährlich  ablösen:  vgl.  Lübeck  Urk.  (1397),  Lfib.  U.  B.  IV  S.  735. 

')  Über  die  Begründung  der  Zollpflicht  der  Fremden  als  einer  Gegen- 
leistung für  die  städtischen  Pflichten  der  Bürger  vgl.  die  richtigen  Be- 
merkungen bei  Scheller,  Zoll  und  Markt  (Blankenhain  1903)  S.  5«  und  57. 
—  Ob  in  Xamslau  (Verkauf  der  Krbvogtei,  1333),  Tzschoppe  S.  535,  der 
Marktzins,  eine  Budenabgabe,  lediglich  von  den  hospitts  und  den  incolae  non 
Acrci/i/aü  bezahlt  oder  ob  er,  insoweit  ihn  auch  Bürger  entrichten  müssen 
'\sn4  die  Kegel  wäre,  vgl.  Gengier  BA.  S.  139),  vom  Licgnitzer  Herzog 
nicht  mitverkauft  wird,  ist  nicht  zu  entscheiden.  Im  übrigen  stehen  in 
Bezug  auf  Abgaben  u.  dgl.  die  Bürger  und  Mitwohner  stets  geschlossen 
den  Gästen  gegenüber. 

*)  Freiburg  i.  U.  Handf.  (1249)  102,  vgl.  auch  107,  Gaupp  St.  lt.  II 
S.  100.  101. 

3)  Hagen  Priv.  (1296)  9,  Seibertz  I  S.  572,  und  zwar  in  einer  Über- 
setzung aus  dem  Anfang  des  14.  Jahrh.:  borghirc  und  btwontre  sulien  toi  fry 
sy».  Freiberg  Stadtr.  (1296—1307)  XL  §2.5,  Ermisch  S.  234:  Göttin- 
nen (1375).  oben  S.  6  bei  Anm.  5. 

*;  I  ber  Mühlhauscn  Stadtr.  (1230— 1250),  Herquet  S.  631,  vgl.  unten 
S.  15  bei  Amu.  6. 

>)  Vgl.  Frensdorff  in  Hans.  Gesch.  Bl.  1897  S.  130. 
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(1)  Insbesondere  teilen  die  erwähnten  Mitwohner  mit  den 
Vollbürgern  den  gleichen  allgemeinen  «ieriehtsstand  in 
der  Stadt,  ohne  daU  etwa  besondere  Vereinbarungen  mit  Herren, 
die  in  der  Stadt  Sondergerichte  besitzen,  notig  waren.  Aus- 
drückliche Bestimmungen  über  diese  Uemeinschaftlichkeit  de* 
(ierichtsstands  sind  freilich  selten.  Das  Stadtgericht  hat  eben  in 
der  Stadt  gewissermaßen  die  Vermutung  der  Zuständigkeit  für 
sich.  Deutlich  z.  H.  ist  jedoch  das  Stadtrecht  von  Freiben:1). 
Nach  ihm  hat,  wer  besezzen  ist  (und  hierzu  gehört  auch  der 
Mann,  der  nach  Freiberg  kommt  und  dort  lediglich  ein  Aw:, 
eine  herbeveje.  zum  dauernden  Wohnen  mietet  *)),  gleich  dem  Erb- 
gesessenen und  im  (jegensatz  zum  einfachen  Hausgenossen  und 
selbstverständlich  zum  Ausmann  und  (Säst,  Anspruch  auf  mein  fache 
Ladung  ins  Gericht.  Gleich  dem  Erbgesessenen  braucht  er,  wenn 
er  zwar  an  Gerichtsstelle,  aber  uzw<n<h'c  den  (unken  steht,  dem 
Gebot  des  Richters  sofort  zu  antworten  keine  Folge  zu  geben. 
Ähnliche  Vorschriften  wie  diese  Freibergischen  rinden  sich  auch 
anderwärts3);  meist  überwiegen  freilich  allgemein  gefaßte  Satze *). 

2.  Es  erscheint,  und  damit  kehren  wir  zum  Ausgangs- 
punkt unserer  Betrachtung  zurück,  von  vornherein  zweifelhaft. 

'}  (1 296-- 1307)  XXXII  §  12  und  11,  Krmisch  S.  213. 
-')  II  §  3  und  XL  §  5,  Krmisch  S.  44.  234. 

3)  Brünn  Schöffonb.  (um  1350)  125,  Koülcr  II  S.  64,  bezüglich  des 
inquilinus  .  .  hereditatem  .  .  .  (»der  proprium  in  eiritate  lutbens  residentiaiti',  Magdeb. 
Fr.  11.  5  d.  3,  Bohrend  S.  173,  auf  die  Anfrage,  ub,  wer  22  Jahre  in  einer 
Stadt  wohne  und  anderwärts  keinen  Zuhält  habe,  mochte  eyn  gast  «tsyn:  .  . 
xver  in  der  stat  Min  iar  unde  ta%  wonhaftig  ist  unde  andirs  in  keyncr  stat  besesszen, 
der  sal  recht  habin,  gebin  unde  nemen  ^lieh  eynem  andirn  besessen  burger;  K  1  e  v  i 
Stadtr.  (nach  1424)  95  §  1,   ZKÜ.  10  S.  232:    Oeen  burger  off  burgersehe  k*h 
in;esetenen  der  stuf  van  Cln<e  en  sal  den  andern  bur^er  off'  burghersefu  off  injesttenen 
leiiden   belasten  noch   in  kreiden  voir  eenigen  ^erie/tf,    detn  voir  geruhte  to  Cleve. 
Vgl.  ferner  Lüneburg  Priv.  (1247),  Doebner  Städtepriv.  S.  28:  Land  fr.  «Irr 
(lebietc  zw.  Rhein,  Lahn  u.  Main  (1265)  8,   Böhmer  V.  B.  I  S.  122 . 
Freiberg  i.  S.  Stadtr.  (1296-1307)  XXXIX  §4  (an  dinge  jen;  über  htrger 
in  Freiberg  s.  unten  S.  12  bei  Anm.  3.  4)  mit  §2.3,   Ermisch   S.  233: 
Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  96  §  4  und  zu  Tit.  257  gräfl.  Priv.  (1448 
ZUG.  10  S.  234  bezw.  257. 

*)  Z.  B.  Breslau  Hechtsbel.  an  (Jlogau  (1315)  1,  Korn  S.  91:  hü. 
qui  sedent  sub  miliar i,  non  astant  iuri  com  tu  nostro  adiwato  htreditario  in  nos'rt 
civitate,  sed  tantum  Uli  astant,  sieut  st  extendit  dislrietus  nostre  enitatis,  id  est,  ui>; 
Paseua  nostre  civitatis  terminantur. 
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daß  die  Klasse  städtischer  Einwohner,  welche  die  bisher  be- 
schriebenen Merkmale  aufweist  und  auch  in  anderen  Punkten  den 
Vollbürgern  angenähert  ist1),  ohne  Weiteres,  wie  Schröder 
meint*),  unter  der  Bezeichnung  „(iästeu  mitbegriflen  und  also 
auch  unter  die  für  letztere  gegebenen  Vorschriften  gestellt 
worden  sein  sollte.  Wendungen  wie:  hospes  rvtjhmi*  altern** 
sice  civitatis  aliene  qtti  cenerif  ad  munendum*)"  beweisen  natür- 
lich für  Schröder  überhaupt  nichts.  Anders  schon,  wenn 
ge«te,  hos/Ute«,  uthinndiye  lüde,  e.rtranei,  die  in  der  Stadt 
wohnen,  erwähnt  und  im  Gegensatz  womöglich  zu  den  Hörgern, 
den  eiers  genannt  werden.  Doch  darf  man  bezüglich  des  letzt- 
erwähnten Punktes,  was  auch  sonst  von  Wichtigkeit  ist,  nicht 
übersehen,  daß  die  Quellen  da,  wo  sie  allgemeine  Vorschrillen 
über  die  Hechtstellung  der  Imrger  bringen,  unter  den  letzteren 
offenbar  häufig  nicht  nur  die  sogen.  Vollbürger  verstanden  wissen 
wollen.  Nicht  jedes  Stadtrecht  besitzt  eine  so  ins  Einzelne  durch- 
geführte und  sorgfältig  bestimmte  Terminologie  wie  das  Fret- 
bergische.  Ks  kommt  auch  in  einem  so  ausführlichen  Stadtrechte 
wie  dem  Kleveschen  vor,  daß  Satze,  die  zunächst  ausdrücklich 
auf  Hürger  und  andere  Eingesessene  bezogen  werden,  in  ihrer 
Einzeldurchführung  sich  auch  da  lediglich  über  die  Kürger  ver- 
halten, wo  diese  unzweifelhaft  nicht  allein  gemeint  sind. 

a)  In  Wirklichkeit  kommt  denn  auch  die  Bezeichnung  „(Jast- 
für  diese  Klasse  städtischer  Einwohner  nicht  oder  doch  nur  ganz 
vereinzelt  vor.    Im  Gegenteil  sind  sie  es,  die  im  besonderen  und 


')  Z.  Ii.  in  der  Fälligkeit,  für  andere  gerichtliche-  Sicherheit  zu  bestellen 
bezw.  Nichtverptlichtung  Bürgen  zu  setzen  (Freiberg  i.  S.  Stadtr. —  1296 
bis  1307 — II  §§3.  7,  Frmisch  S.  44.  46),  Liegenschaften  zu  erworben  (Tu In 
Stadtr.  —  1296—13,  Keutgen  Urk.  S.  '202:  Hameln  Hatswillk.  —  1370  —, 
Meinardus  S.  422:  vgl.  Bist.  I.  48  d.  5,  Ortloff  S.  88),  zu  Stadtämtern  ge- 
wählt 7.n  werden,  (Freiburg  a.  F..  Friv.  -  1294  — ,  Sudendorf  IX  S.  374). 
S.    ferner  Reinhold   S.  56.  57    und   die   dort  citierten  Urteile   ans  dem 
Wobeier  Urteilsbuch  bei  Wolters  S.  «7  Nr.  131.  134.  136:  Reinhold  deutet 
das  Urteil  Nr.  136  auf  Vorzüge  der  fem  von  der  Stadt  auf  Reisen  gezogenen 
Bürger,  während  in  Wirklichkeit  von  AuUenbürgern  die  Hede  ist.    S.  auch 
Prag  Stat.-Recht  (1314—1418)  139,  RöUlcr  I  S.  94.  95,  z.T.  oben  S.  6 
Anm.  5  abgedruckt. 

a)  Oben  S.  2  bei  Anm.  2  und  3. 

3)  Breslau  Abänd.  des  Magdeb.  Hechts  (1261),  Korn  I  S.  29. 
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eigentlichen  Sinne  von  den  Quellen  positiv  als  „Eingesessene", 
als  „Mitwoliner1)",  und  negativ  als  die  Leute  bezeichnet  werden, 
welche  zwar  „in  der  Stadt  wohnen,  aber  nicht  Bürger  sind5)*. 
Weiter  geht  namentlich  Freiberg  i.  S.,  woselbst  zur  Zeit  der  Nieder- 
schrift des  Stadtrechts  allem  Anschein  nach  noch  keine  förmliche 
Hürgeraufnahme  existierte3)  und  infolgedessen  das  Wort  burger, 
trotz  seines  sporadischen  Vorkommens,  eine  so  scharf  begrenzte 
Bedeutung  wie  in  andern  Städten  derselben  Zeit  nicht  besaß. 
Hier  werden  solche  Momente,  die  allen  selbständig  und  dauernd 
in  der  Stadt  Wohnenden,  dem  Stadtgericht  Unterworfenen  ge- 
meinsam sind,  in  den  Vordergrund  gestellt.  Als  das  Knischeidende 
erscheint  nicht,  ob  jemand  buryer,  sondern  ob  jemand  l>exe:zen 
ist.  Besetzen  aber  ist  nicht  nur,  wer  auf  eigenem  oder  Erbzins- 
boden sitzt4);  fflr  einen  besessenen  Mann  wird  vielmehr  auch  der 
„Mieter"  gehalten5).    In  Prag,   wo  eine   förmliche  Bürgerauf- 

')  Auch  incolae,  inquilini,  in  ävitatt  tmmcntts.  Vgl.  Lüneburg  Frit. 
(1247),  Docbner  Städtepriv. :  Lübeck  Verzeichnis  der  Hinkünfte  (12f>2. 
Lfib.  f.  B.  I  Nr.  260:  Hamburg  Stadtr.  (1270)  Anhang  5  und  1 12*12) 
K  23,  Lappenberg  S.  72  bezw.  122:  Lübeck  Cod.  Brokes  11.  202,  Haeh 
S.  570:  Hagen  Priv.  (12%)  9  in  alter  Übers.,  Seibcrtz  I  S.  572:  Goslar 
Stadtr.  (um  1300),  Göschen  101,  26  in  der  Fassung  bei  Varges  S.  294 
Anm.  4:  Namslau  Krbvogteivcrkauf  (1333),  Tzschoppe  S.  535:  Heiligen- 
stadt Willk.  (1335)43,  Wolf  Urk.  S.  1 1 :  Grätingen  Stat.  (1344)«', 
Zeitschr.  d.  hist.  V.  f.  X.  S.  1885  S.  162:  Koesfcld  Stat.  (1319).  Niesert 
lr.  S.  III.  157:  Mühlhausen  Vertr.  mit  Hessen  (1350),  Herqnet  Nr.  1028: 
Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  125,  Rößler  II  S.  64:  Frankfurt  a.  M. 
Stat.  (um  1350)  (55  §  1.  2,  Sei.  an  I  S.  59:  Hannover  Stadt r.  (um  iayi? 
III.  32,  Vaterl.  Arch.  S.  379:  Gottingen  Stat,  (1354),  Pufendnrf  III  App. 
S.  186:  Königsfeld  Rechtsbr.  (1360)  4  und  5,  Gengier  St.  R.  S.  225: 
Hameln  Ratswillk.  (1370),  Meinardus  S.  422:  Köln  Satzungen  (1385  . 
Knnen  V  S.  482  fT.:  Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  95  §  1.  2  und  96  §  4,  ZRG.  10 
S.  232.  234:  Braunschweig  Fchteding  (1532)  XXVIII  §174,  Hänsel- 
mann I  S.  341. 

«)  Soest  Verordn.  (1288),  Seibertz  IS.  512:  Göttingen  Notiz  im  oMc 
bok  (um  1375),  Schmidt  I  S.  285  Anm.  2:  Wesel  Frt.  Buch  134.  Wolters 
S.  67:  Braunschweig  Kchteding  (1401)  111,  Hänselmann  I  S.  136.  Vgl. 
auch  Prag  Reehtsb.  20,  Rößler  1  S.  107. 

3)  Wenigstens  erwähnt  sie  das  sehr  ausführliche  Stadtrecht  (1296—1307 
nicht,  Sie  wird  vielmehr  erst  in  Statuten  aus  der  zweiten  HSlftc  des 
14.  Jahrhunderts  genannt  :  vgl.  Ermisch  S.  308  s.  v.  burgcrreriit. 

*)  SUdtr.  (1296-1307)  II  §  1  und  2,  Krmisch  S.  44. 

5)  II  §  3  und  I  §  30,  Krmisch  S.  44  und   35.    Alle   Personen,  die 

i 
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nähme  bekannt  ist,  heißen  derartige  Einwohner  sogar  ciirs1); 
ähnliches  findet  sich  auch  an  anderen  Orten2). 

b)  Ferner  aber  werden  diese  stadtischen  „Eingesessenen*4, 
„  Mitwohner"  ausdrücklich  in  einen  entschiedenen  Gegensatz  zu 
den  „Gästen"  (hoq/ite*),   zu  den  „Ausleuten"  gestellt3).  Dies 

faseiten  sind,  bilden  mit  den  Hausgenossen,  namentlich  also  den  Kindern 
und  dem  Gesinde,  den  Inbegriff  der  Leute,  die  zu  der  Stadt  gehören  (XL  §  2 
und  XIX  §  12,  Krmisch  S.  234  und  124).  Ihnen  stehen  gegenüber  einmal 
die,  die  außerhalb  der  Stadt  wohnen  {uzman  und  gast),  dann  aber  auch 
solche,  die  zwar  in  der  Stadt  wohnen,  sei  es  auf  der  Burg,  sei  es  auf  Lehn- 
höfen, sei  es  schließlich  auch  bei  Hörgern,  die  aber  uicht  dem  Stadtgericht 
unterstehen  (XXXIX  §  2-4,  vgl.  II  §  7,  Krmisch  S.  233.  45). 

•)  Stadtr.  Buch  (1314-1418)  139,  Rößler  I  S.  94,  vgl.  oben  S.  6  Anm.  5. 
Siehe  auch  S.  7  Anm.  2. 

*)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Goschen  101.  26,  mit  der  Fassung  bei 
Varges  S.  294  Anm.  4:  vgl.  Hamburg  Stadtr.  (1270)  Anhang  5,  Lappen- 
berg S.  72. 

')  Zum  Teil  allgemein:  Na  ms  lau  Verk.  der  Krbvogtei  (1333),  s.  oben 
S.  9  Anm.  1:  Frankfurt  a.  M.  Stat.  (um  1350)  65  §  I.  2,  sei.  an.  1  S.  59: 
kein  unsir  Bürger  <uiir  der  by  uns  n>onet  soll  den  andern,  bei  Strafe  von  ein- 
inonatlicher  Ausfahrt  aus  der  Stadt  oder  von  vier  Gulden,  vor  geistlich  Ge- 
richt laden ;  wird  aber  jemand  in  solcher  Art  von  eyme  Gaste  geladin,  so  soll 
dein  Gaste  das  doppelte,  acht  Gulden,  sofort  nach  der  Ladung  abgepfändet 
werden  dürfen:  Di  st.  I.  46  d.  10,   Urtloff  S.  84:  7,w  eyn  erbe  irstorben  in 
xt'Uhhilde  uf  eynen  gast,  addtr  uf  ey/un  burger  addir  der  tnneioendig  gezogen  wer 
Braunschweig  Kchteding  (1401)  111,  Hänsclmann  I  S.  136:    Ohne  des 
Hates  Erlaubnis  sollen   neyne  geste  offte  ntmtnt  de  Air  neyn  borgner  en  u<ere 
Schwerter  u.  dgl.  führen.    Vgl.  auch  (Joslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen 
63,  20;  Lübeck  Stadtr.  Cod.  Brokes  11.202,  Hach  S.  570:  Koesfeld  Stat. 
(1349).  Niesert  U.  S.  III.  156  und  157.  —  Zum  Teil  treten  die  ständigen 
l'inwohncr  speziell  in  Gegensatz  zu  Gästen,  zu  auswärtigen  Leuten,  die 
entweder  in  der  Stadt:  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  101,  26:  we  mit 
uns  nieht  ne  Stotel,   de  is  en  gast  und  nen  borghere,   zusammen  mit  der  Fassung 
bei  Varges  S.  294  Anm.  4:  mituonre  scotet,  de  gast  nie/U;  Nordhausen  dritte 
Stat.   Samml.  (um  1350)  IL  33,  Foerstemann  X.  M.  III.  3  S.  54:  eyn  borger 
»iak  wo/  Husen  unde  keime  solthe  tute,  di  da  sekotsen  un  wachen,  eder  geste,  die  ir 
brotezen  sine  un  di  nitheines  gaverbes  pßegen.    Uettc   ein  gast  gewerb,  des  man  on 
öesege  mochte,  so  vorlore  sin  wert  vier  mark;  Braun  schweig  Stadtr.  (1401)  290, 
s.  unten  S.  15  bei  Anm.  8,  mit  Echteding  (1532)  XXVIII  §  174,  Hänselmann 
1  S-  341  :  borger,  imooner,  borgtrs  gesimü  edder  ulkmann,  oder  aber  außerhalb 
der  Stadt  ihren  Wohnsitz  haben:  Göttingen  Stat.  (um  1344)  69,  Zschr. 
d.  Ii  ist.  Ver.   f.  N.  S.  1885  S.  162:    neyn  user  borgere  eder  medewonere  sthal 
kc*grr   bi/rge  eder  sakewolde  vor  utlude  weiden  xuenne  vor  ene  mark;  Gott  in  gen 
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erscheint  um  so  weniger  wunderbar,  als  selbst  das  Gesinde  nur 
ausnahmsweise  zu  den  Güsten  gezählt1),  häufiger  neben  und  nicht 
unter  ihnen  genannt  wird*),  obwohl  man  das  Letztere  erwarten 
dürfte.  Denn  mit  Rücksicht  auf  den  Mangel  einer  selbständigen 
Lebensstellung  in  der  Stadt3),  mit  Rücksicht  ferner  darauf,  dal! 
das  Gesinde,  soweit  es  von  außen  stammt4),  in  absehbarer  Zeit 
seine  Wohnung  in  der  Stadt  wieder  aufgibt,  wird  es  vielfach 
neben  den  „Mit  wohnern  %  den  „Eingesessenen",  als  eine  besondere 
Revölkerungsklasse  in  den  Quellen  hervorgehoben5),  deren  Merk- 
male die  Bezeichnung  als   „(rüste"   wohl  rechtfertigen  würden. 

c)  Wenn  einmal  „Mitwohner"  der  beschriebenen  Art  tat- 
sächlich unter  der  Bezeichnung  „Gaste"  erscheinen,  so  handelt 
es  sich  um  eine  seltene  Ausnahme.    Aus  Norddeutschland  dürften 


Stat.  (1354),  oben  S.  8  Ahm.  I:  Göttingen  Notiz  im  olde  bok  (um  13751. 
oben  S.  6  bei  Anm.  5:  Hannover  Stadtr.  (um  1350?)  III.  32,  Vaterl. 
Arch.  S.  379;  Magdeb.  Fragen  II.  5  d.  3,  s.  oben  S.  10  Amn.  3:  Braun- 
schweig Kchteding  (1332)  XXVIII  §  174,  vgl.  diese  Anm.  oben,  mit  Stadtr. 
(1401)  290,  s.  unten  8.  15:  s.  auch  Freiberg  oben  S.  12  Anm.  5. 

')  Nordhausen  dritte  Stat.  Samml.  (um  1350)  II.  33,  s.  vorige  Anm. 
Vgl.  Bremen  Kiste  Statuten  (1304)  II,  Oelrichs  S.  44.  —  Auf  die  in  den 
Städten  vorkommenden  sog.  Muntmannen  und  „colonr,  welche  in  einein 
Schutz-  und  Abhängigkeitsverhältnis  zu  einzelnen  Bürgern  stehen,  soll  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden.  Sie  werden,  von  Köln  und  vielleicht 
Magdeburg  abgesehen,  in  der  Hauptsache  nur  in  süddeutschen  Städten  ge- 
nannt. Vgl.  über  sie  Maurer  Städteverf.  II  S.  234  ff.:  Genghr  KA.  S.  403  fT.: 
Gierke  I  S.  322  bei  Anm.  43. 

*)  Freiberg  Stadtr.  (129« -1307)!,  s.  oben  S.  12  Anm.  5:  Goslar 
Stadtr.  (um  1300),  Göschen  35,  36.  55,  9.  63,  20:  Lübeck  Stadtr.  Tod. 
Brokes  II.  202,  Hach  S.  570. 

3;  Vgl.  oben  S.  6  Anm.  5  gegen  Knde,  sowie  Göttingen  Notiz  im 
olde  bok  (um  1375),  oben  S.  6  bei  Anm.  5.  Vielfach  mulite  das  Gesinde  erst 
dnrchVennittelung  der  Herrschaft  klagen  oder  verklagt  werden  (Hertz  S.  37—  51  \ 

*)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  16,  15. 

*)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  63,  20:  Lübeck  Stadtr.  Cod. 
Brokes  II.  202,  Hach  S.  570;  Heiligenstadt  Willk.  (1335)  43,  \V..lf  l'rk. 
S.  II;  Nordhausen  dritte  Stat,  Samml.  (um  1350)  II.  33,  Foerstemann  N. 
M.  III,  3  S.  54:  Braunschweig  F.chteding  (1532)  XXVIII  §  174,  Hänsel- 
mann I  S.  341.  -  Ausnahmsweise  umU  das  Gesinde,  gleich  den  ständigen 
Einwohnern,  schössen  (Freiberg  Stadtr.  IV.  §  18  bei  Krtnisdn.  ist  dann  aber 
auch  vom  Zoll  frei  (ebenda  XL  $  2):  in  Goslar  Stadtr.  (um  1300).  Göschen 
86.  12,  ist  das  Gesinde  auch  zum  l'rteilfinden  berechtigt. 


Digitized  by  Google 


15 


nur  Heil i^enstadt1)  und  Soest2),  aus  Süddeutschland  Bern5)  und 
Freiburg  i.  U. *)  hierher  zu  rechnen  sein;  die  beiden  letzteren 
sind  Tochterrechte  von  Freiburg  i.  Br. 5).  Eigentümlich  äußert 
sich  das  Stadtrecht  von  Mühlhausen ,;).  Zieht  jemand  zu  bleibendem 
Aufenthalt  in  die  Stadt,  will  aber  nicht  bürgere  werde  unde  wil 
doch  koi/phe  unde  virkoyphe,  so  sal  he  zu  r<>chte  sinen  royl  gebt  aUe 
ein  andir  gast.  Diese  letztere  Bezeichnung  ist  im  vorliegenden 
Fall  gerechtfertigt:  denn  die  „Mitwohner*  in  Mühlhausen  nehmen 
als  Strafübel  für  den  Nichterwerb  des  Bürgerrechts  rechtlich  nicht 
die  bürgerähnliche  Stellung  ein  wie  in  andern  Städten,  wo  sie 
namentlich  von  der  Zollzahlung  befreit  sind7). 

III.  Die  Gäste. 

1.  Unzweifelhaft  freilich  lassen  es  auch  die  eben  genannten 
Aufzeichnungen  von  Heiligenstadt  und  Soest  nicht,  ob  die  dort 
genannten  „Gäste*  nicht  lediglich  zu  der  Kategorie  von  Personen 
zahlen,  die  das  Braunschweigische  Stadtrecht  zusammenfaßt  als  die 

gheystliken  lüde  edder  uthlude,  de  neyne  siadplicht 
plegen  to  donde,  nlxe  sehnten,  waken,  uthjagen,  edder  der  sttid 
behulpcUk  to  wesende  ran  oren  personen  wegen,  *e  woneden 
binnen  der  Had  edder  dar  eidtuten*). 

')  Heilig  cnstadt  Willk.  (1335)  43,  Wolf  l'rk.  S.  11:  ein  gast,  der  nickt 
evn  .\feJJ™<>ner  ist,  nachdem  vorher  von  Bürger,  Bfirgersknecht  und  Mit- 
wohner  die  Rede  gewesen. 

*)  Soest  alte  Schrac  (um  1350}  143  und  119,  Seibertz  II  S.  401.  399; 
vgl.  auch  Soestcr  Urteil  für  Siegen  (1300-1350)  von  bete  geben,  Westffil. 
Ztschr.  XI  S.  333. 

3)  Stadtr.  (1218?):  dem  extraneus  (XV.  XXXVI)  steht  der  Hespes  t  der  in 
tnbe  rssiifet  et  omnia  iura  emtatis  mümplet  (XXV.  XXXIII),  gogenüber  lind  er- 
freut sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  des  ins  burgemie  (vgl.  XIV),  Keutgen 
l'rk.  S.  128.  130.  129. 

*)  Handf.  (1249),  die  zwar  die  Ausdrücke  hospes,  athena,  extraneus,  non 
i'ttrgensis  vielfach  durcheinander  wirft,  aber  unter  tiein  Hespes  non  burgemis, 
wofern  er  faät  usus  ville  (vgl.  r.  B.  18  mit  107),  den  standigen  Mitwohner 
zu  verstehen  scheint,  «iaupp  St.  It.  II  S.  85.  101. 

5)  Vgl.  oben  S.  2  Anm.  4. 

(1230-1250)  Herquet  S.  031 :  über  Erwerb  des  Bürgerrechts  S.  G32. 

r)  Vgl.  oben  S.  9  bei  Anm.  1  —  5. 

s)    1401)  290,  Hansel  mann  I  S.  125;  vgl.  Braunschweig  Echteding 
,1532)  XXVIII  §  174,  üben  S.  13  Anm.  3. 


1(> 


Die  ausdrückliche  Erwähnung  der  gheyxtlilrn  lud?  deutet 
an,  daß  hier  unter  uthluden  überhaupt  alle  die  verstanden  sind, 
die  als  Pfaffen,  Ministerialen,  Grundhorige ')  ihren  allgemeinen 
Gerichtsstand  nicht  vor  dem  Stadtgericht  hatten  und  die  ferner 
auch  grundsätzlich  nicht  zum  Mittragen  der  städtischen  Insten 
verpflichtet,  nicht  plichthaw  ludr'*)  waren.  In  letzterer  Be- 
ziehung freilich  setzten  die  Städte  vielfach  durch,  daÜ  mindesten? 
von  Grundstücken,  die  dem  Stadtgericht  unterlagen,  auch  durch 
Angehörige  jener  Stünde  stadtische  Lasten  mitgetragen  wurden3). 
Und  auch  bezüglich  des  Gerichtsstandes  gelang  es  den  Städten, 
ihre  eigenen  Gerichte  neben  den  Snndergerichten  jener  Stände*) 
für  Klagen  gegen  letztere  in  gewissem  Umfange  kompetent  zu 


')  In  Kap.  O'XXVI  van  hovcludcn  unut  papen  des  deutschen  Stadt- 
recht*  von  Lübeck  (1294),  Hach  S.  364,  gebietet  der  Rat  bei  50  Mark  Strafe. 
dat  nen  bor^hert  niut  seilen  sin  ervc  vor  nun  $ast  noch  neu  bor^here  tu  schal  vor- 
eepen  en  trvt,  papen  oder  ^licistlichcn  luden  noch  ridderen  iof  hort- 
luden, 10  nc^'iencr  wis.  —  1.1  ei  dieser  l iclegenheit  ist  darauf  hinzuweisen, 
daß  bei  Vorschriften  über  diese  Art  von  Ii  Ästen  letztere  in  der  Kegel  nicht 
unter  dein  (icsamtnamen  ,liast-,  »nudern  unter  der  Bezeichnung  ihres 
Standes,  d.  h.  als  milites,  rustki,  clcrici  und  dgl.  erscheinen. 

2)  Braunschweig   Stadtr.  (1401)  21)0.  Hänselinann  1  S.  125:  \gl. 
oben  S.  8  bei  Anm.  1—."». 

3)  Vgl.  Soest  l'rt.  f.  Siegen  (1300-1350),  Westf.  Zeitschr.  XI  S.  333. 
und  alte  Schrae  (um  1350)  143,  Seibertz  II  S.  401;  Schwaney  Stadtr. 
(1344),  Wigand  I,  4  S.  100;  sowie  namentlich  den  Beschluß  von  Mühl- 
hausen (1302),  Herquet  S.  638,  woselbst  in  Anbetracht  des  Schadens,  den 
phaphtn,  ritlere  unde  hüten  der  Stadt  durch  Nichterfüllen  der  städtischen 
Lasten  von  städtischem  Besitz  zugefügt  haben,  für  alle  Zeiten  streng  verboten 
wird,  ytheyme  phaphen,  ritlcre  odir  iuden  vrieit  tu  gebeut  an  /un>en  odir  an  ander  me 
rJu'vnirlcy^e  %uie.  Auf  Lehngut  u.  dgl.  ruht  von  vornherein  nicht  städtische 
Schoß-  und  Dienstpflicht:  deshalb  ist  sein  Besitzer  im  Sinne  des  Stadt- 
rechts nicht  besezzen  (Frei borg  Stadtr.  II  ^  7  bei  Krmisch  S.  45).  —  Ohm- 
Beschränkung  sogar  auf  eigentümlichen  Besitz  von  Stadtgründen  verpflichten 
zu  städtischen  Leistungen  z.  B.  Hameln  Stadtr.  (1277)  12,  Keutgen  Urk. 
S.  177:  Freiberg  Stadtr.  (129G--1307)  XXXIX  $  3,  Erwisch  S.  233. 
Hildeshciw  Ratsschluß  (1297),  Doebner  V.  B.  I  S.  262. 

*)  I  ber  grundherrliche  licriehte  in  Magdeburg  vgl.  Hagedorn  S.  34S. 
in  Braunschweig  unten  Kapitel  III.  Im  Verhältnis  zu  IMenstmanto  n-. 
geistlichen  u.  dgl.  Uerichten  werden  sie  selten  erwähnt.  S.  dazu  Hobt« 
S.  90  Anm.  1. 
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machen  ').  Auch  für  diese  letzteren,  zwar  in  der  Stadt  wohnhaften, 
aber  nicht  zu  ihrem  (ierichtsverbande  gehörigen  Personen  wird 
die  dem  »Sachverhalt  entsprechende  ausdrückliche  Bezeichnung 
„Gäste*  selten  angewandt2). 

2a)  Desto  reichlicher  findet  sich  die  Benennung  „Gast*  für 
alle  die,  die  außerhalb  des  Stadtgemeindebezirks  und  des  mit 
ihm  in  der  Regel  zusammenfallenden  Stadtgerichtsbezirks3)  gesessen 
sind4!.    Häufig  werden  solche  Auswärtige  zum  Unterschied  von 

•)  Vgl.  darüber  die  Ausführungen  in  Kapitel  III  an  verschiedenen 
Stellen.  Die  dort  cit.  Vorschriften  beziehen  sich  meist  sowohl  auf  die  in  wie 
auf  die  aulierhalb  der  Stadt  wohnhaften  milites,  mstki  u.  dgl.  —  Man  einigte 
sich  u.  f.  mit  einzelnen  lVrsoiieti.  Die  Gebrüder  von  Wcidcnsee  erhalten  von 
Mühl  hauten  (1256),  Henjuet  Nr.  135,  die  opwtunitas  libere  residendi  in  der 
Stadt  und  zwar  befreit  von  teloneum  und  gesevz  (s.  jedoch  oben  S.  1(5  Anm.  3), 
verpflichten  sieh  aber  dafür,  sich  im  Falle  einer  Klage  gegen  sie  vor  dem 
städtischen  viHieus  zu  gcstellen. 

s)  S.  oben  S.  16  Anm.  1. 

3)  Das  regelmäßige  Zusammenfallen  des  „Gebiets,  innerhalb  dessen  die 
Stadt  die  Rechte  einer  Ortsgemeinde  ausübt",  mit  dem  Stadtgerichts- 
bezirk vertritt  mit  Hecht  Below  S.  32  tf.  und  S.  82  bei  Anm.  4:  vgl.  (fungier 
RA.  S.  265  IT.,  aber  auch  Rietsehel  S.  221  Anm.  5.  Nur  wenn  der  Aftervogt 
ist  in  dem  '.aicbilde ,  h  si  vor  der  stat  oder  in  dtn  patzen  oder  in  den  husen,  uf 
dem    marete  oder  wo  he  ist,   da  ist  in  gerichte,   nicht  aber,   wenn  er  kitmit  uz 
dtsem  i.'übildt  uf  daz  reit  oder  in  ein  dorf  oder  in  ein  vorwere  (Freiberg  Stadtr. 
XXXII  §  2.  6  bei  Ermisch  S.  211);  wer  außerhalb  jenes  ersterwähnten  Bezirks 
wohnt,  es  sei  nun  auf  dem  gtbirge,  daz  in  die  stat  zu  Vribere  gehöret,  oder  auf 
dem  bmd,;  der  ist  —  obwohl  auch  für  dieses  Gebiet  die  Stadt  gewisse  pro- 
zessualische Vorschriften  gibt  (/..  B.  II  §  10.  12,  XXIX  §4,  XXXII  §  6,  Kr- 
inisch  S.  46.  47.  183.  211)  —  ein  uztmm  (I  §  37,  finnisch  S.  37).    S.  auch 
Breslau  Rechtss.  für  (ilogau  (1280)  1,  Koni  S.  48:  Lindlute,  dy  beder  syte 
Imzen   der  stat  wichbilde  in  andante  rechte  gesessiu  sin,   verantworten  sich  U.  V. 
vor  dein  Stadtgericht,  zusammengehalten  mit  Reehtsbel.  an  Glogau  (1315) 
1.  oben  S.  10  Anm.  4:  Bautzen  Priv.  (1282),  Tzschoppe  S.  398. 

*)  Insbesondere  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  166.  167.  175,  Rößler  II 
S.  84.  85.  87.  betont,  daß,  wer  aus  einem  anderen  Gerichte  kommt,  ein 
aihuna,  ein  homo  extratwus  sei.  Vgl.  ferner  Wesel  l'rk.  Buch  142,  Wolters 
S.  C57 :  die  eens  vre  in  dt  maus  pamit  opbaidt  wir  dem  ge rieht  off  bitten  dem 
Ktrspel  gesetten;  Sachs.  Weichb.  XXVIII  §  1,  Daniels  S.  103:  Dist,  IV.  9 
d.  5  und  IV.  47  d.  4,  Ortloff  S.  198  und  275;  Bresl.  Landr.  (1.256)  195, 
«faiipp  Schles.  LR.  S.  167:  bairisches  Rechtsbuch  (1332),  abgedruckt  bei 
<;rimm,  deutsches  Wörterbuch  (Leipzig)  IV,  1  Sp.  1456:  wir  sprechen,  daz  alles 
gerf  sein,  die  in  der  slat  nicht  gesetzen  {=  wohnhaft)  sitit  mnh  in  der  stat  geruhte. 
Andere  Rechte  bezeichnen  als  Auswärtigen,  als  alieuus  einfach  den,  der  extra 
Kudurff.  lktlits.stellt.UK  der  Cisli-  2 
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den  stadtbewohnenden  (rüsten  noch  ausdrücklich  adrma  /io*/«<". 
hoMjtes  alienus,  fremet  gast,  uzwerdig  gast  genannt 1 )  und  als  Männer 
gekennzeichnet,  die  gestetrgz  in  die  Stadt  kommen2),  als  Kaufleute, 
die,  anders  als  die  im  Weichbild  gesessenen  Krämer,  in  gm*>* 
wixxze  farn*).  Sie  zeichnen  sich  vor  den  in  der  Stadt  wohnhaften 
(tasten  eben  dadurch  aus.  daß  ihnen  die  Absicht  dauernden 
Aufenthaltes  in  der  Stadt  mangelt*).  Gaste,  die  hir  pleghen  t<> 
lighende  ran  einer  fit  tor  anderen*),  bleiben  eben  aus  jenem 
Grunde  Gäste.  Solche  auswärtige  Personen  sind,  wie  das  Braun- 
schweigische Stadtrecht6)  gelegentlich  einer  Vorschrift  über  Atl- 
ant wortung  vererbten  Gutes  an  Auswärtige  es  ausdrückt. 

in  g  haste«  irisen  in  der  st  ad  ....  mit  der  vorsate,  treu 
ne  dat  gherordert  heddttt,  dat  ere  wonent  denne  hir  nicht  lengh 
eii  irere. 

b)  Diese  auswärtigen  Gäste  sind  ebenso  wie  die  Stadtgäste 
nicht   dim/jilichfich    edder   sladplichtich1  i.  Einmal    tragen  sie 

städtische  Lasten  grundsätzlich  nicht  mit**,  es  sei  denn,  daß  sie. 
selbst  außerhalb  wohnend,  entweder  von  ihrem  städtischen  Grund- 


ihiuuem  wohnt  (Sch  worin  Stadtr.  —  IKK)?  —  22  in  '/AM.  9  S.  28.3:  Hraun- 
sehweig  Hagen  12.  Jahr!).  —  13  und  Ottonianum  —  13.  Jahrh.  —  15  in 
Hänselmann  1  S.  2  bezw.  ">).    Vgl.  auch  vorige  Anmerkung. 

';  Krün»  Stadtr.  (1243)  31.  Hölller  II  S.  353:  Uersfeld  Verordn.  «I. 
Abts  (128!»;,  Wenck  III  l\  R  S.  157:  Soest  l  rt.  für  Siegen  (13O0-135«'  . 
Chrun.   d.  dtsch.    Städte  Hd.  24  S.  LXXY:    Erfurt  Zus.  zu  den  Stat. 
(1313),  Walch  II   S.  23:     Schwerte  Priv.  (1397).  v.  Steinen  I  S.  1507. 
Magdeb.  Fragen  III.  9  d.  2,  Hehrend  S.  202. 

3)  I>ist.  V.  9  d.  24,  Ortloll'  S.  295. 

4)  Vgl.  aber  oben  S.  h'  Anni.  I. 

*)  Hamburg  Stadtr.  (1292)  M  XI,  Cappenberg  S.  147. 

«)  1401)  291,  Hänselmann  I  S.  125.  Vgl.  auch  Böttingen  Stat.  ,1354  . 
rufendorf  III  App.  S.  175:  Hauern,  die  </<•/•  vre  des  willen  .  .  .  Air  -  nt  u-ile 
wontn  uvttün,  sowie  oben  S.  2  in  und  bei  Anm.  I. 

')  Kraunschweig  Stadtr.  (1401)  291,  Hänselmann  I  S.  125 

*)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  oben  S.  14  Anm.  1:  Prag  Stat.  R«'«ht 
(1314—1418)  139.  Kolller  I  S.  94:  Güttingen  Notiz  im  olde  bok  (um  1375  , 
oben  S.  6  bei  Anm.  5:  Urämisch  we  ig  Stadtr.  (1401)  290,  oben  S.  15  bei 
Anm.  8. 

")  Freiberg  Stadtr.  ( 129«  — 1307)  IV  §3.  Klinisch  S.  52:  Pra*. 
Itöüler  1  S.  XCIV. 
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besitz9)  oder  von  den  zu  ihrem  Gewerbebetriebe  gehörigen  und 
ständig  in  der  Stadt  befindlichen  Gütern1!  Schoß  erlegen  müssen. 
Anstatt  dessen  sind  sie  zollpflichtig2). 

c)  Weil  ferner  der  allgemeine  Gerichtsstand  der  auswärtigen 
Gaste  sich  außerhalb  der  Stadt  befindet,  müssen  sie  nur  bei  Vor- 
liegen eines  besonderen  Gerichtsstandes 3 j,  namentlich  also,  wenn 
sie  sich  in  der  Stadt  befinden,  vor  dem  Stadtgericht  antworten : 

Quicuntfue  mercandi  causa  cirUatem  inf  rarer  int,  tarn  ipsi 
<juam  bona  eomm  xub  iudicio  Uhr  um  maiwant,  <jui  publice 
itiracerunt,  iu*t<im  iudirii  dare  sentenciam,  id  est  wabinorum*). 

Wanderten  Gäste  von  außerhalb  in  eine  Stadt  ein  und  wurden 
daselbst  Bürger,  so  hing  wahrend  einer  gewissen  Zeit  ihnen  in 
bestimmten   Beziehungen  die   ehemalige  Gasteseigenschaft  an5), 

>)  Ur  enberg  i.  Schi.  Willkür  (1311)  4,  Tzschoppe  S.  489. 
8;  Vgl.  oben  S.  9  Anm.  1  bis  5,  sowie  Braunschweig  Ottonianum 
(13.  Jahrb.)  57,  Hanselmann  I  S.  7. 
3)  harüber  s.  unten  Kapitel  III. 

*)  Utrecht  (1122),  Hans.  U.  B.  I  S.  6,  Festsetzungen  Heinrichs  V., 
nachdem  sich  Schultheis,  Kastellan  und  l'trechter  Bürger  über  die  gegen 
fremde  Kaulleute  ausgebrachten  ungerechten  Zölle  beklagt  haben.  Marien- 
burg Handf.  (127(5)  G  und  7,  Gengier  St.  K.  S.  277,  trifft  die  Bestimmung, 
dall  Streitigkeiten  zwischen  den  in  der  Stadt  wohnhaften  Leuten  des  Land- 
meisters.  die  nicht  dem  Stadtgericht  unterstehen  (cxcmpii  ab  omni  iure  ch>ium), 
und  solchen  Fremdlingen,  die  nicht  auf  städtischem,  sondern  eximiertem 
Boden  Aufenthalt  nehmen,  nicht  von  dem  Stadtgericht,  sondern  von  dem 
ordentlichen  Iiichter  jener  Leute  zu  entscheiden  sind. 

5)  Namentlich  im  Beweisrecht:  G  osl ar  Stadtr.  (um  1300),  (löschen  76. 
3:  auch  Riga  umgearb.  Stat.  (um  1300)  VII.  11,  Napiersky  S.  183:  Küs- 
te irchen  Stadtr.  (1302)  4,  Keutgen  l'rk.  S.  156:  Bremen  Urdale  (1305-1 306) 
(WXII.  Oelrichs  S.  138.  —  Umgekehrt  wird  Bürgern,  die  ihre  Bürgerschaft 
aufgeben,  auch  dann  die  Behandlung  als  Gäste  angedroht,  wenn  sie  in  der 
Stadt  bleiben  und  die  Lasten  tragen  (Hildesheim  Stadtr.  141  —  um  1300 
— .  Doebner  U.  B.  I  S.  2!)3):  vgl.  Mühl  hausen,  oben  S.  15  bei  Anm.  6 
und  7.  Bürger,  die  eine  längere  Weile  aus  der  Stadt  fahren,  hören  deshalb 
noch  nicht  auf  Bürger  zu  sein  (Braunschweig  Ottonianum  50— 13.  Jahrh. 

Hänselmann  I  S.  7:  Goslar  Stadtr.  -  um  1300  -,  (löschen  67,  24): 
Mitwohm  r  dagegen  sollen,  um  nicht  wieder  in  die  Stellung  von  Gästen 
herabzusinken,  in  solchen  Fällen  vorher  das  Bürgerrecht  erwerben  (Lübeck 
I  rk.  _  1397  Lüh.  V.  B.  IV  S.  375.  376).  —  Bezüglich  der  Aulienbürger 
vgl.  fiierke  II  S.  279  und  Zeumer  in  '/AM.  23  S.  87  ff.:  ihre  Itechtsstellung 
ist  a*'hr  mannigfaltig,  auch  in  prozessualer  Hinsicht,  bald  mehr  der  der  Gäste 

2* 
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und  insofern  unterschieden  sie  sieh  von  den  schon  längere  Zeit  in 
der  Stadt  wohnhaften  Bürgern.  Bei  Güsten  dagegen,  die  außer- 
halb der  Stadt  ihren  Aufenthalt  behielten,  machte  es  bei  vorüber- 
gehendem Verweilen  daselbst  in  prozessualer  Richtung  wemV 
aus,  ob  sie  selbst  wiederum  in  kleinerer  oder  größerer  Kntfernung 
von  der  Stadt  gesessen  waren,  und  namentlich,  ob  außerhalb  dos 
Territoriums,  zu  dem  die  betreffende  Stadt  gehörte.  Nur  in  der 
Rechtsprechung  des  Brünner  Schöffenstuhles  taucht  dieser  letzte 
Gedanke,  ein  Ausfluß  beginnenden  staatlichen  Bewußtseins,  mit 
Klarheit  auf  und  nimmt  sogar  in  dem  Satze: 

JJtutpex  dicitur  ix,  (jui  non  est  terrigena,  *'el  etiam,  tjui  e*f 
aub  domino  alterius  prineipis1) 

die  Bezeichnung  „Gast"  nur  für  Exterritoriale  in  Anspruch,  trotz- 
dem, wie  oben2)  gezeigt,  in  Brünn  auch  die  außerhalb  des  Stadt- 
gerichtsbezirkes Wohnhaften  keineswegs  als  Einheimische  betrachtet 
und  behandelt  werden.  Anderwärts  dreht  es  sich  doch  mehr  um 
Einzelheiten.  Am  ersten  tritt  noch  der  Einfluß  von  Entfernung  und 
möglichenfalls  exterritorialer  Lage  des  Wohnsitzes  des  Fremden') 
bei  den  Vorschriften  über  die  Gastgericht«  hervor4).  Ferner  kommen 
diese  Umstände,  von  den  Gerichtsstands-  und  den  damit  zusammen- 
hangenden Arrestprivilegien  der  Stadt-  und  Territorialherren  für 
ihre  Ministerialen  und  Grundhörigen  abgesehen6),  bei  manchen 
Sätzen  aus  dem  Gebiete  des  Beweisrechts  in  Betracht6).  Schließ- 

(Hildesheim  Stadtr.  93  -  um  1300  -  Doebner  V.  B.  I  S.  288;,  bald  mehr 
drr  der  Bürger  angenähert  (Wesel  l*rt.  Buch  136,  Wolters  S.  67). 

')  Sehöffenb.  (um  1350)566,  Kölner  11  S.  263:  vgl.  ebenda  591  (Hf'diler  II 
S.  272;,  sowie  unten  Kapitel  VI. 
'•)  S.  17  Ann..  4. 

3)  Kr  ist  dann  utkhndtsfh  (Wittenburg  Priv.  -  1345  --,  Meckl.  V.  R 
IX  S.  GS»},  cxtraprovinäolh  (Stade  Kechtsbr.  17-1209  ~,  Gengier  St.  lt. 
S.  455). 

*)  S.  unten  Kapitel  VI. 

5)  S.  oben  S.  17  Anm.  1. 

"}  Zum  Nachteil  des  Kxtcrritorialen  z.  B.:  Leobschütz  Priv.  Km. 
(1270)  43.  44,  Gengler  St.  Ii.  S.  246  (der  innerhalb  der  fr<n>hiaa  Gesessene 
überzeugt  den  IMeb  mit  drei,  der  außerhalb  Gesessene  mit  sieben 
Männern):  Salzwedel  Kechtsbr.  (1273).  Pufendorf  III  App.  S.  399  .der 
außerhalb  der  Mark  Gesessene  kann  Bürger  nur  mit  Bürgern,  ein  anderer 
sie  auch  cum  exttan-is  t,stil<u%  überzeugen).  Zum  Vorteil  des  Kxterritorialen: 
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lieh  hängt  die  Möglichkeit,  in  bestimmten  Fallen  Klage  zu  erheben, 
bisweilen  von  jenen  Voraussetzungen  ab1)-  Die  weitere  Frage,  ob 
jemand  Keiehsangehöriger  sei  oder  nicht,  spielt  in  den  Prozeß- 
recht liehen  Quellen  der  damaligen  Zeit  überhaupt  keine  Kolle. 
Wenn  Helow3)  vom  Handelsverkehr  sagt,  daß  die  auf  die  Gaste 
bezüglichen  Bestimmungen  Jedenfalls  der  Hauptsache  nach  Unter- 
tanen des  deutschen  Königs,  sehr  hautig  Insassen  desselben  Terri- 
toriums" zunächst  im  Auge  haben,  so  trillt  das  sicherlich  auch 
für  den  Prozeß  häufig  zu3).  Ausdrücklich  genannt  werden  außer- 
deutsche (laste  überhaupt  nur  in  Vertragen  prozessualen  Inhalt«, 
die  verschiedentlich  mit  ihnen  abgeschlossen  wurden4). 

Wenn  in  diesen  Verträgen  z.  Ii  Heinrich  der  Löwe  den  tioth- 
ländem  versprach:  plmani  e.r  iudiciaria  potexfafe  noxtni  iuttticiam 
et  corrcefionem  couxtyuantur,  oder  Lübeck  den  Schweden  zusicherte, 
sie  zu  behandeln,  als  wären  sie  Lübecker,  so  sind  das  mehr  Be- 
stärkungen alter  Gepflogenheiten  als  Zeugnisse  dafür,  daß  die 
Gothlander,  die  Schweden  vorher  rechtlos  gewesen  wären.  Denn 
grundsatzlich  sollte  den  Gästen  überhaupt  stets  gleich  den 
Bürgern  zu  ihrem  Rechte  verholfen  werden.   Unter  der  Voraus- 

Kr  allein  ist  u.  L*.  zum  Klendcneidc  berechtigt  (s.  unten  S.  30).  —  Über 
den  Einfluß  der  Stammeszugehörigkeit  in  älterer  Zeit  auf  dem  tiebiet 
des  Beweisrechts,  namentlich  bezüglich  der  Eigenschaften  von  Zeugen,  vgl. 
Göhrmn  I  S.  156  Anm.  2. 

')  Bezüglich  der  Klagen  von  Mitbürgern  gegeneinander  in  fremdem 
Lande  s.  Näheres  unten  in  Kapitel  III.  —  Der  einem  Herrn  ab  extnmca 
frovinria  Entlaufene  kann  von  jenem  im  Gegensatz  zu  andern  Eigentümern 
auch  noch  nach  Jahr  und  Tag  beansprucht  worden  (Frei  bürg  i.  U.  Handf.  48, 
Gaupp  St.  R.  II  S.  102).  Vgl.  auch  Ratibor  Einf.  der  Verjährung  (1315), 
Tzschoppe  S.  496:  Breslauer  Landr.  (1356)  195,  Gaupp  Sehles.  L.  K. 
S.  167:  Wien  Stadtr.  (1221)  19,  Keutgen  l'rk.  S.  209. 

*)  Hist.  Ztschr.  86  S.  69.   S.  auch  Below  in  Jahrb.  f.  Nat.  Ok.  75  S.  30. 

3)  Die  Vorschriften  indessen  z.  B.  über  Gastgerichte  haben  gerade 
ferner  wohnende,  namentlich  auch  außerhalb  des  Territoriunis  gesessene  Gäste 
im  Auge;  vgl.  unten  Kapitel  VI. 

*.  Z.  B.  Vertrag  zw.  Deutschen  und  Gothländern,  bestätigt  von 
Heinrich  d.  Löwen  (1163),  Lüb.  I".  B.  I  Nr.  3;  Köln- Flandern  (1197 
und  1212),  Hans.  I  .  B.  I  S.  25  bezw.  40:  Vertr.  zw.  deutschen  Kauf- 
1  outen  und  Smolensk  (1229  und  1255;,  Hans.  V.  B.  I  Nr.  232  bezw. 
3^8-  Lübeck-Schweden  (1250)  Lüb.  V.  B.  I  Nr.  170:  Bremen-Flandern 
(1255),  Ehmck  I  S.  3<J5. 


setzung,  daß  sie  selbst  es  halten  würden '),  sollten  sie  desselben 
Rechtes2),  desselben  Friedens  ')  in  der  Stadt  genießen  wie  die 
Itfirger  selbst.  Letztere  sollten  lediglich  wegen  dieser  ihrer  Eigen- 
schaft nicht  vor  einer  Partei,  die  Gast  ist,  bevorzugt  sein4!.  Die 
Verpflichtung  einer  unparteiischen  Rechtsprechung  zu  Gunsten  der 
Fremden  ward  nicht  selten  in  die  Fidestorniel  aufgenommen, 
welche  Richter5),  l' rteiler 6 l  Fronboten7)  oder  berufsmäßige  Vor- 
sprecher ")  zu  leisten  hatten. 

Hart  genug  war  es  schon,  daß  sich  das  Prozeßverfahren  in 
der  hier  behandelten  Zeit  auch  da,  wo  ausschließlich  Gast  mit 
Gast  stritt,  durchweg  nach  dem  Recht  am  Orte  des  Prozesses 
richtete: 

uuod  actor  et  renn  consuetudine«  et  iura  bteorum,  in  tjuibu* 
litigant,  obsenare  debent,  licet  fortawiti  in  "Iii*  b>cis,  nbi  alia 
vi  ff  etil  iura,  residenliatn  hubent  cot'i>orulent  9). 

Und  wie  hier  das  Brünner,  so  entscheidet  schon  in  früherer 
Zeit  das  Magdeburger  Recht: 

( )b  sich  zteene  under  ein  ander  icundeti  binnen  nachbilde, 
die  beide  ron  windischer  art  sin  Iure  komen  unde  doch  mne 
winedc  sin,  die  eine  kante  core  unde  klaffe  wich  teindischer 
sile,  die  andere  ne  darf'  inw  zu  rechte  nicht  anttearten,  ob  her 


l)  Goslar  Stadtr.  (1219)  22,  Keutgen  Urk.  S.  181. 

*)  Riga  Stadt*.  (1225-1238)  F.inl.  und  38,  Napiersky  S.  3  beiw.  1«»: 
Freising  Stadtr.  Buch  (1328)  Maurer  S.  301»:  LfibcVk  an  Burggraf 
von  Stromberg  (13*18).  Lnb.  V.  B.  III  Nr.  «72.  Vgl.  Siegburg  an  Köln 
(1284),  Lacomblct  II  S.  468,  und  Köln  Satzungen  (1385),  Einum  V  S.  482  ff. 

J)  Urämisch weig  Ottonianuin  (13.  Jahrb.)  .r>7.  Hätisehuann  I  S.  7. 
Hamburg- Lübeck  (um  1230),  Hans.  V.  B.  I  S.  81.  Vgl.  StraUburg 
Krstes  Stadtr.  (12.  Jahrb.)  1.  Keutgen  trk.  S.  93. 

*)  Brunn  Schöflonb.  (um  1350)  K»7,  KöUlcr  II  S.  85.  Vgl.  jedoch 
Rostock  an  Lübeck  (um  1300),  Liib.  V.  B.  II,  1  Nr.  124. 

5)  Di  st.  III.  1  d.  1,  OrtlolT  S.  134:  «Jöttingen  gräll.  Kid  auf  dein 
Leineberge  (1421).  Havemann  II  S.  509. 

6)  Hamburg  Stadtr.  .1270)  XI.  II.  Laj.j.ei.berg  S.  G<>:  1 » i  s  t.  III.  1  d.  2. 
Ortloff  S.  134. 

')  Dist.  III.  1  d.  3,  Ortloff  S.  134. 

8)  Kassel  Landgrall.  Satzung  (1384)  2!>,  «iengler  Cod.  S.  472. 
Brünn  SchölVenb.   um  1350   105.  R.Uler  II  S.  5«. 
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wol  beklaget  in  an  der  spräche,  diu  inie  angeboren  ist,  nach 
wicht  rüdes  rechte 

Mit  Recht  hebt  Planck2)  hervor,  zwar  habe  jeder  Fremde 
nach  Magdeburgischem  Recht1)  einen  Anspruch  darauf,  in  der 
Sprache  seiner  Herkunft  beklagt  zu  werden,  also,  wenn  diese 


»)  Magdeb.   Brcsl.  Recht  (1261)  54,  Laband  RQu.  S.  21.    Nicht  ent- 
gegensteht S.  Ld.  R.  III.  79  §  2,  der  im  Anschluß  an  §  1  von  neu  ausgesetzten 
Dörfern  zu  verstehen  ist:   ihr  entweder  vom  Dorfherrn  erteiltes  oder  von 
den  Dorfgenossen  selbst  gesetztes  Recht  wird  nur  als  Sonderrecht  der  Dorf- 
genossen, nicht  aber  als  eine  gleichberechtigt  neben  dem  Landrecht  stehende 
Kechtsbildung  (wie  z.  B.  das  Markt-  oder  Stadtrecht)  zugelassen.    Die  Be- 
merkungen von  Kuhns  II  S.  382.  3S3  zu  Berlin  Stadtbuch  von  1397  (Buch  III 
hinter  qu.  XCVIII).  Fidicin  I  S.  172,  sind  schon  aus  dem  letzterwähnten 
<t runde  unrichtig,  abgesehen  davon,  daß  in  der  fraglichen  Stelle  nicht  davon 
die  Rede  ist,  es  müsse  jemand  mit  Zeugen  sein  Kremdtum  beweisen  («*/«•!), 
um  nicht  nach  Berliner  Lokal-,  sondern  nach  sächsischem  Rechte  sich  ver- 
teidigen zu  dürfen.  —  In  eine  Zeit,  da  die  einzelne  Stadt  das  eigene  Recht 
noch  niebt  zu  voller  Selbständigkeit  durchgebildet  hatte,  fällt  das  bekannte 
und  streitige  Privileg  des  Abts  Eggehard  für  Allensbach  (1075),  Keutgen 
l'rk.  S.  62:  otunibus  eiusdem  cppitli  villanis  mereandi  potestatem  eoneessimus,  ut  ipsi 
et  torum  posleri  sinl  merealores,   exeeptis  Jus,  qni  in  exereendis  vineis  vei  areis  oeeu- 
petntur.    Ipsi  autem  merealores  inier  se  vel  inier  alios  nulla  alia  faeiant 
fttdicia,  prelerquam  quae  Constantiensibus,  ßasiliensibus  et  omnibus  mereatoribus  ab 
antiquis  temporibus  sunt  eoneessa  .  .  Rietsc-heFs  Erklärung  (S.  195)  der  gesperrt 
gedruckten  Worte  dahin,  daß  „die  menatores  [von  Allensbach]  in  ihren 
Rechtsstreitigkeiten  vor  Gericht  sowohl  am  Orte  selbst  wie  an  anderen  Orten 
das  allgemeine  Kanfmannsrecht  genießen  sollen",  verträgt  sich  nicht  mit 
dem  Sinne  des  Worts  faeere,  welches  nicht  ein  leiden,  sondern  ein  „handeln" 
bedeutet.    In  Allensbach  richtet  naturgemäß  das  Ortsgericbt,  unter  Vorsitz 
des  advoeatus  und  Beisitz  von  Gcmeindcmitgliedern,  seien  dies  nun  speziell 
die  merealores,  seien  es  die  sonstigen  vilUmi;  es  ist  nämlich  eine  einzige  Ge- 
meinde vorhanden,  nicht  ein  Nebeneinander  zweier  IVrsonalgemcinden  (Below 
S.  30).    Diese  Gemeindemitglieder  finden  das  Recht  (iudida  faeiant).  Sobald 
im  einzelnen  Falle  merealores  als  Beisitzer  fungieren  (über  die  Bildung  der 
Gerichte  im  allemannischen  Rechtsgebiet  s.  Schröder  S.  557  oben)  —  und 
dies  dürfte  die  Regel  dann  gewesen  sein,  wenn  der  im  Privileg  genannte 
Wochenmarkt  anstand  — ,  sollen  sie,  wofern  Allensbacher  oder  fremde  mer- 
ealores (so  mit  Recht  Keutgen  Urspr.  S.  214  Anm.  3)  mit  einander  prozes- 
sieren, ausschließlich  das  gemeine  Kaufmannsrecht,  den  Vorläufer  des  Stadt- 
rechts, znr  Anwendung  bringen. 

2)  I  S.  136. 

3)  Vgl.  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R.  III.  1  d.  4,  Laband  S.  55:  und 
ferner:  S.  Ld.  Ii.  III.  71.  70:  Dist.  VI.  26  d.  1,  Ortloff  S.  333. 


Digitized  by  Google 


24 


wendisch  sei,  auf  wendisch;  aber  abgesehen  von  diesem  einen  Zu- 
geständnis darf,  selbst  wenn  beide  Parteien  Stammesfremde  sind, 
nur  nach  wichbilde*  rechte,  nicht  nach  winditschcr  site  prozes- 
siert werden1).  Namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Beweisrechts 
war  die  Frage,  welches  Recht  in  Anwendung  zu  bringen  sei,  wichtig. 
Im  Rechtsbuche  von  Heiford8)  win}  sie  auf  Ersuchen  eines  Für- 
sprechers des  Hern)  von  der  Lippe  und  dessen  Meiers  um  Be- 
scheid, wie  sie  einen  in  die  Stadt  gezogenen  angeblich  eigenen 
Mann  gewinnen  sollen,  zu  gunsten  des  Prozeßorts,  des  Stadtrechts 
mit  der  Begründung  entschieden:  eres  anmiete*  recht  icifte  turn 
hir  nicht.  —  Daß  (taste  die  Anwendung  ihres  heimatlichen  Prozeß- 
rechts hatten  in  der  Fremde  verlangen  können,  war  eine  Aus- 
nahme, bewirkt  vielleicht  durch  ein  besonderes  Privileg,  wie  z.  B. 
das  bekannte  vom  Kaiser  an  Lübeck  erteilte,  wonach  ein  jeder 
seiner  Bürger  überall  im  Reich 

se  e.rjturgabit  almjue  captione  *ecnndum  iura  jani  dicte 
civitatis 3). 

Wo  derartige  Ausnahmen  nicht  galten,  das  Recht  des  Prozeß- 
orts also  eintrat,  konnte  sich  der  Gast  bei  Verstößen  gegen  Ver- 
fahrensvorschriften in  der  Regel  nicht  mit  Rechkunkenntnis  ent- 
schuldigen *). 

')  Di«-  Antwort  muß  vom  Beklagten,  evtl.  mit  Hülfe  von  Vorsprechern, 
so  erteilt  werden,  daß  die  Gerichtspersonen  sie  verstehen  können  (Di st.  VI. 
26  (I.  1,  OrtlofT  S.  333). 

»)  (1360)  10,  Wigand  I,  1  8.  18.  Vgl.  auch  Riga  Imgcarb.  Stat.  (um 
1300)  2,  Xapiersky  S.  142. 

3)  (1188)  5,  Keutgen  l'rk.  S.  184.  Die  Privilegien  des  Krzbischofs 
v.  Riga  usw.  für  alle  die  Ostsee  u.  Livland  besuchenden  Kaufleute  (1277)  und 
des  Deutschorderi  smeisters  usw.  für  die  Lübecker  (1299),  hüb.  V.  B.  1 
nr.  379  bezw.  nr.  688.  lassen  dir  Privilegierten  ihre  Streitigkeiten  unter 
einander  nach  gothlandischem  bezw.  lübiscliein  Recht  erledigen :  sobald  aber 
ein  Eingeborener  mit  in  Frage  kommt,  ist,  auch  wenn  der  Richter  d*r 
Privilegierten  richtet,  das  Recht  des  ProzeUortes  in  Anwendung  zu  bringen. 
Vgl.  übrigens  Priv.  der  Uräfin  v.  Flandern  Tür  die  Kautieute  des  Reichs 
(1252),  Lnb.  V.  H.  1  nr.  180,  wonach  l'rteile  der  flandrischen  Schöffen  in 
Deutschland  in  die  (iüter  der  Verurteilten  so  vollstreckt  werden  sollen, 
wie  der  flandrische  Spruch  verlangt :  gegen  ihre  Personen  jedoch  soll  nach 
dem  Recht  des  Ortes  der  Vollstreckung  vorgegangen  werden. 

«)  Vgl.  jedoch  München  Stadtr.  Ruch  (1347)  262.  Auer  S.  101:  Recht 
des  BillwArder   um  1400)  23.  Uppenborg  S.  328. 
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Zweites  Kapitel. 

Vare,  Elendeneid  und  prozessuale 
Stellvertretung. 

Die  grundsätzlich  gleiche  prozessuale  Behandlung  der  <  »aste 
hatte  jedoch,  teils  zu  ihren  Gunsten,  teils  zu  ihren  Ungunsten, 
ihre  Ausnahmen.  Nicht  nur  verhältnismäßig  am  eigentümlichsten 
ausgeprägt,  sondern  auch,  wie  schon  aus  der  außerordentlich 
häutigen  Erwähnung  in  den  Quellen  hervorgeht,  von  ausnehmend 
praktischer  Bedeutung  für  die  Stellung  der  Gaste1;  war  alles,  was 
sieh  auf  Gerichtsstand,  auf  Personal-  und  Sacharrest,  auf  Markt- 
frieden nnd  Prozeßgeleit,  sowie  auf  die  sogen.  Gastgerichte  bezog; 
diese  Gebiete  mögen  deshalb  einer  gesonderten  Betrachtung  weiter 
unten  vorbehalten  bleiben2».  An  dieser  «Stelle  soll  nur  kurz  auf 
einzelne  Besonderheiten  hingewiesen  werden,  die  nicht  jene  Be- 
deutung besitzen,  von  denen  jedoch  ein  Teil  eine  sogar  ausschließ- 
liche Beziehung  gerade  auf  Gäste  hat. 

I.  Ausschließlich  auf  Gaste  durften  u.  a.  gehen  die  Satze, 
die  mit  Kucksicht  auf  Entfernung  und  Art  des  Wohnsitzes  den 
Gasten  die  Fristen  zur  Klagerhebung3)  oder  zur  Rechnungslegung4; 
verlängern,  besondere  Bestimmungen  über  die  Orte  treffen,  wo  sie 
zu  laden  oder  die  Entscheidungen  ihnen  zu  verkünden  sind  ';:  die 
Satze  ferner,  die  den  Gasten  höhere  Gebuhren  als  Einheimischen 
auferlegen,  handele  es  sich  nun  um  Gefalle  an  die  Gerichtsbehörden 


>)  Vgl.  oben  S.  2  bei  Anm.  1. 

*)  Auch  im  Vollstreekungsverfahren,  namentlich  aber  im  Beweisver- 
fahren zeigen  sich  umfangreiche  Besonderheiten.  Beide  tiebiete  bleiben  in- 
dessen, vom  Klendcneide  und  gewissen  Besonderheiten  des  gast  gerichtlichen 
Verfahrens  abgesehen,  von  vorliegender  Arbeit  ausgeschlossen. 

3j  S.  oben  S.  21  Anm.  1:  Frei  bürg  i.  I".  Hand  f.  (12411)48:  Hat  i  bor 
Kinf  d.  Verj.  (1315):  Bresl.  Landr.  (1356;  1!>5.  -  Vgl.  auch  Dist.  1.34  d.  2, 
Mrtb.fT  S.  67.  und  unten  Kapitel  VI. 

*j  Brünn  Schftffenb.  (um  1350)  166,  RölAler  II  S.  84. 

\  Freiberg  Stadtr.  (1296-1307)  I  §37.  III  §3,  Klinisch  S.  36.  50 
Markt:  Herberge;:  lioslar  Stadtr.  (um  1300),  (iöscheu  40,  24.  47,  12.  52,23. 
52.  26.  67.  37  (Marktlaube:  de  herber^}*  dar  ht  -  sc.  dcHJast  —  ple-Jirt  in  /■• 
minder  ende);  Frankfurt  a/M..  Priv.  (1376),  Liinig  p.  sp.  IV  <<,nt.  S.  5'.H 
(seine  htrber$t,  do  er  —  sc.  der  (rast  —  innt  -ele^n  luil). 
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bei  Rückerstattung  abhanden  gekommener,  namentlich  gestohlener 
oder  geraubter  (legcnstande  bei  Vornahme  bestimmter  prozessualer 
Handlungen2),  bei  Auskunft  Aber  das  in  der  Stadt  geltende  Recht 3 1: 
die  Sätze  schließlich,  die  das  Ungerecht  der  Gäste  betreffen  Vi. 

II.  Wichtiger  als  die  eben  genannten  erscheint  eine  Reihe 
von  Vorschriften  allgemeiner  Natur.  Es  zählen  zu  ihnen  nament- 
lich die  Regeln  über  die  Beseitigung  der  vare,  über  den  sogen. 
Klendeneid  und  über  die  prozessuale  Stellvertretung. 

1.  Die  Regeln  über  die  Beseitigung  der  rare  wird  man 
mit  Siegel5)  am  besten  zerlegen  in  solche,  die  den  Formalismus 
speziell  beim  Unschuldseide,  und  solche,  die  ihn  überhaupt  oder 
doch  in  ausgedehnten  Partieen  des  Prozesses  ausschließen  sollen. 
Vom  Unschuldseide  nimmt  Siegel6)  an,  daß  seine  Ableistung 
ohne  care  bei  leugbarer  Schuld  schon  Ende  des  12.  Jahrhundert?! 
allgemeiner  Bestandteil  des  Kaufmannsrechts  gewesen  sei 7).  Wenn 

')  Münster  SUdtr.  (1221)  31».  3«,  Keutgen  l'rk.  S.  153:  Dortmund 
Lat.  Stat.  (1254-1251»)  11  und  Irteilsbuch  (1300-  1350)  1.  2,  Frensdorf! 
S.  26  bezw.  108:  Hit  inen  angebl.  Vertr.  des  Krxb.  mit  SUdt  (1259),  Ehmck 
I  S.  337,  und  Ordale  (1305)  LXXV,  Oelrichs  S.  101»:  Hamburg  Stadtr. 
(1270)  XII.  6,  Lappenberg  S.  67:  Hannover  Stadtr.  (um  1350  ?)  III.  16. 
Vaterl.  Arch.  S.  362:  Bresl.  Landr.  (135«;;.  195,  Gaupp  Schles.  Landr.  S.  167: 
Di  st.  IV.  9  d.  5,  Ortion"  S.  198.  Kine  Befreiung  der  deutschen  Kaufleute  von 
dieser  Gebühr  enthält  Kiga  Priv.  d.  Kubisch.  (1275;,  Lfib.  I*.  B.  I  nr.  362. 

3)  Dem  Büttel  für  die  Ladung:  Freiburg  i.  l\  Handf.  (1249)  15. 
Gaupp  St.  R.  II  S.  85.  Dem  Büttel  für  die  Verwahrung  des  Schuldners:  Frei- 
berg i.  S.  Stadtr.  (1296-1307)  XXXVI  §  2,  Klinisch  S.  225.  Dem  Gericht 
bei  Mißlingen  erhobener  Beweise:  Münster  Stadtr.  (1221)  33.32.  Keutgen 
I  rk.  S.  152:  Wesel  Priv.  Bestät.  (1277)  13,  Wigand  IV.  4  S.  410.  Dem  Ge- 
richt vor  Erklärung  der  beantragten  Friedloslegung:  Werden  Vertr.  zw.  Abt 
u.  Stittsvogt  (1317),  Lacomblet  III  S.  121. 

*)  Magdeburg  SchöflFenspr.  für  Stendal  (1334)  II.  5  und  6,  Bebrend 
l*rt.  Buch  S.  2.  Vgl.  überhaupt  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  l,  17: 
Magdeburg  Alph.  Samml.  v.  Sehöffenspr.  338,  Wasserschieben  S.  98. 

*)  Braunschweig  Stadtr.  (1401)  207,  vgl.  206,  Hänselmann  I  S.  118. 
verbietet  überhaupt,  (lall  Büge  gegen  Bürger  von  Nichtbürgern  angebracht 
werde.  Magdeburg  Ratsordn.  (1329),  Magdeb.  V.  B.  S.  200,  verlangt  dem- 
gegenüber nur  eine  vorherige  Prüfung  der  Glaubwürdigkeit  der  ut-wtndig htn  lüde. 

5)  S.  33.  35.        ö)  S.  36. 

T)  Vgl.  Aachen  Priv.  (1166)  5,  Keutgen  Urk.  S.  38:  Priv.  Friedr.  1. 
für  die  Flandr.  Kaufleute  (1173)  4  und  8,  ebenda  S.52:  Lübeck  Priv. 
(1188)  5,  ebenda  S.  184:  Hamburg  Priv.  (12.  Jahrb.),  Lappenberg  S.  XL; 
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sich  das  auch  nie  mit  Bestimmtheit  wird  nachweisen  lassen,  so 
ist  doch  die  Wahrscheinlichkeit  dieser  Aufstellung  sehr  groß. 
Da  heim  Kid  das  genaue  Nachsprechen  vorgesprochener  Worte  in 
Frage  kam  und  eine  Vertretung  durch  Vorsprecher  hierbei  grund- 
satzlich nicht  verstattet  war'),  so  befand  sich  der  Fremde,  der  in 
einem  andern  Dialekt  oder  überhaupt  nicht  deutsch  redete,  in 
einem  ganz  offensichtlichen  Nachteil.  Selbst  in  Hildesheim,  dessen 
Stadtrecht  als  das  einzige  in  Deutschland  den  Gast  bezüglich  der 
rare  bei  der  Ableistung  des  Eides  schlechter  stellt  als  den 
Bürger,  heißt  es: 

Staut*  non  loattitttr  noxtra  li/ujua,  non  trnrtur  iurare  ad 
rare  *). 

Damit  ist  die  erwähnte  ungünstige  Vorschrift  tatsachlich  auf 
einen  kleinen  Teil  der  Gäste  beschränkt.  Denn  bei  der  großen 
Verschiedenheit  der  mittelalterlichen  Mundarten  erklären  z.  H.  die 
Schotten  von  Brünn  s)  nicht  nur  den  Sachsen,  Schwaben  und  Rhein- 
lander, sondern  auch  den  Wiener  Bürger  für  einen  alieniyena  alium 
haben«  tiiodum  hn/urndi  i/uam  lue  lofjiti  consuetttm  est;  sie  geben 
ihm  demzufolge  das  Recht,  nach  Berührung  des  Kreuzes  die  Worte 
des  Eides  so  auszusprechen,  sicut  in  sttt*  partihus  comuerit. 

Wenn  Schröder4)  meint,  daß  die  niederländischen  Kolonisten 
in  der  Regel  das  Privileg  erhalten  hätten,  sine  rata  schwören 
oder  überhaupt  prozessieren  zu  dürfen5),  und  daß  dies  wohl  der 

Köln  Vertr.  mit  Flandern  (1197),  Hans.  V.  B.  I  S.  25.  Aus  spaterer  Zeit 
«rwShncn  die  gefahrlose  Kidesleistung  Fremder  z.B.  Köln  Vertr.  mit  Flan- 
dern (1212),  Hans.  V.  B.  I  S.  40,  und  Vertr.  mit  Berg  (1262),  l.acomblet  II 
8.  290:  Koblenz  Altes  Gerichtsbuch  (1366-1424;  19  §  1,  Bar  S.  93. 

')  Planck  I  S.  197  oben. 

»)  Stadtr.  (um  1249)  40  und  entspr.  (um  1300)  38,  Doebncr  t'.  B.  I 
S.  105  bezw.  283.  Nach  Stadtr.  (um  1249)  37.  38  und  entspr.  (um  1300)  35. 
3«,  Doebner  U.  B.  I  S.  104  bezw.  S.  283,  schwürt  der  Gast  dem  Bürger  sub 
frna  qut  Jkitur  vare,  ein  gleiches  gilt  für  das  Verhältnis  von  Bürger  zu 
Hürger,  wahrend  der  Bürger  dem  Gaste  gegenüber  von  der  van  befreit  ist. 

3)  Schöffenbuch  (um  1350)  454,  Böliler  II  S.  211. 

*)  S.  765.  -  hassog.  Friv.  Friedrichs  I.  für  flandr.  Kaufleute  (1173)4, 
Ketitgen  l'rk.  S.  52,  gibt  keineswegs  nur  dienen  das  Hecht  sine  iura  schwören 
zn  dürfen. 

*)  Z.  B.  Krzb.  von  Magdeburg  für  die  Hollander  der  Kirche  von  Naum- 
burg (1152;,  thüring.  Kechtsdenkm.  1.  145:  Heinrich  d.  Löwe  für  die  Hollän- 
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erste  Anstoß  gewesen  sei,  im  späteren  Mittelalter  die  (tcfahr  im 
Rechtsgang  überhaupt  aufzuheben,  so  ist  dies  wolil  nicht  richtig. 
Einmal  weisen  Reehtsaufzeichnungen  anderer  Art  in  einer  mindesten« 
ebenso  frühen  Zeit  wie  jene  flandrischen  Privilegien  auf  eine  Be- 
seitigung der  rare  hin  ').  Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  dali  die 
Notwendigkeit,  den  scharenweise  anzusiedelnden,  fernher  stammenden 
Kolonisten  ihr  neues  Recht  zu  fixieren2),  zufälligerweise  gerade  für 
sie  Niederschriften  des  Prozeßrechts  in  einer  Zeit  entstehen  lieü. 
die  verhältnismäßig  nur  wenige  Aufzeichnungen  solcher  Art  her- 
vorgebracht hat.  Daß  in  diesen  Niederschriften  des  Verbots  der 
rare  gedacht  wurde,  geschah,  weil  man  den  Ansiedlern  natur- 
gemäß jene  Befreiung  von  der  rare  ausdrücklich  zusichern  wollte, 
die  auch  sonstige  Fremde  genossen. 

Im  allgemeinen  wurden  seit  dem  i:L  Jahrhundert  die  Kin- 
heimischen bezüglich  der  eure  nicht  anders  behandelt  als  die 
Fremden : 

precipimuSy  ut  omne  im  abm/ue  captionef  au  od  ruhjo  rare 
dicitury  obfterretur  tarn  de  e.rtraneis  quam  de  hurgensibm  *), 

die  Regeln  über  rar*-  überhaupt  meist  ununterschieden  danach,  ob 
für  Einheimische,  ob  für  (iäste  bestimmt,  hingestellt.  Höchstens 
in  Verträgen,  namentlich  den  von  Köln4)  oder  den  niedersächsischen 

dir  des  Fr.  von  Mockenstedt  (1171),  Hojasches  1'.  B.  II,  5  S.  2;  Priv.  d. 
Krzb.  von  Bremen  für  Holländer  (1171),  Vogt,  monutn.  Bremensia  1.10. 
Vgl.  Priv.  Friedrichs  I.  für  ilandr.  Kaulleute  (1173)  4.  8,  Keutgen  l  rk. 
S.  52:  s.  oben  S.  27  Anm.  4. 

')  s.  Siegel  S.  31  ff.  In  dein  ebenfalls  bei  Siegel  genaunten  sog.  Yogt- 
weistum  von  tiandersheim  (1188),  Harenberg  S.  130,  wird  bezeugt,  daß 
schon  der  (Jraf  und  Vogt  Siegfried  von  Bomeneburg  bestimmte  Güter  aus  der 
Hand  der  Acbtissin  empfangen  habe,  nc  [iifonts  t«Lswt]  aiptioso  iuti'nio  Jebcunt 
iudkari;  jener  Vogt  ist  identisch  mit  dein  (iiafen  und  Vogt  Siegfried  (IV. . 
der  in  einer  l'rkunde  des  Bischofs  von  Büdesheim  1134  genannt  wird  und 
vor  1150  stirbt  (Harenberg  S.  HJ8 — 172). 

a)  S.  Priv.  Heinrichs  d.  Löwen  (1171).  oben  S.  27  Anm.  ö:  «/  auUm 
predutis  emtoribus  nulla  fossil  ui/erri  vivlentia,  iustkiam  forum  liiitincte  iussimus 
subnotari. 

3)  Ifuslar  Priv.  Kriedr.  II.  (1219)  40,  Kcutgcu  t  rk.  S.  182. 

*)  Mit  Berg  02(53),  Eimen  II  S.4G«:  mit  Berg  (1280),  ebenda  III  S.  157; 
mit  Berg  (1318).  Laonnblet  III  S.  13(5:  mit  Reifferscheid  (1320).  Knnen 
IV  S.  03:  mit  Brabant  und  Aachen  (13dl),  Lacomblet  III  S.  39!>:  mit  Ober- 
wesel, Koblenz.  Andernach  und  Bonn  (13.">9),  Lacomblet  III  S.  499. 
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Städten  ')  abgeschlossenen,  versicherte  man  die  Angehörigen  anderer 
Städte  und  Lander  noch  ausdrucklich  eines  etjmtm  iudicium, 
iudiciuni  gratiosum  et  sine  ruftfione,  gmeilich  gerethe  sutu/rr  mir. 

_\  Auch  zur  Kntwicklung  des  Klendeneides 2)  wird  die 
Rücksicht  auf  (Jüste.  welche  im  auswärtigen  Lande  der  Freunde 
und  Verwandten  entbehren,  ursprunglich  nicht  wenig  beigetragen 
haben.  In  späterer  Zeit  erscheint  er  jedenfalls,  anders  als  es  bei 
der  Befreiung  von  der  rare  der  Fall  ist,  häufig  sogar  ausschließ- 
lich aut  (taste  beschränkt.  Wer  mit  Kidhelfern  schwören  mußt«, 
diese  aber  aufzutreiben  nicht  im  stände  ist,  darf  unter  gewissen 
rmständen  einen  rweyt  leisten,  enelende  gexwerin,  d.  h.  eid- 
lich beteuern,  daß  er  lediglich  *inen  ellendighen  thuch  habe:'); 
nur  darf  er,  wenn  er  diesen  Voreid  in  Anspruch  nimmt,  seine 
Unschuld  noch  nicht  angeboten  haben4).  Solche  Umstände  liegen 
vor,  zuweilen  schon,  wenn  dem  Heweisftihrer  nicht  die  genügende 
Anzahl  von  Verwandten5),  meist,  wenn  ihm  nicht  diese  oder  die 
erforderliche  Menge  von  Freunden  zur  Verfügung  steht.  Letzteres 
wird  natürlich  am  häufigsten  gerade  bei  Gästen  eintreten.  Nicht 

')  Münster  -  Fricsland  (1*276),  Wilinaiins  III  nr.  98H:  Bündnis  zw. 
Goslar,  Braunschwoig,  Haiborstadt,  Quedlinburg  und  Aschers- 
leben (1335),  Halberstädt.  V.  B.  I  nr.  443.  Vgl.  Priv.  des  livland. 
l'eutschlandmeisters  für  die  lübisehen  Kaulleute  (1299),  Lfib.  U.  B.  I 
nr.  688. 

3)  Vgl.  über  ihn  Planck  II  S.  138  und  139. 

»)  Eschershausen  bischöll.  Priv.  (1133-1137),  Böhmer  Acta  II  S.816: 
Nordhausen  iura  civitatis  (1208),  nach  Senckenberg  visiones  S.  330  ge- 
druckt bei  Sachsa  S.  286:  Lübeck  lat.  Stadtr.  (1263)  UV,  Hach  S.  202: 
Flensburg  Stadtr.  (1282),  nach  Westphalen  monum.  Oimbrica  tum.  IV 
S.  1944  gedruckt  bri  Sachsse  S.  87:  Bruchstück  eines  (Magdeburg! sehen?) 
Gesetzbuchs  (13  Jal.rh.  ?),  Dreyer  S.  170  und  171:  Bamberg  Stadtr.  (1306) 
157.  158,  Zöpfl  S.  46.  47:  Magdeburg  SchöflVnspr.  für  Stendal  (um  1340) 
XXVII  §  2,  Behrend  Urt.  Buch  S.  112:  Vertrag  zwischen  Mecklenburg, 
Sachsen,  Schwerin  und  Lübeck,  Rostock,  Wismar,  Orc v isrnühlcn 
usw.  (1354),  Lüh.  IM».  III  nr.  218:  Berlin  Stadtbuch  (1397)  III.  Buch 
hinter  qu.  XCIV,  Fidicin  I  S.  161;  KLdU  45  §  4  und  5:  Zweit«;  Keure  von 
Poperinghen  Art.  8,  Warnkönig  III,  1  S.  297:  niederdeutscher  Bechts- 
s atz,  nach  Raecr  Overysselsche  Gcdcnkstukken  5.387  und  6.87  gedruckt 
bei  Noordewier  S.  167:  Odensee  Priv.  (1477)  7,  nach  Kolderup  Samml.  V 
S.  207  gedruckt  bei  Sachsse  S.  87. 

*)  Le Obschütz  Willkürrccht  v»276),  Böhme  I  Teil  II  S.  11. 

5)  Kschershauscn  bischöfl.  Priv.  (1133    1137),  Böhmer  acta  II  S.  816. 
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selten  ist  infolgedessen  bei  Erörterungen  über  den  Elendeneid  nur 
von  ihnen  die  Rede1).  In  späterer  Zeit  heiÜt  es  sogar,  daß  in 
der  Stadt  nur  der  Gast  Anspruch  darauf  habe,  den  Elendeneid 
ableisten  zu  dürfen,  und  zwar  auch  er  nur,  wenn  er  außerhalb 
einer  bestimmten  Entfernung  von  der  Stadt '-'),  oder  gar  nur,  wenn 
er  außerhalb  des  Territoriums  gesessen  ist,  in  dem  die  Stadt  liegt3). 

Hat  der  Berechtigte  den  erwähnten  Voreid  geleistet,  so  führt 
er  den  ihm  obliegenden  Eideshelferbeweis  derart,  daß  er  den  eigenen 
Unschuldseid  und  dazu  selbst  die  Eide  der  Eideshelfer  ableistet, 
sei  es  in  gleicher 4),  sei  es  in  verminderter "'),  sei  es  sogar  in  ver- 
mehrter Anzahl6).  Oder  aber  er  bringt  wenigstens  einen  Teil 
der  Eideshelfer  auf;  dann  schwört  ei  seinen  l'nschuldseid,  die 
Eideshelfer  leisten  ihren  Eid  ab,  und  hierauf  schwört  der 
Heweisfuhrer,  sei  es  allein7),  sei  es  mit  den  Kidhelfern *),  so  viele 


')  Brünn  Stadtr.  (nach  1300;  63,  Kölker  II  S.  364 :  desgl.  Flensburg 
und  Od en sco,  s.  oben  S.  29  Anm.  3. 

'*)  Braunschweig  Stadtr.  (vor  1300,  «SO,  Hänselmann  II  8.22.7.  Vgl. 
Lüneburg  Statuten  (vor  1400)  XXXIX,  Kraut  8.54. 

3)  Magdeburg  Sehöffenspr.  f.  Stendal  (um  1340}  XXVII  §2.  Bohrend 
Urt.  Buch  8.  112:  vgl.  Leob schütz  Willk.  Hecht  (1270;,  s.  oben 
Anm.  4.  S.  aueb  unten  S.  32  bei  Anm.  7.  Ks  ist  nicht  richtig,  «>nn 
Planck  II  S.  138.  139  —  unter  Berufung  auf:  Magdeburg  für  Breslau 
(1295)  19,  Laband  KUu.  S.  30;  Magdeburg  für  (iörlit/.  (1304)  58,  Tischoupe 
S.  4«  1 :  Kuhn  III.  24,  Leman  S.  5S:  (i  lag  au  Hecht  sb.  (1386)  225,  Wassersch- 
ieben IUJu.  S.  32:  Magdeburg  Schöfl'crispr.  für  Stendal  von  1333.  XXVI 
$2,  und  von  1340,  XXVII  §  2,  Bohrend  l'rt.  Buch  S.  102  bezw.  112:  Sachs. 
Weichbild  ('II  §  3,  Oaniels  S.  51  —  behauptet,  das  Magdeburg! sehe 
Hecht  habe  den  Klendeneid  überhaupt  verboten. 

«)  KschershHUsen  bischöll.  Hriv.  (1 133-  1 137),  Böhmer  acta  II  S.Mrt: 
Bamberg  Stadtr.  (1306;  157.  158,  Zop«  S.  4f,.  47:  KUH  45  §4. 

'•>)  Nordhausen  jura  civit.  (1208),  oben  S.  29  Anm.  3:  Bruchstück 
eines  (Magdeburgischen?)  (Jesetzbuchs  (13.  Jahrb.  ?),  Drcver  S.  170.  171. 

6)  Flensburg  Stadtr.  (1282)  und  ndensee  Priv.  (1477;  7,  beide  oben 
S.  2!»  Anm.  3. 

7)  Lübeck  Stadtr.  (1263;  LIV,  Mach  S.  202:  Bamberg  Stadtr.  (I30C: 
157.  158,  Zr.pfl.  S.  46.  47:  zweite  Keine  von  I'operinghen  Art.  8,  Warn- 
könig  III,  1  8.  297. 

B;  Bremen  Yertr.  mit  Hustringen  (1220),  Khmck  I  S.  141.  Hier  wird 
auch,  ohne  Beziehung  auf  Klcnde,  eine  interessante  Abart  wiederholten 
Lides  erwähnt:  Oer  nicht  auf  handhafter  That  ergriffene  Hauber  j<  to<«ni 
iitntiHtnto  txfwgtt,  quo!  muruts  iic/or  iii>  ipso  requirit. 
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Kide  ab,  bis  die  Eide  des  mangelnden  Teiles  der  Kidesbelfer  hier- 
durch ersetzt  sind.  Bisweilen  wird  für  den  Elenden  von  vorn- 
herein eine  geringere  Zahl  von  Helfern  festgesetzt;  diese  muÜ 
der  Beweisführer  dann  aber  auch  sämtlich  herbeiführen1). 

Die  Anwendung  des  Elendeneides  zn  Gunsten  der  angreifenden 
Partei  ist  höchstens  ganz  ausnahmsweise  gestattet  worden2); 
*io  wird  sogar  einmal  ausdrücklich  verboten3).  Grundsätzlich 
diente  der  Eid  der  Verteidigung  des  Beklagten,  und  zwar  ursprung- 


')  Vortrag  zw.  Mecklenburg,  Sachsen  usw.   (1354),  oben   S.  29 
Anin.  3. 

»j  lManck  II  S.  138  beruft  «ich  hierfür  auf  das  Hallesche  Kocht  für 
N.-umarkt  (1283)  §29,  Laband  HQu.  S.  11,  und  zwar  in  der  Fassung  bei 
Houieyer  Extravag.  S.  259  ff.  §  19:  .SV  respvndet,  se  dibitum  persolvisse,  Am  sta- 
tin vd  ad  duas  septimanas  in  reliquiis  obtinebit  so  licet  ipse  t er  eins  vel  iurot  Ene- 
ItnJe.  Es  handelt  sich  bei  dieser  Fassung  wahrscheinlich  um  eine  lübisch- 
rechtliche  C'bcrarbeituiig  des  genannten  Kechtsdcnkmals  (v^l.  Houieyer  Extrav. 
S.  265  und  unten  in  Kapitel  III);  bei  dieser  t  berarbeitung  konnten  die 
unklar  gefaßten  28.  29  der  Halleschen  Hechtsinitteilung  sehr  wohl  miß- 
verstanden und  dem  Wortlaut  dos  §  29  (ebenso  wie  vorher  schon  dem 
des  §  15)  die  Worte  vrl  iura/  Ene  lernte  unter  Beziehung  auf  den  Beklagten 
hinzugesetzt  worden  sein,  der  tatsachlich  zwar  im  §  15,  nicht  aber  im  §  29 
der  Bechtsmittcilnng  als  schwörender  Teil  gedacht  ist.  —  Eine  gewisse 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  in  der  That  wenigstens  das  1  tibi  sehe  Hecht 
den  Elendeneid  auch  zu  Gunsten  des  Angreifers  gekannt  haben  mag,  er- 
schließt indessen  der  Landfriede  vom  1.  November  1354  (oben  S.  29  Anm.  3), 
an  dem  sich  Lübeck  und  eine  große  Zahl  der  mit  seinem  Hecht  bewidmeten 
Städte  beteiligt  haben:  derselbe  enthält  gegenüber  dem  sonst  gleichlauten- 
den Landfrieden  vom  27.  Februar  1353  Lüb.  I*.  B.  III  nr.  158;  einige  Zu 
»ätze,  unter  ihnen  den,  daß  elende  /tute  nicht  wie  im  allgemeinen  die  Bürger 
ihre  berwkteden  Missethätor  selbzwölft,  sondern  schon  selbdritt  gewinnen 
dürfen,  wofern  sie  nur  zuvor  ere  elende  be$-,i<er,n  mit  en/tie  reihte.  —  Was  die 
v<»n  Bodman  II  S.  643  aus  einem  angeblichen  Eltviller  l'rteilsbuch  ge- 
brachten Belege  für  den  l'berfnhrungseid  des  Elenden  anlangt,  über  die  sich 
^rhon  Homeyer  HLdH  8.  473.  474  Anm.  nicht  unbedenklich  äußert,  so  darf 
man  ihnen  gegenüber  neuerdings  wohl  alle  Zurückhaltung  bewahren.  Vgl. 
H.  Meyer  in  ZHG.  37  S.  309  ff.,  namentlich  S.  333  ff.  über  die  Fälschung 
gerade  des  Eltviller  l'rteilsbuchs  durch  Bodman. 

3)  Bmchstück  eines  (Magdeburgischen?)  Gesetzbuchs  (13.  Jahrh. !'), 
I'reyer  S.  170.  171:  wer  de  Clevere  seal  sine  Lüde  al  Aebben,  de  mit  eme  ,il  daet 
rarren  solen,  vgl.  Magdeburg  Hechtsmitt.  an  Stendal  (1333;  XXVI  §  2, 
Bt-brend  Urt.  Buch  8.  102. 
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Höh  ausschließlich  des  wegen  rngerichts  Reklagten  ').  Später  wird 
er  vereinzelt  auch  für  Klagen  um  Schuld-')  und  auf  Krbe  und  (int1) 
erwähnt.  Je  mehr  die  strengen  Kegeln  fiher  w/v  verschwanden, 
je  hauliger  die  materielle  Beweiswürdigung  Platz  griff,  um  so 
mehr  verflüchtigte  sieh  der  ursprüngliche  Sinn  des  Klendeneides: 
Johann  von  IJuch  bezeichnet  ihn  einmal  als  <////4).  Immerhin 
hat  er  sich  länger  gehalten,  als  man  nach  Planck5)  vermuten 
möchte.  Denn  wenn  man  davon  absieht,  daß  das  Magdeburgische 
Recht  ihn  für  den  um  Krbe  Beklagten  gänzlich  und  im  Übrigen 
bei  Nichtgästen  verbietet G)  und  daß  auch  im  Lübischen  Recht 
letzteres  der  Fall  zu  sein  scheint7»,  steht  er  im  14.  Jahrhundert 
noch  in  voller  Geltung.  — 

•i.  Endlich  besitzen  alle  die  Regeln,  die  zu  gunsten  dieser 
oder  jener  Partei  gestatten,  Handlungen,  die  ihr  selbst  ob- 
liegen würden,  durch  Dritte  vornehmen  zu  lassen,  natur- 
gemäß für  das  Gasterecht  eine  besondere  Bedeutung.  —  So  lieirt 
z.  H.  bei  gewissen  Missetaten,  namentlich  bei  Totschlag  und 
kämpf  baren  Wunden,  den  städtischen  Gerichtsbeamten  die 
Pflicht  zur  Erhebung  und  Durchführung  der  Klage  ob, 

')  Kschcrshausen  bischötl.  l'riv.  (1133  — 1137  ,  Böhmer  acta  II  S.  816; 
Nordhausen  iura  civit.  (1208  ,  oben  S.  29  Anm.  3:  Bremen  Vertrau  mit 
Hustringen  (1220),  KhmcklS.  141:  Hallescbes  Keeht  für  Neumarkt 
(123*))  §  15  in  der  Fassung  bei  Homcyer  Kxtrav.  S.  25!)  ff.  §11,  Laband 
Uiln.  S.  10:  Lübeck  Stadtr.  (1263)  LIV.  Ilach  S.  202;  L cobse  hü  tz  Willk. 
Hecht  U27G)  oben  S.  29  Anm.  4;  Bruchstück  eines  (Magdeburgisch  en  ?) 
(Jesctzbuchs  (13.  Jahrh.  Dreyer  S.  170.  171 :  Mamherg  Stadtr.  (1306) 
157.  15S,  Zöpfl  S.  46.  47:  zweite  Keure  von  Poperinghen  Art.  S,  Warn- 
könig  III,  1  S.  297. 

3)  Flensburg  Stadtr.  (1282),  oben  S.  29  Anm.  3:  Berlin  Stadtbuch 
(1397)  III.  Buch  hinter  c,u.  XdV  bezw.  XCVIII,  Fidicin  I  S.  161.  172: 
KLdK  45  §4.  Möglicherweise  gehört  hierher  auch  Hallescbes  Hecht  für 
Neumarkt  (1235)  §  29  bei  Homcyer  Kxtravag.  S.  259  IT.  §  19,  worüber  oben 
S.  31  Anm.  2. 

3)  Brünn  Stadtr.  (nach  1300)  63,  UöLUer  II  S.  364.    Vgl.  aber  Magde- 
burg SchöflVnspr.  f.  Stendal  (um  1340)  XXVII  §2,  Behrcnd  t  ri.  B.  S.  112. 
*)  HLdlt  45  §  5. 
5)  II  S.  138. 

"')  Oben  S  30  Anin.  3  und  S.  32  Anm.  3. 

')  Wenn  man  Stadtr.  (1263)  LIV  mit  (1294)  X<I,  Ilach  S.  202  bezw. 
289.  zusammenhält,  daneben  aber  die  oben  S.  31  Anm.  2  angeführten,  für 
den  r'leudcueid  spreeln-nden  lübiselireelitlielien  Stelleu  berürksichtigt. 
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wenn  diese  Missetaten  fjeiren  Elende,  d.  h.  gegen  Leute  ausgeführt 
sind,  die  selbst  nicht  im  stände  sind  zu  klagen  und  die  keine  klage- 
bereiten Verwandten  in  der  Nahe  besitzen').  Nicht  selten  wird 
hervorgehoben,  daß  dieser  Satz  in  erster  Linie  den  Gästen,  den 
Fremden  zu  gute  kommen  muß2;.  —  Des  Ferneren  gehören  hier- 
her die  Vorschriften  über  die  sog.  Fürsprech  er,  d.h.  Leute,  die  in 
der  Verhandlung  vor  Gericht  der  anwesenden  Partei  zur  Seite  treten  und 
ihr  Wort  sprechen.  Etwaige  Formfehler  bringen  dann,  weil  nur  von 
den  Fürsprechern,  nicht  von  der  Partei  selbst  begangen,  der  letzteren 
nicht  den  infolge  strenger  Regeln  über  rare  drohenden  Rechts-  und 
Prozeßverlust.  Freilich  ist  der  Satz  der  flandrischen  Quellen,  es 
müsse  der  gegen  eine  oppidanux  klagende  e.rtraneus  setten  eenen 
pürier  recht  te  pleghene,  welcher  ebensowohl  die  Aufgabe  hat, 
den  Prozeß  an  der  Seite  der  betreffenden  Partei  durchzuführen, 
wie  auch  die  letztere  ihrem  städtischen  Gegner  ebenbürtig  zu 
machen  3j,  dem  deutschen  Rechte  nicht  bekannt.  Hier  scheint  ur- 
sprünglich sowohl  bezüglich  der  Frage,  ob  die  Partei  sich  eines 
Fürsprechers  bedienen  müsse4),  wie  bezüglich  des  Punktes,  wer 
zum  Fürsprecher  geeignet  sei,   auch  für  (iiiste  im  wesentlichen 


>)  Freiberg  Stadtr.  (1296—1307)  XXX  §  1.  2,  vgl.  3.  4,  Ermisch 
S.  190:  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R.  II.  2d.  74,  Laband  S.  52:  Magdeb. 
Fragen  1,2  d.  14  und  15,  Kehrend  S.  47.  48:  Magdeb.  Schöffenurteil. 
Böhme  II,  2  S.  148.  149;  Lüneburg  Stat.  XC\,  Kraut  S.  76. 

J)  Köln  Schied  (1258)  Klagepunkt  35  des  Kischofs  und  Entscheidung 
dazu,  Keutgen  Urk.  S.  161.  169:  Krünn  Stadtr.  (nach  1300)  70,  RöBler  II 
S.  365.  Auch  geistliche  Gerichte  schritten  häufig  zu  Gunsten  von  Gästen 
ein :  Vgl.  Schreiben  Papst  Gregors  IX.  an  die  Geistlichkeit  von  Bremen 
(1234),  Lub.  U.  B.  I  nr.  65;  dort  waren  Pilger  aus  Soest  beraubt  worden 
fropter  quod  eorunt  voti  execitiio  impeditttr, 

3)  Bennocke  S.  38  bei  Anm.  3  (Jahr  1248)  und  S.  52. 

4)  Volle  Freiheit,  ohne  Fürsprecher  zu  prozessieren,  gibt  z.B.  einem 
jeglichen  Mann  Di  st.  IV.  26  d.  12,  OrtlolT  S.  231):  vgl.  auch  Planck  I 
S.  195.  In  Köln  Kidbuch  (1341)  VII.  4,  Stein  Akten  I  S.  38,  wird,  vielleicht 
mit  Rücksicht  auf  die  Formlosigkeit  und  Schnelligkeit  des  Verfahrens,  ein 
Auftreten  von  Fürsprechern  vor  den  richtern  van  gestin  (vgl.  unten  Kap.  VI)  über- 
haupt verboten.  Nur  Hannover  Stadtr.  (um  1350)  III.  12,  Vaterl.  Arch. 
S.  361,  und  Minden  Stadtr.  (um  1300)  12,  Doebner  Städtepriv.  S.  33, 
drohen  dem  Gaste,  der  sine  proloculcre  suwn  virbum  io.juihtr,  eine  Strafe 
von  4  Solidi  an,  zwingen  aber  auch  den  Bürger  bei  6  Denaren  Strafe  zur 
Annahme  eines  Fürsprechers. 

Rudorf  f.  Rechtsstellung  der  <ilsfe  3 
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Freiheit  geherrscht  zu  haben Diese  Freiheit  wird,  wenigste 
in  der  letzterwähnten  Beziehung,  später  zu  gunsten  der  Bürger- 
schaft in  zwiefacher  Hinsicht  eingeschränkt.  Einmal  kamen  näm- 
lich, als  im  Gegensatz  zu  früherer  Zeit2)  die  Vorsprecher  Honorar 
fordern  durften,  berufsmäßige  einheimische  Vorspreeher  auf,  die 
der  Bürger  und  der  Gaste  Wort  sprachen:  wo  sie  existierten, 
wurde  den  (»ästen  nicht  gestattet,  Vorsprecher  zu  sein  ri.  Frei- 
lich mußten  solche  berufsmäßige  Vorspreeher  dann  auch  für  Gaste 
unter  allen  Umständen  eintreten 4),  konnten  sich  also  dessen  unter 
Berufung  auf  die  Gasteseigenschaft  nicht  mehr,  wie  früher  zu- 
weilen, weigern'1).  Zweitens  sollte  in  Sachen,  die  die  Stadt  oder 
den  Rat  betrafen,  bei  Strafe  ein  Bürger  nicht  ohne  Erlaubnis 
des  Rats  Fürsprecher  eines  Gastes  werden6),  und  ferner  in  Pro- 
zessen, in  die  ein  Bürger  verwickelt  war,  der  Fürsprecher  eines 
(iastes  nicht  mehr  als  die  gesetzliche  Taxe  für  seine  Tätigkeit 
fordern  dürfen7;.  Namentlich  aber  ist  die  eigentliche  pro- 
zessuale Vertretung  der  (abwesenden)  Partei  für  das  Gäste- 
recht bedeutungsvoll  geworden. 

Das  deutsche  Recht  kennt  die  prozessuale  Vertretung,  von 
der  notwendigen  Vertretung  der  Weiber,  Kinder,  Unsinnigen  ab- 


')  Jeder  Maiin  kann  in  jedem  weltlichen  Gericht  Fürsprecher  werden, 
namentlich  also  der  Gast  im  auswärtigen  Gericht:  Magdeb.  Fragen  I.  5  d  1, 
Behrend  S.  81;  so  auch  schon  SLdR.  I  Gl  §  4  und" 60  §2  (vgl.  Planck  I 
S.  198.  199).  Als  Gegenbeispiel  führt  Planck  ebenda  Schwerin  Stadtr. 
(um  11 00)  22,  ZUG.  9  S.  285,  an:  aber  der  Satz:  u'  quis  extra  thitatem 
meinem  querimoniam  de  ehr  fteerit,  potest  se  eivis  citm  quolibft  defenderc,  a/ientu 
vero  cum  eire  aliquo  def endet  se  bezieht  sich  nicht  auf  Fürsprecher,  son- 
dern auf  Zeugen.  —  Der  Auswärtige  durfte  aber,  mit  Rücksicht  auf 
inangelnde  Rechtskenntnis,  anders  als  der  Kinheimische,  ohne  Weiteres  eine 
Berufung  zum  Fürspreeher  ablehnen  (I  »ist.  IV.  26  d.  3,  Ortloff  S.  238;.  — 
Berufung  der  Vorspreeher  uth  der  gemeine  schreiben  nur  vor  die  spaten 
Statuten  von  Verden    1 4 IG.  182.  Pufendorf  I  App.  III  S.  136. 

2)  Noch  in  Pösneck  Gerichtsordn.  1351)  4  und  5,  Gengier  St.  R. 
S.  357,  wird  verboten,  einen  Bürger  oder  Nichtbürger  als  Vorspreeher  zu 
miten,  d.  h.  ihm  für  seine  Tätigkeit  Geld  zu  »eben. 

3)  Kassel  landgräfl.  Satzung  (1384)  29,  Genfer  God.  S.  472. 
*)  Kassel,  siehe  vorige  Anm. 

5)  Hannover  Stadtr.  (um  1350)  III.  32,  vaterl.  Archiv  S.  379. 
6;  Heiligenstadt  Willk.  (1335)  79,  Wolf  t  rk.  S.  16. 
J)  Hannover  Stadtr.  (um  1350)  III.  32,  s.  oben  Anm.  5. 
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gesehen,  ursprünglich  nur  hei  ganz  bestimmten  Alters-  und  Ge- 
sundheitshindernissen  V  Im  übrigen  darf  „ein  selbständiger  Mann, 
der  aus  beliebigem  Grunde  vor  Gericht  nicht  erscheinen  kann 
oder  auch  nicht  will-,  zunächst  selbst  im  Falle  echter  Not  nicht 
einen  gewillkürten  Vertreter,  einen  Vormund,  an  seiner  Statt  ver- 
handeln lassen2».  Der  Anstoß  zur  Änderung  dieses  Zustandes  in 
der  Kiehtung,  daß  zunächst  einmal  die  Bestellung  eines  Vormundes 
wenigstens  im  heimischen  Gericht,  später  auch  der  außerhalb  von 
einem  Abwesenden  erkorene  Vormund  zugelassen  werden  mußte  "), 
ging  von  den  Städten  aus.  Denn  deren  steter  Handel  mit  ferner 
Wohnenden  drängte  in  erster  Linie  auf  die  unbedingte  Möglich- 
keit der  prozessualen  Stellvertretung.  Der  Verkehr  mit  Flandern 
und  Holland  scheint  für  diese  Entwicklung  wichtig  geworden  zu 
*ein.  Schon  12 12  heißt  es  in  einem  Vertrage  zwischen  Köln  und 
Flandern: 

Si  alitfuis  etiam  de  Colonia  in  FUmdria  al'upiem  Flan- 
drensm  .  .  .  conrenire  roluerit,  statuta m  ent,  ut  per  nunrium 
niurn  sicut  per  se  ipsum  .  .  .  omne  tu*  mum  protfauatar,  et 
Flamingi  apud  Colonia  m  sinti  fiter*). 

Es  werden  also  bereits  damals  in  der  Fremde  bestellte  Ver- 
treter auswärtiger  Kläger  im  diesseitigen  Gericht  zugelassen.  Ähn- 
lich lautet  eine  Mitteilung  des  Vogtes  und  Rates  von  Bremen  an 
die  Gräfin  von  Flandern  aus  dem  Jahre  1255: 

Si  autem  tiwrrator  (sc.  F landriß)  diem  plaeiti  xui  e.rpec- 
tare  non  poterit,  fideiusxor  suwt  ol  alias  poterit  pro  eo  respon- 
dereb). 

Diese  Urkunde  beruht  auf  einem  Vertrage,  wie  er  fast  gleich- 
lautend von  einer  großen  Zahl  deutscher  Städte  mit  Flandern  ab- 
geschlossen worden  ist6),  der  also  in  hohem  Grade  zur  Verbreitung 
des  Instituts  der  prozessualen  Vertretung  in  Deutschland  bei- 


M  Planck  I  S.  188-190. 

Planck  1  S.  190. 
■'■)  Planck  I  S.  191.  192. 
*   Hans.  U.  R  I  S.  40.  41. 

*;  Khmck  I  JS.  30*>:  wiederholt  z.  K.  1307  und  l.WO. 
6;  Anmerkung  des  Herausgebers  zu  der  in  der  vorigen  Anm.  erwähnten 
Urkunde. 
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tragen  mußte.  Es  findet  sich  demgemäß  die  prozessuale  Ver- 
tretung auch  einheimischer  Parteien  hereits  im  Ausgang  des 
13.  Jahrhunderts1),  namentlich  dann,  wenn  der  einheimische  Klager 
oder  Beklagte  eine  Reise  anzutreten  sich  genötigt  sieht8),  immer 
jedoch  unter  der  Voraussetzung,  daß  der  Vertreter  im  heimischen 
Gericht  der  Partei  bestellt  wird.  Zahlreicher  freilich  sind  die 
Fälle,  wo  des  Vertreters  —  und  zwar  gerade  des  außerhalb  er- 
nannten Vertreters  —  eines  Gastes  gedacht  wird3;.  Zuweilen  er- 
scheint sogar  das  Auftreten  eines  Boten  des  (klagenden)  Gaste? 
als  das  regelmäßig  Gedachte 4).  Überall  da,  wo  der  Vertreter  des 
Gastes  nicht  im  Bezirk  des  Prozeßgerichts  bestellt  wird 5 1.  muß 
der  (auswärts  ernannte)  Vertreter  ein  Schreiben  des  auswärtigen 
Gericht«,  der  fremden  Stadt  vorlegen  können,  in  dem  seine  Be- 
stellung zum  Vertreter  des  Gastes  beglaubigt  wird6).  Diese  Ver- 
treter der  Gäste,  als  (plrnipotentex)  procuratore* ,  (certi)  w««/»V, 
interposita  persona,  rarmuttder,  (wäre)  bode,  {geweidige)  tmdc  usw. 


Z.  B.  Freiberg  Stadtr.  (1296-1307)  XLIX  §20,  Ermisch  S.  259. 

*)  Hamburg  Stadtr.  (1270)  V.  6,  Lappenberg  S.  25:  desgl.  Riga 
l'mgearb.  Stat.  (um  1300)  Ii.  5  §  1.  2,  Napiersky  S.  155. 

3)  Köln  Schied  (1258)  Klagepunkt  7  der  Bürger  und  Entscheidung 
dazu,  Keutgen  Urk.  S.  164.  170;  Köln-Nimwegcti  Vertr.  (1278),  Lacoinbletll 
S.421:  Lippstadt  an  Lübeck  (1281),  Lüb.  ü.  B.  I  nr.  409;  Hildeshein) 
Stadtr.  (um  1300)  17.  18,  Doebner  V.  B.  I  S.  281;  Goslar  StadtT. 
(um  1300),  (Joschen  18,  9  und  70,  8.  Vgl.  Bamberg  Stadtr.  (1306)  66 
und  68,  Zöpfl  S.  22,  woselbst  einem  Gaste  unbedingt,  einem  Bürger  nur 
mit  Zustimmung   des   Beklagten   prozessuale   Vertretung  bewilligt  wird. 

*)  Köln -Soest  Vertr.  ( 1276),  Scibertz  I  S.  460;  Goslar  Stadtr. 
(um  1300),  Göschen  81,  34. 

b)  Das  trat  z.  B.  ein,  wenn  der  Gast  keine  Zeit  hatte,  das  Ende 
eines,  wenn  auch  gastgerichtlichen,  Verfahrens  abzuwarten  (Preising  Sradt- 
rechtsb.  —  1328  —  69  bei  Maurer  S.  319:  Magdeburg  alph.  Samml.  von 
Scböffenspr.  Kap.  427  bei  Wasserschieben  S.  118).  In  manchen  Städten  war 
übrigens  den  Bürgern  teils  unbedingt  (Hameln  Donat  25  —  14.  Jahrb.  — . 
Meinardus  S.  567:,  teils  unter  gewissen  Umstanden  (Dortmund  jüngst«- 
Stat.  Samml.  27  —  um  1400  —  ,  Frensdorff  S.  175)  verboten,  Gaste  als  Vor- 
münder vor  Gericht  zu  vertreten. 

«)  Köln-Soest  Vertr.  (1276),  Seibortz  I  S.  460;  Brünn  Schöffenb. 
(um  1350;  591,  Bößler  II  S.  272:  l>ist.  III.  10  d.  4,  Ortloff  S.  154. 
Beispiele  solcher  Schreiben:  Lippstadt  an  Lübeck  (1281),  Lüb.  I  .  R  1 
nr.  409;  Wishy  an  I  >anzig  (1346).  Hans.  V.  B.III  S.  39:  Brügge  au 
Reval  (1348),  Hans.  U.  B.  III  S.  66. 
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bezeichnet,  nehmen  eine  Stellung  ein  tumquam  si  dirttt*  eorum  con- 
ciris  personalüer  jtresens  esset*).  Die  Sache  steht  in  ihren  Händen 
tko  icinne  unde  tho  eerlees*).  Ja  es  wird  sogar  einmal,  offenbar 
unter  dem  Einfluß  des  kanonischen  Rechts,  gestattet,  daü  sie  bei 
Strafsachen  in  anhiws  ihrer  Auftraggeber  den  Reinigungseid 
schwören 3).  Gleich  ihren  Vollmachtgebern  sind  sie  insbesondere 
verpflichtet,  für  Klagengewere  und  Beantwortung  der  Widerklage 
Sicherheit  zu  leisten4). 


Drittes  Kapitel. 

Vom  Gerichtsstande. 
I.  Allgemeines. 

Der  allgemeine  Gerichtsstand  des  Beklagten  fiel  in  der  hier 
behandelten  Periode  im  Wesentlichen  bereits  mit  dem  forum 
domicilii  zusammen5)  und  besaß  naturgemäß  hervorragende 
Bedeutung.  Doch  bietet  gerade  für  eine  gästerechtliche  Be- 
trachtung die  Lehre  von  den  sogenannten  besonderen  Gerichts- 
ständen noch  mehr  Interesse.  Diese  Gerichtsstände  unterwerfen 
den  Beklagten  dem  Spruche  eines  außerheimischen  Gerichts,  und 
die  Sicherheit  der  Rechtspflege  eines  Landes  hangt  zu  einem 
großen  Teil  von  dem  Reichtum  und  der  Zweckmäßigkeit  der  Vor- 

1)  Köln -Soest  Vortr.  (1276),  Seibertz  U.  B.  I  S.  460.  Ähnlich 
Freising  Stadtr.  Buch  (1328)  61),  Maurer  S.  319:  Brünn  Schöffenb. 
um  1350)  591,  Rößler  II  S.  272. 

2)  Vgl.  die  Belege  oben  S.  36  Anin.  2. 

3)  Köln  Schied  (1258)  Klagepunkt  7  der  cives  und  Entscheidung  dazu. 
Keutgeu  l'rk.  S.  164.  170.  Allerdings  wird  hier  die  Sendung  eines  Be- 
vollmächtigten ausnahmsweise  von  iusttts  mttus  des  Auftraggebers  bezüg- 
lich der  Reise  abhängig  gemacht;  der  Beauftragte  hat  das  Vorhanden- 
sein der  Voraussetzung  zu  beweisen. 

«)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  70,8  und  81,34;  Dist.  III. 
10  d.  4,  Ortloff  S.  154. 

sj  S.  oben  S.  3  ff.,  sowie  über  den  Einfluß  des  Hantgemais  und  des 
Heimatsrechts  auf  den  Gerichtsstand  in  der  ältesten  Zeit  Homeyer  Heim 
und  Stobbe  Gericbtsst.  S.  432  ff. 
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Schriften  ab,  die  sich  auf  jene  Gerichtsstande  beziehen,  von  der 
Stärke  der  Garantieen  dafür,  daß  sich  der  Beklagte  diesen  Vor- 
schriften tatsächlich  unterordnet.  In  dieser  Beziehung  zeigt  die 
Rechtsentwicklung  in  Deutschland  seit  etwa  dem  12.  Jahrhundert 
eine  rückläufige  Bewegung.  Bei  den  Klagen  um  Schuld  büßt 
das  forum  contractu»,  d.  h.  des  Ortes,  wo  der  Vertrag  geschlossen 
ist,  bei  den  Klagen  aus  Frevel  und  Ungericht  das  forum  delicti 
commissi  die  Bedeutung,  die  es  nach  den  älteren  stadt-  und 
landrechtlichen  Quellen  besitzt,  schließlich  völlig  ein.  Dafür  be- 
wirken die  schrankenlos  angewandten  fora  arresti  und  deprehensionis 
in  ihren  Folgen  eine  völlige  Verwirrung  aller  Gerichtsstands- 
verhältnisse. Nur  das  forum  rei  sitae  wahrt  seine  bisherige 
Stellung. 

1.  Der  Grund  dieser  Verwirrung  lag  in  der  Schwächung  der 
kaiserlichen  Gewalt,  deren  Aufgabe  es  gewesen  wäre,  der  Justiz- 
Weigerung  und  -Verzögerung  zu  steuern1),  und  in  der  hieraus 
folgenden  Auflösung  des  Reichs  in  Verbände,  deren  Beziehungen 
einen  „halb  völkerrechtlichen  Charakter"  trugen').  Denn  nun- 
mehr strebten  vorzugsweise  die  Städte  bezw.  die  Stadtherren, 
deren  Bürger  in  weit  höherem  Maße  als  die  Bewohner  des  platten 
Landes  in  den  Fernverkehr  und  die  hieraus  erwachsenden  Streitig- 
keiten hineingezogen  wurden,  ein  doppeltes  Ziel  an. 

a)  Einmal  sollten  alle  Prozesse,  in  die  Bürger  als  Beklagte 
verwickelt  waren,  nach  Möglichkeit  ausschließlich  vor  dem 
heimischen  Stadtgericht  entschieden  werden.  Diesem  Zwecke 
dienen  die  schon  im  12.  Jahrhundert  den  Städten  verliehenen 
Evokationsprivilegien,  kraft  deren  die  Bürger  bestimmter 
Städte  Ladungen  in  auswärtige  Gerichte  nicht  zu  folgen,  sondern 
nur  vor  den  Gerichten  ihrer  Stadt  zu  Recht  zu  stehen  brauchten. 
Hier  freilich  müssen  dann  Klager,  die  von  außerhalb  kommen, 
auch  stets  Recht  erlangen  können.  In  der  Tat  ist  dies  auch  die 
Regel  gewesen.  Nur  eine  kleine  Stadtrechtsgruppe,  Freiburg  i.  Br. 
nämlich  und  einzelne  seiner  Tochterrechtc ,  nimmt  eine  Aus- 
nahmestellung ein  und  verweigert  dem  auswärtigen  Kläger  Ge- 


»)  Vgl.  Wach  S.  3I>  bei  Anin.  1  und  2. 
-')  Gierke  II  S.  3tei  ff.,  Wach  8.  38  ff.  \ 
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rieht  wegen  gewisser  Delikte,  die  er  außerhalb  der  Stadt  von 
deren  Bürgern  erlitten  hat1). 

Schon  oben  (S.  3  bei  und  in  Anm.  *J)  ist  darauf  hingewiesen 
wurden,  daß  die  alteren  Evokationsprivilegien  mehr  den  allgemeinen 
Gerichtsstand  der  Bürger  festsetzen,  nicht  jedoch  besondere  Ge- 
richtsstande für  die  einzelne  Sache  ausschließen  sollten.  Es 
mußten  die  Gerichte  „auswärtiger  Stifter  und  weltlicher  Herren", 
deren  Untertanen  die  Bftrger  gewesen,  oder  die  Vögte  der  Stadt- 
herren selbst,  soweit  sie  außerhalb  der  Stadt  richteten,  dem  Stadt- 
gericht weichen-);  nur  hier  sollten  die  Bürger  voll  dingpflichtig 
sein.  Derartige  Privilegien  brauchten  an  sich  das  forum  contractu* 
und  delicti  commissi  nicht  zu  verdrängen3).  Anders  steht  es  mit 
den  späteren  Evokationsprivilegien,  welche  nicht  den  allgemeinen 
Gerichtsstand  regeln,  sondern  einfach  Ladungen  jeder  Art  in 
auswärtige  Gerichte  verbieten: 

Videntes  ufßictiones  et  presxurux,  ijitas  ab  extrinscn'n  iudi- 
eibus  sxtstinuerunt ,  uui  eo8  extra  eivitatem  ad  alxena  et  in- 
so/ita  iura  salebatU  evocare,  statuimu-i,  ne  auis  iudex 
ext r i nxeeus  inanens  t[ue  mau  am  ex  civibus  pro  alitjua 
causa  presumat  evocare,  nim  prius  t/uerimoniam  suam  in 
civitate  roram  civitatis  rectoribus  vel  cora/n  nobis  exsequatur 

')  Frei  bürg  i.  Br.  Hotel  (um  1200)  69:  .SV  burgensis  vadens  in  provin- 
rinnt  extraneum  percusserit  vel  atpUlaverit,  et  extrancns  in  civitatem  veniem  (onqueshts 
futrit,  nuliam  satisfactionem  erit  habititrus  (Keutgen  Urk.  S.  125):  ähnlich  Born 
Stadtrecht  (1218?)  XXXVI  §  1,  ebenda  S.  130,  und  allgemeiner,  aber  mit 
einer  dem  Kläger  günstigen  Befristung,  Kol  mar  Stadtrecht  (1293)  30, 
(raupp  St.  K.  IS.  120.  —  In  Goslar  Stadtrecht  (um  1300)  wird  wenigstens 
die  Verfestung,  die  auf  den  Antrag  des  außerhalb  beschädigten  utmunnes  er- 
folgen soll,  von  der  Genehmigung  des  Rats  abhängig  gemacht  (Göschen 
S.  61,21;  vgl.  S.  48,31). 

T)  Vgl.  Keutgen  Urspr.  S.  28  bis  32,  bes.  S.  29  Anm.  1. 
3)  Noch  1258  wird  in  Köln,  das  sich  eines  Kvokationsprivilegs  erfreute 
(vgl.  Hecht  des  Burggrafen  —  1169?—  4  bei  Keutgen  Urk.  S.  10),  im  Schied 
§  3  auf  die  entsprechende  Beschwerde  der  Bürger  von  den  Schiedsrichtern 
geurteilt:  tum  Jcbet  dominus  arthiepiscopus  pati  vel  dissimulare,  t/ttod  de  contrattibus 
in  Colonia  /actis  vd  rebus  ibidem  habitis  extra  Cohniam  ad  iudieitwt  voeentur 
(Keutgen  Urk.  S.  170.  164),  womit  freilich  nicht  gesagt  ist,  daß  die  Bürger 
bei  außerhalb  geschlossenen  Verträgen  noch  in  der  Kegel  der  Evokation 
folgten. 
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/'/   secundum  civitatis   im  conmetudinarium  debitam  cawe- 
quatur  iusticüim l). 

In  zahlreichen  Fallen  teils  für  das  Gebiet  des  Reichs,  teils 
für  den  Bereich  eines  hestimmten  Territoriums  erteilt  *),  scheinen 
diese  spateren  Evokationsprivilegien  manchmal,  dem  Wortlaut  nach, 
selbst  dann  eine  Klage  im  auswärtigen  Gerieht  verhindern  zu 
wollen,  wenn  der  zu  beklagende  Bürger  einer  privilegierten  Stadt 
in  dessen  Bezirke  weilt: 

Nullus  preterea  Jjurgcivtis  Goslar irnsis  alwul.ri  iudicio  stare 
debet  pretorquam  in  ipsa  civitatc  in  piüatio  imperii,  sub  quo 
habitat 

Doch  dürfte  in  Wirklichkeit  wohl  nur  an  das  Verbot  einer 
Ladung  von  Goslarer  Bürgern,  die  nicht  im  auswärtigen  Gerichts- 
bezirk anwesend  sind,  gedacht  worden  sein4). 

In  gewissen  Fällen  übrigens,  namentlich  bei  Klagen  um 
Immobilien,  bisweilen  auch  bei  schweren  Ungerichten  oder  Klagen 
um  bewegliches  Gut5),  ward  auch  in  einem  Evokation sprivilegium 
die  Evokation  gestattet.  Regelmäßig  geschah  letzteres,  wenn  in 
dem   Gericht   des  Schuldners  Recht    geweigert  worden  war*). 

•)  Priv.  Friedrichs  I.  für  die  Bürger  von  Osnabrück  (1171),  Keutgen 
Urk.  S.  8. 

s)  Vgl.  z.  B.  Priv.  Rudolfs  von  Habs  bürg  (1274):  volentcs  rives  nafr.v 
Thuricenses  ac  omnes  alias  eh'itates  nobis  tt  imperio  attinentes  hac  gratie  prerogainsi 
gaiidere ,  ut  nullus  txtra  huiusmodi  civitatts  super  qtuicunque  causa  in  iuaicium  evo- 
cetur  (MG.LL.  11.399),  oder  Priv.  des  Bischofsvon  Münster  für  Dülmen  (1311): 
opUianis  hoc  eoneedimus,  quod  extra  nostrum  opidtim  praedietum  a  quoque  evocttn  nen 
debent  ad  mallwu  qogravii  i  el  alterius  iudicii  auetoritate  spiritualis  iudicis  seu  civilii 
dependentis  a  nobis  (Niesert  1*.  B.  III  S.  24).  Ferner  sind  zu  vergleichen  die 
bei  Simon  S.  12  IT.,  Knicke  S.  26  IT.,  Franklin  II  S.  5  Amn.  1  und  S.  10  Aum.  2 
gebrachten  Belege  und  Ausführungen,  außerdem  die  Privilegien  für  Lipp- 
stadt (1198)15,  Keutgen  Urk.  S.  149:  Bamberg  (1234).  bei  Gengier  Kod. 
S.  109:  Mühlhausen  (1205),  bei  Herum*  nr.  169:  Duisburg  (1290)6, 
Gengier  Kod.  S.  950. 

3)  Priv.  Friedrichs  II.  für  Goslar  (1219)29,  Keutgen  Urk.  S.  1*1. 
Vgl.  ferner  die  kaiserl.  Privilegien  für  Kolmar  (1293)  16,  Gaupp  St.  H.  I 
S.  117,  und  Dortmund  (1332)  1,  Frensdorf  S.  196. 

*)  Ausnahmen  s.  unten  S.  64  Anm.  7. 

5)  Kassel  landgrafliche  Beehtsbest.  (1239)  2  mit  3,  Gengier  Kod. 
S.  468:  Kolmar  Htadtrecht  (1293)  16.  Gaupp  Stil.  I  S.  117. 

6)  Vgl.  Stobbe  Geriehtsst.  S.  460. 

i 
. 
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Sätze,  die  dem  Inhalt  der  Evokationsprivilegien  entsprachen, 
wurden  schließlich  als  Satze  städtischen  gemeinen  Rechts  auch  in 
Staruten  und  Urteile  solcher  Städte  aufgenommen,  denen  keine 
Evokationsprivilegien  erteilt  worden  waren1). 

Stobbe2)  geht  bei  der  Beurteilung  dieser  Privilegien  von 
dem  Standpunkt  aus,  daß  „die  Städte  anfangs  beanspruchten, 
daß  jeder  Fremde  in  ihrem,  nicht  in  seinem  eigenen  Gerichte 
ihnen  Rede  und  Antwort  stände"  und  daß  „für  die  einzelnen 
Städte  diese  ihre  Unabhängigkeit  bedrohende  Gewohnheit  erst 
durch  die  zahlreichen,  fast  allgemein  erteilten  privilegia  de  non 
ovooando  beseitigt  werden  mußte."  Richtiger  müßte  es  heißen, 
daß  die  Städte  in  ihrem  Bestreben,  ihre  eigenen  Bürger  als  Be- 
klagte nur  vor  ihrem  Gericht  erscheinen  zu  lassen,  durch  jene 
Privilegien  bestärkt  wurden;  diese  Privilegien  beseitigten  nicht  nur 
ungerechtfertigte,  sondern  auch  rechtlich  begründete  Evokationen3). 

b)  Die  Unmöglichkeit  rechtlich  begründete  Evokationen  zu  be- 
wirken, rief  das  Bestreben  der  Städte  wach,  als  Ersatz  hierfür 
die  Entscheidung  aller  Prozesse,  in  die  ihre  Bürger  als  Kläger, 
Gaste  als  Beklagte  verwickelt  waren,  dem  eignen  Gericht  zu- 
zuführen. 

Es  geschah  dies  zunächst  in  der  Weise,  daß  man  es  ge- 
stattete, die  Person  des  Auswärtigen  festzuhalten,  ein  Verfahren, 
namentlich  beliebt  und  ausgebildet  bei  Klagen  um  Schuld,  aber 
auch  bei  andern  Klagen  bekannt*).    Der  Gast  ward  hierdurch 

ri  Vgl.  Planck  I  S.  46,  Simon  S.  10  ff. 
s)  Vertr.  S.  152. 

3)  Vgl.  z.  B.  die  Motivierung  des  Verbots  in  dein  Priv.  für  Osnabrück 
1171),  oben  S.  39,  welche  nicht  auf  Keehtsgrfinden  beruht.  —  Über  eine 
rechtlich  nicht  begründete  Evokation  in  ein  auswärtiges  Bericht  verhalt  sich 
Beilage  II  zu  Magdeb.  Fragen  I.  I  d.  23,  Behrend  S.  213. 

4;  S.  Planck  II  S.  367  ff.,  bes.  S.  370  f.  Mit  Kecht  betont  Planck  gerade 
b<?i  den  Klagen  um  Schuld,  daß  dem  deutschen  Recht  das  Ursprüngliche  und 
'irundsätzliehe  die  Besetzung  der  Person  des  Schuldners  ist.  Insofern 
unterscheidet  sich  das  deutsche  Hecht  von  der  italienischen  Entwicklung 
trotz  Wach  Einl.  S.  III),  welche  von  der  praktisch  gebliebenen  langobar- 
dischen  Privatpfändung  an  Sachen  des  Schuldners  ihren  Ausgang  nimmt  und 
die  Pfändung  der  Person  des  Schuldners  erst  später  und  als  etwas  Subsidiäres 
hervorbringt  (Wach  S.  34.  42).  In  Deutschland  war  jene  altgermanische 
Privatpfändung  in  karolingischer  Zeit  endgültig  ausgerottet  worden  (Brunner  II 
S.  446  f.:  522).    Vgl.  unten  Kapitel  IV. 
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gezwungen,  sieh  auf  eine  Verhandlung  «los  ihm  vorgeworfenen 
1'nrechts  vor  einem  Gericht  einzulassen,  das  aus  andern  Gründen 
nicht  zuständig  gewesen  wäre.  Im  Verfolge  dieser  Kntwirkluiiir 
wurde  schließlich  jedes  Gericht  für  Klagen  gegen  die  in  seinem 
Bezirke  weilenden  Fremden  ganz  allgemein  für  zuständig  erklärt, 
aueh  ohne  daß  durch  die  Besetzung  ihrer  Person  die  Zuständig- 
keit im  besonderen  Falle  erst  hätte  hergestellt  werden  müssen. 
Dieser  Gedanke  ist  bereits  ausgesprochen  im  Statutuni  in  favwm 
prineipum  (1*231): 

In  civiUUibu«  nostri*  urtor  forum  rei  w/uafur,  niai  ><Uf 

vel  debitor  princijmlwt  ibidem  fiter  il  inrentutt,    i/uo  ca*u  r>- 

xjmndeaf  ibidem  l). 

Hier  mag  zunächst  lediglich  an  ein  Ret  retten  des  Aus- 
wärtigen in  der  Heimatstadt  des  Klägers  gedacht  sein.  Ks  fehlt 
indessen,  namentlich  in  späterer  Zeit,  nicht  an  mannigfachen 
andern  Belegen  dafür,  daß  auch  in  Streitsachen,  wo  ausschließlich 
(iast  gegen  Gast  vor  auswärtigem  Gericht  steht,  das  letztere 
nicht  nur  wegen  einer  erfolgten  Besetzung,  sondern  ganz  allgemein 
als  zuständig  angesehen  wurde,  in  Fällen  also,  wo  nachweislieh 
irgend  ein  besonderer  Gerichtsstand  nicht  begründet  war. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  in  den  älteren  landrechtlichen  Quellen, 
namentlich  dem  sächsischen  Landrecht.  nichts  von  einer  derartigen 
Begründung  des  Gerichtsstandes  erwähnt  wird;  und  ferner,  datt 
sich  in  den  ältesten  stadtrechtlichen  Quellen  Hinweise  darauf 
finden,  daß  der  späterhin  so  wichtig  gewordene  indirekte  Zwang, 
den  man  gegen  den  abwesenden  Gast  durch  Beschlagnahme  seines 
im  Gericht  des  Klägers  befindlichen  Vermögens  auszuüben  ver- 
mochte, um  1200  noch  nicht  völlig  durchgedrungen  war2). 

In  einzelnen  Territorien  gelang  es  den  Städten  sogar  dahin 
privilegiert  zu  werden,  daß  der  aus  dem  Territorium  stammende 
beklagte  Gast  der  Zuständigkeit  des  Stadtgerichts  unter  allen  l'm- 
ständen,  d.  h.  auch  dann  unterlag,  wenn  weder  das  forum  contrac- 
tu oder  delicti  commissi  begründet  war  noch  er  selbst  oder  sein 

')  M(i.  LL.  II.  28:>.  Vgl.  dem  gegenüber  noch  Strallburg  Stadtr.  1-. 
Jahrb.)  10,  Königen  l'rk.  S.  93:  Oer  amsuUais  soll,  abgesehen  von  g«?  wissen 
Leuten  des  IJischofs,  über  alle  richten,  die  in  die  Stadt  kommen,  nisi  ratv- 
nabilem  opponant  exceptiorum. 

')  S.  unten  S.  56.  57. 
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Hut  sich  in  «In  Stadt  Main).  Infolgedessen  wurde  «laiin  ••in«» 
Evokation  beklagter  <  taste  in  «las  Stadtgericht  <ler  klagenden 
KGi-ger  für  unbedingt  zulässig  erklart: 

i)m  poterunt  pro  ilebitis  rrl  pro  nltia  cuuxix  ,pwx  mlurrint 
licet  Uli  in  terra  nostra  rt-ndeanf,  nudo  t/ladio  coram  nostro 
iudieio  WfMilitnJti  proein  nutre  *cu  cocare  ultra  xieut  .Juri«  est 
proerdendo  y). 

Wie  bei  den  Evokationsprivilegien  Vorsrhriften  zu  (iunsten 
des  beklagten,  wurden  hier  umgekehrt  solche  zugunsten  des 
klagenden  Bürgers  bi^  in  die  äußersten  Konsequenzen  entwickelt. 
Grundsatz  aber  war,  daß,  wie  dort  der  von  außerhalb  kommende 
klagende  (iast  in  der  Stadt  Hecht  finden  mußte  GS.  ;JKi,  so  um- 
gekehrt hier  der  beklagte  «Hast,  der  in  Person  oder  Vermögen  in 
der  Stadt  arrestiert  oder  in  die  Stadt  evodert  wurde,  daselbst  im 
Wege  eines  ordentlichen  (ierichtsvert'ahrens  abgeurteilt  werden 
mußte.  Nur  Freiburg  i.  Br.  und  die  von  ihm  beeinflußten  Tochter- 
rechte machen  auch  hier  wieder  eine  Ausnahme  und  verstatten  den 
Bürger  zur  Selbsthülfe: 

1  Priv.  ik-s  Grafen  von  Kleve  für  West- 1  (1329).  Lacomblet  III  S.  198 
In  Strafsachen  wurde  nicht  selten  im  forum  aetoria  geklagt,  ohne  daü  der 
beklagt.-  Gast  anwesend  oder  sonst  ein  Gerichtsstand  begründet  gewesen 
wäre.  Ks  mag  das  mit  dem  Umstände  verknöpft  sein,  daü  hier  die  Ver- 
festong,  zumal  wenn  si«-  in  andern  Städten  gleichen  Hechts  ebenfalls  Gültig- 
keit erlangte,  eher  praktische  Resultate  zu  erzielen  vermochte:  Vgl.  z.  B. 
Magdeb.  Schöff.  Urt.  für  Stendal  (1333)  VII,  Hehrend  l*rt.  B.  S.  36:  mark- 
CTifl.  Privileg  für  Stendal  (1345),  Riedel  I.  XV.  S.  122:  Naumburg  Stadtr. 

1337,12,  Gengler  St.  R.  8.  308:  auch  Nordhausen  Weistünur  (1359)  b. 
K.Tsttmann  N.M.  1,3  S.  19  f.  —  Hei  Schuldsachen  pflegte  dergleichen 
seltener  zu  sein,  worauf  eine  von  Rcinhnld  S.  77  mitgeteilte  Urkunde  des 
Weseler  Ratsarchivs  (um  1400?;  hindeutet,  die  das  oben  im  Text  abgedruckte 
Privileg  dabin  erläutert  :  Ind  so  en  is  den  zun  YVesell  vtrmids  den  puntc  in  den 
{yuhen  nyet  sonder  linx  gegeven ,  dan  dtU  die  borgt  re  umb  scholl  ind  all  ander 
rücken  eyssehen  moi^hen,  dal  sy  nur  getneynen  vredelosen  rechten  nyet  dan 
um(>  pynlycke  saicken  doin  en  mochten,  dit  is  sunderlmge  gegeben.  Kin  Bei- 
lud solcher  Kvokaüoii  um  Schuld  bietet  indessen  die  vom  Herzog  dem 
V.gt  von  Schweidnitz  1281  erteilte,  1285  allerdings  beschrRnkte  (s.  unten 
S.  53  Anm.  3)  Befugnis:  quod  omnes  miiites,  filios  mititum,  feodales,  ser-.'ientes,  ad- 
loattas,  cives,  scultetos,  villanos  et  alios  omttts  ad  iudUium  tvocet  et  eisdem  civibus 
SuidnUensihts  de  ipsis,  qui  debitores  ipsorum  fuerint,  satisßuiat  in  pignore  et  urgento 

Tzschoppe  S.  397.  403).  -  Stobbe  Gcrichtsst.  S.  457  f.  übertreibt  die  Be- 
deutung der  Privilegien,  welche  von  dem  Satz:  actor  stquitur  forum  rei  befreien. 
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Si  e.rtranens  fixem  fugneerit  rcl  rulneravrrit,  si  civv*  iudici 
notißcaeerit  prius  et  si  postea  e.rtraneus  in  civitatem  eenei'U, 
tmrgemis  ifuidquid  ei  nwli  intulerit,  nullam  ajmd  iudicem 
penam  ttustinebit x). 

*2.  Die  Begünstigung,  welche  die  Städte  durch  Evokation«- 
Privilegien  erhielten,  wurde  so  zum  größten  Teile  aufgewogen 
durch  die  Tatsache,  daß  ihr  Bürger  als  Gast  fast  schrankenlos 
in  jedem  auswärtigen  Gericht  belangt  werden  konnte.  Immerhin 
waren  Mittel  vorhanden,  diese  Wirkung  wenigstens  etwas  ab- 
zuschwächen. 

a)  Es  verboten  einmal  die  Städte  oder  Stadtherren  iliren 
eigenen  Bürgern,  einander  in  fremden  Gerichten  zu  beklagen: 

Nullus  eorum  ipti  citri»  fester  est  et  esse  eult  ipierimoniam 
faciat  de  amciri  suo  in  alienis  regionibus;  sed  si  qni*  habe* 
cum  eo  agere,  coram  conciribu.s  suis  familiariter  et  amice  ter- 
mitwt,  xi  potesf.  Si  alfer  eorum  secundum  consilium  cid  um 
s uorum  ter minore  noluerit,  (juerimotiia  digeratur  et  in  oppido 
restro  terminetur  civili  iusticia.  (Jui  i-stud  preceptum  non  t*r~ 
vdverity  decem  ß  cadiafrit*). 


')  Stadtrechtszusatz  (12.  Jahrb.)  26,  Keutgen  l'rk.  S.  120.  Bern  (1218? 
XXXVI  §2,  ebenda  S.  130:  Straßburg  (1214)22.  ebenda  S.  104:  Kolmar 
(1293)  12,  Gaupp  St.  R.  I  S.  116,  verlangen  in  ihren  Stadtrechten  wenigstens 
die  förmliche  Erhebung  der  Klage  und  auch  (Straßburg.  Kolmar)  ihre  Mit- 
teilung an  den  Beklagten,  ehe  der  verletzte  Bürger  sich  an  dem  ohne  Geleit 
in  die  Stadt  kommenden  Gast  straflos  vergreifen  darf.  Anders  liegt  der 
Fall  im  Magdeb.  Schöffenurt.  für  Stendal  (1333)  XIV.  1,  Bchrend  Urt.  B. 
S.  68,  wo  der  Totschlag  straflos  bleibt  ,  weil  der  Erschlagene  bereits  ver- 
festet war.  —  Jenen  süddeutschen  Rechten  halte  man  Sätze  wie  die  der 
Stadtrechte  von  Soest  (vor  1200)  21,  Keutgen  L'rk.  S.  141:  Stade  (1251*. 
Pufendorf  II  App.  V  S.  159:  Padberg  (1290)  9,  Gengier  St.  R.  S.  340,  u.  a. 
m.  gegenüber. 

s)  Priv.  des  Krzb.  von  Köln  für  Medebach  (1165)  17,  Reuthen  Urk. 
S.  147.  Weitere  Belege  bei  Simon  S.  6  bis  8,  Planck  I  S.  46.  S.  auch  die 
Stadtrochte  von  Straßburg  (12.  Jahrh.)  31,  Bern  (1218)  XXIII,  Münster 
i.  W.  (1221)  30,  sämtlich  bei  Keutgen  l'rk.  S.  95.  129.  152:  Riga  (1279)  51. 
Napiersky  S.  37:  Duisburg  (1290)  6,  Gengier  Kod.  S.  950:  Büren  (1300)6. 
ebenda  S.  441:  Kleve  (nach  1424)  95  §  1,  ZRG.  10  S.  232.  Auch  in  SLdR. 
III.  87  §  2,  einem  vor  1270,  möglicherweise  nach  Analogie  des  Stadtrecht« 
aufgenommenen  Zusätze  heißt  es,  daß  der  Landmann  seinen  Gau-  oder  Dorf- 
genossen nicht  binnen  wichbelde  oder  in  tn/m  tUwendigen  geruht e  beklagen  solle 
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Möglicherweise  meint  dieses  Medebacher  Privileg  mit  den 
Worten  in  alienis  reghmibus  etwas  ähnliches  wie  das  älteste 
Stadtrecht  Soests  «vor  1200)  *2W),  welches  verbietet,  daß  Soester 
Bürger  einander  e.rtra  /trorimiam,  d.  h.  wohl  «außerhalb  des 
erzbischöflichen  kölnischen  Territoriums,  belangen.  Im  Tbrigen 
ist  es  nicht  zweifelhaft,  daß  namentlich  in  späterer  Zeit  eine 
Klage  vor  einem  anderen  Gericht  als  dem  Stadtgericht  durch  der- 
artige Vorschriften  ausgeschlossen  werden  sollte;  anderwärts 
herrschten  eben  aliena  et  imolita  iura.  Die  auswärtigen  Gerichte 
selbst  nahmen  auf  derartige  Vorschriften  grundsätzlich  *)  keine 
Rücksicht.  Aber  auch  die  heimische  Gesetzgebung  war  nicht  in 
der  Lage,  ein  unbedingtes  Verbot  auszusprechen.  Sie  ließ  es 
namentlich  zu,  daß  der  einheimische  Bürger  den  andern  außer- 
halb beklagte,  wenn  ihm  zu  Hause  Recht  geweigert  worden  war: 

*/'  forte  aetor  a  relü/uis  hurgemibwt  testimonium  habeat, 
ijuod  ille,  ifuem  convenire  cult,  adrocato  confuma.r  e.ititerit  et 
rebellis3). 

Sie  ließ  aber  auch,  wie  Planck  (l  S.  46)  ausführt,  im  ein- 
zelnen Falle  überwiegende  Interessen  der  klagenden  Bürger  vor- 
gehen und  demzufolge  die  angedrohte  Strafe  nur  eintreten, 

niri  [creditor]  causam  rationabUemy  ijuae  ad  hoc  ijtsum 
moceaty  ax#i<jnet  *). 

Einen  Fingerzeig,  wann  eine  solche  rationahilü  causa  vorlag, 
gibt  die  Glosse5)  zum  Weichbild  28.    Danach  soll  man  seinen 


')  Keutgen  Urk.  8.  14 1. 

J)  Vgl.  die  Glosse  zu  Weichbild  LXVII,  Daniels  «1.  S.  389.  391.  Im 
Stadtrechtsbuch  von  Freising  (1328?)  09,  Maurer  S.  320,  wird  Besetzung 
Cond  Klagt*  ?)  zwischen  zwei  Gästen  derselben  Stadt  verboten,  es  sey  datin 
Jas  recht  dahaim  verzinn. 

3)  Goslar  (1219)  30,  Keutgen  Urk.  S.  181:  Pritzwalk  Stadtrecht 
(1256),  Kühn*  I  S.  184:  Weichbild  28  §  1.  Daniels  S.  103:  Duisburg 
r  1290)  6,  Gengier  Kod.  S.  950:  Kleve  (vor  1424)  95  §  l,  ZRG.  10  S.  232: 
auch  vorige  Anm. 

4)  Brünn  Schöffenbuch  (um  1350)95,  Rößler  S.  51. 

5)  Daniels  Gl.  S.  319.  320.  —  Vgl.  auch  Planck  I  S.  4fi  Anm.  9,  sowie 
unten  S.  55  Anm.  5  und  Nordhausen  zweite  Stat.  Samml.  (1308)  97, 
Foerstemann  N.  M.  III,  2  S.  20,  wo  die  Klage  gestattet  wird,  ab  ein  unsis 
borgen  mak  (dir  i'runt  tr singen  loordt  von  eime  unse  borgere  unde  di  vromede  rkhter 
nicht  State  wolde,  daz  nun  di  totenhimt  uz  dem  qerichte  vurte,  he  en  futte  den  totslac 
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<  Jeriehtsgenossen  außerhalb  beklagen  dürfen,  wenn  hier  Erbgut 
liegt,  Missetat  getan  oder  Kaufschlag  und  Bürgschaft  geschehen 
ist,  im  wesentlichen  also  dann,  wenn  die  fura  rei  sitae,  delicti 
commissi  und  contractus  begründet  sind. 

Übrigens  wird  dem  auswärtigen  Verfahren,  auch  wenn  eine 
mtionahilis  causa  nicht  vorliegt,  im  allgemeinen  die  Gültigkeit 
nicht  abgesprochen.  Der  Bürger,  dessen  Gut  in  einem  andern 
Gerichte  von  einem  Mitbürger  wenn  auch  ohne  rationabM« 
räum  —  besetzt  worden  ist,  wird  für  verpflichtet  erklärt,  zur 
Verhandlung  der  Sache  sich  dorthin  aufzumachen1).  Dem  außer- 
halb gegen  einen  Mitbürger  erbrachten  Zeugenbeweis  wird  auch 
in  der  Heimatstadt  volle  Gültigkeit  beigelegt,  wofern  er  dem 
Rechte  der  Heimatstadt  entspricht*).  Eine  im  besondern  Falle 
erteilte  Erlaubnis  sowie  ausdrückliche  Parteivereinbarung  entbindet 
natürlich  überhaupt  von  dem  Verbot  und  seinen  Folgen3).  Die 
letzteren  bestehen  im  wesentlichen  nur  in  der  Androhung  von 
Strafen  und  von  Schadenersatz4);  häufig  wird  eines  dieserhalb 
eingeleiteten  besonderen  Verfahrens  gedacht  5).  Nur  sehr  selten 
aber  ist  von  einer  Rückgängigmachung  des  auswärtigen  Verfahren* 
selbst  die  Rede,  so  in  Nordhausen,  wo  der  klagende  Bürger  zwei 
Mark  zahlen  und  die  Stadt  acht  Wochen  räumen  soll 

und*  ensal  us  der  buzc  nicht  kome  he  en  habe  di  cluy  abe 
getan6)* 
so  in  Hagenau: 

vor  s/me  gtruhte  z&orttirt ;  desgl.  Kleve  (nach  1424)  95  §  1,  ZUG.  10  S.  232: 
oi>i  erfnisse. 

»)  Brünn  Sihöffenb.  (uro  1350)95,  KöMer  S.  50.  51,  woselbst  im  An- 
fang sinnentstellende  Interpunktion. 

2)  Bremen  Ordale  (1304)  29,  Oelrichs  S.  80. 

3)  Lippstadt  (1198)3,  Keutgen  Urk.  S.  148:  Kleve  (nach  1424j  95 
§  1,  ZRG.  10  S.  232. 

*)  Soest  Stadtr.  (vor  1200)  17:  Munster  Stadtr.  (1221)  30:  Straß- 
bnrg  Stadtr.  (12.  Jahrh.)  31,  sämtlich  bei  Keutgen  l'rk.  S.  140.  152.  95,  und 
viele  Belege  aus  S.  44  Anro.  2. 

5)  Z.  B.  in  Riga  Stadtr.  (1279)  51,  Napicrsky  S.  37:  Glosse  zu  Weich- 
bild 67,  Daniels  Gl.  S.  389.  391 ;  Magdeb.  Frag.  I.  1  d.  23  Beil.  II,  Behrend 
S.  213. 

'■;  Zweite  Stat.  Samml.  (1308)  97,  Förstemann  N.  M.  III,  2  S.  20.  Küln 
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Si  nuis  worum  cirium  i/ucmi/uam  e.ctra  ambitum  ville 
cor  am  ipuxunque  iudive  in  causam  diurerit,  eundcm  a  iudice 
absolcat  Mibhpte  ordinoto  iudiri  free  Ultras  perwlrat1). 

b)  Die  Entwicklung  einer  uneingeengten  Jurisdiktion  der 
Städte  über  alles,  was  in  ihren  Bereich  trat,  wurde  des  Ferneren 
eingeschränkt  durch  die  Territorialherren.  Der  unten  S.  4t)  im 
Wortlaut  wiedergegeberie  Satz  des  §  2  SLdR  III.  25  bezeugt,  daß 
auch  vom  Standpunkt  des  I^andrechts  aus  die  Angehörigen  der 
freien,  auf  dem  platten  Lande  wohnhaften  Bevölkerungsklassen 
binnen  markede  antworten  müssen,  wofern  dort  ein  außerordent- 
licher Gerichtsstand  begründet  ist.  Demgegenüber  sollten  die 
Ministerialen,  wenn  möglich  aber  auch  die  unfreien  und  hörigen 
Bauern  der  Stadtherren  der  Gerichtsgewalt  der  Städte  entzogen 
bleiben. 

Bezüglich  der  Ministerialen  gelang  das  häufig  in  mehr  oder 
minder  weitem  Umfang,  zumal  sie  seit  dem  1*2.  Jahrhundert  mit 
freien  edlen  Elementen  zu  einem  Adel  verschmolzen,  dessen  eigene 
Machtstellung  die  Bestrebungen  nach  ausschließlichem  Gerichts- 
stand vor  den  höheren  Landgerichten  und  fürstlichen  Hofgerichten 2  > 
wirksam  unterstützen  mußte.  Anders  stand  es  in  dieser  Beziehung 
mit  den  unfreien  und  hörigen  Bauern  und  Handwerkern.  Deshalb 
gehört  ein  Satz  wie  der  des  ersten  Straßburger  Stadtrechts: 

Causidicu8  iudicabit  pro  furto,  pro  frecela,  pro  geltschulda 
in  oni neu  cives  urbis  et  in  omnen  inpredie/Ucs  eum  de  epuco- 
patu  isto,  nisi  rationabücin  opponant  e.cceptionem,  preter  minis- 
teriales  adesiae  et.  eos  qui  «unt  de  familia  episcopi  et 
qui  ab  ipso  sunt  officütti*) 

in  seiner  Beziehung  auch  auf  sämtliche  auf  dem  Lande  wohnhaften 
Bauern  und  Handwerker  des  Bischofs  zu  den  Seltenheiten.  Da- 
gegen sind  Vorschriften,  welche  alle  oder  doch  gewisse  Klassen 
des  Adels,  mögen  sie  nun  in  oder  außerhalb  der  Stadt  wohnen, 


Kidbuch  (1:541)5,  Stein  I  S.  47,  erzwingt  die  Rückgängigmachung  der  erfolg- 
ten Ladung  durch  Strafandrohungen. 

Stadtr.  (1164)8,  Keutgen  Urk.  S.  135. 
»)  Schröder  S.  601  f.;  582. 
3)  (1*2.  Jahrb.)  10,  Keutgen  t'rk.  S.  93. 
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der  ( törichtste walt  der  Städte  völlig  entziehen,  verbreiteter1!,  in 
•  schweigen  von  den  Sätzen,  die  für  bestimmte  Angelegenheiten  die 
Zuständigkeit  des  Stadtgerichts  ausschließen  -).  Solche  Privilegierung 
bezog  sich  natürlich,  wie  schon  angedeutet,  nur  auf  den  Adel,  die 
Ministerialen,  welche  mit  der  Stadt  Angehörige  eines  Territoriums 
waren.  Sollte  sie  auch  für  Personen  anderer  Territorien  gelten, 
so  mußten  sich  die  Landesherren  darüber  vertragen: 

(Juintus  (sc,  articulus)  est,  uuod  et  uniu*  »'t  alterius  errlctia* 
hwnines  in  territoriis  alterutrius  iudirio  civili  occujwri  rv/ 
arrestari  non  dcbent,  nisi  coram  domino  suo  ad  VI  septima- 
nax  fiter  int  conrentiy. 

Solche  zugunsten  bestimmter  Stände  erwachsenen  Regeln  galten 
indessen  nicht  für  die  Marktzeit*).  Mindestens  bezüglich  der 
währenddessen  abgeschlossenen  Kaufgeschäfte  griff  Platz  die  Regel 
des  Vogtweistums  von  Gandersheim: 

Siqui»  indem  in  jtrefatis  loci*  (d.  h.  innerhalb  der  Stadt- 
mauer und  der  Klosterfreiheit)   publica«  mereatura*  erer- 
cuerit,  ratione  mercationis,   non  ratione  personae  leyi  fore**i 
subiacebit;  cessante  nero  causa  cessabit  et,  effecfusi)i 
dergestalt,  daß  dann  die  penonae  errU'siwtticae,  namentlich  auch 
die  ministerialesy  vor  dem  Stadtgericht  zu  Recht  zu  stehen  hatten. 
Als  das  Gewöhnliche  wird  man  demgemäß  die  Vorschrift  des  Stadt- 
rechts von  Eferding  ansehen  dürfen,  wo  es  heißt: 

De  omnihm  venientibus  ad  forum  iude.r  ciritatU,  cuiui- 
cunujtie  Mint  homines,  iudicabit*). 

Die  infolgedessen  an  den  Markttagen  besonders  ausgedehnte 
Rechtsprechung  zwang  an  vielen  Orten  dazu,  möglichst  nur  Streitig- 

')  Bremen  Gerhard.  Revers.  (1246)  3,  Keutgen  Urk.  S.  173.  und  daxu 
Priv.  Gerhards  II.  (1233),  Cassel  Samml.  S.  124:  Salzwedel  Hechtebrief 
(1273),  Platendorf  III  App.  S.  400:  Berlin  Priv.  (1319),  Fidicin  II  S.  18: 
Brünn  SclWiffenb.  14.  32,  Kößler  II  S.  10.  17:  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R 
II.  2  d.  73,  Laband  S.  51:  Magdeb.  Kechtsmitt.  an  Breslau  (1369).  Korn 
S.  215. 

»)  S.  unten  S.  65  ff. 

3)  Vertrag  der  Bischöfe  von  Münster  und  Osnabrück  zu  Gunsten 
ihrer  Dienstmunnen  (1245),  Osnabr.  I'.  B.  II  nr.  464. 
*)  Vgl.  im  allg.  Kietschel  S.  207  ff. 
5)  (1188),  Harenberg  S.  130. 
«)  (um  1260)  2,  Keutgen  I  rk.  S.  199. 
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keiten,  in  die  auswärtig  Marktbesueher  vorwickelt  waren,  zu  er- 
ledigen und  Prozesse  von  Bürgern  gegen  Bürger  Oberhaupt  zu 
verbieten: 

Nuilwi  trahet  suum  einem  in  iudicium  die  formst,  si  fecerit, 
vadiabit  ff  xoLx) 

II.  Die  besonderen  Gerichtsstände. 

Nach  diesem  allgemeinen  Überblick  mag  in  Kürze  betrachtet 
werden,  wie  sich  im  einzelnen  bei  den  verschiedenen  Klagen  die 
Lehre  vom  Gerichtsstände  gestaltete. 

1.  Klagen  um  Schuld. 

a)  Bei  den  Klagen  um  Schuld  war,  wie  schon  oben  S.  38  be- 
tont wurde,  das  forum  contractu»  und  die  Evokation  in  das- 
selbe gerade  dem  alteren  Hechte  durchaus  geläufig. 
Schon  das  SLdR.  III.  2;>  sagt: 

§  2.  Hinnen  markede  noch  binnen  uhrendigen  geriehte  ne 
darf  nenian  antwerden,  he  ne  hebbe  dar  imnunye  oder  gut 
binneny  oder  he  ne  rer werke  sik  mit  ungerichte  dar  inne,  oder 
he  ne  verborge  sik  dar  binnen. 

§  H.  Seat  so  buten  deine  geriehte  gesehiet,  des  ne  darf  he 
dar  binnen  nicht  anttrerden. 

Während  Homeyer2)  in  dieser  Stelle  die  Festsetzung  einer 
ausschließlichen  Gültigkeit  des  forum  contractus  erblickt,  scheinen 
sich  Stobbe3)  und  mit  ihm  Simon4)  für  elektive  Zuständigkeit 
der  fora  contractus  und  domicilii  zu  entscheiden.  Alle  drei  lassen 
jedenfalls  eine  Evokation  in  das  Gericht  des  Vertragsschlusses 
gelten.  Demgegenüber  besteht  nach  Planck5)  ein  forum  contractus 
nur  so  lange,  als  der  Schuldner  auch  tatsächlich  in  dem  Gerichts- 
bezirk, wo  der  Vertrag  geschlossen  ist,  verweilt. 

')  Munster  Stadtr.  (1221)  29a,  Keutgen  l'rk.  S.  132.  Vgl.  ferner  die 
Belog»'  bei  Kietschel  S.  206  Anm.  6. 

a)  Heimat  S.  58.  Soweit  er  die  Ausächlicßlichkcit  des  furum  contractus 
vortritt,  wendet  sicli  gegen  ihn  mit  Hecht  Planck  I  S.  7-1  Anm.;  vgl.  dazu 
K  L«t  H.  46  §  4  und  Simon  S.  45. 

3j  (Jerichtsst.  S.  441  ff. 

«)  S.  45  f. 

*)  Planck  I  S.  76.  74  f.  60  ff. 
Ii  a  d  o  r  f  f.  Kcchtsstellunn  d.-r  (listt*  4 
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Diese  Meinungsverschiedenheit   läßt  sich  nur  durch  einen 
Vergleich  mit  der  Regelung  der  uhrigen  Gerichtsstände  entscheiden. 
Planck  übersieht  hierbei,  anders  als  Homeyer  und  Stohbe. 
nicht  den  scheinbaren  Widerspruch  im  §      der  das  Gericht  des 
Klagorts  als  ein  für  den  Beklagten  utm>ndig>>8  bezeichnet,  obwohl 
der  Beklagte  im  Bezirk  dieses  Gerichts  wohnhaft  oder  doch  mit 
Gut  angesessen  ist,  hier  also  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand 
besitzt').    Indessen   hebt  Planck  bei  seinen  Erörterungen,  die 
diesen  Widerspruch  aufhellen  sollen,  nicht  mit  genügender  Schärfe 
den  entscheidenden,  auch  für  die  übrigen  Gerichtsstände  wichtigen 
Gesichtspunkt  heraus,  den  nämlich,   daß  nach  der  Auflassun- 
des §2  der  Beklagte  im  Zeitpunkte  der  Klageerhebung 
nicht   im  Gerichtsbezirke  des  Klagorts  weilt.    Der  Be- 
klagte mag,  wie   in  dem  Gerichtsbezirk  des  Klageorts,  so  auch 
in  dem  seines  augenblicklichen  Aufenthalts  wohnhaft  oder  an- 
gesessen sein;   nichtsdestoweniger  muß   er   sich  nach  erfolgter 
Ladung  nach  dem  Gericht  des  Klageorts  auf  den  Weg  machen, 
das  in   diesem  Zeitpunkt  und  unter  solchen  Umständen  ganz 
natürlich  als  ein  tttirendigex  erscheint.    Jene  Auffassung  nun.  die 
nach  §  2  den  Worten  uhrrndiy*  gerichte  zugrunde  liegt,  muH 
auch  gelten,    wenn  es   sich   um  die  Regelung  der  besonderen 
Gerichtsstände  handelt.    Das  heil.lt :    §  2  setzt  ausdrücklich  und 
nicht  nur  mittelbar  fest,  daß  der  Beklagte  sich  aus  dem  Gerichte 
seines  Aufenthalts  in  ein  auswärtiges  Gerieht,  in  dem  er  zur  Zeit 
der  Klageerhebung  nicht  weilt,  lediglich  deshalb  zu  begehen  hat. 
weil  er  daselbst  kontrahiert  oder  deliiHjuiert  hat  und  nunmehr  ver 
klagt  wird.    Hieraus  folgt  selbstverständlich,  daß  eine  Klage  in 
diesem  letzten  Gericht  erst  recht  zulässig  sein  muß,  wenn  der 
Beklagte  in  ihm  zur  Zeit  der  Klageerhebung  anwesend  ist. 

Im  Gegensatz  zu  Planck2)  möchte  übrigens  anzunehmen 
sein,  daß  die  Zuständigkeit  des  forum  contractu*  nicht  nur  dann 
Platz  griff,  wenn  der  Beklagte  sich  verbürgt  hatte,  sondern  bei 
allen  Arten  von  Schuldverpflichtungen.  Abgesehen  davon,  daß 
sich  sowohl  die  Glosse  zu  SLdR.  III.  '2't  §  2: 


')  S.  Planck  I  S.  .V2  IT. 
?)  1  S.  7G. 
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das  ist,  ob  rr  rielleicht  bürgen  darinnen  setzte  recht*  zu  pflegen 
oder  daselbst  kauß'  xchlagete  und  contrart  viachete, 

wie  auch  die  zu  Weichbild  28: 

koujfslayt  ouch  et/ner  in  etfiiem  anderen  ge richte,  ader  borgite 
er  do  icht,  er  uiuste  do  aufwerten1) 

in  diesem  Sinne  ausspricht,  liegt  dem  §  2  in  S  Lei  Ii.  III.  25  offen- 
bar nicht  die  Absicht  einer  erschöpfenden  Aufzahlung  zu  Grunde. 
Darauf  deutet  einmal  die  allgemeine  Fassung  des  §  3  wie  auch 
die  Tatsache,  daß  SUR.  III.  0  §  2: 

Vrede  sal  man  untreden  oder  beteten  fnnnen  deme  gerichte, 
dar  he  gelotet  is 

einen  neuen  Unterfall  bringt,  wo  ebenfalls  der  Gerichtsstand  des 
Vertrages  eingreift. 

Überhaupt  ist  nicht  zu  vergossen,  dali  die  Entwicklung  des 
Beweisrechts  die  Bedeutung  des  forum  contracrus  zunächst  unter- 
stützen mußte.  Namentlich  die  Möglichkeit,  Verträge  durch  Ge- 
richts- oder  Dingmannen zeugnis  zu  erweisen,  und  ferner  das  Auf- 
kommen eines  echten  Zeugenbeweises  vorzüglich  im  Stadtrecht 
sind  hierher  zu  rechnen.  Für  den  Kreditgeber,  der  sich  dergleichen 
Beweismittel  sicherte,  war  es  in  hohem  Grade  wichtig,  den  Prozeß 
da  zu  führen,  wo  er  diese  Beweismittel  am  ehesten  zur  Hand 
hatte.  Bestand  doch  im  alteren  Recht  nicht  einmal  die  Möglich- 
keit, das  Gerichts-  oder  das  Privatzeugnis  mit  Hülfe  der  Urkunde 
einem  dritten  Gericht  zu  unterbreiten;  war  doch  für  den  Kläger, 
der  gegen  den  Beklagten  im  forum  domicilii  vorgehen  wollte, 
die  Beweisführung  vielfach  erschwert  durch  die  Vorschrift,  nur 
Mitbürger  des  Beklagten  dürften  diesen  überzeugen. 

Erwägungen  der  letztgenannten  Art  spiegeln  sich  noch  wieder 
in  dem  bekannten  Privileg  Kaiser  Friedrichs  I.  vom  20.  Mai  11732), 
das  in  seinen  drei  ersten  Abschnitten  Bestimmungen  über  den 
Besuch  der  Jahrmärkte  zu  Aachen  und  Duisburg  speziell  durch 
flandrische  Kaufleute  trifft,  in  seinen  Abschnittten  4  -0  aber  Vor- 
schriften allgemeiner  Natur  enthält,  die  sich  nicht  nur  auf  die 

')  Daniels  Gl.  S.  320.  Vgl.  auch  die  allgemeine*  Fassung  von  SLdR.  I. 
70  §  2.  worüber  Näheres  unten  S.  56  Anm.  1. 

r'j  Keutgen  l'rk.  S.  51  f..  wo  die  Urkunde  nicht  recht  passend  als 
.Handelsvertrag  des  Reichs  mit  Flandern"  bezeichnet  wird. 
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Flandrer,  sondern  überhaupt  auf  Kaufleute,  und  ferner  auf  das 

ganze  Reichsgebiet  beziehen.    Ks  heißt  da: 

4.  Quicumque  mereatores,  sire  Flandrenses  sice  alii,  bona 
sua  cuu/uam  crediderint,  roram  iudicc  et  scabinis  hoc  facutnf, 
qui  testimonium  rei  eredite  perhibeant;  et  niereator  ita  faden* 
per  testimonium  iudicis  et  scubinorum  bona  credita  sine  contra- 
dictione  redpiet,  Sed  si  super  bonis  credit  ü  testimonium  iu- 
dicis  et  scahinorum  tum  habuerit,  Ute  a  quo  bona  requirun- 
tur  sacranunto  sine  rara  sc  c.rjntrget,  qnod  bonorum  debitor 
non  e.vtiterit. 

;">.  (  uiuscumquc  terre  mercator  bona  sua,  per  testimonium 
iudicis  et  scabinorum  credita,  rehabere  non  potuerit ,  « 
ivdice  et  scabinis  Miau  loci  quem  debitor  iuhahi'at 
iusficiam  requirat  et  petat,  ut  inde  debitor  trant- 
mittatur  ad  iudieem  et  scabinos  qui  bonis  crediti* 
interfuerunf;  coram  quibus  debitorem  concincat. 
Quodsi  iusficiam  requititum  non  inrenerU,  deinde  illius  loci 
mercator  ihm,  ubi  na/ata  est  ei  iustüia,  piff  nun  auf  erat,  donec 
iusticiam  co/isequatur,  et  ob  harn-  causam  loci  alter  tun  merca- 
tores  non  injestet. 

Nach  diesem  Privileg  ist,  allerdings  unter  der  Voraussetzung 
eines  durch  (Jerichtszeugnis  beweisbaren  Vertrages,  die  Evokation 
ausdrücklich  zugelassen.  Hier  wie  in  der  Bestimmung  des  Bem- 
schen  Stadtrechts: 

Si  burgemis  aliquit  e.rtra  urbcm  emerit  rel  aliquid  alirui 
promiserit  seu  debitor  alicuius  quocumque  modo  J'actus  Juerit 
et  super  hoc  in  cicitatc  ab  aliquo  conceniatur ,  si  negare  co~ 
luerit,  ertra  cillarn  ubi  talis  eonrentio  seu  promissio  facta 
fuit  ire  dt  bei,  et  ibi  «e  per  sohlt ioncm  seu  iadicium  ab  eo 
taliter  erjiediat,  quod  civi/ax  inde  non  gravetur1) 

wird  eine  Nichtfolge  des  Schuldners  ins  forum  contractu?  noch 
als*  eine  Rechtsweigernng  desselben  angesehen,  die  den  Gläubiger 

')  (1218?)  XXI,  heiligen  l'rk.  S.  128.  has  Ternsche  Stadtrecht  ist 
eine  Fälschung  aus  der  2.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts.  Sicherlich  ist  in 
ihm  viel  altes  positives  Hecht  niedergelegt,  wie  Stutz  in  ZlM.  23  S.  ff. 
ausführt:  und  zwar  darf  man  mit  Zeerleder,  die  Berner  Handfeste  (Hern  185*1) 
S.  55,  das  oben  angeführte  Kapitel  XXI  gewiß  zu  den  Ältesten  Bestandteilen 
rechnen. 
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zum  Repressalienarrest  gegen  Mitbürger  des  Schuldners  be- 
rechtigt. 

In  so  allgemeiner  Form,  nicht  an  territoriale  Grenzen 
bindend,  die  Evokation  des  Einheimischen  durch  den  Auswärtigen 
betonend,  reden  vom  forum  contractus  späterhin  die  Quellen  nicht 
mehr.  Zwar  ein  ausdrückliches  Verbot  einer  Evokation  dorthin 
findet  sich  nur  ganz  vereinzelt1).  Dagegen  leidet  die  tatsächliche 
Anwendung  einer  Evokation  mindestens  Zweifel,  selbst  da,  wo  die 
Quellen  ein  forum  contractus,  einen  locus  contractus  anzuerkennen 
scheinen: 

Si  rem  alicuius  debiti  reeogniti  ob  aliquam  causam  se  a 
foro  actoris  absentarerit,  actor  hincinde  si  presentiam  de- 
bil oris   in   loco  talis  contractus  exspectare  noluerit, 
forum  rei  sequatur2). 

Hier  ist  offenbar  eher  ein  zufalliges,  als  ein  durch  Ladung 
veranlaßtes  Erscheinen  des  Schuldners  im  forum  contractus  gemeint. 

Dagegen  wird  in  territorialer  Begrenzung  das  forum 
contractus  in  mannigfacher  Beziehung  praktisch.  Namentlich  dient 
es  dazu,  die  Angehörigen  privilegierter  Stande  als  Beklagte  dem 
städtischen  Gericht  dann  zu  unterwerfen,  wenn  der  Vertrag  vor 
dem  letzteren  abgeschlossen  worden  ist: 

Item  si  castrensea  non  fecerint  pactum  coratn  scabinis  super 
debiti« ,  non  sunt  trahendi  ad  iudicium,  nisi  infra  iudicium 
peccacennt  manifeste 3). 

')  König  Johann  an  Breslau  (1337)  2,  Korn  S.  136. 

3)  Vertrag  zwischen  dem  Grafen  von  Berg  und  Köln  (1249),  La- 
couiblet  II  S.  188.  Vgl.  femer  Vertrag  zwischen  dem  Herzog  von  Brabant 
und  Köln  (1251),  Hans.  U.  B.  I  S.  136:  Item  ordinatum  est  hinc  inde ,  quod  in 
terra  nostra,  ubi  ewes  Colonienses  dtbita  eontraxerint,  eonventiones  seu  paaiones  fete- 
rint,  ibidem  stabunt  Juri  et  sententie  seabinorum  .  . .  Similiter  et  homines  nostri  de 
debitis  suis,  cvnventionibus  seu  pactionibus  in  tivitate  ....  Coloniensi,  sowie  die  oben 
S.  39  Anm.  3  angeführte  Stelle  des  Kölner  Schieds  von  1258. 

8)  Lechenich  Rechtsbr.  (1279)  34,  Gengier  St.  R.  S.  241.  Vgl.  ferner 
die  vom  Herzog  dem  Vogt  zu  Schweidnitz  1285  lediglich  bezüglich  der 
ritterlichen  Persouen  erteilte  einschränkende  Befugnis:  ut  omnes  ...  super 
debitis  tn  dicta  eivitate  ion tr actis  eoram  nostro  provinciali  athoeato  eiusdem  civi- 
tatis eonventi  debeant  respondere  (Tzschojipe  S.  403:  vgl.  wegen  der  Einschrän- 
kung oben  S.  43  Anm.  1);  Salfeld  Stadtr.  (um  1300)  34,  Walch  I  S.  23. 
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Oder  aber  es  mildert  die  Anwendung  des  forum  arresti:  Nur  im 
Gerichtsbezirk  des  Vertragsschlusses  soll  der  Schuldner  belangt 
und  arrestiert  werden  dürfen ').  Oder  es  schwächt  schließlich  die 
Wirkung  von  Privilegien  ab,  die  die  Ausschließlichkeit  des  forum 
domicilii  zugunsten  einiger  Städte  konstituieren:  Ist  ein  Vertrag 
vor  einem  andern  Gericht  als  dem  des  Wohnsitzes  des  Schuldners 
abgeschlossen  worden,  so  soll  er  auch  vor  dem  Vertragsgericht 
belangt  werden  können2). 

Stobbe's3)  Satz,  das  forum  contractu:*  sei  nur  von  geringer 
Bedeutung  gewesen,  trifft  nach  den  bisherigen  Ausführungen  lur 
das  spatere  Mittelalter  allerdings  zu.  Hier  liegt  auch  der  Grund, 
weshalb  Aber  die  Art  und  Weise  der  Evokation  verhaltnismaßii: 
sehr  wenig  überliefert  ist.  Daß  z.  H.  das  SLdR.  sich  hierüber 
nicht  äußere,  vermochte  Planck'j  zu  der  Bemerkung,  eine  Evo- 
kation ins  forum  contractus  sei  überhaupt  nach  dieser  Rechtsquelle 


')  Priv.  des  Herzogs  von  Sachsen  für  Herl  in  und  Köln  131!*: 
cives  corattt  stto  f/r/ecto  ttnh'enis  .  .  .  hontinibus  ipsos  inotlpare  ,  .  .  pro  debitis  sk* 
e.xressibus  in  ipso  iudicio  contmissis  vo/c/üibus  debmt  solummodo  et  non  coram  Judia 
alitno  responäerc  (Kidicin  II  S.  18).  Der  gleiche  Gesichtspunkt  liegt  einer 
von  Brünn  ergangenen  Entscheidung  (Schöffenbuch  5,  liößlcr  II  S.  6}  zu 
(»runde:  hier  wird  die  iu  Brünn  gegen  einen  Wiener  erhobene  Schuldklage 
eines  Breslauer  Bürgers  mit  der  Begründung  abgewiesen:  Ex  quo  ador  dt 
iitteris,  ßdeiussoribus  et  verbis  t  ei  conßderetur ,  ambo  deberent  Wiennam,  tibi  contraihts 
per  ipsos  est  /actus,  remitti,  Wenn  ein  Vertrag  mit  derartigen  Garantieen  um- 
kleidet ist,  dann  soll  dem  im  Schöffenbuch  2!»  (Röüler  II  S.  16)  ausge- 
sprochenen Satze  zuwider  dein  Gast  gegen  den  Gast  nicht  außerhalb  des 
Kontraktsgerichts  Hecht  gewahrt  werden:  anders,  wenn  ein  Gast  gegen  einen 
Brünner  Bürger  in  Brünn  und  nicht  im  forum  contractus  klagt  (Schöffen- 
buch 166,  Röüler  II  S.  84).  Simon  S.  4!)  erklärt  die  Entscheidung  der 
Brünner  Schöffen  unrichtig  damit,  dali  Wien  Leistungsort  sei ;  hiervon  ist 
überhaupt  nicht  die  Rede. 

2)  Kleve  Gräll.  Priv.  (1348),  Gengier  Kod.  S.  495:  nullus  in  termim, 
nostris  burgenses  nostros  Clivenses,  bona  eoruut  aut  res  obtigare  seu  arrestare  pusw 
»tat;  std  si  qttis  contra  eos  occasionem  (actionani )  kabuerit,  ad  dit tum  opidum,  ius 
ch  ile  ibidem  postulaturus  .  .,  adi'cniat,  nisi  alujua  promiserint  .  .  .,  que  contra  ees  latt- 
monio  scabinorum  poterunt  opprobari,  super  qttibus  facient  id  quod  ins  dictaverit  (t 
senttntia  scabinorum;  Huessen  gräll.  klev.  Priv.  (1348),  Tescheninacher  Urk. 
XXIII  S.  14.  Vgl.  auch  Grieth  gräll.  klev.  Priv.  (1254),  Teschenmacher 
Urk.  XXXIII  S.  26. 

3)  Gerichtsst.  S.  443. 
*)  I  S.  76.  74. 
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ausgeschlossen.  SLdK.  I.  70  §  2,  eine  Stelle,  der  von  Planck1) 
und  von  Meibom')  eine  sehr  künstliche  Auslegung  gegeben 
wird,  enthält  jedoch  in  Verbindung  mit  SLdR.  III.  25  §  2.  3  und 
RLdR.  7  §  1 3)  einen  direkten  Hinweis,  wie  in  einem  bestimmten 
Untertan,  dann  nämlich,  wenn  der  auswärtige  Schuldner  Gut 
im  Bericht  hatte,  verfahren  wurde.  Er  wurde,  wenn  er  bei  der 
Klageerhebung  nicht  gegenwartig  war,  durch  Vermittlung  des 
Richters  geladen,  um  entweder  zu  zahlen  oder  sich  zu  verant- 
worten. Tat  er  keines  von  beiden,  so  griff  ein  eigentümliches 
Verfahren  gegen  das  Gut  des  ungehorsamen  auswärtigen  Schuldners 
Platz,  das  zur  sehließliehen  Befriedigung  des  Gläubigers  führte. 
Wo  und  wie  der  Richter  den  Schuldner,  der  nicht  cn  dingplich- 
ft'ch,  der  in  dem  richte  nicht  trona  flieh  /'*,  vorbieten  läßt, 
sagen  die  Quellen  zwar  nicht  ausdrücklich.  Da  es  sich  aber 
um  auswärtige  Schuldner  handelt,  die  nicht  gegenwärtig  sind,  so 
ist  das  Natürliche,  daß  die  Vorladung  in  ihrem  Gerichtsbezirk  vor 
sich  geht.  Eine  unmittelbar  an  den  Schuldner  in  den  aus- 
wärtigen Gerichtsbezirk  ergehende  Ladung  wird,  allerdings  nicht 
unter  spezieller  Beziehung  auf  das  forum  contractus,  in  Wesel4) 
erwähnt.  Aber  die  weit  verbreitete  Regel  scheint  gewesen  zu 
sein,  das  Gericht  des  Schuldners  anzugehen,  ihn  unter  Über- 
mittlung der  Ladung  zur  Gestellung  im  forum  contractus  zu 
veranlassen.  Und  zwar  begab  sich  in  früherer  Zeit  der  Gläubiger 
anscheinend  selbst  ins  Gericht  des  Beklagten,  um  dem  dortigen 
Gericht  seinen  Antrag  zu  unterbreiten5),  während  es  in  späterer 
Zeit  genügte,  wenn  dem  betreffenden  Gericht  die  schriftliche  Auf- 
forderung zuging6),  seinen  Gerichtsinsassen  zur  Gestellung  im 
Gericht  des  Klägers  zu  zwingen.  — 

b)  Im  geraden  Gegensatz  zu  dem  bisher  Besprochenen  ent- 


»)  II  S.  270.        a)  S.  150. 

*)  S.  dazu  in  der  Homeyerschen  Ausgabe  S.  111  Anm.  14. 
*)  Urteilsbuch  142,  Wolters  S.  08. 

5)  Priv.  Friedrichs  I.  (1173)  5  und  —  bei  Delikten  —  6,  s.  oben 
S.  52:   wohl  auch  Hern  Stadtr.  (1218?)  XXI,  oben  S.  52. 

*)  Dortmund  .Stadtbuch  (vor  1350)  23,  Frcnsdorff  S.  71 :  Rees  Stadtr. 
(vor  1400?)  14,  Liesegang  S.  90,  beide  allerdings  nicht  mit  spezieller  Be- 
ziehung auf  das  forum  contractus,  Rees  anscheinend  auch  nur  mit  Beziehung 
auf  Deliktsklagen. 


hält  das  Landrecht,  namentlich  das  sächsische,  für  die  altere  Zeit 
keinen  Hinweis  darauf,  dali  lediglieh  durch  Festhalten  einer  aus- 
wärtigen Person  oder  ihres  Gutes  ein  forum  arresti  härte  be- 
gründet werden  können1).  Anders  das  Stadtrerht ■2).  Hier  tritt 
seit  dem  Ende  des  1*2  Jahrhunderts  die  Befugnis  des  Bürgers 
auf,  die  Person  des  auswärtigen  Schuldners  festzuhalten3),  un- 
eingeschränkt durch  eine  Vorschrift  etwa  der  Art,  es  müsse  der 
Bürger  zuvor  im  Gericht  des  Gastes  Recht  gesucht  haben 4).  Aurh 
der  Arrestierung  lediglich  des  Fremden  gut  es  wird  seh<>n  früh 
Erwähnung  getan  :,l     Hier  mag  zunächst  Voraussetzung  gewesen 

')  Vgl.  Planck  11  S.  370.  I  S.  8H.  SLdK.  1.  70  §  2  —  vgl.  oben  S.  51 
Aiiin.  1  —  gehört  nicht  hierher,  weil  das  ebenda  beschriebene  Verfahren 
einmal  Ladung  und  Fristsetzung  voraussetzt,  zweitens  aber  nur  in  Verbin- 
dung mit  SLdK.  III.  25  §  2/3  abgedruckt  oben  8.  4!>  —  eingreift,  also 
den  Gerichtsstand  nicht  begründet. 

8;  Vgl.  im  allg.  die  Belege  bei  Simon  S.  70-73.  79-  81  und  Plank  I 
S.  83-86. 

3)  Z.  B.  Braun  schweig  Hecht  des  Hagen  13,  Hänselmann  I  S.  '2.  und 
Ottonisches  Stadtr.  (13.  Jahrh.)  15,  ebenda  S.  5 :  Parchim  Stadtrechtsbe- 
widmung  (1225  — 1226)  6,  Meckl.  V.  B.  I  S.  31 1 :  Müh  Ihausen  Stadtrecht 
(1230  —  1250),  Herquet  S.  021:  sowie  oben  Anm.  2. 

*)  Charakteristisch  der  Kölner  Schied  ,1258,  bei  Keutgen  l'rk.  S.  162. 
170.  168:  der  Krzbischof  sagt  in  Klagepunkt  40:  cum  hominis  ipstus  archüfi  - 
eopi  atque  txtranei  ad  eivitatem  Coloniam  veniunt  iwn  rebus  venalibus  et  non  venalibus. 
livcs  ipsi  arrestant  res  ipsorum  atque  ifsos  hominis,  liuentes  ipsos  sibi  in  pecuma  zel 
re  alia  obligatos,  ad  iudieium  sutim  traluntes  eosdem,  propter  qued  evenit,  ui  ip>i  eiiei 
Colonienses  et  res  ipsorum  in  diver sis  loeis  extra  eivitatem  Cohnitnsem  a  diver  sis  ilit- 
tite  arrtst[e]ntur  et  etiam  in  eaiisam  trahantur  eoram  iudue  aetorh,  eum  tarnen 
iuris  sit  in  utroque  easu  ut  atior  forum  rei  sequatur.  i'nde  ipsi  ehet 
iniwiantur  et  ipsorum  inhniam  alia  iniuria  eowifa/ur,  worauf  die  Schiedsrichter 
wie  zu  Punkt  10  so  auch  hier  den  Arrest  uneingeschränkt  zulassen:  sicui 
supra,  quod  quidam  de  honiinibus  arehiepiseopi  possunt  arrestari  et  simili er  de  extra- 
neis.  —  Das  kleine  Kaiser  recht  (nach  1300}  1.  34,  Kndemann  S.  33. 
verlangt  indessen,  daB  man  dein  Schuldner  von  aller  erst  vur  srae  rienter  rech! 
sal  fuisehen ,  sitzit  er  also  nahe,  das  man  in  gereichen  ma$  in  eitu  tag; 
erst  wenn  hier  Hecht  geweigert  ist,  soll  man  ihn  überall  angreifen  dürfen. 
Ahnlich  Altenburg  Stadtr.  (1250)2*,  < ■atipp  St.  H.  1  S.  212:  extran-us  si 
eiiiquam  eh'iuni  teneatur  in  debitis  et  in  rure  impignorari  non  possit,  hie  si  iutrai'eril 
ih'itatem,  pro  debitis  polest  oeeupari.  Vtrl.  übrigens  unten  S.  65  in  und  bei  Anin. 
3  und  4. 

*)  Münster  Stadtr.  (1221)  50,  Keutgcn  l'rk.  S.  153:  Holz  m  inden 
Hechtsbrief  (1215  14,  Neugier  St.  H.  S.  205:  Wismar  Katswillkür  (1300). 
Burmeister  S.  11:  sowie  oben  Anm.  2. 
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sein,  daÜ  der  Eigentümer  dos  Gutes  nicht  persönlich  in  der  Stadt 
weilte1).  Zweifellos  aber  ist  wenigstens  in  spaterer  Zeit,  daß  das 
Festhalten  ausschließlich  von  Gütern  auch  des  anwesenden  Gastes 
gestattet  war,  um  ihn  in  dem  het rettenden  Gerichte  zur  Verhand- 
lung zu  nötigen5).  Ks  verdient  indessen  hervorgehoben  zu  werden, 
daß  die  älteste  von  einem  Kaiser  über  den  Sacharrest  erlassene 
Vorschrift  noch  ein  glattes  Verbot  desselben  enthält.  Ks  handelt 
sich  um  das  Privileg,  das  Otto  IV.  im  Jahre  120!)  seinem  Bruder 
Heinrich  zugunsten  der  Bürger  der  Stadt  Stade  erteilte,  mit  der 
bcnebst  der  Grafschaft  Stade  Heinrich  vom  Lrzbischof  von  Bremen 
belehnt  worden  war.  Es  heißt  daselbst  im  §  17,  der  bezeichnender- 
weise in  das  vom  Erzbischof  Hilebold  12')!'  erneuerte  Stadtrecht  3) 
nicht  aufgenommen  worden  ist: 

Concedimu*  ad  haec  ipsi«,  ut  nulli  t.rtraprot'inciali  liceat 
in  cii'itate  res  alieuiv«  hospitis  (hier  =  Wirt;  oerujtare,  sed 
«i  forte  civis  vel  alu/uü  incnlu  terrae  ejctraprorincialem  alitjucm 
habeat  super  alupio  impeiere,  j/rtu«  vor  am  iudice  e.rtra- 
prociiH  iah'  per  iuris  ordinem  debet  obtinere,  ut 
liritum  sit  ei  res  ipxiux  occupare*). 

Zu  unterstellen  ist  hier,  daß  der  Fremde  nicht  persönlich  in 
der  Stadt  anwesend  ist.  Bestand  doch  gerade  in  weifischen  Terri- 
torien, entsprechend  dem  allgemeinen  Rechtszustande,  schon  früh 
die  Befugnis,  die  Person  des  gerichts anwesenden  Auswärtigen 
zum  Zweck  der  Verhandlung  festzunehmen: 

Quicumtjue  e.rtra  civitutem  mauern  tdicui  bnryensium  feneatur 
in  debito,  si  riderit  eum  in  civitate,  assumet  secum  badeUum  et 
eum  delinebit.  Si  autem  bodellum  haben-  non  /tossit,  cum  duobus 

')  Vgl.  Planck  II  S.  386. 

-')  Münster  (oben  S.  56  Anm.  5):  Lüneburg  Statuten  (vor  1400)  L, 
Kraut  S.  58.  59.  Nach  beiden  Stellen  darf  sich  der  Gast,  dessen  (int  besetzt 
ist,  sofort  verantworten:  er  muü  also  in  der  Stadt  sein.  Vgl.  ferner  Fr ei- 
ber-r  i.  S.  Stadtr.  (1296—1307)  XLI  §  1,  Ermisch  S.  239;  Freiburg  i.  U. 
Handfeste  (1249)  73,  Gaupp  St.  H.  II  S.  96. 

')  Pufcndorf  II  App.  V  S.  159. 

*;  Gengier  St.  R.  S.  455.  §  17  wird  von  Maurer  Städteverf.  I  S.  377 
grundlos  auf  die  Zeit  des  Marktverkehrs  bezogen.  Im  Sinne  des  §  17  äußert 
siieh  später  einmal  der  Rat  von  Keval  an  den  von  Portmund  (1358),  Hans. 
U.  B.  III  S.  165. 
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suis   roiuiiibu*    tum   poterit    tliti/urr    rf    ad  itniicittm  j»r- 
frühere x). 

Wie  schon  ohen'-'i  erwähnt,  ward  aueh  den  (iasten  gegen 

')  Rraunsch  w  ei  g  Recht  des  Hagen    \«<r  1200)  13,  Hänst  ltiiaiin  I  S. 
Braun  schweig  Urrlit  «Ii  s  Hagen  14.  ebenda  S.  2,  lälit  auch  die  Pfandnahim 
von  Sachen  gewisser  Schuldner  zu:  <fiiiiiim,/iu  un.'es  tut  tlerictts  mit  nutieus  w 
ih'itate  alUtii  tenetur  in  debile   et  schere  nolueiit  bene  luebit  cum  in  <iv:t«tc  lUtwcr: 
et  res  Sims  oeeuf'are  i/uouujue  debitun  soivut  auf  per  sententi'tm  i-nidat;  d'«ch  dürft« 
liier,  wie  sich  u.  K.  aus  §  IT  des  Ottonischcn  Stadtrechts,  ebenda  S.  5,  ergibt, 
die  Festnahme  von  Person  und  Gut  des  Schuldners  erst  dann  erlaubt  sein, 
wenn  der  eh'is  im  Gericht  des  Schuldners  geklagt,  aber  kein  Recht  erhalt,  t, 
hat.  —  Ibrigcns  sind  die  angeführten  *j  13  und  14  des  Hagen  und  du  ifu.«n 
entsprechenden    5j<j  lä— 1!»  des   Ottomanum   geeignet,  die  von   Krens. im-tT 
(Hans,  (iesch.  III.  (»  S.  117  IT.)  aufgestellte  Ansicht  zu  stutzen,  wonach  d»> 
Ottonianum  nicht  ein  gleichzeitig  mit  der  erhaltenen  Hedaktion  des  Ha^vn- 
rechts  aufgezeichnet os  Gewohnheitsrecht  der  Altstadt  ist.  sondern  eine  später 
und  zwar  zwischen   1250  und  1279  entstandene  erweiterte  Redaktion  der 
iura  Indaginis.  In  §  13  des  Hagenrechts  und  15.  IG  des  Ottonianum  wird  jedem 
extra  crvitutcni  wohnhaften  Schuldner  Arrest  angedroht,  wenn  ihn  der  Bürger- 
Gläubiger  hinnen  demt  wubilde  erblickt.     l>cm   gegenüber  haben  §  14  des 
Hagenrechts,    17 — 19    des  Ottonianum    nur    Sinn,    wenn    man    sie  auf 
Schuldner  bezieht,  die  nicht  ext™  eivitattm  wohnhaft  sind.    Während  aber 
die  erwähnten      17— 19  des  Ottonianum  sich  weit  ausführlicher  als  jener 
Paragraph  14  des  Hagenrechts  darüber  verhalten,  wie  man  Geistliche  und 
Dienstleute  arresticren  und  ob  man  sie  zunächst  vor  ihrem  Send  bezw.  ihrem 
Marschall  verklagen  soll,  erwähnt  das  Ottonianum  kein  Wort  von  den  im 
Hagenrecht  §  14  genannten  rust  'ui.  l'nter  ihnen  können  nur  die  Bewohner  der  alten 
Wik  begriffen  sein,  eines  grundhörigeu  l>orfes,  das  unter  Otto  IV.  hu  Jahre 
1202  durch  Graben  und  Mauer  an  der  offenen  Ostseite  geschlossen  und  in 
den  gemeinsamen  Malierring,  der  die  drei  Weichbilde  Altstadt,  Hagen  und 
Neustadt,  sowie  die  Burgfreiheit    letztere  namentlich  Wohnplatz  der  mfa;. 
der  Dienstmannen)  umschloß,  einbezogen  wurde  (Hanselmann  in  thron.  -1. 
deutsch.  Städte  Bd.  VI  S.  XVI -XX).    Mit  Rücksicht  hierauf  konnten  die 
Bewohner  der  alten  Wik  in  gewissem  Sinne  als  nicht  extra  dvi/atem  wohnhaft 
betrachtet  werden.    Zur  Stadt  im  Rechtssinne  wurde  die  alte  Wik  im  Laufe 
des  13.  Jahrhunderts;  ob  1245  —  Hänselmann  I  S.  10:  vgl.  auch  die  l'rkunde 
I  S.  9  aus  dem  Jahre  1240,  wo  ein  eigener  advoeatus  der  alten  Wik  genannt 
wird  — ,  ist  streitig  (dafür:  Hanselmann  Chron.  S.  XIX:   Varges,   die  Ge- 
richtsverf.   der  Stadt   Braunschw.  bis  zum  Jahre  1374,  Marb.  1 81*0  S.  25: 
dagegen:  Rietschel  S.  95  Anm.  6  und  dort  Genannte).    Jedenfalls  aber  null/ 
zwischen  der  Niederschrift  des  Hagenrechts  und  der  des  Ottonianum  di< 
Stadtwerdung  der  Wik  liegen,  da  andernfalls  dort  nicht  von  mstUi  hätte  ge- 
sprochen, hier  ihre  Erwähuung  nicht  ohne  Grund  hätte  unterbleiben  können. 

3)  S.  21. 
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einander1)  die  Ausübung  des  Personal-  und  Sacharrests  ge- 
stattet. Zwar  meint  0  senbrüggen2;  auf  Grund  einer  Anzahl 
süddeutscher  Weistümer  ')  das  (legenteil  als  die  Kegel  hinstellen 
zu  sollen.  Indessen  würden  diese  hof rechtlichen  Quellen  über  das 
stadtische  Verfahren  keine  genügende  Auskunft  geben.  Deshalb 
beruft  sich  Osen brüggen  gleich  Planck4)  auf  die  Vorschrift 
der  Statuten  von  Goslar: 

An  gast  ne  mach  den  anderen  gast  nicht  beseiten;  orlocede 
arer  dat  de  rat,  so  mochte  dat  irol  sin  &)9 

sowie  auf  das  Stadtrechtsbuch  von  Freising: 

kain  gast  mag  den  anndern  gast  in  der  stat  rerpiitcnn  novh 
anvalleun.  im  sey  dunn  das  recht  dahaitn  rerzignn.  das  sol 
er  berednn  unnd  sol  im  darnach  rieht  an  als  recht  ist*). 

Aber  in  Goslar,  das  12!K)  die  Reiehsvogtei  erworben  hatte, 
waren  überhaupt  viele  Punkte  des  gerichtlichen  Verfahrens  mit 
einer  vorausgehenden  Erlaubnis  des  Rats  verknüpft,  sodaß  man 
von  Goslar,  das  übrigens  den  Arrest  der  Gaste  unter  einander 
gar  nicht  unbedingt  untersagt,  nicht  ohne  weiteres  auf  andere 
Orte  schließen  darf.  Und  Freising  wiederum  hat  offenbar  nur 
zwei  Gaste  aus  derselben  Stadt  im  Auge.  Denn  daß  dem  Kläger 
dahaim,  d.  h.  in  seiner  Heimatstadt,  Recht  geweigert  sein  soll, 
ist  eine  Voraussetzung,  die  man  nur  auf  den  Fall  beziehen  kann, 
daß  der  Beklagte  ein  Mitbürger  des  Kliigers  ist.  So  aufgefaßt, 
pattt  die  erwähnte  Voraussetzung  zu  den  zahlreichen  Vorschriften, 
die  Besetzung  und  Klage  von  Mitbürgern  gegen  einander  nur 
dann  im  Auslande  zulassen,  wenn  in  der  Heimatstadt  der  Kläger 
kein  Recht  hat  erlangen  können7).  Und  schließlich  stehen  den 
Bestimmungen  von  Goslar  und  Freising  die  zahlreichen  Nachweise 


'}  Unter  Umstanden  konnte  auch  gegen  Bürger  vorsorglich  (durch  Gäste) 
im  Wege  des  Arrests  eingeschritten  werden.    Darüber  vgl.  unten  Kap.  IV. 
*)  S.  41. 

3)  Grimui  I.  38  §  36.  210.  219.  225:  V.  123  §  16.  127  §  13.  159  §  16- 
177  §  14. 

*)  II  S.  372. 

s)  (um  1300),  Göschen  66,  1. 
•)  (um  1328)  69,  Maurer  S.  320, 
7)  Vgl.  oben  S.  45. 
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gegenüber,  die  unbeschränkt  Arrest  und  Klage  der  Gaste  gegen 
einander  gestatten  1 1. 

Mit  Recht  hat  Planck2;  darauf  hingewiesen,  rlaU  die  all- 
gemeine Fassung  dieser  Nachweise  die  Vermutung  rechtfertig, 
daß  man  „in  bürgerlichen  Sehuldsaehen  dem  (fast  gegen  den  l'Jast 
selbst  wegen  auswärts  eingegangener  Verbindlichkeiten  Hecht 
sprach. u  Hiermit  steht  freilich  nicht  in  Kinklang  seine  ÄuUeranc 
anderwärts3),  nicht  überall  dürfe  der  Gast  den  Gast  vorsurglich 
angreifen,  „wenn  nicht  besondere  Gründe  dessen  Verpflichtung 
gerade  hier  zu  antworten,  ergeben*.  Indessen  fehlt  es  nicht  an 
positiven  Heiegen  dafür,  «laß  in  der  Tat  mindestens  in  späterer 
Zeit  der  klagende  Gast  in  den  erwähnten  Beziehungen  dem  hei- 
mischen Bürger  völlig  gleichgestellt  wurde.    Es  kam  nicht  darauf 


■)  S.  die  Belöge  bei  Simon  S.  80.  81.  Auf  Erlaubnis  des  Arrests  gegen 
die  Person  oder  das  Gut  des  anwesenden  Gastes  beziehen  sich  ferner: 
Freiburg  i.V.  Handfeste  (1249)  117.   126,  Gaupp  St.  IMI  S.  102.  103. 
Prag  Statutarreeht  (1314— 1418'  11",  liöMer  I  S.  71 :  Koblenz  Gcrichtsburh 
(1366-1424;  19  §  3  und  1,  Bär  S.  93.  94:   Kleve  Stadtrechtsb.  (nach  14*24 
109  §  1,  ZUG.  10  S.  239.  —  Arrest  gegen  das  Gut  des  abwesenden  Gaste, 
gestatten:  Stade  erzbisch.  Priv.  (1259).  Pufondorf  II  App.  V  S.  159,  mit  der 
Einschränkung,  daß  stets  der  Vogt  hinzugezogen  werden  inuü:  Magdeb 
Fragen  II.  2  d.  3a,  bYhrcnd  S.  156:  Magdeb.  Schöffen spr.  aus  der  Presdenei 
Hschr.  Kap.  50,  Wassersehl.  H(ju.  S.  188:   Hrünn  Schöffenb.  {um  1350;  1U». 
UöUler  II  S.  58:  sententiatum  fuit,  quod  sicut  atter  potest  reum  in  omni  iuduis,  in 
quo  ipium  pcrsvtialiter  reperiterit,  pro  debitii  itrrestare;  sie  ctuim  potest  res  ehts 
part,   et  ad  illud  iuditium  dtbet  r-us  venire,   et  res  disbrigando,   acter is  querimcnit; 
respondere.  —  Klage  des  Gastes  gegen  den  Gast  lassen  zu  die  allgemein  gehal- 
tenen Stellen:  Freiburg  i.  l\  Handfeste  (1249)  18,  Gaupp  St.  K.  II  S.  85: 
Hamburg  Stadtr.  (1270)  VII.  5  und  IX.  14,  (1292)  M.  11,  Lappenberg  S.  4M 
55.  147:  Wien-Neustadt  Stadtr.  (13.  Jahrb.)  45,  Winter  S.  152;  GosUr 
Stadtr.  (um  1300),  Göschen  36.  13:  Magdeb.  Hresl.  syst.  Sch.  R.  II.  2  d.  35. 
Laband  S.  32:  Magdeb.  Fragen  I.  2  d.  13.  II.  2  d.  8.  9  a.  14  bei  Bohrend 
S.  47.  159.  160.  164.    Simon  S.  79  bezeichnet  auf  Grund  der  (späten)  Lnne- 
burgischen   Niedergerichtsordnung  (Pufendorf  III  App.  S.  366;   es   als  das 
Wesen  des  sog.  Gastgerichts,  wenn  eine  Stadt  Klageanstellung  von  Gast  gegen 
Gast  gestattet:  er  hat  aber  die  betreffenden  Stellen  mißverstanden,  welche 
unter  „Gastgcrieht*  wie  gewöhnliches,  unten  Kap.  VI)  schnellen  Prozeß 
zu  Gunsten  Fremder  verstehen,  mag  sich  die  Klage  nun  gegen  Gäste  oder 
gegen  einheimische  Bürger  richten. 

*)  I  S.  85.  86.    Falsch  Meibom  S.  159  f. 

*)  II  S.  372.  vgl.  auch  I  S.  86  Zeile  5  und  S.  82  Anm.  19. 
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an.  ob  der  schuldige  Gast  sich  wegen  außerhalb  kontrahierter 
Schuld  im  fremden  Gericht  dem  klagenden  Gast  stellen  wollte, 
sondern  er  war  verpflichtet,  dies  zu  tun.  Der  Kläger  konnte 
ihn  zu  diesem  Zwecke  in  Person  festhalten: 

dominus  mens  contulit  cunetis  ciritatibus  tnle  ins,  <juod  possit 
ijuilibet  naturalem  sibi  debitis  obligat  um  in  nuulibet  cicitafe 
sine  detrimen/o  ndcoentorum  et  iudicum  cum  inst  Hin  obligare  '); 

in  welchem  gericht  ein  man  seinen  schuldiger  rindet,  da 
mag  er  in  wol  au/halden  oder  sein  guet  und  mag  im  czu- 
sprerhen  um  schulde  und  her  schol  im  antworten  mit  einem 
rechten*). 

Der  klagende  Gast  durfte,  war  der  schuldige  (rast  nicht  persönlich 
anwesend,  sein  Gut  im  auswärtigen  Gericht  arrestieren3).  Kurz, 
er  durfte  ihn,  wie  überhaupt  allgemein  ausgesprochen  wurde, 
um  außerhalb  kontrahierte  Schuld  an  drittem  Orte  gerichtlich 
belangen : 

welk  qhust  enen  anderen  ahnst  schuldeghet  in  desser  stad 
vmme  ghelda/tighe  schuld,  de  hüten  desser  stad  ghemnket  is: 
de  schult  mach  he  myt  ghasten  tughen,  de  ghude  lüde  zyn, 
vnde  de  also  hoghe  in  sieden  edder  in  landen  myd  erve  beseten 
cyw,  alse  de  schult  i**); 

beschuldegite  adir  beclagete  eyn  gast  den  andirn  rmb  geltf 
daz  her  gm  sculdig  were  und  czoge  sich  des  an  eynen  »iezinden 
rat  in  eynir  andirn  stat,  das  is  denw  wissende  weref  end  bete, 

')  Anhang  z.  Werlcschcn  Priv.  für  Pcnzlin  (1263),  Meckl.  U.B.  II  S.  227. 

*)  Brünn  Schöffensatzung  (14.  Jahrh.),  Uöülcr  II  S.  402:  s.  ferner 
Klo  ines  Kaiserrecht  (nach  1300)  I.  34,  Kndeinann  S.  33:  Magdeb.  Bresl. 
syst.  Sch.  Ii.  IV.  2  d.  84,  Lnband  S.  178.  Vgl.  auch  Reichssentenz  (1277) 
M<i.  LL.  II.  412. 

3)  8.  die  oben  S.  60  Am«.  1  abgedruckte  Stelle  aus  Brünn  Schöffenb 
Cum  1350)  110:  vgl.  auch  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  95,  Röüler  II  S.  50. 

«)  Hamburg  Stadtr.  (1292)  H.  21,  Lappenberg  S.  140.  Vgl.  dazu 
Hamb.  Stadtrecht  (1292)  (J.  6,  ebenda  S.  12G,  sowie  Lübeck  deutsches 
Stadtrecht  (.'XI  (1294)  nebst  den  in  der  dazu  gehörigen  Anm.  abgedr. 
Stellen  aus  «lern  Cod.  Hamb.  175  nnd  aus  dem  Heval.  Cod.:  gestc  de  ere  sak 
tubben,  äat  sy  umme  schult  edder  anders  Tcuir  umnte,  dat  bynnen  unser  Stadt  edder 
dar  /ufi.  r,  cht  is  ^eschen  is,  mach  de  tue  up  den  anderen  nicht  tugen,  süss  mach 
ein  uf>  <icn  am/eren  wol  tugen,  CCX  (1294)  und  CXCII  (Gött.  nebst  Segeborger 
Cod.),  Hach  S.  302.  303.  357.  442. 
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des  c:it  rroyin  t/n  etjme  rechtin,  ab  man  den  seibin  siezinden 
rat  nicht  rorhoren  xvlle  roi'  allir  anheort,  und  do  teedir  spricht 
der  andir  gast  .  .  . 

In  negativer  Hinsicht  wäre  noch  zn  bemerken,  daß  keine  Vorschrift 
existiert,  die  Arrest  oder  Klage  lediglich  zwischen  Gästen  weiren 
außerhalb  kontrahierter  Schuld  ausdrücklich  verbietet. 

Es  durfte  im  Gegenteil  nicht  einmal  der  von  Simon-)  aus- 
gesprochene Satz  zutreffen,  wonach  wenigstens  die  Ausübung  de.* 
Repressalienarrests  auf  die  Heimatstadt  des  Gläubigers  beschränkt 
geblieben  sein  soll.  Abgesehen  davon,  daß  vom  Repressalienarrest 
meist  in  einer  Weise  die  Rede  ist,  die  keinen  Schluß  zu  Gunsten 
der  Simon'schen  Auffassung  zuläßt3),  wird  nicht  selten  ausdrück- 
lich in  einem  ihr  gegenteiligen  Sinne  entschieden.  Charakteristisch 
z.  B.  ist  es,  wie  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  in  der  von  ihr  im  Jahre 
1-297  bewirkten  Rechtsaufzeichnung  die  möglichen  Folgen  einer 
etwa  in  der  Stadt  vorgekommenen  Rechts  Weigerung  beschreibt: 

D'u'imuK  eciam,  tpiod  si  alüjui«  venire*  ad  nostram  ricita- 
tem  mocendo  actione  in  alirui  et  optineret  in  iudicio  nostro,  <juod 
tibi  iudicium  super  sua  actione  fieri  deberet:  si  non  iudicaie- 
tur  ei,  eMunc  ubicunque  locorum  ridet(ur)  illum  rel 
alium  de  suis  conci ribus  unum,  passet  eum  conrenire  per 
iudicetn  et  occupare,  pro  eo  quod  iuxtiria  ipsi  est  denegata.  4J  — 

Angesichts  dieses  Rechtszustandes  des  13.  und  14.  Jahrhunderts 
ist  R  o  s  e  n  t  h  a  1  s ,  auf  das  Landshuter  Stadtrecht  gegründete  Ansicht 5). 


')  Magdeb.  Rresl.  syst.  Sch.  U.  I.  20,  Laband  S.  11.  S.  ferner  Hrnnn 
Schöffcnb.  (um  1350)  29,  KüUler  IIS.  16:  Hannover  Stadtr.  (um  1350?; 
lib.  III  (Mind.  R.),  Vaterl.  Arcb.  S.  426;  Magdeb.  Fragen  Beil.  II  zn  I.  1  d. 
23,  »ehrend  S.  213.  Vgl.  die  oben  S.  .04  Anm.  1  behandelte  Stelle  ans 
Brünn  Schöffenbuch  (um  1350)  5,  die  im  Gegensatz  zu  Magdeb.  Br«  sl. 
syst,  Sch.  R.  I.  2fi  auch  im  „(iastgericht"  unter  gewissen  Umständen  auf  das 
forum  contractu«  zurück  weist. 

T)  S.  81. 

s)  Vgl.  z.  B.  I'riv.  Friedrichs  I.  (1173,  c,  abgedruckt  oben  S.  52. 

*)  (1297)  25,  Keutgen  lTrk.  S.  189.  Vgl.  ferner  Brünn  Schöffensatzung 
(U.Jahrh.),  Kollier  II  S.402:  Fordert  der  Kläger  Recht  in  dem  gerkht,  Ja  der 
e.ntwttrter  in  gesessen  ht,  und  -wirrt  im  da  re<ht  versait,  so  halt  er  wol  einen  andern 
auf  aus  dem  selben  ^eriehte ,  <i>o  er  in  rindet. 

5)  Rosenthal  S.  108.  Die  fragl.  Stelle  des  Stadtbuchs  von  Landshut 
(14.  Jahrh.)  VII.  1,  ebenda  8.  188,  lautet:  Verbuikt  ein  Inerter  einen  answan  im 
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es  habe  nach  dem  Grundsätze  netor  «rt/ttihtr  forum  tri  der  in  der 
Heimatstadt  des  Gläubigers  anwesende  Fremde  nicht  gezwungen 
werden  können,  sich  anderwart*  als  vor  dem  Gericht  seines  Wohn- 
orts auf  eine  Klage  einzulassen,  abzulehnen.  Sie  dürfte  auf  eine 
Verkennung  des  Inhalts  des  Landshuter  Rechts  zurückzuführen 
sein').  Grundsätzlich  mußte  vielmehr  der  anwesende  Gast  einer 
Ladung  folgen  und  sieh  auch  —  wenigstens  in  späterer  Zeit, 
nach  eingetretener  Verwirrung  der  Gerichtsstandsverhältnisse  —  stets 
auf  die  Sache  selbst  einlassen.    Leistete  er  der  Ladung  nicht  Folge, 


dn  stat  umb  sein  gelt  und  umb  ander  seteh  mit  dem  vronboten,  wil  dann  der  auzman 
dem  burger  ein  reekt  tun,  so  soll  der  auzman  an  den  vronboten  'werben,  dai  er  im 
uf  das  ree/tt  gebiet,  er  well  im  ein  reekt  tun  und  haizt  im  von  im  fürbieten  an 
gastet  stat.  ehtintt  dann  der  bürge  r  uf  da:  reeht  nieht,  dieweil  der  rieht  er  an  gevär 
sitzet  an  dem  geruht  und  daz  es  der  gast  meldet  und  suehet,  so  ist  dem  burger  brtteh 
umb  at'.'es,  da:  er  hinz  dem  gast  le  sprechen  hat.  ze  geleieher  weis  f  ür  daz  der  auz- 
man dem  burger  des  naehtes  an  gastes  stat  fürbttt  mit  dem  vronboten,  chum  ir  des 
morgens  nieht  uf  daz  reüit  an  gevar,  dirweil  der  riehter  sitzet  an  dem  reehten,  so  ge- 
vellet  drr  auzman  dem  harter  umb  alles,  das  er  hin:  im  zesfree/un  hat  und  gevellet 
d<nt  tieh'er  umb  das  utwdel.  Kosenthai  meint  hierzu,  die  Ladung  an  den  Gast 
wurde  -nur  als  ein«1  Aufforderung  Namens  des  Bürgers  an  den  Gast  be- 
trachtet, die  dieser  nach  Gutdünken  annehmen  und  ablehnen  konnte":  kündigte 
der  Gast  dem  Fronboten  an,  er  wolle  hier  zu  Recht  stehen,  und  lud  dann 
seinerseits  den  Bürger  vor  Gerieht,  so  wurden  erst  durch  diese  eigentlich 
wirksame  Ladung  beide  Parteien  zum  Erscheinen  vor  dein  Landshuter  Ge- 
richt verpflichtet. 

')  Romenthal  übersieht  bei  seinen  Darlegungen  (vgl.  vorige  Anm.)  die  Be- 
deutung der  Worte  fürbieten  an  gastet  stat,  ein  Ausdruck,  der  übrigens  im  Stadt- 
rechtsbuch von  Freising  (1328)  69  bei  Maurer  S.  314  gelegentlich  der  Dar- 
stellung des  Gastgerichts  wiederkehrt.  An  sich  wäre  nämlich  der  Ausmann  ver- 
pflichtet, der  Ladung  des  Bürgers  zu  folgen;  auf  diese  Ladung  fand  im  regel- 
mäßigen Gange  indessen  erst  binnen  einer  vierzehntägigen  Frist  (Stadtb.  X.  G, 
ebenda  S.  191)  gerichtliche  Verhandlung  statt.  Der  Ausmann  besitzt  dem 
gegenüber  das  im  allgemeinen  nicht  den  Bürgern,  wohl  aber  den  Gästen, 
seien  sie  nun  Beklagte  oder  Kläger,  zustehende  Recht,  so  fort  i  ge  Verhand- 
lung, ein  sog.  Gastgericht,  zu  verlangen.  Die  vorliegende  Stelle  nun  befaßt 
«ich  mit  einem  solchen  Gastgericht  zu  Gunsten  des  beklagten  bezw.  klagenden 
Ausmanues.  Nicht  das  also  ist  in  ihrer  ersten  Hälfte  das  Entscheidende, 
daß  der  Ausmann  dem  Bürger  Recht  tun  will,  sondern  daß  er  es  im  an 
gas/es  stat,  d.  h.  sofort  tun  will.  Dieser  Wille  aber  muß  dem  klagenden 
Börger  gegenüber  verlautbart  werden:  das  geschieht  in  Form  einer  an  den 
Bürger  ergehenden  Ladung  zu  dem  alsbald  anzusetzenden  Ding. 


04 


entzog  er  sich  vielleicht  gar  der  Verhandlung  durch  die  Flucht, 
so  war  Strafe  und  eventuell  ein  Kontunmzial  verfahren  möglich: 

Hosp€8  citatus  8i  non  renerit  in  iudicium,    radiabU  LX 
solidos;  .v*  profuyw  est.  et  peremjitort'e  citttbitur  x). 

Freilich  bot  das  Kontumazialverfahren  wenig  Aussicht,  wenn  Ver- 
mögen des  schuldigen  Gastes  im  Bezirk  des  Klagegerichts  nicht 
vorhanden  war2).  Deshalb  wurde  der  Besetzung  der  Person  des 
anwesenden,  des  Gutes  des  abwesenden  Gastes  vor  der  einfachen 
Ladung  der  Vorzug  gegehen  und  dies  Verfahren  zur  Einleitung 
des  Prozesses  gegen  Gaste  als  das  Regelmäßige  angesehen Gäste, 
die  nicht  in  der  Stadt  weilten,  waren  einer  Ladung  in  die  Stadt 
zu  folgen  nicht  verpflichtet  bezw.  genötigt4),  wofern  nicht  das  forum 
contractu«  begründet  war5)  oder  ihr  Gut  in  der  Stadt  gefunden 
und  besetzt  wurde. 

Sehr  selten  geschah  es,  daß  zu  Gunsten  einzelner  Städte,  sei  es 
für  das  Reichsgebiet6),  sei  es  für  den  Bereich  eines  Territoriums T). 
das  forum  arresti  aufgehoben  wurde.  Und  auch  die  zwischen  ein- 
zelnen Städten  geschlossenen  Verträge  haben  eine  solche  Beseiti- 
gung auffallend  selten  zum  Zweck,  wenden  sich  vielmehr  meistens 


•)  Münster  Stadtr.  (1221)  48  bei  Kenten  Urk.  S.  153:  vgl.  auch  47  und 
26  bis  28.  —  Für  Klage  von  (Saat  gegen  Gast  s.  Goslar  Stadtr.  (um  1300  . 
Göscheu  55,  13. 

a)  Daher  die  seltene  Erwähnung. 

3)  Vgl.  Wesel  l'rteilsbuch  136,  Wolters  S.  67.  D«n  so  gegen  den 
Gast  ausgeübten  Zwang,  sich  zu  einer  bestimmten  Verhandlung  zu  stellen, 
bezeichnen  die  Quellen  verschiedentlich  mit  dimkflithtich  meiken  'Alphab. 
Samml.  v.  Magdeb.  Schoflen  Sprüchen  Kapitel  148.  Wasserschieben  S.  50: 
Magdeb.  Fragen  Heil.  II  zu  I.  3  d.  17.  Kehrend  S.  223). 

«)  Salfeld  Stadtbuch  (nach  1300)  XCVIII,  Walch  I  S.  37:  Wert  d,rx 
der  rithter  hisehe  einen  lantman  vor  «erichte  were  he  da  nicht  der  Ixintman  wette  Je* 
richtete  darumme  keyn  %tlt.  —  In  Görlitz  (1329),  Tzschoppe  S.  528,  werden 
die  auf  dem  Lande  wohnhaften  Bauern  der  Kitterschaft  nach  königlicher 
Entscheidung  durch  Vermittlung  des  Vogts  in  die  Stadt  vor  Stadtrichter 
und  Schöffen  geladen.  S.  auch  Freiberg  Stadtr.  (1296—1307)  III.  39.  40. 
Ermisch  S.  68. 

5)  Vgl.  oben  S.  54.  55:  in  späterer  Zeit  unpraktisch. 

«)  Duisburg  Kechtsbest.  Rudolfs  I.  (1290)  6,  Gengier  Tod.  S.  950. 

7;  Die  gräfl.  Privilegien  für  Kleve  (1242)  und  Grieth  (1254),  liengler 
Cod.  S.  495  bezw.  Teschenmacher  Urk.  XXXIII  S.  26.  Vgl.  oben  S.  40 
Anm.  2—4. 
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nur  geilen  eine  übertriebene  Anwendung  des  Repressalienarrests. 
So  enthalten  denn  viele  Verträge  lediglieh  ein  Verbot  des  Re- 
pressalienarrests und  geben  damit  mittelbar  das  Fortbestehen  des 
forum  arresti  gegenüber  der  Person  des  Hauptschuldners  zu. 
In  andern  Vertrügen  wird  sogar  der  gegen  Person  oder  Out 
desselben  ausgebrachte  Arrest  ausdrücklich  gestattet1).  Auch  da, 
wo  die  Städte  verabreden,  der  Gläubiger  solle  behufs  Beitreibung 
seiner  Forderung  das  Domizil  des  Schuldners  aufsuchen,  ist,  wie 
z.  T.  ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  lediglich  an  eine  vorbeu- 
gende Maßregel  gegen  mißbräuchlichen  Repressalienarrest  gedacht 2). 
Nur  vereinzelt  wird  das  forum  arresti  unzweifelhaft  vertraglich  aus- 
geschlossen3),  eine  Möglichkeit,  auf  die  übrigens  das  Stadtrecht  von 
Kleve4)  bei  seiner  Erörterung  des  Arrests  ausdrücklich  hindeutet. 

In  höherem  Grade  ward  dagegen  das  forum  arresti,  wie  schon 
oben  angedeutet5),  durch  die  Normen  beschränkt,  welche  zu  Gunsten 
des  Gerichtsstandes  gewisser  Einwohnerklassen  eines  Territoriums 


')  Ohne  Weiteres  z.  B.  in  Hildeshe im- Hannover  (12J>8),  Hann. 
Vrk.  B.  nr.  70:  Lfibe|ck-Hamburg-Wisniar  usw.  (1358).  Lfib.  f.  B.  nr.  310. 
L'nter  ausdrücklichem  Hinweis  darauf,  dall  mißbräuchlicher  Arrest  gegen 
Dritt«  ausgeschlossen  bleibe,  z.  B.  in  Hamburg- Wursten  (1238),  Hamb. 
U.B.  S.  441;  Flandr.  Priv.  für  die  Kauf),  des  röm.  Reichs  (1252),  Lfib. 
l\  B.  Inr.  180:  N  imwegen  -  Köln  (1278),  Lacomblet  II  S.421:  Arnstadt- 
Krfurt  (1283),  Arnst.  r.  B.  S.  23. 

')  Ausdrücklich  /..  B.  in  Boppard-Köln  (1252),  Genglcr  Cod.  S.  250: 
Flandr.  Priv.  für  die  Kaufl.  des  röm.  Reichs,  s.  oben  Anmerkung  1: 
Bremen -Kinsgau  (1255),  Khmek  I  S.  307:  Landfr.  der  Gebiete  zw.  Rhein, 
Lahn  und  Main  (1265)  3  und  5,  Böhmer  l\  B.  I  S.  122:  Soest- Köln  (1276), 
Seibertz  I  S.  400;  N i  m  w  egen -Kol n  (1278),  s.  oben  Anmerkung  1.  Nicht 
ausdrücklich  z.  B.  in  Oldenzaal-Koesfeld  (1261),  Wilmans  nr.  6S5. 

3j  Münster-Osnabrück- Soest -Dortmun  d  (1277)  8,  Osn.  U.  B.  III 
nr.  598:  si  aliquis  civis  de  altera  predLtar.tm  eh'itatutu  in  alteram  negotiationis  seu 
<ilia  quaeunique  de  causa  venerit,  nee  if>se  nee  res  sue  defie/it  iöi  a  quoquam  Iwminum 
cbH^ari  seu  etiam  arrestari,  sed  siquis  ibidem  eontta  eum  aliquid  duxerit  proponendwu, 
mittetur  in  iwitntctn,  in  qua  facit  resiitentiam  ille  ret/s,  et  eonsu/es  ervitotis  illius 
faeient  aefori  de  ipso  eorum  <oneive  Jieri  eorum  eivitatit  iustuiam  expediltm;  Hildes- 
heim-Hannover (1310),  Hann.  L\  B.  nr.  101:  Halberstndt-Ojiedlin- 
burg  (1326),  Höfer  dtsche.  Urk.  II.  nr.  106:  Landfr.  des  In  land.  Deutsch- 
ordens uud  Rigas  mit  Littauen,  I'olozk  u.  W i t ebsk  (1338)  II,  Hans. 
I  .  B.  II  S.  277. 

*)  (Nach  1424)  101»  §  I,  ZR(1.  10  S.  23!>. 

'■>)  S.  24.  25. 
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bestanden.  Insbesondere  griffen  sie  Platz  zum  Vorteile  des  Adels, 
der  Dienstmannen,  meist  ganz  allgemein  gefaßt,  seltener  nur  auf 
solche  Angehörige  des  Standes  bezogen,  die  außerhalb  der  Stadt 
ihren  Aufenthalt  besaßen  und  nur  vorübergehend  in  derselben  er- 
schienen. Ob  nun  rein  negativ  das  Stadtgericht  für  Klagen  um 
Schuld  gegen  derartige  Personen  als  unzuständig  bezeichnet  *)  oder 
positiv  das  Hof-,  Land-,  Dienstmannengericht  als  das  zur  Ent- 
scheidung solcher  Streitigkeiten  berufene  Gericht  genannt  wurde5), 
jedenfalls  war  der  Kitter,  auch  wenn  er  in  der  Stadt  verweilte,  in 
solchem  Falle  nicht  zu  zwingen,  auf  Ladung  des  Klägers  vor  dem 
Stadtgericht  zu  erscheinen.  Auch  ein  Zwang  durch  Besetzung  der 
Person  oder  des  Gutes  des  Schuldners  durfte,  sollten  jene  Vor- 
schriften praktische  Wirkung  äußern,  nicht  Statt  haben,  wie  häufig 
ausdrücklich  ausgesprochen  wurde 3).  Der  tatsächliche  Zustand 
freilich  mochte  mit  der  Theorie  nicht  selten  in  Widerspruch  treten. 
So  soll  nach  einem  Vorhaben  Karls  IV.  die  im  Weichbild  Lübau 
gesessene  Ritterschaft  fortan  ausschließlich  im  Hofgericht  zu  Bautzen 
und  nicht  mehr  vor  dem  Stadtrichter  in  Löban  zu  Recht  stehen. 
Hiergegen  wendet  sich  die  Ritterschaft  mit  der  Begründung,  sie 

■)  Pritzwalk  Stadtr.  (1256)  14,  Gengier  St.  R.  S.  364;  Brieg  Rechu- 
bestät.  (1324)  18,  Koni  S.  102:  Freicnwalde  Priv.  (1338),  Riedel  I.  XVUI 
S.  111  nr.  22.    Vgl.  auch  Wien  Stadtr.  (12%)  15,  Keutgen  l'rk.  S.  215. 

2)  Braunschweig  Otton.  Stadtr.  (13.  Jahrh.)  17,  Hänselmann  I  S.  5: 
Bremen  Gerh.  Revers.  (1246)  3,  Keutgen  l'rk.  S.  173:  Neu-Salz wedel 
Priv.  (1247),  Riedel  I.  XVI.  S.  3  nr.  5:  Rngenwaldc  RcchUbr.  (1312)  13. 
Gengier  St.  R.  S.  388;  Görlitz  Kntseheid.  des  König«  von  Böhmen  (1329  . 
Tzschoppe  S.  528:  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  14,  RöUler  II  S.  10.  Vgl. 
auch  Diepholz  Priv.  (1318),  Gengier  Cod.  S.  759,  und  Braunschweig 
Huldebrief  (1371)  15  mit  Verweis  auf  1299,  Hänselmann  U.  B.  I  S.  58.  S. 
auch  Köhlis  I  S.  207.  221. 

3)  Braunschweig  (13.  Jahrh.)  17,  oben  Anmerkung  2:  Zusicherung 
der  Pürsten  von  Werle  (1276),  Mecklb.  l\  B.  II  S.  553:  Diepholz  (131$]. 
oben  Anmerkung  2:  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R.  II.  2  d.  73,  Laband  S.  51 
(höhere  Dicnstleute!),  und  Magdeburg  Reehtsbezeuguug  (1369),  Kom  S.215: 
lelzcn  Rcehtsbr.  (1371)8,  Gengier  St.  R.  S.  496.  Nach  Braunschweig 
Stadtr.  (1401)  76,  Hänselmann  I  S.  107,  nehmen  ort  mti;htdt  unde  ore  kne,kJe 
an  dem  Gerichtsstands-  und  Arrestprivileg  der  herzogl.  Dienstmannen  nicht 
teil.  Anders  steht  es  mit  den  brohz:cn  der  Vasallen  in  der  Görlitzcr  Ent- 
scheidung und  mit  den  homhits  tiobilium  rt  vibiisterialium  in  Bremen,  oben 
Anmerkung  2.  Vgl.  auch  Hildes  he  im  Stadtr.  (um  1300)  92,  Doebner  l*.  B. 
I  S.  288. 
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fürchte  dann  von  der  Bürgerschaft  auch  wegen  unbedeutender 
Schuldfordeningen  in  allzu  hohem  Maße  durch  Arrest  belästigt  zu 
zu  werden '). 

Gewisse  Einschränkungen  erlitt  der  erwähnte  Rechtszustand 
schon  dadurch,  daß  Personen  adeligen  Standes  gestattet  ward,  sich 
freiwillig  vor  dem  Stadtgericht  auf  eine  gegen  sie  angestellte  Klage 
einzulassen  -) ;  immerhin  konnten  sie  u.  U.  selbst  in  einem  solchen 
Falle  verlangen,  den  ihnen  zukommenden  Eid  vor  ihrem  Sonder- 
jrericht  ableisten  zu  dürfen3).  Oder  er  wurde  dadurch  eingeengt, 
daß  nur,  wenn  beide  Parteien  privilegierten  Standes  waren,  das 
Stadtgericht  für  unzuständig  erklärt  wurde4).  Schließlich  aber 
ward,  von  dem  Falle  der  Rechtsweigerung  ganz  abgesehen5),  gerade 
bei  Klage  um  Schuld  einer  Anzahl  von  Städten  der  Vorzug,  daß 
vor  ihrem  Gericht  die  ritterlichen  Personen  nicht  allein  klagen6), 
sondern  auch  Recht  leiden  mußten7).    Damit  war  dann  auch  die 


')  Die  Ritterschaft  Lübau»  an  Karl  IV.  (1348),  Tzschoppe  S.  559. 
»)  Salzwedel  Rechtsbrief  (1273),  Pufendorf  III  App.  S.  400. 

3)  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  452,  RöMer  II  S.  211;  vgl.  dazu 
Brünn  14,  oben  S.  66  Anm.  2. 

4)  Egcr  Priv.  (1279)  21,  Gaupp  St.  R.  I  S.  192. 

5)  Vgl.  z.B.  Braunschweig  (13.  Jahrh.)  17  und  (1371)  15.  16,  oben  S.  66 
Anm.  2:  Zusicherung  der  Fürsten  von  Werlo  (1276),  oben  S.  66  Anm.  3; 
Diepholz  (1318),  oben  S.  66  Anm.  2. 

6)  Kuhns  I  S.  222  scheint  das  Gegenteil  als  die  Regel  hinstellen  zu 
wollen.  Doch  trifft,  soviel  wir  sehen,  einzig  Salzwedel  Rechtsbr.  (1273), 
Pufendorf  III  App.  S.  400,  mit  dem  Satze :  si  ipsi  (sc.  milites  et  famuli)  ab  aliis 
Burgemibus  non  cor am  nobis  sed  coram  iudice  civitatis  super  hy  s  de  quibuf 
tnovent  querimoniam  volunt  iustitiam  co  »sequi,  eidein  (sc.  milites  et  famuli) 
coram  eodtm  iudice  statim  respondeant  accusati  eine  Bestimmung,  die  so  ausgelegt 
werden  könnte.  Im  Übrigen  müssen,  wie  das  auch  das  Natürliche  ist,  die  Pri- 
vilegierten als  Kläger  im  Stadtgericht  erscheinen:  Braunschweig  (13.  Jahrh.) 
18,  oben  S.  66  Anm.  2:  Land  fr.  für  das  Gebiet  zw.  Rhein,  Lahn  und  Main 
(1265)  8.  3,  Böhmer  Y.  B.  I  S.  122;  Duderstadt  Priv.  (1314),  Jäger  nr.  14; 
Prag  Schöffenurt.  für  Glatz,  Rüttler  I  nr.  14.  In  Kger  Priv.  (1279)  18, 
Oaupp  St.  R.  I  S.  192,  heißt  es  sogar  von  dem  coram  suo  iudice  belangten 
auswärtigen  Kdcln  oder  Dienstmann:  si  /orte  ipsum  civem  reconvencrit ,  m'si 
forte  (sc.  civis!)  volucrit,  coram  iudice  civitatis  sibi  tenetur  tantummodo  i espondere. 

")  Bremen  Priv.  Gerh.  IL  (1233),  Gassel  Samml.  S.  124  (vgl.  dagegen 
oben  S.  66  Anm.  2);  Breslau  Priv.  (1263),  Korn  S.  30,  unter  Vorbehalt  der 
Berufung  an  die  herzogliche  curia;  Schweidnitz  Priv.  (1281),  Tzschoppe 
S.  397  (vgl.  oben  S.  43  Anm.  1);  Kger  Priv.  (1279)  21.  Ganpp  St.  R.  I  S.  192 
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Ausübung  des  Arrests  gegen  sie  förmlich  gestattet  ').  Auch  hier 
ist  meist  nur  von  den  milifes,  den  nobile*  im  allgemeinen  die  Rede. 

Im  Gegensatz  zur  Ritterschaft2)  genossen  Landbewohner  nicht- 
ritterlichen Standes,  welche  entweder  vom  Stadtherrn  oder  von 
dessen  Uroüen  und  Ministerialen  abhängig  waren,  nur  selten  der 
Freiheit  von  Arrest  und  Ladung  im  Stadtgericht3).  Oft  bezoi; 
sich  ein  bestehendes  Privileg  auch  nicht  auf  die  unfreien  und 
hörigen  Bauern  im  allgemeinen,  sondern  nur  auf  die  Bewohner 
eines  bestimmten  Ortes1).  Ward  in  einem  solchen  Falle  im  Sonder- 
gericht des  beklagten  Bauern  Recht  geweigert,  so  trat  natürlich 
das  Stadtgericht  ein5),  das  im  allgemeinen  überhaupt  für  Ladung 


Magdeburg  Rechtsbezeugung  der  Schöffen  (1369),  Korn  S.  215  (niedere 
Dieiistmanncn!):  Kölner  Schied  (1258),  Klage  HI  des  Erzb.  und  Entach. 
duzu,  Kcutgen  Urk.  S.  159.  168:  Landfr.  (1265)  5  und  3,  oben  S.  CT  Anm.6. 
Freiberg  i.  S.  Stadtr  (1296-1307)  XLI  §  1,  Ermisch  S.  23!».  -  I  ber  Kon- 
traktsgerichtsstand vgl.  oben  S.  53  Amn.  3. 

')  Vgl.  die  letzten  drei  Belege  der  vorigen  Anmerkung,  sowie:  Breslau 
Uechtss.  für  Ubigau  (128U)  4,  Korn  S.  49  (vgl.  dazu  über  „Landleute-  §  1 
und  dagegen  Tzschoppe  Kinl.  S.  210):  Brunn  Stadtr.  (nach  1300)  39,  Rößler 
IIS.  361:  Duderstadt  Priv.  (1314),  Jäger  nr.  14:  Löbau  Priv.  (1329  • 
Tzschoppe  S.  528:  Königsfeld  Rechtsbrief  (1360)  4,  Gengier  St.  R.  S.  225; 
Liegnitz  Rechtsmitt.  an  Karl  IV.  (1369),  Korn  S.  218;  Perleberg  Priv. 
(1403),  Riedel  I.  III  S.  409  nr.  118.  Vgl.  auch  Eger  Priv.  (1279)  20,  Gaupj» 
St.  R.  I  S.  192:  Freiburg  i.  U.  Mandl".  (1249)  73,  wo  milites,  die  in  die  Stadt 
kommen,  nur  per  ins  tum  sculh/i  arrestiert  werden  dürfen  ((Jaupp  St.  R.  11 
S.  96):  Ulm  Stadtr.  (1296)28,  Keutgen  Urk.  S.  193. 

8)  Dies  wird  auch  ausdrücklich  hervorgehoben:  Freienwalde  Priv. 
(1338),  Riedel  I.  XVIII  S.  111  nr.  22;  Neu-Salzwedel  Priv.  (1247),  Riedel 
I.  XVI  S.  3  nr.  5:  Görlitz  Entscheid,  des  Königs  von  Böhmen  (1323). 
Tzschoppe  S.  528:  Uelzen  Rechtsbrief  (1371)8,  Gengier  St.  R.  S.  496. 

3)  Bremen  Gerb.  II.  Revers.  (1246)  3,  Keutgen  Urk.  S.  173:  Marien- 
burg Handfeste  (1276)  9  zum  Teil  (vgl.  6),  (Neugier  St.  R.  S.  277:  Zusiche- 
rung der  Fürsten  von  Wei  le  (1276  ,  Meckl.  U.  B  II  S.  553:  Erklärung  der 
Grafen  v.  Schwerin  (1279).  Meckl.  U.B.  II  S.  610:  Dieph  ol  z  Priv.  (1318  . 
Gengier  Cod.  S.  759:  Paderborn  Priv.  Best.  ( 1327),  Philippi  S.  99:  lUnzig 
Handf.  (1378)  3,  Gvngler  <od.  S.  712. 

*)  Goslar  Statuten  (1290),  <;<>sl.  U.  B.  II  S.  417:  Duderstadt  Priv. 
für  Obernfeld  (1320;,  Jäger  nr.  18:  München  Stadtr.  Buch  (1347)  185. 
Auer  S.  71. 

b)  Bremen,  Werlo,  Schwerin,  Diepholz  (s.  Anmerkung  3). 
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und  Arrest  hei  Klagen  um  Schuld  gegen  Bauern  als  zuständig  be- 
trachtet wurde1)- 

2.  Klagen  um  Out. 

a)  Bei  Klagen  auf  bewegliches  (tut  soll  es  bezüglich  des 
Gerichtsstandes  einen  Unterschied  machen,  ob  mit  Anefaug  oder 
oder  ob  schlicht  geklagt  wird. 

Im  erstgenannten  Verfahren  wird  „der  Besitz  des  Beklagten 
vor2)  Anstellung  der  Klage  durch  das  Ergreifen  der  Sache  von 
Seiten  des  Klagers  festgestellt"  und  dies  Ergreifen  alsbald  vor 
Gericht  in  rechtsformltcher  Weise  wiederholt;  alsdann  ist  zur  Ver- 
handlung und  Entscheidung  eben  das  Gericht  zuständig,  in  dessen 
Bezirk  die  (außergerichtliche)  Ergreifung  stattfand3).  Dem  ist 
zuzustimmen.  Insbesondere  war  auch  ohne  eine  weitere  Voraus- 
setzung die  Ausübung  des  Anefangs  von  Gast  gegen  Gast  gestattet4). 

Für  schlichte  Klage  um  Gut  soll  dagegen  nur  „das  persön- 

l)  Vgl.  die  oben  S.  68  Anm.  2  angefahrten  Stellen,  sowie  ferner  bezüg- 
lich der  Zulässigkeit  des  Arrests:  Mühlhausen  Stadtrecht  (1230  bis 
1250),  Herquct  S.  621:  Alten  bürg  Stadtr.  (1256)  28,  Gaupp  St.  R.  I  S.  212; 
Breslau  Rechtss.  für  Glogau  (1280)  4,  Korn  S.  49:  Frankenberg  Rechts* 
brief  (1294),  Kuchenbecker  Cod.  V  S.  183;  Wismar  Ratswülk.  (1306), 
Bunneister  K.  A.  S.  11:  Dndcrstadt  Priv.  Best.  (1314),  Jäger  nr.  14; 
Goldberg  Priv.  (1325)  5,  Tzschoppe  S.  511:  Heiligenstadt  Willkür 
(1335)  31.  159,  Wolf  t*rk.  S.  10.  28:  Göttingen  Statut  (1354?),  Pufendorf 
III  App.  S.  199;  Königsfeld  Rechtsbr.  (1360)  4,  Gengier  St.  H.  S.  225: 
Li.  gnitz  Recbtsmitt.  an  Karl  IV.  (1369),  Korn  S.  218:  Perleberg  Priv. 
(1403),  Riedel  I.  III  S.  409  nr.  118:  Magdeb.  Bn-sl.  syst.  Sch.  R.  II.  2  d.  73, 
La  band  S.  51.  Bezüglich  der  Zulässigkeit  der  Klage  überhaupt: 
Schweidnitz  Priv.  (1281),  Tzschoppe  S.  397;  Brünn  Schöffenb.  (um  1350) 
108,  Rößler  II  S.  57;  Magdeburg  Rcchtsmitt.  an  Karl  IV.  (1369),  Korn 
S.  215;  Landfr.  der  Gebiete  zw.  Rhein,  Lahn  u.  Main  (1265)  3  mit  5, 
Böhmer  ü.  B.  I  S.  122. 

')  Dies  das  Regelmäßige;  über  Ausnahmen  in  späterer  Zeit  siehe 
Planck  I  S.  836  ff. 

*)  Planck  I  S.  836.  828,  auch  S.  82,  unter  Anführung  von  Magdeb. 
Rechtabr.  für  Herzog  von  Schlesien  (1201  —  1238)  8,  Laband  RQu.  S.  5,  und 
Glogau  Rechtsaufz.  (1302)  2,  Tzschoppe  S.  444.  In  demselben  Sinne  Stobbe 
Gerichtet  S.  445. 

*)  Magdeb.  Fr.  I.  13  d.  1,  Behrend  S.  129.  Vgl.  auch  speziell  bei 
Anefang  wegen  gestohlener  Sachen:  Mnhlhausen  Stadtr.  (1230 — 1250), 
Herquet  S.  619:  Dortmund  Stadtb.  (1350—1400)  63  mit  62,  Frensdorff 
S.  83.  82. 
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liehe  Gericht  des  Verklagten"  zuständig  gewesen  sein1)-  Freilich 
existierte,  darin  ist  Simon2)  zuzustimmen,  keine  Regel,  die  die 
Zuständigkeit  für  die  schlichte  Klage  lediglich  von  der  Anwesen- 
heit des  Streitgegenstandes  in  dem  hetrefifenden  Gerichtsbe/.irke 
abhängig  gemacht  hätte  3).    Aber  die  schlichte  Klage  ist  ja  Ober- 
haupt von  der  körperlichen  Anwesenheit  der  Sache  in  der  Gerichts- 
verhandlung unabhängig.    Und  es  wiire  nicht  recht  verständlich, 
weshalb  das  Stadtrecht,  das  Klagen  der  Gäste  unter  einander  um 
ausserhalb  kontrahierte  Schuld  zuließ,  gerade  bei  Klagen  um  be- 
wegliche Habe  einen  engeren  Standpunkt  eingenommen  haben  sollte. 
Um  so  weniger  verständlich,  als  sich  die  Klage  um  Schuld  in  eine 
schlichte  Klage  um   Gut  verwandeln  konnte4).  —  Daß  in  der  Tat 
auch  bei  der  schlichten  Klage  um  Gut  in  späterer  Zeit  ein  ahn- 
licher Grundsatz  herrschte   wie  bei  den  Klagen  um  Schuld,  der 
nämlich,  den  Schuldner  nicht  nur  in  seinem  Domizil,  sondern  da 
zu  belangen,   wo  man  seiner  habhaft  werden  konnte,   ist  ver- 
schiedentlich bezeugt.    So  bestimmt  einmal  das  Stadt  recht  von 
Celle  (1301)  §§  14  und  15: 

Sinlich  man  enen  gast  anspricht  urnm*'  scult,  dene  mot 
he  wol  ujdiulden,  wunte  he  dat  richte  htbben  nwghe.  Umtut 
nicht  bekant  gut  *cal  de  cronc  den  man  holden,  icante  dem< 
rlegere  recht  geschehe 

Hier  ist  eine  schlichte  Klage  auf  Gut  gemeint,  die  jemand 
(Bürger  oder  Gast)  gegen  einen  Gast  «anstellt,  welcher  außerge- 
richtlich, wie  aus  dem  Zusammenhang  mit  §  14  folgt,  seine  Ver- 
pflichtung zur  Herausgabe  einer  Sache  oder  gar  deren  Besitz  ab- 
geleugnet hat.  Die  Sache  selbst  ist  überhaupt  nicht  zur  Stelle. 
Sonst  würde  der  Gläubiger  gemäß  §  .HO  a.  a.  0.  das  Anefangsver- 
fahren  wählen  und  nicht  den  Mann,  sondern  die  Sache  besttten  undt 

')  Laband  vorm.  Kl.  S.  103,  der  sich  auf  Stobbc  (lorichtsst,  S.  445  ff 
bezieht,  wo  indessen  lediglich  von  Anefang  gehandelt  wird.  S.  auch  Simon 
S.  51»  und  57. 

2)  S.  16  und  17,  sowie  S.  56  und  57. 

:<)  Vgl.  oben  S.  39  Anm.  3:  Je  rebus  [in  Cclonin]  fuibitis. 

*)  Vgl.  Planck  1  S.  494.  495  und  836.  837. 

w)  Oengler  Cod.  S.  480:  das  Stadtrecht  stimmt  im  wesentlichen  mit 
dem  Rraunsclnveig.r  Ott.minnum  (13.  Jahrb.)  überein,  doch  ist  gerade 
§  15  ein  dem  letzteren  unbekannter  Zusatz. 
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dar  up  klagen1);  denn  auf  diese  Weise  wäre  er  einmal  vor  der 
Entziehung  eines  Vollstreckungsobjekts  geschützt,  zweitens  aber 
wäre  auch  der  Nachweis  der  Passiv legitimation  des  Beklagten, 
nämlich  der  Nachweis  des  Besitzes  der  Sache,  sichergestellt2). 

Zweitens  aber  ist  schlichte  Klage  um  Gut  in  einem  dritten 
Gericht  voraussetzungslos  dem  Gast  gegen  den  Gast  erlaubt. 
Magd.  Fr.  II.  5  d.  1  bestimmt,  daß  man  wegefertigen  fern  wohnenden 
Gästen  und  ebenso  wegefertigen  Bürgern  soll 

umme  scholl  und  umb  varnde  habe  ytagis  inchten*). 

Anefang  steht  hier  nicht  in  Frage;  denn  bei  Anefang  galt 
überhaupt  die  uneingeschränkte  Kegel:  deprehvmus  in  eodem  laco 
respondebü*),  und  mindestens  würde  der  Ausdruck  umb  carnde  habe 
auch  die  schlichte  Klage  einschließen.  Über  die  Passivbeteiligten 
verhält  sich  die  angeführte  Stelle  nicht.  Sie  setzt  lediglich  Er- 
fordernisse für  die  Kläger  fest,  gestattet  ihnen  aber  bei  deren 
Vorhandensein  wie  die  Klage  um  Schuld 5),  so  auch  die  Klage  auf 
Gut  gegen  jedermann,  er  sei  nun  Bürger  oder  aber  Gast. 

Es  mag  außerdem  darauf  hingewiesen  werden,  daß,  von  den 
möglichen  strafrechtlichen  Folgen  abgesehen6),  die  Anefangsklage 
für  den  Gast  mit  gewissen  Erschwerungen  verknüpft  sein  konnte, 
die,  hätte  ihm  in  einem  auswärtigen  Gericht  die  schlichte  Klage 

1)  Glosso  zum  SLdR,  III.  23  §3.  In  dieser  Stelle  kommt  die  spätere 
Entwicklung  des  Anefangs  zum  Ausdruck,  die  seinen  ursprunglich  strafrecht- 
lichen Charakter  in  den  Hintergrund  treten  und  ihn  als  arrestatorische  Maß- 
regel erscheinen  läßt  (Planck  I  S.  835-839,  II  S.  370);  dazu  stimmt  Cello 
Stadtr.  (1301)  15  und  30,  zusammengehalten  mit  Hraunschweig  Otto- 
nianum  26. 

2)  Celle  a.a.O.  30  und  Braunschweig  Ottonianum  2G:  Letzteres 
schreibt  überhaupt,  ersteres  sobald  die  Anefangsklage  auf  Diebstahl  oder 
Raub  gestützt  wird,  öffentliche  Verwahrung  vor.  Im  Übrigen  läßt  Celle  30 
freilich  die  betreffende  Sache  in  der  Hand  des  Schuldners,  eine  Hegel,  die 
indessen,  sobald  letzterer  ein  Gast  war,  gemäß  dem  arrestatorischen  Charakter 
des  Anefangs  nicht  zur  Anwendung  gelangt  sein  dürfte  (s.  unten  Kap.  IV). 

*)  Behrend  S.  172. 

*)  Magd  ob.  Rechtsbr.,  oben  S.  69  Anm.  3:  in  eodtm  loco  =  auf  der 
Stelle  (Planck  I  S.  828  Anm.  10). 

5)  Klage  von  Gast  gegen  Gast  um  außerhalb  kontrahierte  Schuld  im 
Gaatgcricht:  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R.  I.  26,  Laband  S.  11,  und  über- 
haupt unten  Kapitel  VI. 

«0  Laband  venu.  Kl.  S.  94. 
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gegen  einen  anderen  (last  oflen  gestanden,  ihn  des  Vorzugs  einer 
Verhandlung  häufig  hätten  berauben  müssen.  Die  Anefangsklage 
war  nämlich  nicht  selten  von  besonderen  Sieherstellungen  abhängig 
gemacht,  wenn  ein  Gast  sie  erheben  wollte1). 

Die  Klage  um  Gut  mußte  übrigens,  auch  wenn  sie  ohne 
Anefang  angestellt  war,  notgedrungen  in  ein  für  beide  Parteien 
fremdes  Gericht  gespielt  werden,  wenn  diese  sich,  wie  z.  B.  das 
Magdeburgische  Recht  im  Gegensatz  zum  Goslarischen  und  Ham- 
burgisehen  vorschrieb,  in  das  Gericht  des  Geweren  begeben  mußten  '). 

b)  Für  Klagen  um  unbewegliches  Gut,  um  Erbe  be- 
stand im  Gegensatz  zu  andern  Klagen  ein  ausschließlicher  Ge- 
richtsstand, das  forum  rei  sitae3).  Auch  Evokationsprivilegien 
schützten  in  solchem  Falle  nicht  gegen  eine  rechtswirksame  Ladung 
in  ein  auswärtiges  Gericht1).  Umgekehrt  durfte  der  Eigentümer 
in  einem  andern  Gericht  solange  nicht  um  das  Erbe  angesprochen 
werden,  als  nicht  im  forum  rei  sitae  Recht  geweigert  worden  war'u 
Eine  Ausnahme  bedeutet  der  Satz  des  Hamburgischen  Stadt- 
rechts: 

.  .  .   Vnde  umme  erre,   dat  buten  desseme  wicbelde  b€ 
legen  is,  schal   men  to  rechte  körnen  an  dat  richte,  dar  dat 

')  Dafür,  dat  he  syner  klaght  volghe :  Dortmund  Stadtb.  (1350— 1400)  63, 
Frcnsdorff  S.  83:  dafür,  daß  er  die  mit  Ariefang  geforderte  Sache  nicht  in 
rechter  Fehde  (vgl.  Laban d  venu.  Kl.  8.  77)  verloren  und  deshalb  zur  An- 
stellung der  Klage  ein  Hecht  habe:  Braun  schweig  Krweit.  Stadtgrs. 
Samml.  (1377— 1380)  Hänsclmann  1  S.  69.  Der  Uast  s«dl  auch,  bevor  er 
den  Anefang  vollzieht,  solche  Zeugen  stellen,  die  die  vermutliche  Berechti- 
gung des  Anefangs  versichern  (Hraunschweig  a.  a.D.). 

a)  Hierüber  linden  sich  bei  Simon  (S.58—  66)  noch  nähere  Ausführungen. 

3)  Planck  I  S.  47  IV.,  Simon  S.  21  ff.  —  Auch  wer  sonst  privilegirten 
Gerichtsstandes  war,  konnte  sieh  dem  Gericht  der  belegenen  Sache  nicht 
entzieheu  (Brünn  Schöffenbuch  —  um  1350  —  32.  bei  Kollier  II  S.  IT). 
Vgl.  oben  S.  4. 

*)  Simon  S.  21.  22  und  ferner  Strasburg  Priv.  Lothars  (1129), 
Kentgen  l'rk.  S.  8,  und  Oldenburg-Bremen  (1243).  Khmck  I  S.  258.  Nur 
Frankfurt  a/M.  Stadtr.  (1297)  2,  Kentgen  l'rk.  S.  188,  verlangt  zunächst 
Klage  in  der  Stadt  und  verweist,  nachdem  dies  geschehen,  den  beklagten 
Bürger  vor  das  Gericht  der  belegenen  Sache.  Wenn  Karl  IV.  in  einer 
Privilegsbestätigung  für  Köln  (1355),  Lacomblet  III  S.  456,  es  verbietet, 
die  Bürger  propicr  positssioncs  aus  der  Stadt  zu  evocieren,  so  sind  dabei 
jedenfalls  Kölner  Grundstücke  genieint 

5)  Kassel  Bcchtsbest.  (1239;  6,  Gengier  K..d.  S.  468. 
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gud  belegen  u;  it  ne  teere  ntso>  <l<it  it  beide  vuse  horgltere 
weren,  den  dat  gud  to  Horde:  de  Scholen  beide  umme 
dat  gud  hyr  to  rechte  körnen1). 

Diese  letzterwähnte  Vorschrift  hatte  ihre  guten  Erfinde. 
Einmal  besaß  das  Gericht  der  Heimatstadt  die  Möglichkeit,  seine 
beiden  Gerichtseingcsessenen  zur  Erfüllung  eines  Urteils  über 
auswärtiges  Erbe  indirekt  zu  zwingen,  ohne  in  die  Rechte  eines 
andern  Gerichts  einzugreifen.  Zweitens  brauchten  beide  Bürger 
nicht  den  immerhin  bedenklichen  Weg  in  ein  auswärtiges  Gericht 
anzutreten,  wo  sie  dem  Arrest  wegen  Klage  um  Schuld  ausgesetzt 
waren.  Zwar  heißt  es,  daß  im  Gericht  der  belegenen  Sache  nur 
auf  eine  Klage  wegen  dieser  Sache  geantwortet  zu  werden  brauche2). 
Aber  dieser  Satz  ist  lediglich  so  zu  verstehen,  daß  der  Eigentümer 
bei  andern  Klagen  einer  einfachen  Ladung  in  das  forum  rei  sitae 
nicht  zu  folgen  braucht.  Aber  einmal  kann  er  indirekt  durch 
Besetzung  seines  Grundbesitzes3)  zu  einem  Erscheinen  gezwungen 
und  zweitens,  wenn  er  um  einer  Klage  auf  Erbe  willen  erschienen 
ist,  nach  allgemeinen  Grundsätzen  wegen  anderer  Klagen  in  Person 
besetzt  oder  vor  Gericht  geladen  werden4). 

Nicht  zu  verwechseln  mit  diesen  bürgerlichen  Klagen  am 
Erbe  sind  Klagen,  welche  aus  einer  gegen  das  Grundstück  ge- 
richteten strafbaren  Handlung  entspringen,  ohne  daß  durch  diese 
—  vom  Täter  gewöhnlich  abgeleugnete  -  Handlung  ein  Recht 
an  dem  Grundstück  in  Anspruch  genommen  werden  sollte5).  Für 
solche  Fälle  gelten  die  Regeln  vom  Gerichtsstande  bei  strafbaren 
Handlungen.  Insbesondere  greifen  das  forum  delicti  commissi  und 
das  forum  deprehensionis  ein.  Die  Bestimmung  des  Hamburgischen 
Stadtrechts : 


')  (1270)  IX.  7,  Lappenberg  I  S.  51;  vgl.  Kleve  (unten  S.  74  Anm.  5). 
J)  Simon  S.  33.  34.    Planck  1  S.  79.  80. 
*)  Vgl.  Planck  II  S.  384. 

*)  Z.  P».  schreibt  der  Landfriede  der  Gebiete  zwischen  Rhein,  Lahn 
und  Main  (1265),  Böhmer  U.  B.  I  S.  122,  in  §  3  vor,  man  solle  stets  das 
Domizil  des  Beklagten  angehen :  in  §  4  heißt  es,  daß  bezüglich  (unbeweg- 
licher) Sachen  jeder  Recht  geben  und  nehmen  müsse  im  forum  rei  sitae, 
und  in  §  5,  daß  bei  Klagen  um  Schuld  jeder  da  beklagt  werden  dürfe,  wo 
man  ihn  antreffe. 

4)  Beispiele  für  solche  Verletzungen  bei  Planck  I  S.  821. 
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Mer  deit  en  gast  enen  unsen  bnrghere  weddersat  an  syncm 
gude,  dut  buten  dessen*  iricbelde  beleghen  is,  unde  wert  he 
bynncn  desseine  iricbelde  umme  de  sake  beclagcl,  he  schal  eme 
darumme  hi/r  rechtes  pleghen ') 

stellt  also  keine  Ausnahme  von  den  Kegeln  über  das  forum  rei 
sitae  dar2),  sondern  gestattet  die  gewohnliehe  Deliktsklage  im 
forum  deprehensionis.  Umgekehrt  bezieht  sieh  der  Satz  des  Stadt- 
rechts von  Brünn: 

Wier  rerle'when  auch  den  selben  pur  gern  czu  Brunne,  da: 
man  sie  van  iers  ertces  wegen  um  chainerlai  suche  in  ö»: 
lantgericht  aus  der  stat  ran  den,  die  de;  lantgerichte*  amptleu* 
sint,  .schal  laden ;  dach  nein  wier  czwu  sach  aus:  ist  da:,  </<f: 
sich  ein  purger  mit  unrecht  nnderwindet  eins  andern  mannt* 
erbe  ader  daz  er  czuprichet  rrecellich  geinerckt,  die  r zwischen 
erb  gemachet  sin%  umb  die  czwai  sache  mag  man  si<>  wol  in 
daz  lantgericht  laden3) 

auf  das  forum  delicti  commissi.  Bürger,  die  auf  Grund  und  Boden 
außerhalb  der  Stadt  sitzen,  sollen  —  man  sehe  namentlich  Brünn 
Stadtrecht  (1-243)  24 4)  und  (1319)  IIP)  —  gewissermaßen  auf 
Stadtboden  sitzen  und  nur  vor  dem  Stadtrichter  belangt  werden 
dürfen.  Begehen  sie  aber  unerlaubte  Handlungen  gegen  ebenfalls 
im  Landgerichtsbezirk  gelegene  Grundstücke  ihrer  Mitbürger*', 
so  können  sie  dieserhalb  ins  Landgericht  geladen  werden,  während 
als  forum  rei  sitae  das  Stadtgericht  anzusehen  ist. 

3.  Klagen  um  Ungericht  und  Frevel, 
a)  In  höherem  Grade  noch  als  bei  den  Klagen  um  Schuld 
das   forum  contractus   ist  bei  den  Klagen  um  Ungericht  und 
Frevel  das  forum  delicti  commissi  ein  von  Natur  gegebenes. 

•)  Oben  S.  73  Anm.  1. 
*)  So  unrichtig  Simon  S.  84. 
3)  (1292)  157,  Rrtßlcr  II  S.  378. 
*)  Kößler  II  S.  351. 

5)  Rößler  II  S.  385.  S.  auch  die  Citatc  f&r  andere  deutsche  Städte  bei 
Simon  S.  30,  sowie  Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  95  §  1,  ZUG.  10  S.  232. 

c)  Ks  liegt  kein  Grund  vor,  mit  Simon  S.  29  und  30  anzunehmen,  »lall 
hier  ausschließlich  Ausschreitungen  von  Bürgern  gegen  Grundstücke  von 
Landbewohnern  gemeint  seien. 
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Straftaten  drangen  im  Gegensatz  zu  Schuld  Verhältnissen  stets 
zu  rascher  Erledigung,  und  zwar  da,  wo  sie  begangen  sind 

Dem  Landrecht,  nämlich  SLdli.  III.  2.")  §  2  und  3,  ist  das 
erwähnte  Forum  wohl  bekannt.  Unzweifelhaft  kann  der  Verletzte 
bei  Ungericht  und  gewissen  Freveln-)  nicht  nur  im  Falle  der  Er- 
greifung des  Täters,  sondern  überhaupt  „auf  frischer  Tat  allhier 
die  Klage  erheben  mit  der  Wirkung  der  Verfestung  beim  Ausbleiben 
des  Täters3)".  Dagegen  leugnet  Planck4),  daü  das  sächsische 
Landrecht  bei  übernächtiger  Klage  eine  Evokation  des  abwesenden 
Täters  vor  das  Gericht  der  begangenen  Tat  gekannt  habe;  der 
Verletzte  habe  vielmehr  dem  Täter  in  solchem  Falle  vor  dessen 
ordentliches  Gericht  folgen  müssen,  es  sei  denn,  daß  er  ihn  später 
im  Gerieht  der  Tat  zufällig  angetroffen  habe.  Aber  wenn  auch 
zuzugeben  ist,  daß  SLdR.  I.  07  §  1  und  III.  13  einmal  zu  allge- 
mein gefaßt  sind,  als  daß  sie  diese  verneinende  Ansicht  wider- 
legen konnten,  und  daü  zweitens  in  ihnen  überhaupt  nur  die 
Frage  im  Vordergrund  steht,  ob  wegen  Ungericht  auch  bei  nicht 
handhafter  Tat  verfestet  werden  dürfe,  so  spricht  doch  gegen 
Planck  ein  Doppeltes.  Einmal  dasselbe,  was  oben5)  über  SLdR. 
III.  2.">  2  und  3  bezüglich  des  forum  contractu«  gesagt  worden 
ist.  Zweitens  aber,  daß  bei  Klagen  um  Ungericht  u.  s.  w.  die 
Möglichkeit  bestand,  durch  Antrag  auf  Verfestung  innerhalb  über- 
geordneter Gerichte  „die  räumliche  Wirkung  der  Verfestung  zu 
erweitern" b).  sodaü  im  Gegensatz  zu  den  Klagen  um  Schuld,  denen 
eine  Hilfsvollstreckung  in  einem  andern  Bezirk  als  dem  des 
Sprachgerichts  unbekannt  war,  ein  wirksames  Mittel  existierte, 
den  Beklagten  zum  Erscheinen  im  forum  delicti  commissi  zu 
zwingen. 

Auch  dem  Stadtrecht  ist  das  forum  delicti  commissi  und  die 


')  Vgl.  Löning  Rein.  Eid  S.  34. 

2)  Ganz  allgemein  war  bei  geringeren  Vergehen  Verfestung  möglich 
im  lü bischen  Recht  (Frensdorf  in:   Strals.  Verf.  Buch  S.  XXXII). 

3)  Planck  I  S.  74,  unter  Berufung  auf  SLdR.  I.  70  §  3,  I.  68  §  2  und 
III.  9  §  5. 

«)  I  S.  74.    Anders  Homeyer  Heim.    S.  58  und  97,  sowie  Simon  S.  96 
(vgl.  auch  S.  45.  46). 

»)  S.  49—51:  auf  S.  49  ist  SLdR.  III.  25  §  2  und  3  abgedruckt. 
«)  Planck  II  S.  303  und  304,  auch  S.  298. 
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Evokation  in  dieses  (iericht  wohl  bekannt').  Neben  dein  forum 
contractus  wird  es  in  §  (I  des  oben*)  genannten  kaiserlichen  Privi- 
legs von  1173  erwähnt: 

SV  quis  inseeulm  fuerit  mercaforem  de  maiori  Imn  ad  mino- 
rem, imponens  ei  aliquod  malum,  *i  querimoniam  prosequi 
roluerit,  rerertatur  cum  mercafcre  ad  focum  in  quo  malum 
tibi  fatetur  esse  illatum  et  coram  iudice  iuxticiam  camequafur. 
/V/w*  tarnen  quam  rerertatur  cnnquerens,  fidriussinnem  faciat 
mereatnri  quod  querimoniam  suam  in  maiori  loeo  jnosequi  rrlit. 
Quam  .vi  von  fuerit  e.rseeutus  et  de/eeerit  wurdum  ßdeiu**i- 
nnem  privs  facta  my  mereatorem  pro  yracamine  per  satisj actio- 
uem  siln  conti  liet.  Sed  si  peius  fidciussionem  merrafori 
de  prosequenda  querimnnia  non  fecerit,  mereatorem  nnn  yrnra- 
bit,  sed  in  pace  dimittet. 

Anzunehmen  ist,  daß  auch  hier,  wie  bei  den  Klagen  um 
Schuld,  der  Kläger  die  Hilfe  desjenigen  Gerichts  bei  der  Evo- 
kation in  Anspruch  nehmen  darf,  in  dessen  Bezirk  der  Delinquent 
verweilt;  andernfalls  würde  Rechtsweigerung  des  betreffenden 
Gerichts  vorliegen.  Auch  hier  ist  die  Evokation  nicht  davon  ab- 
hängig gemacht,  daü  handhafte  Tat  vorliegt.  Ebensowenig  ist 
das  in  den  zahlreichen  Magdeburgischen  Quellenstellen  der  Fall, 
die  Simon  dafür  anführt,  daü  man  in  Magdeburg  das  forum  de- 
licti commissi  gar  als  ein  ausschließliches  betrachtet  habe3),  und 
die  Planck  durch  die  Unterstellung  zu  beseitigen  sucht,  in  ihnen 
sei    lediglich    von    Klage    auf    handhafte    Tat    die    Rede 4 i; 

')  S.  im  allgemeinen  Planck  I  S.  80-82  und  Simon  S.  97—!)!).  Vgl. 
Köln  Schied  (1258;  Klage  der  cives  7,  Keutgen  Urk.  S.  KU.  170. 
a)  S.  51  bei  Anm.  2. 

3)  Simon  S.  97.  98,  namentlich  Magdeb.  Bresl.  syst  Sch.  R  II.  2  d. 
78  and  III.  2  d.  5,  Labarid  S.  53.  71,  sowie  Magdeb.  Fr.  I.  2  d.  20, 
Behrend  S.  53:  Alle  ungerkhte  ml  man  erst  (lagen  tinde  richten  in  dem  grrichte. 
do  dy  brücke  gesehen,  ab  man  do  geruhte  bekommen  mag. 

*)  Planck  1  S.  80  ff.,  bes.  S.  81  Ziffer  3.  Daselbst  legt  Planck  den  an 
Schweidnitz  (vor  1400)  erteilten  Magdeburger  Schöffenspruch  (fiaupj» 
Schles.  LK.  S.  2t>8  ff  )  nicht  richtig  aus.  Zwei  Schweidnitzer  haben  einander 
in  Breslau  geschlagen  und  verwundet:  der  eine  laßt  in  Breslau  seine  Wunden 
besehen  und  klagt  dort,  der  andere  klagt  in  Schweidnitz.  Bezüglich  des 
letzteren  wird  entschieden:  dat  un^eriehle  sclde  men  von  rechtis  wegen  hahin 
geelaget  in  deme  richte  dar  it  gesehen  tvaz,  aber  da  kein  Gegner  vorhanden  ge- 
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vielmehr  setzt  gerade  mit  Beziehuni?  auf  übernächtige  Klage 
ein  von  den  Magdeburger  Schöffen  an  Stendal  erteilter 
Spruch')  die  AusschlieÜIiehkeit   des  forum  delicti  commissi2) 


wesen.  der  rechte  Urteile  hätte  fragen  können,  so  hätten  die  Schöffen  von 
Schweidnitz  an  ihrem  Urteil  keine  Schuld.  Planck  meint  nun,  die  Schöffen 
hätten  wegen  Rechtshängigkeit  der  Sache  in  Breslau  nicht  in  Schweidnitz, 
richten  dürfen.  Aher  in  Breslau  hatte  der  Mann,  dessen  Klage  die  Schweid- 
nitzer Schöffen  stattgeben,  überhaupt  nicht  geklagt:  folglich  lag  keine  Rechts- 
hängigkeit dieser  Klage  vor  und  geben  auch  die  Magdeburger  Schöffen 
Rechtshängigkeit  nicht  zur  Begründung  ihres  Spruches  an.  —  Dieselben 
Bedenken  bestehen  gegen  Planck's  Auslegung  von  Magdcb.  Bresl.  syst. 
Seh.  R.  II.  2  d.  78. 

>)  (1333)  VII,  Behrcnd  Urt.  Buch  S.  36. 

r)  Ein  Bürger  von  Seehausen  ist  in  einem  auswärtigen  Landgerichts- 
bezirk  erschlagen  worden;  des  quam  des  dodes  manne s  vader  unde  brodeie  unde 
deden  t'ce  elaghe  in  der  sind  to  Sehnsen  dar  he  eyn  borgh:r  was;    de  dridde  ehghe 
war/  uf  ghesloten  (wahrscheinl.      de/erre,  verweisen)  mit  ordel  unde  mit  ruhte. 
Daß  dieser  dritten  Klage  nicht  stattgegeben  wird,  ist  nach  Ansicht  der 
Magdeburger  dann  gerechtfertigt,  wenn  der  Grund,  weshalb  nicht  vor  dem 
Gericht  der  begangenen  Tat  geklagt  zu  werden  brauchte  (van  vruehten  unde 
van  an^heste  Ihres  unde  ghudes) ,  nicht  mehr  stichhaltig  erscheint,  nachdem 
nämlich  des  Mörders  Freunde  den  clegheren  da/  g/teboden,  da/  si  aldar  quemen, 
se  uwldem  se  verliehen.    Dann  soll  der  Kläger  sine  rlag/te  dar  (d.  h*  im  aus- 
wärtigen Gericht)  vul  vuren    Letzteres  ist  nur  in  der  Form  möglich,  daß 
(anders  als  die  in  der  Anfrage  ausgesprochene  Ansicht  will)  auch  im  aus- 
wärtigen Gericht  wieder  zu  drei  Dingen  geklagt  wird  (unde  ist  iiat  he  wol 
de  —  erste  —  (laghe  vul  vort  dare  dar  de  mort  gheseen  is,  doeh  mach  he  de  anderen 
—  zwei  —  elaghe  dar  na  ok  wol  vulvoren).    Behrend  Urt.  Buch  S.  39  mißver- 
steht diese  letzten  Worte,  wenn  er  meint,  auch  nach  Beendigung  des  Ver- 
fahrens im  auswärtigen  Gericht,  d.  h.  nach  Erhebung  der  einen  dritten,  noch 
aus   dem  städtischen  Verfahren  restierenden  Einzelklage,  dürfe  der  Kläger 
noch  einmal  in  Seehausen  klagen  (de  anderen  dagkt  vulvoren).    Die  Stelle  ist 
freilich  insofern  unklar  gefaßt,  als  sie  unter  dem  Wort  elaghe  ein  Doppeltes 
versteht,  nämlich  einmal  die  in  jedem  einzelnen  Termin  vorzubringende 
Klage,  zweitens  die  Gesamtheit  der  drei  einzelnen  Klagen,  welche  erst  Ver- 
urteilung herbeiführen  kann.   Wenn  Behrend  S.  37  sich  für  seine  Auslegung 
auf  die  Analogie  eines  bei  ihm  zum  Abdruck  gebrachten,  1313  dem  Lande 
Lebus  erteilten  Privilegs  beruft,  so  ist  der  Unterschied  der,  daß  die  dritte 
(einzelne)  Klage  hier  in  einem  übergeordneten  Gericht,  nämlich  dem  mark- 
grällichen  Hofgericht,  angestellt  werden  darf,  während  es  sich   bei  der 
Stendaler  Anfrage  um  zwei  unvermittelt  neben  einander  stehende  (Stadt- 
bezw.  Land-)  Gerichte  handelt.  Nur  für  den  Fall  behalten  die  Magdeburger 
dem  Kläger  die  dritte  (einzelne)  Klage  in  Seehausen  vor,  lassen  also  insofern 
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fest  und  bestätigt  also  ausdrücklich  die  Simonschen  Auf- 
stellungen '). 

Der  Vorzug  unbedingter  Zuständigkeit  verblieb  dem  forum 
delicti  commissi  stets  bei  solchen  Ungerichtet!  und  Freveln,  die 
auf  handhafter  Tat  geklagt  wurden2).  Seine  Bedeutung  trat  in 
spaterer  Zeit  außerdem  namentlich  in  doppelter  Beziehung  hervor: 
Einmal  durften  da,  wo  das  forum  del.  eomm.  bereits  seine  Aus- 
schließlichkeit verloren  hatte,  Bürger  gewisser  Städte  kraft  be- 
sonderen Privilegs  wegen  solcher  Delikte,  die  sie  innerhalb  jener 
Städte  begangen  hatten,  nur  dort  belangt  werden3).  Zweitens 
unterlagen  nicht  nur  bei  handhafter  Tat4),  sondern  auch  sonst 
Angehörige  privilegierter  Stände  der  Aburteilung  durch  das  Stadt- 
gericht, wenn  sie  in  seinem  Bezirke  strafbare  Handlungen  be- 
gingen5), nur  daß  bisweilen  die  Entscheidung  kombinierten  Ge- 
richten überwiesen  wurde6);  wenn  es  sich  auf  beiden  Seiten  um 
Privilegierte  handelte,  ward  sie  ausnahmsweise  dem  Stadtgericht 
ganz  entzogen7). 

b)  Trotzdem  die  praktische  Bedeutung  des  forum  delicti  com- 
missi nicht  selten  durch  Auslieferungsverträge  zwischen  verschiedenen 


de  ersle  (Gesamt-)  (laghe  to  rechte  stan  als?  ianghe  went  he  disse  (d.  h.  die  außer- 
halb angestellte  Gesamt-)«/*/^  vul  toghen  hebbe,  daß  Leibesnot  dem 
Kläger  die  Vollziehung  dieser  letzterwähnten  zweiten  Klage  von  neuem  un- 
möglich mache. 

»)  Hierfür  namentlich  auch  Brünn  Schöflenb.  (um  1330)  601,  Itößlcr  II 
S.  275.  Über  Evokation  vgl.  oben  S.  76  bei  Aiim.  2  und  S.  5")  b.-i  Anm. 
•1-6. 

a)  Vgl.  Planck  I  S.  80-82,  Simon  S.  100-101. 
3)  Berlin  Priv.  (1311»),  Fidicin  II  S.  18. 

*)  Kitter:  Lechenich  (1279)34,  Gengier  StU.  S.  241:  Breslau 
Hechtssätze  f.  Glogau  (1280)  1.  Korn  S.  48.  Bauern:  Priv.  d.  Fürsten  v. 
Weile  (1276),  Meckl.  I'.  B.  II  S.  554;  Marienburg  Handf.  (1276)  9, 
(Jengier  StU.  8.277:  Priv.  d.  (irafen  v.  Schwerin  (1279),  Meckl.  U.  B.II 
S.  610;  Danzig  Handf.  (1378)  3,  Gengler  Cod.  S.  712. 

5)  Kg  er  Priv.  (1271))  21,  Ganpp  StU.  IS.  11)2;  Bautzen  Priv.  (1282), 
Tzschoppe  S.  31)8;  Itügcnwalde  Bechtsbr.  (1312)  14,  Gengler  StU.  S.  388: 
Berlin  Priv.  (1319),  Fidicin  II  S.  18. 

6)  Görlitz  Entsch.  d.  Königs  v.  Böhmen  (1321)),  Tzschoppe  S.  529: 
vgl.  Breslau  Priv.  (1263),  Korn.  S.  30. 

7)  Eger  Priv.  (1279)  21,  Gaupp  StR.  1  S.  192. 
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Städten  und  Territorien  unterstützt  ward geschah  ihm,  wenn 
auch  nicht  in  so  hohem  Maße  wie  dem  forum  contractus,  Abbruch 
einmal  durch  Evokationsprivilegien.  Zwar  ward  in  diesen, 
von  handhafter  Tat  abgesehen,  bisweilen  die  Evokation  wegen  ge- 
wisser Ungerichte  gestattet2).  Meist  aber  waren  sie  ganz  allge- 
mein gefaßt3)  und  schlössen  also,  befand  sich  der  Verbrecher 
einmal  innerhalb  des  privilegierten  Gebiets,  eine  Ladung  ins  forum 
delicti  commissi  überhaupt  aus4).  Eine  Ausnahme  trat  in  letzterem 
Falle  nur  ein,  wenn  der  Verbrecher  unmittelbar  auf  der  Ver- 
folgung vom  Orte  der  Tat  aus  innerhalb  des  privilegierten  Be- 
zirkes ergriffen  wurde.  Dann  sollte  er  der  Regel  nach  beim  Vor- 
handensein bestimmter  Voraussetzungen5)  seinen  Verfolgern  aus- 
geliefert werden.  Freilich  ward  diese  Vorschrift  häufig  entweder 
nicht  beobachtet  oder  vertraglich  ausgeschlossen"),  sodaß  manche 

')  Warburg  Vertr.  der  beiden  Städte  (1333),  Wigand  IV,  3  S.  21)5: 
Loen-Berg  Bündnis  (1361),  Lacomblet  III  S.  511. 

»)  Kassel  RcchUbest.  (1239)  2  vgl.  3,  Gengier  Cod.  S.  468. 

3)  Simon  S.  102,  sowie  Dortmund  lat.  Stat.  (1254—1256)  22,  Prons- 
dorff  S.  31. 

*)  Wurden  Bürger  einer  privilegierten  Stadt  trotzdem  evociert,  so  ver- 
teidigten u.  U.  deren  Gerichtsbehörden  das  Nichterscheinen  im  ladenden 
Gericht  in  eigentümlicher  Weise;  vgl.  J.G.C.  Thomas,  der  Frankfurter  Ober- 
hof.   Frankfurt  1841.    S.  584. 

»)  Dist  VI.  6  d.  4,  Ortloff  S.  317:  Ist  aber  der  gtwtm<tel,  das  er  nicht 
gevolgen  en  moc,  so  schulten  dy  lute  vollen  mit  /flieht,  diwile  si  yenen  ansehen,  der 
de»  frid  gebrochen  hat.  Und  ob  er  in  ein  ander  gerichte  ßuhet,  mugen  si  in  da 
gevafun  uff  dem  lamie  unde  von  dem  gerichte,  daz  daz  volk  von  dem  lande  und  von 
dem  gerichte  nicht  daezu  kumpt,  si  füren  in  wol  mit  in  wider.  Fluhet  er  aber  czu 
dorffern  oder  czu  steten  in  ein  ander  geruhte,  da  schal  man  das  gerufte  vomwven, 
und  laden  darezu  den  burgermeister  und  di  burger  und  den  rat,  den  burgermeister 
und  die  gebur,  ob  er  in  dorfern  geflohen  ist,  und  alle  gute  lute,  di  man  in  der  czit 
gehaben  mac.  und  heischen  yenen  heruz  czu  rechten  gerichte.  Den  schol  man  in  ant- 
worten, ob  er  in  der  hanthaftigen  tat  begriffen  ist,  und  bestetigen,  daz  si  dez  geezugtn 
mugen  mit  siben  mannen,  daz  si  im  gevolget  haben  in  der  hanthafftigen  tat  von  irem 
^c  ruhte  in  das  geruhte.  So  sulLn  si  bt/rgen  seezen  vor  des  mannes  wer  gelt,  ob  si 
nicht  recht  uff  in  ervordern  Ist  es  das  si  in  gewinnen  mit  rechte,  so  füren  si  in 
wider  mit  in  ir  geruhte  (vgl.  Anui.  6). 

Ä)  Dist.  VI.  6  d.  4,  Ortloff  S.  318  (vgl.  vorige  Anm.  5):  Doch  ist  grosse 
czweiunge  wenden  in  dem  lande  hirumb,  dat  uberge  gewalt  hindert;  wenne  iegtich 
lurre,  edelman,  ritter,  und  stete  meinen,  u>as  ezu  irem  gerichte  kumt,  daz  schölle 
man  ist  irem  gerechten  ^ruhten.  Dos  sfirech  ich  wol,  was  in  irem  gericht  begunsl 
wirt;    was  man  aber  volget  in  frischer  tat  uz  eime  gerichte  in  das  ander  uff  fluch- 
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Städte  sieh  in  dieser  Beziehung  durch  besonderes  Privileg1)  oder 
durch  Vertrag2)  sicherten. 

Unter  diesen  Umstanden  mußte  dann  das  forum  domicilii 
des  Beklagten  gegenüber  dem  forum  delicti  commissi  an  Be- 
deutung gewinnen.  Wurde  der  Missetater  in  letzterem  wegen 
seiner  <  lasteseigenschaft  nicht  von  vornherein  festgehalten  oder 
später  zufällig  angetroffen,  so  mußte  der  Klager  ihm  in  seine 
Heimat  folgen: 

quicumque  civis  Landishuetensis  in  quocunque  iudicio  e.Hra 
cicitatem  maleßcium  aliqutid  per pet  rarer  it,  nisi  iure  et  rodem 
loco  detentus  fuerit  per  iudirem  talein,  neces.se  habeint  iuder 
talis  vel  quilibet  cwu/ueren«  roram  iudice  Landishuetensi  iusti- 
tiam  postulare.*) 

c)  Doch  blieb  die  Entwicklung  nicht  beim  forum  domicilii 
des  Beklagten  stehen 

i.  Wie  bei  den  Klagen  um  Schuld  bewirkte  auch  hier  das 
Bedürfnis,  den  Beklagten  überhaupt  da  festzunehmen  und  zu  be- 
langen, wo  man  seiner  habhaft  werden  konnte,  daß  dem  heimi- 
schen Kläger  in  dessen  eigenem  Gericht  in  dieser  Be- 
ziehung weitgehende  Möglichkeiten  eröffnet  wurden.  Für  den  Fall, 
daß  der  Missetäter  hierselbst  persönlich  erschien,  ward 
sogar  die  Klage  auf  handhafter  Tat,  die  dem  Kläger  große  Vor- 
teile bot,  u.  U.  vom  forum  delicti  commissi  in  dieses  Forum 
verpflanzt: 

Si  aliqui*  infra  vel  est  ra  cieitate in  spoliatus,  ruiner a~ 
tus  rcl  occisus  fuerit  et  infra  terminos,  in  quihue  iniuriam 
sustinuit,  ad  iudirem  proclamarerit,  de  reo,  si  eomprehensus 
fuerit,  debita  ßat  iusticia,  aut  .si  anf'uyerit,  si  postmodum 
ille,  tpii  lesm  est,  reu  in  invenerif,  et  iniuriam  warn  testibu* 
idoneis  se  prorla müsse  probare  potuerit,  tatnquam  si  iniuria 
recens  esisteret,  ei  satis/aciat  *). 

ti^en  fuszt,  und  gebart  damit  alzo  vor  besthrtben  ist,  den  ahoi  man  rechte  Unzen 
witierfarti  in  yenez  ^eriehte,  dar  sich  das  begunst  hat.  —  B  r  a  11  d'e  II  b  U  r  g  -  P  o  in  III  C  r  tl 
Lnndfr.  (1361),  Riedel  II.  II  S.  435. 

')  Nordhauseti  Priv.  (1349),  Foerstemami  Irk.  (iesch.  I  Urk.  nr.  1!)-. 
Stendal  Priv.  (1349),  Kuhns  1  S.  252  ff. 

»)  Dannenberg-Lübeck  (1273-1274),  Mcckl.  U.  R.  II  S.  470. 

3)  Landshut  Reehtshr.  (1279)  5,  (iengler  StB.  S.  234. 

*)  Magdeburg  er/.b.  Priv.  (1188)  .'>,  Laband  RQu.  S.  2. 
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Hat  also  nicht  nur  der  innerhalb,  sondern  auch  der  außerhalb 
der  Stadt  verletzte  Bürger  das  Geruchte  innerhalb  des  Oerichts- 
bezirks  der  begangenen  Tat1,)  erhoben,  ist  aber  der  Schuldige 
entronnen,  so  kann  er,  wenn  er  spater  (postmodum,  d.  Ii.  nachdem 
die  Tat  übernächtig  geworden,  immerhin  aber  nur  eine  mäßige 
Frist  verstrichen  ist»))  den  Schuldigen  in  der  Stadt  antrifft,  ihn 
hier  mit  Gerüchte  beklagen,  als  ob  die  Tat  unvernachtet  sei, 
wofern  er  nur  die  erforderlichen  Schreimannen 3)  zu  stellen  vermag'). 
—  Entsprechend  darf  der  Bürger  auch  mit  vernachteter  Klage 
gegen  den  Gast  vorgehen,  den  er  in  der  Stadt  an  tri  fit  und  möglicher- 
weise sofort  festgenommen  hat5!. 

Nicht  selten  ward  ahnlich  verfahren,  selbst  wenn  der  aus- 
wärtige Missetater  überhaupt  nicht  im  heimischen  Gerichts- 
bezirk des  Klagers  erschien.  Es  konnte  namentlich  auch  in 
diesem  Falle  im  Gericht  des  Verletzten  Klage  mit  Gerüchte  wie 
auf  frischer  Tat  erhoben  werden: 

St  tjuis  rerum  fucultatumoe  auarutn  abalienationeni  rel 
danijmarionem  sustinuerit  iudici  ma.rimr  contermino  tibi  ci'o- 
lentiam  pafxus  est  boni«fjue  hominibus  intiinabit  (dum  modo 
amuH  sit  propter  necessitafem  rite  sue).  Veniens  auf  ein  in  ean- 
dem  <pia  moratur  riritatem  coram  iudirr  super  casu  suo  cla- 
morein  publice  susvitabit  et  si  rem  infra  triduum  non  vompa- 
ruerit  reus  proscribelur  et  ubicunque  locorum  reum  post.  modum 
romprehenderit  «i  main  prnscriptionem  cum  *e.r  inculjmtis 
humindnt*  probare  potuerit  rem  capitali  »ententie  subiacebit6). 

')  Die  Meinung  von  Kuhns  I  S.  17!»,  unter  dem  Ausdruck  extra  rivi- 
tatem  s.-i  nur  der  ländliche  Sprengel  des  Magdeburger  Burggrafen  zu  ver- 
stellen, ist  u.  E.  unbegründet. 

«)  Vgl.  Kries  S.  IM,  Loning  Hein.  Kid  S.  33  Anm.  28. 

3)  Die  als  .Zeugen"  bekunden,  rsie  seien  zu  der  vom  Kläger  ge- 
machten Wahrnehmung  und  zu  dessen  (d.  h.  zu  dem  im  auswärtigen  Gericht 
erhobenen)  Geschrei  hinzugekommen-  (Loning  Kein.  Eid  S.  93—00). 

*)  ("her  noch  weitergehende  Klagen  gegen  abwesende  Gäste  vgl. 
unten  Abschnitt  rJ. 

*)  Hamburg  Stadtr.  (1270)  IX.  7  und  (1202;  N.  10,  Lapj.enberg  S.  51 
und  154:  Tgl.  auch  schon  Augsburg  Stadtr.  (1 15(5)  31,  Keutgen  l'rk.  S.  92. 
sowie  Simon  S.  83. 

H)  Lübeck  lat.  Stadtr.  (1263;  127,  Hach  S.  209,  in  der  von  Frensdorf. 
Strals.  Verf.  Buch  S.  XIX,  mitgeteilten  Form. 

Kndorff.  RechtswtelluoK  der  <«ä>U-  *» 
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Es  ist  nicht  richtig,  wenn  Frensdorff ')  meint,  daß  in  vor- 
stehender Stelle  an  ein  subsidiäres  Tätigwerden  des  lübischen 
Gerichts  gedacht  werde.  Wie  in  dem  oben  2)  angeführten  Magde- 
burgischen Privileg,  so  wird  auch  hier  zwar  Gerfichte  im  Gerichts- 
bezirk der  begangenen  Tat,  förmliche  Klage  aber  prinzipiell  im 
Gericht  des  Klägers  erhoben,  und  zwar  mit  einleitendem  Gerüchte, 
d.  h.  unter  Zuziehung  der  auswärtigen  Schreimannen,  sobald  der 
Klager  nach  Lübeck  heimgekehrt  ist.  Auch  hier  gilt  die  Tat  als 
insofern  sofortige  Verurteilung,  d.  h.  Verfestung  erfolgt, 
wenn  der  Schuldige  nicht  hinnen  drei  Tagen  *)  zu  seiner  Verant- 
wortung in  Lübeck  erscheint.  Indem  man  spater  das  dem  Magde- 
burgischen ad  iudicem  prorlamare  entsprechende  iudfci  ma.rime 
rontermino  bonitsipte  hominibus  inthnare*)  fälschlich  Von  einem  förm- 
lichen Klagen  im  auswärtigen  Gericht  verstand,  setzte  man,  um 
die  nunmehr  subsidiär  aufgefaßte  Klage  im  lubischen  Gericht  zu 
rechtfertigen,  die  überflüssigen  Worte  dum  modo  uwu*  «U  propter 
nenssitatem  rite  sue  hinzu. 

Ferner  wurde  im  späteren  Magdeburgischen  Recht5)  dem 
Bürger  sogar  dann  Klage  mit  Gerüchte  und  zwar  mit  auswärtigen 
Sehreimannen  erlaubt,  wenn  ihm  in  fremdem  Land  ohne  sein 
Heisein  durch  Kaub  Schaden  zugefügt  worden  war  und  er  sofort 
nach  Kenntnis  in  seiner  Heimatstadt  Klage  erhob.  Vermochte  er 
solche  Schreimanneti  nicht  alsbald  in  genügender  Zahl  zu  be- 
schallen, so  mußte  er  zu  den  gewöhnlichen  drei  Dingen  mit  je 
vierzehn  Tagen  Frist  greifen  und  durfte  erst  dann  die  Verfestung 
des  abwesenden  auswärtigen  Täters  beantragen. 

Wie  jene  qualifizierten,  so  waren  auch  einfache  übernächtige 
Klagen  gegen  die  abwesenden  auswärtigen  Missetäter  nicht  nur 

')  Strals.  Verf.  Hueh  S.  XIX.  XXII.  XXXIV. 
')  S.  80  Anm.  4. 

3)  Nicht  :  Drei  Dingen,  wie  Frensdorff  will.  Die  sex  inadp<iti  hom'mes, 
mit  denen  der  Kläger  die  {sc.  in  Lübeck)  er f (»Igte  Verfestung  in  Lübeck 
und  im  Gebiet  des  lubischen  Hechts  bezeugen  soll,  brauchen  natürlich  nicht, 
wie  fälschlich  Frensdorff  S.  XIX.  XX.  annimmt,  mit  den  (auswärtigen) 
Schrei  mannen  identisch  zu  sein. 

*)  Nicht  nur  an  die  im  Gericht  Gesessenen,  sondern  namentlich  auch 
an  den  Richter  richtete  sich  das  (außergerichtliche)  Gerüchte:  vgl.  PI  «tick 
I  S.  7(10 

*)  Magdeb.  Ihesl.  svst.  Seh.  H.  III.  2  d.  25,  Laband  S. 
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bei  Vorhandensein  besonderer  Gründe1),  sondern  häufig  ganz 
allgemein  im  Domizil  des  Kliigers  gestattet8),  mit  der  Wirkung, 
daß  bei  Nichterscheinen  des  Beklagten  Verfest ung  eintrat"). 

7.  Wie  bei  den  Klagen  um  Schuld,  so  zeigte  sich  schließlich 
ebenfalls  hier,  bei  den  Klagen  um  Ungericht  und  Frevel,  das 
Bestreben,  auch  dem  Gaste  nach  Möglichkeit  zu  seinem  Rechte 
zu  verhelfen. 

Ks  geschah  das  einmal  in  der  Form,  daß  ohne  weitere  Voraus- 
setzungen sogar  bei  außerhalb  der  Stadt  begangenen  Delikten  dem 
Gast  gegen  den  Gast  in  der  Stadt  Recht  gesprochen  wurde: 

Welk-  ghast  enen  anderen  (faxt  schuldiget-  in  desser  »tat! 
umine  enen  doetdach  edder  umme  enen  moerd.  den  he  buten 
deutet-  stad  ghedan  lieft,  unde  bekande  des  deghene  de  be- 
schuldeghet  worde.  unde  *prcke  he  hudde  sgnen  apenhuren 
rgant  gheslughen:  dal  en  mach  eme  nicht  helpen\  xunder  he 
Hcai  dal  beferen  na  stuf  rechte1). 

Im  Gegensatz  zu  ihrer  früheren  Stellungnahme  zu  Gunsten 
des  forum  delicti  commissi  i -st  diese  weitgehende  Begünstigung 
der  Gäste,  wie  anderen5»,  so  auch  den  spateren  Magdeburgischeu 
Rechtsquellen *)  nicht  fremd.  Nur  freilich  ist  hier  überall  voraus- 
gesetzt, »laß  der  zu   beklagende  Gast  auch  persönlich   i"  «lern 


>l  Magdeb.  Schöffenspr.  an  Stendal  (1333)  VII,  oben  S.  77  Amn.  1 
und  2. 

»)  Oben  S.  43  Amn.  1. 

3)  Dergleichen  wanl  auch  vertraglich  festgelegt:  Vgl.  die  Hünd- 
nisse  von  Münster,  Osnabrück  usw.  (1246;  und  D ort  111  un d,  Sürst  usw. 
(1268),  Osnabr.  I  .  Ii.  II  nr.  480  bezw.  III  nr.  382.  wo  .Ii,,  im  Domizil 
des  klagenden  Hürgers  wegen  außerhalb  erlittener  Delikte  ausgesprochene 
Verfestung  nach  entsprechender  Hotschnft  auf  die  Territorien  aller  Hundes- 
genossen gültig  erstreckt  wird. 

*)  Hamburg  Stadtr.  (121*2)  N.  11,  I.appenberg  S.  l.'>4.  Festhalten 
des  (totes  wegen  auswärts  begangener  Verbrechen  wird  ebenda  N.  10 
vorgeschrieben. 

5)  Mühlhausen  Stadtr.  (1230-1 250;..  Hcrquet  S.  (515):  Dortmund 
Stadtb.  (13.30 — I4<X>;  62,  Frensdorff  S.  82,  wo  die  Forderung,  die  sechs  Folger 
müßten  des  klagenden  (totes  nalmrt  fave/t  edtr  bentiUn  sein,  die  auswärts 
begangene  Tat  andeutet. 

6)  Magdeb.  Fr.  II.  öd.  1,  Hehrend  S.  171:  Alphab.  Samml.  Magdeb. 
Schöffenspr.  Kap.  89,  Wasserschieben  S.  31. 
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Gericht«  des  Klageortes  verweilt ').  Zweifelhaft  dagegen  er- 
seheint, ob  der  Gast  auch  gegen  den  abwesenden  Gast  in 
drittem  Gericht  wegen  auswärts  begangener  libernächtiger  Tat 
klagen  durfte,  mit  der  Wirkung.  daÜ  bei  Nichterscheinen  Ver- 
fettung eintrat.  In  Goslar2)  war  das  mit  Erlaubnis  des  Kats 
gestattet,  in  Magdeburg 3)  in  spaterer  Zeit  anscheinend  sogar  vor- 
aussetzungslos: 

.  .  wirt  eyn  <just  gewont  yn  euer  Stat  unde  seyne  /runde  en 
weg  fueren  yn  eyn  andir  gerichte  unde  clagit  in  euerem  geeichte 
nicht,  do  her  gewont  üt,  do  hot  her  segne  clage  mete  vorlorn 
in  euerem  gerichte  do  her  mochte  geclagit  haben  In  eyner  hant- 
haftigen  tot  unde  hot  dar  kein  unrecht  an  geüian  unde  ist 
der  nu  tot  in  dem  anderen  gerichte  dar  he  gejurt  ist  unde 
hat  der  geclagit  czu  dreyen  dingen  so  ist  do  recht  gethan. 
Ixt  dar  abir  geclagit  eyne  hanthaf'tige  taet,  So  ist  euerem  burger 
czu  unrechte  in  eyne  corfestunge  komen. 

.Simons'/  Gegenargument,  in  einem  nicht  erhaltenen  Teil  der 
Anfrage  müßten  noch  besondere  Voraussetzungen  genannt  gewesen 
sein,  verlangt  nicht,  da  die  Anfrage  ebenfalls  wortgetreu  mit- 
geteilt ist*')-  Natürlich  durfte  in  solchen  Fallen  der  Schuldige 
nicht  Karger  einer  mit  Kvokationsprivileg  begnadeten  Stadt  sein.  — 


')  Hier  wurde  der  Missetäter  häufig  zur  Sicherheit  festgenommen, 
hie  Städte  vertrugen  sich  bezüglich  arger  Friedensbrecher  sogar  dahin, 
dali  nicht  nur  die  Verletzten,  sondern  auch  deren  Freunde  den  Schuldigen 
in  der  dritten  Stadt  aufhalten  dürften,  bis  der  Kläger  selbst  komme: 
Dortmund,  Soest  usw.  Osn.  I  .  B.  III  nr.  382:  (ioslar,  B  r  au  li- 

sch weig  usw.  (I33.*>i,  Halbcrst.  U.  B.  I  nr.  443.  Vgl.  Absatz  II  dieses 
Kapitels. 

»)  Stadtr.  (um  1300)  48,31  bei  Göschen  S.  48. 
3)  Schüfrenurteil  37,  Stobbe  Beitr.  S.  105. 
')  S.  105. 

v)  (iegen  Si  i   spricht  auch   Magdeb.   Bresl.   syst.   Sch.  B.  III. 

2  d.  5,  I.aband  S.  71,  wo  bestimmt  ist,  ein  Gast  solle  gegen  einen  Gast 
in  dem  Gericht  zuerst  klagen,  do  dy  htintfuijtt  tot  ynne  ^eschit;  ob  mit  Klage 
auf  handhafter  Tat  oder  mit  vernachteter  Klage,  ist  gleichgültig  (anders 
Planck  I  S.  81).  Kann  der  Gast  den  Schuldigen  aus  bewegenden  Gründen 
ebendort  nicht  belangen,  so  steht  ihm  die  Klage  nicht  nur  in  seinem,  des 
Klägers,  eigenem  Domizil  (so  unrichtig  Planck  I  S.  83),  sondern  in  jedem 
dritten  Gericht  offen,  di  wilt  duz  nymant  wedir  red/t.    Nur  ist   in  letzterem 
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So  hatte  das  forum  deprehensionis,  d.  Ii.  des  Ortes,  wo 
der  auswärtige  Missetäter,  vom  forum  delicti  commissi  und  domicilii, 
abgesehen,  angetroften  und  eventuell  festgenommen  wurde,  mannig- 
fache Erweiterung  im  Laufe  der  Zeit  erfahren.  Insbesondere 
unterlagen  ihm  häufig  auch  die  Angehörigen  privilegierter  Stände, 
die  in  den  Bezirk  eines  hestimmten  Stadtgerichts  eintraten1). 

4.  Gerichtsstand  der  Widerklage. 

Ein  Gerichtsstand,  der  den  verschiedenen  Arten  von  Klagen 
gemeinsam  und  zum  Schluß  noch  kurz  zu  behandeln  ist,  ist  der 
Gerichtsstand  der  Widerklage'). 

Seitdem  das  forum  arresti  und  das  forum  deprehensionis  eine 
so  große  Ausdehnung  erhalten  hatten,  war  dieser  Gerichtsstand 
von  untergeordneter  Bedeutung.  Die  alte  Regel:  »Star  die  man 
recht  vorderet,  dar  sal  he  rechtes  plegen  unde  helpen*),  oder:  Svar 
die  man  klaget,  dar  mul  he  antwerden,  of  man  vp  ine  klaget*), 
wird  deshalb  im  sächsischen  Weichbild5)  nicht  einfach  wiederholt, 
sondern  nutzbar  gemacht  für  die  Frage,  wie  es  zu  halten  ist, 
wenn  ein  Mann  seinen  Gerichtsgenossen  in  einem  auswärtigen 
Gericht  belangt.  Dies  wird  zwar,  vom  Standpunkte  der  Heimat- 
Gericht  Klage  auf  handhafter  Tat  ausgeschlossen.  —  Die  hier  noch  er- 
wähnten Voraussetzungen  sind  in  dem  zitierten  SchöfTenurteil  37  (oben  S.  84 
Anm.  3)  gefallen. 

»)  Ritter  u.  a.:  Breslau  Priv.  (1263),  Korn  S.  30:  Pritzwalk 
Stadtr.  (1256).  abgedruckt  bei  Kuhns  II  S.  202:  Liegnitz  Rcchtsmitt.  an 
Karl  IV.  0369),  Korn  S.  218  f.  —  Bauern:  Stade  Priv.  (1259),  I'ufendorf 
III  App.  V  S.  159:  Goldberg  Priv.  (1325)  5,  Tzschoppe  S.  511:  Liegnitz 
(13r,lh,  s.  vorhin. 

*)  S.  im  allg.  Simon  S.  37—44,  Planck  I  S.  72—74  und  80. 

3)  SLdR.  I.  60  §  3. 

*)  SLdR.  III.  79  §  3.  Die  Meinung  dieser  Stellen  ist.  wie  Planck  I 
S.  73  bei  Anm.  9  bemerkt,  die,  daß  jedem  Widerklüger,  nicht  nur  dein 
Beklagten  geantwortet  werden  müsse.  Auch  Brünn  Schölfenbuch  (um  1350) 
14,  Hößler  II  S.  10,  scheint  in  diesem  Sinne  gefaßt  zu  sein.  Immerhin 
sagt  ein  Zusatz  in  Di  st.  III.  10  d.  4,  Ortloff  S.  154,  wo  ein  Gastbote  mit 
versiegelten  Briefen  kommt  und  klagt,  ausdrücklich  das  Gegenteil:  Nymand 
btdarf  er  (d.  i.  der  Bote)  anders  anftvorten  von  yenes  wegen,  wenn  de»;,  von  des- 
wgs/t  der  mit  kuntscluifft  siner  offen  brife  getlait  hat. 

ä)  Bei  Daniels  Gl.  S.  103  (XX VIII  §  1  und  2). 
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stadt  aus,  für  unzulässig  und  strafbar  erachtet').  Geschieht  es 
•  indessen,  so  soll  der  Klarer  ebendort  wieder  belangt  werden  dürfen, 
und  zwar  offenbar  gerade  von  jenem  verklagten  ( Jeriehtsgenossen  *). 

Das  Recht  der  Widerklage  wurde  namentlich  insofern  praktisch, 
als  dem  Gaste  vielfach  die  Pflicht  erwuchs  Iflr  seine  eigene  dem- 
nächstige Antwort  Sicherheit  zu  leisten,  sobald  er  einen  Ein- 
heimischen belangte,  ehe  dieser  selbst  den  Gast  verklagt  oder  arrestiert 
hatte.  Die  Verpflichtung  des  Kinheimischen  zur  Antwort  hing  dann 
von  dieser  Sicherheitsleistung  ab3).  Konnte  sie  nicht  beigebracht 
werden,  so  mußte  der  Gast  entweder  unverzüglich  nach  Abhandlung 
der  Klage  seinerseits  antworten4)  oder  aber  die  Klage  des  ein- 
heimischen Bürgers  vorgehen  lassen 5). 

Über  Widerklage  zwischen  Bürgern  und  privilegierten  Ständen 
fehlt  es  an  Vorschriften.  Die  wenigen,  die  existieren,  sind  zudem 
widerspruchsvoll' j.  Doch  scheint  regelmäßig  die  Pflicht  solcher 
Personen  bestanden  zu  haben,  im  Stadtgericht  zu  antworten, 
wenn  sie  daselbst  gegen  Bürger  Hecht  gesucht  hatten7). 


Viertes  Kapitel. 

Personal-  und  Sacharrest. 

I.  Zulässigkeit  und  Zweck  des  Arrests. 

Grundsätzlich  soll  sich  ein  Kläger  der  Person  oder  des 
Gutes  seines  Schuldners  —  dies  Wort  in  weitem  Sinne  genommen 
—  erst  dann  bemächtigen,  wenn  seine  Befugnis  hierzu  durch 
l'rteil  des  zuständigen  Gerichts  ausgesprochen  worden  ist.  Gleich- 

')  §  1  a.  a.  o. 

a)  §  2  a.  a.  O. 

3)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  <  löschen  70.8:  Freiburg  i.  I'.  Handf. 
(1241»)' 1HJ,  «iaupp  St.  K.  II  S.  102. 

*)  L»  ist.  III.  15  d.  1,  Ortloff  S.  KU. 

»}  Frfiburg  i.  I".  Hand  f.  (1249)  HC,  (Jaupp  St.  K.  II  S.  102. 

Ä)  Über  Kger  I'riv.  (127H)  18  vgl.  oben  S.  fi7  Anm.fi.  Entsprechend 
entbindet  briin n  SeliölTenb.  um  1350)  14,  KöUler  II  S.  10.  den  Adel  von 
d«r  Verpflichtung,  im  Stadtgericht  der  Widerklage  zu  antworten. 

')  Salzwedel  Itechtsbr.  '127.1,  oben  S.  <h  Atim.fi  abgedruckt,  sowie 
der  von  Sim»n  S.  41  aus  Riedel  11  S.  410  Anin.  1  gebrachte  Heleg. 
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gültig  ist  es  dann,  ob  der  Kläger  unter  Zuhülfenahme  des  Gerichts 
oder,  mit  des  letzteren  Erlaubnis,  in  eigener  Person  die  Vollstreckung 
gegen  den  Schuldner  betreibt1).  (Tnter  bestimmten  Umstanden 
darf  indessen  jene  gerichtliche  Feststellung  nachfolgen,  der 
Gläubiger  sogar  ohne  eine  auch  nur  vorläufige  gerichtliche  Erlaubnis 
gegen  seinen  Schuldner  mit  Zwang  einschreiten.  Diese  eigen- 
tümliche Erscheinung  findet  sich  namentlich  im  Stadtrecht,  bei 
Klagen  um  Schuld  gegen  (laste,  als  sogenannter  Arrest  aus- 
gebildet; doch  tritt  Entsprechendes  auch  bei  Klagen  um  Ungericht 
und  Frevel,  sowie  bei  Klagen  um  Gut  auf. 

1.  a)  Des  Festhaltens  der  Person  eines  Gastes,  der  Un- 
gericht oder  Frevel  begangen  hat,  wird  allerdings  nur  sehr 
selten  in  anderer  als  in  der  Verbindung  mit  frischer  Tat  gedacht  *). 
Auch  wo  diese  nicht  ausdrücklich  genannt  ist,  läßt  die  Fassung 
der  Quellen  immerhin  eine  ausschließliche  Bezugnahme  auf  sie 
oder  auch  auf  den  Fall  erfolgter  Verfestung  zu3».  Trotzdem  muß 
das  Festhalten  des  Gastes  wegen  vernachteten  Ungerichts  allgemein 
bekannt  gewesen  sein4).  Es  ergibt  sich  dies  mittelbar  nament- 
lich daraus,  daß  der  Marktfriede  oder  ein  speziell  erteiltes  Geleit 
den  Gast  davor  schützen  sollen,  wegen  von  ihm  begangener 
früherer  Straftaten  in  der  betreffenden  Stadt  festgehalten  zu 
werden5).  Damit  ist  zugegeben,  daß  der  Gast  sonst  wegen  eines 
Delikts,  das  er  vorher  in  oder  außerhalb  der  Stadt  verübt  hatte, 
hätte  besetzt  werden  können0).    Wo  der  Gast  wegen  Ungericht 


')  Vgl.  im  allgemeinen  Planck  II  S.  235—238. 
J)  S.  Planck  II  S.  368  und  1  S.  765  ff. 

3)  Lechenich  Rechtsbr.  (1279)  15,  Gengier  SU  lt.  S.  241:  LamUhut 
Kechtsbr.  (1279)  5,  Gengier  St.  It.  S.  234:  Hildeshcim  Stadtr.  (um  1300)  80, 
Doebner  l\  B.  I  S.  287:  Goldberg  Priv.  (1325)  5,  Tzschoppe  8.511. 

*)  Vgl.  Planck  Ii  S.  368—370.  Eine  positive  Ausnahme  bildet  nur 
«ioslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  40.  24  und  47.  12,  wonach  ein  Gast 
wegen  übernächtigen  Friedbruchs  nur  vorgeladen  und  verfestet,  nicht  aber 
besetzt  werden  darf. 

5)  S.  unten  Kapitel  V. 

•)  Vgl.  z.  U.  den  Wortlaut  des  Stadtrecbts  von  ndernheini  (128(5), 
Böhmer  Acta  nr.  454:  quod  in  ipsitts  fori  (d.  h.  eines  forum  septimanale  iik 
Mortis  frequentandum)  die  vel  loeo  nu  Iltis  ho  min  um  pro  aüqua  tausa  vel  ailpa 
nntiqua,  nisi  forte  eodem  die  f Uttum  navum  emerserit,  quod  debite  eorrigendum 
tUttmvnus,  possit  .  ,  .  aliqualUtr  eonveniri  vel  quomodolibtl  mo/estari. 
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in  Person  festgehalten  werden  darf1),  soll  das  mit  Maßen 
geschehen  —  Auch  Einheimische,  selbst  wenn  sie  Vollbürger  waren, 
konnten  in  Lübeck  wegen  vormals  begangenen  rugerichts,  und 
zwar  auch  durch  Gaste,  aufgehalten  und  gefangen  gesetzt  werden3): 
ein  Gleiches  mag  von  Hamburg  gelten  *j,  wahrend  Magdeburg  sich 
ablehnend  verhalt  *). 

b)  Derselbe  Gegensatz  zwischen  lttbischem  und  magdeburgi- 
sebem  Recht  zeigt  sich  bei  der  Behandlung  der  Frage,  ob  das 
Gut  des  Verbrechers  besetzt  werden  dürfe,  um  ihn  zum  Er- 
scheinen vor  Gericht  zu  zwingen6).  Anderwärts  wird  sie,  wie 
in  Lübeck,  ausdrücklich  und  zwar  gerade  bezüglich  des  Gastes 
bejaht7).     Erscheint  der  Delinquent  oder  sein  Vertreter  bezw. 


■)  Köln  Schied  (1258)  Klagepunkte  16  und  46  des  F.rzbischofs  und 
Entscheidungen  dazu,  Keutgen  Urk.  S.  150.  162.  168.  170:  Hamburg 
Stadtr.  1292)  X.  10,  Lappenborg  S.  154:  sowie  die  Schreiben  von  Bremen 
an  Lübeck  (1320)  und  von  Harlingen  und  Xorden  an  Köln  (um  1340), 
Lüb.  UB.  11  nr.  393  bezw.  Hans.  UB.  III  S.  443. 

»)  Snest.  Stadtr.  (vor  1200)  21,  Keutgen  I  rk.  S.  141:  Stade  erzb. 
Priv.  (1259),  Pufendorf  II  App.  V  S.  159.  Die  Frage,  ob  der  besetzte  Gast 
die  Haft  durch- Bürgenstellung  abwenden  dürfe,  behandelt  und  bejaht  ledig- 
lich das  in  der  vorigen  Anm.  erwähnte  Schreiben  von  Bremen,  entsprechend 
der  1255  vom  bremenschen  Vogt  und  Rat  an  die  Gräfin  von  Flandern  er- 
teilten Zusicherung  (Khmck  I  S.  305). 

3)  Lübeck  Weist,  für  Klbing  (vor  1300?)  B  II,  Stobbe  Beitr.  S.  165, 
und  zwar,  ohne  Fluchtverdacht  zu  fordern.  Anders  in  letzterer  Beziehung 
die  lübischreehtlich.'  Bearbeitung  der  ReehUmitteilung  von  Halle  an 
Neumarkt  (1235)  6  bei  Honiever  Extrav.,  Laband  UQu.  S.  8,  die  aber 
möglicherweise  durch  §  34  (s.  unten  Anm.  5)  der  Rechtsmitteilung  beein- 
flußt ist. 

4)  Obwohl  Hamburg  Stadtr.  (1270)  IX.  8.  Lappenborg  S.  153,  anders, 
als  Planck  II  S.  386  anzunehmen  scheint,  zunächst  nur  Besetzung  wegen 
Schuld  im  Aug»'  hat. 

6)  Hallesche  Kechtsmitt.  an  Neumarkt  (1235)  6  und  34,  Laband  KQu. 
S.  8  und  11.  läßt  Festhalten  der  Person  des  Verbrechers  nur  bei  Flucht- 
verdacht zu.  Dieses  letzte  Erfordernis  läßt  später  fallen  sächs.  Weichbild  27 
$5f  1  und  2,  Daniels  <il.  S.  103,  woselbst  der  Verbrecher  indessen  zur  Bürgen- 
stellung verstattet  wird. 

c:  Hallesche  Rechtsmitt.  an  Xeumarkt  (1235)  6  und  34.  Laband  RQu. 
S.  8  und  11,  sowie  lübischrechtliche  Überarbeitung  dazu  (siehe  oben 
Anm.  3). 

7)  Bezüglich  der  flingcscsscncii  aber  verneint:  Lüneburg  Priv.  (1247), 
Doebner  Stftdtepriv.  S.  28,  und  Uelzen  Rechtsbr.  (1270)  5  und  6,  »üengler 
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Erbe  nicht  binnen  bestimmter  Frist,  so  verfallt  das  besetzte  Gut 
der  Stadt  und  dem  Richter. 

2.  Bei  Klagen  um  Out  tritt  der  Anefang,  das  Festhalten 
des  Streitobjekts,  in  den  Vordergrund.  Doch  auch  die  Person 
des  zu  Beklagenden  kann  besetzt  werden,  namentlich,  wenn  er 
ein  Gast  ist1). 

3.  Der  durch  Personal-  oder  Sacharrest  für  den  Schuldner 
herbeigeführte  Zwang,  sich  im  Forum  der  Zwangsgewalt  zu  ver- 
antworten, und  die  mittelbar  daraus  entspringende  Folge  einer 
Sicherung  der  Vollstreckung  für  den  Gläubiger  war  im  mittel- 
alterlichen Stadtrecht  von  besonderer  Wichtigkeit  bei  den  Klagen 
um  Schuld.  Schon  oben1')  ist  darauf  hingewiesen,  wie  Planck 
mit  Recht  im  Personalarrest  die  ursprüngliche  und  prinzipale  Form 
des  deutschen  Arrestes  erkannt  hat.  Gerade,  soweit  es  sich  um 
Ausbringung  des  Arrestes  gegen  Gäste  handelt,  steht  in  den 
Quellen  schon  rein  quantitativ  der  Personalarrest  im  Vordergrunde, 
während,  wie  gleichfalls  oben3)  ausgeführt  wurde,  sich  in  der 
alteren  Zeit  noch  Spuren  eines  Verbotes  des  reinen,  gegen  Gaste 
auszubringenden  Sacharrestes  nachweisen  lassen. 

a)  a.  Der  Personalarrest  gegen  Gaste  hat  zwei  Voraus- 
setzungen. 

Voraussetzung  ist  einmal  das  Bestehen,  wenigstens  das  be- 
hauptete Bestehen  einer  Schuldverbindliehkeit  des  Gastes.  Ob  sie 
auch  bedingt  oder  betagt  sein  durfte  oder  ob  sie  fallig  sein  mußte, 
ist  gerade  mit  Bezug  auf  Gäste  nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben. 
Oder,  richtiger  ausgedruckt,  die  wenigen  Falle,  in  denen  das 
Ausbringen  des  Arrestes  tatsächlich  an  die  Bedingung  der  Fällig- 
keit  der  betreffenden  Forderung  geknüpft  wird4;,  beziehen  sich 

St.  K.  S.  4%.  Vgl.  dazu  Planck  I  S.  13!)  bei  Am».  13  und  14,  sowie 
S.  40<J.  407. 

»)  S.  oben  S.  7ü  und  71. 
•■*)  S.  41  in  und  bei  Anw.  4. 
3)  S.  .57  und  58,  sowie  S.  42. 

«)  Mnhlhausen  Stadtr.  (1230— 1250),  Herquut  S.  G21 :  sal  iman  von 
d i in  <    Zantic  emi  unsimi  bürgert  grldi  hinne.   bis  eil  he  den  hinne   unde  iz   di  tue 
irgtnT    diu  sdpgcldin   mat  he   woli  ufhaldi  mit  tili  richten   (dir  mit  si/nc  botin; 
Breslau  Rechts*,  f.  (Jlogau  (1280)  4,  Korn  S.  49:  Freien  wähle  Priv.  (1338), 
Riedel  I.  XVIII.    S.  111  nr.  22:  ekitati  dedimus  constitutione»! ,  ut  quicunque 
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auf  solche  Gaste,  die  in  näherer  Umgebung  der  Stadt  auf  dem 
Lande,  die  mit  den  Bürgern  in  einem  und  demselben  Territorium 
wuhuen.  Sollte  liier  eine  Beschränkung  der  an  sicli  geltenden 
Hegel  vorliegen,  so  mögen  Itücksichten  auf  die  Nähe  des  Wohnorts 
in  gleicher  Weise,  wie  wir  das  bei  anderen  Gelegenheiten  beobachten 
können  »j,  eingewirkt  haben.  Als  Regel  dfirtte,  freilich  erst  für 
die  spätere  Zeit,  anzunehmen  sein,  daß  auch  bei  noch  nicht  existenter 
Forderung  der  Gast  festgehalten  werden  konnte.  Denn  wenigsten- 
bezüglich  des  Sacharrestes  gegen  angesessene  Kinheimische  wird 
einmal  angedeutet,  daß  er  auch  wegen  noch  nicht  falliger  Forderung 
zulässig  sei,  wofern  der  Schuldner  voraussichtlich  zur  gericht- 
lichen Verhandlung  (wegen  Krankheit»  überhaupt  nicht  werde 
erscheinen  können 2). 

Als  causa  arresti  ferner  genügt,  mindestens  in  früherer  Zeit, 
bei  Gästen  die  vom  Glaubiger  behauptete  Gasteseigenschaft,  der 
Mangel  eines  für  sie  beim  Forum  der  Zwangsgewalt  begründeten 
ordentlichen  Gerichtsstandes.  Rücksicht  auf  das  in  diesem 
Gerichtsbezirk  etwa  vorhandene,  möglicherweise  sogar  unbewegliche 
Vermögen  des  Gastes  ist  zunächst  kein  Hinderungsgrund  de.* 
Personalarrestes  a>.  Es  verlohnt  sich,  zur  Erläuterung  dieses  zweiten 
Punktes  die  Regeln  mit  heranzuziehen,  die  den  gegen  Bürger 
und  ständige  Stadteinwohner  auszubringenden  Personalarmt 
zum  Gegenstande  haben. 

Auch  hier  natürlich  ist  erste  Voraussetzung  das  Bestehen 
einer  vom  Gegner  zu  behauptenden  Schuld4),  wobei  —  wie  hier 
ein  für  alle  Mal  hervorgehoben  werden  mag  —  es  gleichgültig 
ist,  ob  der  Gegner  ein  Bürger  oder  aber  ein  Gast  isth).  Die 

villanorum  terre  uchtenhagen .  kerkoiu,  ivrienwaldis  et  txotrym  bem 
predictorwn  emium  aecomodttverit  et  si  termino  pc  rsolucionis  Jebito  *.*e 
persolverit  et  in  civitatt  reperttts  fuerit,  .  .  .  ad  iudicium  tnxhatur  satisßuirnd^ 
debitis  pro  eisdtm.   Vgl.  auch  Brünn  Stadtr.  (nach  I300j  39,  Roliler  II  S.  361. 

')  Vgl.  oben  S.  20,  S.  5«J  Anin.  4  a.  E.  und  unten  Kapitel  VI. 
a)  Magdcb.  Fragen  II.  2  d.  10,  Behrend  S.  160. 

3)  Vgl.  aber  unten  S.  94  f. 

4)  Vgl.  oben  bei  Anm.  2. 

•')  ]>hh  einzige  positive  Verbot  eine»  von  Gasten  gegen  Börger  auszu- 
bringendeu  (Sach-!)  Arrestes  enthält  Kisenach  I'riv.  Km.  (1283)  7.  <iaujt|' 
St.  K.  1  S.  199:  quod  nuilus  extrantus  ttostros  civts  vtt  vadimonw  seu  hxmmi  tct> 
ve/ttionali  aliqua  impttgnarc  praesumat,   nisi  primo  toram  nostro  viUko  et  Stahna 
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zweite  Voraussetzung,  eine  spezielle  causa  arresti,  ist  nicht  überall 
gleichartig  ausgebildet  worden.    Uneingeschränkt  war  der  Personal- 
arrest überall  zulässig,  wenn  der  einheimische  Schuldner  um  seiner 
Verbindlichkeiten  willen  tatsächlich  Veranstaltungen  zur  Flucht  traf: 
nuliu*  ciciutu  nost rorum  polest  alit/ucm  conc irc tn 
.suu m  in/ra  adoocutiu  m  occupar e  vel  bona  eiu8y  nim  iimc 
.sit  causam  suam  coram  adcocato  e.rrrutu*,  nitti  ipse  sif  pro- 
J  Uff us  x). 

Lediglich  die  für  längere  Zeit  ins  Werk  gesetzte  Abreise 
dagegen  heißt  öfters  ein  nicht  zureichender  Urund2);  und  auch 
da,  wo  sie  die  Arrestanlage  an  sich  rechtfertigt '),  wird  diese  fin- 
den Gläubiger  zuweilen  mit  gewissen  Einschränkungen  verknüpft4). 

nostris  ipsos  in  faae  imliiii  tvir:>cuiat.  Aber  -'.*>  ebenda  verbietet  den  Arrest 
gegen  Bürger  allgemein,  also  aneli  den  .  igenen  Mitbürgern,  und  (l'crsonal- !) 
Arrest  gegen  Gäste,  den  die  Kürzer  jedenfalls  ausübten,  wird  nach  37 
auch  den  Gästen  zugelassen.  Sonst  linden  sieh  keine  Anhaltspunkte  dafür, 
daß  in  der  Ausbringung  des  Arrestes  die  Gäste  hinter  den  Bürgern  zurück- 
gesetzt worden  wären.  Brannschweig  Stadtr.  (140lj  78  mit  7!),  Hänsel- 
inann  I  S.  108,  verlangt  lediglich,  daß  der  Gast  den  IVrsonalarrest  gegen 
den  (flüchtigen)  Bürger  stets  mit,  nicht,  wie  der  Bürger,  auch  ane  gerichte 
vollführe.    Vgl.  auch  Magdeb.  Fragen  II.  2  d.  3  a,  Behrend  S.  156. 

'}  Hildesheim  Stadtr.  (1249)  49,  Doebner  V.B.  I  S.  IO.j,  und  (um 
1300)  46,  ebenda  S.  283.  Vgl.  Goslar  Aufs.  üb.  d.  Schulth.  Amt  (14.  Jahrb.), 
Göschen  110,  13:  Magdeb.  Fragen  II.  2  d.  20,  Behrend  S.  167,  und  Braun- 
schweig Stadtr.  (1401)  79  und  78.  Hänsebnann  I  S.  108.  Auch  Sacharrest 
ist  in  solchem  Falle  natürlich  zulässig  und,  wenn  die  Flucht  gelungen,  das 
einzig  Mögliche  (s.  unten  S.  98). 

*)  Halberstadt  Stat.  (1370—  1400J  3.0,  Halberst.  U.  B.  I  m\  686, 
allerdings  unter  spezieller  Beziehung  auf  Sacharrest:  werc  ok,  Jat  eyn  unser 
bürgere  enwech  toghe  edder  emocch  teen  wolde  unde  nicht  betalen  xvotde,  dal  he 
sculdieh  were,  wur  tuen  des  overvund'uh  wurde,  dal  fu  en  weeh  bringen  roolde,  dal 
he  fudde,  des  i^ut  seoUe  wen  hindern  liker  wis  alst  eynet»  yisle,  id  enwere  denne, 
dat  he  sei  des  ledegen  -wolde  mid  rechte,  dal  he  doreh  sculde  wilten  nirgen  teen 
xoeiäe ,  dal  scclde  inen  von  e'/ie  nemen.  Ahnlich  muß  in  Braunschweig  Stadtr. 
(1401)  79,  Hänselmann  I  S.  108,  der  Bürger,  der  seinen  Mitbürger  aufhält, 
alsbald  sveren,  dal  he  yd  da  doieh  ansäst  syncr  schult,  oft  de  schuldcncr  des  nyehl 
wel  z'/tiberen  also  lan^he  went  he  dal  ruhte  hebben  moghe. 

3)  Krfnrt  Stat.  (1329),  Walch  II  S.  32,  mit  spezieller  Beziehung  auf 
Sacbarrest. 

4)  Magdeburg  Kechtsmitt.  an  Breslau  (1261)  31,  Laband  UO,u.  S.  18: 
ist  iz  also,  daz  ein  man  beteverten  oder  sines  hau/es  raren  xvil  buzen  hndes,  wil  den 
jeniiin  hinderen  umbe  selutlt,  der  ne  mach  ist  tun  nuht,  her  ne  mu  .e  nemen  sin  recht  vor 


Digitized  by  Google 


92 


Wenn  von  diesen  Fullen  einer  tatsächlichen  Begründetheit 
gänzlichen  oder  doch  längeren  Fernhieibens  des  Schuldners  von 
der  Stadt  abgesehen  wird,  soll  zunächst,  wie  unstreitig  ist,  gegen 
Bürger,  die  mit  Kigen  und  Erbe  angesessen  sind,  kein  Arrest  aus- 
gebracht'), ein  Zwang  zur  Bürgenstellung  nicht  ausgeübt  werden*'). 
Denn  Mangel  bestimmten  Vermögens  des  Bürgers  und  des  stan- 
digen Mitwohners,  namentlich  auch  Minderwert  der  schuldnerischen 
Immobilien  gegenüber  dem  Betrag  der  gläubigerischen  Forderung, 
ist  ursprünglich  kein  allgemeiner  Arrestgrund.  Noch  in  Freiberg  ') 
heittt  es: 

ist  ein   man  besetzen  nnde  wirt  beklait  umme  silier  unde 
loikent  he  des,  der  darf'  keinen  bürgen  setcen  vor  da;  recht, 
wen  he  besetzen  ist  unde  sehozzet  unde  wachet.    He  darf  ouch 
nicht  keine  bewisunge  tun,  daz  he  so  irol  besetzen  si, 
als  he  im  schult  gibet,  tcend  he  im  loikent  unde  nicht  ver- 
wunden ist.    Man  sal  in  besehe iden  in  daz  nehiste  dinc. 
Hierin  liegt  zugleich  der  Nachweis  der  Unrichtigkeit  der  von 
Planck4)  vertretenen  Anschauung,  es  sei  unbedingt  „ein  jeder  nicht 
mit  Erbe  oder  Eigen  ansässige  Mitbürger  für  unsicher  angesehen 
und  daher  der  Arrest  gegen  einen  solchen  ohne  eine  besondere  im 
konkreten  Falle  nachgewiesene  causa  arresti  zugelassen*4  worden. 
Nur  das  hamburgische5)  und  mühlhausensche 6),  möglicherweise  auch 
das  magdeburgische  Recht7)  könnte  zur  Rechtfertigung  herange- 

sime  richttre,  d.  h.  der  Gläubiger  inuli,  wenn  er  den  Arrest  ausbringt,  bereit 
sein,  auf  Wunsch  des  arrestierton  Würgers  unverzüglich  seine  Forderung  vor 
dem  Richter  einzuklagen.    Vgl.  unten  Kapitel  VI. 

')  Vgl.  l'lanek  II  S.  373.    S.  auch  oben  S.  91  bei  Anm.  1. 

Münster  Stadtr.  (1221)  47,  Kcutgm  l'rk.  S.  153:  Xultus  ehtis  trattus 
in  imiieiuw  pro  dttutif  pontt  fuUimsorem  suo  ch'i,  nisi  a  prineipio  posuerit. 

•'«)  Stadtr.  (12%  — 1307)  II  §  9.  Ermisch  S.  4«.  Über  die.  den  ander- 
wärts sog.  ständigen  Mitwohner  mitumfassende  Bedeutung  des  Wortes  btsezten 
in  Freiberg  vgl.  oben  S.  C>  Anm.  5  und  S.  12  bei  Auui.  3—5,  sowie  S.  16  bei 
Anm.  1  und  2. 

*)  II  S.  373:  vgl.  unten  S.  !I4  und  95. 

5)  Unten  S.  94  bei  Anm.  2  und  3. 

")  S.  unten  S.  97  bei  Ann».  2. 

7)  Rechtsbuch  von  der  Gerichtsverfassung  XXVII  $  1,  Laband  HQu. 
S.  CS:  die  Stelle  ist  dem  vor  12(5!)  entstandenen  Kechtsbuch  später,  wahr- 
scheinlich erst  im  14.  Jahrhundert,  zugefügt  werden  (ebenda  S.  41—47).  S. 
auch  sächs.  Weichbild  34,  Daniels  Gl.  I  S.  109. 
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zogen  werden.  Im  Übrigen  wird  zu  Gunsten  sogar  der  einfachen 
standen  Mitwohner  das.  was  Lüneburg ')  vom  Sacharreste  sagt : 

ralumuM.   t/uod  adwatn*  vulli   in   hac  riritafc  manenti 

bona  sua  itrcupet  rel  itn/tediut  ullo  modo,   f/uam  diu  iuxHtium 

Juvere  nt/f, 

auch  bezüglich  des  Personalarrestes  häufig  ausgesprochen,  zum 
Beispiel  in  Braunschweig2),  Freiberg3),  Goslar «)  und  Brünn vi. 
Insofern  also  ist  Meiboms h)  Verwerfung  unbedingten  Arrestrechtes 
des  Gläubigers  gegen  nicht  erbgesessene  Mitbürger  oder  Mitwohner 
zutreffend,  wenngleich  gerade  die  Stelle  der  Magdeburger  Fragen, 
auf  die  Meibom  sich  stützt: 

eifn  unyetvixz  man,  her  trete  ei/n  gast  ader  et/n  bürger,  d*r 
nirht.  stehende  erbe  enhefte  noch  so  eil  carnder  habe7), 
keine  sichere  Grundlage  dafür  abgibt.  Denn  der  ungewisz  man 
ist  als  klagender  Teil  gedacht,  über  die  Stellung  von  Bürgern 
und  (tasten  in  der  Stellung  des  Beklagten  läßt  sich  aus  dem  Satze 
also  unmittelbar  nichts  schließen.  Jedenfalls  aber  wird,  wenn 
man  einen  solchen  Schluß  ziehen  will,  in  der  letzterwähnten 
Stelle,  gegensätzlich  zu  den  oben  genannten"),  Nachdruck  auf 
eine  bestimmte  Hohe  und  Art  des  Vermögens  des  Schuldners  ge- 
legt, die  Ausbringung  des  Arrestes  also  im  Gegensatz  zu  früherer 
Zeit  bereits  lediglich  auf  die  Vermutung  hin  gestattet,  daß  der 

')  lhrz.  Priv.  (1247),  lWbner  Städtepriv.  8.  28. 

2)  Ottonianum  (13.  Jalirh.)  15  mit  21,  Hänselmann  I  S.  5:  Kin  Mann 
aus  der  Stadt,  di  r  wert  ist  (21),  sidl  im  Gegensatz  zu  dorn  außerhalb 
der  Stadt  wohnhaften  Schuldner  (15;  erst  dann  aufgehalten  und  vor  den 
Richter  geführt  werden,  wenn  er  drei  ordnungsmäßigen  Ladungen  nicht 
Folge  geleistet  hat:  es  handelt  sich  hier  also  um  Zwang  gegen  den  bereits 
l'ngehorsamen  (vgl.  Planck  II  S.  276  bei  Anm.  8). 

*)  Oben  S.  92  in  und  bei  Anm.  3.  sowie  Stadtr.  XXXV  §  HJ.  18,  Kl- 
inisch S.  220.  221. 

*)  Stadtr.  (um  1300),  < röschen  63,  20:  Laien,  die  sich  in  geistlichem 
Hause  in^hemedet  haben,  sollen  vorgeladen  (vore  Inden)  werden ,  während  ihr 
Gesinde  und  in  ihrer  Hand  befindliches  Gastgut  besetzt  (beseiten)  werden  darf. 

-v:  Schnffenb.  (um  1350)  125.  Köüler  II  S.  64:  s.  oben  S.  6  Anm.  5. 
Falsch  Planck  11  S.  379,  der  proprium  residentiam  als  eigenen  Grundbesitz 
versteht.     S.  auch  unten  S.  94  Anm.  4. 

ö)  S.  157  f. 

')  IL  2  d.  4,  Behrend  S.  157. 

s)  Oben  bei  Anm.  1-5  und  8.  92  bei  Anm.  3. 


i)4 


Schuldner  infolge  mangelnden  Vermögens,  namentlich  mangelnder 
Immobilien,  sich  seinem  ordentlichen  (ierichtsstande  entziehen  werde. 

Am  entschiedensten  und  frühesten  gelangt  die  erwähnte  Ver- 
mutung, vom  Mühlhausenselien  abgesehen l),  in  dem  Satze  des 
Hamburgischen  Hechts  zum  Ausdruck: 

t  i/n  ieicelil  man  nnbeset.cn  mit  erve  schal  boryen  tieften 

cor  schult,  de  tuen  eine  yif't  Wer  ite  hecet  en  man  neuen 

boryni,   so  .schal  de  woltbode  ene  s-tten  in  tlat  yseren  wenfe 
to  deine  neyesten  diittje  '*), 
desselben  Hechts,  das,  sobald  es  sich  um  einen  erbgesessenen  Voll- 
bürger handelt,  nicht  einmal  den  Sacharrest  gegen  ihn  zulaßt: 

it  ne  schal  neman  unses  b  nryhers  yud  beseiten,  de  er  er 
her  et  vnde  eyen;  unde  deit  dar  ieman  enhoren,  daf  schal 
he  beteren  mit  dren  jiumlen*). 

Allgemeiner  noch  befreit  Kleve4!  nicht  allein  den  ständigen 
Mitwohner,  sondern  auch  den  Vollbürger  nur  dann  vom  Arrest, 
wenn  er  im  (ierichtsbezirk  hinreichendes  Vermögen  (yuet)  besitzt. 
Und  von  diesem  Standpunkt  aus  ist  es  schließlich  zu  erklaren, 
wenn  nunmehr  auch  (taste  dann  vom  Arrest  betreit  bleiben,  wenn 
sie  durch  geeignete  Vermögensmassen  innerhalb  des  auswärtigen 
(lerichtsbezirks  Sicherheit  für  ihr  Krseheinen  zur  mündlichen  Ver- 
handlung auch  im  Fitrum  der  Zwangsgewalt  zu  bieten  scheinen. 
Schon  eine  so  allgemeine  Vorschrift  wie: 

man   gal   in   keyme  yerichte  ymande  sin   leyende  gttd  be- 
seelen noch  erbe  noch  sine  farnde  lad»,   d'ncyle  er  c:u  sinen 
schulden  dornet  e  genuy  besessen  i*t:'), 
braucht  nicht  nur  auf  (ierichtseingesessene  bezogen  zu  werden. 
Jedenfalls  aber  ist  es  unnötig,  den  Satz  des  Hainburgischen  Hechtes: 
yhif't  cn  man  dem  anderen  schult  um  nie  yelt  unde  essehet  ein 
boryhen  to  unn  heßt  de  andere  also  cele  erces  bynnen  der  stuf 

')  Puten  S.  97  bei  Am».  2. 

-j  Stadtr.  (1270.  IX.  8,  Lappenberg  S.  153. 

Stadtr.  (1270;  IX.  11,  Lappeuberg  S.  153:  vgl.  unten  S.  95  bei  Anin.  1. 

*)  Stadtr.  Buch  (nach  1424;  9fi  §  3  und  4,  ZUG.  10  S.  234,  uimI  dazu 
!»5  §  1  (ebenda  S.  232)  und  109  §  1  (ebenda  S.  239;     Vgl.  oben  S.  11. 

s)  l>ist.  III.  4  d.  14.  OrtlolT  S.  144.  -  Vgl.  oben  S.  93  bei  Am».  7. 
woselbst  der  letzte  Relativsatz  aueb  auf  ^ast  zu  beziehen  ist,  was  in  der 
Lesart  des  Kod.  l>r. :  tyn  un^ru-is  iiion,  i;<is/  ntfir  tmr^r,  t/,r  u.  s.  w.,  Horb  deut- 
licher beivortritt. 
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ahn  de  schult  is  demen  eine  gijt  he  en  dorß  nene  Itorghen 
selten,  dtcynghet  he  ene  dar  orer  dut  schal  he  beteren  mit  dryn 
punden x), 

mit  Planck2)  lediglich  von  erb  gesessenen  Bürgern  zu  verstehen, 
da  bezüglich  dieser  irgendwelcher  Zwang  überhaupt  ausgeschlossen 
bleiben  sollte s)  und  ferner  auch  Gaste  in  Hamburg  in  Besitz  von 
Krbeigen  kommen  konnten ').  Auch  in  Duderstadt  sollte  der 
Personal-  oder  Sacharrest  gegen  riddere,  knecht  oder  hur  nur  zu- 
gelassen sein,  wenn  sie  in  der  Stadt  kein  (unbewegliches?)  (Jut 
besaßen : 

Welr  man  in  umeme  richte  neun  güd  enhej't,  dar  man  up 
t-latjen  möge,  unde  eijnem  unser  hurgher  schuld  ich  ist,  de  mach 
en  eder  sin  gut  uphalden  rar  sin  ghelth). 

Als  Zweck  des  gegen  Gäste  ausgebrachten  Personalarrestes 
wird,  wie  auch  späterhin  sehr  häufig,  sn  sclmn  in  alter  Zeit  be- 
zeichnet, den  Schuldner  festzuhalten, 

ijuomifue  delntum  solntt  uut  per  sententiam  eradat6), 

dotier  Holrat  rel  iuxticiam  erhihetit1). 

In  der  Tat  scheint  dem  Sehnidarrest  ursprünglich  ledig- 
lich der  Gedanke  zu  Grunde  gelegen  zu  haben,  den  schuldigen 
Gast  selbst  unbedingt  festzuhalten,  um  ihn  dem  Gerichte 
zur  Verhandlung  des  Streites  persönlich  vorführen  zu  können,  die 
dann  entweder  mit  der  Verurteilung  des  Beklagten  zur  Zahlung 
"der  mit  der  Abweisung  der  Klage  endigte.  Dali  von  vornherein 
ein  Anspruch  des  Klagers  darauf  bestand,  daü  der  Gast  sein  Kr- 
scheinen  zur  Verhandlung  durch  Bürgen  u.  dgl.  sicher  stelle,  und 
daU  erst,  falls  der  Gast  dies  nicht  gutwillig  tat,  der  Arrest  ein- 
treten und  jenen  Anspruch  realisieren  sollte,  ist  nicht  wahrschein- 


>)  Stadtr.  (1270;  IX.  12,  Lappejiberg  S.  153:  s.  oben  S.  9t  hei  Anin.  2  n.  3. 

*)  II  S.  373.  371). 

3;  8.  oben  S.  94  bei  Anin.  3. 

*)  Stadtr.  (I27Ü)  Annan*  5,  Uppenborg  S.  72,  und  (1292)  K.  23.  eben- 
da S.  122. 

5)  Jäger  nr.  14. 

,;)  Braunschweig  Hecht  des  Hagen  (12.  Jahrb.)  14,  Reuthen  Urk. 
S.  178.  Vgl.  dazu  13  und  Ottonianum  (13.  Jahrb.)  15.  Hänsehnann  I  S.  5: 
u*mU  ht  ime  Veratide  ofte  rahtts  pkgt. 

7)  Parrhim  Stadtr.  Bewidm.  (122.0    2<",)      Meckl.  t'R.  I  8.311. 
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lieh.  Schon  oben ')  wurde  ausgeführt,  wie  das  Festhalten  der 
Person  des  Gastes  vornehmlich  bezweckte,  einen  Gerichtsstand  zu 
begründen,  der  ohnedies  nicht  vorhanden  gewesen  wäre.  Ein 
Kocht  des  Gläubigers  auf  Sicherstellung  konnte  also  begritTIich 
in  solchen  Fallen  zunächst  garnicht  bestehen.  So  erscheint  denn 
auch  die  Sicherstel lung,  die  der  Gast  mit  Hülfe  von  Bürgen  und 
dgl.  vornimmt,  in  der  Hegel  nicht  als  des  Gläubigers,  sondern 
als  sein  eigenes  Recht,  mittels  dessen  er  den  Gläubiger  zwingt, 
seine  Person  freizugeben.  Ausdrücklich  wird  der  Gräfin  von 
Flandern  vom  Vogt  und  Hat  zu  Rremen  versprochen: 

(alumpn  latus   de  Ute  vei  alia  re  non  in  i'inculix  fematur, 
si  Jut  e  colverit  ßdeiussomn  ydnneum,  vel  tot  bona  httbeat  ibi- 
(Jrrn,  tptod  raleant  suam  emendam,  dumniodo  de  hoc  constare 
-posgit  per  diu*  ricinus  suo*  non  suspectus'1). 
Und   wenige  Jahre  spater   muß  dieselbe  Gräfin  von  Flandern 
Hamburg  gegenüber  ausdrücklich  bemerken: 

mercatore*  Flandrens  apud  Hamburg  arrestari  n&n  pote- 
runt  ner  capticari  occasione  aUcnius  (juerimonie,  de  qua  parati 
fwriut  darc  pdeiussori  *  sufficiente*  auf  piynora  ad  valorem  uueri- 
monie  compttentia  ad  e.rspectandum  ibidem  imticia/n  sice  legem*). 

Daß  in  der  Tat  auch  noch  in  späterer  Zeit  die  Sicherstellung 
als  ein  Recht  des  Haste s  aufgefaßt  winde,  geht  nicht  nur  aus 
der  ausdrücklichen  Fassung  der  Quellen  hervor«),  sondern  folgt 
mittelbar  auch  daraus,  daß  dem  beklagten  Gast,  der  arrostiert 
worden  ist,  ein  Gastgericht  bewilligt'')  und  als  Motiv  dieser  Be- 
vorzugung unterweilen  ausdrücklich  angegeben  wird,  daß  er  kerne 
Bürgen  für  sein  Erscheinen  im  ordentlichen  Ding  zu  setzen  im 
Stande  sei.'5) 

')  S.  41  ff.  und  8.  ä5  ff. 
a)  il255),  Khmck  I  S.  305. 

3)  (I2C.8),  -f.  M.  Lappen berg,  Hamburg  Urk.  Much.  Mamburg  1842. 
S.  Ml. 

*)  Riga  unigearb.  Stat.  (um  1300;  II.  0  §  1.  Napiersky  S.  154:  liesetzt 
der  (Mäubigor  den  von  auswärts  kommenden  Schuldm-r  mit  wutl'crde  des 
vo^hedes,  widc  ;.'//  de  wert  loven  vor  de  seutt,  dar  sul  he  sie  an  gheno^hen  Inten, 
also  vere  alse  de  wert  wisse  muh  is.  Ähnlich  Kleve  Stadtr.  Much  'nach  1424) 
100  §  1,  ZRG.  10  S.  230. 

■*)  I  nten  Kapitel  VI. 

*)  I  nten  Kapitel  VI. 
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Diese  Unmöglichkeit  oder  doch  große  Schwierigkeit,  Sicherheit 
zu  beschaffen,  bestand  in  sehr  vermindertem  Grade  für  die  eigenen 
Gerichtsgenossen  des  Klägers.  Umsomehr  konnte  letzterer 
von  ihnen,  die  in  ihrem  allgemeinen  Gerichtsstände  zu  erscheinen 
von  vornherein  verpflichtet  waren,  beim  Vorliegen  der  nötigen 
Voraussetzungen  eine  Sicherstellung  dieser  ihrer  Verpflichtung 
unter  eventuellem  Arrestzwang  beanspruchen.  In  charakteristischer 
Weise  faßt  das  Stadtrecht  von  Mühlhausen  den  Gastarrest  als  ein 
Festhalten  der  Person  des  Schuldners  lediglich  zum  Zwecke 
der  Sachverhandlung  auf),  während  es  vom  nicht  beerbten  Stadt- 
bewohner heißt: 

tiet  ein  man  e/iim  man  sin  guit  zu  eime  tage,  so  inmac 
he  urt  cor  dimi  tage  wedir  zu  phandi  noch  zu  bürg  in 
getwirige.  Kumit  ubir  di  tac  wöri  vnde  ist  he  nicht  ein 
bizezzin  man,  so  aal  he  diz  richteris  genize,  daz  he  umi 
gebi  p h  a n  t  cdir  y dien n inge  '*). 

Dieser  prinzipale  Anspruch  des  Gläubigers  auf  Sicherstellung,  wie 
er  namentlich  auch  im  Magdeburgischen  Rechte  ausgesprochen 
wurde 3),  mußte  späterhin,  als  schon  die  bloße  Anwesenheit  des 
Gastes  im  auswärtigen  Gericht  daselbst  einen  Gerichtsstand  für 
ihn  begründete *i ,  auch  dem  Gast  gegenüber  Platz  greifen.  So 
heißt  es  ausdrücklich  in  Eger  von  dem  e.t'tranews: 

ubicumque  civi»  debitorem,  preterquam  in  ecclesia,  balneo  et 
tab&rna  c&nvenerit,  iudex  tenetur  sibi  ibidem  pro  debitis  iudi- 
care  tpsum  jideiussoribus  vel  quocumque  modo  certijianido  *). 

Und  im  Rechtsbuch  nach  Distinktionen  wird,  allerdings  nach  so- 
eben vorausgegangener  Klage  des  Gastes,  dem  Widerkläger  ver- 
stattet, er  möge  den  Gast 

an  der  nU>nden  stad  bedingstadeln,  daz  ist,  daz  he  bürgen 
aal  seezen,  czu  deine  nesten  dinge  wedder  zcu  antworten,  ab 


')  Der  Anfang  der  Stelle  ist  oben  S.  89  Anui.  4  abgedruckt. 
*)  Stadtrecht  (1230-1250),  Herquet  S.  (332. 

3)  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  K.  1.22,  Laband  S.  9.  Vgl.  auch  Frei- 
berg  Stadtr.  (1296  -  1307)  II  §  9  mit  XXXV  §  IG.  18,  finnisch  S.  46 
bzw.  220. 

-»)  Ob.-n  S.  41.  42  und  auch  S.  61. 

*;  Eger  Priv.  (1279)  19  mit  18,  (iaiipp  St.  It.  1  S.  192. 
Rudorf  f.  Bechüut  eilung  der  G&sU>  < 
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her  (d.  h.  der  Gast)  zcu  deme  yedinge  gesehen  i*ty  daz  i*t  in 
pr  milen.  Had  ht  abir  nicht  bürgen,  unde  tud  he  »inen  eyd 
dorczu,  80  muz  her  zcu  hant  antocorten1'). 

f.  Eine  Trennung  des  Verfahrens,  über  die  Rechtfertigung 
der  erfolgten  Arrestanlage  einerseits  und  über  die  Begründetheit 
speziell  der  Hauptforderung  andererseife  ist  dem  deutschen  Rechte 
damaliger  Zeit  so  gut  wie  unbekannt2).  Über  beides  wird,  nament- 
lich auch  im  sog.  gastgerichtlichen  Prozeß,  zusammen  verhandelt 
und  entschieden. 

b)  Die  Voraussetzungen  des  Sacharrestes  gegen  Gäste  und 
gegen  Einheimische  unterscheiden  sich  nicht  von  denen  des 
Personalarrestes. 

Der  Sacharrest  gegen  Bürger  wird  namentlich  dann  betont, 
wenn  sie  wegen  ihrer  »Schulden  flüchtig  geworden  sind3).  Goslar 
hält  auch  an  dieser  ursprünglichen  Voraussetzung  als  an  einer 
ausschließlichen  fest 4),  während  anderwärts  schon  die  länger  dauernde 
Entfernung  des  schuldigen  Teiles  genügt,  um  einen  Arrest  gegen 
hinterlassene  Vermögensstticke  zu  rechtfertigen 5).  Allerdings  werden 
in  diesem  zweiten  Falle  so  viele  Kautelen  gegen  eine  mißbräuch- 
liche Ausbringung  und  zu  Gunsten  einer  Wiederaufhebung  des 
ausgebrachten  Arrestes  geschaffen ,  daß  der  Arrest  wegen  Flucht 
des  Schuldners  tatsächlich  sehr  überwogen  haben  muß,;).  Im 
Übrigen  durften  auch  hier  standige  Mitwohner,  wofeni  sie  keine 


«)  III.  15  d.  1,  Ortloff  S.  164. 

a)  Eine  Art  von  sofortiger  Vorverhandlung  über  die  causa  arresti 
stellen  höchstens  die  oben  S.  91  Anm.  2  abgedruckten  Stellen  dar,  in  denen 
aber  Börger  die  Arrestiorten  sind.  In  Dist.  III.  15  d.  1,  oben  bei 
Anm.  1,  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Verhandlung  über  die  Verpflich- 
tung zur  Bürgeustellung.  sondern  über  das  Vorhandensein  geeigneter 
Burgen. 

3)  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R.  III.  2  d.  68  und  70,  Laband  S.  69: 
Hörde  Rechtsbr.  (1340)  9,  Neugier  St,  H.  S.  198:  Lünen  Rechtsbr.  (1341)9, 
v.  Steinen  IV  S.  239. 

*)  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  67,  14.  Vgl.  dazu  Aufs,  über  das  Schulth. 
Amt  (14.  Jahrh.),  Göschen  110,  13. 

5)  In  Magdeb.  Fragen  II.  2  d.  10,  Bohrend  S.  160.  wird  einmal  sogar 
die  Wahrscheinlichkeit,  daß  ein  Einheimischer  wegen  Krankheit  nicht  zum 
Gericht  werde  kommen  können,  als  hinreichender  Arrestgrund  bezeichnet. 

*)  Vgl.  überhaupt  Planck  II  S.  374-376. 
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Anstalten  zur  Rechtsweigerung  machten,  nicht  arrestiert  werden1). 
Und  bezüglich  der  Frage,  ob  eine  bestimmte  Art  und  Größe  des 
Vermögens  vor  Sacharrest  schützte,  gilt  auch  hier  in  Ansehung 
der  Einheimischen  wie  der  Gaste  Entsprechendes  wie  beim 
Personalarrest 2). 

Auch  der  Sacharrest  wurde  gegen  Gaste  ausgebracht,  um  sie 
zur  Verhandlung  im  Forum  der  Zwangsgewalt  zu  nötigen 3).  Nach- 
dem er  zum  Zwecke  der  Begründung  eines  Gerichtsstandes  überhaupt 
zugelassen  worden  war  ward  hier  sowohl &)  wie  beim  Sacharrest 
gegen  Einheimische  die  Tatsache  bedeutsam,  daß  dieser  Arrest  dem 
Gläubiger  ein  Vermögensobjekt  verschaffte,  welches  einmal  den 
(mindestens  gegenüber  Einheimischen  bestehenden)  Sicherungs- 
anspruch des  Gläubigers  befriedigte  und  ferner  die  Vollstreckung 
in  das  Vermögen  des  Schuldners  garantierte.  Mit  Rücksicht 
daraufist,  wenigstens  in  den  Quellen  des  13.  und  14.  Jahrhunderts, 
von  einer  Aufhebung  des  Arrestes  gegen  anderweite  Sicher- 
stellung kaum  die  Rede;  ahnlich  wie  schon  im  Sachsenspiegel 
dann,  wenn  der  Schuldner  in  einem  begründeten  Gerichtsstand 
nicht  erschien,  ein  Verfahren  gegen  sein  Gut  Platz  griff6),  ward 
der  Sacharrest  gegen  Einheimische  und,  nach  seinem  Vorgang, 
der  gegen  Gäste  der  Beginn  einer  Klage  des  Gläubigers  auf  das 
Gut  des  Schuldners,  welches  Verfahren  hier  nicht  näher  darzustellen 


')  8.  oben  S.  93  bei  Anm.  1. 

*)  S.  oben  S.  94  bei  Anm.  3  nnd  5  und  S.  95  bei  Anm.  5. 
J)  S.  oben  S.  95  bei  Anm.  G  und  7.  Auch  boiui  Repressalienarrest, 
d.  h.  der  Wegnahme  von  Gut  aus  den  Händen  der  Mitbürger  des  Schuldners, 
wird  der  Zweck  einer  Herbeiführung  gerichtlicher  Verhandlung  betont.  Vgl. 
z.  B.  Priv.  Friedrichs  I.  für  Flandern  (1173),  Keutgen  ürk.  S.  52:  illius 
loci  mereatoribus ,  tibi  negata  est  ei  iusticia,  pitptus  auftrat,  donee  iusti ciam  eonse- 
qua  für ,  ei  ob  haue  causam  loci  alterhis  uurcatores  non  infestet,  und  Vertrag 
zwischen  Köln  und  Boppard  (125*2),  Gengier  Kod.  S.  256:  poterunt  (nach- 
dem Recht  geweigert  worden  ist)  nostros  arrestare  eoneivts  vel  pignora  tiostra 
eapere  et  tenere,  que  tarnen  .  .  Unebuntur,  quonsque  conque renti  f  ucr it  salis- 
factum. 

4)  Vgl.  oben  S.  42,  56  ff.,  89. 

ö)  Holzminden  Rechtsbr.  (1245)  14,  Gcngler  St.  R.  S.  205:  Si  advena 
.  .  res  ch'ium  aecomodaverit  et  postmodum  recedens  non  per  solvent,  ns  illius  per  iu- 
dicem  obligenlur  ad  rc stitu  tionem  eorum,  quibus  debitor  est. 

«)  S.  oben  S.  55. 

7» 
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ist1).  Bemerkt  sei  nur,  daß  Rechtfertigung  der  Hauptforderung  und 
des  Arrestes  auch  hier  wie  beim  Personalarrest  zusammenfiel  *j. 

II.  Die  Ausführung  des  Arrests. 

1.  a)  Die  Ausführung  des  Arrestes  ist  grundsätzlich  von  vorn- 
herein mit  einer  Mitwirkung  des  Gerichtes  verbunden. 

Der  Kläger  soll  den  Gast  oder  sein  Gut  cum  imtitia  obli- 
gare,  iuridire  arrestare,  iuris  ordine  serrafo  detinere3).  Und 
zwar  braucht  nicht  das  zum  Urteilenden  vollbesetzte  Gericht  an- 
gegangen zu  werden.  Es  genügt  und  ist  das  Gewöhnliche,  sich 
an  den  Richter  allein  zu  wenden4).  Häufig  zwar  scheint  in  den 
Quellen  der  Kläger  zu  völlig  selbständigem  Handeln  verstattet  zu 
werden,  wenn  es  sich  um  Arrest  gegen  Gäste  handelt.  Aber  ab- 
gesehen davon,  daß  bei  letzteren  häufig  ohne  Weiteres  Flucht- 
verdacht begründet  sein  mochte,  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  trotz  • 
obrigkeitlichen  Beistandes  immerhin  der  Gläubiger  als  der.  der 
den  Arrest  ausbringt,  als  arreatator  angesehen  wurde5);  die 
Quellen  können  deshalb,  unter  Übergebung  jener  gerichtlichen 
Teilnahme,  lediglich  vom  Kläger  als  dem  Arrestator  reden,  ohne 
daß  man  hieraus  auf  ein  prinzipielles  Recht  desselben,  ohne  Ge- 
richt vorzugehen,  schließen  dürfte6}. 


')  Vgl.  Planck  II  S.  389  ff. 
a)  S.  oben  S.  98  Anm.  2. 

»}  Penzlin  Rc« htsbcst.  (1263),  Mekl.  U.  B.  II  S.  227;  Lübeck  an 
Frankfurt  (1374),  Lüh.  t".  B.  IV  S.  247;  Verordnung  Karls  IV.  für  den 
Rrzbisrhof  von  Köln  (1372),  Lacomblet  V.  Ii.  III  S.  «22.  Vgl.  auch  die 
Stadtrechte  von  Lipp  Stadt  (119$'  5  und  Hamm  (1213)  I«,  Keutgen  Frk. 
S.  148  bzw.  150. 

4)  Die  Ausdrücke  /uJiciwu,  ^ruht  bezeichnen  in  dieser  Verbindung  häufig 
nur  den  Richter.  S.  z.  B.  Köln  Schied  (1258)  Klagepunkt  16  de»  Erzbischofs 
bei  Keutgen  Frk.  S.  159.  und  Freiberg  Stadtr.  (1296-1307)  XXXV.  16 
u.  18,  Ermisrh  S.  220.  Manchmal  bezieht  sich  das  Wort  auch  auf  den 
Büttel:  v|»l.  schon  Soest  Stadtr.  (vor  1200)  21,  Keutgen  Urk.  S.  141. 

s)  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  95,  Röliler  II  S.  50. 

i:  Dali  da,  wo  ein  solches  Rei  ht  scheinbar  erteilt  wird,  in  Wirklichkeit 
an  Mitwirkung  des  Richters  oder  des  Büttels  gedacht  ist,  ergibt  sich  häufig 
aus  der  Nebeneinanderstellung  von  Bestimmungen  derselben  oder  verwandter 
Rechtsquellen.  Man  vergleiche  Braunschweig  Hagen  (12.  Jalirh.)  14  mit 
13,  llänsclmann  I  S.  2:  Lüneburg  Stat.  (vor  1400)  L  und  zu  L,  Kraut 
S.  58.  59,  mit  Priv.  (1247).  Doebuer  Städtepriv.  S.  28;  Freiberg  Stadtr. 
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Es  sollen  vielmehr  in  Ansehung  des  Arrests  daz  gerichfc  unde 
&yn  rad  in  wichbilde  erkennen,  ab  is  mogelich  yesin  möge1),  und 
eine  unbegründete  Vernachlässigung  dieser  Instanz  zieht  Buße  an 
den  Beklagten,  Wette  an  das  Gericht  nach  sich  2).  Die  Hülfe  des 
Richters  soll  to  rechte  van  ome  ghee*chei  werden3),  d.  h.  der 
Kläger  hat  —  einseitig  —  alles  vorzutragen,  was  die  Besetzung 
in  dem  vorliegenden  Falle  gerechtfertigt  erscheinen  läßt4).  Im 
Besonderen  bei  Klagen  um  Schuld  wird  ihm  nahegelegt,  nicht 
nur  das  Vorhandensein  der  Schuld  zu  behaupten,  sondern  auch 
sogleich  ihre  Höhe  anzugeben 5).  Wo  der  Arrest  sich  nicht  gegen 
einen  einfachen  Gastschuldner,  sondern  gegen  einen  von  dessen  Mit- 
bürgern (Repressalienarrest)  oder  einen  privilegierten  Gast  richten 
soll,  muß  neben  der  Gasteseigenschaft  auch  die  vorgängige  Rechts- 
weigerung im  Gericht  des  Hauptschuldners  vorgetragen6),  bisweilen 
sogar  schon  unter  vorläufigen  Beweis  gestellt  werden7). 

(1296-1307)  XLI  §  1  mit  XXXV  16.  18  und  XXXVI  1.  3,  Ermisch  S.  239. 
220.  225:  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  8.  9,  mit  65,  25.  68,39. 
110,  13:  Salfeld  Stadtbuch  (nach  1300)  LVI11  mit  VII.  LXXVI,  Walch  1 
S.  28.  15.  33:  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  95  mit  389.  391.  392,  Rößler  II 
S.  50.  177.  179;  Köln  Ordnung  der  Messe  (nach  1360)  III.  10  mit  Eidbuch 
(1341)  XX.  3.  Stein  U  S.  32  bzw.  I  S.  47. 

')  Dist.  III.  4  d.  1,  Ortloff  S.  140. 

')  Braunschweig  Ottonianum  (13.  Jahrh.)  15.  Hänselmann  I  S.  5: 
Mühlhausen  Stadtr.  (1230—1250).  Herqtiet  S.  621:  Salfeld  Stadtb.  (nach 
1300)  LXXVI,  Walch  1  S.  33:  Hameln  Rechtsbestätigung  (1335),  Meinardus 
S.  213:  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  389  und  392,  Rößler  II  S.  177.  179: 
Dist.  III.  4  d.  1.  Ortloff  S.  140:  Glogau  Rechtsbuch  (1386)  486,  Wassorsch- 
leben  IiQu.  S.  59:  Braunsen weig  Stadtr.  (1401)  78.  Hanselmann  1  S.  108. 
Vgl.  Hildesheim  Stadtr.  (um  1300)  58  a.  E.,  Doebncr  U.B.  I  S.  284: 
Heiligenstadt  Willk.  (1335)  159,  Wolf  Urk.  S.  28. 

3)  Goslar  Aufs,  über  das  Schulth.  Amt  (14.  Jahrh.),  Göschen  110,  13. 

*)  Entsprechend  muß,  wer  Gut  eines  nicht  anwesenden  Gastes  besetzt, 
vor  Piinweisung  in  dasselbe  schwören,  daß  er  dat  %tid  also  bestt  hebbe,  also  he 
van  rechte  aole  (Hildesheim  Stadtr.  18  —  um  1300  — ,  Doebncr  IT.  B.  I 
S.  281). 

Ä)  Magdeb.  alphab.  Samml.  v.  Schöffenspr.  Kap.  148.  Wasserschieben 
S.  50.  Vgl.  Hildesheim  Stadtr.  (um  1300)  17.  Doebncr  U.  B.  I  S.  281,  und 
Koblenz  Altes  Gerichtsbuch  (1366-1424)  19  §  3  a.  E.,  Bär  S.  94. 

ö)  Arnstadt  Vcrtr.  mit  Erfurt  (1283),  Arnst.  U.B.  S.  23  (assererei). 

*)  Zusicherung  der  Pürsten  von  Werle  an  ihre  vamlli  (1276),  Meklb. 
U.  B.  II  S.  553:  Dist.  III.  4  d.  12,  Ortloff  S.  144. 
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Rechtfertigen  die  Behauptungen  des  Klagers  die  beabsichtigte 
Arrestanlage,  so  kann  die  Mitwirkung  des  Gerichts  in  verschiedener 
Weise  vor  sich  gehen.  Entweder  begibt  sich  der  Richter  per- 
sönlich zu  dem  Gaste  oder  zu  dessen  Gut»),  in  Begleitung  natür- 
lich des  Klagers.  Oder  aber  er  erklart  lediglich  seine  Einwilligung 
und  beauftragt  mit  der  Ausfuhrung  entweder  den  Büttel2)  oder 
läßt  den  Kläger  selbst  gewähren 3).  In  Landfriedensvereinigungen 
wird  die  Gestattung  der  Arrestanlage  bisweilen  den  besonders 
eingesetzten  Landfriedensrichtern  übertragen4). 

Der  Büttel  tritt  also  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  auf  Geheiß 
des  Richters  in  Tätigkeit.  Der  Kläger  darf  sich  aber  von  vorn- 
herein an  ihn  wenden,  sobald  er  des  Richters  nicht  habhaft  werden 
kann 5).  Und  selbst  ohne  diese  Voraussetzung  wird  unter- 
weilen ein  sofortiges  Angehen  des  Büttels  gestattet6),  dem  dann 
allerdings  nicht  immer  dieselben  Rechte  zugebilligt  werden  wie 
dem  arrestierenden  Richter7). 


')  Mfihlhausen  Stadtr.  (1230- 1250),  Herquet  S.  621:  Braunschweig 
Ottoniauum  (13.  Jahrh.)  15,  Hänsclmann  I  S.  5;  Holzminden  Rechtsbr. 
(1245)  14,  Gengier  St.  lt.  S.  205:  Lüneburg  Priv.  (1247),  Doebner  Städte- 
priv.  S.  28:  Brühl  Priv.  (1285),  Lacomblet  II  S.  474:  Boden werder  Stadtr. 
(1287)  40,  (jengier  Kod.  S  246;  Goslar  Stadtr.  (um  1300;,  Göschen  65,  25. 
68,  39.  110,  13. 

»)  Freiborg  Stadtr.  (1296-1307)  XXXV  §  18  und  XXXVI  §  1,  Er- 
misch S.  221.  225:  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)389.  392,  Rößler  II  S.  177. 
179:  Di  st.  III.  4  d.  1,  Ortloff  S.  140. 

3)  Riga  umgearb.  Stat.  (um  1300)  II  9  §1.  2,  Napiersky  S.  154: 
Brünn  Schöffenb.  (um  1350)389,  Rößler  II  S.  177;  Glogau  Rechtsb.  (1386) 
486,  Wasserschieben  S.  59.  S.  auch  Frei  bürg  i.  U.  Haudf.  (1249)  73, 
Gaupp  Stadtr.  II  S.  96;  Landshut  Rechtsbr.  (1279)  1,  Gengier  St  R.  S.  233. 

•)  Landfr.  für  das  Gebiet  zw.  Rhein,  Lahn  und  Main  (1265)  9, 
Böhmer  U.  B.  1  S.  122. 

5)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  65.  25.  68,  39.  110,  13:  Salfeld 
Stadtb.  (nach  1300)  XL VIII,  Walch  I  S.  26. 

«)  Braunschweig  Hagen  (12.  Jahrh)  13,  Hänselmann  1  S.  2:  Mühl- 
hausen  Stadtr.  (1230-1250),  Herquet  S.  621:  Lübeck  Stadtr.  (1263)  49 
und  U29I!  148,  Hach  S.  200  bzw.  321:  Kleve  Stadtr.  ^nach  1424)  109 
$  1  und  dazu  96  §  3,  ZRG.  10  S.  239  bzw.  234.  8.  auch  Soest  Stadtr. 
(vor  1200)  21,  Keutgen  Urk.  S.  141. 

7)  Freiberg  Stadtr.  (1296-1307)  XXXV  §  16.  18  und  XXXVI  §  1, 
Krmisth  S.  220.  225.  und  dazu  Planck  II  S.  379. 
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b)  Abgesehen  von  dem  Fall  richterlicher  Erlaubnis  darf  sich 
der  Gläubiger  grundsätzlich  nur  dann  ohne  Beihilfe  von  Richter 
oder  Büttel  an  Person  oder  Out  des  Gastes  vergreifen,  wenn  er 
dieser  gerichtlichen  Personen  nicht  habhaft  zu  werden  vermochte1). 
Aber  auch  hier  soll  er  sich  der  Regel  nach  der  Unterstützung  von 
Mitbürgern  bedienen,  sei  es  eines *),  sei  es  zweier'),  sei  es  einer 
nicht  näher  bestimmten  Anzahl4);  selbständiges  Vorgehen  bildet 
die  Ausnahme*).  —  In  sehr  seltenen  Fällen  nur  wird  dem  Kläger 
grundsätzlich  ein  Vorgehen  gegen  den  Gast  auch  ohne  Beteili- 
gung gerichtlicher  Personen  zugelassen.  So  darf  der  Gastwirt 
seine  Gäste  verfolgen6),  freilich  nur  auf  der  Straße,  während  er 
die  in  ein  Haus  Geflüchteten  lediglich  mit  dem  Gericht  heraus- 
holen soll.  Auch  gesetzte,  noch  nicht  übergebene  Pfänder  darf 
der  Gläubiger  bisweilen  ohne  Weiteres  den  schuldigen  Gästen 
fortnehmen7)  und  in  einem  Sonderfalle  grundsätzlich  seinem  in 
die  Stadt  eintretenden  auswärtigen  fideiuator  atd  debitor  ohne 


■)  Nach  Magdeb.  Fragen  II.  2  d.  20,  Behrend  S.  167,  sollen  Richter 
oder  Büttel  unter  keinen  Umstanden  vom  Gläubiger  umgangen  werden,  auch 
wenn  der  Schuldner  ym  eni^thm  wolde.  Ahnlich  für  Gäste  als  Arrestierende: 
Braunschweig,  oben  8.  90  Anm.  5. 

2)  Mühlhausen  Stadtr.  (1230—1250;,  Herquet  S.  621;  Büren  Stadtr. 
(um  1300)  26,  Gengier  Kod.  S.  442:  Driburg  Rechtsbr.  (1345)  11,  Gengier 
Kod.  S.  904. 

3)  Braunschweig  Hagen  (12.  Jahrb.)  13,  Hänseimann  1  8.2:  Kleve 
Stadtr.  (nach  1424)  109  §  1,  ZUG.  10  S.  239:  außerdem  die  boiden  oben 
S.  102  Anm.  6  angeführten  Lübeck  sehen  Stellen. 

*)  Görlitzer  Landrecht  (nach  1300)  XLIV  §2,  Hoiueyor  Görl.  LR. 
S.  209:  Hameln  Rechtsbest.  (1335),  Meinardus  S.  213;  Dist.  III.  4  d.  1, 
Ortloff  S.  140. 

5)  Soest  Stadtr.  (vor  1200)  21,  Keutgcn  Urk.  S.  141:  Freiberg  Stadtr. 
(1296-1307)  XXXV  §  16,  Ermisch  S.  220:  Brünn  Schöffenb.  (um  1350)389, 
Rößler  II  S.  177:  Glogau  Rechtsbuch  (1386)  486,  Wasserschieben  RQu. 
S.  59;  Salfeld  Stadtb.  (nach  1300)  VII,  Walch  I  S.  15. 

6)  8.  z.  B.  Boden werder  Stadtr.  (1287)  39  und  40,  Gengier  Kod. 
S.  246,  und  die  Belege  bei  Meibom  S.  222,  woselbst  richtig  bemerkt  ist, 
daß  sich  dieses  Arrestrecht  hauptsächlich  gegen  Nichtbürger  richtete.  Viol- 
leicht hing  es  mit  dem  Beweisvorrecht  der  Gastwirte  (s.  darnbor  Planck  I 
S.  442)  susammen.  Vgl.  auch  Freiburg  i.  ü.  Handf.  (1249)  81,  Gaupp  II 
S.  97. 

"*)  Eger  Priv.  (1279)  20,  Gaupp  I  S.  192:  vgl.  auch  Lübeck  Kod. 
Brokes  II.  202,  Hach  S.  570. 
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vorherige  Zustimmung  des  Schultheißen  Vermögensstücke  mit 
Besehlag  belegen,  wofern  nur  der  Schuldner  kein  miles  aut  sacer- 
doH  aut  homo  religioni*  ist1). 

In  allen  Fallen,  wo  der  Richter  nicht  von  vornherein  beteiligt 
ist,  wird  der  Arrestierte  ihm,  u.  ü.  auch  dem  Büttel  zuzuführen 
sein -9.  Nur  in  bestimmten  Städten  ist  vorgeschrieben,  daß  der 
Arrestierte  nicht  fortgeführt  werden,  daß  vielmehr  das  Kommen 
des  Richters  oder  des  Büttels  abgewartet  werden  soll3),  es  sei 
denn,  daß  der  Besetzte  sich  freiwillig  zum  Mitgehen  entschließt. 
Vor  dem  Richter  hat  der  Klager  auf  eine  etwaige  Beschuldigung 
des  Attestierten,  he  hefte  on  in  obennute  ufgehalden,  d.  h.  mut- 
mutwilliger Weise  ohne  vorheriges  Angehen  des  Richters  oder  des 
Büttels4),  diesbezüglich  sein  Verhalten  zu  rechtfertigen,  d.  h.  zu 
schwören,  doz  he  daz  nicht  anders  geenden  muckte  s)y  dat  he  den 
voghet  noch  den  bodel  nicht  hebben  ne  muchte6).  Andernfalls  würde 
er  eine  w/Wfaü,  eine  broke,  einen  frevel  begangen  und  die  darauf 
gesetzte  Strafe  verwirkt  haben7). 

»)  Freiburg  i.  U.  Handf.  (1249)  73,  Gaupp  II  S.  96:  vgl.  dazu  ebenda 
§  81  wegen  der  Pflicht  nachher  anzuzeigen,  quapropter  cum  retinuit. 

5)  Braunschweig  Hagen  (12.  Jahrh )  13,  Hänselmann  1  S.  2;  Sal- 
feld  Stadtb.  (nach  1300)  VII,  Walch  I  8.  15:  Dist.  III.  4  d.  1 ,  Ortloff 
S.  140:  Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  109  §  1,  ZUG.  10  S.  239.  —  Selbst  da, 
wo  der  schuldige  Gast  ohne  Zutun  des  Vogtes  vom  Kläger  auf  eigene  Hand 
aufgehalten  und  alsbald  eine  außergerichtliche  gütliche  Einigung  zwischen 
den  Parteien  zu  Stande  gekommen  ist,  unterliegt  dies  Verfahren  —  bei 
Strafandrohung  im  Falle  der  Unterlassung  —  der  nachträglich  einzuholenden, 
allerdings  nicht  zu  versagenden  Genehmigung  des  Vogtes  (Hildesheim 
Stadtr.  58  —  um  1300  — ,  Doebner  l  .  R.  I  S.  284;.    S.  dazu  oben  Anm.  1. 

3)  M nhlhausen  Stadtr.  (1230—  1250).  Herquct  S.  621:  Lübeck 
Stadtr.  (1263)  49  und  (1294;  148,  Hach  S.  200  bzw.  321:  Freiberg  Stadtr. 
(121)6-1307)  XXXV  §  16,  Erwisch  S.  220. 

*)  l>ist.  III.  4  d.  1,  Ortloff  S.  140.  Um  dergleichen  möglichst  zu  ver- 
hindern, wird  in  Fällen,  in  denen  der  Gläubiger  auf  eigene  Hand  den  Gast 
besetzen  will  oder  besetzt  hat,  von  ihm  die  Hinterlegung  einer  Sicherheit 
gefordert,  die  eventuell  als  Strafstimme  verfallen  soll  (Heiligenstadt 
Willkür  159.  Wolf  l'rk.  S.  28,  bzw.  Salfeld  Stadtb.  VII  —  nach  1300  — . 
Walch  l  S.  15). 

\  Pist.  III.  4  d.  1,  Ortloff  S.  140. 

*)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  65,  25.  Vgl.  außerdem  oben 
S.  91  Anm.  2  und  S.  98  Anm.  2. 

V  Hameln  Ueehtsbcst.  (1335;,  Meinardus  S.  213,  spricht  von  einem 
.{Ji.nun  ui.inij  t.yeycii  den  Uielitei W  egen  der  Strafen  s.  oben  S.  101  Anm.  2. 
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2.  a)  Arrest  darf  gegen  Gäste  in  der  gantzm  Stadt 1 1  ausge- 
bracht werden,  und  zwar  nicht  nur  innerhalb  des  von  der  Stadt- 
mauer umschlossenen  Raumes,  sondern  auch  uz  der  xtad,  vor  deme 
Tore,  in  der  Borger  Holze7).  Im  allgemeinen  dürfte  sieh  der  so 
beschriebene  Kaum  mit  dem  städtischen  (ierichtsbezirk  gedeckt 
haben3);  anderwärts  aber  scheint  die  äußerste  Grenze  durch  die 
Bannmeile  bezeichnet  worden  zu  sein  4).  Der  Regelfall,  von  dem 
die  Quellen  ausgehen,  ist,  daß  der  Kläger  den  zu  Besetzenden  auf 
der  Straße  trifft  und  ihn  dort,  eventuell  zusammen  mit  seinen 
Sachen,  namentlich  mit  Pferd  und  Wagen,  festnimmt  oder  fest- 
nehmen läßt5).  Der  Arrest  innerhalb  der  Häuser  dagegen  wird 
häufig  mit  besonderen  Kautelen  umkleidet*).  Insbesondere  kann 
auch  die  Besetzung  von  Gastgut  in  einem  Burgerhause  dadurch 
ausgeschlossen  werden,  daß  der  Hauswirt  sich  verbürgt,  sodaß  also 
nur  dann,  wenn  es  sich  um  en  wöste  hus  dar  nen  irirt  inne  ne 
i8  handelt,  das  Gut  Uber  uns  ahe  vp  der  strafen  besetzt  und 
der  Obhut  des  Gerichts  anvertraut  werden  kann7)-  Im  übrigen 
gewährt  aber  das  Privathaus,  namentlich  auch  das  des  Privile- 
gierten,  den  (iasten  keinen  Schutz  vor  Arrest0);    ein  gleiches 

»)  Frankenberg  i.  H.  Uechtsbr.  (1294),  Kuchenbecker  V  S.  183. 

J;  Sülfeld  Stadtb.  (nach  1300)  LXXV1,  Walch  I  S.  33;  Heiligenstadt 
Willkür  (1335)  31.  159,  Wolf  I  rk.  S.  10.  28.  In  Nienburg  Freiding-  (um 
1400),  Kathie!  III  S.  106,  werden  auf  die  Frage:  woftrnc  Ji<  von  Niotburg 
eintn  Austum  mit  Kumohr  vtrfol-,n  wtq.-»,  vier  bestimmte  Punkte  außerhalb  der 
Stadt  nach  den  vier  Himmelsrichtungen  aufgezählt. 

3;  infra  atfoocatiam  iniuptin  (Hildesheiin  Stadtr.  40  —  um  1249  — , 
Doebner  V.  B.  1  S.  103.  mit  spezieller  Beziehung  auf  flüchtige  Bürger): 
ufhaldin  in  umirm  stat  nrAtf  (Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  Ii.  II.  2  d.  73  bei 
Laband  S.  51).    S.  auch  Dist.  III.  2  d.  1.  OrtiotT  S.  136. 

*)  Lechenich  Rechtsbr.  (1279)  28,  Gengier  St.  B.  S.  241. 

5)  Vgl.  Diepholz  Priv.  (1318),  Gengier  Kod.  S.  759. 

6?  Müh  Ihausen  Stadtr.  (1230—1250),  Herquet  S.  621,  wo,  anders  als 
auf  der  otTenen  Straße,  ein  Festhalten  des  auswärtigen  Schuldners  mit  Hülfe 
lediglich  der  nakiburt  nicht  schon  dann  gestattet  ist,  wenn  man  rkfUer  oder 
böte  nicht  zur  Hand  hat,  sondern  erst,  wenn  jener  umooUi  mit  gr.ualt  Jannin 
V*.  S.  auch  Bodenwerder  Stadtr.  (1287)  40  und  39,  Geugler  Kod.  S.  246: 
Brünn  Schöffenb.  (um  1350)  602,  UöÜler  II  S.  276. 

7)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  66,  23. 

8)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  63,20;  Köln  ürdu.  d.  Schöffen- 
gerichts (um  1390)  9,  Stein  I  .S.  566.  S.  Straßburg  Stadtr.  (12.  Jahrh.)  32, 
Keutgen  l'rk.  S.  95. 
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gilt  im  Allgemeinen  von  der  Herberge,  der  Taverne  und  dem 
Kaufhaus  M. 

b)  Auch  eine  zeitliche  Grenze  ist  dem  Arrest  gegen  Gäste 
nicht  gesteckt;  sie  können  :u  aürr  r?V,  i:  xi  tar  oder  nacht,  be- 
setzt werden3). 

3.  Überall,  wo  die  Person  des  Gastes  besetzt  wird  und  dieser 
nicht  freiwillig  dem  Büttel  oder  dem  besetzenden  Klager  vor  den 
Richter  folgt  oder  wartet,  bis  dieser  erscheint,  kann  der  Gast  nicht 
ohne  eine  gewisse  Kraftan strengung  fortgeführt  bezw.  auf  der  Stelle 
festgehalten  werden.  Dieser  Widerstand  verpflichtet  ihn  zwar,  falls 
sich  später  sein  Unrecht  herausstellt,  zu  Wette  und  Buße  und  ebenso 
die,  die  dem  Gaste  etwa  Beistand  leisten  \  Umgekehrt  aber  soll  auch 
der  Klager  nicht  das  Mali  des  erforderlichen  Zwanges  überschreiten,  er 
■nute  in  wol  ujhalden  mit  yewalt  an  tsinrn  dam-  zuchtekliche*).  Einem 
Gaste,  den  ein  Bürger  ane  eertiget  corehliche,  darf  der  Wirt  oder  ein 
sonstiger  Bürger  zu  Hülfe  kommen,  allerdings  nur  dann,  so  he 
houeschlichii  nwc*);  denn  Mißhandlung  des  besetzenden  Bürgers 
wird  gebüßt.  —  Ähnlich  ist  es  beim  Anhalten  von  Gastgut;  auch 
hier  wird  Buße  und  Wette  dem  angedroht,  der  Widerstand  leistet 
oder  ihn  unterstützt6),  und  Straflosigkeit  denen  in  Aussicht  ge- 
stellt, die  gewaltsamen  Widerstand  brechen  halfen7). 

4.  a)  Ist  der  arrestierte  Gast  vor  dem  Richter  erschienen, 
so  wird  es  bei  Klagen  um  Schuld  und  Gut  und  Frevel  im  allge- 

')  Ulm  Stadtr.  (1296)  28,  Koutgon  Urk.  S.  193:  Köln  Ordn.  d.  Schöffen- 
gerichte (um  1390)  9,  Stein  I  S.  566.  Eine  Ausnahme  scheint  in  dieser 
Richtung  nur  Eger  Priv.  (1279)  19  und  18,  Gaupp  St.  R.  I  S.  192,  fest- 
setzen zu  wollen. 

s)  Freiberg  Stadtr.  (1296  -  1307)  XXXVI  §  3,  Ermisch  S.  225. 
Ähnlich  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  63.  5.  und  Dist.  III.  2  d.  1, 
Ortloff  S.  136. 

3)  Görlitzer  Landrecht  (nach  1300)  XLIV  §2,  Homejer  Görl.  LR. 
S.  209:  Heiligeustadt  Willk.  (1335)  31,  Wolf  Urk.  S.  10:  Kleve  Stadtr. 
(nach  1424)  109  §  3,  ZRG.  10  S.  240.  Vgl.  Hi Mosheim  Stadtr.  (um  1300) 
80,  Doebner  U.  B.  I  S.  287. 

«)  Freiberg  Stadtr.  (1296    1307)  XXXV  §  16,  Ermisch  S.  220. 

5)  Nordhausen  Zweite  Stat.  Samml.  (1308)  13,  Focrstemann  N.  M. 
III.  2  S.  8. 

6)  Dist.  III.  4  d.  15,  Ortloff  S.  145:  Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  109 
§  3,  ZRG.  10  S.  240. 

7)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  68,  39. 
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meinen  sofort  zur  Verhandlung  über  die  Sache,  zu  einem  sog. 
Gastgericht  kommen1).  Andernfalls  wandert  der  Gast,  wofern  er 
nicht  durch  Bürgen  u.  dergl.  frei  wird,  in  gerichtliches  Gewahr- 
sam 5).  Bei  Klage  wegen  Ungericht  (nicht  auf  frischer  Tat) 
existiert  kein  Anspruch  auf  sofortige  Verhandlung.  Hier  gelangen 
die  Gäste,  ebenso  wie  aufgehaltene  cices  bene  heredati,  in  obrig- 
keitliche Haft3),  die  häufig  sehr  willkürlich  und  grausam  ge- 
handhabt wurde4). 

Diese  Personal haft  mochte  indessen  bei  allen  Arten  von 
Klagen  häufig  durch  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Vertretung 
der  Gaste  durch  ihre  Wirte  ausgeschlossen  werden.  Es  heißt 
mit  Bezug  auf  diese  geradezu: 

quod  unMtfUVHjue  rideof  quem  hottpitet  quod  ta/ü*  sit  pro 
quo  ipae  rettpondere  velit1), 

null us  debet  ulium  honpUare  nisi  celit  reapondere  pro  eo 6). 
Allerdings  sind  solche  Vorschriften  nicht  in  dem  Sinne  auf- 
zufassen, als  ob  der  Wirt  ohne  weiteres  von  vornherein  neben 
seinem  Gaste  für  dessen  Schulden  und  Delikte  hafte.  Bezüglich 
der  letzteren  wird  eine  solche  Haftung  namentlich  bei  Vergehen 
gegen  Leben  und  Gesundheit,  die  Gäste  im  Hause  des  Wirtes 
ohne  dessen  Mitschuld  begehen,  häufig  ausdrücklich  abgelehnt7). 

')  Vgl.  unten  Kapitel  VI. 

2)  Froiberg  Stadtr.  (1296  —  1307)  XXXV  §  18  und  XXXVI  §2.  3, 
Ermisch  S.  221.  225:  Grafen  von  Wernigerode  an  Goslar  (um  1330), 
Gosl.  I  .  B.  III  S.  575.  S.  auch  Kechtsbuch  von  der  Gerichts verf. 
(Zusatz  nach  1300)  XXVII  §  1,  Laband  RQu.  S.  68,  und  bezüglich  des  Re- 
pressalienarrcstes  Vertrag  zwischen  Boppard  und  Köln  (1252),  Gengier 
Kod.  S.  256. 

3)  Schiedsspr.  zw.  den  Grafen  von  Wernigerode  und  Goslar  (1290 
bis  1323),  Gosl.  l\  B.  III  S.  129:  Kreiberg  Stadtr.  (1296—1307)  XXXVI 
§  2.  3,  Ermisch  S.  225:  Lübeck  Weist,  f.  Elbing  (vor  1300)  B  II.  Stobbo 
Iteitr.  S.  165:  Urphede  Oldinghofs  an  Lübeck  (1339),  Lüb.  U.  B.  II 
nr.  690.    S.  im  allg.  Planck  II  S.  368.  369. 

*)  S.  das  Schreiben  von  Harlingen  und  Norden  an  Köln  (um  1340), 
Hans.  lT.  B.  III  S.  443.  Vgl.  auch  das  oben  Anm.  2  angeführte  Schreiben 
an  Goslar. 

5)  Wismar  Bürgerspr.  (1344)  3,  Burmeister  Bürgerspr.  S.  1. 
6;  Göttingen  Statute  (um  1344)  21,  Ztschr.  d.  h.  V.  f.  N.  S.  Jahr- 
gang 1885  S.  149. 

7)  Hamburg  Stadtr.  (1270)  XII.  2,  Lapp-üiberg  S.  66:  Dist.  VI.  28, 
Ortloff  S.  334:  Glogau  Rechtsb.  (1386)  291,  Wasserschicben  RQu.  S.  37.— 
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Wohl  aber  wird  dein  Wirte,  bei  Vermeidung  solcher  Folgen,  im 
Falle  vorsorglicher  Besetzung  des  Gastes  die  prozessuale  Ver- 
pflichtung auferlegt,  den  Gast  im  Gerichte  zu  stellen: 

*i   ovcupatuni  hoepes  «ponte  abirr  pvrmwerit,  pro  eo  rr- 
spondeb'd  l). 

Ob  er  diese  prozessuale  Verpflichtung  übernehmen  will,  wird 
anderwiirts  jedoch  in  das  Belieben  des  Wirtes  gestellt,  handele  es 
sich  nun  um  Klagen  wegen  Schuld2)  oder  wegen  Ungericht3). 

b)  Ist  lediglich  Gastgut  arrestiert  worden,  so  bleibt  es  für 
den  Fall,  daß  es  sich  im  Hause  Einheimischer  befindet,  dann  mit 
der  Verpflichtung  zur  Aufbewahrung  in  deren  Händen,  wenn  sie 
ihre  Bereitwilligkeit  dazu  erklären: 

dominus  domus,  ni.si  relit,  ad  verum  inlerdUiarum  consvr- 
mtionem  nullatenm  obligatur*). 
Eine  so  strenge  Vertretungsptlicht  wie  beim  Persona larrest  liegt 
also  dem  Wirte  hier  nicht  ob;  er  hat  jedoch,  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  er  dazu  überhaupt  in  der  Lage  ist5),  sich  auf  Ver- 
langen darüber  zu  erklären,  ob  er  die  Aufbewahrung  der  Gegen- 
stände übernehmen  wolle6).  Gibt  er  eine  bejahende  Erklärung 
ab,  so  wird  er  nur  dann  von  seiner  Haftung  frei,  wenn  er  die 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  darauf  hingewiesen,  daß  «ich  in  den  stadtrecht- 
lichen  Quellen  Norddeutschlands  vor  1400  nichts  von  jener  privatrecht- 
lichen Haftung  des  Wirtes  gegenüber  seinen  Gästen  für  solchen  Schaden 
findet,  den  diese  durch  Verlust  ihres  Eigentums  u.  s.  w.  in  seinem  Hause 
erleiden:  in  Suddeutschland  enthält  lediglich  das  Stadtrechtsbuch  von  Fre  i- 
sing  (um  13*28)  70.  71,  Maurer  S.  320.  321,  eine  derartige  Haftpflicht,  bei 
deren  Erörtorung  zwischen  speziell  anvertrauten  und  lediglich  eingestellten 
Sachen  unterschieden  wird. 

')  Altenburg  Stadtr.  (1256)28,  Gaupp  St.  R  I  S.  212.  Vgl.  StraÜburg 
Erstes  Stadtr.  (12.  Jahrh.)  32,  Keutgen  Urk.  S.  95. 

a)  Riga  Umgearb.  Stat.  (um  1300)  II  1)  §  1.  2,  Napiersky  S.  154. 

3)  Braun  schweig  Stadtr.  (1401)  78,  Hänselmann  I  S.  108. 

*)  Brunn  Schöffenb.  (um  1350)  391,  Rüiiler  II  S.  179;  die  Stelle  fährt 
fort:  si  autem  ipsi  hospiti  (sc.  dem  Wirte)  Ulf,  cuius  res  sunt  interdictae,  in  ex- 
pensis  vtl  in  debilis  vel  istis  lOnswttiibits  obligat ur,  pro  talibus  res  interdictas  ser- 
vare  poterit  de  ipsis  pri neipuliter  suunt  debitum  extorsurus. 

')  l)ies  ist  z.  B.  nicht  der  Fall,  wenn  sich  der  Wirt  auf  Reisen  u.  dgl. 
befindet:    Di  st.  III.  4  d.  11,  Ortloff  S.  143. 

«)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  66,  6;  Di  st.  III.  4  d.  11, 
Ortloff  S.  143;  Brauuschweig  Stadtr.  (U0\)  78,  Hänselmann  I  S.  108. 
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gewaltsame  Entfernung  der  Sachen  zu  beweisen  im  Stande  ist1). 
Ein  gleiches  gilt,  wenn  er  absichtlich  die  Abgabe  einer  Erklärung 
hintertrieben  hat8).  Will  er  sich  dagegen  auf  die  Verwahrung 
nicht  einlassen,  so  muH  er  die  Sachen  an  das  Gericht  oder  den 
Kläger  sofort  ausantworten 3).  Ihr  Verbleib  in  seinem  Besitz  geht 
auf  des  Klägers  Gefahr4),  dem  der  Wirt  im  Falle  des  Sieges  die 
Sachen  auszuantworten  hat,  ohne  dem  Gaste  dafür  zu  haften5). 

Gibt  der  Wirt  das  bei  ihm  arrestierte  Gastgut  heraus  oder  ist 
er  verhindert,  eine  Erklärung  abzugeben,  oder  wird  das  Gut  von 
vornherein  unter  dem  Schuldner  selbst  oder  sonstigen  Gästen,  z.  B. 
Leuten  des  Schuldners,  aufgehalten,  so  soll  es  grundsätzlich  bis  zur 
Verhandlung  oder  Erklärung  —  falls  diese  nicht  sofort  stattfindet 
—  in  gerichtliche  Verwahrung  gebracht  werden: 

beseczt  der  richtet  addet  der  botet  gud  in  eynw  hwe  und 
der  teert  nicht  kegenwertig  wer  .  .  %  y  so  sal  dei\  der  is  besäe  zt 
hud,  da:  gud  be waren,  bis  daz  der  wert  zeu  hwe  kempt*), 

*i  tempore  interdicti  nuntiis  iudicis  dicit  (sc,  dominus  domus), 
uuod  res  interdictas  nolit  custodirc,  iude.i-  ipsas  in  mam  reci- 
piat  cujftodiam  interdicenti  de  ipsis  iu.rta  suum  querimoniam 
de  iustitia  procisums'*). 
Bisweilen  scheint  jedoch  auch  dem  besetzenden  Bürger  ein  Auf- 
bewahrungsrecht zugestanden  zu  werden').  —  Verderbliches  oder 


»)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  67,  1:  Dist.  III.  4  d.  10,  Ort- 
lolT  S.  143.    Vgl.  Planck  II  S.  381  in  und  bei  Aum.  17. 
'*)  Dist.  III.  4  d.  11,  Ortloff  S.  143. 

3)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  66.  6;  Brünn  Schöffenb.  (um 
13.>0)  391,  Rößler  II  S.  179. 

*)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  6«,  6. 
5)  Dist.  III.  4  d.  4,  Ortloff  S.  141. 
*)  Dist.  III.  4  d.  11,  Ortloff  S.  143. 

')  Brünn  Schöffenb.  (um  13.30)  391,  Hößler  II  S.  179.  S.  ferner 
Magdeburg  Alphab.  Samml.  v.  Schöffenspr.  Kap.  30,"),  Wa»serschleben  S.  91; 
Frankfurt  a/M.  Priv.  Karls  IV.  (1376).  Lünig  IV.  Cont.  S.  591:  sowie 
wegen  Repressalienarrest  Vertrag  Boppard-Köln  (l-.Vi),  Gengier  Kod. 
S.  *Jj6.    Im  aUgcm.  vgl.  Planck  II  S.  382.  383. 

«)  Stend.  Urt.  Buch  (1333;  XXII  §  1.  Allerdings  ist  hier  der  Fall  sehr 
besonders  gelagert  —  vgl.  Behrend  Urt.  B.  S.  93  Anm.  a  — ,  sodaß  man 
kaum  mit  Planck  II  S.  383  schließen  darf,  eine  derartige  Überantwortung 
sei  „sehr  häufig"  gewesen. 
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lebendes  Gastgut  darf1),  ja  muß2),  eventuell  unter  Zustimmung 
der  Erben  und  des  Gerichts 3),  veräußert  werden.  Der  Erlös  kehrt 
in  die  bewahrende  Hand  zurück4). 

5.  Die  Benachrichtigungen,  die  an  den  Gast  ergehen,  in 
dessen  Abwesenheit  Gut  besetzt  wurde,  sind  bereits  Bestandteil 
des  Einweisungsverfahrens  und  deshalb  hier  nicht  zu  behandeln. 

Zu  erwähnen  dagegen  ist,  daß  noch  vor  Beginn  des  Ein- 
weisungsverfahrens, vor  Anfang  der  Verhandlung  zur  Sache,  eine 
Wiederaufhebung  des  Personal-  wie  des  Sacharrestes 
stattfinden  kann.  So  z.  B.,  wenn  sich  gewisse  Voraussetzungen 
des  Arrests  sofort  als  nicht  gewahrt  herausstellen5);  namentlich 
aber,  wenn  der  Kläger  seiner  Verpflichtung,  seine  Forderung  und  die 
Ausbringung  des  Arrestes  alsbald  vor  Gericht  zu  vertreten,  nicht 
nachkommt  und  infolgedessen  der  Gast  einseitig  die  Aufhebung 
des  Arrestes  beantragt,  nachdem  er  den  Besetzer  zur  Verhandlung 
hat  auffordern  lassen.  Diese  Aufhebung  kann  entweder  unmittel- 
bar nach  geschehener  erfolgloser  Ladung6)  oder  aber  binnen  be- 
stimmter kurzer  Frist  danach7)  stattfinden. 

M  Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  110  §  5  u.  7,  ZRG.  10  S.  241. 
*)  Magdeb.  Alphab.  Samml.  von  Schöffonspr.  Kap.  305,  Wascberseh- 
leben  S.  91. 

')  Dist.  III.  4  d.  4,  Ortloff  S.  141. 

«)  Dist.  III.  4  d.  4,  Ortloff  S.  141:  Frankfurt  a,M.  Priv.  Karls  IV. 
(1376),  Lünig  IV.  Cont.  S.  591.  In  Dist.  wird  das  Gut  verwahrt  und  evont. 
verkauft,  nicht  vom  Kläger,  sondern  vom  Hauswirt. 

5)  Vertrag  Arnst  adt- Erfurt  (1283),  Anist.  U.  B.  S.  23:  Sofortige 
Aufhebung  des  Repressalicnarrostes,  wenn  der  Rat  der  andern  Stadt  schrift- 
lich versichert,  daß  daselbst  dem  Kläger  Recht  gewährt  worden  sei  und 
fernerhin  gewährt  werden  solle. 

ß)  Goslar  Stadtr.  (um  1300),  Göschen  66,35:  Dist.  III.  4  d.  9.  Ort- 
loff S.  143:  Koblenz  altes  Gerichtsbuch  (13(56— 1424)  19  $  3,  Bär  S.  94. 

7)  Goslar  Stadtr.  mm  1300),  Göschen  66,35:  Dist.  III.  4  d.  9,  Ort- 
loff S.  143:  Lüneburg  Stat.  (vor  1400)  L,  Kraut  8.58.  Die  hier  überall 
festgelegte  Frist  von  einem  Tage  kann  nach  Goslar  a.  a.  0.  sogar  noch  eine 
Verlängerung  erfahren,  wenn  zur  Zeit  der  Ladung  der  Besetzer  nicht  inner- 
halb der  Stadt  weilt  :  diese  Verlängerung  wird  in  Dist.  a.  a.  O.  ausdrücklich 
zurückgewiesen  mit  der  Begründung:  ivtn  do  man  is  besaezte,  do  umstt  her 
(SC.  der  Kläger)  wo/,  daz  man  demc  besauten  gute  zeu  hand  snide  folqtJt  mit  reckte 
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Fünftes  Kapitel. 

Marktfriede  und  Prozeßgeleit. 

Die  allgemeine  Geltung  des  forum  arresti  und  deprehensionis, 
die  weitgehende  Möglichkeit  Gäste  aufzuhalten,  erheischte  not- 
wendigerweise gewisse  Einschränkungen '). 

I.  Eine  Einschränkung  allgemeinster  Art  war  der  sogenannte 
Marktfriede.  Unter  seinem  Schutz  durften  die  Gäste  und  ihr  Gut 
nicht  aufgehalten,  ja  es  durften  die  Fremden  nicht  einmal  vor 
Gericht  geladen  und  beklagt  werden.  In  dieser  höchsten  Aus- 
bildung erscheint  der  Inhalt  des  Marktfriedens  seit  etwa  dem 
13.  Jahrhundert.  Wie  weit  er  sich  indessen  im  einzelnen  Fall 
räumlich  erstrecken  sollte,  und  ob  sein  eben  geschilderter  mate- 
rieller Inhalt  auch  schon  in  älterer  Zeit  der  gleiche  wie  späterhin, 
ob  er  namentlich  auf  Jahr-  und  auf  Wochenmärkten  derselbe  ge- 
wesen, darüber  herrscht  nicht  vollständige  Klarheit. 

1.  Was  zunächst  die  Frage  des  räumlichen  Wirkungs- 
bereiches anlangt,  so  faßt  Rietschel  seine,  auch  von  anderen 
Schriftstellern2)  vertretene  Anschauung  dahin  zusammen:  „Der 
Theorie  nach  sollte  dieser  Marktfahrertriede  tür  alle  Besucher 
des  betreffenden  Marktes  im  ganzen  Reiche  Geltung  haben: 
tatsächlich  mußte  er  sich  auf  die  nächste  Umgebung  des 
Marktes  beschränken4* 3).  Dem  wäre  zu  entgegnen,  daß  in  Wahr- 
heit dieser  Gegensatz  zwischen  Theorie  und  Praxis  in  älterer 
Zeit  nicht  vorhanden  war,  weil  der  Marktfahrerfriede  ur- 
sprünglich gar  nicht  ohne  Weiteres  für  das  ganze 
Reich  gelten  sollte.  Wohl  aber  bestand  ein  anderer  Gegen- 
satz. Die  räumliche  Erstreckung  des  Marktfahrerfriedens  über 
den  Marktort  hinaus  war  nämlich  der  Regel  nach  eine  ver- 
schiedene, jenachdem  es  sich  um  einen  Jahr-  oder  um  einen  Wochen- 
markt handelte;  sie  stand  in  enger  Wechselbeziehung  zur 
zeitlichen  Dauer  der  einzelnen  marktlichen  Veran- 
staltung. 

l)  Eine  Reihe  von  ihnen  faßt  zusammen  Kleve  Stadtr.  Buch  (nach  1424) 
109  §  1,  ZRG.  10  S.  239. 

Vgl.  v.  Rclow  S.  95.  9G:  Waitz  VII  S.  378;  wohl  auch  Schröder  S.  625. 
3j  S.  209. 
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Es  sei  gestattet,  zum  Nachweis  der  Richtigkeit  dieser  Auf- 
fassung zuvörderst  an  Rietschels  •)  Darlegung  zu  erinnern,  daß 
der  in  den  Marktprivilegien  der  deutschen  Könige  seit  dem 
10.  Jahrhundert  auftretende  hannu*  nicht  die  Verleihung  der  öffent- 
lichen Gerichtsbarkeit  bedeutet.  Die  Bannleihe  gibt  vielmehr  dem 
Marktherrn  die  Befugnis,  unter  Königsbann  einmal  die  Markt- 
abgaben zu  erheben,  zweitens  das  ihm  meist  schon  auf  Grund 
der  Immunität  zustehende,  evtl.  ihm  noch  besonders  verliehene 
Marktgericht  zu  halten,  insbesondere  Verletzungen  .der  Markt- 
besucher mit  dieser  hohen  Strafe  zu  ahnden.  Gerade  diese  sollten 
wegen  ihrer  Teilnahme  am  Marktverkehr  in  eundo,  commnrando  et 
redeundo  einen  durch  Androhung  des  Königsbannes  gewährleisteten 
Frieden  (pur)  genießen: 

mercatum  omni  die  leyitimum  comtrui  roneetnmus  et  om- 
nibu*  quidcm  eundem  mercatum  inquirentibus  pacifieum 
ad  i  tu  in  ae  reditum  nostri  imperialis  bannt  distric- 
tione  firmiter  aancimus.9) 

Die  Formel,  unter  der  den  Teilnehmern  am  Marktverkehr  der 
Friede  erteilt  wird,  lautet  in  den  Privilegien  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert der  eben  zitierten  Freisingschen  fast  durchweg  vollkommen 
gleich.  Es  macht  also  —  anscheinend  wenigstens  —  keinen 
Unterschied,  ob  der  Friede  einem  Jahrmarkte3),  einem  Woehen- 


')  S.  195-200. 

3)  Freising  Priv.  Ottos  III.  (996),  Keutgen  l'rk.  8.30.  Vgl.  ferner 
Bietschel  8.  202  und  die  Belege  ebenda  8.  203  Anm.  j  bis  12.  sowie  außerdem: 
Salzburg  l'riv.  Ottos  III.  (996).  M(i  DD  II.  208;  Andlau  Priv.  Heinr.  II. 
(1004).  Mi;  DD  III,  79;  Magdeburg  und  Bremen  Priv.  Konr.  II.  (1035;. 
Keutgcn  L'rk.  8.32.  33:  Kölbigk  Priv.  Konr.  II.  (1036),  Mon.  Bo.  XXIXa 
8.49:  Priv.  Heinr.  III.  für  Krzbischof  von  Mainz  (1049),  Bodman  8.200; 
Wasserbill  icb  Priv.  Heinr.  III.  (1056),  Mittelrb.  U.  B.  I  8.  405. 

3)  Würzburg  Priv.  Konr.  II.  (1030),  Mon.  Bo.  XXIXa  S.  30;  Donau- 
wörth Priv.  Konr.  II.  (1030).  Keutgcn  l'rk.  S.  32  :  Magdeburg  Konr.  II. 
(1035),  Keutgcn  Urk.  S.  32  :  Bremen  Konr.  II.  (1035  .  Kcutgen  l'rk.  8.33: 
Kaufungen  Heinr.  III.  (1041),  Stumpf  nr.  50:  Kssen  Heinr.  III.  (1041), 
Lacomblet  I  8.  109:  Verdun  Priv.  d.  Bischofs  (1082),  Calmet  III  8.78: 
Metz  Priv.  d.  Bischofs  (1090),  Calmet  II  8.245.  und  ;M30).  Hist.  de  Metz 
III  8.110:  8chwabisch-Hall  Priv.  d.  Bischofs  (115«),  Wirt.  U.  B.  II 
8.  103:  Aachen  Friedr.  I.  (1166)  3,  Keutgcn  Urk.  S.  38. 
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markte !)  oder  einem  Markte  zu  Oute  kommen  soll,  dessen  einzelne 
Termine  vom  Marktherrn  auf  Grund  der  ihm  allgemein  erteilten 
Ucentia  con*ti*uenili  mercatum2)  nach  eigenem  Ermessen  fest- 
gesetzt werden3).  Die  Befriedung  des  Marktes  ist  ein  derart 
allgemein  verbreitetes  Institut4),  daß  selbst  da,  wo  die  pax  nicht 
ausdrücklich  mitverliehen  ist,  anzunehmen  sein  wird,  daß  sie  als 
eine  dem  Markte  notwendig  anklebende  Eigenschaft  in  der  Be- 
fugnis des  mercatum  comtruendi  und  in  der  Verleihung  des  bannu* 
von  vornherein  mit  enthalten  ist. 

Dieser  Marktfriede  charakterisiert  sich  als  ein  Friede  per- 
sönlicher Natur,  der  den  einzelnen  Marktteilnehmern  zu 
Gute  kommt,  mögen  sie  nun  speziell  ■mercatore*,  neyotiatores 
oder  aber  sonstige  Personen  sein 5).    Abzulehnen  ist  die  u.  a.  von 

')  Allensbach  Otto  III.  (998),  Keutgen  ürk.  S.  61;  Weinheim 
Otto  III.  (1000),  Keutgen  Urk.  S.  31 :  Andlau  Heinr.  II.  (1004),  MG.  DD. 
111.79:  Kaufungen  Heinr.  III.  (1041),  Stumpf  nr.  50:  Wasserbillich 
Heinr.  III.  (1056),  Mitleid».  U.  B.  I  S.  405;  Hagenau  Friedr.  1.  (1164)  10, 
Keutgen  Urk.  S.  135. 

a)  Daß  mercatum  in  solchen  allgemein  gehaltenen  Verbindungen  nicht, 
wie  Varges  will,  das  Recht  des  Handelsverkehrs,  sondern  einfach  „Markt" 
bedeutet,  hat  Kietschel  S.  42—45  gezeigt.  Bestätigt  wird  Rietschels  Auf- 
fassung noch  dadurch,  daß  das  Wort  mertatum  bei  solchen  Gelegenheiten 
bereits  in  dem  übertragenen  Sinne  yon  „Markf,  im  Sinnt-  nämlich  von 
Marktstatte,  Kaufstadt  gebraucht  wird :  abbati . .  .  lUtntiam  concedimus  .  .  .  merca- 
tum tdificandi  in  vilUi  que  Huntupatur  Duncherio  (Donchery  Heinr.  II.  — 
1005  —  in  MG.  DD.  III.  96). 

s)  Meppen  Otto  I.  (946),  Keutgen  Urk.  S.  26:  mercatum  vero  constituant 
publicum  in  Ulis  ubicumque  abbati placuerit  locis,  pacemque  firmissimam  teneant 
aggredientes  et  regredientes  et  ibi  manentes,  eodem  modo  sicut  ab  ante- 
eessoribus  nostris  re\>ibus  iam  pridein  aliis  pub/ieis  mercatorum  locis 
concessum  erat;  Odenhausen  Otto  I.  (973),  Keutgen  Urk.  S.  27;  Prei- 
sing Otto  III.  (996),  Keutgen  Urk.  S.  30:  Salzburg  Otto  III.  (996),  MG. 
DD.  II.  208:  Villingen  Otto  III.  (999),  Keutgen  Urk.  S.  31 :  Helmars- 
hausen Otto  III.  (1000),  Keutgen  Urk.  S.  30:  Kreuznach  Otto  III.  (1000), 
MG.  DD.  II.  367;  Priv.  Heinr.  III.  für  Erzb.  von  Mainz  (1049),  Bodman 
S.  200:  Kölbigk  Konr.  II.  (1036),  Mon.  Bo.  XXIXa  S.  49:  Wienhausen 
Heinr.  III.  (1053),  Janicke  I.  S.  88:  Hirschbruck  Heinr.  IV.  (1057),  Mon. 
Bo.  XXIXa  S.  140:  Villach  Heinr.  IV.  (1060),  Mon.  Bo.  XXIXa  S.  343. 

«)  Rietachel  S.  200-202. 

5)  Helmarshausen  Otto  III.  (1000),  Keutgen  Urk.  8.  30:  omnet 
negotii  tor  es  ceteriqut  mercatum  excolentes;  Essen  Heinr.  III.  (1041),  La- 
comblet  I.  S.  109:  negotiatores  eeterique  nomine s  ad  predictw»  mercatun. 
vtnientes,  u.  s.  W. 

Rodorfr.  fUchu.teliung  der  Gisto  8 
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Schröder l)  vertretene  Ansicht,  daß  der  Marktfriede  dinglich  wirke. 
Wenn  Schröder  sich  zum  Beweise  auf  die  Privilegien  beruft,  die  dem 
Marktherrn  die  allgemeiue  Erlaubnis  construendi  mercatum  geben, 
so  ist  zwar  zuzugestehen,  daß  mit  ihrer  Hilfe  der  Marktherr  in 
der  Tat  einen  „ständigen"  Markt  gründen  konnte,  indem  er  nämlich 
an  jedem  Tage  der  Woche  Markt  halten  ließ»).  Auf  diese  für  den 
Marktherrn  bestehende  Möglichkeit  hat  auch  schon  Rietschel3) 
hingewiesen,  gleichzeitig  aber  mit  Recht  hervorgehoben ,  daß  von 
einer  solchen  Befugnis  nur  in  Ausnahmefallen  werde  Gebrauch 
gemacht  worden  sein.  Schröder  läßt  nun  nicht  nur  diesen  letzten 
Gesichtspunkt,  er  läßt  auch  die  Frage  außer  Acht,  wie  es  denn 
mit  einem  „ständigen"  Markt  an  solchen  Orten  hätte  bestellt  sein 
sollen,  wo  das  Marktbegründungsprivileg  überhaupt  nur  einmal  in 
der  Woche  oder  gar  noch  seltener  Markt  zu  halten  gestattete,  wo 
dem  entsprechend  der  Friede  der  Marktbesucher  eben  nur  für  den 
Besuch  dieses  Marktes,  d.  h.  für  diesen  Markttag,  festgesetzt 
wurde.  Schröder  verkennt  schließlich,  daß  der  Friede  speziell 
der  auswärtigen  Marktbesucher  außerhalb  des  Marktortes  nicht 
eine  Eigentümlichkeit  der  Jahrmärkte  darstellt,  sondern  für  alle 
Markte  gilt4),  daß  also  dort  nicht  dem  dinglichen  Frieden  ein 
spezieller  persönlicher  Friede  hinzutritt5),  sondern  daß  dort  wie 
hier  sich  die  rein  persönliche  Wirkung  des  Marktfriedens  in  be- 
sonders klarer  Weise  äußert, 

Schröders  Meinung,  daß  nur  der  Jahnnarktslriede  (und  zwar 
außerhalb  des  Marktorts)  persönliche  Wirkung  äußere,  beruht 
namentlich  auf  dem  bekannten  Privileg,  das  Konrad  II.  im  Jahre 
1035  dem  Erzbischof  von  Bremen  verlieh: 

Becelino . .  archiepiseofto  mercatum  in  vodnn  locn  (sc.  Bremen) 
. .  .  Iiabere  conceesiinua,  ea  videheet  lege,  ut  bis  in  anno  omnes, 
(/ui  illuc  causa  mercandi  veniant,  una  cice  septem  dies  ante 
Pentecosten,  secunda  vice  shnUiter  itef.de in  dies  ante  festieittdem 

')  S.  625  in  und  bei  Ainn.  24. 

a)  Fand  in  der  Tat  an  jedem  Tage  Markt  statt,  so  ist  die  Vorstellung 
denkbar,  daß  der  Marktfriede  in  solchem  Falle  innerhalb  des  Marktortes 
dingliche  Wirkung  erlangt  hätte. 

3)  S.  45  und  46. 

*)  Oben  S.  112  bei  Anui.  2  und  3.  S.  113  bei  Ann..  1-3.  Vgl.  Kietschel 
S.  202. 

*)  Vgl.  unten  S.  115  bei  Aum.  1. 
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ü>\  Willehadi . . .,  annuale  mercatum  illic  habeant,  Batmum  autem 
nostrum  super  mnnea  hon  illuc  eenient**,  ut  illic  eundo  et  redeundo 
habeant  pacem,  f'acimu*  eundemque  bannum  nostrum  praedicto 
archiqtiscopo  ob  suum  ndele  sercitium  ea  ratione  concedimus,  ut  ei 
in  hoc  Htatuto  tempore  es  illue  venientibu*  aliqua  temeritas  evene- 
rit,  inde  iustitiam  Jaeienüi  netpte  diu;  neque  comes  neque  altquis 
hominum  p reter  ipxum  xuosque  succensores  licentiam  habeant1). 
Diesem  Privileg  hat  Riet  sehe I,  der  die  persönliche  Natur  des 
Marktfriedens  verficht,  eine  andere  Auslegung  als  Schröder  gegeben, 
die  aber  ebenfalls  nicht  zu  billigen  ist.    Anknüpfend  an  das  von 
Otto  dem  Großen  dem  Hamburger  Erzbistum  1UJ5  gegebenen  Privileg: 
nos ... .  comtruendi  mercatum  in  loco  Hremun  nuncupato 
Uli  conce«süse  licentiam  [omnibu*  constet].    Bannum .  .  .pre- 
libutae  con/erimwt  sedi*), 
sagt  Rietschel:   „Die  Urkunde  von  1035  enthält  gegenüber  den 
früheren  Urkunden  etwas  durchaus  Neues,  nämlich  die  besondere 
Befriedung  der  von  außen  kommenden  Marktbesucher.    Der  1035 
verliehene  Jahrmarkt  genießt  einen   höheren  Frieden  als  die 
sonstigen  Bremer  Märkte;  deshalb  war  eine  besondere  Begründungs- 
urkunde für  denselben  erforderlich'* 3).    Inwiefern  aber  das  Privileg 
den  auswärtigen  Marktbesuchern  einen  höheren  Frieden  als  bei 
sonstigen  Märkten  hätte  verschaffen  sollen,  ist  bei  Rietschels  Auf- 
fassung von  der  grundsätzlichen  räumlichen  Erstreckung  des  Markt- 
fahrerfriedens  über  das  ganze  Reich4)  nicht  verständlich.  Denn 
das  Privileg  spricht  weder  in  Ansehung  der  Art  der  Handlungen, 
gegen  die  die  Marktfahrer  geschützt  sein  sollen,  noch  bezüglich 
der  auf  solche  Handlungen  gesetzten  Bannbußen  etwas  aus,  was 
den   Inhalt  dieses  Jahrmarktfriedens  über  den   Inhalt  sonstiger 
Marktfrieden  erhöbe5).  —   Nur  der  vermag  einen  Unterschied 
gegenüber  dem  bisherigen  Rechtszustand  zu  entdecken,  der  mit 
uns  annimmt,  daß  kraft  dieses  neuen  Privilegs  die  Marktfahrer 
in  einem  weiteren  Kreise  außerhalb  Bremens  geschützt  sein 
sollten  als  bisher.    Möglicherweise  freilich  teilt  auch  Rietschel, 

•)  Keutgen  Urk.  S.  33. 
*)  MO.  DD  I.  307. 
»)  S.  48. 

«)  S.  oben  8.  112  bei  Ann».  2. 

*)  8.  oben  S.  112  bi/i  Aiim.  2  und  3,  S.  113  hoi  Aiun.  1  —  3. 

8« 
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der  an  sich  die  Existenz  eines  Bremischen  Marktfriedens  auch 
schon  vor  1035  nicht  leugnet'),  diese  letzterwähnte  Anschauung; 
denn  er  setzt  vielleicht  voraus,  es  habe  jener  altere  Friede  der 
Marktbesucher  nur  für  den  Marktort  Bremen  selbst  gegolten. 
Aber  eine  derartige  Voraussetzung  würde  mit  Rietschels  sonstigen 
Ausführungen  über  den  Marktfrieden  nicht  im  Einklänge  stehen  ; 
er  sagt  ja  anderwärts  ganz  allgemein2),  daß  die  Marktbesucher 
sich  dieses  Friedens  „nicht  nur  wahrend  ihres  Aufenthaltes  am 
Marktorte  selbst,  sondern  auch  während  ihres  Kommens  und  Gehens, 
während  der  Hin-  und  Rückreise",  erfreuen  sollen;  Ja  der 
Schutz  auf  der  Reise  erscheint  bisweilen  als  die  Hauptsache". 

Um  zur  Klarheit  über  den  Gehalt  des  Bremischen  Jahrmarkt- 
privilegs zu  gelangen,  ist  zunächst  das  etwa  einen  Monat  früher 
erteilte  Privileg  Konrads  II.  für  Magdeburg  heranzuziehen;  in 
diesem  Privileg  heißt  es: 

Bannum  nostrum  imperialem  mper  omtws  ad  merratum 
solennem  Magedeburch  venientes,   ut  illuc  eundo  et  redeundo 
habeant  pacem,  facimus  tundenupie  bannum  nostrum  jidelibu» 
imperii  ea  ratione  concedimus,  ut  si  in  siatuio  tempore  es 
illuc  venientibwi  aliuua  temeritaa  ecenerit,  inde  imticiam  fa- 
ciendi diu:  out  co nies   vel  et  episcopu»  aut  (juistjuis  ho- 
minum  locum  illum  a  nobix  tenet  luc/Uiam  habeant*). 
Hier  wird  nicht  wie  in  Bremen  ein  neuer  Jahrmarkt  gegründet, 
sondern  von  einem  schon  zu  Recht  bestehenden  Jahrmarkt  von 
nicht  näher  bezeichneter  Dauer  gesprochen.    Magdeburg,  dessen 
Moritzkirche  bereits  9(Jö  von  Otto  dem  Großen  im  Wege  eines  allge- 
meinen Marktprivilegs  ein  mercatum  *)  erhalten  hatte,  nahm  bereits 
im  10.  Jahrhundert  eine  sehr  bedeutende  und  vorbildliche5}  Handels- 
stellung ein.    Daß  sein  Markt  im  allgemeinen  und  speziell  der 
erwähnte  mercatus  solcnnis  jenen  auch  für  die  Reise  gültigen 

')  Schon  der  Schlußsatz  in  dein  oben  S.  115  bei  Anm.  2  abgedruckten 
Privileg  deutet  darauf  hin;  vgl.  obon  S.  113  bei  Anw.  4. 
*)  S.  202. 

»)  Keutgen  Urk.  S.  32. 

4)  Und  dazu:  quiequid  hactenus  utiliiatis  exinde  ad  nostrum  publicum  ins 
fiertmere  videbatur  (in:  MG.  DD.  I.  301). 

*)  Vgl.  die  Privilegien  für  Halberstadt  Otto  III.  (989):  //  utilitates 
dt  todem  mercato  .  . .  et  banno  .  .  .  poss'uieant  sicut  relique  avitales,  Magadaburg 
et  a/iae,  und  für  U,  uedl  i  n  b  urg  Otto  III.  (994).  Keutger.  t  rk.  S.  28  bzw.  29 
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Marktfahrerfrieden  nicht  genossen  haben  sollten,  in  dessen  Besitz 
zahlreiche  andere  und  viel  minder  wichtige  Märkte  waren1),  ist 
durchaus  unwahrscheinlich.  Die  anscheinend  erst  1035  vorge- 
nommene Begründung  des  Hannes  über  die  Personen  der  zum 
Magdeburger  .lahrmarkt  ziehenden  Marktfahrer  ist  in  Wirklichkeit 
nur  die  feierliche  kaiserliche  Bestätigung  eines  bereits  bestehenden 
Zustande*.  Sie  gibt  indessen  die  Grundlage  ab  für  eine  tatsächlich 
neue  Vorschrift,  die  auch  im  Bremischen  Privileg  wiederkehrt, 
nämlich  über  die  Ausnutzung  des  Königsbannes. 

Beide  Privilegien,  das  Magdeburgische  wie  das  Bremische, 
zeigen  durch  diese  Vorschrift  klar,  daß  an  sich  der  Marktberechtigte 
die  Gerichtsbarkeit  über  die  durch  den  Königsbann  gefreiten 
Marktfahrer   nicht  auch   dann  ohne  Weiteres  ausübte3),  wenn 

')  S.  oben  S.  112  Anm.  3  und  S.  113  Anm.  1  und  3.  Vgl.  anch  S.  116 
Anm.  4.  5  und  S.  113  bei  Anm.  4. 

•)  Wie  Kietschel  8.  205  und  206  annimmt.  Wo  dergleichen  ausge- 
sprochen ist,  handelt  es  sieh  um  Ausnahmen.  Namentlich  möchten  wir  der 
Aufzeichnung  der  Hechte  des  Herzogs  von  Lothringen  gegenüber  dem  Kloster 
St.  Die  im  Tale  Galiläa  (1115-1123)  1,  Waitz  Urk.  S.  48,  nicht  zu  riel 
Iledeutung  beilegen,  wenn  es  daselbst  heißt:  Si  numsionarius  Sancti  Dcodati  ad 
forum  vener it  et  in  die  fori  tertia  ferin  in  ipso  foro ,  vel  in  via  fori  aliquant 
culpam  feceril,  seaindum  iustUiam  fori  indt  rtspomiebU,  d.  h.  vor  dem  Herzog. 
Ks  handelt  sich  in  der  Urkunde  einmal,  wie  schon  Waitz  VII  S.  132  her- 
vorhebt, um  eine  Vereinbarung.  Zweitens  aber  wird  die  Gerichtsbarkeit 
des  Herzogs  lediglich  über  die  mansionarii  des  Klosters  festgestellt, 
dessen  Vogt  der  Herzog  war  und  dessen  mansionarii  pertinentts  ad  prae- 
bendam  fratrum  nach  dem  Privileg  Papst  Leos  von  1051  (Calmet  II  S.  295 ff.) 
nur  dann  widerruflich,  gegen  '/a  der  liefalle,  der  Gerichtsbarkeit  des  Vogts 
unterliegen  sollten,  wenn  die  Brüder  ihn  aus  freiem  Antriebe  herbeiholten. 
Lediglich  diese  letztere  Einschränkung  wird  für  Markttage  nunmehr 
ausgeschlossen.  Wie  es  hier  und  anderwärts  mit  fremden  Markt- 
besuchern oder  auf  Märkten,  deren  Verhältnisse  lediglich  ein  könig- 
liches Privileg  ordnete,  gehalten  worden,  läßt  sich  demnach  aus  jener 
Vereinbarung  nicht  schließen.  —  Das  Stadtrecht  von  Soest  (12.  Jahrh.)  54, 
Keulen  l'rk.  S.  143,  erklärt  zwar  ferner  die  precones  extra  oppidum  mtmentts 
für  kompetent,  quolibet  die  quo  forum  s/n'a/ur  in  Susato  Ladungen  vor  das  in 
der  Stadt  abgehaltene  tieriebt  auszuführen.  Diese  Bestimmung  bedeutet 
indessen  keine  Erweiterung  der  örtlichen  Zuständigkeit  des  Stadtschultheißen 
((iaugrafen)  zur  Marktzeit.  Das  Gericht  desselben  erstreckt  sich  vielmehr 
nicht  allein  auf  den  Kaum  infra  opidum  Susatense,  sondern  auch  extra  ad  unum 
miliare  äratmquaqut  (Bestand  des  Marschallamts  in  Westfalen  —  1293  bis 
l.ino-,  Seibertz  I  S.  019  bis  621).    Der  Sinn  jenes  §  54  ist  also  lediglich. 
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letztere  außerhalb  seines  Gerichts-  (Immunitat«»-)  bezirkes  wider- 
rechtliche Angriffe  zu  erdulden  hatten.  In  Magdeburg  wie  in 
Bremen  ist  vielmehr  erkennbar,  daß  an  sich  außerhalb  des 
Immunitätsbezirkes  die  Inhaber  der  öffentlichen  Gewalt,  Herzog, 
Graf  u.  s.  w.,  über  Brüche  des  Markttriedens  zu  richten  und  — 
fugen  wir  hinzu  —  auch  den  Königsbann  einzuziehen  hatten1), 
der  auf  der  Person  der  Verletzten  (super  omnes  ad  mercatum  ve- 
niente*)  ruhte8).   In  beiden  Privilegien  soll  nun  in  dieser  Beziehung 

daß  an  Markttagen  wegen  des  größeren  Verkehrs  neben  den  Stadtbütteln 
(§§  11.  45  des  StadtrcchU,  8.  622  bis  623  des  Bestandsverzeichnisses)  auch 
die  auf  dem  nahen  Lande  gesessenen  Kronboten  des  Stadtrichters  zu  ge- 
richtlichen Handlungen  innerhalb  der  Stadt  herangezogen  werden  dürfen.  — 
Übrig  bleiben  würde  also  nur  die  Bestimmung  der  Statuten  von  Höxter 
§  4,  Genglcr  S.  R.  S.  202,  wegen  des  dortigen  siebentägigen  Jahrmarktes: 
Si  exeessus  aliquis  infra  duo  miliar  in  incidirit,  iudicabitur,  si  pervenerit  ad  quere- 
lam  infra  Septem  dies  iam  dictos;  si  quid  vero  ante  actum  fuerit,  per  omnia  liberum 
permanebit.  Es  erscheint  aber  sehr  zweifelhaft,  ob  dieser  für  einen  engen 
Baum  bestimmte  und  verhältnismäßig  späte  (der  Jahrmarkt  wurde  im  zweiten 
Viertel  des  13.  Jahrhunderts  vom  Abte  Hermann  von  Corvey  gegründet)  Satz 
genügt,  um  die  Erstrerkung  der  Zuständigkeit  des  Marktgerichts  auf  alle 
außerhalb  des  Marktortes,  aber  während  der  Marktzeit  geschehenen  Ver- 
letzungen von  Marktfahrern  allgemein  wahrscheinlich  zu  machen. 

•)  Wo  das  ausnahmsweise  nicht  der  Kall  sein,  wo  vielmehr  der  Markt- 
berechtigte  auch  außerhalb  seines  eigenen  Jurisdiktiousbezirkes  (Markt- 
friedensbrüche richten  und)  dieBanubußen  einziehen  soll,  wird  das  ausdrücklich 
hervorgehoben,  so  in  dem  von  Kietschel  S.  210  zutreffend  ausgelegten  allge- 
meinen Marktprivileg  Ottos  III.  (Keutgen  l'rk.  S.  31),  das  dem  Grafen  Berthold 
im  Jahre  999  bezüglich  des  Ortes  Vi  Hingen  atm  moneta,  teloneo  ac  tot  im 
public ae  rei  banne,  üi  comitatu  quoque  A'ara,  quem  Hilibaldus  comes 
tenere  et  potenter  videtur  plantare,  orteilt  wurde. 

J)  S.  die  beiden  Privilegien  für  Magdeburg  und  Bremen  oben  S.  116 
bei  Anm.  3  und  S.  115  bei  Aum.  1:  s.  ferner  oben  S.  113  bei  Anm.  b  und 
114  bei  Anm.  4.  Insofern  die  Bannbuße  wegen  eines  außerhalb  des  Markt- 
ortes an  den  Marktfahrcru  verübten  Kriudeusbruches  einem  auswärtigen 
Richter  zufiel,  bestand  der  Vorteil  eines  dem  Marktherrn  bei  Königsbann 
zugesicherten  Marktfahrerfriedens  nicht  in  der  Erhebung  der  Bannbuße  durch 
ihn  selbst,  sondern  nur  in  der  voraussichtlich  infolge  jener  Zusicherung 
größeren  Frequentierung  des  von  ihm  zu  errichtenden  Marktes.  -  Bei  dieser 
Gelegenheit  sei  darauf  hingewiesen,  daß  die  Passung:  si  ex  illuc  venie ntibus 
ahqua  ttmeritas  evenerit  in  den  beiden  Privilegien  für  Magdeburg  und  Bremen  den 
Anschein  erweckt,  als  handele  es  sich  um  Gericht  und  Bann  wegen  Ver- 
gehen, die  sich  die  Markt fahrer  selbst  zu  Schulden  kommen  lassen,  was 
aber  mit  der  Motivierung:  ut  illuc  eundo  et  »ed.undv  lutbcant  pacem  nicht  zu- 
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eine  Begünstigung  des  Marktherrn,  des  Krzbisehofs.  eintreten. 
Während  aber  in  Magdeburg  in  bestehende  Verhältnisse  einge- 
griffen wird  und  deshalb  Marktherr  und  öffentlicher  Richter  in 
der  Ausübung  der  Jurisdiktion  über  die  reisenden  Marktbesucher 
nnd  demzufolge  im  Bezüge  der  Bannbutte  nur  konkurrieren  sollen 
werden  in  Bremen,  wo  der  Jahrmarkt  neu  begründet  wird,  Her- 
zog, Graf  u.  s.  w.  von  beidem  ausdrücklich  völlig  ausgeschlossen 
und  diese  Befugnisse  ob  suum  ßdeU-  sercitium  dem  Erzbischot 
allein  zugeschrieben. 

Diese  Verleihung  eines  erweiterten  Jurisdiktionsrechtes  über 
die  nach  Magdeburg  und  Bremen  ziehenden  Marktfahrer  erklärt 
aber  immerhin  noch  nicht  den  Umstand,  daü  der  Erzbischof  von 
Bremen  trutz  seines  Marktrechtes  den  Jahrmarkt  selbst  nicht 
ohne  die  Erlaubnis  des  Kaisers  einrichtet.  Es  ist  das 
eine  Krage,  die  auch  für  Würzburg  auftaucht.  Hier  herrschte  ein 
Marktverkehr  von  so  hoher  Blüte,  daß  täglich  Markt  gehalten 
wurde.  Trotzdem  lautet  ein  im  Jahre  1030  von  Konrad  II.  dem 
Bischof  erteiltes  Privileg: 

ibidem   monetam    publicum  .  naulum  .  mercatum  cotti- 
diamim  .  (heinneu  in  .  et  tot  im  tivitntu  eimdem  districtum  . 
xicu*  ftierat  ante  nostra  tempora  constitutum  .  in  jrre- 
fati  epi*copi  eiumjue  xucee«*omm  pot&tUiie  deinde  esse  conce- 
dimus  .  conßrmamu*  or  stabilimus.     In  super  nos  . . .  mer- 
catum annuale  a  XVI  Kai.  Septembris  usque  Villi  Kai. 
ciusdem   tnt>nsis  ibidem  fore  permittimus  et  omnibus 
illuc  cnnflurntibux  .  ibi  de morantibus  .  inde  receden» 
tibus  pacem  legem  .  ae  iuxticiam  fieri  p raeripimus7). 
Obwohl  also  der  würzburgische  Bischof,  ebenso  wie  der  bremische 
und  der  magdeburgische  Erzbischot,  sich  als  Marktherr  eines  all- 
gemeinen, übrigens  nicht  überlieferten  Marktprivilegs  erfreut  haben 
muß,  und  obwohl  ferner,  ebenso  wie  in  Bremen  und  in  Magdeburg, 

sauiimmatiiiiini-n  würde.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Motivierung  wird  jene 
Vorschrift  von  Ausschreitungen  zu  verstehen  sein,  die  zwar  infolge  de» 
Kommens  auswärtiger  Marktfahrer  entstehen,  aber  nicht  nur  durch  sie  ver- 
schuldet werden. 

')  Nach  welchen  Grundsätzen,  wird  nicht  gesagt:  möglicherweise  ent- 
scheidet  Prävention. 

*)  Mon.  Bo.  XXIX  a  S.  30. 
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gerade  auch  für  Würzburg  die  Nichtexistenz  eines  Marktfriedens  das 
Unwahrscheinliche  ist,  bedarf  der  Bischof  eines  besonderen  kaiser- 
lichen Jahrmarkts-  und  Friedensprivilegs.  —  Die  Schrödersche 
Erklärung  ist  abgelehnt  worden1).  Aber  auch  Rietschels  An- 
sicht, daß  die  allgemeine  licentiu  vomtmtndi  mercatum  dem  Markt- 
herrn an  sich  auch  die  Befugnis  zur  Errichtung  von  Jahrmärkten 
gebe*),  vermag  ebenso  wie  seine  Erläuterung  des  angeblich  nicht 
widersprechenden  Bremischen  Privilegs s)  nicht  aufzuhellen,  wes- 
halb der  Kaiser  in  Würzburg  und  in  Bremen  ein  Jahrmarkts-  und 
Friedensprivileg  erteilt.  Dies  ist  nur  dann  verstündlich,  wenn  trotz 
des  Vorhandenseins  einer  allgemein  erteilten  licentui  mnstrueruU 
viercatum  besondere  Verleihung  des  Jahrmarktrechts  und  des  ent- 
sprechenden Friedens  notwendig  war.  Diese  Notwendigkeit  aber 
rührt,  wie  schon  oben  angedeutet  und  jetzt  nachzuweisen  ist, 
daher,  daß  der  Jahrmarktsfriede  sich  vom  gewöhnlichen  Markt- 
frieden durch  weiteren  räumlichen  Geltungsbereich  unterschied. 

a)  Daß  Inhalt  und  Ausübung  des  Friedensschutzes  auf  den  ver- 
schiedenen Märkten  übereinstimmte,  ist  schon  oben  hervorgehoben 
worden4).  Wäre  aber  außerdem  Rietschels  Auffassung  von  der 
(theoretischen)  Ausdehnung  des  Marktfriedens  über  das  ganze 
Reich  zutreffend5),  so  würden  Wochen-  und  Tagesmärkte  durch- 
weg ebenso  gefreit  gewesen  sein  wie  die  Jahrmärkte,  die  Märkte 
der  „Fremden" 6).  Unwahrscheinlich  indessen  ist  von  vorn- 
herein, daß  die  Marktprivilegien  der  sächsischen  und  salischen 
Kaiser,  diese  in  eminentem  Sinn  praktischen  Dokumente,  gerade 
in  Ansehung  des  Marktfriedens  jener,  wie  Rictschel  selbst  sagt '), 
praktisch  völlig  undurchführbaren  Theorie  gehuldigt  haben  sollten. 
Der  Wortlaut  der  erwähnten  Dokumente8)  braucht  jedenfalls 
nicht  in  diesem  Sinne  gedeutet,  insbesondere  der  Ausdruck  in 

')  Oben  S.  114  bei  Anni.  1  und  5,  S.  115  bei  Anm.  1. 
*)  S.  45—49. 

*)  Oben  S.  115  bei  Anm.  3. 

«)  Oben  S.  112  bei  Anm.  3,  S.  113  bei  Anm.  1—3. 

»)  Oben  S.  III  bei  Anm.  3. 

«)  Vgl.  Keutgen  Urspr.  S.  187  ff. 

^  S.  oben  S.  111. 

8)  Über  Marktprivilegien  des  13.  Jahrhunderts  s.  unten  S.  124,  besond. 
Anm.  3.  4.  Wegen  der  scheinbaren  Ausnahme  des  Marktprivilegs  für 
Allensbach  (998)  s.  unten  S.  122  bei  Anm.  3,  S.  123  bei  Anm.  1  und  2. 
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redeundo  nicht  auf  das  Wiederau  langen  des  Marktfahrers  am  Aus- 
gangspunkt seiner  Marktreise  bezogen  zu  werden.  Die  pax  in 
veniendo  und  in  redeundo  bezeichnet  den  Genuß  eines  Friedens 
beim  Kommen  und  beim  Gehen  l),  Anfangs-  und  Endtermin  dieses 
Friedens  dagegen  bleiben  bei  dieser  Ausdrucksweise  zunächst 
völlig  offen. 

Diese  Lücke  nun  wird  ausgefüllt  und  zwar  in  verschiedener  Weise, 
je  nach  dem,  ob  ein  Jahrmarkt  oder  ein  sonstiger  Markt  in  Frage 
steht.  Eine  charakteristische  Eigentümlichkeit  des  Jahrmarktes 
ist  nämlich,  daß  er  mehrere  Tage  hinter  einander  dauert');  er 
erstreckt  sich  als  eine  Einheit  über  mehrere  Tage  hinweg,  per 
die«  continuo«,  wie  es  häufig  in  den  Jahrmarktsprivilegien  heißt. 
Je  bedeutender  der  Jahrmarkt  werden  soll,  um  so  längere  Zeit 
nimmt  diese  Einheit  in  Anspruch.  Anders  steht  es  offensichtlich 
mit  dem  mercatum  cottidianum71),  dem  mercatum  omni  die  legüi- 
mum*u  das  der  Marktherr  auf  Grund  einer  allgemeinen  licentia 
construendi  mercatum  errichtet.  Markttag  folgt  hier  auf  Markttag, 
aber  eine  höhere  Einheit  fehlt.  Dieser  Unterschied  zeitigt  eine 
wesentliche  Rechtsfolge,  eine  verschiedene  räumliche  Erstreckung 
des  Marktfriedens.  Des  letzteren  zeitliche  Dauer  nämlich  ent- 
spricht der  Länge  der  betreffenden  marktlichen  Veranstaltung5). 
Nichts  liegt  näher,  als  den  Frieden  des  mehrtägigen  Jahrmarktes 
ebenso  wie  diesen  selbst  als  eine  Einheit  aufzufassen  gegenüber 
dem  an  jedem  Markttage  sich  erneuenden  Frieden  des  Tages- 
(oder  Wochen-)  Marktes.  Nun  währt  aber,  wie  scharf  betont 
werden  muß,  der  Marktfrieden  für  die  Marktteilnehmer  nicht 
nur  am  Marktorte  selbst,  sondern  auch  außerhalb  des  Marktortes 
nur  so  lange,  als  der  durch  ihn  geschützte  (Tages-,  Wochen-,  Jahr-) 
Markt  selbst  andauert6).    Berücksichtigt  man  dies,  so  ergibt  sich, 

")  Vgl.  auch  Wien  Stadtr.  (1296)  36,  Kcutgcn  Urk.  S.  219:  alte,  die  zu 

dem  jarmarehte  chöment,  sein  vri  di  zit  und  si  dar  choment  zu  dem  jar- 

marchte  un  drwaeile  si  da  beleiben  und  auth  so  si  von  danne  varent. 

a)  Eine  Ausnahme  bildet  möglicherweise  Breitungen  Heinr.  V.  (1114), 
Kuchenbecker  XII  S.  321:  s.  auch  unten  S.  133  Anm.  5  (Koblenz). 

*)  S.  oben  S.  119  bei  Anm.  2,  sowie  Besancon  Priv.  des  Erzb.  (1044), 
Dun  od,  Histoire  de  Teglise .  .  .  de  Besancon.  1750.  S.  47. 

*)  S.  oben  S.  112  bei  Anm.  2  und  Salzburg  (S.  112  Anm.  2) 

*)  Darüber  s.  unten  S.  127  ff. 

•)  Daruber  s.  unten  S.128-131. 
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daß  der  auswärtige  Teilnehmer  eines  Tages-  (oder  Wochen-)  Marktes 
auf  seiner  Hin-  und  Rückreise  nur  dann  durch  den  Frieden  dieses 
Marktes  gefreit  wird,  wenn  (unter  Berücksichtigung  seiner  augen- 
blicklichen Entfernung  vom  Marktort)  seine  Teilnahme  am  Markte 
des  Reisetages  möglich  erscheint.  Anders  der  Besucher  des  mehr- 
tägigen Jahrmarktes.  Wofern  der  letztere  bereits  begonnen  hat 
bezw.  noch  nicht  beendigt  ist,  steht  der  Reisende  unter  dem  Schutze 
des  einheitlich  über  mehrere  Tage  erstreckten  Jahrmarktfriedens. 
Und  mag  er  unter  Umständen  mehrere  Tagereisen  vom  Marktorte 
entfernt  sein,  unter  entsprechender  Anwendung  der  für  den  Tages- 
(oder  Wochen-)  Markt  entwickelten  Voraussetzung  ist  er  dieses 
Schutzes  trotzdem  teilhaftig.  Es  erhellt  aus  dieser  Darstellung, 
daß  selbst  der  Jahrmarktsfriede  sich  seiner  Natur  nach  nicht  über 
einen  sehr  großen  Umkreis,  geschweige  denn  über  das  Reich  er- 
strecken sollte.  Das  kann  aber  um  so  weniger  befremden,  als  — 
wie  Rietschel  hervorhebt  -  einmal  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
dazu  stimmen '),  zweitens  aber  die  ferneren  Marktteilnehmer,  um 
derentwillen  der  Jahrmarkt  überhaupt  geschaffen  wurde,  in  der 
Regel  Kaufleute  waren  und,  planmäßig  von  Mark!  zu  Markt 
reisend,  aus  einem  Marktfrieden  aus-  und  alsbald  in  einen  andern 
eintreten  konnten. 

b)  Soweit  die  stereotyp  gehaltenen  Quellen  überhaupt  Auskunft 
über  den  räumlichen  Geltungsbereich  des  Marktfriedens,  insbesondere 
des  Friedens  des  Jahrmarktes,  geben,  bestätigen  sie  die  soeben 
aus  allgemeinen  Gesichtspunkten  entwickelte  Unterscheidung  zwischen 
dem  Frieden  des  Jahrmarktes  und  dem  anderer  Markte. 

a.  Zunächst  seien  einige  scheinbare  Widersprüche  der  Quellen 
gegen  diese  Unterscheidung  behandelt, 

Im  Gegensatz  zu  den  oben  gegebenen  Ausführungen '-')  erscheint 
es  unterweilen  so,  als  habe  sich  die  Geltung  des  Marktfriedens 
für  die  Marktfahrer  in  der  Tat  auf  ihre  gesamte  Reise,  namentlich 
also  bis  zu  ihrer  Wiederankunft  zu  Hause,  erstrecken  sollen.  In 
dem  Marktprivileg  Ottos  III.  für  Allensbach3)  heißt  es  in  der 
Tat: 


')  8.  oben  8.  III. 

a)  8.  120  bei  Anm.  «  und  8.  121  bei  Amn.  1. 
>)  (998),  Keutgen  Urk.  8.  61. 
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.  .  ut  f/uicumi/ue  et  nndccumqur  ad  aupradictum  mercatum 
venire  eoluerit,  ercun  et  pucijice  vmiat  et  .  .  .  neyotiu  exerceai 
. .  .  aU/ue  ad  proprio  cum  omni  pari*  aecurUale  redeai. 

Hezeichnendcrweise  aber  handelt  es  sich  hier  lediglich  um  die 
Verleihung  eines  Wochenmarktes,  dessen  vorzügliche  Bestimmung 
es  ist.  von  Leuten  der  näheren  Umgegend  besucht  zu  werden,  die 
ihren  Wohnort  am  Tage  des  Marktes  selbst  verlassen  und  wieder 
aufsuchen.  Von  diesem  Regelfalle  aus  betrachtet  zeigt  das  er- 
wähnte Privileg  dieselbe  Tendenz  wie  das  bald  darauf,  nämlich 
1004  von  Heinrich  II.  mit  Bezug  auf  Andlau  erlassene,  wonach: 

omnex  homines  in  eiwdem  loco  mercati  invicem  negociantea 
pacem  et  aervritatem  in  circuitu  per  apatium  milliarii 
certam  nostri  bannt  et  de/emionit  teneant1). 

Auch  hier  kommt  wieder  nur  ein  Wochenmarkt  in  Frage 
und  auch  hier  soll,  bloß  schablonenmäUiger  als  in  Allensbach, 
der  Kreis  der  Leute,  die  regelmäßig  an  einem  Wochenmarkt  teil- 
nehmen und  dessen  Frieden  genießen,  territorial  festgelegt  werden, 
wie  wir  das  späterhin  auch  bei  anderen  Märkten9),  sowie  zu 

')  MG.  DD.  III.  79. 

»)  Auch  in  Hagenau  Stadtr.  (1164)  10,  Keutgen  S.  185,  ist  der  Satx 
Friedrich«  1.:  omnibus  predkli  loci  forum  petentibus  eundo  vel  rcdtundo  infra 
»i Maria  trm  circumquaque  .  .  imperial»  maiestatc  pacem  firmam  indicimtu,  ebenso 
wie  die  Vorschrift  den  Rechtsbriefs  für  Landshut  (1279)  6,  (rengier  St.R. 
S.  234  (2  Meilen),  von  einem  Wochen-  (oder  Tages-)  Markt  zu  verstehen,  da 
ein  Jahrmarkt  in  den  betreffenden  Urkunden  nicht  erwähnt  wird.  In  der 
Tat  muüte  bei  jenen  häufig  wiederkehrenden  und  durchschnittlich  immer  von 
denselben  Leuten  der  Umgebung  aufgesuchten  Märkten  der  Versuch  nahe 
liegen,  ihren  Friedenskreis  örtlich  r.u  fixieren,  und  Rictschels  Hindeutung 
auf  die  Identität  der  Rannmeile  :  S.  210),  welche  ihrerseits  nicht  mit  dem 
städtischen  tierichtsbezirk  zusammenfällt,  hat  viele  Wahrscheinlichkeit  für 
sieh.  Vgl.  auch  Freiberg  Stadtr.  (1296—1307)  II  §  13.  Krausen]  S.  47: 
welch  man  wonit  in  derselben  mile  umme  Vriben  unde  alle  ta^e  in  die  stat 
wandert.  -  Die  spätere  Zeit,  in  welcher  sich  das  Rewußtsein  von  der 
ursprünglichen  Bedeutung  des  Markt-,  namentlich  des  Jahrmarktfriedens  und 
von  dem  Zusammenhang  seiner  zeitlichen  Dauer  mit  seiner  räumlichen  F,r- 
streckung  verwischte,  hat  dann  gelegentlich  auch  bei  Jahrmärkten  den 
Friedenskreis  durch  eine  bestimmte  Meilenzahl  fixiert,  so  in  den  von 
Rietschel  S.  209  und  210  erwähnten  Statuten  von  Höxter  (1223-1257)  4 
und  in  dem  Privileg  für  Rotenburg  (1274)  7,  Gengier  St.  R.  S.  202  bxw. 
383.    In  Zülpich  Weist.  §  2,  Grimni  Weist.  VI  S.  680,  gilt  der  Jahnnarkts- 
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sonstigen  Zwecken  bei  anderen  Gelegenheiten  finden.  Eine  Vor- 
schrift, wenigstens  der  Art  wie  für  Allensbach,  würde  dagegen 
dem  Sinne  des  Marktfriedens  der  älteren  Zeit  widersprachen  haben, 
wenn  man  sie  auch  auf  Jahrmärkte  hätte  anwenden  wollen.  Hier 
herrschte  die  Abhängigkeit  des  Raumes  von  der  i mehrtägigen) 
Dauer  des  Friedens;  diese  Abhängigkeit  wird  zu  einer  derartigen 
Vorschrift  wie  der  Allensbaeher  einmal  in  einer  —  französischen  — 
Privilegserneuerung  geradezu  in  Gegensatz  gebracht: 

et  puet  cascuns  oenir  a  le  feste  an  Quesnoit  le  fran- 
quise  de  le  feste  durant  saus  estre  pri*  iie  arestes 
pour  debte  quehonque,  et  en  tel  nutniere  tonten  gen*  qui 
ciennent  au  Quemoil  au  mar  qui  et  le  mardy  ne  doirent. 
estre  pri*  ne  arestez  pour  quelconqut  dette  ains  doicent  avoir 
leur  rethour  ä  leur  maison-). 

Nicht  aber  ist  zu  übersehen,  daß  in  späterer  Zeit  auch  kaiser- 
liche Jahrmarkts  Privilegien  vorkommen,  welche  den  auswärtigen 
Marktbesuchern  uneingeschränkten  Frieden  während  der  gesamten 
Hin-  und  Rückreise  zuzusichern  scheinen.  Von  diesen  Besuchern 
heißt  es  zum  ersten  Male  in  dem  Privileg  Friedrichs  II.  für 
Speier  von  1245: 

quod  in  personis  et  rebus  undique  serrentur  indempnes  et 
null us  audeat  eos  ojfendere  .  .  ,  donec  ad  preta.eatum  locum 
veniant  et  sub  eiusdem  nostra  et,  imperii  secnritat.it  indul- 
gentia  salubriter  ad  proprio  revertantur3). 

Doch  wird  in  diesem  wie  in  anderen  ähnlichen  Jahnnarkts- 
privilegien  *)  hervorgehoben,  daß  die  Marktfahrer  stehen  sub  nontro 


friede  ausdrücklich  nur  innerhalb  der  Bannmeile,  von  der  bzw.  bis  an  die 
der  Schultheiß  die  Marktbesucher  zu  und  von  der  Stadt  zu  geleiten  hat, 

')  Bei  den  (rastgerichten  (unten  Kapitel  VI),  beim  Elenden eid  (oben 
S.  30  bei  Anm.  2),  beim  Gerichtsstände  (oben  S.  56  Aiun.  4  a.  E.). 

Bestätigung  der  Freiheiten  von  O,uesnoy  durch  den  Herzog  von 
Baiern  (um  1 180),  Wauters  S.  38. 

3)  A.  Hilgard,  Urkunden  zur  Geschichte  der  Stadt  Speyer.  Straßburg 
18S.-).    S.  54. 

«)  Bamberg  Friedr.  II.  (1245).  Mon.  Bo.  XXXla  S.  309:  vgl.  auch 
Worms  Ludwig  d.  Bayer  (1330).  H.  Boos.  I  rkundenbuch  der  Stadt  Worms. 
Berlin  1890.  II  S.  168,  und  Köln  Karl  IV.  (1355),  Lacomblet  III  S.  454.  - 
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et  imperii  *ecuro  ducatu,  d.  h.  unter  dem  unentgeltlichen1)  Ge- 
leiteschutz des  Reiches.  Und  dieses  führt  zu  der  wahrscheinlichen 
Erklärung  von  Fassungen  wie  der  des  Privilegs  für  Speier.  Schon 
in  sehr  früher  Zeit  wurde  Kaulleuten  bestimmter  Orte  oder 
Gegenden  ein  weitgehender  kaiserlicher  (Geleits-)  Schutz  auf  ihren 
Reisen  durch  das  ganze  Reich  versprochen,  der  mit  dem  Markt- 
frieden, einem  an  bestimmte  Gelegenheiten  gebundenen  und  für 
einen  unbeschrankten  Kreis  von  Personen  bestimmten  Frieden,  nicht 
identisch  ist.  So  erneuert  z.  B.  Otto  II.  im  Jahre  975  ein  von 
seinem  Vater  den  mercatoribm  Magadeburg  habitantibus  erteiltes 
Privileg  mit  den  Worten: 

quod  ubique  in  nostro  regno,  non  modo  in  Christianis 

sed  etiam  barbaricit  regionibus,  tarn  eundi  quam  redeundi 

licentia  xit  xine  ullius  molestia2). 
Derartiger  Schutz  ward  späterhin  den  Kautieuten  überhaupt  zuge- 
billigt; schon  das  bekannte  Privileg  Friedrichs  I.  von  1173: 

mrrcatore*  «ub  noutro  vunduvtu  «aleU  rebus  ei  personis 

habebunt  ascensum  H  descetuum  in  Reno  et  in  aliis  aquü  trive 

terris  in  imperio  nostro  constituiis*) 
ist  sehr  wahrscheinlich  hierher  zu  rechnen4),  während  jedenfalls 
ohne  Beziehung  auf  Kautieute  bestimmter  Herkunft  sich  Friedrichs  I. 
Landfriede  für  Franken  allgemein  dahin  äußert: 

.  .  .  mercatores  .  .  .  omni  die  .  .  .  pacem  habeant  *). 
Da  die  Jahrmärkte  dazu  bestimmt  waren,  gerade  von  ferner 
wohnenden  Kanfleuten  besucht  zu  werden,  so  war  es,  als  jener 
allgemeine  Kaufmannsfriede  sich  ausgebildet  hatte,  verständlich, 
daß  man  den  alten  besonderen  Frieden  der  Jahrmarktsbesucher 

Erwähnt  muß  indessen  werden,  daß  sogar  da»  Privileg  für  Speyer  Wen- 
dungen enthalt  (statutu  loco  et  tempore),  die  so  ausgelegt  werden  könnten, 
als  habe  der  Friede  doch  in  altem  Sinne  eine  zeitliche  Beschränkung  ge- 
nießen sollen:  so  sicher  Krefeld  Karl  IV.  (1373;,  Lacouiblet  III  S.  644: 
mpradUtis  temporibus  und  per  omne  tempus  <juo  nundinas  ipsas  observari  decrevimus. 

')  H.  Kaiisch,  Über  das  Verhältnis  des  Geleitsregals  zum  Zollregal. 
In.  Diss.  Berlin  1901,  bes.  S.  5  Anm.  1,  S.  13  und  15. 

a)  Magd.  U.B.  I  S.  8:  Zuwiderhandelnde  zahlen  der  königlichen  Kammer 
zehn  Talente  (Jold. 

3)  Keutgen  Urk.  S.  52. 

«)  Vgl.  oben  S.  51.  52. 

')  Böhmer  Acta  nr.  138.  —  Kinni  ähnlichen  (unentgeltlichen)  Geleits- 
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mit  diesem  Frieden  verschmolz,  die  Marktfahrer  also  für  das  ganze 
Gebiet  des  Reiches  unter  den  Geleitsschutz  des  Reiches  stellte. 

Ein  zweiter  Widerspruch  gegen  unsere  Aufstellungen  würde 
es  sein,  wenn  nachweislich  schon  im  11.  Jahrhundert  von  Herren, 
die  an  ihrem  Bischofssitze  das  volle  Marktrecht  besaßen,  durch- 
gängig ohne  Bewilligung  des  Kaisers  auch  mehrtägige  Jahrmärkte 
mit  entsprechender  Befriedung  eingerichtet  worden  wären.  Diese 
Annahme  von  Rietschel1)  und  Waitz*)  bedarf  indessen  einer  ent- 
schiedenen Einschränkung.  In  Nörten,  wo  der  Erzbischof  von 
Mainz  schon  im  Jahre  1055  einen  Jahrmarkt  errichtet  haben  soll, 
handelt  es  sich  in  Wirklichkeit  um  die  Neubegründung  eines 
Klosters,  dem  die  Einkünfte  eines  schon  bestehenden  Jahrmarktes  ') 
teilweise  verliehen  werden,  ohne  daß  über  die  Entstehung  des 
Marktes  selbst  etwas  mitgeteilt  würde.  Was  ferner  Halberstadt 
anlangt,  so  sagt  zwar  1130  der  Bischof  Rudolf  vom  Bischof 
Reinhard  in  der  großen  Bestätigungsurkunde  der  Rechte  des 
Paulsstiftes:  in  cuius  comecratione  forum  constituit  et  eius  teloneum 
ad  teyendum  monaxterium  .  .  .  donaeit*).  Aber  diese  allgemeine 
historische  Bemerkung  zwingt  durchaus  nicht  dazu  anzunehmen, 
daß  Bischof  Reinhards  Marktgründung  der  Bewilligung  des  Kaisers 
ermangelt  habe,  da  in  der  Urkunde  das  Wesentliche  nicht  die 
Art  der  Marktbegründung,  sondern  das  Zollrecht,  des  Klosters 


schütz  für  das  Gebiet  seines  Territoriums  scheint  der  Herzog  von 
Z  all  ringen  zu  versprechen  ommbus  forum  ttitum  (sc.  Friburg)  quertntibui  (Prei- 
burg  i.  B.  SUdtr.  §  1.  3J-  1120  ,  Keutgen  l'rk.  S.  117.  118):  /^///be- 
deutet hier  nicht  .Markt",  sondern  .Marktausiediung*.  -  Per  (zeitlich 
beschränkte)  Friede,  den  die  Landesherren  den  Besuchern  der  in  späterer 
Zeit  von  ihneu  gegründeten  Märkte  zusichern,  hoiilt  häulig  .Geleit":  Vgl. 
Hamm  Stadtr.  (1213)  16  und  18,  Keutgen  Urk.  S.  ISO  (dies  fori  per  sm&uhis 
septimuiMS  conduetum  liberum  singulis  txhibcant);  Eiscnach  l'riv.  (1283)  21*. 
Gaupp  St.  H.  U  S.  203:  Euskirchen  Priv.  (1322)  1.  2,  Ann.  d.  bist.  V.  f. 
d.  Xiederrh.  51  S.  102:  Zülpich,  oben  S.  123  Anni.  2  a.  E. 

»)  S.  48  f. 

')  VII  S.  387. 

*)  eiusdem  Mertati  [annui]  etnsum  omni  anno,  qui  tuet  administra- 
batur  menst,  eorum  dUectioni  sie  divisi  (Gudeuus  I  8.  21).  —  Von  dem  eras- 
biachöflichen  Privileg  für  Johannisberg  (1089  110»),  Nass.  U.B.  1  S.  108, 
1  aßt  sich  dasselbe  wie  bei  Halberstadt  (unten  S.  127  bei  Anm.  1)  sagen. 

*;  Schmidt  V.  B.  S.  295.    Bischof  Reinhard  regierte  von  1  KM!  bis  112J. 
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ist ').  Ähnliches  dürfte  auch  auf  des  Bischofs  Hermann  Jahrmarkts- 
Privileg  vom  Jahre  1090  für  die  Kirche  St  Klement  bei  Metz 
zutreffen,  wo  es  heißt: 

nundinm  per  orto  continuo*  dien  inibi  $olemniter  teneri 
constifuimus,  pacem  ßrmam  omnibus  illuc  proper antihus  ttub 
anatheniuli*  interminatione  habend  am  denuntianUs:  reum 
tarnen  homicidii  hinc  e.rcludimwi  ...  Et.  uuoniam  has  nundi- 
nas  bannale»  e**r  renne mus,  sollisite  Adeoeatus  .  .  provideat, 
ne  (ptid  .  .  detrahutur*). 

An  sich  hätte  es  zwar  viel  Wahrscheinlichkeit  für  sich,  daß 
Bischof  Hermann  von  Metz,  einer  der  eifrigsten  Gegner  des  Kaisers 
(Heinrichs  IV.),  sich  hier  ein  Recht  angemaßt  hätte,  das  ihm  in 
Wirklichkeit  nicht  zustand.  Ebensogut  aber  ist  es  möglich,  daß 
er  sich  zwar  die  Bewilligung  des  Kaisers  verschafft,  ihre  aus- 
drückliche Erwähnung  aber  in  seiner  Ausführuugsurkunde  ge- 
flissentlich ebenso  übergangen  hätte,  wie  er  zwischen  1080  und 
1090  in  seiner  Rekonstruktionsurkunde  des  von  Bischof  Adalbero  HL 
1049  dem  Kloster  St.  Arnold  bei  Metz  verliehenen  achttägigen 
Jahrmarktes  die  damalige  Einwilligung  des  Kaisers  Heinrich  III. 
stillschweigend  außer  Acht  laßt3). 

ß.  Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  den  positiven  Äußerungen  der 
Quellen  über  den  ortlichen  Geltungsbereich  des  Marktfriedens,  so 
sind  von  solchen  Zeugnissen,  die  sich  nicht  näher  über  den  mate- 
riellen Inhalt  des  Marktfriedens  verhalten,  zunächst  hervorzuheben 
die   beiden  oben   abgedruckten  Privilegien   für  die  Erzbisehüte 

x)  Dali  es  .sich  um  den  Callusuiarkt  und  um  eine  mehrtägige  Dauer 
handelt,  ergibt  sich  z.  B.  erst  aus  der  Best&tigungsurkunde  des  Bischofs 
Dietrich  (Schmidt  V.  B.  .S.  301).  —  Das  bischöfliche  Privileg  für  Abt  und 
Kloster  St.  Airy  bei  Verdun  fl082),  Calmet  III  S.  7  und  8,  kommt  über- 
haupt nicht  in  Betracht,  weil  der  dort  verliehen«:  Jahrmarkt  zweimal  im 
Jahre  und  zwar  immer  nur  an  je  einem  Tage,  zu  St.  Andreas  und  St.  Age 
ricus,  stattfindet,  also  keines  besonderen  Friedens  bedarf. 

'Jj  Calmet  II  S.  24ö.  ha*  Privileg  wurde  1130  vom  Bischof  Stephan 
von  Metz  bestätigt   Hiat.  de  Metz  S.  110;. 

3)  Die  betreffende  Urkunde  von  104 Ii  (oder  1052),  bei  Calmet  erste 
Aull.  I  S.  442  bezw.  zweite  Aull.  II  S.  306,  ist  zwar  in  der  vorliegenden  Form 
gefälscht,  doch  liegt  ihr  eine  echte  Urkunde  zugrunde  und  ist  zweifellos  der 
Abtei  damals  ein  Jahrmarkt  verliehen  worden  (Müse.bcck  S.  187,  19o).  Daß 
es  sich  ebenso  wie  bei  dem  Jahrmarkt  der  Abtei  St.  Klement  um  einen 
achttägigen  Jahrmarkt  handelt,  ist  daraus  zu  entnehmen,  daß  Bischof  Her- 
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von  Magdeburg  und  Bremen ').  Die  Handhabung  des  Bannes  über 
die  Marktfahrer  auch  außerhalb  des  Immunitätfigebiets  des  Markt- 
herrn, mag  sie  nun  durcli  diese  selbst  oder  die  königlichen  Ge- 
richtsbeamten ausgeübt  werden,  darf  stattfinden  nur  in  hoc  statuta 
tempore,  d.  h.  sie  findet  ihre  zeitliche  (und  damit  ihre  örtliche) 
Begrenzung  in  der  Dauer  des  Jahrmarktes  selbst.  Des  Ferneren 
ist  hinzuweisen  auf  das  mit  Bewilligung  des  Kais  ers  dem 
neu  gegründeten  Münster  Hall  vom  Würzburger  Bischof  1156 
erteilte  Jahrmarktsprivileg: 

solle mne  forum  ante  et  poH  festum  sancti  Michahelis  Conti- 
mit* «eptem  diebus  celebrandum  indivimus  et  eo  euntibus  et 
inde  revertentibus  per  XIIJJ.  dies  pacem  .  .  .  sub  ana- 
themate  confirmavimus*). 
Der  auf  den  St.  Michaelstag  gelegte  Markt  soll  sich  auf  sieben 
Tage  vor  und  sieben  Tage  nach  diesem  Feste  erstrecken  und 
während  dieser  vierzehn  Tage  —  der  Festtag  selbst  wird  als 
selbstverständlich  bei  Berechnung  der  Friedenszeit  nicht  ausdrück- 
lich mitberücksichtigt,  wie  sich  Entsprechendes  übrigens  nicht  selten 
auch  anderwärts  findet 3)  —  sollen  die  Marktfahrer  auf  Hin-  und 
Rückreise  Frieden  haben4). 

mann  in  seinem  Rekonstruktions- Privileg  (1080—1090),  Calmet  II  S.  306. 
gewissen  Geistlichen  der  Kathedrale  sowie  dein  advocatus  ch'itatis  fünf  Solidi 
verteilt  zum  Ersätze  für  die  Gelder,  qui  sibi  con/cruntur  de  privatis  mercatis 
octo  Jitrum;  denn  die  kleineren  (täglichen)  Märkte,  die  bis  zu  diesem  Zeit- 
punkt während  der  acht  Tage  der  neu  belebten  St.  Arnulfsmesse  ge- 
halten worden  sind,  besitzen  neben  dieser  entweder  überhaupt  keine  oder 
doch  nur  eine  beschränkte  selbständige  Existenz  und  versprechen  deshalb 
für  die  genannte  Zeit  überhaupt  keine  oder  doch  nur  verminderte  Einnahmen. 

')  S.  114  und  116. 

3)  Wirt.  U.  B.  II  S.  103. 

')  Eisenach  Priv.  (1283)  29,  Gaupp  St.  R.  I  S.  203:  Item  in  festis  (St. 
Georg,  Johann  d.  T.,  Maria  Geburt,  Matthäus  Ap.)  omnes,  qui  ad  nostras  übe- 
ralei  nundinas  Isenach  venerint,  nostrum  ducatum  Jirmum  tribus  diebus  antea\et  tri- 
bus  diebus  postca  habebunt .  .  .  exceptis  Ulis,  qui  proscripti  sunt  et  fures;  Ander- 
nach Jahrmarktsverlegung  (1332),  Günther  III  Abt.  I  nr.  187:  ordinamus 
nundinas  .  .  in  die  beati  Bartholontei  .  .  annis  singulis  perpetue  servandas,  .  ~conce- 
dentes,  ut  omnes  .  .  ad  ipsas  nundinas  .  .  venientes  per  novem  dies  ante  et  per  novem 
dies  post  libertate  omnimoda  fruantur,  sie  quod  nultus  alium  in  ipsis  novem  dübus 
ante  et  post  sk  statutis  in  diclo  nostro  opido  Andernacensi  .  .  .  arrestare  vel  impetere 
valeat.    Vgl.  auch  Essen  Heinr.  III.  (1041),  LacombM  I  S.  109. 

*)  Vgl.  auch  die  angebliche  (s.  ob.«n  S.  52  Anw.  1)  Friedensverleihung 
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Unter  den  Marktprivilegien,  die  sich  auch  Über  den  Inhalt  des 
Marktfriedens  verbreiten,  ragt  als  eines  der  ältesten  Friedrichs  I. 
Urkunde  ans  dem  Jahre  IHM  über  die  zwei  16-  bezw.  17-tägigen 
Jahrmärkte  zu  Aachen  hervor1).    Es  heißt  zwar  wie  gewöhnlich: 
omnes  quoque  ad  has  nundinas  rmientss  eel  inde  redmnte* 
oel  ibidem  commorantes  in  reim«  et  personis  ßrmam  pacem 
habeant; 

voran  geht  aber  die  Bestimmung: 

ntdlus  mercator  vel  quelibet  alia  persona  in  hin  nundini« 
mercator em  in  causam  ducat  pro  debüo  solvendo  vel  alio  quo- 
libet  negocio  quod  ante  nundinas  perpetratum  fuerit;  sed  si 
in  nundinis  aliquid  perperam  factum  fuerit,  in  nundinix 
xecundum  iusticiam  emendetur. 

Man  wird  Rietschel  in  seiner  Ansicht  nur  beistimmen  können, 
daß  dieses  Verbot  eines  an  sich  gerechtfertigten  Angriffes  ein 
Bestandteil  des  allgemeinen  Marktfriedens  sei8).  Allerdings  kann 
dann  nicht  gut  ein  Zweifel  über  die  Grenzen  der  räumlichen 
Wirksamkeit  des  Marktfriedens,  speziell  desjenigen  des  Jahrmarktes, 
aufkommen.  Scharf  wird  unterschieden  zwischen  dem,  was  vor 
(ante),  und  dem,  was  während  (in)  der  Marktzeit  geschehen  ist, 
und  demzufolge  mittelbar  gestattet,  Marktfahrer  während  ihrer 
Hin-  und  Rückreise  mit  (gerechtfertigter)  Klage  und  Arrestierung 
zu  bedrängen,  wofern  nur  der  Jahrmarkt  entweder  noch  nicht  be- 
gonnen oder  bereits  geendet  hat.  Der  Marktfriede  schützt  also 
auch  außerhalb  des  Ortes  nur  solange,  als  der  Markt  selbst  währt. 

Seit  Aachen  mehren  sich  entsprechende  Vorschriften  zusehends. 
Unter  ausdrücklicher  Beschränkung  auf  die  Zeit  des  Marktes 
wird  sowohl  für  Jahrmärkte  wie  häufigere  Märkte  Arrest  oder 
überhaupt  Klage  gegen  die  Marktfahrer  aus  zurückliegendem 


Friedrichs  II.  für  die  beiden  Jahruiärkt«  in  Bern  (SUdtrecht  III.  IV.  - 
1218?  — ,  Keutgen  Urk.  S.  126):  omnibus  advenientibm  tempore  publici  fori 
tktloneum  eondono  et  pacem  et  securitatem  .  .  tarn  veniendo  quam  recedendv 
regia  libertate  promitto  .  .  Et  si  aliquis  mercatorum  fuerit  tempore  fori  spt>- 
iiahts,  .  .  auf  reddi  fariam  auf  persolvam. 

')  Keutgen  ürk.  S.  38. 

*)  S.  203  und  204.    S.  aber  unten  S.  132  bei  Anm.  4  und  5. 
B  ndorf f.  R^tssteUaug  der  Gi«U  * 
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Grunde  teils  allgemein teils  unter  ausdrücklicher  Beziehung  auf 
Vermögens-2;  und  Straf  klagen3)  verboten.    Die  für  Aachen  mittel - 

')  Für  Jahr  markte:  Andernach  Friv.  (1332),  oben  S.  128  Anui.  3; 
Bern  Stadtr.  (1218?)  III  mit  IV,  Keutgen  Urk.  S.  126:  Kleve  SUdtr.  Buch 
(nach  1424)  109  §  1,  ZRG.  10  S.  239;  Koblenz  Altes  Gerichtsb.  (1366  bis 
1424)  22  §  1.  Bär  S.  99:  Allwegcn  uf  unser  lieben  fronen  abent  nath'itatis  tu  vtsper 
reit  gael  eten  die  frey  zeit  zu  Coblenls  .  .  ..  also  das  man  darafter  niemants  mehe 
kümmert  noeh  ain  gerieht  beutet  noeh  den  f reden  elaget  und  kein  urtheil  weiset  und 
keynen  eyd  thuit,  keiner  w/<j4>  sich  auch  loifs  deylen  oder  den  andern  fredebruchig 
sagen  zusehen  vorgenonter  zeit  Hfs  uf  i.'en  Heesten  gerichts  tag  nath  5.  Rcmigii 
Ist  aber  etwas  mit  geruhte  vor  der  vorgenanten  zeit  angehaeben,  mag  ein  jeklieker  seiner 
taege  unser ten  in  zu  setzen  laifstn  als  vor,  ansprach  und  antxvurt  mag  man  thun 
und  das  vor  dem  ^eruhts  hui/s,  eyde  um/e  urtheil  sal  man  aber  fortiveysen  alfs  vor- 
$eroirt;  Kisenach  Priv.  (1283)  29.  oben  S.  128  Anm.  3:  Euskirchen  Priv. 
(1322)  2  mit  1.  Ann.  d.  hist,  V.  f.  »1.  Niederrh.  51  S.  102;  Hamm  SUdtr. 
(1213)  18  mit  16,  Keutgen  Urk.  S.  150:  Helmarshausen  Priv.  (1254), 
Wigand  IV,  1  S.  23:  Hörde  Rcchtsbr.  (1340)  7,  (Jengier  St.  R.  S.  198: 
Höxter  Stat,  (1223  1257)  4,  (tangier  St.  R.  S.  202;  Köln  Ordnung  der 
Messt«  (nach  1360)  I.  II,  Stein  II  S.  29;  Lechenich  Rechtsbr.  (1279)  25, 
(tangler  St.  R.  S.  244:  Lippstadt  Stadtr.  (1198)5,  Keutgen  Urk.  S.  148: 
i/uod  foi  o  annuoli,  duobus  diebus  ante  et  post  iudicii  rigor e  melius  hominum  astringitnr, 
nisi  in  reeenti  aliquid  emergat  vel  quis  exterminatus  deprehendatur.  Eodem  modo  tres 
dies  in  ebdomodti  sei/ieet  Dominicas  dies,  feria  secunda  et  feria  V.  libere  sunt  concesse ; 
Lünen  Rechtsbr.  (1341)  11  mit  10,  v.  Steinen  IV  S.  239:  Rees  erzb.  Köln. 
Priv.  (1240),  Liesegang  S.  102:  item  statuiwus  in  ip>o  oppido  nundinas  (3mal  je 
4  Tage  im  Jahre).  Cunctis  autem  ad  casdem  nundinas  venienfibus  secundum  ins 
fr/um  pax  firma  servabitur  et  non  poterunt  per  iudieium  persone  vel  res  sue  daran 
ttbus  nundinis  occupari.  Si  quid  vero  dampni  illuc  acredentes  seu  redeuntes  per  in- 
iuriam  inturrerit  nos  ipsis  procurabinius  resareiri.  Zülpich  Weistum,  Grimm  VI 
S.  680.  -  Für  häufigere  Märkte:  Kleve  Stadtr.  Buch  (nach  1424)  109 
$  1.  ZRG.  10  S.  239:  Euskirchen  Priv.  1322)  1  und  2,  Ann.  d.  hisL  V.  f. 
d.  Niederrh.  51  S.  102;  Haltern  Priv.  (1288)  5,  Gengier  St.  R.  S.  178; 
Hamm  Stadtr.  (1213)  16,  Keutgen  Urk.  S.  150:  Hörde  Rcchtsbr.  (1340)  6 
und  7,  Gengier  St.  R.  S.  198:  Lippstadt  Stadtr.  (1198)5,  s.  diese  Anm. 
oben:  Lünen  Rechtsbr.  (1341)  10  und  11,  t.  Steinen  IV  S.  239:  Wesel 
Priv.  Best.  (1277)  16,  Wigand  IV,  4  S.  409. 

3;  Für  Jahrmärkte:  Koblenz  Stadtr.  (1363-1443)  37,  Bär  S.  54 : 
Krefeld  Priv.  (1373).  Lacomblet  III  S.  644:  Hamm  SUdtr.  (1213)  18  mit 
16,  Keutgen  Urk.  S.  150:  Hildesheim  Stadtr.  (um  1300)  145,  Doebner 
U.  B.  I  S.  294:  Köln  Ordinancie  von  der  freien  Messe  (1387),  Stein  I  S.  129: 
Wien  Stadtr.  (1296;  36  und  35,  Keutgen  Urk.  S.  219.  -  Für  häufigere 
Märkte:  Allendorf  Freih.  Brief  (1370)  5.  Genglcr  St.  R.  S.  4:  Hamm 
Stadtr.  (1213)  16,  Keutgen  Urk.  S.  150:  Odernheim  Stadtr.  (1286),  Böhmer 
acta  nr.  454. 

s;  Für  Jahrmärkte:  Koblenz  Altes  Gerichtsb.  (1366— 1424)  22  §  1, 
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bar  sich  ergebende  Schlußfolgerung  für  die  Zeit  außerhalb  des 
Marktes  wird  also  auch  hier  für  Arrest  und  Klage  sowohl  bei 
Vermögens-  wie  bei  Straf  klagen  mittelbar  ausgesprochen.  Was 
dagegen  während  der  Marktzeit  geschieht,  kann,  wie  schon 
Aachen')  hervorhebt,  uneingeschränkt  im  Rechtswege  verfolgt 
werden,  handele  es  sich  nun  um  Vermögens-2)  oder  Straf  klagen3). 
Daß  diese  Ausnahme  bei  Klagen  der  zweiten  Art  vorzugsweise  zur 
Sprache  kommt,  liegt  wohl  daran,  daß  gewisse  Verbrecher  über- 
haupt nicht  durch  den  Marktfrieden  geschützt  werden  sollen  *).  und 
daß  nun  im  Gegensatz  zu  vormals  begangenen  Delikten,  auf  die 
sich  der  Friede  erstreckt,  betont  wird,  daß  die  gleichen,  aber 
während  des  Marktes  verübten  Straftaten  nicht  frei  sind. 

Wo  es  sich  um  eine  städtische  Aufzeichnung  des  in  der  Stadt 
geltenden  Rechtes  handelt,  wird,  und  zwar  vorzugsweise  in  späterer 
Zeit,  die  Stadt,  der  Marktort  selbst  als  der  Marktfriedensbezirk 
bezeichnet,  in  dem  ein  (an  sich  gerechtfertigtes)  Vorgehen  gegen 


B*r  S.  99;  KMn  Ordinancic  von  der  freien  Messe  (1387),  Stein  I  S.  129: 
Wien  SUdtr.  (1296)  35  und  35,  Keutgen  Urk.  S.  219.  —  Für  Wnchen- 
markte:  Odernheim  SUdtr.  (1286),  Böhmer  acta  nr.  454.' 

')  Oben  S.  129. 

*)  Für  Jahrmärkte:  [Krefeld  (1373)  und  Köln  (1387),  beide  oben 
S.  130  Anm.  2,  sowie  Köln  Ordnung  der  Messe  (nach  1360)  I.  1  und  III. 
5.  10,  Stein  II  S.  28.  31.  —  Ffir  WochenmÄrkte:  Odernheim  (1286), 
oben  S.  130  Anm.  2. 

*)  Ffir  Jahrmärkte:  Koblenz  (1366-1424)  22  §  2.  3:  Krefcld(I373 ;•: 
Euskirchen  (1322)  4;  Hamm  (1213)  18  mit  16;  He  lmarshausen  (1254): 
Höxter  (1223—1257):  Köln  (nach  1360)  II.  9-11:  Lechenich  (1279): 
Lippstadt  (1198):  Zülpich  Wcistum,  alles  oben  S.  130  Anm.  1  bis  3. 
FfirhaufigcreMärkte:  Allendorf  0370);  Euskirchen  (1322)  4;  Hamm 
(1213)16;  Lippstadt  (1198);  Odernheim  (1286):  Wesel  (1277),  alles 
oben  S.  130  Anm.  1  bis  3.  Ausserdem  Freiburg  i.  l\  Handf.  (1249)  78, 
(iaupp  St.B.  II  S.  96. 

*)  Namentlich  kommen  solche  Verbrecher  in  Betracht,  die  bereits  ver- 
festet sind,  daneben  hauptsachlich  Mörder,  Mordbrenner,  Kauber,  IHcbe  und 
solche  Leute,  die  mit  der  betreffenden  Stadt  in  offener  Fehde  liegen  (s.  die 
Beiego  oben  S.  130  Anm.  1  IT.,  S.  131  Anm.  1  ff.).  Nur  in  Zülpich  Weist.  §  2, 
Grimm  VI  S.  680,  scheint  beim  Jahrmarkt  eine  derartige  Ausnahme  nicht 
gemacht  ZU  werden:  so  we  da  enbinntn  in  freien  mart  kombt,  httt  hei  alle 
missdaet  gethan,  die  mensche  ie  gededey  an  den  ensall  man  mit  greifen,  as 
lange  als  die  frtiheit  wert, 

9* 
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den  Gast  verboten  ist  •) ;  aber  anderwärts  wird  ausdrücklich  her- 
vorgehoben, daß  dieses  Vorgehen,  solange  der  Markt  wahrt,  auch 
außerhalb  des  städtischen  (Gerichts-)  Bezirks  untersagt  ist*).  Wer 
trotz  des  Verbots  seinen  Schuldner  wahrend  der  Marktzeit  beklagt 
oder  arrestiert,  verfallt  der  hierfür  angedrohten  Strafe;  er  kann 
sich  aber  bisweilen  (unter  Eid)  damit  entschuldigen,  daß  ihm  die 
fraglichen  Vorschriften  unbekannt  gewesen  seien  *). 

2.  Was  den  materiellen  Inhalt  des  Marktfriedens  an- 
langt, so  erscheint  es  zweifelhaft,  ob  das  Verbot  gerechtfertigter 
Angriffe  auch  schon  in  älterer  Zeit  unbedingter  Bestandteil  desselben 
gewesen  ist.  Die  knappen  Ausdrücke  in  den  Urkunden,  wie  z.  B. 
inquiefare,  imUire,  molestare,  violare,  geben  darüber  keine  Aus- 
kunft. Aber  die,  unter  Verhängung  des  Bannes  über  Zuwider- 
handelnde, gegebenen  Vorschriften  für  den  Markt  in  Villingen 
von  999: 

secure  et  cum  totius  tranquillitatix  pace  eant,  redeant  et 
sine  intus to  quolibet  dampno  negotium  suum  e.rcolant*), 
und  für  den  Jahrmarkt  in  Verdun  von  108*2: 

ne  quis  sine  lege  noceat  auf  eim  jaciat  venierUibus  sive 
redeuntibtut  5J, 

würden  doch  eher  dahin  gedeutet  werden  müssen,  daß  ein  an  sich 
gerechtfertigtes  Vorgehen  auch  durch  den  Marktfrieden  nicht  auf- 
gehalten werden  sollte.   Erst  Bischof  Hermanns  Privileg  für  Metz 

«j  Vgl.  z.  B.  Hildesheiin  Stadtr.  (um  1300)  145,  Doebncr  U.B.  I 
S.  294:  Koblenz  Stadtr.  (1363-1443}  37.  B8r  S.  54:  Kleve  Stadtr.  Buch 
(nach  1424)  109  §  1,  ZUG.  10  S.  239. 

')  Hamm  Stadtr.  (1213)  16.  18,  Keutgen  lTrk.  S.  150;  Höxter  Stat. 
(1223-1257)  4,  Gongler  St.  K.  S.  202;  Roes  (1240).  s.  oben  S.  130  Anm.  1  : 
Wesel  grfifl.  Priv.  Best.  (1277)  16.  Wigand  IV,  4  S.  409:  Eiseuach  Priv. 
Km.  (1283)  29,  Gaupp  St.  R.  I  S.  203:  Wien  Stadtr.  (1296)  36,  Keutgen  Urk. 
S.  219:  wir  neme/s  niuh  .  .  in  den  vridt  fürstliches  scher  mes  alle,  die  zu  dem  jar- 
»iarehte  chdmcnt,  und  geben  in  Sicherheit,  daz  si  niht  »fügen  werden  bechlaeet 
•  n  dchaine m  ^erihte  umb  dehain  sacke  noch  umb  de  hain  schulde  deu 
auzerhalb  des  jarinarchtes  sei  geschehen ,  und  (Forts,  oben  S.  121  Anm.  1  : 
sein  vri  di  zit  usw.):  Euskirchen  Priv.  (1322)  1.2,  Ann.  d.  bist.  V.  f.  d. 
Niederrh.  51  S.  102;  Köln  Ordinancie  von  der  freien  Messr  (1387).  Stein  T 
S.  129:  Zülpich  Weist.  §2,  Grimm  VI  S.  680. 

s)  Hildeshcim  Stadtr.  (um  1300)  145,  l>oebner  U.B.  I  S.  294. 

«)  Keutgen  Urk.  8.  81. 

5)  Calmet  III  S.  7.  8. 
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aas  dem  Jahr  1090  gibt  mit  dem  Satz,  nur  der  rma  homiridii  solle 
vom  Marktfrieden  ausgeschlossen  bleiben die  erste  Andeutung 
eines  Verbotes  solchen  Vorgehens  gegen  die  auswärtigen  Marktfahrer. 
Es  ist  charakteristisch,  daß  erst  seit  dem  Jahrmarktsprivilegium 
Friedrichs  I.  für  Aachen  von  116«  sich  die  Untersagung  solcher 
Angriffe  gegen  Marktfahrer  mehrt,  welche  außerhalb  der  Marktzeit 
unbedenklich  zugelassen  worden  wären,  ja  daß  diese  Untersagung 
der  Hauptbestandteil  des  Marktfriedens  zu  werden  scheint.  Es 
dürfte  dies  zusammenhängen  einmal  damit,  daß  in  späterer  Zeit 
der  aus  dem  Burgfrieden  entwickelte  Stadtfrieden1)  schon  einen 
genügenden  Schutz  gegen  ungerechtfertigte  Angriffe,  namentlich 
gegen  körperliche  Verletzungen  zu  gewähren  schien,  zweitens  aber 
damit,  daß  sich  im  Gegensatz  zu  früherer  Zeit  die  Anschauung 
darüber,  was  ein  gerechtfertigter  Angriff  sei,  sehr  zu  Ungunsten 
der  Gäste  verschoben  hatte  und  zwar  infolge  der  oben  geschilderten 
Entwicklung  der  Gerichtsstandsverhältnisse3)  und  namentlich  auch 
des  Arrestes4).  Die  nunmehr  weitgehende  Möglichkeit,  Auswärtige 
am  Marktort  zu  belangen  und  zu  arrestieren,  mußte  deshalb  im 
Interesse  des  Marktverkehrs  beschnitten  werden.  Namentlich  für 
die  weither  besuchten  seltenen  Jahrmärkte  war  dies  wichtig. 
Und  so  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  daß  in  späterer  Zeit  nur 
auf  Wochenmärkten  im  Gegensatz  zu  Jahrmärkten  bisweilen  Arrest 
und  Klage  gegen  Auswärtige  uneingeschränkt  zugelassen  wurde*), 
während  früher  der  Inhalt  des  Marktfriedens  fftr  beide  Arten  von 
Märkten  der  gleiche  gewesen  war6). 

II.  Außer  im  Falle  des  Marktfriedens  waren  die  in  die 
Stadt  eintretenden  Gäste  noch  bei  mancherlei  sonstigen  Gelegen- 

>)  S.  oben  S.  127  bei  Anm.  2. 

*)  Rietachel  8.  216  ff.,  Keutgen  Urspr.  8.  52  ff. 

*)  8.  38  ff. 

*)  8.  41  ff.  S.86ff. 

s)  Frei  barg  i.  C.  Handf.  (1249)  126,  Gaupp  St.  R.  II  S.  103:  null* 
burgemis  out  non  bürgern is  neminem,  qui  ad  nostrum  forum  vtturit,  in  sabbaio  va- 
diare  debil,  nisi  sibi  ßdehisser  aut  debitor  fuerit  (dieser  Arrest  also  gehört  nicht 
zu  der  in  §  78  ebenda  mit  Strafe  bedrohten  Zufügung  von  dampna);  Koblenz 
Stadtr.  (1363—1443)  37,  Bär  S.  54:  Überall  darf  um  Schuld  besetzt  werden, 
nur  nicht  während  der  großen  Messe  und  während  drei  anderer,  an  drei 
verschiedenen  Tagen  jährlich  stattfindender  Märkte  (vgl.  Bär  8.  145.  146}. 
S.  auch  Lechenich  Rechtsbr.  (.1279)  25  mit  26,  Genglcr  St.  R.  8.  244. 

«)  8.  oben  8,  112  f. 
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heiten  von  einer  an  sich  möglichen  Anbringung  von  Arrest  und 
Klage  befreit. 

1.  Ein  AusfluU  des  Asylrechts1)  der  Städte  war  es  wohl,  daß 
Fremde,  die  in  der  Stadt  Ein lager  halten  mußten8)  oder  aber  sich 
bezw.  ihre  Habe  in  die  Stadt  flüchteten5),  in  dieser  Beziehung 
ausgezeichnet  wurden;  nur  durften  sie  sich  dem  Stadtgerichte  nicht 
überhaupt  entziehen  wollen4).  Für  das,  was  in  der  Zeit  ihres 
Aufenthalts  geschah,  galt  jedenfalls  Göttingens  Satz: 

et  ne  ei  dat  he  breite  edtr  Iwghede  waU   de  teile  dat  hf 
hi  wonde.    da  mach  me  on  umme  beeetten  und  ein  have%). 

Ein  Ausfluß  der  Billigkeit  war  es,  daß  hier  und  da  Gästen, 
die  zum  Zwecke  der  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten6)  oder  auf 
Einladung  von  Bürgern7)  die  Stadt  betraten,  Freiheit  vom  Arrest 
zugesichert  wurde.  Auch  öffentliche  Interessen  mochten  im  ein- 
zelnen Falle  die  Ausbringung  des  Arrestes  verhindern:  sie  fanden, 
wie  in  dem  Verbote  die  Einbringer  bestimmter  Güter  aufzuhalten  "i 
oder  in  dem  Gebote  vorheriger  besonderer  Zustimmung  des  Rates9), 
ihren  bezeichnendsten  Ausdruck  in  der  Vorschrift: 

neyn  borger  sali  eyck  gaftee  gudee  undeneynden  .  .  dar 
der  Stadt  lernt  van  queme  eder  kamen  mochte10). 

')  Vgl.  Keutgen  Urspr.  S.  69,  Rietuchel  S.  218  ff. 

»)  Hameln  Rcchtsbest.  (1277),  Mcinardus  S.  $7:  Frankfurt  a  M. 
Stat.  (um  1350)  83,  Sei.  an.  I  S.  72. 

3)  Annweiler  Stadtr.  (1219)  4,  Keutgen  Urk.  S.  138:  Altenburg 
Stadtr.  (1256)  12,  Oaupp  St.  R.  I  8.  210:  Gottingen  Stat.  (1354)  L,  Pufen- 
dorf  III  App.  S.  175. 

*)  Straßburg  Erste»  Stadtr.  (12.  Jahrh.)  2,  Keutgen  Urk.  S.  93. 

»)  Güttingen  Stat.  (1354)  L,  Pufcndorf  III  App.  S.  175. 

«)  Köln  Eidbuch  (1341)  XX.  2,  Stein  I  S.  47;  vgl.  Wartborg  Ver- 
trag beider  Städte  (1333),  Wigand  IV,  3  S.  294.  S.  auch  Hildeshcim  Stadtr. 
(um  1300)  157,  Doebncr  U.  B.  I  S.  295. 

7)  Ahlen  Alte  Stat.  (1380)  15,  Niesert  II.  S.  III  S.  215. 

">  Ahlen  Alte  Stat.  (1380)  16,  Nicscrt  U.S.  III  S.  215:  Braun- 
schweig Stadtr.  ri401)  77,  Hanselmann  I  S.  108:  ?gl.  München  Stadtr. 
Buch  (1347)  379,  Auer  S.  160. 

•j  Köln  Eidbuch  (1341)  XX.  1,  Stein  I  S.  47:  Braunschweig  Stadtr. 
Ü401)  77.  Hänsclinann  I  S.  108.  Bei  Arrest  von  Gast  gegen  Gast:  Goslar 
Stadtr.  (um  1300).  Göschen  66,  1. 

,0)  Dortmund  Jüngste  Stat.  Samml.  (um  1400)  27,  Frensdorf  S.  175. 
Dieser  Satz  wird  ebenso  wie  z.  B.  die  Vorschrift  in  Riga  umgearb.  Stat. 
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'2.  Von  den  bisher  besprochenen  Fällen  eines  Schutzes  vor 
Arrest  und  Klage  unterscheidet  sich  der  mittels  des  sog.  Ge- 
leites gewährleistete  Schutz  dadurch,  daß  er  für  einen  spe- 

'um  1300)  I.  8  §  1,  Napiersky  S.  145:  so  n<ar  en  unse  borghere  in  vromedt 
land  kuml,  dar  loi  vrtde  mede  hebbet,  undt  dar  ene  twidrachlirhet  tunket,  van  welkt  r- 
leyc  stukke  dat  et  si,  dar  de  vrunsaip  mede  gheseeden  »ituh  werden,  de  sal  dar  xveder 
varen  unde  scal  si:  dar  vorevenen,  iset  dat  et  ratmannen  o/le  anderen  eraftighen  luden 
witlic  is,  besonders  auf  möglichste  Abwendung  der  Gefahr  auswärtigen 
Reprcssalienarrestcs  gegen  einheimische  Bürger  abgezielt  haben.  —  Eine 
Beseitigung  derartiger  Verwickelungen  haben  auch  noch  andere  Vorschriften 
im  Auge.  So  wird  verschiedentlich  bestimmt,  daß  der  einheimische  Käufer 
den  auswärtigen  Verkäufer  binnen  einer  bestimmten  kurzen  Frist,  nämlich 
an  demselben  oder  doch  am  dritten  Tage,  bezahlen  soll,  widrigenfalls  der 
Verkäufer  das  Recht  besitzt,  den  Vertrag  alsbald  aufzulösen  oder  den  Käufer 
durch  Haft  zur  Zahlung  zu  zwingen:  Prir.  des  Grafen  von  Holland  für 
Lübeck  (1298),  Lfib.  U.  B.  I  nr.  675;  Priv.  des  Kegenten  von  Holland 
für  die  Kaufleut*  der  deutschen  Hansa  (1358)  §  22,  Hans.  V.  B.  III  S.  177; 
Köln  Ordnung  der  Messe  (nach  1360)  III.  5,  Stein  II  S.  31.  Des  ferneren 
steht  Strafe  darauf,  wenn  die  Bürger  ihren  Verpflichtungen  gegen  Gäste 
nicht  gehörig  nachkommen,  z.  B.  Geldstrafe  (3  Mark)  in  Wismar 
Bürgerepr.  (1345)  4,  Burmeister  Bürgerspr.  S.  3:  sotvant  auoi  querimonie  de  ipso 
non  fiant  sub  pena  III  manarum ,  oder  Stadtver Weisung  in  Rostock  Rats- 
urk.  (1301),  Meklb.  U.  B.  V  S.  10  (wo  der  Rat  schließlich  außerdem  die 
Gäste  von  Stadt  wegen  bezahlt),  und  in  Braunschweig  Stadtgesctzsamml. 
(vor  1349)  51,  Hänselmann  I  S.  47.  Hierher  ist  es  schließlich  auch  zu 
rechnen,  wenn  der  Bürger,  der  in  oder  außerhalb  seiner  Stadt  einen  Gast 
oder  Bein  Gut  besetzt  und  gastes  reeht  (vgl.  unten  Kap.  VI)  zu  tun  weigert, 
mit  einer  Buße  von  tehen  sthok  belegt  wird:  Prag  Stat.  Recht  (1314  bis 
1418)  117,  Rößler  I  S.  71.  —  Der  Repressalicnarrcst,  namentlich  bei  Klagen 
um  Schuld,  ist  Ausfluß  eines  Gedankens,  demzufolge  schon  im  alten  frän- 
kischen Rechte  Geschlechter,  Gemeinden  und  Hundertschaften  bei  Strafsachen 
und  wegen  öffentlicher  Abgaben  für  ihre  einzelnen  Mitglieder  (vgl.  Gicrke 
U  S.  386  —  389,  sowie  1  S.  73  n.  43)  hafteten.  Voraussetzung  der  Aus- 
bringung des  Repressalienarrestes  gegen  Gäste,  namentlich  wegen  Schuld- 
forderungen, war  im  Mittelalter  von  Rechts  wegen  die  Unmöglichkeit  für 
den  Gläubiger,  im  ordentlichen  Gerichte  des  Schuldners  von  diesem  Recht 
zu  erlangen,  weil  Recht  geweigert  oder  die  Erfüllung  der  im  auswärtigen 
Gericht  erklagten  Schuld  über  Gebühr  verzögert  wurde.  In  solchem  Falle 
durfte  er  sich  an  die  Mitbürger  dos  auswärtigen  Schuldners  halten:  Priv. 
Friedrichs  I.  von  1173,  oben  S.  99  Anm.  3,  bezw.  an  des  Schuldners  Ge- 
meindegenossen: Mühlhausen  Stadtr.  (1230—1250),  Hcrquct  S.  Ü21  (inhtmit 
abir  di  selp^eldi  nitht  herin  unde  heil  he  duzte  qiclagit,  alsi  iz  recht  is,  vor 
äemi.  di  tu  riehteri  ubir  un  gisaxt  ist,  unde  das  he  us  ume  dan  bikennit, 
kutnit  dan  der  dichein  herin,   di  tu  rechte  vur  en  phandunge  lidtn  sal,  dat  sint  atli 
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zielten  Fall  einer  einzelnen  Persönlichkeit  versprochen  wurde. 
Es  ist  hier  nicht  von  dem  Geleit  die  Rede,  welches  als  nutzbares 
Regal,  d.  h.  gegen  Entgelt  von  den  Territorialherren  geübt  wurde, 
dem  Geleiteten  vor  allem  oder  sogar  ausschließlich  Schutz  gegen 
ungerechtfertigte  Angriffe,  namentlich  gegen  Mord  und  räuberischen 
Überfall,  bieten  sollte  und  den  Geleitgeber  zu  (häufig  verdoppeltem 

di,   di  u-atsir  unde  weide  mit  ume  ittizzui  unde  nitin  unde  beid-    eme  herrin  gtut 
p/dm,   di  lutc  mac  he  ufhaldi  mit  demi  seibin  rechte  alsi  dm  selpgeldin).    Auf  die 
erwähnte  Voraussetzung  wird  namentlich  häufig  in  Verträgen  hingewiesen, 
so  z.  R.  int  Vertrag  des  Herzogs  von  Lothringen  mit  dem  Grafen 
von  Holland  (1200).  Hans.  U.B.  18.30:  von  Hamburg  mit  Wursten 
1238;,  Uppenberg  Hamb.  V.  B.  8.  441 :  von  Boppard  mit  Köln  (1252), 
Gcnglcr  Kod.  S.  256;   von  Arnstadt  mit  Erfurt  (1283),  Arnst.  ü.  B. 
8.23:  von  Köln  mit  Nimwegen  (1278),  oben  S.  65;  von  Hannover  mit 
Bremen  (1301).   Ehuick  II   8.  5:    quod  nulius    burgenshtm    nostrorum  possit 
erves   Bremenses   vei  nuntiat   suos   aut  bona  ipsorwn  arrestare  vel  aliquo  modo  alio 
impedire  pro  debitis  aJunis,  nisi  prtus  manifestum  esset  dominis  consulibus  Bremensibus 
et  a/iis  bonis  hominibus,   quod  creditori  fuisset  in  ewitate  Bremtnsi  iusticia  denegatae 
vgl.  auch  die  Schreiben  Lübecks  in   der  Bischofseben  Angelegenheit  von 
1868  bis  1369,  Lüh.  U.  B.  III  nr.  672.  677.  700.    Und  mit  Bücksicht  auf 
diese   Voraussetzung  wird  auch  umbc  gemach  vrede  indt   ^emeynt  guit  der 
Steede  den  Bürgern  anbefohlen,  sich  von  vornherein  zuverlässige  auswärtige 
Schuldner  auszusuchen:  Köln   Eidbuch  (1341)  XX,  Stein r I  S.  47;  desgl. 
Hamburg  -  Wursten  (1238),  Lappenberg  Hamb.  U.B.  S.  441;  Bremen- 
Kmsgau  (1255),  Khmck  I  S.  307.    Tatsächlich  wurde  allerdings  in  jenen 
unruhigen  Zeiten  die  Schranke  jener  Voraussetzung  (die  übrigens  einzig  für 
Nürnberg  kraft  einer  singularis  prerogativa  nicht  bestanden  haben  soll: 
Königsfcld  Kechtsbr.  Karls  IV.  von  1360,  §  4  und  5,  Gengier  St.  R. 
8.  225)  häufig  übersprungen,  welcher  Zustand  indessen  als  ein  rechtswidriger 
und  unbequemer  allgemein  empfunden  ward:  ^rave  est,  legibus  et  equi/ati  con- 
t rar  in  Hl,   quod  uliquis  pro  alio  pregravetur  t   et  exinde  frcquetüer  etiam  rancores  ori- 
untur  i Vertrag  zwischen  Jülich  und  Köln  von  1296,  Ennen  III  S.  406). 
Stobbc  Vertr.  8.  152  hält  diesen  letzterwähnten  Zustand  freilich  für  den  ur- 
sprünglichen und  den  Satz,  der  Gläubiger  müsse  zunächst  versucht  haben 
Hecht  zu  erhalten,  für  eine  mittelalterliche  spätere  Abschwächung.  Diese 
Ansicht  Stobbes  wird,  wenigstens  für  Reichsangehörige,  abzulehnen,  es 
wird  vielmehr  mit  Wach  8.40  anzunehmen  sein,  daß,  entsprechend  der 
italienischen  Entwicklung,  die  Schwächung  der  kaiserlichen  Macht,  wie 
sie  die  Verwirrung  der  Gerichtsstandsveihältnissc  und  das  forum  arresti 
begünstigte,  so  auch  im  Rcpressalicnarrest  seit  dem  12.  Jahrhundert  ein 
Mittel  aufkommen  ließ,  das  bei  Rechtsweigerung  die  fehlende  oberstrichter- 
liche  durch  die  Sclbsthülfe  ersetzte.    Die  älteren  landrechtlichen  Quellen 
kennen  ihn  im  Gegensatz  zu  den  städtischen  bezeichnenderweise  noch  nicht. 
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oder  dreifachem)  Schadenersatz  verpflichtete,  wenn  der  Geleitete 
durch  derartiges  Unrecht  an  Leib  und  Gut  beschädigt  worden  war. 
Diesem  Geleit,  dem  Reisegeleit,  tritt  das  in  den  Städten  geübte 
prozessuale  Geleit  gegenüber,  dessen  Kernpunkt  darin  liegt,  ge- 
rechtfertigte Angriffe  von  Person  und  Gut  des  Geleiteten  fern 
zu  halten.  Es  wird  deshalb  in  seiner  ursprünglichen  Form  vom 
Richter  selbst  gegeben,  der  auf  diese  Weise  seine  Zuständigkeit 
gegenüber  dem  Geleiteten  für  diesen  Fall  ausschließt  und  dem- 
zufolge niemandem,  der  den  Geleiteten  arrestieren  oder  beklagen 
will,  zu  seinem  vielleicht  an  sich  begründeten  Rechte  ver- 
helfen kann. 

a)  Bevor  im  Einzelnen  auf  dieses  prozessuale  Geleit  ein- 
gegangen wird,  sei  darauf  hingewiesen,  daß  in  den  deutschen 
Städten  auch  eine  Art  von  Privatgeleit  existierte,  kraft  dessen 
sich  eine  Privatperson  verpflichtete,  von  Person  oder  Gut  des  in 
die  Stadt  kommenden  Gastes  Arrest  und  Klage  abzuwenden.  In 
Lübeck  schon  1226  von  Friedrich  II.  mit  dem  Satze  verboten: 

ßrmiter  inhibemus ,  ne  aliqua  persona  magna  oel  parva, 
secularis  oel  ect'lesiusticuy  perx&ne  alicui  conductum  prebeat  in 
cicilatem  predictam,  quin  iptsa  cuilibet  inipettnti  euni  in  iure 
ciebeat  respondere  x)y 

wird  es  noch  um  1300  in  einer  interessanten  Stelle  des  Nord- 
hausenschen  Schultheißenbuchs8)  dahin  erläutert: 

*»  quis  in  suam  tutelam  sive  in  suum  ducutum  recipere 
cohwrit  equos  oel  cun*us  alicuius,  nuncium  truum  in  Signum 
poxsessionis  eqtiis  cel  curru  superponat,  et  si  non  fecerü,  qui- 
cumque  id  cum  precone  inpugnaoerit ,   ülud  pro  pignore  iure 
pingniori  optinebü. 
Wie  sich  dieses  Geleit  im  Einzelnen  darstellte  und  ob  namentlich, 
was  wahrscheinlich  ist.  der  Geleitgeber  an  Stelle  des  Geleiteten 
eine  Dritten  gegenübet  wirksame  gesetzliche  Vertretungspflicht 
fiberkam3),  läßt  sich  auf  Grund  des  dürftigen  Materials  nicht  sagen. 

')  Stadtr.  13,  Kcutgen  Urk.  S.  187. 

*)  Stadtr.  37,  Focrstemann  N.  M.  III,  1  8.  41. 

3)  Vertraglich  konnte  er  sich  dem  Geleiteten  gegenüber  natürlich  zur 
Leistung  an  den  Dritten  verpflichten.  Vgl.  die  Entscheidung  in  Brünn 
Schöffenb.  (um  1350)  108,  Rößler  II  S.  57,  welcher  folgender  Fall  au  Grunde 
liegt:   In  Chnmsir  eivis  irrvilavit  ruslitum  dt  vilta  in  domum  sttaw  shö  hoc  pro- 
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b)  «•  Das  prozessuale  Geleit  wird,  wie  oben  erwähnt, 
grundsätzlich  vom  Richter  allein  erteilt.  Das  ist  die 
Auffassung  des  Görlitzer  Landrechts5): 

iegelich  richtar  de  geleite  yibil  einem  man,  der  in  time 
gerichte  icht  zo  cordirn  hat,  der  ne  sol  ime  nicht  geleite  gebin 
von  deme  nestin  darf  bi  der  8tat  da  er  richtar  »>,  sundir  con 
deme  le$tin  ende  sinis  gerichtts; 

und  dem  Erzbischof  von  Köln,  der  das  Geleitsrecht  in  der  Stadt 
in  Anspruch  nimmt,  cum  ipse  sit  *ummu«  ittdej-  et  dominus  cici- 
tat  in  Colonien*ü,  wird  dies  Recht  seinem  Verlangen  gemäß  von 
den  Schiedsrichtern  zugebilligt  ')  und  demgemäß  an  anderer  Stelle 
des  Schieds  hervorgehoben: 

si  aliqui*  foraneorum  metum  alleget,  qiwd  in  Colonia  agere 

non  audeat,  debet  dominus  archiepi«copu*  enm  conducere  super 

um  «uum3). 

Dieser  Zustand  blieb  der  regelmäßige  überall  da,  wo  des 
Stadtherrn  Befugnisse  in  Ansehung  der  Besetzung  und  Verwaltung 
des  städtischen  Gerichts  sich  im  Wesentlichen  unberührt  erhielten  •)• 


miiso,  si  oecuforetur  in  civitate,  VfUet  ipsu/u  absohcrt  sine  damno;  die  Schöffe  11 
urteilen:  quod  occupatio  in  qua  civis  promiserit  rustiewn  absotverc,  inttUifenda  est 
quantum  ad  facta  praettrila  tt  non  ad  futura.  —  Auf  eine  gesetzliche  Vcrtrctungs- 
pfHcht  kann  vielleicht  die  Analogie  der  oben  8.  107  f.  behandelten  Vertretungs- 
pflicht der  Wirte  hindeuten ,  die  den  bei  ihnen  besetzten  Gast  oder  sein 
<iut  im  Gericht  stellen  müssen:  lassen  sie  beides  freiwillig  aus  dem  Hause, 
so  müssen  sie  die  gegen  den  Gast  gerichtete  Klage  erdulden. 

»)  (nach  1300)  XL1V  §  7,  Homeyer  Görl.  LR.  S.  210. 

*)  Köln  Schied  (1258)  Klagepunkt  47  des  Erzbischof»  und  Entschei- 
dung dazu,  Keutgen  Urk.  S.  163  bezw.  170. 

s)  Köln  Schied  (1258)  Klagepunkt  3  der  Bürger  und  Entscheidung 
dazu,  Keutgen  Urk.  8.  164  bezw.  170.  Über  die  Kölner  Gerichtsverfassung 
vgl.  Lau  8.  5—16.  20-23.  30,  sowie  Heldmann  S.  115-  117. 

4;  Altenburg  markgr&fl.  Stadtr.  (1256)  9  und  1,  Gaupp  I  S.  211  bezw. 
210:  scultttus  qui  pro  tempore  vobis  est  pre/iii t ndus;  Salfcld  Stadtb.  (nach 
1300)  LVII,  Walch  I  S.  28  (vgl.  CLXXII,  ebenda  S.  57);  Rudolstadt  Stadtr. 
(1404)41,  Ä.  L.J.  Michclsen,  Rechtsdenkmale  aus  Thüringen.  Jena  1863. 
S.  213  (vgl.  ebenda  S.  200 ff.);  Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  109  §  1.  4,  ZRG. 
10  8.  239.  240  (über  Ein-  und  Absetzung  des  Stadtrichters  ebenda  §  9,  S.  430): 
Bamberg  Stadtr.  (1306)  91  sowie  100,  Zöpfl  8.28.30  (über  die  Gerichts- 
verfassung vgl.  ebenda  Einl.  8.  52.  54). 
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Und  auch  da,  wo  der  Rat  der  Stadt  in  dieser  Beziehung  ihm  nicht 
unerhebliche  Rechte  abgewann,  mochte  die  selbständige  Geleits- 
erteilung durch  den  Richter  dem  Einflüsse  des  Rates  entweder 
Überhaupt  nicht *)  oder  doch  nur  zum  Teile2)  unterliegen.  Immer- 
hin laßt  sich  nicht  verkennen,  daß  insbesondere  im  14.  Jahr- 
hundert der  Stadtrat  in  erheblichem  Maße  bei  der  Erteilung 
des  prozessualen  Geleites  mitwirkt,  sei  es  in  Verbindung  mit  dem 
Richter,  sei  es  in  Unabhängigkeit  von  ihm. 

Letzteres  kann  namentlich  überall  da  nicht  befremden,  wo  der 
Rat  durch  Verpfändung  oder  durch  Verkauf  des  Gerichts  seitens 
des  Stadtherrn  selbst  zum  Gerichtsherrn  geworden  war.  In  solchen 
Fällen  scheint  dem  Richter  jede  Entscheidung  über  die  Erteilung 
des  Geleits  genommen  und  diese  Befugnis  ausschließlich  dem  Rate 
vindiziert  worden  zu  sein  Es  mag  dies  damit  zusammenhängen, 
daß  der  Rat  als  kommunales  Organ  die  Interessen  der  Stadt 
wahrzunehmen  hatte  und  ein  enger  Zusammenhang  solcher  Inter- 
essen mit  der  Erteilung  des  Geleits  in  mehr  als  einer  Richtung 
zu  Tage  trat.  Es  ergibt  sich  als  weitere  Folge  eines  solchen 
Zusammenhanges,  daß  der  Rat  (und  zwar  nicht  nur  da,  wo  er 
selbst  Gerichtsherr  ist)  für  befugt  erklärt  wird,   die  für  die 


')  Brünn  Schöffcnb.  (um  1350)  600  a.  E.,  Kößlor  II  S.  275:  über  die 
Gerichtsverfassung  vgl.  ebenda  Kinl.  S.  LV1  und  LXIII. 

>)  München  RechUbr.  (1294)  5,  Gengier  St.  R.  S.  294:  über  die  Ge- 
richtsverfassung siehe  ebenda  §§  2.  3  und  6.  Vgl.  Bamberg  Stadtr.  (1306)  100, 
unten  S.  140  in  und  bei  Anm.  3. 

3)  Lübeck:  Stadtr.  (1294)  LVII,  Hach  S.  273:  Dänemark  an  Lübeck 
(1320—1325)  und  von  Buchwald  nn  Lübeck  (um  1365),  Lüb.  U.  B.  II,  1  nr.465 
bzw.  III  nr.  749.  Über  die  Gerichtsverfassung  Lübecks  siehe  C.  Wehr- 
mann,  Die  obrigkoitlichc  Stellung  des  Rats  in  Lübeck  in  Hans.  Gesch.  BI. 
Jahrg.  1884  S.  53  und  58,  sowie  Planck  I  S.  33  ff.  —  Goslar:  Stadtr.  (um  1300), 
Göschen  49.  23,  und  Minsleben  an  Goslar  (1311-1321),  Gosl.  U.B.  III 
S.  314.  Über  die  Gerichtsverfassung  Goslars  vgl.  Bode,  Einl.  zu  Bd.  I  und 
II  des  Gosl.  U.  B.,  sowie  Planck  I  S.  30  ff.  —  Magdeburg:  Alph.  Samml. 
Magdeb.  Schöffensprüche  Kap.  305,  Wasserschieben  S.  91.  Über  die  Gerichts- 
verfassung Magdeburgs  vgl.  G.  Stöcke rt,  Die  Reichsunmittelbarkeit  der 
Altstadt  Magdeburg  in  Hist.  Zeitschr.  Bd.  66  S.  197.  202  und  215,  sowie 
l'lanck  I  S.  21  ff.  —  Hildesheim:  Verkauf  des  Gerichts  und  Geleits  durch 
Bischof  an  Rat  (1447),  R.  Docbnor,  Hildesheim  im  späteren  Mittelalter  in: 
Studien  zur  Hildesheimischen  Geschichte.  Hildesheim  1902.  S.  21;  vgl.  für 
die  Zeit  vor  1447  unten  S.  141  Anm.  2.  3. 
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Erteilung  des  Geleits  in  Schul dsachen  erforderliche  vorherige  Er- 
laubnis des  einheimischen  Gläubigers  entweder  bei  dem  Richter 
durch  die  Ratsgenehmigung  zu  ersetzen ')  oder  aber  selbst,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Gläubiger,  Geleit  zu  erteilen').  Der  Rat  um- 
ging dann  den  Gläubiger  um  der  Stadt  willen: 

schol  auch  für  gvlte  nimant  kein  geleit  haben  .  .  .  Ez 
treffe  denn  ein  solche  gemeine  notige  heftige  sache  an,  da  von 
man  sein  niht  enpern  moht  und  da;  <!a:  dy  zwelf  erkenten, 
dy  von  eins  heren  wegen  und  von  der  «tat  iregen  an  dem 
stat  gerihtc  sitzen  .  .  ,  das  man  im  Oeleyte  geben  schufte  .  so 
schol  im  ez  der  Schultheiz  geben  in  ein  JreiheU  oder  in  ein 
muntat  oder  an  daz  statgerihte l) ; 

ever  sal  der  rait  Tiemanne  vunoerde  geeen,   id  in  si  mit 
tciUin  of  wist  der  scholtgentare,   der  rait  in  duncke  dan,  dat 
id  bas  si  gedayn  dan  gelaissin,  so  mogin  si  id  dot/n,  also  dat 
niant  den  scholtgemaren  kiint  dfie,  as  eerre  as  man  mach  *). 
Der  Richter  selbst  war,  anders  als  der  Rat,  an  die  vorherige  Ein- 
willigung des  Gläubigers  gebunden  5). 

')  Mönchen  Rechtsbr.  (1294)  5,  Gengier  St.  K.  S.  294:  ez  so/  auch  der 
Kihttr  dekeinen  frid  her  in  dir  Stat  geben  taub  yw//  an  der  rat,  die  des  rafes  pfitg:ntt 
oder  an  dts  gelters  wHten;  vgl.  oben  S.  139  bei  Anm.  2.  sowie  unten  in  und 
bei  Anm.  3. 

*)  Lübeck  SUdtr.  (1294)  LVII,  Hach  S.  273:  Göttingen  Stat.  (1354), 
Pufendorf  III  App.  S.  199:  Hildesheim  Rat  an  d.  von  Lübeck  (1369),  Docbner 
V.  Ii.  II  S.  171;  Köln,  unten  in  und  bei  Anm.  4. 

3)  Bamberg  Stadtr.  (1306)  100.  Zöpfl.  S.  30.   Allordings  wird  die  Ein- 
willigung des  Rats  hier  nur  mittelbar  erteilt :  die  Entscheidung  über  das 
vom  Schultheiß  zu  erteilende  Geleit  für  gulte  (=  für  sehutts)  liegt  unmittelbar 
bei  den  vom  Rat  präsentierten  und  vom  Bischof  bestätigten  zwölf  Schöffen. 
In  §  72,  Zöpfl  S.  23,  ist,  wie  hier  angemerkt  werden  mag,  nicht  von  Geleits- 
erteilung die  Rede. 

■*)  Köln  Eidbuch  (1341)  XX.  9,  Stein  I  S.  48;  vgl.  folgende  Anmerkung. 

*)  Vgl.  die  Stadtrechte  von  Altenburg,  Salfeld.  Rudolstadt  und 
Kleve,  oben  S.  138  Anm.  4,  sowie  von  München,  oben  Anmerkung  1.  und 
Lüneburg  Stat.  (vor  1400),  Kraut  S.  52  und  61.  Allerdings  darf  nicht 
übersehen  werden,  daß  Öfters  auch  der  Rat,  mochte  er  nuu  allein  (Hamburg 
SUdtr.  G.  30  —  1292  -,  Lappenberg  S.  134:  Lüneburg  Stat.  -  vor  1400 
— ,  Kraut  S.  61  und  auch  52)  oder  in  Gemeinschaft  mit  dem  stadtherrlichen 
Richter  (Nordhausen  Rcchtsbr.  6  —  1290  -,  Gengier  St.  R.  S.  317,  zu- 
sammen mit  Statuten  182  -  um  1300  —  und  112  —  1308  — ,  Foerstemann 
N\  M.  III,  l  S.  69  bezw.  III,  2  S.23:  Koblenz  SUdtr.  32  u.46-  1388 bezw.  1425 
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Aber  nicht  nur  da,  wo  der  Rat  selbst  Gerichtsherr  ist,  sondern 
auch  da,  wo  er  nur  irgendwelchen  mehr  oder  minder  großen  Ein- 
fluß auf  das  Stadtgericht  ausüben  kann,  sehen  wir  ein  Geleitsrecht 
des  Rates  sich  entwickeln.  Das  Motiv  dahin  zielender  Bestrebungen 
war  das  oben  erwähnte  öffentliche  Interesse  der  Stadt.  Die  Mög- 
lichkeit ihrer  Erfüllung  lag  einmal  in  dem  örtlich  vorhandenen  Ein- 
fluß auf  das  Stadtgericht,,  dann  aber  auch  in  der  „Dehnbarkeit  des 
den  Kern  der  städtischen  Gerichtsbarkeit  bildenden  polizeilichen 
Gebiets,  dem  sich  verwaltende  und  richterliche  Funktionen  der 
verschiedensten  Art  bequem  anlehnen  ließen"  So  erklärt  es  sich, 
daß  auch  in  Städten,  deren  Gericht  sich  als  ein  im  Wesentlichen 
stadtherrliches  erhalten  hatte,  wir  den  Rat,  sei  es  in  Verbindung 
mit  dem  Richter8),  sei  es  völlig  selbständig5),  ein  Geleitsrecht 

— ,  Bär  S.  53  bezw.  55)  Geleit  zum  Schütze  gegen  Schuldarrest  und  -klage 
erteilen,  an  die  vorherige  Einwilligung  des  Gläubigers  gebunden  wurde. 
Während  bei  Geleit  gegen  Verfolgung  von  Verbrechen  u.  dgl.  neben  den 
Strafansprüchen  des  Verletzten  auch  öffentliches  Interesse  vorhanden  war,  da« 
den  zeitigen  Verzicht  auf  Strafe  unabhängig  von  dem  Belieben  des  Verletzten 
fordern  mochte,  kamen  bei  Klagen  um  Schuld  u.  dgl.  unmittelbar  nur  private 
Interessen  in  Frage.  Das  Geleit  ward  in  letzterem  Falle  als  Stundung  der 
Schuld  aufgefaßt  (Lüneburg:  de  indueiis  dandis,  und  Köln:  s.  wegen  beider 
diese  Anm.),  und  solche  Stundung  zu  erzwingen,  erschien  hier  und  dort  als 
ein  zu  harter  Eingriff  in  die  Sphäre  des  Einzelnen.  So  ändert  Köln  sein«- 
oben  S.  140  bei  Anm.  I  wiedergegebene  Vorschrift  im  März  desselben  Jahres 
1341  durch  eine  Katsverordnung  (Stein  I  S.  27)  dahin  um:  id  sy  in»/,  dat 
alle  rede  oeverdragen  haent  als  mit  den  vunvertten  ittd  vrieden  zo  gkeven  den,  die 
in  der  stat  tthuldich  synt  unten  bnr^eren,  dat  dat  stain  sali  ind  gehalden  werden, 
ah  man  id  plath  zo  Halden,  ussgeseheiden  dat  der  rait  noch  alle  rede  nyeman 
darto  dringen  en  soilen,  d.t  Mec  ivedtr  synen  gudsn  willen  Herren  no<h  ritteten 
r.oeh  nyemanne  dach  en  $heve  van  synre  sehoili  kurt  noeh  tanck. 

')  Frensdorf  Einl.  S.  LXVIII. 

J)  Hameln  Rechtsbest.  (1271),  Meinardus  S.  57  (über  die  Gerichtsverf. 
vgl.  ebenda  Einl.  S.  XXXVI.  XXXXVII.  XXXXIX.  L):  Koblenz  Stadtr. 
(1388.  1425)  32.  46.  Bär  S.  53.  55  (über  die  Gerichtsverf.  ebenda  S.  22.  24) ; 
Hildesheim  Gelcitsurkunde  (1396).  Doebncr  U.  B.  II  S.  497,  wo  es  sich 
anders  als  bei  der  Urkunde  von  1369  (s.  unten  Anmerkung  3)  nicht  um  Schuld, 
sondern  um  vonoord  nach  vorangegangener  Fehde  handelt.  Über  die  Gerichts- 
verf. Hildesheims  vgl.  Do  ebner,  die  Stadtverf.  Hildesheims  im  Mittelalter 
in:  Studien  zur  Hildesheimischen  Geschichte.  Hildesheim  1902.  S.  3—5.  7. 
13,  namentlich  15  (s.  aber  auch  Stadtr.  83  -  um  1300  — ,  Docbner  U.  B.  I 
S.  287). 

3)  Göttingen  Stat.  (1354),  Pufendorf  III  App.  S.  199:  Hildesheim 
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ausüben  sehen.  In  dem  letztgenannten  Falle  handelt  es  sich  aller- 
dings offensichtlich  nur  um  Schuldsachen,  deren  Kognition,  sobald 
Gäste  in  Betracht  kamen,  der  Rat  sieh  so  wie  so  anzueignen  be- 
strebt war1).  Daß  der  Rat  hei  solchen  Gelegenheiten  auf  eigene 
Hand  kraft  seiner  obrigkeitlichen  Polizeigewalt  gegen  zuwider- 
handelnde, ihm  unterworfene  Personen  einzuschreiten  befugt  und 
willens  war,  versichert  der  Rat  von  Hildesheim  dem  Lübecker  Rat 
in  einem  Schreiben,  in  dem  er  einem  dortigen  Bürger  sein  Geleit 
verspricht : 

icorde  Iie  ghemanet  eder  besaty  dat  weide  ice  a/don  mit  den, 
de  dor  Oft  don  urtde  laUn  weiden1). 
Entsprechendes,  d.  h.  teils  unabhängige3),  teils  mitwirkende4) 

Rat  an  den  von  Lübeck  (1369).  Doebner  1".  B.  II  S.  171  (vgl.  vorige  Anm.  und 
Ratsurkunde  aus  der  Zeit  nach  1350  bei  Doebner  U.  B.  II  S.  275);  Köln 
Eidbuch  (1341)  XX.  9,  Stein  I  S.  48;  Köln  Ratsverordnung  (1341).  Stein  I 
S.  27;  Köln  an  Andernach  (1367)  und  an  Düren  (1371),  Enncn  IV  S.  532 
bezw.  618;  Wesel,  Reinhold  S.  82;  Lüneburg  Stat.  (vor  1400),  Kraut  S.  61 
(wegen  der  Gerichtsverf.:  unser  kern  fhericAte  u.  s.  w.,  vgl.  ebenda  S.  26.  27.  68). 

')  Wegen  Köln  und  Wesel  s.  unten  Kapitel  VI. 
')  (1369),  Doebner  U.  B.  II  S.  171. 

*)  Hamburg  Stadtr.  (1292)  G.  30,  Lappenberg  S.  134  (über  die  Ge- 
richtsverf. vgl.  A.  Obst,  Ursprung  und  Entwickl.  d.  hamhurgischen  Raths- 
verfassung. Berl.  Diss.  Hamburg  1890.  S.  40.  46,  sowie  Planck  I  S.  33 ff.): 
Wartberg  Vertrag  beider  Städte  (1333),  Wigand  IV,  3  S.  294:  Bremen 
(1338)  Ord.  103,  Oclrichs  S.  206  (über  die  Gerichtsverf.  vgl.  W.  Varges, 
Zur  Entstehungsgeschichte  Bremens :  Zeitschr.  d.  hist.  V.  f.  N.  S.  Jahrg. 
1893  S.  366,  sowie  Donandt,  Versuch  einer  Geschichte  d.  bremischen 
Stadtrechts.  Bremen  1830.  I  S.  151—163.  172  f.  280  f.,  und  Planck  I  S.38JL): 
Dortmund- Wesel  Urt.  Samml.  (nach  1400  zusammengestellt)  39,  Frensdorff 
S.  293  (über  Gerichtsverf.  vgl.  ebenda  S.  LXI — LXVIII):  Geve  een  borgermeister 
in  onser  stat  gtleyJe  enen  man  off  gude,  besäte  den  man  offte  dat  guet  een  borger 
myt  enen  vrontn  ind  en  xoolde  die  borger  der  besettynge  nyet  qtiyt  laiten,  die  borger- 
meister  is  mechtuh  des  geriehls,  r Uhlers  und  des  Ikonen,  dat  van  synen  gebade  die 
man  off  diitguet  der  best  (finge  ontslagen  werden,  ind  sullen  des  geleydes  bruyken;  ind 
darr  en  heßt  die  borger  gerne  broeke  an  gedaen,  tihsnt  hy  dat  mit  ghtrichtt  gedain 
heffi;  mer  wolde  die  borgermeister  ind  der  man,  die  besät  roas,  den  borger  schuldigen 
umb  smaekeit  offle  umtue  schaden,  dal  moigen  sy  doin. 

*)  Nordhausen  Rcchtsbr.  (1290)  6,  Genglcr  St.  R.  S.  317,  mit  Statuten 
182  (um  1300)  und  112  (1308),  Foerstemann  N.  M.  III,  I  S.  69  bozw.  III,  2 
S.  23;  wegen  der  Gerichtsverf.  Nordhausens  s.  Rechtsbrief  §  2,  sowie  Foerste- 
mann Urk.  Gesch.  I  S.  61  f.  und  E.  G.  Foerstemann,  Denkschrift  zur 
Feier  des  2.  August  1852  in  Nordhausen.  Nordhausen  1852.  S.  8  f.  Vgl.  auch 
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Tätigkeit  des  Rats  bei  der  Erteilung  des  Geleits  findet  sich  na- 
türlich überall  da,  wo  der  Rat  eine  dem  Stadtrichter  übergeordnete 
Stellung  einnimmt,  mindestens  bei  der  Besetzung  dieses  Postens 
von  Rechtswegen  mitspricht, 

Das  Geleit  sollte,  wie  überhaupt  gegen  die  Anstellung  einer 
Klage1),  so  namentlich  gegen  ihre  Vorbereitung  dnrch  besäte  und 
pandinge,  maninge  unde  besäte,  bekümmern  vmme  de  scult,  Kummer 
und  Arrest*)  schützen.  Hier  wie  in  andern  oben  angeführten 
Zeugnissen  handelt  es  sich  zu  einem  großen  Teile  um  Festhalten 
von  Person  und  Gut  lediglich  dessen,  gegen  den  der  Gläubiger  eine 
Klage  um  Schuld  anstrengen  könnte  oder 5 >  schon  angestrengt  hat. 
Aber  auch  ein  Aufhalten  wegen  begangener  Straftaten  sollte  ver- 
hindert werden.  Darauf  weisen  nicht  nur  allgemeine  Sätze  hin  wie 
das  Verbot  eines  besetfen  om  wat  saiken  dattet  «•),  sondern  auch 
ausdrückliche  Bestimmungen 5).  Widerrechtliche  Handlungen  gegen 
den  Geleiteten  fanden  dagegen  schon  als  Verletzung  des  Stadt- 
friedens gerichtliche  Sühne.  Nur  da,  wo  eine  solche  Verletzung 
an  sich*  geringer  geahndet  wurde,  wenn  sie  gegen  Gäste  verübt 
worden  war,  verschaffte  das  Geleit  dem  in  die  Stadt  eintretenden 
Gaste  bisweilen  die  Rechtsstellung  eines  Bürgers6). 

7-  Die  Nötigung  solches  Geleit  zu  erbitten  konnte  mannig- 
fache Gründe  haben,  z.  B.  den  Wunsch,  in  der  betreffenden  Stadt 
Handelsgeschäfte  abzuschließen  oder  diplomatischen  Verhandlungen 
obzuliegen.    Die  Regel  freilich  pflegte  zu  sein,   daß  man  einen 

Bremen  Urk.  des  attvemtus  und  der  tonsuUs  an  den  Rat  von  Braunsen weig 
(1256!),  abgedruckt  nach  Rehtmcier  Braunschw.  Lfineb.  Chronik  S.  493  bei 
Donandt:  Versuch  u.  8.  w.  I  S.  172. 

')  Lübeck  Stadtr.  (1294)  LVII,  Hach  S.  273. 

')  Oöttingcn  Stat.  (1354),  Pufendorf  III  App.  S.  199;  Hildesheim 
an  Lübeck  (1369),  Doebnor  U.B.  II  S.  171;  Uelzen  Rcchtsbr.  (1371)  8, 
Gengier  St.  R.  S.496;  Köln  an  Andernach  (1367),  Ennen  IV  S.  532.  Vgl. 
Bremen  (1338)  Ord.  103,  Oelrichs  8.206. 

3)  Salfcld  Stadtb.  (nach  1300)  LVII,  Walch  I  S.  28. 

*)  Kleve  Stadtr  (nach  1424)  109  §  1,  ZRG.  10  S.  239. 

*)  Bamberg  Stadtr.  (1306)  91  mit  100,  Zöpfl  S.  28  bzw.  30;  Wart- 
berg Vertr.  der  Städte  (1333),  Wigand  IV,  3  S.  294;  Köln  Eidbuch  (1341) 
XX.  2  und  4,  Stein  1  S.  47;  Hildesheim  Ratsurkunde  (1396)4  Üoebncr  U. 
B.  II  8.  497;  Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  109  §4,  ZRG.  10  S.  240. 

«)  Goslar  8tadtr.  (um  1300),  Göschen  49,  17  und  49,  23. 
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Bürger  jener  Stadt  beklagen  oder  dort  Recht  nehmen  wollte  und 
einen  Angriff  der  Mitbürger  des  Gegners  befQrchtete ').  Für  diesen 
letzterwähnten  Zweck  scheint  bisweilen  eine  Pflicht  der  ersuchten 
Behörde  zur  Geleitserteilung  bestanden  zu  haben 5).  Im  allgemeinen 
freilich  entschied  sie  da,  wo  sie  nicht  durch  Verträge 3)  oder  durch 
die  vorher  einzuholende  Erlaubnis  des  Gläubigers  gebunden  war, 
nach  freiem  Ermessen. 

6".  Der  Gast  erbittet  das  Geleit  entweder  persönlich4)  oder 
durch  Vermittlung  des  Rates  oder  des  Landesherrn  seiner  Vater- 
stadt5). Er  teilt  der  ersuchten  zuständigen  Behörde  gleichzeitig 
zweckmäßig  die  Namen  derer  mit,  von  denen  er  sich  eines  Bösen 
zu  versehen  meint.  Tut  er  dies  nicht  und  sind  der  betreffenden 
Behörde  nicht  schon  die  Namen  solcher  Personen  bekannt*),  so 

:  

»)  Köln  Schied  (1258)  Klagepunkt  3  der  cives  nebst  Entscheidung. 
Keutgen  Urk.  S.  164.  170:  Nordhausen  Rechtsbr.  (1290)  6,  Genglcr  St.  R. 
S.  317:  adiecimut,  ut  si  quisquam  abstaute  causa  aliqua  crvitatem  intrare  nonauderet, 
tonsult:  et  judkes  de  (onduüu  securo  si(>i  possint  et  dtbeant  providtre,  dornet  Uli  evenktt 
iustiria  exptdite;  Münchcu  Rechtsbrief  (1294)  7,  Gengier  St.  R.  S.  294;  Gör- 
ützcr  Landrccht  (nach  1300)  X LI V  §7,  Hoinoyor  Görl.  LR.  S.  210: 
Minslebe»  an  Goslar  (1311  -1321),  Gosl.  U.B.  III  S.  314:  Wartberg 
Stat.  (1312),  Wigand  IV,  3  S.  293:  Dänemark  an  Lübeck  (1320-  1325). 
Lüb.  IT.  B.  II,  1  nr.  465;  Wartberg  Vertr.  der  Städte  (1333),  Wigand  IV,  3 
S.  294;  Vertrag  zwischen  Goslar,  Braunschweig,  Halberstadt  u.  s.  w. 
(1335),  Halb.  U.  B.  I  nr.  443;  Bremen  (1338)  Ord.  103,  Oelrichs  S.  206: 
Vertr.  zw.  Bremen  und  Hoya  (1359),  Ehmck  III  S.  115;  Buchwald  an 
Lübeck  (um  1365),  Lüb.  U.B.III  nr.  749:  Koblenz  Stadtr.  (1388)  32, 
Bar  S.  53.  S.  Köln  Stat.  (1437),  Ennen  V  S.  484,  wozu  zu  vgl.  Stein  I 
S.  631  ff. 

»)  Köln  (1258\  vorige  Anm.  und  oben  S.  138  bei  Anm.  3:  Nordhausen 
(1290),  vorige  Anm. 

*)  Goslar,  Braunschweig,  Halberstadt  usw.  (1335)  und  Bremen- 
Hoya,  beides  oben  Anmerkung  1 ,  sowie  Verbindung  zwischen  Lübeck, 
Hamburg,  Wismar,  Rostock  usw.  U358),  Lnb.  ü.  B.  III  nr.  310:  ri 
aliquis  propter  sua  debita,  que  < antra xit  in  una  civitatum  predktaruNi,  ab  illa  seerttt 
recesserit,  debitis  non  solutis,  lalis  in  nullt  rivitatum  predittarnm  seeuritate  aliqttc  auf 
iondudu  gaudere  debebit  pro  eisdem. 

«)  Minslcbcn  an  Goslar  (1311-1321),  Gosl.  U.  B.  III  S.  314. 
Buchwald  an  Lübeck  (1365),  Lüb.  U.  B.  III  nr.  749. 

'■>)  Hildcsheim  an  Lübeck  (1369),  Doebner  U.B.II  S.  171:  Däne- 
mark an  Lübeck  (1320—1325),  Lüb.  U.  B.  II,  1  nr.  465. 

6)  Sei  es  durch  deren  eigene  Mitteilung  (Wartberg  Vertr.  —  1333  — , 
Wigand  IV,  3  S.  291),  sei  es  durch  einen  von  ibuen  schou  in  der  Stadt  gegen 
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wird  sie  den  Antragsteller  um  Benennung  derselben  ersuchen  !>. 
Denn  nieht  allein  ist  deren  Einwilligung  u.  I'.  erforderlich*):  aueli 
da,  wo  diese  nieht  notig.  soll  wenigstens  eine  Henaehrichtigung 
der  Gegner  des  Antragstellers  stattfinden  ').  Die  ersuehte  Behörde 
hat  außerdem  zu  prüfen,  oh  der  Antragsteller  ein  friedloser  Mann 
ist  oder  sieh  schwere  Verbrechen  gegen  die  Stadt  und  ihre  Burger 
hat  zu  Schulden  kommen  lassen:  im  allgemeinen  soll  er  dann  kein 
Geleit  erhalten4),  und  irrtümlich  trotzdem  erteiltes  Geleit  wird  als 
nichtig  angesehen5),  es  sei  denn.  daU  er  sich  gerade  wegen  der 
ihm  vorgeworfenen  Taten  im  Stadtgericht  verantworten  will*). 

s.  Wird  das  Geleit  erteilt,  so  bezieht  es  sich  auf  die  ganze 
Zeit,  die  der  Gast  unter  Berücksichtigung  seiner  Zwecke  zum 
Kommen,  zum  Verweilen  und  zum  Fortgehen  nötig  hat  7j.  räumlich 
auf  den  gesamten  Stadtgerichtsbezirk  *).    Tritt  der  Gast  in  diesen 

den  <!ast  angestrengten  Proz.U  Salfcld  Stadtb.  l.VII  —  nach  l-*WK»  --. 
Walch  I  S.  28). 

')  Bamberg  Stadtr.    1  -V  M>  IM,  Zöpll  S.  28. 
»;  Ob.  n  S.  140. 

3   Lübeck  Sta.ltr.    12!M,  IAH.  Mach  S.  273:  Bamberg  Stadtr.  I30o 
!M,  Zop«  S.  28:  Köln  Kidbuch    1341,  XX.!).  Stein  I  S.  4K. 

Koblenz  Stadt r.  :1388   ".2.    Bär  S.  53:    Kleie  Stadtr.  (l417)  10!i 
>>  4,  '/MC.  10  S.  240. 

•*•;  S.  die  Belege  in  der  vorigen  Anm.  In  Koblenz  ist  das  Geleit 
völlig  nichtig,  in  Kleve  insofern,  als  der  <ia>t  zwar  on^hfliooit  hlhwn,  aber 
sich  sofort  entfernen  soll. 

ö  War  Iber  g  Vertr.  f!333i.  Wigand  IV.  3  S.  294:  Boslar,  Brau  n- 
schweig.  Malberstadt  u.  s.  w.  Bündnis  133.'):.  Kalberst.  I  .  B.  1  nr.  443: 
Koblenz  Stadtr.  ;  188*)  32.  Bär  S.  53. 

7}  Minslehen  an  Boslar  1311  -1321).  Uosl.  V.  It.  III  S.  314  : 
Dänemark  an  Lübeck  1320  1325  .  I.üb.  I  .  B.  II.  1  iir.4»;5:  Bremeii- 
Hova  (135!);.  Khmck  III  S.  115.  In  München  <tadtr.  I2!»l)  7.  «Jengl.r 
St.  U.  S.  2<M.  und  in  Bamberg  Stadtr.  130«;  ;M.  Zöpll  S.  28,  wird  gleich- 
zeitig bestimmt,  da  Ii.  wenn  der  <iast  seinen  Aufenthalt  in  der  Stadt  nicht 
dazu  benutzt,  sich  mit  seinen  tiegnenj  das.  lh>t  zu  berichten,  .  r  nicht  mehr 
als  dreimal  hinter  einander  <ieleit  erhalten  soll. 

"  tiörlitzer  l.andreeht  'nach  1300)  \].[\  §7.  ..beti  S.  138  hinter 
Anm.  I:  Brünn  Schöffenbuch  um  135(1;  «;oo.  IMUler  II  S.  275:  süut 
oi  int  fax  per  iintitem  civitatis  indnta  extra  untas  iitiiiiii  nulluni 
/i^'at,  sh  nee  />n>scri/>fi<>  ultra  limite*  imiiai  s,-  <  xtin,tit.  Nicht  nur  innerhalb 
der  Stadtmauern,  sondern  auch  außerhalb  derselben  bindet  also  das  Meleit : 
Bamberg  Stadtr.  (130H  !M.  Zöpll  S.  28.  und  Mild  es  Ii  e  im  «Jeleitsversprechcn 
Uuüurfr.  ttolitaMlautc  d*r  «.äst«-  10 


Digitized  by  Google 


Bezirk  ein  und  wird  trotz  des  erteilton  Geleits  angegriffen,  so  ist 
zu  unterscheiden,  oh  der  (Jegner  von  dem  (Jeleit  wuUte  oder  nicht. 
Im  ersten  Falle  hrieht  er  es1),  im  zweiten  Falle  nicht5).  Unter 
allen  Umständen  hat  die  Stadt  die  Verpflichtung,  das  gültig  er- 
teilte (Jeleit,  welches  der  (Jast  seihst  nicht  durch  Friedhrüche 
-aufhellt  1 ,  zu  halten  und  Zuwiderhandlungen  Dritter  zu  unter- 
drucken ').  Widrigenfalls  wird  es  so  angesehen,  als  hahe  sie  seihst 
das  (jeleit  gebrochen,  womit  ihr  die  volle  Schadensersatzpflicht 
zufällt5). 

des  Kats  (1.350-  13*0).  Doebiier  V.  H.  11  S.  275.  Zur  grölleren  Sicherheit 
des  geleiteten  «Jasts  wcrdciHierichtsverhandlungeu  noch  besonders  an  befrie- 
dete Orte  (Immunitäten;  innerhalb  tler  Stadt  verlebt:  Ha  mberg  Stadtr. 
(lim)  100.  Zöpfl  S.  30,  und  H  reinen  (1338;  nrd.  10*}.  Oelrichs  S.  206. 

»)  Lübeck  Stadtr.  (125)4)  LVII,  Mach  S.  273:  Hainberg  Stadtr. 
(1306)  91  mit  5)2.  !»7.  5)8.  Zöpfl  S.  2*— 30. 

si  Hamberg  Stadtr.  (ISO«)  !>2.  5)3,  Zöpll  S.  2*.  25>:  Dortmund-Wesel 
l'rt.  Samml.  (nach  1 100  zusammengestellt)  35»,  Frensdorff  S.  25)3.  Voraus- 
setzung ist  aber,  daü  an  sieh  reehtmäÜig  vorgegangen  worden  ist  :  wer  ohne 
Zuhilfenahme  gerichtlicher  Personen  den  «Jast  arrestiert.  muß  sieh  zwar  nicht 
wegen  «Jeleitbruchs.  aber  mit  K'üeksieht  auf  den  Stadt  frieden  doch  w  egen 
f'rnxl  und  suuutnit  oß  sthaJtu  verantworten  Hamberg  und  Dortmund  a.a.O.: 
vgl.  oben  S.  143).  In  Hanibers  5)4  ist  die  Sondervorschrift  getroffen,  daü 
jeder  «Jast,  der  den  andern  < last  wegen  eines  auUerhitlb  Hambergs  begangenen 
Vngcrichts  festhalten  will,  sich  zuvor  erkundigen  muB.  ob  der  letztere  geleitet 
ist  oder  nicht,  widrigenfalls  der  Angreifer  das  «Jeleit  hrieht.  auch  wenn  er 
von  dem  «Jeleit  weil». 

3)  Boslar  Stadtr.  (um  1300;.  «löschen  35.  30:  Hamberg  Stadtr 
LUX;)  95.  96,  Zöptl  S.  25).  30.  Namentlich  auch  Köln  Stat.  1437).  Eimen 
V  S.  484  (wozu  zu  vgl.  Stein  I  S.  63t  ff.:,  wonach  auswärtige  Leute  unverzüg- 
lich vunoonie  hui plcidc  einbüßen,  wenn  nie  vitr  eymh.n  wertnllkhen  gerithtc» 
hynnen  unser  stat  nnh  'csJt  ;,;n»  hui  tiit  rhhttrc,  sJi.jfoi,  umptltuien  off  partkytn 
init  uu^thurlicheii  woiiirn  mistnindcld,  n 

*,  «Jött  ingen  Stat.  (1354),  Pufendorf  III  App.  S.  195):  Köln  an 
Andernach  Cli»<17 >,  Knnen  IV  S.  532:  Hildesheim  an  Lübeck  (136!)  ,  Doebner 
C  IL  II  S.  171. 

■'•)  Magdeburg  Alphab.  Samml.  Magd.  Scdittffciisprüche.  Wassersch- 
ieben S.  !»l.  Durch  Vertrag  kann  solche  Pflicht  natürlich  abgelehnt  werden: 
Köln  an  Andernach,  in  der  vorigin  Anmerkung. 


Digitized  by  Google 


147 


Sechstes  Kapitel. 

Die  Gastgerichte. 

I.  Begriff  und  Name. 

Hei  Rechtsstreitigkeiten,  in  die  (iäste')  verwickelt  sind,  soll 
unter  l'mstanden  ein  abgekürztes  Verfahren  IMatz  greifen  dürfen. 
Insofern  mit  derartigen  Vorschriften  eine  Förderung  der  Gäste  be- 
zweckt wird«  heiLU  die  im  einzelnen  Falle  auf  Antrag  des  Gastes 
anzuberaumende  gerichtliche  Verhandlung  ein  „(iastgericht". 
Dieser  Ausdruck,  der  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  den  (Quellen 
auftaucht2),  hat  hier  stets  die  auf  den  Vorteil  der  (.iiste  he- 
chrankte Bedeutung  Kr  sagt  im  Wesentlichen  dasselbe  wies 
das  derselben  Zeit  entstammende  Wort  gastm-hf,  gastexifrht*), 
welches  zwar  in  einem  allgemeineren  Sinne  überhaupt  von  dem 

')  Auch  da,  wo  lediglich  Mitbürger  als  Parteien  fungieren,  kann  unter 
1'nistandcn  besondere  Hcsehlcuiiigung  eintreten.    8.  darüber  unten. 

■»)  Kohlen/.  Stadtr.  (i:W3)  21,  Kar  .r»2.  tä.  auch  S.  43:  Hciligcn- 
stadt  Ordn.  des  Schuith.  tJerichts  vor  I4UO?)  1»;.  Wolf  I  rk.S.  41:  Kochold 
Stat.  (15.  Jahrb.)  .V>,  Wigand  III.  1  S.  23. 

T)  Zweifelhaft  sind  nur  zwei  Sl eilen,  die  vom  ^astreeht  handeln,  dem 
mit  qastgericht  im  Wesentlichen  ideiitisehen  Kegriffe  (vgl.  unten  bei  An- 
merkung 4;:  iMagdeb.  Fragen  II.  5,  Hehrend  S.  17'2.  ist  mit  der  ('berschrift 
vorsehen:  //••  -.oolte  -.vir  .wjv«  von  festen  unde  von  ^ast  recht,  schildert  aber  in 
d.  1  auch  ein  auf  Antrag  von  Kürgern  gegen  »Jaste  eintretendes  schleuniges 
Verfahren,  hoch  bezieht  sich  die  erst  vom  Kompilntor  gegebene  ('berschrift 
nur  auf  den  Hauptinhalt  der  drei  Hist  Miktionen  und  nicht  auf  alle  in  ihnen 
gebrachten  Kin/elheiten :  es  erhellt  dies  dentlieh  daraus,  daü  in  d.  1  auch 
noch  von  einem  lediglich  /.wischen  Mitbürgern  aus/.ufechtenden  schleunigen 
Prozeß  die  Kede  ist.  Kerner  kommt  Magdeburg  Alphah.  Samml.  von 
SchöfTenspr.  Kap.  72.  Was«  rsehlcben  S.  25.  in  Het rächt,  woselbst  bei  Klage 
von  Kurger  gegen  <Jast  ersterer  vom  Kiehtcr  hcschicdcn  wird,  recht  to  vorderem!.- 
des  negesten  da*es  to  enem  «astrethte,  Hoch  ist  aus  dieser  Stelle  nicht  er- 
sichtlich, ob  der  Antrag  auf  schleuniges  tJericht  vom  Kläger  oder  von  dem 
beklagten  (iaste  ausgegangen  i.>t :  letzteres  wäre  schon  deshalb  möglich, 
weil  nach  dem  Inhalt  des  Kap.  72  der  Keklagte  bei  der  Anberaumung  des 
neuen  Termins  offenbar  persönlich  zugegen  ist. 

4)  Auch:  mos  hospitum  und  ins  hospilum  in  Kr  nun  Schöjfenb.  (um  1350 
5  bzw.  18,   Höliler  II  S.  6  bzw.  11:   recht  der  l'rtemdcn   in   Hu  essen  grall. 
l'riv.    1348.,  Teschcnmacher  l'rk.  XXIII  S.  15. 

10' 
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Ansprüche  der  «laste  auf  schnelles  (JericJit1).  in  einem  enteren 
dagegen  von  dem  im  einzelnen  Fall  berufenen  und  schleunig  im 
Interesse  der  « taste  verhandelnden  Bericht  zu  verstehen  ist'-). 

Schnelles  Verfahren  kann  aher  hei  den  oben  genannten 
Kechtsstreitigkeiten  auch  eintreten,  «dme  daU  der  in  das  Verfahren 
verwickelte  tiast  von  dessen  Kurze  Nutzen  zieht,  gleichgültig  «.h 
er  Klager  oder  Beklagter  ist.  Mit  Rücksicht  hierauf  könnte  man 
von  «ia-tgerichten  in  weiterem  Sinne  reden,  wofern  man  die  Frage, 
wem  das  schnelle  Verfahren  dienlich  ist,  aus  der  Betrachtung 
ausscheidet.  Die  Quellen-  seihst  bedienen  sich  gewisser  allgemeiner 
Ausdrücke,  die  von  bestimmten  äuLleren  Eigentümlichkeiten  des 
Verfahrens  ihren  Frsprung  herleiten,  so  fm-ding*)  von  der  Be- 
setzung, imlivhim  i'.rtmoiiliuurium*)  und  notdingh)  von  Besetzung 
und  Termin,  da)  horte  unwtuegede  whtf')  von  Termin  und  Dauer, 
gassengerhht  oder  afoendrs  grrirht1)  von  dem  Orte  des  Gerichts. 
Mit  Hecbt  weist  Osen  b  rüg  gen")  die  Ableitung  von  ya*x?nyi>rieht 
aus  dein  mißverstandenen  Worte  gnatgericht  zurück;  nur  trifft 
seine  eigene  Erklärung 'O,  «iassengeriebte  seien   die  unter  freiem 

Magdeburg  Weist,  f.  Kulm  '1338  7.  baband  B<Ju.  S.  141:  Magdeb. 
Bresl.  svst.  Seh.  K.  1.  2C,  I.ahand  S.  1 1 :  Magileb.  Fragen  II.  2  d.  17  Uiul 
II.  5d.  3.  Mehrend  S.  ICC  bzw.  17:5:  Magdeb.  Alphab.  Samml.  von  Sehöflen- 
sprüchen  Kap.  144.  Wassersehleben  S.  4!».  Kerner  die  ..ben  S.  147  Anin.  4 
angerührten  Stellen  und  Prag  St. it.  Recht  1.514  1418),  117.  Uölilcr  1  S.  7t : 
Freisinn  Stadtr.  Buch  ;i:W8;  C!>,  Maurer  S.  319:  Hain  Recht sbrief  (1332;  5, 
gedruckt  bei  Osenbrfiggetl  S.  49.  Dell  (iegensat/.  bildet  stni  r,eht.  burger 
r,t//f:  Freising  (s.  diese  Anm.   und  Magdeb.  Fr.  II.  5  d.  3.  Hehrend  S.  173. 

*}  Freising  Stadtr.  Buch  l32H)C9l beischrift.  Maurer S. 301»:  Magdeb. 
Breul,  syst.  Seh.  U.  III.  2  d.  13s.  Laband  S.  124:  Magdeb.  Alphab.  Samml. 
von  Schöflenspr.  Kap.  22,  Wasserschlebeii  S.  10.  hesgl.  Schleswig  Neueres 
Stadtr.  Ml,  Thurseu  S.  48.  I  her  den  Spniehgebraueh  von  Hecht  undticricht 
s.  auch  Stölzel.  Brandenb.  Freut'.  bVchtsverf.  und  H«*chtsverwalt.  (Berlin 
ISS8  I  S.  25  und  2C. 

3)  Blume  des  Sachsenspiegels  (um  14<K»  I.  Ii  nr.  21,  ULdK.vS.3C3. 

')  In  Brünn.  Uöüler  II  S.  LXVII. 

5;  Magdeb.  SchöfTenr.  der  I »resd.  Ildschr.  Kap.  15C.  157.  Bohrend  S.  234. 

6)  Bochold  Stat.  (15.  Jahrb.  57,  Wigand  III.  1  S.  24:  K  a  I k  a  r  Stadtr. 
(vor  1417  157.  YM*l.  10  S.  215:  Kleve  Stadtr.  (mich  1424  %  $5 
7M(i.  10  S.  234. 

')  Koblenz  alt.  (Jeriehtsb.  'I3CC-  1424J  19.  Bar  S.  93.  94. 

"i  S.  58. 

••')  S.  59  und  CO. 


Digitized  by  Google 


_ 14  *L 

Himmel  abgehaltenen  ( ierirhte  und  insofern  der  Gegensatz  solcher 
Berichte,  die  iu  Dinghäusern  abgehalten  würden,  nicht  das  Ent- 
scheidende. Wie  schon  aus  der  engen  Zusammenstellung  mit  dem 
Ausdruck  ttm'ndes  yericht ')  hervorgeht,  verstand  man  unter  Gassen- 
gerichten die  Gerichte,  die  nicht  an  der  ordentlichen  Dingstätte 
stattzufinden  brauchten,  welche  des  Kichters  und  der  l'rteiltinder 
feste  Sitzplätze  aufwies a)  und  so  gut  wie  in  einem  Hause  auch  im 
Freien  liegen  konnte,  «lassen-  oder  Gastgericht  wurde  nämlich 
häutig  da  gehalten,  wo  der  Klager  den  Beklagten  gerade  traf,  wo 
er  z.  H.  den  Wagen  oder  das  Pferd  des  letzteren  anhielt 3),  in  der 
Kegel  also  auf  der  Straüe,  auf  der  Gasse4).  Hier  tat  der  Beklagte 
dem  Kläger  o/»  dem  Vote.  *y»  dnn  tfae/ide  ci»'t*),  Recht. 

II.  Entstehung. 

Wie  und  wann  die  Gastgerichte  aufgekommen  sind,  läßt  sich 
nicht  zweifelsfrei  entscheiden.  Abwegig  ist  die  von  Grimm''') 
geäußerte  Ansicht,  die  Gastgerichte  (im  engeren  Sinn)  bedeuteten 
den  Anfang  einer  prozessualen  Gleichstellung  der  bisher  recht- 
losen Fremden:  sie  sind  in  Wirklichkeit  eine  Besserstellung 
gegenüber  den  einheimischen  Gerichts  genossen.  Umgekehrt  ist 
auch  Goldschmidts  Meinung7)  nicht  haltbar,  wonach  bereits  die 
Privilegien  Ludwigs  des  Frommen  und  Karls  des  Kahjen*)  die 
Grundzüge  des  gastgerichtlichen  Verfahrens  enthalten:  denn  es 
handelt  sich  hier  lediglich  um  die  Erteilung  der  Immunität  an 

';  Synonym  mit  Gastgericht  gebraucht  in  K  obl  en  z,  oben  S.  148  Anin.  7. 
*)  Planck  1  8.  127.  128. 

')  Horde  Kechtsbr.  (1340)  21.  Gengier  St.  K.  S.  198. 

*)  Vgl.  Goslar  Stat.  '  12!K>).  Gosl.  V.  R  II  S.  418:  item  nutti  t>«r^nwf 
th'itatis  /Vr  satltlutos  i.vtra  forum  (d.  b.  an  einen  1*1  atz  ailüerhalb  des  Marktes, 
der  ordentlichen  Geriehtsstätte)   sunt  a/twtfi,  sed  hospihs  rl  aliaii  posmnl  cHari. 

:')  Hörde,  s.  oben  Anm.  3.  und  l{  wessen  Priv.  (1348;.  Tescheninacher 
l  rk.  XXIII  S.  lö. 

fi;  Deutsche  Kechtsaltertümer  Leipzig.  4.  Aufl.  18!e.)  II  S.  Ki7.  Ibis 
Gegenteil  erhellt  besonders  klar  ans  dein  Prix,  für  Magdeburg  1188;  7.  M, 
Hillen  S.  l.*>2  Anm.  2.  wo  ausdrücklich  erwähnt  wird.  daÜ  vor  Kinfüliruiig  der 
Gastgerichte  die  Gaste  das  ordentliche  Gericht  von  lturggraf  oder  Schultheis 
um  Erledigung,  der  Klage  angehen  iimUtcn  und  durften. 

7)  Handbuch  des  Handelsrechts.  Hand  1.  Aufl.  3.  Stuttgart  1SJM .  S.  \  >{). 

")  MG.l.L  II,  Kapitularia  1  S.  2«|  11.   81.'»,  b,/.\v.  2  S.  2.VS  ff.   810  . 
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Spanier,  die  diese  an  bestimmten  Orten  des  fränkischen  Reiches, 
an  denen  sie  seßhaft  sind,  genießen  sollen. 

Näher  kommt  Seh r "der1)  der  Wahrheit,  wenn  er  sagt:  „Die 
Natur  des  Markt  Verkehrs  brachte  es  mit  sich,  dali  die  Märkte 
mit  einem  gebotenen«  iericht  ("der  (tastgericht)  versehen  wurden**. 
Die  Notwendigkeit  eines  solchen  (Wichts  folgt,  schon  aus  der 
Natur  des  Marktfriedens.  welcher  den  auswärtigen  Marktteilnehmern 
die  Abreise  vor  Schluß  der  Marktzeit  nahelegte,  um  sich  die  Vor- 
teile jenes  Friedens  tunlichst  auch  für  die  Reise  selbst  zu  sichern8'. 
Schon  wird   zu  (lunsten  der  auf  den   Aachener  Markt 

strömenden  inercotons  erklärt: 

«i  »undinis  uliijtiiil  jicrju-ram  j avium  f'uerit,  in  numliuix 
Hfrumhim  iuslitiuin  cntrmlctur1). 

Diese  schleunige  (icrichtsharkeit  wahrend  der  Marktzeit  wird  auch 
in  anderen  Quellen,  sowohl  bei  Klanen  um  Schuld  4).  wie  auch  bei 
Klagen  um  Ungeliebt  und  Frevel r'),  erwähnt.  Das  Marktweistum 
für  Zülpich6)  geht  sogar  soweit,  Frevel,  die  während  des  drei- 
tägigen Remigiusjahrmarkts  begangen  und  uirht  an  dessem  letzten 
Tage  eingeklagt  sind,  überhaupt  für  unklagbar  zu  erklären.  Zu- 
weilen schreitet  die  lieriehtsbarkeit  während  des  Marktes  noch 
rascher  vorwärts  als  die  ebenfalls  beschleunigte  Rechtsprechung 
außerhalb  der  Marktzeit7):  jedenfalls  bewirkt  sie  eine  gesteigerte 
Tätigkeit  des  Berichts,  welche  das  Verbot  einer  Erledigung  reiner 
Rürgerstreitigkeiten    während   der   Marktzeit    nötig  macht  V  — 


')  s.  192. 

•>  Oben  S.  121  ff..  namentlich  S.  132. 

3  Priv.  Kriedr.  I.  §2.  Koutgen  l'rk.  S.  3*. 

*)  Oben  S.  12!'  — 1.11. 

*)  Höxter  Stat.  (122-1  -   12.*» 7)  4.   < icngler  St.  U.  S.  202;  Hclinars 
bansen  I'riv.  (1254),  Wigand  IV.  1  S.  23. 
«}  (Jrimm  VI  S.  «80.  (ISl.  §  1  und  2. 

' :  Kr»  In  Ordnung  der  vierzehntRgigeii  vgl.  VI.  lj  Messe  (naeb  I3ti0 
Mar«  17  I.  1  und  12.  II.  1.  III.  5,  Stein  II  S.  28.  29.  30.  31.  wo  ein  Hecht 
tun  mncitzohlit,  mit  der  tonnen  u.  s.  w.  vorgeschrieben  wird.  Pagcgen  sollen 
gewisse  kleine  Frevel  auf  dem  ltollmarktc  der  übrigens  auch  außerhalb  der 
Messe  stattfand:  bau  S.  208'.  ebenda  III.  11.  sowie  sonstige  «iastsacbeii 
außerhalb  der  Messe  nur  an  drei  Wochentagen  (siehe  Nftheres  darüber  unten) 
gerichtet  werden. 

S.  oben  S.  10  bei  Anni.  1. 
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Wenn  es  in  einein  Privileg  für  Köln ')  heißt,  Zollhinterziehungen, 
deren  man  anderwärts  die  Kölner  Härder  beschuldigte,  sollten 
unverzüglich  zur  Entscheidung  gebracht  werden  «#v  in/ra  nun- 
diwut  *ire  »ufra,  so  erklärt  sieh  dieser  letzte  Zusatz  offenbar 
,  daher,  daü  es  in  Ansehuni;  der  \VM\  und  ir.».*52i  ganz  allgemein 
erteilten  Hefugnis:  iuratnento  jir»/nie  mann«  se  e.rpuryet  (sc.  der 
kölnisehe  Bürger)  <t  »ine  dihitiime  Üben-  nrerfut  streitig  geworden 
war,  ob  sie  sieh  nur  auf  die  Zeit  der  Jahrmärkte  beziehe  oder 
nicht.  Auch  die  Terminologie  weist  auf  die  Verwamdsehaft  der 
inuer-  und  der  außerhalb  der  Marktzeit  geübten  schleunigen  <  ie- 
richtsbarkeit  hin  '«. 

Oleichwohl  sind  beide  nicht  ganz  identisch.  Denn  das 
außerhalb  der  Marktzeit  abgehaltene  < iastgerieht  unterschied  sich 
namentlich  durch  die  erweiterte  Zuständigkeit,  die  nicht  auf  die 
am  Klageort  (und  zwar  während  der  Marktzeit)  getätigten  Verträge 
oder  verübten  Delikte  beschränkt  war:  es  beruhte  auf  allgemeineren 
Erwägungen.  Abgesehen  vom  Anwachsen  des  Verkehrs  ist  nament- 
lich im  Hinblick  auf  die  ( Jastgerichte  i.  e.  S.  die  Entwicklung 
der  <iericht>standsverhältnisse ')  hierher  zu  ziehen,  die  den 
Kläger  teils  berechtigte,  seinen  Schuldner  an  einem  beliebigen 
dritten  Ort  zu  fassen,  teils  ihn  nötigte,  das  Domizil  desselben 
aufzusuchen.  Den  Schuldner  dort,  den  Kläger  hier  solange  zum 
Hleiben  zu  zwingen,  wie  das  ordentliche  Verfahren  verlangte, 
mußte  unbillig  erscheinen.  Hinzu  trat,  dall  namentlich  die 
Kürger  von  der  Befugnis,  die  Person  oder  das  (Jut  eines  (Jast- 
schuldners  festzuhalten,  unpassenden  (Jebraueh  machten,  ohne  daU 
der  Besetzte  stets  in  der  Lage  war.  diese  MaUregel  durch 
hinreichende  Bürgen  oder  Pfänder  abzuwenden.  So  erschien  der 
einheimische  Kläger  in  der  Hegel  genügend   gesichert:  es  ward 

»)  Priv.  Ottos  IV.  (1212).  Lacon.blet  II  S.  22. 

0  l'riv.  Heinrichs  VI.  (1190),  Knnen  I  S.  WH.  und  (1198  .  I.ammbl.  t  I 

s.  :i7<;. 

3)  In  Huess»  i.  prall.  Priv.  (1318;,  Tescheimiacher  l'rk.  XXIII  S.  15, 
wird  das  Hecht  auf  sclilt-uiiiges  Bericht  wahrend  der  Marktzeit  als  das 
rttht  der  Y'veenukn  bezeichnet.  In  Koblenz  Htadtr.  1 3»>.*J  Art.  21.  I5iir 
S.  52.  53,  lii-iUt  das  wahrend  der  Marktzeit  in  besonderer  Form  zu  Uimstcn 
der  fremden  Kaufleute  richtende  lo  richt  das  ^as/^nr/t/c  Näheres  darüber 
s.  unten). 

*)  Vgl.  oben  Kapitel  III.  namentlich  S.  38  -4!». 
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deshalb  vielfach  ein  Hecht  auf  schnelles  Gericht  gegen  Gäste  entweder 
ihm  ausdrücklich  versagt  oder  doch  nicht  entwickelt  und  erwähnt, 
wahrend  umgekehrt  ein  entsprechender  Anspruch  gerade  des  be- 
klagten Gastes  durch  die  Verhältnisse  angeregt  und  bestärkt  werden 
mußte. 

bezeichnend  sind  namentlich  die  Verhaltnisse  in  Magdeburg. 
Die  Stadt  war  seit  dem  10.  Jahrhundert  einer  der  wichtigsten  und 
belebtesten  Handelsplätze  und  Grenzorte  des  Reiches.  Trotzdem 
ward  das  schnelle  Verfahren  in  Gastsaehen  hier  erst  gegen  Ende 
des  1J.  Jahrhunderts1.!  eingeführt,  und  zwar  als  ein  Bestandteil 
der  Hechts  Vorschriften,  welche  Erzbisehof  Wichmann  der  durch 
Brand  schwer  betroffenen  Stadt,  cum  e.t  antit/uu  lonxtifucionc  multi* 
modis  in  tun-  rirt'li  et  alii*  i,irouuiinditutibu.s  constrictu  turnt,  pro 
huiu«Hindi  mitiijuntliH  et  relemudi«  im  Jahre  I  iss  erteilte5*).  AV  per 
htiitiHiiiodi  (Marione  m  alii/ua  dtoupna  utri nnjue  emenjant,  sollen  fort- 
an weder  die  gegen  Kürger  klagenden  Gäste  noch  die  gegen  Gäste 
klagenden  Bürger  die  ordentlichen  Gerichtssitzungen  von  Burggrat 
oder  Schultheiß  abwarten.  Auch  die  klagenden  Bürger  besitzen  hier- 
nach ein  uneingeschränktes  Recht  auf  sofortiges  Gericht,  das  aber 
infolge  der  Entwicklung  des  Arrests  verkümmert  und  in  späteren 
Quellen  teils  nur  als  das  Recht  wegefertiger  Bürger  erwähnt,  teils 
ausdrücklich  verneint  wird.  Berücksichtigt  man  schließlich,  daß  in 
demselben  Privileg1)  auch  den  beklagten  wegefertigen  Bürgern  das 
(in  späterer  Zeit  festgehaltene  \  Recht  gegeben  wird,  eine  rasche 
Verhandlung  zu  fordern,  ne  rotum  pereyrinuudi  (tut  caimam  ncgociandi 
tH-casio  huivxnindi  (Marionix  iinfwliaf,  so  wird  man  aus  den  besonderen 
Magdeburgischen  Verhältnissen  doch   im  Allgemeinen  schließen 

')  Nüclist  lhig.-r.HU  Sta.lt r.  IHM  IN.  Kenten  Irk.  S.  IM,  findet 
sieh  im  Magdcburgisrheii  Berht  immerhin  mit  dir  älteste  und  zweifels- 
frei e  Kinsetzuny  von  Onstgcrichtcu. 

s)  $  7  und  S.  Laband  INJii.  S.  2:  vgl.  auch  Kinl..  Laband  S.  1.  PaU 
dir  in  der  Kinleitung  gegebene,  oben  abgedruckt»'  Motivierung  des  Privilegs 
keine  Phras«'  ist.  sondern  dali  tatsächlich  neues  Hecht  geschallcn  wird,  zeigt 
/..  B.  §  1:  hier  wird  «Ii«-  ;wv  aufgehoben,  deren  Bestehen  in  Magdeburg  noch 
für  das  Jahr  1174  ausdrücklich  bezeugt  wird  '.lüterbogk.  Priv.  Krzb. 
Wichinanns  bei  Schöttg.cn  und  Krcvssig,  Oiplomataria  et  scri]>t»rrs 
historiae  <!crnianicae  medii  aevi.    Altenbnrg  17S3.  Iii  S.  .".!»!'). 

3;  *      Laband  IMJu.  S. 
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dürfen,  daß  die  ( iastgorichte  außerhalb  der  Marktzeit  kaum  vor 
dem  Ii'.  Jahrhundert  und  nicht  in  uumittelharer  Anlehnung  an 
die  Marktberichte  aufgekommen  sind. 

III.  Die  Bevorzugung  der  Gäste. 

Wenn  nicht  selten  die  Frat;e  aufgeworfen  worden  ist,  oh  die 
(iastgerichte  in  der  Tat  Bevorzugungen  der  (taste  darstellten,  und 
wenn  man  diese  Frage  im  Wesentlichen  verneint  hat,  so  liegt  das 
daran,  daß  man  den  oben ')  entwickelten  l'nterschied  zwischen 
(iastgeriehten  im  engeren  und  im  weiteren  Sinne  nicht  beachtete. 
Die  ersteren.  d.  h.  im  Sinne  der  (Quellen  die  eigentlichen  „(»ast- 
^eiichte",  bilden  ffir  die  (»äste  aus  naheliegenden  Erwägungen') 
einen  unleugbaren  Vorteil.  Daß  die  (»runde  solcher  Bevorzugung 
zuletzt  egoistische  sein  mögen,  sei  es  daß  man  den  Verkehr  der 
eigenen  »Stadt  lordern.  sei  es  daß  man  auswärtigen  Bepressalien- 
arrest  gegen  einheimische  Bürger  verhindern  wollte,  kann  natür- 
lich nicht  dahin  führen,  die  Tatsache  der  Bevorzugung  selbst  zu 
leugnen  Keine  Rechtsgemeinsehatt  verleiht  ja  Fremden  mehr 
Hechte  als  dem  eigenen  Nutzen  frommt.  Man  rechnete  deshalb 
auch  gerade  gelegentlich  der  (Jewahr  von  (iastgeriehten  aufdegen- 
seitigkeit.  was  namentlich  in  spaterer  Zeit  zum  Ausdruck  gelangt  *)• 
Wie  sehr  man  die  Uastgcrichte  i.  e.  S.  als  eine  Bevorzugung; 
empfand,  zeigt,  von  anderem  abgesehen''),  in  prägnanter  Weise 
das  Stadtrechts  buch  von  Freising  mit  dem  Satze: 

i)b  ein  ynxgt  cu  mner  stat  kiiinbt  ....  der  90I  »d*  ;/ut-f 

x)  S.  147.  148. 

München  Stadtr.  (1347)  2«0.  Auer  S.  KKI.  motiviert:  <  /-{*<•.  der 
gast)  an  don  nauhstfti  ttig  irintr  tafusiui  nullt  rtrsaumpt  sty.  und  Hagenau 
Stadtr.  (1164}  IS,  K.utgcn  l'rk.  S.  VW:  /r«»/v.r  trauteuutis  i;i/>,;iim,;it,r.  Ähnlich 
betrründet  das  schnelle  Gericht  zu  «Junstcn  des  beklagten  wegefertigen 
Bürgers  Freiberg  Katawillknr  (um  13.VD  12.  1.5.  Krmisch  S.  274:  Der  Kichter 
soll  dein  Bürger  rasch  helfen  und  ihn  dann  lassen  synt-t  minim^t  xoarten. 
5)  Wie  es  Stolze  S.  7Hfl.  versucht. 

*)  Hei|ligenstadt  Ordn.  des  Sehulth.  tierirht«  vor  141M>  ?;  IG.  Wolf 
I  ii.  S.41:  Goch  Stadtr.  (14(X)  14.70/  12.  7MU.  H>  S.221:  Kalkar  Stadtr. 
(vor  1*17)  157.  ZlMi.  10  S.217:  Bochold  Stat.  lä.  Jahrb..  :»7,  Wigand  III. 
I  S.  24. 

s)  Vgl.  oben  S.  14S  ber  Anm.  1:  Hagenau  Stadtr.  IHM  1H.  Keutgen 
l'rk.  S.  I3<>  fuMvult,  sc.  hospes,:    Köhlen/.  Stadtr.    13G3  21.   Mär  S.  .">2.  ;>3 
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recht  habenn  al*  airirr  der  in  der  *tat  ye*cx$nn  int  .  .  .  urt  so 
eil  pe**er  da*  man  im  zur  aller  zrit  rieht  nn  sol,  off  man 
im  nein  not  int '). 

Die  Vorteil»1  .schnellen  (ierichts  wurden  auch  durch  besondere 
Verträge  sichergestellt,  deren  namentlich  Köln  zahlreich»«  abschloß 
und  in  denen  man  einander  iuxtitia  c.rjttdita,  iu*ticiu  imjtrofrartota, 
ein  onrerzoivfit,  onvertaghen,  hendelitujeii  recht  dun,  die  Vermeidung 
jeglicher  dilaei»  zusicherte v).  l'nd  wie  »leu  deutschen  Kaufleutcn 
in  Lothringen  3i  »»der  Flandern 4)  Krledigung  ihrer  Prozesse  binnen 
einer  meist  nach  Tagen  bestimmten  kurzen  Frist  versprochen  wurde, 
ward  den  Angehörigen  auch  jener  Lander  in  Aussicht  gestellt: 

causa  etiam  mercatori*  infra  tertium  dient  cd  gal/rni  injra 

octarum  in  ririfatr  mmtrtt  tieftet  f  er  minor  i:'). 
Derartige  vertragliche  Fristbestimmungen  tinden  sich  in  der  Folge 
auch  anderwärts 

(in  dun  kstett  und  wnfi  dtt  Markts  willen  van  Jrtituhn  knnß'ludin),  —  Zu  berück- 
sichtigen ist  übrig»'iis.  dal«  unter  den  »iastgerichtcii  i.  w.  S.  »Ii»-  « Jastir«  rirlit«" 
i.  e.  S.  den  weitaus  grollten  Bestandteil  ausmachten  und  den  Bürgern  «••gen 
»iliste  vielfach  kein  Anspruch  auf  beschleunigtes  Verfahren  gegeben  war. 

•;  <»9    1328...  Maurer  S.  30iJ  -311. 

»  Mit  Flandern  (11S»7).  Hans.  I  .  Ii.  I  S.  25.  und  ,(1212).  Maus.  I  .  lt.  I 
S.  40:  mit  Boppard  1252),  »«Vngler  Kod.  S.  25»»:  mit  Berg  (1262',.  Im- 
eomblet  II  S.  290:  mit  H  uy  1277  .  Kimen  III  S.  12!»:  mit  Her«  12»»;. 
Kulten  III  S.  157,  und  (1318  ,  Lacomblct  III  S.  135:  mit  Luxemburg, 
Jülich  und  Aachen  1375.  Lao.mblet  III  S.  tiCO:  mit  Jülich  und 
».eidern  (1392,  Lacmblet  III  S.  N49:  mit  Lütt  ich.  Huy.  Diu  und 
Tongern.  St.  Truud  (1394.  Lacomblct  III  S.  8X1.  Ähnlich  /..  lt.  Bündnis 
zwischen  Münster,  Osnabrück,  Soest  und  Dortmund  (1277)8,  Osnabi*. 
I'.  lt.  III  nr.  5!»8:  Vertrag  zw.  Jülich  und  Kleve  (1387  .  Lacomblct  III 
S.  811. 

')  Priv.  des  Herzogs  von  Lothringen  für  die  deutschen  Kaulleute 
1315)  11  und  20.  Hans.  t\  B.  II  S.  107.  108  (<tlenta). 

l\  Privilegien  des  »inif<  n  von  Flandern  für  «lie  Kaulleute  des  nunischen 
Reiches  in  Flandern  '1307)  10,  Hans.  I  .  II.  II  S.  53.  in  Brügge  (1309)  1!» 
»I.  27,  Hans.  I*.  15.  II  S.  71.  68.  69.  und  in  Flandern  (1360)  11,  Hans.  U.  lt. 
IIIS.  246.  be/w.    1360)  1*  und  43.  Hans.  V.  lt.  III  S.  259  u.  2»54. 

•')  Mitteilung  von  Vogt  und  Bat  in  Bremen  au  die  iiratin  v.  Flandern 
1255  ,  Khmek  I  S.  3<>5.    Vgl.  oben  S.  35  bei  Ann».  5  und  »>. 

,;)  Duisburg  mit  Beii:  12*8.  Lacomblct  II  S.  500:  st  »dt.  Landfr. 
zw.  Münster,  Osnabrück.  Soest  und  Dortmund  ;'133S).  Hans.  I  .  B.  II 
S.  277. 
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IV.  Die  Parteien. 

1.  Betrachtet  man  die  <tastgerichte  im  Einzelnen,  so  zeig! 
sich.  Haß  bei  allen  Streitigkeiten,  in  denen  (»ast  gegen  <*ast 
steht,  das  Recht  des  Klägers  oder  des  Beklagten  auf  Bewährung 
eines  Hastgerichts  eiu  uneingeschränktes  ist. 

a)  Was  zunächst  den  klagenden  Teil  anlangt,  so  war  das 
erwähnte  Recht  ftir  ihn  von  grotter  Wichtigkeit.  Penn  e*  ersparte 
ihm  u.  U.  eine  Reise  in  das  Domizil  des  Beklagten,  wo  seiner 
nicht  selten  ein  erschwertes  Beweis  verfahren  wartete.  Teils  wird 
im  Hinblick  aut  den  Kläger  ganz  allgemein  hervorgehoben1):  iudi- 
cium  jieri  di'bt't  ultra  noctem,  ip/od  twerchnach  divitur.  oder:  man  md 
i/rfoffig  l  iclitin,  teils  auf  das  Recht  (und  die  Pflicht)  des  Klägers 
hingewiesen,  in  dem  zu  seinen  Hunsten  berufenen  (iastgericht  so- 
fortigen Beweis  gegen  den  beklagten  i  Jast  zu  erbringen  -).  Wo 
dem  Kläger  ein  (iastgericht  einmal  versagt  wird,  handelt  es  sich 
nie  um  ein  grundsätzliches  Verbot,  sondern  es  wirken  besondere 
Rücksichten  ein.  seien  es  solche  auf  den  Gerichtsstand  '),  seien  es 
solche  auf  den  Klagegegenstand4),  seien  es  schließlich  Rück- 
sichten darauf,  daß  sich  der  Kläger,  bevor5)  er  zur  Klage  schritt, 


»)  Frankfurt  a  M.  Stadtr.  (I2!>7;  17,  Keiitgcn  l'rk.  S.  184J:  kleines 
K  a  iserreeht  fnaeh  1300)  I.  IG.  I'ndemanu  S.  18:  Magdebu  rg- B  res  lauer 
syst.  Seh.  Recht  II.  2  d.  3.'».  Uband  S.  32:  Wien  -  Neustadt  Stadtr. 
(13.  Jahrh.)  45,  Winter  S.  1. "»2:  Hain  Rechtsbr.  1332)5.  abgedruckt  bei 
Osenbrnggcn  S.  49.  Das  gleiche  Hecht  des  klagenden  «iastes  besteht  natürlich 
auch,  wenn  er  den  PmzeU  mit  Aufhalten  des  beklagten  «Jastes  (Koblenz 
-las  alte  Gerichtsb.  19  §  1.  3  —  13GG  bis  1424  -  bei  Bar  S.  93.  94)  heaw.  seines 
Gutes  (Magdeburg  Samml.  von  SchölTenspr.  aus  der  I>resd.  Hdscbr.  Kap.  50 
bei  Wasserschleben  RQn.  S.  188  ff.)  oder  mit  Anefang  begonnen  bat  (Frei- 
berg Stadtr.  IX  §  I.  3  mit  III  §  3  —  12%  bis  1307  —  bei  Krmisch  S. 88.  9t . 50). 

')  Hamburg  Stadtr.  (1270)  VI.  G  mit  Ann»,  und  VII.  5,  sowie  {1292j 
H.  3,  Uppenborg  S.  27.  40.  138:  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R.  I.  2«. 
Laband  S.  11. 

3)  Bronn  Scböffeub.  (um  1350)5.  Rölilcr  II  S.  G.  Vgl.  oben  S.  54 
Anm.  1. 

*)  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R.  III.  2  d.  5,  Laband  S.  71,  und  Magdeb. 
Schöffenspr.  für  Stendal  (1333)  V.  Bohrend  l'rt.  Buch  S.  25.  mit  Magdeb. 
Fragen  II.  5  d.  1,  Bohrend  S.  172.  173. 

»)  VgL  Planck  II  S.  415  Anm. 
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schon  mit  der  Setzung  eines  Pfandes  dureli  den  Beklagten  begnügt 
hat,  ohne  dieses  Pfand  mit  corwortin  und  mit  umlitHc/ifiih-  zu 
nehmen1).  Des  feineren  darf  der  obsiegende  (iast  gegen  den 
unterliegenden  <iast  schleunig  vollstrecken  lassen  bezw.  Trteils- 
erffillung  verlangen,  gleichgültig  ob  ein  gastgerichtliches2)  oder 
aber  ein  gewöhnliches  Verfahren  voraufgegangen  ist  '). 

b)  Umgekehrt  darf  aber  auch  der  beklagte  liast  ausnahms- 
los verlangen,  dali  der  klagende  (rast  sofort  bereit  sei  zu  ver- 
liandeln  und  entweder  den  erforderlichen  Beweis  zu  erbringen  oder 
aber  des  Beklagten  Kntschuldigung  entgegenzunehmen  *):  insbe- 
sondere, wenn  Person  oder  <iut  durch  den  klagenden  Teil  festge- 
halten werden,  tritt  die  Wichtigkeit  dieses  Rechtes  des  beklagten 
Gastes  an  den  Tag1). 

2.  Sehr  viel  häutiger  befassen  sich  die  Quellen  bei  der  Kr- 
»rterung  über  (rastgerichte  mit  dem  Verhältnis  von  Bürgern 
und  (lasten  zu  einander r'). 

» 

ai  Auch  hier  ist,   soweit  der  (iast  als  Beklagter  in  Be- 

')  Magdfb.  Fragen  II.  2  d.  Da,  Bohrend  S.  loO:  anders  Magdeb.  Fragen 
II.  2  d.  14  und  17,  Kehrend  S.  IG4.  I»i6.  wo  es  sich  um  ein  im  (i  eri  r  Ii t 
gegebenes  Pfand  bandelt. 

»;  Magdeb.  Bresl.  syst.  Seb.  R.  II.  2  d.  35,  Uband  S.  32:  Kohlen  i. 
das  alte  «Jcrichtsb.  (I3ÜG-1424   1!»  $  1.  3,  Bär  S.  93.  IIA. 

s;  Hamburg  Stadtr.  (1270)  IX.  14  und  (12!>2)  M.XI.  Uppenberg  S.  55 
und  147:  Bremen  andersher  übern,  ürdale  (1305)  X(MII,  Meirichs  S.  121: 
Magdeb.  Fragen  II.  2  d.  14,  Bebrend  S.  164. 

4}  Freiberg  Stadtr.  {UM- 1307)  HI  §  3.  Klinisch  S.  50:  Kleines 
Kaiserreeht  (nach  1300)  I.  1<!.  Hudeiuaiin  S.  18  (auf  ein  (Jcricht  über  die 
tjuernacht  bat  der  Kläger  ipso  iure  Ansprucb:  ein  (Jcricht  auf  der  Stelle 
dagegen  bangt  vom  Willen  auch  des  Beklagten  ab):  Huessen  Priv.  (1348), 
Tesebenmacher  l  rk.  XXIII  S.  15:  Magdeburg  Bresl.  syst.  Seb.  R.  I.  2C 
I,aband  S.  11.    Vgl.  Wien-Neustudt  Stadtr.  J3.  Jahrh.)  4.j,  Winter  S.  152. 

ä)  Freiberg  Stadtr.  (12%  -  1307,)  III  $3,  Krmiscb  S.  50:  Boslar 
Stadtr.  (um  1300).  (löschen  <><>.  35.  und  Aufs,  über  Scbultb.  Amt  (14.  Jahrb.), 
Göschen  HO.  13  vin  (röschen  titi,  35  ist  aus  Guschen  HO.  13  bezw.  «3.  2S 
ein  /<>  Attt/f,  van  stiunten  an  vor  antunrtit-n  zu  ergänzen:  werden  Bürger  besetzt, 
s.»  haben  sie  nicht  Recht  auf  sofortigen,  sondern  der  Vogt  bestimmt,  wie 
das  in  (ioslar  sein  Recht  ist,  einen  beliebigen  Termin,  vgl.  Planck  I  S.  353 ff.;: 
Prag  Stat.  Recht  (1314-1418)  117.  RöUler  I  8.71:  Lüneburg  Stat.  (v..r 
1400  I,  H.  F..  Krau»  S.  5b. 

",i  l'nerörtert  bleibeu  auch  hier  die  zahlreichen  Ausspruche,  'die  dem 
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tracht  kommt,  sein  Recht  aut  schleunig  Verhandlung  überall  ein 
unbeschranktes,  während  sich,  sobald  er  als  Klüver  auftritt.  An- 
haltspunkte dafür  finden,  daß  insbesondere  in  den  aullersaehsischen 
Gebieten  ilun  Recht  auf  rasches  Gericht  bisweilen  \ersagt  wird l). 
Der  Anspruch  auf  (iastgerieht  wird  dem  beklafften  (rast  teils  ohne 
weitere  Motivierung  zugeschrieben*),  teils  wird  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen,  daß  derartiges  schleuniges  Verfahren  gerechtfertigt 
sei.  weil  der  Gast  häufig  tu r  sein  Erscheinen  im  ordentlichen  Ding 
keine  Sicherheit  (durch  Burgen)  setzen  könne  ').  Namentlich  aber 
tritt  der  erwähnte  Anspruch  als  das  Mittel  auf,  um  einen  vom  klagen- 
den Burger  ausgebrachten  Arrest  sofort  endgültig  zu  beseitigen 4  >. 

b)  Die  entschiedenste  Begünstigung  des  klagenden  Gastes, 
die  darin  liegt,  daß  ihm  auch  gegen  Einheimische  rasches  Gericht 
zugebilligt  wird.  ist.  wie  schon  erwähnt,  keine  ausnahmslose.  Der 

(rast  einon  Anspruch  auf  schnelles  tierirht  zubilligen,  ohne  xn  sagen,  in 
welcher  Parteirolle  er  «ich  befindet. 

')  Ks  sei  denn  gerade  Markt  zeit:  vgl.  Koblenz  Altes  (ierichtsbuch 
(1366— 1424)  19  §  2.  1.  B8r  S.  93.  mit  Stadtr.  (1363)  21,  Bär  S.  52.  53; 

*)  Hagenau  Stadtr.  (1164;  18.  Keutgen  Irk.  S.  136:  Köln  l'riv 
Ottos  IV.  (1212),  Lacomblet  II  S.  22:  Magdeburger  Sehrt  ffenrecht  (nach 
1261)  V  §  3,  Laband  Riju.  S.  115.  116:  Freiberg  Stadtr.  (1296—1307;  III 
$3,  Knnisch  8.  50:  Boslar  Stadtr.  um  1*»),  löschen  63.  28:  Hildes- 
beim  Stadtr.  (nm  1300,52  mit  53.  l>oebner  1.  B.  I  S.  284:  Magdeburg 
Weist,  für  Kulm  (1388)  7,  Laband  Ktjn.  S.  141:  Magdeb.  Bresl.  syst.  Seh: 
B.  IX  2  d.  35,  Laband  S.  32:  Magdeb.  Fragen  I.  16  d.  5.  Behrend  S.  142: 
Magdeb.  alphab  Samml.  von  Schöflenspr.  Kap.  144.  Wassersch  leben  S.  49: 
Landshut  Stadtbuch  (14.  Jahrb.)  VII.  U  oben  S.  62  Anm.  1  und  S.  6»  Anm.  1. 

3j  Dresden  markgrafl.  Satzungen  (1299).  Neugier  K..d.  S.  890:  Maxdeb. 
Fragen  I.  16  d.  5,  Behrend.  S.  142.  Allgemeiner,  weil  von  .Klenden-  han- 
delnd, ist  Brünn  Sehöffensatzung  (14.  Jahrb.}.  Roßler  II  S.  397.  und  Knt- 
sprechendes  meint  Prag  Rechtsbuch  '14.  Jahrb.)  20.  Rolller  1  S.  107.  Vgl. 
auch  R  Ldll.  46  §  2  und  4.  sowie  die  oben  S.  29  und  30  zitierten  Stellen, 
wonach  der  beklagte  <.'ast.  anstatt  Zeugen  zu  bringen,  u.  V.  alsbald  den 
F.lendeid  leisten  darf. 

*)  Münster  Stadtr.  r  1 221  56,  Keutgen  I  rk.  S.  153  (macht  der  <iast 
von  seinem  Recht,  sich  wegen  seines  arrestierten  (Jutes  zur  sofortigen 
Antwort  zu  erbieten,  keinen  alsbaldigen  tiebrauch,  so  um  Ii  er  zum  ordent- 
lichen 14  tagigen  I>ing  kommen):  Lechenich  erzbisch  Priv.  (1279;  1'». 
«iengler  St.  R.  S.  241:  Freiberg  Stadtr.  (1296-1307)  III  §  3.  Knitisch  S.50: 
Riga  uingearb.  Stat.  tum  1300)  11.  9  §  1.  2,  Xapierskv  S.  1*>4:  Boslar 
Stadtr.  (um  1300   und  Schultheilienamtsaufsatz  (14.  Jahrb..  loschen  «6.  35 
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Verfasser  des  kleinen  Kaiserrechts l)  rechtfertigt  die  ablehnende 
Haltung  mit  einer  angeblich  kaiserliehen  Bestimmung  des  Inhalts: 
uinb  d<*  tregfertigrn  marines  willen  hat  der  geae:An  man  xin  recht 
tut  verlorn.  Es  ist  nicht  unmöglich.  daU  eine  ahnliche  Bestimmung 
wirklich  bestanden  liat,  sich  aber,  gleich  dem  Magdeburgischen 
Recht2),  bloü  auf  das  Verhältnis  von  Bürger  zu  Bürger  bezog 
und  dann  von  dem  Verfasser  miUverstaudlich  aufmäste*)  gedeutet 
worden  ist.  Deutlicher  verhalten  sich  Freiberg4"  und  Koblenz 
welche  den  klagenden  <»ast  zweifellos  auf  den  gewöhnlichen  Rechts- 
weg verweisen.  Wahrend  aber  Koblenz  sich  auf  die  Vorschritt 
beschrankt,  der  Fremde  solle  den  Bürger  roruehenwn  alß  hne  daß 
grpuirt,  läUt  Freiberg  selbst  im  vierten,  vom  beklagten  Bürger 
versäumten  Ding  kein  Trteil  ergehen,  sondern  legt  dem  Beklagten 
von  Ding  zu  Ding  steigende  Butten,  vom  dritten  Ding  ab  für 
jedes  versäumte  Ding  je  eine  Butte  von  <>o  Schillingen  auf,  die 
der  Richter  alsbald  beitreiben  muß:  Ihi:  imic  he  (sc.  der  ga*t) 
träfen  ahe  lange  he  iril  uj  Pfenninge  oder  uf  eine  j>fant  unde 
<mch  di  icile  der  rieht  er  di  buze  uf  *in  erbe  xlan  iril.  Wie  in 
Freiberg.  s<»  wird  auch  in  Hannover  für  das  anscheinend6)  bei 
Klage  gegen  Bürger  unbekannte  (iastgericht  i.  e.  S.  indirekt  ein 
Krsatz  geschaffen :  muU  der  klagende  (Jast  lediglich  um  eines 
gegen  den  beklagten  Bürger  anberaumten  Termins  willen  in  der 

benv.  110.  13  (hier/u  vgl.  oben  S.  156  Ann..  :»):  Prag  Mal.  Hecht  (1314-1418) 
117,  JlöUler  1  S.  71:  Koblenz,  altes  (ierichtsb.  (1366-1424)  19  §  3  mit  §  1 
und  §  2.  Bilr  S.  03.  04:   hist.  HI.  4  d.  5».  Ortloff  S.  143:  Lüneburg  Stat. 
vor  1400,  L.  Kraut  S.  .'»8. 

•)  'nach  1300)  1.  17,  Kndeinann  S.  18.  U». 
r)  I  nt»:!)  S.  163,  iiaim'ntlicb  Aimi.  1  a.  K. 

3}  Ans  den  vorbin  angeführten  Worten  mit  ihren»  Gegensatz  von  u-et;- 
fertig  und  Qtsez-hi  folgt,  daß  von  Wüsten  die  Hede  ist. 

*)  .Stadtnebt  (1206—1307)  III  §  1.  Krmisch  S.  48  bis  50:  vgl.  dagegen 
III  !?  3,  Krmisch  S.  50.  bezüglich  der  Hecht*-  des  beklagten  Gastes. 
Immerhin  gewahrt  III  §  1  wenigstens  rasebe  Vollstreckung. 

yj  Koblenz  Altes  Gerichtsbuch  (1366-1424)  10  §2,  Bar  S.  03  und  04 : 
vgl.  dagegen  10  §  2  und  3  wegen  der  Hechte  des  beklagten  Gastos. 

6)  l  nklar  ist  Heiligenstadt  Ordn.  des  Schultheiücngerichts  (vor 
.  1400':')  15,  Wolf  Trk.  S.  40,  wo  es  heißt,  man  solle  dem  Fremden  gegen 
einen  Bürger  helfen  naeh  Jes  atrUhts  teuften  über  die  /rru»j>en,  wahrend  in 
1«;  den  Bürgern  benachbarter  Städte  unter  der  Voraussetzung  der  lUcijir.ici- 
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Stadt  liegen  uud  Zeit  verlieren.  s<>  .soll  der  Bürger  ihm  sin  AW 
ghAden  na  mmfhelihn  dingen  l). 

Die  grundsätzliche  Regel  diesen  Ausnahmen  gegenüber,  wie 
sie  namentlich  im  Magdeburgisehen  Recht  konsequent  seit  lixs 
ausgesprochen  worden  ist,  bleibt  aber  das  Recht  des  klagenden 
(Jastes  darauf,  daÜ  ihm  auch  der  Rurger  im  (iastgericht  antworte. 
Sie  findet  sich  unterschiedslos,  wie  in  den  Magdeburgisehen  *),  so 
auch  in  den  westfälischen  und  niederrheinischen 3 1,  in  den  sonstigen 
niederdeutschen '),  in  den  mittel-  und  in  süddeutschen  Quellen •'•). 
Da  an  sich  die  Möglichkeit,  Person  oder  Uut  des  Rurgers  zu 
arrestieren,  eine  sehr  beschrankte  ist  so  ist  von  einem  Oast- 
vrericht.  das  sich  an  einen  durch  den  (iast  ausgebrachten  Arrest 
anschlösse,    kaum    die    Rede.     Nur  in   einer  Magdeburgisehen 

tSt  ein  yts/prüAt  bewilligt,  dagegen  in  17  nahewohnenden  Landleiiten  ver- 
sag! wird.  Wab i sein  inlirb  ist  16  als  «  in  durch  das  F.rfordernis  der  Ueri- 
proeitSt  begrenzter  l'ntcrfall  von  15  anzusehen. 

1   Hannover  Stadtr.  (um  1350  ?)  II.  43.  Vatcrl.  Arcb.  S.  310. 

»}  Priv.  118«;  7.  Laband  RQu.  S.  2:  SchöftViirecht  (nach  1261)  V  $  3, 
Laband  Ktju.  S.  115:  Weistum  für  Kulm  (133H)  7.  Laband  UQu.  S.  141: 
Magdeb.  Bresl.  .svst.  Sch.  K.  II.  2  d.  35  und  III.  2  d.  13*,  Laband  S.  32  und 
124:  Magdeb.  Fragen  II.  5  d.  1.  Behrend  S.  172:  Brieg  Hecht  sbestftt.  (1324 
35,  Korn  S.  103  'sofortige  Verhandlung,  kurzfristiger  Kid):  Glogau  Hechtsb. 
(1386)  520.  521.  Wassel  schieben  KUu.  S.  63:  Blume  des  Ssp.  I.  U  nr.  21. 
ItLdU  S.  363. 

•,)  Hörde  Itechtsbr.  (1340)  21.  Neugier  St.  U.  S.  1  i»S :  «Joch  Stadtr. 
(nach  14<K))  12.  'ARU.  10  S.  221 .  Kalkar  Stadtr.  (vor  1417)  157.  ZU<J.  II» 
S.  215:  Bochold  Stal.  (15.  Jahrb.)  55  —  57,  Wigand  III.  1  S.  23  und  24. 
("bor  Wesel  und  Kfiln  h.  nuten. 

*  Hamburg  Stadtr.  1270)  VII.  5  und  (1292)  H.  3.  Uppenbelg  S.  4<> 
und  S.  134:  Lübeck  Stadtr.  Cod.  Brokes  II.  329.  Hach  S.  ,W1  :  wester- 
lauwersches  Marktrecht  §  1.  Kichthofen  S.  421. 

»)  Krfurt  Zusätze  zu  den  Stat.  (1313).  Walch  II  S.  23:  Naumburg 
Stadtr.  Satz.  (1337)  17,  ( fungier  St.  Ii.  S.  308:  Brünn  Schöffenb.  (um  1350; 
18  und  430.  UöUler  II  S.  11  und  200:  Kassel  Satzung  (13*4;  10.  (tangier 
Kod.  S.  471:  Heiligeiistadt  Ordnung  des  Schulth.  Itariehts  vor  1400?)  15 
und  16,  vgl.  oben  S.  159  Anm.  1.  Ferner:  Hagenau  Stadtr.  ^  1 1 64)  18. 
Keutgen  l'rk.  S.  136;  Freibnrg  i.  I  .  Handf.  (1249)116.  121,  »iaupp  II 
S.  102.  103:  I  lm  Stadtr.  (1296)  11.  Keutgen  l'rk.  S.  191:  Preising  Stadtr. 
(1328)  69.  Maurer  S.  309  ff.:  IIa  in  Kechtsbr.  (1332)  5.  gedruckt  bei  Osen- 
hrüggen  S.  49:  Landshnt  Stadtb.  [U.  Jahrb.)  VII.  1.  oben  S.  62  und  63. 

üj  Vgl.  oben  S.  90 f.  und  98  f.    S.  Koblenz  alles  ftariehUb.  (1366  bis 
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Quellenstelle ')  ist  angedeutet,  wie  die  vom  t.ast-Kläger  ausgeführt«» 
Besetzung  des  Gutes  (der  beklagte  Hurger  selbst  seheint  nicht 
anwesend  zu  seim  rascher  zum  Ziele  ftllirt  als  die  von  einein 
Mitbürger  ausgebrachte,  welch  letztere  nicht  in  »i/ntn  in&revht** 
verfolgt  werden  darf.  Kin  (ileiches  wie  von  dem  Recht  des 
klagenden  (»astes  auf  rasche  mündliche  Verhandlung  gilt  auch  bei 
der  rrteilserfüllung  und  Vollstreckung.  Auch  sie  ist  grundsätzlich 
eine  schleunige,  mag  sie  sich  nun,  wie  die  Quellen  ausdrücklich 
betonen,  an  eine  rasche  Verhandlung  anschließen  *)  oder  einer 
gewöhnlichen  Verhandlung  folgen3).  Nur  Prag  stellt  eine  positiv«» 
Ausnahme  dar*).     Auch  Hannover  heliiUt  es  für  den  verurteilten 

1424)  19  §  1  und  2,  Bär  S.  !»3.  94.  wo  B.  st  tzun^  der  Bürger  durch  (last.- 
und  anschlicÜeiidcs  gifse/i^erie/u  geradezu  verhüten  wird. 

')  Alphab.  Samml.  von  Magdeb.  S«  höfTenspr.   Kap.  22.   Wasserte  Il- 
leben S.  10. 

a)  Magdeburg   Sehoffenr.   (nach  V  $3.    Laband  R(^u.  S.  II"»: 

Magdeb.  Bresl.  syst.  Seh.  I»'.  II.  2  d.  3.'»,  Laband  S.  .12  (evtl.  wird  der  ver- 
urteilte Bürger  sofort  persönlich  überantwortet;:  Briog  Itechtshost  (1324, 
35,  Korn  S.  103:  Kassel  Satzung  (1384)  10,  (longler  Kod.  S.  471:  (Jlogau 
Ueohtsb.  138(1  .V20.  521.  Wassersohlebon  KQu.  S.  63.  Hierher  sind  auch  zu 
rechnen  Magdeburg  er/.biseh.  I'riv.  (1188,  7.  Laband  Ktju.  S.  2  {ut  eodeu, 
die  mnt  cnusii  moto  futrtt  terininetur  et  iopiatur)  und  Brünn  Schoffenbuch 
(um  1350)  IS.  Uößler  II  S.  11  (hospiti  dehet  iuxltt  .runr/t  ifuerituonkioi  infra  tri- 
du  um  eontinue  sibi  sueeedens  finali*  iustiti»  rxhibtrij;  dort  wie  hier  tritt  an- 
schaulich zu  Tage,  wie  die  Verbindung  von  rascher  Verhandlung  und  Voll- 
streckung für  de-n  klagenden  (last  das  Wesen  des  (.rast Berichts  i.  e.  S. 
ausmacht. 

3)  Münster  Stadtr.  1221,  28.  Kenten  l'rk.  S.  152.  und  dazu  26.  27. 
48:  Dortmund  Lat.  Stat.  1254  —  125C;  34.  KivnsdortT  S.  36,  und  dazu  5: 
Hamburg  Stadtr.  (127<>;  IX.  14  und  1292;  M.  XL  Lappenhorg  S.  55  u.  147: 
Ii  r  a  u  n  s  e  Ii  w  e  i  g  I  »tloniaimin  13.  .lahrh.)  5s.  Hanselmann  1  S.  7;  Celle 
Stadtr.  (1301;  35.  (lengler  Kod.  S.  4SI :  Bremen  andersh.  nbernomni.  Ordale 
( 1  '505 )  XCIIL  Oeliiehs  S.  121:  Magdeb.  Kragen  IL  2  d.  14,  Bohrend  S.  164, 
und  II.  2  d.  17.  Bohrend  S.  166  'sofortige  Bezahlung  oder  umgehende  Ver- 
folgung dos  auf  richterlichen  Befohl  vom  Beklagten  gesetzten  Pfandes): 
Magdeb.  alphah.  Samml.  von  Schöflciispr.  Kap.  147.  Wassorschlcben  S.  5(1: 
(llogau  BechUsb.  138(1  522  und  523,  Wasserschlobcn  lt</u.  S.  63.  und  dazu 
4%.  497:  Schleswig  Neueres  Stadtr.  91,  Thorsen  S.  4*. 

*i  Statutarreeht  1314  —IIIS  79.  UöÜler  I  S.  51 :  Bekennt  der  beklagte 
Bürger  dem  (raste  seine  Schuld,  so  hat  er  14  Tage  Zahlfrist.  —  Ob  Koblenz 
rasche  Vollstreckung  kennt,  ist  nicht  zu  ersehen:  über  Kreiberg  s.  oben 
S.  |.'»S  A um.  4. 


hil 


Bürger  bei  der  üblichen  Zahlungsfrist,  fuhrt  aber  auch  hier  in- 
direkte Beschleunigung  herbei  durch  den  Satz:  leyhe  Je  <jost  »cht 
dar  tut,  nit'ii  scole  oine  nine  ko#t  echt  er\e*jgeuy). 

Bisher  standen  nur  die  <  Jastgerichte  im  enteren 
Sinnt'  zur  Krörterung.  Ks  mag  jetzt  noch  ein  Blick  auf  die 
Kerbte  der  Bürger,  der  Kiuheimischen .  geworfen  werden, 
welche  diesen  zum  Zweck  rascher  Krledigung  ilirer  Beehtsstreitig- 
ke.iten  mit  (tasten  verliehen  sind.  Verhältnismäßig  ist  es  sehr 
selten,  daü  solche  Beeilte  der  Bürger  erwähnt  werden.  Schon 
dies  laüt  einen  Schluß  darauf  zu.  daß  der  oben ?:  wiedergegebene 
Satz  des  Freisinger  Stadt rechtshuches  in  der  Tat  die  Regel  dar- 
stellt3.. 

a)  Tritt  der  Bürger  als  Kläger  auf,  so  wird  ihm  bisweilen, 
und  zwar  scheinbar  ohne  weitere  Voraussetzungen,  rasches  tierieht 
gegen  den  beklagten  (iast  bewilligt*,  namentlich  da,  wo  es  ihm 
ausnahmsweise  verboten  ist.  den  letzteren  zu  arrestieren  V  Im 
Ihrigen  gibt  das  Recht  des  Bürgers,  den  (last  zu  arrestieren  und 
alsbald  vor  den  Richter  zu  führen,  ihm  noch  nicht  die  Befugnis, 
sofortige  Verhandlung   zu  beanspruchen '"):    das  ist  vielmehr  nur 

Stadtr.   um  13Ö0!',  II.  4:1.  Vat.-rl.  Are h.  S.  310. 
*)  S.  1">4  bei  Anin.  1. 

l)  I>as  üborsii  ht  Stolz.'  S.  78  SO  bei  seinen,  namentlich  gegen  Osen- 
brüggeii  gerichteten  Ausführungen  über  die  Natur  der  ( iastgerichtc. 

4)  l'reiburg  i.  I.  Handf.  121!»  l'.t.  « iaitpp  St.  \i.  11  S.  Ho:  Hamburg 
Stadtr.  (1270  VII.  .'i.  La|.t..  iib.  rg  S.  40  :  ( I s  I  a  r  Stadt r.  um  lüm.i.  CoM-hen 
♦13.  ;>  (jä.ste  können  am  !)  in  .1,  r  Narbt  ».laden  werden,  zweck*  Verhandlung 
in  einem  auf  sofort  v*.m  \'<>gt  angesetzten  Termin:  vgl.  Planck  I  S.  3"»4.  3."i."> 
und  oben  S.  l.'nS  Anm.  ."»,:  Iiist.  III.  2  d.  1.  Ortloff  S.  136:  h'l.  v.-  Stadl- 
lechtsbuch  (narb  1424,  tu;  §  ',.  '/MC.  10  S.  234.  Hierher  /.u  rechnen  sind  au«  b: 
Magdeburg  erzbis<  höfl.  I'riv.  1 1 Hjs  7.  vgl.  üben  S.  l."»2  bei  Anm.  1—3  und 
niit-.-n  S.  1<>3  Anm.  3:    Münster  Stadtr.    1221;  IS.   .d.en  S.  »14  bei  Anm.  1 

der  beklagte  <Jast.  der  zur  mündlichen  Verhandlung  feinden,  aber  nicht 
erschienen  ist.  darf  ITir  den  Kall,  dall  er  llüchtig  geworden,  in  demselben 
Termin  nochmals  zweimal  —  s.  ebenda  26.  27  -  formell  geladen  und  als- 
bald contumaciert  werden  .  —  S.  übrigens  unten  S.  16  S  Absatz  2a. 

5)  Hörde  Kechtsbr.  (1340  21.  «.Viitfler  St.lt.  S.  IIIS. 

6;  Nur  SieheMellung  kann  der  klagend*-  Hürg.-r  fordern.  Vgl.  wegen 
beklagter  «.äste:  f.ger  Sta.ltr.  127:».  IM  und  I«),  iiaii|>|>  St.  R.  I  S.  It»2, 
uiol  au*b   (Joldberg  I'riv.     132.'»  .'».    Tz*ch<*|»pe  S  .  '»11.    S.   ferner  wegen 

II  Udorf  f.  Uechtj.-.telluuK  .kr  »a*le  i  1 
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ausnahmsweise  der  Fall ').  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Rechte 
des  Bürgers  auf  sofortige  Zahlung  hezw.  Vollstreckung2':  sie 
darf  zuweilen  nur  dann  gefordert  werden,  wenn  ein  (auf  Antrag  des 
beklagten  (Jastes  eingesetztes)  ( Jastirerieht  i.  e.  S.  vorangegangen 
ist3).  —  Eine  andere  Frage  ist,  ob  wenigstens  dann,  wenn  der 
klagende  Bürger  wegefertig  ist,  ihm  ein  unbedingtes  Recht  auf 
rasche  Verhandlung  zusteht.  Das  Magdeburgischo  Reiht,  das  neben 
dem  Freibergischen  allein  von  der  Wegefertigkeit  der  Hurger  und 
ihrer  Bedeutung  für  den  Prozeß  handelt,  ist  in  dieser  Beziehung 
nicht  so  zweifellos  verneinend,  wie  IM  an  ck  *)  annimmt.  Zwar  das 
.Magdeburg-Breslauer  systematische  Schollen  recht  II.  2  d.  85  und 
III.  2  d.  U4*)  scheint  dem  wegefertigen  Bürger  nur,  wenn  er  Be- 
klagter ist,  ein  Recht  auf  schnelles  Gericht  vindizieren,  als  Klager 
aber  es  ihm  absprechen  zu  wollen6).    Anders  dagegen  verhalten 

Beklagter,  die  zwar  in  der  Stadt  wohm'ti.  aber  nicht  mit  Kigcn  und  Krbe 
angesessen  sind:  Müh  Ihausen  Stadtr.  (12311— 1250 ),  Hcrqu.t  S.  632:  Magde- 
burg Itechtsbuch  von  der  Gerichlsvcrf.  (um  1250;  XXVII  $  1.  Laband  ISOji. 
S.  118,  und  danach  Sachs.  W  eiehbildrccht  34,  Daniels  Gl.  S.  10!»  (zwecks 
größerer  Deutlichkeit  zusammenzuhalten  mit  Magdeb.  Brcsl.  syst.  Seh.  K.  II. 
2  d.  35.  Laband  S.  32.  wonach  der  Bürger  auch  geg.n  den  itiriu  beerbiteu  burgtr 
nur  Anspruch  hat  auf  Antwort  im  nächsten  ordentlichen  Hing,  und  für  den 
Fall,  da  Ii  er  einen  wegefertigen  Bürger  aufhält,  nur  dann  sofort  klagen  darf 
bzw.  muH,  wenn  der  letztere  es  will:  Magdeb.  Brcgl.  Itccht  von  1261  $31. 
Laband  RO,u.  S.  18;.  Beklagte  Gäste  und  Höcht  ige  Bürger  behandelt  G  Us- 
lar Stadtr.  (um  13U0\  Göschen  6ö.  3."».  und  Aufs,  über  das  Schnlth.  Amt 
(14.  Jahrh.},  Goschen  110.  13. 

')  Koblenz  Altes  Gerichtsb.  (1366-1424)  15»  $2.  Bär  S.  93.  94.  und. 
im  Kalle  der  Widerklage  von  Bürger  gegen  Gast,  l>ist.  III.  15  d.  1.  Ort- 
loff  S.  164.  Hin  entsprechendes  Ii. cht  gegen  nicht  mit  eigenem  Feuer  usw. 
augesessene  Kinwohner  verzeichnet  Brünn  Sehöflenb.  (um  135«)  125. 
KölUer  II  S.  G4. 

*)  Hamburg  Stadtr.  (1270;  IX.  14.  Lappcnberg  S.  55:  Koblenz  altes 
Gerichtsbuch  (136(5— 1424 )  19  §  2  und  1.  Bär  S.  93.  94.  Vgl.  auch  Hildes- 
heim Stadtr.  (um  1249.  12  und  13,  Doebner  V.  B.  1  S.  103. 

>;  Magdeburg  S.höffenrerht  (nach  1261}  V  $3.  Laband  Kl^u.  S.  115. 

*)  II  S.  413. 

s)  Laband  S.  32  und  94.  I  ber  die  Auslegung  von  II.  2  d.  35  s.  aber 
Genaueres  unten  S.  163  Anm.  1. 

6;  l'nd  zwar  II.  2  d.  35  gegenüber  Gäst«-n  sowohl  wie  wegefertigen) 
Bürgern,  während  III.  2  d.  64  ühnhaupt  nur  die  letzteren  im  Auge  bat. 


Digitized  by  Google 


H>3 

«ich  die  Magdeburger  Fragen  II.  5  d.  1  '>.  Die  Anfrage  an  die 
Schoflen  lautet  daselbst,  ob  man  klagenden  Güsten  im  allgemeinen 
und  ferner  Mitbürgern  gegen  Güste  eyn  ding  hegen  sulle  bu**cn 
rechtem  ungelegetem  dinge:  die  Schoflen  erwidern,  man  solle  fern 
gemessenen  wegejertigen  (festen  ....  adir  meteburger ,  <///  *ich 
hervit  habin  uszcuc  zihende  in  ire  kou  f fmanschaft  adir 
betefart,  .  .  .  umme  scholt  und  umb  ntrnde  habe,  /*  *ey  in  ge- 
bunden tagen  adir  bttszeu.  gebunden  tagen,  ytagix  richten.  Statt 
auf  Eigenschaften  der  Beklagten  legen  die  Schöffen  demnach  den 
Nachdruck  auf  Eigenschaften  der  Klüger  und  antworten  so  um- 
fassend, daß  nicht  allein  die  schnelle  Verhandlung  wegefertiger 
Bürger  gegen  ( »äste  zweifellos,  sondern  auch  die  gegen  Mitbürger 
offenbar  zugelassen  werden  soll2).  Wo  der  klagende  Bürger  nicht 
wegefertig  ist.  da  verneint  das  Magdeburgische  Recht  einen  Anspruch 
auf  schleuniges  (Wicht  gegen  (iäste  (oder  Bürger)  durchaus  3c 


')  Behrend  S.  172  (und  dem  entsprechend  Mag  de  b.  Schoffcnrecht  der 
dresdener  Handschr.  Kap.  15(5.  1*7,  ebenda  S.  234).  —  Bezüglich  dieses 
Widerspruchs  zu  den  oben  S.  \\V2  bei  Anm.  5  und  f.  genannten  Stellen  des 
systematischen  SchöfTcnreehts  ist  übrigens  zu  bemerken,  daß  von  diesen 
II.  2  d.  .'55  r  -  Kulm  II.  öl  j  nicht  zweifelsfrei  überliefert  ist.  Penn  der 
Danxigcr  Kodex  sowohl  (Laband  S.  XXVIII),  der  im  allgemeinen  den  besten 
Text  des  alten  Kulm  bieten  soll  und  z.  B.  das  sinnentstellende  u$u1e  Laband 
S.  33  bei  Anm.  18  zu  II.  2  d.  35)  entbehr!,  welches  der  tun  Laband  der  Aus- 
gabe des  systematischen  Schöffenreehts  zu  <Srunde  gelegte  Kodex  des  Bres- 
lauer  Stadtarchivs  (Laband  S.  XXI  IT.)  aufweist,  wie  auch  die  von  Dernau 
herausgegebene  .Vulgatlesart "  des  alten  Kulm  (Laband  S.  XXVIII  f.)  setzen 
am  Schluß  vom  II.  2  d.  35  statt  der  Wort«*:  dtr  bunpr,  der  do  ela^ii,  den 
Satz:  der  bttrger  adir  der  gast,  der  do  beeia^it  wirf.  Wenn  man  von  den  nicht 
völlig  passenden  Worten  des  antun»  ters  absieht.  Iftuft  die  Distinktion  in  dieser 
Fassung  der  Bestimmung  von  Magdeb.  Fr.  II.  5  d.  1  nicht  mehr  zuwider 
'vgl.  dazu  S.  Ifi2  Anm.  H:  für  das  Magdeb.  Hecht  würde  unter  diesen  l  instiindeii 
mindestens  ein  Hecht  w  e  gc  f  e  rt  i  ge  r  Hurger  gegen  tJäste  auf  deren  als- 
baldige Verantwortung  anzunehmen  sein). 

*)  Kntgegengesetzt  entscheiden  die  sonstigen  Magdeburger  (Quellen,  die 
..ben  genannt  sind  :S.  If>2  bei  Anm.  5  und  6:  vgl.  auch  die  vor.  Anmerkung). 

%)  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  K.  II.  2  d.  35,  auch  bei  der  oben  Anm.  1 
angedeuteten  Auslegung,  und  III.  2  d.  64,  Laband  S.  32  bzw.  94.  S.  auch 
Magdeb.  Schöffenr.  (nach  I2fil)  V  §  3,  Laband  H^u.  S.  115.  und  Weistum 
für  Kuhn  (1338)  7,  ebenda  S.  141.  Nur  das  crzbischöil.  l'riv.  (1188)  7,  Lahand 
l!l/u.  S.  2.  s.  idii'ii  S.  IUI  Anm.  4.  lautete  noch  anders. 

II  * 
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aber  auch  anderwärts  wird  das.  insbesondere  im  Hinblick  auf  Prozesse 
gegen  liaste,  teils  mittelbar'),  teils  unmittelbar'-)  ausgesprochen. 

b)  Dem  Hfirger  als  Beklagten  wird  nur  im  Magdeburgi- 
schens)  und  im  Freibergischen 4 1  Hecht  ein  Anspruch  aul  sebuelle 
Verhandlung  eingeräumt,  immer  aber  nur  dann,  wenn  er  wege- 
fertig ist;  ob  ein  Hast  oder  ein  Bürger  klagt,  ist  in  diesem  Falle 
gleichgültig. 

V.  Sachliche  Zuständigkeit. 

Die  saeb liebe  Zuständigkeit  der  (lastgeriehte  im  engeren  und 
im  weiteren  Sinne  ist  begrenzt.  Streit  um  Krbe  und  1'ngeriebt 
unterliegt  ihnen  im  allgemeinen  nicht. 

1.  Am  häutigsten  treten  sie  in  Tätigkeit  bei  Klagen  um 
Schuld,  namentlich  um  Geldschuld  pro  ihbitis,  vmnie  gelfujte 
Hchult,  van  (felofteni*«e  iml  ro/>matiMcftuf>);  um  ihretwillen  soll 
sofort    verhandelt   werden  '),    insbesondere   wenn   Arrest  vorauf- 

')  Nämlich  überall  da.  w»  auf  Antrag  des  <Jastes  rasches  (Jcricht  oder 
rasche  Vollstreckung  bewilligt,  vmn  Bürger  aber  nur  gesagt  wird,  daU  er 
sein  Hecht  im  gewöhnlichen  l'rozcllganir  verfolge.  S.  z.  B.  Hagenau 
Stadtr.  (1104)18.  Keulen  l  rk.  S.  13«:  Magdeb.  Frauen  II.  2  d.  17. 
Behrend  S.  1««:  «Joslar  Aufs,  über  das  Schulth.  Amt  iJ4.  Jahrb. ;.  <röscheii 
11U.  13:  I.andshut  Stadtb.    14.  Jahrb.)  VII.  1,  s.  üben  S.  «2  und  «3. 

a)  Freisinn  Stadtr.  Buch  (um  1328.  »Ü».  s.  <d»en  S.  l.">4  bei  Anin.  !. 

s)  Kr/bischöll.  I'riv.  :I1S8)H.  Laiband  H<Ju.  S.  2:  Magdeb.  Bresl.  svsi. 
Sch.  K.  II.  2  d.  35  und  III.  2  d.  »52  bzw.  «4,  I.aband  S.  32  bzw.  U4.  Nament- 
lich auch,  wenn  er  mit  Kücksicht  auf  seine  Wegefertigkeit  angebalten  wird: 
Magdeb.  Bresl.  Hecht  11261*  31.  I.aband  H«/u.  S.  18. 

4)  Hatswillkfir  (um  1350,  12.  13.  F.nnisch  S.  274:  Hatsschluü  J373,. 
abgedruckt  nach  Schutt,  das  Stadtr.  der  Stadt  Freiberi;  i.  S.  1775  S.  81», 
bei  Planck  II  S.  414. 

*)  Hagenau  Stadtr.  (llt;4)  18  und  17,  Kmitgcn  l'rk.  S.  13«:  Mam- 
burg Stadtr.  (1270  VI.  6  nebst  Anm.,  La|i|ienbetg  S.  27:  Magdeburger 
Schöffenrecht  (nach  12f.1V  §3,  I.aband  K^n.  S.  II.'):  Brünn  Schöffcn- 
satzung  (14.  Jahrb.  .  B<.L'der  II  S.  3i>7:  Fr  ei  sin-  Stadtr.  Buch  ;  1 328 »  «!». 
Maurer  S.  30JJfl'.:  K  «">  1  u  l'rk.  132«i.  Stein  I  S.  2<>  nr.  1  $  öl :  Hu  essen 
KrHll.  Triv.  (1348).  Teschenina.  her  l'rk.  XX11I  S.  1.'»;  Brünn  (SehönVnb. 
(um  1350;  '>  und  18,  JNdJkr  II  S.  «  bezw.  11:  Magdeb.  Bresl.  svst.  Sch. 
Hecht  I.  2«.  I.aband  S.  11:  Magdeb.  Fragen  II.  5  d.  1,  Behrend  S.  172: 
Blume  des  Ss]».  (um  1400)  I.  B  nr.  21.  Hl.dH.  S.  3«3:  He  i  1  i  gen  s  t  ad  t 
Ordnung  des  Schulth. Berichts  vor  1400  IC,  und  17.  W<df  l'rk.  S.  41  :  «Joch 
Stadtr.    1400- 1450  ~f)  12.  7.I0J.  10  S.  221. 
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^o^an^iMi  ist1),  um  ihretwillen  soll  auch  alsbald  vollstreckt 
werden  -). 

2.  Ob  unter  den  Klagen  um  Schuld  nicht  hautig  auch  Buß- 
uud  Sehadenersatzforderungen  aus  Freveln  verstanden  sein 
sollen,  kann  zweifelhaft  sein,  ist  aber  wahrscheinlich  ').  Schon 
Osenbrüg^en 1  >  führt  richtig  aus.  daß  die  Privilegien  für  Le- 
chenich und  Brühl")  durch  die  Art.  wie  sie  den  debita  und  den 
alia  minuta,  die  rasch  abgeurteilt  werden  dürfen,  die  maiara  uuod 
hogrricht  occapaiur  gegenüberstellen,  andeuten,  daß  auch  kleinere, 
durch  Zahlung  lediglich  einer  Buße  sühnbare  Frevel  unter  die 
Zuständigkeit  des  Oastgerichts  fallen.  Ausdrücklich  sprechen  sich 
in  letzterem  Sinne  aus  Bestimmungen  einmal  in  Köln,  namentlich 
in  der  Ordinancie  von  der  Halle:  es  sollen  die  richtet  van  den 
tji'stin  richten,  wenn  n/nich  ijant  oj}  Com/muh  [were],  de  sich  becla- 
yetfe  ran  ct/ncher  -scho/l  off  gebreche  in  dein  Couthvyse*).  Ferner 
läßt  Ooch 7)  den  Landleuten  und  andern  Klevesehen  Städten  rair 
xchaide  und  ran  schult  ein  onvertaight  recht  widerfahren. 
Hierher  rechnet  schließlich  auch  die  Versicherung  des  bremischen 
Vogtes  und  Hates  an  die  Oräh'n  von  Flandern,  daß  dem  flandri- 
schen Kaufmann,  sobald  es  sich  nicht  um  schwere  l'ngerichte. 

')  Lechenich  Kethtsbr.  l-'T!»  1'»,  «iengler  St.  It.  S.  211.  und  Hriilil 
Friv.  (128"*:.  Facomldet  II  S.  474:  Kiga  umgearb.  Stnt.  (um  1300)  II.  D  §  1 
und  2.  Najiicrslvv  S.  154:  Al|ihab.  Sjiniiiil.  Magdcb.  Schöfl'enspr.  Kap.  22  und 
72.  W'a.sserschlehen  S.  10  bzw.  2.".:  Koblenz  altes  fleriehtsb.  ■:  136*! — 1424)  1!). 
Uär  S.  1>3.  !»4.    Vgl.  unten  S.  H5<;  Aniii.  5-7. 

i)  Münster  Sta.Ur.  1221  28.  Kcutgcn  Irk.  S.  152:  Dortmund  lat. 
Stat.  {1254-125<J)  34.  l'ren.sdorir  S.  3«!:  Hamburg  Stadt r.  (1270)  IX.  14. 
I,a|i|i"iibcrg  S.  55:  Magdcb.  Kragen  II.  2  d.  14.  Behrciid  S.  164:  'rlogau 
Hechtsb.  138«)  522.  W'asscrschlcbcn  UU,u.  S.  153:  H  e  i  I  i g  en  sta d t Ordn.  des 
Scbultb.  Oer.  (vor  14000  DJ.  17,  W  olf  Irk.  S.  41. 

3;  Magdeb.  Fragen  II.  5  d.  I,  Behivnd  S.  172,  welche  die  Entscheidung 
von  Klagen  um  Schuld  und  Fahrhabe  den  <  {astgerichten  zuweisen,  ihre  Zu- 
ständigkeit für  Klagen  tun  Krbe  und  Fiigericht  aber  verneinen,  schweigen 
von  den  Freveln.  V«l.  Laudshnt  Stadtb.  (14.  Jahrb.)  VII.  1.  Hoscnthal 
S.  188  (umt>  sfin  i;elt  und  nuib  ander  s<uhj. 

*)  s. 

»)  (12"y;  15.  «iengler  St.  Ii.  S.  241.  und  (I28.V,  Lacnmblet  II  S.  474. 

,;)  Register  der  städt,  Aecise  14<K»)  XXI.  17.  Stein  I  S.  118,  wozu  zu 
vgl.  unten  S.  185  bis  187.  Wegen  rascher  Kntscheidung  bei  Zollhinterziehungen 
s.  Friv.  Otto*  IV.  (1212  .  oben  S.  151  Amn.  1. 

Stadtr.  (I  KK)  -1450?)  12.  ZUM.'.  10  S.  221. 
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sondern  nur  de  Ute  #v/  aliu  re  handelt,  rasches  Bericht  infra 
fertii/m  diem  rel  mltem  infra  ocfaeum  geschehen  soll:  g | ei eh zeitig 
wird  versprochen,  der  Kaufmann  dürfe  sich  von  der  tticherungshaft 
durch  Bürgen-  oder  Pfandstellung  befreien  und,  wenn  er  den  Ver- 
handlungstag nicht  abwarten  könne,  sich  durch  einen  Bevollmäch- 
tigten vertreten  lassen1).  Wo  ausnahmsweise  rasches  (Jerieht  auch 
bei  rngericht  zugelassen  wird,  fallen  natürlich  Frevel  mit  darunter2). 

Auch  die  Klage  um  Fahr  habe  kann  im  (lastgericht  ver- 
handelt werden.  Von  der  allgemein  gehaltenen  Fassung  einer 
Anzahl  von  Quellenstellen3)  abgesehen,  wird  die  Zuständigkeit  des 
Kastgerichts  in  diesem  Falle  namentlich  im  Magdeburgischen 
Recht  betont4).  Kin  besonders  gearteter  l'nterfall  ist  es.  dali  der 
Ciast  die  schleunige  Aufbietung  des  von  ihm  besetzten  fremden3) 
bezw.  seines  eigenen  von  andern  besetzten  (iutes  verlangen  kann 
um  baldigst  (Telegenheit  zu  haben,  in  jenem  Falle  seine  Forderung 
auf  das  (int  zu  gewinnen1  .  in  diesem  Falle  eine  Verfolgung  des 
besetzten  (iutes  durch  die  Glaubiger  mittels  schleunigen  Ab- 
schworen.«* der  Schuld  unmöglich  zu  machen8!.  Hierher  gehört 
auch,  dali  der  klagende  (inst  ein  gerichtlich  gesetztes  Pfand  binnen 
kurzer  Frist  erk lagen  und  verkaufen  darf*),  während  er  auf  ein 

•>  (\*>'h))  Klmifk  I  S.  305.  S.  Hinh  l'riv.  des  (trafen  von  Flandern 
für  die  Kaiiiicut.-  «Ks  Weichs  (13C.O)  11,  Hans.  I  .  B.  III  S.  24(5. 

')  Vgl.  cli«-  Beleg«*  unten  S.  1  «iT  Ainn.  2  un«l  3.  woselbst  neben  den  l'n- 
gerichten  ausdrücklich  aueb  Frevel  ••••nannt  werden. 

3;  Vgl.  die  Belege  oben  S.  1G5  in  Anm.  3  und  5. 

*j  Majrdeb.  Fragen  11.5c!.  1.  Bebrend  S.  172,  und  Blume  des  Ssji. 
um  1400)  I.  B  nr.  21.  BLdli.  S.  WA.  Bei  der  Klage  mit  Anefang  wird  den 
(tasten  auf  ihr  Verlangen  eine  .sofortige  Verhandlung  bewilligt  in  Freiberg 
Stadtr.  ( 1-2!«;— 1307;  IX  §  1.  F.nnisch  S.  SK.  weil  hierbei  Anefang  lediglich 
zwischen  Burgern  die  «dien  S.  71  in  und  bei  Anm.  4  dargestellte  Kegel  aus- 
nahmsweise nicht  IMat/.  greift. 

•  Magrieh.  Bresl.  syst.  Seh.  lt.  III.  2  d.  13«.  Ubauri  S.  124:  alnhab. 
Samml.  Magrieb.  Schoircnspr.  Kaji.  22,  Wasserschieben  S.  1<>. 

6)  Alphab.  Samml.  Magrieb.  Scln*i(Tens|ir.  Kap.  72,  Wasserschieben  S.  !•>. 
Planck  II  S.  3<>0  'bes.  Ann..  35)  unri  1  S.  458  f.  über  Verfahren  und 
Natur  der  Klage. 

"j  In  Hilde. «heim  Stadtr.  (um  124!»  12.  13.  1  »..ebner  IVB.  1  S.  103. 
darf  umgekehrt  der  klagende  Bürger  das  besetzte  (int  eines  Bürgers»  zwar 
erst  nach  14  Tagen,  «las  eines  (inst es  aber  schon  nach  einem  Tage,  von  «ler 
Benachrichtigung  des  Schuldners  an  gerechnet,  erklagen. 

9)  Magdch.  Fragen  11.  2  «1.  14  uml  17.  Behren«!  S.  1C4  u.  IM. 
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äußerer  rieht  lieh,  zur  Abwendung  der  Klage  auf  Schuld  gegebenes 
Pfand  die  Schuld  im  gewöhnlichen  Verfahren  einfordern  muß. 
falls  er  nieht  besondere  Abrede  getroffen  hat'). 

4.  Ausgeschlossen  dagegen  ist,  wie  schon  erwähnt  regelmäßig 
das  gastgerichtliche  Verfahren  hei  Klagen  um  In  gerieht  und 
Kr  he.  Seihst  das  Westerlauwersche  Marktreeht'-').  «las  nehen 
Kleve3)  ausnahmsweise  aueh  bei  rngeriehten  ein  derartiges  Ver- 
fahren zuläßt,  verwirft  es  für  Krbgut.  Letzteres  geschieht  nament- 
lieh  aueh  in  Magdeburg1),  das.  in  Übereinstimmung  mit  andern 
Rechten  •'},  außerdem  die  Klagen  um  Ungel  iebt  ausdrüeklieh  zurück- 
weist *).  Keine  Ausnahme  bildet  der  Kechtsläll  des  Krieger  Kodex: 
hier  handelt  es  sich  offenbar  um  die  nieht  vernachtete  Klage 
gegen  einen  Nichtgefangenen '). 

VI.  Der  Antrag  auf  Gastgericht. 

1.  Die  Beschleunigung  des  Verfahrens  tritt  nur  auf  Antrag 
des  Berechtigten  ein,  gleichgültig  ob  er  Klager  oder  Beklagter 
ist.  Kin  Zwang  zur  Antragstellung  findet  nieht  statt:  er  würde 
für  den  Berechtigten,  dem  nieht  ohne  weiteres  die  erforderliehen 
Beweismittel,  namentlich  Zeugen  oder  gerichtliche  Urkunden,  zu 
Gebote  stehen,  u.  V.  eine  Belästigung  bedeuten.  Auf  der  andern 
Seite  ist  namentlich  die  Lage  von  Beklagten,  deren  sofortige  Ant- 
wort der  Berechtigte  verlangt,  dann  eine  bedenkliehe,  wenn  sie 
nicht  gleich  den  rnschuldseid  schwüren  wollen  und  können.  Wenn 
aueh  deshalb  grundsätzlich  an  der  Verpflichtung  zu  sofortiger 
Verantwortung  festgehalten  wird,  rindet  sieh  doch  bisweilen,  so- 
wohl  zu  Gunsten   beklagter  Klender.  wie  zu  Gunsten  beklagter 

»)  Magdeb.  Fragil  11.  •_'  .1.  SU.  Behreiid  S.  IM. 
»)  §  1,  KichUiof.  n  s.  421. 

:t)  Stadtr.  Huch  (nach  I424i  !»G  $  ').  7AUi.  1<>  S.  2.54. 

4)  M  agile b.   Kraben  II.  .*>  d.  1.    Ilehn-nd  S.  172:    ebenso   K  ri-  i  s i  n 
Stadtr.  Huch  (132*  ttt.  Maunr  S.  'Mit.    Wegen  Wesel  siehe  Heidböhl  S.  S!>. 

5)  S.  oben  S.  U!5  in  und  bei  Anui.  ."». 

b)  Magdeb.  Fragen  II.  ">  d.  1.  Hehrcnd  S.  172:  Magdeh.  Hresl.  syst. 
Sdi.  lt.  III.  2  d.  5,  Laband  S.  71:  Magdeh.  SchöfTenspr.  lur  Stendal  1 3T5:;  V. 
Hehrend  l'rt.  Huch  S.  2.">. 

')  Magdeh.  SchöflVnurt..  Höhine  II.  2  S.  148  und  145».  Hei  nicht  ver- 
iiachtetei  Klage  findet  immer  sofortige  Verhandlung  statt.  <;leiehgnltig.  wer 
die  Parteien  sind. 
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Hürtfor,  die  Vorschrift,  daß  die  Antwort  zwar  kurzfristig,  aber 
nicht  Zug  um  Zug  erfolgen  solle,  dat  *i  oWc  puufen  xirlt  Iwdenken  l), 
da«  he  *irh  lenlherat9).  Durch  die  Erklärung,  ein  Uastgoricht  zu 
begehren,  nimmt  der  Berechtigte  alle  für  ihn  damit  verbundenen 
Vorteile  in  Anspruch,  trägt  aber  auch  die  möglichen  ihm  daraus 
erwachsen  uVn  Nachteile1).  Der  Antrag  kann  im  ordentlichen,  ge- 
hegten, mit  Schoflen  besetzten  Ding  gestellt  werden  und  der  Klager 
mag  nicht  seilen  einen  solchen  Tag  abwarten4).  Sehr  häufig 
freilich  wird  er  bei  dem  Richter  allein  angebracht-'1)  oder  aber, 
zur  Ladung  des  Gegners  und  Benachrichtigung  des  Richters,  sofort 
dem  Büttel  übermittelt6).  Namentlich  da.  wo  ein  Beklagter  Be- 
freiung von  ausgebrachtem  Arrest  erlangen  will,  ist  diese  Antrag- 
stellung außerhalb  des  ordentlichen  Dings  die  gegebene. 

'2.  Wo  dem  Bürger  oder  dem  Gaste  grundsätzlich  ein  An- 
spruch auf  schnelles  Gericht  zugestanden  wird,  ist  der  entsprechende 
Antrag  im  allgemeinen  noch  an  bestimmte  Voraussetzungen  ge- 
bunden. 

a  Soweit  den  Bürgern  überhaupt  ein  solcher  Anspruch 
verliehen  ist,  wird  von  ihnen,  wenn  sie  Beklagte  sind,  stets  Be- 
hauptung (und  Nachweis)  der  Wegefertigkeit  verlangt  7).  Klagen 
sie.  so  wird  jenes  Krfordernis  zwar  häutig  nicht  genannt  *\  jedoch 
mag  es  dahingestellt  bleiben,  ob  nicht  auch  dort,  wo  eine  aus- 

■)  Kleve-  Stadt r.  liueh    nach  1424    W  $5.  7.MM.  10  S.  234. 
aj  Freistils,'  Stadtr.  Hoch  (KUH,  C!».  Maurer  S.31S.  319;  vgl.  auch  unten 
S.  l!»2  Aiun.  "). 

V  S.  z.  H.  Magdch.  Hivsl.  syst.  Sd..  K.  1.2«.  Labniid  S.  II. 

*)  Brün  Ii  SchölTenb.  (um  13.V»  5  und  IS.  Kößlor  II  S.  6  bezw.  11: 
Magdeb.  Kraben  II.  od.  3.  Mehrend  S.  173.  In  Hninu  s.  Selniffenb.  um 
1350  —  431».  Köliler  II  S.  200'.  wo  nh  Koste  der  alten  echten  Dinge  zweimal 
im  Jahre  mehrtägige  «fcridiUvcrhaudlutmeii  mit  bestimmter  saehliclier  Keihe..- 
folge  sog.  itiJiiiutu  pa  tiupioi  tum  \  statt  fanden,  konnte  jeder  cxlr-mtus  >dllie 
Kücksicht  auf  die  letztgenannte  Kinschraukung  an  jedem  Tage  klagen. 

»)  Z.  H.  Kreil,  erg  Stadtr.  -13<»7   III  £3  und  IX  §  1.  Klinisch 

S.  :>(>  bzw.  tJS,  s.,wie  Katswillk.    um  1350 12.    Krmi>ch  S.  274 :  Kuhlen/, 
altrs  iieriehtsb.  •'13W-1424.  1!»,  Bär  S.  !»3.  !M :  Lüneburg  Stat.  ;v..r  1400 
Kraut  S.  '.8:  Magdeb.  Sel.ölVeiir.    nach  12<>l;  V  £  3.  Lahand  K^u.  S.  II.'). 

,;j  Kreiling  Stadtr.  Buch  '1328)  <»•»,  Maurer  S.  311:  Landshut  Stadth. 
(14.  Jahrb.)  VII.  1,  Kosctithal  S.  188. 

"\  Oben  S.  1154  bei  Ann..  3  und  4. 

-;,  Vgl.  .d>en  S.  KU  bei  Ar.m.  4ir.  und  S.  1»!2  bei  Am...  4  IT. 
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drückliche  Erwähnung  nicht  Platz  hat,  tatsächlich  derartige  Be- 
schränkungen des  Anspruches  bestanden.  Während  aber  im  Frei- 
hergisehen  Recht  die  bloüe  Versicherung  des  Berechtigten,  er  sei 
wegefertig,  zur  Rechtfertigung  seines  Antrages  auf  schnelles  Gericht 
zu  genügen  scheint1  <.  muß  im  Magdeburgisehen  Recht,  sei  es  vor 
«lern  Einzelrichter,  sei  es  vor  (ordentlich  oder  außerordentlich)  be- 
setztem  Bericht,  zunächst  der  Kid  vom  Berechtigten  dahin  ge- 
leistet werden: 

her  Ii/  ti'cgerertv/,  her  halt*  sich  herei/tit  vtnine  Kmifmon- 

schaft  udir  Imterart.  czh  rar/nie  busin  landitt,  ihr:  her  den  dinyitt 

nicht  ff  e  wart  in  ntoye*); 
erst  dann  wird  zur  Verhandlung  in  der  Sache  seihst  geschritten. 

h)  Verwickelter  sind  die  Voraussetzungen  des  Antrags,  wenn 
Gaste  ihn  stellen  wollen.  Ks  spielen  dabei  eine  Rolle  sowohl 
ihre  Wegefertigkeit  wie  auch  die  Entfernung  ihres  Wohnorts  von 
dem  Gericht,  das  im  gastgerichtlichen  Verfahren  erkennen  soll. 

%.  Was  zunächst  den  zweiten  Punkt  anlangt,  so  sollen  ur- 
sprünglich und  grundsätzlich")  nur  solche  Gäste  den  Antrag  an- 
bringen, die.  wie  es  heiÜt, 

t/es  dintjen  einen  t<tye»  nicht  </e«uchen  muffen*). 

Einen  solchen  Gast,  der  ne  mochte  eyne»  Uuje*  aunen  nt  nn.de 
in*',  nennen  die  (Quellen  nicht  dintf*tedetik*\  nicht  diw/jyfichtiy1), 
im  Gegensatz  zu  demjenigen  Gaste,  der  den  Weg  vom  und  zum 
Gerichtsort  in  einem  Tage  zurückzulegen  vermag  und  deshalb 
kraft  einer  Art  Fiktion  als  in   der  Stadt   din(/i>j?ichti</  bezeichnet 

';  KaUwillkiir   um  1350  12.  Krmisdi  S.  274. 

■>  Magd  o b.  Iir«  sl.  s.vst.  Sch.  II.  II.  2  d.  35.  I.aband  S.  3.1. 

<)  Anders  z.H.  «Joch  Stadt r.    14<H>  - 12,  Y.)Ui.  10  S.  221. 

l;  Magdeburg  Sd>..|l.-mecht  nach  I2C1   V         Labarid  K^u.  S.  115. 

4;  Hraunschweig  Stadtr.  v.-r  1301»;  SO.  Häiisclmann  II  S.  22*;:  da- 
neben Lüneburg  Stat.  v»r  1400)  XXXIX.  Kraut  S.  .VI,  und  zu  beiden  oben 
S.  30  bei  Anm.  2  und  S.  1VT  Amiii.  ."».  Vgl.  ferner  K rfnrt  Zusätze  zu  den 
alten  Stat.  1313;,  Walch  II  S.  23  f;.;l,h  tnuvn/if  j,st  zu  -rmtitr  nkht  konu  */«;• 
,/«  ittnu  tav);  Magdeb.  Fragen  II.  V  •!.  2.  Hehlend  S.  173;  «JUgau  Rechtsb. 
138»;  520  521.  Wassersehlcbeii  l£(Ju.  S.  »i3:  l'rau  I.Wlitsb.  14.  Jahrb.  21. 
I.T.liUr  I  S.  10S. 

,J)  Naumburg  Stadtr.  Satzung    1337;  17.  Neugier  Stadtr.  S.  308. 
"')  Magdeb.  Hicsl.  »yst.  Seh.  J{.  II.  2  d.  35.  I.aband  S.  32:  Magdcli. 
Kragen  I.  l»i  d.  5.  II.  2  d.  11  und  11.  5  d    I.  IMuvnd  S.  142.  UM.  172. 
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wirrt ').  Die  notwendige  Entfernung  des  Wohnorts  des  Gastes 
wird,  ahnlieh  wie  hei  den  Wochemnarktsprivilegien*),  hisweilen 
auf  eine  bestimmte  räumliche  MaUzahl  festgelegt,  so  namentlich 
in  Freiberg: 

welch  mon  in  den  vir  milen  um  nie  Vril>ere  ge^ezzen  i*U  der 
ixt  kein  Gant  nicht  .  .  .  Die  mugen  zu  dinge   teol  kumen  *). 

Im  14.  Jahrhundert  vollzieht  sich  in  der  erwähnten  Regelung 
hier  und  da  eine  Änderung.  Diese  Änderung  hat  ihre  Wurzel 
in  dem  sich  bildenden  territorialen  Bewuiitsein,  welches  im  Gäste- 
recht  gerade  bei  der  Institution  der  Gastgerichte  am  ehesten  in 
die  Erscheinung  tritt.  Hierher  zählt  namentlich  die  bekannte 
Entscheidung  der  Schöffen  von  Brflnn').  welche  einem  Manne  aus 
.Jägerndorf  das  Recht  auf  Gastgericht  abspricht,  weil  er  nicht  Gast 
sei:  er  stamme  aus  dem  Herzogtum  Troppau,  dessen  Herzog  ebenso 
wie  die  Stadt  Brunn  unter  dem  mährischen  Markgrafen  stehe: 

vnde  nofttndvm  rat  omnem  ho  m  ine  in  in  iudicio  cirUuli« 
liruntietuii*  e*xe  himpitem,  t/ui  e.rtra  Moraciam  rettidentiam 
eel  inaiudonem  habet,  </uamri*  etütm  «if  #ub  dotninio  regit 
Hohemiae 5). 

Ähnlich  durfte  sich  die  spätere  magdeburgische  Rechtsprechung 
erklären.    Im  Jahre  13.'iK  wird  zum  eisten  Mal   nur  dem  Gast 

')  Samml.  Magdeb.  Selioffeiispr.  aus  Uresd.  Hds.  hr.  Kap.  50.  Wassersch- 
leben  Hqu.  S.  188  ff.  S.  dazu  Heil  igenstadt  Ordnung  dos  Schulth.  (•••rieht* 
vor  1400?)  17.  Wolf  Urk.  S.  41:  klagende  landUuthe.  die  hier  u»il>  nnfs  ge- 
legen seiud,  of>  die  .  ,  .  hier  ahn  <iis  de  rieht  und  wieder  tu  //au/s  kommen  können, 
die  sollen  des  ^eriehts  warten  und  gehrauehen  gleich  als  die  Horner  allhie  thun.  S. 
auch  oben  S.  64  Anm.  3  und  4. 
a)  S.  oben  S.  123  und  121. 

s)  Stadtr.  (129«- 1307)  III  §4,  Krmisch  S.  51:  in  dieser  Beziehung 
gelten  also  Leute  aus  MeiUen.  Chemnitz,  Dresden  nieht  als  fJäste.  während 
sie  im  Übrigen  durchaus  deren  Rechtsstellung  haben  (vgl.  übrigens  oben  S.  iL' 
Anm.  5).  Dazu  stimmt,  datt  l»ist.  III.  lö  d.  1,  Ortloff  S.  161.  auch  den 
«•inen  Gast  nennt,  der  <»•//  deme  gedin^e  gesessen  ist,  daz  ist  in  ßr  milen,  und 
der  deshalb  Bürgen  setzen  darf  und  nicht  sofort  der  Widerklage  antworten 
muU  vgl.  S.  162  Anm.  1).  Ähnlich  wie  Freiberg,  nur  unter  Begrenzung 
auf  zwei  Meilen.  Bamberg  Stadtr.  (1306)  3.'».  36.  Zöptl  S.  13. 

*)  Schoffenb.  (um  13V)}  18.  KöMcr  11  S.  11. 

4)  Ahnlich  verhalten  sich  Schöffcnb.  (um  1350)  566  und  5ü|,  die  sich 
aber  nicht  speziell  auf  < Jastgerichtc  beziehen:  vgl.  dazu  oben  S.  2<»  ln  i 
Anm.  1  und  2. 
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schnelles  Gericht  gewährt,  der  nachweist,  daß  er  rerrrr  t&mhaßiy 
*»/  ran  detne  richte  tcea  czirelf  niile*).  Schon  Ose  n  b  rüg  gen  *) 
deutet  darauf  hin.  dali  diese  Vorschrift  sich  nach  Wortlaut  und 
Inhalt  nicht  mit  den  oben  wiedergegebenen  aus  früherer  Zeit3) 
vereinigen  lallt;  unmöglich  kann  jemand,  der  in  so  grotter  Ent- 
fernung vom  Gerichte  wohnt,  in  einem  Tage  hin-  und  zurück- 
kommen. Der  Satz  mit  seiner  scheinbar  willkürlichen  Entfernungs- 
bestimmung erklärt  sich  indessen  wahrscheinlich  daher,  daß  zur 
Zeit  seiner  Emanation  der  entfernteste  Grenzpunkt  des  erzhischöf- 
lidien  Territoriums,  soweit  dasselbe  ein  zusammenhängendes  Gebiet 
bildete  i  Exklaven  wie  z.  B.  Jüterbogk  bleiben  also  ausgenommen),  rund 
zwölf  Meilen  von  Magdeburg  entfernt  lag.  da  nämlich,  wo  das  Erz- 
bistum mit  dem  Histum  Havelberg  zusammenstieß.  Insassen  dieses 
Gebiets,  die  zum  Magdeburger  Gericht  ziehen  wollten,  waren  nicht 
genötigt,  andere  Territorien  zu  durchkreuzen.  Gewährte  man  aber 
diesen  Leuten  kein  Gastgericht,  so  lag  es  nahe,  auch  außerhalb 
des  Territoriums  Gesessene  nur  dann  zum  Gastgericht  zu  ver- 
statten, wenn  sie  weiter  als  zwölf  Meilen  von  Magdeburg  entfernt 
wohnten  *). 

Magdfb.  Weist,  ffir  Kulm  133S  7.  Laband  Hgu.  S.  141.  Alphab. 
Samml.  Magdcb.  Schöffenspr.  Kap.  144.  Wasserschlcben  S.  4!».  wiederholt 
•Ii«-  Kntschcidung  jenes  Weistunis,  mir  dali  eine  Kntfcriiung  des  Wohnsitze* 
des  (iaates  von  elf  Meilen  gefordert  wird.  Desgleichen  definiert  Magdeb. 
Kragen  II.  2  d.  8.  Bohrend  S.  löfl,  bei  Kiitschcidung  der  Krage,  ob  einem 
<5aste  ein  Bürger  in  l'erson  zur  Vollstreckung  ausgeliefert  werden  k'">nne, 
den  BegrifT  des  tiastes  dahin  :  ein  ;w/  hcisül,  der  weir  denne  XI  milm  busun 
deine  gerkhte  geses sin  ist  (vgl.  dazu  einmal  oben  S.  IM  bei  Aum.  4  IT.  und  ferner 
S.  170  Anm.  3.  .Yj.  Wahrscheinlich  verdankt  die  Zahl  .elf-  einer  schon  im 
14.  Jahrhundert  entstandenen  falschen  Lesart  von  «-;.  <•//  ihren  Ursprung. 

3)  s.  .}*;. 

3)  S.  oben  S.  I»5J)  Anm.  4.  5.  7,  auch  S.  170  Anm.  I. 

*)  Kino  dem  Weistum  für  Kulm  entsprechende  Kntscheidung  sUdlt  der 
Magdeburgische  SchölTenspru«  h  für  Stendal  1340  O  XXV1L  2,  Behrend 
l'rt.  Buch  S.  112,  dar,  wo  derjenige  Beklagte  nicht  zur  l/cistung  des  Kdcndcn- 
eides  zngelassen  wird,  der  in  der  stud  beseten  is  eder  in  deine  lande  und  also 
dingptiehtieh  (im  neueren  Sinne  des  Wortes)  ist.  Anders  Brau  lisch  weig 
und  Lüneburg  ;s.  oben  S.  30  bei  Anm.  2  und  l.*»7  Anm.  3j.  Der  oben  S.  170 
Anm.  1  angeführte,  olTenbar  aus  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
stammende  Magdeburger  Sehofl'eiisprmh  bringt  übrigens  noch  einmal  die 
ältere  Ansicht  zum  Vorschein. 
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Des  ersterwähnten  Erfordernisses,  der  Wegefertigkeit  der 
« taste,  wird  in  den  f ^uoMoti  verhältnismäßig  nicht  häutig  gedacht. 
Ks  erklärt  sich  dies  dalier,  daß  die  Vorschriften  über  liastgerichte 
i.  e.  S.  sich  immer  auf  auswärtige  (»äste  beziehen,  und  in  der 
überwiegenden  Zahl  der  Kalle  ist  deren  "Wegefertigkeit  selbst- 
verständlich und  offenbar.  Das  Magdeburgische  Sehotl'enrecht 
drückt  jenes  Erfordernis  aus,  indem  es  sagt,  der  (Hast  müsse,  um 
ein  «tastgerieht  verlangen  zu  dürfen,  nicht  bloß  weiter  als  eine 
Tagereise  entfernt  wohnen,  sondern  auch  ein  u-Hder  gast  sein:  er 
soll  beschwören: 

dax  her  ein  wilde  gast  xi  und  alxo  cerre  gexexsen,  dax  her 

tfex  dingt*  eines  fages  nicht  gewichen  mugex). 
Anders   Planck 8 1.    welcher  ein  besonderes   Erfordernis  der 
Wegfertigkeit  des  tiastes  nicht  kennt.    Er  verstellt  nämlich  unter 
einem  wilden  Hast-  ursprünglich  einen  „nirgends  seßhaften  Mann-, 
indem  er  sich  auf  die  Definition  der  Magdeburger  Fragen  beruft: 
wer  tegehch  ran  tcochen  czu   tcochen  unde   con   stetiu  :eu 

stet  in  f  con  laiuh'  :cu  lande  sgne  icandelunge  hat  unde  in  keyner 

xtat  iar   unde  tag  wonhaßt  ig  ixt,   der  heixxzet   unde   ist  ein 

tcilder  gast3). 

Die  Bedingung,  daß  der  (Jast  ein  wilder,  d.  h.  ein  r nirgend 
seßhafter  Mann*4  sein  müsse,  soll  aber  in  späterer  Zeit  fortgefallen, 
oder  richtiger  dahin  abgeschwächt  worden  sein,  daß  der  (iast  über 
eine  Tagereise  weit  sitzen  müsse.  Die  (ilosse  zum  sächsischen 
Weichbild*)  nämlich  identifiziert  den  wilden  und  den  über  eine 
Tagereise  weit  gesessenen  liast: 

ixt  ix  uhir  umme  xchult,  xh  mag  der  burcgrccc  ader  der 
xchuhix  alle  tage  richten,  darumme  das  man  mit  orfeifn  nicht 
dinget i  trenne  worummef  bekennet  der  xchiddigcr  die  schult!, 
der  richtet'  mag  cm  gebieten  by  Sonnenschein  ader  bg  egner 
nacht  zu  beulten,  xo  cerre  ab  der  corderer  eyn  gast  ist  und 

1   Magdfb.  S«li.".flVm\   nach  12151)  Y  £  3.  Laband  K(Ju.  8.  115. 

>)  II  S.  412.  und  zwar  untrr  Berufuiiir  auf  das  mit  dein  S<-hönVnivclit 
vorige  Anm.)  übereinstimmende  Mägden.  Weist,  für  Görlitz  1304)7:  vgl. 
f.rner  lilugnu  lU-vlitab.  (I38fv  .V2<>  und  .V2I,  T/>.li..|,|w  S.  (53,  und  Säehs. 
Weiclibildr.  Art.  XbV  $2.  Daniels  S.  30. 

:t!  Magdeb.  Kragen  11.  5  d.  2,  Kehrend  8.  IT.;. 

4   (ilosse  /.u  Weichbild  XLVI.  Daniels  (iL  S.  3i53,  In  s.  Zeile  13. 
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das  bewirf,  das  er  da*  gerichte  yn  eyner  tagezit  nieht  erlangen 
kann.  (Zeile  Y\)  l>as  mm  ahir  der  gast  bewisen  mit  zwen 
ringern  uj?  den  heiligen  dm  er  eyn  wilder  gast  sy. 

Planck  zufolge  muß  der  Gast,  der  auf  ein  Gast Bericht  Anspruch 
erheht,  in  spaterer  Zeit  also  lediglich  nachweisen,  daß  er  weiter 
als  eine  Tagereise  vom  Geriehtsort  entfernt  gesessen  sei. 

Dem  gegenüber  ist  aber  einzuwenden,  daß,  wenn  die  Glosse 
zum  sächsischen  Weichbild  jene  Gleichstellung  in  der  Tat 
vornimmt,  sie  den  ursprfin glichen  Sinn  der  Worte  wilder  gaxf  nicht 
mehr  versteht1).  Denn  nach  dem  älteren  magdeburgisehen  Schoflen- 
recht  muß  der  Gast,  um  ein  Gastgericht  zu  erlangen,  beschwören, 
daÜ  er  ein  wilde  ga*U  daneben  aber  zweitens  geradezu,  daß  er 
außerhalb  einer  bestimmten  Entfernung  vom  Gerichtsort  gesessen 
sei.  Dem  gegenüber  kann  die  von  Planck  angerufene  Erklärung, 
welche  die  Magdeburger  Kragen*«  dem  Begriffe  wilder  gast  an- 
gedeihen  lassen,  selbst  dann  nicht  ins  Gewicht  fallen,  wenn  sie 
Planck  Recht  gäbe.  Denn  diese  Erklärung  entstammt  einer  späteren 
Zeit,  wahrscheinlich  erst  dem  14.  Jahrhundert,  kann  also  auf 
Mißverständnis  beruhen.  Sie  ist  zudem  offenbar  der  Definition 
nachgebildet,  welche  der  Deutsehenspiegel  7)  dem  Worte  kouflinde 
gibt:  es  sind  das.  wie  der  Deutsrhenspiegel  sagt,  Männer, 

die  o>m  lande  ze  lande  rarnt  mit  ir  kouf*chuze  and  ron 
zungeu  ze  zungen  und  ron  einem  kunwrwlie  in  da:  ander. 

In  Wirklichkeit  wollen  aber  auch  die  Magdeburger  Kragen 
nicht  als  Merkmal  des  wilden  Gastes  aufstellen,  daß  er  nirgends 
seßhaft  ist.  zumal  der  Grund,  weshalb  gerade  solche  Gäste  vor 
andern  hätten  bevorzugt  sein  sollen,  kaum  erfindlich  wäre:  sie 
wollen  vielmehr  nur  zum  Ausdruck  bringen,  daß  es  sich  um  Gäste 
handeln  müsse,  deren  Keisezweck  sie  in  keiner  der  Städte,  die 
sie  berühren,  längere  Zeit  verweilen  läßt.    Dies  wird  in  der  Kegel 


')  Daher  auch  die  korrumpierte  Form  cyn  wyth  ?ist  in  alphah..  Smiunl. 
Magd  i  b.  Schoflenspr.  Kap.  147.  Wasserschlebrn  8.  "id. 
3)  Oben  8.  172  Aiun.  3. 

3)  Deutschenspi»  -gel  Art.  l>  und  ihm  nachgebildet  Schwahen- 
spiegel  Art.  42.  sowie  Augsburg  Stadt r.  um  l-'SOi  Art.  IV2:  vgl.  auch  die 
bei  'iriuim,  Deutsches  Worterb.  il.eipzig)  IV,  1  Sp.  I4.»(i  gegebenen.  sAint- 
lich  späten  Definitionen  de*  Mi-grillVs  u>iLkr  #ut. 
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auf  l'ovt'liüdr1)  zutreffen,  ilie  deshalb  doeh  in  irgend  einer  Stadt 
seßhaft  sein  können.  Solehe  (taste  sind  im  Sinne  der  Quellen 
wilde  Gäste,  oder,  mit  andern  Worten,  Gäste,  die  „wegefertig** 
sind.  Ihnen  bringt  der  Zwang,  das  ordentliche  Ding  abzuwarten, 
eine  ebenso  beschwerliche  (Mario  wie  wegefertigen  Bürgern:  dies«' 
tfiiocio  soll  durch  das  Gastgerieht  vermieden  werden2). 

Von  diesem  Standpunkt  aus  erklärt  es  sich,  wenn  in  den 
späteren  Magdeburgischen  Quellen  bei  der  Besprechung  der  Gast- 
gerichte  anstatt  des  unverständlich  werdenden  und  gewordenen  Aus- 
drucks ictider  ffa/tt  der  Begriff  der  Wegefertigkeit  des  Gastes 
betont  wird3),  und  zwar  häufig  in  einer  Weise,  die  erkennen  läßt, 
daß  ("auswärtiger)  Gast  und  wegtertiger  Gast  den  Quellen  nicht, 
wie  Planck  anzunehmen  scheint,  unter  allen  Umständen  identisch 
sind  4,i.  Das  Gleiche  gilt  außerhalb  des  Magdeburgischen  Quellen- 
kreises.  So  wird  schon  11 'J7  in  «lern  Vertrage  zwischen  Köln  und 
Flandern  jedem  Flanderer  unverzügliches  Gericht  versprochen, 

dum  ....  per  tertnm  ref  per  auuam  paratux  fuerit  ad 
recedrnd  um&). 

'}  Vgl.  oben  S.  18  bei  Anm.  3  und  H. 

»)  So  Magdeburg  l'riv.  (1188)  «5  und  7.  Uband  Ityu.  S.  2.  Vgl.  den 
unten  Anmerkung  5  angeführten  Vertrag  Köln-Flandern. 

3)  Magdeb.  Kresl.  svst.  Scb.  U.  II.  2  d.  35.  Uband  S.  32;  Magdeb. 
Fragen  I.  Ifi  d.  5,  sowie  II.  2  d.  !)a  und  II.  5  d.  1,  Kehrend  S.  142  b/.w. 
H50  und  172:  Klume  des  Ssp.  (um  1400)  I.  K  nr.  21.  ISLdK.  S.  3fi3. 

*)  In  Magdeb.  Schöffcnr.  der  dresdener  Hdschr.  Kap.  15(5.  157. 
Kehrend  S.  234,  wird  auf  die  Krag«',  ah  man  festen,  die  do  we$e/er/i?  sint  ader 
nkkt  vegejerlig,  .  .  .  notding  .  .  .  fielen  sn/le  auswendig  eeft/en  dingen,  die  Antwort 
erteilt:  wtgtfertiqtn  gesten,  dit  d«  verre  besessen  synt,  das  sie  '.cum  gehegten 
dingt  nie  hl  komen  können  .  .  .,  den  sal  man  .  .  .  alle  tage  ruhten.  In  alpbab. 
Samml.  Magdeb.  SchötTenspr.  Kap.  2G4a.  Wassersebleben  S.  83,  wird  er- 
örtert, wie  es  mit  einem  vom  «iast-Schuldner  dem  <  last-»;  laubiger  aulier- 
gerichtlieb  gesetzten  Pfände  zu  halten  sei.  wenn  de  gast,  deine  du  panth  be- 
setzet v»,  wer  dt  7i>eehv<->  dieh  ;  und  ebenda  Kap.  427,  Wasserschieben  S.  118. 
beilit  es,  jemand  habe  zur  Verhandlung  seiner  Klage  einen  Kevollmacht igten 
in  der  S,tadt  zurücklassen  müssen,  da  er  en  gast  unde  wech'trdich  gaoeszen 
ys.  —  Planck,  der  das  Moment  der  Wegfertigkeit  der  «JSste  völlig  unbe- 
rücksichtigt laUt,  findet  deshalb  in  II  S.  412  Anm.  auch  für  die  unten 
S.  175  bei  Anm.  3  wiedergegebene  Stelle  nicht  die  xutretTende  Pentling. 

Hansisches  l'rk.  K.  1  S.  25.  Für  den  Seeverkehr  tindet  sich  Knt- 
sprechendes  in  den  Freiheiten  von  Kampen  für  Norwegen  f  1305)  3.  Hans. 
I  .  K.  11  S.  33:    Nnr  Solehe  <iSstc,    die  navon  nd  via/u  miniiue  preparalam  be- 
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In  Freiberg  muß  der  beklagte  Gast  dem  Richter  versichern: 

Her  viehler,  ich  bin  ein  ga*t  unde  hin  iregeveiiik  .  .  . 
Tut  ii-ol  unde  fertiget  mich l). 

Ähnliches  wird  auch  anderwärts  hanfig  ausgesprochen*). 

Nicht  wegefertige  Gaste  dagegen,  die  sich  auf  längeren, 
wenn  auch  nicht  dauernden  Aufenthalt  in  einer  Stadt  eingerichtet 
haben,  müssen  sich  gleich  den  bürgern  mit  dem  langsameren 
ordentlichen  Verfahren  begnügen: 

war  »-ulf,  (Ute  ein  Uorgher  d keine  anderen  «ine  in  hör  ff  her  e 
im  Beul  dich  y  Beul  inen  durhdingen  ncer  Xfl/f  nackt.  Unde 
ul  dhen  ghe/tten,  dhe  hir  pleghen  tu  I ieghende  tan 
einer  tif  tue  anderen,  lieh  umen  hurgheren  XII 11  nackt3*. 

c)  Daü  die  erwähnten  Voraussetzungen,  die  Wegefertigkeit  (beim 
Gast  oder  beim  Bürger)  und  die  gehörige  Entfernung  des  Wohn- 
sitzes (beim  Gaste),  in  der  Person  des  betreffenden  Antragstellers 
vorhanden  3ind,  muß  dieser  der  Gegenpartei  in  irgend  einer  Form 
nachweisen.  Freiberg  scheint  sich,  wie  erwähnt,  mit  der  ein- 
fachen Versicherung  des  Berechtigten,  er  sei  wegefertig,  zn  be- 
gnügen4). Magdeburg  verlangt  dagegen  vom  klagenden  wie  vom 
beklagten  Gast  ausdrücklich  den  oben5)  initgeteilten  Kid,  der  so- 
wohl die  Wegefertigkeit  wie  die  Entfernung  des  Wohnsitzes  be- 


sitzen, als*»  noch  längere  Zeit  in  der  Stadt  liegen  müssen,  dürfen,  ehe  es 
zum  (rastgericht  wegen  Frevel  kommt,  sich  für  das  Erscheinen  ihrer  be- 
klagten Mitbürger  verbürgen  und  diese  so  vor  der  Sicherungshaft  bewahren. 

»)  Stadtr.  (1286    1307)  III  §  3.  Krausen  S.  öd. 

*}  Hagenau  Stadtr.  (1 164}  18,  s.  oben  S.  153  Anni.  2:  k  leine«  Kaiser- 
recht (nach  1300)  1.  16  und  17.  s.  oben  S.  158  bei  Anm.  1-3:  Hörde 
Ucchtsbr.  (1340)  21,  «jengier  St.  \l.  S.  198:  liegen  einen  Cornau  o$  wttkvertig 
Man,  der  </«>/-  dty  suu  vert,  ryi  n<e  gheyt,  darf  der  Bürger  rasches  Bericht  be- 
antragen und  umgekehrt  gegen  den  Bürger  ein  i,wt,  </ey  eyn  xvtth>tnii%k  man 
wert. 

3)  Hauiburg  Stadtr.  (1282)  M.  XI.  I.appenberg  S.  147,  ein  Zusatz 
gegenüber  dein  Stadtr.  (von  1270)  IX.  14,  ebenda  S.  55.  Wegen  Magdeb. 
Fragen  II.  5  d.  3,  Kehrend  S.  173.  s.  oben  S.  10  und  13  in  und  bei  Anm.  3 
bzw.  3.  Mißverständlich  Planck  II  S.  412  (s.  oben  S.  174  Anm.  4). 

*)  Stadtr.  (1296-1307)  III  $  3  und  Hatswillk.  (um  1350)  12,  Krumch 
S.  50  bzw.  274. 

•)  S.  172  bei  Anm.  1. 
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rflcksichtigt 'i.  mindestens  aber  (wie  beim  Bürger  die  eidliche 
Versicherung  der  \Yegeferrigkeit5),  so  beim  Mäste)  die  eidliche 
Behauptung,  daU  er  nicht  dimjpjliehtiij  sei*).  Selbstverständlich 
kann  dem  Antragsteller  die  Ableistung  des  Eides  von  der  Gegen- 
partei erlassen  werden4).  Ist  der  Eid  geleistet  und  erweisen  sich 
die  beschworenen  Tatsachen  nachträglich  als  unwahr,  tritt  z.  B. 
der  Bürger  die  Reise  nicht  an,  so  ist  Wette  und  Buße  zu  erlegen  *). 

Abgesehen  von  den  Fällen,  in  denen  der  Berechtigte  den 
Antrag  gleich  im  ordentlichen  Ding  stellt*;»,  muß  er  die  ge- 
nannten Voraussetzungen  seines  Antrags,  auf  welche  er  oder  die 
Gegenpartei  im  Wege  der  hulpemh  7)  hinzuweisen  in  der  Eage  ist. 
entweder  vor  dem  Einzelrichter  beschworen,  wofern  dieser  nach 
den  tT instünden  des  Falles  befugt  ist  auch  in  der  Sache  selbst 
zu  entscheiden1*;;  oder  aber  er  schwört  vor  einem  außerordentlich 
gehegten  Ding,  wenn  der  Ein/elrirhter  nicht  ohne  Beisitzer  in  der 
Sache  zu  Gericht  sitzen  darf1')  und  also  diese  Beisitzer  berufen 
muß.  sobald  Antrag  auf  Gastgericht  bei  ihm  gestellt  ist. 


'}  Kbcnso  Magdeb.  Kragen  II.  5  d.  2,  Bchrend  S.  17."».  und  säe  Iis. 
Weichbildr.  XI.V.  §  2,  Daniel*  8.  3<».  Vgl.  Prag  Itcclitsbuch  14.  Jahrb., 
21,  Uoülcr  I  S.  10«.  und  dazu  oben  S.  173  in  und  bei  Anm.  1. 

«}  Magdeb.  Bresl.  syst.  Seh.  II.  II.  2  d.  35  und  III.  2  d.  «4,  Laband 
S.  32  bzw.  94. 

3;  Magdeb.  Weistum  für  Kuhn  (1338;  7.  Laband  K^u.  8.  141:  Magdeb. 
Bresl.  syst.  Sch.  IL  II.  2  d.  3.'».  Laband  8.  32:  Magdeb.  nl]diab.  Saminl.  v<»n 
Sehfdfenspr.  Kap.  144.  Wasserschleh.  n  8.  41»:  blosse  riitu  siiehs.  Weichbild, 
s.  oben  8.  172  bei  Anm.  4. 

V  Wciehbildrecht   der  lirenbaeher  Handschrift.   Laband  8.  S7 

und  S.  MC  Anm.  d  zu  Magd.b.  SehöflVnr.  V  §3. 

'•>)  Magdeb.  Br.-sl.  syst.  Sch.  lt.  III.  2  d.  «4,  Laband  8.  94. 

'''»  Vgl.  oben  8.  IfiS  Anm.  4  und  IM  st.  III.  15  d.  I,  Ort-Ioff  8.  HU. 

?  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  K.  III.  2  d.  «!4 .  Laband  8.94.  wo  der 
beklagte  Bürger  seine  Wegefertigkeit  geltend  macht  und  schnelles  töricht 
fordert.  In  Bochold  Stnt.  (15.  Jahrb.  57.  Wigand  III.  1  8.24.  wende! 
umgekehrt  der  mihi  <iast  beklagte  Bürger  im  Wege  der  hoipercd(  ein.  daU 
der  Kläger  die  Kcziprozitftt  bei  der  < M-wälirung  von  <rastgerichten  nicht 
nachgewiesen  habe.  Dieser  Nachweis,  durch  ölVeiitliche  l'rkunden  der  Heimat- 
stadt des  (iastes  zu  führen,  erscheint  in  manchen  Städten  ebenfalls  als 
ausdrückliche  Voraussetzung  des  Antrags:  vgl.  oben  8.  153  Ann».  4. 

*)  So  bei  schlichten  Schuldklagen  in  Magdeburg:  vgl.  Magdeb. 
Schöffenr.   nach  12(51]  V  $3.  Laband  iM/u.  8.  115. 

So   bei  Scbuldklageii  mit    Zeugciiati.sprcchcn    in  Magdeburg:  vgl. 
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VII.  Die  Organisation  des  Gastgerichts. 

1.  Die  zur  Entscheidung  eines  Rechtsfalles  hesomlers  berufenen 
(Jastgerichte  (im  enteren  und  im  weiteren  Sinne)  gehören  zur 
(Jattung  der  Notgerichte ').  Die  erforderliche  Eile  kann  unter 
rmstiindeu  sogar  die  Ersetzung  der  Person  des  Einzelrichters 
durch  den  Büttel*)  oder  durch  einen  beliebigen  Bürger  erforderlich 
maclien.  wenn  die  Parteien 

<fe*  rickfers  m  schirr  nicht  murhtm  geheMien*). 

Übergeht  man  die  Falle,  in  denen  der  Hichter  auch  im  gewöhn- 
liehen  Prozeü  allein  richten  darf,  so  zeigt  sich  die  Kücksicht  auf 
Beschleunigung  namentlich  hei  den  Hegeln  über  die  Heranziehung 
der  t'rteiltinder.  Entweder  dürfen  die  (zur  regelmäßigen  Besetzung 
des  Uerichts  gehörigen)  Schölten  hezw.  Ratsherren  durch  andere 
Bürger  ersetzt1)  oder  aher  die  Zahl   der  Schoflen   hezw.  ihrer 

Magdeburg   Schöffcnr.  (nach  V  §3.   I.aband  R<Ju.  S.  llö.  mit  dem 

Zusätze  des  Weist,  für  tJörlitz  '1304;,  ebenda  S.  HC  in  Amn.  e. 

')  S.  oben  S.  148  bei  Amn.  "i. 

")  Kai n  Hechtshr.  (133*/.  5,  gedruckt  bei  ( »senbrüggen  S.  4JI. 

3;  Herlin  Stadtb.  <13!>7  I  qu.  I!).  Kidicin  I  S.  4«J  und  ."»0.  Nachdem 
in  dieser  städtischen  Willkür  (olde  und  ui\r  radmanne  siut  desser  suke  eyn  unden) 
Termine  und  Mite  für  das  alle  14  Tage  abzuhaltende  ordentliche  Ding  und 
alsdann  für  die  zweimal  in  der  Woche  zur  Krledigunj.'  .schlichter-  Klagen 
stattfindenden  < Jerichtstage  festgesetzt  sind.  heiLlt  es  weiter:  .v.vy/  e-k,  dal 
eyne  Jeme  anderen  schuldigen  wo/de.  dat  wer  tarier,  gast  •'der  gebar,  und  des 
richten  so  sehire  nicht  inmitten  ^ehebben,  n>  sai  eyn  borger  deute  andern  rietiten, 
wenle  an  den  rieh/er.  Ks  steht  hier  offenbar  nicht  —  etwa  in  Anlehnung  an 
SLdK.  I.  03  und  I.  ">7,  sowie  an  Magd  eh.  Hechtsmitt.  für  Hrcslau  (I2<>1 
8.  10  bei  l.aband  U^u.  S.  1">  Kürung  eines  Richters  zur  Aburteilung 
haudhafter  Tat  in  Krage,  sondern  die  notwendigerweise  schleunige  Knt- 
seheidung  von  .schlichten-  Schuldklagen  zwischen  Hürgern  und  Auswärtigen 
au  Tagen,  an  denen  der  Hichter  nicht  so  wie  so  auf  der  Spieebrücke  zwischen 
Herlin  und  Köln  zu  Bericht  sitzen  muLl.  Können  ihn  die  Parteien  nicht 
erlangen,  so  wählen  sie  selbst  (und  nicht,  das  Dingvolk,  wie  Kuhns  11  S.  iMO 
offenbar  in  der  Voraussetzung  haudhafter  Tat  unrichtig  meint)  einen  Hürger 
zum  Hichter.  der  imlessen.  wofern  der  ordentliche  Hichter  nachträglich  er- 
scheint, diesem  Platz  machen  muU. 

*)  In  der  Krneuerung  des  städt.  Landfr.  zw.  Münster.  Osnabrück. 
Soest  und  Dortmund  1338;,  Hans.  I*.  H.  II  S.  277,  wird  aber  ausdrück- 
lich versprochen,  daß  die  seliepenen  den  Klägern  binnen  dreyn  tagen  zu  ihrem 
Hechte  verhelfen  sollen. 

kmlorft,  liediKst.'lliuiK  der  « >ä»tu  12 
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Ersatzmänner  darf  herabgemindert  werden.  Den  ersten  Weg  schlug 
schon  HKS  Magdeburg  ein.  Wenn  eyn  ding  busneu  rechtem  u*- 
geleyetem  dinyr  gehegt  wird1)  und  im  Regelfalle  Schritten  zugezogen 
werden  mußten,  darf  die  Vrteilfinderhank  zum  Teil  oder  ganz  aus 
Bürgern  bestehen,  «i  W>im  iudice*  f>rc*ente*  wm  eint*).  Doch 
nicht  nur  wurde  dieser  Krsatz  gestattet,  es  wurde  auch  die  ur- 
sprüngliche Vollzahl  von  sieben  Schriften  (und  evtl.  eben  so  vielen 
Bürgern)1)  im  Laufe  der  Zeit  auf  zwei  Schöffen  (und  damit  jeden- 
falls auch  auf  evtl.  nur  zwei  Bürger)  herabgemindert  4).  Als  das 
Charakteristische  dieser  Gastgerichte  ward  infolgedessen  die  Be- 
setzung mit  Bürgern  empfunden 5).  —  In  Freiberg,  wo  im  ordent- 
lichen Ding  die  Ratmannen  als  Beisitzer  fungieren,  scheint  man 
sogar  bei  «Jastgerichten,  in  denen  der  Richter  nicht  allein  richten 
durfte,  in  erster  Linie  nicht  die  Ratsherren,  sondern  sonstige 
irhafte  hüe  als  Urtoilfinder  berufen  zu  haben6»;  ein  gleiches  ist 
von  Wien  zu  sagen1).  —  Wie  in  Magdeburg")  und  in  Prag9), 
so  wird  auch  in  Brünn10/  und  namentlich  in  Koblenz  die  Zahl  der 
Schritten,  die  im  (iastgericht  amtieren,  herabgesetzt.  In  Koblenz 
lallt  der  Schultheiß,  sobald  Antrag  anf  g<t**eiuiericht  bei  ihm  ge- 

»)  Magdeb.  Fragen  II.  5  <l.  1.  Mehrend  S.  172. 

»i  Magdeb.  erzbisch.  Priv.  (1188)  »J  bis  8.  Laband  H^u.  S.  2. 

r)  Falsch  Osenbrfiggcn  S.  53;  nichts  spricht  dafür,  datl  bereits  MKS 
nicht  mehr  sieben  .Schöffen  bzw.  Ersatzmänner  verlangt  wurden. 

4)  Magdeb.  Hechtsmitt.  an  Görlitz  (1304)  7,  bei  Laband  RUji.  S.  11« 
als  Note  e  zu  Magdeb.  Schöffenr.  (nach  12<>l)  V  $  3:  da  bedarf  man  cswier 
stkepfen  zu.  Den  Grund  dieser  Herabminderung  deutet  die  Naumburger 
Handschr.  des  Magd.  Schöffenr.  (nach  126! \  Laband  HQu.  S.  100  und  S.  llf. 
Anm.  f  zu  V.  3,  mit  dem  einer  l'berbnrdung  der  Schöffen  entgegen  arbei- 
tenden Satze  all :  is  in  sai  ouek  nie/i  ein  selupfe  nach  einander  driens  vrteil  7'inde, 
im  Gastgericht  nämlich.  Infolgedessen  mullte  bald  eine  Vollbesetzung  der 
Hank  mit  Schöffen  von  vornherein  als  undurchführbar  erscheinen.  —  Eben- 
falls nur  zwei  Schöffen  verlangt  Prag  Hechtsbuch  14.  Jahrb.)  22,  Hößler 
I  S.  108. 

'■>)  Vgl.  oben  S.  148  bei  Anm.  3. 

ti)  Hatswillk.  (um  1350)  12.  13,  Krmisch  S.  274,  mit  Hatsschluü  1 1873), 
nach  Schott  ,  das  Stadtr.  d.  Stadt  Freiberg  i.  S.  (1775)  S.  89  gedruckt  bei 
Planck  II  S.  414. 

7)  Wien  -Neustadt  Stadtr.  (13.  Jahrb.)  45,  Winter  S.  152. 

")  Oben  in  und  bei  Anm.  4. 

,J)  Oben  Anm.  4. 

»";  Hölib  r  II  S.  LXVII  über  «las  indiäum  exlraordbMrium. 
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stellt  ist.  Schöffen  zu  sich  entbieten.  n\ß  ryel  nlß  nutu  ,Ue  Zeit  an 
kamen  ma<jl).  Während  des  Marktes  hegt  man  in  Koblenz  den 
auswärtigen  Kauf  leuten  sogar  ein  yashjnicht,  das  autter  mit  dem 
Schultheiüen  5;  nur  mit  zwei  anstatt  mit  sieben  Schuften  besetzt 
wird,  dafür  aber  in  der  Person  des  Hurgermeisters  eine  dem  Gast 
besonders  günstige  Verstärkung  erhält5):  denn  der  Hürgermeister 
ist  Vorsitzer  des  dem  Gastgericht  notwendig  vorausgehenden 
Schiedsgerichts  (cersln -fiten),  in  dem  die  Gegenpartei  (trotzdem  der 
Gast  Schuldurknnden,  vom  Hürgermeister  oder  von  zwei  andem 
Bürgern  beglaubigt,  vorgelegt  hat)  ihre  Schuld  nicht  hat  aner- 
kennen und  gutwillig  berichtigen  wollen. 

1».  Diese  eigentümliche  Organisation  des  Koblenzer  Gastgeriehts 
erinnert  daran,  daU  auf  deutschem  Huden  hier  und  dort  Gerichte 
existierten,  welche  nicht  nur  als  „rmhildungen  des  gewöhnlichen 
ordentlichen  Gerichts**4)  zusammentraten,  snndeni  neben  diesem  in 
Permanenz  mit  der  aussch lieblichen  oder  doch  hauptsächlichen 
Aufgabe  bestanden.  Gaststreitigkeiten  zu  rascher  und  zweckdien- 
licher Erledigung  zu  bringen. 

a)  Solche  Gerichte  sind  natürlich  nicht  gemeint,  wenn  An- 
gehörige fremder  Länder  und  Städte  in  einer  dritten  Stadt  die 
Angelegenheiten  einer  von  ihnen  gebildeten  Genossenschaft  de  iure 
communi*)  in  gemeinschaftlicher  Zusammenkunft  (morgiMprace) 
beraten  und  eine  den  genossenschaftlichen  Zwecken  dienende  Straf- 
gewalt über  ihre  Genossen  ausüben.  Streitigkeiten  Einzelner  unter 
einander  soll  die  Gesamtheit  der  in  der  dritten  Stadt  anwesenden 
Mitbürger,  evtl.  nach  Wahl  eines  besonderen  tWe.r,  in  Güte 
schlichten;  gelingt  letzteres  nicht,  so  soll,  wie  die  Heimatstadt 
in  solchem  Kalle  vorschreibt,  keinerlei  Zwang  gegen  die  Parteien 
ausgeübt,  sondeni  der  Austrag  der  Streitigkeit  bis  zur  Rückkehr 
in  die  Heimatstadt  vertagt  werden*).     Keiner  soll  den  eigenen 

')  Altos  Gerichts!).  (I3t;H  -1-12-1)  1»  b.-s.  §  1,  Bär  S.  i>3  f. 
'}  amptman  ~  SchultheiU:  vgl.  Bar  S.  2<l.  K4. 
•■»}  Stadtr.  '1383  21,  Bär  S.  Wl.  .'»3. 

*}  Kictschel  S.  2(X;.  207 :  Stol/.  s  B.üYnk.'ii  S.  79}  «••«••n  dies.-  Aus- 
dmrkswrisi'  sind  grundlos. 

5;  I'riv.  Kaiser  liudolfs  I.  für  dir  lübtsch«*»  KaunYut.-  ,127  V.  IJib. 
I'.  B.  I  nr.  300. 

A)  Medebach  Stadtr.    lHtf)  17,  Keutg.n  trk.  S.  147:   So.-sl  Stadtr. 
v..r  I2(M).  2!>.  Keulen  l'rk.  S.  141.  und  «lt.-  Sehr».-  um  13.->*t;  114.  Srib.  itz 

12» 
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Mitbürger  etwa  im  Gericht  der  dritten  Stadt  verklagen').  Auch 
deutschen  Gerichten  gegenüber  der  S5itz-  den  st*de  Air  seine 
Ripen-  und  Danemarkfahrer  autstellt2),  wonach  miwut  uth  d*>r 
kumpenye  böse  Worte.  Schläge.  Stölie  und  sonstige  anroyhr  in 
fremdem  Gerieht  klagen  soll,  it  ne  *i  dat  de  unoayhe  *o  yrot  *i 
dat  he  van  den  hnea  Utah'  ran  den  cyheden  daitho  dirunyhen*) 
weide. 

Wahrend  aber  auf  Grund  besonderer  Vertrüge  die  Hanse, 
namentlich  die  Lübecker,  in  Flandern4)  und  auch  in  Holland5) 
die  Ausübung  einer  wirklichen  Gerichtsbarkeit  mit  vollziehender 
Gewalt  erlangten,  dergestalt,  daß  sie  entweder  völlig  selbständig 
oder  aber  in   Verbindung  mit  den  richterlichen  Instanzen  des 


11  S.  398:  Dortmund  au  seine  Kärger  und  Kaufleute  in  Antwerpen  (132i>i, 
Hans.  I'.  H.  II  S.  212. 

')  S.  oben  S.  44  IT. 

*)  (um  13.W  10,  Hans.  I.B.  III  S.  90. 

s)  Hierbei  sei  an  den  Satz  des  Stadtrcchtsbnchs  von  Frei  sing  (1328) 
69,  Maurer  S.  319.  320.  erinnert:  Es  soll  auch  kahs  richtet-  kitin  gast  no/tnn  das 
er  sein  klag  volfur  dann  iimb  drm-  ding,  das  ist  umb  dnvberey  unnd  raub  unna 
fodsitg  dy  nimm  menschnn  an  sein  er  oder  seinen  leib  gent  werdenn  (so  Lesart  bei 
.Maurer:  offenbar  richtiger  heilit  es:  ioer  d<un)  nnnder  <üirumb  bechlaggt  den 
ma$  der  Kühler  wol  nöttrnn.  das  er  das  recht  volftir.  Diese  Vorschrift  ist  mit 
Kncksicht  darauf  gegeben,  daß  längere  Daner  eines  nicht  im  gast  gericht- 
lichen Verfahren  zu  erledigenden  Prozesses  dein  «Jast  u.  V.  die  Wahl  zwischen 
Klagerficknahmc  (und  damit  Bulle  n.  Wette)  oder  schadenbringendem  weite- 
rem Aufenthalt  in  der  Stadt  stellt.  Doch  steht  dieser  Freisingsche  Satz 
wohl  ziemlich  allein.  Wenigstens  werden  gerade  von  »iästen  sehr  häutig 
Kautionen  dafür  verlangt,  daß  sie  die  gegen  einen  Hurger  erhobene  Klage 
auch  durchfechten  werden,  und  diese  Kaution  verfallt  natürlich,  sobald  die 
Klage  zurückgenommen  wird. 

*)  Priv.  des  «trafen  von  Flandern  für  die  Kaufleute  des  römischen 
Reiches  in  Flandern  (1307)  6  und  ( 13(50)  7,  Hans.  I".  H.  II  S.  .»3  bezw.  III 
S.  245.  und  in  Brügge  (1309)  12  und  (1360)  11.  Hans.  V.U.  II  S.  f.7  bzw.  III 
S.  257:  I'riv.  des  Herzogs  von  Lothringen  für  die  deutschen  Kaulleute 
(1315)  6.  12.  14.  20,  Hans.  V.  W.  II  S.  IOU-108:  Beschlüsse  des  Hansischen 
Kontors  zu  Brügge  (1318/4!»)  4.  5  und  136061;  10.  Hans.  V.  W.  III 
S.  347.  348. 

5)  Priv.  des  trafen  Ton  Holland  für  Lübeck  (1298),  Lfib.  V.W.  1 
ur.  675:  Verk.  Priv.  des  Begenten  von  Holland  für  die  Kailfleute  der 
Hause  (1358,  17,  Hans.  I".  B.  HI  S.  177. 
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auswärtigen  Aufenthaltsorts  richteten  und  vollstreckten1),  waren 
derartige  Bevorzugungen  Nichteinheimiseher  auf  eigentlich  deutschem 
Boden  grundsätzlich  nicht  bekannt*).  Man  muß  es  also  als  eine 
Ausnahme,  gegründet  auf  eigenartig  gestaltete  Verhältnisse,  an- 
sehen, wenn  Bischof  Albert  von  Riga  iiwrcatorilm*  l>un«in  et  vaettrm 
porfu*  Lirouiae  freyuenttttdifw*,  insbesondere  den  gothländischen 
Kaufleuten,  Privilegien  erteilt,  wie  sie  der  deutsche  Kaufmann 
anderwärts  im  Auslände  in  Anspruch  nahm  und  wie  sie  namentlich 
die  xocietu«  xeu  rottsotitd  ita*  merratnrum  auf  tiothland3i  besaß. 
Nach  jenem  bischöflichen  Privileg4)  darf  nämlich  jede  einzelne 
ririta*  uneingeschränkt  e.rcexMU«  *u»x,  d.  h.  Delikte  ihrer  Mitglieder 
unter  einander,  richten,  während  der  bischof  liehe  iude.v  entscheidet, 
einmal  wenn  ein  Teil  bei  ihm  klagt,  zweitens  über  die,  </tti  ad 
nulluni  cit'itahin  hobent  rtxp»rtuiny  schließlich  int  er  cicrx,  d.  h. 
wenn  Streitigkeiten  zwischen  Angehörigen  verschiedener  cicitate* 
wie  auch  mit  Kigisehcn  Burgern  vorliegen.  Durch  diese  Vor- 
schriften wurde  der  ausdrucklich  ausgesprochene  (irundsatz:  mper 
ifilda*  e»t  priwiptile  (d.  h.  das  fürstliche  Vi  indirium  gestfitzt  und 
xine  ipixcopi  auetoritate  das  Knt stehen  einer  yilda  communis,  wie 


l)  Alinliclics  auch  Hinterwärts.  Vgl.  I'riv.  des  Fürsten  von  H Q <;  c  n  für 
Lübeck  (1224;,  Lnb.  I'.  B.  I  iir.  27,  wo  tfemeinschaftliches  Bericht  eingesetzt 
wird:  l'riv.  BestAt.  des  K-'-uius  von  Dänemark  für  die  deutschen  Kaulleute 
auf  Skanör  und  Falstcrbode  I32»v  .j,  Hans.  I'.  B.  II  S.  188.  S.  auch  die 
lübischcn  an  Dänemark  gerichteten  Forderungen  1 3 1  Hans  l*.  lt.  II 
S.  124  und  unten  bei  Ann».  3  und  S.  1S2  bei  Anin.  1. 

!  Zu  erw Ahnen  wäre,  dal!  in  Deutschland  die  von  verschiedenen  Terri- 
torien geschlossenen  Land fricdeiisx ertrage  Landfriedensgerichte  einsetzten, 
welche  zuweilen  auch  und  zwar  ineist  hinnen  genau  bestimmter  Frist  Frivat- 
streitigkeiten  der  beiderseitigen  I  ntertaiien  (namentlich  auch  bei  Schtlld- 
klagcn)  zu  entscheiden  oder  doch  über  Kechtsweigerung  im  einzelnen  Terri- 
torium zu  wach,  ii  hatten.  Vgl.  Franklin  II  bes.  S.  29  und  ."}<>.  und  ferner: 
Vertrag  zwischen  Kv  er  st  ein  und  Homburg  (1339  t,  Sudemiorf  I  S.  332: 
Bündnis  zwischen  Köln,  Münster.  Soest,  Hort  mund  usw.  (I3ö2,  4  und 
.*»,  Hans.  I".  B.  III  S.  112:  Bündnis  zw.  Loch  und  Ravensberg  13l>l  , 
Lacombbt  III  S.  511:  Vertr.  zw.  Mecklenburg  und  Lübeck  (13o'.j).  Lüh. 
F.  IL  III  nr.  52M:  Landfr.  zw.  Köln.  Luxemburg.  Jülich.  Aachen  137')). 
Ucomblet  III  S. 

3)  Maurer  StAdtcvcrf.  II  S.  2»>.r». 

*)  (1211),  Hans.  V.  B.  I  S.  38. 

*)  Vgl.  Kiga  Stadtr.  ( 1 22">  -  - 1 238,.<  30.  Napierskv  S.  9. 
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<  totlihmd  eine  sulrlie  besaß1),  für  Riga  verhindert.  Dies»«  den 
fremden  Kautleuten  verliehene  (Jerichtsbarkeit  ist  in  späterer  Zeit 
in  der  Weise  ausgedehnt  worden,  daß  sie  nicht  nur  Delikte,  die 
in  littore  marin  aut  ri/ti*  ßuminum  und  zwar  inter  «e  ij>so«  verübt 
wurden,  durch  gewühlte  Richter  und  nacli  gothländischem  Recht 
entscheiden,  sondern  auch  Klagen  richten  durften,  welche  Ein- 
heimische l»ei  den  Richtern  gegen  die  Kautieute  anbrachten,  in 
diesem  Falle  allerdings  unter  Zugrundelegung  des  ri fischen  Rechts5). 

Unhaltbar  dagegen  ist  die  Ansieht  Bart  hol  ds*),  wonach 
Heinrich  der  Lowe'»  für  das  (Jebiet  seiner  sächsischen  I«mde  den 
eingeborenen  gothländisehen,  also  nicht  deutschen  Kaufleuten  einen 
eigenen  Richter  ihres  Stummes,  Lichnatus  mit  Namen,  verstattet 
habe.  Lichnutus  fungiert  vielmehr  lediglich  als  muttiu*,  d.  h.  als 
Bevollmächtigter  der  (Jothländer  bei  den  Verhandlungen  mit  dem 
Herzog  in  Artlenburg,  ebenso  wie  Odelrieus  als  Bevollmächtigter 
der  deutschen  Kaufleute  auf  (tothland.  Während  aber  der  letztere 
in  Erneuerung  eines  alten  Zustandes*')  ausdrücklich  zum  adeocufus 
et  iude.r  der  deutschen  Kaufleute  auf  tiothland  vom  Herzog  be- 
stätigt wird,  spricht  nichts  dafür,  daß  dem  Lichnatus  eine  ent- 
sprechende fJewalt  über  die  (Jothländer  „in  Lübeck  oder  für  die 
andern  sächsischen  Städte**  hat  eingeräumt  werden  sollen. 

b)  In  (Jegensatz  zu  dem  bisher  Erwähnten  stehen  alle  die 
Organisationen,  die  als  einheimische  Berichte  der  einzelnen 
Stadt1'),  aber  speziell  für  Gastsachen.  fungieren.  Diese 
Berichte  verdanken  den  besonderen  örtlichen  Verhältnissen  ihre 
Entstehung.  Trotz  ihrer  vereinzelten  Erscheinung  wirft  die  Tat- 
sache ihrer  Existenz  doch  Licht  auf  die  Rücksichtnahme,  die  mau 


(Jierko  1  S.  352:  Maurer  Städtcvcrf.  [I  S.  2<!4  f. 

Vgl.  ..bcn  S.  24  Atiin.  3. 
3)  (icschichte  der  deutschen  Hansa.    Leipzig  (1854).  1  S.  I3!>. 
Vi  l'riv.  (II Lfib.  V.  H.  1  nr.  3. 
5;  S.  Höhlbaum  in  lfans.  <usch.  Hl.  (1872  S.  48. 

,;  Innerhalb  der  Hesitzungen  des  Bischofs  und  des  I 'oiukapitcls  von 
Slogan  behält  .sieh  der  Herzog  von  Schlesien  foo  honoir  Juaitus  hus- 
schlicülich  Jurisdiktion  und  <  Jcwettcaiispruch  bei  StraUenraub  vor,  cum  sci/ket 
iiuroUor  c.vtruneus  tif  fortilmi  alt  aus  veniens  tfoiiatur  'Urkunden  Voll  1253 
und  12G1,  Tzschoppe  S.  331  und  348}:  hier  besteht  also  besondere  IJa.st- 
geriehtsbarkeit  in  aulierstädtischeiu  < Jebiet. 
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namentlich  an  verkehrsreichen  Plätzeu  in  prozessualer  Hinsieht 
dem  Auswärtigen  schuldig  zu  sein  glaubte. 

«.  Zuerst  zu  erwähnen  wäre  Magdeburg.  Hier  durften  seit 
1 1 7<>  die  mercatttret  de  Burcli  tt  rcliqtti  tramalbini  mercatores  ff 
neyociatvre*  ihre  Waren  in  einer  curia  nahe  dem  Markte  unter- 
bringen und  verkaufen1).  Uelegentlich  eines  Wiederaufbaues  des 
abgebrannten  Hauses  rjJ4  bestätigte  der  Erzbisehof  von  neuem, 
quod  nu litis  in  ea  cum  e  indem  burgensibtiH  iudicandi  aliquant 
habeat  ptttenfttt^m  /trefft'  mint- tum  noatrum  ad  hoc  special  i  ter 
deputatum-).  Wie  weit  die  Zuständigkeit  dieses,  mit  dem  erz- 
bischöflichen  SehultheiUen  oder  Burggrafen  offensichtlich  nicht 
identischen  Rcamten  ging,  ist  nicht  fiberliefert. 

■j.  Ob  auch  der  Fremden  vogt  des  Rigischen  Hechtes  eine 
ursprüngliche  Schöpfung  des  Stadtherrn  ist,  wird  nicht  gesagt, 
Die  pereyrini,  die  pclet/rimc,  welche  alljährlich  seit  dem  1*2.  Jahr- 
hundert wegen  der  nordischen  Kreuzzuge  aus  allen  (legenden  in 
Riga  zusammenströmten,  hatten  in  Livland  schon  früh  eine  ge- 
meinsame Organisation  erlangt3)  und  besaßen  laut  einer  Verord- 
nung, wo  mcn  der  peletjrime  coghet  keien  W4),  in  Riga  das  Recht, 
sich  selbst  einen  udnuatu*  zu  wählen.  Dieser  Vogt  erscheint 
hier,  wo  von  ihm  zum  ersten  Male  die  Rede  ist,  jedenfalls  bereits 
als  delegierter  Richter  des  \  >  >\  eingesetzten  Rats.  Denn  seine 
Wahl  geht  vor  sich  mit  wulbort  des  rade*,  am  Freitag  nach 
geschehener  Wahl  wird  er  vom  Rat  auf  dem  Stadthause  verpflichtet 

•)  Krzbiseh.  Priv..  Magd.  U.  B.  I  S.  tt. 

,)  Magd.  U.  1.1.  I  S.  40.  —  Hierbei  sei  erwähnt,  datt  Herzug  Boriwovs 
Tun  Böhmen  der  Prager  Kirche  verlieh  curiam  Hospitant  in  mtdio  thitatis 
i'ntgite  .  .  .t-t  iuJitiuiu  tu/  ,urinm  ptrtincns;  daneben  bestand  das  ius  tevilt 
der  freien  deutschen  Bürgergcmeinde.  Ihe  Zuständigkeit  und  Besetzung  der 
Berichte  wird  in  der  fraglichen  Urkunde  (1100-1 140),  Koliler  1  S.  XV.  noch 
näher  erörtert. 

3)  v.  Bunge  8.  Hö.  In  den  Urkunden  jener  Zeit  erscheinen  in  Kiga 
häufig  dies,  ptrapiiii  et  mtnutorcs  neben  einander  v.  Bunge  S.  8(5  und  Aniii. 
dazu):  mit  den  letzteren  sind  die  fast  ausnahmslos  aus  (iothland  nach  Kiga 
kommenden  (Kop|iuiann  in:  Hans,  «iesch.  Bl.  1872  S.  *>4;  fremden,  besonders 
deutschen  Kaulleute  gemeint. 

*;  Kiga  Umgearb.  Stat.  (um  1300)  Kinl.  §  1—3.  Napiersky  S.  14*2. 
I  m  1300  kann  diese  Verordnung  kaum  entstanden  sein:  damals  hatten  die 
Kreuzznge  schon  sehr  nachgelassen  (v.  Bunge  S.  %\). 
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zu  richten        u*c<  *faih>«  rft'fife.  die  einkonimenden  Strafgelder 

muß  er  an  den  Hat  t/tn  <!/>*  gta<h>*  innren  abführen.  Der  Vogt 
richtet  über  alle5)  Klagen   von  iteleyrimen   und   solchen.   die  es 

nicht  sind*),  feiten  peleyrlme:   andere  Streitigkeiten,  nainentlieh 

Klagen  der  ^elcyrimc  »egen  Higisehe  Bürger,  gehören  zur  Kom- 
petenz des  Stadtvogts. 

7.  Hantiger  jedenfalls  scheinen  diese  ( ierichtc,  wie  in  Koblenz  ') 
und  auch  in  Paderborn4)  noch  zu  erkennen  ist.  aus  einer  im  Anfang 
schiedsgerichtlichen  Tätigkeit  des  Hat  es  hervorgegangen  zu  sein. 
In  Norddeutschland  'v  waren  namentlich  Wesel  und  Krdn  hervorzu- 
heben.  In  Wesel  war  der  Hat.  insbesondere  auch  als  sein  Dele- 
gierter der  Bürgermeister  allein'1),  zur  Entscheidung  von  Schuld- 
saehen  zwischen  Fremden  und  Kinheimischen  berufen,  und  zwar, 
wie  es  scheint,  dann,  wenn  die  Fremden  Klager  waren  und  solche 
Entscheidung  beantragten.  Die  Vollstreckung  in  das  Vermögen 
des  schuldigen  Bürgers  hatte  der  Stadtbote  auszuführen:  zur 
Vollstreckung  gegen  die  Person  muUte  dagegen,  allerdings  ohne 
weitere  Verhandlung  in  der  Sache  selbst,  das  Bericht  den  (Jerichts- 
boten  stellen.  Bürger,  die  nicht  zur  Verhandlung  vor  dem  Hate 
erschienen,  verfielen  in  hohe  Strafe7). 


■;.  S.  da/11  oben  S.  1*1  bei  Aiiiii.  .•}—.">  und  S.  1S2  bei  Auin.  I.  l\  ühcr 
«Iii*  Stclluno  der  kaufmännischen  <  •«•ri«-tit r. 

l;  Mö^en  es  Kirsche  Hür^cr,  nutzen  es  sonstige  < räst sein. 

;t.  S.  oben  S.  17!'  bei  Aiiiii.  '2.  3:  der  Kat  war  in  Kohlen/,  mich  ll'.Vi 
eilt  standen  :\\ür  S.  I»!  . 

«)  lWsehöll.  l'riv.  liest.  (I327i.  Philippi  S.  !»!■:  oweno  si  ,/uisi/u.nu  :-Mr- 
/ms  seit  rurtnsh  oli.ui  (hü  ;•</  suis  viilkis  uutikiii  •/tostionrm  super  ddntis  nuvor 
vclUt,  huru  t  >>rniii  tonsulibus  I\i <i 7 r /> o  1  n <  u s  1 />  11  >  p r i w  1 1 11  s  debtt  tomwnin  d, 
si  >oram  ifsis  iuslitntm  neu  m/ixt/un tut  extum  pottrit  dtbitum  suum  ?•/<-<- r/.wr  in 
iun  txtoi  i/urn-, 

•')  In  Süddciitschland  wird  dergleichen  /..  H.  in  Oesterreich,  namentlich 
aber  auch  in  München  erwähnt.  In  dieser  Stadt  richtet,  unter  Ah- 
kiir/.iiii".  der  Fristen,  seit  der  ersten  Hälfte  des  l.">.  Jahrhunderts  der  Stadt- 
nnl errichter  als  v«>m  speziell  delegierter  Jiaslrichter"  den  Fremden  al» 
Klüvern  wie  als  Hektaren  'Näheres  bei  Weimer  S.  HI-  (!•'>% 

*  Alteio  Rfir^crbueli  begonnen  130S)  Fol.  38  a,  und  Stadtrechnun«: 
von  1293  bei  licinhold  S.  IM»  . 

■ .  Näheres  überhaupt  bei  U-inlndd  S.  M-W>. 
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<5.  Die  interessanteste,  den  Weseler  Zuständen  verwandte 
ltildung  sind  jedoeh  die  im  Jahre  \'.VJi\v)  zum  ersten  Male  er- 
wähnten ih'hftr  ran  tleu  j/estin  in  der  mittelalterlichen  Handels- 
metropole Köln.  Dort  muH  der  Rat,  der  seit  der  Mitte  des 
Dt.  Jahrhunderts  stetig  au  Bedeutung  zunahm  und  u.  a.  dem 
Schöll'enkolleg  wie  namentlich  aueh  der  Kicherzeche  einen  großen 
Teil  der  Handels-  und  ( iewerbe]»olizci  abgewann"),  vielleicht  noch 
im  Dt.  Jahrhundert  eine  (icrichtsbarkeit  in  (iastsachen  neben  dem 
Hochgericht  oder  schon  an  Stelle  desselben  ausgeübt  haben. 
Wenigstens  ist  nicht  ausgeschlossen.  dalt.  bevor  der  Rat  die  oben 
genannten  (iastrichter  speziell  abordnete,  eine  derartige  (ierichts- 
barkeit  von  den  beiden  „Ratsmeisterii"  versehen  wurde,  den  Vor- 
sitzenden des  Rates  und  einem  der  ältesten  aus  ihm  besetzten  be- 
sonderen Ämter  l).  Denn  noch  bis  zum  Jahre  DW.">  bezogen  die  Rats- 
meister die  Haltte  der  im  (iastgcricht  einkommenden  Bülten4);  sie 
ahndeten  rngebührlichkeiten,  welche  vor  dem  (iastgericht  ge- 
schahen»), sie  hatten  auch  ein  Recht  auf  die  Hälfte  der  Kulten, 
welche  die  (iastrichter  im  Falle  der  Vollstreckungsverzögerung  zu 
erlegen  hatten*).  Und  so  mag  denn  erst  im  H.Jahrhundert  der 
vennehrte  Tätigkeitsbereich  des  Rates,  wie  die  Schaffung  vieler 
sonstiger  Ämter,  so  auch  den  Ersatz  der  Ratsmeister  durch  be- 
sondere (iastrichter  nötig  gemacht  haben. 

Die  beiden  (iastrichter.  Mitglieder  des  engen  Rates1).  muLtten 
vor   Reginn   eines  jeden   Amtsjahres  schwören,   ihre  Pflichten. 


')  l  rkunde  nr.  I  §51,  Stein  I  S.  20. 
»;  Lau  S.  102.  288.  301. 

3)  Lau  S.  HO  (vgl.  ili,-  Urkunden  von  12!>7  und  12!»Ü.  bei  Kimen  111 
nr.  442  u.  477.. 

4)  Kidbueli  (1341,1V....  Stein  I  S.  3'>;  vgl.  ebenda  II  S.  Lr»'>. 

')  Kidbuch  (1311)  IV.  8.  Stein  I  S.  3.'r.  vgl.  auch  Lau  S.  110  Anm.  3. 
«,  Lidbmh    134 1)  VII.  3.  Stein  I  S.  38. 

7  Iber  eleu  Turnus,  in  dein  das  < lastrichleramt  besetzt  wurde,  wird 
berichtet  im  Lidbneh  1341  II.  :»  und  VII  Kinl. ,  Stein  1  S.  3<>  bzw.  37. 
und  im  Kidbueb  (1372  I.  !>  und  II.  !».  Stein  I  S.  S.3  be/,w.  8*>.  Lau 
S.  III  Anm.  8  und  S.  298  irrt  übrigens,  wenn  er  annimmt  von  KölnOrdn. 
der  Messe  naeh  I3M),  Stein  II  S.  28  ff.,  annimmt,  die  vom  liat  zu  JM'erde- 
meistern-  bestellten  zwei  h'atsherren  hätten  hei  Streitigkeiten  auf  dein  KolS- 
markt  eine  den  «iastriehteni  parallele  <  ieritditsbarke.it  ausgeübt:  letztere 
selbst  sind  in  III  Jf  1 1  gemeint    vgl.  unten  S.  LSG  Anm.  4  . 
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namentlich  also  diu  Gewährung  raschen  Berichtes,  zu  erfüllen1). 
Sie  saUen  schon  l.'VJU  auf  dem  Bürger-(Kats-)  Hause  hindcr  der 
duer*>  und  richteten  hier,  ohne  Beisitzer  und  ein  jeder  einzeln  s). 
an  drei  Tagen  der  Woche,  nämlich  am  Dienstag,  Donnerstag  und 
Sonnahend  *).    Zu  ihrer  Kompetenz  gehörten  in  erster  Linie  Schuld- 
sachen 5),  und  zwar  namentlich  auch  aus  dem  Handelsverkehr"), 
also  Klagen  van  rechter  kenl  icher  ttchoilt  ind  ran  rechter  Icouman- 
*chaj*  \\  doch  waren  sie  auch  fflr  leichte  Brüche  zuständig9).  Tr- 
sprünglieh  kamen,  wie  schon  der  Name  anzeigt,  wühl  lediglich 
Streitigkeiten  in  Frage,   in  die  Gaste  verwickelt  waren.  Doch 
nimmt  Lau  zu  l'nrecht  an9),  es  habe  sich  ihre  Kompetenz  zuerst 
nur  auf  „Schuldklagcn  von  Bürgern  gegen  fremde  Kauileute*  er- 
streckt.   Schon  l.'Viii  erscheint  vor  den  (iastrichtern  ein  <Jast  als 
klagender,  ein  Bürger  als  beklagterTeil10):  und  1 4(.K>  heißt  esgeradezu: 
teere  etfnich  t/unt  o(f  ( 'auf man,  de  sich  beciayede  van  eyncher 
ttcholt  of  y t- breche  .  .  . .,   da  haint   uwe   heren    ranine  Itaide 
tzteene  Itichtcre  In/  yenchickty   die  dat  richten  seilen  zursftinf, 
dem  Haute  yennich   zodnin   mit  der  .tonnen  yelt  nf  pende  ojf 
uj>  den  Tornu). 

')  Kidbuch  (1341)  VII  Kinl.,  Stein  I  S.  37. 

'J)  S.  oben  Ann».  1.  S.  185  Aniu.  1,  »owio  l'rk.  (1362),  Stein  1  8.  74  und  75. 

3;  Krankheit  des  einen  von  ihnen  u.  dgl.  ist  ohne  Kinfluü:  Kidbuch 
1341)  VII.  1.  .Stein  1  S.  37. 

«)  Kidbueh  (1341;  VII.  1.  Stein  I  S.  37.  und  Register  der  städt.  Accise 
(14U0)  XXI.  17,  Stein  1  S.  118.  Vgl.  auch  Ordn.  der  Messe  (nach  1360)  III 
$11,  oben  S.  185  Anm.  7. 

5;  Köln  l'rk.  nr.  I  §  51  il32G;,  Stein  1  S.  20 'es  steht  hier  ein  Objekt 
von  425  Mark  in  Krage;:  Weist,  über  die  liatsgerichtsbarkeit  (um  1375)  III.  1. 
Stein  I  S.  113:   Register  der  städt.  Accise  (14U0)  XXI.  17,  Stein  I  S.  118. 

6)  Namentlich  jedenfalls  auch  auf  den  seit  1355  wieder  eingeführten 
Jahrmärkten:  Ordn.  der  Messe  (nach  1360)  1  bis  III.  Stein  II  S.  28  ff., 
besonders  auch  III  §  II.  siehe  oben  S.  185  Anm.  7:  in  dem  Cou/huysc  (vgl. 
oben  Anm.  5  a.  ¥..). 

r)  Zusätze  zum  (iasterichtcreid  '1341)  7,  Stein  1  S.  53:  Weist,  über 
Ratsgcricbtsb.   um  1375;  III.  5.  Stein  1  S.  113. 

*;  Ordn.  der  Messe  (nach  1360;  III  §11,  siehe  oben  S.  18«  Anm.  7: 
Register  der  städt.  Accise  (1400;  XXI.  17.  Stein  I  S.  118. 

y)  S.  113. 

"')  Köln  l'rk.  nr.  I  §  51  (1326;.  s.  oben  Anm.  5. 

'•;  Register  der  städt.  Accise  (1400)  XXI.  17,  Stein  1  S.  118.  Vgl. 
auch  l'rk.  (1362).  Stein  1  S.  74  und  75:  die  so<kn  .  .  .  den  festen  riehien. 
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Aher  »'s  konnten,  wenigstens  späterhin,  vor  den  ( iastrichtern 
auch  Hinter  ^»'treii  (Jäste  klagen  ').  lud  im  Lauf»-  der  Zeit  ge- 
langten atieh  reine  Hürgoi Streitigkeiten  vor  das  «Jericht,  Schuld- 
sachen  unbeschrankt,  andere  im  Wege  der  beiderseitigen  Verein- 
bannig  '-)• 

Was  die  Fristen  anlangt,  hinnen  deren  gerichtet  wurde,  so 
war  eine  gewisse  Begrenzung  zunächst  durch  die  drei  Sitzungs- 
tage gegeben;  nur  wahrend  des  Jahrmarktes  wurde  stets  sofort 
gerichtet3).  Ward  an  oder  zu  einein  solchen  Tage  geklagt,  so  lieü 
der  bet rettende  Oastrichter  alsbald  zweimal  bei  Strafandrohung 
vorbieten  und  im  Ungehorsamste  He  (sogleich?)  wegen  Schuld  und 
Italic  pfänden4).  Kam  der  Beklagte  dagegen  und  bekannt«',  so 
muÜte  er  sich  zur  Zahlung  hinnen  eycht  dayen  verpflichten 
Erfolgte  die  Zahlung  nicht ,  so  ward  dem  Verurteilten  alsbald 
t/ebedtn  e//n  gebot  cur  behaut  yelt  und  nötigenfalls  sofort  gepfändet'). 
I)aü  die  Richter  rasch  verfahren  und  da.  wo  sie  nicht  sofort 
pfänden  können,  «lern  Rat  alsbald  Mitteilung  machen,  wird  durch 
besondere  Strafandrohungen  sicher  gestellt1).  Spater  scheint  zu 
(Junsten  speziell  der  (Jäste  eine  weitere  Verkürzung  der  Fristen 
eingetreten  zu  sein.    Die  ««äste  dürfen  nämlich  sofortige  Zahlung 


Kidbuch    1341;  VII.  :,,  St.Mn  I  S.  38. 

-)  I  rk.  (13C2),  Stein  I  S.  74  un«17.*i:  Register  der  >tädt.  AccLm-  14<x> 
XXI.  18.  Stein  I  S.  118.  Dadurch,  daß  sich  »Ii»-  Kichtcr  zun  //.«  ^tstin 
immer  mehr  Kcfugnissc  auch  außerhalb  des  Frenidcnprozcsscs  zulegten, 
entstanden  Knmpetenzstreitigkeitcn  mit  dein  Hochgericht  (vgl.  Zusatz«'  zu 
dein  «iästerichtereid  von  1341  §7,  bei  Stein  I  S.  53;  Irk.  v.  1362,  ebenda 
I  S.  75  und  7.»:  I  rk.  zwischen  13»m  und  1387  $  7,  ebenda  I  S.  53  . 

3)  Vgl.  oben  S.  l.')ü  bei  Anm.  7  und  S.  18<">  Anin.  6. 

*)  Kidbuch  (1341)  VII.  1.  Stein  I  S.  37:  Weistum  über  die  Rats- 
gcrichtdb.  (uui  1 375;  III.  2.  ebenda  I  S.  113. 

')  Eidbuch  (1341)  VII.  2.  Stein  I  S.  38.  und  das  zweite  Zitat  in  der 
vorigen  Anmerkung. 

6'  Kidhuch  (1341)  VII.  2,  Stein  I  S.  38.  und  zweites  Zitat  in  der  vor. 
Anmerkung.  Zur  Wirksamkeit  der  Gastriclitcrpfäudurig  gegenüber  dem 
Kummer  des  Hochgerichts  gehört.  dalJ  er.stere  früher  stattfindet:  Zusätze 
zu  dem  «Jüstcriehtereid  1311    !l.  Stein  I  S.  "»3. 

Kidbuch  (1341j  VII.  3.  Stein  I  S.  38.  Die  Ki.lschcidung  geht  aulier- 
dem  auf  den  liat  über,  der  aber  in  längeren  Fristen  richtet  :  Weistum 
über  die  liatsgerichtsbarkcit  um  1375  III.  2  und  l.  Stein  l  S.  113 
bzw.  111. 
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oder,  wenn  der  Beklagt«'  nicht  erscheint,  sofortig  Pfändung  be- 
anspruchen '),  und  zwar  letztere  mit  der  Besonderheit.  daU  schon 
nach  drei  Tagen  Befriedigung  aus  den  gepfändeten  Gegenständen 
eintreten  darf;  Hinter  dagegen  sollen  von  Bürgern  oder  Gästen 
Zahlung  oder  Pfändung  erst  nach  drei  Tagen  verlangen  und  ge- 
pfändete Sachen  acht  Tage  lang  halten  *).  Sind  keine  Zahlimgs- 
oder  Pfandgegenstünde  vorhanden,  so  können  Bürger  wie  (raste 
Schuldhaft  gegen  die  Verurteilten  heantragen *). 

VIII.  Termine,  Fristen,  Ladungen. 

In  Köln  ward,  wie  soeben  dargestellt,  durch  voraus  bestimmte 
Gerichtstage,  an  denen  auch  der  Einheimische  sofort  verhandeln 
multte,  schnelles  Verfahren  gewahrt.  Anderwärts  ward  der  gleiche 
Zweck  erreicht  durch  z.  T.  noch  kürzere  Fristsetzungen  für  die 
Verhandlung  des  alsbald  einzuberufenden  Gerichts  und  für  die 
Vollstreckung.  War  der  Antrag  auf  Gastgericht  beim  Kinzelrichter 
oder  im  gehegten  Ding  angebracht,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob 
nur  der  Antragsteller  oder  beide  Parteien  zugegen  sind.  Im 
zweiten  Kalle  (mag  der  Beklagte  freiwillig  mitgegangen,  mag  er 
vom  Kläger  arrestiert  worden  sehn  kann  entweder  auf  der  Stelle 
verhandelt 4)  mler  den  Parteien  ein  naher  Termin  gesetzt  werden  5). 
sei  es  auf  Verlangen  des  Klägers  oder  des  Beklagten,  sei  es  auf 
Einigung  heider  Teile.  Im  ersten  Kalle  muli  geladen  werden. 
Ist  nur  der  antragsberechtigte  Kläger,  in  der  Hegel  also  ein  Gast, 
erschienen,  so  ergeht  die  Ladung  zu  dem  alsbald  anzusetzenden 
Termin  an  den  Beklagten,  er  sei  mm  Bürger*)  oder  Gast1),  l'm- 

Register  der  städt.  Accise  (1400)  XXI.  17.  Stein  I  S.  IIS. 
-i  Kleister  di  r  stS.lt.  Accise  (1-NXI)  XXI.  1*.  Stein  1  S.  118. 
■T)  Vgl.  oben  Atim.  1  und  2. 

«)  Kleines  Kaiser  recht  W>  13t  Kl;  I.  1»;.  Kndctriann  S.  IS:  Wicn- 
Nctistadt  Stadtr.  (13.  Jahrb.  .  45,  Winter  S.  152:  Koblenz,  altes  Herichls- 
bnch  1 13<;<;  -  1424}  1!»  §  1,  Bär  S.  !»3.  Vgl.  Magdoburg  Kecl.tsmitt.  an 
Breslau  (12t.il)  31,  Laband  lüju.  S.  ls. 

V  Aljdiab.  Samml.  Magdcb.  SehölTeiisjtr.  Kaj».  72.  Wassersehlebeu  8.25: 
Kläger  liiüt  den  beklagten  Hast  zu  dein  auf  den  nächsten  Tag  angesetzten 
'iastgeriebt  in  synn  y<j,in.-:> tiidicif  vorLiiai.     Vgl.  oben  S.  147  Atim.  3. 

*  Münster  Stadtr.  (1221)  28,  Ketitgen  S.  152:  K  reiburg  i.  l\  Handf. 
I24!(  121,  «iaupi»  Stadtr.  II  S.  H>3:  Magdeb.  Bresl.  svst.  Sch.  It.  II.  2  d. 
35.  I.abaud  S.  152:  Landshut  Stadtbiich  14.  .labrb.)  VII.  1,  Koscnthal 
S.  1<»S:  Bochold  Stat.    15.  .laloh.   5»i,  Wigand  III.  1  S.  23.    In  Kreising 
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gekehrt  wird  sehr  hiiufig  der  niehtanwesonde  Kläger  auf  Veran- 
lassung des  Beklagten  geladen.  Das  tritt  namentlich  ein,  wenn 
letzterer  ein  Gast  und  entweder  von  einem  Bürger1)  oder  von  einem 
(laste2;  arrestiert  worden  ist:  aber  schon  der  auf  einen  ordent- 
lichen Dingtag  geladene  beklagte  Gast5)  oder  wegefertige  Burger1) 
hat  jenes  Hecht  gegenüber  seinen  Klägern.  Hatte  der  Beklagte  im 
gewöhnlichen  Kechtsgang  Anspruch  auf  tadung  zu  drei  auf  ein- 
ander folgenden  Dingen,  so  können  im  gastgerichtlichen  Verfahren 
diese  drei  Ladungen  im  Laufe  des  einen  Tages  erfolgen3);  ander- 
wärts wird  in  solchem  Falle  eine  einmalige  Vorladung  für  ge- 
nügend erachtet '0-  Wo  umgekehrt  der  Beklagte  laden  läßt, 
namentlich  wenn  ein  Gast  selbst  oder  doch  sein  Gut  arrestiert 
worden  ist.  wird  die  Ladung  des  Klägers  vielfach  mit  besonderen 
Kautelen,  namentlich  Zuziehung  von  Zeugen,  ausgestattet,  damit 
man  den  Beklagten  nicht  etwa,  ohne  daß  der  Kläger  gehörig 
geladen  worden,  ziehen  lasse 1). 

Wie  schon  angedeutet,  darf  da,  wo  überhaupt  ein  Anspruch 
auf  Gastgericht  besteht,  Ladung  und  Verhandlung  grundsätzlich 
sofort,  noch  an  demselben  Tage,  stattfinden,  namentlich  wenn  der 

Stadtr.  Buch  (1328)  69,  Maurer  S.  311.  darf  der  klagende  Gast  ohne  Ver- 
mittlung des  Richters  den  Büttel  sofort  mit  der  Ladung  /.um  (iastgerieht 
am  nächsten  Tage  beauftragen:  das  umgekehrte  gilt  in  Landshut  zu  «timsten 
des  beklagten  »Jastes. 

7,  Kleines  Kaiserrecht  (nach  1300;  I.  16,  F.ndcmaun  S.  18:  Magd  eh. 
Bresl.  syst.  Sch.  R.  II.  2  d.  35.  Laband  S.  32. 

Freiberg  Stadtr.  (1296      1307)  III  §3,  Klinisch  S.  50:  <;.,slar 
Stadtr.  (um  1300).  Höschen  66.  35  und  oben  S.  156  Anm.  5:  Goslar  Aufs, 
über  das  Schulth.  Amt  (14.  Jahrh.),   »Mischen  110.  13:     Di  st,  III.  4  d.  9, 
Ortloff  S.  143:  Lüneburg  Stat.  (vor  1400)  I..  Kraut  S.  58. 
rj  Freiberg  und  Lüneburg  's.  vorige  Anm.). 

3)  Freiberg  Stadtr.  (1296  -  1307)  III  §3,  Krmiseh  8.  50:  »Joslar 
Stadtr.  (um  1300),  »Wischen  63.  28:  Huessen  I'riv.  (1348).  Tesehenmaeher 
l'rk.  XXIII  S.  15. 

*)  Freiberg  Ratswillk.  (um  1 3.54 »j  12.  Krmiseh  S.  274. 

Ä)  Magdeb.  Bresl.  syst.  Sch.  R.  II.  2  d.  35,  Laband  S.  32. 

Planck  1  S.  355  im  Hinblick  auf  »Joslar.  Di  st.  III.  4  d.  9.  Ortloff 
S.  143,  schreibt  drei  Ladungen  vor,  scheint  also  dem  Beispiel  Magdeburgs 
(s.  vorige  Anm.)  zu  folgen. 

7)  Goslar  Stadtr.  (um  1300).  Goschen  63.  28  bzw.  6«.  35:  Huessen 
Priv.  (1848),  Tesehenmaeher  I  rk.  XXIII  S.  15. 
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Beklagte  nur  den  einfachen  Inschuldseid  in  Sehuldsachen  ahzu- 
leisten  braucht').  Knt.«|»re<heml  kann  auch  Befriedigung  oder 
Vollstreckung,  liiiiuentlich  des  klagenden  (last  es,  imch  an»  'Payr« 

- 

')  Magdeburg  cr/.b.  I'riv  1  ISS  6.  7,  Laband  li^u.  S.  2:  todtm  liit ; 
Köln  l'riv.  Ottos  IV.  (1212).  I.acoinblet  II  S.  22:  amota  omni  morations  ,7 
/////»,, timmto;  Mfmsl.  r  Sta.ltr.  (1221;  5t».  Kenten  l-rk.  S.  153:  to  du;  Kr.  i- 
hiir«  i  I'.  HHUitf.  124!»;  121.  Gaupp  St.  1!.  II  S.  S5.  103:  ,///./- 
AA/  ,//<•.  Magdfb.  Schöffen  r.  nach  12«'.|)  V  $3.  Labami  Klju.  S.  115:  <///<• 
Mj,tv  Hamburg  Stadtr.  (1270  VI.  f.  und  VII.  5.  Lappcubcrg  S.  27  bzw.  40: 
nachtrs  oftt  daps ,  to  allen  fyJ.n;  I.  e  c  Ii  <•  Ii  i  c  Ii  Mcchtsbr.  (1279)  15.  iJengler 
St.  lt.  S.  241:  statin»;  Kg  er  Priv.  127!»,  18.  1!»,  (Jaupp  St.  K.  I  S.  192,  und 
Freiberg  Stadtr.  (12%  1307)  III  $  3.  4.  IX  §  1.  Krn.isch  S.  50.  51.  HS: 
alzuhant,  tuhorti;  Dresden  Krläut.  Satz.  '1299;.  (Jenglcr  Kod.  S.  890. 
Hra  nti  seh  wc  ig  Stadtr.  vor  130O)  8o.  Häiiseliuauu  II  S.  225,  und  Wicn- 
Xciistadt  Stadtr.  (13.  Jahrb. )  45.  Wintrr  S.  152:  omni  Jic ;  Boslar  Stadtr. 

um  1300)  und  Aufsatz  über  das  Sehulth.  Amt  14.  Jahrb.),  (löschen  G3.  2S 
bzw.  CO.  35  und  110.  13:  to  haut,  .  in  stunJen  an;  H  i  I  de  s  h  e  i  m  Stadtr.  (um 
1300:  52.  53,    Ifoebner  1  S.  2S4:  to  hant;   Kiga  umgearb.  Stat.  (um 

1300   11.  !l  ;>  I  und  2.  Napicrsky  S.  154.  und  Kleines  Kaiserrecht  (nach 

1300)  I.  Hl,  Kndcmann  S.  IS:  uff  der  stund,-;  Krieg  Mcchtsbest.  (1324)  35. 
Korn  S.  103:  m  turnt.  Frei  sing  Stadtr.  Much  fl32S:  69,  Maurer  S.  309  IT.. 
und  Naumburg  Stadtr.  Satz.  (1337  17.  iteiigler  St.  lt.  S.  308:  t>ti  sunntn 
»kin<;  Magdeburg  Weist,  f.  Kulm  1338  7,  I.aband  K^u.  S.  141:  6y  taps; 
Magdeb.  Mresl.  Seh.  Kecht  I.  2«  und  II.  2  d.  35,  Uband  S.  II  bzw.  32. 
und  Magdeb.  Fragen  II.  5  d.  1.  Mehrend  S.  172:  ytaps;  Hörde  Itechtsbr. 
(1340  21.  «iengler  St.  H.  S.  19S,  ein  drastisches  Meispiel  für  schleunige 
Kidcslcistung  durch  ttä.->te:  J,y  solJrn  Jon  rocht  o/>  Jim  f'ot.;  Mallük  myt  syn.r 
r  17////  haut  unvorthopt,  Jey  vor  mann  Jry  haut  •>/>  Jat  rat.  J(  tiydi-nt  Man  diu  voet 
in  dtmr  stij/i.rrjx,  J,  (iandc  Man  d,y  lunt  in  do  tu.ht;  H  Hessen  Priv.  (134S), 
Teschenmacher  I'rk.  XX1I1  S.  15:  minen  ,rn  onv.rtapt  recht  o/>  die  staende  voet; 
Mrnnn  Scliöffensatzung  '14.  Jahrb.  und  Schöll'enb.  >  um  1350)  430.  Köliler  II 
S.  397  bzw.  200;  ai  fax,  •juoiJ>et  diemm;  Freiberg  Katswillk.  (um  1350)  12. 
13.  Krmiscb  S.  274.  und  UatsscIiluU  '1373'.  gedruckt  bei  Planck  II  S.  414: 
■in  stoppender  stat,  also  Jute  als  Jas  not  ist;  Koblenz  altes  (ierichtsbuch  (1366 
his  1424)  1!»  §  1,  Mär  S.  93:  von  stund;  I.ün  eb  u  rg  Stat.  (vor  1400;  XXXIX. 
Kraut  S.  51.  Di  st.  III.  2  d.  1  und  4,  d.  9.  Ortloff  S.  136  bzw.  143,  und 
Kleve  Stadtr.  (nach  1424)  96  §  5,  Zli<J.  10  S.  234 :  >ncllitcn,  toc  hant;  West  er- 
lau Wersches  Marktrecht  §  1.  Michthofen  421:  Ji  schetda  moet  tinpa  ende 
tinp"i  lialJa  to  alie  mcrckaJuin  deer  tu.  utßrdieh  (oenj  is,  h:oa  unter  so  ki  *«•//. 
Heck  S.  107  Anm.  14  legt  die  letzten  Worte  aus,  als  entscheide  der  Wille 
des  Stadtschulzcri:  indessen  deutet  die  Hereinziehung  gerade  des  Auswärtigen 
an.  daU  das  Wort  hi  nicht  auf  den  Schuhen,  sondern  auf  die  ^auswärtige) 
Partei  zielt. 
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des  Urteils  zugelassen  werden1),  selbst  wenn  für  ordnungsmäßige 
Befriedigung  Hfirgen  oder  Pfänder  gestellt  werden.  Doch  kommen 
auch  längere  Fristen  vor.  namentlich  solche,  die  über  eine  Nacht 
hinweg,  also  bis  zum  nächsten  Tage  währen 2).  daneben  vereinzelt 
auch  zwei-  und  dreitägige  Fristen.  Die  längere  Dauer  hat  be- 
sondere Grunde  und  durfte  namentlich  dem  Zwecke  dienen,  über- 
raschten Beklagten,  die  sich  nicht  mit  Kineid  verteidigen  dürfen, 
oder  Klägern  Zeit  zur  Beschaffung  von  Beweismitteln  (Zeugen 
oder  Urkunden)  zu  bieten 3).  Sie  hat  ferner  bei  der  Vollstreckung 
statt,  auch  in  den  Rechten,  welche  die  Verhandlung  über  den 
Klageanspruch  am  Klagetage  selbst  stattfinden  lassen4).  Da.  wo 
ohne  nähere  Begründung  die  Verhandlung  über  die  Klage  von 
vornherein  auf  den  nächstfolgenden  Tag  angesetzt  wird5),  dürfte 
auch  ohne  Weiteres  die  Vollstreckung  an  diesem  Tage  stattge- 
funden haben;  nur  .ausnahmsweise  wird  die  Vollstreckung  ans- 

«)  Magdeburg  l'riv.  (1188)  6.  7,  Laband  K^u.  S.  2.  und  Magdcb. 
Kragen  II.  2  d.  14,  Hehrend  S.  164:  bv  Sonnenschein;  Alphab.  Samml.  Magd  eh. 
Schöffenspr.  Kap.  147,  Wasserschieben  S.  50 :  y Jaches :  (ilogau  Kcchtsh.  (138(1) 
522.523,  Wasserschleben  Kl^u.  S.  63:  bey  ta^isluhte  ;  Koblenz  altes  (ierirhtsb. 
1366-1424)  19  §  I,  Bär  S.  93:  dess  ta:<s. 

*)  sequtnti  die:  fiir  Horton  solam;  ante  occasum  solis  vel  altera  die .  quod  diti- 
tttr  over  twernaeh;  des  andern  da$es;  ubir  tvere  muht;  hueden  und  morgen;  von 
eyner  sonnen  tu  der  andirn. 

3)  Freiberg  Stadtr.  (um  1300)  III  §3  und  4,  Krmisch  8.  50.  ."il: 
Lübeck  Stadtr.  (Cod. Kruke*)  11.329,  Hach  S.581:  Bochold  SUL  (15.  Jahrh.; 
56,  Wigand  III,  1  8.  23.  Vgl.  auch  bei  unbekannten  Aufenthalt  des  zu 
Ladenden:  Goslar  Stadtr.  (um  1300).  (Joschen  66.  3."»:  Di  st.  III.  4  d.  }». 
Ortloff  8.  143. 

*)  Münster  Stadtr.  (1221)  28  mit  26.  27.  Keutgen  S.  152:  Dortmund 
Lat.  Stat.  (1234  1256)34,  Frensdurff  S.  36:  Magdeburg  Schöffenr.  (nach 
1261)  Y  §  3,  Laband  KOn.  8.  115:  Hamburg  SUdtr.  (1270)  IX.  14  und 
(1292)  M.XL  Lappenberg  S.  55  bzw.  147:  Celle  Stadtr.  (1301)  35,  (Jengier 
Kod.  S.  481:  Glogau  Hechtsbuch  (1386)  520.  Wasscrschleben  HQn.  S.  63: 
Heiligenstadt  Ordnung  des  Schulth.  Gerichts  (vor  1400)  16.  Wolf  Urk. 
S.  41:  Schleswig  Neueres  Stadtr.  91,  Thorsen  8.  48. 

»)  Hagenau  SUdtr.  (1164)  18.  Keutgen  Urk.  S.  136:  Clin  Stadtr. 
(1296)  11,  Keutgen  Urk.  S.  191:  Prankfurt  a.  M.  Stadtr.  (1297)  17?  Keutgen 
Urk.  S.  189:  Lrfurt  Zus.  zu  den  alt.  Stat.  (1313),  Walch  II  S.  23.  S.  auch 
Kleines  Kaiserrecht  ^nach  1300)  I.  16,  Kndemann  S.  18,  wo  zwo  nacht 
jedenfalls  das  mißverstandene  twernacht  ist:  vgl.  Osenbrü^gen  S.  43  Anm. 
und  Planck  II  S.  415. 
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driicklirh  um  einen  ferneren  Tai:  liiiiausgrscholuMi  Sehr  s«»lt«»n 
sehlieUlieh  kommt  rs  vor.  daÜ  srastifcriehtliehe  Fristen  bis  zu 
«Im  Ta^en  '-')  ansehwellen,  sei  es  für  Verhandlung  und  Vollstreckung  ■'), 
sei  es  wegen  der  letzteren  allein'),  sei  es.  um  «lern  Beklagten  zur 
Beibringung  von  Beweisen  Frist  zu  gewahren  •"'). 

Ausdrücklich  wird  bemerkt,  riall  Feiertage*),  namentlich  aber 
die  gebundene  Zeit  der  Abhaltung  des  < iastir«*rirhts.  insbesondere 
der  Ableistung  von  Keinignngseiden '  >.  nicht  entgegenstehen.  Auch 
die  Tageszeit  ist  da.  wo  das  I  Jastgerirht  unverzüglich  stattfinden 
soll,  gleichgültig.  Nirbt  nur  dürfen  tiaste  zur  Nachtzeit  laden") 
und  geladen  werden''),  es  müssen  aurb  Bürger  tmrhtts  >>/h>  <Uuf,K 
einem  Haste  als  Zeugen  helfen  "V 

('her  den  Ort.  wo  Oastgerichte  abgehalten  werden  durften, 
ist  schon  oben  die  Hede  gewesen"). 

')  Kassel  landgr.  Satz.  (1:584)  10.  (i.nghr  K-.d.  S.  471. 

J)  lK'in  holländischen  und  flandrischen  l'echt  war  rl r**it äj^iir*-  I.ndungs- 
frist  überhaupt  gewöhnlich  (Kcnm-ckc  S.  41;  :  >io  bildet  sich  daher  auch  in 
iKmi  mit  Holland  und  Kland<-ru  v'''schlossciicu  Verl  rügen  namentlich  der 
deutschen  Seestädte. 

;<)  lirin.M  SchfinViih.  um  13.-.0)  ls.  K.iUlcr  II  8.  und  II.  Vgl. 
auch  llrneiicrung  des  Landfr.  zw.  Mü  n  -I  er.  Osnabrück.  Soest  ii.  h-.rt- 
m  und    i:i.;s;.  Hans.  I  .  lt.  11  S.  277. 

*,  lt r  i .  ^  Kr.  htsb.  st.    1324 :i't.  K..rn  S.  10.J. 

Mri.-ir  lieohtsb.st.    I.124  .V».   Korn  S.  10.5.   und   rroisin«  Stadtr. 
Kuch  { 132*;  üii,  Mainvr  S.  31$.    S.  oben  S.  1US  b.  i  Ann».  1  und  2. 

«V  Urft  im  SchönViisat/.ung  14.  Jahrb.  .  l.'öMcr  1 1  S.  3!>7 :  We>ter- 
lauw  ersch.  s  Markt  r.  cht  $  1.  I.'i.  htli  .r.  n  S.  421. 

7)  Hamburg  Stadtr.  127o;  VII.  ."».  I.appcuhcrg  S.  10;  Fieibeig 
Stadtr.  :12!>»;  — 1.'.(>7;  III  §  :!.  Krmisrli  S.  '.n:  Prag  h'echtsb.  14.  Jahrb. )  :'»7> 
Kollier  1  S.  Hl:  .Ma»deb.  Kragen  I.  H",  d.  .'»  und  11.  d.  1.  Ilehivnd 
S.  142  und  172. 

*)  V  ro  isi  u  g  Stadtr.  liiirli  (1)528  •!!».  Manr.r  S.  .51 1  :  I,  a  n  d  s  h  n  t  Stadth. 
(14  Jahrb.    VII.  1.  Itosenthal  S.  ISN. 

ii..*lar  Stadtr.  (um  1300).   «:«Wheii  i>3.  :> :    Mist.  III.  2  d.  1.  Ort- 

l..n  s. 

"'.  Hamburg  Stadtr.    1270)  VI.  *>  mit  Anui..  Lappcnberg  S.  27. 
•')  Vgl.  oben  S.  14!»  bei  Amn  2    .'».    S.  an.  b  F«.-r  I'riv.  ll»T:»  l!>  mit 
IS.  »iailpp  St.  1!.  I  S.  1!»2:    l'b.'rall.  frcUn/iumt  in  ,,,/,.>/',/.  KUnto  et  tahana. 
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IX.  Das  Verfahren  im  Gastgericht. 

Das  Verfahren  unterscheidet  sieh  grundsätzlich  nicht  vom 
ordentlichen  Verfahren:  die  Abweichungen,  die  mit  Rücksicht  auf 
die  Schleunigkeit  des  Prozesses  erforderlich  werden,  sind  ver- 
hältnismäßig gering. 

Grundsatz  ist  zuniichst.  wie  schon  angedeutet,  Liquidität  der 
Beweismittel.  Denen,  die  den  Antrag  auf  Gastgericht  nicht  ge- 
stellt haben,  darf  u.  I*.  eine  kurze  Frist  zur  Beschaffung  von 
Beweismitteln  u.  dgl.  verstattet  werden1).  Die  Antragsteller  selbst 
haben  kein  Recht,  nach  Zeugen  oder  Urkunden  auf  die  Suche  zu 
gehen*),  wenn  sie  sie  nicht  sofort  stellen  können3);  doch  steht 
ihnen,  wenn  sie  Beklagte  sind,  u.  U.  das  Hülfsmittel  des  Elenden- 
eides  zur  Seite4). 

Auch  sonst  soll  das  Verfahren  nicht  aufgehalten  werden. 
Der  im  Gastgericht  beklagte  Burger,  dessen  Vormund  über  Land 
ist,  soll  nicht  Vertagung  bis  zur  Rückkehr  des  Vonnundes  ver- 
langen dürfen,  sondern  von  Gerichtswegen  einen  Vormund  er- 
halten*). Läßt  nach  Beginn  des  gastgerichtlichen  Verfahrens  ein 
Teil  sein  Nichterscheinen  mit  Krankheit  entschuldigen,  sollen 
Gerichtspersonen  alsbald  die  Wahrheit  dieser  Angabe  feststellen, 
da*  sy  beide  (d.  h.  die  Parteien)  by  rechte  blieben  *).  Unter  Umständen 
kann  der  Gast,  trotz  der  Schnelligkeit  des  Verfahrens,  dessen  Ende 
nicht  abwarten;  in  solchen  Fällen  läßt  er  einen  Vertreter  zurück, 
der  den  Prozeß  an  seiner  Statt  führt7),  jedenfalls  auch  Zahlungen 
entgegennehmen  darf8).    Die  Bestellung  von  Sicherheit,  sei  es 


')  Vgl.  oben  8.  1H8  bei  Anm.  1  und  2,  sowie  S.  192  bei  Anm.  5. 

3)  Magdeb.  Bresl.  syst.  Seh.  15.  I.  26,  Laband  S.  11,  und  Preising 
Stadtr.  Buch  (1328)  69,  Maurer  S.  315  (über  aiseh  vgl.  Üsenbrnggen  S.  47). 

3)  Eine  Ausnahme  zu  Gunsten  des  Antragstellers  bildet  Koblenz 
altes  Ücrichtsb.  (1366  —  1424)  19  §  1-3,  Bar  S.  93,  wo  dem  Kläger  zum  Bei- 
bringen von  Zeugen  ein  gelegener  neuer  Tag  auf  Verlangen  angesetzt  wird. 

«)  S.  oben  S.  30  und  S.  157  Anm.  3. 

5)  Naumburg  Stadtr.  Satz.  (1337)  17,  fJengler  St.  R.  S.  308. 

*)  Brieg  Rechtsbest,  (1324)  35,  Korn  S.  103.  Verweigert  der  Besetzer 
von  (jastgut  die  Hechtfertigung  im  tiastgericht,  so  wird  ihm  Strafe  auge- 
droht: Frag  Stat.  Hecht  (1314  bis  1418)  117,  Keßler  1  S.  71. 

7)  Mitteil,  des  Vogts  und  Kats  von  Bremen  au  die  Gräfin  v.  Flandern 
(12.0'»).  Ehmck  1  S.  305;   Freising  Stadtr.  Buch  (1328)  69,  Maurer  S.  319. 

8)  (Jlogau  Kechtsb.  (13H6  520,  Wasserschlehen  ll^u.  S.  63.  Während 
Ii  u  d  o  r  t  f,  IWbK-tU'lluus  der  1 3 
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für  die  Weiterverhandlung,  wenn  kurzfristige  Aussetzung  erfolgt 
ist1),  sei  es  für  rasche  Erfüllung  des  gastgerichtlichen  Urteils*), 
erfolgt  wie  im  gewöhnlichen  Verfahren;  doch  darf  der  Gast  sich 
im  letztgenannten  Falle  rascher  aus  der  Sicherheit  befriedigen. 

in  Glogau  der  obsiegende  Gast  sich  ohne  Weiteres  entfernen  darf,  muß  er 
in  Dortmund  Lat.  Stat.  (1254— 1256)  34,  Frensdorff  S.  36.  Bürgen  dafür 
setzen,  daß  er  die  Leistung  des  verurteilten  Bürgers  in  Empfang  nehmen 
werde. 

')  Koblenz  altes  Gerichtsb.  (1366—1424)  19.  Bär  8.  93. 

*)  Dortmund,  oben  S.  193  Anm.  8:  Magdeb.  Fragen  II.  2  d.  14  und 
17,  Behrend  S.  164  bzw.  166:  alphab.  Samml.  Magdeb.  Schöffensprüche 
Kap.  147,  Wasserschieben  S.  50. 
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Laband  KÜ,u.  =  P.  Laband.    Magdeburger  Reclitsipiellcn.    Berlin.  1869. 

Laband  venu.  Kl.  —  P.  Laband.  Die  vermögensrechtlichen  Klagen  nach 
den  sächsischen  Rechtsi|uellen  des  Mittelalters.    Berlin.  1869. 

La co m biet  =  Th.  J.  Laeomblet.  Urkundenbuch  für  die  Geschichte  des 
Niederrheins.    Düsseldorf.  184011. 

Lappenberg  =  J.  M.  Lappenberg.  Hamburgische  Reehtsaltertümer.  Haui- 
burg. 1845. 

Lau  =  F.  Lau.  Kntwicklung  der  kommunalen  Verfassung  und  Verwaltung 
der  Stadt  Köln  bis  zum  Jahre  1 369.    Ifonn.  1898. 

Loman  =  C.  K.  Lemaii.    Das  alte  Kulmische  Hecht.    Berlin.  1S38. 

Liesegau  g  —  K.  Liesegang.  Recht  und  Verfassung  von  Rees,  in:  West 
deutsche  Zeitschr.  f.  Geschichte  und  Kunst.  Krg.-Band  6.  Trier 
1890. 

Lön  ing  =  H.  Loiting.  Der  Keinigungscid  bei  l  iigeiichtsklagen.  Heidelberg 
1880. 

Lüb.  U.  B.  =  Urkundenbuch  der  Stadt  Lübeck.    Herausgegeben  vom  Verein 

für  Lnbeckische  Geschichte.    Lübeck.    1843  ff. 
Lei  n  ig  —  Job.  Chr.  Lnnig.    Teutsches  Reichs-Archiv.    Leipzig.    1713  ff. 

Magd.  I'.  B.  =  Urkundenbuch  der  Stadt  Magdeburg.  Von  G.  Hertel.  Ge- 
schichtsquellen  der  Prov.  Sachsen.  Band  26— 2H.  Halle  a.  S. 
1892  ff. 
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Maurer  =  G.  L.  v.  Maurer.  Da«  Stadt-  und  Landrechtsbuch  Ruprechts 
von  Freysing.    Stuttgart  und  Tübingen.  1839. 

Maurer  St&dteverf.  =  G.  L.  v.  Maurer,    Geschichte  der  Städteverfassiing 

in  Deutschland.    Erlangen.    18(59  IT. 
Meibom  =  W.  v.  Meibom.    Das  deutsche  Pfandrecht.    Marburg.  18G7. 

Meinard us  =  l  rkundenbuoh  des  Stiftes  und  der  Stadt  Hameln.    Bis  MUT. 

Von  0.  Meinardus.  (Quellen  und  Darstellungen  zur  Geschichte 
Niedersachsens,  Band  2.    Hannover.  1887. 

Mekl.  I'.  Ii.  =  Meklenburgisches  Urkundenbuch.  Herausgeg.  von  dem  Verein 
f.  Meklonbnrgische  Geschichte  u.  Altertumskunde.   Schwerin.  1863  ff. 

Meu risse  —  M.  Meurisse.  Histoire  des  t-veques  de  l'eglise  de  Metz.  Met«. 
1634. 

MG  DD  (bezw.  LL  bezw.  SS)  =  Monumenta  Germaniae  Historica.  Abteilung 

Diplomata,  bezw.  Leges,  bezw.  Scriptores. 
Mittel rh.  U.  B.  —  Urkundenbuch   zur  Geschichte  der  Mittelrheinischen 

Territorien.    Von  H.  Beyer  usw.    Koblenz.    1860  ff. 
Mon.  Bo.  =  Monumenta  Boica.  Kdidit  Academia  Scientiarum  Boica.  München. 

1763  ff. 

Müsebeck  ■=  E.  Müscbcck.  Die  Benediktinerabtei  St  Arnulf  vor  Metz, 
in :  Jahrbuch  des  Vereins  für  lothring.  Geschichte  u.  Altertums- 
kunde, Band  13.    Metz.  1901. 

Napiersky  =  L.  Napiersky.  Die  Quellen  des  Bigischen  Stadtreehts  bis 
zum  Jahre  1673.    Higa.  1876. 

Nass.  I'.  B.  =  Nassanisches  Urkundenbuch.  Herausgeg.  von  K.  Menzel  und 
W.  Sauer.    Wiesbaden.    1885  ff. 

Niesert  U.  B.  =■  J.  Niesert.  Beitrüge  zu  einem  Münsterischen  Urkunden- 
buch.   Münster.    1823  ff. 

Nies  er  t  U.  S.  =  J.  Niesert.  Münsterische  Urkundensammlung.  Crefeld. 
1826  ff. 

Noordi  wier  —  M.  J.  Noordewier.  Nederduitsche  Kegtsoiidheden.  Utrecht. 
18'>3. 

Oelrichs  —  G.  Oelrichs.    Vollständige  Sammlung  alter  und  neuer  Gesetze 

der  Freien  Stadt  Bremen.    Bremen.  1771. 
Ord.  =  Ordonnance»  des  rois  de  France  de  la  troisieme  race.    1723  ff.  Paris. 

Ortloff  =  F.  Ortloff.    Das  Uechtsbuch  nach  Distinktionen.    Jena.  183«. 

Osenbrüggcn  =  K.  Oscnbrügen.  Studien  zur  deutschen  und  schweizerischen 

Bechtsgeschichte.    Schaff  hausen.  1868. 
Dsn.  l\  B.  =  Osnabrücker  l'rkundenbuch.    Von  F.  Philippi.    Im  Auftr.  des 

historischen  Vereins  zu  Osnabrück.    Osnabrück.    1892  ff. 

Philippi  =  F.  Philippi.     Zur  Verfassungsgeschichte    der  westfälischen 

Bischofsstädte.    Osnabrück.  1894. 
Planck  =  Das  deutsche  Gerichtsverfahren    im  Mittelalter.     Nach  dem 

Sachsenspiegel  und  den  verwandten  Bechtsquellcn.    Von  J.  W. 

Planck.    Braunschweig.  1879. 
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Pufcndnrf  —  P.  K.  v.  Pufendorf.  Obscrvationes  iuris  universi.  Adiecta 
est  appendix  statutorum  et  iurium.   Frankf..  Leipzig.  Hann.  1744  ff. 

Kathl«  f—  K.  L.  Uathlef.  Geschichte  der  Grafschaften  Hoya  und  Diepholz. 
Bremen.  17M. 

Re in  hold  =  F.  Keinhold.    Verfassungsgeschichte  von  Wesel,  in:  Gierkc. 

rritersuchungcu  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgescbichle,  Hand 

23.    Breslau.    1  »88/89. 
Richthofen  —  ('.  v.  Riehthofen.    Friesisch.'  Hechtsquellen.    Herlin.  1840. 
Riedel  =  A.   F.   Riedel.     Novus   t'odex   Diplomaticus  Braiidtiiburgcusis. 

Herl  in.    1838  ff. 

Ki.ts.hel  —  S.  Rietschel.  Markt  und  »Stadt  in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis. 
Leipzig.  1897. 

RLdR  =  Der  Hichtsteig  Land  rechts.  Heiausgeg.  von  C.  G.  Homeyer. 
Berlin.  1857. 

R  öltl  er  —  K.   F.  RöUlcr.     I  »eilt sehe   Rechtsdenkmäler  aus   Böhmen  und 

Mahren.    Prag.    1845  ff. 
Ruscnthal  ~  F..  Hosctithal.    Zur  Rcchtsgeschichte  der  Städte  Landshut 

und  Straubing.    Wfirzburg.  1883. 

Sachsse  —  C.  R.  Sachsse.  Das  Beweisverfahren  nach  deutschem  Rechte. 
Frlangen.  1855. 

Schin  id  t  =  rrkundenbiich  der  Stadt  Güttingen.  Von  G.  Schmidt.  Frkunden- 
buch  des  histor.  Vereins  f.  Niedersaehsen.  Rand  6  und  7.  Hannover. 
18G31T. 

Schmidt  V.  Ii.  =-  rrkundenbiich  der  Stifter  S.  Bonifacii  und  S.  Pauli  zu 
Halberstadt.  Geschichtsqucllen  der  Provinz  Sachsen,  Hand  13. 
Halle  a.  S.  1881. 

Schröder =  R.  Schröder.  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Leipzig. 
4.  Aufl.  1902. 

Schwabenspiegel  =*  Der  Schwabenspiegel.    Herausg.  v.  F.  L.  A.  v.  Lall- 

berg.    Tübingen.  1840. 
Seeliger  =  G.  Seeliger.    Die  soziale  und  politische  Bedeutung  der  Grund- 

horrschaft  im  früheren  Mittelalter,  in:  Abhandlungen  der  phil.  u. 

hist.  Klasse  d.  Kgl.  Sächs.  Gesellschaft  d.  Wissenschaften.   Band  22 

No.  1.    Leipzig.  1903. 

S  eiber tz  —  .1.  S.  Seibertz.  Frkundenbuch  zur  Landes-  und  Rechtagcschichte 
des  Herzogtums  Westfalen.    Arnsberg.    1839  ff. 

Sei.  an.  =  IL  Ohr.  de  Senckenberg.  Seleeta  iuris  et  historiarum  aneedota. 
Frankfurt  a.  M.    1732  ff. 

Siegel  =  H.  Siegel.  Die  Gefahr  vor  Gericht  und  im  Rechtsgang.   Wien.  I86fi. 

Simon  —  R.  .1.  Simon.    Iuris  Saxoniri  inedii  aevi  de  fori»  competenti  prae- 

cepta.    Königsberg.  1867. 
SLdR  =  Des  Sachsenspiegels  Erster  Teil  oder  das  Sächsische  Landrecht. 

Herausg.  von  <\  G.  Homeyer.    Herlin.    3.  Ausgabe.  I8til. 
Stein  —  Akten   zur  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  der  Stadt 

Köln  im  14.  und  15.  Jahrhundert.    Von  W.  Stein.  Publikationen 
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der  Gesellsch.  f.  Rheinische  Geschichtskundc ,  Rand  10.  Bonn 
1893  ff. 

v.  Steinen  — J.  D.  v.  Steinen.   Wcstphälischc  Geschichte.   Lemgo.    1755  ff. 
Stohbe  Beitr.  —  O.  Stohbe.    Beitrage  zur  Geschichte  des  deutschen  Recht*. 
Braunschwcig.  1M65. 

Stnbbe  Gerichtsst  —  O.  Stohbe.  Die  Grundsätze  der  deutschen  Hechts- 
quellen  des  M.  A.  über  den  Gerichtsstand,  in:  Jahrbuch  des  gem. 
Deutschen  Recht«.    Leipzig.    Hand  1  S.  427  ff. 

Stohbe  Vertr.  -  O.  Stobbe.  Zur  Geschichte  des  deutschen  Vertrags- 
rechts.    Leipzig.  I85.*i. 

Stolze  —  Th.  Stolze.  Die  Kntstehung  des  Gästerechts  in  den  deutschen 
Städten  des  Mittelalters.    In.  Diss.    Marburg.  DKM. 

Strals.  Verf.  B.  —  <>.  Franckc.  Das  Verfcsturigsbnch  der  Stadt  Stralsund. 
Hansische  Gcschichtsquclleii.  Hand  I.    Halle.  1875. 

Stumpf      K.  Fr.  Stumpf.  Acta  imperii  inde  ab  Heinrico  I.  ad  Heiiiricum  VI. 

usqiic,  adhuc  iuedita.    Innsbruck.    1805  IV. 
Sudendorf      H.  Sudendorf.    ('rkundenbuch  zur  Geschieht«'  der  Herzöge 

von  Braimschweig  und  Lüneburg.    Hannover.  1851)  IT. 

Teschenmacher       W.  Teschenniacher.    Annales  Clivic  Juliae  usw.  t'odice 

Diplomat -ico  illustravit    Frankfurt  und  Leipzig.  17-21. 
Thorsen      P.  G.  Thorsen.    Die  dem  jütischen  Low  verwandten  Stadtrechte. 

Kopenhagen.  1855. 
T/.schoppe      (i.  A.  Tzsehnppe   und   G.  A.  Slen/.el.  Frkundensammlung 

zur  tieschichte  des  Ursprungs  der  Städte  in  Schlesien  und  der 

Oberlausitz.    Hamburg.  1832. 

V arges  W.  Varges.  Die  Entstehung  der  Stadt  Braunschweig,  in: 
Zeitschrift  des  Harzvereins.  Band  24/25.  Wernigerode  und  Quedlin- 
burg. 1891/2. 

Vater  1.   Arch.       Vaterländisches  Archiv   des  historischen  Vereins  für 

Niedersachsen.    Hannover.  1846. 
Voigt      J.  Voigt.    Geschichte  Marienburgs.    Königsberg.  1824. 

Wach      Der  Arrestprozcß  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung.    Von  A. 

Wach.    Leipzig.  1868. 
Waitz      G.  Waitz.    Deutsche  Vcrfassuiigsgescbiehte.    Kiel.    1880 fl'. 

Waitz  Urk.  Urkunden  zur  deutschen  Verfassungsgeschichte  im  IL  und 
12.  Jahrhundert    Von  G.  Waitz.    2.  Aull.    Berlin.  1886. 

Walch  C.  Fr.  Walch.  Vermischte  Beiträge  zu  dem  deutschen  Recht. 
Jena.    1771  ff. 

W'arnkönig  -  L.  A.  Warnkönig.  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgcsehichte. 
Tübingen.    1835  ff. 

Wasserschieben  H.  W'asserschleben.  Deutsche  Rcchtsquellen  des 
Mittelalters.    Leipzig.  1892. 

Wasserschieben  RQu.  H.  Wasserschieben.  Sammlung  deutscher  Rechts- 
quellen.   Giessen.  1860. 
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W  auters  —  A.  Wauters.  De  l'origine  .  .  .  den  libertes  communales  en 
Belgiquc,  dans  lc  Nord  de  Ja  France  etc.  l'reuves.   Brüssel.  1869. 

Wehner  -  A.  Webner.  Die  Gerichtsverfassung  von  München.  München.  1876. 

Wenck  -  H.  B.  Wenck.  Hessische  Lundesgeschiehte.  Frankfurt  und 
Leipzig.    1783  IT. 

Westf.  Zschr.  -  Zeitschrift  für  vaterl.  Geschichte  und  Altertumskunde. 

Herausgeg.  von  dein  Verein  f.  Gesch.  u.  Altertumsk.  Westfalens. 
Münster.    1838  ff. 

Wigand  =-  P.  Wigand.  Archiv  für  Geschichte  und  Altertumskunde  West- 
falens.   Hamm.    1826  ff. 

Wilmanns  ^  Westfälisches  Urkundenbuch,  Wand  III.  Von  K.  Wilmanns. 
Münster.  1871. 

Winter  -  G.  Winter.  Das  Wiener  -  Neustädter  .Stadtrecht  des  13.  Jahr- 
hunderts.   Wien.  1SS0. 

Wirt,  U.  Ii.  -  Wirteinbergischcs  rrknndenbuch.  Von  dem  Kön.  Staatsarchiv 
in  Stuttgart.    Stuttgart.  184!»ff. 

Wolf  J.  Wolf.  Geschichte  und  Beschreibung  der  Stadt  Heiligenstadt. 
Güttingen.  1800. 

Wolters  A.  Wolters.  Das  Stadtrecht  von  Wesel,  in:  Zeitschrift  des 
Bergischen  Geschichtsvereins,  herausgeg.  von  K.  Bouterwek  u.  a. 
Band  4.    Bonn.  1867. 

Zeitschr.  d.  hist.  V.  f.  Nieders.  —  Zeitschrift  des  historischen  Vereins 
für  Niedersachsen.    Hannover.    1850  ff. 

Zftpfl      G.  Züpfl.    Das  alte  Bamberger  Hecht.    Heidelberg.  1839. 

ZUG      Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte,  begründet  von  A.  F.  Rudorff  u.  ;i. 

{seit  Band  11  unter  dem  Titel:  Zeitschrift  der  Savignvstiftnng  für 
Rechtsgeschichte,  germ.  Abt.).    Weimar.    1861  ff. 
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Berichtigungen 


Seilt-     4  Zeile  20  und  2.'»  statt  .Krust"  lies:  Kruft. 

Seite   47  /.eilt'  10  statt  „außerordentlicher"  lies :  besonderer. 

Seile    73  Zeile  1")  statt  .Aber"  lies:  Denn. 

Seite    7»'»  Zeile  2/i  statt  .handhal'te"  lies:  haudhafter. 

Seite   IM)  Zeile  17  statt  „ordentlichen"  lies:  allgemeinen. 

Seite   !»2  Zeile  .'Ü*  statt  .werden"  lies:  wurden. 

Seite   !>*•  Zeile  28  statt  „ist  nicht"  lies:  ist  wenigstens  für  die  meisten 

Fälle  niebt. 

Seite   i>7  Zeile  21  statt  .auch  dem"  lies:  auch  durchweg  dein. 
Seite  107  Zeile    <»  statt  •  htredati*  lies:   herttiituti , 
Seite  14H  Zeile  2<?  statt  „weiß-  lies:  nichts  weit'.. 
Seite  147  Zeileil  statt  .wies"  lies:  wie. 
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Abhandlungen 

aas  dem 

Staats-  und  Verwaltungsrecht 

mit  Einschluss  des  Kolonialrechts 

In  zwanglosen  Heften  herausgegeben  von 

Dr.  Siegfried  Brie  Dr.  Max  Floischiiianu 

urd.  Professor  an  der  Universität  Breslau  l'rlvMdoztnt  aa  der  Univpmitit  Halle 


1.  Flebchmann,  Max:  Der  Wog  der  (Jesetzgelmng  in  IVnssen  .    .  3.t;0Mk. 

2.  (JUtser,  Felix:  Das  Hecht  der  provisorischen  Gesetzgebung  in  Sonderheil 
nach  preußischem  Staatsrecht.  Kin  Reitrag  zur  Lehre  von  Gesetz  und  Ver- 
ordnung  3,50  Mk. 

3.  Poseiier«  Paul:  Das  Deutsche  Rcichsrccht  im  Verhältnis  zum  Landesrechte 
Kiue  geschichtliche  und  dogmatische  Entwicklung  des  (irunddsatzcs,  dass 
„die  Reicbsgosetzc  den  Landesgcsct/.en  vorgehen-  (RV.  a.  2),  unter  ein- 
gehender Berücksicht  igung  der  modernen  bürgerlichen  Gesetzgebung    5,-  Mk. 

4.  tttelnltz,  Julius:  Dispcnsationsbcgrift  und  Dispcnsationsgcwalt  auf  dem 
Gebiete  des  Deutschen  Staatsrechts  2.U0  Mk. 

ö.  Hamburger,  (Jeorg:  Die  staatsrechtlichen  Besonderheiten  der  Stellung  des 
lieichslandes  Elsass-Lothringen  im  Deutschen  Reiche  3,20  Mk. 

(!.  Freund,  I  binar:  Die  Regentschaft  nach  proussischem  Staatsrecht  unter 
Berücksichtigung  der  in  den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  geltenden 
Rechte  3,80  Mk, 

7.  Bahrfeldt,  Max:  Der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  durch  Naturalisation 
und  durch  Aufenthalt  im  Auslande  nach  geltendem  deutschem  und  franzö- 
sischem Staatsrechte  2  —  Mk. 

8.  t.  Poser  and  Groftft-Nnedllts,  Victor:  Die  rechtliche  Stellung  der  deutschen 
Schutzgebiete   .   2,40  Mk. 

9.  Fleischer,  Max :  Die  Zuständigkeit  des  deutschen  Bundesrates  für  Erledigung 
von  öffentlichrechtlichen  Streitigkeiten  3.60  Mk. 

10.  Rieas,  Alfons:  Die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  bei 
Staatsverträgen  nach  deutschem  Staatsrechte  3, —  Mk. 

11.  Riess,  Gurt:  Auswärtige  Hoheitarechtc  der  deutschen  Kin/elstaatcn    2.40  Mk. 

12.  Wlew»,  Wilhelm:  Verfassungsänderungen  nach  Reichsrecht     .    .    2,40  Mk. 

13.  Schreiber,  Karl:  Die  Beteiligung  des  Staates  an  den  Volksschullnsten  in 

r'rcußen  1,60  Mk. 


A.  Fuvurke.  v«rra  Kduard  Treweudfs  Huthdriickem.  Hie*ht 
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27.  Weyl,  Richard:   Da«  fränkische  Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der  Mero- 
winger  2,00  Mk. 

28.  Rotenberg,  Kar):   Über  wiederholte  deutsche  Königswahlen  im  IS.  Jahr- 
hundert  1,60  Mk. 

29.  Levy,  Albert:  Beiträge  zum  Kriegsrecht  im  Mittelalter,  insb.  in  den  Kämpfen, 
an  welchen  Deutschland  beteiligt  war  '8.-10.,  Anf.  ll.  Jahrh.)  2.80  Mk. 

30.  Wandt,  Heinrich:  Der  deutsche  Reichstag  unter  König  Sigmund  bis  zum 
Ende  der  Reichskriege  gegen  die  Hussiteu  8,60  Mk. 

Sl.  Koehne,  Carl:  Der  Ursprung  der  Stadt  Verfassung  in  Worms,  Speyer  und 
Mainz  (18,00  Mk.) 

32.  ■aok,  Heinrich:  Die  Finanzverwaltung  der  Stadt  Braunschweig  bis  zum 
Jahre  1374    3.20  Mk. 

33.  Frommhold,  Georg:  Beiträge  zur  Geschichte  der  Einzelerb  folge  im  deut- 
schen Privatrecht  1,20  Mk. 

34.  8tnti,  Ulrich:  Das  Ver  wan  d  t  sch  a  f  t  sb  ild  des  Sachsenspiegels  und  seine  Be- 
deutung für  die  sächsische  Erbfolgeordnung  2.40  Mk. 

35.  v.  Schwind,  Emst  Freiherr :  Zur  Entstehungsgeschichte  der  freien  Erbleihen 
in  den  Rheingegenden  und  den  Gebieten  der  nördlichen  deutsehen 
Kolonisation  des  Mittelalters   5,00  Mk. 

30.  KOhtmann,  Alfred:  Die  Romanisierung  des  Zivilprozesses  in  der  Stadt 
Bremen  2,80  Mk 

37.  Adler,  Sigmund :  Über  das  Erbenwartrecht  nach  den  ältesten  Bayrischen 
Recbtsquellcn   3,60  Mk. 

38.  Frommer,  Otto:  Anfänge  und  Entwicklung  der  Handelsgerichtsbarkeit  in 
der  Stadt  Königsberg  i.  Pr  1,00  Mk. 

39.  Lass.  Ludwig:  Die  Anwaltschaft  im  Zeitalter  der  Volksrechte  und  Kapi- 
tularien  1,60  Mk. 

40.  Weyl,  Richard:  Die  Beziehungen  des  Papsttums  zum  fränkischen  Staats- 
und Kirchenrecht  unter  den  Karolingern   8,00  Mk. 

41.  Lipp,  Max:  Das  fränktscheGrenzsystem  unter  Karl  dem  Grossen  »,50  Mk. 
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C'j.  Demuth,  E. :  Die  wechselseitigen  Verfügungen  von  Todes  wegen  nach 
alamannisch-zürcherischem  Recht  4.80  Mk. 

66.  Elchmann,  Eduard:  Der  recursus  üb  abusu  nach  deutschem  Recht  .  tO.OO  Mk. 
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Bnchdruckcrel  Maretzke  &  Martin, Trebnitz  l.SeMes. 
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(344),  aber  vorwiegend  nur  als  Förderungsgrund  zu  bezeichnen  (345). 

Bedeutung  d.  fränk.  Resultate  f.  andere  Völker  (346).  Alamanuen 
(347);  Baiern  (360);  allgem.  Vermittlung  zwischen  germ.  u.  roman. 
Wesen  (351).  — 

Ergebnisse  S.  353—421 

Vorbemerkung  (356). 
I.  Verschiedenartige  Rechtsentwicklung  einzelner  Völker  (356);  sie  wird 
durch  die  Vorgeschichte  nicht  voll  erklärt  (368);  auch  nicht  durch 
Nationalgefuhl  (360). 
IL  Berührungspunkte  zwischeu  römischem  und  germanischem  Rechte  (361). 
Rückgang  des  römischen  Hechtes  (361);  Vulgarrecht  (363).  Rassen- 
gemeinsamkeit beider  Elemente  (365).  Gegenseitiges  Kräfte- 
verhältnis (366). 

III.  Bedeutung  der  neuen  Eindrücke  (372);  sie  wird  abgeschwächt  durch 
die  alten  Keime  (376)  und  durch  die  Resultate  früherer  Entwicklung 
(377).   Thatsäcbliche  Wirkung  der  neuen  Eindrücke  (379). 

IV.  Es  erfolgt  keine  Reception  (381),  sondern  selbständige  Ausnutzung 
(385)  und  Verarbeitung  (388).  Die  Auffassung  Fitting's  (396)  und 
Tainassia's  (397).  Unterschied  zwischen  diesen  Vorgängen  und  der 
späteren  Reception  (399). 

V.  Besondere  Morkmale  dieser  Recbtsbilduug;  ihr  unbewusster  Charakter 
(400);  Subjoctivismus  (404),  Formalismus  und  Abstractionsmangel 
(406);  ungenügende  Abgrenzung  der  Rechtsgebiete  (412). 
VI.  Gesammtcharakter  der  Entwicklung  (413);  Bestimmung  der  Continuität 
(414);  sie  ist  trotz  des  erschütterten  Gleichgewichtes  wahrnehmbar 
(419).  - 
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Corrigenda 

8.  11.   Zeile  7  Ton  unten,  anstatt  „ans"  zu  lesen  „aus". 
8.  19.   Zeile  13  von  oben,  anstatt  „Erwähung"  zu  lesen  „Erwähnung". 
S.  29.    Zeile  15  von  oben,  anstatt  „Letzore"  zu  lesen  „Letztere-. 
S.  38.   Zeile  6  von  unten,  anstatt  „Beinflussung"  zu  lesen  „Beeinflussung". 
S.  38.    Zeile  8  von  unten,  anstatt  „wendete"  zu  lesen  „wandte-. 
S.  41.   Anm.  6.   Zeile  9  von  unten,  anstatt  „L.  Vis.  V.  72"  zu  lesen 
„L.  Vis.  V.  7.  2." 

S.  68.   Zeile  11  von  oben,  anstatt  „karolingiscbe"  zu  lesen  „königliche". 
8.  89.   Zeile  12  von  oben,  anstatt  „lateinischen-  zu  lesen  „latinischen". 
8.  118.  Zeile  11  von  oben,  anstatt  „konnte-  zu  lesen  „könnte". 
S.  127.  Zeile  1  von  oben,  anstatt  „Staatsgebieten"  zu  lesen  „Staatstheileu-. 
S.  127.  Zeile  6  von  oben,  anstatt  „Rechtsgebiete"  zu  lesen  „Rechtskreise". 
3.  127.  Zeile  3  von  unten,  anstatt  „gefährdende"  zu  lesen  „gefährliche-. 
S.  135.  Anm.  2.   Zeile  1  von  oben,  anstatt  „an  moyen  ägew  zu  lesen  „au 
moyen  ige". 

S.  140.  Zeile  6  von  oben,  anstatt  .Überwachung-  zu  lesen  „Ueberwachuug". 
8.  206.  Anm.  4.   Zeile  1,  anstatt  „keinem"  zu  lesen  „seinem". 
8.  223.  Zeile  4  von  oben,  anstatt  „Geltuugraacbung-  zu  lösen  „Geltend- 
machung". 

S.  241.  Anm.  1.   Zeile  3  von  oben,  anstatt  „Giraud"  zu  lesen  „Brissaud". 
8.  252.  Anm.  6.   Zeile  4  von  oben,  anstatt  „Iromobiliareigentum  II-  zu 
lesen  „I". 

8.  304.  Anm.  2.    Zeile  16  von  oben,  anstatt  „Erocessrechtes"  zu  lesen 
„Processrechtes-. 

8.  317.  Anm.  2.   Zeile  9  von  oben,  anstatt  „T.  Turon"  zu  lesen  „F.  Turon-. 
8.  319.  Anm.  2.    Zeile  7  von  unten,   anstatt  „possessorium-  zu  lesen 
„possessorium-. 

8.  365.  Anm.  1.  Zeile  1,  anstatt  „Änderungen"  zu  lesen  „Aenderungen". 
8.  357.  Zeile  2  von  unten,  anstatt  „Ähnlichkeit"  zu  lesen  „Aehnlichkeit- 
8.  369.  Anm.  2.   Zeile  1,  anstatt  „In  de"  zu  lesen  „In  der". 
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Vorwort 

Die  Empfindung  innerer  Befriedigung,  die  sonst  den  Ver- 
fasser beim  Abschlüsse  eines  umfangreichen  Werkes  belohnt, 
bleibt  in  diesem  Falle  theilweise  aus.  Vielerlei  Grunde  haben 
die  rasche  Durchführung  gehemmt  und  acht  Jahre  sind  seit  dem 
Erscheinen  des  ersten  Bandes  verstrichen.  Vermag  schon  dieser 
Umstand  zahlreiche  Ungleichheiten  in  der  Behandlung  des  Stoffes 
zu  erklären,  dessen  Verarbeitung  nicht  mehr  dem  ursprünglichen 
Plane  entspricht,  so  haben  daneben  die  Vorarbeiten  für  die  den 
Hauptzweck  bildende  Geschichte  des  deutschen  Immobiliar- 
eigentums  wesentliche  Aenderungen  der  früheren  Disposition 
hervorgerufen;  diese  Aenderungen  betreffen  nicht  nur  den  Um- 
fang,1) sondern  auch  den  Inhalt  des  Werkes. 

Es  ist  klar,  dass  ich  mich  nicht  mit  der  Aufzählung  und 
Besprechung  jener  Erscheinungen  begnügen  durfte,  für  welche 
directer  römischer  Einfluss  mit  mehr  oder  weniger  Berechtigung 
angenommen  wird;  ich  niusste  vielmehr  versuchen,  die  Widerstands- 
kraft der  germanischen  Rechtselemente  im  allgemeinen  zu 
prüfen?  dies  erklärt  die  Ausdehnung  und  den  Charakter  der  den 
Langobarden  und  Franken  gewidmeten  Kapitel.  Gleichzeitig 
erschien  andererseits  Einschränkung  erforderlich;  denn  diese 
Art  der  Behandlung  war  vom  Standpuukte  der  mir  vor- 
schwebenden Hauptaufgabe  (der  Geschichte  des  Immobiliar- 
eigentums)  nicht  für  alle  Völker  geboten,  nämlich  nicht  für  jene, 
deren  ganze  weitere  Entwicklung  durch  die  fränkische  Ein- 
wirkung derart  bestimmt  wurde,  dass  ihr  gegenüber  alles  andere 
zurückzutreten  begann  und  die  etwa  vorhandenen  römischen 
*  Grundlagen  keinen  intensiven  Einfluss  mehr  ausüben  konnten.2) 
Es  musste  daher,  der  ursprünglichen  Disposition  entgegen,  die 
Absicht,  sämmtliche  germanische  Stämme  des  Festlandes  in 


')  Die  auf  etwa  40  Druckbogen  veranschlagte  Untersuchung  ist,  wie 
man  sieht,  weit  stärker  ausgefallen. 
a)  S.  unten  S.  346  ff. 
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gleicher  Weise  zu  berücksichtigen,  hu  (gegeben  werden,  trotzdem 
dies  vom  descriptiven  Standpunkte  thunlich  und  nützlich  gewesen 
wäre,  überdies  durch  den  diesen  Untersuchungen  gegebenen  Titel 
förmlich  gefordert  wird. 

Die  beiden  in  Aussicht  genommenen  Excurse  sind  eben- 
falls weggeblieben.  Excurs  1  sollte  den  Zusammenhang  der 
Landnahme  einzelner  Völker  mit  dem  sog.  Einquartierungs- 
system behandeln;  nachdem  aber  die  Landnahme  hier  nur 
historisch  erwähnt  und  ihre  juristische  Bedeutung  kaum  gestreift 
wurde,  erschien  es  richtiger,  diese  Frage  der  Erörterung  des 
Immobiliarrechtes  zuzuweisen.  Excurs  II  sollte  der  Besprechung 
des  sog.  Personalitätsprincips  gewidmet  werden ;  in  dem  Rahmen 
der  vorliegenden  Untersuchung  hätte  jedoch  nur  die  Frage  nach 
der  Analogie  der  im  römischen  Reiche  geübten  Schonung  fremder 
Rechte  und  der  einschlägigen  Erscheinungen  des  germanischen 
Rechtslebens  aufgeworfen  werden  können;  dagegen  bedarf  der 
wichtigste  Ausgangspunkt  dieses  Problems,  nämlich  der  Zu- 
sammenhang zwischen  Rechtsgenossenschaft  und  Territorium, 
einer  eingehenden  Prüfung,  die  hier  nicht  vorgenommen  werden 
konnte  und  richtigerweise  bei  der  Darstellung  der  öffentlich- 
rechtlichen  AVurzeln  des  Immobiliarrechtes  zu  erfolgen  hat. 

Ich  hoffte  ursprünglich,  sofort  nach  Abschluss  des  vor- 
liegenden Werkes,  mit  der  Geschichte  des  deutschen  Immobiliar- 
eigentums  hervortreten  zu  können,  da,  wie  erwähnt,  die  Vor- 
arbeiten für  dieselbe  gleichzeitig  geführt  wurden  und  die 
Durchführung  dieser  Untersuchung  beeinflussten ;  dies  war  mit 
ein  Grund  der  Verzögerung  des  Erscheinens  des  III.  Bandes, 
dessen  Druck  schon  1904  begonnen  hatte.  Da  sich  diese  Absicht 
dennoch  nicht  verwirklichen  liess,1)  durfte  das  Erscheinen  des 


l)  Es  wurde  nämlich  inzwischen  die  Errichtung  einer  Lebrkan&el  für 
vergleichende  Rechtswissenschaft  in  Lemberg  in  Angriff  genommen  und  da 
an  mich  der  ehrenvolle  Huf  erging,  mu&ste  ich  vor  allem  daran  denken, 
mich  für  diese,  jedem  RechbOiiMtoriker  naheliegende,  aber  doch  keinem  ganz 
heimische  Aufgabe  vorzubereiten.  Zur  selben  Zeit  wurde  ich  vom  weltlichen 
Orossgrundbesitze  in  deu  Bukowiner  Landtag  gewählt,  in  dem  wichtige 
Geaetzesvorlagou  an  den  Juristen  Anforderungen  stellton,  denen  ein  Rechts- 
historiker  an  und  für  »ich  nicht  gewachsen  ist.  Die  Übersiedlung  von 
Czemowitz  nach  Lemborg  und  die  neue  wissenschaftliche  Aufgabe,  die  mich 
jetzt  und  für  die  nächsto  Zeit  ganz  in  Anspruch  nimmt,  haben  die  Fertig- 
stellung der  Geschichte  des  deutschen  Immobil iareigenturas  verzögert. 
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seit  drei  Jahren  im  Drucke  befindlichen  Bandes  nicht  weiter  ver- 
schoben werden. 

Der  Nachtheile  dieser  Sachlage  bin  ich  mir  natürlich  bewusst. 
Ein  Work,  das  im  Hinblicke  auf  oin  anderes  verfasst  wird,  daher 
manches,  was  in  einem  selbständigen  Werke  nicht  fehlen  dürfte, 
nicht  berührt,  ja  sogar  manche  zu  erörternde  Fragen,  mit  Rücksicht 
auf  das  Hauptunternehmen,  unbesprochen  lässt,  setzt  sich,  auch 
wenn  es  auf  einmal  erscheint,  grossen  Gefahren  aus;  desto  mehr, 
wenn  es  t  heil  weise  und  in  grossen  Zwischenräumen  veröffentlicht 
wird,  oder  gar,  wenn  die  Drucklegung  eines  Theiles  so  lange 
aufgehalten  wird,  wie  dies  hinsichtlich  des  III.  Theiles  aus  den 
obenerwähnten  Gründen  geschehen  ist.  Da  müssen  im  Zeitpunkte 
der  Veröffentlichung  des  Schlusses,  nicht  nur  die  früheren  Theile,1) 


')  So  ist  z.  B.  die  wichtige  Geschichte  der  Vandaleu  tod  L.  Schmidt 
und  dessen  Gesch.  d.  dUch.  Stämme  bis  z.  Ausg.  d.  Völkerwand,  schon 
nach  Publiciruug  des  I.  Theiles  dieses  Werkes  erschienen,  während  mir  die 
treffliche  Arbeit  Tamassia's  (in  Arch.  stor.  lombardo  XI),  die  ich  für  die 
Geschichte  des  Reiches  Odovakars  und  der  Ostgothen  hätte  verwenden 
köunen,  thatsächlich  entgangen  ist.  Ferner  konnten,  da  sie  nach  1S99, 
bezw.  nach  1901,  erschienen,  nicht  benützt  werden:  Rappaport;  D.  Ein- 
fälle der  Gothen  in  das  röm.  Reich  bis  Constantin,  Sehmsdorf:  D.  Germ, 
in  den  Balkanländern,  Martroye:  L'occident  ä  l'epoque  byzantine,  Kunze: 
D.  Germ,  in  d.  antiken  Lit.,  Bang:  D.  Germ,  im  röm.  Dienst,  C.  H. 
Baale's  Aufsatz  Uber  den  Defensor  civitatis,  P.  d.  Giudice:  Due  note  all' 
editto  di  Atalarico  (1899),  Conrat's  Arbeit  Uber  den  westgoth.  Gaius,  die 
neueste  Ausgabe  des  Cod.  Theod,  zahlreiche  neuere  Aufsätze  Uber  die 
früheren  Beziehungen  zwischen  Germanen  und  Römern  (z.  B.  Dragendorff's 
Okkupation  Germaniens  durch  d.  Römer,  Haug's  Germ.  Einflüsse  in  d. 
röm.  Obergermanien,  Gundermann'»  Germ.  Wörter  bei  Griech.  u.  Römern, 
Asbach:  Z.  Gesch.  u.  Kultur  d.  röm.  Rbeinlande  u.  s.w.),  ferner  L.  Jordan's 
Stud.  z.  fräuk.  Sagengeschichte,  J.  Gramer's  Verfassungsgescb.  d.  Germ, 
und  Kelten.  Ebenso  Rie  tschel's  wichtige  Untersuchung  Uber  die  germanische 
Tausendschaft,  die  für  Tb.  I.  von  grosser  Bedeutung  gewesen  wäre;  zwar  habeich 
der  Tausendschaft  keine  Übermässige  Bedeutung  beigelegt  (s.  Th.  I.  S.  79,  141), 
mich  auch  Uber  ihre  Herkunft  nicht  geäussert,  hätte  aber,  wie  Rietachel 
m.  R.  ausstellt,  auf  die  römischen  Analogien  eingehen  sollen.  —  Alle  diese 
Schriften  sind  nach  Erscheinen  des  I.  bezw.  II.  Theiles  veröffentlicht  worden, 
so  dass  sie  jetzt  nur  noch  höchstens  in  den  Anmerkungen  der  Ergebnisse 
eine  von  jeder  Debatte  absehende  Erwähnung  hätten  finden  können.  Die 
Resultate  der  neueren  Ortsnamenforscbung  werden  für  die  Darstellung 
des  Immobiliarrechtes  verwendet  werden. 


Digitized  by  Google 


-  XII  - 


sondern  sogar  der  jetzt  erscheinende,1)  literarische  und  sachliche 
Lücken  bieten. 

So  fallt  es  auch  schwer,  auf  vielfache  Einwendungen,  die 
mir,  theils  in  Recensionen,  theils  privat,  gemacht  wurden,  ein- 
zugehen. Eigentümlicherweise  ist  ein  Mangel,  den  ich  selbst 
am  meisten  empfinde,  bisher  nicht  hervorgehoben  worden;  nämlich 
die  Nichtberücksichtigung  der  späteren  mittelalterlichen  Ent- 
wicklung, deren  Verwendbarkeit  für  Rückschlüsse  von  F  ick  er 
und  in  anderer  Weise  auch  von  E.  Mayer  dargetban  wurde. 
In  einer  Untersuchung,  die  fast  das  gesammte  Rechtsleben 

•)  Die  1904  begonnene  und  dann,  wie  erwähnt,  unterbrochene  Druck- 
legung des  III.  Theiles  erklärt  es,  dass  wichtige  Erscheinungen,  die  der 
Veröffentlichung  de»  letzten  Bandes  vorangegangen  sind,  dennoch  nicht 
ausgenutzt  wurden.  So  z.  B.  die  neue  Ausgabe  des  Cod.  Theod.,  die 
(Jon  rat  'sehe  Beleuchtung  des  westgoth.  Gaius,  Seckel's  Studien  zu 
Bened.  Levita,  E.  May  er 's  Aufsatz  Uber  L.  Rom.  Utin.  Die  betreffenden 
Bogen  waren  dazumal  schon  gedruckt.  Die  Ausführungen  M.  Krammer's 
konnten  aus  demselben  «runde  erst  S.  271.  A.  1.  überhaupt  nur  kurz  er- 
wähntwerden, während  Hilliger's  zweite  Abhandlung  (Hist.  Vierteljahrschr. 
1906)  und  Riet  sc  hei' s  Aufsatz  (Ztschr.  d.  Sav.  Stift.  XXVII)  überhaupt 
nicht  mehr  verwendet  werden  konnten.  Insbesondere  hätten  mich  Krammer's 
und  Rietschel's  Aufsätze  zur  Stellungnahme  veranlasst,  namentlich  hätte  ich 
die  Frage  der  Entstehungszeit  der  Lex  Salica  in  der  von  dem  zweitgenannten 
Forscher  angegebenen  Richtung  zu  erörtern  gehabt;  die  Unmöglichkeit  dieser 
Erörterung  empfinde  ich  mit  Rücksicht  auf  dasjenige,  was  ich  S.  30.  A.  3 
anführte;  aus  R.'s  Darstellung  (1.  c.  273.  A.  1.)  entnehme  ich,  dass  R.  geneigt 
ist,  den  Aussagen  der  Prologe  eine  ähnliche  Bedeutung  beizulegen,  wie  ich 
es  getban  habe.  —  Die  wichtigen  Werke  Rübel's  und  Heus ler 's  er- 
schienen ebenfalls  erst  in  einem  Zeitpunkte,  der  bloss  ihre  Erwähnung  (s. 
hier  S.  119.  A.  2.,  131.  A.  l..  248.  A.  1.),  aber  keine  Stellungnahme  mehr 
ermöglichte.  Die  neue  Auflage  von  Brunner's  Rechtsgesch.  konnte  eben- 
falls auf  das  vorliegende  Werk  keinen  Einfluss  mehr  üben.  Für  die  Be- 
handlung der  Privatherrschaften  und  der  Immunität  konnten  wohl  Seeliger's 
Studie,  aber  v.  Stengel'»  Aufsatz  erst  während  dos  Druckes  (S.  136.  A.  2.) 
berücksichtigt  werden  und  die  durch  Seeliger  hervorgerufene  Literatur  über- 
haupt nicht  mehr;  ebenso  Rostowzew's  Domänenpolizei  (Philologus 
Bd.  64.).  Zu  spät  wurde  mir  die  Abhandlung  von  F.  Lot:  Fideles  ou 
vassaux  (1904j  bekannt,  während  die  Arbeit  Bolkenstein's  über  den 
römischen  Colonat  und  Fr.  Gut  mann'  s  Soc.  Gliederung  der  Bayern  natürlich 
nicht  mehr  benützt  werden  konnten.  Die  Untersuchung  von  Hans  Fehr 
über  Tit.  58  der  L.  Sal.  kam  ebenfalls  zu  spät;  sie  hätte  mir  eine  überaus 
willkommene  Unterstützung  geboten;  meine  1894  in  den  Grundlagen  d. 
dtseb.  Immob.eigentums  vertretene  Auffassung  fand  hier  endlich  Zustimmung 
und  eine  lichtvolle  Weiterführung. 
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betrifft,  war  dies  natürlich  unmöglich;  in  der  Darstellung  des 
Inimobiliareigentums  darf  dieser  Mangel  nicht  eintreten,  da  er 
bei  Behandlung  einer  einzelnen  Institution  nicht  entschuldbar 
wäre.1)  Der  Grund  der  geringen  Berücksichtigung  der  Urkunden 
ist  schon  früher2)  angegeben  worden;  es  mag  hier  nur  nochmals 
darauf  hingewiesen  werden,  welche  Gefahr  in  einer  notwendiger- 
weise unvollständigen  Ausnützung  des  diplomatischen  Materials 
liegt;  es  ist  überdies  anzunehmen,  dass  das  allgemeine  Bild  des 
gegenseitigen  Kräfteverhältnisses  germanischen  und  römischen 
Rechtes  darunter  wenig  leidet,  wenn  auch  selbstverständlich 
manches  Detail,  das  hier  nur  angedeutet  werden  konnte,  bei 
lückenloser  Urkundenbenützung  gewiss  deutlicher  hervorgetreten 
wäre;  dies  gilt  namentlich  für  jene  eigenartige  Verquickung 
römischer  Form  und  germanischen  Inhaltes,  für  den  Kampf  von 
Form  und  Inhalt  überhaupt,  der  nicht  nur  im  Obligationenrechte, 
sondern  auch  im  Sachenrechte,  eine  grosse  Rolle  spielt,  und  bei 
Gelegenheit  der  Darstellung  des  Immobiliarrechtes  eine  eingehende 
Behandlung  erfahren  wird. 

Ausser  diesen  Mängeln,  die  sich  aus  der  Anlage  der  vor- 
liegenden Arbeit  ergeben,  darf  man  es  vom  Standpunkte  der 
Bearbeitung  entwicklungshistorischer  Probleme  als  Unzukömmlich- 
keit  empfinden,  wenn  durchwegs  moderne,  beziehungsweise 
römische,  Begriffskategorien  angewendet  werden,  ja  sogar  die 
übliche,  entwicklungshistorisch  unzutreffende,  Grenze  zwischen 
öffentlichem  und  privatem  Recht,  theilweise  beibehalten  wird. 
So  lange  aber  Rechtsgeschichte  und  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft noch  keine  eigene  Systematik  und  keine  ihren 
wissenschaftlichen  Bedürfnissen  angepasste  Terminologie  hervor- 
gebracht haben,  ist  es,  schon  wegen  der  Ubersicht,  schwer,  an 
Aenderungen  zu  denken.  Neuerungen  dieser  Art  konnten  hier 
desto  weniger  versucht  werden,  als  die  vorliegende  Arbeit  nicht 
den  Zweck  hat,  eine  Dogmatik  des  römisch-germanischen  Rechtes 
zu  liefern,  sondern  das  gegenseitige  Verhältnis  beider  Rechts- 
anschauungen, sowie  die  Art  des  Einwirkens  des  römischen 
Rechtes  auf  das  germanische,  unter  Berücksichtigung  historisch- 

>)  Dasselbe  gilt  für  das  angelsächsische  und  nordische  Recht,  deren 
Einbeziehung  hier  nicht  unmittelbar  geboten  war,  für  die  Ergründung  des 
Iuunobiliareigentums  aber  unerlässlich  ist. 

*)  S.  Vorwort  zu  Th.  II.  S.  XII;  s.  auch  hier  S.  101.  A.  1. 
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cultnreller  Umstände,  zu  besprechen.  Diese  allgemeine  Aufgabe 
bringt  es  mit  sich,  dass  Specialforscher  manches  Detail  vermissen 
werden;  aber  sowohl  der  Zweck,  wie  auch  der  Umfang  des 
Werkes  schliessen  die  Absicht  eingehender  Erörterung  aller 
Einzelthatsachen  aus;  man  wird  einsehen,  dass  es  in  diesem 
Rahmen  unmöglich  war,  jedes  Institut  monographisch  zu  be- 
handeln; das  Individuelle  soll  hier  dazu  dienen,  das  Allgemeine 
hervortreten  zu  lassen;  was  dabei  fremden  Forschungen  zu 
danken  ist,  wurde  stets  genau  hervorgehoben,  selbst  auf  die 
Gefahr  hin,  dass  dem  Werke  compilatorischer  Charakter  oder 
ungenügende  Selbständigkeit  in  manchen  Detailfragen  vorgeworfen 
werde.1)  — 

Der  Charakter  dieser  Untersuchungen  erforderte  ein  Ein- 
gehen auf  den  geschichtlichen  Causalnezus.  Wichtige  Fragen, 
wie  die  der  Entwicklung  des  Immobiliareigentums,  können  nur 
dann  einigermaassen  bewältigt  werden,  wenn  sie  eine  entsprechende 
Erweiterung  erfahren;  gewiss  aber  nicht  bei  isolirter  Betrachtung, 
die  für  psychische  Vorgänge  unzureichend  ist.  Kann  auch  im 
Verlaufe  der  Untersuchung  eines  rechtshistorischen  Problems 
die  erwünschte  breite  Grundlage  nicht  so  beibehalten  werden, 
wie  es  eigentlich,  wegen  des  Zusammenhanges  der  Rechts- 
entwicklung mit  dem  gesammtcn  Culturleben,  erforderlich  wäre, 
so  muss  man  doch  wenigstens  das  Bewusstsein  dieses  Zusammen- 
hanges wahren  und  allen  Culturumständen  nicht  nur  die  Bedeutung 
von  Nebenumständen  einräumen.  Jede  geistige  Production 
bietet  eine  verschiedenartig  nützliche  Handhabe  für  die  Be- 
urteilung der  in  der  Rechtsentwicklung  wirkenden  Kräfte. 
Nichts  ist  unhaltbarer,  als  die  genügsame  und  verlockende  An- 
nahme einfacher  Ursachen,  durch  die  man  alles  leicht,  aber 
falsch,   erklärt.2)     Freilich  ist  es  unmöglich,   die  nöthige 


•)  Man  wird  aber  dennoch  zugeben,  dass  schon  durch  die  anders  ge- 
artete Fragestellung  manchem  Problem  neue  Seiten  abgewonnen  wurden. 

2)  Es  genügt,  auf  die  Art  hinzuweisen,  in  der  Fustel  alles  so  einfach 
iuterpretirt;  man  vergleiche  damit  dasjenige,  was  schon  Arnold  (Cultur 
und  Rechtslebeu.  1865)  über  die  Wechselwirkung  zwischen  Sprache,  Kunst 
u.  s.  w.  einerseits  und  dem  Rechte  andererseits,  gesagt  hat.  Die  Rechts- 
gesohichte  darf  sich  nicht  damit  begnügen,  eine  chronologisirte  Rechts- 
dogmatik, d.  h.  eine  historische  Aufeinanderfolge  der  Formen  der  Rechts- 
inst i tute,  zu  bieten.   Denn  man  kann  das  juristische  Ereignis  nicht  von 
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wissenschaftliche  Conipetenz  zu  gewinnen,  um  über  alle  in 
Betracht  kommenden  Umstände  selbständig  zu  urtheilen;  ebenso 
unmöglich,  dem  Causalnezus  auf  den  tiefsten  Grund  zu  gehen, 
ihn  von  Ursache  zu  Ursache  zurückzuverfolgen.  "Man  fühlt  sich 
da  veranlasst,  zu  sagen,  dass  gerade  das  allerwichtigste  nicht 
analysirbar,  ja  nicht  einmal  wissenschaftlich  fassbar  ist;  die 
Kenntnis  des  Productes  reicht  nicht  hin,  um  die  Schaffens- 
thätigkeit  zu  ergründen;  von  dem,  was  sich  in  den  Tiefen  des 
Geistes,  namentlich  unbewusst  und  in  vorhistorischer  Zeit,  ab- 
spielt, kommt  nur  ein  Theil  zum  Vorschein  und  auch  davon 
erhält  nur  ein  Theil  feste  Form.  Wir  müssen  uns  damit 
begnügen,  das  historisch  beleuchtete  zu  behandeln,  wenn  wir 
nicht  Gefahr  laufen  wollen,  incommensurable  Grössen  zu  vor- 


der Totalität  aller  einwirkenden  und  mitwirkenden  Kräfte  loslösen;  man 
vermag  nicht  zu  sagen,  wo  die  Einwirkung  der  religiösen  nnd  sittlichen 
Elemente  aufhört  und  die  der  Rechtsidee  beginnt;  ebensowenig  die  Grenze 
zwischen  socialwirtschaftlicheu  Bedürfnissen  und  denen  der  Rechtsempfindung 
in  den  Anfangsstadien  zu  bestimmen.  So  wie  die  Philologie,  im  höchsten 
Sinne  des  Wortes,  für  ihre  Zwecke  das  ganze  Gebiet  geistiger  Thätigkeit, 
die  ganze  Gedankenwelt,  der  betreffenden  Völker  heranzieht,  so  darf  sich  auch 
der  Rechtshistoriker  nicht  auf  die  juristischen  Gebilde  allein  beschränken, 
ohne  auf  die  primären  Elemente  (namentlich  auf  die  ideellen)  und  auf  allo 
geistigen  und  historischen  Begleiterscheinungen  einzugehen.  Wohl  kann  das 
Recht,  trotzdem  es  eine  secundäre  Schöpfung  ist,  als  selbständiges  Ganze 
bezeichnet  werden;  denn  es  fasst  die  ihm  vorangegangenen  Elemente  (sie 
mögen  praktisch  -  greifbar  oder  imponderabler  Art  sein)  zu  einem  Gebilde 
zusammen,  das  an  und  für  sich  eines  primären  Charakters  nicht  entbehrt, 
das  überdies  auf  der  Stufenleiter  menschlicher  Schöpfungen  höber  steht,  als 
jene  Einzelelemente  auf  denen  es  unbewusst  beruht;  als  unbewusste  und 
lebensvolle  Ausgleichung  und  Ausprägung  der  lebensfähigsten  Tbeile  aller 
ihm  vorangehenden  Elemente,  ist  das  Recht  eine  praktische  Synthese  der- 
selben. Dennoch  muss  der  Rechtshistoriker  damit  rechnen,  dass  die  Imponde- 
rabilien zu  Erscheinungen  individueller  Art  führen,  die  sich  nicht  juristisch 
ergründen,  sondern  nur  aus  der  Geaammtlage  erklären  lassen,  daher  thunlichste 
Einsicht  in  das  ganze  vorgeschichtliche  und  geschichtliche,  materielle  und 
geistige,  Leben  erfordern.  —  Zu  weit  geht  freilich  v.  lhering  (Ent- 
wicklgsgesch.  d.  röm.  R.),  wenn  er  die  Erforschung  des  Causalitätsgedankens 
als  den  Hauptzweck  bezeichnend,  den  äusseren  Impulsen  einen  ungebührlichen 
Vorrang  einräumt.  Weit  maassvoller  geht  Brunner  vor,  dessen  Rechts- 
geschichte in  der  jetzt  vorliegenden  Neuauflage  einen  anzuerkennenden 
Fortschritt  in  der  Richtung  der  Gesammtbetrachtung  des  ganzen  Lebens 
bedeutet. 
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binden,  was  nicht  mehr  Aufgabe  rechtshistorischer  Untersuchung 
wäre.1) 

Damit  ist  auch  gesagt,  dass  das  Gebiet  rechtsvergleichender 
Erörterungen  in  diesem  Falle  nicht  direct  betreten  werden 
konnte  und  dass  ich  es  vorziehen  musste,  mich  auf  die  Hervor» 
hebung  jener  Umstände  zu  beschränken,  die  einen  Ausblick  auf 
das  rechtsvergleichende  Gebiet  gewähren.  Bei  dem  allgemeinen 
Charakter,  der  den  „Ergebnissen"  gegeben  werden  musste,  war 
es  desto  dringender,  auf  Constructionen  zu  verzichten,  die  jedem, 
der  sich  mit  einem  Stoffe  längere  Zeit  beschäftigt,  naheliegen, 
aber  befürchten  lassen,  dass  man  zur  Unterstützung  der  Beweis- 
führung, die  sich  auf  die  früheren  Ausführungen  beruft,  Argumente 
heranzieht,  die  im  Verlaufe  der  Untersuchung  weder  erörtert, 
noch  angeführt  werden  konnten.  Ich  wäre  vielleicht  nicht  in 
der  Lage  gewesen,  diese  Entsagung  zu  üben,  wenn  ich  mir 
nicht  vorbehalten  würde,  in  der  Darstellung  der  Geschichte  des 
Immobiliareigentums  rechtsvergleichende  Gesichtspunkte  zu  ver- 
treten und  dieselben  für  diese  specielle  Frage  besser  zu  begründen, 
als  es  hier  für  einen  so  grossen  Fragcncomplex  möglich  wäre. 

Dass  trotz  der  erwähnten  Einschränkung  und  trotz  des 
Bestrebens,  kein  wichtiges  Detail,  sowie  keine  in  der  Literatur 
vertretene  Meinung  unbeachtet  zu  lassen,  das  Werk  einen  vor- 
wiegend allgemeinen  Charakter  zur  Schau  trägt,  entspricht  dem 
Gegenstande  desselben  und  der  hier  S.  XIV.  A.  1.  ausgesprochenen 
Ansicht.  Denn  obwohl  die  Arbeit  im  Hinblicke  auf  eine  andere 
Untersuchung  unternommen  wurde,  musste  doch  dem  Umstände 
Rechnung  getragen  werden,  dass  die  hier  besprochenen  Vor- 
gänge, an  und  für  sich,  einen  grossen  welthistorischen  Process 
bedeuten.  Sie  beruhen  auf  dem  Eintreten  neuer  Völkermassen 
in  den  alten  Culturkreis,  also  auf  der  Überwindung  einer  welt- 

»)  Die  von  Leist  und  v.  Ihering  unternommenen,  gewiss  «ehr  an- 
regenden Versuche,  beweisen,  dass  sich  eine  Combination  vorhistorischer  und 
rechtshistorischer  Forschung  schwer  durchführen  lässt.  Man  könnte  freilich, 
da  man  es  mit  der  Aufeinanderfolge  von  Völkergruppen  derselben  Rasse  zu 
thun  hat,  leichter  als  in  anderen  Fällen,  die  allgemeine,  weltrechtliche 
Grundlage  betreten;  doch  wäre  diese  Ausdehnung  der  Untersuchung  nur 
dann  erfolgreich,  wenn  man  sie  sehr  ausgiebig  vornehmen  und  consequent 
durchfuhren  würde,  was  enorme  Weiterungen  veranlassen  müsste;  kurze 
Andeutungen  wären  ungenügeud  und  könnten  als  willkürlich  bezeichnet 
werden.   S.  unten  S.  366.  A.  1. 
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geschichtlichen  Stnfe.  Durch  diese  eigenartige  Fortsetzung  der 
formell  abgeschlossenen  römischen  Zeit,  wird  das  Recht  Wandlungen 
ausgesetzt,  die  sonst  nur  in  weit  längeren  Zeitspannen  beobachtet 
werden;  das  Verhältnis  zwischen  Beständigkeit  und  Veränderlich- 
keit wird  mehr  als  sonst  erschüttert,  das  beiderseitige  Recht  den 
schwersten  Proben  ausgesetzt,  die  die  europäische  Rechtsgeschichte 
kennt;  oft  gewinnt  man  den  Eindruck,  als  ob  die  Veränderungen 
einen  übermässigen  Umfang  annehmen  würden,  umgekehrt  auch 
den,  dass  die  Veränderungen  nur  äusserliche  waren.  Durch  die 
innere  Alterirung  der  beiden  aufeinander  stossenden  Elemente 
wird  auch  das  Kampfobject  betroffen;  die  eigene  Rüstung  wird 
theilweise  verstärkt,  theüweise  geschwächt,  aber  beiderseits 
bleibt  Vieles  entwicklungsfähig,  um  sich  ohne  Rücksicht  auf  die 
Provenienz,  nach  und  nach,  für  den  späteren  Ausgleich,  zu 
entfalten.  Diese  allgemeine  Bedeutung  des  ganzen  Processes 
überragt  die  Details;  sie  werden  in  den  mächtigen  Wirbel 
hineingezogen,  und  müssen  deshalb  auch  in  der  Darstellung 
stellenweise  zurücktreten. 

Eine  mitunter  grössere  Bedeutung  als  die  Einzelnheiten  des 
schon  wogenden  vollen  Kampfes,  der  sich  aus  dem  Zusainmen- 
stosse  ergiebt,  haben  die  früheren  Complioationen,  die  dem  Zu- 
sammenstosse  vorangegangen  sind.  Daraus  ergab  sich  die  Not- 
wendigkeit auf  die  Vorgeschichte  der  Stämme  einzugehen;  denn 
diese  Vorgeschichte  erklärt  manche  spätere  Verschiedenheiten 
besser,  als  es  die  Betrachtung  der  unmittelbaren  historischen 
Geschehnisse  der  fränkischen  Zeit  zu  thun  vermag.  Man  muss 
die  Gründe  der  Verschiedenheit  der  einzelnen  Völkergruppen 
sehr  weit  zurück  verfolgen,1)  allerdings  in  den  meisten  Fällen 
auf  die  Aufklärung  verzichten,  da  wir  über  das  Rocht  der  alten 
Völker  zu  ungenau  informirt  sind  und  die  späteren  Stämme 
schon  eine  Culturmischung  aufweisen,  an  der  auch  insbesondere 
das  Keltentnm  betheiligt  war,  dessen  Einfluss  jedoch  nicht  feststellbar 
ist.  Dabei  ist  auch  mit  der  grossen  Schwierigkeit  zu  rechnen,  die  sich 
aus  der  durch  die  Völkerpsychologie  und  die  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft beobachteten  Verwandtschaft  der  Gegensätze  ergiebt, 
nämlich  aus  dem  verborgenen  Zusammenhange,  der  zwischen  gegen- 
sätzlichen Erscheinungen  besteht.   Dadurch  wird  es  unmöglich, 


')  S.  uuten  S  »f»0ff. 
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eine  sichere  Grenze,  sowohl  gegenüber  der  sog.  germanischen 
Zeit,  als  auch  gegenüber  dem  Römertum,  zu  finden;1)  das 
Völkerleben  war  schon  in  germanischer  Zeit  an  gewissen 
Fortschrittskeimen  reich,  ebenso  wie  die  spätrömische  Welt  an 
Zersetzungskeimen;  nach  beiden  Richtungen  bestand  später  An- 
knüpfung, die  berücksichtigt  werden  musste,  da  sie  das  Kräfte- 
verhältnis beleuchtet.  Die  Erörterung  des  Kräfteverhältnisses 
hat  auch  die  Hauptaufgabe  der  den  einzelnen  Stämmen  ge- 
widmeten Kapitel  gebildet.  Wenn  dabei  die  Langobarden  und 
Franken  eine  ausführlichere  Berücksichtigung  fanden,  so  bedarf 
das  wohl  keiner  Erklärung;  der  Kampf  zwischen  römischem  und 

germanischem  Recht  hat  da  die  wichtigsten  Früchte  gebracht. 

*  * 
• 

Als  ich  im  J.  1899  den  I.  Theil  dieses  Werkes  dem  ehemaligen 
St.  Petersburger  Strafrechtslehrer  Wladimir  von  Spasowicz 
widmete,  musste  ich  mich  dem  Wunsche  eines  Mannes  fügen, 
der  alle  ihm  anlässlich  seines  siebzigsten  Geburtstages  zugedachten 
Ehrungen  bescheiden  zurückwies  und  konnte  meiner  Widmung 
kein  weiteres  Wort  hinzufügen.  Nun  hat  er  vor  wenigen  Monaten 
das  Zeitliche  gesegnet  und  da  darf  auch  hier  das  Schweigen 
gebrochen  und  der  Grund  der  Widmung  erklärt  werden. 

In  Wladimir  Spasowicz  erblicken  die  Juristen,  Rechts- 
historiker und  Literaturhistoriker  Polens  und  Russlands  nicht 
nur  einen  auf  allen  diesen  Gebieten  in  beiden  Sprachen  verdienst- 
voll thätigen  Forscher,  sondern  vor  allem  auch  den  feinen  Geist, 
der  sich  über  die  grössten  politischen  Hindernisse  hinwegsetzte, 
um  den  inneren  Fäden,  die  sich  von  Volk  zu  Volk  schlingen, 
nachzugehen  und  die  jedem  Volke,  aber  auch  der  gesammten 


*)  Da«  Bedürfnis  bestimmter  Begrenzung  mnss  natürlich  sowohl  von 
dem  Germanisten,  als  auch  von  dem  Romanisten  empfunden  werden.  Von 
einem  höheren  Standpunkte  wird  man  jedoch  diesen  Mangel  theilweise  ausser 
Acht  lassen  können.  Der  ganze  Process  gehört  in  gleichem  Haasse  der 
germanischen  und  der  römischen  Rechtsgeschichte  an.  Es  wird  zwar  dem 
römischen  Rechte,  das  verflacht  und  entkräftet  wird,  ein  Stück  seines 
Nimbus  benommen ;  ebenso  dem  germanischen  Rechte  der  (von  der  Wissenschaft 
übrigens  längst  verworfene)  Schein  voller  Selbständigkeit  und  Urwüchsigkeit. 
Dafür  treten  beide  Rechtsgescbichten  in  jene  Verbindung,  die  tbatsächlich 
zwischen  den  beiden  Rechten  im  Leben  bestand,  jedoch  durch  die  gebotene 
Trennung  der  Specialforschung  verdrängt  wird;  (s.  v.  Möller:  Die  Trennung 
der  deutschen  und  der  röro.  Rechtsgescbichte  S.  72). 
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Menschheit,  wichtigsten  Ideen,  mit  wissenschaftlichem  Freimut 
zu  behandeln.  Seiner  Nation  treu  ergeben,  gleichzeitig  ein  auf- 
richtiger Freund  aller  slawischen  Völker,  hat  er  doch  nicht  nur 
den  Zusammenhang  zwischen  den  letzteren,  sondern  auch  die 
inneren  Beziehungen  der  slawischen  Welt  zum  Westen,  erfasst 
und  betont. 

Im  Kampfe  für  die  akademische  Freiheit  und  für  den  Fort- 
schritt der  russischen  Strafrechtspflege,  zu  deren  ersten  wissen- 
schaftlichen Vertretern  er  gehörte,  musste  er  in  jungen  Jahren 
seine  Lehrkanzel  einbüssen  und  es  über  sich  ergehen  lassen, 
dass  sein  Lehrbuch  des  Strafrechtes,  das  erste  dieser  Art,  dem 
Verkehre  entzogen  wurde.  Doch  fand  er  Gelegenheit  sein 
juristisches,  rechtshistorisches  und  psychologisches  Wissen,  als 
Vertheidiger  und  später  als  Mitglied  der  Gesetzgebungs- 
kommission zu  verwerten,  sowie  den  Muth,  auf  Schritt  und  Tritt 
den  juristischen  Folgen  der  politischen  Reaction  entgegenzutreten. 
Gleichzeitig  bekämpfte  er  die  Feindschaft  der  zwei  grössten 
slawischen  Völker,  insoferne  dieselbe  auf  unrichtiger  Auffassung 
ihrer  Beziehungen  beruhte  und  durch  eine  wissenschaftlich  ver- 
tiefte Betrachtung  behoben  werden  könnte.  Scharf  trat  er  den 
selbstgefälligen  Vorurtheilen  jener  Panslawisten  entgegen,  die 
der  reactionären  Bekämpfung  der  liberalen  Reformen  Alexanderen, 
publicistisch  Vorschub  leisteten,  indem  sie  den  westlichen  Ein- 
flüssen nur  böse  Folgen  zuschrieben  und  die  westliche  Cultur 
von  Russland  fernhalten  wollten.  An  seiner  Bahre  bemerkte 
ein  hervorragendes  Mitglied  der  ersten  Duma,  dass  Spasowicz  die 
Völkergemeinschaft  nicht  nur  als  Zukunftsideal,  sondern  als 
wissenschaftliche  Realität  betrachtete.  So  vertrat  er  denn  auch 
praktisch  die  Auffassung,  der  in  Th.  I.  S.  XVIII.  dieses  Werkes 
Ausdruck  gegeben  wurde,  dass  die  Völker  nicht  nur  für  sich 
arbeiten  nnd  einen  grossen  Theil  ihrer  Mission  dadurch  erfüllen, 
dass  sie  auf  andere  Völker  anregend  wirken. 

Dem  Evolutionsgedanken  treu,  erfasste  Spasowicz  den 
psychischen  Zusammenhang  zwischen  der  Entwicklung  des  Rechtes 
und  der  gesammten  geistigen  Cultur.  Diese  Einsicht  machte 
ihn  zu  einem  der  bedeutendsten  und  originellsten  Literatur- 
historiker Polens  und  Russlands,  der  sein  socialgeschichtliches 
und  völkerpsychologisches  Wissen  einem  Gebiete  zuführte,  das 
sonst  von  Juristen  selten  betreten  wird.   Er  bat  es  leider  ver- 
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.säumt  sich  theoretisch  in  umfassender  Weise  Uber  die  Stellung 
des  Rechtes  im  Bereiche  der  Geisteswissenschaften,  insbesondere 
aber  über  die  Wechselwirkung  zwischen  Rechts-  und  Gesellschafts- 
zuständen  und  der  Kunst  und  Literatur  zu  äussern.  Aber  die 
Sicherheit,  mit  der  er  psychologische  und  sociologische  Gesichts- 
punkte, sowohl  in  seinen  juristischen,  als  auch  in  seinen  literar- 
historischen Arbeiten,  geltend  machte,  beweist,  dass  er  jedes 
geistige  Geschehen  auf  breitester  Grundlage  zu  erfassen  vermochte. 

Lag  auch  der  Gegenstand  dieser  Untersuchungen  seinem 
eigenen  Arbeitsfelde  ferne,  so  interessirte  ihn  doch  das  Zusammen- 
stoßen des  römischen  und  germanischen  Elementes,  wegen  der 
Analogien,  die  die  spätere  Berührung  der  romanisch-germanischen 
und  slawischen  Welt  bietet.  Wissenschaftlich,  aber  auch  politisch, 
behandelte  er  öfters  die  Frage  cultureller  Fortentwicklung  trotz 
veränderter  staatlicher  Lage,  sowie  die  Frage  des  Fortbestandes 
von  Recht  und  Cultur  unterworfener  Völker. 

So  waren  denn  nicht  nur  die  aus  dem  Familienverhältnisse 
sich  ergebenden  Bande,  sondern  auch  die  erwähnten  wissenschaft- 
lichen Berührungspunkte,  für  die  Widmung  bestimmend. 

Lemberg,  1.  Juni  1907 
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TU.  Das  Reich  der  Franken. 

(Fortsetzung.) 
IV. 

Wir  haben  uns  mit  der  Frage  befasst,1)  inwiefern  die  Be- 
rührung der  Franken  mit  den  Römern  zu  einer  Beeinflussung 
des  fränkischen  Rechtes  Veranlassung  und  Gelegenheit  gegeben 
haben  konnte  und  dabei  den  Zustand  der  römischerseits  hiefür 
in  Betracht  kommenden  Factoren  untersucht. 

Günstig  war  die  Vorgeschichte  der  Franken  in  dieser 
Hinsicht  verlaufen,  in  Gebieten  die  nur  formell  römisch  waren. 
Die  Völker  rückten  langsam  vor,  so  dass  ihre  Eigenart  weder 
durch  die  verschiedenen  politischen  Bündnisse  mit  Rom  noch 
durch  die  unter  vorteilhaften  Umständen  eingeleitete  Reichs- 
gründung in  Gallien  gefährdet  wurde.  Sie  kamen  nicht  in  die 
Lage,  sich  von  der  alten  Heimat  vollständig  zu  trennen;  un- 
vermeidlich war  eine  Entwurzelung  der  ins  Innere  Galliens 
vorgedrungenen  Schaaren,  aber  es  blieb  eine  ansehnliche  Volks- 
Reserve  erhalten. 

Das  Schicksal  hat  den  Franken  freie  Ausdehnung  in  grossem 
Räume  gewährt,  dessen  geographische  Beschaffenheit  die  bequeme 
Entwicklung  eines  Grossstaates  förderte.  Siegreicher  werden 
selbst  schwere  Gegensätze  in  umfangreichen  Gebieten  über- 
wunden, als  da,  wo  gegnerische  Culturen  sich  eng  berühren 
und  um  jeden  Zollbreit  des  Bodens  kämpfen.  Wohl  reifen 
Cultur  und  Recht  in  engem  Räume,  wo  die  dichte  Bevölkerung 
zu  ihrem  wirksamsten  Träger  wird,  früher,  doch  vollzieht  sich 
dann  die  Entwicklung  auf  Kosten  der  Eigenart  des  erliegenden 
geringeren  Elements.  Leicht  ist  es  den  Franken  geworden, 
das  angrenzende,  anfänglich  römische  doch  frühzeitig  von  den 
Römern  verlassene  Land,  zu  erwerben  und  nach  der  Reichs- 
griindung  in  den  Rheinlanden  und  in  den  anstossenden  Theilen 
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Galliens  geräumige  Ausdehnungsgebiete  zu  finden.  Man  ver- 
gleiche damit  die  Lage  der  Ostgothen,  Burgunder,  Vandalen 
und  Langobarden,  ja  sogar  der  Westgothen. 

Hinzu  tritt  das  numerisch  günstige  Verhältnis.  Hervor- 
ragende Eigenschaften  können  ein  Volk  trotz  geringer  Kopf- 
zahl befähigen,  selbst  in  einem  bevölkerten  und  culturell  höher 
stehenden  Gebiete  Grossartiges  zu  leisten  und  diese  Leistungen 
eine  Zeitlang  zu  behaupten.  In  fortwährendem  Kampfe  der  im 
kleinen  Räume  heftig  auftretenden  Gegensätze,  namentlich  wo 
eine  an  Zahl  überlegene  Bevölkerung  ihre  Cultur  und  ihr  Recht 
vertritt,  ermattet  der  verwegenste  Eroberer;  seine  Eigenart, 
die  all  diese  Schwierigkeiten  unmöglich  auf  die  Dauer  meistern 
kann,  erliegt.  Den  Franken  kam  die  Erwerbung  grösserer 
Gebiete  mit  spärlicher  Bevölkerung,  der  die  neuen  Herren  au 
Zahl  überlegen  waren,  in  hohem  Grade  zustatten,  desto  mehr 
als  die  einheimische  gallisch-römische  Bevölkerung  keine  neue 
namhafte  Verstärkung  zu  erwarten  hatte,  mithin  bloss  auf  die 
natürliche  Vermehrung  angewiesen  war,  während  den  Franken 
Nachschübe  nicht  fehlen  konnten,  die  ihre  numerische  Ueber- 
legenheit  in  denjenigen  Theilen  Galliens,  in  denen  sie  festen 
Fuss  fassten,  für  alle  Zeiten  sicher  stellten.  Dem  Verhängnis, 
welches  das  kleine  Vandalenvolk,  die  Ostgothen,  im  geringeren 
Grade  die  Burgunder,  Westgothen,  ja  selbst  die  tüchtigen 
Langobarden  ereilte,  waren  die  Franken  in  Nordgallien  ent- 
rückt. An  und  für  sich  hat  ihre  verhältnismässig  grosse  Zahl 
das  Selbstgefühl  gehoben  und  die  fortschreitende  Entfaltung 
gefördert.  Jede  rasche  Entwicklung  bedarf  grosser  Zahlen. 
Manches  kleine  Volk,  das  auf  niederer  Stufe  noch  hätte  gedeihen 
können,  hat,  da  es  plötzlich  vor  höhere  Aufgaben  gestellt  wurde, 
für  deren  Bewältigung  die  kleine  Zahl  zu  schwach  war,  in  dem 
Fortschritt  seinen  Tod  gefunden. 

Günstig  war  auch  im  allgemeinen1)  der  Übergang  von  alten 
zu  neuen  Zuständen,  denn  er  vollzog  sich  langsamer  als  bei 
anderen  Völkern.    Es  handelte  sich  zunächst  um  Gebiete,  die 


>)  Wir  müssen  dabei  vou  der  verfassungsrechtliche!]  Entwicklung  ab- 
sehen, die  gerade  durch  den  Verlauf  der  Vorgeschichte  eher  erschwert 
wurde ;  s.  unten. 
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auch  vwher  national  gemischt  und  aus  denen  die  Römer  gewichen 
waren;  den  dortigen  Verhältnissen,  in  denen  man  aber  dennoch 
eine  wertvolle  Vorschule  für  bevorstehende  Aufgaben  fand, 
konnte  man  sich  leichter  anpassen.  In  diesen  Gebieten  erfolgte 
dichtere  Ansiedlung  und  die  Theilnehmer  derselben  hatten  Gelegen- 
heit an  der  Hand  der  materiellen  {Spuren  der  verscheuchten 
höheren  Cultur  Fortschritte  zu  machen,  ohne  dabei  in  ihrer 
Eigenart  ernstlich  gefährdet  zu  werden.  Von  da  aus  und  mit 
dem  hier  Erworbenen  ausgerüstet,  zogen  unternehmungslustige 
Scharen  weiter;  es  dauerte  noch  lange  bis  spätere  Eroberungen 
die  Franken  vor  schwerere  Aufgaben  stellten,  und  eigentlich 
war  dies  erst  nach  Verdrängung  der  Westgothen  der  Fall. 
80  konnten  die  Franken,  besser  als  andere  Völker,  eine  langsame 
Entwicklung  durchmachen,  Sitte  und  Recht  schrittweise  aus- 
gestalten, bevor  sie  auf  grössere  Mengen  römischer  Bevölkerung 
stiessen  und  in  complicierte  Verhältnisse  eintraten.  Wohl  darf 
man  dem  gegenüber  anführen,  dass  andere  Völker  insofern  besser 
daran  waren,  als  sie  zur  Zeit  ihrer  Reichsgründungen  bereits 
den  U ebergang  vom  Heidentuni  zum  Christentum  vollzogen,  auf 
Kriegsfahrten  grosse  Theile  des  römischen  Reiches  kennen 
gelernt  und  vielfach  eine  innere  Consolidierung  erreicht  hatten. 
Dennoch  glauben  wir  bei  gerechter  Abwägung  aller  Momente, 
die  fränkische  Entwicklung  als  eine  für  die  allgemeine  Aus- 
gestaltung des  Rechtes  sowie  für  die  Wahrung  und  Festigung 
der  Eigenart  besonders  günstige  bezeichnen  zu  sollen.  Und 
auch  als  die  Franken  endlich  nach  allen  Zwischenstadien  mit 
dem  gallischen  Romanen  tum  in  nähere  Berührung  traten,  da 
waren  die  Aufgaben,  deren  Lösung  ihnen  zufiel,  unvergleichlich 
leichterer  Art  als  die  der  anderen  Völker.  War  doch  das 
Romanen  tum,  dem  man  im  Centrum  Galliens  begegnete,  bei 
weitem  schwächer  als  das  südgallische  und  spanische  zur  Zeit 
des  Eindringens  der  Westgothen  oder  das  afrikanische  zur 
Zeit  der  vandalischen  Herrschaft,  mit  dem  italischen  vollends 
nicht  zu  vergleichen.  Es  muss  selbstverständlich  trotz  der 
weiteren  Ausdehnung  der  fränkischen  Herrschaft  von  dem  Süden, 
der  als  Sitz  romanischer  Cultur  auch  besonders  für  die  Er- 
haltung römischer  Einrichtungen  und  römischen  Rechtes  in  Frage 
kommt,1)  abgesehen  werden.    Denn  es  steht  fest,  dass  sich  der 

')  s.  II  Tbeil  8.  240  u.  passim. 
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Einfluss  des  südgallischen  Romanentums  in  den  übrigen  Theilen 
des  fränkischen  Reiches  wenig  äusserte;  sowohl  hinsichtlich  der 
Cultur  als  auch  hinsichtlich  des  Rechtes  blieb  das  Meiste  auf 
den  Süden  selbst  beschränkt,  dem  auch  die  wichtigsten  und  zahl- 
reichsten Rechtsquellen  angehören:1)  weder  der  Umstand,  dass 
das  römische  Recht  in  den  südlichen  Gebieten,  namentlich  in  der 
Provence,  so  verbreitet  war,  noch  der  Umstand,  dass  man  dort 
sogar  justinianisches  Recht  kannte,2)  haben  es  hindern  können, 
dass  in  den  andern  Theilen  Galliens  der  Verfall  des  römischen 
Rechtes  jene  Dimensionen  annahm,  die  wir  an  der  Hand  der 
Breviar-Literatur  nachweisen  konnten.*)  Die  Thatsache,  dass 
der  spätere  südfranzösiche  Aufschwung  des  römischen  Rechtes 
mit  der  eigentlichen  fränkischen  Entwicklung  gar  nicht  zusammen- 
hängt,4) dass  überhaupt  bessere  römischrechtliche  Producte 
keine  Verbreitung  fanden,  beweist,  dass  das  südgallische  Romanen- 
tum  keinen  nachhaltigen  Einfluss  auf  die  nördlichen  und  centralen 
Gebiete  ausübte. 

Das  nördliche  Gallien,  der  Schauplatz  der  fränkischen 
Berührung  mit  dem  Romanen  tum,  das  Land,  in  dem  die  königlichen 
Residenzen  lagen  und  von  wo  die  Rechtsentwicklung  ausgieng, 
hatte  von  dem  ohnehin  schwachen  römischen  Einschlag  viel 
eingebüsst.  Die  geringe  örtliche  Vermischung  von  Franken  und 
Römern,  die  eigentlich  nur  in  den  Städten  und  am  Königshofe, 
nach  der  Christianisierung  auch  im  kirchlichen  Leben  Platz 
greifen  konnte,  war  für  eine  wirksame  Beeinflussung  angesichts 
des  Uebergewichtes  des  fränkischen  Elementes  ungenügend;  der 
Umstand  aber,  dass  die  Franken  sich  nicht  der  ari an i sehen, 
sondern  der  katholischen  Kirche  zugewendet,  benahm  den  Resten 
des  Romanentums  den  dazumal  wichtigsten  Grund  abwehrender 
Isolierung  und  kräftigender  Concentration. 

Die  innere  Schwäche  des  römischen  Rechtes  in  diesen 
Gebieten  haben  wir  betont,5)  auch  wurde  bemerkt,  dass  dasselbe 


'}  1.  C  II.  S.  325,  321»,  833,  335. 

«)  1.  C  II.  342  f. 

l)  1.  c.  II.  328  ff. 

«)  1.  c.  II.  347  f. 

B)  1.  c.  IL  382  f. 


in  keiner  Weise  auf  eine  Eroberung  im  Bereiche  des  fränkischen 
Rechtes  ausgehen  konnte.1)  Durch  den  Wegfall  römischer  Ein- 
richtungen, die  hier  eine  viel  geringere  Rolle  als  z.  B.  im 
westgothischen  oder  burgundischen  Reiche  spielten,  hat  das 
römische  Recht  jede  Activität  verloren.  Einen  bleibend  erfolg- 
reichen Eintiuss  kann  ein  Recht  nur  dann  auf  ein  fremdes  Volk 
ausüben,  wenn  die  Kräfte,  die  dieses  Recht  hervorgebracht  haben, 
noch  irgendwie  in  rechtsbildender  oder  rechtserhaltender  Weise 
wirken.  An  derlei  Kräften  fehlte  es  gänzlich  und  es  konnte 
sich  in  der  Regel  nur  um  eine  Vertheidigung  des  römischen 
Rechtes  handeln,  insoferne  die  betreffenden  Bevölkerungskreise 
an  dessen  Erhaltung  interessiert  und  zu  derselben  befähigt 
waren.  Aber  auch  diese  Vertheidigung  wurde  weder  einheitlich 
noch  genügend  kräftig  geführt.  Die  schon  vor  dem  Eindringen 
der  Franken  eingetretene  wirtschaftliche  Rückbildung*)  muss 
noth wendigerweise  eine  Rückbildung  des  Rechtes  bewirkt  haben; 
sind  wir  auch  nicht  in  der  Lage  dieselbe  zu  verfolgen,  so  können 
wir  doch  im  allgemeinen  eine  weitgehende  Zersetzung  an- 
nehmen, sowie  eine  Vermischung  dieser  Trümmer  mit  den 
Resten  des  in  den  Provinzen  neben  dem  römischen  Reichsrechte 
bestandenen  Volksrechtes;  in  Verbindung  mit  dem  Umstände, 
dass  von  den  ehemaligen  römischen  Bewohnern  vorwiegend  nur 
die  unteren  Schichten  zurückgeblieben  waren,  musste  dies  alles 
die  Stellung  des  römischen  Rechtes  schwächen.  Wenn  wir 
bedenken,  welche  Folgen  die  Desorganisation  des  Romanentums 
im  italienischen  Reiche  der  Langobarden  gehabt  hat,  wo  das 
durch  den  politischen  und  religiösen  Unterschied  geschützte 
Romanentum  überdies  an  und  für  sich  unvergleichlich  kräftiger 
und  die  Zahl  der  Germanen  weit  geringer  war,  dann  können 
wir  leicht  ermessen,  welchen  Umfang  diese  Desorganisation  in 
den  fränkischen  Gebieten  annehmen  musste  und  wie  das 
Verhältnis  zwischen  dem  hier  schon  an  und  für  sich  schwächeren 
Romanentum  und  dem  numerisch  viel  zahlreicheren  Germanen- 
tum beschaffen  war. 

Bot  doch  selbst  die  Kirche  in  diesem  Reiche  dem  Römer- 
tnm  geringeren  Schutz  als  anderwärts.    Aus  den  von  den  Franken 
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zunächst  in  Besitz  genommenen  Gebieten  war  sie  verdrängt 
worden  und  es  bat  lange  gedauert,  bis  sie  sich  neuerdings  auf- 
richten konnte.  Aber  auch  dann  fehlte  ihr  die  innere  Kraft 
zur  Durchführung  der  Heidenbekehrung,  die  erst  durch  irische 
und  angelsächsische  Hilfe  gefördert  wurde.  Der  Gesammtlage 
nach  war  die  fränkische  Kirche  zu  schwach  um  den  Romanismus 
zu  stutzen;  da  sie  überdies  nicht  arianischen  Germanen  gegen- 
über stand,  fehlte  der  wichtigste  Ansporn  zur  Vertretung 
romanischer  Interessen,  die  anderwärts  mit  den  Interessen  des 
Katholicismus  identisch  waren.  Das  römische  Recht  hatte  in 
den  Augen  der  fränkischen  Kirche  nicht  jenen  Wert,  der  ihm 
anderwärts  als  dem  Rechte  der  Katholiken  beigelegt  wurde:  die 
Kirche  erwies  sich  germanischen  Rechtseinflüssen  zugänglich1) 
und  ihre  Hierarchie  nahm  schon  frühzeitig  germanische  Elemente 
auf.  Diese  Stellung  der  Kirche  hat  die  Intensität  des  römischen 
Elementes  wesentlich  beeinträchtigt  und  ihm  das  wichtigste 
Bollwerk  benommen. 

Manche  Momente  —  vor  allen  die  Gemeinsamkeit  des 
Glaubens  —  haben  die  friedliche  Annäherung  von  Germanen 
und  Romanen  im  fränkischen  Reiche  erleichtert.1)  Wäre  das 
Romanentum  kräftiger  gewesen,  es  hätte  die  vielfachen  Berührungs- 
punkte zur  Ausübung  seines  Einflusses  ausnützen  können.  Kraft- 
mangel hat  dies  gehindert  und  friedliche  Annäherung,  sowie  das 
Fehlen  schroffer  Gegensätze,  die  Theilnahme  der  Römer  am 
Hof-  und  Staatsleben  bewirkten  vielmehr,  dass  man  über  die 
Unterschiede  leicht  hinweg  kam,  ohne  dem  schwachen  Romanen- 
tum wesentliche  Zugeständnisse  zu  machen.  Alles  spricht  in 
beredter  Weise  dafür,  dass  das  Kräfteverhältnis,  das  für  die 
Ausgestaltung  massgebend  war,  hier  unvergleichlich  günstiger 
lag,  als  bei  den  andern  germanischen  Völkern  in  römischen 
Provinzen.  Die  Sachlage  war  bedeutend  einfacher  und  die 
Entwicklung  konnte  viel  freier,  unbehindert  und  unbeirrt  durch 
römisch-rechtliche  Beeinflussung  vor  sich  gehen.  Allerdings 
mussten  sich  aus  demselben  Umstände  Schwierigkeiten  anderer 
Art  ergeben,  die  namentlich  für  die  Staatsverfassung  in 
Betracht  kommen. 


')  1.  c.  IL  311  f. 
»)  I.  c.  IL  240  f. 
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Uuter  den  augedeuteten  Umstanden  vollzieht  sich  der 
wichtigste  Thcil  der  fränkischen  Reehtseutwickluug. 

Für  das  Verständnis  ihres  geschichtlichen  Verlaufes  kommt 
grundlegend  die  Lex  Salica  in  Betracht.  Will  man  ihrer 
Bedeutung  allseitig  gerecht  werden,  so  muss  man  der 
Brunner'schen  Anregung1)  folgen  und  die  heillose  Verwirrung 
beseitigen,  die  durch  die  Vermischung  der  beiden  Hauptfragen, 
nämlich  der  Frage  nach  der  Entstehung  des  Rechtsbuches 
an  und  für  sich  und  der  zweiten  Frage  nach  der  Herkunft  der 
uns  bekannten  Texte,  entstanden  ist.  Diese  Verwirrung  ist 
noch  immer  nicht  überwunden,*)  wobei  allerdings  der  Umstand, 
dass  wir  keinen  offiziellen  und  überhaupt  keinen  vollkommen 
verlässlichen  Text  besitzen,  erschwerend  mitwirkt. 

Darüber,  dass  die  uns  bekannten  Texte  —  selbst  Text  I 
unmöglich  als  ursprüngliche  Aufzeichnungen  zu  betrachten  sind, 
herrscht  volle  Uebereinstimmung.  Alle  Forscher  geben  zu,  dass 
es  in  sämmtlichen  Texten  Einschübe  giebt,  welche  die  Einheit* 
lichkeit  des  Inhaltes  stören.8)  Somit  erscheinen  alle  Texte 
als  Ergebnis  von  Umarbeitungen,  die  von  älteren  Vorlagen  aus- 
gehend zu  verschiedenen  Endzielen  gelangten;  es  muss  infolge- 
dessen die  Existenz  älterer  Redactionen  angenommen  und 
behauptet  werden,  Uber  deren  Details  jedoch  nichts  bekannt 
ist.  Daraus  geht  hervor,  dass  die  vorhandenen  Texte  für  die 
Entscheidung  der  Frage  nach  den  Entstehungsumständen  der 
verlorenen  Vorlagen  schwer  herhalten  können.  Denn  es  ist  von 
vornherein  anzunehmen,  dass  alles,  was  die  bekannten  Texte 
an  Anhaltspunkten  für  diese  Frage  bieten,  nur  die  Entstehungs- 
geschichte dieser  Texte  selbst  betritft,  daher  nur  unter  gewissen 
Voraussetzungen  für  die  Aufklärung  der  Entstehungsuinstände 
der  verlorenen  Vorlagen  benützt  werden  darf.  So  ist  z.  B.  die 
Streitfrage,  ob  die  Lex  Sal.  einheitliches  Königtum  voraussetzt, 


•)  R.  Li.  I.  297. 

»)  Dies  trifft  ebenfalls  für  meine  frühere  Rehandlang  dieser  Dinge  zu ; 
s.  ineine:  Entst.  d.  dtscb.  Iratnobiliareigent.  198  f. 

3)  Rh  ist  eine. der  stärksten  Leistungen  von  Fnstel  de  Coulangea, 
wenu  die  Frage  der  Textverschiedenheiten  mit  den  Worten  abgethnn  wird: 
les  Variante«  portent  sur  les  expresaions,  uon  pas  sur  le  fond  de  la  loi 
(».  Mouarchie  l'rauque  p.  1f>). 
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für  die  Entstehungsgeschichte  des  verlorenen  Textes  belanglos, 
desto  mehr,  da  man  nicht  einmal  sagen  kann,  welches  Geltungs- 
gebiet das  ursprüngliche  Rechtsbuch  hatte;  dasselbe  trifft  für 
die  meisten  übrigen  Streitfragen  zu.1)  Eis  ist  klar,  dass  man 
bemüht  sein  muss,  im  Sinne  der  Brunner'schen  Anregung  vor- 
zugehen, daher  vor  allem  die  Entstehungsumstande  der  ältesten 
Vorlagen  ins  Auge  zu  fassen  hat.  Nachdem  dermalen  die  all- 
gemeine Meinung*)  die  Grundlage  der  vorhandenen  Lex  Sal. 
in  die  Zeit  Chlodovechs  versetzt/)  müssen  wir,  wenn  von 
älteren  Vorlagen  die  Rede  ist,  den  Chlodovech'schen  Text 
von  eventuellen  noch  früheren  unterscheiden,  so  dass  es  sich  im 
Anschluss  an  diese  Frage  um  die  Art  der  Chlodovcch'schen 
Thätigkeit  handelt. 

Ein  Chlodoveclf scher  Grundtext  wird  allgemein  mit  Recht 
als  Ausgangspunkt  der  vorhandenen  Texte  angenommen.  Die 
Frage  dagegen,  ob  vor  diesem  König  eine  Aufzeichnung  erfolgt 
war,  ist  bestritten,  oder  eigentlich  zu  wenig  behandelt.4) 

Für  die  Frage  betreffend  eine  vor  Chlodovech  ab« 
gefasste  Aufzeichnung  kommen  zunächst  die  Angaben  der 
Prologe  in  Betracht.    Der  Theil  des  Prol.  I.  von  „dictaverunt" 


')  auch  fltr  die  Münzfrage;  so  hat  z.  B.  in  neuester  Zeit  Hilligur 
(I)  Schilling  d.  Volksr.  in  Hist.  Viert,  .Jakrschr  VI.  203 )  das  Münzsystem 
der  L.  Sa),  in  die  Zeit  nach  57»  versetzt  und  sodann  (I.  c.  455)  die  Ent- 
stehungszeit der  Lex  selbst  demgemäß  sehr  spät  angesetzt. 

*)  wenn  man  etwa  von  Fahl b eck  und  Hil  liger  absieht. 

3)  Bestritten  ist  bekanntlich,  für  welche  Zeit  der  Regierung  dieses 
Königs  man  sich  auszusprechen  habe. 

*)  Brunner  1.  c.  I.  302  meint,  man  scheine  bei  der  ( !hlodovech'schen 
Kedactiou  Aufzeichnungen  älterer  WeistUraer  benützt,  z.  Tb.  wohl  auch 
unverändert  Übernommen  zu  haben.  Seeliger  (Hist.  Vierteljahrscbr.  I.  17  ff) 
spricht  sich  für  eine  Gesetzgebung  vor  (jblodovecb  aus;  mit  noch  grösserer 
Bestimmtheit  tbut  dies  Dippe  (in  ders.  Zschr.  II.  170).  v.  Amira  (bei 
l'aul  IIP  05)  ist  geneigt,  die  Existenz  alter  Weist  ütuer  anzunehmen, 
bezweifelt  aber  ihre  schriftliche  Abfassimg,  während  Schröder  (lt.  Q.4  234) 
die  Möglichkeit  eines  Zurückgebeus  auf  ältere  Weistiimer  zugiebt,  sich  im 
übrigen  aber  über  diese  Frage  nicht  ausspricht,  (laude nzi:  Salica  legge 
(in  Dig.  italianoj  $  13  spricht  sich  klipp  und  klar  gegen  frühere  Weist ümer 
aus  und  will  nicht  annehmen,  dass  die  Franken  stückweise  Aufzeichnungen 
vorgenommen  hätteu.  Die  äussere  Veranlassung  der  Rechtsaufzeichuung 
sucht  Uaudenzi  in  dem  Beispiele  der  Westgothen  und  schliesät  auch  aus 
diesem  Grunde  eine  vorchlodovech'sche  Autzeichnung  aus. 
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bis  „hoc  modo"  wird  mit  Recht  als  älterer  Kern  betrachtet, 
der  später  in  ein  poetisches  Kleid  gehüllt  wurde.1)  Die  all- 
gemeine Glaubwürdigkeit  seiner  Angaben  resultiert  daraus,  dass 
es  dem  verhältnismässig  spät  schreibenden  Verfasser  vom 
epischen  Standpunkte  gewiss  näher  gelegen  gewesen  wäre,  das 
Werk  einer  hervorragenden  Persönlichkeit  zuzuschreiben;4) 
selbst  wenn  mehrere  Könige  das  Rechtsbuch  verfasst  hätten,*) 
wäre  es  dem  Verfasser  schwer  gefallen,  ihre  Namen  zu  ver- 
schweigen und  der  Entstehung  der  ältesten  Aufzeichnung  einen 
so  hervorragend  volkstümlichen  Charakter  aufzuprägen.4)  Da 
dies  allen  epischen  Gepflogenheiten  entgegen  geschieht,  darf 
man  darin  den  Beweis  für  das  Vorhandensein  einer  alten  und 
verbürgten  Tradition  erblicken,  von  der  der  Verfasser  des 
Prologs  nicht  abgehen  konnte.  Die  alles  frühere  überschattende 
Persönlichkeit  Chlodovech's  hätte  es  leichter  möglich  gemacht, 
ihn  direct  zum  Verfasser  zu  stempeln,  als  neben  oder  sogar  vor 
ihm  anderen  Factoren  die  Hauptrolle  einzuräumen.  Der  Prolog 
giebt  den  4  viri  electi  nicht  nur  einen  zeitlichen,  sondern  auch 
einen  sachlichen  Vorrang  und  niemand  kann  sich  dem  Eindruck 
verschliessen,  dass  diese  4  Männer  als  Verfasser  genannt  werden, 
Chlodovech  aber  in  ganz  anderer  Eigenschaft  auftritt.*)  Die 
Nachricht  des  Prol.  IV.,  wonach  die  Lex  ursprünglich  bis  zum 
Titel  „de  mitio"  gereicht  haben  soll,  welcher  Titel  bekanntlich 
dem  c.  1.  des  I  Capitulai-s  entspricht,  bietet  eine  weitere 
Stütze  für  die  Wahrscheinlichkeit  der  Existenz  einer  älteren 
vor  Chlodovech  erfolgten  Aufzeichnung,  die  der  Thätigkeit 
dieses  Königs  und  der  zwei  anderen  in  Prol.  I.  erwähnten 
Könige  zu  Grunde  lag. 


«)  Hippe  I.  c.  15H. 

*)  Dies  eine  richtige  Bemerkung  Dippe's  I.  c.  170. 

s)  wie  Schröder  in  Monatsschr.  f.  il.  Gesch.  Westdtsehl.  Vf.  474  ff. 
annahm;  s.  auch  «eine  Abhandlung  in  Savigny-Zschr.  II.  3x. 

*)  Denn  selbst  wenn  man  dem  Königtum  hiebei  jene  Kelle  zuspricht, 
die  ihm  Sickel.  Freistaat  17«  (Anm.  Absatz  d.)  zuweist,  so  beschränkt 
sich  dieselbe  doch  nur  auf  die  Bestimmung  der  Rechtskundigen. 

Dennoch  glaubt  Gaudenzi  I.  c.  $  13,  dass  die  4  Männer  zur  Zeit. 
Chlodovech'«  gearbeitet  hätten.  Kr  tritt  aber  klar  und  überzeugend,  mit 
t heilweise  neueu  Argumenten  (I.  o.  §  21)  für  den  volksrecktlichen  Charakter 
der  Lex  ein. 


in 


Vergleicht  man  den  Prolog  mit  den  Epilogen,  so  begegnet 
man  scheinbaren  Widersprüchen.  Während  nämlich  in  Prol.  I, 
nach  Erwähnung  der  ursprunglichen  Aufzeichnung,  drei  Könige 
anscheinend  in  gleicher  Linie  als  Verbesserer  des  Rechtsbuches 
genannt  werden,  wird  die  Thätigkeit  des  „primus  rex  Francorum* 
in  den  Epilogen  mit  „statuit"  bezeichnet,  von  der  Thätigkeit 
der  zwei  anderen  Könige  genau  unterschieden,  eine  frühere 
Aufzeichnung  aber  gar  nicht  erwähnt. »)  Allerdings  schenkt  schon 
der  Prolog  der  Thätigkeit  Chlodovechs  grössere  Beachtung,*) 
als  der  der  zwei  anderen  Könige,  aber  doch  nicht  in  der  Art, 
dass  dadurch  die  Ausdrucksweise  der  Epiloge  gerechtfertigt 
wäre.  Wir  stehen  somit  vor  einem  Widerspruche,  dessen  Lösung 
für  beide  Hauptfragen,  nämlich  für  die  Frage  nach  der  Existenz 
einer  früheren  Aufzeichnung  und  für  die  Frage  der  Thätigkeit 
Chlodovech/s  in  gleichem  Maasse  wichtig  ist.  Es  kommt  hiebei 
Folgendes  in  Betracht: 

1.  die  Äusserung  des  Prol.  I.,  die  nach  spezieller  Hervor- 
hebung Chlodovechs,  den  begonnenen  Satz  ablenkend,  diesem 
Könige  —  aber  auch  den  zwei  anderen  —  ein  „lucidius 
emendatum",  dessen  was  „minus  in  pactum  habebatur  idoneo" 
zuschreibt; 

2.  die  Äusserung  des  Epil.  I.  „primus  rex  Fr  statuit 
a  primo  titulo  usque  LXII  disposuit  iudicare.  Postmodo  autem 
tempus  cum  optimatis  suis  a  LXIII  titulo  usque  ad  LXXVII1 
addedit"; 


*}  Schröder  (Monatsclvr.  f.  d.  Gesch.  Weatdtschl.  VI.  473)  erblickt  in  den 
Epilogen  eine  einfache  Fortsetzung  der  Prologe  und  tindet  darin  die 
Bestätigung  der  von  ihm  entschieden  vertretenen  Entstehung  der  L.  Sal. 
unter  Chlodovech.  Estnein:  Cours  elem.  d'hist.  du  droit  fr.4  106  versucht 
eine  andere  Lösung,  indem  er  u.  zw.  unter  Chlodovech  eine  Bedactton 
und  sodann  eine  Revision,  also  zwei  zeitlich  und  sachlich  verschiedene 
Handlungen  auuiratnt.  Seeliger  I.  c.  17  versucht  den  Widerspruch  zu 
lösen,  indem  er  die  Aeusserung  des  Prologs  als  eine  kurzgefasste,  aber 
dennoch  die  beiden  in  den  Epilogen  geschiedenen  Thätigkeiten  Chlodovech  s 
zusammenfassende  Meldung  bezeichnet. 

*)  Chlodovech  wird  nämlich  zweimal  erwähnt.  Überdies  macht  der  Satz 
.At  ubi  Deo  faveute  rex  Fr.  Ohl.-  den  Eindruck,  als  ob  er  nicht  vollendet, 
sondern  unterbrochen  und  abgelenkt  wäre;  er  geht  unvermittelt  auf  das 
.lucidius  emendatuui"  ein. 
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die  Äusserung  des  Epil.  II.  „Quem  vero  rex  Fr.  statu it 
et  postea  una  cum  Francis  pertractavit,  ut  et  a  tres  titulos 
aliquid  amplius  adhosit  sicut  a  primo  ita  usque  ad  LXXVIII 
perduxerit;44 

4.  die  Meldung,  dass  der  älteste  bekannte  Text  bis  zum 
Titel  de  mitio  (jetzt  Tit.  66)  reicht; 

3.  die  Thateache,  dass  Tit.  66  bis  78  des  späteren  Textes 
sich  mit  Capitularien ,  die  allerdings  nur  theil  weise  diesem 
Könige  zugesprochen  werden  können,  decken. 

Quellenmässig  unanfechtbar  geht  daraus  zunächst  hervor, 
dass  Ohlodovech  ebenso  wie  die  zwei  andern  Könige  Zusätze 
gemacht  hat,  und  zwar  auch  solche,  die  ausserhalb  des 
eigentlichen  Textes  gestellt  wurden.  Das  strittige  Territorium 
wird  in  zwei  Richtungen  begrenzt.  Erstens  handelt  es  sich 
darum,  ob  und  inwiefern  dieser  König  mehr  gethan  als  seine 
Nachfolger,  da  doch  Prol.  I.  ihn  coordiniert,  während  die 
Epiloge  ihm  überdies  durch  die  Worte  nstatuit"  und  „disposuit 
judicare"  offenbar  eine  ganz  andere  Rolle  zutheilen,  zweitens 
darum,  ob  die  beiden  andern  Könige  denen  die  Epiloge  nur 
Zusätze  (und  zwar  den  sog.  pactus  pro  tenore  pacis)  zuweisen, 
angesichts  ihrer  mit  Ohlodovech  im  Prologe  coordinierten 
Stellung  wirklich  nur  auf  diese  Rolle  zu  beschränken  sind, 
überdies  deuten  die  Epiloge  noch  eine  specielle  Geschichte 
dreier  Titel  an. 

Die  Aussage  des  Prol.  I.  Uber  Bord  zu  werfen  oder  zu 
Gunsten  der  Epiloge  zurückzustellen,1)  erscheint  unthunlieh, 
weil  man  damit  dem  Prolog  den  allgemein  anerkannten  Wert 
absprechen  müsste,  was  aus  den  oben  erwähnten  Gründen 
ungerechtfertigt  wäre.  Es  muss  schon  ans  allgemeinen  Er- 
wägungen eine  Meldung,  die  noch  in  der  Hälfte  des  VI.  Jh. 
trotz  der  Persönlichkeit  Chlodovech's  an  der  Tradition  über 
frühere  Verfasser  festhielt,  gegenüber  einer  anderen,  die  der 
Persönlichkeit  des  mächtigen  Königs  alles  opfert,  sehr  gewichtig 
erscheinen.  Daher  muss  der  Versuch  unternommen  werden,  den 
Gegensatz  zwischen  dem  „lucidius  emendatum*  des  Prol.  I.  und 


l)  "Wie  e»  Schröder  in  iler  oben  S.  10.  A.  1.  angeführten  Alihnnillung 
S.  473  versucht. 
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dem  „statuit"  und  „disposuit  judicare"  der  Epiloge  durch  eine 
derartige  Interpretation  der  letzteren  Ausdrücke  zu  lösen,  dass 
dabei  weder  die  Bedeutung  der  ersteren  noch  die  der  zweiten 
Ausdrucks  weise  vergewaltigt  werde. 

Man  darf  da  vor  allem  darauf  aufmerksam  machen,  dass 
Chlodovech's  Eingreifen,  nach  Allem,  was  die  reichen  Unter- 
suchungen erbracht  haben,  auf  die  Ereignisse  von  486  und  ihre 
Folgen  zurückzuführen  ist.  Die  Ausdehnung  des  Reiches  war 
für  das  salische  Recht  von  grosser  Tragweite;  ebenso  die  An- 
gliederung  von  Gebieten,  in  denen  die  Gallo>Romanen  in  ganz 
anderem  Maasse  vertreten  waren,  als  in  den  bisher  besetzten 
Territorien. 

Hat  es  schon  früher  eine  Aufzeichnung  gegeben,  so  handelte 
es  sich  jetzt  darum,  dieselbe  in  ganz  neuen  Ländern  einzuführen : 
ist  sie  früher  volksmassig  zustande  gekommen,  so  musste  sie  in 
neuen  Gebieten,  die  an  ihrer  früheren  Abfassung  gar  nicht 
betheiligt  waren,  durch  königlichen  Befehl  eingebürgert  werden. 
Da  war  es  also  der  König,  der  sie  den  neuen  Reichstheilen 
als  Gesetz  gab  und  die  Gerichte  aufforderte  darnach  zu  urtheilen. 

Da  war  das  „statuit-  richtig  angewendet  und  gegenüber 
dieser  königlichen  Thätigkeit  durfte  offenbar  die  Thätigkeit 
früherer  Verfasser  als  eine  für  diese  Gebiete  belanglose  un- 
erwähnt bleiben.  Aber  die  Einführung  des  sali  sehen  Rechtes 
in  neuen,  von  Gallo-Römern  bewohnten  Gebieten,  musste  mit 
wesentlichen  Andeningen  des  alten  Rechtes  verbunden  sein  und 
den  eine  derartige  Ausdehnung  des  Reiches  überhaupt  begleitenden 
Umständen  musste  auch  Rechnung  getragen  werden :  da  erschien 
manches  „minus  idoneumtf,  wie  Prol.  I.  sagt,  und  musste  gewiss 
„lucidius  emendatum"  werden,  wodurch  wieder  die  Aussagen 
des  Prol.  I.  gerechtfertigt  erscheinen.1) 

Somit  hat  Chlodovech  mehr  gethan,  als  die  ihm  im  Prologe 
coordinierten  Könige  und  deshalb  stellen  die  Epiloge  seine 
Thätigkeit  anders  dar,  als  die  der  Nachfolger.     Der  Prolog 


»)  Man  sieht,  da«»  diene  Auffassung  mit  der  Es  in  eins  (s.  oben  8.  10. 
A.  1.)  verwaudt  ist;  denn  auch  dieser  Gelehrte  hat  in  der  erwähnten 
Bemerkung  richtiger  weise  zwei  Handlungen  unterschieden ;  allerdings  darbte 
er  au  Kedaclion  und  Revision,  während  u.  E.  Revision  und  Ausdehnung 
des  Geltungsgebietes  in  Frage  kommen. 
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dagegen,  der  nicht  den  fränkischen  Staat,  sondern  bloss  das 
fränkische  Volk  und  sein  einheimisches  Recht  ins  Auge  fasst, 
interessiert  sich  nicht  für  dasjenige,  was  in  den  Epilogen  mit 
„statuit"  ausgedrückt  wird,  denn  an  dem  Wesen  der  Lex  wurde 
durch  Ausdehnung  ihres  Geltungsgebietes  nichts  geändert.  Für 
den  Standpunkt,  den  offenbar  der  Prolog  einnimmt,  kommen 
nur  die  von  Chlodovecii  vollzogenen  Textesänderungen  in 
Betracht  und  zwar  begreiflicherweise  vor  allem  die  Bereicherung 
des  Textes:  in  dieser  Hinsicht  waren  auch  spätere  Könige  thätig, 
so  dass  sie  insoferne  mit  Chlodovech  in  einer  Linie  genannt 
zu  werden  verdienten.  Dass  er  aber  auch  in  dieser  Hinsicht 
mehr  gethan  hat  als  die  neben  ihm  genannten,  kommt  in  der 
ihn  besonders  auszeichnenden  Erwähnung  doch  einigermassen 
zum  Ausdruck. 

Bei  dieser  Lösung  haben  wir  keinen  Grund,  die  Nachricht 
Uber  eine  alte,  ohne  sichtbares  Zuthun  des  Königtums  zustande 
gekommene  Aufzeichnung  zu  verdächtigen.  Die  Annahme  der 
Existenz  einer  älteren  vor  Chlodovech  erfolgten  Aufzeichnung 
erklärt,  warum  der  uns  bekannte  Text  —  selbst  der  beste  — 
nicht  homogen  ist,,  sie  erklärt  auch  die  gesammte  Anlage  der 
Lex  Sal.  Wäre  dieselbe  unter  Chlodovech  als  ganz  neue  Auf- 
zeichnung abgefasst  worden,  sie  wäre  nicht  nur  viel  einheitlicher, 
sondern  auch  viel  reichhaltiger  ausgefallen.  Die  mangelnde 
Einheitlichkeit  ist  allerdings  nicht  zu  scharf  zu  betonen,  da  wir 
ja  auch  den  Chlodovech'schen  Text  nicht  in  unveränderter 
Gestalt  besitzen,  mithin  dieser  Mangel  auch  dann  möglich 
gewesen  wäre,  wenn  die  Lex  wirklich  erst  zu  seiner  Zeit  zu* 
stände  gekommen  wäre;  aber  die  eigenartige  Beschränkung  des 
Inhaltes  wäre  in  einem  zu  dieser  Zeit  neu  abgefassten  Rechts- 
buche unerklärlich  und  sie  findet  ihre  beste  Erklärung  eben 
darin,  dass  man  auf  Grund  einer  alten  Vorlage  arbeitete,  die 
man  den  neuen  Anforderungen  leidlich  anpasste. 

Die  durch  die  angeführten  Umstände  gerechtfertigte 
Annahme  einer  vor  Chlodovech  zustande  gekommenen  Rechts- 
aufzeichnung ermöglicht,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  das 
Eingehen  auf  die  zweite  Frage,  betreffend  die  von  diesem  Könige 
entwickelte  Thätigkeit.  Bevor  wir  aber  an  diese  Frage  heran- 
treten, müssen  wir  uns  mit  dem  Problem  der  Entstehungszeit 
der  vorchlodovech  schen  Aufzeichnung  befassen.  Die  Feststellung 
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dieser  Zeit  erscheint  unmöglich.  Die  geistreiche  Combination 
DippeV)  ist  leider  nicht  überzeugend  gewesen.  Die  von  ihm 
betonten  drei  chronologischen  Merkmale  werden  aus  dem 
poetischen  Inhalte  der  Prologe  abgeleitet  und  es  geht  kaum 
an,  diesen  Theil  der  Quelle,  in  dem  gerade  die  pracisesten 
Angaben  einen  bloss  symbolischen  Charakter  haben,9)  in  einem 
Athem  wieder  zur  Grundlage  chronologischer  Schlüsse  machen 
zu  wollen  —  abgesehen  davon,  dass  die  Prologe,  so  wie  sie 
vorliegen,  eine  verhältnismässig  späte  Überarbeitung  der 
Entstehungssage  enthalten,  die  keinen  geeigneten  Boden  für 
noch  so  scharfsinnige  Folgerungen  bietet.  Weder  der  terminus 
ante  quem  noch  der  ad  quem  lassen  sich  in  der  von  Dippe 
versuchten  Weise  feststellen11). 


')  I.  c.  1 70  ff. 

a)  hinsichtlich  <ler  4  Männer  und  der  :t  Orte. 

A)  So  logt  Hippe  1.  c.  Werth  darauf,  dass  die  Prologe  keinen  alteu 
Volksuamen  benützen  und  sich  der  allgemeinen  Bezeichnung  „Franken* 
bedienen;  er  übersieht,  da*s  diese  Gesainmtbezeichnung  für  die  Zeit,  in  der 
der  Prolog  verfasst  wurde,  passt,  für  die  Bestimmung  des  Alturs  der  im 
Prologe  angeführten  Geschehnisse  aber  nicht  verwendbar  ist.  —  Der  Um- 
stand, dass  im  Prologe  das  Stammeskönigtum  keine  Rolle  spielt,  hat  eben 
falls  für  die  Zeitbestimmung  keine  wesentliche  Bedeutung;  denn  es  ist 
immerhin  denkbar,  dass  selbst  neben  dem  Königtum  andere  Factoren,  z.  B. 
Gaufürsten  eine  ebenso  erhebliche  Rolle  spielten,  wie  die  langobardischeu 
Duees;  der  Ausdruck  „rectores*  i it'  doch  sehr  vieldeutig.  Ueberdies  ist  es 
unbekannt,  für  wie  viele  Völker  jone  ursprüngliche  Aufzeichnung  bestimmt 
war;  schliesslich  wissen  wir  über  die  Intensität  der  Königsinacht  Cblogios 
oder  Childericb's  nichts.  Ks  kann  niemand  sagen,  zu  welcher  Zeit  die 
fränkische  Königsgewalt  noch  zu  schwach  war,  um  eine  Rechtsaufzeichnung 
durchzuführen,  ebenso  wenig  den  Zeitpunkt  ihrer  derartigen  Erstarküng 
anzugeben,  in  welchem  ihre  Ignorirung  durch  eine  Sage  schon  unmöglich 
geworden  wäre.  Man  kann  nur  behaupten,  dass  zur  Zeit  der  Entstehung 
jener  Aufzeichnung,  auf  die  sich  die  Aussage  des  Prol.  bezieht,  die  Königs- 
gewalt —  mag  sie  bestanden  haben  und  einheitlich  gewesen  sein  —  noch  zu 
schwach  war,  um  die  Rechtsaufzeicbnuug  zu  vollziehen;  wann  dies  der 
Fall  war,  lässt  sich  chronologisch  nicht  bestimmen.  —  Grösseres  Gewicht 
hat  das  dritte  von  Dippe  hervorgehobene  chronologische  Merkmal,  nämlich 
die  Sesshaftigkeit.  Für  die  Zeitbestimmung  ist  es  aber  ebenfalls  nicht  gut 
verwertbar,  da  niemand  anzugeben  vermag,  wann  diese  innere  Umbildung 
begonnen  und  wie  lange  sie  gedauert  hat. 
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Audi  das  eingehendste  Studium  der  Ma  Iber»? 'sehen  Glosse1) 
triebt  keinen  Anhaltspunkt  für  die  Bestimmung  der  Entsteh  nngs- 
zeit  der  älteren  Aufzeichnung.  Selbst  wenn  man  der  Holtz- 
in hu  11-  Kern  'sehen  Ansicht  beitreten  und  die  Malbergsche 
Glosse  als  Ueberrest  einer  älteren  in  fränkischer  Sprache  ab- 
gufassten  Redaction  betrachten  wollte,  was  aber  aus  den  von 
Brunn  er-)  hervorgehobenen  und  durch  die  neueste,  im  übrigen 
sehr  belehrende  Untersuchung  V an  Helten's3)  durchaus  nicht 
entkräfteten  Gründen  kaum  anzunehmen  ist,  wäre  auch  damit 
tür  die  Zeitbestimmung  nichts  gewonnen.  Man  könnte  aller- 
dings sagen,  dass,  wenn  die  Lex  Sal.  in  der  That  ursprünglich 
in  fränkischer  Sprache  abgefasst  war,  dies  auf  eine  Zeit  hin- 
weise, wo  den  Franken  die  lateinische  Sprache  noch  fremd 
war.  Solche  Schlussfolgerung  wäre  aber  verfehlt.  Denn  die 
lateinische  Sprache  war  den  Franken  schon  sehr  früh  bekannt,4) 
andererseits  sind  ja  auch  die  späteren  Zusätze  zur  Lex,  die 
bestimmt  aus  dem  VI.  Jh.  stammen,  theilweise  mit  Malberg' scher 
Glosse  versehen.  Man  kann  also  ebensowenig  die  Zeit  voll- 
ständiger Unkenntnis  des  Lateins  als  auch  die  Zeit  des  Auf- 
gebens des  Gebrauches  der  fränkischen  Sprache  zu  Gunsten  des 
Lateins  genau  bestimmen ;  die  Zeit  aber,  in  der  beide  Sprachen 
parallel  benützt  werden  konnten,  ist  eine  zu  lange,  als  dass 
auf  dieser  Basis  Schlüsse  gebaut  werden  könnten.  Es  ist  klar, 
dass  selbst,  wenn  man  eine  ursprüngliche  Abfassung  in  fränkischer 
Sprache  annimmt,  dieselbe  ebenso  gut  vor  Ohlogio,  als  nach 
ihm,  ja  selbst  noch  zur  Zeit  Chlodoveclf  s  hätte  erfolgen  können. 
Besonders  wichtig  erscheint,  dass  Van  Helten,  der  in  ener- 
gischer Weise  für  die  Holtzmann  -  Kern'sche  Auflassung 
eintritt,  dennoch  keinen  sprachlichen  Unterschied  zwischen  den 
älteren  und  neueren  Glossen  zu  finden  vermag*).  Damit  erscheint 

')  Die  Literatur  jetzt  bei  Schröder  R.  G.«  235.  A.  7. 
•)  R.  G.  I.  290.  A.  22. 

■')  8.  Van  Helten:  Zu  den  Malberg.  Glossen  (Zschr.  f.  d.  Geacb.  d. 
dtach.  Spr.  XXV.  S.  522  ff.) 

*)  Lindoschmidt:  Hdbuuh.  d.  dtuch.  Altertumskunde  102  ff.  weist 
alte  fränkische  Siegelringe  mit  lateinischen  Inschriften  nach,  ebeuso  lateinisch 
geschriebene  altfränkische  Grabsteine  zwischen  Wurms  und  Köln. 

•)  s.  1.  c.  524. 


Digitized  by  Google 


16 


jeder  Versuch,  die  Glossen  für  die  Geschichte  der  Lex  zu  ver- 
wenden, ausgeschlossen. 

Ob  das  Rechtsbuch  thatsächlich  je  in  fränkischer  Sprache 
oder  sofort  in  der  lateinischen  abgefasst  worden  ist,  entzieht 
sich  jeder  wissenschaftlichen  Erörterung;  nicht  als  ob  man 
fränkische  Abfassung  aus  allgemeinen  Gründen  auszuschliessen 
hätte,  sondern  einfach  deshalb,  weil  män  nicht  in  der  Lage  ist 
auch  nur  eine  einzige  Stütze  für  eine  derartige  Behauptung 
anzuführen.1)  Die  scheinbar  ansprechende  Vermuthung  Cal- 
mette's,'2)  der  in  den  Glossen  Citate  eines  früheren  fränkischen 
Rechtsbuches  vermuthet  und  die  Kem'sche  Hypothese  zu 
beweisen  versucht,  war  nur  dank  dem  Umstände  möglich,  dass 
der  Verfasser  sich  nicht  die  Mühe  nahm,  zu  prüfen,  ob  der  Text 
seine  Auffassuug  rechtfertigt;  nur  so  ist  es  erklärlich,  dass  er 
am  Schlüsse  auffordert,  die  glossierten  Stellen  als  älteren 
Bestand  auszusondern  und  die  nicht  glossierten  als  neuere  Zusätze 
zu  betrachten;  er  hätte  doch  bemerken  müssen,  dass  sogar 
Bestimmungen,  denen  man  die  neuere  Entstehung  anmerkt, 
dennoch  glossiert  sind.8)  Die  gründliche  Untersuchung  Van 
Heltens  schliesst  trotzdem,  dass  der  Verfasser  der  Kcrn'sehen 
Ansicht  grosse  Sympathicen  entgegen  bringt,  eigentlich  mit 
einem  non  liquet,  indem  nebst  der  von  Kern  vertretenen  Auf- 
fassung, auch  die  Ansicht,  dass  die  Glosse  auf  mündlicher 
Tradition  beruhe,  als  annehmbar  bezeichnet  und  sogar  die 
Möglichkeit,  dass  der  jedesmalige  Verfasser  des  Textes  auch 
Glossator  desselben  war,4)  ausgesprochen  wird. 


')  Sehr  richtig  sind  die  gegen  eine  iu  germanischer  Sprach«  abgefasste 
Redaction  von  Gaudeuzi  (1.  c.  §  -'4)  vorgebrachten  Ausführungen. 

i)  Observation«  sur  les  glosses  raalbergiques.  (Bibl.  de  l  Ecole  des 
Charte«.    Bd.  60.  3<J7  ff.) 

')  Überhaupt  ist  es  wohl  uicht  mehr  zulässig,  über  die  L.  Sal.  so 
flüchtige  Arbeiten  zu  liefern.  Hei  der  zu  weitgehenden  Schlüssen  verwen- 
deten Glosse  „liodardi"  hat  Calmette  übersehen,  dass  dieselbe  in  L.  S.  11.  1. 
(Diebstahl),  15.  (Mord),  20.  1.  (Frauenbeleidigung)  steht,  was  seiner  (I.  c.  406) 
aufgestellten  Behauptung  hinlänglich  widerspricht. 

*)  v.  Amira  (bei  Paul  III4  7-_>)  erblickt  in  den  Glossen  eiue  Privat- 
interpretation des  VI.  Jh..  während  Dippe  1.  c.  173  zwar  vorsichtig,  aber 
doch,  an  die  Abstammung  der  Olossen  aus  einein  älteren  germanisch 
abgefasst en  Texte  denkt. 
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Ist  es  also  unmöglich  die  Entstehungszeit  der  ersten 
Redaction  anzugeben  und  unmöglich  festzustellen,  welcher 
Sprache  man  sich  hiefür  bedient  hat,  so  wird  mau  sich  dennoch 
der  Eindrücke  der  Prologe  nicht  erwehren  und  bei  noch  so 
kritischer  Betrachtung  der  Ausführungen  Dippe's  die  erste 
Abfassung  vor  Chlodovech  setzen  dürfen.  Und  man  wird 
abgesehen  von  diesem  Eindrucke  sagen  müssen,  dass  wenn  die 
erste  Redaction  nicht  lange  vor  Chlodovech  erfolgt  wäre,  eine 
Revision  kaum  noth  wendig  geworden  wäre;  es  hätte  sich  viel- 
mehr der  König  mit  der  Erlassung  jener  Bestimmungen,  die 
durch  die  Angliederung  neuer  Gebiete  und  durch  die  Rücksicht 
auf  römische  Einwohner  geboten  waren,  begnügen  können.  Da 
wir  aber  sehen  werden,1)  dass  die  Revision  Chlodovechs  eine 
sehr  eingehende  war,  so  spricht  dies  entschieden  dafür,  dass  er 
es  mit  einem  veralteten  Rechtsbuche  zu  thun  hatte,  welches  er 
mit  Rücksicht  auf  die  Tradition  nicht  abschaffen  konnte. 

Wir  werden  somit  vor  die  Frage  gestellt,  wieso  es  bei 
den  Franken  ip  einer  relativ  so  frühen  Zeit  zu  einer  Rechts- 
aufzeichnung kommen  konnte;  die  Beantwortung  dieser  an  und 
für  sich  wichtigen  Frage  giebt  gleichzeitig  die  Möglichkeit, 
wenigstens  die  historische  Entwicklungsstufe,  auf  der  sie  erfolgt 
ist,  nachzuweisen. 

Brunner3)  stellt  das  allgemeine  Princip  auf,  dass  die 
Einwirkung  christlich-römischer  Cultur  den  Impuls  zur  Redaction 
der  Volksrechte  gegeben  habe.  In  einem  höheren  Sinne, 
namentlich  aber  mit  der  Ergänzung  Dahns,3)  der  mit  Recht 
den  Eintritt  in  die  römischen  Wirtschaftsverhältnisse  als  einen 
hochwichtigen  Ansporn  hervorhebt,  mag  das  angenommen 
werden.  Nur  ist  auch  damit  keine  Erleichterung  der  Zeit- 
bestimmung geschaffen,  denn  wir  sehen  einerseits,  dass  die 
Völker  eine  verschieden  lange  Zeit  zwischen  dem  Eintreten  in 
römische  Provinzen  und  der  Aufzeichnung  ihrer  Rechte  ver- 
streichen Hessen,  und  andererseits  wissen  wir  nicht,  wann  den 
Franken  dieser  Impuls  fühlbar  wurde.  Die  Gebiete,  die  sie 
zunächst  besetzten,  gaben  zu  wenig  Gelegenheit  zu  einer  erheb- 


•)  s.  uuten. 

*)  Rü.  I.  28*. 

*)  Kge  VII.  II.  49. 

v.  Hai  bau.  Röm.  Kcchl  in  den  germ.  Volksstaaten.  HI.  2 


Digitized  by  Google 


18 


liehen  Einwirkung  römisch-christlicher  Caltur,  da  in  ihnen 
Christentum  und  überwiegend  Römertum  verdrängt  war,  und 
höchstens  kleine  Schaaren  in  Gegenden  gelangten,  in  denen 
eine  solche  Einwirkung  möglich  war.  Jedenfalls  war  dieser 
Impuls  selbst  in  den  südlichst  gelegenen  Theilen  des  vor- 
chlodovechschen  Staates  viel  geringer  als  im  westgothischen  oder 
langobardischen  Reiche,  wo  dennoch  ein  halbes  Jahrhundert 
verstrich,  bevor  es  zur  Aufzeichnung  kam.  Eher  kann  man  an 
den  Einflnss  des  Eintritts  in  römische  Wirtschaftsverhältnisse 
denken,  weil  sich  derselbe  auch  in  den  Gebieten,  die  schon  von 
den  Römern  verlassen  waren,  ja  sogar  in  denen,  die  niemals 
wirklich  romanisiert  wurden,  äussern  konnte;  selbstverständlich 
aber  war  die  Einwirkung  vorgefundener  römischer  Wirtschafts- 
verhältnisse in  solchen  Ländern  weit  geringer  als  in  Südgallien 
oder  Italien,  wo  diese  Verhältnisse  durch  die  Anwesenheit 
römischer  Bevölkerung  belebt  Warden.  Nur  insofern  könnte 
man  dem  Eintritte  der  Franken  in  die  neuen  Verhältnisse  eine 
weiter  als  bei  anderen  Völkern  gehende  Bedeutung  beilegen, 
als  sie  die  einzigen  waren,  die  noch  als  Meiden  in  einer  römischen 
Provinz  ihr  Reich  gründeten.  Doch  verliert  auch  dieser  Umstand 
an  Wichtigkeit,  wenn  man  bemerkt,  dass  sie  zunächst  Gebiete 
bezogen,  in  denen  es  kein  Christentum  mehr  gab. 

Wir  stehen  vor  der  Thatsache,  dass  von  den  gewöhnlich  für 
die  Aufzeichnung  der  Volksrechte  angenommenen  Beweggründen, 
in  diesem  Falle  der  eine  Grund,  nämlich  der  unmittelbare  Ein- 
fluss  christlich-römischer  Cultur  bis  Chlodovech  so  ziemlich  fehlte 
und  der  andere,  die  Einwirkung  der  römischen  Wirtschafts- 
verhältnisse, in  viel  geringerem  Grade  vorhanden  war,  als  bei 
den  übrigen  Völkern  —  dass  aber  dennoch  die  Aufzeichnungen 
viel  früher  begannen  als  anderwärts.  Somit  haben  hier  nicht 
die  gewöhnlich  ins  Treffen  geführten  Gründe  den  Ausschlag 
gegeben1)  und  man  könnte  eher  die  Vermutung  äussern,  dass 
vielleicht  gerade  der  Mangel  der  aus  einer  intensiven  Berührung 
mit  christlich-römischer  Kultur  sich  ergebenden  Complicationen 
die  rasche  Aufzeichnung  erleichtert  habe. 


>)  Schon  v.  Bethmann-Hollweg  bat  1.  c.  IV.  127  wahrgenommen, 
dass  die  fränkische  Rechtsaufseichnung  biusichtlicb  der  sie  bestimmenden 
Gründe  uiebt  unter  das  gewöhnlich  angenommene  Scbema  fällt. 
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Suchen  wir  nach  den  Ursachen,  die  eine  relativ  so  frühe 
und  von  den  gewöhnlich  angeführten  Umständen  wenig  beein- 
flusste  Anfzeichnung  hervorgerufen  haben  durften,  so  ist  als 
einzig  zuverlässige  Richtschnur  der  Zweck  ins  Auge  zu  fassen, 
dem  die  Aufzeichnung  zu  dienen  hatte.  Alle  Aufzeichnungen 
dieser  Art  streben  entweder  die  Anpassung  oder  wenigstens 
doch  die  Erhaltung  des  Rechtes  in  den  neuen  Verhältnissen  an, 
und  wenn  wir  uns  nach  den  Gründen  umsehen,  die  in  diesem 
Falle  eine  Änderung  der  Verhältnisse  hervorgerufen  haben 
konnten,  so  ist  angesichts  dessen,  dass  wir,  wie  erwähnt,  hier 
an  den  Einfluss  der  römisch-christlichen  Cultur  nicht  zu  denken 
haben,  nur  des  von  Fahlbeck1)  und  Dippe*)  in  Betracht 
gezogenen  Unistandes  Erwähung  zu  thun  —  nämlich  des  Zu- 
sammenschlusses mehrerer  bis  dahin  getrennten  Völkerschaften. 
Es  ist  klar,  dass,  so  lange  eine  Völkerschaft  ein  ganz  selbst- 
ständiges Rechts-  und  Verfassungsleben  führte,  sie  auch  mit  den 
altherkömmlichen  und  Allen  bekannten  Normeu  auskommen 
konnte,  ohne  dieselben  schriftlich  zu  fixieren.  Erst  eine  enge 
und  staatsrechtliche  Verbindung  mehrerer  Völkerschaften  lässt 
das  Bedürfnis  schriftlicher  Aufzeichnung  aufkommmen  und  zwar 
musste  sich  dieses  Bedürfnis  in  sehr  verschiedenem  Grade 
äussern,  jenachdem  ob  die  zusammengetretenen  Einheiten  mehr 
oder  weniger  homogen,  in  mehr  oder  weniger  gleichen  Ver- 
hältnissen aufgewachsen  und  zu  mehr  oder  weniger  gleichen 
Rechtsanschauungen  gelangt  waren.  Die  fränkische  Vorgeschichte 
spricht  dafür,  dass  die  einzelnen  Völkerschaften  selbständig  ent- 
wickelt und  von  einem  Particularismus  beseelt  waren,  wie  er 
sich  weder  bei  Gothen  noch  bei  Burgundern  oder  Langobarden 
in  diesem  Maasse  äusserte.  Denn  bei  diesen  Stämmen  ist  schon 
auf  früherer  Stufe  eine  Einigung  erfolgt,  durch  welche  sogar 
die  Namen  der  einzelnen  Völkerschaften  unterdrückt  wurden; 
bei  den  Franken  lebt  der  völkerschaftliche  Particularismus  noch 
in  historischer  Zeit  fort,  so  dass  selbst  die  eng  und  staats- 
rechtlich verbundenen  Völker  das  Bewusstsein  ihrer  Verschieden- 
heit bewahrt  hatten  und  diese  Verschiedenheit  nur  durch  eine 
Rechtseinigung  überbrückt  werden  konnte. 

*)  I.  c.  *7'-'  f. 
>)  1.  C.  173. 
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Von  allen  denkbaren  Gründen  kann  wohl  nur  dieser  für 
die  frühe  fränkische  Rechtsaufzeichnung  in  Betracht  kommen. 
Damit  ist  aber  natürlich  noch  immer  kein  Anhaltspunkt  für  die 
von  Fahlbeck  und  Dippe  versuchte  Datierung  gefunden. 
Denn  niemand  kann  angeben,  wann  der  Zusammenschlug 
mehrerer  Völkerschaften  eine  das  Bedürfnis  schriftlicher  Auf- 
zeichnung begründende  Intensität  erlangt  habe;  möglich,  dass 
schon  der  Zusammenschluss  weniger  Völker  hiefür  genügte, 
ebenso  möglich,  dass  erst  die  Verbindung  einer  grösseren  An- 
zahl zur  Aufzeichnung  trieb;1)  es  ist  denkbar,  dass  eine  Auf- 
zeichnung sehr  schnell  nach  der  Einigung  nöthig  wurde4)  aber 
ebenso  möglich,  dass  die  geeinigten  Völker  noch  eine  geraume 
Zeit  lang  ohne  Aufzeichnung  lebten.  Wir  kennen  weder  die 
inneren  Zustände  dieser  Völker  noch  die  Kraft  des  sie  gemein- 
sam umschlingenden  Bandes,  wir  wissen  nichts  über  die  eventuellen 
Rechtsunterschiede  zur  Zeit  da  ihre  Einigung  begann  und  nichts 
über  die  Zeitdauer,  die  nothwendig  war,  um  den  ursprünglich 
gewiss  lockeren  Verband  zu  einem  solchen  umzugestalten,  der 
die  Nothwendigkeit  gemeinsamen  Rechtes  wachgerufen  hätte. 
Es  kann  also,  wie  schon  vorausgeschickt  wurde,  auch  die  Er- 
wägung der  Gründe,  die  zur  Aufzeichnung  geführt  haben  dürften, 
nur  zur  Feststellung  der  betreffenden  Entwicklungs-Stufe, 
aber  nicht  zu  chronologischen  Ergebnissen  führen.  Wir  können 
sagen,  die  Aufzeichnung  entspricht  am  besten  den  Bedürfnissen 
dieser  Stufe,  halten  aber  jede  Combination  darüber,  wann  und 
welche  salische  Völker  die  betreffende  Stufe  erreicht  haben,  für 
aussichtslos.  Doch  kann  Eines  daraus  geschlossen  werden;  nach- 
dem nämlich  eine  Zeit  in  Betracht  kommt,  in  der  die  Vereinigung 
mehrerer  Völker  so  weit  gediehen  war,  dass  eine  Rechtsaus- 
gleichung nothwendig  wurde,  in  den  bis  486  bevölkerten  Gebieten 


')  Dabei  kommt  in  Betracht,  das«  wir,  wie  schon  erwähnt,  über  das 
(Geltungsgebiet  der  ältesten  Aufzeichnung  nichts  wissen  können.  Tu  Au- 
lebnuug  an  Sickel  vertritt  Hubrick  (Fr.  Wahl-  u.  Erbkünigtuin  S.  4. 
A.  14)  die  Auffassung,  dass  die  L.  8.  für  drei  verbündete  Völkerschaften 
bestimmt  war. 

2)  Dies  in  dem  Falle,  wenn  die  einzelnen  Völker  schon  vor  der  Eiuigung 
zu  einer  gewisseu  Krystallisierung  ihres  Rechtes  gelangt  sind,  weil  dann 
natürlich  erhebliche  Unterschiede  zwischen  deu  einzelnen  Rechten  vor- 
liegen konnten. 
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aber  der  römisch-christliche  Einfluss  zu  schwach  war,  um  eine 
Aufzeichnung  bestimmen  zu  können,  hat  offenbar  in  der  fraglichen 
Zeit  die  fränkische  Rechtsentwicklung  die  hiezu  nöthige  Reife 
schon  selbständig  erreicht,  so  dass  ohne  ein  merkliches  Ein- 
greifen des  Königtums  und  ohne  Mithilfe  fremder  Elemente  eine 
in  diesem  Falle  wirklich  volkstümliche  Rechtsauf  Zeichnung1) 
zustande  kommen  konnte. 

Nur  zu  streifen  wäre  da  noch  die  Frage,  ob  diese  ver- 
schollene älteste  Aufzeichnung  in  der  Zeit  zwischen  ihrem 
Entstehen  und  der  ChlodoveclTschen  Revision  Umänderungen 
erfahren  habe.  Eine  Antwort  wird  darauf  wohl  nicht  zu  er- 
warten sein.  Aus  allem,  was  wir  über  das  Eingreifen  Chlodovechs 
ermitteln  können,  darf  höchstens  geschlossen  werden,  dass  dem 
Könige  blos  ein  Rechtsbuch  und  nicht  mehrere  vorlagen;  ob 
aber  dasselbe  in  der  Zwischenzeit  Änderungen  und  Bereicherungen 
erfahren,  entzieht  sich  natürlich  jeder  Beurteilung.  — 

Wir  treten  nunmehr  an  die  zweite  Hauptfrage,  nämlich  an 
die  Frage  betreffend  das  Eingreifen  Chlodovechs,  heran. 

Dass  er  sich  nicht  darauf  beschränkt  hat  zur  Lex  Salica 
Zusätze  zu  erlassen,  sondern  dass  er,  ihr  Geltungsgebiet  aus- 
dehnend, das  Rechtsbuch  auch  verändert  hat,  erscheint  nach  den 
bisherigen  Erörterungen  unzweifelhaft.  Auf  diesen  Theil  seiner 
Thätigkeit  bezieht  sich  das  „lucidius  emendatum"  des  Prologs, 
und  auch  die  oben  vorgeschlagene  Deutung  des  „statuit*  der 
Epiloge  steht  dem  nicht  entgegen. 

Die  allgemeine  Ansicht  geht  ja  dahin,  dass  die  L.  Sal.  der 
Zeit  dieses  Königs  am  besten  entspricht.  Nur  hat  man,  wie 
erwähnt,  die  beiden  Hauptfragen  nicht  genügend  unterschieden. 
Geht  man  aber  von  der  Annahme  des  Bestandes  einer  verlorenen 
älteren  Aufzeichnung  aus,  dann  darf  man  alles,  was  für  die 
vermeintliche  Entstehung  der  Lex  zur  Zeit  Chlodovech's  ange- 
führt wird,  für  die  Umarbeitung  durch  diesen  König  gelten  lassen. 
Bekanntlich  hat  schon  v.  Sybel  diese  Revision  behandelt3) 


')  Für  den  volkstümliche!!  Charactor  ist  u.  A.  Gaudouzi  1.  c.  $  12 
energisch  eingetreten.  Das»  selbst  die  Sickel'sche  Interpretation  gegen 
den  volksmässigeo  Charakter  wenig  in's  Gewicht  fällt,  ist  schon  oben  S.  9, 
A.  4.  erwähnt  worden. 

s)  1.  c.  308  ff. 
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and  eine  ähnliche  Thätigkeit  des  Königs  nahmen  Seelig  er1) 
und  Dippe1)  an,  während  die  meisten  übrigen  Forscher  Chlodo- 
veclTs  Thätigkeit  ganz  Oberwiegend  in  den  Vordergrand  treten 
lassen,  indem  sie  ihm  nicht  eine  Revision  sondern  die  Abfassung 
des  Rechtsbuches  zusprechen. 8)  Die  Gründe,  die  mit  Recht  für 
die  Versetzung  des  uns  bekannten  Textes  in  die  Zeit  Chlodoveclf  s 
geltend  gemacht  werden,  hier  einzeln  zu  besprechen,  würde 
Zweck  und  Rahmen  dieser  Untersuchung  überschreiten.  Doch 
wäre  zu  erwähnen,  dass  genau  dieselben  Gründe  für  die  Not- 
wendigkeit einer  Umarbeitung  einer  eventuellen  älteren  Auf- 
zeichnung sprechen.  Die  Revision  bezweckte  Offenbar  eine 
Anpassung  des  älteren  Rechtes  an  die  veränderten  Verhältnisse 
und  wenn  die  auf  diese  Weise  zustande  gekommene  Redaction 
(der  Grundtext),  die  aus  den  verschiedenen  vorhandenen  Texten 
theilweise  construiert  werden  kann,  dennoch  in  diesen  abgeleiteten 
Texten  so  vielfach  ein  merkliches  Gepräge  Chlodovech'scher  Zeiten 
verräth,  so  muss  geschlossen  werden,  dass  die  angestrebte 
Anpassung  erreicht  wurde.  Sie  ist  offenbar  so  gut  gelungen, 
dass  sie  trotz  aller  Änderungen,  denen  die  Texte  später  unter- 
worfen waren,  noch  immer  hervortritt. 

Im  übrigen  fällt  aber  manches  auf,  was  ohne  die  Annahme 
der  Benutzung  einer  älteren  Vorlage  kaum  erklärlich  wäre. 

Schon  der  Vergleich  zwischen  den  besten  Texten  und  den 
ältesten  Capitularien  liefert  den  indirecten  Beweis  dafür,  dass 
es  sich  nicht  um  die  Schaffung  eines  neuen  Werkes  und  auch 
nicht  um  völlige  Beseitigung  älterer  Vorlagen  handelt.  C.  1. 
des  sog.  I.  Capit.  befasst  sich  mit  einer  Polizeieinrichtung,  die 
dem  Rechtsbuche  unbekannt  ist;  wichtiger  erscheint,  dass  in 
dem  vielleicht  späteren,  aber  doch  traditionell  dem  ersten  Theile 
angefügten  zweiten  Theile  desselben  Capit.  (cc.  5—8.)  das 
Königsrecht  stärker  hervortritt;  in  c.  5  wird  der  Umstand,  dass 
die  Lex  den  Thatbestand  einer  Ehe  freier  Frauen  mit  eigenen 
Sklaven  nicht  berücksichtigt  hat,  dazu  benützt,  die  Interessen 
des  königlichen  Fiscus  zu  fördern;  diese  Tendenz  ist  auch  in 
c.  6.  bemerkbar,  ebenso  in  c.  7.,  wo  sich  der  Fiscus  des  achasius 


')  1.  c.  17  ff,  namentlich  Anm.  l. 
«)  1.  c. 

')  s.  oben  S.  S.  A.  4. 
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bemächtigt.  Überdies  tritt  hier  der  königliche  Graf  als  Richter 
auf,  was  der  in  der  Lex.  Sal.  gegebenen  Sachlage  nicht  ent- 
spricht; die  Änderung  aber  erscheint  an  dieser  Stelle  nicht 
mehr  als  Neuerung,  so  dass  man  die  betreffende  Wandlung  als 
eine  schon  früher  erfolgte  betrachten  muss.  Das  beweist,  dass 
man  bereits  in  den  ältesten  Zusätzen,  die  zum  Tbeil  auf 
Chlodovech  selbst  zurückreichen,  wesentlich  weiter  ging,  als 
bei  der  Revision  der  Lex,  die  offenbar  vorwiegend  conservativ 
vorgenommen  wurde.  Man  hat  es  vorgezogen  weitergehende 
Änderungen  entweder  via  facti  oder  durch  separate  Normen  zu 
besorgen.  Für  die  Beschränkung,  die  man  sich  in  dieser 
Hinsicht  auferlegte,  spricht  ferner  der  Umstand,  dass  man  viel- 
fach im  Absterben  begriffenes  Recht,  welches  kurz  darauf  seine 
Geltung  einbüsste,  aufnahm,  wie  aus  dem  Vergleich  mit  den 
Capitularien  und  der  Lex  Ribuaria  zu  entnehmen  ist. 

Wenn  man  also  behnfs  genauer  Datierung  des  Chlodovech- 
schen  Werkes  immer  wieder  die  Äusserungen  der  Königsgewalt 
und  die  Stellung  der  Lex  Sa),  zu  Heidentum  und  Christentum  ins 
Treffen  führt  und  sodann,  je  nachdem  wie  die  Interpretation  aus- 
fällt, ein  früheres  oder  ein  späteres  Stadium  der  Regierung 
Chlodovcch's  als  Entstehungszeit  bezeichnet,  so  übersieht  man 
dabei  den  Charakter  der  rechtsbildenden  Thätigkeit  des  Königs. 
Wir  sehen  davon  ab,  dass,  wie  schon  v.  Sybel1)  bemerkt  hat, 
die  Aufnahme  eigener  Normen  hinsichtlich  der  Königsgewalt 
und  des  Christentums  ausserordentlich  inopportun  gewesen  wäre 
und  möchten  eher  betonen,  dass  man  auch  in  viel  späteren 
Rechtsbüchern  nicht  ausführlich  vorging  und  nur  selten  Dinge 
berührte,  die  mit  dem  Hauptinhalte  nicht  unmittelbar  zusammen- 
hingen. Darf  man  sich  auf  den  Eindruck  der  Prologe  stützen, 
so  war  die  ursprüngliche  Lex  Sah,  wie  alle  Volksrechte  im 
allgemeinen,  ein  Rechts-  und  Gerichtsbuch9)  und  zwar  im  Gegen- 
satz zu  manchen  anderen  Leges  nur  ein  Rechtsbuch  für  das 


»)  !.  c. 

')  Man  kanu  zwar  nicht  auf  jedes  Wort  der  Prologe  Gewicht  legen ; 
es  erscheint  aber  doch  zutreffend,  wenn  Prol.  II.  als  den  Hauptzweck  der 
Aufzeichnung  angiebt:  „pro  servando  inter  se  pacis  studio  ....  rixarum 
odia  resecare  deberent";  Prol.  I.  spricht  von  causae,  die  mit  den  judicia 
zusammenhangen.    (Vgl.  Esmein  1.  c.  106.  A.  3.) 
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Volksgericht1)  Der  König  hätte  wählen  und  sich  entweder  auf 
eine  Revision  des  alten  Rechtes  beschränken  oder  davon  absehen , 
eventuell  daneben  eine  selbständige  Aufzeichnung  auf  breiterer 
Grundlage  vornehmen  müssen;  dann  hätte  er  staatsrechtliche 
Fragen  mitberücksichtigen  können.  Die  Schwierigkeit  einer 
Hereinziehung  staatsrechtlicher  Probleme  ist  einleuchtend;  man 
muss  sofort  einsehen,  dass  dies  nicht  nur  inopportun,  sondern 
geradezu  unmöglich  gewesen  wäre.  Der  König  durfte  von 
seinem  Standpunkt  zufrieden  sein,  wenn  die  Lex  nichts  enthielt, 
was  die  Entwicklung  der  Königsgewalt  gehindert  hätte,  beziehungs- 
weise wenn  es  ihm  gelang  der  inzwischen  schon  erfolgten  Ent- 
faltung seiner  Autorität  Geltung  zu  verschaffen.  Dies  ist 
geschehen,  denn  es  ist  der  König  neben1)  die  Volksgewalt, 
theil weise  sogar  an  ihre  Stelle  getreten,  ')  den  flscalischen  Inter- 
essen des  Königs  wird  Rechnung  getragen,4)  der  Königsbefehl ftj 
und  der  Königsschutz  •)  fordern  ihr  Recht,  ebenso  der  Königs- 
dienst.7) Anderweitige  Rechte  des  Königs  oder  Pflichten  der 
Unterthanen  sind  nicht  erwähnt,  weil  ja  auch  kein  Recht  des 
Volkes  und  keine  alten  volksrechtlichen  Pflichten  angeführt 
werden;  wäre  letzteres  der  Fall,  dann  hätte  man  diese 
Gelegenheit  vielleicht  benützen  können,  um  die  inzwischen  er- 
folgten Änderungen  zu  berücksichtigen;  so  aber  liegt  hiefür 
kein  Grund  vor/)     Dasselbe  gilt  für  die  Berücksichtigung 


»)  Mit  Recht  betont  Gaudeuzi  (1.  c.  $  22)  dass  die  L.  Sal.  mir  tür 
das  Volkagericht  bestimmt  war;  es  fehlt  Strafe  für  Köuigsmord,  für  Laudes- 
verrat u.  s.  w.  (8.  auch  Thonissen:  JL'organis.  judiciaire  de  la  Loi  sal. 
29  u.  mein:  Immobiliareigent.  210  f.).  Die  einzige  öffentliche  Strafe,  die 
in  der  L.  Sal.  vorkommt  (tit.  56)  wird  nebenbei  erwähnt,  da  es  sich  um  deu 
Abschluss  des  volksgerichtlichen  Verfahrens  handelt. 

■)  L.  S.  46  ante  rege  aut  in  inallo. 

*)  L.  S.  18  las  st  Klagen  an  den  König  direct  zu;  26  Freilassung  vor  dem 
König;  66  Friedloslegung. 

*)  L.  S.  53.  4  und  6.  lasst  den  Fredus  au  den  (irafen  zahlen ;  62.  2 
lasst  den  Fiscus  erben;  56  (in  fiue)  Confiscation. 

*)  L.  S.  1.  1;  14.  4;  45.  2;  50.  3;  51.  1. 

•)  L.  S.  13.  6. 

7)  L.  S.  1.  4;  13.  7;  41.  3;  42.  1,  S  u.  5;  54.  1  u.  2;  63.  1  u.  2. 

')  Damit  finden  die  meisten  Erörterungen  hinsichtlich  des  Königtums 
iu  der  L.  Sal.  ihre  Erledigung.  Es  ist  bekannt,  welche  Rolle  die  Frage, 
ob  in  der  L.  S.  einheitliches  und  kräftiges  Königtum  vorkommt,  in  der 
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beziehungsweise  Nichtberücksichtigung  des  Christentums.  Auch 
diese  Frage  lag  offenbar  ganz*  ausserhalb  des  Programms  der 
Lex  Sal.  Als  Rechts-  und  Gerichtsbuch  enthielt  sie  nichts, 
was  zur  Festigung  des  Heidentums  beigetragen  hätte,  es  lag 
also  kein  Anlass  vor,  dem  Christentum  Geltung  zu  vorschaffen, 
namentlich  da  die  Entwicklung  desselben  durch  keine  Bestimmung 
behindert  wurde.  Es  darf  somit  angesichts  des  eng  begrenzten 
Programms  unserer  Quelle  an  der  Nichtberücksichtigung  des 
Christentums  und  an  der  Beibehaltung  ganz  inoffensiver  Spuren 
des  Heidentums1)  kein  Anstoss  gonomnien  werden.3)  Hin- 


Literatur  spielt.  Es  genügt  Fahlbeck  (1.  c.  272),  Schröder  (Sav.  Zschr. 
II.  36  ff.).  Branner  (RG.  I.  299).  Dippe  (1.  c.  172),  Dahn  (1.  c.  VII. 
II.  52.  A.  6.)  anzuführen.  Man  übersieht,  das«  die  L.  8.  gar  nicht  die  Ab- 
sicht hatte,  sich  mit  dem  Königtum  zu  befassen  und  dass  infolgedessen 
einzelne  Äusserungen  der  königlichen  Gewalt  nur  mittelbar  auftreten  konnten; 
wie  viel  davon  auf  Rechnung  der  Abschreiber  kommt,  l&sst  sich  natürlich 
nicht  entscheiden. 

Materiell  könnte  man  sich  für  einheitliches  Königtum  in  der  L.  8.  eher 
deshalb  aussprechen,  weil  die  jedenfalls  erhebliche  Rolle  desselben  wohl  nur 
durch  die  breitere  Grundlage  eines  grösseren  Staatswesens  erklärt  werden 
kann.  Der  Umstand  aber,  dass  in  der  L.  S.  nur  ein  König  erwähnt  wird, 
beweist  au  und  für  sich  nicht«,  da  man  nicht  weiss,  ob  die  Lex  schon  ursprünglich 
für  alle  salischen  Völker  gegolten  hat.  Wenn  man  da  also  behaupten  will,  die 
erste  Aufzeichnung  sei  z.  B.  unter  Chlogio  erfolgt,  weil  er  schon  über  mehrere 
Völker  regierte,  so  heisst  das  aus  zwei  Voraussetzungen,  von  denen  eine 
(einheitliches  Königtum)  zweifelhaft,  die  audere  aber  (Geltungsgebiet  der 
Lex)  ganz  unbekannt  ist,  eine  logische  Schlussfolgerung  ziehen  zu  wollen. 

')  Spuren  des  Heidentums  erblicken  wir  mit  Dahn  1.  c.  VII.  II.  52  ff. 
iu  L  S.  4«  (Haferbrei),  58  (Ritus  bei  der  Chreuecruda),  60  (Erlenstab\ 
ebenso  im  Waffeneide.  Was  den  majalis  votivus  betrifft,  glauben  wir  trotz 
der  Ausführungen  Brunner  s  1.  c.  I.  29»  dennoch  an  seinen  heidnisohen 
Charakter.  Es  ist  allerdings  zweifellos,  dass  auch  das  Christentum  diesen 
Brauch  übte;  in  einem  Rechtsbuche  aber,  das  sonst  gar  keine  christlichen 
Züge  aufweist,  muss  man  wohl  eine  Sitte,  die  heidnisch  und  christlich  ist, 
doch  eher  auf  heidnische  Traditionen  zurückführen.  Zur  Zeit  der  Emendata 
hat  man  angesichts  des  Umstandes,  dass  diese  Sitte  auch  christlich  war.  an 
die  heidnische  Wurzel  vergessen  uud  konnte  sie  ruhig  beibehalten. 

')  Deshalb  verstehen  wir  nicht,  warum  Gaudeuzi  1.  c.  §  U  eiue 
Ansmerzung  der  heidnischen  Sätze  aus  der  L.  Sal.  annimmt.  Gorade  auf 
Grund  seiner  klaren  Ideen  über  das  Programm  der  L.  Sal.  muss  man  zur 
Ueberzeuguug  gelangen,  dass  es  hier  für  Religiousfrageu  keinen  Raum  gab. 
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sichtlich  aller  Fragen  des  Staatsrechtes  hat  v.  Amira1)  das 
Richtige  getroffen,  indem  er  der  Praxis  und  nicht  der  Lex  die 
Erledigung  grosser  Principienfragen  znwies. 

Inhalt  und  Anlage  des  Rechtsbaches  gaben  Gelegenheit, 
die  erfolgten  wirtschaftlichen  Fortschritte  zu  berücksichtigen, 
insofern,  als  dadurch  neue  Angriffs-  und  Schutzobjecte  entstanden 
und  eine  Reihe  neuer  Delictsthatbestände  den  alten  angeschlossen 
werden  mussten.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Art,  wie  sie  mit 
den  Römern  rechnet;  in  den  Gebieten,  die  der  König  nunmehr 
beherrschte,  kamen  zahlreiche  Römer  vor,  sie  konnten  angegriffen 
und  mussten  durch  entsprechende  Strafsatze  geschützt  werden. 
Eine  passende  Gelegenheit  zur  eventuellen  Berücksichtigung  des 
schon  aufkommenden  neueren  Grossgrundbesitzes  hat  offenbar 
gefehlt;  er  wäre  vielleicht  ebenso  wie  manches  andere  irgendwie 
behandelt  worden,  wenn  man  ohne  ältere  Grundlage  ein  selb- 
ständiges neues  Rechtsbuch  verfasst  hätte. 

Nur  von  diesem  Standpunkte  kann  man  das  Eingreifen 
Chlodovech's  beurtheilen:  was  im  Rahmen  der  älteren  Vorlage 
geändert  werden  musste,  ist  geändett  worden,  sodass  die  Lex 
in  denjenigen  Fragen,  die  sie  behandelte,  den  thatsäch liehen 
Verhältnissen  möglichst  angepasst  wurde.  Gesammtnormierung 
der  Rechtszustände  des  fränkischen  Reiches  war  nicht  beabsichtigt 
und  konnte  nicht  beabsichtigt  sein. 

Die  zuerst  von  Brunner  hervorgehobene  Verwandtschaft 
zwischen  salischem  und  westgothischem,  beziehungsweise  auch 
burgundischem  Recht,  kann  ebenfalls  in  diesem  Zusammenhange 
als  Unterstützung  unserer  Auffassung  herangezogen  werden. 
Man  mag  immerhin  darauf  hinweisen,  dass  auch  vor  jener 
Gebietserweiterung,  die  das  fränkische  Volk  zum  Nachbarn 
des  westgothischen  gemacht  hat,  westgothische  Einflüsse  sich 
hätten  äussern  können:  wahrscheinlich  ist  dies  doch  nicht. 
Denn  es  muss  von  vornherein  annehmbar  erscheinen,  dass 
solchen  Einflüssen  erst  bei  einer  zielbewussten  Neuredaction 
der  Zutritt  gewährt  werden  konnte.  Und  gerade  die  Aufgabe, 
die  dem  fränkischen  König  nach  486  zufiel,  nämlich  die  Organi- 
sierung eines  Gebietes  mit  gallo-römischer  Bevölkerung,  kann 
es  ihm  nahe  gelegt  haben,  der  westgothischen  Gesetzgebung, 


>)  Bei  Faul  III.«  64. 
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die  schon  früher  und  in  höherem  Grade  vor  eine  solche  Aufgabe 
gestellt  worden  war,  näher  zu  treten  und  westgothische  Master 
in  Betracht  zu  ziehen.  Insoferne  darf  man  in  der  Verwandt- 
schaft des  sali  sehen  und  westgothischen  Rechtes  auch  einen 
Behelf  für  das  Studium  der  Textgeschichte  der  L.  Sal.  erblicken; 
denn  es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  die  meisten  Stellen, 
die  eine  solche  Verwandtschaft  aufweisen,  durch  die  Chlodo- 
vcch'sche  Revision  berührt  worden  sind.  *)  Der  Umfang  dieser 
weiter  unten  zu  besprechenden  Verwandtschaft  bestätigt  mittelbar 
die  vorhin  geäusserte  Auffassung  hinsichtlich  des  Charakters 
und  des  Umfanges  der  Chlodovech'schen  Revision.  Schon  im 
ältesten  westgothischen  Rechte  hätte  der  König  reichliches 
Material  für  einen  sehr  weitgehenden  Ausbau  des  Rechtes  finden 
können,  namentlich  für  eine  Reihe  von  Verhältnissen,  die  auch 
später  in  der  L.  Sal.  noch  nicht  besprochen  wurden.  Und  doch 
hat  man  dieses  Material  nicht  benützt.  Die  Beschränkung,  die 
man  sich  da  auferlegte,  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  inopportune 
staatsrechtliche  Fragen,  sondern  auch  auf  processualc  und 
privatrechtliche  Verhältnisse,  so  dass  der  Grund  dieser  engen 
Grenzen,  in  denen  sich  die  Thätigkeit  Chlodovech's  bewegt,  nur 
in  dem  Festhalten  an  dem  Programm  der  älteren  Lex  gefunden 
werden  kann. 

Die  Gesammtheit  der  durch  den  König  bewirkten  Änderungen, 
wird  mau  wohl  niemals  bestimmt  angeben  können.  Es  ist  zwar 
seit  Waitz  anerkannt,  dass  selbst  der  beste  Text  Einstreuungen 
aufweist  und  viele  derselben  sind  als  solche  festgestellt.  Aber 
der  Versuch  einen  gänzlich  einheitlichen  Text  herzustellen,  ist 
bisher  nicht  gelungen  und  kann  mit  Rücksicht  darauf,  dass  in 
einem  durch  Umarbeitung  älterer  Vorlagen  entstandenen  Werke 
wahrscheinlich  von  Hans  aus  keine  Einheitlichkeit  vorhanden 
war,  kaum  gelingen.  Selbst,  wenn  dies  möglich  wäre  und  man 
die  früheren  Bestandtheile  von  den  durch  Chlodovech  verur- 
sachten Neuerungen  und  diese  wiederum  von  den  späteren 
Zusätzen  genau  zu  unterscheiden  vermöchte,  könnte  man  dennoch 
die  ganze  Tragweite  der  Umarbeitung  kaum  ermessen.  Denn, 


')  Dus  Gaudenz!  1.  c.  §  13  die  Verwandtschaft  der  L.  Sal.  mit  dem 
westgothischen  Rechte  ebenfalls  für  die  Geschichte  der  L.  Sal.,  aber  in  ganz 
anderer  Weise  heranzieht,  ist  schon  erwähnt  worden;  s.  oben  8.  8.  A.  4. 
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um  dieselbe  benrtheilen  zu  können,  müsste  man  zunächst  wissen, 
wie  die  von  Chlodovech  geänderten  Bestimmungen  vorher  gelautet 
haben,  was  eben  angesichts  des  Umstandes,  dass  wir  keinen 
Theil  der  ursprünglichen  Aufzeichnung  besitzen,  unmöglich  ist. 

Uber  die  Personen,  denen  der  König-  etwa  die  Durch- 
führung der  Revision  übertragen  haben  mag,  ist  naturlich  nichts 
bekannt.  Pott1)  hat  auf  die  zahlreichen  Romanismen  der  Lex 
Sal.  hingewiesen  und  in  sehr  überzeugender  Weise  ausgeführt, 
dass  auch  schon  die  ältesten  uns  nicht  erhaltenen  Handschriften 
ein  den  späteren  Schreibern  schwer  verständliches  Volkslatein 
mit  romanischen  Ansätzen  benützt  haben  dürften.9)  Daraus 
könnte  vielleicht  gefolgert  werden,  dass  nicht  Römer  und  jeden- 
falls nicht  Kleriker  zur  Redaction  herangezogen  wurden,  sondern 
eher  Franken,  die  sich  das  gallische  Volkslatein  angeeignet 
hatten.  Die  vielen  Germanismen  sind  ebenfalls  durch  fränkische 
Nationalität  der  Schreiber  zu  erklären  und  das  Studium  der 
Texte  lehrt,  dass  diese  Germanismen  keinesfalls  den  Abschreibern 
zur  Last  zu  legen  sind.  Die  Verketzerung  der  malbergschen 
Glosse  beweist  im  Gegentheil,  dass  die  späteren  Abschreiber 
vom  germanischen  Ausgangspunkt  weiter  entfernt  waren  als 
die  ältere  Redaction.  Man  wird  wohl  in  dieser  Hinsicht  niemals 
über  unsichere  Vermutungen  hinaus  kommen;  dem  Gesammtein- 
drucke  aber  entsprechen  dieselben  doch,  denn  Kleriker  oder  über- 
haupt irgendwie  gebildete  Romanen  hätten  unwillkürlich  das 
Inhaltsprogramm  der  Lex  erweitert  oder  wenigstens  zahlreiche 
technische  Rechtausdrücke  cingeflochten. 

Auch  die  Zeit,  in  welche  der  Eingrifl  Chlodovech*«  lallen 
dürfte,  ist  nicht  mit  Sicherheit  testzustellen.  Das  meiste  kann 
für  die  Zeit  unmittelbar  nach  486,  also  für  jene  Epoche,  in  die 
Schröder  die  Entstehung  der  Lex  verlegt,  geltend  gemacht 
werden.  Die  Bedeutung,  die  wir  dem  „statuit*  und  „disposuit 
iudicare*  der  Epiloge  beilegen,  spricht  dafür,  dass  die  Revision 


»)  in  Höfer' s  Ztschr.  f.  d.  Wiss.  d.  Sprache  III  (1851). 

«)  1.  c.  11«.  Vorsichtiger  spricht  sich  Gaul:  Roman.  Elemeutc  indem 
Latein  der  L.  Sal.  (Giessen  18««;)  au».  Er  bezeichnet  die  L.  Sal.  als  ein 
Document  der  Zeit,  in  der  die  lebende  lateinische  Sprache  so  ziemlich  aul 
der  tiefsten  Stufe  augelangt  war,  hält  es  aber  deunoch  für  möglich,  dass 
der  Urtext  in  gutem  Latein  abgefasst  war  und  durch  die  Abschreiber 
verändert  wurde.   (1.  c.  »  l) 


i 
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anlässlich  der  Ausdehnung  des  Gebietes  erfolgt  war.  Ob  aber 
sofort  oder  erst  nach  mehreren  Jahren,  bleibt  unentschieden, 
ebenso  wie  die  Frage,  ob  die  Änderungen  auf  einmal  durch- 
geführt oder  vielleicht  später  noch  weiter  fortgesetzt  wurden. 
Allerdings  unterscheiden  die  Epiloge  die  erste  Thätigkeit  des 
Königs  von  Zusätzen,  die  sie  in  eine  spätere  Zeit  verweisen;1) 
dies  ist  theil weise  deshalb  glaubwürdig,  weil  sonst  die  sach- 
lichen Unterschiede  zwischen  der  schon  modifizierten  Lex  und 
den  ältesten  capitularieninässigen  Zusätzen  schwer  verständlich 
wären.*)  Trotzdem  kann  man  über  einen  eventuellen  zeitlichen 
Abstand  zwischen  der  Hauptthätigkeit  und  den  ersten  Capi- 
tularien  keine  Klarheit  erreichen;  ebenso  wenig  vermag  man 
angesichts  des  Umstandes,  dass  uns  kein  offizieller  Text  der 
Lex  Sal.  vorliegt,  zu  sagen,  ob  nicht  seit  48G  noch  weitere 
mehr  oder  weniger  eingehende  Revisionen  stattfanden.  Letzere 
Annahme  kann  nur  in  Form  einer  Hypothese  ausgesprochen 
werden ;  wenn  man  aber  bedenkt,  dass  unter  den  in  der  Literatur 
hinreichend  diskutierten  Gründen,  die  einen  für  die  früheren 
die  anderen  für  die  späteren  Regierungsjahre  Chlodovechs 
sprechen,  sodass  ein  unanfechtbares  Resultat  kaum  möglich 
erscheint,  so  wird  man  vielleicht  die  texthistorische  Grundlage 
dieser  Unsicherheit  in  der  Annahme  mehrmaliger  Revisionen 
suchen  dürfeil;  denn  so  wäre  es  am  besten  zu  erklären,  warum 
in  einem  und  demselben  Texte  Argumente  für  eiue  frühere  und 
Tür  eine  spätere  Redaction  gefunden  werden  können. 

Der  auf  diese  Weise  zustande  gekommene  Text  liegt  nicht 
vor,  es  ist  auch  nicht  bekannt  ob  Chlodovech  eine  offizielle 
Publication  vorgenommen  hat;  diese  Frage  wäre  eher  zu  ver- 
neinen.") Dennoch  scheint  sich  dieser  Text  einer  grossen 
Autorität  erfreut  zu  haben.  H artmann  hat  nachgewiesen,4) 
dass  Tit.  56.  des  Textes  I.,  welcher  als  der  dem  Chlodovech'schen 


')  Postinodo  autera  tompus  (Epil.  I);  postea  (Epil.  II). 

*)  .Selbst  wenn  man  den  zweiten  Theil  des  C'apit.  I  in  eine  spätere 
Zeit  verlegt,  ist  doch  der  inhaltliche  Abstand  zwischen  einzelnen  liest  im 
mutigen  des  Capitulars  und  den  betreffenden  Stellen  der  L.  Sal.  ein  zu 
grosser,  als  das«  man  nicht  an  eiue  grosse  Zeitdifferenz  zu  denken  hätte. 

9)  s.  Gaudenzi  1.  c.  §  23. 

*)  in  Forsch,  z.  dtseb.  Gesch.  XVI.  617. 
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nächste  betrachtet  werden  kann,  schon  zu  Beginn  des  VI.  Jh. 
in  dem  uns  bekannten  Wortlaute  vorlag  und  t heil  weise  wahr- 
scheinlich gemacht,  dass  dieser  Text  Oberhaupt  zu  Beginn  des 
VI.  Jh.  diese  Form  hatte.  Sie  ist  aber  auch  durch  das  Erlassen 
der  ersten  Capit  ularien ')  nicht  geändert,  ja  sogar  durch  das 
Aufkommen  der  später  reichlich  vermehrten  Texte  nicht  ganz 
verdrängt  worden;  gerade  diese  Textform  scheiut  ja  bei  der 
Abfassung  der  Lex  Ribuaria  benützt  worden  zu  sein,*)  obwohl 
es  dazumal  an  anderen  Texten  nicht  fehlte.  Eine  so  hervor- 
ragende Bedeutung  gerade  dieses  Textes  hängt  wohl  mit  der 
Chlodovech'schen  Revision  zusammen. :<) 


*)  Es  ist  allgemein  anerkannt,  das*  das  sog.  Capit.  II  altertümlichen 
Charakter  hat.  E.  Mayer:  Z.  Entst.  4.  Lex  Rib.  8.  87.  A.  setzt  die  co. 
4—10  dieses  Capitulars  chronologisch  vor  die  cc  6—8  des  Capit.  I. 

*)  Dies  ist  allerdings  von  E.  Mayer  bestritten  worden. 

')  Es  handelt  sich  schliesslich  in  diesem  Zusammenhange  noch  um  jene 
s  Titel,  deren  separate  Stellung  Epilog  II  andeutet. 

Wahrend  Epil.  I  offenbar  einen  Text  von  62  Titeln  raeint,  der  durch 
Zusätze  Chlodorecbs  auf  78  gestiegen  ist,  spricht  Epil.  II  in  leider  sehr 
verworrener  Weise  noch  von  3  Titeln  und  scheint  den  Grundtext,  dessen 
Titelzahl  er  nicht  angiebt,  von  diesen  3  Titeln  zu  unterscheiden  und  die- 
selben ihrerseits  wieder  von  den  weiteren  Zusätzen  zn  trennen.  Die 
Oesammtsumme  (78)  ist  beiden  Epilogen  gemein. 

Die  Aussage  des  Prol.  IV,  wonach  die  Lex  ursprünglich  bis  zum  Tit. 
de  mitio  gereicht  hätte,  bedeutet,  wie  schon  erwähnt,  natürlich  nicht,  dass 
die  alte  Lex  66  Titel  umfasst  hätte;  dies  hat  schon  Waitz  (D.  alte 
R.  21)  bemerkt.  Denn  wenn  sie  auch  bis  zu  dem  späteren  Tit.  66  reichte, 
so  kann  doch  sehr  wohl  die  Anzahl  66  gerade  erst  durch  oine  sepa- 
rate Einfügung  von  3  Titeln  entstanden  sein.  Es  handelt  sich  also 
um  Zusätze,  die  aber  nicht  ausserhalb  der  Lex  blieben,  sondern  in  Form 
von  3  Titeln  in  das  Rechtsbuch  eingefügt  wurden.  Deshalb  ist  anzunehmen, 
dass  diese  Einschiebsel  weder  bei  der  mit  „statuit"  bezeichneten  Textrevision, 
noch  bei  der  Erlassung  der  ausserhalb  der  Lex  stehenden  Zusätze,  sondern 
bei  irgend  einer  andern  Gelegenheit  entstanden  sind.  Nimmt  man  dies  an, 
dann  könnte  dadurch  die  Vermutung,  dass  es  mehrere  Revisionen  gab,  eine 
Stütze  finden. 

Schröder  (Sav.  Zschr.  II.  39.  A.  2.)  wollte  diese  3  Titel  in  dem 
sog.  Capit  III  finden.  Er  ging  dabei  von  der  Auffassung  aus,  dass 
Epil.  II  dem  Könige  nur  3  Titel  zuschreibt,  Epil.  I  dagegen  16.  Wir  sehen 
aber,  dass  beide  Epiloge  die  Zusätze  bis  Tit.  78  demselben  Könige  zu- 
schreiben und  der  Unterschied  nur  darin  besteht,  dass  Epil.  I  eine  Anfangs 
grenze  (a  63  tituloj  angiebt.   Mit  Rücksicht  auf  Prol.  IV  ist  als  Anfang 
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Trotz  dieser  Autorität,  die  auch  durch  die  Epiloge  bestätigt 
wird,  ist  doch  eine  weitere  Bereicherung  und  Änderung  der 


der  Zusätze  Tit.  de  mitio  c.  1.  des  I.  Capit.  anzunehmen.  Diese  Zusätze 
sollen  dann  gemäss  Epil.  I  bis  Tit.  78  reichen.  Nach  Schröders  Rechnung 
sollten  laut  Cod.  Par.  4404  auf  das  sog.  Capit.  I  die  Tit.  66—76  und  auf 
das  sog.  Capit.  III  Tit.  77  entfallen;  bei  dieser  Berechnung  fehlen  aber,  da 
sie  nur  11  Titel  ergiebt,  noch  3  Titel,  also  gerade  so  viel,  wie  viel  Epil.  II 
speciell  anführt;  dabei  ist  es  doch  sehr  fraglich,  ob  man  das  sog.  Capit.  III 
auf  Chlodoveoh  beziehen  darf;  als  Tit.  77  ist  es  nicht  überliefert  und 
Schröder  selbst  scheint  diese  Auffassung  jetzt  aufgegeben  zu  haben,  da 
er  (R.  G.  4  235  A.  9)  über  dieses  Capit ulare  keine  Vermutung  ausspricht. 
AIho  seibat  wenn  wir  trotz  der  Brunuer'scheu  Bedenken  (s.  Berl.  Sitz.-Ber. 
1894  S.  669)  an  der  bisherigen  Reihenfolge  der  Zusätze  festhalten  wollten, 
müssen  wir  doch  die  3  fehlenden  Titel  nicht  ausserhalb,  sondern  innerhalb 
der  Lex  suchen. 

Zu  dieser  Ueberzeugung  ist  auf  anderem  Wege  schon  Gaudenzi 
(1.  c.  §  14.  A.  2.)  gelangt,  der  für  diese  Frage  die  Tit.  63,  64  und  66  in 
Betracht  zog  und  die  Ansicht  aussprach,  dass  diese  Titel  unpassend  einge- 
stellt sind,  daher  als  Zusätze  zu  bezeichnen  wären.  Die  Argumente  Gau- 
denzi's  erscheinen  wenig  überzeugend;  insbesondere  ist  die  mehr  oder 
weniger  passende  Einstellung  eines  Titels  angesichts  der  mangelhaften  An- 
ordnung des  Stoffes  in  der  L.  Sal.  nicht  genügend  gewichtig.  Will  man 
eine  Lösung  dieser  Frage  versuchen,  dann  muss  man  unter  denjenigen 
Titeln  Umschau  halten,  die  ganz  besonders  das  Uepräge  Chlodevech'scher 
Revision  aufweisen  nnd  es  kämen  vor  allem  jene  iu  Betracht,  die  nicht  nur 
als  revidiert,  sondern  eher  als  neu  geschaffen  bezeichnet  werden  dürften. 

Aber  auch  da  ist  die  Wahl  schwer.  So  z.  B.  scheinen  L.  S.  14.  2. 
3  u.  4,  sammt  dem  in  Cod.  2  eingeflochtenen  Zusätze  (dort  14.  2.)  auf  einem 
Gesetze  Chlodovech's  zu  beruhen,  dem  auch  16.  3  in  Cod.  2.  angehürt  haben 
dürfte  (s.  Behrend  1.  c.  19);  aber  die  betreffenden  Titel  sind  nicht  ein- 
heitlich und  überdies  fallen  gerade  die  erwähnten  Bestimmungen  unter  den 
Gesichtspunkt  der  Anpassung  des  alten  Rechtes  an  die  nach  486  veränderten 
Verhältnisse,  gehörten  also  offenbar  zu  den  Ergebnissen  der  Textesmodi- 
fication.  Naheliegend  wäre  es  Tit.  1  als  einen  der  gesuchten  3  Titel  zu 
betrachten,  da  ohnehin  manches  dafür  spricht,  dass  er  ein  Könägageaetz  ist 
(s.  Brunner:  R.-G.  I.  296  A.  18);  doch  ist  anzunehmen,  dass  derselbe  an 
die  Stelle  einer  anderen,  älteren  Bestimmung  getreteu  ist,  folglich  sein« 
spätere  Textirung  auf  die  Gesammtzahl  der  Titel  keinen  fiinfluss  übte. 
Die  Tit  41  und  42  weisen  überwiegend  modernere  Züge  auf,  enthalten 
jedoch  daneben  Sätze,  die  dem  Uteren  Rechte  angehört  haben  konnten. 

Einen  anderen  Eindruck  machen  folgende  Titel:  Zunächst  39.  Er 
hebt  sich,  wie  Hartmann  (Forsch,  z.  dtsch.  GeBCh.  XVI.  614)  treffend 
bemerkte,  gegenüber  10  und  32  ab;  wäre  er  gleichzeitig  mit  ihnen  entstanden, 
er  hätte  anders  lauten  müssen,  oder  er  wäre  überflüssig  geworden,  man  hätte 
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C'lilodoveclf sehen  Redaction  nicht  ausgeschlossen  worden.  Zn 
den  vielen  Unterschieden,  durch  welche  das  salische  Rechts- 
buch  von  anderen  ähnlichen  Aufzeichnungen  absticht,  kommt 
als  besonders  wichtig  hinzu,  dass  es  durchaus  keine  exclusive 
(leltung  anstrebt;  eine  Bestimmung,  wie  die  der  L.  Vis.  II. 
1.  11,  oder  der  L.  Burg.  pr.  const.  §  lü  fehlt,  und  nichts  spricht 
dafür,  dass  man  es  den  Gerichten  von  vornherein  zur  Pflicht 
gemacht  hätte,  die  in  dem  Rechtsbuche  nicht  entschiedenen 
Falle  vor  den  König  zu  bringen.  Wenn  auch  durch  spätere 
Kapitularien  eingeschärft  wurde  nach  geschriebenem  Recht  zu 
urtheilen,1)  so  ist  doch  für  zahlreiche  Fälle,  in  denen  das  ge- 

einfach  das  Thema  durch  Ergänzung  der  Tito)  10  und  32  erledigen  können. 
Daher  ist  mit  Hartmann  anzunehmen,  das*  Tit.  .später,  als  man  die 
Lücke  bemerkte,  eingeschaltet  wurde,  Tit.  10  und  32  aber  trotzdem  stehen 
blieben.  Weiter  gehören  hierher  Tit.  18  und  M,  die  ohne  jegliche  Ver- 
quickung mit  andern  Stoffen.  Dinge  behandeln,  die  man  zweifellos  al* 
relativ  neue  bezeichnen  darf;  speciell  Tit.  54  macht  nicht  den  Eindruck, 
dass  er  an  die  Stelle  älterer  Bestimmungen  getreten  wäre,  was  bei  Tit.  in 
vielleicht  doch  möglich  wäre.  Schliesslich  ist  in  diesem  Zusammenhange 
auf  Tit.  44  hinzuweisen,  der  seit  Brunner's  scharfsinniger  Untersuchung 
(Berlin.  Sitz.-Ber.  1894  S.  1295)  uicht  mehr  als  Bestandteil  des  ältesten 
Rechtes  zn  betrachten  ist,  sondern  wegen  des  inneren  Zusammenhanges  mit 
den  Bestimmungen  Uber  den  achasius  (Capit.  I.  c.  7)  als  eine  specielle  Neuerung. 

Von  den  erwähnten  Titeln  (18,  39,  44  und  f>4)  sind  39  und  54  mit 
ziemlicher  Sicherheit  als  solche  zu  nennen,  die  nicht  an  die  Stelle  früher 
vorhandener  Rechtssätze  traten,  sondern  einem  schon  fertigen  Rechtsbuclie 
nachträglich  eiuverleibt  wurden.  Da  sie  in  allen  Texten  an  derselben  Stelle 
vorkommen  und  zwar  Tit.  54  ohne  Varianten,  Tit.  39  zwar  in  Oodd.  2,  :t 
und  4  mit  Vermehrungen,  die  aber  nach  ßehrend's  Ansicht  (I.  c.  2H) 
schon  zum  ältesten  Texte  dieses  Titels  gehört  haben  dürften,  so  kann  ihr 
Auftreten  mit  vollem  Recht  auf  die  im  Epilog  vermerkte  Einschaltung  dreier 
Titel  zurückgeführt  werden.  Den  dritten  Titel  aber  zu  bestimmen,  fällt 
schwer.  Wir  hätten  die  Wahl  zwischen  18  und  44;  beide  machen  relativ 
moderneren  Eindruck,  aber  bei  beiden  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  sie 
an  die  Stelle  früherer  Bestimmungen  getreten  sind,  in  welchem  Falle  sie 
für  die  Zählung  gegenstandslos  wären.  Wir  vermögen  uus  da  nicht  bestimmt 
zu  äussern,  wären  aber  eher  geneigt.  Tit.  44  als  einen  ganz  neuen  zu  be- 
zeichnen, namentlich  wegen  der  von  Brunner  (I.  c.)  nachgewiesenen 
inneren  Verwandtschaft  zwischen  diesem  Titel  und  cc.  6—8  des  I.  Capi- 
tular».  Somit  kämen  39,  44  und  54  als  jene  Titel  in  Betracht,  die  der 
Epilog  speciell  erwähnt. 

»)  Brunner:  R.ü.  I.  291.  A.  23. 
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schriebene  Recht  versagte,  nicht  vorgesorgt  worden  und  unter 
solchen  Umständen  musste  die  Rechtsprechung  nothwendiger- 
weise  das  geschriebene  Recht  ergänzen.  Solche  Fälle  mochten 
oft  eintreten.  Daher  haben  die  westgothischen  und  lango- 
bardischen,  wahrscheinlich  auch  die  burgundischen  Könige  von 
Zeit  zu  Zeit  Nachträge  erlassen,  die  sich  an  das  frühere  Recht 
anschlössen  und  offenbar  den  Zweck  hatten,  die  wahrgenommenen 
Lücken  auszufüllen:  os  wurden  bei  den  Westgothen  die  un- 
brauchbar gewordenen  Normen  umgearbeitet  oder  durch  neue 
ersetzt:  bei  den  Langobarden  war  der  äussere  Vorgang  ein- 
facher, man  erreichte  aber  praktisch  dasselbe  Resultat,  ohne 
das  alte  Recht  in  Vergessenheit  geraten  zu  lassen.  Anders 
bei  den  Franken.  Sieht  man  von  der  Revision  Chlodovechs 
ab,  so  geschah  nichts,  um  veraltete  Bestimmungen  der  Lex 
Sal.  durch  neue  zu  ersetzen.  Die  ältesten  Oapitularien  wurden 
zwar  mit  der  Lex  vereinigt,  aber  nicht  systematisch;  ')  es 
wurde  weder  die  westgothische  noch  die  langobardische  Methode 
angewendet  und  in  noch  höherem  Grade  gilt  dies  für  die  späteren 
Kapitularien.  Materiell  sind  viele  Bestimmungen  des  Rechts- 
buches durch  Königsgesetze  ersetzt  worden,  ausgesprochen 
wurde  dies  aber  nicht;  man  Hess  den  alten  Text  bestet. en  um! 
überliess  die  Aufgabe  beziehungsweise  Verwendung  späterer 
Gesetze  privater  Thätigkeit.  Das  gab  den  Schreibern  die 
Möglichkeit,  den  ursprünglichen  Text  zu  bereichern,  ohne  dass 
sie  hiezn  verpflichtet  gewesen  wären  und  ohne  dass  sich 
jemand  darum  officiell  gekümmert  hätte. 

Man  spricht  oft  von  privaten  Zusätzen.  Dies  erscheint 
unrichtig.  Auf  Privatthätigkeit  und  Schreiberwillkür  kann  man 
stylistische  Änderungen  und  fehlerhafte  Wiedergabe  der  Vor- 
lagen, Umstellungen,  allenfalls  auch  noch  das  Auslassen  evident 
überflüssiger  Sätze,  aber  niemals  neue  Normen  mit  Strafbestim- 
mungen  zurückführen.  Die  Autorität,  Strafen  zu  dictieren  hatte 
niemand,  ausser  den  rechtsbildenden  Gewalten,  und  hätte  sich 
ein  Abschreiber  diese  Autorität  willkürlich  beigelegt,  so  hätte 
sich  ihm  schwerlich  jemand  gefügt.  Die  Frage,  wem  die  vielen 
Znsätze  der  Lex  Sal.  zuzuschreiben  sind,  ist  deshalb  schwer 


')  8.  Uoretius:  Z.  Capitularienkritfik  17. 

v.  II  ili. li.iin.  Uecht  in  .Ion  sonn.  YulWv  u.it.-n.  III. 


Digitized  by  Google 


34 


zu  beantworten,  weil  aiau  trotz  der  eingehenden  Untersuchungen 
von  Waitz,1)  Behrend4)  und  Schröder*)  nicht  mit  der  er- 
wünschten Sicherheit  und  lange  nicht  in  allen  Fällen  zu  sagen 
vermag,  was  als  Zusatz  und  was  als  möglicherweise  von  den 
besten  Texten  weggelassener  echter  und  alter  Bestandteil  der 
Chlodovech'schen  Redaction  in  Betracht  kommt.  Es  mnss  in 
vielen  Fällen,  wie  ja  auch  Behrend  zugibt,  damit  gerechnet 
werden,  dass  manche  in  späteren  Texten  auftauchende  Stelle 
dennoch  schon  dem  älteren  Texte  angehört  hat,4)  mithin  nicht 
als  Zusatz  zu  betrachten  ist.  Erst  wenn  es  möglich  wäre,  die 
späteren  Zusätze  reinlich  auszuscheiden,  könnte  die  Frage  der 
Provenienz  der  einzelnen  Stücke  aufgeworfen  werden.  So  aber 
ist  nur  die  Muthmaassung  zulässig,  dass  Zusätze,  namentlich  in- 
soferne  sie  Strafen  auferlegen,  auf  thatsächlichen  Urtbeilen  be- 
ruhen,5) die  wiederum  ihrerseits  auf  der  durch  die  Recht- 
sprechung durchgeführten  Verarbeitung  königlicher  Gesetze, 
eventuell  auf  den  Beispielen  der  Urtheile  des  Königsgorichtes 
fussen,  oder  aber  auf  gewohnheitsrechtliche  Entwicklung  oder 
schliesslich  auf  verschollene  Gesetze  zurückgehen. ")  Es  würde 
somit  nur  die  Einschaltung  dieser  Zusätze  privaten  Charakter 
haben,  ihr  Inhalt  aber  materiell  als  ein  von  den  competenten 
Autoritäten  ausgehender  zu  betrachten  sein.  Wenn  nun  zwischen 


•)  D.  alte  Recht,  S.  10,  92  f..  171. 
«)  Ztachr.  f.  R.  Ö.  XIII. 

')  Sav.  Ztschr.  II.  36 ff.,  3«.  A.  1.  s.  auch  E.  Mayer  Z.  Entst.  «1. 
L.  Rib.,  S.  Hl.  A.  11.  Nr.  3. 

*)  So  hat  z.  B.  ßehreud  I.  c.  18  ff.  wahrscheinlich  gemacht,  das« 
die  in  Cod.  •-'  als  14.  2  u.  3,  16.  3.  41.  Zus.  3.  (Hessels  Co!.  263 
aufgenommenen  Sätze  als  alte  Bestandteile  zu  betrachten  sind.    Der  erste 
Satz  von  59.  4  ist  nach  Behrend  1.  c.  21  als  Einschiebsel  zn  bezeichnen, 
während  er  u.  E.  zum  alten  Texte  zn  rechnen  wäre. 

*)  So  z.  B.  in  Codd.  2,  3,  4  u.  ff.  die  speciellen  Thatbestände  in 
6.  2  nnd  9.  s.  Hierher  gehört  auch  4u.  10  in  Cod.  2.  Itcsonder*  zahlreich 
sind  solche  Urtheile  in  Codd.  <'■  u.  5;  vgl.  Behrend  1.  c.  22  ff. 

•)  Auf  Königsgesetzen  scheinen  zu  beruhen  in  Codd.  2,  3  u.  4  folgende 
Zusätze:  10.  Zus.  4  (vgl.  Behrend  I.  c.  23c),  14.  Zus.  4  (vgl.  Hessels 
14.  18;  s.  Bohrend  1.  c.  23 d.),  24.  ft  n.  6  (vgl.  (Jap.  I.  c.  4.),  augen- 
scheinlich auch  39.  2  u.  3.  Hierher  gehöreu  ferner  r»r».  c  u.  7  in  Codd.  c 
Ii.  5.  —  Vgl.  schliesslich  Brauner.  R.  U.  I.  302  f.,  muuentlicli  Ann».  4y. 
sowie  Über  Tit.  i»o.  R  G.  II.  463  f.  A.  8. 
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den  Handschriften  hinsichtlich  der  meisten  als  Zusätze  in  Be- 
tracht kommenden  Stellen  so  grosse  Verschiedenheit  besteht, 
so  ist  dieselbe  —  abgesehen  von  dem  Umstände,  dass  auch  be- 
züglich der  als  integrierende  betrachteten  Bestandteile  ebenfalls 
Verschiedenheit  besteht  —  damit  zu  erklären,  dass  die  ver- 
schiedenen Schreiber  nicht  in  der  Lage  waren,  Vollständigkeit 
anzustreben  und  nur  die  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten,  etwa  die 
in  ihrer  Heimat  gefällten  oder  die  ihnen  wichtiger  erscheinen- 
den Gerichtssprüche,  ebenso  nur  die  ihnen  bekannten  und  wichtig 
seheinenden  Gesetze  berücksichtigten.  Kurz  aber  zutreffend  hat 
v.  Amira  ')  zu  dieser  Frage  Stellung  genommen  mit  der  Be- 
merkung, dass  die  geschriebenen  Gesetze  als  r Gesetzes  —  aber 
nicht  als  gesetzliche  Texte**  gelten:  ebenso  wie  der  Compilator 
älteren  Gesetzen  neue  anreiht,  ebenso  hält  er  es  für  zulässig, 
alte  Gesetze  auf  Grund  neuerer  Anordnungen  oder  neuerer 
Gewohnheitsrechte  umzuarbeiten,2)  desgleichen  aber  auch  neue 
Gerichtssprüche  aufzunehmen.  Er  hält  sich  für  berechtigt, 
Königsgesetze  einmal  anhangsweise  als  Ganzes,  ein  andermal 
aufgetheilt  und  ohne  bestimmte  Bezeichnung  einzuflechten ;  die 
betreffende  Technik  ist  eine  confuse  und  ganz  ungenügende. 

Dem  allen  hätten  nur  von  Zeit  zu  Zeit  wiederholte  obrig- 
keitliche Textesrevisionen  abhelfen  können,  an  denen  es  aber 
fehlte.  Es  ist  zwar  von  Dippe*)  die  Vermutung  geäussert 
worden,  dass  die  Erlassung  des  pactus  pro  tenore  pacis  zu  einer 
neuen  „Ausgabe"  der  Lex  geführt  habe,  diese  Vermutung  ist 
aber  durch  nichts  begründet.  Prol.  I.  nennt  allerdings  die 
beiden  Könige  neben  Chlodovech  und  zwar  so,  dass  kein  merk- 
licher Unterschied  in  dieser  Hinsicht  besteht;  diese  rein  nega- 
tive Ähnlichkeit  genügt  jedoch  nicht,  um  weitere,  von  anderen 
Königen  veranlasste  Revisionen  anzunehmen.  Umständlich  er- 
zählen die  Epiloge  das  Zustandekommen  des  pactus  pro  tenore 
pacis,  erwähnen  aber  mit  keiner  Sylbe  eine  anderweitige  Thätig- 


»)  Bei  Paul  III2  70. 

*)  Wir  können  sogar  auf  Grund  der  bekannteu  Texte  ein  derartiges 
Hinschieben  von  Künigsgesetzen  in  die  Lex  beobachten;  s.  Brunn  er  in 
Featg.  f.  Beseler.  22.  A.  1.  Auch  das  sog.  Cap.  III  ist  theilweise  in  den 
Herold'scben  Text  aufgenommen  worden. 

3)  I.  c  1C2. 


keit  dieser  Könige:  für  die  Annahme  späterer  Revisionen  fehlt 
vollends  jeder  Anhaltspunkt.  Es  hätte  aus  solchen  fortgesetzten 
Umarbeitungen  doch  endlich  ein  offizieller  Text  hervorgehen 
müssen  und  man  hätte  dabei  die  Gegensätze  /.wischen  einzelnen 
Stellen  der  Lex  und  den  Capitularien  beseitigt.  Es  geschah 
weder  das  eine  noch  das  andere  —  Beweis  genug  dafür,  dass 
man  sich  der  Mühe  neuerlicher  Verbesserungen  nicht  unterzog. 
Dadurch  wurde  die  vorher  erwähnte  Textentwicklung  und  Ver- 
schiedenheit ermöglicht,  die  sonst  ausgeschlossen  gewesen  wäre. 
Erst  die  Lex  Emendata  kommt  in  dieser  Beziehung  in  Betracht, 
aber  in  einem  so  ungenügenden  Maasse,  dass  sie  nicht  einmal 
dir  weitere  Textentwicklung  zum  Stillstaude  brachte.  Diese 
schwankende  Gestaltung  des  Textes  hat  wohl  zu  der  geringen 
Anwendung  der  Lex  Salica  viel  beigetragen. 

Wir  glauben  auf  Grund  dieser  Erörterungen  mit  folgenden 
Thatsachen  rechnen  zu  sollen: 

1.  Dass  die  fränkische  Rechtsentwicklung  in  einer  Zeit, 
die  mau  chronologisch  nicht  feststellen  kann,  von  der  man  aber 
sagen  muss,  dass  sie  einer  frühen  Entwicklungsstufe  angehört, 
also  jedenfalls  in  einem  relativ  frühereu  Stadium  als  bei  anderen 
Völkern,  eine  Rechtsaufzeichnung  hervorgebracht  hat: 

'2.  dass  diese  Rechtsaufzeichnung  volkstümlich  und  ohne 
jene  mächtige  königliche  Ingerenz  erfolgt  ist,  die  wir  bei  anderen 
Völkern  wahrnehmen: 

dass  sie  abseits  von  römisch-christlicher  Beeinflussung 
eut. st  and,  daher  auch  muthmaasslich  rein  fränkisches  Recht 
enthalten  hat,  sich  aber  dennoch  einer  hohen  Autorität  erfreute, 
so  dass  sie  selbst  bei  fortschreitender  Entwicklung  als  Grund- 
lage der  Thätigkeit  Chlodovechs  benützt  wurde: 

4.  dass  Chlodovech  eine  durchgreifende  Revision  und  Er- 
gänzung des  Textes,  theilweise  unter  Zuhilfenahme  fremden 
Rechtes  vollzogen,  das  Geltungsgebiet  des  Rechtsbuches  er- 
weitert, dabei  aber  den  allgemeinen  Rahmen  der  älteren  Auf- 
zeichnung nicht  überschritten ,  es  vielmehr  vorgezogen  hat, 
weitergehende  Neuerungen  der  Praxis  und  späterer  Ausgestal- 
tung zu  überlassen; 

5.  dass  auch  spätere  Könige  diesem  Beispiele  folgten  und 
es  vorzogen,  ihre  Neuerungen  ausserhalb  des  Rechtsbuches  zu 
stellen,  ohne  aber  hiebet  den  Zusammenhang  mit  der  Lex  ganz 
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ausser  Acht  zu  lassen ,  dass  vielmehr  ein  Tlieil  der  neuen 
Normen  dem  Rechtsbuche  angeschlossen  und  förmlich  unter 
dessen  Namen  gestellt  wurde-, 

ti.  dass  aber  gerade  durch  Unterlassung  officieller  Publi- 
cation  und  jeweiliger  Verbesserungen  der  Lex ,  Privat  -Ände- 
rungen nicht  hintangehalten,  sondern  gerade  erleichtert  wurden, 
wodurch  das  Rechtsbuch  in  seiner  allgemeinen  Bedeutung  eine 
Erschütterung  erfahren  musste.  — 

So  wie  die  Lex  Salica  vorliegt ,  ist  dieselbe  trotz  der 
Wandlungen,  die  sie  seit  ihrer  Entstehung,  vor  Allem  zur  Zeit 
Ohlodovechs ,  aber  auch  später  noch,  durchgemacht  hatte,  den- 
noch von  fremden  Einflüssen  so  wenig  berührt,  dass  sie 
unter  den  germanischen  Aufzeichnungen  mit  Recht  einen  Ehren- 
platz einnimmt. 

Dies  betrifft  zunächst  ihren  Gesammtinhalt.  Wir  dürfen 
mit  Rücksicht  auf  das  früher  Erwähnte  annehmen,  dass  trotz 
aller  Aenderungen  und  Ergänzungen  der  Hauptinhalt  bestimmend 
blieb,  so  dass  ganz  neue  Materien  kaum  zur  Behandlung  ge- 
langten und  vielmehr  anderweitiger  Regelung  überlassen  blieben. 
Ein  Blick  genügt,  um  sich  zu  überzeugen,  dass  das  salische 
Rechtsbuch  inhaltlich  hinter  dem  westgothischen  und  burgun- 
dischen, ebenso  hinter  dem  Edict  Rothars  zurückbleibt.  Es  ist 
das  denkbar  einfachste  Rechts-  und  Gerichtsbuch  ausschliesslich 
für  die  Gerichtspraxis  bestimmt.  Dies  äussert  sich  auch  im 
System  der  Lex.  Sie  geht  aus  von  der  Vorladung  und  be- 
handelt dann  nacheinander  alle  möglichen  Gegenstände,  die  in 
einer  Gerichtsversammlung  zur  Sprache  kommen  können,  ent- 
weder weil  es  sich  um  eine  Klage  und  ihre  Consequenzen 
handelt,  oder  weil  das  Rechtsgeschäft  so  wichtig  ist,  dass  es 
nicht  auf  privatem  Wege  erledigt  werden  kann.1)  Nur  Tit.  5» 
erscheint  von  diesem  Standpunkte  befremdend,  obwohl  auch  er 
—  wenigstens  mittelbar  —  in  den  von  der  Lex  festgehalteneu 
Zusammenhang  gehört.  Abgesehen  von  dieser  Richtschnur,  die 
der  Lex  Sal.  schon  in  ältester  Zeit  eigen  sein  konnte,  ist  keine 
Spur  systematischer  Gruppierung  des  Stoffes  wahrzunehmen. 


')  Hichriy  bcurthuüt  (jaudeiizi  l.  c  §  "20  das  .System  der  L.  Sal.  als 
ein  durch  Ideenassociationen  hervorgebrachte». 
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Sie  ist  eine  typische  Aufzeichnung  subjectiven  Rechtes,  insofern 
dasselbe  eines  allgemeinen  Schutzes  bedarf. 

Dieser  System  man  gel ,  der  gegenüber  dem  westgothiseben 
ja  sogar  dem  langobardischen  Rechte  absticht,  sowie  die  ans 
der  ganzen  Anlage  hervorgehende  inhaltliche  Beschränkung 
sind  auch  später  nicht  behoben  worden.  Wir  werden  vielleicht 
nicht  fehlgehen,  wenn  wir  in  diesen  Eigenschaften  eine  der 
Schutzwehren  gegen  durchgreifende  Bethätigung  fremder  Ein- 
flüsse erblicken.  An  und  für  sich  hätten  natürlich  diese  Eigen- 
schaften nicht  genügt,  um  einen  solchen  Erfolg  herbeizuführeu : 
aber  im  Zusammenhange  mit  allen  Umständen ,  welche  die 
Wahrung  fränkischer  Eigenart  gefördert  haben,  trägt  auch 
dieser  Umstand  zum  Schutze  des  alten  fränkischen  Rechtes  vor 
weitgehender  Beeinflussung  durch  fremde  Rechte  bei.  Der 
Boden,  auf  dem  sich  solche  Einflüsse  hätten  festsetzen  können, 
war  hier  zu  sehr  beschränkt  und  die  zur  Behandlung  gelangen- 
den Rechtsfragen  boten  wenig  Anlass  zu  wesentlicher  Beein- 
flussung von  auswärts,  noch  weniger  zu  einer  die  weitere  Ent- 
wicklung bestimmenden  Befruchtung. 

Thatsächlich  ist  der  Einfluss  fremder  Elemente  hier  ge- 
ringer als  anderwärts.  An  Nachwirkung  keltischen  Rechtes 
im  fränkischen  Reiche  ist  bekanntlich  kaum  zu  denken. ')  Be- 
ziehungen zwischen  fränkischem  und  friesische  in  Rechte 
äussern  sich  eigentlich  erst  später,  '-)  sind  daher  für  das  ältere 
Recht  der  Lex  Sal.  und  der  sie  ergänzenden  Capitularien 
gegenstandslos.  Es  ist  anerkannt  und  neuerdings  auch  durch 
die  F  ick  er' sehen  Forschungen  wieder  bewiesen.')  dass  das 
fränkische  Recht  die  wenigsten  fremdrechtlichen  Spuren  auf- 
weist und  der  Beinflussung  durch  ursprünglich  nicht  näher  ver- 
wendete Rechte  am  kräftigsten  widerstand,  was  gewiss  mit 
der  Vorgeschichte  der  Franken  eng  zusammenhängt. 

In  dem  neuen  Reiche  begegnen  die  Franken  dem  westgothi- 
seben, dem  römischen  und  kirchlichen,  sowie  stellenweise  dem  bur- 
gundischen Rechte.  Eine  Einwirkung  des  letzteren  Elementes  ist 


»)  s.  Kicker  in  KrUeiiiolgf  IV.  n*  i 
•)  l.  c.  II.  10. 

»)  i.  c.  n.  i». 
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nicht  zu  constatieren ;  es  hat  die  spätere  Entwicklung  in  einzelnen 
Gebieten  wohl  beeinflusse  ist  aber  dabei  nur  mit  dem  west- 
gothischen  und  im  Einzelnen  auch  mit  dem  römischen  Rechte1) 
in  Collision  getreten,  hat  aber  seine  Wirksamkeit  auf  das  frän- 
kische Recht  nicht  ausgedehnt;2)  es  äussert  seine  Wirkung 
eben  nur  local,  indem  es  von  dem  eigentlich  burgundischen 
Gebiete  auch  auf  das  ehemals  westgothische  übergriff,  wo 
burgundische  Einwanderung,  wenn  auch  nicht  in  hohem  Maasse, 
nachweisbar  ist. 

Für  das  salische  Recht  kommt  bekanntlich  zunächst  der 
Eintluss  des  zeitweise  benachbarten  westgothischen  Rechtes 
in  Betracht.  5)  Dasselbe  konnte  an  und  für  sich  durch  seine 
höhere  Entwicklung  dem  alten  fränkischen  Rechte  zu  wesent- 
lichen Fortschritten  verhelfen,  ihm  überdies,  da  es  bereits  vom 
römischen  afficiert  war.  römisch-rechtliche  Elemente  vermitteln. 
Für  die  Beurtheilung  dieses  Einflusses  ist  eine  Reihe  von  Stellen 
in*s  Auge  zu  fassen: 

L.  Sal.  H  erinnert  an  L.  Burg  1*7:  der  Anklang  ist  aber 
schwach;4)  L.  Sal.  7.  I  und  2  weist  eine  ebensolche  Ver- 
wandtschaft mit  Ii.  Burg.  98  auf;  ')  überraschend  ist,  trotz  ge- 
ringer Aehnlichkeit,  der  Umstand,  dass  in  beiden  Fällen  dieselbe 
Reihenfolge  begegnet,  die  überdies  in  der  L.  Baj.  wiederkehrt, 
woraus  zweifellos  auf  genieinsame  Grundlage  zu  schliessen  ist. 
Die  Reihenfolge  ist  es  auch,  die  für  eine  Beeinflussung  von 
L.  Sal.  8  spricht;  diese  Stelle  kann  mit  L.  Vis.  VIII.  f..  3. 
nicht  unmittelbar  verglichen  werden,  weil  letztere  nicht  mehr 
in  ursprünglicher  Fassung  vorliegt ,  sondern  in  oiner  auf  der 
Antiqua  beruhenden  Überarbeitung;  aber  L.  Baj.  22  befasst 


')  So  z.  H.  hinsichtlich  der  Auffassung  der  falcidischen  t^uart;  h. 
Xeumer  in  Sav.  Ztschr.  IX.  20  ff.  Andererseits  ist  wieder  die  L.  Rom. 
Burg,  durch  das  Breviar  verdrängt  worden;  s.  (Jon rat  1.  c  I.  42.  Burgun- 
ilisehe  Beeinflussung  des  römischen  Hechtes  in  Südgallien  erwähnt  Kicker 
l.  c.  IV.  U4f. 

-)  s.  Kicker  I.e.  521  f.  Des  allgemein  ctilturellcn  Einflusses  des 
burgundischen  Elementes  auf  die  Franken  ist  oben  11.  240.  A.  1.  gedacht 
worden. 

?>)  s.  besonders  Kicker  1.  c  I.  101  ff. 
4j  vgl.  L.  Baj.  20  und  L.  Alain.  7S. 
»)  vgl.  L.  Baj.  21. 
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sich  mit  derselben  Frage.1)  Ii.  Sal.  ■'.  l  und  2  erinnert 
einigermaassen  an  L.  Vis.  VIII.  3.  13  und  Iä:54)  doch  ist  die 
Aebnlichkeit  zwischen  dieser  Stolle  des  westgothischen  Hechtes 
und  L.  Burg.  23  wesentlich  grösser  und  überdies  weicht 
L.  Sal.  '.»  auch  materiell  :)  von  dem  westgothischen  Vorbild  t 
ab.  In  höherem  Grade  lehnt  sich  L.  Sal.  ft.  an  L.  Vis. 
VIII.  3.  14:4)  namentlich  tritt  die  Aehnlichkeit  in  der  Styii- 
sieruug  von  Cod.  2  auf.  L.  Sal.  9.  8  (Cod.  2  *)  erinnert  ziem- 
lich stark  an  L.  Vis.  VIII.  3.  10")  und  L.  B.  27.  4  unu  ö. 
Ci rosse  Selbständigkeit  trägt  dagegen  L.  Sal.  Iii  im  Vergleicht* 
mit  h.  Vis.  VIII.  2.  1.  zur  Schau;  :)  allerdings  scheint  L.  Vis. 
VIII.  2.  1.  stark  modernisiert  zu  sein.  Selbständigen  Eindruck 
macht  auch  L.  Sal.  22  gegenüber  der  L.  Vis.  VIII.  2.  12  7* ) 
L.  Sal.  23  erinnert  an  L.  Vis.  VIII.  4.  I  *)  und  an  L.  Burg-. 
4.  7.  Ebenso  L.  Sal.  27.  1  und  2  an  L.  Vis.  VII.  2.  11:*) 
dennoch  fällt  hier  Verschiedenheit  der  Thatbestände  und  der 
Strafsätze  auf;  insbesondere  tritt  die  Verschiedenheit  hervor, 
wenn  man  diese  Stelle  der  L.  Sal.  mit  L.  Baj.  9.  11  ,")  ver- 
gleicht. Die  zwei  folgenden  Normen,  L.  Sal.  27.  3  und  4 
dagegen  sind  mit  der  gemeinsamen  Vorlage  von  L.  Vis.  VIII. 


')  Ks  tntsteht  also  oiue  Reihenfolge 

L.  Sal.  G  —  L.  Burg,  97  -  L.  Baj.  20 

.     .     7  -   .       .      »*  -  „     .  21 

.,    .    s  —  L.  Vis.  vm.  »  -  „     n  22. 

-')  liier  ruht  L.  Vis.  vielleicht  auf  Euricianischer  tfrandlage ;  s.  Zcuuicr 
(neue  Ausg.  325.  A.  1.) 

')  s.  Brunuer  in  R.  U.  II.  632.  A.  ». 

Die  vorliegende  Fassung,  zwar  als  Antiqua  bezeichnet,  seheint  dm  h 
geäudert  zu  »ein;  s.  Zeumer  1.  c.  327.  A.  .». 

'•)  Diese  Stelle  fehlt  iu  Cod.  1 ;  derselbe  enthält  Aehnliches  in  27. 

tii  Vielleicht  Euricianisches  Recht;  s.  Zeumer  1.  c.  325,  A.  l. 

')  s.  Bruuner  1.  c.  II.  «>5ö  und  Geffcken  in  der  Ausgabe  der  1>.  Sal. 
S.  I2i>  ff. 

7*)  Über  die  Verwandtschaft  dieses  Tit.  mit  dem  westgothischen  Hechte 
s.  Koehue:  D.  Recht  d.  Mühleu,  S.  35  ff.;  derselbe  maeht  überdies  1.  c. 
26  f.  auf  eine  wahrscheinlich  frühe  Anudurung  diese!»  Tit.  aufmerksam. 
s)  vgl.  Zeumer  1.  c.  331.  A.  2. 
•)  vgl.  L.  Borg.  4.  5  und  Ed.  Roth.  W.K 
J,,j  In  Zeumer s  Restitution  s. 
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4.  1  und  L.  Burg.  4.  offenbar  naher  verwandt,  ')  wie  be- 
sonders der  Straffolge  in  L.  Sal.  27.  4  entnommen  werden 
kann.  Interessant  ist  (ler  Vergleich  von  L.  Sal.  27.  b2)  mit 
L.  Vis.  VIII.  h.  10,  welche  Stelle  wir  vorhin  für  den  Ver- 
gleich mit  L.  Sal.  9.  8  (Cod.  2)  herangezogen  haben;  die  Selb- 
ständigkeit des  salischen  Rechtes  ist  auch  hier  grösser  als  die 
der  betreffenden  Bestimmungen  der  L.  Burg.  L.  Sal.  27.  <> 
ist  verwandt  mit  L.  Burg.  25.  l,  wogegen  die  Aehnlichkeit 
mit  h.  Vis.  VIII.  3.  2.  eine  äusserst  schwache  ist:15)  noch 
schwächer  der  Anklang  von  L.  Sal.  27.  12  an  L.  Burg.  27.  7 
und  103.  l.  L.  Sal.  29.  I  halt  Brunn  er4)  für  einiger- 
m nassen  verwandt  mit  L.  Vis.  VI.  4.  3;  da  aber  diese  Stelle 
durch  Chindaswind  offenbar  sehr  modernisiert  ist,  erscheint  die 
Durchführung  eines  Vergleiches  schwer.  L.  Sal.  32.  1.  weist 
hinsichtlich  des  Thatbestandes  eine  Verwandtschaft  mit  L.  Burg. 
22  auf.  L.  Sal.  38.  8  erinnert,  wenn  auch  schwach,  an  L.  Burg. 
73.  3  und  an  L.  Vis.  VIII.  4.  3;  in  demselben  Grade  L.  Sal. 
38.  12  (Cod.  2)  an  L.  Vis.  VIII.  4.  4.:>)  Es  kommen  schliess- 
lich noch  drei  Stellen  •)  der  L.  Sal.  in  Betracht,  nämlich  L.  Sal. 


JJ  Auch  hier  fällt  wieder  die  Reihenfolge  auf: 

L.  Sal.  27.  l  und  2  —  L.  Burg.  4.  5. 
„    27.  3     „    4  —   .       ,      4.  »>. 
-)  .-.  oben  Anni.  5. 
:s)  vgl.  L.  Baj.  i>.  12. 
*j  1.  c.  I.  295.  A.  17. 

5>  Hier  ist  auch  die  Reihenfolge  überraschend,  obwohl  durchaus  nicht 
«massgebend ;  denn  es  liegen  zwar  zwei  unmittelbar  aufeinander  folgende 
Stellen  der  L.  Vis.  vor,  aber  die  entsprechenden  Stellen  der  Tj.  Sal.  ge- 
hören verschiedenen  Textformen  au. 

")  Ausser  den  im  Texte  angeführten  und  den  drei  noch  zu  besprechen- 
den Stelleu  ist  Tit.  2(>  zu  erwähnen,  weil  Taraassia  (Nozze  Polacco- 
Luzatto,  p.  IG  ff.  hier  einen  Zusammenhang  mit  L.  Vis.  V.  7.  2  annehmen 
zu  sollen  glaubte.  Der  italienische  Gelehrte  unterschätzte  offenbar  bei  dem 
Vergleiche  zwischen  k  K.  Vis.  C.  Th.  IV.  9.  1.  L.  Vis.  V.  72  und  L.  Sal.  2ti 
die  wichtigen  Unterschiede:  der  L.  Vis.  ist  mit  L.  R.  Vis.  die  Uugiltigkeit 
der  Freilassung  gemeinsam,  doch  fehlt  die  umnumissio  ante  principem 
L.  Sal.  gibt  im  Gegensatze  zu  ihrem  vermeintlichen  Vorbilde  die  Giltigkeit 
der  Freilassung  zu  und  spricht  von  einer  Freilassung  ante  regem.  Der 
lluterschied  in  den  Rechtsfolgen  und  im  Thatbestande  schliesst  wohl  die 
Aunahme  einer  Kntlehnnug  aus;  mau  darf  auch  die  in  westgothischen 
Formeln  vorkommenden  ."»  uuuimi  nicht  heranziehen;  denn  dort  wird  das 
Geld  angenommen,  b»*im  Schatzwnrf  der  L  Sal.  dagegen  abgewiesen. 
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M9,  42.  5  und  44,  die  jedoch  wegen  ihrer  speciellen  Bedeutung 
in  anderem  Znsammenhange  gewürdigt  werden  müssen. 

Die  Durchführung  eines  genauen  Vergleiches  zwischen  den 
in  Frage  kommenden  Stellen  der  Lex  Sal.  und  des  west- 
gothischen  Rechtes  muss  selbstverständlich  auf  Grund  der  vor- 
handenen Texte  als  unmöglich  bezeichnet  werden,  da  weder  das 
alte  westgothische  Recht,  noch  die  älteste  Form  des  salischeu 
Rechtes  vorliegen,  während  für  einen  solchen  Vergleich  mit 
den  langobardischen  Edicten  wenigstens  die  letzteren  in  zuver- 
lässiger Weise  herangezogen  werden  können.  Diese  Schwierig- 
keit wird  theil weise  dadurch  vermindert,  dass  wir  bemerken 
können,  dass  die  überwiegende  Anzahl  der  westgothisch  beein- 
flussten  Stellen  der  Lex  Salica  dem  I.  Text  derselben  angehört: 
es  ist  kein  Grund  anzunehmen,  dass  diese  Stellen  durch  Ab- 
schreiber oder  auf  andere  Weise  eine  eingehende  Aenderung 
erfahren  hätten;  trotzdem  ist  die  Quellenlage  in  diesem  Falle 
eine  wesentlich  unbequemere  als  für  den  Vorgleich  des  lango- 
bardischen und  westgotliischcn  Rechtes. 

Dennoch  ist  selbst  aus  diesem  unter  so  erschwerenden 
Einstanden  durchgeführten  Vergleiche  zu  entnehmen,  dass  der 
Beeinflussung  des  salischeu  Rechtes  durch  das  westgothische 
vorwiegend  Enricianisches  Recht  zu  Grunde  liegt.  Im  Ganzen 
ist  aber  die  Beeinflussung  eine  viel  geringere  als  man  mit 
Rücksicht  auf  die  gesammte  Situation  anzunehmen  geneigt  sein 
könnte.  Denn  es  ist  zu  bemerken,  dass  die  Notwendigkeit 
oder  Nützlichkeit  der  Heranziehung  fremder  Vorlagen  hier  an 
und  für  sich  in  höherem  Grade  vorlag  als  z.  B.  bei  den  Lango- 
barden, die  erst  lange  Zeit  nach  der  Eroberung  Italiens  zur 
Aufzeichnung  schritten,  dennoch  aber  westgothisches  Recht  in 
zahlreicheren  Fällen  benutzten  als  die  Franken.  Hauptsächlich 
entlehnt  erscheint  dasjenige,  was  im  VIII.  Buche  der  L.  Vis. 
Aufnahme  fand,  was  mit  Rücksicht  auf  die  von  Zeumer1)  be- 
leuchtete Stellung  dieses  Buches  hervorgehoben  werden  muss. 
Betrachtet  man  die  Materien,  für  welche  westgothische  Ein- 
flüsse in  Betracht  kommen,  so  findet  mau,  dass  gerade  in  den 
wichtigsten  Fragen  die  Lex  Salica  selbständig  vorgeht  und  nur 

»)  Neue»  Arch.  XXIII.  4«JO. 
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für  weniger  wichtige  der  westgothischen  Vorlage  folgt.  Man 
sieht  schliesslich,  dass  in  keinem  Falle  die  Beeinflussung  von 
inhaltlicher  Bedeutung  ist,  denn  man  findet  keine  Bestimmung, 
bei  der  man  sagen  müsste,  dass  die  Franken  sie  ohne  west- 
gothisches  Beispiel  nicht  hätten  fassen  können.  Es  liegt  tech- 
nische, aber  nicht  juristische  Anlehnung  vor  und  man 
findet  die  von  B  r  u  n  n  e  r  ')  ausgesprochene  Ansicht  bestätigt, 
wonach  Eurich's  Gesetze  bei  der  Abfassung  —  richtiger  gesagt 
bei  der  Chlodovech'schen  Revision  —  der  L.  Sal.  in  der  Weise 
benutzt  wurden,  dass  man  im  Anschlüsse  an  die  gothische  Vor- 
lage die  betrettende  fränkische  Rechtsansicht  niederschrieb. 
Schon  früher-)  ist  erwähnt  worden,  dass  man  sich  dabei  eine 
sehr  auffallende  Beschränkung  auferlegte,  indem  man  wichtige, 
von  Eurich  behandelte  Fragen,  die  aber  offenbar  in  der  älteren 
Lex  Sal.  nicht  berührt  waren,  auch  jetzt  nicht  berücksichtigte. 
Man  kann  angesichts  dieser  Wahrnehmungen  sagen,  dass  das 
fränkische  Recht  in  dem  Augenblicke,  wo  es  mit  dem  west- 
gothischen zusammenstiess ,  bereits  zu  hoher  Reife  gediehen 
war  und  dass  es  eine  Resistenzlähigkeit  zeigte,  die  sogar  über 
die  des  langubardischen  Rechtes  hinausging.  Dies  ist  desto 
auffallender,  als  gerade  das  westgothische  Recht  in  Gallien  eine 
hervorragende  Stellung  einnahm  und  besondere  für  die  Kirche 
und  die  Römer  dieses  Landes  die  westgothischen  Rechtsquellen 
massgebend  geblieben  waren.  Nicht  nur  das  Breviar,  sondern 
auch  das  westgothische  Recht  war  der  Kirche  geläufig,  denn 
es  erscheint  sogar  bei  Benedictus  Levita,  und  J'seudo- Isidor, 
benutzt  '•)  ebenso  für  die  fränkischen  Synoden  verwendbar  *)  und 
noch  in  der  Praxis  des  VIII.  und  IX.  Jahrh.  eoneurriert  es  in 
Südgallien  erfolgreich  mit  dem  römischen  Recht. •"•)  Man  könnte 


')  I.  c.  I.  301. 

*)  s.  oben  S.  26  ff. 

n)  s  Conrat  I.  c.  300,  306. 

')  s.  Häuel  iu  L.  Rom.  Vis.  465  uud  hiezu  Co  u  rat  1.  c.  I.  7.  A.  4 
und  20.  Ueber  das  Conci!  von  Eauze  s.  in  diesem  Werke  II.  294.  A.  4. 
—  I>ass  der  erhöhte  Schutz  der  Geistlichkeit  im  fränkischen  Reiche  auf 
westgothischen  Einflus«  zuriickznführeu  ist,  hat  Dahn  I.  c.  VIII.  V.  236 
bemerkt.  —  Auch  die  Epit.  Lugdun.  benutzte  westgothischen  Recht;  vgl. 
oben  II.  Theil,  8.  336. 

a)  ».  Brunner  I.  c.  I.  2«2.  A.  24. 
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also  auf  Grund  dieser  Stellung  des  westgothischen  Rechtes  einen 
viel  weiter  gehenden  Einfluss  desselben,  namentlich  zur  Zeit 
Chlodovech's  vermuthen  und  es  gewinnt  das  besprochene  Ergebnis 
von  diesem  Standpunkt  eine  desto  grössere  Bedeutung. 

Ebenso  wichtig  ist  der  Umstand,  dass  der  westgothische 
Einfluss  zu  keiner  erheblichen  Romanisierung  des  fränkischen 
Rechtes  führte.  Während  das  westgothische  Recht  dem  lango- 
bardischen  zweifellos  römische  Elemente  vermittelte, ')  kommen 
in  dieser  Hinsicht  höchstens  drei  Stellen  der  Lex  Salica  in 
Betracht,  nämlich  Tit.  39,  42.  5  und  44,  also  diejenigen  drei 
Stellen,  die  wir  bei  Besprechung  der  Verwandtschaft  zwischen 
westgothischem  und  salischem  Rechte  zunächst  unberücksichtigt 
Hessen. 

Am  wenigsten  fallt  L.  Sal.  42.  ,r>  ins  Gewicht.  Tamassia-i 
hat  sich  hier  für  eine  Anlehnung  an  L.  R.  Vis.  Paul.  V.  3, 
§  3  ausgesprochen;  man  könnte  überdies  an  eine  Verwandtschaft 
mit  eigentlichem  Westgothenrecht,  nämlich  mit  L.  Vis.  VIII  !. 
3 — 6  denken;  aber  beide  Verwandtschaften  erscheinen  so  schwach, 
dass  man  sie  —  selbst  wenn  man  sie  gelten  lässt  —  als  ganz 
unwesentliche  bezeichnen  mnss. 

Für  Tit.  39  hat  Hartmann :i)  römischrechtliche  Beein- 
flussung angenommen  und  eine  Verwandtschaft,  mit  L.  Vis.  VII. 
3.  2  und  3  abgelehnt.  So  sehr  wir  der  gesammten  Behandlung 
dieses  Titels  durch  den  genannten  Forscher  beipflichten,  müssen 
wir  doch  betonen,  dass  es  ihm  nicht  gelungen  ist,  eine  bestimmte 
römischrechtliche  Norm  namhaft  zu  machen,  auf  die  Tit.  39 
der  L.  Sal.  zurückgeführt  werden  könnte.  Es  muss  dagegen 
hervorgehoben  werden,  dass  L.  Vis.  VII.  3.  3,  trotz  der  durch 
Chindaswind  vollzogenen  Modificierung,  auffallende  Aehnlichkeit 
mit  L.  Sal.  39  aufweist;  auch  sie  wendet  das  Wort  „sollicitare". 
allerdings  in  anderem  Sinne,  an  und  die  Strafe  ist  dieselbe  wie 
in  L.  Sal.  39.  2.  Somit  ist  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  anzu- 
nehmen, dass  der  sich  hier  äussernde  römische  Einfluss  that- 
sächlich  auf  westgothische  Vermittlung  zurückgeht. 


'}  s.  oben  II.  105.  A.  I. 
•)  Fonti  dell'  Editto  44. 
J)  In  Forsch,  z  deutsch.  Goseh.  XVI.  r.n. 
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L.  Sa).  44  beruht,  wie  Brunner')  nachgewiesen  hat,  auf 
einem  Gedankengange,  den  man  auch  anderwärts  findet,  nämlich 
auf  der  Absicht,  die  Wiederverheiratung  der  Witwe  von  dem 
Eigennütze  derjenigen ,  die  an  ihrem  Vermögen  interessiert 
wären,  unabhängig  zu  machen.  Die  hiefür  gefundene  Lösung 
weicht  von  den  ahnlichen  Lösungen  germanischer  Rechte  ab 
und  lehnt  sich  an  C.  Th.  III.  7.  1  und  die  dazu  gehörige  Inter- 
pretation an.  Wir  hätten  es  also  mit  einer  durch  westgothische 
Vermittlung  bewirkten  röinischrechtlichen  Beeinflussung  der 
L.  Sal.  zu  thun. 

Betrachten  wir  aber  die  Ausgestaltung  in  dem  einen  und 
in  dem  anderen  Falle ,  dann  können  wir  Unterschiede  wahr- 
nehmen, die  zweifellos  beweisen,  dass  das  salische  Recht,  selbst 
in  diesem  Falle,  der  fremden  Führung  durchaus  nicht  blind 
folgt.  Während  das  römisch- westgothische  Vorbild  nur  minder- 
jährige Witwen  schützt,  fasst  L.  Sal.  44  alle  Witwen  ins  Auge; 
das  römische  Vorbild  weist  den  Richter  an,  den  Rath  der  nicht- 
erbenden  Verwandten  zu  hören  und  im  Notfalle  zu  entscheiden. 
L  Sal.  44  dagegen  bestimmt  ganz  selbständig,  dass  der  Richter 
uicht  zu  entscheiden ,  sondern  die  formelle  Ueberwachung  zu 
führen  hat:  und  auch  die  zum  Empfauge  des  Reifgeldes  be- 
rechtigten Verwandten  haben  nicht  zu  rathen,  sondern  nur  das 
Geld  zu  empfangen. 

Es  ist  somit  festzustellen,  dass  ebenso  wie  der  west- 
gothische Einfluss  im  allgemeinen  —  auch  der  durch  west- 
gothische Vermittlung  eindringende  Einfluss  des  römischen 
Rechtes  die  Widerstandskraft  des  salischen  Rechtes  nicht  zu 
brechen  vermochte  und  zu  keiner  blinden  Unterwerfung,  sondern 
zu  selbständiger  Lösung  der  betreffenden  Fragen  führte.  In 
anderem  Znsammenhange  2)  haben  wir  die  Vermuthung  ausge- 
sprochen, dass  Tit.  :w  und  44  zu  den  drei  von  Chlodovech 
speciell  eingeschalteten  gehören.  Trifft  diese  Vermuthung  zu, 
dann  erscheint  der  fremdrechtliche  Einfluss  in  diesen  zwei 
Titeln  noch  weniger  auffällig;  aber  auch  ohne  diese  Erklärung 
vermag  er  an  dem  Gesammteindrucke  der  Lex  Sal.  nichts  zu 
ändern. 

•)  Berl.  Sitz.-Ber.  1894.  S  is»4ff. 
*)  §.  oben  Anna,  s  zu  8.  St». 
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Selbstverständlich  bringt  schon  die  Benützung  der  latei- 
nischen Sprache  äusserliche  Romanisierung  des  fränkischen 
Rechtes  mit  sich,  die  man  aber  natürlich  nicht  überschätzen 
darf,  da  es  sich  doch  vor  Allem  lediglieh  um  die  Ausdrucks- 
weise handelt.  So  hat  schon  (iierke1)  betont,  dass  „Fiscus" 
in  den  germanischen  Volksrechten  nicht  in  römischem  Sinne 
angewendet  wird,  vielmehr  Königsgut  bedeutet.  Dagegen  hat 
Brunner2)  die  salische  Bezeichnung  „fides  facta"  auf  den  für 
die  römische  Stipulation  üblichen  Sprachgebrauch  zurückführen 
zu  sollen  geglaubt  und  Tamassia  )  hat  diese  Ansicht  in  ein- 
gehender Weise  unter  Heranziehung  reichen  Materials  weiter 
ausgeführt.  Dennoch  glauben  wir  mit  Es  mein4)  auch  liier 
nur  eine  lateinische  Bezeichnung  des  dem  fränkischen  Rechte 
angehörenden  Begriffes  annehmen  zu  dürfen. 

Die  in  den  späteren  Texten  vorkommenden  Zusätze  weisen 
ebenfalls  eine  Reihe  von  Ausdrücken  auf,  die  von  römischi  echt- 
lieher  Beeinflussung  zeugen;  durchgreifender  Einfluss  ist  aber 
nirgends  zu  bemerken.  L-  Sal.  9.  7  n.  8 :')  (Cod.  2  beziehungs- 
weise «  und  7  in  Codd.  3  und  4 )  spricht  von  damnum  estiinatum 
und  Tardif  •)  denkt  hier  an  L.  R.  Vis.  Sent.  Pauli  I.  15.  §  1. 
Die  Aehnlichkeit  ist  sehr  geringfügig  7)  und  sachlich  fehlt  jeder 
Grund,  an  römischrechtlichen  Einfluss  zu  denken.  Die  Be- 
stimmung L.  Sal.  13.  11  (in  den  Hss.  der  zweiten  Familie) 
beruht,  wie  v.  Savignj ■*)  und  Conrat*)  bemerkt  haben,  auf 
der  Interpretation  zur  Breviarstelle  C.  Th.  III.  12.  3.  Doch 
hat  Brissaud10)  wahrscheinlich  gemacht,  dass  die  L.  Sal.  in 

')  Oenoss.  R.  II.  r»65  ff. 

«)  R.  (j.  d.  Irk.  I.  222.  A.  9. 

')  „Fidem  facerc*  in  Arch.  giurid.  Filippo  Xerafint.  Hd.  XI.  Heft  _» 
(i»»s  >. 

*)  Nouv.  Rev.  bist,  de  dr.  fr.  et  etr.  VI.  :i9  f. 

*)  Auf  die  allerdings  schwache  Verwandtschaft  zwischen  L  Sal.  '.».  s 
und  L.  Vis.  VIII.  ».  10  ist  oben  S.  ."»»  hingewiesen  worden. 
«)  l.  c.  157. 

; )  Darauf  hat  schon  B  r  i  s  s  a  u  d  .  La  toi  salique  ot  le  droit  rouiaiti 
(Mein,  de  l'Acad.  des  science9  de  Toulouse  IX  ser.  t.  III  2l.t.)  hingewiesen 
und  besonders  die  inhaltliche  Verschiedenheit  betont. 

B)  1.  c.  II.  9fi. 

*)  1.  c.  1.  2. 
>»)  1.  c.  212. 
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diesem  Falle  ihren  römischen  Inhalt  kirchlicher  Beeinflussung 
verdankt  und  auf  die  Beschlüsse  des  II.  Concils  von  Tours 
(567)  verwiesen.1)  In  L.  Sal.  40.  10  (Cod.  2)  kommt  qua- 
druplum  vor,  auf  dessen  Bedeutung  So  hm-)  aufmerksam  ge- 
macht hat;  wir  haben  erwähnt, *)  dass  in  diesem  Falle  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  ein  Urtheil  vorliegt,  so  dass  wir  es 
mit  einer  Specialentscheidung  zu  thun  hätten. 4)  Die  Bestrafung 
der  Grabschändung  und  des  Kirchenfrevels  in  L.  Sal.  55.  f» 
und  7  (Hss.  der  zweiten  Familie)  beruht  zweifellos  auf  kirchlich- 
römischer Einwirkung. %)  Im  Herold'schen  Text  51».  5  erscheint 
die  Ausdrucks  weise  „non  per  Stirpes,  sed  per  capita"  römisch: 
sie  ist  desto  überraschender,  weil  im  Decr.  Childeberti  II  (595 ) 
c.  l  dieser  Begriff  noch  umschrieben  werden  innsstc.")  Das 
ist  aber  auch  alles.  —  Wenn  wir  nun  von  der  mehr  als  frag- 
lichen Beeinflussung  in  Tit.  9  absehen,  bleiben  unter  den  spä- 
teren Zusätzen  im  Ganzen  vier  Stellen,  von  denen  zwei  eher 
unter  kirchlichem  als  römischem  Einflüsse  stehen, :)  eine  offenbar 
auf  einem  vielleicht  in  romanischer  Gegend  gefällten  Urtheile 
beruht  und  eine  nur  stylistische  Beeinflussung  aufweist.  Wenn 
wir  bedenken,  dass  eine  Anzahl  von  Handschriften  der  L.  Sal. 
in  romanischen  Gegenden  entstanden  ist 8)  und  dass  das  Rechts- 
buch auch  in  kirchlichen  Kreisen  benätzt  wurde,  erscheint  dieser 
ganze  romanistische  Nachschub  so  geringfügig,  dass  er  gerechter- 
weise gar  nicht  in  die  Wagschale  fallt.") 

')  vgl.  E.  Mayer:  Z.  Knut.  d.  Lex  Rih.  82.  Anm. 
*)  R.  q.  G.  Verf.  I.  22«.  A.  ho. 
3)  s.  oben  S.  34.  A.  2. 

*)  E.  Kay  er  1.  c.  54  vorsticht,  eine  andern  Lösung  zu  linden,  die 
ither  nicht  stichhaltig  ist;  mau  kann  an  die  Regelung  der  Dilatura  hier 
schon  deshalb  nicht  denken,  weil  ohnehin  für  die  Dilatura  gesorgt  ist. 

•>)  vgl.  Brunne r    R.  (4.  I.  ;ioo.  A.  40. 

•)  8.  Hartmann  1.  c.  tu 2.  A.  2.  —  Trotzdem  ist  aber  der  Iuhalt 
der  Bestimmung  des  Herold'schen  Textes  germanisch;  Tit.  r»i»  geht  hier, 
wie  Do  Uz  ig  ff),  dtsche.  Grunderbrecht  74)  mit  Recht  bemerkt,  von  der 
Voraussetzung  der  germanischen  Ueaammthand  aus. 

7)  Tit.  18.  u  und  6ft.  6  und  7. 

»)  s.  Kaufmann  1.  c.  XI.  tili»,  Brunner  1.  c.  f.  2i».l.  A.  fi. 

")  Die  von  Tardif  I.  c.  157  ff.  hervorgehobeneu  Aualogieen  zwischen 
altröinischetn  Rechte  und  der  L.  Sal.  gehören  in  den  Bereich  der  vergleichen- 
den Rechtswissenschaft  indoeuropäischer  Völker;  es  ist  geradeso  unglaublich, 
dass  der  genannte  Forscher  hiereinen  directen  Zusammenhang  annehmen  konnte. 
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Dem  Angeführten  ist  zu  entnehmen,  dass  der  römiseh-r«  <  ht- 
liche  Einfluss,  der  Uberhaupt  und  sogar  in  den  späteren  Texten 
sehr  gering  ist,  da,  wo  er  einigennaassen  erheblicher  erscheint, 
auf  westgothischer  oder  kirchlicher  Vermittlung  beruht.  Die 
letztere  kann  in  2  Fällen  ganz  bestimmt  behauptet,  in  einigen 
anderen  »)  mit  Wahrscheinlichkeit  angenommen  werden. 

Directer  römischer  Einfluss  fehlt:  er  könnte  höchstens  in 
Tit.  89  constatiert  werden  und  sogar  in  den  späteren  Texten, 
selbst  in  denjenigen,  die  in  römischer  Umgebung  entstanden, 
ist  es  —  etwa  mit  Ausnahme  des  Tit.  40  —  eigentlich  nur 
zur  Beeinflussung  der  Ausdrucksweise  gekommen.  An  diesem 
Eindruck  festhaltend,  müssen  wir  aber  doch  sofort  darauf  hin- 
weisen, dass  auch  dieses  im  Vergleiche  mit  manchen  andern 
germanischen  Rechtsaufzeichnungen  überraschende  Ergebnis,  zum 
grossen  Theile  in  der  inhaltlichen  Beschränkung  der  L.  Sal. 
seine  Erklärung  findet.  Denn  wie  erwähnt,  bot  der  durch  die 
Lex  behandelte  Stoff  wenig  Gelegenheit  zu  fremder  Beein- 
flussung, von  welcher  Seite  sie  auch  immer  stammen  mochte. 
Es  mag  die  geringe  Holle,  die  die  fremden  Einflüsse  hier  spielten, 
aus  diesem  Grunde  an  und  für  sich  weniger  auffallend  erscheinen, 
doch  muss  man  andererseits  den  Umstand  hervorheben,  dass  es 
trotz  der  Berührung  mit  westgothischen  und  kirchlich-römischen 
Elementen  dennoch  zu  keiner  Ausgestaltung  und  Bereicherung 
dieses  preeären  Inhaltes  kam  und  muss  eben  darin  einen  voll- 
giltigen  Beweis  für  die  Resistenzfähigkeit  des  salischen  Rechtes 
erblicken.  — 


Wir  gehen  zu  den  Capitularien  über.  Hier  hatte  das 
Königtum  doch  freiere  Hand.  War  es  unmöglich  oder  unthuu- 
lich,  anlässlich  der  Chlodovech'schen  Revision  den  Inhalt  der 
Lex  auszudehnen  und  fremden  Einflüssen  bedeutenden  Spielraum 
zu  geben,  so  boten  ja  gerade  die  Capitularien,  die  der  not- 
wendigen Rechtsentwicklung  Ausdruck  verleihen  sollten,  den 
besten  An lass  für  die  Verwendung  fremder  Vorlagen:  als  solche 


')  So  namentlich  für  Tit.  44,  weil  die  Kirche  »ich  für  die  Freiheit  der 
Ebexchliessung  interessieren  nuis"te. 
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aber  kamen  natürlich  wieder  das  westgothisehe  uud  römische 
Recht  in  Frage. 

Prüfen  wir  zunächst  die  Merowingischen  Capitularien, !) 
so  sind  folgende  Stellen  in  Betracht  zu  ziehen: 

Cäpit.  I.  c.  52)  ist  mit  L.  Vis.  III.  22  (Ant.)  und  auch 
mit  L.  R.  V.  C.  Th.  IX.  6  verwandt.  Eingehender  Vergleich 
lehrt,  dass  man  sich  eher  für  die  Verwandtschaft  der  fränki- 
schen Bestimmung  mit  der  westgothischen  als  mit  der  Breviar- 
stelle  auszusprechen  hätte,  was  übrigens  insofern  nebensächlich 
erscheint,  als  auch  die  betreffende  Stelle  der  L.  Vis.  schon 
römischen  Einfluss  aufweist.  *)  C  a  p  i  t.  I.  c.  6  lehnt  sich  an 
L.  Vis.  III.  3.  4  (Ant.)  an,  welche  Bestimmung  ebenfalls 
römischen  Einfluss  aufweist;  die  Selbständigkeit  der  fränkischen 
Auffassung  ist  jedoch  in  dem  Strafsatze  ersichtlich.  Die  beiden 
folgenden  cc.  7  und  8  beruhen  theilweise  auf  L.  Eur.  321, 
theilweise  auf  römischem  Vulgarrecht.  Die  fremde  Beeinflussung 
ist  in  diesem  Falle  eine  sehr  beträchtliche,  doch  treten  auch 

»)  Unter  diesen  Begriff  fallen  aach  die  Zusätze  zur  L.  Sal.  Ein 
sicheres  Kriterium  igt  allerdinge  nicht  zu  finden;  denn  es  sind  einerseits 
schon  in  der  Lex  Zusätze  verarbeitet,  die  späterer  königlicher  Gesetzgebung 
ihre  Entstehung  verdanken  und  andererseits  ist  es  nicht  ausgeschlossen, 
dass  unter  deu  ausserhalb  der  Lex  stehenden  Zusätzen  Normen  vorkommen, 
die  nicht  auf  königlicher  Gesetzgebung,  sondern  auf  Urtheilen  beruhen.  - 
Die  Reihenfolge  dieser  Zusätze  steht  bekanntlich  auch  nicht  fest;  s. 
Sehröder  in  Sav.  Ztschr.  II.  39  f.,  R.  G.*  286.  A.  9,  Hartmann  1.  e. 
«09,  Geffcken  in  Vorr.  zu  seiner  Ausg..  8.  X.  Insbesondere  hat  Brunuer 
(Rerl.  Sitz.-Ber.  1894,  8.  569)  die  cc.  6—8  des  sog.  Capit.  I  von  dem  ersten 
und  dritten  Theile  desselben  getrennt,  so  dass  man  es  in  diesem  Falle  mit 
mehreren  verschiedenen  Gesetzen  zu  thun  hätte,  deren  ursprüngliche  «estalt 
unbekannt  wäre.  Sehr  wahrscheinlich  hat  Brunner  1.  c.  gemacht,  dass 
diese  Capitel  einem  neustriseben  Gebiete  gegolten  und  zur  Regelung  der 
Ehen  der  dort  wohnenden  Salier  mit  Römerinnen  bestimmt  waren.  Ob  sie 
deshalb  erst  in  die  Zeit  nach  Chlodovech  zu  Betzen  seien,  ist  aber  vielleicht 
doch  fraglich,  denn  schon  dieser  König  hat  mit  der  Existenz  der  Römer 
gerechnet  und  es  ist  ganz  gut  anzunehmen,  dass  er  auch  speciell  für  go 
mischte  Ehen  Normen  erliess.  Die  ebenfalls  von  B  r  u  n  n  e  r  (1.  c.  1294  ff.) 
beleuchtete  innere  Verwandtschaft  dieser  Capitel  mit  L.  Sal.  44  kommt 
auch  in  Betracht. 

a)  Wir  halten  trotz  der  Brun  ner  'sehen  Ausführungen  an  der  üblichen 
Hezeichnung  fest,  weil  sie  in  den  meiston  Ausgaben  verbreitet  ist. 
3)  s.  Brunner:  R.  U.  II  »i«y.  A.  27. 
v.  Halb  an,  Röm.  Recht  in  den  gorm.  Volksstaaten.   III.  4 


I 
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wesentliche  Unterschiede  hervor,  die  eine  selbständige  Um- 
bildung ersichtlich  machen.  Brunn  er1)  bemerkt  mit  Recht, 
dass  c.  7  den  Zweck  verfolgt,  „die  salische  Herausgabe  des 
Federwat  mit  dem  römischen  Grundsatze  der  Halbtheilung  da- 
durch in  Einklang  zu  bringen,  dass  die  der  Witwe  verbleibende 
Dos  um  den  durchschnittlichen  Wert  des  Federwat  vermehrt, 
der  Halbtheil  auf  2/„  der  Dos  erhöht  wurde.-  Eine  demselben 
Gedankengange  entsprechende  Umbildung  liegt  in  c.  s  vor 
Man  sieht  femer,  dass  die  Iiier  vorliegenden  Bestimmungen 
nicht  so  weit  gehen  wie  Ed.  Chilper.  c.  5,  in  welchem  erst  der 
Abschluss  dieser  Frage  erfolgt.  Ueberdit-s  schwächt  der  Um- 
stand, dass  dieses  Capitulare,  wie  erwähnt,4)  für  die  auf  roma- 
nischem Boden  lebenden  Salier  erlassen  war,  vor  allem  aber 
die  Erwägung,  dass  es  nur  dispositives  Recht  enthielt,  welches 
durch  entsprechende  Verabredungen  jeweils  geändert  werden 
konnte,  die  Bedeutung  der  hier  vorliegenden  Anlehnung  an 
römisches  Recht  ab.  Aus  den  von  Brunn  er  {)  angeführten 
Formeln  ist  die  häufig  abweichende  Praxis  zu  ersehen. 

Ed.  0  h  i  1  p e r i c i  c.  5  führt  das  soeben  besprochene  zu 
Ende,  lehnt  sich  also  in  noch  höherem  Grade  an  das  römische 
Vulgarrecht  an.  Es  findet  insbesondere  die  vulgarrechtliche 
Ausdehnung  der  Grundsätze  über  die  Theilung  der  Dos  auf  die 
„donatio  ante  nuptias,  in  dotem  redacta"  sehr  scharfen  Aus- 
druck. Aber  auch  dieses  Capitulare  ist  für  Neustrien  erlassen 
und  enthält  ebenfalls  dispositives  Recht. 

Die  Decr.  Childeb.  IL  behandelt  in  c.  1  das  Repräsen- 
tationsrecht und  Tardif  *)  denkt  an  Entlehuung  aus  h.  R.  Vis. 
Gai.  II.  8.  §  2,  was  aber  näherer  Betrachtung  nicht  Stand 
hält,  obwohl  man  aus  allgemeinen  Gründen  fremde  Einwirkung 
annehmbar  finden  darf.  C.  2  desselben  Capitulars  steht  that- 
sächlich  unter  dem  Einflüsse  von  L.  R.  Vis.  C.  Th.  III.  12. 
2—4,  der  hier  kirchlichem  Interesse  entsprach.  Fremde  Be- 
einflussung lässt  auch  die  Unterscheidung  der  Thatbestäude,  die 
vor  oder  nach  Erlassung  des  Gesetzes  sich  ereigneten,  an- 


I.  c  »•;•». 

-I  >.  ohei)  S.  VJ.  A  I 
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nehmen. »)  Die  Behandlung  der  Verjährung  in  c.  3  mag  an 
L.  R.  Vis.  (J.  Th.  IV.  12.  1  und  2,  sowie  13,  ferner  an  L.  R. 
Vis.  Nov.  Valent.  VIII  stark  erinnern,  was  uns  aber  nicht 
hindern  darf,  auch  die  Unterschiede  zu  berücksichtigen.*) 

Praeceptio  Chlotharii  II  fordert  in  der  Einleitung 
zu  einem  Vergleiche  mit  L.  R.  Vis.  Nov.  Valent.  VIII  her- 
aus:3) c.  2  derselben  erinnert  an  L.  R.  Vis.  C.  Th.  I.  2.  1; 
in  beiden  Fällen  handelt  es  sich  natürlich  um  Stylistisches. 
C.  :»  weist  einen  ganz  vagen  Anklang  an  L.  R.  Vis.  Paul.  V. 
5.  §  i»  auf.  C.  4  erinnert  schon  besser  an  Praef.  ad  Gundob. 
c.  7.  Cc.  5  und  »  weisen  ebenfalls  eine  wesentliche  Aehnlich- 
keit  mit  L.  R.  Vis.  C.  Th.  I.  2.  4  auf.  0.  6  geht  auf  kirch- 
lichen Einfluss  zurück,  ohne  auf  einer  bestimmten  Stelle  zu 
fassen :  kirchlichen  Character  haben  auch  c.  7  4)  und  c.  8,  ebenso 
cc.  10,  11  und  12.  Zweifellos  muss  mau  in  c.  13  neben  römi- 
schem Einflösse  au  kirchlichen  denken,  ja  sogar  den  letzteren 
in  den  Vordergrund  treten  lassen;5)  denn  ein  Vergleich  mit  L. 
R.  Vis.  C.  Th.  IV.  13.  1  uod  Paul.  V.  24.  iuterpr.  lehrt,  dass 
das  Oapitulare  von  dem  römischen  Vorbilde  abweicht  und 
Löning  hat  mit  Recht  hervorgehoben,6)  dass  die  Kirche  an 
dieser  Aenderung  iuteressiert  war.  —  Die  Praeceptio  Cblothars 
IL  ist  ein  römisch-kirchliches  Gesetz,7)  das,  kirchlichen  Inter- 
essen Rechnung  tragend,  gleichzeitig  den  Bestand  des  römischen 
Rechtes  wahrte.  Der  fremdrechtliche  Einfluss,  der  hier  auf 
Schritt  und  Tritt  begegnet,  darf  also  weder  überraschen,  noch 
verallgemeinert  werden.  Betrachten  wir  überdies  das  Ueber- 
gewicht  des  kirchlichen  Rechtes  über  das  römische,  so  gelangen 
wir  zur  üeberzeugung,  dass  selbst  dieses  Capitular  der  Annahme 


')  s.  A'folter:  Gesch.  d.  intertemporalen  Privatrechtes  I,  120. 

a>  s.  v.  Savigny  I.  c  IT.  97  ff.  und  Dahn  1.  c.  VTII.  III.  8.  A.  4. 
C  4  «Jos».  Capit.  soll  nach  Brunner  (s.  obeu  S.  49.  A.  3)  römischen  Ein- 
fluss aufweisen. 

J)  s.  Liining  1.  c.  II.  287.  A.  3. 

*)  vgl.  nebst  L.  R.  Vis.  C.  Th.  III.  10.  1  auch  Conc.  Orleans  IV.  c.  22. 
*)  ».  v.  Savigny  1.  c.  11.97.  A.  c;  Löning  1.  c  II.  287.  A.  3; 
Dahn  1.  c  VII.  HI.  290;  Boretius  in  der  Capitt.  Ausg.  I.  19.  A.  7. 
•)  1.  c  295. 

'  s.  Buretius;  Beitr.  z.  Oapitularienkritik  21  f.  Verf  betont  mit 
Hecht  auch  die  Benützung  der  Bezeichunug  „praeceptio". 
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starker  Beeinflussung  des  fränkischen  Rechtes  durch  das  römische 
keine  Basis  bietet. 

Dasselbe  gilt  und  zwar  in  noch  höherem  Grade  von  den 
späteren  Gapitn larien,  die  bekanntlich  in  das  Schlepptau 
des  kirchlichen  Rechtes  genommen  werden,  so  dass  sie  förmlich 
als  wichtige  Quellen  desselben  zu  betrachten  sind.  Directe 
römische  Beeinflussung  bleibt  vollständig  aus.  man  merkt  viel- 
mehr den  offenbaren  Rückgang  derselben.1)  Spuren  des  Vulgar- 
rechtes, denen  man  noch  in  merovingischen  <  "apitularien  be- 
gegnen konnte,  fehlen  in  den  karolingischen  Gesetzen  und  selbst 
die  Bedeutung,  die  Karl  d.  Gr.  dem  Breviar  beilegte,-')  hat 
keine  directe  Benützung  desselben  hervorrufen  können. A)  Erst 
die  falsche  Capitulariensammlung  des  Benedictus  Levita  hat  in 
höherem  Maasse  römisches  Recht  herangezogen:  doch  liegt  ihre 
Bedeutung  bekanntlich  so  überwiegend  auf  kirchenrechtlichein 
Gebiete,  dass  ihre  romanistischen  Bestandtheile  für  unsere 
Untersuchungen  gegenstandslos  sind.4) 

Man  muss  zugeben,  dass  dieser  Nachschub  fremder  Rechts- 
einflösse  ein  überraschend  geringer  ist,  desto  mehr,  weil  man 
bei  Betrachtung  der  Art,  in  der  das  fremde  Recht  hiebei  auf- 
tritt, zur  Ueberzeugung  gelangt,  dass  im  allgemeinen  das  L'eber- 
gewicht  dem  kirchlichen  Einflüsse  zukommt  und  dass  das 
römische  Recht  in  den  allermeisten  Fällen  nachweisbar  durch 
kirchliche  Vermittlung,  in  denjenigen  Fällen  aber,  in  denen  dies 
nicht  nachweisbar  ist,  doch  wahrscheinlich  dank  derselben  Ver- 
mittlung Eingang  gefunden  hat.  Es  handelt  sich  also  im  Grunde 


»)  Diese  Auffassung  vertritt  auch  Dahn  1.  c.  VIII.  III.  7 f..  indem 
er  mit  Recht  erklärt,  dass  römisches  Recht  nur  durch  kirchliche  Vermittlung: 
Hingang  findet. 

3)  Conrut  1.  c.  1.  44. 

3)  Die  von  Häuel :  L.  Rom  Vis.  S.  4»*4  zusammengestellten  Breviar- 
sätze,  darunter  auch  solche,  die  in  Üapitu larien  anfgenommen  wurden, 
kommen  nicht  alle  in  Betracht;  Hänel  hat  nämlich,  wie  aus  seiner  Zu- 
sammenstellung ersichtlich  ist.  auch  unechte  Kapitularien  berücksichtigt, 
mimlich  diejenigen,  die  zu  seiner  Zeit  noch  als  echt  galten,  v.  Wro  t  seh  k  <> 
giebt.  neuerdings  in  der  der  Mommsen 'sehen  Ausgabe  des  Breviar*  frei- 
gegebenen Abhandlung  p.  i'CCXXIV  eine  kritische  Zusammenstellung. 

*)  Ueberdies  handelt  es  sich  um  literarische  Producte ,  deren  Eiuflusi 
über  die  uns  interessierende  Zeit  hinausgeht. 
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genommen  nicht  um  Concessionen  an  das  römische  Recht, 
sondern  um  Zugeständnisse  an  das  kirchliche  Interesse 
und  es  liegt  nicht  etwa  ein  siegreicher  Einzug  fremden  Rechtes, 
sondern  nur  Berücksichtigung  der  kirchlichen  Rechtslage  vor. 
Ihr  eigenes  Recht  schützend  und  festigend  wirkt  die  Kirche 
indirect  für  die  Aufnahme  derjenigen  römischen  Rechtssätze, 
auf  deren  Beibehaltung  und  Entwicklung  sie  dringen  musste. 
Nur  wenige  Stellen  der  merowiugischen  Capitularien  verratheii 
einen  römischen  Einfluss,  an  dem  die  Kirche  nicht  unmittelbar 
betheiligt  gewesen  wäre;  sie  dürfte  aber  selbst  an  diesen  Neue- 
rungen wenigstens  interessiert,  daher  mittelbar  betheiligt  ge- 
wesen sein. 

Die  geringe  römischrechtliche  Beeinflussung  der  (Kapitu- 
larien erscheint  desto  wichtiger,  wenn  man  bedenkt,  dass  die- 
selben zum  grossen  Theile  bestimmt  waren,  Reichsrecht  zu 
schaffen  uud  den  Gegensatz  zwischen  verschiedenen  Völkern, 
mithin  auch  den  Gegensatz  zwischen  Germanen  und  Romanen, 
zu  überbrücken.  In  dieser  Hinsicht  hatten  sie  einen  ähnlichen 
Zweck  wie  die  spätere  westgothische  Gesetzgebung;  denn  wenn 
sie  auch  das  römische  Recht  nicht  ausschlössen,  so  verfolgten 
sie  doch  immerhin  das  Ziel  einer  Rechtsausgleichung  auch 
gegenüber  der  Kirche  und  den  Römern.  Von  diesem  Stand- 
punkte muss  ihr  geringer  romanistischer  Einschlag  gewürdigt 
werden.  Man  sieht,  wieviel  kirchliches  Recht  sie  aufnahmen 
und  muss  sagen,  dass,  abgesehen  von  dem  kirchlichen  Rechte, 
die  Rechtsausgleichung  hier  nicht  auf  Kosten  des  germa- 
nischen, sondern  auf  Kosten  des  römischen  Rechtes 
erfolgte.  .Jene  Capitularien,  die  das  Stammesrecht  ausbauen 
sollten  und  dessen  Fortschritt  bezweckten,  haben  für  diese  Auf- 
gabe ebenfalls  sehr  wenig  römisches,  weit  mehr  kirchliches 
Recht  verwendet.  Der  kirchliche  Einfluss  weist  überhaupt  in 
den  Capitularien  eine  steigende  Tendenz  auf,  aber  wir  begegnen 
keiner  Erscheinung,  die  geeignet  wäre,  dasjenige,  was  wir  über 
die  Kirche  als  Stütze  des  Romantentums  im  fränkischen  Reiche 
vorgebracht  haben,1)  zu  entkräften.  —  Denn  auch  dasjenige, 
was  in  den  Capitularien  des  IX.  Jahrb.  vorkommt,'-')  ist  zu 


'1  In  Tht-il  11.  Hi.i. 

■i)  s.  Conrat  I.  c.  I.  4.  Anm.  a-sv,  Tardit  1.  c.  153  ff. 


Digitized  by  Google 


54 


geringfügig,  als  dass  man  daraufhin  eine  wirksam«  und  dauer- 
hafte Beeinflussung  der  frankischen  Gesetzgebung  durch  das 
römische  Recht  anzunehmen  hätte. 

Somit  konnte  auf  Grund  des  bisher  Besprochenen  nur  der 
Einfluss  eines  fremden  Rechtes,  nämlich  des  kirchlichen,  als 
wichtig  zugegeben  werden,  also  jenes  Rechtes,  welches,  wie  wir 
an  anderer  Stelle1)  erwähnten,  vielfach  Gelegenheit  fand,  die 
fränkische  Rechtsentwicklung  zu  fördern  und  zu  bereichern: 
dass  es  andererseits  in  mancher  Hinsicht  wieder  vuui  fränki- 
schen Rechte  beeinflusst  wurde,  so  dass  auch  hier  der  Ausgleich 
nicht  ganz  auf  Kosten  des  germanischen  Elementes  erfolgte, 
ist  ebenfalls  erwähnt  worden. 


Die  Lex  Ribuaria  bestätigt  diesen  Eindruck.  Wir 
wollen  auf  die  besonders  durch  E.  Mayer2)  angeregten  Fragen 
hinsichtlich  ihrer  Entstehungszeit  nicht  eingehen,  denn  dieser 
Fragencomplex  erscheint  für  unsere  Zwecke  nebensächlich. 
Waun  und  wo1)  immer  die  Lex  Ribuaria  entstanden  sein  mag, 
für  uns  kommt  vor  Allem  der  unbestrittene  Umstand  in  Be- 
tracht, dass  sie  sich  in  wichtigen  Theilen  an  die  L.  Sal.  anlehnt 
und  sehr  häutig  eine  Fortbildung  derselben  bedeutet;  dass 
Königsgesetze  hiebei  eine  wesentliche  Rolle  spielten  und  dass 
sich  die  gesammte  Fortentwicklung  der  Verhältnisse  in  der  L. 
Rib.  äussert,  steht  ebenfalls  fest.  Diesen  Umständen  ist  nicht 
nur  ihr  vielfaches  Abweichen  von  der  L.  Sal.  zum  grossen 
Theile  zuzuschreiben,  sondern  auch  die  weitgehende  Behandlung 
staatsrechlicher  Verhältnisse.  Es  wäre  also  von  vornherein  an- 
zunehmen, dass  der  erweiterte  Rahmen  auch  den  Spielraum 


»)  Theil  II.  304,  311. 

a)  Z.  Enttt.  d.  L.  Rib.   Vgl.  audi  Bmnoer  iu  Krit.  Vierteljabrscbr 
N.  F.  X  (1887)  167  (f.  und  v.  Sali»  in  (iött.  gel.  Anz.  1886.  8.  976  ft  , 
überdies  jeUt  noch  Billiger  in  Hist.  Vierteljahrscbr.  VI.  455,  der  aus 
münzhistorischen  Gründeu  den  I.  Theil  der  L.  Rib.  als  den  jüngsten  bc 
trachtet. 

')  s.  hieriil)«!!-  namenllicb  Kicker  in  Knjbd.  zu  Mitth.  d.  Inst.  »  öm 
Gesch.  V.  .V2  ff. 
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fremdrechtlicher  Einflüsse  vergrösserte.  namentlich,  da  im  ribua- 
rischen  Gebiete  die  römische  Bevölkerung  noch  immer  nicht 
unbedeutend  blieb. ')  Diese  Erwartung  trifft  aber  nicht  zu. 
Moderner  in  einzelnen  Fragen,  inhaltlich  durch  die  Heranziehung 
des  öffentlichen  Rechtes  reicher,  trägt  dennoch  das  Recht  der 
L.  Rib.  trotz  der  offenbar  intensiv  durchgeführten  königsrecht- 
lichen Revision  des  Textes  und  trotz  des  jüngeren  Gesammt- 
charakters  eine  auffallende  Widerstandskraft  zur  Schau;  es  ist 
überraschend,  dass  sogar  das  meiste  davon,  was  in  der  L.  Sal. 
auf  fremden  Einflössen  beruht,  in  der  L.  Rib.  gänzlich  fehlt. a) 
Es  ist  bemerkt  worden.*)  dass  die  Lex  Ribuaria  bei  Benützung 
der  salischen  Vorlage  sowohl  die  veralteten,  als  auch  die  den 
Ribiiariem  fremden  Institute  unberücksichtigt  gelassen  hat. 
Bei  detailliertem  Vergleiche  findet  man  die  Richtigkeit  dieser 
Wahrnehmung  bestätigt  und  es  zeigt  sich,  dass  die  L.  Rib. 
nicht  nur  da,  wo  das  salische  Volksrecht  schon  überholt  war, 
von  demselben  abgeht,  sondern  überhaupt  ihre  eigene  Rechts- 
auftassung  auch  gegenüber  dem  noch  nicht  veralteten  Rechte 
wahrt.  Man  kann  dieses  Vorgehen  und  den  Grad  der  Anlehnung 
mit  demjenigen  vergleichen,  dem  man  in  der  Beziehung  zwischen 
salischem  und  westgothischem  Rechte  begegnet.  Da  ferner 
diese  Wahrung  eigener  Recht sauffassung  nicht  nur  in  den  Fällen 
vorliegt,  wo  die  L.  Sal.  unter  fremden,  wenn  auch  wenig  inten- 
siven Einflüssen  stand,4)  sondern  selbst  da,  wo  sie  urwüchsig 
fränkisches  Recht  vertrat.*)  so  gewinnen  wir  dadurch  einen 
wichtigen  Maassstab  für  die  Beurtheilung  ihrer  Widerstands- 
kralt im  Allgemeinen  und  mittelbar  einen  werthvollen  Einblick 

')  Eh  ist  bekannt,  dass  gerade  die  L.  Rib.  an  der  Auweuduug  des 
römischen  Rechte»  für  Römer  festhält;  s.  aber  doch  «iti.  2,  wo  der  Römer 
dem  Beweise  mit  Eideshelfern  unterworfen  wird. 

*)  So  2.  B.  Tit.  44  (de  reipus\  Zu  vergleichen  auch  L.  Sal.  3»  mit 
L.  Rib.  16.  —  Von  allen  Stellen  der  L.  Sal.,  die  westgutbische  Beeinflussung 
aufweisen,  sind  für  die  L.  Rib.  uur  Tit.  23  (L.  Rib.  40),  Tit.  ss  fL.  Rib. 
41)  und  Tit.  L.  Rib.  82)  herangesogen  worden.  —  Das  ribuarisclie 
Rechtsbach  wahrt  also  seine  Selbständigkeit  sehr  stark. 

3)  Brunner  l.  c.  I.  306. 

*)  s.  hier  A.  ü. 

•"•)  Es  genügt,  auf  di<>  Behandlung  des  Diebstahls ,  vieler  processueller 
Kragen  u.  s.  w.  zu  verweisen. 
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in  die  stammte  innere  Entwicklung  der  Franken.  Denn  nicht* 
spricht  so  klar  für  die  Resistenzkraft  eines  Rechtes,  wie  dieses 
Verhalten  gegenüber  dem  Rechtsbache  des  mächtigsten  Theüe* 
des  eigenen  Stammes  und  es  könnte  kaum  eine  andere  That- 
saehc  von  grösserer  Bedeutung  für  die  Rechtspsychologie  sein. 
Es  ist  klar,  dass  dies  mit  dem  Verlaufe  der  fränkischen  Vor- 
geschichte eng  zusammenhängt;  die  Wichtigkeit  des  betreffen- 
den Verlaufes1)  wird  dadurch  iu  hervorragender  Weise  bestätigt, 
denn  wir  sehen,  dass  die  Nachwirkungen  desselben  durch  nichts, 
nicht  einmal  durch  lange  staatliche  Gemeinschaft  vereitelt 
werden  konnten. 

So  muss  denn  angenommen  werden,  dass,  ebenso  wie  die 
Salier,  auch  die  Ribuarier  mit  ziemlich  ausgereiftem,  daher 
schwer  zu  entwurzelndem  Rechte  in  den  fränkischen  Grosssta&t 
eingetreten  sind.  Und  da  dieses  festbegründete  Recht  nicht 
einmal  salischem  Einflüsse  leicht  nachgab,  so  darf  es  noch 
weniger  auffallen,  dass  es  dem  römischen  Rechte  gegenüber 
so  wenig  zugänglich  war. 

In  der  That  kommt  anscheiueud  römischer  Einfluss  nur 
hinsichtlich  des  Urkundenwesens  und  der  kirchlichen  Freilassung 
iu  Betracht.  Ohne  hier  des  näheren  auf  die  Gestaltung  de* 
fränkischen  Urkunden-  und  Ständewesens  einzugehen,  müssen 
wir  doch  bemerken,  dass  für  das  erstere  wohl  eine  Anlehnung 
an  die  spätere  römische  Praxis,  aber  doch  auch  eine  eigene 
Ausgestaltung  vorliegt*)  und  dass  speciell  die  Ansicht  TardifV ), 
der  in  L.  Rib.  37.  1  eine  Benützung  der  L.  R.  Vis.  C.  Tu. 
III.  5.  2  vermutet,  ganz  unzutreffend  erscheint;  im  Gegentheil 
wird  L.  Rib.  37  der  altfränkischen  Auffassung  des  ehelichen 
Güten-echtes  zweifellos  besser  gerecht  als  die  unter  fremden 
Einflüssen  entstandenen  Stellen  des  sog.  I.  Capitulars. 4)  Die 
Betonung  der  Bedeutung  der  Schriftlichkeit  entspricht  wohl 


»)  «.  Theil  II.  _»:h. 

a)  Das  öffentliche  Schreiben  der  Urkunden  in  L.  Rib.  ä».  l  hängt  mit 
der  vulgarrechtlichen  Uebereignuug  durch  traditio  cartae  zusammen  vgl- 
Bruuner:  R.  G.  d.  Urkd.  I.  113 ff.  und  Forschgg.  617.  Die  dnpla  repeticio 
in  69.  3  erinnert  an  die  römischen  Ntrafclauxeln. 

a)  1.  c.  16». 

<)  vgl.  r.rinincr  in  Berl.  Sitz  -Her.  \«»\,  S.  r>7<>  fl. 
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jener  Ueberschätzung  «ler  Schriftform,  die  wir  im  spätrömischen 
Reehte  finden,  geht  aber  auf  keine  bestimmte  Quelle  zurück. 
Auch  hinsichtlich  der  Rechte,  die  der  Kirche  in  Bezug  auf 
ihre  Freigelassenen  zugestanden  werden,  ist  die  von  Savigny1) 
behauptete  Anlehnung  der  L.  Rib.  58.  I  an  L.  R.  Vis.  0.  Th. 
IV.  7.  1  von  Conrat'-)  mit  Recht  in  Zweifel  gezogen  worden; 
dennoch  kann  hier  römisch  rechtliche  Einwirkung  angenommen 
werden4)  und  Löniug1)  hat  überhaupt  auf  den  Zusammenhang 
zwischen  L.  Rib.  58.  4  und  einer  Valentinianischen  Novelle 
aufmerksam  gemacht. 

Daraus  geht  aber  wieder  hervor,  dass,  wie  schon  bemerkt, 
nicht  der  römische,  sondern  der  kirchliche  Einfluss  in  den 
Vordergrund  tritt,  wie  ja  überhaupt  eine  der  Hauptfragen,  die 
in  der  L.  Rib.  einer  vielfach  neuen  und  von  der  L.  Sal.  unab- 
hängigen Behandlung  unterzogen  wurden,  die  Rechtslage  der 
Kirchenleute  ist.  Die  ganze  Behandlung  dieser  Angelegenheit 
bedeutet  eine  Concession  an  die  Kirche,5)  und  man  hat  hierfür 
nicht  nur  einzelne,  von  der  Kirche  festgehaltene  römischrecht- 
liehe  Sätze,  sondern  in  noch  höherem  Grade  gallische  Concilien- 
beschlüsse  des  V.  und  VI.  Jahrh. ,  sowie  Königsrecht  ver- 
wendet.*) Unter  fremdem  Einflüsse  in  der  L.  Rib.  hat  man 
also  durchwegs  den  kirchlichen  zu  verstehen.  Dass  es  sich 
aber  dabei  nicht  so  sehr  um  eine  materielle  Beeinflussung  des 
ribuarischen  Rechtes  und  Umänderung  seines  Charakters,  als 
vielmehr  um  die  Sicherung  des  von  der  Kirche  Beanspruchten 
handelt,  ist  ziemlich  klar.7)    Man  wird  daher  das  Aufnehmen 

'j  1.  c  II.  ua. 

1.  c.  I.  J.  A.  6 
•')  s.  jedoch  Brunner:  Forschgg.  &2S. 
4    1.  c.  JI.  2.W.  A.  4. 

*)  Dies  ist  daraus  zu  entnehmen,  das»  homo  eeclesUsticus  durchweg* 
dein  homo  regius  gleichgestellt  wird. 

")  s.  So  hin  in  Ztschr.  t  K.  G.  V.  43ü  f. 

')  Bruntier  hat  (K.  G.  I.  soii.  A.  mit  Hecht  bemerkt,  dass  die 
L.  Rib.  der  Kirche  grössere  Zugeständnis-  macht  als  ('hlotbar's  II.  Gesetz 
vom  Jahre  öU.  Wie  erwähnt  (hier,  A.  5)  wurden  Kircheuleute  den 
Königsleuten  gleichgestellt,  reber  die  Gleichstellung  kirchlicher  Sachen 
den  königlichen  s.  1}  r  u  n  n  e  r  I.  c.  II.  ö4.  A.  3o,  Loiting  I.  c.  II.  7ön, 
Uber  die  Vorrechte  der  Kirche  hinsichtlich  ihrer  Knechte  s.  L  ü  n  i  n  g  1.  c. 
7 -Ix  f.;  über  das  Wergeid  der  Kleriker  s.  So  hm  (in  der  Ausgabe),  ftrunuer 
1.  c.  1.  HO».  A      und  Lön in g  I.  c  2W7. 
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der  die  Kirche  betreffenden  Vorrechte  nur  vom  politischen 
Standpunkte  und  nicht  vom  Standpunkte  der  inneren  Entwicklung 
des  ribuarischen  Hechtes  zu  beurtheilen  haben:  dann  mnss  man 
aber  zugeben,  dass  die  Art  und  Weise,  wie  sich  hier  der  kirch- 
lich«* Einfluss  geltend  inachte,  keineswegs  geeignet  ist,  das  llr- 
t  heil  über  die  Widerstandskraft  des  ribuarischen  Rechtes  zu 
beeinträchtigen :  dies  clestomehr,  als  der  bedeutendste  Theil  jener 
kirchlichen  Einflüsse  sich  in  den  Capitata  äussert,  die  als  ein- 
geschobenes Königsgesetz  angesehen  werden  und  überdies  die 
ganze  Lex  bekanntlich  nach  der  uns  vorliegenden  Textgestaltung 
eine  starke  karolingische  Revision  verräth.  Man  könnte  sich 
eher  darüber  wundem,  dass  angesichts  all*  dieser  Umstände 
fremde  Einflüsse  nicht  mehr  überhand  genommen  haben. 

Westgothischer  oder  burgundischer  Einfluss  fehlt  gänzlich. 
Ist  auch  der  erstere  Mangel  wenig  auffallend,  so  dürfte  nament- 
lich mit  Rücksicht  auf  die  nach  Picker's1)  Ergebnissen  anzu- 
nehmenden Beziehungen  zwischen  ribuarischen  Franken  und 
Burgundern  der  Mangel  jeder  Anlehnung  an  burgundisches 
Recht  einigermaassen  überraschen:-)  es  ist  dies  wieder  ein 
Beweis  grosser  Selbständigkeit ;  das  ribuarische  Recht  hat  viele 
andere  beeinflusst ,  *)  ist  aber  selbst  von  fremden  Einflüssen 
auffallend  frei. 

Aul*  die  Ewa  < 'bamavorum 4)  einzugehen,  liegt  für  uns 
kein  Grund  vor    Sie  erscheint  in  diesem  Zusammenhange  nur 


')  I.  c 

2)  Die  von  15  ruinier  I.  »•  U.  1  <>•-'.  A.  "J  angeführte  Verwandtschaft 
zwischen  \..  Kib.  sx  und  L.  Hurg.  1  coiistit.  §  I  ändert  daran  nichts;  denn 
es  handelt  »ich  um  ein  für  den  Charakter  der  L.  Rih.  unwesentliches  Detail. 

')  s.  Brunne r  1.  e.  I.  3-13,  346.  3"»l. 

*)  So  hm 's  Ausführungen  in  der  Vorrede  zu  seiuer  Ausgabe  dürten 
als  abschliessende  bezeichnet  werden.  Es  wäre  also  überflüssig,  auf  den 
Charakter  dieser  Kechtsquelle  einzugehen,  wenn  nicht  ein  Schüler  Fustels 
de  Coulauges.  Kroidevaux  im  Jahre  18*.M  es  für  driugend  notweudig  er- 
achtet hätte,  seine  J32  Seiten  starke  .Etüde  sur  la  Lex  dieta  Fram- 
Chamavorum-  zu  veröffentlichen.  Der  Vert.  gibt  sieh  den  Anschein,  als  ob 
er  auf  diesem  itebiete  enorm  Neues  zu  sagen  hätte  Kr  will  (s.  Vorwort^ 
die  Zahl  der  wichtigen  Irrtümer  mindern,-  er  findet  es  nötig,  daas  dieser 
von  deutschen  (ielehrten  studierte  Text  auch  von  einem  Krauzosen  be- 
sprochen werde  und  „tut  ramene  ä  sa  juste  valeur".  Dies  wäre  ja  sehr 
löblich,  wenn  niebt  schon  S  <>  h  m  die  .juste  valeur"  gefunden  hätte!  In 
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insofern«  wichtig:,  als  wir  aus  ihren  Entstehuiigsumständen  und 
ihrem  Inhalte  entnehmen  müssen,  dass  die  mangelnde  Einheit- 
lichkeit des  fränkischen  Rechtes  sich  nicht  nur  in  der  Ver- 
schiedenheit des  salischen  und  ribnarischen  äussert,  sondern 
überdies  zu  einer  dritten  Aufzeichnung  Anlass  gab:  wir  sehen, 
dass  noch  in  so  später  Zeit  die  mehrmals  erwähnten  Ergebnisse 
der  fränkischen  Vorgeschichte  kräftig  hervortreten.  Ist  auch 
die  Lex  Chaniavornm  weniger  bedeutend  und  weniger  verbreitet 
gewesen  als  die  zwei  anderen  fränkischen  Aufzeichnungen,  so 
giebt  sie  doch  einen  Begriff  von  dem  unüberwindlichen  Kechts- 
particularismus ,  der  auf  ein  grosses  Beharrungsvermögen  bei 
den  einzelnen  Theilen  des  fränkischen  Stammes  schliefen  lässt. 


Diese  Eigenart  des  fränkischen  Rechtes  hat  natürlich  zu 
einer  literarischen  Verarbeitung1)  desselben  keine  Ge- 
legenheit geboten.  Wenn  auch  die  Lex  Salica  mehr  als  andere 


t.'up.  III  (les  differeutes  theories.  sur  la  uaturc  de  la  L.  Cham.,  |i.  2.»  ff.) 
bespricht  Proirlcvaux  die  in  der  Literatur  vertretenen  '  Meinungen  von 
Haluzo.  Portz  und  Gaupp.  wobei  er  dio  letzterwähnte  ad  hoc  übertreibt; 
Hrunnor  wird  nicht  erwähnt,  Sohm  aber  auf  S.  21».  A.  2  missverständlich 
angeführt.  So  wird  ein  künstlich  construirter  Gegner  geschaffen ,  es  wird 
uns  nämlich  allen  Ernstes  erzählt,  dass  die  communis  opinio  in  der  L.  Cham 
ein  Volksrecht  erblickt!  Nun  folgt  ein  energischer  Kampf  gegen  die  vom 
Verf.  selbst  errichtete  Windmühle,  nämlich  Regen  die  längst  Uberwundeue 
Betrachtung  der  I,.  Cham,  als  Volksrecht.  Nach  mühevollem  Kampfe  ge- 
lingt es  dem  Verf.,  auf  8.  22f>  zu  der  Offenbarung  zu  kommen,  mau  habe 
in  der  L.  Cham.  Je  resultat  d  une  enquete  faite  par  les  missi  dans  le  pays 
d'Araor»  zu  erhlickeu;  in  eine  bescheidene  Anmerkung  wird  das  Geständnis 
verbannt,  dass  .  .  .  auch  .So hm  dies  sage. 

Um  dies  längst  feststehende  und  im  ersten  Theile  der  Schrift  (S.  2«) 
leichtfertig  ignorirte  Ergebnis  Sohm's  zu  verkünden,  hätte  sich  Froidevaux 
wahrlich  nicht  zu  einem  Buche  von  232  Seiten  verleiten  lassen  sollen ;  er 
hätte  sich  dann  auch  Detailfehler  erspart.  Die  ganze  Schrift,  vor  allem 
ihre  Anlage,  beweist,  dass  es  nicht  genügt,  ein  Schüler  Kustels  de  (Joulanges 
zu  sein  und  die  gesammte,  namentlich  die  fremdsprachliche  Literatur  zu 
verachten,  besonders,  wenn  man  weder  das  Wissen,  noch  die  Gestaltung*- 
j^abe  Fustels  besitzt.  Froidevaux  repräsentiert  alle  Fehler  der  Arbeitsweise 
Kustels.  natürlich  ohne  die  Vorzüge  seines  bei  allen  Mängeln  eigenartig 
tfll.  ntvollen  Meist  ei  s. 

i)  s.  darüber  Hruntier:  R.  G.  I.  :m»M,  v.  Amira   bei  Paul 'III.  7of., 
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Volksrechte  der  Privatthätigkeit  zugänglich  war,  so  äussert  sich 
doch  dieselbe  vorwiegend  in  der  schon  erwähnten  Einschaltung 
von  Zusätzen,  für  welche  verschiedenartiges  Material  verwendet 
wurde.  Irgend  ein  systematisches  Vorgehen  ist  darin  nicht  zu 
finden,  ebenso  wie  in  den  Glossen,1)  die  ausschliesslich 
sprachlicher  Erklärung  dienen  konnten:  keine  derselbeu  zeigt 
ein  Streben  nach  juristischen  Fortschritten.-)  Ebenso  kann 
man  keiner  der  anderen  bekannten  Bearbeitungen  einen  juri- 
stischen Wert  beilegen.  Das  Kemissorium  Incipiunt  chunnas 
bietet  nur  eine  Tabelle  zur  Umrechnung  der  Bussen;  die 
•Septem  causas  stellten  lediglich  die  mit  gleicher  Busse  be- 
drohten Vergehen  fibersichtlich  zusammen  und  demselben  Zwecke 
dienen  die  Recapitulationes,  die  mitunter  den  Eindruck 
blosser  Zahlenspielerei  machen.  Das  einzige  Stück,  das  einen 
selbständigen  nnd  das  Rechtsmaterial  beherrschenden  Eindruck 
macht,  ist  die  titellose,  gewöhnlich  als  Extravag.  B.  bezeichnete 
Arbeit,  die  in  12  Capiteln  vornehmlich  prozessuale  Fragen  be- 
handelt. Diese  Arbeit  ist  aber  italienischen  Ursprungs  und 
gehört  erst  der  Mitte  des  IX.  Jahrh.  an:  sie  sollte  deu  Be- 
wohnern Italiens  die  praktisch  wichtigsten  Fragen  des  fränki- 
schen Rechtes* näher  bringen.") 

Im  IX.  Jahrh.  ist  zwar  auch  eine  weitergehende  Bewegung 
hinsichtlich  der  Behandlung  des  fränkischen  Rechtes  wahr- 
nehmbar: sie  beschränkt  sich  aber  auf  die  Capitularien.  Ansegis 
hat  dieselben  insofern  in  eine  gewisse  Ordnung  zu  bringen  ver- 
sucht, dass  er  die  einzelnen  Stücke  nach  ihrem  kirchlichen  und 
weltlichen  Inhalte  schied;  abgesehen  davon  ist  seine  literarische 
Thätigkeit  höchstens  noch  in  der  Anfertigung  von  Uebcrschriften 
zu  erblicken:  eine  juristische,  interpretierende  oder  zusammen- 
fassende Behandlung  fehlt  und  Ansegis  hat  keinen  Versuch 
gemacht,  nach  sachlichen  (iesichtspuneten  vorzugehen  oder  gar 
das  Recht  der  Capitularien  mit  dem  übrigen  in  Zusammenhang 
zn  bringen.  Die  grosse  Fälscherbewegung  hat  sich  des  fränki- 
schen Rechtes  ebenfalls  bemächtigt  und  dasselbe  in  der  Samm- 
lung des  Benedictus  Levita  verwertet;  auch  in  diesem  Falle 

»)  s.  in  Merkt!«  Ausgabe.  S.  101  — lO.'l. 

-)  Dasselbe  tjilt  für  die  GIo.hmo  twr  L.  Rib.  s.  M.  Li.  Ii.  IAj.  V.  '-'77. 
•»)  ».  Krumier:  K.  (t.  I.  .103.  A.  53. 
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hat  man  nur  Capitularienrecht  verarbeitet.1)  Es  ist  überdies 
besonders  interessant,  dass  man  zu  Fälschungszwecken  west- 
gothischcs  und  bairisches,  aber  nicht  fränkisches  Volksrecht 
benützte.2)  Andere  literarische  Producte  dieser  Zeit  können 
nicht  zur  Literatur  des  fränkischen  Rechtes  gezählt  werden, 
wenn  sie  auch,  wie  vor  allem  Hinkmar's  Schrift  „De  ordine 
palatii"  und  seine  rechtspolemischen  Schriften,  begreiflicher- 
weise dem  fränkischen  Rechte  Vieles  entlehnen  und  auf  frän- 
kische Verhältnisse  eingehen.  Dasselbe  gilt  von  Agobard.  — 
In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  Bearbeitung 
des  fränkischen  Rechtes  an  und  für  sich,  sondern  um  Beleuchtung 
der  kirchenpolitischen  Fragen,  also  nicht  um  eine  Förderung 
und  Ausgestaltung  des  Rechtes,  sondern  um  etwas  wesentlich 
Verschiedenes.  Diese  Literatur  brachte  weder  dem  eigentlichen 
fränkischen  Rechte,  noch  auch  seiner  Anpassung  an  die  zu 
derselben  Zeit  sich  vollziehenden  Umwälzungen  irgend  einen 
Vortheil. 

Vom  Standpuncte  der  allgemeinen  Rechtegeschichte  und 
ebenso  culturhistorisch  wichtig  ist  die  Wahrnehmung,  die  wir 
hier  machen  können;  das  fränkische  Recht  hat  keine  juristische 
Entwicklung  begründet,  wie  sie  uns  im  Gebiete  des  lango- 
bardi sehen  Rechtes  begegnet,  was  natürlich  nicht  nur  der  Ver- 
schiedenheit der  politischen  Verhältnisse,  sondern  vor  Allem  der 
in  beiden  Fällen  gründlich  verschiedenen  Intensität  des  römi- 
schen Einflusses,  daneben  aber  zweifellos  den  verschiedenen 
Eigenschaften  beider  Rechte  und  dem  particularistischen  Zuge 
der  fränkischen  Rechtsentwicklung  zuzuschreiben  ist. 


')  Allerdinga  bat  rann  dasselbe  römischrechtlich  bereichert  Rekanut- 
licli  haben  ältere  Capitularieu -Ausgaben  manche  Tbeile  für  echt  gehalten 
und  so  kommt  es,  dass  Hänel:  L.  R.  Vis.  404  eine  Anzahl  von  Capitu- 
larieustellen  auf  römisches  Recht  zurückführte,  die  heute  nicht  mehr  in  Be- 
tracht kommen;  s.  in  Theil  II.  328.  A.  4  und  hier  oben  S.  52.  A.  .i. 

*)  s.  (Jon  rat  I.  c.  .HOO.  Die  in  N.  Arcb.  XXIV.  5  angekündigt 
l'ntersuchung  über  die  (Quellen  des  Bened.  Levita  von  Seckel  wird  darüber 
voraussichtlich  volle  Klarheit  bringen. 
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Die  Formeln  weiden  theilweise  zur  Literatur  gerechnet1! 
und  von  diesem  Standpuncte  hat  sie  auch  F  i  1 1  i  n  pr  - »  in  den 
Kreis  seiner  Betrachtungen  gezogen.  Erseheint  diese  Auf- 
fassung wegen  der  stellenweise  hervortretenden  theoretischen 
Tendenz  bis  zu  einem  gewissen  Grade  begründet,  so  darf  man 
doch  andererseits  nicht  verkennen,  dass  theoretische  Phrasen 
auch  in  Rechtsbüchern  und  Königsgesetzen  eine  Rolle  spielen 
und  muss  überdies  bei  der  Beurtheilung  den  eminent  praktischen 
Zweck  der  Formelsammlungen  allen  anderen  Erwägungen  vor- 
anstellen. Von  diesem  Standpnncte  wollen  wir  ihnen  näher 
treten,  um  den  Einfluss  der  römischen  Rechtsüberlieferun*  an! 
diesen  Theil  der  fränkischen  Praxis  ins  Auge  zu  fassen  nnd  an 
der  Hand  der  Formelsammlungen  zu  prüfen,  in  wie  ferne  auf 
diesem  Wege  eine  Beeinflussung  des  fränkischen  Rechtes  durch 
das  römische  erfolgt  ist. 

Wir  müssen  betonen,  dass  es  sich  hier  um  jenen  Theil  des 
Rechtslebens  handelt,  für  welchen  die  Berührung  mit  dem  römi- 
schen Rechte  von  unvergleichlich  grösserer  Wichtigkeit  sein 
inusste  alsz.  B.  für  Rechtsaufzeichnung  oder  Rechtsprechung,  denn 
während  Rechtsaufzeichnung  und  Rechtsprechung  schliesslich 
keinem  Volke  ganz  fehlen  konnten,  ein  fremder  Einfluss  auf 
diesen  Gebieten  nur  Aenderungen  von  grösserer  oder  geringerer 
Tragweite  hervorzurufen  vermochte,  ist  das  Urkundenwesen  ein 
dem  germanischen  Rechte  gänzlich  neues  Gebiet  und  überdies 
ein  solches,  auf  dem  die  Form  vielfach  den  Inhalt  nicht  nur 
beeinflussen,  sondern  sogar  zu  bestimmen  vermag.  Die  Wider- 
standskraft des  eigenen  Rechtes  war  also  auf  keinem  Gebiete 
vor  eine  nur  annähernd  so  schwere  Aufgabe  gestellt  wie  in 
diesem  Falle,  wo  doch  durch  das  Aufkommen  der  Schriftfoim 
ein  directes  Bedürfnis  weitgehender  Anlehnung  an  fremde  Vor- 
lagen entstand.  Man  könnte  selbst  nach  den  schon  besprochenen 
Proben  der  Resistenzkraft  der  fränkischen  Rechtsanfzeichnungen 
gegenüber  dem  römischen  Rechte,  dennoch  hier  auf  ein  Unter- 
liegen des  germanischen  Elementes  gefasst  sein.  Dies  umso- 
mehr,  als  die  Gegenden,  aus  denen  die  wichtigsten  Formel- 


li  So  bei  Couraf  1.  c.  I  2*.»:t;  s.  muh  v.  Amira  bei  Paul  4  III.  72  ff. 
«>  s  meine  Ausfübrungt-ii  in  Theil  11.  3fiu 
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samuiluugen  stammen,  noch  starken  römischen  Einschlag  hatten. ') 
Es  kommt  ferner  in  Betracht,  dass  oft  städtische,  noch  häufiger 
kirchliche  Vorhältnisse,  namentlich  Rechtsverhältnisse,  an  denen 
die  Kirche  sehr  interessiert  war  —  kirchliche  Freilassungen, 
Testamente,  Vergabungen  an  die  Kirche,  Praecarium  -  in  den 
Formeln  berücksichtigt  werden ,  um!  ferner  ist  zu  bemerken, 
dass  einzelne  Rechtsgeschäfte  —  Mandat.  Testament,  Haftung 
für  Eviction  u.  s.  w.  —  mit  denen  sich  die  Formeln  befassen,-) 
den  Germanen  von  Haus  aus  unbekannt  waren,  so  dass  die- 
selben aus  dem  fremden  Rechte  entlehnt  werden  mussten.  Die 
zum  Theil  planmässige  Anlage  * )  vieler  hierher  gehörenden  Samm- 
lungen lässt  dieselben  als  eine  Art  Wegweiser  für  die  Praxis 
der  betreffenden  Territorien  erscheinen  und  der  kirchliche  Ur- 
sprung, 4)  sowie  die  in  einzelnen  Fällen  ersichtliche  Bestimmung 
für  kirchliche  Vermö^ensz wecke,  lassen  eine  starke  Anlehnung 
an  römisch-kirchliche  Tradition,  ')  daher  ein  Hinausgehen  über 
das  Maass  des  praktisch  notwendigen  vermuthen. 

Betrachten  wir  aber  die  einzelnen  Sammlungen,  so  finden 
wir  diese  aprioristische  Annahme  wenig  bestätigt  und  eine 
(leberschätzuug  des  romanistischen  Charakters0)  dieses  Materials 
durchaus  nicht  gerechtfertigt.  Man  muss  vielmehr  jener  Aeusse- 
rung  Brunner's7)  gedenken,  wonach  der  Mangel  von  Formel- 
büchern in  Italien  auf  die  dort  bestandene  Notariatstradition 
zurückzuführen  ist  und  analog  in  den  zahlreichen  fränkischen 


')  Anger* ,  Auvergne,  Meaux  (Markulf).  Tours.  Monroes,  Sens.  Bnr- 
gnnd  (Form.  Plaviniacenses). 

-  s.  v.  Savigny  1.  r.  If.  1 27  ff. 

•*)  ».  Zeumer  in  Uött.  gel.  Ans.  1882,  8.  13«J3f. 

*)  Selbst  diejenigen  Formeln,  die  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  v»n 
Uiien  nbgefasst  worden  sind,  wie-  z.  H.  Form.  Andegavenses  und  Turoneuses. 
sind  doch  auf  kirchliche  Verhältnisse  eingegangen.  Besondere  Bedeutung 
hat  in  dieser  Hinsicht  Markulf,  dessen  Sammlung  für  klösterliche  Schroiber- 
schnlen,  mithin  also  vor  allem  für  geistliche  lTrkundenschreiber,  bestimmt 
war.  Stouff:  De  forraulis,  S.  21  betont,  dass  die  Kirche  sich  des  Formel- 
wesens besonder«  annahm. 

*)  Hiefllr  namentlich  die  t'itate  aus  der  beil.  Schrift  wichtig.  Inter- 
essant ist,  wenn  Form.  Bituric.  15  das  römische  Recht  als  Eingebung  des 
beil.  Geistes  bezeichnet. 

*)  So  bei  Tardil  I.  <•   1 7 1  ff. 

7  R.  (i.  I.  2»r».  h.  bei  mir  II.  Theil.  S.  ::oo 
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Formelsammlungen  eher  den  Beweis  für  den  Rüekgang  dt* 
römischen  Urkunden wesens  in  Gallien  erblicken:  diese  schwin- 
dende Tradition  sollte  auf  diese  Weise  festgehalten  werden;1! 
es  genügt,  die  meisten  fränkischen  Formeln  mit  denen  Cassiodor\s, 
ja  sogar  mit  den  westgothisclien  zu  vergleichen,  um  einen  Ver- 
fall bemerken  zu  können. 

Dass  trotzdem  die  römisch-rechtliche  Tradition  die  Grnnd- 
lage  der  fränkischen  Formeln  und  zwar  auch  in  materieller 
Hinsicht  bildet,  ist  unzweifelhaft.  Ganz  unzweideutig  äussert 
sich  an  vielen  Stellen  die  Sucht,  dieser  Tradition  gerecht  zn 
werden,  ohne  dass  dabei  die  praktische  Anwendbarkeit  zur 
alleinigen  Richtschnur  gedient  hatte.  Der  mit  grösster  Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmende  Rückgang  der  römischen  Notariats- 
praxis genügt  nicht,  um  die  romanistische  Enttäuschung,  die 
uns  die  Formeln  bereiten,  zu  erklären:  denn  wir  finden  vieles, 
was  mit  der  Schwächung  der  römischen  Notariatstradition  nichts 
zu  thun  hat  und  was  mit  Rücksicht  auf  die  Entstehungs- 
umstände  der  Sammlungen,  ihre  Tendenz  und  die  zur  Behand- 
lung gelangenden  Rechtsgeschäfte  auffallen  muss.  Das  fränkische 
Recht  zieht  siegreich  durch  dieses  in  jeder  Hinsicht  romanische 
Rechtsgebiet  und  bereitet  dem  römischen  Rechte  in  dieser 
zweifellos  römischen  Domäne  bemerkenswerte  Niederlagen. 

Die  Formulae  Andegavenses*)  gehören  einem  Gebiete 
an,  in  dem  römische  Einrichtungen  nicht  ganz  fehlten3)  und  in 
dem  speciell  die  Kirche  weitgehenden  Eiufluss  übte,  wie  er 
besonders  aus  ihrer  Gerichtsbarkeit ,  die  übrigens  romanische 
Wurzel  haben  dürfte,4)  und  aus  ihren  Besitzverhältnissen,  die 
ebenfalls  auf  römische  Grundlagen  zurückgehen,  ersichtlich  ist. 
Ihrer  Reichhaltigkeit  wegen  und  weil  sie  vermuthlich  wenigstens 
zum  Theil  auf  älteres  Material  zurückgeht,5)  erscheint  diese 
Sammlung  in  hohem  Grado  beachtenswert.    Ihr  Inhalt  ist  als 


'   So  Conrnt  I.  c  I.  am. 

l'eber  ihr«  Kntstehiuigszeit  s.  Zciimcr  in  N.  Arch.  XI.  :u.".  ff. 
')  So  namentlich  die  städtische  Curie 
4)  s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  V.  7*2  ff. 

v)  m.  Zeu  in  er  I.  c.  xi:\;  Schröder  in  Sav.  Ztschr  IV.  77  ist  be- 
sonders für  früheren  Ursprung  eingetreten. 
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gemischtrechtlic.h ')  anerkannt;  es  ist  nicht  uninteressant,  diese 
Mischung  eingehender  zu  betrachten. 

Da  ist  vor  Allem  zu  bemerken,  dass  nur  in  vier  Fällen 
römisches  Recht  direct  erwähnt  wird2)  und  eigentlich  kommen 
nur  drei  Fälle  in  Betracht;3)  sehen  wir  näher  zu,  so  wird  nicht 
nur  keine  bestimmte  Stelle  ins  Auge  gefasst,  sondern  überdies 
die  Berufung  auf  römisches  Recht  förmlich  entwertet.  *)  Wichtig 
ist,  dass  in  drei  von  diesen  vier  Fällen  die  betreffenden  Rechts- 
geschäfte Grundstucke  zum  Gegenstande  haben,  die  von  der 
Kirche  in  Erbpacht  gegeben  waren,  *)  während  im  vierten  Fall  *) 
eine  Schenkung  an  die  Kirche  vorliegt.  Es  handelt  sich  also 
in  sämmtlichen  Fällen,  in  denen  die  F.  Andeg.  römisches  Recht 
erwähnen,  um  kirchliche  Besitzverhältnisse.  Selbst  wenn  man 
diese  Berufungen  auf  römisches  Recht  uberschätzen  wollte, 
muss  man  bemerken,  dass  in  f.  46  die  besondere  Betonung 
des  Erworbenen7)  germanischen  Eindruck  macht,  ebenso  wie 
die  Straf  clause!  „sociante  fisco",*)  und  jjass  überdies  diese 
Formel  einen  bedenklichen  Fehler  enthält.*)  Viele  Stücke  dieser 
Sammlung  beziehen  sich  auf  römische  Rechtsgeschäfte  und  Ver- 
hältnisse, verrathen  jedoch  daneben  germanischen  Einfluss.  So 
sehen  wir,  dass  in  der  römischen  Mandat sformel  1  b  von  „alodis" 


.  »)  s.  Conrat  1.  c.  I.  294. 
a)  Ff.  40,  48,  54,  58. 

:f)  Ff.  46,  54,  58,  weil  in  f.  40  das  römische  Recht  nicht  dem  Rechts- 
geschäfte zu  Grunde  liegt,  souderu  nur  der  Abschluss  einer  römischen  Ehe 
erwähnt  wird. 

*)  Dadurch,  dass  man  sich  neben  dem  römischen  Rechte  auch  noch 
auf  Anderes  stützt;  in  f.  46:  Lex  Rom.  et  antiqua  cousuetudo  exposcit; 
in  f.  54:  Lex  felicitatis  adsatis  adsentit,  ot  lex  Rom.  edocit,  et  consuetudo 
pagi  consentit,  et  principaHs  potostas  non  prohibet  ;  ähnlich  in  f.  58.  Eine 
analuge  Ausdrucksweise:  lex  manet  et  consuetudo,  begegnet  iu  f.  37,  wo 
kein  römisches  Recht  citiert  wird. 

ft)  Ff.  40,  54,  58. 

«)  F.  46. 

*)  Offenbar  im  Gegensatze  zu  ererbtem  Gute. 

')  s.  darüber  unten;  dieselbe  Strafelausel  kehrt  in  Ff.  54  und  58  wieder. 

*)  „quia  inalimus  te  .  .  .  quam  reüquis  heredibus  nostria*,  ein  Satz, 
der  sonst  nur  für  Schenkuugeu  für  den  Todesfall  gebräuchlich  ist,  während 
Iiier  eine  ächeukung  ab  hac  die  vorliegt. 

v.  Hai  bau,  Hörn,  kocht  in  den  germ.  Volkssluutcn.  Iii.  5 
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und  „admallare"  die  Rede  ist;')  ebenso  in  der  für  die  städtische 
Actenführung  bestimmten  f.  l  a;  desgleichen  hat  die  TesUments- 
formel  41,  die  viele  römische  Sätze  enthält  und  auf  die  städtischen 
Acten  Rücksicht  nimmt,  die  Bezeichnung  „alodis*  aufgenommen, 
das  Ererbte  vom  Erworbeneu  unterschieden  und  Verträge  als 
Erwerbstitel  angeführt:  f.  30  behandelt  eine  „colonia  partiaria44, 
rechnet  jedoch  mit  Eideshelfern  und  f.  22  betrifft  eine  kirchlich- 
römische Erbpacht,  lässt  aber  ein  Nutzungspfand  an  ihr  zu; 
das  römische  Appenuis -Verfahren  (ff.  31.  32.  33)  erscheint  be- 
kanntlich hier  in  einer  von  den  römischen  Gepflogenheiten  stark 
abweichenden  Art.  *)  Man  sieht,  dass  nicht  einmal  die  Formeln, 
die  mit  Rücksicht  auf  ihren  Gegenstand  römischen  Charakter 
haben  sollten,  von  germanischem  Einflüsse  frei  geblieben  sind. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  F.  Andeg.  in  processualer  Hin- 
sicht nicht  mehr  römisch  sind;a)  was  aber  am  meisten  auflallt, 
ist,  dass  selbst  in  den  Formeln  für  die  auf  römischer  Grundlage 
beruhenden  Gerichte  der  Kirchenobern  fränkische  Ausdrücke 
und  Einrichtungen  vorkommen.  *)  Hinsichtlich  des  Straf  rech  t  es 
entsprechen  die  Formeln  bekanntermaassen  gänzlich  dem  fränki- 
schen Recht.*)  An  privatrechtlichem  Inhalt  verdanken 
diese  Formeln  dem  römischen  Rechte  die  Stellvertretungs- 
mandate  mit  dem  bekannten  römischen  Satze/)  auf  römischem 


')  Ebenso  in  48,  51  und  5a. 

*)  s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  I.  IUI  ff.  und  mein  Aufsatz:  Quelques 
raots  sur  U  refection  des  titres  perdus  cheas  los  Francs  (Nouv.  Rev.  hist. 
de  dr.  fr.  et  ctr.  XV,  8.  329  ff.\ 

a)  s.  Brunn  er:  K.  ü.  I.  403. 

*)  Ff.  10a,  IIa,  24,  30  kommen  Eidushelfe.r,  28  uud  au  überdies  Ge- 
roeindexeugen  vor;  in  13, 14,  16  und  53  kommt  „solsadire",  in  13  und  14  über- 
dies „sonia"  vor;  in  47  begegnen  wir  den  „boni  nomine*"  und  dem  »revestire* ; 
über  die  in  IIb  ersichtliche  Anlehnung  au  saliscbes  Recht  s.  Zeutncr  in 
der  Aasgabe,  S.  8.  A.  4  und  5;  über  „autericiuin"  in  47  vgl.  1.  c.  ai.  A.  a. 

6)  So  die  „securitas"  in  ff.  5,  6,  39  und  4a;  in  24  „quidquid  lex  de 
tale  causa  edocet,  emeudare  studiat";  Bluhme:  Die  Bekräftigungsformelu 
im  Jahrb.  d.  gem.  Rechts  III.  214,  hat  hier  fälschlich  an  die  Ia*x  Aquilia 
gedacht;  ähnliche  Ausdrücke  in  50  a  und  53;  in  28  satisfacere  debeat;  iu 
29  per  lege  emendare  studiat;  44  erwähnt  ausdrücklich  den  Empfang  der 
compositio. 

•)  .quiquid  exinde  ad  vieein  uostram  ogeris,  feceris,  gesserisve,  etenim 
me  habiturum  esse  cognoscas  ratuin";  s.  ff.  lb,  48,  51  und  52. 
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Rechte  beruht  die  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit  der 
confectio  actorum  für  die  Eheschenkungen;1)  ungennanisch  ist 
die  Verabredung  des  zu  zahlenden  Kaufpreises  in  f.  2  ebenso 
die  Nichterwähnung  des  Preises  in  f.  3;'2)  römischem  Rechte 
entspricht  das  Praecarium  in  f.  7,  obwohl  dieses  Rechtsgeschäft 
in  jener  Zeit  schon  allgemein  üblich  war;  römisch  ist  in  f.  10a 
die  au  jährige  Verjährung/)  ferner  die  colonia  partiaria  in  f.  30, 
der  Ausdruck  „aequa  lance"  in  f.  37,  das  Testament  in  f.  41, 
sowie  die  mehrfach  auftretende  Erleichterung  der  Vergabungs- 
freiheit Dem  römischen  Rechte  gehören  auch  die  häufig  er- 
wähnten Erbpachtverhältnisse  an;  da  wir  aber  ihre  frühere 
Form  nicht  kennen,  kann  auch  nicht  gesagt  werden,  ob  die 
betreffenden  Formeln  diesen  Gegenstand  richtig  und  ohne 
Aenderung  behandeln. 

Diesem  durchaus  nicht  übermässig  reichen  Inhalte  römischer 
Provenienz,  der  übrigens,  wie  erwähnt,  stark  verketzert  ist, 
stehen  selbst  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  wichtige  Er- 
scheinungen germanischer  Art  gegenüber.  F.  IIa  kennt  die 
germanische  Haftung  für  den  Sohn,4)  f.  22  das  Nutzungspfand, 
f.  25  wendet  „haeres"  in  dem  unrömischen  Sinne  von  Nach- 
kommenschaft (nicht  Erbe)  an ;  ff.  45  und  59  sprechen  von  dem 
Errungenschaftsdritte],  ff.  41  und  46  unterscheiden,  wie  schon 
erwähnt,  das  Erworbene  vom  Ererbten,  f.  47  benützt  den  Aus- 
druck „revestire". 5)  Dass  die  zahlreichen  Selbstverknechtungen, 
unter  denen  namentlich  die  hinsichtlich  der  Zeit  •)  und  des  Aus- 
maasses7)  beschränkten  hervorragen,  dem  germanischen  Recht 
angehören,  ist  bekannt.  An  den  Umwandlungen  des  ehelichen 
Güterrechtes,  unter  denen  die  dem  germanischen  Begriffe  ent- 
sprechende Anwendung  des  Wortes  „dos"  zu  berücksichtigen 


•)  F.  1;  vgl.  Epik  Aeg.  IIL  61. 

*)  Die  Selbstverknechtung  erfolgt  aur  Tilgung  einer  früher  contra- 
liierten  Schuld. 

*)  Aber  in  derselben  Formel  kommen  Eideshelfer  vor. 
«)  s.  Siegel:  Gesch.  d.  dtsch.  Ger.- Verf.  I.  181.  A.  18. 
»)  s.  Brnnner:  R.  G.  d.  Urk.  L  280. 

•)  F.  18:  inter  annis  tantus,  qualecunque  ei  serviciuui  injunxerit. 
')  F.  38:  in  loco  pignoris  emitto  vobis  statnm  nieutn  tnedietatem,  nt 
in  unaquisque  septimana  ad  dies  tantis  .  .  .  operem  .  .  .  facere  debiainus. 

6» 
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ist,  hat  schon  das  spätrömische  Recht  seinen  Autheil  gehabt1) 
und  es  ist  dadurch  zufällig  eine  Annäherung  erfolgt,  mit  der 
sich  das  germanische  Rechtsbewusstsein  zufrieden  stellen  konnte, 
»0  dass  eine  darüber  hinausgehende  Aenderung  in  den  Formeln 
unterbleiben  durfte;  darin  findet  die  Erhaltung  römischen 
Brauches  in  den  betreffenden  Stücken  seine  natürliche  Erklärung. 

Was  die  rein  formalen  Bestandteile  betrifft,  ist  begreif- 
licherweise römische  Urkundentradition  wahrnehmbar.  Zu  der 
schon  erwähnten  Mandatsformel  tritt  hinzu  die  Formel  für  die 
Genehmigung  des  Kaufpreises,'2)  sodann  die  als  Einleitung  zu 
Testamenten  gebräuchliche  Formel3)  und  die  bei  Schenkungen 
für  den  Todesfall  übliche  Phrase,4)  obwohl  speciell  in  dieser 
Hinsicht  Unklarheit  herrscht:5)  auch  entspricht  die  Benützung 
des  Wortes  „manus"  römischer  Tradition,6)  andererseits  geht 
der  Verfall  der  städtischen  Actenführung  aus  dem  Schlüsse  der 
f.  52  hervor. ') 

Eine  besondere  Würdigung  verdienen  die  Straf  clause  In 
und  zwar  sowohl  in  materieller  als  auch  in  formeller  Hinsicht. 
Sie  sind  bekanntlich  aus  der  römischen  Conventionalstrafe  her- 
vorgegangen. H)  Es  darf  auch  als  feststehend  angenommen 
werden,  dass  die  bei  allen  germanischeu  Völkern  begegnende 
Umbildung  der  römischen  Strafformeln  darauf  zurückzuführen 
ist,  dass  man  das  Bedürfnis  empfand,  das  ungenügende  germa- 
nische Obligationenrecht  zu  ergänzen  und  namentlich  dem  Kauf- 
uud  Tauschgeschäfte,  die  lediglich  dingliche  Uebereignungs- 
geschäfte  waren,  darüber  hinausgehende  obligatorische  Folgeu 


>)  s.  Brunner:  I).  fr.  roiuan.  Dos.  (Berl.  Sitz.-Ber.  1894.  S.  548). 
a)  in  quod  mihi  uoiuplacuit  (ff.  2,  4,  19,  21,  25.  27)  vgl.  Stouff  I.  c. 

36.  A.  2. 

')  Sana  meute,  sanuque  consilio  (f.  11);  vgl.  Stouff  1.  c.  31.  A.  2. 
*)  Malit  te  quam  me,  te  quam  relicus  heredibus  meis  (f.  41);  vgl. 
Zeumer  in  der  Ausg.  S.  19.  A.  1. 

h)  In  f.  35  fehlt  dieser  Satz,  in  f.  46  ist  or  uurichtig  augewendet. 
")  Ff.  17,  18.  42.  45.  55;  vgl  Zeumer  1.  c.  S.  10.  A.  4. 
")  s.  Brunner:  R.  (i.  d.  Urk.  I.  144. 

H)  8.  L  ö  u  i  n  g :  l'eber  den  Ursprung  und  roehtl.  Bed.  d.  altdtsch. 
Strafclauselu.  Sjögren:  Uober  d.  röm.  Konventionalstrafe  u.  d.  Straf - 
clausein  d.  fr.  Urk.  89  ff.,  sowie  die  erwähnten  Schriften  vou  Bluhme  uud 
Stouff. 
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zu  verleihen.1)  Aber  während  diese  Umbildung,  an  der  auch 
die  spätrömische  Urkundenpraxis  betheiligt  war,  sich  doch  noch 
an  das  römische  Urkunden wesen  anlehnte  und  namentlich  in 
Italien  verbreitet  war,  ist  eine  weitergehende  Verbildung  da- 
durch gekennzeichnet,  dass  man  die  aus  der  Conventionalstrafe 
hervorgegangene  Strafdrohung  sogar  gegen  dritte,  am  betreffen- 
den Rechtsgeschäfte  nicht  betheiligte  Personen  richtet,  wodurch 
der  Zusammenhang  mit  der  Conventionalstrafe  abgebrochen 
und  der  Strafclausel  der  Charakter  eines  objectiven  Rechtssatzes 
gegeben  wird ;  an  dieser  im  Anfechtungsfalle  zu  zahlenden  Geld- 
strafe wird  überdies  auch  der  „Fiscus"  betheiligt.2)  Es  ist  fest- 
gestellt worden,  dass  so  geartete  Strafclauseln,  die  materiell  von 
der  römischen  und  von  der  langobardischen  Conventionalstrafe 
gänzlich  verschieden  sind,  germanisch  -  rechtlichen  Charakter 
haben  und  der  fränkischen  Urkundenpraxis  entstammen.3) 

Die  F.  Andeg.  schliessen  sich  diesem  Brauche  an  und  ver- 
lassen in  dieser  Hinsicht  den  Boden  des  römischen  Rechtes 
ganz;  nur  ausnahmsweise  kommt  es  vor,  dass  sie  sich  der 
römischen  Praxis  gemäss  auf  die  bctheiligten  Personen4)  und 
ihre  Stellvertreter  beschränken;5)  in  der  Mehrzahl  aber  ist  die 
Strafdrohung  gegen  jede  dritte  Person  gerichtet.  Der  fränki- 
schen Sitte  aecomodieren  sich  die  F.  Andeg.  auch  hinsichtlich 


*)  Wir  schliessen  uns  in  dieser  Frage  den  Ausführungen  A.  Schul  tze'a 
an;  s.  Sav.  Ztschr.  XVII.  178. 

a)  Es  soll  damit,  wie  Bluhme  1.  c.  221  bemerkte,  der  germanischen 
Auffassung,  wonach  ein  Theil  der  Busse  dem  Kichter  zufiel,  Rechnung  ge- 
tragen werden.  Man  hätte  also  unter  „Fiscusu  den  Richter  zu  verstehen; 
es  wird  auch  thatsächlich  in  f.  57  der  Richter,  in  ff.  21  und  58  der  Ini- 
iiinnitätsrichter  als  empfangsberechtigt  genannt.  Die  Analogie  mit  dein 
Friednnsgelde  liegt  deshalb  nahe,  weil  vielfach  die  Thatbestände  (ff.  5.  42, 
43,  44.  57)  solcher  Art  sind,  dass  sich  ein  zur  Auferlegung  von  Bussen 
führendes  Verfahren  daran  knüpfen  konnte.  Es  soll  überdies  durch  die 
Weckung  des  richterlichen  Interesses  eine  »desto  grössere  Sicherheit  er- 
langt werden. 

3)  s.  darüber  und  über  die  Ursachen  dieser  Umbildung  Sjögren  I.  c, 
121  ff.,  143  ff. 

*)  Ff.  8,  55,  57. 

a)  Ff.  4,  «.  23,  34,  35,  3G,  59:  „obposita  persoua";  5  uud  43:  „aliqua 
persona  ad  vicem";  H»  nur  gegen  die  Erben.  Es  ist  übrigens  fraglich,  ob 
hier  die  „obposita  persona"  wirklich  im  römischen  Sinne  zu  verstehen  ist. 
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der  Beteiligung  des  Fiscus;1)  sogar  bei  Rechtsgeschäften ,  die 
kirchliche  Erbpacht  betreffen,  kommt  eine  solche  Theilung  der 
Strafe,  allerdings  nicht  zu  Gunsten  des  Staates,  ?or. *)  Die 
Stipulation  spielt  in  diesen  Formeln  eine  geringe  Rolle8)  und 
hat  die  übliche  falsche  Bedeutung,4)  desgleichen  die  „stipulatio 
Aquiliana".*)  So  liegt  auch  in  dieser  Hinsicht  eine  Anpassung 
an  die  unrömische  fehlerhafte  Praxis  vor.  Die  Strafe  des 
Duplum*)  aber,  namentlich  mit  dem  Üblichen  römischen  Zu- 
sätze,7) erinnert  zweifellos  an  römisches  Recht;  hierher  gehört 
vielleicht  auch  die  „mulcta  legis"*),  obwohl  es  zweifelhaft  ist, 
ob  dabei  nicht  an  fränkische  Strafe  gedacht  wird.  Römischer 
Tradition  entspricht  ferner  die  Strafdrohung  „ad  pare  suo  amittat"  •) 
und  einer  ganz  logischen  Umbildung  des  römischen  Rechtes 
durch  das  kirchliche  ist  die  Androhung  göttlicher  Strafen  in 


')  Ff.  2,  6,  9,  19,  27,  37,  41,  42,  43,  44,  40,  64,  57. 
•)  Pf.  21,  58. 
»)  Ff.  27,  66. 

*)  Die  Bedeutung  der  Stipulation  in  den  fränkischen  Urkunden  ist 
nunmehr  durch  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  220 ff.  klargestellt.  Zn  er- 
innern wäre  nur  im  Anschlüsse  an  ßlnbme  I.e.  204  f.,  dass  schon  die 
Interpretation  und  die  Epitomen  su  L.  R.  Vis  Paul.  II.  3.  1  arge  Miß- 
verständnisse verratben;  eine  besondere  Verwirrung  anzurichten,  war  L.  R. 
Vis.  Paul.  II.  23.  2  geeignet;  Paul.  V.  8.  1  ist  weder  interpretiert  noch 
epitomiert.  Der  Brunner'schen  Ansicht  treten  bei:  Seuffert  in  Sav. 
Ztschr.  II.  120,  Schröder  in  Hist.  Ztschr.  Bd.  48,  S.  507  und  Sav.  Zuchr. 
IV.  104;  s.  auch  Stouff  1.  c.  39,  69,  82  f. 

•)  F.  37;  vgl.  Bluhme  1.  c.  212.  A.  67;  v.  Savigny  1.  c.  IL  128. 
A.  f.  führt  hier  die  Lex  Aquilia  auf  L.  R.  Vis.  Paul.  I.  1.  3  zurück;  es 
wäre  eher  an  die  schon  vollzogene  Verkettung  aller  Missverständnisse  an 
denken,  an  der  namentlich  die  Interpr.  zu  L.  R.  V.  Paul.  I.  19.  l  die 
Schuld  trägt. 

•)  Ff.  4.  21,  38,  40,  45,  60. 

7)  Quantum  res  eo  tempore  meliorata  valuerit;  s.  ff.  l  c,  25;  Tgl.  über 
diesen  Zusatz  Stouff  1.  c.  38? 
■)  Ff.  8  und  20. 

•)  Ff .  8  und  65.  Der  Verlust  aller  Vortheile  aus  dem  Rechtsgeschäfte 
wird  gegen  den  Vertragsbrüchigen  Theil  in  L.  R.  Vis.  C.  Th.  II.  9.  1  aus- 
gesprochen; daneben  auch  Infamie  und  zwar  gilt  dies  für  Rechtsgeschäfte, 
die  unter  Anrufung  Gottes  geschlossen  wurden.  In  der  späteren  Praxis 
scheint  man  die  beideu  Straffolgen  su  trennen  und  auch  an  der  Voraus- 
setzung der  Anrufung  Gottes  hält  man  nicht  fest. 
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manchen  Strafe]  ausein ')  zuzuschreiben.3)  Die  Exactionsclausel, 
die  vereinzelt  der  Strafclausel  angehängt  wird,8)  oder  auch  ohne 
dieselbe  vorkommt4)  und  bestimmt  ist,  nötigenfalls  die  dem 
fränkischen  Rechte  fremde  Processvertretung  zu  ermöglichen, 
entspricht  bekanntlich  einem  germanischen  Rechtsbedürfnisse. r>) 
Sie  war  zwar  der  spätrömischen  Urkundensprache  bekannt,  hat 
aber  doch  erst  in  den  germanischen  Staaten  eine  neue,  von  dem 
römischen  Rechte  abweichende,  praktische  Bedeutung  gefunden. ") 
Mit  Rücksicht  darauf  ist  sie  formell  römisch,  materiell  aber  ist 
ihr  Vorkommen  eher  dem  germanischen  Bedürfnisse  zuzu- 
schreiben,7) was  allerdings  angesichts  des  Umstandes,  dass  die 
F.  Andeg.  die  Stellvertretung  kennen,  nicht  bestimmt  ent- 
schieden werden  kann. 

Vergleicht  man  die  verschiedenen  Elemente,  die  hier  auf- 
treten, so  gelangt  man  zweifellos  zur  Ueberzeugung,  dass  das 
römische  Recht  und  die  diesem  Rechte  entsprechende  Urkunden- 
praxis, gegenüber  den  Anforderungen  des  fränkischen  Rechtes 
zurückgetreten  ist.  Das  fränkische  Straf-  und  Processrecht  ist 
durchwegs,  das  Privatrecht  zum  grossen  Theile  durchgedrungen, 
und  selbst  das  Formelle  ist  so  umgestaltet,  dass  es  einer  langen 
Kette  von  Missverständnissen  bedurft  hat,  um  von  der  römischen 
Urkundenpraxis  aus  zu  dem  hier  vorliegenden  Resultate  zu  ge- 
langen; diese  Missverständnisse  aber  sind  ganz  offenbar  durch 
den  Einfluss  des  germanischen  Rechtes,  wenn  auch  nicht  direct 


>)  Ff.  20,  23,  46.  49,  68. 

2)  Es  liegt  offenbar  eine  ans  der  Umwandlung  der  rtfmischen  Infamie 
hervorgegangene  Strafdrohiing  vor;  die  kirchlich  beeinflußte  Umbildung  (s. 
Binhme  1.  c.  220.  A.  89)  hat  an  die  Infamie  anknüpfen  können,  die,  wie 
erwähnt,  in  L.  R.  Vis.  C.  Th.  EL  9.  l  vorgesehen  war. 

»)  Ff.  38  und  60. 

*)  F.  22. 

°)  s.  Brunner:  Forschgg.  600,  606. 
•)  Brunner  1.  c.  607. 

')  Besonders  überrascht,  dass  in  diesen  Formeln  keine  absolute  (d.  b. 
gegen  dritte  Personen  gerichtete)  Strafclauseln  vorkommen.  Daraus  hat 
Sjögren  I.  c.  132  richtig  geschlossen,  dass  hier  eine  germanisch-rechtliche 
Scheidung  der  Rechtsgeschäfte  zu  Grunde  liegt.  Die  Brunner'sche  Ansicht 
Uber  den  germanischen  Charakter  der  Exactionsclausel  gewinnt  dadurch  au 
Bedeutung. 
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verursacht,  so  doch  gefördert  worden  und  sie  entsprachen  nicht 
dem  Charakter  des  römischen  Rechtes  und  auch  nicht  seiner 
natürlichen  Enwicklung,  sondern  im  Gegentheil  ausschliesslich 
den  Bedürfnissen  des  neuen  Rechtes.  — 

Die  Formulae  Arvernenses ')  machen,  wenngleich  es 
bei  ihrem  fragmentarischen  Charakter  unmöglich  ist,  zu  einem 
allgemeinen  Ergebnisse  zu  gelangen,  einen  Ähnlichen  Eindruck. 
Dies  ist  desto  merkwürdiger,  als  ihre  Heimat  seit  jeher  eine 
gewisse  Selbständigkeit  hatte  und  auch  unter  fränkischer  Herr- 
schaft das  ganze  VI.  Jahrh.  hindurch  durch  Grafen  römischer 
Abkunft  verwaltet  wurde.  '2) 

Man  beruft  sich  zwar  in  einem  Falle  auf  einen  bestimmten 
römisch  -  rechtlichen  Text,*)  jedoch  in  einer  Art,  dass  man 
directe  Benutzung  keineswegs  annehmen  kann.4)  Die  übrigen 
Berufungen  auf  römisches  Recht  stehen  auf  derselben  Höhe 
wie  in  den  F.  Andeg.:5)  dagegen  steht  das  Appennisverfahren 
in  f.  1  dem  römischen  Rechte  zweifellos  näher  als  das  be- 
treffende Verfahren  in  der  vorherbesprochenen  Sammlung,  *)  wie 
überhaupt  die  Formel  den  altertümlichsten  Eindruck  unter 
allen  fränkischen  Formularen  macht.  Im  übrigen  aber  ist  nicht 
viel  Bemerkenswertes  zu  finden.  Das  Mandat  in  f.  2  a  ist 
römisch,  trotzdem  aber  unterscheidet  man  erworbenes  Gut;  die 
Bezeichnung  „Alod"  kommt  in  dieser  Formel,  sowie  in  zwei 


>)  8.  Zaumer  in  N.  Archiv  XI.  384  ff. 

a)  s.  Kurth:  Les  «Ines  et  les  comtas  d'Auvergne  (Rev.  d'Anvergne 
1900,  S.  383  ff.).  Das«  in  dieser  Zeit  auch  die  Bevölkerung  der  Auverj^ne 
römisch  war,  hat  derselbe  Forscher  wahrscheinlich  gemacht  (s.  Bull,  de 
l'Acad.  de  Belg.    Claas«  des  lettre»  1900,  p.  237  ff.) 

3)  F.  la;  s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  I.  93  ff. 

*)  Ueber  die  miss  verständliche  Art  und  Weise,  wie  diese  verschollene 
Kaiserconstitution  hier  citiert  wird,  vgl.  Conrat  1.  c.  I.  84.  A.  l.  Die 
Verunstaltung  der  Formel  beweist  auch,  dass  sie  missveratanden  wunle 
s.  Zeumer  in  N.  Arch.  XI.  337. 

&)  Die  Einleitung  in  f.  2a  entstammt  keinem  bestimmten  Text«;  s.' 
Conrat  1.  c.  I.  296  A.  4;  es  dürfte  hier  eine  Notariatsphrase  vorliegen. 
In  f.  3  ist  L.  R.  Vis.  Gai.  I  gemeint,  aber  gewiss  nicht  unmittelbar  be- 
nützt. In  f.  t>  wird  zur  Begründung  der  Vergabungsfreiheit  „lex  beneficium" 
angeführt,  ohne  Bezug  auf  eine  bestimmte  Norm. 

•)  9.  in  meinem  Aufsatze. 
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anderen  vor,1)  ebenso  die  germanische  Bezeichnung  „leti- 
monium".2)  Es  fehlt  nicht  an  Beweisen  für  einen  starken 
Rückgang  der  römischen  Praxis,  und  zwar  selbst  in  Formeln, 
die  zum  Theile  kirchlichen  Charakter  aufweisen. s)  Strafdrohung 
liegt  nur  in  einem  Falle  vor,4)  da  ist  sie  aber  auch  gegen 
dritte  Personen  gerichtet,  lässt  den  Fiscus  an  der  Strafe  theil- 
nehmen  und  ist  mit  einer  zwar  wortreicheren,  aber  in  üblicher 
Weise  missverständlichen  Stipulationsclansel 5)  versehen;  die 
Duplumstrafe  fehlt.  — 

Besondere  Bedeutung  wird  mit  Recht  den  Formulae 
Turonenses«)  beigelegt,  die  in  Verbindung  mit  der  L.  Rom. 
Vis.  und  der  L.  Sal.  in  99  Titeln  gewissermaassen  ein  Rechts- 
buch für  das  Gebiet  von  Tours  bildeten7)  und,  wie  aus  der 
planmässigen  Anlage  sowie  den  Ergänzungen  geschlossen  werden 
darf,  von  den  Zeitgenossen  sehr  geschätzt  wurden.  Der  Um- 
stand, dass  sie,  wie  es  scheint,  überwiegend  die  Bedürfnisse 
des  weltlichen  Urkundenwesens  ins  Auge  fassten  und  sodann 
für  kirchliche  Zwecke  vervollständigt  wurden,8)  sowie  die 
Wahrscheinlichkeit,  dass  der  grössere  Theil  der  Grafen  von 
Tours  im  VI.  Jahrh.  und  vielleicht  noch  später  Gallo-Römer 
waren,9)  erhöht  selbstverständlich  ihren  Wert.  Was  sie  ferner 
interessant  macht,  ist  das  häufige  Citieren  des  römischen  Rechtes; 
die  Bedeutung  dieser  Citate  ist  schon  von  Zeumer10)  richtig 


»)  Ff.  4  und  6. 
*)  Ff.  3  nnd  4. 

s)  F.  3  benutzt  in  der  Einleitung  zur  Freilassung  die  spätrümische 
Te.itamentseinleitnngsformel  (vgl.  Zeumer  in  N.  Arch.  XI.  »35),  verbindet 
überdies  die  Freilassung  per  vindictam  mit  der  kirchlichen  und  bezeichnet 
die  römischen  Arten  der  Freigelassenen  missverständlich. 

*)  F.  5;  in  ff.  3  nnd  4  ist  sie  bloss  mit  „sane  siquis"  angedeutet,  in 
f.  6  fohlt  das  Ende. 

r\)  „spondo  vel  aubter  firmavi- ;  am  Schluss:  „Mtihnlant  stipulatus  in 
omnibus  snm". 

8)  s.  Zeumer  in  N.  Arch.  VI.  öoff.,  in  der  Ausgabe  128 ff..  Schröder 
in  der  Sav.  Ztachr.  IV.  «1  f. 
')  s.  Zeumer  I.  c.  59. 
«*)  Zeumer  1.  c.  63  f. 

•)  s.  Kurth:  Bull,  de  I  Acad.  de   Belg.    Classe  des  lettre*  1900, 

p  8X2. 

10  j  in  der  Auagabe  S.  130. 
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beurthcilt  worden;  Conrat1)  scheint  in  der  Bewertung  zu 
weit  gegangen  zu  sein  und  eine  Ueberprüfung  bestätigt  voll- 
kommen das  Zeumer' sehe  Urtheil. 

Das  römische  Recht  wird  entweder  ohne  genauere  Be- 
zeichnung2) oder  als  L.  Rom.')  oder  in  noch  bestimmterer 
Weise  angeführt4)  und  überdies  beginnen  manche  Formeln, 
ohne  es  hervorzuheben,  mit  Sätzen  des  römischen  Rechtes.  ') 
Es  ist  schon  zum  grossen  Theile  nachgewiesen  worden,6)  dass 
viele  dieser  Berufungen  nnd  Entlehnungen  einfach  falsch  an- 
gewendet sind ;  noch  wichtiger  erscheint,  dass  in  keinem  einzigen 
Falle  directe  Benützung  der  Quellen  vorkommt,  sondern  über- 
wiegend die  Interpretation,  in  drei  Fällen  sogar  bloss  die  Epi- 
tome  Aegidii,7)  in  zwei  Fällen  überhaupt  keine  nachweisbare 
Quelle  benützt  wurde;8)  es  kommt  auch  Uebereinstimmung  mit 
der  L.  Rom.  Curiensis  vor,9)  was  offenbar  gemeinsamer  urkund- 
licher Grundlage  zuzuschreiben  ist.  Ueberdies  kommen  im 
Texte  mancher  Formeln  römisch-rechtliche  Sätze  vor,  die  alter 
durchwegs  der  Interpretation  angehören.  Dieses  Prunken  mit 
vielfach  missverstandenen  Brocken  der  Interpretation,  die  viel- 
leicht überhaupt  nur  mittelbar  von  anderen  Vorlagen  übernommen 
wurden,  ist  wenig  geeignet,  diese  Formelsammlung  als  ein 


l)  1.  c.  1.  296  f. 

a)  F.  4:  latores  legum  sanxerunt;  f.  14:  lex  et  consuotudo  expoacit; 
f.  30:  auetoritate  legis  praeeeptum  est;  App.  f.  2:  latores  legis  edocerunt 
et  antiqua  consuetudo  edocet. 

3)  Ff.  15,  17,  20,  22.  24,  2f>.  29,  82,  App.  4. 

4)  F.  11:  ex  corpore  Theodosiani  libri  V;  App.  f.  2:  sicut  in  Theodo- 
aiano  codice. 

r')  Ff.  16,  19,  21. 

•)  Zeumer  in  der  Ausg.  130. 

i)  Ff .  11.  16,  29. 

8)  Die  Einleitung  zu  f.  4,  die  nach  Zeumer  (Ausg.  137.  A.  l)  an 
die  Justinianischen  Institutionen  II.  7.  2  erinnert,  wäre  wohl  eher  auf  die 
irgendwie  mittelbar  erfolgte  Benützung  der  Interpr.  zu  L.  R.  V.  C.  Th.  IV.  18.  2 
zurückzuführen;  s.  Conrat  1.  c.  I.  296.  A.  6.  In  App.  f.  2  kann  es  sich  nur 
um  jene  praktische  Auffassung  handeln,  die  sich  an  C.  Th.  III.  5.  f»  knüpfte, 
aber  nicht  um  directe  Benützung;  der  betreffende  Satz:  „latores  legis  edo 
cernut  .  .  .  ut  prius  arrarum  conjugiae,  postmodum  osculum  intercedent  is" , 
g  Zeumer  (Ausg.)  163.  A.  5. 

»j  s.  Conrat  1.  c.  I.  297.  A.  2. 
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auf  der  Höhe  des  römischen  Rechtes  stehendes  Product  er- 
scheinen zu  lassen. 

Ueberdies  hat  der  romanistische  Aufputz  im  allgemeinen 
den  Rechtsinhalt  der  einzelnen  Stücke  nicht  wesentlich  bestimmt 
und  das  Hervortreten  des  germanischen  Einflusses  nicht  ge- 
hindert. Dies  äussert  sich  schon  in  der  Ausdrucksweise  der 
auf  römisches  Recht  verweisenden  Formeln,1)  noch  mehr  aber 
darin,  dass  häufig  Citierung  des  römischen  Rechtes  und  An- 
wendung des  germanischen  Hand  in  Hand  gehen;2)  auch  von 
formellen  Verstössen  gegen  die  römische  Urkundenpraxis  sind 
diese  Formeln  nicht  frei  geblieben. :v) 

In  vielen  Fällen  werden  Angelegenheiten  behandelt,  die 
materiell  zweifellos  dem  römischen  Rechte  angehören.  Wenn 
da  auch  wirklich  mit  diesem  Rechte  gerechnet  wird,  so  ist 
doch  trotzdem  theils  Verfall,4)  theils  directer  Einfluss  des  neuen 
Rechtes  wahrnehmbar,5)   sodass  dem  römischen  Rechte  nur 


»)  F.  14  unterscheidet  Alodis  und  Erworbenes  ;  s.  auch  f.  22  nnd  in 
App.  ff.  2  und  30. 

3)  So  in  f.  16  (vgl.  Zeumer  in  der  Ausgabe  8.  129),  wo  die  römische 
Strafe  in  eine  germanische  Busse  umgewandelt  wird;  ebenso  in  f.  32;  noch 
merkwürdiger  die  ff.  24  (vgl.  Zeumer  1.  c.  130,  148.  A.  3  nnd  Conrnt 
1.  c.  I.  297.  A.  4)  und  30  (vgl.  Zeumer  1.  c.  130). 

s)  F.  4  hat  für  Schenkung  (Gession)  die  Formel,  die  eigentlich  nur 
für  Donatio  mortis  cansa  passt;  ebenso  ff.  17  und  20;  dagegen  fehlt  in 
f.  22  die  übliche  römische  Testamentsformel. 

4)  In  f.  3  haben  .Gesta"  die  Bedeutung  von  Urkunde;  in  f.  7  be- 
gegnet die  irrtümliche  Auffassung,  als  ob  man  ein  Praecarium  alle  6  Jahre 
au  erneuern  hätte  ;  f.  16  spricht  von  „introductio  locorum  secundum  legem 
Rom.",  was  höchstens  einem  späteren  Gewohnheitsrechte  entspricht  (vgl. 
Stouff  1.  c.  76);  f.  17  interpretirt  falsch  die  betreffende  Stelle  des  Paulus, 
wo  von  scriptura  keine  Rede  ist,  spricht  überdies  von  der  Quarta  in  sinn- 
widriger Bedeutung,  was  desto  auffallender  ist,  dass  diese  Formel  laut 
Uebersohrift  für  die  Gesta  bestimmt  war;  f.  19  verwendet  in  der  Einleitung 
eine  Stelle,  die  sich  auf  verschuldete  Ehescheidung  besiebt,  obwohl  es  sich 
im  vorliegenden  Falle  um  einverständliche  Scheidung  handelt;  ebenso  falsche 
Anwendung  des  römischen  Rechtes  in  f.  26  (vgl.  Zeumer  I.  c.  130)  und 
in  App.  f.  2  (vgl.  oben  S.  74.  A.  8),  wo  Cod.  Theodos.  ungerechtfertigt 
citiert  wird  (vgl.  Stouff  1.  c.  64)  und  osculum  in  der  üblichen  falschen 
Auffassung  vorkommt;  hierher  gehören  schliesslich  die  Eheschenkungen. 

*)  So  besonders  f.  24,  wo  die  Vormundschaftsbestellung  starke  germa- 
nische Einflüsse  aufweist  (vgl.  hiesu  oben  A.  2);  in  f.  28  Appennis 
fränkischer  Art;  noch  mehr  Addit.  7. 
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weniges  entspricht.1)  Strafrechtlich2)  und  processuell J) 
gehören  die  F.  Toron.  gänzlich  dem  fränkischen  Rechte  an. 
Aber  anch  das  fränkische  Privat  recht  kommt  zur  Geltung, 
allerdings  vielfach  in  der  der  Kirche  geläufigen  Weise.4)  Ver- 
gleicht man  das  Auftreten  der  beiden  Elemente  miteinander, 
so  gelangt  man  zur  vollen  Bestätigung  der  eingangs  erwähnten 
Z eum er' sehen  Ansicht.  Es  liegt  hier  ebenso  wenig  wie  in 
den  F.  Andeg.  ein  Sieg  des  römischen  Rechtes  über  das  frän- 
kische, sondern  viel  eher  das  Gegentheil  vor.  Auch  in  formeller 
Hinsicht  gewinnen  wir  den  Eindruck  grosser  Decadenz;  —  zn 
dem  bei  Besprechung  der  F.  Andeg.  Gesagten  kommt  hinzu,  dass 
die  missverständlich  angewendete  Stipulation Ä)  überdies  mit  den 
Unterschriften  der  „boni  homines"  verbunden  wird,0)  die  hier 
überhaupt  häufig  genannt  werden.7)   Die  Strafclauscln  weisen 


')  s.  in  f.  s  Verkauf  eines  Erbpaehtgrundßtückes  „salvo  jure  Sanofi* 
ähnlich  in  f.  42;  in  f.  9  Garantie  für  Feblerfreihoit  des  Sklaven;  richtig» 
Anwendung  de«  römischen  Rechtes  in  IT.  20  und  21,  theüwejse  auch  (aller- 
dings mit  dem  S.  75.  A.  3  vermerkten  Mangel)  in  f.  22;  sodann  kommt  in 
Betracht  f.  23  und  schliesslich  die  Stellvertretung  in  ff.  2,  20,  45  und 
Addit.  4. 

2j  In  f.  IC  Umwandlung  der  römischen  Strafe  für  Raptus  in  eine  germa- 
nische; ähnlich  f.  32,  obwohl  am  Schlüsse  wioder  Anlehnung  an  römische«. 
Recht;  f.  38  ist  ganz  germanisch. 

8)  s.  f,  29  (trotz  äusserlich  römischen  Charakters),  ebenso  f.  30;  die 
ff.  31,  33,  39,  40,  41  und  Addit.  ti  sind  ganz  germanisch;  der  dreissigjährige 
Besitz  in  f.  39  beruht  auf  dem  Capitularienrechte. 

4)  In  ff.  1  und  37  Schenkung  an  die  Kirche  „dedneto  usufruetu";  in 
f.  6  Verkauf  an  die  Kirche,  ebenfalls  ded.  usufr.  und  zur  Bekräftigung  des 
Rechtsgeschäftes  Verpfändung  eines  zweiten  (iutes  unter  Vorbehalt  de* 
Besitzes;  f.  10  Selbst verknechtung;  f.  11  erinnert  an  F.  Andeg.  49;  f.  12 
kirchliche  Freilassung;  zu  f.  13  s.  Brunner:  Forschgg.  526  f.;  f.  27  ent- 
hält das  fränk.  praeeeptum  de  cartia  deperditis;  in  f.  43  Cominendation  in 
mundebnrdinm;  Addit.  1  kirchlich  stylisierto  Schenkung  an  die  Kirche; 
Addit.  3  kirchliches  Rechtsgeschäft  mit  fides  facta;  Addit.  Ii  erwähnt  die 
festuca. 

'-)  Auch  die  Aquiliana  fehlt  nicht;  s.  f.  17;  vgl.  Bluhme  1.  c.  210. 
«)  Ff.  4,  12.  14,  17,  18,  38,  App.  2,  App.  3. 

7)  Selbst  im  Mandat;  s.  ff.  3  und  24;  ebenso  in  der  mit  römischen 
Citaten  aufgeputztun  f.  24.  Allerdings  betrachtet  Dahn  1.  c.  VII.  I.  169  die 
„boni  honiiues"  als  viiltjani'»iiii*eh ;  dies  erscheint  jedoch  sehr  zweifelhaft ; 
a.  Saleilles  in  Rev.  Iiistor.,  Bd.  4o.  8.  '-'Ul'. 
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theil  weise  bessere  Züge  auf:  denn  trotz  des  auch  hier  vor- 
herrschenden Uebergewicbtes  der  gegen  jede  dritte  Person  ge- 
richteten Strafdrohung  kommt  doch  auch  die  dem  römischen 
Rechte  entsprechende  Oonventionalstrafe  zum  Vorschein;1)  in 
einem  Falle  erinnert  man  sich  der  Unanwendbarkeit  der  Con- 
ventionalstrafe bei  Schenkungen/2)  und  die  germanische  Auf- 
theilung  der  Strafsumme  zwischen  Partei  und  Fiscus  kommt 
nur  einmal3)  vor. 

Dies  ist  naturlich  nicht  genügend,  um  den  gesammten  Ein- 
druck zu  ändern,  ebenso  wenig,  wie  die  in  Appendix  ff.  2  und 
3  gegenüber  den  ff.  14  und  15  eingetretene  Verstärkung  des 
römischen  Rechtes;  sie  berührt  ja,  wie  Zeumer  bemerkt 
hat,4)  nicht  den  Inhalt,  und  hat  nur  stylistische  Bedeutung.  — 

Unter  denFormulae  Bituricenses  verdienen  bekanntlich 
die  sieben  ersten  besondere  Beachtung5)  und  es  lässt  sich  nicht 
leugnen,  dass  ff.  1—5  und  7  schon  sprachlich  und  stylistisch 
günstig  wirken.6)  Die  Gesta  erscheinen  noch  sehr  actuell  und 
das  in  f.  7  behandelte  Appennisverfahren  weist  den  älteren 
Typus  auf.7)  Dennoch  kommen  auch  hier  sowohl  wichtige  Be- 
weise der  Decadenz  wie  auch  fränkischer  Einfluss  zum  Vor- 
schein. Die  Stipulation  ist  durchwegs  falsch  aufgefasst,8)  es 
kommt  sogar  die  lex  Aquiliana  vor9)  und  natürlich  die  Theilung 
der  Strafsumme  zwischen  Partei  und  Fiscus. ,0)  Das  Schwinden 
römischer  Rechtskenntnisse  geht  daraus  hervor,  dass  man  auch 
die  irrige  Auffassung  findet,  eine  Praecaria  müsse  von  Zeit  zu 


')  So  in  ff.  13,  15,  43;  in  den  ff.  25  und  26  erstreckt  sich  diu  (Juu- 
veutionalatrafe  auf  die  Erben  der  Parteieu. 

a)  Addit.  1;  vgl.  Bluhmo  1.  c.  212.  A.  67. 

In  f.  38. 
*)  s.  N.  Aren.  VI.  66. 

s)  8.  Zeumer:  N.  Arch.  XI.  314  1.,  ßruiiner  1.  c.  I.  405  f.,  Conrat 
1.  c.  I.  298. 

ö)  In  f.  1  altrömische  Formel  (vgl.  B  mutier  1.  c.  405.  A.  22);  ff.  2, 
3  und  4  bieten  sehr  gute  Texte,  in  f.  4  überdies  .aacratissimus  fiscus". 

?)  s.  in  meinem  citierten  Aufsatze. 

Man  wendet  sie  sogar  in  f.  7  für  Appennis  an. 

a)  In  f.  2.  allerdings  bat  man  doch  die  Empfindung,  dass  sie  von  der 
gewöhnlichen  Stipulation  unterschieden  wird. 

"0  In  f.  4. 
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Zeit  erneuert  werden.1)  Fränkisch  sind  die  „boni  homines*2) 
und  die  „ambastia".3)  Der  Umstand,  dass  die  vorliegende 
Sammlung  überwiegend  kirchlichen  Charakter  hat,4)  mag  das 
auffallende  Fortleben  mancher  romanistischen  Details  erklären; 
noch  mehr  trägt  hiezu  der  Umstand  bei,  dass  die  hier  be- 
bandelten Materien  zu  weitergeheudcn  Aeusserungen  des  fränki- 
schen Rechtes  sehr  wenig  Gelegenheit  boten.  Die  Ueber- 
lieferungsart  der  Formeln  spricht  gegen  die  Annahme  grosser 
Verbreitung  oder  erheblicher  praktischer  Benützung. 

Die  übrigen  Stücke  dieser  Sammlung  gehören  bekanntlich 
späterer  Zeit  an  und  enthalten  theil weise  wertlose  kirchliche 
Briefmuster;5)  aber  auch  sonst  sind  sie,  mit  einer  einzigen 
Ausnahme,6)  für  den  Rechtsverkehr  der  Kirche  bestimmt.  Die 
juristische  Ausbeute  ist  also  im  allgemeinen  gering,  aber  doch 
genügend,  um  darzuthun,  dass  auch  diese  Formeln  die  uns  be- 
kannte Höhe  nicht  Überschreiten. 

Anführung  des  römischen  Rechtes  kommt  vor;7)  einmal 


*)  In  f.  2. 
<«)  In  f.  1. 
3)  In  f.  2. 

*)  Iu  f.  2  ist  Ton  Actores  die  Rede;  offenbar  handelt  es  sich  um  kirch- 
liche Actores;  das  Mandat  iu  f.  S  ermächtigt  zu  Schenkungen  an  Klöster; 
die  securitas  in  f.  4  schützt  gegen  Anfechtungen  seitens  der  Erben,  „rel 
Ecclesiae  nostrae  succeasoribus* ;  f.  5  ist  so  speciell  kirchlich,  dass 
schon  mit  Rücksicht  darauf  die  ganze  Sammlung,  der  diese  Formeln  ent- 
stammen, als  eine  kirchliche  erscheinen  könnte;  in  f.  6  ist  wieder  die  Rede 
von  einer  Schenkung  an  die  Kirche;  in  f.  7  tritt  der  Glerus  S.  Stephani 
unter  den  Publicitätspersonen  auf:  weltlich  scheint  nur  f.  1  zu  sein. 

6)  Ff.  10—18,  16—18. 
«)  F.  15. 

7)  In  f.  9  .lex  Rom.  declaraf;  gemeint  ist  L.  R.  Vis.  Gai.  I.  Conrat 
1.  c.  298.  A.  3  meint,  dieses  Citat  beruhe  nicht  auf  der  L.  R.  Vis.,  sondern 
auf  anderweitiger  römischer  Phraseologie;  jedenfalls  liegt  keine  directe 
t^uelienbeuützung  vor.  In  f.  16  „Spiritus  sanet.  per  sacrorum  imperatorum 
sensit  auetoritas" ;  das  Citat  bezieht  sich  auf  den  Cod.  Theodos.  (vgl. 
Zeumer  in  der  Ausg.  174.  A.  7).  Das  Citat  ist  natürlich  unpassend; 
auffallend  ist  die  Verbindung  der  Erwähnung  ton  Rechtssätzen ,  die  sich 
gegen  inlicita  conjunetio  wenden,  mit  der  in  dieser  Formel  behandelten  Ehe- 
schenknng.  Möglich,  dass  ein  Versehen  vorliegt;  nicht  ausgeschlossen  ist 
aber,  dass  hier  jene  Auffassung  begegnet,  die  man  in  Senon.  App.  1  a  findet, 
wo  die  Kinder  aus  einer  ohne  libellum  dotis  geschlossenen  Ehe  als  naturales 
bezeichnet  werden,  wodurch  zweifellos  auf  eine  derartige  Verbindung  der 
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sogar  Berufung  auf  ein  Gesetz  Constantin  d.  Gr.,1)  was  aber 
durchaus  nicht  den  Eindruck  directer  Benützung  macht,  Ver- 
stösse nicht  hindert2)  und  fränkische  Beeinflussung  nicht  ab- 
wehrt.^) Es  ist  bemerkenswert,  dass  gerade  die  Formel,  in  der 
Constantin  d.  Gr.  citiert  wird,  durch  stylistische  Verworrenheit 
auffällt,  während  die  andere  (15),  die  das  römische  Kaiserrecht 
auf  den  heiligen  Geist  zurückführt,  das  „osculum"  in  falscher 
Auffassung  bringt.4)  Gesta  erscheinen  auch  hier  actuell;  wir 
verdanken  dieser  Sammlung  die  viergliedrige  Formel,  die  uns 
das  ganze  Verfahren  der  Allegation  veranschaulicht;  man  kann 
aber  gerade  dabei  eine  interessante  Verwirrung  beobachten; 
sie  äussert  sich  in  der  überschwänglichen  Benützung  der  Stipu- 
lation, welche  nicht  nur  für  das  den  Gesta  anzuvertrauende 
Stück,  sondern  sogar  für  das  Mandat  des  fungierenden  Stell- 
vertreters5) und,  was  noch  abnormer  ist,  für  die  Anzeige  des 
Stellvertreters  an  den  Mandanten  *)  benützt  wird.  Die  absolute 
Strafclausel  ist  schon  so  selbstverständlich  geworden,  dass  man 
sie  der  richtiger  abgefassten  noch  hinzulugte;7)  die  Theilung 
der  Strafsumme  zwischen  die  Partei  und  den  Fiscus  ist  eben- 
falls gebräuchlich.8)  Die  Verwünschungsformel9)  dagegen  ist 
jener  römischen  Umbildung  zuzuschreiben,  die  oben10)  erwähnt 
wurde. 


Schatten  des  Unerlaubten  fällt.  Da  Seu.  App.  la,  trotzdem  dort  diese  an- 
römische  Auffassung  vertreten  wird ,  mit  römisch  -  rechtlichem  Aufputze 
prunkt,  kann  angenommen  werdeu,  dass  auch  in  Bitur.  16  derselbe  Ge- 
dankengang besteht, 

»)  In  f.  9;  vgl.  L.  R.  Vis.  0.  Th.  IV.  7;  s.  Courat  1.  c.  I.  298.  A.  4. 

a)  „vindicta  liberare"  bei  kirchlicher  Freilassung  in  f.  9. 

3)  In  f.  15  Unterscheidung  von  Alod  und  Erworbenem. 

*)  Noch  dazu  als  „osculum  pacis". 

s)  In  f.  15  b;  offenbar  deswegen  wird  dann  in  16  c  dieses  Mandat  als 
„sollemniter  roboratuin*  bezeichnet. 
•)  In  f.  15b  und  15d. 

*)  In  f.  15a  heisst  es:  „Siquis  .  .  de  heredibus  .  .  vel  ulla  interposita 
persona";  dann  aber  noch:  .vel  quislibet .  .  .  quis  fecerit".  Augenscheinlich 
sind  zwei  Formeln  vermengt;  die  orstere  entstammt  einer  besseren  Vorlage, 
schien  aber  dem  Schreiber  ungenügend. 

»)  Ff.  9  und  15  a. 

,J)  In  f.  9. 

w)  oben  S.  71.  A.  2. 
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Weisen  schon  diese  Umstände  auf  denselben  Niedergang* 
des  römischen  Rechtes  bin,  dem  wir  auch  sonst  begegnen,  so 
macht  speciell  f.  14  einen  ganz  fränkischen  Eindruck.  Es 
handelt  sich  um  den  Königsschutz  für  Klöster  und  die  Bitte 
erelit  auf  Revestition.  Somit  stimmt  auch  diese  Sammlung  mit 
allem,  was  wir  Ober  den  Rückgang  des  römischen  und  das  Ein- 
dringen des  fränkischen  Rechtes  im  kirchlichen  Rechtsleben 
wissen.  — 

Der  älteste  Theil  der  Formulae  Senonenses  (nämlich 
der  Appendix1)  vermag  ebenfalls  keine  Aenderung  des  bisher 
gewonnenen  Eindruckes  hervorzurufen.  Die  wichtigste  vier- 
gliedrige  f.  1  erinnert  auffallend  an  die  besprochene  F.  Bitur. 
15,  steht  aber  hinter  derselben  zurück.  In  der  Berufung  auf 
die  lex  et  consuetudo  hat  Zeumer2)  mit  Recht  eine  Anrufung 
des  römischen  Gewohnheitsrechtes  erblickt  und  die  Bezeichnung 
der  Kinder  aus  undotierter  Ehe  als  „filii  naturales-  entspricht 
trotz  der  Einwendung  ConratV*)  doch  zweifellos  germanischer 
Auffassung;  mit  der  F.  Bitur.  15  hat  unsere  Formel  die  ver- 
schwenderische Benützung  der  Stipulationsclausel  und  die  germa- 
nische Unterscheidung  zwischen  ererbtem  und  erworbenem  Gut 
gemein.  In  f.  3  begegnet  wieder  die  Berufung  auf  römisches 
Recht  und  auf  Constantin  d.  Gr.,4)  ja  sogar  die  römische 
Datierung,5)  was  aber  nicht  hindert,  dass  man  die  kirchliche 
Freilassung  mit  der  per  vindictam  vermischt.  Die  Selbstvcr- 
kuechtuug  in  f.  6  hat  germanischen  Charakter. 

Die  eigentlichen  Cartae  Scnonicae  bieten  bekanntlich6) 
eine  Reihe  wichtiger  Beweise  germanisch  -  rechtlichen  Ein- 
flusses, 7)  darunter  solche,  denen  man  in  den  bisher  besprochenen 
Formeln  nicht  begegnet8)  und  wenn  dennoch  ab  uud  zu  bessere 


>)  s.  Ausgabe  8.  18». 
*)  1.  c.  208.  A.  1. 

*)  1.  c.  I.  298.  A.  7;  s.  insbesondere  Koehnc:  Die  (ieschlechtsverbiu- 
düngen  der  Unfreien  im  fränkischen  Recht  S.  6.  Antn.  18. 
*)  Es  handelt  sich  um  die  kirchliche  Freilassung. 
5)  Nach  Indictionen. 
•)  8.  Zeumer  in  der  Ausgabe  8.  185. 

7)  Vgl.  ff.  7,  8,  10—12,  17-1»,  22,  26—2»,  30,  34— 37,  42,  46,  48.  51. 
")  z  B.  in  ff.  7.  17,  22,  28,  34,  45. 
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römische  Reminiscenzen  vorkommen,1)  so  kann  dies  doch  nicht 
viel  beweisen,  namentlich  da  solchen  Erscheinungen  wieder 
auch  arge  Verstösse2)  gegenüberstehen.  — 

Es  ist  natürlich  unmöglich,  auf  alle  Formelsammlungen 
einzugehen. ()  Beachtenswert  erscheint  aber,  dass  selbst  bur- 
gundische Formeln,  die  in  der  Coli.  Flaviniacensis  vorliegen, 
in  den  Fällen,  in  denen  sie  Originelles  bieten,  hinsichtlich  des 
römischen  Rechtes  einen  kläglichen  Eindruck  machen;  sie  ent- 
halten weit  weniger  Spuren  des  römischen  Rechtes,  als  die 
bisher  besprochenen,  und  nicht  eine  einzige  der  interessanten 
Reminiscenzen.  — 

Es  ist  von  ganz  besonderer  Bedeutung,  dass  die  Formeln, 
die  für  das  germanische  Rechtsleben  bestimmt  waren,  ein  ganz 
ähnliches  Bild  zeigen,  wie  diejenigen,  die  man  mit  Rücksicht 
auf  ihr  Entstehungsgebiet  und  mit  Rücksicht  auf  die  häufigen 
romanischen  Anklänge  als  Denkmäler  römischrechtlichen  Lebens 
hinzustellen  geneigt  wäre.  Es  hat  sich  eben  ziemlich  rasch 
eine  Gemeinsamkeit  ausgebildet,  die  den  Anforderungen  des 
fränkischen  Rechtes  vollauf  Rechnung  trug,  wobei  die  romanischen 
Formeln  mitgeschleppt  wurden,  weil  sie  stylistisch  brauchbar 
und  materiell  nicht  binderlich  waren. 

Es  genügt,  die  salischen  Formeln  mit  den  bisher  be- 
sprochenen zu  vergleichen,  vor  allem  also  die  Formulae 


i)  So  in  f.  2,  wo  das  Duplum  des  eventuell  meliorierten  Wertkes  an- 
gedroht wird.  — -lieber  die  Quelle  der  in  Cart.  Sen.  App.  herausgegebenen 
Formeln  s.  Conrat  in  Sa*.  Ztschr.  Rom.  Abth.  X.  140. 

*)  So  in  f.  18,  wo  die  Mandatsformel  mit  der  Formel  für  Donatio 
mortis  catisa  verbunden  ist,  ohne  dass  speciell  in  diesem  Falle  an  das  von 
Zenmer  (Ausg.  190.  A.  2)  augeführte  „mandatum  donationis  loco-  zu 
denken  wäre;  auch  das  Mandat  in  f.  50  ist  absonderlich  abgefasst.  Laut 
f.  32  soll  eine  Praecaria  alle  5  Jahre  erneuert  werden.  Da«  Apennis- 
verfahren  in  f.  38  entfernt  sich  von  dem  römischen  noch  mehr  als  in  andern 
Sammlungen.    Vgl.  auch  f.  46. 

3)  So  gehen  wir  insbesondere  auch  auf  die  Form.  Extravagantes 
(Zeumer's  Ausg.  633  ff.)  nicht  ein.  Viele  von  ihnen  enthalten  Interessantes; 
es  kommen  sogar  processuale  römischrechtliche  Reminiscenzen  vor.  Doch 
erscheint  es  unmöglich,  aus  versprengten  und  vereinzelten  Formeln  Schlüsse 
zu  ziehen.  Selbst  wenn  man  einigen  von  ihnen  eine  besondere  Bedeutung 
beilegen  würde,  so  stehen  sie  doch,  mit  Rücksicht  auf  ihre  geringe  Ver- 
breitung, hinter  den  Sammlungen  zurück. 

v.  Halban.  Rom.  Recht  in  den  «erm.  Volksstaaten.  III.  6 
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Salicae  Lindcnbrogianae.1)  Es  kommen  auch  da  jene 
usuellen  Satze  vor,  denen  man  in  den  bisher  besprochenen 
Sammlungen  so  häufig  begegnet.  Die  wichtigste  Eigentümlich- 
keit besteht  darin,  dass  in  den  meisten  Fällen  nebst  den 
Urkunden  „Muca"  und  „andelang"  erwähnt  werden,2)  die  Be- 
nennung „adfatimus"  vorkommt3)  und  dass  anstatt  der  mehr  oder 
weniger  unpassenden  Berufungen  auf  römisches  Recht  die  Lex 
Salica  angeführt  wird,4)  was  aber  nicht  hindert,  dass  in  F.  20 
trotz  Berufung  auf  salisches  Recht  von  einer  römischen  Frei- 
lassung die  Rede  ist.5)  Auch  sonst  werden  neben  germanischen 
RechtsausdrUcken  in  einem  Falle  die  latores  legum  erwähnt,6) 
es  kommt  die  bekannte  römische  Formel  über  den  Empfang 
des  Kaufpreises  vor,')  ja  sogar  die  Formel  über  die  Fehler- 
freiheit des  Sklaven,8)  die  Stipulation  ist  sehr  gebräuchlich,  auch 
die  Drohung  mit  dem  Duplum,9)  sogar  mit  dem  gut  römischen 
Zusatz,10)  allerdings  meist  in  falscher  Verbindung,11)  fehlt  nicht; 
die  Drohung  mit  der  kirchlichen  Strafe  nebst  der  Geldstrafe  ist 
sehr  häufig;12)  zu  erwähnen  wäre  schliesslich  auch  das  Vor- 
kommen der  irrigen  Auffassung  von  der  Nothwendigkeit  der 
Erneuerung  des  Praecariums.l:,) 

Dasselbe  gilt  von  den  Form.  Salicae  Bignonianae.14) 
Sie  bieten  trotz  überwiegend  germanischer  Ausdrucks  weise 
dennoch  gut  römische  Bestandteile;  so  z.  B.  die  Formel  für 
den  Empfang  des  Kaufpreises,1')  die  Formel  betreffs  Fehler- 


')  s.  Zeumer  in  der  Aueg.  S.  266  f.,  Schröder  in  Say.  Ztachr.  IV.  99 
nud  Brunner:  R.  G.  I.  40». 

a)  S.  ff.  1,  2,  6-8,  12,  16,  18. 
3)  In  f.  13;  in  f.  19  leudis. 
*)  Ff.  7,  20,  21. 

•'')  Freilassung  zam  Civis  Romanna  kommt  auch  in  f.  10  vor. 
«•")  In  f.  6;  Tgl.  F.  Turon.  4. 
7)  In  ff.  8  und  IB. 

«0  F.  15. 
9)  F.  5. 

>0)  Quantum  res  meliorata  valuerit,  9.  f.  6. 
'•)  Ff.  5,  12,  14,  16. 
U)  Ff.  1,  2,  7,  10,  14. 
l»)  Ff.  8  und  4. 

")  s.  Zeumer  in  der  Ausg.  227  f.  und  N.  Arcb  VI.  85  ff. 

»6,  Ff.  3  und  4. 


Digitized  by  Google 


83 


frcibeit  des  Sklaven,1)  die  Stipulation,2)  und  was  am  meisten 
auffallt,  die  römische  Tradition  durch  Übergabe  der  Schlüssel.3) 

Hierher  gehören  dann  die  weniger  selbständigen  Form. 
Salicae  Merkelianae,4)  deren  I.  und  II.  Theil  jedenfalls  für 
Gegenden  mit  starker  salischer  Bevölkerung  bestimmt  waren.5) 
Wir  begegnen  wieder  der  irrigen  Auffassung  von  der  Not- 
wendigkeit fünfjähriger  Erneuerung  des  Praecariums,6)  der 
römischen  Freilassung,7)  der  römischen  Kaufpreisbestätigung,8) 
der  Dnplumdrohung,9)  einmal  sogar  mit  der  Meliorationsclausel ; 
die  Strafclauseln  sind  zum  grossen  Theil  nicht  ausgeführt, 
Stipulation  nur  einmal  ausgesprochen.10) 

Es  soll  selbstverständlich  nicht  geläugnet  werden,  dass 
dennoch  zwischen  den  drei  letzterwähnten  Formelsammlungen 
(die  beispielsweise  keine  Stellvertretungs-Mandate  enthalten)  und 
den  früher  besprochenen  Unterschiede  bestehen;  dennoch  sind 
dieselben  zum  grossen  Theile  quantitativer  und  nicht 
qualitativer  Natur.  Es  fehlen  Berufungen  auf  römisches  Recht11) 
und  Anlehnungen  an  dasselbe:  an  ihre  Stelle  treten  Berufungen 
auf  die  Lex  Salica  und  Anlehnungen  an  das  Evangelium,  sowie 
überhaupt  eine  Steigerung  der  kirchlichen  Stylistik;  auch  kommen 
die  einzeln  angeführten  römischen  Bestandteile  nicht  so  häufig: 
vor;  andererseits  aber  sind  eben  deshalb  die  oft  wahrnehmbaren 
Missgriffo,  die  wir  bei  Benützung  römisch-rechtlicher  Reminiscenzen 
sehen  konnten,  in  diesen  Sammlungen  fast  verschwunden.  Im 
allgemeinen  gewinnt  man  den  Eindruck,  dass  ein  Usus  communis 
vorliegt,  der  sich  durch  die  Übernahme  der  römischen  Schrift  form 
im  fränkischen  Rechtsleben  eingebürgert  hat;  die  einen  Formeln 
putzen  sich  mit  römischem  Rechte  mehr,  die  anderen  weniger 


l)  Ff.  3  und  5. 

3)  F.  1 ;  viele  Strafclauseln  sind  nur  angedeutet,  aber  nicht  ausgeführt. 
s)  F.  14. 

«)  a.  Zeumer  in  der  Ausg.  239,  N.  Arch.  VI.  91;  vgl.  aber  Schröder 
in  Sav.  Ztschr.  IV.  93. 

r')  8.  Brunner:  1.  c.  I.  408.  Schröder  1.  c. 

6)  F.  5. 

7)  Ff.  13.  b.  und  43. 
«)  Ff.  9—12. 

»)  Ff.  9  und  10. 

10)  In  f.  9.  „stipulatione  iuserta.- 

n)  Mit  Ausnahme  von  F.  Sal.  Liudenbr.  «. 

6 
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auf;  — Taber  ebenso,  wie  der  römische  Aufputz  jener  Formeln, 
die  ganz  bestimmt  salische  Rechtsverhältnisse  ins  Auge  fassen, 
ihren  eigentlichen  Charakter  in  keiner  Weise  alteriert,  ebenso 
wenig  konnte  eine  etwas  reichlichere  Heranziehung  römischer 
Phrasen  das  fränkische  Rechtsleben  stark  beeinflussen.  Einen 
wichtigen  Beweis  für  die  Ausbildung  dieses  Usus  communis, 
also  auch  fiir  die  Ausgleichung  des  Rechtes,  erblicken  wir  in 
dem  Umstände,  dass  Formelsammlungen  verschiedener  Gebiete 
dennoch  manches  von  einander  entlehnen.  Am  auffälligsten 
kann  da  die  Benützung  der  Form.  Turon.  in  den  Form.  Sal. 
Merkel,  erscheinen. 

Im  Mittelpunkte  dieser  Bewegung  steht  bekanntlich  M  a  r  k  u  1  f , 
dessen  Benützung  in  vielen  Sammlungen  auffällt.  Westliche, 
nördliche  und  östliche  Formeln  enthalten  manches,  was  mit 
Markulf  verwandt  ist  und  seine  Brauchbarkeit  in  verschiedenen 
Gegenden  beweist.1)  Markulfs  Sammlung  gehört,  wie  man  als 
ganz  wahrscheinlich  annehmen  darf,  einem  romanischen  Gebiete 
an  und  fällt  in  das  Endo  des  Vit.  Jh.2)  Sie  hat  ebenso  wie 
andere  Sammlungen  privaten  Charakter,  zeichnet  sich  aber 
dadurch  aus,  dass  sie  sowohl  praktischen  Zwecken,  als  auch 
der  Bildung  von  Anfängern  dienen  sollte.  Es  überwog  wohl 
in  vielen  Fällen  die  Absicht,  stylistische  Traditionen  vor  Ver- 
gessenheit zu  bewahren,  namentlich,  wenn  diese  Stylistik  den 
Anforderungen  des  Lebens  nicht  widersprach.  So  konnten  die 
Markulfschen  Formeln  verschiedenen  Bedürfnissen  genügen  und 
sowohl  von  den  Anhängern  romanistischer  Uberlieferungen,  wie 
auch  von  denen,  die  mehr  auf  das  unmittelbar  Praktische  bedacht 
waren,  benützt  werden. 

Betrachtet  man  diese  Sammlung  näher,  so  fällt  es  schwer, 
sich  darüber  auszusprechen,  -ob  sie  mehr  auf  Grundlage  des 
römischen  oder  des  fränkischen  Rechtes  beruht;1)  doch  darf  man 

*)  So  sieht  man  schon  in  den  F.  Arvern.,  sehr  stark  aber  in  den 
P.  Turon.  Markalf  benutzt;  ebenso  in  den  salischen. 

*)  s.  Zeumer  in  N.  Arch.  VI.  1»  ff.,  XI.  3H8  ff.,  Brn tiner  I.  c.  1.  404  f., 
Schröder  in  Sav.  Ztichr.  IV.  79. 

3)  Brunner  1.  c.  sagt:  Den  Formeln  liegt  im  allgemeinen  salische* 
Recht  zu  Grunde,  doch  wird  in  einzelneu  Stücken  auf  die  lex  oder 
consuetudo  romana  Bedacht  genommen.  Ahnlich  äussert  sich  Conrat 
1.  c.  I.  296.  Grosser  Überschätzung  der  rouianistiscbe»  Elemente  macht 
sich  Tardif  1.  c.  172  ff.  schuldig. 
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nach  dem,  was  wir  an  den  andern  Sammlungen  s  bemerkten, 
diese  Frage  nicht  in  dieser  Art  stellen.  Es  kann  sich  vielmehr 
nur  darum  handeln,  ob  die  Markulfschen  Formeln  zu  einem 
Festhalten  an  römischem  beziehungsweise  zu  einer  Romanisierung 
des  fränkischen  Rechtes  Gelegenheit  boten. 

Das  I.  Buch  hat  von  diesem  Standpunkte  nur  gelinge  Be- 
deutung. Es  war  Tardif1)  vorbehalten,  auch  hier  zahlreiche 
Spuren  römischen  Rechtes  zu  suchen  und  zu  finden,  was  ganz 
unzutreffend  ist.  Die  Königsurkunden,  denen  dieses  Buch  ge- 
widmet ist,  bieten  zwar  eine  reiche  vielfach  kirchliche  Phraseologie, 
aber,  soweit  wir  sehen,  keine  directe  Befolgung  römischer  Muster;2) 
es  lagen  für  derlei  Angelegenheiten  keine  brauchbaren  römischen 
Muster  vor  und  es  hätte  höchstens  Cassiodor  mit  einigem  Erfolg 
benützt  werden  können,  was  aber  nicht  geschah.  Ganz  anders 
sehen  die  Urkunden3)  des  II.  Buches  aus.  Da  tritt  uns  die 
erwähnte  Vermischung  römischer  Bestandteile  mit  neueren 
Sätzen,  überhaupt  jener  Usus  communis  auf  Schritt  und  Tritt 
entgegen.  Wir  begegnen  einer  Berufung  auf  römisches  Recht,4) 
obwohl  die  betreffende  Formel  auch  germanisches  Recht  kennte 
und  sogar  einem  Citate.*)  Auch  anderweitige  Benützung  des 
römischen  Rechtes  fällt  auf;7)  das  Mandat  ist  römisch  ;8)  römische 


»)  1.  c.  173  ff.  Tardif  sucht  römisches  Recht  in  I.  ff.  10,  11,  13, 
obwohl  gerade  da  lesewerpitio  vorkommt. 

a)  Im  Gegeutheil  ist  z.  B.  die  Eheschenkung  in  1.  f.  12  dem  Staudpuokto 
der  L.  Rib.  48  augemessen;  die  Freilassung  in  I.  f.  22  erfolgt  vor  dem 
König  per  denarium,  nach  salischem  Recht ;  das  Mandat  in  1.  f.  21  ist  eine 
commendatio  causae  nnd  ebeuso  weicht  das  Mandat  in  1.  f.  36  von  den 
römischen  Mustern  für  private  Stellvertretungsmandate  ab. 

3)  Wir  sehen  natürlich  von  den  zahlreichen  Briefmustern  ab,  die 
juristisch  belanglos  sind. 

«)  II.  f.  17:  Rom.  legis  decrevit  auctoritas;  vgl.  JL.  R.  Vis.  Paul.  IV.  6. 

5)  Sie  unterscheidet  die  fränkische  Errungenschaft. 

")  Zur  Einleitung  zu  II.  f.  19  vgl.  Interpr.  zu  L.  R,  Vis.  Paul.  II.  18. 10. 

7)  So  die  falsche  Anlehnung  an  die  Lex  Julia  in  II.  f.  10;  vgl.  dazu 
Zeumer  in  der  Ausgabe  S.  85.  A  I.  In  II.  f.  16  erinnert  man  sich  der 
römischen  Todesstrafe  für  Entführung  (vgl.  Co n rat  1.  c.  I.  295.  A.  9.), 
aber  dieselbe  Formel  spricht  auch  von  dem  frankischen  contubernium  (vgl. 
L.  Sal.  13.). 

*)  II.  f.  31. 
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Erinnerungtn  kommen  vielfach  vor;1)  es  wird  die  römische 
Formel  für  den  Empfang  des  Kaufpreises  mehrmals  benützt,2) 
ebenso  die  Formel  über  die  Fehlorfreiheit  des  Sclaven3)  and 
die  römische  Testämentseinleitnng;4)  falsche  Auffassung  von 
der  Notwendigkeit  der  Erneuerang  des  Praecariums5)  finden 
wir  ebenfalls.  Die  Haftung  für  Eviction6)  ist  römisch,  auch 
die  einverständliche  Ehescheidung7)  macht  denselben  Eindruck, 
während  das  Repräsentationsrecht*)  ganz  wohl  auf  germanische 
Entwicklung  zurückgeführt  werden  kann,  ebenso,  wie  die  Um- 
stürzung der  erbrechtlichen  Benachtheiligung  der  Töchter.*) 
In  den  Schlussclauseln  kommt  die  Stipulation  fast  durchwegs 
vor;  wichtiger  ist  die  häufige  Anwendung  der  Duplumstrafe,10) 
sogar  mit  der  Meliorationsclausel;11)  auch  reine  Conventional- 
strafe  ohne  Ausdehnung  auf  dritte  Personen,  also  in  der  dem 
römischen  Rechte  entsprechenden  Weise,  kommt  vor.12)  Gesta 
kennt  Markulf  ebenfalls.  Ist  auch  die  Erwähnung  in  II.  f.  3. 
sehr  problematisch,1')  so  tritt  doch  die  Anwendbarkeit  der  Gesta 
in  II.  f.  17.  klar  hervor  und  überdies  sind  zwei  Formeln14) 
diesem  Gegenstande  speciell  gewidmet.  Aus  der  Überschrift  „gesta 
juxta  consuetudinem  Romanorum"  (in  II.  f.  37)  ist  zu  entnehmen, 
dass  Markulf  die  städtischen  Akteubücher  als  römische  Einrichtung 
betrachtete.  Wenn  er  sie  dennoch  berücksichtigte,  so  ist  daraus 
zu  schliessen,  dass  er  sein  Werk  nicht  nur  für  Franken,  sonderu 


')  S.  II.  f.  4.  (liceat  in  ceusiomibus  ete).  II.  f.  7.  (vgl.  Conrat  I.  c.  295. 
A.  9.J;  viele  Stellen  iu  II.  f.  17;  die  Einleitung  in  II.  f.  15.  d.,  in  II.  f.  20 
„hnaginario  jure"  (vgl.  Tardif  1.  »\  176);  in  II.  f.  26  8pondeo;  au  II.  f.  29 
vgl.  Tardif  1.  c. 

-')  II.  ff.  19-22. 

M  II.  f.  22. 

«  II.  f.  17. 

•"•)  II.  ff.  5,  9,  41. 

*'')  II.  f.  19;  vgl.  Zeumer  iu  der  Ausg.  S.  89.  A.  4. 
7)  IL  f.  30;  vgl.  Tardif  1.  c.  176. 
*)  II.  f.  10. 
»)  II.  f.  12. 

l")  II.  ff.  17-20,  25,  26. 

»)  II.  ff.  19  und  20;  in  f.  22  ist  Molioratiousclausol  ohne  Dupluui. 

«)  IL  ff.  14,  23,  24,  30. 

13)  s.  Zeumer  in  der  Auugaue  8.  75.  A 

M)  Fl.  37  uud  38. 
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auch  für  Römer,  überhaupt  als  ein  allgemeines  Formelbuch 
abfasste,  welches  sowohl  für  die  königliche  Kanzlei,  als  auch 
für  Kirche  und  Laien  beider  Nationalitäten  ausreichen  sollte. 

Diese  Übersicht  der  Markulfschen  Formeln  zeigt  am 
besten,  wie  gebräuchlich  das  Meiste  war  und  erklärt,  warum 
diese  Sammlung  so  grosse  Verbreitung  finden  konnte.  Aber 
gleichzeitig  sehen  wir  auch,  dass  man  den  römischen  Bestand- 
teilen durchaus  keine  übermässige  Bedeutung  beilegen  darf; 
es  geht  doch  nicht  an,  ein  und  dasselbe  in  dem  einen  Falle 
anders  zu  beurtheilen,  als  in  einem  anderen;  Markulfs  Werk 
wird  man  unter  keiner  Bedingung  als  ein  romanisches  Product 
bezeichnen  wollen,  oder  als  einen  Beweis  für  das  kräftige 
Uberleben  des  römischen  Rechtes  und  für  eine  starke  Be- 
einflussung des  fränkischen.  So  darf  man  auch  diejenigen 
Sammlungen,  in  denen  der  römische  Aufputz  stärker  vertreten 
ist,  nicht  anders  bewertheu.  Keine  einzige  Sammlung  fusst 
auf  römischem  Recht;  jede  fügt  sich  dem  Eindringen  des 
germanischen;  die  eine  mehr,  die  andere  weniger,  ebenso  wie 
sich  jede  der  römischen  Stylistik  mit  mehr  oder  weniger 
Geschick  bedient.  — 

Die  Formeln  —  und  dasselbe  gilt  auch  von  den  Urkuudeu ') 
—  sind  also  gemischten  Charakters.  Es  entspricht  dem  Kräfte- 
verhältnis auf  diesem  speciellen  Gebiete,  dass,  nachdem  die 
Urkundenpraxis  als  solche  bei  den  Germanen  römischen  Ursprungs 
ist,  formell  das  römische  Element  überwiegt;  die  grössere  Lebens- 
kraft des  fränkischen  Rechtes  äussert  sich  aber  darin,  dass 
dennoch  materiell  von  dem  römischen  Rechte  wenig  zu  spüren 
ist.  Dies  fällt  desto  mehr  auf,  weil  in  den  Formeln  das  sog. 
Personalitätsprincip  keine  grosse  Rolle  spielt  und  nur  ausnahms- 
weise angegeben  wird,  es  sei  die  betreffende  Formel  speciell 
für  Römer  zu  benützen.  Man  hätte  die  Formeln  ganz  gut  in 
kirchliche  und  weltliche  scheiden  können,  denn  kirchliches  und 


l)  Über  rümiBches  Recht  in  fränkischen  Urkunden  a.  v.  Saviguy 
1.  c.  II.  106  ff.,  Tardif  1.  c.  17*  ff.,  Sohiu  in  Sav.  Ztschr.  I.  70  (behandelt 
besonder»  die  Investitur).  Über  deu  Verfall  der  gerichtlichen  Insinuation 
der  Schenkungen  8.  Löning  1.  c.  II.  661.  A.  4.  Über  den  allgemeinen 
Rückgang  des  römischen  Rechte«  in  der  Praxis  s.  Stouff :  De  Formulis 
106  ff.,  besonders  aber  in  Nonv.  Rev.  bist,  de  dr.  fr.  et  etr.  1887.  S.  24»  ff. 
S.  auch  Brunner,  R.  6.  I.  257  und  R.  ö.  d.  UrJc  (passim). 
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weltliches  Urkundenwesen  lasst  sich  praktisch  auseinanderhalten ; 
aber  auch  das  geschah  nicht  genügend,  so  dass  selbst  kirchliches 
Urkundenwesen  vor  fränkischer  Beeinflussung  nicht  bewahrt 
wurde,  was  wieder  beweist,  dass  das  kirchliche  Recht  auch  in 
praktischer  Anwendung  die  römische  Grundlage  theilweise 
verliest;,  so  dass  auch  von  dieser  Seite  her  die  Geringfügigkeit 
der  Stütze  beleuchtet  wird,  die  die  fränkische  Kirche  dem 
römischen  Rechte  geboten  hat.  Im  übrigen  ist  nicht  anzu- 
nehmen, dass  die  Partei  in  einzelnen  Fällen  die  nöthige  Formel 
wählte  oder  auf  die  Anwendung  gewisser  Satze  Gewicht  legte. 
Die  Partei  überliess  das  dem  Schreiber,  und  es  war  ihr  gleich- 
gütig,  ob  derselbe  mehr  oder  weniger  römische  Phrasen  ver- 
wendete, wenn  nur  der  Zweck  erreicht  war.  Das  gedankenlose 
Abschreiben,  das  sogar  in  der  königlichen  Kanzlei  blühte,1) 
kann  uns  einen  beiläufigen  Begriff  davon  geben,  was  alles  bei 
Privaturkunden  möglich  war.  Es  erscheint  also  unstatthaft, 
die  Formeln  und  Urkunden  wörtlich  zu  nehmen  und  ihren 
äusserlichen  Romanismus  zu  überschätzen. 

Wir  konnten  wahrnehmen,  dass  selbst  da,  wo  römisches 
Recht  ausdrücklich  angeführt  wird  —  abgesehen  von  den  vielen 
missverständlichen  Citaten  —  durchwegs  die  Benützung  der 
Interpretation  vorliegt,  wirkliche  Fühlung  mit  den  Quellen 
fehlt,  und  die  Lex  Romana  vielfach  mit  der  consuetudo  zusammen- 
gestellt oder  überhaupt  als  eine  allgemeine  Motivierung  für  alles 
mögliche  angeführt  wird,  ohne  dass  man  sich  thatsächlich  in  dem 
betreffenden  Falle  an  eine  bestimmte  römische  Norm  gehalten 
hätte.  Und  selbst  wo  Anlehnung  an  bestimmte  Quellen  nach- 
weisbar ist,  erscheint  der  Quellenkreis  sehr  beschränkt.  Wir 
haben  gesehen,  dass  es  sich  durchwegs  nur  um  das  Breviar, 
beziehungsweise  um  seine  Interpretation  und  Epitomen  bandelt, 
während  Justinianisches  Recht  niemals  herangezogen  wird.a) 
Dasselbe  gilt  für  die  Urkunden.3)    Eine  Ausnahme  scheint 


l)  8.  Sickel:  Acta  Karol.  1.  130. 

3)  v.  Savigny  1.  c.  II.  180  f.  bat  Entlehnungen  aas  dem  Justinianischen 
Rechte  nachauweisen  versucht,  wogegen  Stouff  1.  c.  56  ff.  und  Conrat 
1.  c.  I.  89.  A.  3.  mit  Recht  aufgetreten  sind. 

3)  Die  von  Stouff  1.  c.  47.  A.  4.  erwähnten  Urkunden,  in  denen 
Tlieodosianischea  Recht  vorkommt,  beruhen  ebenfalls  auf  dem  Breviar.  — 
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bloss  F.  Arvern.  I.  zu  bilden.  Man  muss  daher,  um  den 
Romanismus  der  Formeln  gerecht  zu  beurtheilen,  die  technische 
Disposition  und  das  äussere  Kleid  von  dem  Inhalte  scharf 
trennen.  Die  Disposition  ist  natürlich  überwiegend  römisch; 
deshalb  sind,  und  zwar  gewiss  ohne  besondere  Absicht,  solche 
Sätze,  wie  der  über  den  Kaufpreis  oder  über  die  Fehler- 
freiheit u.  s.  w.,  als  herkömmliche  Bestandtheile  eingeflochten 
worden.  Kommt  es  doch  bekanntermassen  noch  in  sehr 
später  Zeit  vor,  dass  man  z.  B.  in  Urkunden  von  den  Gesta 
spricht,  obwohl  es  keine  mehr  gab.1)  Aebnliches  ist  schon  in 
den  Formeln  vorgekommen,  wie  z.  B.  die  Unterscheidung  des 
lateinischen  Rechtes  vom  römischen,  dieVermischung  verschiedener 
Freilassungsarten,  und  ein  typisches  Beispiel  ist  die  falsche 
Anwendung  der  Stipulation,  ebenso  die  ganz  falsche  Auffassung 
von  der  Lex  Falcidia2)  oder  von  der  Lex  Julia;3)  die  Anzahl 
solcher  Irrthümer  war  aber  zweifellos  noch  viel  grösser,  denn 
nicht  immer  ist  es  möglich,  sie  genau  wahrzunehmen.4)  Dass 
einzelne  Formeln,  die  scheinbar  einen  materiell  wichtigen  Inhalt 
bieten,  dennoch  keinen  materiellen  Wert  haben,  darf  ohne 
weiteres  mit  Rücksicht  auf  den  vielfach  benützten  Satz  über 
die  donatio  mortis  causa  und  manches  andere  behauptet  werden/') 
Schliesslich  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  dass,  wie  schon  an- 
gedeutet, die  Formeln  und  mit  ihnen  viele  Urkunden  bestrebt 
sind,  das  Maximum  der  noch  vorhandenen  Erinnerungen  zu 
bringen.  Wir  haben  gesehen,  wie  dieses  Maximum  aussieht 
und  können  von  da  aus  auf  das  thatsäcblich  Vorhandene 
und  Verstandene  schliessen. 


Neuerdings  stellt  v.  Wretschko:  De  uau  breviarii  Alariciani  (iiu  Anhange 
au  der  von  Mominsen  vorbereiteten  Ausgabe  de«  Breviars)  p.  (X'CXXII 
alles  zusammen,  was  die  Formeln  dem  Breviar  eutlehnt  haben. 

])  Die  von  Stouff  1.  c.  .12.  A.  5.  angeführte  Urkunde  keuut  sogar 
noch  den  Unterschied  iwischen  jus  civile  und  prätorischem  Recht. 

a)  s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  IX.  21  ff.  Stouff  in  Nouv.  Rev.  bist 
de  dr.  fr.  et  etr.  XI.  273  A.  2.. 

3)  s.  Stouff:  De  Formulis  68. 

«)  s.  darüber  Stouff  1.  c.  67,  71  und  passiin. 

5)  v.  Savigny  1.  c.  II.  127  ff.  stellt  alles  zusammen,  was  seiner 
Ansicht  nach  in  den  Formeln  römischrechtlich  ist;  vieles  ist  nur  von 
stylistischer  Bedeutuug. 
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Wir  glauben  somit  unsere  Auffassung  von  dem  Siegeszuge 
des  fränkischen  Rechtes  auf  diesem  Gebiete  gerechtfertigt  zu 
haben,  ebenso  die  Meinung,  dass  die  Formeln  zu  den  fränkischen 
und  nicht  zu  den  römischen  Rcchtsquellen  zu  rechnen  sind. 
In  wie  fern  sich  in  ihnen  und  überhaupt  im  ganzen  fränkischen 
Rechtslebeii  Änderungen  vollzogen  haben,  die  auf  gewisse  unter 
verschiedenen  Einflüssen  -  also  theilweise  auch  unter  dem 
romisch  rechtlichen  —  beruhende  Fortschritte  der  Entwicklung 
hinweisen,  wird  bei  Besprechung  der  einzelnen  Theile  des 
Rechtslebens  zu  erwähnen  sein.  Das  an  der  Hand  der  Leges, 
Capitularien  und  Formeln  beobachtete,  stimmt  vollkommen  mit 
den  Ergebnissen  überein,  zu  denen  wir  bei  Behandlung  der 
römischen  Rechtsquellen  im  fränkischen  Reiche  gelangt  sind.1) 
Wir  sprachen  von  einer  Defensivstellung  des  römischen  Rechtes 
und  haben  bemerkt,  dass  auch  die  Defensive  nicht  einheitlich 
geführt  werden  konnte.  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Quellen 
des  römischen  Rechtes  im  fränkischen  Reiche  misshandelt 
wurden,  die  Missverständnisse  und  Ungenauigkeiten  in  Glossen 
und  Epitomen  des  Breviars,-)  jenes  Übergewicht  des  juristisch 
minderwertigen  Materials,  das  sich  in  der  Bevorzugung  der 
Epitomen  äussert,  die  sich  ihrerseits  wieder  mehr  an  die 
Interpretation  als  an  das  Breviar  selbst  halten,8)  das  alles 
kennzeichnet  in  unzweideutiger  Weise  eine  gewaltige  Decadenz 
des  römischen  Rechtes,  die  weder  durch  die  officielle  Geltung 
desselben  für  Romanen,  noch  auch  durch  die  Kirche  aufgebalten 
wurde.4)  Bei  dieser  Sachlage  war  eine  erhebliche  Beeinflussung 
der  fränkischen  Rechtsquellen  nicht  zu  erwarten.  Wir  haben 
aber  gesehen,  dass  selbst  in  den  Formeln  die  Defensivstellung 
des  römischen  Rechtes  eine  schwache  war  und  ein  rasches 
Vordringen  des  fränkischen  nicht  zu  hindern  vermochte.  — 


M  ».  II.  Theil.  S.  363. 
'*)  1.  c.  II.  329  ff.,  351  ff. 

3)  Trotzdem,  das*  man  das  Hretiar  Läufig  abschrieb  und  sogar  mit  deu 
germanischen  Volksrechten  häufig  in  Verbindung  brachte. 

*)  Es  ist  daher  ziemlich  gegenstandslos,  ob  wirklich  Karl  d.  Gr.  dem 
Breviar  officielle  Geltung  eingeräumt  hat  oder  uiclit;  s.  darüber  jeut  die 
Ausführungen,  die  v.  Wretschko  in  seiner  der  neuen  Ausgabe  des  Breviar» 
beigegebenen  Abuaudlung  S.  CCUXIII.  ff.  bietet. 


Digitized  by  Google 


91 


Ein  ähnliches  Vordringen  dos  fränkischen  Rechtes  kann 
man  übrigens  an  den  früher  besprochenen  Producten  des 
römischen  Rechtes  beobachten.  Hand  in  Hand  mit  ihrer 
romanistischen  Schwäche  geht  das  Eindringen  des  fränkischen 
Rechtes  in  die  Breviarliteratur.  Aehnlich  wie  in  Formeln 
und  Urkunden  ringen  auch  hier  beide  Elemente  miteinander, 
allerdings  nicht  mit  demselben  Erfolge.  Denn  während  die  für 
die  Praxis  bestimmten  Formeln  den  neuen  Bedurfnissen  und 
Verhältnissen  in  höherem  Grade  Rechnung  tragen  mussten, 
war  es  der  Breviarliteratur  leichter,  veraltetes  Recht,  soweit  es 
der  betreffende  Compilator  verstand,  mitzuführen,  event.  auch  ganz 
gedankenlos  beizubehalten,  ohne  die  praktische  Bedeutung  zur 
Richtschnur  zu  nehmen.  Zahlreiche  Miss  Verständnisse  belehreu 
uus  darüber,  was  wir  von  diesem  Aufnehmen  antiquirter  Stoffe 
zu  halten  haben.  Durch  das  unmittelbare  Zurückgehen  auf 
theilweise  gute  römische  Vorlagen  und  durch  den  Mangel 
vernünftiger  Anpassung  an  thatsächliche  Verhältnisse  kenn- 
zeichnen sich  diese  literarischen  Producte  als  Literatur  römischen 
Rechtes  und  sie  sind  deshalb  schon  in  einem  anderen  Zusammen- 
hange besprochen  worden. 

Es  erübrigt  nur  noch,  zu  fragen,  inwiefern  diese  Literatur 
auf  die  fränkische  Rechtsentwicklung  Einflnss  üben  konnte, 
beziehungsweise  inwieferne  sie  sich  selbst  dem  fränkischen 
Rechte  unterwarf.  Die  Beantwortung  der  ersten  Frage  geht 
aus  dem  früher  Behandelten  hervor;  es  ist  klar,  dass  so  geartete 
literarische  Producte  auf  die  fränkische  Rechtsentwickelung  so 
gut  wie  gar  keinen  Einfluss  ausüben  konnten;  sie  beruhton  auf 
zu  schwachen  Grundlagen,  es  fehlte  ihneu  jede  innere  Kraft; 
selbst  in  den  Formeln  ist  die  Benützung  der  Epitomen  des 
Breviars  eine  derartige,  dass  von  einer  Gefahr  für  das  fränkische 
Recht  keine  Rede  sein  kann.  Desto  wichtiger  ist  die  Frage 
hinsichtlich  des  Einflusses  des  fränkischen  Rechtes  in  der 
Breviarliteratur. 

Da  kommt  zunächst  die  Glosse  in  Betracht,  die  sich 
grammatisch  und  sprachlich  an  den  Text  hielt,  in  dieser 
Beziehung  nicht  unbedeutend  war,1)  dennoch  aber  germanische 


')  s.  iL  Tbeil.  &  331.  A.  3. 
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Einflüsse  nicht  abzuwehren  vermochte;1)  die  Beeinflussung 
betrifft  nicht  nur  Gerichtsverfassung  und  Process,2)  sondern 
auch  Sachenrecht'1)  und  sogar  Familienrecht.4)  Im  allgemeinen 
gab  das  Breviar  wenig  Gelegenheit  zur  Berücksichtigung 
fränkischer  Rechtsverhältnisse;  die  Glosse  konnte  daher 
fränkischen  Einfluss  nur  nebenbei  verrathen,  nämlich  bei  Ge- 
legenheit der  Erklärung  einzelner  Worte;  auf  genauere, 
namentlich  juristische,  Erklärung  des  Inhalts  geht  die  Glosse 
bekanntlich  nicht  ein.  Sie  hat  es  aber  doch  nöthig  gefunden, 
technische  Rechtsausdrücke  der  Quellen  durch  germanische  zu 
übersetzen,  obwohl  sich  die  beiden  Terminologieen  begrifflich 
durchaus  nicht  decken.  Dies  beweist,  dass  in  allen  diesen 
Fällen  nicht  nur  der  germanische  Ausdruck  an  die  Stelle  des 
römischen  trat,  sondern  auch  der  germanische  Begriff  den 
römischen  verdunkelte.  Man  muss  sich  allerdings  voreiliger 
Schlüsse  enthalten;  wissen  wir  doch,  dass  umgekehrt  auch  die 
Germanen  für  manches  Rechtsverhältnis  römische  Benennungen 
benützten,  obwohl  die  betreffende  germanische  Institution  von 
der  römischen,  deren  Benennung  man  entlehnte,  weit  entfernt 
war;  es  könnte  also  die  soeben  gemachte  Bemerkung  als  eine 
voreilige  gelten.  Da  müssen  wir  aber  auf  eiuen  wichtigen 
Unterschied  aufmerksam  machen;  während  nämlich  die  Germanen, 
wenn  sie  sich  der  lateinischen  Sprache  überhaupt  bedienen 
wollten,  die  lateinische  Terminologie  annehmen  mussten,5)  lag 
für  die  lateinische  Glosse  einer  römischen  Rechtsquelle  diese 
Notwendigkeit  nicht  vor;  thut  sie  es  trotzdem,  dann  liegt  darin 
der  Beweis,  dass  sie  den  zeitgenössischen  Romanen  ein  Ver- 
ständnis römischer  Rechtsausdrücke  nicht  mehr  zutraute  und 


])  Die  betreffouden  Stellen  bei  (Jon  rat  1.  e.  1.  249  und  das.  A.  -1. 

*)  Die  Glosse  kennt  den  Jlallus,  den  Bann  u.  s.  w.  In  Gl.  zu  C. 
Tli.  II.  l.  7.  ist  das  gerichtliche  Auftreten  der  Frau  ganz  germanisch; 
vgl.  Conrat  1.  c. 

3)  Häufig  kommt  die  Bezeichnung  .alodis"  vor;  die  Verpfandung  wird 
als  iuguadiatio  bezeichnet;  auch  von  vestitura  ist  die  Rede. 

*)  Zu  L.  R.  V.  C.  Tb.  III.  ft.  5.  „ai  vero  osculum  uou  iutervenerit" 
sagt  Gl.:  .i.  e.  si  carta  huius  donationis  non  fuerit  facta".  Allerding«, 
kaun  man  hier  an  Vulgarrecht  denken. 

b)  ausser,  wenn  sie  es  dennoch  vorzogen,  in  den  lateinischen  Text 
germanische  Brocken  aufzunehmen. 
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.sich  gezwungen  sah,  Bezeichnungen  anzuwenden,  die  nicht  nur 
einer  anderen  Sprache,  sondern  gleichzeitig  einer  fremden  Rechts- 
auffassung angehörten.  Unter  solchen  Umstanden  muss  man 
nicht  nur  einen  Rückgang  der  Sprachkenntnisse,  sondern  auch 
eine  Aenderung  des  Rechtes  unter  fränkischem  Einflüsse  annehmen. 

Die  Epitomen  gehen  in  dieser  Hinsicht  nicht  so  weit, 
was  leicht  erklärlich  ist.  Eine  Epitome  kürzt  den  ihr  vor- 
liegenden Text  und  es  liegt  ihr  nahe,  sich  dabei  der  Worte 
des  Textes  zu  bedienen;  sie  braucht  nicht  nach  Worten  zu 
suchen.  Der  Glossator  hingegen  muss  ein  Wort,  das  seines 
Erachtens  dem  Leser  unverständlich  sein  könnte,  erklären,  um 
das  Benützen  der  Quelle  zu  erleichtern?  diese  Erleichterung 
gewährt  er,  indem  er  römische  Worte  durch  modernere  ersetzt, 
wenn  auch  auf  Kosten  der  Bedeutung.  Deshalb  findet  man 
in  den  Epitt.  wohl  sprachliche  Modernisierung,  aber  doch  ver- 
hältnismässig wenig  Anlehnung  an  fränkisches  Recht.1) 

Nur  eine  Epitome  macht  hievon  eine  überraschende 
Ausnahme;  es  ist  die  Lex  Romana  Curiensis;2)  ihr  Vorgehen 
in  dieser  Beziehung  steht  mit  ihrer  Eigenartigkeit •'*)  in  Zusammen- 
hang, beleuchtet  aber  gleichzeitig  die  Gründe  des  gelingen 
fränkischen  Rechtseinflusses  in  den  andern  Epitt. 

Die  L.  Rom.  Cur.  stimmt  mit  den  andern  Epitt.  in  ihrer 
Anlage  uberein,  da  auch  sie  sich  an  das  Breviar  hält  und 
infolge  dessen  solche  Rechtsverhältnisse,  die  im  Breviar  nicht 


«)  Die  Spuren  germanischen  Rochtseinflusses  in  den  Epitt.  hat  Conrat 
I.  c.  zusammengestellt.  Epit.  Aeg.  scheint  den  Sippenbegriff  zu  kennen 
(vgl.  Conrat  1.  c  I.  223.  A.  10);  die  Epit.  Guelph.  benützt  compoaitio  in 
germanischem  Sinne  (1.  c.  232.  A.  1.);  Epit.  Paris,  spricht  von  manus  vestita 
(1.  c  229.  A.  7);  Uber  Epit  Monachi  s.  1.  c.  239.  A.  8.  —  Dass  die  Epitt, 
vielfach  die  Dos  in  germanischem  Sinne  verstehen,  während  das  Breviar  die 
römische  Auf  fassang  vertritt,  hat  Brunner  nachgewiesen  (s.  Berl.  Sitz, 
her.  1894  8.  546);  es  genügt  auf  Epit.  Aeg.  und  Epit.  Paris,  zu  C.  Tb. 
III.  5.  1.,  auf  Epit.  Guelph.  zu  C.  Th.  III.  8.  l.  und  auf  Epit.  Lugd.  zu 
C.  Th.  XL  32.  3.  za  verweisen. 

*)  Dahn:  Kge.  IX.  behandelt  die  L.  R.  Cur.  als  ein  Denkmal 
alamannischer  Rechtsentwicklung.  Geographisch  stimmt  dies  wohl,  rechts- 
historisch aber  nicht.  Sowohl  ihre  Vorlage  (L.  R.  Vis.)  als  auch  die  in 
ihr  sichtbare  germanische  Beeinflussung  rühren  aus  dem  fränkischen  Gebiete 
her;  zur  Zeit  ihrer  Abfassung  war  Rhatien  schon  fräukisch. 

»)  s.  II.  Theil.  S.  338  ff. 
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berücksichtigt  sind,  nicht  bespricht,  andererseits  aber  durch 
das  Programm  des  Breviars  veranlasst  wird,  sich  auch  mit 
veralteten  Rechtsverhältnissen  zu  befassen.  Dennoch  ist  es 
klar,  dass  ihr  Verfasser  weit  mehr  als  andere  Epitomatoren !) 
an  die  praktische  Anwendbarkeit  dachte.  Diese  Epitome  ist 
gleichzeitig  Glosse,  stellenweise  sogar  Exegese  und  Venrath 
deutlich  die  Absicht,  den  Text  verständlich  zu  machen,  wobei 
sie  —  offenbar  aus  denselben  C4rttnden  wie  die  vorher  erwähnte 
Glosse  —  Veranlassung  findet,  römische  Ausdrücke  durch 
germanische  zu  ersetzen  und  infolge  dessen  auf  Abwege  kommt. 
Ohne  die  Absicht  zu  haben,  ein  modenies  oder  gar  selbständiges 
Rechtsbuch  zu  liefern,2)  hat  uns  der  Epitomator  unwillkürlich 
und  vielleicht  nnbewusst,  wichtige  Aufschlüsse  über  die  inzwischen 
erfolgten  Umwandlungen  geliefert:  in  diesen  Umwandlungen 
äussert  sich  neben  dem  Verfalle  des  römischen  Rechtes  auch 
directer  Einfluss  des  fränkischen. 

Der  Rückgang  des  Verständnisses  des  römischen  Rechtes, 
der  an  anderer  Stelle  schon  erwähnt  wurde, l)  ist  natürlich  auch 
der  Einwirkung  der  neuen  Rechtsverhältnisse  zuzuschreiben.4) 
Für  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  sind  aber  die  Symptome 
des  Eindringens  des  fränkischen  Rechtes  von  besonderer  Be- 
deutung. 

Schon  im  I.  1.  .*'».  liegt  ein  grober  Fehler  vor,  der  ein 
merkwürdiges  Missverständnis  des  römischen  intertemporalen 


')  HinHichtlicli  derselben  haben  wir  (Tb.  II.  S.  337)  bemerkt,  das«  sie 
weder  zum  Verständnis  des  Textes,  noch  zur  Anpassung  dea  Rechtes  an 
neue  Verhältnisse  genügend  beitragen  konnten,  da  tue  keine  Erläuterung, 
sondern  nur  eine  Kürzung  anstrebten. 

a)  s.  in  Th.  U.  339. 
3)  in  Th.  II.  S.  340. 

*)  So  kann  man  in  der  Gerichtsverfassung  der  T,.  Rom.  Cnr.  trotz  der 
vielen  spätrilmischen  Symptome  (s.  Sali«  in  Sav.  Ztschr.  VI.  158)  doch 
einen  Verfall  wahrnehmen,  der  nur  durch  den  Einfluss  der  germanischen 
Gerichtsverfassung  zu  erklären  ist;  s.  St  ebbe:  De  lege  Rom.  Utin.  40  ff. 
und  So  hm:  R.  u.  Ger.- Verf.  I.  300  f.,  sowie  in  Sav.  Ztschr.  1.  17.  A.  ir>. 
Dasselbe  gilt  für  die  socialen  Verhältnisse,  s.  Zanetti.  La  legge  romana 
retica  79  ff.  und  Besta  in  Riv.  ttal.  per  le  seienze  giurid.  XX XI.  3  ff. 
Über  die  priueipes  s.  bei  mir  II.  Tb.  S.  340.  A.  2.,  Uber  die  curiaJes  daselbst. 
II.  27Ü.  A.  1.;  vgl.  Zeumer  in  Sav  Ztschr.  IX.  19.  A.  4 


Digitized  by  Google 


95 


Rechtes  bedeutet  und  germanischen  Einfluss  aufweist;1)  I.  2.2. 
bietet,  wenn  auch  zuzugeben  ist,  dass  es  sich  nicht  um  Erb- 
lichkeit von  Lehen  handelt,2)  eine  interessante  Ueberarbeitung 
der  Vorlage;  I.  3.  bezieht  die  mandata  principum  auf  königliche 
Ehebefehle;  I.  4.  1.  wendet  gar  die  Bestimmungen  Uber  responsa 
prudentium  auf  den  Zeugenbeweis  an;  I.  9.  2.  berücksichtigt 
das  Reclamationsrecht  der  königlichen  Schützlinge.  Ebenso 
rechnet  II.  1.  5.  mit  dem  Reclamationsrechte;  II.  1.  6  schliesst 
die  Competenz  des  höheren  Richters  gegenüber  der  des  niederen 
ab  und  schützt  die  letztere,  was  allerdings  römischen  Eindruck 
macht,  aber  doch  mit  Rücksicht  auf  das  Verhältnis  des  L.  R.  Cur. 
zu  ihrer  Vorlage  als  eine  fränkisch  beeinflusste  Umwandlung 
zu  bezeichnen  ist;  ')  aus  dem  actor  (Kläger)  wird  in  II.  1.  9. 
ein  Verwalter;  II.  1 5  wandelt  die  venia  aetatis  in  Commendatinn 
um;  in  II.  16.  2.  tritt  an  die  Stelle  des  principale  negotium 
das  fredum;4)  in  II.  17.  l.carta  an  die  Stelle  von  testamentum;5) 
II.  21.  rechnet  mit  dem  Bifang;  II.  27.  rechnet  die  Knechte 
zu  Immobilien.6)  III.  1.  6.  deutet  die  Miteigentümer  (consortes) 
als  Erben;  III.  5.  2.  und  3.  wandeln  die  donatio  sponsalicia  in 
dos  um;7)  III.  10.  ersetzt  den  römischen  Begriff  gradus  durch 
genuculum;  III.  19.  2.  interpretiert  die  Emphyteuse  als  Königs- 
schenkung.8) IV.  6.  1.  gebraucht  die  germanische  Bezeichnung 
„ornungus";»)  in  IV.  8.  1.  wird  mulcta  in  fredum  umgewandelt; 
ebenso  in  IV.  15.  2.  sumptus  litis;  IV.  20.  benutzt  revestire. 
In  VIII.  5.  1.  wird  Tradition  von  Immobilien  getrennt  behandelt 
und  für  dieselben  Schriftlichkeit  und  Öffentlichkeit  gefordert. 
TX.  8.  1.  bietet  eine  interessante  von  Horten10)  gut  beleuchtete 


')  h.  Affolter:  Intertempor.  Privatr.  I.  139. 

'*)  s.  Zeumer  in  der  Ausgabe  S.  306.  A.  1.;  and.  Meinung  BeHla  1.  c.  7. 
3)  »o  gegen  Salis  (!.  c.  157)  Zeumer  1.  c.  313.  A.  2. 
«)  ebenso  in  IX.  19.  1. 

&)  ebenso  in  XXIII.  12.   Überhaupt  ist  der  Begriff  des  rtimiMch«ii 
Testaments  stark  getrübt;  s.  Salis  1.  c.  143.  A.  2. 
•)  ebenso  VIII.  6.  1. 

')  ebenso  III,  16.  l.  und  Uberhaupt  häufig;  s.  IX.  32.  3.,  XXIV.  so. 
1.  und  2.,  XXVI.  1.  1. 

8)  auch  X.  6.  rechnet  mit  der  Königsschenkung;  das*  hier  uicht  Lehen 
vorliegt,  scheint  wohl  richtig  tu  sein;  s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  IX.  43. 

»)  s.  Bruuner  in  Sav.  Ztschr.  IV.  266. 

10j  Personalexecutiou  II.  168. 
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Verdrehung;  IX.  n».  1.  spricht  von  Composition;  IX.  30.  *2. 
rechnet  mit  Immunität.  X.  l.  1.  gebraucht  fiscalis  causa  im 
Sinne  von  Königsgut;1)  X.  10.  behandelt  irrtümlich  Schatzgräber 
während  es  sich  in  der  Vorlage  um  Bergbau  handelt.  XI.  1. 
scheint  (so  wie  II.  21.)  Bifang  ins  Auge  zu  fassen;2)  XL  6. 
passt  jedenfalls  eher  auf  Urteilschelte  als  auf  römische  Appellation; ;) 
XI.  13.  entspricht  der  Inquisitio  per  testes;  XI.  14.  kennt  Be- 
eidigung der  carta.4)  XVII.  ist  der  germanischen  Urkunden- 
praxis ange passt.5)  XVIII.  1.  scheidet  streng  die  Verfügungen 
über  Mobilien  und  Immobilien  und  die  Rechtsfolgen  solcher  Ver- 
fügungen. XXII.  6.  setzt  an  die  Stelle  der  Emancipation  die 
Commendation  und  anerkennt  die  sog.  emancipatio  germanica  ;b) 
in  XXII.  1 2.  wird  das  römische  Fideicommis  in  die  fränkische  Fide- 
jussio  umgewandelt  XXIII.  5.  3.  und  4.  beruht  auf  gänzlichem 
Missverständnis  der  negotiorum  gestio;  XXIII.  6.  1.  fügt  selbst- 
ständig den  Eid  hinzu;7)  XXIII.  7. 1.  gestaltet  die  negotiorum  gestio 
in  eine  Commendation  um;  XXIII.  9. 4.  und  5.  kennt  die  fides  facta; 

XXIII.  21.  acceptirt  den  Ganerbenbegriff;  XXIII.  26.  wandelt 
die  Bürgenhaftung  in  germanischem  Sinne  um;  XXIII.  27.  be- 
rücksichtigt die  Gesammthailung  der  Verwandten  des  Verstorbenen 
und  fügt  selbständig  den  Eid  des  Klägers  hinzu.  XXIV.  l.  l. 
kennt  Eideshelfer ;*)  XXIV.  2.  kennt  ein  Sicherheitsgelöbnis 
mit  festuca»)  und  fasst  die  Stipulation  als  Exfestucation  auf: 

XXIV.  4.  lässt  an  die  Stelle  des  jus  distrahendi  pignoris  den 
germanischen  Pfandverfall  treten  und  auch  5.  acconiodiert  sich 
dem  germanischen  Pfandrechte;  XXIV.  15.  beschränkt  selbständig 


')  s.  Sohm:  R.  u.  Ger.  V.  420.  A.  »4. 

a)  and.  Meinung  Zentner  in  der  Ausg.  383.  A.  l. 

')  s.  Brunner:  R.  G.  II.  3öh.  A.  2G. 

*)  *.  Zeumer  1.  c.  38ö.  A.  2.,  Brunner  1.  c.  II.  424  f. 

*)  a.  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  S.  28.  A.  1.  und  37. 

6)  ebenso  wie  XXIII.  7.  1  und  2.  und  XXIV.  8.  1.  Wagner  (Snv. 
Ztschr.  IV.  60  f.)  denkt  hier  an  byaantinischen  Eiufluss,  was  wohl  mit 
Recht  abgelehnt  werden  darf;  s.  Sali»  1.  c.  109.  und  Zeumer  das.  IX.  33; 
vgl.  Beguelin:  Lea  fondements  du  regime  feod.  dans  la  L.  R.  Cur.  (Paris  ihxs.) 
53  ff.  und  Besta  1.  c.  (Rivista  ital.  per  le  scien«e  giurid.  XXXI)  f»  ff 

•)  ebenso  XXIII.  27. 

«)  s.  Brunner:  R.  U.  II.  3«s.  A.  73. 

»)  s.  Bmnner  1.  e.  444.  A.  iy 
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die  Handlungsfähigkeit  des  Altersschwachen.  XXV.  9.  4.  bietet 
merkwürdige  Missverständnisse  des  römischen  Erbrechtes. 
XXVI.  9.  1.  räumt  den  väterlichen  Verwandten  in  germanischer 
Weise  erbrechtliche  Vorrechte  ein;  XXVI.  9.  5.  lässt  das 
spätere  Testament  zu  Gunsten  des  früher  abgefassten  zurück- 
treten.1) In  XXVII.  l.  3.  tritt  Commendatio  an  die  Stelle 
von  Verknechtung;2)  die  conventio  per  sigillum  in  XXVII.  9. 
ist  natürlich  germanisch;3)  XXVII.  12.  behandelt  die  Prekarie 
missverständlich,  aber  doch  so,  dass  man  den  fränkischen 
Einfluss  merkt.4) 

Wir  haben  da  nur  das  juristisch  wichtigste  hervorgehoben 
und  uns  nicht  an  blosse  Worte  geklammert,5)  überhaupt  nur 
jene  Fälle  berücksichtigt,  in  denen  das  Abgehen  von  der  Vorlage 
zweifellos  germanischen  Einflüssen  zuzuschreiben  ist6)  und 
nicht  etwa  auf  Lesefehlern  oder  einem  anderweitigen  Miss- 
verständnisse der  Vorlage  beruht;7)  man  könnte  sonst  leicht 
die  Anzahl  der  dieser  Epitome  eigentümlichen  Erscheinungen 
sehr  bedeutend  vermehren.  Aber  auch  das,  was  wir  anführten, 
genügt  zur  Beurtheilung  des  Umfanges  und  der  Intensität  des 
fränkischen  Einflusses  in  der  L.  Rom.  Cur.,  wobei  man  bedenken 
muss,  dass  Churrätien  dank  seiner  Lage  und  seiner  besonderen 
Verfassung  dem  Romanentum  eine  bessere  Bewegungsfreiheit 
ermöglichte,8)  überdies  aber  das  rätische  Rechtsbuch,  das  in  Be- 
handlung kirchlicher  Fragen  sogar  über  die  Vorlage  hinausgeht,9) 

>)  Stobbe:  L.  Born.  ütin.  77.  nimmt  m.  R.  an,  dass  es  sieb  offenbar 
um  einen  Erbvertrag  bandelt. 
*)  Vgl.  Form.  Turon.  43. 
s)  s.  Brunner  1.  c.  IL  337. 
*)  s.  Brunner  1.  c.  I.  201.  A.  38. 

*)  Zu  erwähnen  wäre  immerbin  das  häufige  admallare  ;  s.  II.  1.  2. 
II.  6.  4.,  IV.  16.  1.,  IV.  16.  1.,  IX.  1.  4.,  XIX.  1.  Tamassia:  Noize 
Polacco-Luazatto  p.  14  führt  die  Worte  „ante  prineipem"  in  IV.  9.  1.  auf 
L.  Sal.  26  zurück. 

«)  Die  eigenartige  Behandlung  der  Quarta  Falcidia  beruht  nicht  auf 
germanischem  Einflüsse;  s.  Zeumer  in  Sav..  Ztschr.  IX.  20  ff. 

')  8.  darüber  Besta  1.  c.  319  f. 

8)  Dies  äussert  sich  stark  in  dem  rätischen  Urkundenwesen;  s.  Brunner 
R  6.  d.  Urk.  I.  245  ff. 

•)  s.  Conrat  1.  c.  I.  288.  A.  6.;  Salis  1.  c.  147.  A.  2.  »teilt  die 
Fälle  susammen,  in  denen  L.  R.  Cur.,  ohne  dazu  durch  die  Vorlage  bestimmt 
gewesen  zu  sein,  kirchliche  Sachen  berührt. 

v.  Ha  Iba  n,  Röm.  Recht  in  den  germ.  Volkastaatea.  III.  7 
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offenbar  Vertrautheit  mit  kirchenrechtlichen  Materien  aufweist; 
man  darf  daraus  einen  Schlu&s  auf  die  Beeinflussung  des 
römischen  Rechtes  in  andern  fränkischen  Gebieten1)  ableiten. 
Die  einzige  praktisch  verwendbare  Epitome  des  Breviars  unter- 
liegt in  diesem  Daseinskampfe  der  Wucht  des  fränkischen 
Rechtes  und  bestätigt  den  Eindruck,  den  das  Studium  der 
Formeln  macht2) 

Selbständiger  treten  die  Capitula  Remedii  auf;  sie 
lehnen  sich  nicht  direct  an  eine  römische  Vorlage  an.  Diese 
Compilation  verfolgt  vielmehr  in  bewusster  Weise  den  Zweck, 
das  römische  Strafrecht  abzuändern,  an  seine  Stelle  aber  nicht 
reines  germanisches  Strafrecht,  sondern  eine  neue  Combination 
beider  Rechte  zu  setzen.3)  Der  Verfasser  der  Cap.  Rem.  tritt 
sowohl  dem  römischen,  als  dem  germanischen  Strafrechte 
selbständig  entgegen,  wendet  germanische  Strafen  an,  steht 
aber  dabei  vielfach  unter  römisch -kirchlichem  Einflüsse.  Auf 
diese  Weise  kommt  es  zu  einem  lehrreichen  Ausgleiche,  dem 
wir,  ebenso  wie  der  L.  Rom.  Cur.,  entnehmen  dürfen,  dass  man 
praktisch  mit  dem  römischen  Rechte  nicht  auskam,  das  ein- 
gedrungene germanische  Recht  römischerseits  nicht  ignoriren 
konnte  und  selbst  da,  wo  die  Möglichkeit  bestand,  freier  vor- 
zugehen, von  dieser  Freiheit  nur  bescheidenen  Gebrauch  machte 
und  für  die  Anpassung  des  römischen  Rechtes  an  die  Bedürfnisse 
der  Praxis  germanisches  Recht  verwendete. 


So  stimmt  Alles  mit  dem  Eindrucke  überein,  den  wir  schon 
früher  bei  Behandlung  der  üeberreste  römischer  Einrichtungen, 
bei  Besprechung  der  Stellung  der  Kirche,  sowie  bei  dem  Studium 
der  Quellen  und  Bearbeitungen  des  römischen  Rechtes  im 
fränkischen  Reiche  gewonnen  haben.   Die  Begegnung  zweier 


')  natürlich  mit  Ausnahme  des  Südens. 

•)  Dass  die  socialen  Verhältnisse  in  der  L.  R.  C.  die  allgemeinen 
fränkischen  Wandlangen  durchgemacht  haben,  hat  auch  Besta  1.  c.  (Rir. 
ital.  XXI.  1  ff.)  nicht  läugnen  können. 

S)  Sehr  zutreffende  Charakteristik  bei  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  IX  48  f.; 
Uber  Einselheiten  s.  Brunner:  R.  G.  II.  607.  A.  37.,  630.  A.  30,  31., 
660.  A.  14. 
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Rechte,  von  denen  das  eine  bereits  zur  Zeit,  als  es  in  das  neue 
Reich  einzog,  auf  alten  und  festen  Grundlagen  beruhte,  das 
andere  aber  schon  vorher  zersetzt  war,  konnte  nicht  anders 
ausfallen,  namentlich  da  das  fränkische  Recht,  wie  wir  gesehen 
haben,  nebst  seinen  alten  Grundlagen  eine  seltene  Widerstands- 
kraft besass,  die  sich  nicht  nur  gegen  fremde,  sondern  sogar  gegen 
sehr  verwandte  Einflüsse  standhaft  erwies,  das  römische  dagegen 
jeder  Gemeinsamkeit  entbehrte;  war  doch  nicht  einmal  sicher, 
welches  römische  Recht  man  anwenden  sollte,  da  im  Gegensatze 
zu  dem  westgothischen  und  burgundischen  Staate  im  fränkischen 
keine  ofßcielle  Sammlung  des  römischen  Rechtes  bestand.  Hinzu 
tritt  der  Umstand,  dass  das  fränkische  Recht  von  grossen  Volks- 
mengen getragen  und  durch  den  staatlichen  Apparat  geschützt 
wurde,  während  das  römische  weder  durch  innere  Kraft,  noch 
durch  ein  organisirtes  Volk,  ja  nicht  einmal  durch  eigene  Ge- 
richte1) vor  dem  schon  früher  begonnenen  Rückgange  gewahrt 
wurde. 

An  diesem  Kräfteverhältnisse  konnten  politische  Umstände 
nichts  ändern.  Die  Römer  mochten  in  ihren  Besitzverhältnissen, 
in  Freiheit  und  Vermögen  unbeeinträchtigt  bleiben,  zu  Staats- 
ämtern, zur  Theilnahme  an  der  Gefolgschaft,  an  Heer  und 
Gericht,  zugelassen  werden.  Für  die  Wahrung  des  römischen 
Rechte  bedeutete  dies  gar  nichts;  sie  mögen,  namentlich  anfangs, 
die  germanischen  Eindringlinge  und  ihr  Recht  geringschätzend 
betrachtet  haben;2)  ihrem  Rechte  vermochten  sie  dadurch  zu 
einem  Siege  nicht  zn  verhelfen.  In  der  kirchlichen  und  staat- 
lichen Gemeinsamkeit  der  Römer  mit  den  Germanen  musste  es 
zu  einem  Ausgleiche  des  beiderseitigen  Rechtes  kommen,  aber 
angesichts  des  erwähnten  Kräfteverhältnisses  und  der  Wider- 
standskraft des  fränkischen  Rechtes  musste  die  Ausgleichung 
zur  Verdrängung  des  römischen  Rechtes  führen. 

Allerdings  wehrte  man  den  Römern  nicht  die  Anwendung 
ihres  Rechtes  untereinander.  Haben  doch  sogar  fränkische 
Grafen  das  Strafverfahren  mit  inscriptio  vornehmen  lassen;3) 

»)  mit  Ausnahme  des  Restes  der  städtischen  Gerichtsbarkeit  ausser 
Streitsachen  (s.  oben  II.  Theil  S.  280.)  und  etwa  noch  der  Schiedsgerichte, 
Tgl.  Fustel  de  Coulanges:  Monarchie  fr.  348  ff. 

*)  s.  Brunner:  R.  Q.  II.  9. 

*;  S.  «.  ß.  Form.  Extrav.  I.  6.;  vgl.  Zeumer  in  der  Ausg.  8.  638. 

7« 
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wo  grössere  Massen  römischer  Bevölkerung  vorhanden  waren, 
wurde  überhaupt  römische  Gerichtspra^is,  wenn  auch  nicht 
ohne  gewisse  germanische  Beeinflussung,  weiter  geübt1)  In 
noch  höherem  Grade  gilt  dies  für  den  privat  recht  liehen 
Verkehr,  aber  dennoch  haben  weder  Kirche2)  noch  Private3) 
ihr  römisches  Recht  von  fränkischen  Aenderungen  frei  erhalten. 
Die  grösste  Widerstandskraft  hat,  aus  naheliegenden  Gründen, 
das  römische  Erbrecht,  namentlich  das  Testamentsformular  an 
den  Tag  gelegt,4)  daneben  das  Familienrecht,5)  während  im 
Vertragsrechte,  abgesehen  von  der  beharrlich  festgehaltenen 
Stellvertretung,  eine  starke  Umbildung  des  römischen  Rechtes 
eingetreten  ist.6)  Ein  genauer  Überblick  ist  bekanntlich  un- 
möglich, da  es  dem  gallischen  Römertum  in  allen  diesen  Be- 
ziehungen an  Einigkeit  fehlte.  Es  müsste  also  der  gesammte 
Urkundenvorrat  nach  Gebieten  geordnet  und  sodann  für  jede 


')  3.  Kiener  1.  c.  71,  73  ff.;  vgl.  auch  oben  II.  Theil  S.  291.  Dass 
der  germanische  Process  ganz  Uberwiegend  auch  auf  Römer  angewendet 
wurde,  ist  bekannt;  s.  van  Wetter.  Le  droit  romainet  le  dr.  gern.  15  f.; 
zweifellos  gilt  dies  für  das  Beweisrecht,  namentlich  in  Miscbfällen; 
s.  Brunner:  R.  G.  I.  260.  A.  &.,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  9.  ff.  Die  Sitte 
hat  das  Übrige  gethan;  denn  wenn  Römer  sogar  Fehde  übten  (s.  Brunn  er 
1.  c.  220)  ferner  durch  Busseu  geschützt  wurden,  so  musste  das  auf  die 
strafrechtliche  Praxis  einwirken.  Die  Appendices,  namentlich  die  Ein- 
schaltung der  berühmten  Formel  .de  trina  conventione"  in  App.  II.  beweisen, 
dass  man  bemüht  war,  für  den  Process  römische  Grundsätze  zu  retten. 
Diese  wertvolle,  schon  an  anderer  Stelle  (II.  327)  erwähnte  Formel  ist  auf 
Grund  von  L.  R.  V.  Nov.  Valent.  HJ.  12.  Interpr.  selbständig  gearbeitet 
und  zeichnet  sich  durch  eine  ungewöhnliche  Beherrschung  des  Stoffes  ans-; 
vgl.  v.  Bethmann-Hollweg  1.  c.  IV.  200  f.  und  Zeumer:  Formulae  634  f. 

*)  s.  oben  II.  Theil  S.  312. 

')  wie  aus  den  Formeln  zu  ersehen  ist. 

«)  s.  Brunner:  R.  G.  I.  392.  A.  2.,  Löning  1.  c.  II.  671.  A.  3. 
Die  Appendices  (s.  bei  mir  II.  Theil  S.  327)  enthalten  auch  einige  erb- 
rechtliche Zusätze  aus  Paulus,  was  für  eine  relativ  grössere  Anwendbarkeit 
des  römischen  Erbrechtes  sprechen  könnte. 

&)  S.  über  Einzelnheiten  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  208  ff.  Es  ist  erwähnt 
worden,  dass  auch  die  Formeln  Vieles  enthalten,  was  dem  römischen  ehel. 
Güterrecht,  beziehungsweise  dessen  vulgarrechtlicber  Umbildung  entspricht. 

°)  Zu  dem,  was  wir  bei  Besprechung  der  Formeln  hervorheben  konnten, 
s.  noch  Stouff:  De  formulis  105  ff.  und  in  Nouv.  Rev.  bist,  de  dr.  fr.  et 
etr,  1887.  S.  249  ff.,  ferner  So  hm  in  Sav.  Ztschr.  I.  70. 
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Rechtsfrage  besonders  durchgeprüft  werden.1)  So  lange  dies 
nicht  geschehen  ist,  muss  man  sich  eben  mit  einem  allgemeinen 
Eindrucke  begnügen.  Derselbe  kann  jedoch  vorläufig  hinreichen, 
wenn  er  mit  den  übrigen  Ergebnissen  übereinstimmt,  was  eben 
in  unserem  Falle  zutrifft 

Die  Betrachtung  des  gegenseitigen  Kräfteverhältnisses  lässt 
es  als  ganz  selbstverständlich  erscheinen,  dass  sich  die  ganze 
Entwicklung  und  der  Rechtsausgleich  in  verschiedenen  Gebieten 
verschieden  gestalten  musste.  Dies  wird  auch  durch  die  quellen- 
mäßigen Nachrichten  vollständig  bestätigt.  Denn  wir  haben 
wahrnehmen  können,  dass  in  Südgallien  das  römische  Recht 
eine  wesentlich  andere  Bedeutung  beibehalten  hat.2)  Da  hat 
der  Ausgleich  beider  Elemente  zu  einem  Übergewichte  des 
römischen  Rechtes  über  das  germanische  geführt3)  und  dieses 
Übergewicht  gipfelte  darin,  dass  im  IX.  Jh.  das  römische  Recht 
eine  energische  Offensive  ergreifen,  territorialen  Charakter  an- 
nehmen und  das  germanische  unterdrücken  konnte,  während  im 
Norden  der  Sieg  des  fränkischen  Rechtes  über  das  römische 
schon  im  VIII.  Jh.  so  vollkommen  war,  dass  der  südgallische 
Aufschwung  des  letzteren  localisiert  blieb  und  die  Domäne  des 


»)  Das  gewöhnlich  übliche  Verwenden  von  verschiedenen  Urkunden, 
ohne  Rücksicht  auf  Zeit  nnd  Gebiet,  denen  sie  entstammen,  ist  zwar  mit- 
unter bequem,  da  es  die  Möglichkeit  bietet,  für  jedes  Problem  urkundliche 
Belege  zu  finden,  tragt  aber,  wie  man  augestehen  muss,  eher  zur  Verwirrung, 
als  xur  Klärung  der  Sachkenntnis  bei.  Vor  allem  aber  führt  es  zu  Ver- 
allgemeinerungen, die  besonders  für  die  hier  behandelten  Fragen  gefährlich 
sind.  Man  darf  doch  daraus,  dass  in  irgend  einer  Urkunde  ein  Symptom 
des  römischen  Rechtes  vorkommt,  nicht  schliessen,  dass  die  diesem  Symptome 
>ur  Basis  dienende  Rechtsauffassung  wirklich  verbreitet  war.  Es  hätten 
wohl  weder  Fitting  noch  Tardif  zu  ihren  weitgehenden  Ergebnissen 
gelangen  können,  wenn  sie  den  Unterschied  des  Sporadischen  von  dem 
Allgemeinen  beachtet  hätten.  Auch  Stouff  thut  dies  nicht  genügend, 
während  Brunner's  R.  Gesch.  d.  Urk.  von  diesen  Mängeln  frei  ist.  — 
Diese  Frage  ist  schon  in  der  Vorrede  zum  II.  Theile  S.  XII  f.  gestreift 
worden. 

*)  s.  oben  II.  325,  342  ff. 

3)  Es  kommt  auch  in  den  aus  dem  Süden  stammenden  Handschriften 
vor.  das«  häufig  römische  Bruchstücke  unter  germanische  Rechtsquellen 
gemischt  werden.  S.  die  Zusammenstellung  in  Hänel's  Vorr.  zur  L.  R. 
Vis.   Ferner  Conrat  1.  c.  I.  42.  A.  12.  und  266  f. 
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fränkischen  Rechtes  nicht  berühren  konnte.1)  Das  sog. 
Personalitätsprincip  hat  sich  in  dieser  Beziehung  praktisch 
nicht  bewährt;  es  vermochte  da,  wo  Germanen  in  starken 
Massen  wohnten,  das  römische  Recht  nicht  zu  retten,  ebenso- 
wenig das  germanische  in  den  durch  fiberwiegende  romanische 
Bevölkerung  besiedelten  Gebieten. 

Dass  dieser  Erfolg  nicht  früher,  sondern  erst  gegen  Ende 
der  fränkischen  Zeit  eintrat,  lässt  uns  ein  hartnäckiges  Ringen 
vermuten,  dessen  Verlauf  aber  aus  den  schon8)  erwähnten 
Gründen  nicht  genau  verfolgt  werden  kann,  für  die  Haupt- 
aufgabe dieser  Untersuchungen  überdies  nicht  direct  in  Betracht 
kommt. 

Wir  werden  für  die  Beurtheilung  der  einzelnen  fränkischen 
Rechtsinstitute  und  für  die  Frage,  inwiefern  in  ihnen  römisch- 
rechtlicher Einfluss  wahrnehmbar  ist,  mit  den  gewonnenen 
Resultaten  rechnen  müssen,  werden  aber  nicht  ausser  Acht 
lassen  dürfen,  dass  trotz  der  Kraft  Verschiedenheit  beider  Elemente 
zwischen  beiden  Rechten  wichtige  Beziehungen  bestanden,  die 
sich  schon  aus  der  Thatsache  ihrer  Begegnung  ergeben  mussten. 
Selbst  wenn  die  Trümmer  des  zersetzten  römischen  Rechtes  zu 
schwach  waren,  um  sich  in  den  fränkischen  Hauptgebieten  auf 
die  Dauer  zu  behaupten,  dem  fränkischen  Rechte  zu  wider- 
stehen oder  gar  dasselbe  zu  romanisieren,  —  für  die  Entwicklung 
des  fränkischen  Rechtes  auf  neuem  Schauplätze  mussten  sie 
doch  in  die  Wagschale  fallen.  In  mancher  Beziehung  bot  das 
verfallende  römische  Recht,  gerade  weil  es  von  seiner  Höhe 
herabgestiegen  und  von  seiner  Vollkommenheit  Vieles  eingebüsst, 
Anregungen  für  die  Förderung  des  fränkischen.  Das  absterbende 
römische  Recht  bringt  Vergröberungserscheinungen  hervor,  Rück- 
bildungen, die  uns  greisenhaft  anmuten,  weil  wir  eben  wissen, 
dass  es  Rückbildungen  sind,  —  die  aber,  bei  äusserlicher  und 
von  der  Vergangenheit  absehender  Betrachtung,  ebensowohl 
als  Verjüngungen  betrachtet  werden  können  und  Anknüpfungs- 
punkte für  das  aufstrebende  germanische  Recht  bilden. 


»)  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  26.  29;  rgl  v»n  Wetter  L  c.  16.  A.  l. 
»)  s.  8.  101.  A.  1. 
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Die  Umstände,  die  dem  fränkischen  Rechte  schon  anf 
früher  Entwicklungsstufe  zu  grosser  Widerstandskraft  verholfen 
hatten,  waren  der  Entfaltung  des  fränkischen  Staatsrechtes  im 
neuen  Reiche  ungünstig.  Vielherrschaft  und  andere  Momente, 
die  die  Wahrung  des  fränkischen  Wesens  fremden  Einflüssen 
gegenüber  erleichterten,  haben  die  Lösung  staatlicher  Aufgaben 
unter  den  neu  gearteten  Verhältnissen  erschwert.  Und  fehlte 
es  auch  nicht  an  Berührungspunkten  zwischen  dem  mächtig 
aufstrebenden  Volke  und  demjenigen,  was  es  in  Gallien  nach 
und  nach  vorrückend,  vorfand,1)  so  galt  dies  doch  vornehmlich 
für  actuelle,  wirtschaftliche,  folglich  auch  zum  grossen  Theile 
für  verkehrsrechtliche  Fragen,  aber  nicht  für  die  Bildung  des 
neuen  Staatswesens. 

Da  ist  im  Gegentheil  eine  Kluft  bemerkbar.  Das  fränkische 
Reich  wächst  territorial  mächtiger  als  irgend  ein  anderes  und 
nimmt  in  der  Zeit,  die  kaum  genügt  hätte,  um  ein  germanisches 
Volks-  und  Staatswesen  in  einen  Stammesstaat  umzuwandeln, 
den  Umfang  eines  Weltreiches  an.  In  dem  Jahrhundert  zwischen 
Chlogio  und  den  Söhnen  Chlodovech's  sind  so  viele  und  so  ver- 
schiedene Territorien  der  ursprünglich  bescheidenen  salfVänkischen 
Herrschaft  unterworfen  worden,  dass  eine  folgerichtige  Ent- 
wicklung staatsrechtlicher  Art  diesem  Länderzuwachse  unmöglich 
Schritt  halten  konnte.  Die  weitausgreifenden  fränkischen 
Eroberungszüge  hingen  überdies  mit  keiner  Massen  Wanderung 
des  Volkes  zusammen;  die  Grenzen  des  geschlossenen  Vorrückens 
der  Franken  sind  im  Vergleiche  mit  den  Grenzen  ihrer  Herrschaft 
zurückgeblieben;  dies  bot  zwar  einen  wichtigen  Schutz  gegen 
die  Romanisierung  der  Hauptmasse  des  Volkes,  bereitete  aber 
zugleich  dem  staatsrechtlichen  Ausbau  verhängnisvolle  Schwierig- 
keiten. 

Der  Expansion  entsprach  selbstverständlich  ein  qualitatives 
und  quantitatives  Anwachsen  staatlicher  Aufgaben,  dem  die 
kleinstaatlichen  Verhältnisse  unmöglich  entsprechen  konnten. 
Sie  hätten  gänzlich  umgebildet  werden  müssen;  dazu  aber  hätte 
es  langer  Zeit  und  langsamer  Staatserweiterung,  sowie  geschlossen  en 
Vorgehens  und  massenhaften  Eindickens  organisierter  Gruppen 
in  alle  neu  erworbenen  Länder  bedurft. 


')  e.  in  TheU  IL  S.  240  and  hier  oben  S.  3  ff. 
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Was  nun  eine  Umbildung  kleinstaatlicher  Verhältnisse  and 
elastische  Anpassung  an  die  neuen  Anforderungen  betrifft,  so 
muss  besonders  der  Umstand  in  Betracht  kommen,  dass  den 
Franken  der  Übergang  vom  altgermanischen  Volksstaate 
zum  Stammesstaate  versagt  blieb.  Es  ist  bekannt,  dass  die 
Ausdehnung  des  salischen  Gebietes  durch  königliche  Eroberungen 
noch  vor  der  Einigung  aller  Salier  begonnen  hat.  Das  Heraus- 
treten aus  dem  engen  und  für  spätere  Verhältnisse  unzureichenden 
Rahmen  altgermanischer  Staatsverfassung  ist  erfolgt,  bevor  man 
an  eine  staatsrechtliche  Organisation  aller  salischen  Völker 
denken  konnte.1)  Wir  begegnen  da  einem  unvermittelten  oder 
jedenfalls  ungenügend  vermittelten  Sprunge  vom  Kleinstaate 
zum  Grossstaate,  was  eben  zu  den  schwerwiegendsten  staats- 
rechtlichen Consequenzen  führen  musste;  denn  nirgends  ist  ein 
solcher  Sprung  ohne  ernste  Gefährdung  der  staatsrechtlichen 
Grundlagen  gemacht  worden,  deren  plötzliche  Ausdehnung 
einfach  unmöglich  ist.2)  Der  salische  Staat  bestand  schon  früh- 
zeitig aus  Gebieten,  die  noch  in  alter  Weise  volksrechtlich 
organisiert  waren  und  aus  eroberten  Gebieten,  auf  die  jene  alte 
Verfassung  nicht  angewendet  werden  konnte.  Es  kam  aber 
nicht  einmal  zu  einem  vollen  Bewusstsein  des  Gegensatzes,  dem 
nur  eine  Doppelverfassung3)  entsprochen  hätte;  denn  auch  dazu 
war  die  Entwicklung  zu  rasch  und  überdies  haben  andere 
Umstände  eine  derartige  Sonderung  des  Stammlandes  und  der 
eroberten  Länder  verhindert;  eine  verfassungsrechtliche  Scheidung 
des  Stammlandes  von  den  eroberten  Gebieten,  mit  Aufrecht- 


»)  Nimmt  man  mit  Hub  rieh  (Fr.  Wahl  u.  Erbkgtum  S.  4.  A.  14) 
an,  dass  schon  die  Lex  Sal.  für  drei  verbündete  Völker  abgefasst  wurde 
und  berücksichtigt  man,  dass  noch  sur  Zeit  Cblodovechs  (s.  Greg.  Tur. 
II.  27.  41.)  auch  nur  ein  Bundesverhältnis  dreier  saUscher  Königreiche 
bestand,  so  gelangt  man  sur  Überzeugung,  dass  die  fränkische  Stainraes- 
entwicklung  auf  der  Stufe  internationaler  Verbindung  stehen  blieb ;  die 
weitere  Entwickluug  hatte  nicht  mehr  organischen  Charakter;  der  Bund  hat 
nicht  von  selbst  staatsrechtliche  Bedeutung  angenommen;  er  hat  sie  ge- 
waltsam erhalten. 

*)  Wir  sehen  beispielsweise,  dass  Rom  Übergangsstufen  durchmachte; 
eine  solche  Übergangsstufe  war  z.  B.  der  latinische  Bund. 

s)  etwa  wie  im  römischen  Reiche  für  Italien  und  die  Provinzen,  beziehungs- 
weise Senatsprovinzen  und  Kaiserprovinzen. 
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erhaltung  der  alten  Verfassung  für  das  Stammland  und  separater 
Regelung  der  Verhältnisse  in  den  neuen  Ländern,  hätte  an  und 
flu*  sich  nur  durch  einen  seiner  Aufgaben  im  vorhinein  bewussten 
Staat  vorgenommen  werden  können.  Abgesehen  davon  kommt 
noch  in  Betracht,  dass  gerade  die  neu  erworbenen  Gebiete  die 
wertvolleren  waren,  dass  somit  durch  das  Hinaustreten  aus 
dem  alten  Rahmen  gleichzeitig  der  Schwerpunkt  des  Staates 
verschoben  wurde;  das  Stammland  sank  immer  mehr  zu  einer 
Provinz  gegenüber  diesen  reicheren  und  ausgedehnteren  Er- 
werbungen herab.  Welche  Bedeutung  eine  solche  Verschiebung 
des  Schwerpunktes  gerade  für  das  Staatsrecht  hat,  bedarf  keiner 
näheren  Ausführung.1) 

Es  ist  ferner  zn  erwägen,  dass,  wenn  auch  die  ersten 
Eroberungszüge  eine  grosse  Menge  von  Franken  in  die  an  das 
Stammland  grenzenden  Gebiete  verpflanzten,  diese  Eroberungen 
dennoch  nicht  denselben  volksmässigen  Charakter  hatten,  wie 
anderwärts.  Fehlen  uns  auch  darüber  nähere  Nachrichten,  so 
müssen  wir  doch  —  angesichts  des  Zurückbleibens  grosser 
Volkstheile  in  den  früheren  Sitzen  —  annehmen,  dass  die  in 
die  neuen  Gebiete  eintretenden  Franken  überwiegend  Leute 
waren,  die  den  Zusammenhang  mit  ihren  ehemaligen  volks- 
mässigen Verbänden  aufgegeben  hatten,  um  an  dem  Zuge  theil- 
zunehmen  und  sich  ferne  von  der  Heimat  anzusiedeln.  Wenn 
sie  dann  auch  neuerdings  Gruppen  bildeten,  die  der  alten 
Tradition  entsprachen,  so  konnte  denselben  doch  nicht  mehr 
jene  Zähigkeit  innewohnen,  die  den  früheren  Gruppen  im  Stamm- 
lande eigen  war.  Man  hat  mit  Recht  die  auffallende  fränkische 
Verrohung  des  VI.  Jh.  auf  diese  Lockerung  der  ehemaligen 
Verbände  zurückgeführt,  namentlich,  da  die  solchermaassen 

>)  Es  ist  bekannt,  dass  z.  B.  die  römische  Republik  durch  das  Hinaus- 
treten des  Staates  aus  Italien  untergraben  wurde.  Die  Provinzen,  von 
denen  manche  zu  übergrosser  Bedeutung  gelangten,  konnten  nicht  mit  dem 
republikanischen  Rüstzeug  regiert  werden  und  je  mehr  Bedeutung  sie  für 
den  Gesammtstaat  erhielten,  desto  mehr  musste  dasjenige,  was  für  die 
Provinzen  passte,  cur  Regel  für  das  ganze  Reich  werden. 

Im  fränkischen  Reiche  aber  gelangten  die  neuen  Gebiete  zu  weit 
grösserem  Übergewichte,  als  die  Provinzen  im  römischen  Reiche.  Und  über- 
dies bot  die  römische  Verfassung  doch  ein  unvergleichlich  besseres  Werkzeug 
zur  Regierung  eines  Grossstaates,  als  die  altgermanische,  weil  die  römische 
Verfassung  sich  stufenweise  entwickelt  hatte. 
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entwurzelten  Kriegsschaaren  in  Gallien  keinen  geeigneten 
Stutzpunkt  fanden;1)  sie  begegneten  vielmehr  einem  ebenfalls 
desorganisierten  Römertum. 

Nnn  kommt  noch  hinzu,  dass  man  diese  Römer  anders  als 
hn  westgothischen,  burgundischen  oder  langobardischen  Staate, 
in  den  Staatsverband  als  politisch  gleichberechtigte  Bürger 
aufnahm,  sich  von  ihnen  nicht  absonderte,  wodurch  ein  streng 
germanisches  Gepräge  der  Verfassung  erschwert  wurde. 

Alle  diese  Umstände,  der  Mangel  einheitlicher  Stammes- 
verfassung, das  nicht  in  volksmässigen  Gruppen  erfolgende 
Einrücken  in  die  neuen  Gebiete  und  das  Aufnehmen  von  Römern 
in  den  gemeinsamen  Reichsverband,  sowie  die  Verschiebung 
des  Schwerpunktes  des  Staates  aus  dem  Stammlande  in  die 
eroberten  Länder,  haben  eine  folgerichtige  Ausbildung  des  alten 
Staatsrechtes  unmöglich  gemacht;  eine  einfache  Fortsetzung 
der  alten  staatsrechtlichen  Zustände  im  neuen  Reiche  war  aber 
ausgeschlossen,  da  dieselben  sogar  für  einen  rein  germanischen 
Grossstaat  hätten  versagen  müssen,  für  die  in  Frage  kommenden 
Gebiete  mit  gemischter  Bevölkerung  daher  vollends  unzureichend 
und  unanwendbar  waren,  übrigens  nicht  einmal  durch  ent- 
sprechende fränkische  Verbände  vertreten  werden  konnten. 
Als  dann  später  die  Einigung  aller  salischen  Kleinstaaten  er- 
folgte und  Chlodovech  sämmtliche  Nebenkönige  beseitigt  hatte, 
wäre  es  wohl  möglich  gewesen,  an  den  Ausbau  einer,  den 
heimischen  Grundsätzen  entsprechenden  Verfassung  für  den 
ganzen  Stamm  zu  denken.  Da  war  es  aber  zu  spät.  Die 
mittlerweile  eingetretene  enorme  Ausdehnung  des  Reiches  Hess 
die  Einigung  der  Salier,  im  Vergleiche  mit  den  andern  Erfolgen 
und  angesichts  des  Übergewichtes  der  nichtsalischen  Gebiete, 
als  ziemlich  nebensächlich  erscheinen.  An  eine  Reconstruction, 
an  einen  sinngemässen  Ausbau  der  alten  Volksverfassung  fin- 
den fränkischen  Stamm  zu  gehen,  hat  Clodovech  keinen 
Anlass  mehr  gehabt.  Das  Streben  nach  Staats-  und  Gewalts- 
einheit, das  wir  an  dem  fränkischen  Königtum  beobachten 
können,  stand  der  Ausgestaltung  einer  speziellen  Stammes- 
verfassung entgegen;2)  eine  solche  hätte  die  königliche  Gewalt 


')  8.  Theil  II.  S.  248. 
»)  8.  oben  8.  104.  A.  1. 


Digitized  by  Google 


I 


107 


beschränken  müssen,  woran  natürlich  das  auf  dem  Gipfel  seiner 
Macht  stehende  Königtum  gewiss  kein  Interesse  hatte.  Es 
mag  trotzdem  im  Stammlande  die  alte  Verfassung  theilweise 
noch  fortbestanden  haben;  für  die  Gesamtentwicklnng  war  sie 
nebensachlich  geworden,  da  sie  auf  die  wichtigeren  and  grösseren 
Reichstheile  nicht  anwendbar  war.  Wir  gelangen  somit  znr 
Überzeugung,  dass  eine  Continuität  für  die  staatsrechtlichen 
Fragen  ausgeschlossen  war,  da  der  einzig  mögliche  Ausgangs- 
punkt, nämlich  eine  Stammesverfassung,  fehlte. 

Von  diesen  Betrachtungen  ausgehend,  wollen  wir  die 
einzelnen  staatsrechtlichen  Institute  in's  Auge  fassen.  — 

Dass  der  Volksverband,  die  Grundlage  germanischer 
Verfassungszustande,  verkümmern  musste,  ist  klar.  Er  beruhte 
bekanntlich  auf  der  formellen  Gleichstellung  aller  Freien  in 
socialer  und  rechtlicher  Beziehung  und  äusserte  sich  in  der 
Identität  von  Volk,  Staat  und  Heer,  sowie  in  der  Rolle,  die 
einzelnen  Verbänden  zufiel.  So  einfach  er  war,  setzte  er  doch 
das  Gleichgewicht  aller  für  das  öffentliche  Leben  in  Betracht 
kommenden  Bestandteile  voraus.  Nun  ist  zwar  dieses  Gleich- 
gewicht natürlich  bei  keinem  der  bisher  besprochenen  Völker 
ungestört  geblieben  nnd  überall  haben  Wanderung  und  Staats- 
gründung, vor  allem  aber  der  Übergang  vom  Kleinstaate  zum 
Stammesstaate,  eine  Lockerung  der  Sippen  verbände,  eine 
Änderung  der  Ansiedlungsverhältnisse,  ja  sogar  eine  Alterierung 
der  socialen  Schichtung,  hervorgerufen.  Da  aber  alle  andern 
Staatsgründungen  durch  organisierte  Stämme  vollzogen  wurden, 
konnte  doch  eine  gewisse  Geschlossenheit  erhalten  bleiben,  die 
sich  namentlich  im  Heerwesen  geltend  machte,  so  dass  die 
Tradition  volksmässiger  Verbände  nicht  ganz  in  Vergessenheit 
geriet,  wogegen  die  fränkischen  Eroberungszüge  —  namentlich 
die  späteren,  theilweise  aber  gewiss  auch  die  früheren  —  wie 
schon  erwähnt,  zahlreiche  Volksgenossen  aus  ihren  Verbänden 
gerissen  und  dadurch  nicht  nur  die  im  Stammlande  verbliebenen 
Verbände  geschwächt,  sondern  die  auf  solche  Art  ausgeschiedenen 
Individuen  ihrer  bisherigen  Basis  beraubt  haben,  ohne  ihnen 
eine  andere  staatsrechtlich  gleichwertige  zu  bieten.  Dieselben 
Eroberungszüge  haben  überdies  die  Bedeutung  des  Königsdienstes 
erhöht,  dem  Königtum  überhaupt  zu  einer  von  Erfolg  zu  Erfolg 
fortschreitenden  Machtfülle  verholfen,  die  in  neuen  Gebieten, 
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in  denen  es  keine  volfcsrechtlichen  Schranken  mehr  gab,  un- 
gehindert gefestigt  werden  konnte.  Sie  haben  ausserdem  eine 
intensive  Entwicklung  der  Grundherrschaft  angebahnt  und  dadurch 
die  sociale  Gruppierung  in  verhängnisvoller  Weise  beeinflusse 
So  hat  das  Heraustreten  aus  den  bisherigen  Verhältnissen  nicht 
nur  die  Ausbildung  einer  Stammesverfassung  gehindert,  sondern 
insbesondere  eine  grosse  Anzahl  von  Volksgenossen  ausserhalb 
des  Volksverbandes  gestellt.1) 

Diese  Übergangslosigkeit,  die  im  Gegensatze  zu  andern, 
von  geeinigten  Stämmen  vollzogenen  Reichsgründungen  die  Be- 
gründung des  fränkischen  Reiches  kennzeichnet,  hat  dem  Volks- 
verbande die  Rolle  einer  staatsrechtlichen  Grundlage  für  das 
neue  Staatswesen  benommen.  Der  Umstand,  dass  die  fränkische 
Reichsgründung  nicht  als  Werk  des  Volkes,  sondern  des  König- 
tums zu  betrachten  ist,  hätte  an  und  für  sich  noch  nicht  genfigt, 
um  das  Staatsrecht  auf  eine  wesentlich  neue  Basis  zu  stellen;2) 
denn  wäre  der  Reichsgründung  eine  Stammesorganisation  voran- 
gegangen, dann  hätte  das  Königtum  trotz  aller  Erfolge  zu  dem 
Stamme8verbande  und  seinen  volksrechtlichen  Bestandteilen 
Stellung  nehmen  müssen  und  es  hätten  die  Eroberungen  trotz 
königlicher  Initiative  die  volksrechtlichen  Grundlagen  nicht  in 
diesem  Maasse  zu  erschüttern  vermocht.  So  aber  konnte  das 
Königtum  weder  mit  dem  alten  kleinstaatlichen  Volksverbande, 
der  für  das  neue  Reich  gegenstandslos  war,  noch  mit  einem 
Stammesverbande,  der  bei  den  Franken  niemals  zu  staatsrecht- 
licher Bedeutung  gelangt  war,  rechnen1)  und  es  vermochte 


')  Überdies  war  das  fränkische  Reich  nicht  in  dem  Maasse  bedroht, 
wie  z.  B.  das  langobardische;  es  fehlte  also  der  äussere  zwingende  Grund 
für  die  Aufrecbterhaltung  der  volksmässigen  Heeresverfassung  und  der 
volksmässigen  Grundlagen  überhaupt  Als  die  Araberkriege  dazu  Anlass 
boten,  war  es  natürlich  hiefür  zu  spät. 

9)  Dieser  Umstand  wird  bekanntlich  als  der  für  die  Entwicklung  des 
fränkischen  Staaterechtes  «massgebende  betrachtet;  wir  glauben  die  erwähnte 
Übergangslosigkeit,  nämlich  den  Mangel  einer  Stammesverfassung  als  einen 
mindestens  ebenbürtigen  Grund  anführen  zu  sollen. 

*)  Das  was  So  hm:  R.  u.  Ger.  Verf.  I.  10  über  die  Stellungnahme  des 
fränkischen  Königtums  zu  dem  Stammesverbande  vorbringt,  trifft  nur  für 
die  auaeerfränkiachen,  später  unterworfenen  Völker  zu. 
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in  dem  Volks  verbände  kein  Material  für  den  neuen  Bau  zu 
finden.1) 

Die  wichtigste  Bethätigung  des  Volksverbandes  war  die 
Volksversammlung.  Sie  ist  mangels  entsprechender  Um- 
gestaltung für  den  Grossstaat  unmöglich  geworden,  was  ja  über- 
wiegend auch  für  andere  germanische  Staaten  zutrifft.  Wenn 
man  aber  wahrnimmt,  dass  die  merovingische  Verfassung  nirgends 
mit  Versammlungen  rechnet,  dann  gelangt  man  mit  Sickel2) 
zur  Überzeugung,  dass  die  fränkische  Volksversammlung  nicht 
etwa  erst  dem  Grossstaate  zum  Opfer  gefallen,  sondern  schon 
früher3)  überwunden  war.  Wir  glauben  ihr  Zurückweichen  mit 
den  ersten  Eroberungen,  die  nicht  mehr  geschlossen  vorgenommen 
wurden  und  dem  salfränkischen  Staatswesen  Gebiete  brachten, 
die  ausserhalb  der  alten  Verfassung  standen,  in  Zusammenhang 
setzen  zu  sollen.  Die  Volksversammlungen  sind  weder  verboten, 
noch  die  Theilnahme  an  ihnen  beschränkt  worden;  sie  sind 
einfach  durch  die  erwähnten,  den  Gebietszuwachs  begleitenden 
Umstände  entwurzelt  worden.  Im  neuen  Reiche  hätten  sie 
frisch  eingeführt  werden  können;  aber  dazu  hätte  es  einer  Neu- 
ordnung bedurft;  man  hätte  sie  etwa  auf  territoriale  Basis 
stellen  und  dabei  die  Betheiligung  der  Römer,  sowie  das 
Verhältnis  zum  Königtum  regeln  müssen;  dies  ist  nicht  geschehen; 
eine  die  Versammlungen  belebende  Anpassung  an  neue  Ver- 
hältnisse ist  nicht  zu  entdecken.4) 


>)  Auch  Sickel  (Westdtache  Ztscbr.  XV.  183),  der  geneigt  ist,  die 
Verkümmerung  der  Volksverfassung  den  „Staatsmännern*  des  Vi.  Jh.  zur 
Last  zu  legen,  muss  doch  zugeben,  dass  manche  Hindernisse  zu  überwinden 
gewesen  wären,  .um  das  Volk  im  Besitze  einer  zeitgemässen  Theilnahme 
au  Staatssachen  zn  belassen  oder  in  Besitz  zu  setzen14.  Er  betrachtet 
diese  Hindernisse  als  nicht  unüberwindlich;  gewiss  hätten  sie  überwunden 
werden  können,  wenn  man  eine  neue  Verfassung  ausgearbeitet  hätte;  dass 
man  daran  im  VI.  Jh.  nicht  denken  konnte,  ist  wohl  klar. 

*)  Westdtsche  Ztschr.  IV.  316  f. 

»)  1.  c.  „Eine  so  lange  Wirksamkeit  ihr  zuzuschreiben.  Messe  eine 
lebendige  und  doch  tote  Kraft,  einen  nicht  regierenden  Regenten  behaupten". 

«)  Eine  kritische  8ichtung  der  Literatur  über  diese  Frage  bietet 
Sickel:  D.  meroY.  Volksrers.  (Mitth.  f.  i)st.  Gesch.  Erg.  bd.  II.  295  ff.) 
und  in  Gött.  gel.  Anz.  1890.  214—223.  Neuerdings  versuchte  Schücking 
1.  c.  110  die  Volksversammlungen  zu  vertheidigen. 
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Mas  begegnet  dagegen  dem  Märzfeld.  Dasselbe  ist  eine 
Heerschan,  die  mit  einer  Volksversammlung  nichts  gemein  hat. 
Zum  Märzfeld  erscheinen  die  Volksgenossen  nicht  kraft  eigenen 
Rechtes,  sondern  Uber  königlichen  Befehl;  es  erscheinen 
diejenigen,  die  der  König  entbietet  und  die  Versammlung  bleibt 
so  lange  beisammen,  als  es  der  König  wünscht.  Das  Märzfeld 
fasst  keine  den  König  bindenden  Beschlüsse1)  und  der  Umstand, 
dass  seit  Eintreten  der  Römer  in's  Heer  auch  sie  an  der 
Heerschau  theilnehmen,  musste  vollends  den  Charakter  derselben 
beeinträchtigen.2)  Es  kann  sich  also  nur  darum  handeln,  ob 
das  Märzfeld  nicht  dennoch  auf  die  germanische  Volksver- 
sammlung zurückzuführen  ist,  somit  als  eine,  wenn  auch  ver- 
kümmerte Umbildung  derselben  in  Betracht  käme.3)  Wir  glauben 
mit  Sickel4)  diese  Frage  verneinen  zu  sollen.  Denn  es  ist 
nichts  wahrzunehmen,  was  für  ein  directes  Hervorgehen  des 
Märzfeldes  aus  altgermanischen  Verfassungszuständen  sprechen 
würde.  Es  ist  natürlich  darauf  hingewiesen  worden,5)  dass  die 
alte  Volksversammlung  Heeresversammlung  gewesen  und  als 
Heerschau  gedient  hatte;  doch  war  diese  Function  gewiss  eine 
nebensächliche;  für  die  rechtliche  Bedeutung  der  Volksver- 
sammlung waren  ganz  andere  Momente  m massgebend;  eine 
Heerschau  aber  als  selbständige  Einrichtung  für  die  alte  Zeit 
anzunehmen,  liegt  kein  Grund  vor.  Man  könnte  trotzdem  in 
dem  Märzfelde  eine  Abspaltung  der  ehemaligen  Volksversammlung 
erblicken,  wenn  man  nicht  bedenken  müsste,  dass  die  Volks- 


*)  So  mit  Recht  Sickel  1.  c.  Brenner:  R  Ö.  II.  126  f.  meint,  dass 
der  König  für  ausserordentliche  Entschlüsse  die  Zustimmung  des  Heeres  su 
gewinnen  sucht,  behandelt  aber  m.  R.  die  Wünsche  oder  Beschlüsse  des 
Heeres  als  „populäre  Strömungen,  auf  die  das  Königtum  Rücksicht  nehmen 
muss";  also  keine  Rechtsfrage,  nur  Opportunität.  —  Selbst  wenn  man  die 
vielbesprochenen  Beutebeschlüsse,  die  aber  Sickel  1.  c  auf  das  richtige 
Maas 8  zurückführte,  mit  Brunner  1.  c.  126.  A.  2.  als  Heeresbeschlus»e 
behandeln  wollte,  so  wären  es  doch  nur  Beschlüsse  des  betreffenden  Heeres- 
aufgebotes und  nicht  des  gesammten  Volksheeres.  —  Vgl.  Schröder 
R.  G.4  150,  Dahn  L  c.  VII.  III.  617  f. 

')  s.  Brunner  1.  c,  Dahn  1.  c 

»)  Schröder  1.  c.  betont,  dass  das  Heer  nach  Gauen  und  Provinsec 
aufgestellt  wurde. 

«)  1.  c.  840  f. 
6)  Brunner  1.  c. 
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Versammlung  nur  für  einzelne  Völkerschaften  bestand  und 
Stammesversammlungen  für  die  Franken  nicht  fiberliefert  sind, 
angesichts  des  Mangels  einer  Stammesverfassung  auch  nicht 
angenommen  werden  können;1)  das  Märzfeld  aber  beschränkt 
sich  nicht  auf  Einzel  Völker,  es  hätte  also,  wenn  man  durchaus 
an  einer  Ableitung  aus  früheren  Versammlungen  festhalten 
wollte,  nur  aus  Stamniesversammlungen  hervorgehen  können, 
die  eben  nicht  existiert  haben.  Man  könnte  höchstens  sagen, 
dass  das  Märzfeld  eine  ganz  nebensächliche  Aufgabe  der  früheren 
Volksversammlungen  (einzelner  Völker)  für  grössere  Gebiete 
übernommen,  diese  nebensächliche  Aufgabe  zur  Hauptaufgabe 
gemacht  und  alle  rechtlichen  Momente,  die  eine  Volksversammlung 
charakterisierten,  abgestreift  hat.  Man  sieht,  dass  da  von  einem 
Zusammenhange  wenig  übrig  bleibt  und  die  wesentlichen  Unter- 
schiede derart  überwiegen,  dass  man  das  Märzfeld  als  eine 
selbständige  Einrichtung  bezeichnen  muss,  die  rechtlich  an 
nichts  früheres  anknüpft,  ja  nicht  einmal  als  eine  verfassungs- 
mässige Einrichtung  überhaupt  betrachtet  werden  kann  ;2)  sie  diente 
den  Zwecken  der  Heeresverwaltung.3)  Prägt  man  aber  nach  dem 
Grundgedanken,  auf  dem  das  Märzfeld  beruht,  so  ist  es  klar, 
dass  man  denselben  nicht  in  den  gallo-römischen  Einrichtungen 
suchen  und  vielmehr,  trotz  der  soeben  begründeten  Ablehnung 
eines  genetischen  Zusammenhanges  mit  älteren  germanischen 
Verfassungseinrichtungen,  nur  in  germanischen  Ideen  finden 
kann.  Diesen  Ideen  entspricht  es,  dass  selbst  ein  erstarktes 
Königtum  mit  dem  Volke  Fühlung  sucht  und  diese  Fühlung 
wenigstens  für  den  wichtigsten  Dienst,  den  Heeresdienst  zu 


!)  Die  vielbesprochene  ribuarische  Versammlung,  in  welcher  Clodovech 
zum  König  der  Ribuarier  gewählt  wurde,  mag  eher  eine  exceptionelle  Ver- 
sammlung ad  hoc  gewesen  sein. 

2)  Es  spricht  nämlich  nichts  dafür,  dass  der  König  verpflichtet  gewesen 
wäre,  die  Heerschau  abzuhalten;  es  ist  nicht  einzusehen,  welche  Rechts* 
folgen  die  Unterlassung  der  Heerschan  gehabt  hätte. 

*)  Deshalb  hat  man  in  karolingischer  Zeit  die  mittlerweile  in  Neustrien 
ausser  Übung  gekommene  Heerschau  wieder  eingeführt,  natürlich  ohne  ihr 
eine  von  der  früheren  verschiedene  Stellung  einsuräuinen,  was  auch  Brunn  er 
1.  c.  II.  128  sugiebt.  Die  Wesensgleichheit  der  üblichen  australischen 
Heerschau  und  der  durch  die  Karolinger  wieder  eingeführten  neustrischen, 
beleuchtet  Sickel  in  Gott  gel  Ans.  1890.  S.  218  ff. 
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erhalten  bestrebt  ist.  Deshalb  ist  auch  in  Neustrien  und 
Burgund,  also  in  den  Oberwiegend  romanischen  Gebieten,  das 
Märzfeld  rasch  verfallen,  während  es  sich  in  Australien  traditionell 
erhielt.  Erst  die  Entwicklung  der  Senioratsheere  hat  die  Heeres- 
versammlungen gegenstandslos  gemacht. 

Dass  in  den  Hof-  und  Reichstagen  keine  Fortsetzung 
der  alten  Volksversammlungen  zu  erblicken  ist,  darf  als  communis 
opinio  bezeichnet  werden.1)  Sie  haben  dem  König  Rathsdienste2) 
zu  leisten;  es  handelt  sich  also  juristisch  um  das  Gegentheil 
der  Thätigkeit  einer  germanischen  Volksversammlung;  es  liegt 
in  ihnen  der  Keim  des  späteren,  aber  keine  rechtliche  Fort- 
setzung des  früheren  Versammlungswesens.  Die  zunehmende 
Bedeutung  dieser  Rathsversammlungen  führte  selbstverständlich 
eine  factische  Schwächung  der  königlichen  Gewalt  herbei,  was 
in  einzelnen  Fällen  Resultate  hervorbrachte,  die  an  ältere 
Zustände  erinnern.  Dennoch  ist  an  eine  Anknüpfung  an  die 
alte  Volksverfassung  nicht  zu  denken,3)  denn  die  zu  einem 
Hoftage  versammelten  Grossen  erscheinen  nicht  auf  Grund 
ihres  Rechtes,  sondern  über  königlichen  Befehl,  sie  können  mit 
dem  Volke  nicht  identifiziert  werden,  sind  auch  nicht  als 
Vertreter  desselben  zu  betrachten  und  schliesslich  besteht  keine 
Spur  einer  Theilung  der  Gewalt  zwischen  König  und  Hoftag,4) 
da  letzterem  überhaupt  keine  Rechtssphäre  zusteht.  Es  kann 
gerade  in  der  Stellung  der  Reichs-  und  Hoftage  im  fränkischen 
Reiche  ein  überzeugender  Beweis  für  die  Verdrängung  des 


!)  t.  Brunner  1.  c.  II.  130  ff.,  Schröder  R.  G.4  161  f.,  besonders 
Sickel:  Z.  Gesch.  d.  dtsch.  Reichstags  (Mitth.  Jnst  f.  öster.  Gesch. 
Erg.  bd.  I.  220  ff.)  und  Dahn  1.  c.  VIL  III.  619  ff. 

*)  s.  Sickel  I.  c.  221. 

*)  Dies  gilt  auch  für  die  karolingischon  Versammlungen,  in  denen  au- 
scheinend  der  öffentlichen  Meinung  in  hohem  Grade  Rechnung  getragen 
wurde.  Rechtlich  ist  dies  irrelevant;  s.  Sickel  in  Gött.  gel.  Ans.  1890 
S.  225,  Dahn  1.  c.  VIII.  VI.  126.  Der  von  Majer  I.  c.  I.  880  ff.  betonte 
Unterschied  zwischen  dem  prorinsiellen  Märsfelde  nnd  dem  Reichstage  ist 
belanglos. 

*)  Bei  den  Westgothen  kann  man  schon  eher  von  einer  Auftheilung 
der  Gewalt  zwischen  König  und  Grossen  sprechen  (a.  oben  I.  Theil  S.  207. 
212)  und  den  letzteren  eine  rechtliche  Bedeutung  beilegen,  nämlich  die  Be- 
deutung eines,  die  Königsgewalt  verfassungsmässig  besehrankenden  Factor*. 
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Rechtsinhaltes  der  alten  Verfassung  erblickt  werden-,  nicht 
einmal  die  höchste  Schichte  des  Volkes  vermochte  staatsrecht- 
liche Befugnisse  auszuüben;1)  der  Hof-  und  Reichstag  steht 
rechtlich  ebenso  belanglos  da,  wie  das  Märzfeld. 

Aber  ebenso  wie  das  Märzfeld  entspricht  der  Hof-  und 
Reichstag  doch  germanischen  Ideen;  in  beiden  Fällen  handelt 
es  sich  darum,  die  Fühlung  zwischen  König  und  Volk  herzu- 
stellen. War  dies  auch  nicht  mehr  im  alten  staatsrechtlichen 
Siune  möglich,  so  sollte  es  doch  wenigstens  factisch  geschehen;  bei 
der  Heeresschau  kamen  die  breiten  Massen,  beim  Hoftage  die 
Grossen  in  Betracht.2)  Man  konnte  sogar  das  Wirken 
germanischer  Ideen  hinsichtlich  des  Hoftages  in  noch  höherem 
Grade  annehmen,  als  bezüglich  des  Märzfeldes.  Denn  selbst 
für  die  ältere  Zeit  ist  kaum  anzunehmen,  dass  etwa  jeder 
Genosse  in  der  Volksversammlung  die  gleiche  Bedeutung  gehabt 
hätte;  es  ist  vielmehr  wahrscheinlich,  dass  sich  frühzeitig,  nebst 
dem  bezeugten  Vorrechte  der  Gaufürsten,  ein  Übergewicht  der 
einflussreicheren  Personen  überhaupt  geltend  gemacht  hat.3) 
Eine  Tradition  dieses  Ubergewichtes  mag  der  berathenden 
Thätigkeit  der  Grossen  im  neuen  Reiche  zu  Grunde  liegen.4) 
Nur  kann  man  trotz  dieser  Annahme  an  keinen  juristischen 
Zusammenhang  zwischen  alten  und  neuen  Zuständen  in  dieser 


-)  Was  bei  den  Westgothen  (s.  vorige  Anm.)  und  theüweise  bei  den 
Langobarden  doch  der  Fall  war;  für  die  letzteren  kommen  die  Duces  in 
Betracht,  deren  Stellang  auf  älterer  Basis  beruht  und  einen  bedeutsamen 
Überrest  der  Volksverfassung  bildet;  s.  II.  Theil  S.  137  f.  und  164  ff. 

*)  Somit  geht  beispielsweise  Fahlbeck  1.  c.  83  f,  der  die  politische 
Bedeutung  der  fränkischen  Aristokratie  verneint,  gewiss  zu  weit. 

s)  Brissaud:  Hist.  de  dr.  fr.  I.  4S3  vergleicht  den  germanischen 
Fürstenrath  mit  einem  Senat,  geht  aber  bei  Besprechung  der  fränkischen 
Versammlungen  (S.  536)  auf  diese  Frage  nicht  mehr  ein. 

«)Seeliger  (in  Hist.  Viertjahrschr.  I.  36  f.)  knüpft  deshalb  die 
Hoftage  an  die  germanische  Vorberatung  der  Fürsten  an ;  an  die  Stelle  der 
VolksfUhrer,  die  z.  B.  in  den  langobardischen  Duces  fortlebten  (s.  hier 
A.  1.),  wären  somit  Königsbeamte  und  andere  Grosse  getreten.  Nur  geht 
Seeliger  zu  weit,  wenn  er  (1.  c.  329)  in  dem  consensus  des  Hof* 
tage«  den  Ausdruck  eines  Rechtes  der  Theilnahme  an  der  Regieruug 
erblickt;  er  überschätzt  die  zweifellos  grosse  factische  Bedeutung  dieser 
Versammlungen,  wenn  er  sie  (1.  c.  341)  als  selbständige  Vertretung  des 
Reiches  neben  dem  Könige  betrachten  will. 

v.  Halb  an,  Röm.  Recht  in  den  germ.  VoUustaaten.  III.  8 
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Frage  denken,  weil  die  Rechtsstellung  einer  Volksversammlung 
von  der  eines  Hoftages  so  grundverschieden  ist,  dass  jede  juri- 
stische Anknüpfung  fehlt1)  und  weil  auch  für  diese  Angelegenheit 
irgend  ein  Übergangsstadium  nicht  bezeugt  ist,2)  aus  allgemeinen 
Gründen  aber  eher  auszuschließen  wäre.  Wir  müssen  also 
den  Hof-  und  Reichstag,  ebenso  wie  das  Märzfeld,  als  eine 
neue  Schöpfung  des  fränkischen  Reiches  betrachten,  für  die 
selbstredend  irgend  ein  römisches  Vorbild3)  fehlte.  — 

So  viel  steht  jedenfalls  fest,  dass  die  Grundlage  der  alten 
Volksverfassung  für  den  fränkischen  Grossstaat  nicht  mehr  in 
die  Wagschale  fallt    Denn  durch  das  Verschwinden  der  Volks- 
versammlung verlieren  auch  die  kleineren  Verbände  ihren  natür- 
lichen Halt,  ebenso  die  Individuen  ihre  staatsrechtliche  Basis. 
Es  ist  klar,  dass  die  übrigen  Verbände,  die,  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Entstehung,  bei  fortschreitender  staatlicher  Entwicklung 
schon  keine  unmittelbare  politische  Bedeutung  geltend  machen 
konnten,4)  eine  solche  nicht  neu  zu  erlangen  vermochten,  da 
die  belebende  Kraft  des  Hauptorgans  der  Volksverfassung  weg- 
gefallen war.   Sie  konnten  sich  für  bestimmte  Aufgaben  erhalten, 
sie  konnten  sich  sogar  besser  consolidieren ;  es  fehlte  aber  der 
politische  Kuppelbau,  der  sie  früher  zusammen fasste  und  ihnen 


*)  Man  darf  doch  die  Macht,  die  es  dem  fränkischen  Optimatentum 
ermöglichte,  neben  dem  Königtum  zur  Geltang  zu  kommen,  nicht  als 
Rechtsprincip  auffassen. 

2)  Ein  solches  Übergangsstadium  sehen  wir  in  Rom,  wo  die  Comitien 
aufhören,  der  Senat  aber  weiter  bleibt. 

3)  Es  ist  bemerkt  worden  (s.  Brunner:  R.  G.  IT.  126),  dass  die 
Hoftage  zuerst  in  den  überwiegend  romanischen  Gebieten  vorkommen.  Man 
kann  daraus  aber  natürlich  keine  weitgehenden  Schlüsse  ableiten.  Das 
raschere  Aufkommen  der  Hoftage  im  Westen  wäre  einfach  damit  xu  er- 
klären, dass  dort  der  Aufschwung  des  Adels  rascher  vor  sich  ging,  daher 
auch  die  für  einen  Hoftag  in  Frage  kommenden  Elemente  eher  zu  der  ent- 
sprechenden Bedeutung  gelangten. 

«)  Es  ist  also  für  uns  gleichgiltig,  ob  das  von  Lamprecht  (I.  260 ff) 
vertretene  Zusammenfallen  volksrechtlicher  und  genossenschaftlicher  Verbands  - 
bezirke  für  Heer  und  Gericht  mit  denen  der  Wirtschaftsordnung  bei  den 
Franken  je  bestanden  habe.  Dieses  Zusammenfallen  mag  örtlicher  Natur 
gewesen  sein;  ob  es  sachlich  zutraf,  ist  wohl  mehr  als  zweifelhaft.  Aber 
auch  wenn  es  vorhanden  geweseo  wäre,  so  hätte  es  rasch  aufhören  müssen 
und  käme  für  die  hier  bebandelte  Zeit  nicht  mehr  in  Betracht 
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partielle  staatsrechtliche  Bedeutung  sicherte.1)  So  haben  mit 
dem  grundlegenden  Volksverbande  auch  die  andern  Verbände, 
die  principiell  ebenfalls  auf  der  persönlichen  Stellung  der  Genossen 
beruhten,  ihre  politische  Bedeutung  eingebüsst.2) 

Aber,  wie  erwähnt,  haben  infolge  dieser  Umwandlung  auch 
die  einzelnen  Volksgenossen  ihre  staatsrechtliche  Basis 
verloren.   Denn  sie  gründete  sich  auf  die  unmittelbare  Mit- 
gliedschaft im  Staate,  welche  doch  nur  in  dem  jetzt  ent- 
schwundenen Zusammenhange  geltend  gemacht  werden  konnte. 
Der  Einzelne  verdankte  seine  staatsrechtliche  Bedeutung  dem 
Umstände,  dass  er  Mitglied  von  Verbänden  war,  die  durch  die 
Volks  Verfassung  zusammengehalten  wurden.    Jede  Lockerung 
dieser  Kette  musste  alle  Kettenglieder  in  ihrer  staatlichen 
Stellung  erschauern;  die  Einzelnen  mochten,  nach  wie  vor, 
Mitglieder  der  zunächst  noch  erübrigenden  Verbände  bleiben; 
für  ihre  staatsrechtliche  Stellung  war  damit  nichts  gewonnen. 
Diese  Einbusse  konnte  durch  nichts  ausgeglichen  werden;  denn 
die  Erlangung  einer  unmittelbaren  staatsrechtlichen  Stellung, 

*)  Gegen  Provinzialversamwlungen,  wie  sie  z.  B.  Boretius  behauptete, 
ist  Seeliger:  Capitt.  d.  Karolinger  S.  40  ff.  aufgetreten,  indem  er  mit 
Recht  geltend  machte,  das«  es  sich  bei  den  betreffenden  „Beschlüssen"  nur 
darum  bandelte,  das  Volk  auf  die  neuen  Bestimmungen  zu  verpflichten 
(tgl.  auch  seine  Ausführungen  in  Hist  Vierteljahrschr.  L  327).   Ebenso  bat 
Opet:  Processeinl.  Form.  93  ff  die  Missverständnisse  hinsichtlich  Terschiedener 
Versammlungen  bekämpft.   Thatsächlich  haben  weder  Grafschaften,  noch 
andere  Verbinde  irgend  eine  politische  Autonomie  gehabt;  die  betreffenden 
fränkischen  Andeutungen  hat  fi.  Mayer  1.  c.  I.  618  f,  534,  U.  401 
berücksichtigt. 

»)  Wie  Gier ke:  Genoss.  R.  H  135  ausführt,  haben  nicht  die  Über- 
reste der  sich  auflösenden  alten  persönlichen  Verbinde,  sondern  die  späteren 
ränmlich  -  dinglichen   Genossenschaften,   die   Entwicklung   des  deutschen 
Genoasen schaft» begriffe«  bewirkt.  Für  die  Alteriernng  des  alten  germanischen 
Verbandswesens  kommt  in  Betracht,  dass  nicht  nur  seine  historischen  und 
staatsrechtlichen  Grundlagen  erschüttert  waren,  sondern  dass  die  neuen 
Verhältnisse  Complicationen  veranlassten,  denen  der  alte  Verband  nicht 
gewachsen  war.   Die  wirtschaftlichen  Fortschritte  zersetzten  die  Einfachheit 
früheren  Lebens  und  es  kamen  Verbände  auf,  in  denen  das  obrigkeitliche 
Element  über  das  genossenschaftliche  siegte,  so  z.  B.  kirchliche  und  grund- 
herrliche Verbände.   Ob  man  jene  freien  Verbindungen,  mit  denen  sich  die 
Capitularien  befassen,  als  spätere  Symptome  auflebender  Volksverfassungs- 
gedauken  oder  als  neue,  unter  socialem  Drucke  entstandene  Vereinigungen 
zu  betrachten  bat,  ist  nicht  klar. 

8* 
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die  ja  beim  Zurücktreten  der  bisherigen  politischen  Bedeutung 
der  Verbände  an  und  für  sich  denkbar  gewesen  wäre,  war 
dazumal  ausgeschlossen;  es  fehlte  der  hiefür  nöthige  Übergang. 
Überganglos  war  natürlich  eine  derartige  Umwandlung  un- 
möglich und  dazu  gesellte  sich  in  diesem  Falle  noch  der  Umstand, 
dass  für  die  ihres  bisherigen  politischen  Bodens  beraubten  Volks- 
genossen noch  andere  Gefahren  entstanden,  die  ihre  staats- 
rechtliche Stellung  vollständig  verschieben  mussten,  während 
andererseits  nicht«  geschah,  um  die  Polgen  der  Vernichtung 
der  Volksverfassung,  auch  insofern  es  sich  um  die  Individuen 
handelte,  aufzuhalten.1)  Es  ist  klar,  dass  dieses  wichtige 
Verlassen  alter  staatsrechtlicher  Grundlagen  nicht  unter  römischem 
Einflüsse,  sondern  nur  aus  den  oben  angedeuteten  Gründen 
erfolgt  ist.  Weder  der  Charakter  dieses  Vorganges,  noch  auch 
seine  unmittelbaren  Folgen  erinnern  in  irgend  welcher  Hinsicht 
an  römische  Verhältnisse.  Nicht  der  fränkische  König,  als 
Nachfolger  des  römischen  Imperators,  hat  die  Volks  Verfassung 
zerstört,  sondern  sie  selbst  ist  unhaltbar  geworden  und  an  der 
Übergangslosigkeit  von  den  kleinstaatlichen  Verhältnissen  eines 
germanischen  Gaustaates  zu  den  complicierten  Verhältnissen 
eines  Grossstaates  zu  Grunde  gegangen.2)  — 

Der  durch  die  Begründung  des  Grossstaates  geschaffenen 
Situation  entsprechend  und  angesichts  der  erwähnten  Umwälzungen, 
musste  an  die  Stelle  der  früheren  Volksgliederung  eine  territoriale 
Th eilung  treten;  sie  war  die  einzige,  die  für  eine  national 
gemischte,  politisch  nicht  genügend  geschiedene  Bevölkerung 
passte;  sie  bedeutet  eine  förmliche  Constatierung  der  Über- 
windung der  ehemaligen  Verfassung.  Man  mag  diese  Basis, 
an  und  für  sich,  als  eine  römische  bezeichnen,  da  sie  äusserlich 
dem  römischen  Principe  der  Amtssprengel  entspricht;  an  eine 
Nachahmung  römischer  Vorbilder  darf  man  dennoch  nicht  denken. 


l)  Wenn  schliesslich  der  Staat  in  karolingischer  Zeit  die  bedrängten 
Individuen  dem  Schatze  der  Bischöfe  empfahl,  so  gestand  er  damit  offen 
seine  Machtlosigkeit  ein  nnd  gab  den  Beweis,  dass  er  nicht  im  Stande  war, 
die  entzogene  alte  Basis  dnrch  eine  gleichwertige  neue  Grundlage  zu  ersetzen. 

*)  Dass  auch  der  Sippenverband  unter  diesen  Verhältnissen  leiden 
musste,  ist  klar;  es  hat  auch  tbatsäcblicb  die  Sippe  ihre  volksrechtlich- 
staatliche  Bedeutung  eingebttsst;  sie  gehört  daher  nicht  in  diesen  Zu- 
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Denn  es  handelte  sich  nicht  um  Beibehaltung1)  der  in  vielen 
fränkischen  Gebieten  schon  gänzlich  zerstörten,  in  andern  stark 
zersetzten,  römischen  Staatsgliederung,  oder  um  eine  beabsichtigte 
Wiederherstellung  derselben,  sondern  um  die  angesichts  der  un- 
anwendbaren germanischen  und  verfallenen  römischen  Staats  - 
einrichtungen  einzig  mögliche  Lösung.  Deswegen  gewann  das 
territoriale  Moment  im  fränkischen  Reiche  grössere  Bedeutung, 
als  anderwärts,  wo  ihm  gewisse  Reste  der  germanischen  Stammes- 
verfassung und  eine  mehr  oder  weniger  ausreichende  Organisation 
der  Römer  concurrierend  entgegentrat.  Sieht  man  näher  zu, 
dann  kann  man  überdies  wahrnehmen,  dass,  wie  Gierke2) 
scharfsinnig  bemerkt  hat,  die  Territorialisierung  der  politischen 
Verbände  nicht  immer  dem  römischen  oder  modernen  Begriffe 
der  Territorialität  entspricht,  wenn  auch  die  Wirkungen  theil- 
weise  identisch  sind;  es  bleibt  manches,  was  zu  der  Terri- 
torialisierung im  Gegensatze  steht  und  als  Nachwirkung 
germanischer  Auffassung  erscheint.3)  Schon  deshalb  darf  man 
in  der  fränkischen  Territorialisierung  keine  römische  Nachahmung 
erblicken,  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  durch  Vieles  durchkreuzt 
wird,  was  der  römischen  Staatstheilung  fremd  war. 

Fassen  wir  die  grösseren  Sprengel  in's  Auge,  so  ist  es 
bekannt,  dass  die  römische  Eintheilung  in  Provinzen  nicht  mehr 
als  actuell  zu  betrachten  ist;4)  nur  die  kirchliche  Eintheilung 
hat  an  der  römischen  Provinz  festgehalten,  vermochte  aber  dem 
antiquirten  Begriffe  nicht  mehr  zu  staatsrechtlicher  Bedeutung 
zu  verhelfen,5)  so  dass  manche  Provinznamen  nur  als  literarische 
Bezeichnungen  dienen.6)   Als  grösster  Sprengel  erscheint  der 


l)  Dahn  1.  c.  VIL  II.  72  scheint  viel  zu  weit  zn  gehen,  wenn  er 
allgemein  —  allerdings  unter  gewissen  Einschränkungen  —  für  die  Bei- 
behaltung der  römischen  Eintheilung  des  Landes  eintritt. 

a)  Genoss.  R.  I.  86  f. 

3)  Es  hätte  sich  beispielsweise  ein  sog.  Personalitätsprincip  im  fränkischen 
Reiche  nie  entwickeln  können,  wenn  eine  Territorialisierung  in  römischem 
Sinne  durchgedrungen  wäre. 

*)  s.  Theü  II.  S.  261.  Selbst  Fustel  de  Coulanges:  Mon.  franque 
183  f.  giebt  dies  zu. 

*)  s.  Longnon  1.  c.  190  ff  und  Dahn  1.  c.  VII.  III.  224,  229  f. 

•)  Dies  giebt  auch  Dahn  1.  c.  VII.  I.  74  zu;  überdies  kommt  Provincia 
auch  in  ganz  unrömischem  Sinne,  als  Grafschaft  u.  s.  w.  vor;  vgl.  Brunner 
1.  c.  II.  144.  A.  12. 
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Ducatus,  der  äusserten  die  Function  der  römischen  Provinz 
übernommen  bat,1)  thatsächlich  aber  nicht  dieselbe  juristische 
Bedeutung  hat.  Denn  abgesehen  davon,  dass  die  Eintheilung 
in  Ducate  nicht  im  ganzen  Reiche  durchgeführt  war,2)  war 
auch  die  Stellung  dieses  Sprengeis  je  nach  dem  in  Frage 
kommenden  Territorium  eine  verschiedene.  Die  häufige  Aendernng 
des  territorialen  Umfanges,  namentlich  wegen  militärischer  Er- 
eignisse, benimmt  dem  Ducatus  jene  Stabilität,  ohne  welche 
eine  ordentliche  Provinzialgliederung  auf  die  Dauer  schwer 
denkbar  ist.  Historisch  fallt  in  die  Wagschale,  dass  diese  Ein- 
theilung  erst  unter  Chlodovech's  Söhnen  und  zwar  aus  rein 
militärischen  Gründen  begann,  ursprünglich  auch  gar  nicht  den 
Charakter  einer  allgemeinen  Maassregel  hatte.  Diesen  mili- 
tärischen Charakter  behielt  das  Amtsherzogtum  bei,  während 
das  Stammesherzogtum  darüber  weit  hinausging.  Das  Amts- 
herzogtum kann  schon  wegen  seines  militärischen  Charakters 
nicht  mit  einer  römischen  Provinz  verglichen  werden,3)  da  es 
an  Bedeutung  hinter  der  römischen  Provinz  zurücksteht;  und 
wenn  auch  manches  Amtsherzogtum  später  eine  erhöhte  Stellung 
erlangte,4)  so  geschah  das  auf  Kosten  der  Reichseinheit,  also 
wieder  in  einer,  über  die  wesentliche  Bedeutung  einer  römischen 
Provinz  hinausgehenden  Weise.5)  Aber  auch  mit  einem  spat- 
römischen  militärischen  Ducatus  ist  das  fränkische  Amtsherzogtum 
nicht  zu  vergleichen,  da  der  römische  Militärducat  in  der  Regel 
nur  eine  vorübergehende  Bedeutung,  also  eine  noch  geringere 


')  So  wird  in  Childeb.  Decretio  c.  3.  die  Bedeutung  der  Provinz 
für  die  Ersitzung  durch  DucatUB  ersetzt. 

9)  s.  Brunoer  1.  c.  II.  148  f.,  154  f.  Kurth  (Bullet,  de  U  clasee 
des  lettre«  Acad.  de  Belg.  1900  8.  880)  constatiert  auf  Grund  der  Ver- 
hältnisse in  Tours,  dass  nicht  nur  der  Umfang,  sondern  auch  der  Bestand 
des  Ducatus  schwankend  war. 

*)  Von  besonderer  Bedeutung  für  die  BeurtbeUung  eines  eventuelle 
Zusammenhanges  ist  der  von  Pustel  1.  c.  218  erwähnte  Umstand,  das»  die 
Herzogtümer  mit  den  ehemaligen  Provinzen  auch  geographisch  nicht 
zusammenfallen. 

4)  so  z.  B.  Aquitanien. 

b)  Aus  dem  was  Perron d:  Origines  du  premier  dache  d  Aquitaine 
199  ff  und  La  chute  du  premier  duche  d'Aquitaine  46  ff  (in  Revue  des 
Pyrenees  VI.  Heft  4  und  6)  sagt,  namentlich  ans  den  Streitpunkten  «wischen 
Pippin  und  Waifar,  ist  der  Grad  der  Selbständigkeit  zu  entnehmen. 
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Stabilität  als  das  fränkische  Amtsherzogtum  hatte  und  überdies 
konnte  im  römischen  Reiche  niemals  an  eine  Steigerung  der 
Selbständigkeit,  wie  wir  sie  bei  manchen  fränkischen  Amts- 
herzogtümern finden,  gedacht  werden.1)  In  noch  höherem  Grade 
trifft  die  Unmöglichkeit  eines  Vergleiches  mit  römischen  Provinzen 
für  das  sog.  Stammesherzogtum  zu;  dasselbe  überragt  die 
Provinz  in  jeder  Beziehung,  so  sehr,  dass  man  es  überhaupt 
nicht  als  einen  eigentlichen  Sprengel  betrachten  kann.  Die 
Stellung  mancher  Herzogtümer  dieser  Art  ist  eine  derart 
selbständige,  dass  man  eher  von  halbsouveränen  Staatsgebilden 
mit  Sonderfrieden  und  eigener  Verfassung  sprechen  könnte. 
Diesen  eigenen  staatsrechtlichen  Inhalt,2)  der  allerdings  kein 
gleichmässiger  ist,  verdankt  das  Stammesherzogtum  zweifellos 
seinen  germanischen  Grundlagen,  dem  Wirken  der  Stammesidee, 
die,  obwohl  in  der  fränkischen  Entwicklung  zurückgedrängt, 
bei  andern  Völkern  des  fränkischen  Reiches  mächtig  blieb  und 
trotz  der  Staatsverfassung,  die  den  salischen  Stammesverband 
an  der  Schaffung  eines  stammesstaatlichen  Bandes  gehindert 
hat,  dennoch  Lebenszeichen  gab  und  separatistisch  wirkte.  Die 
Znrückdrängung  dieses  Selbständigkeitsgefühls  führte  bekanntlich 
zum  Niedergange  der  Stammesherzogtümer,  die  sich  ebenso- 
wenig wie  die  Amtsherzogtümer,  als  eine  durchgreifende  und 
bleibende  Gebietstheilung  bewährt  haben. 

Es  muss  also  ein  rechtlicher  Zusammenhang  der  fränkischen 
Herzogtümer  mit  den  römischen  Provinzen,  die  als  principiell 
gleichmässig  organisierte  und  integrierende  Bestandtheile  des 
Staates  und  nicht  als  Sondertheile  eines  lockeren  Ganzen  er- 
scheinen, entschieden  abgelehnt  werden;  das  Amtsherzogtum 
entspricht  speciellen,  namentlich  militärischen  Bedürfnissen, 
deckt  sich  aber  weder  geographisch,  noch  juristisch,  mit  ähn- 
lichen römischen  Einrichtungen,  die  übrigens  zur  Zeit  der 
fränkischen  Staatsgründung  in  Gallien  längst  unbekannt  waren; 
das  Stammesherzogtum  weist  in  seiner,  allerdings  sehr  verschieden- 


i)  Dahn  1.  c  VII.  II.  164  ff  A.  1.  geht  also  entschieden  zu  weit, 
wenn  er  hier  an  eine  römische  Wurzel  denkt. 

")  Sickel:  D.Wesen  d.  Volkshersogtums  (Hist.  Ztschr.  52.  8.  415) 
spricht  deshalb  von  einem  «Staat  im  Staate* ;  s.  auch  1.  c.  429  und  in 
Götting.  gel  Ana.  188S  (Juniheft);  vgl.  ferner  Rubel:  D.  Franken  338  ff,  379  ff. 
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artigen  Entwicklung,  germanische  Ideen  auf;  es  stärkt  d^n 
zumeist  historisch  begründeten  Separatismus,  der  trotz 
karolingischer  Eindämmung  nicht  überwunden  werden  konnte 
und  spater  erst  recht  hervortrat.  Während  die  römische  Provinzial- 
theilung  zur  Wahrung  der  Staatseinheit  diente,  haben  die 
fränkischen  Herzogtümer  der  gegentheiligen  Tendenz  Vorschob 
geleistet,  denn  die  in  den  Stammesherzogtümern  begreiflichen 
Sonderbestrebungen  haben  sich  sodann  auch  anderen  Gebieten 
mitgetheilt,  die  theil weise  Amtsherzogtümer  waren,  theil weise 
eine  andere  Sonderstellung  hatten.1) 

Als  eine  von  Fall  zu  Fall  übliche  Einrichtung,  nicht  als 
ordentliche  Gebietssprengel,  kommen  die  Markgrafschaften  in 
Betracht;  sie  sind,  da  sie  Vertheidigungsz wecken  dienen,  dem 
Amtsherzogtum  einigermaassen  verwandt.  Würden  wir  für  die 
Geschichte  der  Markgrafschaften  über  älteres  Material  verfugen,2) 
dann  könnte  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  dieselben  nicht 
etwa  mit  ähnlichen  römischen  Grenzeinrichtungen  zu  vergleichen 
sind;  mangels  genügender  Nachrichten  muss  man  sich  mit  der 
Constatierung  eines  Parallelismus  begnügen.  — 

Es  hat  den  Anschein,  als  ob  der  wichtigste  Sprengel  des 
fränkischen  Staates,  die  Grafschaft,  eine  Anlehnung  an  die 
gallo-römische  Civitas  aufweisen  würde.  Thatsächlich  haben  sich 
die  meisten  Grafschaften  in  Neustrien  geographisch  mit  den 
früheren  Civitates  gedeckt,  wogegen  in  Austrasien,  wo  keine  römi- 
schen Stadtbezirke  existiert  haben,  entweder  ganze  Völkerschafts- 
gebiete oder  Gaue  die  Grundlage  der  Grafschaften  bildeten.3) 
Die  Bedeutung  der  Grafschaft  war  im  ganzen  Reiche  principiell 

*)  s.  Sohm:  R.  o.  Ger.- Verf.  I.  11.  Interessante  Beispiele  bieten  hiefür 
Aquitanien  (s.  oben  S.  118.  A.  5),  Burgund,  die  Provence  (s.  Eiener 
1.  c.  24.  80),  ferner  Rätien,  aber  auch  Istrien  (s.  v.  Salis  in  Sa v.  Ztschr. 
VI.  164  f),  die  septimanische  Mark  (s.  Brunner  1.  c.  L  364  f)  u.  8.  w. 

>)  Die  Markgrafschaft  ist  Überhaupt  su  wenig  untersucht.  Lipp: 
Das  frank.  Grenxsystem  unter  Karl  d.  Grossen  (Untersuch.  41)  Breslau  1892 
genügt  höchstens  für  die  karolingische  Zeit;  das  historische  Material  Aber 
die  Markgrafschaften  beginnt  erst  für  die  Hälfte  des  VIII.  Jh. 

9)  s.  Brunner  1.  c.  II.  144  ff.  Über  die  römischen  Ausdrücke 
.Civitas"  und  „pagus"  im  fränkischen  Reiche  s.  meinen  II.  Theil  S.  262  f. 
Sohm:  R.  u.  Ger. -Verf.  I.  12.  geht  anerkanntennaasseu  zu  weit,  wenn  er 
die  Grafschaft  durchwegs  mit  dem  Völkerschaftsgebiete  identifiziert. 
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dieselbe,1)  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  geographisch  einer 
ehemaligen  gallo- römischen  Civitas  oder  einer  germanischen 
Völkerschaft,  beziehungsweise  einem  Gau  entsprach.  Man  kann 
daher,  ohne  auf  die  Details  einzugehen,  schon  mit  Rücksicht 
auf  die  überall  gleiche  Bestimmung  der  Grafschaft,  ihre  An- 
lehnung an  römische,  ebenso  aber  auch  an  germanische  Vorbilder 
in  Zweifel  ziehen;  geht  man  nun  auf  die  rechtliche  Bedeutung 
der  Vorbilder  ein,  so  erweist  sich  der  Zweifel  als  begründet. 
Denn  die  gallo- römische  Civitas  hatte  eine  ganz  andere  gebiets- 
rechtliche Stellung,  sowohl  nach  oben  gegenüber  der  Provinz,  als  auch 
im  Verhältnisse  zu  den  einzelnen  Ortschaften  des  Stadtbezirkes;  wir 
finden  bei  der  Grafschaft  keine  stricte  Unterordnung  unter  einen 
höheren  Gebietsbegriff  im  Staate,2)  begegnen  aber  umgekehrt 
einer  relevanteren  Rechtsstellung  der  Unterabtheilungen  in  der 
Grafschaft.  Da  wo  die  Grafschaft  einem  früheren  Völkerschafts- 
bezirke entspricht,  kann  an  eine  rechtliche  Anlehnung  schon 
deshalb  nicht  gedacht  werden,  weil  ein  Sprengel  nicht  mit  einem 
selbständigen  Kleinstaate  zu  vergleichen  ist;  aber  selbst  da, 
wo  es  sich  um  das  seltenere  und  vielfach  geänderte  Zusammen- 
fallen von  Grafschaft  und  Gau3)  handelt,  ist  der  wesentliche 
Unterschied  ebenfalls  klar;  der  germanische  Gau  war  eine 
volksrechtliche  Unterabtheilung  der  Völkerschaft,  die  Grafschaft 
ist  einfach  staatlicher  Sprengel  und  sowohl  die  Aufgaben  desselben, 
als  auch  die  Stellung  des  betreffenden  Beamten  sind  von  denen 
des  germanischen  Gaues  und  des  Gaufürsten  gründlich 
verschieden.4) 

Wir  haben  es  also  mit  einem,  beiden  Vorbildern  gegenüber 
selbständigen  Gebiete  zu  thun.  Damit  hängt  offenbar  auch  die 
confuse  Terminologie  zusammen,5)  die  namentlich  in  der  ver- 
schiedenen Anwendung   der  Bezeichnung   „pagus"  gipfelt6) 


')  mit  Ausnahme  der  zu  Markgrafschaften  vereinigten  Grafschaften. 

*)  wieder  mit  Ausnahme  der  Markgrafschaften. 

*)  Longnon  1.  c.  33.,  Brunner  1.  c.  II.  145.  Dahn  1.  c  VII.  I.  82. 

4)  So  hat  schon  Guirar d:  Essai  sur  le  syst,  des  divisions  territ 
p.  63  gesagt:  „Les  comtes  doivent  leur  origine  a  la  juridiction  que  les 
comtes  eiercaient  dans  les  pagi".  indem  er,  wenn  auch  mit  su  grosser 
Sucht  nach  Präcision,  den  amtlichen  Charakter  dem  historischen  voranstellte. 

6)  s.  oben  S.  120.  A.  3. 

•)  s.  in  Theil  II.  8.  263,  überdies  Sohm  1.  c.  L  201  f,  Rietschel: 
Die  Civitas  auf  dtsch.  Boden  21,  Hege):  fintst  d.  dtsch.  Städtewesens  16  f. 
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Flach1)  hat  in  geistreicher  Weise  eine  Lösung  versucht,  indem 
er  eine  Ummodelang  der  gallo-römischen  Civitaa  in  einen  Pagus 
annahm;  versteht  man  darunter  das  Aufgehen  eines,  den  neuen 
staatsrechtlichen  Umständen  angepassten  alten  Begriffes  in  einer 
ihm  fremden  Form,  die  aber  inzwischen  ebenfalls  ganz  verändert 
wurde,  so  kann  man  auf  diese  Lösung  eingehen;  dann  liegt 
jedoch  erst  recht  ein  wesentlich  neues  Product  vor,  entstanden 
unter  Zuhilfenahme  zweier  schon  an  und  für  sich  veränderter 
Factoren.  Man  könnte  da  höchstens  sagen,  da»ss  die  römische 
Stadtbezirkseinrichtung,  jedoch  unter  Abstreifung  ihrer  eigent- 
lichen Merkmale,2)  von  den  Franken  zur  Schaffung  der  Gebiets- 
theilung  benützt  wurde,  die  sich  ihrerseits  ebenso  von  den 
volksrechtlichen  Eintheilungsgesichtspunkten  entfernte.  Dies 
entspricht  auch  unserer  Auffassung,  wonach  hier  weder  eine 
Copie  römischer  Einrichtungen,  noch  ein  Festhalten  an  alten 
Begriffen  vorliegen  würde.  Die  extreme  Ansicht  FustePsJ) 
ist  jedenfalls  abzulehnen.  Durch  das  Zusammenfallen  der  west- 
fränkischen Grafschaften  mit  den  kirchlichen  Diöcesen  darf  man 
sich  dabei  auch  nicht  beirren  lassen,  weil  diese  Identität,  die 
im  ostfränkischen  Reiche  fehlte,  keine  allgemeine  war. 

Eine  fehlerfreie  Bilanz  ist  naturlich  unmöglich.  Denn 
wenn  wir  sowohl  die  Jdentificierung  mit  der  gallo-römischen 
Civitas,  als  auch  mit  dem  germanischen  Gau,  beziehungsweise 
der  Völkerschaft,  ablehnen,  so  dürfen  wir  dennoch  nicht  über- 
sehen, dass  gewisse  Erinnerungen  nach  beiden  Seiten,  vor  allem 
aber  nach  der  germanischen,  hin,  vorkommen;  dieselben  wird 
man  erklärlich  finden,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  Grafschaft 
bei  allen  Unterschieden,  die  sie  allem,  was  vorausgegangen  ist 
unähnlich  machten,  dennoch  eine  Gebiets-  und  Volksabtheilung 
bedeutet,  die  factisch  an  die  Stelle  früherer  trat. 

1)  Origines  de  l'ancienne  France  II.  232. 

*)  nämlich  der  straffen  Unterordnung  unter  die  Provinz  und  der  sich 
auf  den  ganzen  Stadtbesirk  ausdehnenden  Verfassung.  Man  könnte  dabei . 
yielleicht  an  gewisse  schon  dem  römischen  Reiche  bekannte  Spielarten 
denken,  so  z.  B.  an  die  Structur  des  Decumatenlandes,  in  dem  so  heterogene 
Bestandteile,  wie  peregrioes  Gaugebiet  und  kaiserliches  Domaniailand  au 
einer  eigentümlichen  Einheit  gemacht  wurden;  s.  Schulten  in  Bonner 
Jahrb.  1898  S  35  f. 

3)  Monarchie  franque  186  ff;  s.  auch  Fahl  bock  1.  o.  80. 
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Ohne  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  die  Hundertschaft 
als  eine  allgemein  germanische  Einrichtung  zu  betrachten  ist,1) 
können  wir  sie  doch  für  das  fränkische  Reich  nicht  als  eine 
Neuerung  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  bezeichnen.  Denn 
es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  man  im  Rahmen  der  neuen  Staats- 
ordnung auf  eine  Eintheilung  verfallen  wäre,  die  das  unver- 
kennbare Merkmal  eines  nur  alten  Personal  verbänden  anhaftenden 
Zahlenbegriffes2)  trägt.  Deshalb  erblicken  wir,  in  Anlehnung 
an  die  meisten  Forscher,3)  in  der  fränkischen  Hundertschaft 
ein  germanisches  Verfassungselement,  was  selbstverständlich 
nicht  ausschliesst,  dass  sie  nunmehr  auch  theilweise  neue  Aufgaben 
erhält4)  und  dadurch,  so  wie  durch  die  straffe  Unterordnung 
unter  die  Grafschaft  und  durch  den  territorialen  Charakter, 
ihre  rechtliche  Stellung  ändert.  Bekanntlich  war  die  Hundertschaft 
nicht  die  einzige  Unterabteilung  der  Grafschaft;  es  kommen, 
je  nach  der  Gegend»  condita,  vicaria  und  aicis  vor,  offenbar 
frühere  gallo-römische  locale  Unterbezirke,  die  jetzt  die  Stellung 
einer  fränkischen  Hundertschaft  einnehmen?  sie  konnten  denselben 
Zwecken  angepasst  werden,  wobei  sie  selbstverständlich,  ebenso 
wie  die  Hundertschaft,  eine  Wesensänderung  erfahren  mussten. 


*)  Dabo  1.  c.  VII.  I.  84  ff.  bat  diese  Frage  neuerdings  aufgerollt, 
ohne  aber  —  soweit  man  im  allgemeinen  sagen  kann  —  viel  mehr  als  einen 
Hinweis  auf  ihre  Schwierigkeiten  geboten  zu  haben.  Dabei  wird  die  Poliaei- 
tmstis  von  der  Hundertschaft  als  solcher  nicht  genügend  unterschieden 
(s.  auch  1.  c.  VII.  III.  74);  vgl.  Schröder  in  Hiat.  Ztacb.  Bd.  78.  8.  901. 
Eine  aparte  Ansicht  vertritt  (gegen  Sohm)  Lamprecht:  Dtsche  Gesch. 
I.  224  f,  worauf  wir  hier  nicht  eingehen  können;  s.  auch  bei  ihm  1.  c.  248. 
Vgl.  Meitsen  1.  c.  I.  467,  II.  ö»l  und  Sickel  in  Ergbd.  HI.  628  ff. 
Röbel  1.  c.  464,  476  ff,  602  betrachtet  die  Centene  als  fränkische  Neuerung 
und  leitet  sie  (1.  c.  499  f)  aas  den  römisch-bataviscben  Verbältnissen  ab. 
Da  seine  Ausführungen  mit  der  Erörterung  bodenrechtlicber  Fragen 
zusammenhängen,  sind  wir  nicht  in  der  Lage,  uns  hier  darüber  au  äussern 
und  müssen  uns  vorläufig  mit  der  Ablehuung  begnügen. 

•)  Mit  den  alten  zahlenmässigen  Verbänden  befasat  sich  gegen 
Delbrück  (Preuss.  Jahrb.  Bd.  81.  S.  471  ff.)  L.  Schmidt  in  WeatdUche 
Ztscbr.  XX.  1  ff. 

»)  s.  Brunner  1.  c  II.  146  f.,  Schröder;  R.  G.*  122  f.  Dass  Fustel 
1.  c.  191  auch  hier  den  extrem  verneinenden  Standpunkt  vertritt,  darf  nicht 
auffallen. 

*)  s.  Schröder  1.  c,  und  Sickel  in  Mitth.  d.  Jnstit.  f.  österr.  Ge- 
schichtaforscb.  Ergäna.  Bd.  III.  628. 
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Ja  man  kann  behaupten,  dass  sie  vorwiegend1)  erst  in  fränkischer 
Zeit,  mitunter  sogar  recht  spät,  dank  dem  Gewichte,  das  der 
fränkische  Staat  den  Unterbezirken  beilegte,  eine  ausgesprochene 
Rechtsstellung  erhielten;  es  ist  bekannt,'2)  dass  die  durchgreifende 
Theilung  der  Grafschaften  in  Unterbezirke  langsame  Fortschritte 
machte  und  erst  in  karolingischer  Zeit  zur  Regel  wurde. 

Dass  die  einzelnen  Ortschaften,  Städte  und  Dörfer,  nicht 
als  rechtlich  geschiedene  Gebiete  in  Betracht  kommen,  darf  als 
allgemeine  Meinung  bezeichnet  werden.  Gestritten  wird  ja 
bekanntlich  nur  um  die  Stellung  der  aus  römischer  Zeit 
übernommenen  Städte,  deren  geringe  Selbständigkeit  und  spärliche 
Reste  früherer  Verfassung  wir  an  anderer  Stelle3)  besprochen 
haben.  Daraus,  dass  die  Hundertschaftsverfassung  auf  die 
Städte  nicht  angewendet  wurde,  darf  begreiflicherweise  eine 
rechtliche  Gebietsstellung  der  Städte  nicht  gefolgert  werden;4) 
vielmehr  erklärt  sich  die  unmittelbare  Unterordnung  unter  die 
Grafschaft  daraus,  dass  dieselbe  in  der  Stadt  ihren  Sitz  hatte. 
Dass  dessen  ungeachtet  ein  factischer  Gegensatz  zwischen  Stadt 
und  Dorf  sich  geltend  machen  musste,5)  ist  natürlich,  da  doch 
schon  in  römischer  Zeit  der  rechtlich  geforderte  Zusammenhang 
zwischen  der  Stadt  und  allen  Theilen  ihres  Bezirkes  nach  vielen 
Richtungen  hin  durchbrochen  war.6)  Die  fränkische  Theilung 
der  Gratschaften  in  Hundertschaften  hat  vollends  die  ehemals  an- 


')  Über  römische  Spaltungen  der  Stadtgebiete  s.  Sickel  1.  c.  544.  A.  3. 
a)  s.  Brunner  1.  c.  II.  147. 

3)  Tbeil  II.  S.  271  ff. 

4)  Heldmann  verflacht  die  Stellung  Kölns  aus  der  römischen  Stadt- 
stellung abzuleiten,  indem  er  annimmt,  dass  die  zu  römischer  Zeit  von  dem 
Ubierlande  eximierte  8tadt  von  den  Franken  keinem  Gau  eingegliedert 
worden  sei.  Dies  wurde  von  Kornemaun  (Korreapondensblatt  d.  Westdtsch. 
Ztscbr.  1900.  No.  3)  und  von  Oppermann  (Westdtsche  Ztschr.  1900. 
S.  197  ff)  angefochten.  Die  richtige  Ansicht  vertritt  Rietschel:  Civitas 
87  ff.    Vgl.  auch  Schulten  1.  c.  27. 

5)  s.  speciell  für  die  Städte  des  ostfränkischen  Reiches  Rietschel 
1.  c  40  ff.  Mayer  1.  c.  I.  483  ff,  614  will  auf  Grund  von  Rückschlüssen 
die  Ortsgemeinde  schon  für  diese,  ja  sogar  für  die  germanische  Zeit  annehmen. 

8)  s.  mein  Immobiliareigeutum  S.  113  ff.  Hinzu  tritt  die  sattsam 
bekannte  Zersetzung  der  Stadtverfassung.  Übrigens  ist  in  vielen  Gebieten 
die  römische  Stadtgebietseiurichtung  Überhaupt  nicht  durchgedrungen;  für 
Belgien  und  Germanien  8.  Schulten  im  Rhein.  Museum  Bd.  60.  S.  489  f. 
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gestrebte  Einheit  des  Stadtbezirkes  zerstört.1)  Städte  and  Dörfer 
führten  ein  factisch  getrenntes  Dasein,2)  rechtlich  aber  kamen 
sie  gegen  die  staatliche  Gebietstheilnng  nicht  auf.3)  Eine  Nach- 
ahmung römischer  Zustände  ist  natürlich  darin  nicht  zu  erblicken ; 
man  hat  vielmehr  die  römische  Grundlage  vollkommen  verlassen. 
Die  Nichtbeachtung  des  factisch  sehr  wichtigen  Unterschiedes 
zwischen  Stadt  und  Dorf  ist  leicht  zu  erklären,  wenn  man 
bedenkt,  dass  man  weder  in  den  römischen,  noch  in  den 
germanischen  Traditionen  eine  Handhabe  für  eine  abschliessende 
Regelung  der  Stellung  der  einzelnen  Ortschaften  vorfand.  Denn 
die  Bauerngemeinde  war  auch  in  germanischer  Zeit  keine  staat- 
liche Gruppe;  man  hatte,  angesichts  der  überwiegenden 
Homogenität  der  Verhältnisse,  keinen  Grund,  darauf  einzugehen. 
Man  hätte  also,  um  dem  factischen  Unterschiede  von  Stadt  und 
Dorf  gebietsrechtliche  Folgen  zu  verleihen,  die  Stellung  der 
einzelnen  Ortschaften  gegenüber  der  Grafschaft,  beziehungsweise 
gegenüber  den  Unterabtheilungen  derselben,  in  einer  neuen 
Weise  regeln  müssen.  Eine  solche  Regelung  wäre  nicht  eiue 
Rückkehr  zu  den  alten  Grundlagen,  vielmehr  eine  volle  Durch- 
setzung des  Princips  territorialer  Gebietstheilung  gewesen  und 
es  ist  klar,  dass  man  dabei  dem  Staatsinteresse  ein  Ubergewicht 


')  Auf  andere  in  fränkischer  Zeit  eingetretene,  der  Stadtverfassung 
abträgliche  Umstände,  haben  wir  in  Theil  II.  S.  272  hingewiesen;  die  Stadt 
hat  also  überhaupt  ihre  rechtliche  Stellung  gegenüber  den  andern  Ortschaften 
des  Gebietes  eingebttsst. 

*)  Und  «war  gewinnen  die  Dörfer  in  fränkischer  Zeit  begreiflicher- 
weise eine  grosse  Bedeutung.  Nebst  der  Schwächung  der  Stellung  der 
Städte  kommt  hiefür  in  Betracht,  dass  die  Dörfer  für  die  Pfarreintheiluug 
wichtig  wurden;  s.  Im  bar t  de  la  Tour:  Les  paroisses  rurales  de  l'ancienne 
France  (Rev.  bistor.  Bd.  60.  S.  268  ff.,  Bd.  61.  S.  14  f.)  Je  selbständiger 
die  Pfarren  wurden,  je  mehr  sie  als  dauernde  Einrichtungen  der  kirchlichen 
Verfassung  auftraten,  desto  mehr  trat  die  Stellung  des  Dorfes,  das  ohnehin 
in  einem  germanischen  Staatswesen  eine  grössere  Rolle  spieleo  musste,  zum 
Vorschein.  Die  Häufigkeit  der  Dörfer  in  Gallien  (s.  Rietschel  1.  c.  20 
uud  Flach  1.  c.  11.27;  musste  in  den  Augen  der  Franken,  die  keinen  Gruud 
hatten,  zur  Vormachtstellung  der  Städte  beizutragen,  den  Dörfern,  die  über- 
dies eine  grosse  wirtschaftliche  Bedeutung  hatten,  zu  besserer  Stellung 
verhelfen. 

3)  Denn  aus  der  Trenn uog  von  Stadt  und  Dorf  folgt  noch  keine 
politische  Stellung.  Das  negative  Ergebnis  birgt  noch  keine  positive 
staatsrechtliche  Anerkennung  der  Stadt  und  des  Dorfes  für  die  Gebietstheilung. 
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über  die  römisch-städtischen  Traditionen  and  Uber  das  germanisch- 
genossenschaftliche Element  eingeräumt  hätte.1)  Dazu  ist  es 
aber  nicht  gekommen;  der  staatliche  Arm  reichte  nicht  so  weit, 
um  die  letzten  Consequenzen  des  Zerfalles  der  römischen  Stadt- 
bezirksverfassung zu  ziehen;  man  begnügte  sich  damit,  dass 
man  den  Stadtbezirk  in  Unterabtheilungen  theilte  und  das 
römische  Übergewicht  der  8tadt  über  die  andern  Ortschaften 
des  Stadtbezirkes  eingehen  Hess. 

Sowohl  die  Neuerungen,  wie  die  Veränderungen  im  Bereiche 
der  Gebietstheilungen,  zeigen,  dass  es  sich  weder  um  eine  Nach- 
ahmung römischer,  noch  um  eine  Beibehaltung  germanischer 
Einrichtungen  handelte,  sondern  um  eine  der  Sachlage  ent- 
sprechende Lösung.  Nichtsdestoweniger  haben  wir  wiederholt 
germanische  Ideen  an  der  Arbeit  gesehen,  ohne  dass  es  zur 
Wiederberstellung  früherer  Einrichtungen  gekommen  wäre;  so 
sehr  waren  dieselben  unpassend  geworden.  Die  Basierung  des 
Staates  auf  territorialen  Momenten  hat  sich  aber  nicht  voll- 
kommen bewährt.  Eine  Reihe  von  Umständen  stellte  sich 
ihrer  Festigung  entgegen,  verhinderte  ihr  Ausreifen  und  ihre 
Anpassung  an  die  einzelnen  Verschiedenheiten,  die  in  der 
Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  auftraten.  Es  kam  zu 
einer  Ablenkung,  die  das  im  Zuge  befindliche  Durchgreifen  des 
territorialen  Momentes  durchbrach.  — 

Es  ist  nämlich  klar,  dass  eine  haltbare  Basierung  des 
Staates  auf  territorialer  Grundlage  eine  Regelung  der  Rechts- 
stellung der  Bevölkerung  erfordert,  ebenso  eine  möglichst  directe 
Beziehung  aller  Staatsmitglieder  zum  Staate.  Diesen  An- 
forderungen entsprach  es,  dass  man  mit  keiner  speziellen 
Organisation  der  Römer,  im  Gegensatze  zu  der  rar  Germanen 
bestimmten,  rechnete  und  beide  Elemente  politisch  verband. 
Eine  Schichtung  nach  rechtlich  unterschiedenen  Ständen  ist 
mit  den  erwähnten  Voraussetzungen  noch  immer  vereinbar, 
wenn  die  rechtlichen  Folgen  der  Standesunterschiede  im  ganzen 


!)  Denn  wir  sehen,  dass  so  oft  der  König  in  das  Leben  einer  Bauerschaft 
eingreift  (s.  B.  Ansiedjungsmandat)  oder  den  OrtafunctioniLren  Auftrage 
ertheilt  werden  (s.  Dahn  I.  c  VII.  II.  86  f.  und  III.  S87),  immer  di« 
Tendenc  besteht,   die  Selbständigkeit  solcher  Gruppen  xu  durchbrechen. 
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Staate,  beziehungsweise  in  ganzen  Staatsgebieten,  dieselben 
sind;  denn  solche  Verschiedenheiten  unterordnen  sich  dem 
territorialen  Momente  und  bedeuten  keine  Schädigung  desselben. 
Eine  Durchkreuzung  des  territorialen  Aufbaues 
tritt  aber  ein,  wenn  aus  irgend  welchen  Gründen  innerhalb  der 
Sprengel  Rechtsgebiete  entstehen,  deren  Begründung  nicht 
staatlichen  Intentionen  dient,  vielmehr  den  Zwecken  der  staat- 
lichen Sprengel  zuwiderläuft.  Das  angestrebte  feste  Gefiige 
des  Territoriums  wird  gefährdet  und  unhaltbar,  wenn  bedeutende 
Theile  der  Sprengel,  mitsammt  ihrer  Einwohnerschaft,  den 
erwünschten  directen  Zusammenhang  mit  der  territorial  thätigeu 
Staatsgewalt  verlieren,  was  desto  wichtiger  erscheint,  als  ja 
diese  Staatsgewalt  an  die  Stelle  der  ehemaligen  Volksgewalt 
und  der  in  Angriff  genommene  Verfassungsbau  an  die  Stelle 
der  infolge  der  erwähnten  Übergangslosigkeit  unbrauchbar 
gewordenen  alten  Verfassung  zu  treten  hatten. 

Unter  den  dem  territorialen  Ausbaue  schädlichen  Er- 
scheinungen kommt  in  erster  Linie  jene  Entwicklung  der 
Grundherrschaft  in  Betracht,  die  ihr  eine  dem  Staats- 
verbande und  der  sozialen  Gruppierung  gefährdende  Be- 
deutung verliehen  hat.  Die  Grundherrschaft  hat  an  und 
für  sich   der  älteren  Zeit  nicht  gefehlt;1)   doch  hatte  sie 


>)  Die  Verlegung  der  Grandhemcbaft  in  die  altgerraanische  Zeit  ist 
bekanntlich  gerade  in  den  letzten  Jahren  Gegenstand  heftiger  wissenschaft- 
licher Kämpfe  gewesen.  Während  v.  Inama  (1.  c.  L  112  ff)  sich  damit 
begnügte,  für  die  alte  Zeit  ungleiche  Bodentheilung  anzunehmen  und 
Heitzen  (I.e.  II.  635)  sehr  maassvoll  dafür  eintrat,  dass  schon  in  älterer 
Zeit  die  Grundherrschaft  nicht  ganz  gefohlt  haben  kann,  haben  Wittich 

D.  Grundherrsch,  in  Norddtachl.)  und  Hildebrand  (R.  u.  Sitte  I) gleichseitig 
(1896)  den  vollfreien  Volksmann  schon  in  taciteischer  Zeit  als  Grundherrn 
mit  zahlreichen  abhängigen  Minderfreien  hingestellt,  was  Meitzen  (Dtsche 
Lit.  Ztg.  1897  No.  48)  bei  aller  Anerkennung  der  für  die  späteren  sächsischen 
Zeiten  zutreffenden  Wittich'schen  Resultate,  energisch  ablehnte.  Auch 

E.  Mayer,  der  doch  sonst  der  sog.  herrschenden  Lehre  vielfach  entgegen- 
tritt, hat  sich  (1.  c  II.  38)  gegen  eine  „Un*prünglichkeitu  der  Grundherrschaft 
aasgesprochen,  ebenso  Brunner  (Sav.  Ztschr.  XIX.  S.  104  ff).  Schreuer 
(das.  S.  171)  ebenso  wie  Verf.  (in  Ztachr.  f.  Soc.  u.  Wirtsch.  gesch.  VI.  10»), 
namentlich  aber  Rachfahl  (Jahrb.  f.  Nat.  ök.  u.  Statist.  III.  F.  Bd.  19 
S.  17,  20  u.  29)  bekämpften  die  These  Hildebrand»,  während  Puntschart 
(Mitth.  d.  Instit.  f.  öaterr.  Gescbicbtsforsch.  XXIV.  S.  491  fj  die  Vermögens- 
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weder  die  Ausdehnung  noch  die  politischen  Eigenschaften, 
die   sie   nunmehr   auszeichnen;   auch   rechtlich   spielte  sie 


Verschiedenheit  in  germanischer  Zeit  hoch  veranschlagt,  die  Allgemeinheit 
bäuerlicher  Lebensweise  bezweifelt,  dennoch  aber  an  grosse  Vermögen  nicht 
glaubt.  Kötzschke  (Dtsche  Ztschr.  f.  Gesch.  Wiss.  N.  F.  II.  S.  308  ff 
unterscheidet  Stamm esgruppen  und  nimmt  insbesondere  für  die  Franken  ein 
Übergewicht  bäuerlicher  Lebensweise  an,  welcher  Auffassung  auch 
Schröder  (Sav.  Ztscbr.  XXIV  S.  378),  trotz  der  Einsprache  Witticbs 
(das.  XXII.  S.  331  ff)  beitritt. 

Witticb  hat  sich  (das.  S.  246  ff)  gegen  Brunner  in  die  Defensive 
begeben,  nachzuweisen  versucht,  dass  die  Nachrichten  Taciti  seiner  Theorie 
nicht  entgegenstehen  und  hat  für  seine  Auffassung  nur  die  Gleichberechtigung 
einer  Hypothese  gefordert  (I.  c.  S.  263  f)»  weiters  aber  auch  zugegeben, 
dass  seine  grundherrschaftliche  Theorie  aus  der  Betrachtung  der  sächsischen 
Verhältnisse  hervorgegangen  ist.  Das  wertvollste  Ergebnis  dieser  umsieht  igen 
und  loyalen  Arbeit  bildet  das  allerdings  beschränkte  Zugeständnis  der 
Möglichkeit  einer  Eigenwirtschaft  der  Nobiles  und  die  Erklärung,  daas  es 
zweifelhaft  ist,  .wie  der  Stand  der  freibäuerlichen  Eigentümer  entstanden 
ist,  ob  sein  zahlenmässiges  Verhältnis  zur  grundherrlich  lebenden  Haupt- 
masse der  Vollfreien  bei  allen  Stämmen  das  gleiche  war"  (S.  346  ff).  Dieser 
Zweifel  betrifft  den  Kern  der  Sache;  denn  wenn  das  zahlenmäßige  Ver- 
hältnis der  froibäuerlichen  Eigentümer  zu  den  grundherrlich  lebenden  Voll- 
freien begreiflicherweise  unklar  ist,  so  spricht  eben  nichts  dafür,  dass  die 
grundherrlich  lebenden  Vollfreien  die  Hauptmasse  gebildet  hätten;  Wittich 
giebt  ohnehin,  wenn  auch  unter  Einschränkungen,  die  Möglichkeit  partieller 
Eigenwirtschaft  dieser  Grundherren  zu  und  wenn  er  auch  Kötzschke's 
Gruppierung  ablehnt,  so  zweifelt  er  doch  selbst  an  der  Gleichheit  des 
zahlenmässigen  Verhältnisses  zwischen  Grundherren  und  Bauern  bei  den 
einzelnen  Stämmen.  Dadurch  nähert  er  sich  den  Vertretern  der  bekämpften 
„herrschenden*  Lehre,  da  auch  Schröder  (I.  c.  377)  die  Wittich'sche 
Grundherrschaft  bei  den  Sachsen  zugiebt.  Rietschel  (Gött.  gel.  Ana.  190« 
S.  106)  bemerkt  mit  Recht,  dass  durch  diese  zweite  Arbeit  Wittich's  die 
gegen  ihn  gerichteten  Ausführungen  Heck's(D.  Gemeinfreih.  d.  karol.  Volkar. 
S.  292  ff)  zum  grossen  Theil  gegenstandslos  geworden  sind.  Gegen  die 
von  Heck  versuchte  Ablehnung  der  Beziehungen  zwischen  Gemeinfreiheit 
und  Grundbesitz  ist  S.  Adler  (Z.  R.  Gesch.  d.  adel.  Grundbesitzes  S.  7.  A.  1.) 
aufgetreten.  Rttbel  hat  1.  c.  219  ff  für  die  fränkische  Regelung  der  Boden- 
nützung  theilweise  neue  Gesichtspunkte  eröffnet,  auf  die  wir  hier  nicht 
einzugehen  vermögen.  Zu  betonen  ist  nur,  dass  auch  er  die  Eigenheiten 
der  fränkischen  Entwicklung  mit  der  fränkischen  Vorgeschichte  in  Zusammen- 
hang bringt 

Auf  diesen  Fragencomplex  werden  wir,  da  er  mit  der  Geschichte  des 
Immobiliareigentums  eng  verwachsen  ist,  an  anderer  Stelle  einzugehen 
haben.    Hier  wäre   nur   noch   aufW.  Schnitze:   Priucipat,  Comitat, 
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nicht  jene  Rolle ;  ')  das  ältere  Inimobiliarrecht  kam  in- 
folgedessen in  keine  eigentliche  Collision  mit  der  Volks- 
herrschaft.2) Die  rechtliche  Individualisierung  des  Grundbesitzes 
musste  mit  Rücksicht  anf  den  ausgestalteten  privat  - 
rechtlichen  Inhalt3)  dem  aufstrebenden  und  mit  vielerlei 
Schwierigkeiten  kämpfenden  Staatswesen  eine  beträchtliche 
Concurrenz  bieten;  angesichts  der  individualistischen  Tendenzen 
der  germanischen  Rechtsentwicklung  überhaupt,  lag  es  nahe, 
in  den  Kreis  privatrechtlicher  Herrschaft  auch  die  Idee  weiter- 
gehender öffentlich  rechtlicher  Herrschaft  zu  ziehen.4)  Sowie 
in  früherer  Zeit  das  Immobiliarrecht  dem  Machtkreise  des 
öffentlichen  Rechtes  angehört  hat,  so  zeigt  es  später  wiederum 
die  Neigung,  öffentlich  rechtliche  Ideen  in  den  Kreis  des  Privat- 


Nobilität  (Dtsche  Ztachr.  f.  Geschichtsw.  N.  F.  II.  1  ff)  zu  verweisen,  wo 
der  Ade)  der  taciteischen  Zeit  als  sociale  Aristokratie  bezeichnet  wird, 
deren  Stellung  anf  wirtschaftlicher  Macht  beruhte.  Diese  Auffassung  wider- 
streitet ja  auch  nicht  der  herrschenden  Meinung,  die  doch  nicht  an  ein 
goldenes  Zeitalter  ausnahmsloser  wirtschaftlicher  Gleichheit  denkt.  Da  es 
sich  somit  um  sociale  und  wirtschaftliche  Imponderabilien  handelt,  die  je 
nach  Vorgeschichte,  Grösse  und  politischen  Verbältnissen  einzelner  Völker 
verschieden  waren,  so  kann  (wenn  überhaupt)  nur  der  von  Kötzschke 
eingeschlagene  Weg  zu  einem  Resultate  führen;  die  Grundherrschaft  aber 
als  das  Typische  zu  betrachten,  liegt  durchaus  kein  Anlass  vor  und  die 
namentlich  von  Hildebratid  geltend  geraachten  allgemeinen  Gründe  sind 
mit  Recht  bekämpft  worden.  Mit  theilweise  neuen  und  guten  Argumenten 
ist  gegen  die  neue  Lehre  M.  Weber  (Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Statist  III.  F. 
'28  Bd.  433  ff)  aufgetreten;  vgl.  namentlich  S.  455  ff. 

Nebenbei  gesagt  scheinen  vielfache  Missverständnisse  hinsichtlich  des 
Begriffes  „Grundherrschaft"  in  dieser  Debatte  eine  grosse,  noch  nicht 
genügend  besprochene  Rolle  zu  spielen,  —  worauf  man  jedoch  im  Rahmen 
dieser  Untersuchungen  nicht  eingehen  kann.  —  Eine  Schematisierung  versucht 
Fuchs:  D.  Epochen  d.dtsch.Agrargesch.  (Beil.  z.  Allgem.  Ztg.  1898  No.  70,  71.) 

')  weil  das  privatrechtliche  und  überhaupt  das  rein  rechtliche  Moment 
nicht  derart  hervortrat;  vgl.  mein  Imraob.  eig.  8.  361. 

2)  s.  Sohm:  Terra  salica  (in  Lpzg.  Ges.  d.  Wiss.  Bd.  48  S.  164  ff) 
macht  es  wahrscheinlich,  daas  erst  im  VI.  Jh.  rein  privater  Grundbesitz  auftritt. 

3)  Dies  musB  hier  unbesprochen  bleiben. 

*)  Gierke  hat  in  Genoss.  R.  I.  8.  121  die  richtige  Wahrnehmung 
gemacht,  dass  der  freie  Mann  sich  auf  seinem  Grund  und  Boden  nicht  mit 
der  Rolle  eines  privatrechtlichen  Eigentümers  in  unserem  Sinne  begnügte, 
sondern  die  Empfindung  der  Herrschaft  hatte. 

v.  Halb  an.  Köm.  Hecht  in  tlen  gern).  Vrolks*laalen    III.  y 
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rechtes  zu  ziehen.1)  Eine  strenge  Grenze  fehlte  und  war 
angesicht  der  noch  nicht  vollzogenen  Begriffsbestimmung  und 
Begriffstrennung  unmöglich.  Schon  dieser  Umstand  war  geeignet, 
die  staatlicherseits  benötigte  Territorialtheilung  zu  stören.  Selbst- 
verständlich wäre  aber  diese  nicht  offen  und  in  keiner  rechtlichen 
Form  sich  geltend  machende  Störung  ebenso  wie  anderwärts 
leicht  überwunden  worden,  wenn  nicht  specielie  Umstände  zu 
ihrer  Steigerung  beigetragen  hätten. 

Abgesehen  von  dem  raschen  Anwachsen2)  des  Gross- 
grundbesitzes, der  in  der  Lage  war,  die  vorerwähnte 
Tendenz  in  besonders  hohem  Grade  zu  äussern,  kommt 
nämlich  in  Betracht,  dass  gewisse  Besitzformen,3)  die  schon 
in  römischer  Zeit  per  fas  et  nefas  dem  Grundeigentum 
eine  wenigstens  factisch  über  das  privatrechtliche  Maass 
hinausgehende  Stellung  verliehen  haben,4)  beibehalten  wurden 
und  dass  dadurch  die  germanische  Auffassung  der  Herrschaft 
über  die  Hausgenossen  eine  Ausdehnung  erhielt,  die  durch 
den  gleichzeitigen  Rückgang  der  volksmässigen  Verbände 
erleichtert,  durch   das  ungenügende  Durchgreifen  der  staat- 


1)  Infolgedessen  zeigte  der  Grossgrundbesitz,  wie  schon  v.  Inama 
1.  c.  I.  160  f.  hervorhob,  mehr  die  Tendenz  dem  Eigentümer  politische  und 
socislo  Vortheile  zu  gewähren,  als  sein  Eigentum  zu  steigern. 

2)  Dies  steht  wohl  fest.  Dass  schon  in  den  Formelsammlungen  der 
Grossgrundbesitz  eine  sehr  bedeutende  Rolle  spielt,  bat  u.  A.  Caro  (Hist. 
Vierteljabrschr.  VI.  309)  bemerkt. 

3)  z.  B.  die  Praecarien;  s.  Brunner  R.  G.  I.  200  ff,  210.  Viele 
Weiler  und  Höfe  blieben  nach  wie  vor  in  römischem  Besitze  unter  der 
Oberherrschaft  der  Kirche  und  des  Staates  bis  in  die  karolingisebe  Zeit; 
s.  Meitzen  1.  c.  I.  449,  II.  G62.  Die  Entwicklung  des  Grossgrundbesitzes 
hat  also  in  Gallien  einen  gut  vorbereiteten  Boden  gefunden,  weil  hier  schon 
in  römischer  Zeit  weltlicher  und  kirchlicher  Grossgrundbesitz  stark  war 
und  namentlich  der  Domänenbesitz  grosse  Ausdehnung  orlaugt  hatte.  Es 
erscheint  auch  thatsächlich  in  Neustrien  die  herrschaftliche  Ordnung  des 
Grundbesitzes  sehr  früh  (s.  v.  Inama  I.  c.  I.  118  und  Meitzen  1.  c.  II 
293,  301  ff)  und  von  da  aus  geht  sie  auf  andere  Gebiete  über,  von  denen 
manche,  wie  z.  B.  das  Ripuarierland  sich  dafür  geeignet  erwiesen;  s.  Meitzen 
1.  c.  I.  &71. 

*)  Namentlich  gegenüber  den  Colonen  und  Kleinpächtern  (s.  Sick*1! 
in  Weatdtsche  Zeitschr.  XVI.  49)  und  in  kirchlichen  Grundherrscbaflen 
(s.  Bruuner  1.  c.  II.  2«6).    Vgl.  Dahn  1.  c.  VII.  I.  214  ff. 
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liehen  Gewalt  aber  nicht  gehindert  wurde.1)  Die  Grund- 
herrschaft entwickelte  sich  zur  coneurrierenden  Herrschaft,  sie 
erschwerte  gewissen  Gruppen  von  Leuten  die  unmittelbare 
Stellung  in  den  staatlich  geschaffenen  Sprengein  und  schob  sich 
als  Zwischeninstanz  territorialer  Art  zwischen  diese  Leute  und 
den  Staat.  Germanischen  Traditionen  gemäss  hätte  es  sich 
eigentlich2)  nur  um  Ualbfreie  handeln  können,  beziehungsweise 
um  andere  auf  Grund  der  Hausgenossenschaft  unter  Schutz- 
herrschaft und  in  Gefolgschaft1)  stehende  Personen;  ebenso 
nach  römischem  Recht,  wo  es  der  förmlichen  Colonatseigenschaft 
bedurfte,  um  die  Unmittelbarkeit  der  staatsbürgerlichen  Stellung 
zu  schmälern.  Sowie  aber  schon  in  römischer  Zeit  neben 
Colonen  auch  Freie  der  Schutzgewalt  anheimfielen  und  es  den 
Bemühungen  der  abgeschwächten  Staatsgewalt  nicht  gelang, 
die  juristisch  nicht  anerkannte  Privatherrschaft  erfolgreich  zu 
bekämpfen,  ebensowenig  konnte  die  ungenügend  ausgebildete 
fränkische  Staatsgewalt  die  immer  grössere  Zahl  materiell  und 
politisch  haltlos  gewordener  Freien  vor  dem  Sinken  in  Ab- 
hängigkeit bewahren,  da  die  Begebung  in  Abhängigkeit  die 
nahezu  einzige  Möglichheit  bot,  das  materielle  Leben  zu  sichern. 

Es  haben  also  analoge  Gründe  im  römischen  Reiche  die 
staatlichen  Sprengel  beeinträchtigt,  im  fränkischen  die  Festigung 
derselben  verhindert.  Analog  ist  in  beiden  Fällen  die  Ent- 
wurzelung der  Rechtsstellung  schwächerer  Individuen;  im 
römischen  Reiche  opferten  sie  factisch  ihre  directe  staatsrecht- 
liche Stellung  der  Schutzgewalt  der  Mächtigen;  im  fränkischen 
wurden  sie  durch  das  Aufkommen  der  Grundherrschaft  und  die 
Schutzgewalt  an  der  Erlangung  voller  staatsbürgerlicher  Stellung 
gehindert,  während  ihre  alte  auf  den  ehemaligen  Verbänden 


')  Deshalb  nahm  diese  Entwicklung  im  fränkischen  Reiche  grösseren 
Umfang  und  rascheren  Verlauf  als  anderwärts  an.  Dies  zwingt  uns  dieser 
Frage,  die  für  die  vorher  behandelten  Stainraesreiche  eine  weit  geringere 
Bedeutung  hat,  liier  besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  S.  Rubel  1.  c484ff. 

2)  abgesehen  von  den  ünfreieu,  die  für  das  staatliche  Leben  gegen- 
standslos waren. 

3)  Auch  Seeliger:  Die  soc.  u.  polit.  Bedeutung  d.  Grundherrsch,  im  früh. 
Mittelalter  (Abh.  d.  phil.  bist,  Cl.  d.  kgl.  Sachs.  Ges.  d.Wiss.  XXII.  S.  G5.) 
vertritt  die  richtige  Auffassung,  das»  die  Gefolgschaft  ein  privates  Ab- 
hängigkeitsverhältnis war. 

9* 
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beruhende  Stellung  hinfällig  geworden  war.  Analog  sind  femer 
die  Gründe;  in  dem  einen  Falle  die  geschwächte,  in  dem  anderen 
die  noch  nicht  erstarkte  Staatsgewalt;  analog  schliesslich  die 
Umstände;  in  dem  einen  Falle  die  unerträglichen  Steuern,  in 
dem  anderen  die  unerträglichen  Dienste,  die  in  Verbindung  mit 
anderen  Ursachen  eine  Massenvernichtung  der  Freien  herbei- 
geführt haben.1)  Insgesammt  ist  es  eine  förmlich  widerrechtliche 
Entwicklung  auf  Kosten  des  Staates  gewesen,  die  in  dem  ersten 
Falle  durch  die  Staatsgewalt  nicht  mehr,  in  dem  zweiten  noch 
nicht  gehindert  werden  konnte.  In  beiden  Fällen  litten  die  in 
Frage  kommenden  Individuen  darunter,  dass  die  frühere  staats- 
rechtliche Grundlage  unbrauchbar  geworden,  eine  entsprechende 
neue  aber  nicht  vorhanden  war.  Vergleicht  man  jedoch  das 
Ergebnis,  nämlich  die  römische  und  die  fränkische  Grund- 
herrschaft, dann  muss  man  sowohl  im  Wesen,  wie  auch  in  den 
Folgeerscheinungen  bedeutsame  Unterschiede  wahrnehmen.  Wenn 
man  auch  zugeben  wird,  dass  die  fränkische  Grundherrschaft, 
abgesehen  von  denjenigen  Elementen,  die  thatsächlich  eine  Fort- 
setzung römischer  Verhältnisse  bedeuten,2)  anch  im  Übrigen 
römische  Spuren  aufweist,3)  so  ist  sie  doch  keine  Nachahmung 

')  Den  Ausführungen  v.  Inama's  (D.  Ausbildg.  d.  gr.  GdherrsehfL 
S.  44  f),  die  sich  auf  die  wirtschaftlichen  Gründe  beziehen,  welche  die 
Entwicklung  des  Grossgrundbesitzes  im  fränkischen  Reiche  gefördert  habeo, 
ist  überdies  zu  entnehmen,  dass  die  wirtschaftliche  Isolierung  dabei  von 
grosser  Bedeutung  war.  Es  geht  also  die  von  uns  betonte  politische  Isolierung 
des  Individuums  mit  der  wirtschaftlichen  Hand  in  Hand.  —  Uber  die  Massen- 
vernichtung der  Freien  s.  Brunn  er  1.  c.  I.  206.  besonders  aber  Sickel  in 
Westdtsch.  Ztschr.  XV.  161  ff.  Witt  ich:  D.  Frage  d.  Freibauern  8.  334 
bekämpft  diese  Auffassung,  namentlich  die  Rolle,  die  die  Bussen  dabei 
gespielt  haben;  er  meint,  eine  derartige  Incongruenz  zwischen  der  materiellen 
Lage  der  Freien  und  den  Bussen  wäre  unhaltbar  gewesen;  das  war  sie 
und  daher  ihre  Folgen.  Wenn  Wittich  meint,  dass  man  angesichts  dieser 
Incongruenz  die  Bussen  erniedrigt  hätte,  so  berücksichtigt  er  weder  die 
Stabilität  der  Bussgelder  überhaupt,  noch  ihr  Wesen  und  den  Geist  des 
Strafrechtes.  Wo  es  sich  um  rein  königliche  Interessen  handelte,  mö^en 
Herabsetzungen,  etwa  wie  die  in  L.  Rib.  65.  2  u.  3  erhaltene,  stattgefunden 
haben. 

a)  s.  oben  S.  130.  A.  3. 

9)  Die  rümischen  Elemente  der  fränkischen  Grundherrscbaft  sind  vielfach 
besprochen  worden.  So  führte  Brunner  1.  c.  II.  285  f  die  Privatjurisdiction. 
die  er  tbeilweise  mit  den  Ämtern  der  Defensores  und  Assertores  pacis  in 
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des  römischen  Vorbildes;  sie  beruht  vielmehr  auf  der  germanischen 
Idee  der  Haftung  des  Herrn  für  seine  Angehörigen1)  und  musste 
durch  die  Ausdehnung  des  Kreises  der  Angehörigen  an  Umfang 
entsprechend  zunehmen.2)   Erinnert  sie  äusserlich  in  manchem 


Zusammenhang  brachte,  auf  römische  Grundlagen  zurück,  wogegen  Sickel 
in  Jlitth.  d.  Inst,  f  öst.  Gesch.  Ergbd.  III.  534  ff  Einsprache  erhoben 
und  sodann  1.  c.  544  f  den  Versuch  gemacht  hat,  andere  Umwandlungen 
der  Municipaljnrisdiction  hiefür  heranzuziehen.  Eine  reinliche  Scheidung 
zwischen  grundherrlichen  und  Immunitätagerichten  vollzieht  Sickel  (das. 
Ergbd.  II.  203  ff;  vgl.  Schröder  R.  G*  179  ff).  Viel  Detail  über  das 
fränkische  Precarium  bietet  Dahn  1.  c.  VE  I.  214  ff.  (Rietschel's  wert- 
volle Arbeit  in  Sav.  Ztschr.  XXII.  200  ff  bezieht  sich  nicht  auf  diese  Frage.) 
Auf  Einzelheiten  einzugehen,  erscheint  hier  unthunlich  und  übrigens  liegt 
der  Schwerpunkt  der  Frage,  ob  in  der  fränkischen  Grundherrschaft  römischen 
oder  germanischen  Elementen  das  Übergewicht  zukommt,  nicht  in  diesen 
Details,  sondern  in  den  im  Texte  betonten  Umständen.  Hat  ja  doch 
v.  Amira  (bei  Paul  III.  §  60  S.  160)  hervorgehoben,  dass  die  vulgär- 
römische  Schutzberrschaft,  die  ganz  unterritorial  war,  erst  im  fränkischen 
Reiche  obrigkeitliche  Functionen  erhalten  hat  Dass  die  innere  Gestaltung 
der  fränkischen  Grundherrschaft  viel  römische  Anklänge  aufweist,  ist  selbst» 
verständlich  und  wird  neuerdings  von  Kowalewski  (D.  Ökonom.  Entw. 
Europas  I.  220  ff)  zugegeben,  der  bemüht  ist,  Fustel's  Ansichten  auf  das 
richtige  Maass  zu  reducieren.  Fustel  de  Coulanges  ist  natürlich  auch 
da  viel  zu  weit  gegangen;  da  er  in  Mon.  fr.  378  ff  die  staatszersetzende  Function 
der  Grundherrschaft  ignoriert  und  1.  c.  388  den  Privatherrschaften  jede 
staatliche  Bedeutuog  abspricht,  so  konnte  er  allerdings  mit  scheinbarer 
Berechtigung  in  ürig.  du  syst.  feod.  248  ff  eine  volle  Identität  gallo- 
römischer  Clientel  und  fränkischer  Privatherrschaft  behaupten.  See  (Lea 
classes  rurales  et  le  regime  domanial  p.  12  f)  hat  diese  Ergebnisse  (nament- 
lich auch  die  des  Fusterscben  Alleu)  angenommen  und  den  spätrömischen 
Colonat  als  Grundlage  des  fränkischen  „regime  domanial"  bezeichnet, 
dennoch  aber  S.  21  f.  zugegeben,  dass  erst  durch  die  Privatherrschaft 
(allerdings  führt  er  da  nur  Lehenswesen  und  Seniorat  und  nicht  die  Grund- 
herrschaft an)  die  definitive  Kluft  zwischen  dem  Staate  und  den  abhängigen 
Leuten  entstaud,  jene  Kluft,  die  doch  gerade  so  besonders  kennzeichnend 
ist  und  für  die  ein  vollgiltiges  römisches  Vorbild  fehlt 

x)  Darauf  legt  Brunn  er  1.  c.  II.  276  ff  mit  Recht  Gewicht;  s.  auch 
seinen  Aufsatz:  Mithio  und  sperantes  (Festgg.  f.  Beseler);  ebenso  Flach 
1.  c.  I.  87  ff,  Dahn  1.  c.  VII.  I.  244  ff.  Mayer  1.  c.  II.  3  ff. 

a)  Hit  .  der  Zunahme  der  Anzahl  und  des  Umfanges  solcher  Mundial- 
verhältnisse  in  merovingiscber  Zeit  musste  zunächst  eine  gewisse  inhaltliche 
Abschwächung  derselben  verbunden  sein.  Die  Ausdehnung  bezog  sich  nicht 
nur  auf  eine  grössere  Anzahl  von  Personen,  sondern  auch  auf  Grundstücke; 
s.  Seeliger  1.  c.  66. 


Digitized  by  Google 


134 


an  die  römische  Privatherrschaft,  so  muss  hervorgehoben  werden, 
dass  sie  ganz  anders  als  in  römischer  Zeit  von  der  Staatsgewalt 
toleriert,1)  zu  einem  Verfassungsbestandtheile  wird  and  nich; 
als  Missbrauch  in  Betracht  kommt. J)  Es  liegt  somit  eine 
quautitave  Zunahme  der  germanischen  Haftung  für  die  Haus- 
genossen vor,  die  aber  dadurch,  dass  sie  maasslos  wurde  und 
sich  auf  grosse  Mengen  von  Freien  erstreckte,  qualitative  Änderungen 
erfahren  hat.5)  Sie  weist  ferner  eineu  wichtigen  germauiseben 
Zug  auf.  nämlich  die  Tendenz,  die  einer  Grundherrschaft  unter- 


!)  Sickel  hat  (Mitth.  d.  Iustit.  Ergbd.  III.  543  f)  dargethan.  da*« 
die  Privatherrschaft  in  römischer  Zeit  lange  nicht  in  dem  Maasse.  wie  es 
vielfach  angenommen  wird,  toleriert  wurde.  Kine  Anerkennung,  wie  die  ia 
Chlotha»  II.  Edict  würde  man  im  römischen  Staate  vergeblich  suchen 
(s.  Esinoin  1.  c.  14H);  ihre  ersten  Spuren  findet  man  in  der  Interpr.  zur 
L.  R.  Vis.;  (a.  Sickel  in  Ergbd.  II.  20«.  A.  4);  denn  sogar  die  Vor- 
rechte der  kaiserlichen  Domänen  giugen  lange  nicht  so  weit,  als  von  Vielen 
angenommen  wird  (s.  Iiis:  D.  Dom.  d.  röni.  Kaiserzeit  S.  106  ff).  Mever 
(Sav.  Ztschr.  II.  107  ff)  negiert  zwar  die  gruudberrliche  Gerichtsbarkeit 
für  die  merovingische  Zeit,  während  Brunn  er  1.  c.  II.  2*6  von  einer 
Abnahme  spricht;  es  scheint  thatsächlich  auch  in  späterer  Zeit  eine  genaue 
Umschreibung  der  grundherrlichen  G  ericht  »barkeit  schwer  uud  dieselbe  nur  dann 
bestimmt  vorzuliegen,  wenn  die  betreffenden  Leute  aussorgrundherrlichein  Leihe- 
land kein  freies  Eigen  besassen;  vgl.  Seeliger  I.  c.  76.  Wenn  aber  Sickel, 
trotzdem,  dass  gerade  er  für  die  Aufklärung  dieser  Fragen  so  viel  gethan  hat,  un- 
geachtet des  Umstandes,  dass  —  wie  er  selbst  zugiebt  —  Privatgüter  mit 
obrigkeitlichen  Hechten  im  römischen  Gallien  nicht  nachweisbar  sind,  dennoch 
zu  der  Hypothese  ihres  Bestandes  Zuflucht  nimmt  und  zwar  offenbar  nur 
deshalb,  weil  ihm  die  in  keiner  ehemals  römischen  Provinz  so  grosse  Menge 
fränkischer  Privatherrschafton  auffällt  (s.  in  Westdtseh.  Ztschr.  XV.  issf), 
so  übersieht  er  jene  zahlreiche!),  specioll  der  fränkischen  Entwicklung  an- 
gehörenden Gründe,  die  eben  in  keinem  andern  germanischen  Reiche  die 
Gruudherrschaft  so  sehr  begünstigten. 

3)  Im  Gegentheil  muss  man  mit  Bruuner  1.  c.  I.  208  sagen,  dass 
das  sociale  Elend  des  römischen  Staates  deshalb  ausblieb,  weil  die  Bildung 
zahlreicher  Abhängigkeitsverhältnisse  mit  der  Ansammlung  grossen  Besitzes 
Hand  in  Hand  ging  uud  auf  diese  Weise  die  Bodennutzung  unter  Viele 
vertheilt  wurde. 

3)  v.  Amira  (bei  Paul  III.  §  51.  S.  151)  fasst  die  Grundherrschaft 
als  den  Inbegriff  aller  Gewalten  auf,  die  durch  den  Besitz  begründet,  sich 
auf  Land  und  Leute  erstrecken.  Diese  Gewalten  können  auf  Leibherrschaft, 
Munt  oder  Immunität  beruhen.  Alle  diose  Grundlagen  aber  siud  eben  in 
fränkischer  Zeit  unrömisch;  hinsichtlich  der  Immuuität  s.  unten. 
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stehenden  Lente  zu  einem  Verbände  zusammenzufassen,1)  wodurch 
sie  sich  wesentlich  von  ähnlichen  römischen  Erscheinungen  abhebt. 
Das  Bestreben,  Verbände  zu  bilden,  das  sich  infolge  der  früher 
erwähnten  Umwälzungen  nicht  mehr  auf  volksrechtlicher  Grund- 
lage bethätigon  konnte,  lebt  hier  wieder  auf  und  selbst  die 
Kirche  hat  in  ihren  Herrschaftsgebieten  dieses  genossenschaft- 
liche Prinzip  gefördert.2)  Die  fränkische  Grundherrschaft  leistet 
also  etwas  Positives;  sie  verschafft  ihren  Angehörigen  eine  neue 
Rechtsstellung;  diese  Mehrleistung  ist  unrömisch  und  sie  gerade 
giebt  der  fränkischen  Grundherrschaft  ihren  eigenen  rechts- 
historischen Charakter.3)  Durch  die  Bildung  von  Verbänden 
auf  dieser  weder  altvolksrechtlichen 4)  noch  staatsrechtlichen 
Basis  erhielten  die  Angehörigen  der  Grundherrschaft  eine  neue 
und  zwar  ausserstaatliche  Grundlage/')  Je  zahlreicher  und  je 
grösser  solche  Herrschaften  wurden,  desto  mehr  wurde  die 
staatliche  Gebietstheilung  beeinträchtigt.  — 

Die  förmliche  Legalisierung  dieser  Entwicklung  wurde 
durch  die  Immunität  angebahnt,  die  den  territorialen  Aufbau 
von  Anfang  an  hinderte,  indem  sie  die  königlichen  Güter  von 


»)  s.  Gierke:  Genoss.  R.  I.  135  ff,  Dahn  1.  c.  VII.  I.  201.  Dazu 
hat,  wie  Mayer  1.  c.  II.  &5  f.  m  R.  bemerkte,  die  Naturalwirtschaft  bei- 
getragen, da  sie  sowohl  die  Ausartung  der  Herrengewalt  hiutanhiclt,  als 
auch  die  Entwicklung  des  bäuerlichen  Gemeinwesens  ermöglichte. 

2)  s.  Giorke  1.  c.  I.  140.  Doniol:  Serfs  et  vilains  an  moyen  ägo 
S.  1  lü  unterscheidet  daher  in  den  Privatherrschaften,  neben  den  eigentlichen 
herrschaftlichen  Funktionären,  solche,  die  von  den  Bauerschaften  gewählt 
wurden;  er  glaubt  in  der  majorissa  der  L.  Sal.  eine  derartige  gewählte 
Geuossensehaftsmeierin,  wie  sie  iu  späteren  französischen  Urkunden  vorkommt, 
erblicken  zu  sollen,  was  allerdings  sehr  zweifelhaft  ist. 

3)  Mit  Recht  bezeichnet  daher  v.  I  n  a  m  a  (D.  Ausbildg.  d.  gr.  Gdherrschften 
S.  5,  109)  die  Grundhorrschaft  als  ein  uoues  organisatorisches  Princip 
der  Gesellschaftsgescbicbte. 

*)  Iva  Gegonsatze  zu  den  an  Abgeschlossenheit  leidenden  uud  nicht 
entwicklungsfähigen  Markgenossenschaften,  die  neuen  Zuzug  nicht  gerne 
litten,  war  die  Grundherrschaft  mit  ihrem  ungerodeteu  Lande  und  ihrem 
Bedürfnis  nach  Arbeitskräften  ein  Refugium;  s.  Iuama  1.  c.  53. 

RJ  Es  stellt  sich  nämlich  die  Grundherrschaft  dadurch,  dass  die  Ver- 
antwortung des  Grundherrn  das  Gebiet  umfasste,  auf  welchem  die  Schutz- 
leute wohnten,  (s.  Brnnner  Mitbio  S.  25  f)  auf  einen  ausserstaatlichen 
Sundpunkt. 
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der  staatlichen  Eintheilung  ausnahm.  Die  Immunität  mit  ihren 
Folgen  ist  von  der  Grundherrschaft  und  ihren  Folgen  wesentlich 
verschieden-,1)  wo  sie  zur  Grundherrschaft  hinzutrat,  bedeutete 
sie  eine  Verstärkung  derselben;2)  wo  sie  ohne  vorgängige  Grund- 
herrschaft auftrat,  rief  sie  Erscheinungen  hervor,  die  über  die 
Machtstellung  einer  Grundherrschaft  hinausgebend,  die  mit 
derselben  gewöhnlich  verbundenen  Wirkungen  im  allgemeinen 
involvierten. 

Dass  die  Immunität  an  und  für  sich  römischen  Ursprungs 
ist,  wird  allgemein  zugegeben.  Ebenso  aber  auch  der 
wichtige  Unterschied  zwischen  ihren  römischen  und  fräukischen 
Formen.  Die  fränkische  Immunität  befolgte  zwar  das  römische 
Beispiel  bezüglich  der  Freiheit  von  öffentlichen  Abgaben  und 
Diensten n)  und  in  beiden  Fällen  bildete  das  Domänengut  den 
Ausgangspunkt.  Aber  die  Gerichtsbarkeit  der  Immunitätsherreu, 
die  richtigerweise  mit  der  fränkischen  Immunität  schon  von 
altersher  als  verbunden  betrachtet  wird,4)  hat  der  römischen 
gefehlt.5)  Man  mag  mit  Recht  diese  Gerichtsbarkeit  von  den 
Rechten  der  römischen  Domänen  Verwaltung  ableiten,6)  da  auch 
die  Königsgüter  nicht  nur  Landgüter,  sondern  obrigkeitliche 


»)  s.  Sickel  in  Mitth.  d.  Inst.  Ergbd.  II.  214. 

3)  Viollet  1.  c.  401,  436  bemerkt,  dass  dio  Immunitätsgerichtsbarkeit 
die  autonome  Gerichtsbarkeit  der  Privilegierten  in  sich  aufgenommen  hat; 
vgl.  Brunner  1.  c.  II.  286.  A.  60.  Es  ist  ein  feiner  Gedanke  Sickel  s 
(1.  c.  233  f),  dass  die  Verknüpfung  öffentlicher  Rechte  mit  der  Privat 
herrschaft  nicht  als  eine  inhaltliche  Erweiterung  derselben  in  Betracht 
kommt;  es  kam  vielmehr  zur  Privatherrscbaft  eine  zweite,  wesentlich  andere 
Gewalt  hinzu.  Dies  lässt  sich  mit  den  See) ige r' sehen  Ergebnissen  recht 
wohl  vereinen;  8.  auch  Stengel  (in  Sav.  Ztschr.  XXV.  286  ff,  namentlich 
S.  295  ff);  auf  Details  können  wir  hier  natürlich  nicht  eingehen. 

3)  s.  Brunner  1.  c.  II.  289,  Sickel  in  Gött.  gel.  Anz.  1890  S.  584  f. 
Dahn  1.  c.  VII.  III.  541  f,  654,  559,  567.  Dem  römischen  Beispiele 
gemäss  behielt  sie  auch  die  Brücken-  und  Wegebaulasten  bei;  vgl.  Brunner 
1.  C.  II.  294.  A.  41,  42. 

«)  8.  Flach  1.  c  I.  91  ff.  Brunner  1.  c.  II.  298.  A.  55. 

6)  s.  Sickel  in  Westdtsche  Ztschr.  XV.  119  A.  24.  123.  A.  32, 
128.  A.  36. 

«)  s.  v.  8ybel:  Königtum*  S.  474  ff,  Sickel  in  Gött.  gel.  Ana. 
1886.  S.  665. 
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Verwaltungsstellen  waren;1)  man  muss  aber  hervorheben,  dass 
in  römischer  Zeit,  trotzdem  es  sich  um  die  Immunität  der 
kaiserlichen  Domänen  handelte,  die  Gesetzgebung  dennoch  hin- 
sichtlich der  Beziehungen  der  Domänenverwaltung  zur  ordent- 
lichen Proviuzialverwaltung  schwankte.2)  Man  muss  sagen, 
dass  die  fränkische  Immunität  betreffe  der  gerichtlichen  Sonder- 
stellung der  freien  Hintersassen  nicht  nur  weiter  ging  als  die 
römische,  sondern  dass  sie  diese  gerichtliche  Sonderstellung 
eigentlich  erst  sichergestellt  hat.3)  Mit  Recht  bezeichnet 
Si ekel4)  die  früheren  Privatherrschaften  als  Gewaltherrschaften, 
die  in  fränkischer  Zeit  zu  rechtmässigen  Herrschaften  wurden. 
Die  fränkische  Immunität  ging  also  sowohl  hinsichtlich  der 
Güter,  mit  denen  sie  verbunden  wurde,  als  auch  hinsichtlich 
der  that8äcblichen  staatlichen  Folgen  weit  über  die  römische 
hinaus.5)  Sehen  wir  von  dem  römischen  Ausgangspunkte,  den 
man  natürlich  nicht  unterschätzen  darf,  ab,  so  ist  die  Durch- 
bildung der  Immunität  eine  vollständig  unrömische.  Es  wurde 
nicht  irgend  eine  specielle  Gattung  von  Gütern  aus  besonderen 
Gründen  mit  Immunität  ausgestattet,  wie  es  im  römischen  Reiche 
der  Fall  war,  sondern  es  wurde  kirchliches  und  weltliches  Gut  so 


»)  s.  Sickel  in  Mitth.  d.  Inst.  Ergbd.  IL  215  ff,  in  Gött.  gel.  Ana. 
1890.  S.  583  and  in  Westdtsche  Ztschr.  XV.  119.  A.  23.  Hegel  hat  in 
Entst.  d.  dtsch.  Städtewesens  S  45  diese  Freiung  der  königlichen  Güter 
bestritten. 

')  s.  Brunn  er  1.  c.  II.  288.  Sickel  giebt  in  Mitth.  d.  Inst.  Ergbd. 
IL  216  £U,  dass  selbst  die  kaiserlichen  Domäuen  keine  volle  Gerichts- 
barkeit besassen  und  dieser  Ansicht  stimmt  auch  Dahn  1.  c.  VII.  III.  541 
xu,  obwohl  er  sonst  für  die  enge  Verwandtschaft  der  fränkischen  Immunität 
mit  der  römischen  eintritt.    S.  besouders  His  1.  c.  113  ff. 

3)  s.  Brunn  er  1.  c  II.  289,  299.  Sickel  in  Gött.  gel.  Auz.  1890 
S.  586.  Seeliger  1.  c.  78  f.  leitet  mit  Recht  die  ImmunitätsgerichU>barkeit 
aus  dem  Verbot  des  Introitus  und  nicht  aus  finanziellen  Gesichtspunkten 
ab.  Auch  W.  Schultze  (D.  fränk.  Gaue  Badens  S.  34)  legt  (ebenso  wie 
Sobm  und  Prost)  den  Nachdruck  auf  die  Freiung  von  der  öffentlichen 
Gewalt  und  nicht  auf  die  Freiheit  von  Abgaben.  Er  erblickt  darin  den 
Unterschied  zwischen  fränkischer  und  römischer  Immunität. 

*)  Westdtsche  Ztschr.  XV.  125. 

*)  Nämlich  über  die  Steuerfreiheit  hinaus.  Letztere  hätte  im  fränkischen 
Reiche,  angesichts  des  allgemeinen  Rückganges  der  Steuerverfassung  keine 
den  Staat  gefährdende  Bedeutung  gehabt. 
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häufig  mit  Immunität  bedacht,  dass  dieselbe  zur  Zeit  Chlothar's  II. 
als  wichtige  und  allgemeine  Staatseinrichtung  erschien.  Die 
Freiheit  von  den  Fiscalpflichten  wurde  extensiv  gedeutet  und 
der  Immunitätsherr  gelangte  zu  weitgehender  Freiheit  gegenüber 
der  ordentlichen  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung,  so  dass 
er  zum  rechtlichen  Staatsorgan  gegenüber  den  Einwohnern  des 
betreffenden  Territoriums  wurde,  nebst  finanziellen  Vortheilen 
also  eine  staatlich  anerkannte  Stellung  erhielt,  die  der  römischen 
Verfassung  unbekannt  war.  Es  erfolgte  eine  Vereinigung 
öffentlichrechtlicher  Befugnisse  mit  dem  Privateigentume. 
Dieses  Resultat  ist  nicht  nur  unrömisch,  sondern  eher  indirect 
germanisch;  denn  diese  Verbindung  zwischen  öffentlich-rechtlichen 
und  privatrechtlichen  Bestandteilen  im  Bodenrecht  entspricht 
der  germanischen  Entwicklung,  die  in  der  älteren  Zeit  allerdings 
in  umgekehrtem  Verhältnisse  diese  Verquickung  kannte.  Durch 
ihre  Häufigkeit  erscheint  die  Immunität  praktisch  als  eine 
Rückkehr  zu  der  germanischen  Idee  directer  Unterstellung  des 
in  jeder  Hinsicht  freien  Individuums  unter  den  Staat;  uur  dass 
dies  gemäss  der  Gesammtgestaltung  der  Dinge  nicht  mehr  für 
jeden,  sondern  nur  noch  für  höher  stehende  Individuen  zutrifft. 
Wenn  zwischen  dem  König  und  den  Immunitätsherren  einerseits, 
zwischen  den  Immunitätsherren  und  Immunitätsleuten  andererseits 
ein  persönliches  Band  hergestellt  wurde,  so  ist  dies  ein  Aufbau, 
der  zweifellos  germanischen,  aber  uicht  römischen  Vorbildern 
entspricht.1)  Die  selbständig  durchgebildete2)  fränkische  Immunität 
befreite  von  der  Grundsteuer;  dem  Grafen  entzog  sie  zunächst 
jene  Gerichtsbarkeit,  die  sonst  dem  Stellvertreter  des  Grafen 
delegiert  werden  konnte;')  sie  schloss  die  gesammte  Polizei- 
und  Verwaltungsgewalt  staatlicher  Organe,  praktisch  sogar  die 


')  Fustel  de  Coulangu»  (Rev.  hi»tor.  XXIII.  S.  9)  verkennt  voll- 
ständig die  unrömischeu  Tendenzen,  denen  die  fränkische  Immunität  diente. 

2)  An  der  Durchbildung  war  besonders  die  Kirche  betheiligt;  es  ist 
bekannt,  dass  sie  dabei  weit  über  da»  römische  Vorbild  hinausging.  Des- 
gleichen über  die  anfängliche  fränkische  Auffassung;  denn  da  sich  die 
Immunität  nur  gegen  die  Bearatengewalt  kehrte,  war  ein  höherer  Sonder- 
frieden in  ihr  nicht  begründet;  dennoch  hat  er  sich  für  kirchliche  Immunitäten 
entwickelt;  s.  Brunnor  1.  c.  II.  2»6  f. 

3)  s.  Bruuner  1.  c.  II.  300  f. 
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Heeresbefugnisse  aus.1)  Durch  das  Edict  Chlothar*s  II.  hat 
der  Staat  eine  Grenze  zwischen  seiner  Competenz  und  der  der 
Immunitätsherren  gezogen  und  eine  Summe  von  Rechten  an- 
erkannt, die  den  Immunitaten  nicht  mehr  entrissen  wurden.2) 
Die  derart  ausgebildete  Immunitat  wurde  als  ein  mit  dem  Gute 
verbundenes  Realrecht  betrachtet  und  dadurch  zu  einer  dauernden 
Ausschaltung  der  ordentlichen  Gewalt,  was  übrigens  auch  in 
dem  Interesse,  das  der  Staat  für  die  Bestellung  von  Immunitäts- 
beamten zeigte,3)  hervortrat.4)    Jedes  Immunitätsprivileg  war 


*)  Die  Immnnitätsprivilegien  sagen  zwar,  mit  Ausnahme  der  zwei  von 
Fustel  (1.  c.  S.  22.  A.  4)  angeführten,  nichts  Uber  die  Befreiung  vom 
Heerbann.  Da  jedoch  die  Zwangsgewalt  des  Öffentlichen  Beamten  fehlte, 
so  war  die  Geltendmachung  des  Heerbanns  praktisch  erschwert.  S.  Sickel 
in  Mitth.  d.  Inst.  Ergbd.  II.  225  und  in  Gott.  gel.  Anz.  1890.  S.  585, 
namentlich  aber  Koloff:  D.  Umwandl.  d.  fr.  Heeres  (N.  Jahrhb.  f.  class. 
Alt.  Gesch.  u.  dtsche  Lit.  IX.  »95). 

2)  Sickel  bemerkt  mit  Recht  in  Westdtsche  Ztschr.  XV.  ISO.  dass 
von  nun  an  diese  Rechte  gemehrt,  aber  nicht  gemindert  werden  konnten. 

3)  Dies  allerding»  erst  in  karolingischer  Zeit;  über  die  Vögte  8.  die 
Literatur  bei  Bruuner  1.  c.  II.  302  ff,  Meitzen  l.  c.  II.  680,  Schröder« 
199  ff.  Über  die  kirchlichen  Vögte  und  ihre  römischen  Wurzeln  s.  Sickel 
in  G.  g.  A.  1904  S.  7«8  ff,  aulässlich  der  Besprechung  vou  F.  Senn: 
L'instit.  des  avotieries  ecclusiast.  Die  viel  besprochenen  römischen  Wurzeln 
der  Iinmunitätsämter  sind  insofern  theilweise  gegenstandslos,  als  diese 
Fuuctiouäre  erst  durch  die  fränkische  Entwicklung  öffentliche  Bedeutuug 
erlangten. 

*)  Seeliger  1.  c.  95  betrachtet  das  Immunitätsgericht  als  „ein  Gericht 
innerhalb  der  Grafschaft"  und  das  Imraunitätsgebiet  nicht  als  ein  selbständiges, 
den  Grafschaften  ebenbürtiges  Glied  der  staatlichen  Proviuzialordnung. 
Dennoch  giebt  er  (S  96)  zu,  dass  es  von  anderem  Lande  unterschieden 
wurde.  Es  ist  gewiss  dieses  Streben  nach  präcisorer  Formulierung  anzu- 
erkennen; sie  ist  aber  unerreichbar  uud  konnte  auch  von  Seeliger  nicht 
vorgeschlagen  werden.  Entscheidend  ist,  was  Seeliger  selbst  zugiebt,  dass 
das  immune  Land  von  anderem  unterschieden  wurde.  Es  ist  u.  W.  niemals 
behauptet  worden,  dass  die  Immunitäten  den  Grafschaften  staatsrechtlich 
ebenbürtig  gewesen  wären,  dass  sio  aber  neben  der  ordentlichen  staatlichen 
Gebietstheilung  als  gewissermaassen  ausserordentliche  Sprengel  bestanden, 
ist  wohl  unbestreitbar  und  dass  sie  die  ordentliche  Gebietstheilung  schädigten, 
ist  sicher.  Daran  vermag  auch  die  von  E.  Mayer  vertretene  und  von 
Stutz  (Sav.  Ztschr.  XXI.  124)  aeeeptierte  Ansicht,  wonach  trotz  der  Ver- 
quickung öffentlicher  und  herrschaftlicher  Gewalt  der  Gegensatz  beider 
empfunden  worden  sei,  nichts  zu  ändern.  Man  wird  vielmehr  dann  sagen 
müssen,  dass,  wenn  trotz  des  Bewusstwerdens  dieses  Gegensatzes,  dennoch 
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ein  königlicher  Staatsakt,  bestimmt,  die  Verfassung  zu  durch- 
brechen. Es  hatte  zwar  ebenfalls  territoriale  Folgen,  da  es 
eigene  Sprengel  schuf,  die  dem  Könige  direct  unterstellt  wurden, 
für  die  Verfassung  aber  bedeutete  dies  eine  Schwächung  staat- 
licher Sprengel  und  angesichts  der  praktischen  Schwierigkeit 
erfolgreicher  königlicher  Überwachung  die  Entziehung  grosser 
Massen  der  Bevölkerung  der  staatlichen  Ingerenz.  Auch  wenn 
die  königliche  Überwachung  praktisch  möglich  gewesen  wäre, 
müsste  man  dennoch  von  staatlicher  Einbusse  sprechen,  da 
durch  die  Immunität  die  Vertretung  öffentlicher  Gerechtsame 
an  Private  abgegeben,  die  Handhabung  der  öffentlichen  Gewalt 
mit  dem  Grundbesitze  verbunden  wurde,  •  mithin  aus  der  Hand 
des  Erstprivilegierten  an  Leute  kommen  konnte,  die  dem  Staate 
nicht  die  mindesten  Garantien  boten. 

Man  muss  fragen,  warum  die  fränkischen  Könige  zu  so 
ausgedehnter  Veräusserung  staatlicher  Rechte  hinneigten, 
durch  die  sie  ihr  eigenes  Werk,  den  territorialen  Aufbau 
des  Staates,  schädigten.1)    Die  Sachlage  ist  ziemlich  klar. 


Grundherrschaft  und  Immunität  immer  mehr  um  sich  griffen,  ihnen  offenbar 
eine  ungewöhnliche  Kraft  innewohnte,  die  es  ihnen  ermöglichte,  der  staat- 
lichen (iebietsordnung  zu  trotzen;  darin  liegt  zugleich  ein  Beweis  der 
Schwäche  der  staatlichen  Sprengel. 

')  Arnold  (Ansiedlungen  und  Wanderungen  S.  253  f)  meinte,  die 
Immunität  hätte  im  fränkischen  Reiche  niemals  diese  Verbreitung  finden 
können,  wenn  sie  nicht  auf  einer  germanischen  Grundlage  beruht  hätte. 
Er  vertrat  die  Immunität  des  germanischen  Fürstenlandes  und  nahm  an, 
das»  die  von  Grundherren  begründeten  Ansiedlungen  den  übrigen  freien 
Gemeinden  gegenüber  eine  Sonderstellung  eingenommen  hätten.  Fustel  de 
Cou langes  (Rev.  hist.  XXII.  260  ff)  betonte  das  gewalttbätige  Vorgehen 
der  königlichen  Beamten  und  erblickte  in  dem  Misstrauen  des  Königs  die 
Ursache  häufiger  Immunitäten.  Sickcl  (Westdtsche  Ztschr.  XV.  126) 
glaubt,  dass  die  au»  römischer  Zeit  stammenden  Privatherrschaften  deshalb 
toleriert  wurden,  weil  der  König  in  den  Inhabern  dieser  Gewalten  eine 
mächtige  Partei  erblickte,  überdies  aber  in  der  Nichtausübung  von  Rechten, 
die  er  auch  früher  nicht  besessen,  keine  Einbusse  sah.  Die  Zunahme  der 
Immunitäten  erklärt  er  aus  dem  allgemeinen  Charakter  des  Königtums, 
welches  als  Privatmonarchie  eine  Abspaltung  der  Gewalt  zuliess  und  die 
Begehrlichkeit  Privater  steigerte.  —  Mit  Ausnahme  dieses  letzterwähnten 
Argumentes,  das  aber  auch  nicht  ganz  ausreicht,  sind  die  übrigen  wohl 
vollkommen  ungenügend.  Gegenüber  Arnold  wäre  zu  bemerken,  dass  auch, 
wenn  seine  Annahme  bewiesen  werden  könnte,  es  doch  auffällig  ist,  dass 
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Zu    den    von    S  i  c  k  e  1 ])    hervorgehobenen    Gründen  tritt 
hinzu,    dass   die    alte    Volksverfassung   nicht  angewendet 
werden  konnte,   da  sie  für  einen  Grossstaat  nicht  passte, 
eine   für   ein   grösseres  Staatswesen   anwendbare  Stammes- 
verfassung aber  nicht  zustande  gekommen  ist;  man  hat  zu  dem 
territorialen  Aufbau  Zuflucht  genommen,   konnte  aber  damit 
nicht  durchdringen,  da  der  alte  Individualismus  zu  stark,  die 
Staatsgewalt  aber  unzureichend  war,  um  ihn  zu  besiegen;  ihre 
Organe  standen  überdies  nicht  auf  der  nötigen  Höhe,  um  einer 
so  schweren  Aufgabe  zu  genügen  und  die  beabsichtigte  Gleich- 
mäßigkeit durchzuführen.   Da  sich  die  Aufgabe  als  zu  schwer 
erwies,  musste  es  zu  einem  staatsrechtlichen  Rückzüge  aus 
einem  Tbeile  der  nicht  zu  behauptenden  Positionen  kommen.2) 
So  wie  einerseits  die  entfernteren  Theile  des  Reiches  mit  Erfolg 
nach  Selbständigkeit  strebten  und  die  extensive  Macht  des 
Staates  schwächten,  so  schädigten  andererseits  Grundherrschaft, 
Immunität  und  Lehenswesen  die  Intensität  des  staatlichen  Auf- 
baues.   Nun  war  es  natürlich  unmöglich,  an  die  Wiederbelebung 
alter  staatsrechtlicher  Grundsätze,  an  die  Erneuerung  der  alten 
Verbände  und  der  durch  sie  vermittelten  directen  Theilnahme 
jedes  Volksgenossen  am  Staatsleben  zu  denken.    Die  grosse 
Masse  wurde  und  blieb  zurückgedrängt,  der  Individualismus  der 
Mächtigeren  aber  feierte  einen  grossen  Sieg.3)    Es  kamen 
wenigstens,  wie  schon  erwähnt,  die  Immunitätsherren  zu  direct 
staatlicher  Stellung,  eine  grosse  Menge  von  Leuten  wurde  ihnen 


in  den  andern  germanischen  Staaten  die  Immunität  nicht  jene  Rolle  spielte, 
wio  im  fränkischen;  gegen  Fnstel  ist  die  Frage  zulässig,  ob  denn  der  König 
der  Gewalttätigkeit  seiner  Beamten  nicht  auf  andere  Weise  begegnen 
konnte.  Auch  Sickel's  Ausführungen  erklären  wohl  zum  Theile  den  Fort- 
bestand der  früheren  Immunitäten,  aber  schwerlich  die  extensive  Interpretation 
derselben,  namentlich,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Immunität  bis  iu's 
IX.  Jh.  hinein  theoretisch  als  Ausuahme  und  der  durch  sie  durchbrochene 
territoriale  Aufbau  als  Kegel  betrachtet  wurde  ;  denn  dies  beweist,  dass 
mau  dennoch  die  Idee  der  staatlichen  Sprengel  nicht  fallen  lassen  wollte, 
wenn  auch  das  Princip  praktisch  versagte. 

*)  s.  vorige  Anm. 

2)  Dazu  gesellten  sich  die  von  Sickel  1.  c.  angeführten  Gründe. 

a)  Desto  mehr,  als  ja  die  Geschichte  der  fränkischen  Reichsgründung 
ohnehin  den  Ansprüchen  der  ganzen  Volksmasse  keine  Basis  bot,  eine  umso 
grössere  aber  den  Persönlichkeiten,  die  sich  um  den  König  gescbaart  hatten. 


Digitized  by  Google 


142 


untergeordnet,  so  dass  der  Staat  einen  Theil  seiner  Aufgaben 
auf  die  Immunitäten  überwälzte  und  ihnen  staatliche  Einkünfte 
gewährte.  Man  findet  also  auch  von  diesem  Standpunkte,  dass 
die  Immunität  trotz  ihrer  römischen  Wurzel  unrömischen  Ideen 
diente  und  germanischen  Tendenzen1)  zu  einem  allerdings  anders 
gearteten  Durchbruche  verhalf  auf  Kosten  des  staatlichen 
Territorialprincipes,  welches  wir  zwar  im  fränkischen  Reiche 
nicht  als  eine  Nachahmung  römischer  Vorbilder  betrachten 
dürfen,  welches  aber  doch  keine  germanische  Staategrundlage 
war.  Die  staatlicherseits  beabsichtigte  Territorialität  wurde  in 
Grundherrschaft  und  Immunität  in  ausserstaatlicher  Weise  durch- 
gesetzt. 

Auch  nach  unten  arbeitete  die  Immunität  in  germanischem 
Sinne;  denn  sie  schuf  mit  der  Grundherrschaft  neue  Verbände 
und  bot  ihren  Angehörigen  einen  allerdings  minderwertigen 
Ersatz  der  alten  Verbände,  einen  Ersatz,  der  aber  immerhin 
noch  im  Vergleiche  mit  dem  mangelhaften  Schutze  der  öffent- 
lichen Beamten  und  angesichts  der  Gefahr  von  Bedrückungen 
sehr  wichtig  war.  Dies  erklärt  auch,  warum  sich  so  bald  die 
Tendenz  zeigte,  sich  einer  Immunität  anzuschliessen,  um  durch 
Auftragung  des  Gutes  an  einen  Herrn  oder  auf  andere  Weise 
jene  Sicherheit  zu  erlangen.  — 

Dieser  die  vom  Staate  angestrebte  Territorialität  durch- 
kreuzende Aufbau  neuer  Verbände  herrschaftlicher  Art, 
an  deren  Spitze  Grundherren  und  Immunitätsherren  standen, 
die  ihrerseits  nicht  einen  abstracten  Staat,  sondern  einen 
König  als  ihren  Herrn  anerkannten,  fanden  in  dem  Lehens - 
wesen  ein  specielles  Gebiet  neuer  Bethätigung,  durch  welche 
öffentliche  Rechte  auch  abgesehen  von  Immunitäten,  selbst  auf 
nicht  gefreiten  Gebieten,  an  Private  kamen. 

Es  ist  mit  Recht  vielfach  bemerkt  worden,  dass  das 
dem  Lehenswesen  zugrunde  liegende  Verhältnis  nnr  eines 
der  vielen  Abhängigkeitsverhältnisse  des  fränkischen  Reiches 


•)  Wo  sie  über  die  den  Germanen  nahe  liegende  Auffassung  hinaus- 
geht, wie  z.  ß.  beim  höheren  Sonderfrieden  der  kirchlichen  Immunität 
(s.  oben  S.  1H8.  A.  •_'),  ist  nicht  römischer,  sondern  kirchlicher  Einfluss 
bemerkbar. 
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war;  seine  indirect  den  territorialen  Aufbau  des  Staates 
und  noch  weiter  darüber  hinaus  den  Staatsverband  überhaupt 
schädigende  Wirkung  wird  allgemein  anerkannt.  Zahl- 
reiche Untersuchungen  sind  der  Frage  gewidmet  worden, 
ob  Vassallität  und  Beneficialität  auf  römischer  Wurzel  beruhen 
und  man  darf  dieser  Frage  die  grösste  Bedeutung  beilegen. 
Tritt  man  ihr  aber  vorurtheilsfrei  entgegen,  so  muss  man  ein- 
sehen, dass  bei  aller  Anerkennung  römischer  Analogien  weder 
das  Yassallitäts-  noch  das  Beneficialitätswesen  des  fränkischen 
Reiches  mit  den  ähnlichen  römischen  Erscheinungen  unmittelbar 
zusammenhängen.  Es  fehlt  die  Brücke.  Selbst  wenn  Rrunner's 
Ansicht,  wonach  eine  zweifellos  rechtshistorische  Verbindung 
zwischen  Vassallität  und  Gefolgschaft  vorliegt,1)  als  eine  zu 
weit  gehende  betrachtet  werden  sollte,  muss  dennoch  eine  Reihe 
von  wichtigen  Umständen  auffallen;  so  vor  allem  der,  dass  zur 
Zeit,  wo  sich  jene  Vassallität  entwickelte,  die  in  Verbindung 
mit  der  Beneficialität  das  Lehenswesen  hervorbrachte,  von  einer 
Nachahmung  römischer  Vorbilder  schon  aus  chronologischen 
Gründen  keine  Rede  sein  konnte,  ganz  abgesehen  davon,  dass, 
wie  Dahn2)  betont,  die  verschiedenen  römischen  Vorbilder 
Institute  waren,  die  in  grösserem  Umfange  nicht  auf  römische 
Staatsangehörige,  sondern  auf  Fremde  Anwendung  fanden.3) 


>)  1.  c.  II.  268  ff;  8.  auch  in  Sav.  Ztschr.  IX.  216  f. 

2)  I.  c.  VII.  I.  230. 

3)  Quilhiermoz  versucht  in  seinem  überwiegend  trefflich  gearbeiteten 
„Essai  sur  l'origine  de  la  nohlesse"  die  germanischen  Elemente  der  Vassalität 
anzufechten.  Er  verfällt  dabei  in  den  vom  rechts  vergleichenden  Gesichts- 
punkte zu  rügenden  Fehler,  dass  er  die  Taciteische  Gefolgschaft  mit  dem 
spätrüniischen  Privataoldateutum  vergleicht,  um  sodann  (S.  33  f)  aus  dem 
Umstände,  dass  die  alte  germanischo  Gefolgschaft  einen  höheren  Charakter 
hatte  als  das  römische  Privatsoldaten  tum,  den  Schluss  abzuleiten,  dass 
sowohl  die  westgothisc.hen  ßuccollarii  (8.  44  f),  wie  auch  die  fränkischen 
Aiitrustionen  und  Vassalleu  (S.  70  ff),  die  er  als  inferiore  Diener  betrachtet, 
nicht  mit  der  germanischen  Gefolgschaft,  sondern  mit  dem  römischen  Privat- 
soMatentum  zusammenhängen.  Nebenbei  wird  dio  Inferiorität  der  römischen 
Privatsoldateu  übertrieben,  da  bekanntlich  aus  ihren  Reihen  häufig  höhere 
Punctionäre  hervorgingen  (s.  Seeck  in  Sav.  Ztschr.  XVII.  112);  ebenso 
übertreibt  Verf.  die  Inferiorität  der  Antrustionen,  denen  er  erst  seit  dem 
VII.  Jh.  einen  Aufschwung  zugesteht  (S.  97);  auch  die  Annahme  eines 
durchwegs  höheren  Charakters  der  altgermaniscbeu  Gefolgschaft  erscheint 
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Bickel1)  führt  die  Commendation  auf  römische  Wurzeln  zurück:'2) 
doch  wird  man  nicht  übersehen,  dass  die  römische  Commendation 
keine  staatsrechtliche  Bedeutung  hatte,  vielmehr,  wenn  sie  anf 
staatsrechtliches  Gebiet  mittelbar  übergriff,  durch  die  Gesetz- 
gebung bekämpft  wurde,3)  so  dass  ein  Wesensunterschied4) 
vorliegt,  der  jedem  Versuche  eines  eingehenden  Vergleiches 
trotzt.     Die    abnorm    gesteigerten    Unterschiede  zwischen 


nicht  gerechtfertigt,  denn  man  darf  mit  Rücksicht  auf  den  von  Tacitus  an- 
gedeuteten Einfluss  des  Königtums  auf  die  Stelluug  der  niederen  Volks- 
elemente  annehmen,  das»  die  Gefolgschaft  verschiedene  Abstufungen  zuliess. 
Die  weiteren  Schicksale  der  Gefolgschaft,  bis  in's  V.  und  VI.  Jh.,  sind  au 
wenig  bekannt;  eine  Umbildung  ist  mit  Rücksicht  auf  die  zunehmende 
königliche  Gewalt  und  die  immer  grössere  Entwurzelung  der  Gefolgsleute 
ans  ihren  Sippen,  sehr  wahrscheinlich;  es  darf  angenommen  werden,  dass 
der  intensivere  Anschluss  an  den  Gefolgsherrn  seine  schon  in  alter  Zeit 
grosse  Gewalt  noch  mehr  steigerte  und  dass  praktische  Rücksichten  den 
Gefolgsherrn  immer  mehr  veranlassen  mochten,  bei  der  Aufnahme  auf 
Brauchbarkeit  und  nicht  auf  Herkunft  zu  sehen.  Haben  doch  auch  die 
germanischen  Elemente  des  römischen  Privatsoldatentums  (s.  Details  bei 
Seeck  1.  c;  Guilhiermoz  bestreitet  die  Seeck'schen  Ergebnisse  nicht)  eine 
wesentliche  Umbildung  durchgemacht.  Für  einen  Stillstand  in  der  Entwicklung 
der  altgerrannischen  Gefolgschaft,  die  G.  als  Vergleichsobject  zum  Ausgangs- 
punkte seiner  Hypothese  nimmt,  spricht  also  nichts;  eher  alles  dagegen. 
Wollte  man  auf  diese  Theorie  eingeben,  so  müsste  man  fragen,  was  aus 
der  germanischen  Gefolgschaft  geworden  ist;  ist  sie  etwa  restlos  ver- 
schwunden? Für  eine  solche  Auffassung  (die  übrigens  G.  nicht  vertritt) 
kann  die  Benützung  des  ungermanischen  Wortes  „vassus",  auf  die  er 
(S.  55.  A.  21)  grosses  Gewicht  legt,  nicht  sprechen,  da  die  Germanen  nur 
zn  oft  die  vorgefundene  fremde  Terminologie  benutzen.  (Vgl.  Ca  1  motte 
Le  comitatus  germanique  et  la  vassalite  in  Nouv.  Rev.  hist.  de  dr.  fr.  et 
etr.  1904  S.  501  ff)  Auch  der  von  Brunner  (1.  c.  II*  262)  zugegebene 
Umstand,  dass  die  Vassallität  sich  zuerst  in  Neuatrien  ausgebildet  hat,  kann 
nicht  in  diesem  Zusammenhange  in's  Gewicht  fallen;  denn  viele  Institute 
der  frühfränkischen  Entwicklungsperiode  haben  in  Neustrien  ihre  Aus- 
gestaltung erfahreu.  Die  Aunahme  einer  niedrigen  Stelluug  der  Antrustionen 
ist  durch  nichts  gerechtfettigt  und  es  ist.  G.  nicht  gelungen,  die  herrschende 
Meinung  zu  entkräfteu.  Damit  fällt  aber  auch  die  Unmöglichkeit  des  Ver- 
gleiches zwischen  Gefolgschaft  und  späteren  Verhältnissen  weg. 

»)  Westdtsche  Ztschr.  XVI.  49  f. 

a)  dieser  Auffassung  tritt  aber  Guilhiermoz  1.  c.  78  ff  nicht  bei. 
3)  s.  Beaudonin:  Etudes  sur  les  orig.  du  reg.  feod.  (1889)  p.  8t  ff 
<)  Diesen  Unterschied  giebt  auch  Esmein  (Hist.  du  dr.  fr.  129)  zu, 
der  die  Vassallität  aus  römischen  Einrichtungen  ableitet. 
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germanischer  Gefolgschaft  und  fränkischer  VassallitÄt,  wie  sie 
Fustel  construiert  hat,  beruhen  auf  dem  ganz  unhistorischen 
Vergleiche  altgermanischer  Gefolgschaft  mit  der  lehensmassigen 
Vassallität  späterer  Zeit,  wobei  die  ganze  Umbildung  während 
mehrerer  Jahrhunderte  einfach  ignoriert  wird,  was  Flach1) 
nachgewiesen  und  zurückgewiesen  hat.  Ansprechend  erscheint 
die  von  Schröder2)  vorgebrachte  Ansicht,  wonach  allerdings 
neben  der  Gefolgschaft  auch  die  ungermanischen  Wurzeln  der 
Vassallität  unterschieden  werden  und  das  rechtshistorisch  sehr 
begründete  Urtheil,  dass  die  Vassallität  trotz  dieser  zwei  Wurzeln 
doch  erst  durch  das  Vorbild  der  germanischen  Gefolgschaft  zu 
ihrer  vollen  Entwicklung  gelangt  ist.3)  Sowohl  Rechte  als 
Pflichten  der  Vassallität  sind  mit  denen  der  Gefolgschaft  verwandt; 
ebenso  das  in  beiden  Fällen  vorliegende  Schutzverhältnis,  das 
in  weiterer  Entwicklung  zu  einer  Gerichtsbarkeit  führte;4) 
selbst  die  Erschwerung  der  Kündbarkeit,  die  Brunner5)  auf 
das  Beispiel  gallo- römischer  Patronatsverhältnisse  zurückführt, 
lässt  sich  ganz  wohl  durch  das  militärische  Interesse,  das  der 
8taat  an  der  Unkündbarkeit  hatte,  erklären.  Das  Beneficial- 
wesen  weist  eine  unleugbare  Verwandtschaft  mit  dem  kirchlichen 
Pfründen wesen  auf;6)  der  kirchliche  Einfluss  auf  die  Durch- 
bildung dieses  Instituts  tritt  in  noch  höherem  Grade  als  bei 
der  Immunität  zum  Vorschein.  Dennoch  darf  man  nicht  ver- 
kennen, dass  die  germanische  Idee  von  der  Verpflichtung  des 
Beschenkten  zu  besonderer  Treue  gegenüber  dem  Schenker 


»)  1.  c.  II.  492  ff. 
a)  R.  G.4  159. 

*)  Es  ist  ein  Verdienst  Fl  ach' s  (1.  c.  IL  445  ff),  dass  bei  Beurtbeiluug 
des  Lebenswesens  das  persönliche  Moment  wieder  betont  wird.  Gegen  die 
von  ihm  hervorgehobene  Bedeutung  des  hausgenossenscbaftlichen  Elementes 
hat  Esmein  (Nouv.  Rev.  hist.  de  droit  firanc.  et  etr.  XVIII.  528ff)  Einsprache 
erhoben.  Wir  glauben  dennoch,  dass  Flach  eine  richtige  Idee  vertreten 
hat;  allerdings  ist  er  zu  weit  gegangen. 

«)  Heus ler  1.  c.  I.  130  ff  scheint  die  staatsrechtliche  Bedeutung 
dieses  Schütz  Verhältnisses  zu  gering  zu  veranschlagen. 

»)  1.  c.  IL  273. 

•)  s.  Stutz:  Lehen  u.  Pfründe  (Sav.  Ztschr.  XX.  216  ff),  Guilhiermoz 
I.  c.  105  ff. 

v.  Haibau,  Köm.  Recht  in  den  iterm  Volksstaaten.    III.  10 
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hiebei  eine  grosse  Rolle  spielt,1)  und  dass  gerade  diese  Idee 
bei  den  Vergabungen  Karl  Martells  in  den  Vordergrund  getreten 
ist.2)  Ist  also  mit  Rücksicht  auf  diese  Umstände  ein  directer 
Zusammenhang  zwischen  den  Grundlagen  des  fränkischen  Lehens- 
wesens und  analogen  römischen  Erscheinungen  abzulehnen,3)  so 
treten  bei  einer  Gesammtbetrachtung  die  Unterschiede  noch 
mehr  hervor.  Niemals  bat  der  römische  Staat  seine  Pflicht  in 
dieser  Weise  abgeschüttelt  und  anf  Private  überwälzt.  Nor  in 
Grenzgebieten  wurden  zu  Vertheidigungszwecken  Grundstücke 
mit  militärischen  Pflichten  belastet  und  fremden  Völkern  auf 
diese  Art  ein  Naturaltribut  auferlegt.4)  Auch  die  kirchliche 
Entwicklung  ist  anders  ausgefallen;  das,  was  die  fränkische 
Entwicklung  kennzeichnet,  ist  die  offizielle  Preisgabe  staatlicher 
Pflichten  und  die  Einbusse  staatlicher  Rechte,  eine  der  Immunität 
analoge  Auftheilung  der  Gewalt  zwischen  Staat  und  Private. 
Der  Mann  geht  dem  Herrn  gegenüber  in  Dingen,  in  denen  er 
nur  dem  Staate  unterthan  sein  sollte,  Verpflichtungen  ein,  die 
ihn  unter  Umständen  in  Collision  mit  dem  Staate  bringen  und 
der  Staat  duldet  diesen  eigentümlichen  Vertrag,')  betrachtet 
sogar  denselben  als  anerkennenswert,  so  dass  er  seine  Abwehr 
darauf  beschränkt,  zu  erklären,  dass  die  Vassallität  eine  Steigerung 
der  Unterthanenpflichten  bedeutet.8)    Noch  mehr  als  Privat- 


i)  s.  Branner  1.  c.  II.  245.  A.  9—11.  Der  von  Guilhiermox 
unternommene  Versuch,  das  Beneficium  mit  der  grundberrlichen  Vergabung 
förmlich  xu  identificieren  und  daraus  die  8.  122  vorgebrachten  Schlüsse  iu 
ziehen,  ist  einer  der  schwächsten  Punkte  seines  Buches. 

»)  Die  Verpflichtung  zu  besonderer  Treue  entspricht  dem  germanischen 
Reciprocitätsgedanken,  der  sich  in  Sitte  und  Recht  so  häufig  äussert.  Di« 
besoudere  Treue  aber  ermöglichte  die  Verknüpfung  des  Beneficialwesens 
mit  staatlichen  Rechten  und  Pflichten  und  in  dieser  Ausdehnung  erst  liegt, 
wie  v.  Amira  (ö.  g.  Ana.  1896.  S.  191)  bemerkte,  die  Bedeutung  der 
Beneficialität,  so  das«  nicht  das  Beneficium  an  und  für  sich,  sondern  die** 
seine  unrömische  Umwandlung  für  das  Lehenswesen  wichtig  war. 

3)  Dies  hat  schon  in  sehr  nüchterner  Weise  G  u  e  r  u  r  d  (Polypt,  I.  505  f 
gethan.  Damit  soll  natürlich  eine  Beeinflussung  im  Detail,  wie  sie  *icb 
örtlich  äusserte,  nicht  geleugnet  werden;  s.  Kien  er  1.  c.  112. 

«)  Dass  aber  die  milites  castellani  nicht  hierher  gehören,  hat  schon 
v.  Amira  (G.  g.  Auz.  1896.  S.  191  f)  ausgeführt. 

6)  Es  nie  in  1.  c  182  spricht  mit  Recht  von  einem  „contrat  social* 
«)  Dies  betont  mit  Recht  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  116. 
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herrschaft  und  Immunität  hat  der  vassallitische  Schutzverband 
die  Tendenz  gezeigt,  seinen  Wirkungskreis  zu  erweitern,  aber 
auch  ohne  die  spätere  Erweiterung  hat  er  dem  Staate  den 
wichtigsten  Theil  der  Heeresgewalt  entwunden  und  somit  die 
in  der  Immunität  vorhandenen  Ansätze  zur  Handhabung  des 
Heerbannes1)  nicht  nur  für  die  Immunitätsleute  gefördert,  sondern 
auch  auf  andere  Freie  ausgedehnt.   Es  ist  ermöglicht  worden, 
dass  Freie,  ohne  ihre  Freiheit  einzubüssen  oder  zu  schmälern, 
ohne  mit  ihren  Leihegütern  dem  engeren  Gutsverbande  anzu- 
gehören,2) dennocli  wenigstens  in  einer  bestimmten  Hinsicht 
ausser  Fühlung  mit  dem  Staate  traten.   Schon  unter  den  Nach- 
folgern Karls  des  Grossen  ist  durch  das  Lehenswesen  die  könig- 
liche Autorität  geschmälert  worden,  während  die  Immunität 
eigentlich  nur  die  Gewalt  der  öffentlichen  Beamten  einschränkte. 
Das  Lehenswesen  in  seiner  Durchbildung  und  diesen  staats- 
zersetzenden Folgen  ist  also  entschieden  unrömisch  und  es 
erscheint  unrichtig,  die  zersetzenden  Kräfte  der  spätrömischen 
Staatsverfassung  hiefür  verantwortlich  zu  machen.3)   Man  wird 
in  dem  Lehenswesen  nicht  in  dem  Grade,  wie  in  Privatherrschaft 
und  Immunität  ein  Walten  germanischer  Ideen  wahrnehmen 
können,  man  wird  es  aber  doch  nicht  verkennen  dürfen.  Denn 
die  Idee  der  erweiterten  Schutzgewalt  über  Personen,  die  sich, 
ohne  Hausgenossen  zu  sein,  dieser  Gewalt  unterwerfen,  schlägt 
durch  und  bildet  eines  der  wichtigsten  Merkmale  des  Lehens- 
wesens.   In  allen  den  Verhältnissen,  die  wir  hier  nacheinander 
betrachten,  ist  es  immer  wieder  die  unzureichende  staatliche 
Gewalt,  die  solche  Privatgewalten  fordert  und  dem  Staate  zahl- 
reiche Mitglieder  theils  vollständig,  theils  in  einzelnen  Beziehungen 
entrückt.    In  allen  diesen  Fällen  kommt  es  zur  Bildung  von 
Spezial verbänden,  die  nur  durch  ihre  Spitzen  mit  dem  Staate 


')  g.  oben  S.  139.  A.  1. 

2)  Diese  Frage  beleuchtet  See  liger  I.  c.  43,  54. 

3)  Es  ist  auffallend,  dass  gerade  Bruuner,  der,  wie  erwähnt,  für 
die.Auknüpfuni;  der  fränkischen  Vassallität  an  die  germanische  Gefolgschaft 
so  verdienstvoll  eingetreten  ist,  dennoch  die  schädigende  Bedeutung  des 
Lehenswosens  auf  rüinische  Grundlagen  zurückführen  will  (1.  c.  II.  6);  mit 
Recht,  iBt  v.  Amira  (G.  g.  Anz.  1896  S.  191)  dagegen  aufgetreten,  indem 
er  vor  der  Vermengung  geschichtlicher  Analogien  mit  geschichtlichen  An- 
knüpfungen warnte. 
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zusammenhängen  und  diese  sich  stets  erneuernde  Verbandsbild  an  g 
ist  unzweifelhaft  germanisch.  Die  durch  das  Königtum  an- 
gestrebte rein  territoriale  Qliederung  des  Staates  ist  also  nicht 
verwirklicht,  sondern  durch  diese  Verbände  durchkreuzt  worden. 
Sowie  die  altgermanische  Verfassung  durch  Sippen  und  andere 
volksmässige  Gruppen  verhindert  wurde,  vollen  Umfang  und 
vollen  Inhalt  einer  Staatsverfassung  anzunehmen,  ebenso  wurde 
das  Gelingen  einer  neuen  Verfassung  durch  Grundherrschaft, 
Immunität  und  die  Folgen  des  Lehenswesens  unmöglich  gemacht. 
Diese  Gebilde  haben  ihrerseits  nicht  vermocht,  gänzlich  an  die 
Stelle  der  staatlichen  Sprengel  zu  treten  und  dieselben  zu  er- 
setzen; wäre  dies  geschehen,  dann  wäre,  wenn  auch  in  anti- 
staatlichem 8inne,  ein  territorialer  Aufbau,  beziehungsweise 
eine  Auflösung  des  Reiches,  Oberhaupt  ein  Abschluss  erfolgt. 
Für  unsere  Untersuchung  ist  dabei  zu  bemerken,  dass  das 
Misslingen  territorialer  Staatsgliederung  zur  Abschwächimg  des 
römisch-rechtlichen  Einflusses  beigetragen  hat.  In  festgefugten 
wohlorganisierten  Sprengein  hätte  sich  der  Einfluss  römisch- 
rechtlicher  Traditionen  lebendiger  gestaltet,  er  hätte  ganze 
Gebiete  erfasst.1)  Das  Schwanken  im  Bestände  der  staatlichen 
Bezirke  hat  eine  Belebung  der  ohnehin  schwachen  römisch- 
rechtlichen Elemente  gehindert.  — 

Mit  diesen  staatsrechtlichen  Ereignissen  hängt  natürlich 
eine  weitgehende  Änderung  der  gesellschaftlichen  Schichtung 
zusammen,  da  dieselbe  ihre  frühere  öffentlich-rechtliche  Grundlage 
verloren  hat  und  allen  angedeuteten  Schwankungen  der  neuen 
Entwicklung  ausgesetzt  war.  Rechtliche  Unterschiede  socialer 
Gruppen  hätten  an  und  für  sich  den  territorialen  Aufbau  des 
Staates  nicht  gefährdet;  selbst  bei  grossen  Ständeunterschieden 
ist  Einheitlichkeit  nicht  unmöglich,  wenn  nämlich  jedem  Stande 
ein  bestimmter  Platz  im  Staate  eingeräumt  und  der  Grad  seiner 
Betheiligung  am  Staatsleben  bestimmt  wird.  Wenn  aber  diese 
Klarheit  fehlt,  so  dass  die  sociale  und  rechtliche  Stellung  des 


*)  Es  ist  schon  früher  (Th.  II.  S.  218)  darauf  hingewiesen  worden, 
dass  geeinigte  Maasen  leichter  beeinflnsst  werden,  als  separatistisch  ge- 
gliederte. Dieselbe  Rolle,  wie  in  früherer  Zeit  die  mangelnde  Einigung 
des  fränkischen  Stammes,  hat  in  fränkischer  Zeit  die  Hinderung  des  staat- 
lichen Aufbaues  gespielt. 
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Individuums  von  den  häufig  wechselnden  Machtverhältnissen 
abhängt,  wenn  die  Hauptgründe  der  Standesverschiebungen 
sowohl  im  allgemeinen  als  auch  speziell  in  rechtlicher  Hinsicht 
veränderlich  wirken,  dann  kommt  es  zu  einer  Zerrüttung  der 
früheren  Zustände,  zur  Entstehung  zahlreicher  Spielarten,  die 
gegeneinander  nicht  genügend  abgegrenzt  sind,  aber  nicht  zur 
Schaffung  fester  Grundlagen.  Diesen  Zuständen  begegnen  wir 
gerade  im  fränkischen  Reiche;  sie  sind  ein  Product  der  durch 
den  Wegfall  der  volksmässigen  Basis  begründeten  Schwankungen 
und  tragen  ihrerseits  zur  Verstärkung  dieser  Schwankungen 
mächtig  bei. 

Anlässlich  der  socialen  Verschiebungen  im  fränkischen 
Grossstaate  kommt  für  unsere  Aufgabe  nur  in  Betracht,  ob  die 
betreffenden  Vorgänge  direct  unter  fremden  Einflüsse  stehen, 
ferner  im  Hinblick  auf  das  vorher  Besprochene  die  Erklärung 
dieser  Vorgänge,  insofern  sie  eine  Unterbrechung  der  Beziehungen 
der  Individuen  zum  Staate  veranlassen.1) 


')  Weniger  wichtig  erscheint  für  unsere  Zwecke  die  Frage,  ob  schon 
die  altgermanische  Zeit  jene  Differenzierung  gekannt  bat,  wie  sie  durch 
Heck  und  Wittich  behauptet,  aber  überwiegend  bekämpft  wird.  Denn 
auch,  wenn  man  geneigt  wäre,  den  neuen  Auffassungen  beizupflichten,  so 
würde  wohl  die  wirtschaftliche  Stellung  der  Freien,  ihr  numerisches  Ver- 
hältnis und  ihre  Stellung  gegenüber  den  sog.  Minderfreien  in  ganz  anderem 
Lichte  erscheinen,  die  freien  Grundbesitzer  aber  miisste  man,  ohne  Rücksicht 
auf  Nobilität  doch  als  gleichberechtigt  betrachten.   So  sagt  denn  richtiger- 
weise Winogradoff  (Sav.  Ztschr.  XXIIL  124),  dass  die  neue  Richtung 
sieb  durch  eine  qualitative  Steigerung  des  Begriffes  der  Gemeinfreien 
und  eine  quantitative  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  der  minderen 
Freiheit   auszeichnet.     Man   muss   (übrigens   beiderseits)   eine  gewisse 
Generalisierungstendenz  bemängeln,  wie  es  schon  Rietschel  gethan,  indem 
er  (G.  g.  Anz.  1902  S.  100)  bemerkte,  dass  man  ohne  jeden  Grund  von 
der  Voraussetzung  ausgeht,  dass  die  Gemeinfreien  bei  allen  Stämmen 
dasselbe  Wergeid  gehabt  haben  müssen  (Seebobm's  interessante  Aus- 
führungen fallen  nicht  unter  diese  Kritik).   Dass  schon  in  germanischer 
Zeit  die  Lebensführung  aufsteigen  lassen  konnte  (So hm  in  Sav.  Ztschr. 
XXI.  20  ff)  ist  zuzugeben;  ebenso,  dass  niedere  Lebensweise  herabdrücken 
konnte  (s.  Puntschart  in  Mittb.  d.  Inst.  XXIV.  483).     Aber  nicht 
einmal  die  änssersten  Folgerungen  der  verschiedenen  neuen  Auffassungen 
würden  zu  der  Annahme  so  grosser  Differenzierung  führen,  wie  die  im 
fränkischen  Reiche  bemerkbare.   Über  die  von  Mayer  1.  c.  I.  11  ff  ver- 
tretene Auffassung  hat  sich  u.  A.  Stutz  (Sav.  Ztschr.  XXL  125  ff)  geäussert; 
mit  Rücksicht  auf  die  weiteren  Ausführungen  Mayer's  (1.  c.  L  410  ff),  wo 


1  50 


Man  fühlt  sich  versacht,  das  reiche  Bild  ständischer  Ent- 
wicklung im  fränkischen  Reiche  mit  den  in  Gallien  vorgefundenen 
Verhältnissen  in  genetischen  Zusammenhang:  zu  bringen.  Es 
lag  hier  zweifellos  ein  Kompromiss  zwischen  dem  staatsbürger- 
lichen Individualismus  des  römischen  Rechtes  und  den  die 
gesellschaftliche  Schichtung  beeinflussenden  Factoren  vor,  ein 
Ausgleich  zu  Gunsten  tbatsächlicher  Gewalt,  der  dem  römischen 
Rechte  nicht  mehr  entsprach,  dafür  aber  Ansätze  zu  neuer 
Ständegliederung  auf  wirtschaftlicher  und  den  neuen  Macht- 
verhältnissen entsprechender  Grundlage  bot.  Compliziert  war 
jedoch  die  Sachlage  durch  keltische  Traditionen  und  durch 
vielfaches  Eindringen  germanischer  Gruppen  verschiedener  Art: 
man  muss  annehmen,  dass  es  den  Franken  schwer,  ja  förmlich 
unmöglich  wurde,  sich  in  diesen  socialen  Zuständen  zurecht  zn 
finden,  geschweige  denn,  sie  als  feste  Grundlage  ihres  gesammten 
Ständeaufbaues  zu  verwenden.1) 

Jedenfalls  hätte  das  Vorgefundene,  auch  wenn  wir  es  sehr 
hoch  veranschlagen  wollten,  nicht  genügt,  um  der  Entwicklung 
die  Richtung  zu  geben,  die  wir  im  fränkischen  Reiche  wahr- 
nehmen. Denn  nicht  in  allen  Theilen  des  fränkischen  Reiches 
darf  man  an  gallo-römische  Vorbilder  denken,  am  allerwenigsten 
da,  wo  das  Zurückweichen  des  Römertums  es  grösseren  Massen 
fränkischer  Ausiedler  ermöglichte,  miteinander  in  Fühlung  zu 
bleiben  und  die  socialen  Verhältnisse  zu  erhalten;  dieselben 
hätten  also  in  einem  grösseren  Theile  des  Reiches  unverändert 
bestehen  können,  jedenfalls  aber  weniger  Änderungen  erfahren 
müssen  als  bei  Gothen,  Burgundern  oder  Langobarden. 

Wenn  wir  dennoch  einem  so  verschiedenen  Bilde  begegnen, 
so  müssen  wir  annehmen,  dass  das  Wanken  der  volksrechtlicben 
Grundlage  den  alten  socialen  Verhältnissen  den  natürlichen 
Boden  benommen  hat.2)   Denn  an  Personalität  in  abstractem 

die  Ständefrage  in  einen  ganz  neuen  Zusammenhang  mit  den  Besitz-  und 
Erbrechtsverhältnisseu  gebracht  wird,  müssen  wir  es  uns  an  dieser  Stelle 
versageu.  Stellung  zu  nehmen. 

l)  Giebt  doch  sogar  Gu6rard  (PolypL  I.  200),  trotz  seiner  Antipathie 
gegen  die  Franken,  zu,  dass  auch  die  socialen  Verhältnisse  Galliens  uiebts 
Positives  boten. 

?)  Insoferne  kann  man  mit  Guerard  (1.  c.)  sagen,  dass  die  Franken 
ebenfalls  nichts  Positives  in  socialer  Beziehung  mitbrachten. 
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Sinne  ist  nicht  zu  denken  und  die  Rechtsstellung  der  Person 
fusste  von  jeher  auf  den  Beziehungen  des  Einzelnen  zur  All- 
gemeinheit,1) so  dass  die  Unterbrechung  dieser  Beziehungen  die 
Stellung  der  Individuen  rechtlich  und  social  schädigte;  es  ist 
klar,  dass  man  nicht  ein  rechtliches  Gleichgewicht  der  Individuen 
annehmen  darf,  sondern  nur  jenes  Gleichgewicht,  das  sich  aus 
der  Einheitlichkeit  der  allgemeinen,  namentlich  der  politischen 
Verhältnisse  ergab,  sowie  aus  der  Einfachheit  des  Wirtschaft* 
liehen  Lebens;  selbst  wenn  die  wirtschaftlichen  und  socialen 
Unterschiede  in  der  germanischen  Zeit  grösser  gewesen  wären, 
als  sie  allgemein  angenommen  werden,  so  hätte  doch  die  Homo- 
genität und  Einfachheit  eine  mächtige  Kluft  zwischen  Reich 
uud  Arm  in  späterem  Sinne  nicht  zugelassen;2)  gleichzeitig 
verhinderte  die  stramme  Volksverfassung  eine  rechtliche  Aus- 
gestaltung der  Folgen  eventueller  wirtschaftlicher  Ungleichheit. 
Jede  sociale  Veränderung  hängt  mit  den  Beziehungen  der 
Individuen  zur  Gemeinschaft  zusammen;  denn  jede  Abweichung 
von  den  allgemeinen  einfacheren  Verhältnissen  muss  sich 
zunächst  in  bestimmten  Individuen  äussern;  sie  kann  einen 
allgemeinen  und  rechtlich  präcisen  Charakter  erst  dann  annehmen, 
wenn  eine  weitgehende  Differenzierung  durch  den  staatlichen 
Fortschritt  gefordert  oder  durch  die  Lockerung  der  Beziehungen 
der  Individuen  zur  Gemeinschaft  begünstigt  wird.3)  Die  übergangs- 
lose fränkische  Ausgestaltung  des  Staatswesens,  die  mehr  als 
jede  andere  die  Beziehung  des  Individuums  zur  Gemeinschaft 
gelockert  hat,  war  der  weitest  gehenden  socialen  Differenzierung 
günstig.  Das  Schwinden  der  alten  Verfassungselemente  musste 
die  aus  früherer  Zeit  stammenden  und  in  der  bewegten  Vor- 
geschichte der  Franken  ohnehin  gestärkten  Ungleichheitskeime 
kräftigen,  so  dass  sie  in  den  neuen  Verhältnissen  zu  rechtlicher 
Entwicklung  gelangten.    Hätte  das  Ständewesen  in  germanischer 


*)  s.  Gierke  1.  c.  II.  30  ff. 

a)  Es  handelt  sich  also  nicht  am  einen  Glauben  an  ein  „güldenes" 
Zeitalter,  wie  Witt  ich  (Sav.  Ztschr.  XXII.  264)  kritisierend  meinte, 
sondern  um  die  Folgen  einfacher  und  homogener  Verhältnisse. 

3)  Lamprecht:  Deutsches  Wirtschaftsleben  I.  62  bemerkt  mit  Recht, 
dass  die  Zersetzung  nicht  nur  auf  wirtschaftliche  Gründe,  sondern  auch  auf 
den  Übergang  der  social  einfach  gegliederten  Franken  in  die  mannigfaltig 
ausgestaltete  Welt  Galliens  zurückzufahren  ist. 
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Zeit  eine  Abrundung  erfahren,  wäre  es  nicht  durch  Königsdienst 
und  auf  andere  Weise  durchkreuzt  worden,  hätte  es  überdies 
an  den  eigenen  Verfassungselementen  und  ihrer  stufenweisen 
Fortentwicklung  Rückhalt  gefunden,  so  wäre  es  niemals  zu  den 
Erscheinungen  der  fränkischen  Social  geschiente  gekommen. 
Diesen  Umständen  ist  es  vornehmlich  zuzuschreiben,  dass  die 
Geschehnisse  hier  mehr  als  anderwärts  im  Einzelnen  an  gewisse 
Zersetzungserscheinungen  des  späteren  Römertunis  orinuern, 
obwohl  im  fränkischen  Reiche  die  römische  Ständegliederung 
nicht  geschützt,  vielmehr  durch  den  Staat  ignoriert  wurde.1) 
Trotzdem  dass  die  vorgefundenen  gallo-röniischen  Zustände  keine 
Grundlage  der  fränkischen  Entwicklung  bilden  konnten,  boten 
sie  doch  stellenweise  vorübergehende  Krystallisationspunkte, 
deren  das  Unfertige,  jetzt  überdies  haltlos  Gewordene,  bedurfte 
und  an  denen  sich  die  Keime  socialer  Differenzierung  ansetzten, 
um  sodann  zu  einer  festeren  Gruppierung  zu  gelangen,  die  aber 
durchaus  nicht  römisch  ausfiel.  Alle  socialen  Züge  der  fränkischen 
Zeit,  abgesehen  von  wenigen  Detailerscheinungen,  beruhen  auf 
den  —  natürlich  durch  besondere  Umstände  alterierten  — 
germanischen  Keimen  und  finden  in  ihnen  ihre  Erklärung. 

Wir  bemerken  vor  allem  eine  stets  zunehmende  Zurückdrängung 
der  kleineren  Freien  zu  Gunsten  mächtigerer  Elemeute;2)  sie 
müsste  selbst  dann  auffallen,  wenn  man  geneigt  wäre,  den  neueren 
Theorien  über  das  altgermanische  Ständewesen  beizupflichten-, 
thut  man  dies  nicht,  so  wird  diese  reich  abgestufte  Differenzierung 
noch  bedeutsamer  und  es  liegt  die  Versuchung  nahe,  an  römische 
Vorbilder  zu  denken,  destomehr,  als  ähnliche  Erscheinungen  bei 
Gothen  und  thoilweise  bei  Burgundern  mit  grösster  Wahrschein- 
lichkeit römischem  Einflüsse  zuzuschreiben  sind.3)  Gegen  dieselbe 


>)  s.  Theil  IL  S.  317. 

2)  Diese  Zurückdrängung  gebt  schliesslich  weiter  als  die  bei  den 
Westgothen  eingetretene;  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  57. 

3)  S.  Theil  I.  132,  207  f,  262,  280;  vgl.  Dahn  1.  c.  VI.  (1*85) 
S.  88  ff;  Seebohm:  Tribal  custom  in  anglo-saxon  law  527  ist  dieser  Auf- 
fassung beigetreten.  Inzwischen  hatKützschke  (Dtsche  Ztschr.  f.  Gesch. 
Wiss.  N.  F.  II.  308  ff)  mit  Eecht  hervorgehoben,  dass  Gothen  und  Burgunder 
trotz  der  auch  bei  ihnen  wahrnehmbaren  Spuren  bäuerlichen  Lebens  der 
Freien,  doch  zur  Zeit  der  Niederlassung  auf  römischem  Gebiete  als  kleine 
Grundbesitzer  mit  Sklaven  zu  betrachten  sind,  so  dass  bei  ihnen  —  im 
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Annahme  hinsichtlich  der  fränkischen  Entwicklung  spricht  aber 
der  Umstand,  dass  die  römischen  Vorbilder  in  wichtigen  Theilen 
des  fränkischen  Galliens  unvergleichlich  weniger  brauchbar 
waren,  als  in  den  gothischen  und  burgundischen  Gebieten.  Auch 
sind  die  rechtlichen  Consequenzen  der  Vermögensunterschiede 
im  fränkischen  Reiche  anders  ausgefallen.1) 

Diese  Umstände  zwingen  nach  anderen  Gründen  für  diese 
Entwicklung  zu  suchen.  Man  wird  auch  hier  an  die  mit  der 
fränkischen  Reichsgründung  verbundene  allgemeine  Umwälzung 
zu  denken  haben.  Es  ist  zu  erwägen,  dass  der  Einzelne  im 
Grossstaate,  dem  Millionen  angehören,  einen  viel  kleineren  Theil 
des  Ganzen  repräsentierte,  als  in  der  alten  Völkerschaft,  daher 
viel  schwerer  zur  Geltung  zu  kommen  vermochte.  Verlor  er, 
wie  dies  im  fränkischen  Reiche  geschah,  durch  das  Absterben 
der  volksrechtlichen  Grundlagen  seinen  politischen  Halt,  so 
konnten  ihm  nur  anderweitige  Umstände,  etwa  die  materielle 
Macht  mit  ihren  Polgen,  zu  einer  Stellung  auf  neuer  Basis 
verhelfen.  Die  Geltendmachung  der  vollen  Freiheit  bedarf  unter 
allen  Umständen  fester  Grundlagen;  der  Wegfall  der  alten, 
durch  nichts  Entsprechendes  ersetzten  Grundlage2)  schloss  die 


Gegensätze  zu  andern  Völkern  —  ein  wesentlicher  Ansatz  zu  ständischer 
Ungleichheit  vorhanden  war.  (Dies  ist  mir,  wie  ich  rückhaltslos  zugebe, 
entgangen;  es  schwebte  mir  blos  für  die  Westgothen  (s.  Theil  I.  207)  die 
Annahme  einer  althergebrachten  Ungleichheit  vor.  während  sie  Kötzschke 
präcis  fasste.)  Dessen  ungeachtet  wird  mau  die  Ausprägung  der  auf 
Vermögensunterschieden  beruhenden  Ständeunterschiede  bei  Gothen  und 
Burgundern,  selbst  bei  voller  Anerkennung  der  Ergebnisse  Kötzschke's.  auf 
die  Einwirkung  römischer  Vorbilder  zurückführen  dürfen,  denn  1.  waren 
die  römischen  socialen  Verhältnisse  in  den  betreffenden  Gebieten  weit  besser 
erhalten,  als  in  Nordgallien  und  2.  ist  die  rechtliche  Normierung  der  Unter- 
schiede zwischen  Reich  und  Arm  bei  den  Gothen  (weniger  bei  den  Burgundern; 
8.  Theil  I.  280)  derart  im  Sinne  der  römischen  Vorbilder  ausgefallen,  dass 
man  schwerlich  an  eigene  Schöpfungen  denken  kann. 

')  Die  Wergelder  für  Freie  sind  ohne  Unterschied  von  Reich  und  Arm 
die  gleichen.  Die  Scheidung  von  meliores  und  minoflidi  hat  nicht  den 
Charakter  einer  Ständescheidung  im  RechUsinne  (s.  Brunuer  1.  c.  I.  249.) 
Erst  die  Capitt.  des  IX.  Jb.  lassen  eine  Präcisieruog  wahrnehmen,  indem 
z.  B.  im  Capit.  v.  J.  809.  c.  9.  die  Geisselung  der  zahlungsunfähigen  Freien 
angeordnet,  im  Capit.  Worm.  J.  829.  c.  6.  die  processuale  Stellung  der 
Minderfreien  beschränkt  wird. 

2)  denn  der  Untertanenverband  ersetzte  nicht  den  alten  Volksverband. 
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staatsrechtliche  Bethätignng  der  Freien  zunächst  aus  und  er- 
schütterte die  socialen  Folgen  der  Freiheit.  Die  letzteren 
bedurften  somit  einer  neuen  Fuudierung,  wie  sie  ausser  einem 
hervorragenden  Amte  nur  der  Besitz  bieten  konnte,  der  gegen 
die  Anfechtungen  und  Widerwärtigkeiten  schützte.  Diejenigen, 
denen  es  gelang,  eine  derartig  feste  Basis  zu  gewinnen  und  zu  be- 
wahren, konnten  von  da  aus  zu  staatsrechtlicher  Bedeutung  ge- 
langen, die,  wenn  auch  nicht  so  begründet  wie  die  frühere  Stellung 
der  Freien,  factisch  eine  mitunter  erheblichere  war  und  weit  über 
dasjenige  hinausging,  was  in  früherer  Zeit  auf  volksrechtlicher 
Grundlage  erreichbar  gewesen.1)  In  demselben  Verhältnisse 
wurde  die  praktische  Bethätigung  der  Freiheit  jener,  denen  es 
nicht  gelang,  diese  neue  Basis  zu  gewinnen,  erschwert;  sie 
wurden  declassiert;  der  Gegensatz  zwischen  Freiheit  und  der 
Unmöglichkeit  ihrer  Behauptung  in  den  breiten  Schichten,  wurde 
praktisch  zu  Ungunsten  derselben  gelöst,  da  es  an  allem  fehlte, 
wodurch  das  Dominieren  der  materiellen  Umstände  hätte  ein- 
gedämmt werden  könuen.  Dass  aber  gerade  der  Grossgrund- 
besitz  als  materieller  Ausgangspunkt  der  gesellschaftlichen 
Schichtung  im  fränkischen  Reiche  so  wichtig  erscheint,  hat 
wohl  die  betreffende  sociale  Entwicklung  beschleunigt,  hat  sie 
gefestigt,'2)  ihr  nach  oben  uud  nach  unten  die  Bahn  gewiesen 
und  dabei  merkwürdige  Analogien1)  mit  den  gallo-römischen 
Verhältnissen  hervorgebracht,  man  wird  aber  trotzdem  aus  den 
augeiührten  Gründen  weder  die  gauze  Entwicklung  als  ein 


')  An  Keimen  dieser  Art  hat  es  uatüilich  nicht  gefehlt.  Wir  haben 
erwähnt,  dass  die  Wurzeln  der  Grundherrschaft  weit  zurückreichen  und 
auch  der  Köuigsdienst  hat  schon  nach  Taciti  Meldung  sogar  Minderfreie 
hoch  aufsteigen  lassen.  Die  volksrechtlichen  Grundlagen  des  Staatsrechtes 
aher  haben  ein  Überwuchern  tbatsächlicher  Ungleichheiten  verhindert  und 
die  Einfachheit  der  Verhältnisse  erschwerte  ohnehin  eine  rechtliche  Ver- 
wirklichung der  Ungleichheiten.  Der  Wegfall  dieser  Schranken  macht«  die 
Bahn  frei. 

2)  Deun  die  Festigung  der  Unterschiede  zwischen  Reich  und  Arm 
greift  am  besteu  durch,  wenn  Grundbesitzerwerb  die  einzige  Art  der  Ver 
mögensschaffuug  ist;  nun  stand  der  Grossgrundbesitz  in  diesen  wirtschaft- 
lichen Verbältnissen  so  gut  wie  concurrenzlos  da. 

3)  Hinsichtlich  der  Form  und  der  Ausgestaltung  des  GrossgrundbesiUes ; 
die  Idee  des  grossen  Besitzes  bedurfte  natürlich  keines  romischen  Vorbildes; 
sie  ergab  sich  vou  selbst  aus  der  Entwicklung  tles  Agrarwesens. 
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Ergebnis  gallo -römischer  Einflüsse,  noch  auch  die  einzelnen 
analogen  Erscheinungen  als  Nachahmung  vorgefundener  Beispiele 
bezeichnen  dürfen.1) 

Neben  dem  Gegensatze  zwischen  Arm  und  Reich  wurde 
ferner  eine  Scheidung  wichtig,  die  man  als  eine  den  ger- 
manischen Begriffen  entsprechende  bezeichnen  darf,  nämlich 
dio  Scheidung  von  Kriegern  und  Leuten,  die  es  nicht  waren. 
Wenn  auch  nur  mittelbar  und  auf  Umwegen  kam  es  doch  dazu, 
dass  der  Kleinfreie  nicht  mehr  so  selbständig  wie  früher  und 
nicht  in  demselben  Ausmaasse  Kriegsdienste  leistete  und  das 
Übergewicht  der  kriegerischen  Thätigkeit  praktisch  namentlich 
seit  Entstehung  des  Lehenswesens  auf  die  seniores  überging, 
wobei  bekanntlich  nicht  einmal  der  Unterschied  zwischen  Freien 
und  Unfreien  voll  in  die  Wagschale  fiel.  Ist  auch  die  letztere 
Erscheinung  ungermanisch,  so  ist  doch  der  Hauptzug  dieser 
Entwicklung  sicherlich  unrömisch;2)  das  Ansehen  desjenigen, 
der  dem  Kriegsdienste  gar  nicht  oder  doch  nur  mit  Schwierig- 
keiten und  in  geringerer  Weise  obliegen  konnte,  wurde  erschüttert, 
während  der  politische  Wert  des  Kriegertums  die  Stellung  der 


')  Dies  scheint  auch  Brunn  er's  Ansicht  zu  sein  (R.  ti.  I.  230.) 
Er  meint  aber,  dass  „die  allgemeine  Richtung  und  die  tieferen  Grundlagen 
der  socialen  Entwicklung  uicht  frei  sind  von  röinischeu  Analogien";  gleich- 
zeitig bemerkt  er,  dass  es  nicht  der  Geist  der  römischen  Kaiserzeit,  «ondern 
ein  höherer,  aber  doch  verwandter  Geist  war,  der  im  fränkischen  Reiche 
an  dor  Umwandlung  der  Gesellschaft  gearbeitet  bat.  Nun  ist  wohl  zuzu- 
geben, dass  die  allgemeine  Richtung  der  Entwicklung  römische  Analogien 
aufweist;  für  die  tiefereu  Grundlagen  gilt  dies  aber  nicht.  Sehr  zutreffend 
unterscheidet  Bruuner  den  Geist,  der  an  der  Umwandlung  der  fränkischen 
Gesellschaft  gearbeitet  hat,  von  dem  Geiste  der  römischen  Kaiserzeit;  die 
Verwandtschaft  aber,  die  er  zwischen  den  beiden  socialen  Ideen  annimmt, 
kann  höchstens  jeue  sein,  dio  überhaupt  zwischen  Producten  der  Zersetzung 
und  denen  der  gährenden  Entwicklung  besteht. 

*)  Bruuner  (R.  G.  I.  *230j  erblickt  zwar  in  der  späteren  (mittel- 
alterlichen) Trennung  kriegerischer  und  bäuerlicher  Beschäftigung  und  in 
dem  darauf  beruhenden  Erblich  werden  der  Berufsstände,  eine  Analogie 
mit  spätrömischen  Verhältnissen.  Für  die  fränkische  Zeit  ist  an  diese 
Analogio  noch  nicht  zu  denken.  Da  giebt  es  noch  keine  Recbtsvortheiie 
der  Krieger  gegenüber  den  Nichtkriegern  und  keine  Erblichkeit  des  Gegen- 
satzes, der  überdies  weder  ganz  durchgeführt  ist,  noch  mit  Besitzverhältnissen 
zusammenhängt.  / 
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in  dieser  Hinsicht  hervorragenden  Individuen  festigte.1)  Die 
durch  den  Gegensatz  materieller  Lage  angebahnte  Social- 
differenzierung,  die  aber  trotzdem,  wie  wir  nachzuweisen  bemüht 
waren,  nichts  principiell  ungermanisches  bietet,  hat  unter  anderem 
ein  Ergebnis  gebracht,  das,  wenn  auch  der  germanischen  Zeit 
in  dieser  Form  fremd,  dennoch  als  ein  der  germanischen  Auf- 
fassung entsprechendes  bezeichnet  werden  muss.2)  Der  Umstand, 
dass  die  Lage  der  verarmten  Freien  im  fränkischen  Reiche 
äusserlich  an  analoge  Erscheinungen  der  spätrömischen  Gesellschaft 
erinnert,  kann  daran  nichts  ändern,  solange  wir  sehen,  dass  der 
Grundzug  der  Entwicklung  unverkennbar  der  Fortentwicklung 
germanischer  Ideen  entspricht. 

Dasselbe  gilt  von  den  social  -  politischen  Functionen 
der  einzelnen  Gesellschaftsschichten;  sie  dienen  trotz  neuer 
Formen  germanischen  und  nicht  römischen  Ideen.  Der 
fränkische   Optimatenstand,3)   durch  Grossgrundbesitz 


»)  Weil  diejenigen,  die  nebst  dem  Ackerbau  auch  militärische  Interessen 
vertraten,  ihren  Platz  im  Staate  besser  ausfüllten  und  wahrten,  als  diejenigen, 
die  sich  dem  Waffenbandwerke  —  dem  edelsten  nach  germanischer  Auf- 
fassung —  entfremdeten. 

*)  Abgesehen  von  den  neuen  Auffassungen,  die  schon  für  die  ältere 
Zeit  einen  Gegensatz  zwischen  Ackerbau  und  Kriegertum  aunehmen,  (in 
welchem  Falle  die  fränkischen  Erscheinungen  desto  mehr  als  Fortsetzung 
alter  Ansätze,  also  nicht  als  Ergebnis  römischer  Einflüsse  zu  betrachten 
wären),  darf  man  betonen,  dass  auch  bei  Annahme  eines  Gleichgewichtes 
zwischen  Ackerbau  und  Kriegertum,  das  letztere  für  die  Stellung  des  Freien 
von  grösserer  Bedeutung  sein  musste.  weil  die  persönliche  Betheiligung  am 
Volksheere  eine  Theilnahme  an  der  Staatsgewalt  bedeutete. 

8)  Dass  derselbe  nicht  mit  dem  altgermanischen  Adel  zusammeu hängt, 
darf  als  feststehend  angenommen  werden,  (selbst  dann,  wenn  man  mit 
v.  Mo  eller  (Mittb.  d.  Inst.  f.  österr.  Gesch.  f.  XXIII.  227)  den  Francus 
als  Adeligen  betrachtet).  Der  alte  Adel  bat  gerade  bei  den  Stämmen,  die 
eine  bewegte  Vorgeschichte  durchmachten,  sehr  gelitten,  so  dass  man  für 
seine  Geschichte  in  fränkischer  Zeit  auf  die  gerade  in  den  letzten  Jahren 
geäusserten  Ansichten  kaum  einzugehen  braucht.  Von  eigenartiger  Wichtigkeit 
wäre  da  nur  die  sehr  originelle  Ansicht  Mayer's  (1.  c.  I.  421  ff),  die  den 
fränkischen  Adel  aus  dem  altgermanischen  ableitet  und  nur  eine  Vermehrung 
sowie  Umwandlung  desselben  zugiebt.  Die  Grundpfeiler  dieser  Ansicht  er- 
scheinen unbewiesen  und  unbeweisbar;  das  nähere  Eingehen  auf  Mayer's 
Theorie  würde  bodenrechtliche  Untersuchungen  erfordern,  von  denen  wir 
hier  absehen  müssen.  Man  wird  vorläufig  an  der,  zuletzt  von  W.  Schultz  e 
(s.  oben  S.  127.  A.  1.)  vertretenen  Ansicht  festhalten  müssen,  wonach  der 
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und  staatliche  Würden  begründet,  durch  Grundherrschaft, 
Immunität  und  Seniorat  zu  höherer,  aber  dennoch  nicht  ab- 
geschlossener Stellung  gelangt,  war  bestrebt,  das  Königtum  zu 
beschränken  und  wie  ehemals  das  Volk,  wenn  auch  in  anderer 
Weise,  an  der  Regierung  theilzunehmen;  was  dabei  an  staats- 
rechtlichen Garantien  fehlte,  wurde  durch  tbatsächliche  Macht 
ersetzt;  kam  es  auch  nicht  zu  ausgesprochener  Abgrenzung 
zwischen  König  und  dem  Stande,  der  jetzt  als  Volk  fangierte, 
so  ist  doch  eine  römisch  absolutistische  Ausartung  der  Königs- 
gewalt verhütet  worden.  Der  fränkische  Adel  entwickelte, 
obwohl  er  sogar  römische  Elemente  aufgenommen  und  theilweise 
römische  Bezeichnungen  beibehalten  hat,1)  ein  politisches  Standes- 
interesse, das  der  ehemaligen  Stellung  der  Freien  in  der 
germanischen  Völkerschaft  entsprach.2)   Die  von  dem  Adel  nach 


altgermanische  Adel  nur  factische  Vortheile  genossen  hätte  und  andererseits 
den  Unterschieden  zustimmen,  die  Guilhiermoz  1.  c.  3  zwischeu  römischem, 
altgermanischem  und  fränkischem  Adel  findet.  Die  Verbiudungsbriicke 
wird  man  dann  darin  zu  erblicken  haben,  dass  der  fränkische  Adel  keinen 
abgeschlossenen  Stand  bildete,  vielmehr  alle  bedeutenderen  Elemente,  gleichviel 
ob  romanischer  oder  germanischer  Abkunft,  aufnahm.  Die  gallo  ■  römische 
Aristokratie,  die,  wie  Fahlbeck  (I.e.  191)  richtig  bemerkte,  eine  factische 
Stellung  beibehalten  hat  (s.auch  Brunner  1.  c.  I.  230);  die  Bezeichnungen 
sind  ebenfalls  zum  guten  Theil  römisch  geblieben;  8.  Waitz  II.  I.  363, 
Brunner  I.  205.  A.  9;  EUbn  VII.  I.  170,  178,  allerdings  nicht  mehr  in 
karolingiseber  Zeit)  ist  theils  im  fränkischen  Besitzadel,  theils  im  Amtsadel 
aufgegangen.  Dem  enteren  mag  sie  wohl  als  Vorbild  gedient  haben,  dem 
zweiten  aber  nicht;  ihn  aber  wird  man  gerade  als  den  wichtigeren  bezeichnen 
müssen,  namentlich  wegen  seines  directen  Zusammenhanges  mit  dem  König- 
tum; diesem  Zusammenhange  verdankte  er  die  staatliche  Bedeutung,  die 
es  ihm  ermöglichte,  an  der  Regierung  theilzunehmen  und  politisch  festen 
Fuss  zu  fassen  (s.  Gierke  1.  c.  I.  118).  Häufige  Verwandtschaften 
(s.  Poupardin:  Lea  grandes  familles  comtales  in  Rev.  hist.  Bd.  72  S.  72 ff ) 
festigten  das  Gemeinsamkcitsgefübl  des  Adels  in  seinem  Vorgehen  nach 
Aussen.  Da  ist  es  nicht  ohne  Interesse,  dass,  wie  erwähnt,  auch  römische 
Elemente  in  dem  fränkischen  Adel  aufgegangen  waren  und  an  seiner 
politischen  Thätigkeit,  die  -  wie  im  Text  ausgeführt  wird  —  von  germanischen 
Ideen  getragen  war,  mitwirkten. 

J)  s.  vorige  Anm. 

»)  Sickel  (Westdtsch.  Ztschr.  XV.  134)  meint,  dass  den  Reichen  ein 
Staategedanke  fehlte,  dass  sie  nicht  Volksrechte  vertheidigten,  da  ihre 
politische  Thätigkeit  nur  eigenen  Interessen  gewidmet  war.  Dies  ist  richtig, 
erscheint  aber  nicht  geeignet,  unsere  Ansicht  über  die  politische  Rolle  des 
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oben  und  nach  unten  bethätigten  Bestrebungen  boten  germanischen 
Entwicklungsprinzipien,  die  jetzt  nicht  mehr  auf  alle  freigeborenen 
Leute  anwendbar  waren,  eine  Zufluchtst&tte ; l)  sie  war  kümmer- 
lich, lässt  aber  den  durchgreifenden  Unterschied  gegenüber 
römischen  Vorbildern  und  eine  wenn  auch  gebrochene  Continuität 
germanischer  Entwicklung  erscheinen.2)  Dem  römischen  Opti- 
matentum  lag  derlei  fern;  es  ist  höchstens  gegen  die  Provinzial- 


franki sclien  Adels  zu  erachüttem.  Sickel's  politische  Einsicht,  die  alle 
seine  Ausführungen  auszeichnet,  müsste  vielmehr  zugeben,  dass  zu  allen 
Zeiten  (und  je  weiter  zurück,  desto  mehr)  die  herrschenden  Classen  ihr 
Interesse  mit  dem  der  Gcsammtheit  identifizierten;  nur  dass  diese  Identifi- 
cierung  je  nach  dem,  ob  die  herrschende  Classe  zahlreicher  oder  weniger 
zahlreich  war,  einen  verschiedenen  Grad  der  Gefährlichkeit  annahm;  war 
nämlich  die  herrschende  Classe  zahlreich,  dann  kam  die  Wahrnng  der 
Classeninteressen  vielen  Individuen  zu  gute.  Uber  das  Spiel  der  Interessen- 
gegensätze in  nltgermanischer  Zeit  sind  wir  zu  wenig  informiert;  mit 
Rücksicht  auf  die  geringere  Bodeutuug  damaliger  Gegensätze  und  mit 
Rücksicht  anf  die  Volksverfassung,  dürfen  wir  annehmen,  dass  es  nur  selten 
zu  einem  schroffen  Classenegoismus  kommen  konnte,  werden  dies  aber  keines- 
wegs einem  besseren  Staatsgedanken  zuschreiben;  auch  in  germanischer  Zeit 
wurden  nicht  abstracte  Volksrechte,  sondern  die  eigenen  Interessen  der  am 
Staatsleben  hetbeiligten  Kreise  vortreten  und  die  mächtigeren  Elemeute 
werden  auch  damals  einen  besonderen  Schutz  ihrer  Interessen  nach  Thunlieh- 
keit  angestrebt  haben.  Der  Unterschied  ist  also  nur  quantitativer  Art. 
Die  percentuell  grossere  Anzahl  der  im  Staate  mitwirkenden  Volksgenosseu 
der  älteren  Zeit  erschwerte  das  Durchsetzen  der  Interessen  einer  Gruppe 
gegen  die  andern;  in  fränkischer  Zeit  war  dies  möglich.  Sagt  doch  auch 
Sickel  (1.  c.  134),  dass  das  Verhältnis  zwischen  König  und  Gesellschaft 
an  die  Stelle  der  früheren  Rechtsordnung  zwischen  König  und  Volk  getreten 
war;  es  ist  also  an  die  Stelle  des  Volkes  die  Gesellschaft  getreten,  nämlich 
jener  Theil  der  Gesellschaft,  der  sich  auf  der  Oberfläche  erhalten  hat,  be- 
ziehungsweise auf  die  Oberfläche  gelaugt  ist.  Nur,  dass  —  wie  Sickel 
gut  ausdrückt  —  das  Verhältnis  zwischen  König  und  Volk  eine  Rechts- 
ordnung war.  was  eben  für  das  factische  Macht  Verhältnis  zwischen  König 
und  Gesellschaft  in  fränkischer  Zeit  nicht  zutrifft;  wir  vermögen  der 
Seeliger 'sehen  Ansicht  (Hist.  Viertjahrschr.  I.  35)  von  der  rechtlich 
selbständigen  Macht  des  Optiraatentum  nicht  zuzustimmen. 

')  Wir  haben  erwähnt,  dass  unter  dein  Schutze  (oder  wenn  man  will, 
unter  dem  Drucke)  der  Grundherrschaft  die  germanischeu  genossenschaft- 
lichen Elemente  auflebten. 

2)  Dass  sich  der  Staat  diese  gesunden  Tendenzen  entgehen  Hess,  ohne 
sie  für  seine  Zwecke  zu  verwenden,  um  die  Beamteiiwillkür  und  den  Egoismus 
der  Grossen  einzudämmen,  war  gewiss  von  Übel  —  aber  nicht  die  Schuld 
der  Grossen  selbst. 
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behörde  aufgetreten  und  war  bemüht,  die  ärmeren  Schichten  in 
Abhängigkeit  zu  bringen,  an  eine  staatliche  Ingerenz  hat  es 
nicht  gedacht  und  auch  niemals  an  die  Traditionen  der  römischen 
Volksautorität  angeknüpft.  Selbst  wenn  man  nicht  geneigt  ist, 
auf  die  Bedeutung  des  Wegfalls  volksrechtlicher  Verfassungs- 
elemente, den  wir  als  die  wichtigste  Grundlage  vieler  Um- 
wälzungen der  fränkischen  Zeit  betrachten,  einzugehen,  wenn 
man  also  von  diesem  Umstände  absehend,  die  gallo-römischen 
Gesellschafts-  und  Besitzverhältnisse  als  den  Impuls  dieser 
Ereignisse  betrachten  will,  so  wird  man  doch  zugeben  müssen, 
dass  die  Ergebnisse  nicht  in  römischem,  sondern  in  germanischem 
Sinne  ausgefallen  sind. 

Gehen  wir  nun  auf  die  Kehrseite  ein  und  betrachten 
wir  die  d  e  c  1  a  s  s  i  e  r  t  e  n  Freien,1)  die  in  so  scharfem 
Gegensatze  zu  ihren  durch  Amt  und  Besitz  empor- 
gestiegenen ehemaligen  Standesgenossen  stehen,  so  fällt  trotz 
allem  die  Erhaltung  ihrer  Berufsstellung  auf;  sie  gehen  sogar 
Abhängigkeitsverhältnisse2)  ein,  um  nur  ihre  gewohnte  Lebens- 
weise beizubehalten.  Dieser  Umstand  ermöglichte  das  Aufleben 
von  traditionellen  Verbänden  unter  der  Grundherrschaft,  be- 
wahrte den  Staat  vor  der  Bildung  eines  gesellschaftsgefährlichen 
Proletarierstandes  und  schützte  die  Fortentwicklung  des  alten 
Rechtes.  Als  Grundlage  der  Abhängigkeitsverhältnisse  der 
verarmten  Freien  ist  die  vertragsmässige  Schutzgewalt*)  zu 


•)  Guerard  (Polypt.  I.  212  ff)  hat  os  versucht,  die  Freien  in  drei 
Kategorien  zu  theilen,  nämlich  in  freie  Eigentümer  mit  Jurisdiction,  freie 
Eigentümer  ohne  dieselbe  uud  schliesslich  Freie  ohne  Eigen  und  Jurisdiction; 
die  dritte  Art  bildet  wegen  der  Unterstellung  unter  die  Grundherrscbaft 
und  wegen  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  einen  in  jeder  Beziehung 
minderfreien  Stand. 

a)  Nämlich  die  von  Dahn  1.  c.  VII.  I.  212  ff  zusammengefaßten 
Rechtsverhältnisse.  Wenn  aber  bei  dem  Streben  nach  Übersichtlichkeit  ein 
Gegensatz  zwischen  „rein  persönlicher  Abhängigkeit"  und  „Abhängigkeit 
auf  Grund  von  Landleihe"  construirt  wird,  so  geht  dies  offenbar  zu  weit, 
weil  den  Abhängigkeit*  formen  ein  Wesens  unterschied  beigemessen  wird. 
Das  Lehenswesen  beweist,  dass  man  ohne  die  Freiheit  einzulassen,  dennoch 
theilweise  ausser  Fühlung  mit  dem  Staate  kommen  konnte. 

3)  s.  Sickel  (Westdtsche  Ztschr.  XVI.  b:\.)  und  Heusler  1.  c.  T.  163. 
And.  Ans.  Dahn  1.  c.  VII.  I.  208,  der  die  römischen  Vorbilder  zu  stark 
heranzieht,  die  Formen  der  Abhängigkeitsverhältnisse  in  den  Vordergrund 
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bezeichnen,  bei  der  das  Bestreben  vorlag,  Recht  and  Pflicht  im 
Gleichgewichte  zn  halten ;  dieser  Grundzug  germanischer  Schutz - 
Verhältnisse  verband  sich  mit  der  ebenfalls  germanischen  Haftungs- 
pflicht,1) so  dass  nach  aussen,  aber  auch  nach  innen,  ein  herrschaft- 
licher Menschenkreis  entstand,  dessen  Ausbildung  somit  bei  den 
Franken  auf  theil weise  anderen  Voraussetzungen  beruhte,  als 
in  analogen  gallo-römischen  Verhältnissen;2)  das  Moment  der 
Pflicht  des  Schutzherrn  trat  weit  mehr  hervor,  als  in  römischen 
Abhängigkeitsverhältnissen  und  darauf  ist  es  zurückzufahren,  dass 
die  Vertretung  des  Schützlings  durch  den  Herrn  nach  aussen  an 
und  für  sich  noch  keine  Rechtsminderung  bedeutete,3)  obwohl 
sie  praktisch  zu  einer  solchen  führte  und  in  der  Ausbildung 
specieller  Rechtsordnungen  innerhalb  der  einzelnen  Schutz-  und 
Herrschaftskreise,  insbesondere  in  der  Unterordnung  der  An- 
gehörigen der  Herrschaftskreise  unter  diese  Rechtsordnungen, 
ihren  Ausdruck  fand.  Die  fränkischen  Schutz-  und  Herrschafts- 
kreise  wurden  dadurch,  dass  sich  der  Staat  ihrer  bediente  und 
ihnen  staatliche  Aufgaben  auferlegte,  förmlich  dazu  gedrängt, 
Rechtsordnungen  zu  schaffen  und  Staatsaufgaben  zu  vertreten, 
daher  auch  gegen  ihre  Angehörigen  zwingend  vorzugehen. 
Darin  liegt  der  politische  Unterschied  gegenüber  analogen  gallo- 
römischen  Verhältnissen;  die  Initiative  oder  doch  wenigstens 
die  Hauptschuld  ist  hier  dem  fränkischen  Staate  zuzuschreiben, 
während  in  römischer  Zeit  ein  ähnlicher  staatlicher  Impuls 
fehlte  und  die  Initiative  zu  den  Übergriffen,  als  welche  die 


rückt,  den  germanischen  Grnndzug  aber  übersiebt.  Dass  die  Abhängigkeit, 
namentlich  im  Westen  grosse  Fortschritte  machte,  ist  daraus  an  erklären, 
dass  es  dort  wenig  Neuland,  daher  wenig  Rodungsgelegenheit  gab. 

t)  deren  Bedeutung  für  die  Ausbildung  der  Grundherrscuaft  oben 
S.  133.  hervorgehoben  wurde. 

2)  s.  Sickel  1.  c.  68  ff;  daran  hindert  der  Umstand,  das*  die  Commen- 
dation  gewisse  römische  Analogion  aufweint  (vgl.  Sickel  1.  c.  49  ff)  nicht*. 
Es  ist  übrigens  interessant,  dass  die  nordfrancösischen  Quellen  der  nach* 
fränkischen  Zeit  den  MUndling  immerhin  noch  als  Freien  betrachten,  während 
die  südfranzösischen  in  ihm  einen  Unfreien  erblicken  (s.  Mayer  1  c.  II.  »6); 
darin  äussert  sich  die  social  günstigere  germanische  Auffassung,  die  sich 
im  Norden  erhalten  hat ;  es  wird  aber  dadurch  auch  die  Analogie  gallo- 
römischer  und  fränkischer  Abhängigkeitsverhältnisse  als  eine  blos  äu«i s Ir- 
lich e  gekennzeichnet. 

3)  s.  Sickel  1.  c.  63. 
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römischen  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  betrachten  sind,  der 
Gewaltsacht  der  Interessierten  zur  Last  fällt,  den  Staat  aber 
nur  die  Schuld  trifft,  diesen  Gelüsten  nicht  gehörig  entgegen- 
gearbeitet zu  haben;  deshalb  haben  die  fränkischen  Abhängigkeits- 
verhältnisse eine  so  wesentlich  grössere  Intensität  und  eine 
umsoviel  grossere  Ausdehnung  angenommen.  War  auch  das 
fränkische  Ergebnis  in  einzelnen  Erscheinungsformen  analog, 
im  allgemeinen  sogar  weitergehend  als  das  gallo-römische,  so 
genügen  doch  die  angeführten  Momente,  um  die  principiellen 
Unterschiede  ersichtlich  zu  machen  und  die  fränkischen  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse als  von  germanischen  Ideen  durchdrungene 
Neubildungen  erscheinen  zu  lassen. 

Zwischen  der  rechtlichen  und  factischen  Lage  der  abhängig 
gewordenen  Freien  entwickelte  sich  ein  Gegensatz,  auf  den 
die  Gesetzgebung  nicht  einging.  Es  geschah  nichts  zur  Linderung 
der  schweren  Lage,  der  Staat  stellte  vielmehr  Anforderungen, 
die  praktisch  eine  Massenvernichtung  der  Freien  hervorriefen 
und  rechnete  starrsinnig  mit  einem  Idealbegriff,  ohne  die  täglich 
sich  vollziehende  Veränderung  zu  berücksichtigen.  Auch  darin 
können  wir  einen  Unterschied  zwischen  römischer  und  fränkischer 
Entwicklung  wahrnehmen.  Ist  es  auch  dem  römischen  Staate 
nicht  gelungen,  dem  kleinen  Manne  zu  helfen,  so  hat  es  wenigstens 
an  Versuchen  nicht  gefehlt,  die  beweisen,  dass  die  römische 
Politik  die  thatsächlichen  Veränderungen  wahrnahm.  Der 
fränkische  Staat  zögerte  mit  der  Berücksichtigung  der  veränderten 
Lage  und  zog  aus  ihr  nicht  die  nötigen  Consequenzen,  indem 
er  weder  für  den  Schutz  der  Freien  eintrat,1)  noch  eine  Regelung 
der  neuartigen  Verhältnisse  vollzog.  Man  hielt  vielmehr  an 
dem  alten  Begriffe  von  der  Stellung  der  Freien  im  Staate  fest, 
worin  sich  deutlich  die  Nachwirkung  germanischer  Anschauungen 
offenbart.  Nicht  nur  die  merovingische  Verfassung  erblickte 
in  den  Freien  den  Kern  des  Staatsvolkes;2)  auch  später  noch 
pflanzt  sich  diese  Auffassung  fort.3)  Die  Abhängigkeitsverhältnisse 


!)  Es  wurden  ja  im  Gegen theil  die  Verbrüderungen  und  Gilden  der 
Freien  in  karolingischer  Zeit  bekämpft;  s.v.  Inama  1.  c.  I.  262. 

2)  And.  Ans.  Heck:  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Stände  I.  63. 

s)  So  noch  im  karolingischen  Strafrechte  (s.  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  57); 
dieser  Auffassung  entsprach  es,  dass  der  arme  Freie,  der  die  Busse  nicht 
v.  Halb  an,  Röm.  Recht  in  den  germ.  Volksstaaten.  III.  II 
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der  Freien  entwickeln  sich  zu  einer  reich  abgestuften  Scala. 
indem  sie  die  in  Frage  kommenden  Personen  entweder  nur 
t  heil  weise  oder  allseitig  erfassen.  Sie  beruhen  aber  alle  auf 
der  Zerrüttung  der  alten  Grundlagen  des  Individuums  und  auf 
der  Schwierigkeit  der  Herstellung  einer  neuen  staatsrechtlich 
festen  Grundlage  für  die  wirtschaftlich  schwächeren  Elemente, 
also  auf  den  Grundübeln  der  fränkischen  Staatsentwicklung. 

Enger  schliesst  sich  die  Stellung  der  halb  freien  Elemente 
an  gallo-römische  Vorbilder  an,  was  offenbar  damit  zusammen- 
hängt, dass  die  Verhältnisse  der  unteren  Schichten  der  gallo- 
römischen  Bevölkerung  weniger  Veränderung  erfahren  haben. 
Doch  muss  man  sich  auch  hier  gegen  eine  Überschätzung  ver- 
wahren. Dass  der  Colonat1)  beibehalten  wurde,  darf  als 
feststehend  bezeichnet  werden;  er  erscheint  trotz  gewisser 
Änderungen2)  auch  im  fränkischen  Reiche  in  seinem  römischen 
Gewände. ')  Er  bildete  zweifellos  ein  brauchbares  Krystallisations- 


zahlen  konnte,  getötet  wurde  und  erst  langsam  kam  man  auf  du  Ersatz 

mittel  der  Geisselung.  Da«  Capit.  ex  801—814  c.  l.  (Boretius  I.  145: 
ignoriert  noch  die  socialen  Zwischenstufen  (non  est  amplius  nisi  Uber  et 
senrus).  Man  könnte  wohl  sagen,  dass  auch  das  römische  Recht  die  socialen 
Zwischenstufen  su  wenig  berücksichtigte.  Es  ist  jedoch  su  bemerken,  dass 
es  jene  Neubildungen  abwehrend,  sich  der  Hoffnung  hingeben  mochte,  sie 
beseitigen  su  können,  während  das  fränkische  Hecht,  das  durch  Anerkennung 
den  Neubildungen  Vorschub  leistete,  in  höherem  Grade  an  eine  Normierung 
hätte  denken  müssen.  Deshalb  darf  man  in  der  Unterlassung  eine  Nach- 
wirkung alter  Ideen  erblicken. 

')  s.  oben  Theil  II.  319;  Guerard  1.  c.  I.  232  ff  nimmt  eine  Ver- 
schlimmerung der  Lage  der  Colonen  in  fränkischer  Zeit  an,  welche  aber 
durch  die  wirtschaftliche  Besserung  eine  Abschwächung  erfuhr;  vgl.  Brun n  er 
1.  c.  I.  240 f,  Hegel:  Entst.  d.  dtsch.  Städtewesens  11  A.  4.  (s.  v.  Savigny 

I.  c.  I.  311),  Dahn  1.  c.  VII.  I.  253 ff,  Schrödor  RG«  221. 

*)  Als  solche  kommen  in  Betracht  die  von  Brunner  1.  c.  I.  241 
betonte  Umänderung  der  öffentlich-rechtlichen  Beschränkungen  de«  Colonat* 
in  privatrechtliche  und  die  Regelung  des  Wergeides.  Die  darin  wahrnehmbar r 
Annäherung  an  germanische  Ideen  äusserte  sich  auch  darin,  dass  das  Auf- 
steigen der  Colonen  sur  Freiheit  durch  jene  Zähigkeit,  mit  welcher  die 
Germanen  an  den  halbfreien  Ständen  festhielten,  erschwert  wurde. 

3)  s.  Sickel  in  G.  g.  Ana.  1896.  S.  274  ff.  Noch  in  karolingischer 
Zeit  blieb  der  Colonat  im  Süden  erhalten  (s.  Dahn  1.  c  VIII.  II.  206) 
obwohl  ein  Theil  der  Colonen  Freiaügigkeit  erlangt  haben  mag  (1.  c.  149). 
Strafrechtliche  Verschiedenheiten  blieben  noch  im  IX.  Jb.  erhalten;  s  C&pitx. 

II.  272.  317  f. 
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centrum  für  die  rechtliche  Ausprägung  des  Litenstandes,  mit 
dem  er  social  und  wirtschaftlich  verwandt  war.  Es  besteht 
somit  hier  ein  Parallelismus  und  wenn  man  auch  Colonen  und 
Liten  mit  Recht  unterscheidet,  so  muss  doch  der  Thatsache, 
dass  von  der  gesammten  römischen  Ständeschichtung  gerade  der 
Colon at  am  besten  erhalten  blieb,1)  Rechnung  getragen  werden. 

Die  Liten  gehören  bekanntlich  schon  der  altgermanischen 
Gesellschaftsordnung  an;2)  ihre  Entstehung  ist  also  nicht  auf 
eine  Nachahmung  des  römischen  Colonats  zurückzuführen.3) 


»)  Die  Ausführungen  Mayer' 8  1.  c.  II.  53  erleichtern  das  Verständnis 
der  Erhaltung  des  Colonates. 

aj  s.  Waitz  1.  c.  I.  166,  Guerard  1.  c.  I.  260 ff.  Brunner  1.  c.  I. 
101  ff,  238  ff.  Schröder  1.  c.  48ff,  221f. 

a)  Vielfach  ist  römischer  Ursprung  des  Litenwesens  behauptet  worden; 
s.  z.  B.  La  com  biet  in  Arcb.  f.  d.  Gesch.  d.  Niederrheins  I.  160;  auch 
Dahn  1.  c.  VII.  I.  107  f  bringt  die  ripuarischen  Liten  mit  der  Römer- 
herrschaft in  Zusammenhang;  für  diesen  Zusammenhang  (s.  noch  Brunn  er 
1.  c.  I.  36,  Schröder  1.  c.  49)  spricht  wohl  am  meisten  der  Umstand,  dass 
Uten  gerade  da  vorkommen,  wo  eine  Berührung  mit  dem  Römertum  und 
mit  dem  Kelten  tum  stattgefunden  hatte,  bei  den  Ostgermanen  aber  fehlen. 
Brunn  er  (Sav.  Ztschr.  V.  81.  A.  C)  hat  überdies  auf  den  Zusammenhang 
zwischen  C.  Th.  VII.  20,  12  und  L.  Rom.  Burg.  46  hingewiesen;  man  kann 
daraus  entnehmen,  dass  der  römische  Laetus  und  der  germanische  Li  tu«»  als 
gleichbedeutend  betrachtet  wurden.  Mit  Rücksicht  auf  die  sächsischen 
Liten  und  die  langobardischen  Aldien,  für  die  ein  römisches  Vorbild 
schwerlich  angenommen  werden  kann,  wird  man  dennoch  der  eingangs  er- 
wähnten Ansicht  entgegentreten  müssen.  Da  erscheint  nun  die  von  Brunner 
(1.  c.  I.  34)  versuchte  Zurückführung  des  römischen  Colonats  auf  germanische 
Wurzeln  sehr  fruchtbar.  Douiol  (Serfs  et  vilains  au  moyen  äge.  Paris  1900^ 
verfolgt  (S.  74)  diese  Idee  und  gelangt  ebenfalls  zur  Überzeugung,  dass 
der  Colonat  eine  Eigentümlichkeit  keltischer  und  germanischer  Völker  war, 
die  sich  im  allgemeinen  gegen  den  Begriff  der  Sklaverei  in  griechisch- 
römischem Sinne  sträubten.  (Dies  wäre  namentlich  für  kriegerische  Unter- 
werfungen annehmbar;  und  gerade  darauf  werden  zahlreiche  gleichförmige 
Abhängigkeitsverhältnisse  zurückgeführt.  S.  Meitze n  in  Deutsche  Liter.-Ztg. 
1897,  No.  48,  Wittich  in  Sav.  Ztschr.  XXII.  314).  Dabei  schliesst  Doniol 
richtigerweise  die  Möglichkeit  einer  wichtigen  Beeinflussung  des  keltischen 
Colonats  durch  das  römische  Sklaven  recht  nicht  aus.  Man  hätte  es  also 
möglicherweise  mit  folgender  Entwicklung  zu  thun:  Die  Römer  verwendeten 
unterworfene  Barbaren  auf  eine  bei  keltischen  und  germanischen  Völkern 
Übliche  Art  und  prägten  das  Colonatsverhältnis  aus,  dessen  Gebundenheit 
und  Erblichkeit  vom  römischen  Standpunkte  immerhin  auffallend  ist  ;  bandelte 
es  sich  aber  um  geschlossene  barbarische  Gruppen,  dann  wurden  dieselben 
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Über  die  Einzelnheiten  der  rechtlichen  Stellung  der  Liten  in 
älteren  Zeiten  sind  wir  nicht  informiert  und  können  nur  an- 
nehmen, dass  sie  im  allgemeinen  von  der  in  fränkischer  Zeit 
bekannten  nicht  principiell  verschieden  war,  wobei  aber*  natürlich 
mit  der  Wahrscheinlichkeit  specieller  Fortbildung  boi  einzelnen 
Stämmen  sehr  zu  rechnen  ist1)  und  noch  mehr  mit  der  Noth- 
wendigkeit  juristischer  Ausgestaltung.2)     Es  muss  daher  die 


corporativ  als  Laeten  bebandelt,  unter  Beibehaltung  heimischen  Rechtes  und 
de»  germanisch  anklingenden  Namens.  (So  hat  z  B.  Meitzen  1.  c.  I 
365  f  gerade  hinsichtlich  der  ripuariseben  Liteu,  die  Dahn  mit  dem  Röiner- 
tum  in  Zusammenbang  brachte,  die  Auffassung  vertreten,  dass  sie  ihre 
germanische  Wirtschaftsweise  beibehalten  und  unter  römischer  Beeinflussung 
wenig  gelitten  haben).  Somit  wäre  der  römische  Colonat  eine  specielle 
Anwendung  (und  entsprechende  juristische  Ausgestaltung)  desjenigen  Begriffes, 
der  dem  germanischen  Litenwesen  au  Grunde  lag,  das  römische  Laeten  wesen 
aber  eine  staatsrechtliche  Anwendung  desselben  Begriffes  auf  Völker  oder 
Völkertheile.  Dies  würde  zugleich  erklären,  warum  die  römische  Gesetz- 
gebung Colonen,  Laeten,  Üentiles  (u.  A.)  unterscheidet;  die  Verarbeitung 
des  Begriffes  war  eben  in  allen  Fällen  eine  privatrechtlich  und  staatsrechtlich 
verschiedene.  Durch  die  rechtliche  Ausgestaltung  im  Colonatc  erhielt  der 
ursprünglich  unrömische  Begriff  einen  Charakter,  der  ihn  vom  Litentum 
unterschied  und  da  letzteres  wegen  der  Beibehaltung  des  eigenen  Rechtes 
in  den  lätiseben  Gruppen  keine  durchgreifende  juristische  Ausbildung  erfuhr, 
so  ragte  der  Colonat  juristisch  hervor.  Das  römische  Laetentum  konnte 
sich  mit  dem  bei  den  freien  Germanen  bestehenden  Litenwesen  vereinigen, 
der  Colonat  dagegen  blieb  geschieden.  Aus  demselben  Grunde  aber  konnte 
der  Colonat  auch  nach  dem  Sturze  des  römischeu  Reiches  für  die  juristische 
Ausgestaltung  des  Litentums  wichtig  werden,  desto  mehr,  als  ja  durch  den 
Wegfall  des  politischen  Unterschiedes  zwischen  Colonat  und  Laetentum 
eine  Beeinflussung  erst  recht  möglich  wurde.  Hau  kann  also  eine  Beein- 
flussung des  fränkischen  Litentums  durch  den  römischen  Colonat  annehmen, 
ohne  deshalb  an  dem  germanischen  Charakter  des  Litentums  zu  zweifeln 
oder  in  demselben  eine  Nachahmung  des  römischen  Colonats  zu  erblicken. 

*)  Es  genügt,  auf  die  in  naebrömischer  Zeit  vorhandenen  Unterschiede 
hinzuweisen,  die  am  wahrscheinlichsten  durch  die  verschiedene  Fortbildung 
bei  einzelnen  Stämmen,  allerdings  auch  durch  die  möglicherweise  heterogene 
Wurzel  des  Litentums  bei  den  einzelnen  Stämmen  zu  erklären  ist. 

a)  Denn  kein  Stand  ist  in  germanischer  Zeit  zu  einem  juristischen 
Abschlüsse  gelangt  und  für  Zwischenstände  gilt  dies  noch  mehr;  da  hatte 
die  Entwicklung  bei  jedem  Stamme  einen  grossen  Spielraum.  Über  die 
privatrechtliche  Beschränkung  der  Liten  s.  Sickel  in  Westdtscb.  Ztschr. 
XVI.  69.  A.  23,  über  ihre  gerichtliche  Stellnug  s.  Meyer  in  Sav.  Ztschr 
II.  109  f,  III.  102  ff. 
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Frage  aufgeworfen  werden,  ob  und  inwieferne  das  Beispiel  des 
römischen  Colonats  auf  die  Entwicklung  der  rechtlichen  Ver- 
hältnisse des  Litenstandes l)  oder  umgekehrt  der  Litenstand  auf 
die  fränkischen  Änderungen  des  Colonats2)  eingewirkt  haben. 
Eine  Lösung  dieser  Frage  erscheint  unmöglich,  denn  jeder 
Versuch  miisste  an  der  ungenügenden  Kenntnis  litischer  Ver- 
hältnisse der  vorfränkischen  Zeit  scheitern.  Aus  allgemeinen 
Gründen  könnte  man  eher  eine  Einwirkung  des  Colonats  auf 
den  Litenstand  annehmen,  obwohl  wichtige  Umstände,  nämlich 
die  erwähnten  Änderungen  des  Colonats  und  namentlich  die 
fortdauernde  Unterscheidung  von  Colonen  und  Liten  in  fränkischer 
Zeit  dagegen  sprechen.3)  Man  muss  berücksichtigen,  dass  gerade 
in  den  unteren  Schichten  das  grösste  Festhalten  an  alten 
Traditionen  bemerkbar  ist,  so  dass  trotz  äusserer  Ähnlichkeit 
und  muthmasslichcr  Detaileinflüsse  die  herkömmliche  Sonderung 
dieser  beiden  sonst  sehr  verwandten  Gruppen  fortdauerte,  wobei 
aber  dem  Litenstande  insoferne  ein  Vorrang  gebührt,  als  ja 
nicht  der  Colonat,  sondern  das  Liten wesen  die  Grundlage  der 
Regelung  der  zur  späteren  Hörigkeit  führenden  Verhältnisse 
bildete. 

Zu  derselben  Kategorie  gehören  die  Freigelassenen, 
die  im  fränkischen  Reiche  je  nach  den  bei  der  Freilassung 
auferlegten  Bedingungen  eine  praktisch  verschiedene  Stellung, 
im  allgemeinen  aber  trotz  vieler  Abstufungen  einen  eigenen 
und  zwar  dauernden  Stand  bildeten.  Hinsichtlich  ihrer  Rechts- 
stellung ist  ein  Parallelismus  kirchlicher  und  grundherrlicher 
Bestrebungen  bemerkbar.  Denn  Kirche  und  Grundherrschaft 
waren  bemüht,  die  Freigelassenen  unter  fortwährender,  erblicher 
Schutzherrschaft  zu  erhalten,4)  was  den  römischen  Vorbildern 


*)  namentlich  nach  der  juristischen  Richtung  hin. 
2)  s.  oben  S.  103  A.  3. 

H)  Wäre  der  römische  Einüuss  durchgedrungen,  so  hätte  es  zu  einem 
Aufgehen  des  einen  Standes  in  dem  anderen  kommen  müssen.  Da  dies 
nicht  geschah,  so  ist  zu  schliessen,  dass  trotz  der  in  diesem  Falle  hervor- 
tretenden Analogie  und  trotz  der  nicht  abzulehnenden  Möglichkeit  römischen 
Einflusses,  der  fränkische  Litenstand  offenbar  einen  altgermanischen  Kern 
beibehalten  hat,  der  ihn  vor  der  Vermischung  mit  dem  Colonenstand  bewahrte. 

*)  Diese  Schutzherrschaft  kam  einer  theilweisen  Unfreiheit  gleich,  weil 
wichtige  Bestandtheüe  der  Freiheit  dauernd  und  erblich  fehlteu,  was  dem  Begriffe 


Digitized  by  Google 


Ihi; 


nicht  entspricht,  wühl  aber  an  germanische  Traditionen  anklingt1) 
und  andererseits  durch  die  allgemein  politischen  nnd  socialen 
Vorgänge  im  fränkischen  Reiche  erklärlich  erscheint.2)  Es  darf 
als  feststehend  angenommen  werden,  dass  die  praktische  Aus- 
bildung der  Rechtsstellung  der  Freigelassenen  im  fränkischen 
Reiche  überwiegend  ein  Werk  der  Kirche,  des  mächtigsten 
und  seiner  Zwecke  am  meisten  bewussten  Grossgrundbesitzers 
war,  so  dass,  wenn  von  einer  fremdrechtlichen  Entwicklung  auf 
diesem  Gebiete  die  Rede  ist,  nicht  an  das  Römertum,  sondern 
an  die  Kirche  gedacht  werden  muss,  die  sich  überdies  in  der 
Gestaltung  der  betreffenden  Verhältnisse  von  der  römischen 
Basis  entfernt  und  vielmehr  eine  quantitativ  und  vielleicht  auch 
qualitativ  bedeutsame  Fortbildung  germanischer  Traditionen 
bewirkt  hat.    Hinsichtlich  der  Freilassungs formen3)  fällt 


der  römischen  Freilassung  widerspricht.  Fournier:  Los  affranchissements 
(Rev.  hist.  18*3  Bd.  21)  hebt  (S.  32  ff)  hervor,  dass  die  Kirche  hinsichtlich 
der  Freilassungen  vielfach  von  dem  römischen  Rechte  abwich. 

l)  Dieselben  haben  durch  So  hm 's  geistreiche  Abhandlung  (D.  liberti 
in  altgerra.  Zeit;  Sav.  Ztschr.  XXI.  20  ff)  eine  neue  Beleuchtung  erfahren, 
auf  die  wir  jedoch  hier  nicht  einzugehen  vermögen.  Der  Auffassuug, 
wonach  die  Taciteischen  liberti  ausschliesslich  im  Herrondienste  Verwendung 
fanden  und  überhaupt  nicht  rechtlich  Freigelassene  waren,  wird  man  schwerlich 
in  dieser  allgemeinen  Fassung  zustimmeu.  Aber  davon  absehend,  kann 
man  es  wohl  nicht  als  Zufall  bezeichnen,  dass  nur  der  Denarialis  und  der 
zum  Römer  Freigelassene  volle  Freiheit  erwirbt;  daraus  folgt  vielmehr, 
dass  die  den  übrigen  Freigelassenen  anhaftenden  Beschränkungen  alter  Sitte 
entsprechen. 

a)  Fournier  1.  c.  52  meint  m.  R.,  dass  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse die  Erhaltung  der  Freigelassenen  unter  gewisser  Botmässigkeit 
förderten.  Mit  diesen  Vorgängen  und  Zuständen  hängt  wohl  auch  die 
spätere  Abschwäch ung  des  Unterschiedes  zwischen  Freien  und  Freigelassenen 
zusammen  (s.  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  208),  sowie  überhaupt  das  Ausarten  der 
verschiedenen  Spielarten  der  Zwischeustände;  dieses  Ausarten  nahm  ja  einen 
Umfang  an,  der  bei  Nachahmung  römischer  Vorbilder  schwer  erklärlich 
gewesen  wäre.  Es  leuchtet  ein,  dass  mit  dem  Bestreben,  politisch  und 
materiell  geschwächte  Freie  in  Abhängigkeit  zu  bringen,  das  Bestreben, 
die  Freigelassenen  nicht  unabhängig  werden  zu  lassen,  Hand  in  Hand  ging. 

3)  Dieselben  sind  genügend  behandelt  worden;  s.  Fournier  1.  c.  und 
Essai  sur  les  formes  et  les  effets  de  l'affranch.  daus  le  dr.  gallo-franc 
(Bibl.  de  l'Ec.  des  hautes  et  fasc.  60).  Loening:  Dtsch.  Kirch.  R.  TL.  228. 
Brunner:  D.  Freilass.  dch  Schatzwurf  (in  Hist  Aufs.  f.  Waitz)  und  R.G. 
I.  242  ff,  sowie  Schröder  R.G.4  *24  ff.     Übersichtlich  behandelt  diese 
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allerdings  ein  mächtiger  römischer  Einschlag  auf;  sieht  man 
der  Sache  auf  den  Grund,  so  ist  es  wieder  die  Kirche,  auf 
deren  Rechnung  er  zu  setzen  ist,  wobei  auch  die  wichtigen 
Umbildungen  der  römischen  Freilassungsformen  in  kirchlicher 
Praxis  zu  beachten  sind.  Die  germanischen  Formen  sind  nicht 
ganz  ausser  Gebrauch  getreten;  denn  die  Freilassung  durch 
Schatzwurf,  sowie  die  per  hantradam,  tragen  unverkennbar 
germanische  Merkmale.1)     Im  übrigen  ist  das  Zurücktreten 


Fragen  Dahn  I.  c.  VII.  I.  257  ff,  VIII.  IL  207  ff  u.  IV.  175  f.  Zu  den 
von  Hänel  (L.  R.  Vis.)  erwähnten  Stellen  kommt  hinzu  c.  7.  des  Conc. 
von  Orleans  ex  549  (vgl.  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IV.  7  und  IV.  10.  1.) 

')  Tamassia  (Nozze  Polacco-Luzzatto  1902)  hat  deu  Versuch  unter- 
liommeu.  diese  Freilassungsart  als  eine  römische  hinzustellen,  indem  er  auf 
L.  R.  Vis.  C.  Th.  IV.  9.  1.  und  auf  die  dadurch  be  ein  flu  äste  Stelle  der 
westgoth.  Antiqua  (L.  Vis.  V.  7.  2.)  hingewiesen  bat,  mit  denen  L.  Sal. 
XXVI.  zusammenhängen  soll.  (Uber  diesen  Zusammenhang  haben  wir  uns 
schon  oben  S.  41.  A.  6.  ausgesprochen).  Der  genannte  Forscher  vorsuchte 
aber  auch  durch  anderweitige  Gründe  seine  Ansicht  zu  unterstützen,  nament- 
lich durch  den  Hinweis  auf  die  wostgoth.  Emancipationsformel  (Form.  Vis.  34) 
in  der  „nummus  distractionis  atque  emancipationis"  vorkommt;  er  möchte 
(1.  c.  27  f)  mit  Rücksicht  auf  die  Verwandtschaft  zwischen  Emancipation 
und  Freilassung,  in  dem  Angebot  des  Geldes  beim  fränkischen  Schatzwurf, 
einen  Anklang  an  die  Emancipationsform  finden;  nur  wird  dabei  übersehen, 
dass  bei  der  Emancipation  das  Geld  angenommen,  beim  Schatzwurf  aber  — 
u.  zw.  mit  unverkennbarer  Absicht  —  abgelehnt  wird.  Die  vom  Verf. 
(1.  c.  29)  nachdrücklich  hervorgehobene  Stelle  Gregors  v.  Tours,  namentlich 
die  Worte:  „qui  uno  ictu,  uooque  raomento,  sine  numismate  auri  corpus 
a  debilitate  et  conditione  absolvit",  sind  durchaus  nicht  überzeugend,  da 
ihnen  der  Gegensatz:  „quis  umquam  de  mille  talentis  sie  redimet"  folgt;  es 
soll  somit  gesagt  werden,  dass  ohne  einen  Groschen  ein* Erfolg  erzielt  wurde, 
der  für  keine  Summe  erreichbar  gewesen  wäro.  Die  ganze  Verwandtschaft 
zwischen  der  fränkischen  Schatzwurfform  und  der  von  T.  herangezogenen 
römischen  Form,  besteht  darin,  dass  auch  das  römische  Recht  eine  Freilassung 
vor  dem  Kaiser  kannte,  die  aber  nicht  jene  Folgen  hatte,  wie  die  fränkische, 
da  letztere  sogar  gegen  den  Willen  des  Herrn  des  Knechtes  wirksam  blieb. 
Die  Erklärung  der  Symbolik  des  Schatzwurfes  hat  Brunner  (Hist.  Aufs, 
f.  Waitz  65  f)  gegeben  und  sie  ist  dem  Geiste  des  germanischen  Rechtes 
conform.  M.  R.  betont  T.,  dass  nur  im  fränkischen  und  langobardischen 
Rechte  diese  königliche  Intervention  vorkommt.  Deswegen  braucht  man 
aber  noch  nicht  an  römische  Vorbilder  zu  denken;  es  genügt,  der  herrschenden 
Meinung  gemäss,  die  Bedeutung  voller  Freilassung  für  Volk  und  Staat  im 
Auge  zu  behalten.  Wenn  bei  andern  germanischen  Völkern  die  königliche 
Intervention  fehlt,  so  hängt  dies  eben  mit  ihrer  rechtshistoriseben  Ent- 
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germanischer  Formen  gut  erklärt  worden,  ebenso  die  praktischen 
Vortheile  der  Anwendung  der  umgebildeten  römischen  Formen,') 
die  dank  ihrer  Vereinfachung  in  dem  Ausgleiche,  der  auf  diesem 
Gebiete  stattfand,  thatsächlich  ein  Übergewicht  erlangten. 
Dennoch  treten  wichtige  rechtliche  Unterschiede  hervor.2)  Man 


Wicklung  zusammen ;  dieselbe  war  bei  den  Gothen  schon  soweit  vorgeschritten, 
dass  die  Erinnerung  an  die  volksrechtlichen  Ideen  verblasste  und  et  neben 
sächlich  erscheinen  mochte,  ob  der  Freigelassene  als  Volksgenosse  im  alten 
Sinne  zu  betrachten  sei  oder  nicht;  übrigens  hat  das  Übergewicht  der 
kirchlichen  Freilassung  —  wie  T.  1.  c.  17  selbst  bemerkt  —  die  königliche 
(staatliche)  Intervention  zurückgedrängt.  Bei  Franken  und  Langobarden 
ist  wegen  des  länger  andauernden  Heidentums  (bezbgsw.  des  Arianismus). 
die  kirchliche  Freilassungsform  erst  verhältnismässig  später  eingedrungen 
und  die  Erinnerung  an  die  alte  volksrechtliche  Tradition  der  Freilassung 
zu  vollem  Rechte  konnte  sich  länger  erhalten.  Praktisch  ist  sie  allerdings 
auch  bei  den  Franken  insoferne  gegenstandslos  geworden,  als  der  Begriff 
der  Volksmitgliedschaft  auch  bei  ihnen  wegfiel;  daher  ist  mit  Brunn  er 
(1.  c.  66)  anzunehmen,  dass  diese  Form  ursprünglich  nur  zur  vollen  Frei- 
lassung der  schon  Halbfreien  gedient  haben  dürfte  (ebenso  wie  die  Frei- 
lassung durch  das  Volk  in  germanischer  Zeit)  und  sich  erst  später  (also 
als  sie  ihren  ursprünglichen  Wert  verloren  hatte)  auch  auf  einfache  Unfreie 
ausdehnte.  Damit  wäre  vielleicht  auch  die  Strafendifferenz  der  beiden 
Thatbestände  des  Tit.  XXVI.  L.  Sal.  in  Zusammenhang  zu  bringen;  es 
muss  nämlich  auffallen,  dass  die  wider  den  Willen  des  Herrn  erfolgende 
Denariation  des  Halbfreien  härter  gestraft  wird,  als  die  des  Knechtes,  die 
doch  eine  grössere  Einbusse  für  den  Herrn  bedeutet;  man  dürfte  annehmen, 
dass  der  erste  Thatbestand  aus  einer  Zeit  stammt,  in  der  das  Eintreten  in 
das  Volk  noch  von  Bedeutung  war,  so  dass  dieser  Thatbestand  ein  wichtiges 
Delict  betraf,  während  der  zweite  Thatbestand  späteren  Ursprungs  wäre. 
Aber  auch  abgesehen  davon,  sind  wir,  aus  den  vorerwähnten  Gründen,  nicht 
in  der  Lage,  den  an  und  für  sich  sehr  anregenden  Ausführungen  Tamassias 
zuzustimmen. 

Die  Freilassung  per  hantradam  hat  Havet  in  Nouv.  Rev.  bist,  de 
dr.  fr.  et  etr.  1877  S.  667  ff  kurz  aber  gut  behandelt,  ihre  Ähnlichkeit  mit 
der  mannmissio  per  vindictam,  ebenso  aber  auch  die  wichtigen  Unterschiede 
hervorgehoben.  Die  gerichtliche  Procedur  hat  hier  dio  Wirkung,  dass  der 
Freigelassene  vollfrei  wird. 

')  s.  Fournier:  Essai  92 ff. 

'*)  Eine  ipso  facto  eintretende  Freiheit  des  Knechtes,  wie  sie  im 
römischen,  westgothischen  und  ostgothischon  Rechte  (auch  bei  Liutpr.  VI.  87) 
bekannt  war,  fehlt  im  fränkischen  Rechte  und  kommt  nur  bei  Ansegis 
vor.  Auch  die  von  der  Kirche  geforderte  Befreiung  von  Knechten,  die  bei 
Juden  dienten  (gegen  den  Willen  des  Herrn,  jedoch  gegen  Ersatz),  scheint 
trotz  der  Concilienbescblüsse  (Mäcon  a.  581.  c.  16,  Meaux  c.  73,  III  n.  IV 
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wird  somit  im  allgemeinen  die  Ansicht  vertreten  dürfen,  dass 
die  Stellung  der  halbfreien  Elemente  trotz  aller  römischen 
Analogien  nnd  mancher  römischen  Antecedentien  überwiegend 
germanischen  Charakter  hat.1) 

Dass  die  Unfreiheit  in  fränkischer  Zeit,  wie  in 
allen  germanischen  Staaten,  an  Umfang  zunahm,  hängt 
nicht  nur  mit  dem  Antreffen  zahlreicher  Knechte  im 
römischen  Gallien,2)  sondern  auch  mit  den  Fortschritten  der 
Besitz  Verhältnisse  und  mit  den  socialen  Wandlungen  der  Franken 
selbst  zusammen.  Für  die  Frage,  ob  die  Ausgestaltung  des  die 
Knechte  betreffenden  Rechtes  im  fränkischen  Reiche  nach  gallo- 
römischen  Vorbildern  erfolgt  ist,  wäre  vor  allem  zu  betonen, 
dass  die  altgermanische  Zeit  muthmasslich  kein  festes  Sklaven- 
recht hatte,  vielmehr  die  schon  von  Tacitus  erwähnte  schwankende 
Praxis  eine  sehr  verschiedene  Behandlung  der  Knechte  ohne 
Rücksicht  auf  die  principiell  harte  Rechtsauffassung  annehmen 
lässt.  Dem  gegenüber  war  die  Lage  der  Unfreien  römisch- 
rechtlich geregelt  und  es  war  in  der  spätrömischen  Gesetzgebung 
eine  Schutztendenz  sichtbar,  deren  factisches  Durchdringen  aber 
in  einer  Zeit,  in  der  man  nicht  einmal  die  Freien  gegenüber 
der  Präpotenz  der  Mächtigen  wirksam  zu  schützen  vermochte, 
fraglich  erscheinen  muss.3)   Es  kommt  also  hier  für  die  fränkische 


Orleans  c.  13  u.  c.  16)  nicht  durchgedrungen  zu  sein.  Auf  Schwierigkeiten 
stiess  ebenfalls  die  römische  Erwerbung  der  Freiheit  durch  Zeitablauf. 
(Fournier:  Essai  11.  A.  2.  versuchte  hiefür  L.  Sal.  XLV.  heranzuziehen.) 
Andererseits  ist  die  Beschränkung  der  Zahl  der  freizulassenden  Knecht« 
dem  fränkischen  Rechte  fremd.  (Das  Capit.  ex  805  c.  11  bezieht  sich  auf 
königliche  Knechte;  Fournier  hat  1.  c.  22.  A.  4.  das  Capit.  de  raon. 
S.  Crocis  Pictav.  ex  822  —  824  c.  7.  fälschlich  auf  diese  Frage  bezogen.) 
Dass  die  Beerbung  der  Freigelassenen  durch  den  Fiscus  nicht  römisch, 
sondern  sali  ach  ist,  bat  Zenmer  (Forschgg.  z.  dtsch.  Gesch.  XXIII.  197) 
bemerkt. 

')  s.  Glasson  1.  c.  II.  542. 

*)  s.  Dahn  1.  c  VU.  I.  268,  274. 

3)  De&wegen  möchten  wir  den  von  Sickel  (G.  g.  Anz.  1896  S.  278  ff) 
zusammengestellten  Symptomen  der  Fortschritte  im  römischen  Sklavenrechte 
keine  so  grosse  Bedeutung  für  das  fränkische  Recht  beimessen.  Noch 
energischer  tritt  für  die  fortschrittlichen  Elemente  des  römischen  Sklaven- 
rechtes Van  Wetter  (Le  droit  rom.  et  le  droit  germ.  dans  la  nion.  fr. 
I.  23  ff)  ein,  der  aber  Ubersieht,  dass  es  sich  vielfach  um  Justinianische 
Maaasregeln  bandelt,  die  für  die  gallo-römischeu  Zustände  nicht  iu  Betracht 
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Entwicklung  zweierlei  Recht  und  zweierlei  Sitte  in  Betracht; 
die  römiscbrechtlichen  in  Gallien  mehr  oder  weniger  durch- 
gedrungenen Schutznormen,  die  im  Rechte  der  Kirche  ihre 
weitere  Ausbildung  fanden  und  die  strenge  altgermanische  Auf- 
fassung, die  man  eine  rein  sachenrechtlicbe  nennen  könnte; 
umgekehrt  aber  die  praktisch  günstigere  germanische  Sitte,  wie 
sie  schon  durch  Tacitus  erwähnt  wird,  und  die  trotz  aller  Schutz- 
normen ungünstigere  römische  Sitte,  die  sich  aus  dem  städtischen 
industriellen  Leben,  aus  der  capitalistischen  Ausbeutung  und 
aus  der  Latifundienwirtschaft  der  römischen  Grossen  ergeben 
musste.  Die  Notwendigkeit  juristischer  Normen  auf  allen 
Gebieten  führte  zur  Ausprägung  von  Rechtssätzen  über  die 
Unfreien:  sie  ist,  wie  allgemein  zugegeben  wird,  zunächst  in 
rein  sachenrechtlichem  Sinne,  also  härter  als  die  römische  aus- 
gefallen.1) Spricht  dies  einerseits  für  weitgehende  Selbständigkeit 
gegenüber  römischen  Vorbildern,  so  darf  uns  andererseits  diese 
Härte  nicht  überraschen,  weil  es  sich  in  den  betreffenden  Nonnen 
entweder  nur  um  den  Schutz  des  Herrn  handelte,  dem  ein 
Vermögensbestandthoil  abhanden  kam,  wobei  also  die  eventuell 


kommen  (so  z.  H.  iu  dem  S.  :M.  A.  3.  behandeltet)  Falle).  Van  Wetter*» 
Vorgehen  erscheint  vom  rechtsvergleichenden  .Standpunkte  falsch,  weil  alt- 
germanische  Verhältnisse  mit  spätröroischeu,  ohne  Rücksicht  auf  den  Abstand 
der  Entwicklungsstufen,  verglichen  werden  und  überdies  die  Sitten,  die 
gerade  in  dienern  Falle  wichtig  sind,  ausser  Betracht  bleiben;  man  weiss 
eigentlich  nicht,  was  durch  diese  Gegenüberstellung  bewiesen  werden  soll 
Sick  el 's  Auaführungen  sind  der  Bekämpfung  der  Dahn' sehen  Ansicht  von 
der  Besserung  der  Sklavenlage  durch  das  germauische  Recht  gewidmet  und 
heben  sehr  zutreffend  jene  Fälle  hervor,  in  denon  schon  das  vorjustinianische 
Recht  der  Persönlichkeit  des  Sklaven  Rechnung  zu  tragen  begaun.  Ob 
darin  schon  der  Anfaug  der  Aufhebung  der  Sklaverei  au  erblicken  ist,  (so 
Sickel  1.  c.  27«)  wäre  doch  fraglich;  das»  die  primitivere  Sklaverei  der 
Germanen  eine  Hemmung  des  durch  das  römische  Recht  angebahnten  Fort- 
schrittes bedeutete,  lässt  sich  auch  nicht  beweisen.  Man  mag  die  römischen 
Sklaveuschutznormen  noch  so  hoch  verauschlageu,  für  die  wirtschaftliche 
Lage  derselben  geschah  doch  so  gut  wie  nichts,  gerade  die  wirtschaftliche 
Lage  aber  ist  facti  sch  in  fränkischer  Zeit  gebessert  worden. 

>)  s.  Jastrow:  Z.  strafr.  Stell,  d.  Sklaven  S.  18  ff,  E.  Mayer  in  Sav. 
Ztschr.  II.  «5  ff.  Letourneau:  L'evolution  de  l'escl.  466  räumt  dem 
römischen  Einflüsse  eine  zu  grosse  Rolle  ein,  da  er  die  sachenrechtliche 
Auffassung  der  Volksrechte  auf  römische  Beispiele  zurückführt.  Dieser 
Beispiele  bedurfte  es  nicht 
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personenrechtliche  Eigenschaft  des  Knechtes  ausser  Frage  blieb, 
oder  nm  die  Verantwortung  von  Sklavendelicten,  für  deren 
Auffassung  der  altgermanische  und  noch  lange  nicht  überwundene 
Muntbegriff  bestimmend  und  hemmend  wirkte.  Aber  nicht  nur 
die  ältesten  Normen,  auch  die  späteren  sind  von  römischer 
Beeinflussung  ganz  überwiegend  frei.  Das  dem  späteren  fränkischen 
Rechte  eigene  Hervortreten  des  persönlichen  Momentes*  nament- 
lich in  der  Beurtheilung  des  Delictes1)  und  in  der  Entwicklung 
des  Sklaven wergeldes,2)  geht  über  das  römische  hinaus,3)  giebt 
dem  Knechte  wenigstens  dritten  gegenüber4)  die  Stellung  einer 
Person  minderen  Rechtes  und  verleiht  den  Unfreien  die  Eigen- 
schaft eines  Standes  im  wahren  Sinne  des  Wortes.  Wurde  also 
der  Knecht  im  altfränkischen  Rechte  tiefer  als  im  spätrömischen 
gestellt,  so  wurde  er  durch  das  spätere  fränkische  Recht  nach 
aussen  entschieden  besser  behandelt.5)  Wie  sehr  aber  das 
fränkische  Sklavenrecht  trotzdem  noch  immer  an  dem  alther- 
gebrachten vermögensrechtlichen  Charakter  der  Knechte  festhielt, 


J)  Öffentliche  Strafon  au  Sklaven  kennt  schon  L.  Sal.  XL.  5,  kleinere 
Leibesstrafen  XII.  1  u.  2,  XL.  1..  doch  kann  in  den  meisten  Fällen  diu 
Strafe  durch  Busszahlung  ersetzt  werden.  Erst  die  Capitt.  streben  die 
Verantwortung  des  Sklaven  an  (s.  Meyer  1.  c.  95)  und  gehen  dabei  weiter 
als  die  von  Sickel  (G.  g.  Ans.  1896.  S.  279  A.  4  u.  S.  280  A.  1.)  er- 
wähnten römischen  Normen  (s.  auch  Meyer  1.  c.  100).  Auch  die  noxae 
datio  hat  im  fränkischen  Rechte,  nebst  der  Mindernug  dor  Verantwortung 
des  Herrn,  den  Sklaven  der  Bestrafung  (der  privaten)  zuzuführen.  Vgl.  auch 
Mayer:  Z.  Entst.  d.  L.  Rio.  120  und  Leseur:  Des  consequenoes  du  delit 
de  1'escL  (Nouv.  Rev.  bist,  du  dr.  fr.  et  etr.  XII.  657  ff,  668.) 

a)  s.  Jastrow:  1.  c.  20,  26,  Brunner  R.  G.  I.  231  f.  Am  stärksten 
im  cbamavischen  Recht,  das  ein  förmliches  Sklavouwergeld  kennt. 

3)  namentlich  durch  Zuerkenn ung  des  Wergeldes  (s.  vorige  Anw.) 
Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Entstehung  des  Hofrechtes,  in  dem  der 
Knecht  eine  gewisse  Rechtsstellung  erlangte;  die  Wurzeln  derselben  wird 
man  schon  in  die  fränkische  Zeit  verlegen  dürfen.  M.  R.  hebt  Dahn 
1.  c.  VDZL  II.  224  f  die  Bedeutung  des  Umstandes  hervor,  dass  Unfreie 
sogar  in  die  Vassallität  traten. 

<)  Für  den  Schutz  gegen  den  Herrn  ist  natürlich  nichts  geschehen; 
daran  hat  nur  die  Kirche  gedacht;  s.  Mayer  1.  c.  87  f,  Dahn  1.  c.  VII. 
I.  294  f.    Nun  ist  aber  für  den  Schutz  des  Minderfreien  auch  nichts  geschehen. 

6)  Allerdings  geschah  dies  im  Interesse  des  Herrn,  der  sich  dadurch 
gegen  die  alte  Praesumption  von  der  Verantwortung  für  Sklavendelicte 
schützte. 
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ergiebt  sich  daraus,  dass  das  privatrechtlicbe  Eigentum  des 
Herrn  durch  alle  die  Fortschritte  nicht  berührt  wurde1)  und 
dass  die  Frage,  ob  der  Knecht  rechtlich  Vermögen  haben  kann, 
die  im  langobardischen  Rechte  eine  Entscheidung  erfahren  bat, 
im  fränkischen  offen  blieb  und  höchstens  in  der  Sitte  eine 
praktische  Lösung  fand.2)  Ein  weiteres  Symptom  des  Festhaltens 
an  dem*  vermögensrechtlichen  Charakter  ist  die  verschiedene 
Rechtsstellung  der  Knechte  je  nach  ihrer  Verwendung;3)  die 
Verschiedenheit  der  Verwendung  beruht  zum  guten  Theile  gewiss 
auf  römischem  Beispiele;4)  die  juristische  Verwertung  dieser 
Unterschiede  aber  dürfte  wohl  auf  Rechnung  des  germanischen 
Rechtes  zu  schreiben  sein.  Unrömisch  ist  ferner  die  so  weit- 
gehende Berücksichtigung  der  verschiedenen  Knechte  je  nach 
Stellung  der  Herren;5)  fand  sich  auch  in  den  römischen  servi 
publici  ein  Ansatz  vor,  so  ist  doch  weit  mehr  an  den  schon 
von  Tacitus  erwähnten  Einfluss  des  Königtums  auf  die  Stellung 
der  minderfreien  Elemente  zu  denken,  also  an  ein  germanisches, 
von  der  Kirche  in  ihrem  Sinne  ebenfalls  betontes  Moment 
Germanisch  ist  zweifellos  die  theil weise  Verknechtung.6) 

Für  die  Stellung  der  Sklaven  kommt  ferner  gegenüber  den 
römischen  Vorbildern  der  Umstand  in  Betracht,  dass  ihre 
Geschlechtsverbindungen  schon  in  merovingischer  Zeit  weit  mehr 
eherechtlichen  Charakter  hatten,  als  im  römischen  Reiche.  Die 


»)  s.  Jastrow  in  Forschgg.  z.  dtsch.  Gesch.  XIX.  629. 

*)  ».  Guerard  1.  c.  I.  30t»  f,  304  f.  30y  ff,  356;  Jastrow  1.  c.  630. 
632.  Man  scheint  doch  in  einzelnen  Fällen  daran  gedacht  zu  haben,  das« 
der  Sklave  sich  selbst  von  der  Strafe  lösen  konnte  (s.  Jastrow:  Z.  strafr. 
Stell,  d.  Ski.  15.  A.  16),  woraus  sieb  allerdings  eine,  wenn  auch  schwer 
definierbare  Vermögensfähigkeit  ergeben  würde. 

3)  s.  Dahn  1.  c.  VIL  1.  278 ff. 

4)  Namentlich  gilt  dies  für  die  gewerblich  qualifizierten  Knechte. 
Koehne:  D.  R.  d.  Mühlen  S.  43  bemerkt,  dass  die  bei  den  Römern  übliche 
Eintheilung  der  Unfreien  grosser  Güter  in  Berufsgenossenschaften,  sich  im 
fränkischen  Reiche  für  die  Müller  erhalten  hat. 

-)  s.  Brunner  R  G.  I.  234ff,  Schröder  R.  G.*  218,  Dahn  I.  c 
VII.  I.  281  f,  VIII.  II.  228  ff.  Das  ribuarische  Recht  lägst  königliche  und 
kirchliche  Knechte  sogar  schwören  (vgl.  Brunner  1.  c.  IL  390.  A.  87> 

c)  s.  Gierke  1.  c.  II.  29,  36,  Dahn  1.  c.  VIT.  I.  278;  sie  spielt  be. 
kauutlich  in  den  Formeln  eine  grosse  Rolle 


Digitized  by  Google 


173 


Unzucht  mit  der  Unfreien,  die  nach  römischem  Rechte  bloss 
einen  Eingriff  in  fremdes  Eigentum  bildete,  hat  schon  die 
L.  Sal.  zu  einem  eigenen  Delicte  gestempelt.1)  Muss  man  da 
natürlich  in  allererster  Linie  an  kirchlichen  Einfluss  denken,2) 
so  verdient  es  doch  auch  Beachtung,  dass  es  in  dieser  Frage 
zu  günstigeren  Ergebnissen  kam,  als  selbst  im  westgothischen 
Reiche,3)  in  dem  sich  doch  der  Einfluss  der  Kirche  vielfach 
weit  mächtiger  erwies. 

Sieht  man  von  diesen  Rechtsnormen  ab,  so  zeigt  sich 
wirtschaftlich  und  social  der  Einfluss  des  germanischen  Elementes 
womöglich  noch  stärker.  Es  hat  zwar  schon  das  römische  Recht 
den  servus  casatus  gekannt;  zu  einer  normalen  und  häufigen 
Erscheinung  wurde  er  aber  doch  erst  im  fränkischen  Reiche4) 
und  die  immobiliarrechtliche  Eigenschaft  ist  ihm  erst  durch  das 
fränkische  Recht  gegeben  worden.5)  Die  in  der  Grundherrschaft 
eintretende  Vermischung  freier,  minderfreier  und  unfreier 
Individuen,  die  den  Freien  so  abträglich  wurde,  hat  natürlich 
zur  Besserung  der  Lage  der  Unfreien  und  zu  ihrer  factischen 
Vermögensfähigkeit  beigetragen.  Man  wird  also  im  allgemeinen 
sagen  dürfen,  dass  der  Ausgleich  gallo-römischer  und  germanischer 
Einflüsse  auch  auf  diesem  Gebiete  einen  Überschuss  des  ger- 
manischen Elements  aufweist.  Das  römische  Recht  mag  den 
Ansporn  zur  Fassung  von  präcisen  Normen  gegeben  haben; 
materiell  hat  es  diese  Normen  nicht  beeinflnsst  und  auch  die 
Praxis  des  Lebens  hat  andere  Bahnen  eingeschlagen. 

So  muss  man  zur  Uberzeugung  gelangen,  dass  die  sociale 
Entwicklung  im  fränkischen  Reiche  trotz  manchen  äusseren  Scheines 
nicht  unter  römischem  Einflüsse  steht,  sondern  vielmehr  ein,  wenn 
auch  vielfach  in  wichtigen  Beziehungen  verändertes  Walten 
germanischer  Traditionen  verrät.  Zu  einem  Abschlüsse  ist  es 
nicht  gekommen,  wohl  aber  zur  Ausbildung  einer  allerdings 
schwankenden  Stufenfolge,  an  deren  oberster  Spitze  der  König 
steht.   Die  ganze  sociale  Entwicklung  des  fränkischen  Reiches 


l)  S.  Koehne:  Geachlechtaverbind.  d.  Unfreien  S.  7,  14  f. 

*)  e.  Koehne  1.  c.  20. 

3)  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  221. 

«)  s.  Schröder  RG.«  219. 

6)  s.  Brunner  1.  c.  I.  233. 
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bietet  das  Bild  eines  social-ökonomischen  Kampfes,  ohne  eigent- 
liche juristische  Ruhepunkte.  Die  römischen  Normen  waren 
schon  vorher  zersetzt  und  spricht  man  von  einem  römischen 
Einflüsse,  so  darf  man  höchstens  an  den  Einfluss  der  sich  zum 
Theile  auf  gallo-römischer  Basis  entwickelnden  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  denken,  aber  nicht  an  den  Einfluss  römischen 
Rechtes.  Unter  der  Einwirkung  der  die  Reichsgründung  be- 
gleitenden Umstände  trat  eine  Zersetzung  der  altfränkischen 
Ständeverhältnisso  ein,  wobei  die  alten  Elemente  aus  ihrem 
früheren  Zusammenhange  losgelöst,  aber  nicht  vernichtet  worden, 
vielmehr  zut  Schaffung  neuer  Gebilde,  die  ihrerseits  nicht  völlig 
ausgebaut  werden  konnten,  verwendbar  waren.  Für  unsere 
Untersuchung  kommt  in  Betracht,  dass  durch  die  maasslose 
Steigerung  alter  Ungleichheitskeime  Culturunterschiede  unter 
den  einzelnen  Classen  entstanden,  die  eine  einheitliche  Rechts- 
entwicklung aller  Schichten  ausschlössen,  die  zwar  die  Empfäng- 
lichkeit der  höheren  Schichten  für  fortschrittliche  Gedanken 
steigerten,  andererseits  aber  den  fremden  Einfluss  nicht  in  die 
Tiefe  dringen  Hessen.  Angehörige  der  höheren  Schichten  mochten 
sich  durch  die  Nachklänge  römischer  Ideen  leiten  lassen;  die 
Massen  vertraten  das  Altherkömmliche.  So  wurde  den  in  Ab- 
hängigkeit geratenen  Freien  trotz  des  Verlustes  volksrechtlicher 
Verfassungsgrundlagen  das  heimische  Recht  bewahrt,  welches 
später  im  mittelalterlichen  Hofrechte  reiche  Früchte  brachte 
und  auch  die  römischen  Colonen  und  Sklaven,  überhaupt  die 
Roste  gallo- römischer  Bevölkerung,  die  ihre  romanische  Sprache 
und  ihre  alten  Wirtschaftsformen  beibehielten,  traten1)  ausser 
Fühlung  mit  dem  nur  noch  den  höheren  romanischen  Schichten 
erinnerlichen  römischen  Rechte,  sie  traten  überhaupt  ganz  ausser 
Fühlung  mit  dem  städtisch  kaufmännischen  Elemente,  so  dass 
die  schon  in  vorfränkischer  Zeit  angebahnte  juristische  Rück- 
bildung und  Rückkehr  zur  Naturalwirtschaft  in  diesen  Schichten 
beschleunigt  wurde.'-)  Trotz  der  mehrmals  besprochenen  Schwäche 
des  römischen  Rechtseinflusses  im  fränkischen  Reiche,  hätte 


')  mit  Ausnahme  des  Südens,  wo  sie  dichter  wohnten. 

2)  Die  Plebejer  des  (Jod.  Theod.  IX.  21.  1.  ersetzt  die  Ol.  pari»  durch 
„villarii". 
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sieb  doch  derselbe  mächtiger  geltend  gemacht,  wenn  ihm  grössere 
homogene  Schichten  ausgesetzt  worden  wären;  die  sociale  Zer- 
setzung1) hat  also  zur  Minderung  des  römisches  Rechtseinflusses 
das  ihrige  beigetragen  und  das  Uborgewicht  des  germanischen 
•  Rechtes  erhalten,  bis  später  die  im  fränkischen  Reiche  noch 
wahrnehmbare  römische  Ubertttnchung  wegfiel.2)  — 

Aus  den  die  Reichsgründung  begleitenden  Umständen  ist 
von  vornherein  zu  schliessen,  dass  auch  der  Charakter  des 
fränkischen  Staatswesens  weder  unverändert  bleiben,  noch 
eine  ruhige,  folgerichtige  Entwicklung  auf  alter  Grundlage  erfahren 
konnte.  Allgemein  anerkannt  ist  die  Bedeutung  der  Umwälzungen 
im  fränkischen  Grossstaate  und  es  kann  sich  nur  um  die  Frage 
handeln,  inwiefern  römische,  beziehungsweise  germanische 
Elemente  an  diesen  Umwälzungen  betheiligt  waren. 

Mehr  als  für  alle  hier  behandelte  Fragen  kommt  für  diese 
Wandlungen  der  schon  mehrfach  erwähnte  Umstand  in  Betracht, 
dass  die  Franken  zur  Zeit  ihrer  wichtigsten  politischen  Erfolge 
nicht  als  geeinter  Stamm  auftraten,  dass  somit  dem  durch  könig- 
liche Initiative  begründeten  politischen  Werke  die  Grundlage 
einer  entsprechenden  Stammesverfassung  fehlte.  Ein  Volksstaat 
konnte  das  fränkische  Reich  nicht  werden;  das  Königtum, 
welches  hier  den  bleibenden  Pol  bildete,  trat  in  den  Vorder- 
grund; musste  es  auch  den  Elementen,  deren  Emporsteigen  es 
nicht  gehindert  hat,  nach  und  nach  immer  mehr  abgeben,  so 
schädigte  es  dadurch  den  gesamten  Staatscharakter,  ohne  aber 
der  Idee  eines  Stammesstaates  oder  auch  nur  einer  abstracten 
Staatsidee  überhaupt  zum  Durchbruchc  zu  verhelfen. 


ebenso  wie  die  schwankende  Gestaltung  der  staatlichen  Sprengel. 

a)  Nur  nebenbei  wollen  wir  auch  bemerken,  dass  dieses  eigentümliche 
sociale  Kräftespiel  wichtige  politische  Folgen  hatte.  Nach  Wegfall  der 
alten  Grundlagen  hätte  es  leicht  zu  einer  Entwicklung  kommen  künueu, 
durch  welche  (im  Gegensätze  zur  alten  Zeit,  wo  die  Gesellschaft  den  Staat 
absorbierte)  der  Staat  die  Gesellschaft  absorbiert  hätte;  dies  hätte  dann 
vielleicht  zu  Ergebnissen  geführt,  die  den  römischen  Vorbildern  entsprochen 
hätten.  Durch  die  besprochenen  socialen  Erscheinungen  ist  dies  verhindert 
worden;  somit  führt  auch  diese  Erwägung  zu  indirecter  Bestätigung  der  im 
Texte  vertretenen  Auffassung  hinsichtlich  des  Charakters  der  fränkischen 
Gesellschaftsordnung  und  lässt  dieselbe  als  eiue  unrömische  erscheinen 
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Das  fränkische  Königtum  ist  alten  Ursprungs,1)  wenn  auch 
seine  Entwicklung  durch  häufige  Übergänge  getrübt  wurde;2) 
misst  man  diesen  die  Erstarkung  des  Königtums  hindernden 
Ubergängen  eine  noch  so  grosse  Bedeutung  bei,  so  wird  man 
trotzdem  den  zu  Beginn  des  V.  Jh.  sichtbaren  Abschluss3)  nicht 
unterschätzen  dürfen.  Dieser  Abschluss  zeichnet  sich  durch  die 
eigentümliche  Vielherrschaft4)  ans,  bei  der  die  Entwicklung 
zunächst  stehen  blieb,  bis  es  durch  Gewalt  und  List  unter 
Chlodovech  gelang,  diese  Stufe  zu  überwinden,  dann  ein  König- 
tum zu  schaffen,  das  sich  nicht  auf  die  Salier  allein  beschränkte, 
sondern  auf  andere  fränkische  und  nichtfränkische  Völker  er- 
streckte. Die  volksmässige  Entwicklung  hat  den  Franken  somit 
nur  ein  Kleinkönigtum  gebracht;5)  die  Stufe  des  Stammes- 
königtums ist  nie  erreicht,  sondern  übersprungen  worden;  das 
Königtum  Chlodovechs,  eines  mächtigen  Theilkönigs,  führte 
übergangslos  zur  Grossherrschaft  über  Franken  und  andere 
Völker;  es  entfaltete  sich  nicht  mit  dem  Wachstum  des  Stammes- 
verbandes,6) schöpfte  also  nicht  in  ihm  die  Kraft  zur  Zunahme 


l)  Über  Könige  bei  Brukterern  und  Chamaven  in  sehr  alter  Zeit 
s.  Müllenhoff  1.  c.  IV.  185;  vgl  Dahn  1.  c.  VII.  I.  28  ff.  Überhaupt  ist 
häufig  die  Wahrnehmung  gemacht  worden,  dass  die  fränkischen  Völker  au 
denjenigen  gehören,  bei  denen  man  die  Entwicklung  des  Königtums  insoferne 
beobachten  kann,  um  mit  gutem  Grunde  behaupten  zu  können,  daas  dasselbe 
auch  bei  Westgermanen  beimisch  war;  dagegen  vermag  W.  Hoffmeister 
(D.  Kgtum  im  altgerm.  Staatsleben  1887),  der  v.  Sybel's  Ansichten  mit 
z.  Th.  richtigen  Bemerkungen,  aber  mit  unrichtigen  Schlüssen  au  stützen 
suchte,  nicht  aufzukommen. 

2J  Guto  Übersicht  bei  Walther  Schultze:  Dtsche  Gesch.  II.  48  f. 
Vgl.  die  allgemein  gehaltenen  Ausführungen  Siokel's  in  Mitth.  d.  Instit 
Ergbd.  I.  23  ff. 

3)  Gemeint  ist  das  von  Gregor  beschriebene  Gaukönigtum. 

*)  Die  Bedeutung  derselben  für  die  Resistenzfähigkeit  des  Franken- 
tums  gegenüber  dem  Römertum  ist  in  Th.  II.  S.  213  betont  worden. 

ft)  Dies  hängt  mit  der  in  Th.  II.  212  u.  214  besprochenen  Zerfahrenheit 
der  fränkischen  Stammbildung  zusammen. 

ö)  Schröder:  R.G.«  S.  106  ?ersucht  diese  Kluft  zu  überbrücken, 
indem  er  die  Erfolge  Chlodovechs  gegen  die  andern  Theilkönige  durch  die 
Annahme  erklärt,  die  Bevölkerung  selbst  habe  in  der  Vereinigung  eine 
Förderung  ihrer  Interessen  erblickt.  Es  soll  damit  eine  Analogie  zwischen 
der  fränkischen  Entwicklung  und  der  gothischen,  langobardiseben  u.  s.  w. 
hergestellt  werden.    Nun  lässt  sich  aber  gegen  das  nicht  bewiesene  fränkische 
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an  Umfang  und  Intensität,  die  durch  das  Kleinkönigtum  nicht 
geboten  werden  konnte ;  es  verdankte  diese  Zunahme  politischen 
Erfolgen,  für  die  ihm  nur  ein  Theil  des  Stammes  Gefolgschaft 
geleistet  hatte,  erobernder  Thätigkeit,  durch  die  es  sich  ver- 
wandter und  fremder  Völker  bemächtigte ;  es  schöpfte  insbesondere 
die  Zunahme  seiner  Intensität  nicht  aus  dem  Stammesboden, 
sondern  aus  den  auch  gegen  grosse  Theile  des  eigenen  Stammes 
erbrachten  politischen  Erfolgen,  an  denen  nur  der  dem  Klein- 
könige unterstehende  Stammestheil  direct  betheiligt  war,1) 
während  die  übrigen  Stammestheile  erst  später  und .  zwar  als 
Unterworfene  für  den  Ausbau  der  ohne  ihr  Zuthun,  beziehungs- 
weise gegen  sie,  errichteten  Macht  Verwendung  fanden.'2)  Diese 
Entwicklung  des  Königtums,  das  aufgehört  hatte,  ein  völker- 
schaftliches zu  sein,  ohne  Stammeskönigtum  zu  werden  und  auf 
die  Abstreifung  seines  völkerschaftlichen  Charakters  unvermittelt 
die  Annahme  eines  ganz  heterogenen  Charakters  folgen  lassen 
musste,  war  ftir  die  Zukunft  bestimmend;  sie  allein  erklärt  alle 
Eigenheiten  des  fränkischen  Monarchenrechtes,  ohne  dass  man 
auf  die  übrigens  genügend  bekämpfte  Annahme  fremder  Ein- 
wirkung einzugehen  braucht;  sie  erklärt  auch  die  eigenartige 
Incommensurabilität  zwischen  König  und  Staatsvolk,  die  das 
ganze  fränkische  Staatsrecht  kennzeichnet  und  die  durch  die 
erwähnte  Annahme  fremden  Einflusses  niemals  vollständig  erklärt 
werden  könnte. 


Einigungsbedürfnis  manche  Einwendung  erheben  (s.  bei  mir  Th.  II.  S.  212  ff), 
so  dass  man  wohl  rückhaltslos  mit  der  Thatsache  rechnen  muss,  dass  es 
anderwärts  zu  Stammesverbänden  kam,  die  staatliches  Qewand  annahmen, 
bei  den  Franken  aber  nicht. 

1)  Wir  glauben  —  nicht  im  Gegensätze  zu  S  o  h  m :  R.  u.  G.  Verf.  I.  35, 
über  doch  ergänzend  —  den  zweifellosen  Antheil  des  der  Leitung  Chlodovechs 
unterstehenden  Stammestheiles  hervorheben  zu  sollen. 

2)  Der  Umstand,  dass  an  diesen  Erfolgen  ein  Theil  des  fränkischen 
Stammes  mitgewirkt  hatte,  konnte  die  Gesammtentwicklung  nicht  be- 
einflussen; denn  der  mitwirkende  Theil  war  im  Verhältnis  zum  Ganzen  zu 
klein.  Die  Angehörigen  dieses  Theiles  worden  dadurch  entlohnt,  dass  aus 
ihnen  die  Umgebung  des  Königs,  seine  Vertrauensmänner  und  Beamten 
genommen  wurden,  durch  Grundschenkungen  u.  s.  w.  Die  Ausgestaltung 
des  Staatsrechtes  vermochten  sie  nicht  zu  bestimmen;  sie  hatten  auch,  da 
sie  persönlich  nicht  zu  kurz  kamen,  kein  besonderes  Interesse  daran.  Damit 
erklärt  sich  theilweise  das  auffallende  Preisgeben  staatlicher  Hechte  an 
mächtige  Elemente. 

v.  HulbttD,  Köm.  Recht  in  den  girm.  VoiksMaulen.   111.  12 
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Zweifellos  hängt  das  fränkische  Thronrecht  mit 
dieser  Entwicklung  zusammen;  denn  schon  für  die  vor- 
chlodovech\sche  Zeit  ist  eine  grössere  Kraft  des  erbrechtlichen 
Momentes  als  bei  anderen  Völkern  anzunehmen;1)  seit  Ohlodovech 
siegte  dieses  Moment  ganz-)  und  entsprach  der  subjectiven 
Machtstellung*)  des  fränkischen  Königtums.  Die  im  VII.  .Ib. 
wahrnehmbaren  Vorgänge  politischer  Natur4)  änderten  wohl 
den  thatsächlichen  Zustand,  aber  nicht  die  juristische  Grundlage.) 
Die  nicht  zu  leugnende  Theilnahme  der  Grossen  an  den  späteren 
Thronbesteigungen6)  findet  ihre  Erklärung  in  der  Art  der 
karolingischen  Thronerhebung,  der  die  erblichen  Grundlagen 
mangelten  und  die  nur  durch  die  Anlehnung  an  jene  politischen 
Mächte,  die  schon  im  VII.  Jh.  das  Erbrecht  der  Merowinger 
untergruben,  ersetzt  wurde.  Bekanntlich  machte  sich  der 
coneurrierende  Einfluss  des  Wahlrechtes  während  der  ganzen 
karolingischen  Zeit  geltend,  so  dass  er  nicht  einmal  durch  das 
Kaisertum  und  die  im  Jahre  813  eintretende  Anlehnung  an 
byzantinische  Vorbilder7)  überwunden  werden  konnte.  Die 
Erscheinungen  dieses  letzten  Stadiums  der  fränkischen  Thron- 

•)  So  mit  Recht,  gegen  die  wieder  von  H u brich  vertretene  Meinung. 
Sickol  in  Gött.  gel.  Anz.  1889.  S.  945  ff ;  vgl.  v.  Amira  «las.  189G  S.  19*  not! 
Dahn  1.  c.  VII.  III.  418  ff. 

*)  Hiefür  maassgebend,  dass  weder  Minderjährigkeit  noch  Gebrechen 
an  der  Erbfolge  hinderten  (s.  Sickel  1.  c.  965).  Mit  Recht  bemerkt 
Waitz  I.  c.  III.  I.  282  f.  dass  die  Betonung  der  Würdigkeit  u.  * 
geistlich  nnd  ohue  praktische  Bedentung  ist;  eine  Grundlage  für  Ausübim«: 
des  Wahlrechtes  liegt  da  nicht  vor.  Ohne  zweifelloses  Erbrecht  wäre  »hu 
Festhalten  an  einem  unfähigen  Königshause  unmöglich  gewesen. 

3)  »  Sickel  in  Westdtsch.  Ztschr.  IV.  333.  Deshalb  trat  {s.  Daiit. 
1.  c.  VII.  III.  468,  460)  ein  Wahlrecht  nur  da  in  den  Vordergrund,  wo  <hu 
subjective  Recht  des  Prätendenten  zu  schwach  war. 

*)  Nämlich  der  Antheil  der  Grossen;  v.  Amira  (G.  g.  A.  1896.  S.  19m 
will  nur  einen  negativen  Einfluss,  d.  i.  Verhinderung  des  Regierungsantritt» 
eines  missliebigen  Königs,  annehmen. 

5)  s.  Sickol  G.  g.  A.  1889  S.  980,  Dahn  VII.  III.  462  ff. 

6)  Gegen  die  gut  begründete  Ansicht  Brunuer's  (1.  c.  II.  inf 
v.  Amira  1.  c.  199.    Über  die  Bedeutung  des  Wahlraomentes  in  karolingischer 
Zeit  s.  jetzt  Sickel:  Z.  Karol.  Thronrecht  (Lpzg.  1903);  vgl.  Datn 
1.  c.  VIII.  VI.  59.    Dieses  Wahlrecht  gilt   nur  innerhalb   des  Hanse* 
s.  Fustel.  Transformation«  S.  288. 

"')  s.  Brunn  er  1.  c.  II.  28  f. 
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rechtsgesChichte  beweisen,  dass  nicht  in  äusseren  Umständen, 
sondern  in  dem  Wesen  des  Königtums  die  Erklärung  für  das 
Ubergewicht  des  erblichen  Momentes  zu  suchen  ist;  selbst  das 
im  VII.  Jh.  geschwächte  merowingische  Königtum  entbehrte 
nicht  dieses  Momentes,  weil  ihm  dasselbe  seit  seiner  Begründung 
innewohnte;  umgekehrt  konnte  das  weit  kräftigere  karolingische 
Königtum  sich  nicht  in  dem  Maasse  auf  die  erbliche  Grund- 
lage stützen,  weil  seine  Entstehung  nicht  darnach  war. 

Dennoch  fehlte  eine  feste  Thronfolgeordnung;  man 
vermag  nur  zu  sagen,  dass  der  Mannesstamm  und  zwar  auch 
der  uneheliche,  berechtigt  war,  dass  Söhne  in  der  Regel  vor 
den  Brüdern  und  die  Letzteren  wieder  vor  den  Neffen  zum 
Erbe  gelangten;1)  aber  es  bestand  nicht  nur  keine  stabile  Reihen- 
folge für  weitere  Anverwandte,  sondern  überdies  die  Vergabungs- 
möglichkeit seitens  des  letztregierenden  Königs  selbst  und  bei 
Theilungen  nicht  Übergang  des  Theilreiches  auf  den  nächsten 
Erben  des  Theilkönigs,  sondern  Accreszenz  an  die  Brüder.2) 
Mit  Recht  sagt  Dahn,8)  dass  jeder  Merowinger  die  Thronfolge- 
fähigkeit in  abstracto  hatte,  dass  aber  die  Thronfolgeordnung  in 
concreto  unbestimmt  war.  Wenn  aber  —  offenbar  aus  der  bei 
Theilungen  oftmals  vorkommenden  Gleichheit  der  Theile  — 
geschlossen  wird,  dass  die  Thronfolge  einfach  als  private  Erb- 
folge in  das  Grunderbe  zu  betrachten  ist,4)  so  kann  dieser 
Auffassung  keineswegs  in  der  Form  zugestimmt  werden;  man 
muss  vielmehr  die  von  Sickel5)  scharfsinnig  und  klar  hervor- 
gehobenen Unterschiede  zwischen  privatem  Erbrecht  und  der 
Thronfolgeordnung  acceptieren;  mit  Recht  bemerkt  Sickel,6) 
dass  auch  die  Theilungen  keine  genügende  Parallele  zu  den 


>)  Sickel  (G.  g.  A.  1889  S.  956 f.)  scheint  im  allgemeinen  in  der 
Annahme  fester  Ordnung  zu  weit  zu  gehen. 

a)  Über  die  Rolle,  die  die  Adoption  dabei  spielte,  s.  Dahn  1.  c. 
VII.  III.  428. 

*)  1.  c.  VII.  III.  427.  Ganz  ungerechtfertigterweise  führt  SchUcking 
1.  c.  111  den  Anspruch  aller  Mitglieder  des  Königshauses  auf  das  Wahl- 
königtum zurück. 

«)  s.  Hubrich  1.  c.  29,  Viollet  1.  c.  I.  218,  Schücking  1.  c.  116  ff; 
▼gl.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  429. 
&)  G.  g.  A.  1889  S.  962  ff. 

•i  1.  c.  960  f. 

12 
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analogen  Institutionen  des  Privatrechtes  bieten.  'Trotzdem 
könnten  wir  das  Hausrecht  des  Königtums  als  staatliche  Ordnung1) 
nur  in  dem  Sinne  anerkennen,  wenn  man  dabei  an  staatlich  im 
Gegensatze  zu  privatrechtlich,  aber  nicht  an  eine  staatsrechtliche 
Ordnung  in  eigentlicher  Bedeutung  denken  sollte;  das  von 
Sickel  Betonte  genügt  wohl,  um  den  Unterschied  zwischen 
der  gleichzeitigen  privatrechtlichen  Erbfolge  und  den  Thronfolge- 
verhältnissen zu  beweisen,  genügt  jedoch  nicht,  um  die  letzteren 
in  staatsrechtlichem  Lichte  erscheinen  zu  lassen,  da  überhaupt 
von  einer  Rechtsordnung  wenig  zu  spüren  ist.2)  Für  die  uns 
beschäftigende  Frage  genügen  die  in  der  einschlägigen  Literatur 
besprochenen  thatsächlichen  Vorgänge,  um  jede  Anlehnung  an 
römische  Beispiele  auszuschließen  und  im  Gegentheil  auf  Grund 
der  hier  besonders  auffallenden  Stellung  Unehelicher3)  das 
Nachwirken  altgermanischer  Traditionen  anzunehmen,  die  wir 
übrigens  in  der  Gesammtheit  der  betreffenden  Vorgänge  lebendig 
sehen.4)   Das  Thronrecht  hat  sich  von  dem  privaten  Erbrecht 


i)  wie  Sickel  1.  c.  953  will. 

*)  Dies  gilt  auch  für  die  karolingische  Zeit. 

3)  s.  Bronner  in  Sav.  Ztschr.  XVJI.  2  ff. 

4)  Aas  den  thatsächlichen  Vorgängen  geht  nämlich  ein  eigenartiges 
Gesainmtrecht  des  Königshauses  hervor,  dessen  Wurzeln  weit  zurückreichen 
und  welches,  weil  es  offenbar  schon  antiqnirt  war,  in  einer  anscheinend 
regellosen  Successionsordnung  —  namentlich  betreffs  der  Seiten  verwandt» 
—  sowie  in  Theilungen,  in  Einräumung  von  Theilgebieten  zu  Lebzeiten  de* 
Herrschers  u.  s.  w.  Ausdruck  findet.  Prof.  Dr.  ü.  Balzer  hat  in  seiner 
rechtshistorischen  Studie  über  die  Thronfolgeordnung  der  Piasten  (Abb. 
d.  Krakauer  Akad.  d.  Wiss.,  Hist  philos.  Abtb.  Bd.  36.  S.  289  ff)  da- 
alte  FUrstenrecht  unter  Trennung  des  Vermögenserbreobtes  von  der  Ver- 
erbung der  Sippenvorstandschaft  als  Behelf  für  das  Verständnis  der  alt» 
Sippenverfassung  behandelt.  Volle  Zustimmung  und  Ausnützung  auch  für 
andere  Völker  verdient  dasjenige,  was  Prof.  B.  über  die  Überwindung  itr 
Sippengemeinscbaft  im  Herrschergeschlecht«,  über  die  Natnr  der  Antheih- 
ansprüche  der  Mitglieder  und  insbesondere  Uber  die  Bestimmung  der  Antbeüe 
durch  den  jeweiligen  Herrscher  ausführte.  Die  Bestimmung  des  Thronfolge- 
rechtes der  Seitenverwandten  durch  den  Herrscher  hing  jedenfalls  mit  dt<r 
Zersetzung  der  Sippe  zusammen,  nämlich  mit  der  geänderten  Ausübung 
ehemaliger  Rechte  des  Sippenältesteu. 

Bei  dieser  Auffassung  findet  man  die  vorerwähnte  Ansicht  Dahn  * 
(s.  oben  S.  179  A.  3)  bestätigt  und  der  altertümliche  Charakter  des  fränkischfc 
Thronrechtes  erscheint  zweifellos;  insofeme  ist  gewiss  mit  Schröder  R.G.4 
106  die  Annahme  eines  Verfassungsbruches  abzulehnen.    Eine  Verfassung* 
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entfernt,  es  hat  th  eil  weise  mit  dem  Zwecke  staatlicher  Herrschaft 
gerechnet,  hat  sich  aber  nicht  zu  einer  staatsrechtlichen  Auf- 
fassung durchgerungen  und  ist  weder  von  dem  Königshause 
selbst,  noch  von  anderen  Factoren  juristisch  abschliessend  ent- 
wickelt worden. 


änderung  könnte  höchstens  hinsichtlich  desjenigen  Stammestheiles  voraus- 
gesetzt werden,  den  Chlodovech  beherrschte,  bevor  er  sein  Reich  ausgedehnt 
hatte;  die  übrigen  Völker  haben  das  Königtum  weder  begründet,  noch  seine 
Fortentwicklung  beeinflusst;  da  aber  mit  Rücksicht  anf  die  Gesammtlage 
das  Wahlrecht  eines  Stammestheiles,  namentlich  angesichts  des  bei  diesem 
Theile  schon  in  vorcblodovech'scher  Zeit  starken  erbrechtlichen  Momentes, 
nicht  aufblühen  konnte,  so  mussto  in  der  weiteren  Entwicklung  auch  der 
Rest  des  Wahlelementes  zurücktreten  und  dem  Übergewichte  des  Erbrechtes 
Platz  macheu.  Wie  sich  nun  die  innere  Entwicklung  dieses  Erbrechtes  im 
Herrscherhause  selbst  gestaltete,  war  zunächst  Sache  dieses  Hauses;  denn, 
wie  schon  erwähnt  (oben  S.  180),  ist  das  Hausrecht  keine  staatliche  Ordnung 
im  eigentlichen  Sinne;  die  von  Sickol  hervorgehobenen  Unterschiede 
zwischeu  dem  zeitgenössischen  privaten  Familien-  und  Erbrechte  und  dem 
des  Königshauses  sind  gewiss  anzuerkennen,  können  aber  auf  der  langsameren 
und  anders  gearteten  Entwicklung  des  Hausrechtes  beruhen,  in  dem  trotz 
Überwindung  der  alten  Sippenverfassung  das  hervorragende  Recht  des 
Sippenältesten  mutatis  rautandis  nachwirkon  mochte;  (so  z.  B.  darin,  dass 
der  König  zur  Verfügung  über  sein  Vermögen  keiner  Theilnahme  der  Erben 
bedarf;  s.  Heusler  1.  c.  I.  309  f.  Brunner  1.  c.  II.  68).  Muss  man  also 
(mit  Sickel)  eine  Parallelisiorung  des  privaten  Erbrechtes  mit  dem  könig- 
lichen ablehnen,  so  ist  damit  noch  immer  nicht  gesagt,  dass  nicht  beide  aus 
gemeinsamer  alter  Wurzol  stammen,  nur  hat  sich  im  allgemeinen  Rechte 
der  publicistische  Charakter  des  Eigentums-  und  Erbrechtes  verflüchtigt, 
während  er  im  königlichen  Hausrecbte  eine  weitere  Entwicklung  erfuhr. 
Wir  müssen  natürlich  die  Ausführung  dieser  Fragen  der  Darstellung  des 
Immobiiiarrechtes  überlassen  und  uns  hier  auf  diese  Andeutung  beschränken, 
kouuten  dieselbe  aber  nicht  vermeiden,  weil  sie  zur  Charakterisierung  des 
fränkischen  Thronrechtes  nöthig  schien. 

Auch  die  Karolinger  hielten  an  dem  Uesammtrechte  des  Hauses  fest 
(s.  oben  S.  178.  A.  6).  Fasst  man  dies  in's  Auge  und  berücksichtigt  man 
das  zu  ihrer  Zeit  stärker  hervortretende  Wahlrecht,  so  gelangt  man  zur 
Überzeugung,  dass  auch  die  karolingische  Entwicklung  germanische  Züge 
aufweist;  sie  ontfernt  sich  von  der  germanischen  Grundlage  nur  durch  die 
Einschränkung  der  Unehelichen,  (s.  jetzt  Sickel  in  Sav.  Ztschr.  XXIV. 
110  ff),  wobei  aber  das  Hausrecht  wieder  hinter  der  privatrechtlichen  Ent- 
wicklung zurückbleibt.  —  Diese  Thatsachen  genügen,  um  das  im  Texte 
vertretene  Urtheil  betreffs  des  germanischen  Charakters  des  Thron-  und 
.Hausrechtes  zu  rechtfertigen;  es  ist  von  besouderer  Bedeutung,  dass  auch 
das  Kaisertum  daran  so  wenig  änderte. 
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Ein  wichtiges  Symptom  des  hausrechtlichen  Charakters 
des  fränkischen  Thronrechtes  bilden  die  Reichstheilungen. 
Es  ist  für  uns  von  dem  oben  *)  vertretenen  Standpunkte  gegenstands- 
los, ob  die  Theilungen  zu  gleichen  oder  ungleichen  Antheilen  er- 
folgten.2) Wichtig  dagegen,  dass  die  ihnen  zugrundeliegende 
Idee  sich  so  lauge  erhielt  und  wohl  politisch,  aber  nicht  rechtlich 
bekämpft  wurde;3)  auch  die  Frage  nach  dem  rechtlichen  Charakter 
der  Theile  im  Verhältnisse  zum  Ganzen  fallt  nicht  bestimmend 
ins  Gewicht,  da  man  selbt  in  dem  Falle,  wenn  man  —  was 
kaum  angeht4)  —  annehmen  würde,  dass  durch  die  Theilungen 


')  S.  180.  A.  4. 

8)  Brunner  1.  c.  II.  25  f  nimmt  gleiche,  eigentlich  gleichwertige 
Theile  an;  ähnlich  Dahn  1.  c.  VII.  III.  447  ff.  VIII.  VI.  77,  was 
W.  Schultce  (Dtscho  Gesch.  II.  114.  A.  l.j  nicht  mit  Unrecht  bekämpft; 
der  Umstand,  dass  der  König  die  Art  der  Theilung  anordnen  konute,  spricht 
eher  für  die  Zulässigkeit  der  Ungleichheit;  vgl.  Lon  gn  o  n  1.  c.  90.  Dem  Volke 
fehlte  jedenfalls  alle  Ingerenz.   In  karolingischer  Zeit  herrschte  Ungleichheit. 

sj  Sickel  (G.  g.  An*.  1889.  8.  960)  stellt  fest,  dass  die  TheilungeD 
durch  keinen  Rechtssatz  verhindert  wurden.  Die  Idee  war  überhaupt  so 
stark,  dass  sie  sich  sogar  in  der  Theilung  des  Hausmeieramtes  und  in  der 
Fortsetzung  der  Theilungen  trotz  des  Kaisertums  äusserte.  Ihre  Bekämpfung 
durch  die  Grossen  hat  lediglich  politischen  Charakter  und  man  muss  Dahn 
beipflichten,  wenn  er  (1.  c.  VII.  III.  470)  betont,  dass  nicht  der  Gedanke 
der  Staatseinheit,  sondern  die  Staatskunst  der  Hausmeier  der  alten  Erb- 
theilung  abträglich  war.  Es  waren  auch  nur  politische  Gründe,  die  es 
bewirkten,  dass  bei  den  Theilungen  bestimmte  Territorien  zu  einander  ge- 
schlagen wurden  (s.  Fablbeck  1.  c.  77). 

4)  Brunner  vertritt  bekanntlich  die  Auffassung,  dass  es  sich  nur 
um  die  Theilung  der  Verwaltung  handelte  und  dass  die  Reichseinheit  nicht 
aufgehoben  wurde:  ebenso  Dahn  1.  c.  VH.  III.  473  ff;  W.  Schultz« 
ttofinirt  (I.  c.  II.  115)  das  Verhältnis  als  .ideale  Einheit  mit  realer  Sonderheit, 
analog  dum  Charakter  des  Grund  und  Bodens  der  Dorfschaft  in  der  Urzeit". 
Sickel  (G.  g.  Anz.  1889.  8.  961)  glaubt  hingegen  die  Einheit  nur  in  der 
Gegenseitigkeit  des  Erbrechtes  erblicken  zu  sollen,  eines  Erbrechtes,  das 
durch  keine  Verfügung  zu  Gunsten  eines  Fremden  entziehbar  war;  tat- 
sächlich gab  es  keine  geroeinsame  Obergewalt  über  die  Theilreiche  und 
ausser  dem  gegenseitigen  Erbrechte  kein  anderes  rechtliches  Band.  Die 
Meinungsverschiedenheit  ist  jedoch  keine  so  grosse;  denn  auch  Brttnner 
spricht  doch  nur  von  einer  theoretischen  Gesammtherrschaft  und  vot 
einem  Gedanken  der  Reichsei nheit,  ohoe  directe  Folgen  zu  behaupten: 
dies  wäre  mit  der  Sickel'schen  Ansicht  wohl  vereinbar;  vgl.  überdies  Sickel 
in  G.  g.  Anz.  1896.  S.  296.  Deshalb  scheint  v.  Amira  (G.  g.  Anz.  1896 
S.  199)  in  der  Bekämpfung  Bruuners  zu  weit  zu  gehen.   Man  wird  auf 
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separate  Staatswesen  entstanden,  immer  noch  (oder  vielleicht 
erst  recht)  den  erwähnten  hausrechtlichen  Charakter  des 
fränkischen  Thronrechtes  wahrnehmen  müsste.1)  Somit  sind  die 
Theilungen  nicht  nur  uurömisch,  sondern  überdies  eine  Folge- 
erscheinung jener  germanischen  Traditionen,  deren  Wirken  im 
fränkischen  Thronrechte  überhaupt  mit  grösster  Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen  ist;  sie  führten  allerdings  zu  Resultaten,  die  sich 
staatsrechtlich  ungermanisch  gestalteten,  ohne  deshalb  fremd- 
rechtliche Einflüsse  aufzuweisen.2) 

Es  ist  nur  logisch,  dass  die  Behandlung  der  Unmündig- 
keits-  und  Regentschaftsfrage  dieselben  Züge  aufweist: 
trennte  man  auch  praktisch  das  Thronfolgerecht  von  der  Über- 
nahme der  Regierung,  so  stand  doch  die  Successionsfähigkeit 
der  Unmündigen  fest  und  Rechtsnormen  über  Regentschaft 
fehlten,1)  da  dieselbe  einen. sippemässigen,  also  gesammtvormund- 


modern-rechtliche  Präcisieruug  verzichten  müssen  (s.  noch  Sickel  in  G.  g. 
An*.  l»03.  S.  800)  und  die  Rechtsfähigkeit  der  gegenseitigen  Unterthanen 
nicht  so  geringschätzen  dürfen,  wie  es  nach  modernem  Staatsrechte  geschehen 
kennte.  Auch  später,  wo  die  Theilongen  schon  politisch  intensiver  auftreten 
(s.  Dahn  l.  c.  VIII.  V.  357),  fehlt  es  doch  nicht  an  Spuren  des  Gemeinschafts- 
gefühls, (vgl.  J.  Doize:  Le  gouvem.  confratcrnel  de  Louis  le  Pieux  et 
l'nuite  de  1* Empire)  wobei  man  die  Kräftigung  der  Einheit  durch  das  Kaiser- 
tum nur  für  das  Kaisertum  selbst,  aber  nicht  für  die  Theilreiche  annehmen  kann. 

l)  Das  hausrechtliche  Band  hat  den  Zerfall,  zu  dem  sont»t  die  Theilungen 
hätten  führen  müssen,  hintangehalten. 

a)  Germanisch  ist  nämlich  (s.  oben  S.  ISO.  A.  4.)  die  Grundlage  des 
Tbronfolgerechtes,  die  sich  möglicherweise  aus  dem  alten  Privatrechte  her- 
leitet, aber  der  späteren  privatrechtlichen  Entwicklung  nicht  mehr  gefolgt 
ist,  somit  nicht  den  Charakter  zeitgenössischer  privatrechtlicher  Ordnung 
hatte.  Ebensowenig  hat  es  sich  den  Stammesinteressen  untergeordnet,  weil 
der  fränkische  Stamm  keine  staatsrechtliche  Stufe  erreicht  hat,  so  dass  das 
Kronrecht  keine  Gelegenheit  hatte,  mit  einem  Stammesstaatsrechte  zu  rechuen. 
So  ist  das  staatsrechtliche  Resultat  dieser  Entwicklung  trotz  germanischer 
Grundlage  ein  uugermanisches,  weil  kein  germanisches  Staatswesen  an  einer 
derartigen  Incommensurabilität  zwischen  Staat  und  Königtum  zu  leiden 
hatte  und  in  keinem  das  Königtum  so  sehr  von  dem  Staate  unabhängig 
war.  Der  politischen  Zusammenfassung  des  Stammes  entspricht  Einheit 
des  Königtums  (vgl.  Theil  II.  S.  144);  wo  erstere  fehlt,  fehlt  auch  die 
demgemässe  Ordnung  des  Thronrechtes. 

3)  Dahn  (1.  c.  VII.  III.  440)  vertritt  die  Auffassung,  dass  die  privat- 
rechtliche Vormundschaft  über  den  unmündigen  König  von  der  Reichs- 
regentschaft  zu  trennen  ist;  bewiesen  wird  dies  nicht,    v.  Amira  (Gött.  gel. 
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schaftlichen  Zug  hatte1)  und  dieser  Zug  nur  politische,  aber 
nicht  staatsrechtliche  Änderungen  erfuhr.2)  Die  betreffenden 
Thatsachen  stehen  mit  dem  Charakter  des  Thronrechtes  in 
engstem  Zusammenhange,  so  dass  auch  hier  an  keinen  römischen 
Einfluss  zu  denken  ist.'"1) 

Hierher  gehören  auch  die  Modalitäten  der  Thron- 
besteigung,4) unter  denen  namentlich  die  Umfahrt5)  mit 
Rücksicht  auf  die  privatrechtlichen  Analogien,6)  aber  auch  wegen 
ihrer  echten  germanischen  Anklänge7),  besonders  geeignet 
erscheint,  den  Gesammteindruck,  den  das  fränkische  Thronrecht 


Ana.  1896.  S.  196)  erblickt  in  der  Dahn'schen  Ansicht  oiue  Folge  der 
Brunner'schen ;  so  weit  wir  sehen,  mit  Unrecht,  da  Brunner  (1.  c.  IL  31  ff) 
in  der  interimistischen  Verwaltung  kein  staatsrechtliches  Institut  erblickt. 

*)  Dies  hebt  gerade  Brunner  (1.  c.  II.  33)  hervor. 

a)  Richtig  sagt  Sickel  (G.  g.  Anz.  1889.  S.  973):  .Die  Lage  war 
eine  ausschliesslich  politische.  Ein  Recht,  wie  für  den  factisch 
handlungsunfähigen  ein  Ersatz  zu  beschaffen  war.  musste  erst  hervorgebracht 
werden".  Nun  ist  ein  solches  Recht  nicht  geschaffen  worden  und  der  Ajitheil 
der  Grossen  beruhte  nur  auf  Macht;  das  Recht  kannte  nur  den  unmündigen 
König,  in  dessen  Namen  alles  geschah. 

3)  Dahn  (1.  c.  VII.  III.  436)  will  in  der  Feststellung  eines  concreten 
Mündigkeitstermins,  römischen  Einfluss  erblicken,  rechnet  aber  (1.  c.  437 
doch  auch  mit  germanischen  Nachklängen.  Wie  schwer  es  fällt,  über  diese 
Frage  klar  zu  werden,  hat  Sickel  (Gött.  gel.  Anz.  1889  S.  965  ff)  gezeigt, 
gleichzeitig  aber  mit  Recht  betont,  dass  im  Rahmen  des  Gesammtcharaktew 
des  fränkischen  Thronrechtes  diese  Frage  ziemlich  nebensächlich  erscheint. 
Die  Identität  privatrechtlicher  und  staatsrechtlicher  Mündigkeit  bei  den 
Karolingern  beweist,  dass  auch  bei  ihnen  noch  diese  Angelegenheit  den 
Hausrechte  und  nicht  dem  Staatsrechte  angehörte.  Den  Zusammenhang 
zwischen  dem  gesammten  Familienrechte  des  Königshauses  und  dem  alten 
germanischen  Familienrechte  hat  schon  Schulze  (Ztschr.  f.  R.  Gesch. 
VII.  361  ff)  behandelt. 

*)  S.  ausser  Waitz,  Brunner,  Schröder  und  Dahn,  insbes.  Sickel 
(Gött.  gel.  Anz.  1889.  S.  949)  und  Schücking:  Der  Regierungsantritt;  hiezu 
Dahnim  Arch.  f.  öff.  R.  XV.  287,  J.  Gierke  in  Sav.  Ztschr.  XXI.  309  ff. 

6)  Aber  auch  die  Besteigung  des  Throns  (Hochsitzes);  s.  Sickel 
1.  c.  963,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  490.  Die  Bedeutung  der  Umfahrt  betont 
besonders  Schücking  1.  c.  133. 

•)  s.  Brunner  1.  c  II.  18;  Schücking  geht  in  der  Hervorhebung 
des  privatrechtlichen  Momentes  zu  weit. 

*)  s.  was  D  a  h  n  (in  Arch.  f.  öff.  R.)  darüber  gegen  Schücking  sagt. 
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macht,  zu  bestätigen ; l)  daran  vermögen  auch  die  von  germanischen 
Traditionen  abweichenden  Änderungen  der  Titulaturen  und 
Insignien,  die  sich  namentlich  in  karolingischer  Zeit  mehren, 
aber  theilweise  auch  schon  der  merovingischen  eigen  waren, 
nichts  zu  ändern,  so  dass  eine  Erörterung  derselben  entfallen  kann. 

Der  dem  Könige  geleistete  Unterthaneneid,  dessen 
Herkunft  in  allen  germanischen  Staaten  strittig  ist,2)  hat,  auch 
wenn  man  seine  römische  Provenienz  zugiebt,3)  bei  den  Franken 
eine  Umbildung  erfahren,  durch  die  er  sich  dem  Gefolgschafts- 
eide näherte.4)  Diese  Umbildung  steht  in  gar  keinen  Beziehungen 


*)  Salbung  und  Krönung,  auf  angelsächsischem  und  kirchlichem,  letztere 
auch  auf  byzantinischem  Einfluss  beruhend,  treten  zu  spät  auf,  um  den 
Charakter  des  fränkischen  Thronrechtes  zu  ändern.  Es  ist  übrigens  allgemein 
anerkannt,  dass  weder  Salbung  noch  Krönung  von  rechtlichem  Belang  waren; 
?.  jetzt  Dahn  1.  c.  VIII.  VI.  92  ff. 

2)  Gemeingermanisch  ist  der  Unterthaneneid  wohl  nicht;  s.  Sickel: 
Freistaat  S.  64  ff,  Schücking  1.  c.  18.  Die  betreffenden  Ansichten  von 
Roth  und  Waitz  werden  mit  Recht  abgelehnt. 

3)  s.  Brunner  1.  c.  II.  61  f.  v.  Amira  in  Gött.  gel.  Anz.  1896.  S.  191, 
Sickel  das.  1890.  S.  213  (woniger  sicher  das.  1897.  S.  836).  Dahn  1.  c. 
VII.  III.  395 ff  bestreitet  den  römischen  Ursprung,  Puntscnart  (Mitth.  d. 
Instit.  XXIV.  480  f)  schliesst  ihn  nicht  aus. 

*)  Auf  diese  Umbildung  gehen  Brunner  1.  c.  und  v.  Amira  1.  c.  ein; 
Puntschart  1.  c.  leitet  in  Anlehnung  an  Mayer  (1.  c.  1.  1.)  den  Eid  von 
dem  schon  in  germanischer  Zeit  wahrscheinlich  üblichen  Heerschwur  ab 
und  möchte  auch  .das  Gepräge  des  Gefolgschaftseides*,  das  er  für  den 
späteren  Unterthaneneid  m.  R.  zugiebt,  aus  seiner  militärischen  Wurzel  er- 
klären. Sickel  in  G.  g.  Anz.  1897.  S.  836  macht  geltend,  dass  man  hier 
Form  und  Inhalt  trennen  dürfe  und  meint,  die  Franken  hätten  die  Pflicht, 
den  Dienstherrn  zu  schützen,  von  der  allgemeinen  Untertbanentreue  gewiss 
unterschieden.  Wir  glauben  dennoch,  trotz  des  Unterschiedes,  eine  starke 
Annäherung  beider  Pflichtarten  annehmen  zu  sollen;  sie  ist  so  bedeutend, 
dass  viele  Forscher  (s.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  396,  Schücking  1.  c.  140 ff, 
Mayer  1.  c.  I.  4  und  I.  196.  A.  24)  sich  veranlasst  sahen,  den  fränkischen 
Unterthaneneid  überhaupt  und  seit  jeher  (für  die  spätere  merovingische 
Zeit  trifft  Schückings  Bemerkung  1.  c.  173  zu)  in  enge  Beziehung  zum 
Gefolgschaftseide  zu  bringen,  woraus  sich  ein  rein  germanischer  Charakter 
dieser  Einrichtung  ergeben  würde.  Die  germanischen  Elemente  dos  fränkischen 
Treugelöbnisses  und  des  Unterthanenverbältnisses  hat  K.  Weiman  n  (D- 
sittl.  Begr.  in  Greg.  v.  Tours  Hist.  Fr.  15  ff )  hervorgehoben  (vgl.  Dippe: 
Gefolgsch.  n.  Huldig.  27  ff).  In  karolingischer  Zeit  tritt  dies  noch  stärker 
hervor.  Es  ist  nämlich  mit  Sick  el  (Gött.  gel.  Anz.  1890.  S.  213)  anzunehmen, 
dass  durch  den  Unterthaneneid  (bei  Römern  und  Franken)  nicht  neue  Pflichten 
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zu  der  eventuellen  römischen  Provenionz  des  Unterthaneneides: 
sie  hat  vielmehr  der  Natur  des  fränkischen  Königtums  und 
seiner  eigenartigen  Stellung  zu  dein  Staatsvolkc  jeweils  volle 
Rechnung  getragen.1) 

Dieser  Stellung  des  Königtums  entsprach  folgerichtig  die 
Concentrirung  des  Friedens  in  der  Hand  des  Königs,  also 
eine  Substituirung  des  Königs  für  das  Volk  in  einem  Maasse, 
wie  wir  sie  bei  anderen  Völkern  auf  dieser  Stufe  vergeblich 
suchen  würden.-)  An  römische  Einflüsse  wird  man  auch  da 
trotz  der  zweifellos  von  der  altgermanischen  Grundlage  ab- 
gehenden fränkischen  Entwicklung  nicht  denken;  sie  ergab  sich 
naturgemäss  aus  dem  Verfall  der  Volksverfassung  und  führte 
einerseits  zur  Steigerung  des  schon  volksrechtlich  begründeten 
höheren  Sonderfriedens  der  königlichen  Person,  des  königlicheu 
Gutes  u.  s.  w.,:i)  andererseits  aber  zur  Concentrirung  jedweder 


begründet,  sondern  nur  die  Erfüllung  bestehender  Pflichten  gewährleistet 
wurde;  demgegenüber  sehen  wir,  dass  durch  den  Eid.  den  Karl  d.  Gr.  nach 
der  Kaiserkrömuig  forderte,  neue  Pflichten  begründet  beziehungsweise  her- 
kömmliche Pflichten  auf  eine  neue  Grundlage  gestellt  wurden  (Waitz 
I  e.  III.  l,  '>  '\,  -J-23,  298.  Ii  runner  1.  c.  II.  t>3  f,  Fustel:  Les  transformations 
'J.vj  fl  ),  wiw  natürlich  ein  Abgehen  von  allen  früheren  Vorbildern  bedeutet. 

l;  Durch  die  Verwandtschaft  mit  dem  Gefolgschaftseide  trat  das 
persönliche  Moment  des  Schutt-  und  Treuvorbandes  stark  hervor  (s.  Dahn 
1.  c.  VII.  III.  H'jü).  Charakteristisch  ist  ferner  der  Mangel  eines  königlichen 
Eides;  allerdings  fehlt  er  auch  bei  den  Langobarden;  doch  festigte  bei  ihnen 
die  regere  Beteiligung  des  Volkes  an  der  Thronbesteigung  das  staatliche 
Howusstsein  und  es  ist  anzunehmen,  dass  der  langobardische  Unterthaneneid 
(dessen  Inhalt  nicht  bekannt  isO  nicht  über  das  Versprechen  der  staatlich 
begründeten  Treue  hinausging;  m.  R.  betont  Schücking  1.  c.  ys,  dass  die 
Langobardeu  den  Begriff  staatlicher  ünterthaueuschaft  kannten.  Der 
fränkische  Unterthaneneid  geht  weiter  und  deshalb  ist  der  Mangel  eines 
königlichen  Gegeneides  bemerkenswert;  der  König  verspricht  nur  im  all- 
gemeinen Schutz,  was  auch  wieder  an  Gefolgschaftsverhältnisse  anklingt 

'-)  Diese  Substituirung  erscheint  schon  in  der  Lex  Sal.  Sohra  (Ber. 
d.  kgl.  sächs.  Ges.  d.  Wiss.  Bd.  68  (1901)  S.  1  ff)  tritt  energisch  für  die 
Identificierunu  des  Königsfriedens  mit  dem  Staatsfrieden  ein.  .Sermo  regia" 
ist  das  Wort  des  Königs  als  Volksvertreters.  Das  königliche  Friedensgebot 
schafft  den  Frieden,  es  ist  der  Ausdruck  der  befehlenden  Gewalt  des  Königs. 
Vgl.  Brunner  1.  c.  II.  42  ff,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  404  ff,  VIII.  VI.  4t  ff. 
Schröder4  117. 

3)  s.  Brunuer  1.  c.  II.  44.  A.  13  und  14.  Es  fällt  auf,  dass  die 
fränkischen  Kechtsquelleu  keinen  besonderen  Frieden  der  Königspfalz  kennen; 
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Friedenshandhabung  in  der  Hand  des  Königs1)  und  überdies 
zur  Schaffung  besonderer  Friedens-  und  Schutzarten.  In  der 
strafrechtlichen  Qualifizierung  und  Behandlung  kommt  hier 
allerdings  stellenweise  römischer  Einfluss  in  Betracht,2)  doch 
nicht  starker  als  bei  anderen  germanischen  Völkern. 

Eine  eigene  Ausgestaltung  hat  der  besondere  Königsschutz 
erfahren.  Derselbe  ist  weder  bei  den  Langobarden,3)  noch  bei 
den  Franken  auf  die  spätrömische  Tuitio  zurückzufahren,  die 
dem  ostgothischen  Königsschutze4)  als  Grundlage  gedient  hat/') 
Fehlt  schon  äusserlich  jede  Möglichkeit  einer  Anknüpfung  an 
spätrömische  Verhältnisse,  deren  Fortbestand  in  Gallien  mehr 
als  zweifelhaft  erscheint,  so  schloss  sich  überdies  der  fränkische 
Königsschutz  zu  eng  an  den  allgemeinen  aus  dem  Volksfrieden 
hervorgegangenen  Königsfrieden  an,6)  um  als  römischrechtliche 


Brunner  i.  c.  II.  46  setzt  ihn  dennoch  voraus,  was  Dahu  1.  c.  VII.  III.  31 
ablehnt;  es  ist  anzunehmen,  dass  er  bestanden,  aber  frühzeitig  iu  dem  all- 
gemeinen Königsfrieden  Aufnahme  gefunden  hat. 

l)  Dies  äussert  sich  in  der  bekannten  Auffassuug  verschiedener  Ver- 
brechen als  Infidelität.  namentlich  in  karolingischer  Zeit. 

Z.  B.  im  crimen  laesae  inajestatis;  s.  Schröder  *  117  A.  65. 
Richtig  bemeikt  jedoch  Mayer  1.  c.  II.  103,  dass  die  Ausdehnung  dieses 
crimen  von  der  Person  des  Königs  auf  dessen  Wohnstätte  und  Gesinde  als 
Anknüpfung  an  den  germanischen  Hansfrieden  zu  betrachten  sei. 

»)  s.  Theil  II.  S.  153. 

«)  s.  Theil  I.  S.  139  f. 

6)  Die  rein  formellen  Anklänge  berücksichtigt  Brunn  er  1.  c.  II.  49  f; 
s.  v.  Amira  Cr.  g.  Anz.  1896.  S.  191.  Schröder  113  uimmt  neben  der 
germanischen  Wurzel  gleichzeitig  eine  Förderuug  durch  die  spätrömische  und 
ostgothische  Tuitio  an;  Dahn  1.  c.  VII.  III.  407  ff,  der  auch  die  ostgothisclie 
Tuitio  als  unrömisch  bezeichnet,  vertritt  natürlich  desto  mehr  den  germanischen 
Charakter  des  fränkischen  Königsschutzes. 

b)  Nämlich  insoferne,  als  er  ja  eigentlich  eine  specielle  Friedensart 
ist,  eine  specielle  Auwendung  des  königlichen  Friedensbannes  (s.  Schröder 
1.  c.)  Den  Übergang  macht  Brunn  er  1.  c  II.  48  gut  ersichtlich,  indem 
er  auf  die  schon  in  der  Lex  Sal.  vorkommenden  Consequenzen  des  allgemeinen 
Königsschutzes  aufmerksam  macht.  Dieselben  unterscheiden  sich  zwar 
formell  von  dem  späteren  Königsschutze  dadurch,  dass  die  besondere  Schutz- 
ergebung fehlt  und  deshalb  geböreu  sie  zu  den  Äusserungen  des  allgemeinen 
Königsfriedens;  da  sie  sich  aber  auf  Fälle  beziehen,  iu  denen  (in  Ermauglung 
des  Sippebandes)  specieller  Königsschutz  erforderlich  war,  können  sie 
materiell  als  Vorboten  des  speciellen  Königsschutzes  betrachtet  werdeu; 
sie  hängen  mit  dem  allgemeinen  Köuigsfrieden  noch  iusoferue  zusammen, 
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Nachbildung  betrachtet  werden  zn  können.  Der  fränkische 
Königsschatz  entsprach  sowohl  in  seiner  Ausgestaltung,1)  als 
auch  in  seinen  Rechtsfolgen2)  jenem  Machtzuwachse,  der  die 
Gesammtentwicklung  des  fränkischen  Königtums  im  Verhältnisse 
zum  Volke  auszeichnete,3)  war  also,  trotzdem  dass  er  sehr  weit 
ging,  ein  Product  germanisch  und  nicht  römisch  beeinflusster 
Entwicklung. 

Trotz  der  in  karolingischer  Zeit  gebräuchlichen  römischen 
Bezeichnungen  für  Hof  und  Hofstaat  war  die  Hofhaltung  des 
fränkischen  Königs,  die  sich  durch  den  Mangel  fester  Residenzen 
auszeichnete,  ihren  Hauptzügen  nach  unrömisch;4)  es  fehlte 
Compliciertheit  und  Centralisation  der  Geschäfte;  nur  wenige 
Personen  waren  mit  bestimmten  Staatsagenden  betraut,  die 
meisten  Hofleute  standen  dem  Könige  ohne  besondere  amtliche 
Bestimmung^')  zur  Verfügung.  Trotz  aller  Veränderungen,  die 
das  germanische  Beamtenwesen  im  fränkischen  Grossstaate  er- 
fahren musste,  trotz  jener  Erstarkung  der  königlichen  Gewalt, 
durch  die  der  Gegensatz  zwischen  Hof  und  Staat  theilweise 


als  sie  die  Ausfüllung  einer  staatsrechtlich  nicht  beseitigten  Lücke  durch 
den  König  bewirken.  Dies  ist  der  Ausgangspunkt  des  speciellen  Kouigs- 
schütze»  gewesen,  der  ursprünglich  wohl  nur  darauf  berechnet  war,  den 
aus  bestimmten  Gründen  fehlenden  allgemeinen  Rechtsschutz  zu  ersetzen 
(s.  meinen  Aufsatz  in  Sav.  Ztschr.  XVII.  67  ff ).  Interessant  ist,  dass  Lei 
Sal.  XIII.  6.  in  späteren  Redd.  anstatt  frodus  forban  setzt;  s.  Heus ler 
1  c.  I.  Iii. 

1)  Insoferne  als  er  mit  der  Zeit  über  das  durch  staatsrechtliche  Lücken 
gebotene  Maas*  hinausgebt  (s.  in  meinem  Aufsatz  1.  c.  71  ff)  und  ferner 
dadurch,  dass  er  einen  speciellen  Verband  gefolgschaftlicher  —  also  nicht 
staatsrechtlicher  —  Natur  begründet,  durch  den  zahlreiche  Individuen  der 
allgemeinen  Rechtsordnung  entzogen  werden. 

2)  Über  dieselben  s.  Brunn  er  I.  c.  II.  49  ff.  Sie  gehen  über  das 
Maas»  der  Folgen  volksrechtlicher  Schutzverhältnisse  hinaus  (s.  Heu» ler 
1.  c.  I.  Iii)  und  bieteu  den  Schützlingen  ein  Plus,  das  sowohl  für  sie,  als 
auch  für  den  König  einen  Vortheil  bedeutet. 

3)  Durch  die  Scheidung  zwischen  allgemeinem  Königsfrieden  und 
Sonderschutz  entfernt  sich  der  König  von  den  ausserhalb  des  Sonderschutzes 
steheuden  Leuten  und  nähert  sich  seinen  Schützlingen,  zum  Nachtheile  der 
staatlichen  Uesaramtlage;  s.  Flach  1.  c.  I.  81. 

«)  s.  Sickel  in  Westdtsche  Ztschr.  IV.  344.  Der  Hofdienst  gründete  sich 
auf  ein  allgemeines  Dienstverhältnis;  s.  Sickel  in  Oött.  gel.  Anz.  1890.  8.  229. 

*)  also  eventuell  für  verschiedenartige  Verwendung;  dies  gilt  sogar 
vom  Referendar. 


Digitized  by  Google 


18?) 


verwischt  wurde,  traten  doch  die  alten  germanischen  Hausämter 
klar  hervor;  die  Änderungen,  die  sie  aufweisen,  genügen  nicht, 
um  ihren  germanischen  Charakter  zu  unterdrucken.1) 

Neben  den  Hausämtern  spielt  eine  wichtige  Rolle  das 
königliche  Gefolge,  dessen  germanische  Eigenart  trotz  aller 
spätrömischen  Analogien  behauptet  werden  muss.2)  Die  Ent- 
wicklung des  Antrustionats,  die  mit  der  ganzen  Geschichte  der 
Gefolgschaftsverhältnisse  dieser  Zeit,  insbesondere  aber  mit 
der  Steigerung  der  königlichen  Gewalt  zusammenhängt,  führt 
zu  einer  erhöhten  Stellung,  durch  die  sich  die  Antrnstionen  vom 
Volke  abheben;  diese  Stellung  ermöglicht  auch  ihre  Benützung 
zu   staatlichen  Diensten,  Gesandtschaften   u.  s.  w.ü)  Die 


»)  Der  Seneschalk  (vielleicht  mit  dem  Truchsessenarat  betraut; 
s.  Branner  1.  c.  II.  101)  ist  rein  germanisch;  vgl.  Dahn  1.  c.  VII.  II. 
238,  Schröder  1.  c.  140.  Der  Harschall  ist  ebenfalls  germanisch;  er  hat 
zwar  höhere  Bedeutung  erlangt  und  erinuert  an  den  römischen  Comes  stabuli, 
doch  lässt  sich  römische  Beeinflussung  nicht  nachweisen;  vgl.  Dahn  1.  c. 
VII.  II.  237.  Der  Mundschenk  ist  durch  seine  hohe  Stellung,  die  ihn 
von  dem  römischem  Pincerna  unterscheidet,  als  germanisch  gekennzeichnet. 
Der  germanische  Kämmerer  ist  im  Thesaurarius  erhalten  (s.  Brunner 
1.  c.  II.  101,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  240;  and.  Mein.  Hermann  89  ff),  ob  er 
mit  dem  Cubicularius  identisch  war,  ist  zweifelhaft;  war  dies  der  Fall,  dann 
brauchen  wir  auch  für  den  Cubicularius  kein  römisches  Vorbild  zu  suchen; 
waren  aber  beide  Ämter  getrennt,  daun  liegt  römischer  Einfluss  vor.  Auch 
der  Spatharius  ist  trotz  des  römischen  Namens  germanisch;  s.  Brunner 
1.  c.  IL  102.  A.  46,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  244. 

2)  Wir  haben  uns  oben  S.  143.  A.  3  (gegen  Ouilhiermoz)  mit  dieser 
Frage  befasst.  Auch  der  römische  Sprachgebrauch,  den  Brunn  er  1.  c.  II. 
98.  A.  15  erwähnt,  ändert  daran  nichts;  die  angeführte  Vita  Aldeg.  stellt 
ausdrücklich  den  byzantinischen  Sprachgebrauch  dem  fränkischen  entgegen 
und  Fortnnat  benützt  mit  Vorliebe  classische  Wendungen.  Puer  kommt  im 
Sinne  von  Soldat,  Dienstmann  u.  s.  w.  wohl  iu  römischen  Geschichtsquellen 
des  IV.  Jh.  vor,  aber  auch  in  der  Bibelübersetzung  (s.  Guilhiermoz  1.  c. 
52),  so  dass  auch  diese  Benennung  nichts  beweist.  Das  Eiutreteu  von 
Römern  in  die  Trustis  kann  die  Benützung  theilweise  römischer  Terminologie 
erklären,  ohne  dass  man  an  eine  ungermanische  Erscheinung  zu  denken 
brauchte;  über  die  betreffende  Terminologie  s.  Dahn  1.  c.  VII.  II.  190. 

3)  Sickel  bezeichnet  in  Gött.  gel.  Anz.  1890  S.  228  das  Gefolge,  dessen 
germanischen  Charakter  er  betont,  als  das  älteste  Mittel  der  vom  Palast 
ausgehenden  Regierung,  obwohl  der  Antrustionat  in  der  Centrairegierung 
zu  keiner  erheblichen  Vorherrschaft  gelangte.  Überhaupt  beleuchtet  Sickel 
1.  c.  sehr  zutreffend  die  Vereinigung  von  Haushaltung  und  Staatsbehörde 
am  Hofe. 
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Traditionen  der  Gefolgschaft  erwiesen  sich  so  kräftig,  dass  sie 
auch  auf  die  Römer  angewendet  wurden  und  zur  Schaffung  eines 
römischen  Gefolges  führten.  Die  Hofleute  hatten  somit  theil- 
weise  staatliche  Bedeutung,1)  einzelne  Hofämter  erhielten  die 
ausgesprochene  Stellung  von  Staatsämtern.  In  diesen  Fällen 
haben  wir  es  allerdings  auch  mit  Functionären  zu  thun,  die 
nicht  der  Umgebung  des  altgermanischen  Königtums  angehören, 
ja  sogar  theil weise,  namentlich  in  ihrer  staatlichen  Thätigkeit, 
römische  Anklänge  aufweisen  und  eine  dem  altgerroanischen 
Hofdienste  fremde  Bedeutung  erhalten. 

Man  mag  die  germanischen  Wurzeln  des  Major  dorn  ats 
noch  so  hoch  anschlagen,2)  so  wird  man  doch  sagen  müssen, 
dass  dieses  bei  den  Römern  schon  früher  gebräuchliche  Wort3) 
nicht  als  Übersetzung  einer  fränkischen  Bezeichnung  anzusehen 


')  80  z.  ß.  die  Consiliarii  und  die  Domestici.  Als  con9i*liarii  er- 
scheinen manchmal  Uberhaupt  alle,  di»*  der  König  von  Fall  7.11  Fall  befragt, 
daneben  aber  auch  ständige  Berater,  die  an  die  römischen  consiliarii  erinnern 
(vgl.  Brunner  1.  c.  II.  102  f,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  247,  VIII.  IIL  125, 
Mayer  1.  c.  II.  150).  Die  domestici  kommen  weniger  in  Betracht,  da 
sie  wohl  im  allgemeinen  an  dem  königlichen  Haus-  und  Hofhalte  (Brunne r 
1  c.  II.  118  A.  1.,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  176;  eingebend  befasst  sich  mit 
ihnen  Hermann:  D.  Hanstneieramt  103  ff)  theilnahmeu  oder  aber  die 
Domänenverwaltnng  führten;  im  «rsteu  Falle  reihten  sie  sich  etwa  den 
Consiliarii  an,  im  zweiten  kamen  sie  als  specielle  Beamte  nicht  in  die  Lage, 
sich  mit  Staatsgeschäften  zu  befassen.  Aber  auch  von  den  Hausbeamten 
wurden  Seneschall  und  namentlich  Kämmerer  zur  Reichsverwaltung  heran- 
gezogen; s.  Sickel  1.  c.  231. 

Durch  diese  Vielseitigkeit  ihrer  Verwendung  und  den  Mangel  ent 
sprechend  abgegrenzter  Hof-  und  Staatsverwaltung,  gelangen  die  am  Hofe 
wirkenden  Personen  zu  einem  dem  Königtum  abträglichen  Einflüsse.  Der 
Hof  wird  zum  Mittelpunkte  aristokratischer  Bestrebungen,  die  die  königliche 
Gewaltfülle  eindämmen,  so  dass  der  herkömmliche  und  in  fränkischer  Zeit 
äusserlich  gesteigerte  Glauz  des  Hofes  den  Freiheitsbestrebungen  der 
Optimaten  dienstbar  gemacht  wird,  was  natürlich  ganz  unrömisch  ist.  Erst 
unter  den  Karolingern  wird  der  Hof  neu  organisiert  und  dem  Königtum 
ganz  unterworfen.  Kann  somit  der  karolingische  Hof  eher  als  der  mero- 
vingische  mit  dem  römischen  Palatium  verglichen  werden,  so  kommt  doch 
andererseits  das  persönliche  Treubaud  als  Grundlage  des  Königsdienstes 
ungeschwäeht  in  Betracht  und  gestattet  keine  Identifizierung  mit  römischen 
Vorbildern. 

2)  s.  Brunner  1.  c.  IL  104,  namentl,  Hermann  1.  c.  83  ff. 

3)  s.  Dahn  1.  c.  VII.  II.  192,  l<»s. 
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ist,  sondern  eher  eine  den  Germanen  fehlende  Benennung  für 
den  Vorstand  des  Hausgesindes  ersetzen  sollte.  Die  römischen 
Vorbilder  konnten  sich  jedoch  nur  auf  die  ursprünglich  hof- 
wirtschaftliche Bedeutung  dieser  Function,  aber  gewiss  nicht 
auf  die  politische  Bedeutung  beziehen1)  und  in  ihr  ist  doch  das 
Kennzeichen  des  fränkischen  Hausmeiertunis  zu  sehen;2)  der 
Majordomus  als  staatlicher  Würdenträger  ist  ungermanisch,  aber 
ebenso  unrömisch.  Für  das  Amt  des  Pfalzgrafen  fehlt  jede 
römische  Wurzel,1)  obwohl  es  aus  germanischen  Verhältnissen 
nicht  abgeleitet  werden  kann;  es  ist,  wie  bekannt,  als  eine  dem 
fränkischen  Grossstaate  eigentümliche  Erscheinung  zu  bezeichnen, 
deren  Bedeutung  ebenfalls  in  dem  Hinauswachsen  von  Hofgesinde- 
leuten über  den  Rahmen  des  Hofes  und  in  dem  Eingreifen  in 
staatliche  Aufgaben  liegt. 

Einen  durchgreifenden  römischen  Einfluss  dürfen  wir  also 
auch  in  diesen  über  das  Altgermanische  hinausgehenden  Er- 
scheinungen nicht  erblicken:  die  einzelnen  Functionen  sind, 
soweit  sie  eine  Neuerung  bedeuten,  dennoch  nicht  Copien 
römischer  Vorbilder,  sondern  das  Ergebnis  der  politischen 
Wandlungen,  der  veränderten  Stellung  des  Hofes,  in  dem  sich 
nunmehr  das  Staatsleben  concentrirt.  Die  Analogie  zwischen 
der  staatlichen  Bedeutung  des  römischen  und  des  fränkischen 
Hofes,  die  Thatsache,  dass  in  beiden  Fällen  Hofbeamte,  weil 
sie  dem  Herrscher  nahestehen,  in  die  Staatsagenden  eingreifen, 
sowie  auch  der  Herrscher  keine  genaue  Grenze  zwischen  Hof- 
und  Staatsangelegenheiten  wahrt,  ist  wohl  theilweise  vorhanden;4) 
sie  beruht  aber  nicht  auf  der  Nachahmung  römischer  Verhältnisse, 
die  übrigens  in  diesem  Sinne  für  Gallien  nicht  in  Betracht 
kamen,  sondern  auf  der  staatsrechtlichen  Entwicklung,  die  dem 
fränkischen  Könige  nach  Wegfall  der  volksrechtlichen  Grundlagen 


*)  s.  Hermann  I.  c.  57  ff. 

*)  s.  Schul  tie:  Dtsche  Gesch.  II.  381,  Brunn  er  1.  c  II.  lot»  f; 
Sickel  G.  g.  Anz.  1890.  S.  232  f.  hebt  m.  R.  gegen  Fnstel  hervor,  dnss 
die  neue  Kraft  dieses  Amtes  nicht  am  Uofe.  .sondern  im  Laude  lag  und  das 
Hofanit  nur  den  Rechtstitel  bildete,  durch  den  der  Gewalthaber  seinen 
Einfluss  legitimierte.  Der  hofmiiaaige  Wirkungskreis  des  Majordomus  ist 
für  uns  nebensächlich. 

3)  s.  Dahn  I.e.  VII.  II.  228,  230. 

*)  Doch  haben  wir  oben  S.  190.  A.  1  die  Unterschiede  hervorgehoben. 
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eine  persönliche  Machtsteigerang  schaffte.1)  Die  einzigen,  die 
an  römische  Vorbilder  in  hohem  Grade  erinnern,  die  Consiliarii 
und  Domestici,  kommen  weniger  in  Betracht  und  nicht  sie 
kennzeichnen  die  Bedeutung  des  Hofes,  sondern  neben  den 
germanischen  Uofbeamten  gerade  jene,  die  wir  als  neue,  aber 
als  unrömische  bezeichneten. 

Nur  die  Kanzlei  bildet  eine  Ausnahme;  sie  ist  romisch 
und  steht  unter  dem  Referendarius,2)  der  aus  der  römischen 
Tradition  erhalten  blieb3)  und  sich  von  dem  römischen  Referendarius 
höchstens  dadurch  unterschied,  dass  er  nicht  nur  zur  Beurkundung, 
sondern  auch  zu  anderen  Diensten,  Rathschlägen,  ja  sogar 
militärisch  verwendet  wurde;4)  der  Umstand,  dass  überwiegend 
Franken  in  dieser  Stellung  vorkamen,  hat  den  römischen  Charakter 
des  Amtes  nicht  beeinträchtigt  und  auch  die  übrigen  Kanzlei- 
beamten erhielten  römische  Titel,  obwohl  ihre  Thätigkeit  nicht 
ganz  derjenigen  der  betreffenden  römischen  Beamten  entsprach . :>) 
Nach  Gründen  für  die  Befolgung  römischer  Vorbilder8)  in  dieser 
Hinsicht  braucht  man  nicht  erst  zu  suchen;  es  ist  nur  zu  leicht 
erklärlich,  dass  für  das  Kanzleiwesen,  dem  jedes  germanische 
Vorbild  fehlte,  das  römische  grundlegend  werden  musste.  Erst 
in  karolingischer  Zeit  traten  in  dieser  Hinsicht  Änderungen 
ein,  indem7)  an  die  Stelle  der  schon  früher  verschwundenen 
Referendare  die  aus  der  Provinzialpraxis  herkömmlichen  Notare 


>)  s.  Schröder  R.G.4  138.  Mit  dieser  staatsrechtlichen  und  socialen 
Entwicklung  hängt  insbesondere  die  Stellung  des  Hausraeiers  zusammen, 
der  zum  Führer  des  Optimatentums  und  zum  Vertreter  desselben  am  Hofe 
wurde.  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Hofes  brachte  es  mit  sich,  dass 
derjenige  Theil  des  Volkes,  der  politische  Ansprüche  erheben  konnte,  die- 
selben am  Hofe  geltend  machte. 

^beziehungsweise  unter  mehreren  Keferendaren;  s.  Bresslau: 
Uikundenlehrc  S.  26G. 

3)  s.  Brunner  1.  c.  II.  Iis,  Dahn  l.  c.  VII.  II.  234.,  vgl.  Stumpf: 
D.  Reichskanzler  S.  38  u.  C'iroust  1.  c.  53. 

*)  s.  S  i  c  k  e  1  in  Westdtsche  Ztschr.  IV.  344,  Bresslau  1.  c.  2Gb. 

••)  Genaue  Nachrichten  über  die  Unterbeamten  der  merovingiscben 
Kanzlei  fehlen ;s.  Bresslau  1.  c.  26G  ff. 

ö)  u.  zw.  auch  in  stylistischer  Hinsicht;  s.  Giry:  Diplomat.  707,  714. 

")  und  zwar  aus  den  von  Bresslau  1.  c.  275  ff,  280  angeführten 
(irüudeu. 
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traten  und  überdies  geistliche  Kräfte  die  Kanzlei  beherrschten, 
was  aber  den  römischen  Charakter  der  Kanzleigeschäfte  wenig 
berührte.  — 

Eine  besondere  Bedeutung  hat  für  uns  die  Frage  nach  der 
eventuellen  römischen  Beeinflussung  der  vom  Könige  geübten 
staatlichen  Gewalten.  — 

Es  hat  sich  zweifellos  hinsichtlich  der  für  die  .Rechts- 
entwicklung so  besonders  in  Frage  kommenden  Gesetz- 
gebungsgewalt1) ein  Umschwung  vollzogen;  legen  doch 
die  Berichte  über  das  Zustandekommen  der  Lex  salica 
noch  in  später  Zeit  Nachdruck  auf  die  Thätigkeit  des  Volkes, 
während  die  Nachrichten  über  die  folgenden  Satzungen  den  Königen 
die  Hauptrolle  zuweisen.  Darüber,  wie  weit  dieser  Umschwung 
reichte,  gehen  die  Ansichten  sehr  auseinander,2)  denn  es  ist 
leichter,  die  Begrenztheit  der  königlichen  Gewalt,  als  die  Grenze 
selber  zu  erkennen :{)  und  es  tritt  hinzu,  dass  die  selbst  im 
modernen  Rechte  sehr  bestrittene  Unterscheidung  zwischen 
Gesetz  und  Verordnung  im  fränkischen  Rechtsleben  überdies 
durch  den  Gegensatz  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht, 
zwischen  Reichsrecht  und  Stammesrecht  und  schliesslich  durch 


»)  Wir  behalten  der  Kürze  wegen  diese  Bezeichnung  bei,  obwohl  der 
Begriff  der  Gesetzgebungsgewalt  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  gut 
entspricht. 

2)  v.  Sy  b  e  1  1.  c.  3G1  ff  ist  für  die  unbeschränkte  königliche  Gesetz- 
gebungsgewalt  eingetreten  ;  v.  Amira  hat  (gegen  Boretius  und  Brunn  er) 
in  Gott.  gel.  Anz.  1888.  S.  57  f.  diese  Auffassung  aufgenommen  und  die  von 
Brunner  in  die  Sohm'sche  Theorie  geschlagene  Bresche  (nätnl.  die  von 
Brunner  1.  c.  I.  279  zugegebene  Thatsache,  dass  Satzungen,  die  ins 
Gebiet  des  „Volksrechtes"  einschlagen,  vom  König  ohne  Zustimmung  des 
Volkes  erlassen  wurden)  ausgenützt.  Er  hat  sodann  mit  Berücksichtigung 
der  reichhaltigen  Sickel'schen  Bemerkungen  (G.  g.  A.  1890.  S.  234  ff ) 
zu  der  Frage  Stellung  genommen,  um  (G.  g.  A.  1896.  S.  193  ff)  nochmals 
die  Belanglosigkeit  einer  Volkszustimmung  zu  vertreten  u.  zw.  theilweise 
in  Übereinstimmung  mit  den  von  Sickel  (Mitth.  d.  Inst,  Ergbd. II.  321  ff, 
343  ff)  gewonnenen  Ergebnissen.  E»  soll  auf  diese  Weise  die  von  Brunner 
und  Schröder  (R.  G.<  S.  256  gegeu  See  liger)  eingenommene  Mittel- 
stellung bekämpft  werden,  ohne  aber  dass  Sickel  oder  v.  Amira  die  in 
absolutistischer  Richtung  zu  weit  gehenden  Annahmen  Fahlbecks  (1.  c.  107) 
oder  Fustels  (Mon.  fr.  99  ff)  billigen  würdeu.  Vgl.  auch  Mayer  1.  c.  I.  380 f. 

■'•)  so  Sickel  in  G.  g.  A.  1890.  S.  240. 
v.  Ilulban,  lU\m.  IU>rht  in  den  perm.  Volk>sta:t(uii.   III.  \  \i 


Digitized  by  Google 


194 


die  von  den  thatsächlichen  Machtverhältnissen  abhängende  Ein- 
wirkung des  Königs  und  der  Grossen  complicirt  wird.1) 

Man  muss  gegenüber  allen  diesen  Schwierigkeiten  unter  Ab- 


v)  Diese  Unterschiede,  bezw.  Gegensätze,  negiert  auch  der  Haupt  g»»gner 
der  So  hm*  sehen  Lehre,  Seeliger  (Hist.  Vierteljahrschr.  I  n.  VTI)  nicht 
(s.  insbes.  1.  c.  L  366  ff ).  Er  giebt  sogar  zu,  dass  die  beiden  Gewalten, 
Kttnig  nnd  Volk  (d.  h.  Optiroaten),  die  für  die  Rechtsentwicklung  zusammen- 
wirken  sollten,  oftmals  gegeneinander  wirkten;  nur  der  innere  Zusammenhang 
dieser  Gegensätze  wird  bestritten,  da  beide  Factoren  sowohl  für  Reich  arecht 
als  für  Stammesrecht  thätig  waren;  ebenso  wurden  sowohl  Gesetze*-  als 
Gewohnheitsrecht  von  beiden  Factoren  beeinflusst,  indem  auch  königliche 
Organe  fttr  die  Entwicklung  des  letzteren  in  Betracht  kommen  (s.  Brie: 
Gewohnhr.  206.  A.  15). 

Die  Lebren  von  Sohm  und  Boretius  erweisen  sich  als  unhaltbar 
Der  von  Sohm  verwendete  Gegensatz  zwischen  jus  civile  und  jus  honorarium 
ist  seither  durch  Wlassak  (Krit.  Studien)  und  namentlich  durch  Ehrlich 
(Beitr.  z.  Theor.  d.  R.  Q.  I.  136  f)  in  ein  neues  Licht  gerückt  worden; 
man  muss  an  den  engen  Zusammenbang  zwischen  Recht,  Rechtswissen. 
Verfahren  u.  s.  w.  auf  dieser  Stufe  denken,  also  auch  an  conenrrirende 
rechtsbildende  Gewalten,  ohne  ausgesprochene  Competenzscbeidung;  fehlte 
doch  selbst  bei  den  Römern  (wie  Ehrlich  gezeigt  hat)  vor  den  Severern 
die  eigentliche  Grenze  zwischen  jus  civ.  und  honorarium;  so  darf  man  auch 
für  die  merowingische  Zeit  nicht  an  einen  Gegensatz  zwischen  aequitas  und 
strengem  Rechte  denken,  muss  vielmehr  das  Aufkommen  dieses  Gegensatzes 
mit  den  Ideen,  die  Karl  d.  Gr.  von  seinen  Aufgaben  hatte,  in  Zusammen- 
hang bringen  (s.  Rühl  in  Sav.  Ztschr.  XX.  210).    Bs  lasst  sich  thata&chlich 
weder  nach  der  Verschiedenheit  des  Zustandekommens  der  einzelnen  Normen 
(s.  Seeliger  1.  c.  I.  342).  noch  nach  der  Verschiedenheit  der  Materien 
(1.  c.  I.  27  f,  343)  eine  genügende  Trennung  der  beiden  rechtsbildenden 
Gewalteu  feststellen;  vgl.  Zeumer  in  G.  g.  A.  1885.  S.  105.    v.  Amira 
(G.  g.  A.  1896.  S.  198  ff)  trat  theil weise  (nftml.  hinsichtlich  der  Frage 
betreffs  der  Mitwirkung  des  Volkes)  der  See  liger 'schon  Ansicht  bei  und 
der  Uübner'schen  (G.  g.  A.  1894.  S.  766  ff)  entgegen  und  wies  m.  R.  auf 
das  praeeeptum  Childeberts  1.  gegeu  das  Heidentum  hin,  indem  er  dann 
einen  Beweis  dafür  erblickte,  dass  auch  der  Merowinger  der  Volkszustimmang 
nicht  bedurfte.    Vom  Standpunkt  der  praktischen  Möglichkeit  hat  Dahn 
1.  c.  VH.  II.  31  ff  die  Annahme  eines  Kampfes  zweier  Rechtssysteme  an- 
gefochten; vgl.  W.  Scbultze:  Dtsche  Gesch.  II.  395,  397  u.  Gebhardt: 
Hdb.  d.  dtsch.  Gesch.  I.2  56.  A.  1.    Die  vom  Standpunkt  der  Möglichkeit 
eher  denkbaren  Auffassungen  von  B  r  u  n  n  e  r  (I.  c.  I.  286  ff,  374  ff)  and 
Schröder  (R.  G.4  228  ff,  264  ff),  die  entgegen  der  Sohm'schen  Ansicht  ein 
Zusammenwirken  von  König  und  Volk  für  einen  Theil  der  Rechtabildnng 
vertreten,  entsprechen  aber  auch  nicht  ganz  der  Quellenlage  (s.  Seeliger 
1.  c.  VH.  173  ff,  v.  Amira  1.  c.  195);  der  Gegensatz  zwischen  den  unter 
Theiluahme  des  Volkes  erlassenen  Gesetzen  und  denen,  bei  welchen  diese 
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lehuung  zuweitgehender  Begriffsbestimmung1)  von  der  Betrachtung 
ausgehen,  dass  eine  Gesetzgebungsgewalt  im  eigentlichen  Sinne 
der  germanischen  Zeit  fremd  war,2)  die  Sorge  für  die  Rechts- 
ordnung vielmehr  mit  der  allgemeinen  Fürsorge  für  das  Wohl 
von  Staat  und  Volk  verbunden  war  und  durch  König  und  Volk 
gemeinsam,  jedoch  ohne  Competenzscheidung,  gehandhabt  wurde. 
Sieht  man  nun,  dass  in  einer  Reihe  von  Fällen  die  Könige,  die 
doch  zweifellos  nach  Ausdehnung  ihrer  Gewalt  strebten,  dennoch 
die  Zustimmung  des  Volkes  erwähnen,  so  muss  mau  in  solchen 
Nachrichten,  die  vom  Standpunkte  der  wachsenden  Königsgewalt 
doch  lieber  unterblieben  wären,  den  Ausdruck  der  Überzeugung3) 
von  der  Noth wendigkeit  irgend  einer  Betheiligung  des  Volkes4) 
erblicken.  Diese  Überzeugung  weist  in  der  fräukischen  Gesetz- 
gebung zweifellos  germanische  Züge  auf.  Hat  auch  das  Volk 
den  Optimaten  weichen  müssen,  so  ist  doch  keine  absolute 

Theiluahine  fehlt,  ist  dadurch  nicht  erklärt.  Da  somit  alle  juristischen 
Kriterien  versagen  und  die  Verschiedenheit  legislatorischer  Behandlung 
auch  nicht  durch  den  Gegensatz  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht 
erklärt  wird,  bleibt  nur  noch  die  Seeliger'sche  Unterscheidung  (1.  c.  I.  30  ff, 
38,  VII.  1S2  ff),  der  gemäss  die  Wichtigkeit  der  betreffenden  Angelegenheiten 
(also  ein  unjuristisches  Kriterium)  für  die  Betheiligung,  bezw.  Nicht- 
betheiligung  des  Volkes  ausschlaggebend  gewesen  wäre,  was  auch  mit 
dem  Eindrucke,  den  die  Gesammtheit  der  fränkischen  Verhältnisse  macht, 
Ubereinstimmt.  Affolter  (Intertemp.  R.  143  ff)  hat  nachgewiesen,  dass 
das  langobardische  intertemporale  Recht  ein  wichtige*  Symptom  des  aus- 
geprägten Unterschiedes  zwischen  Königsrecht  und  Volksrecht  bedeutete; 
der  Mangel  eines  intertemporalen  Rechtes  bei  den  Franken  fällt  zusammen 
mit  dem  weniger  ausgeprägten  Unterschiede  zwischen  Königsrecht  uud 
Volksrecht. 

l)  also  auch  der  Bestimmung  des  Begriffes  der  Gesetzgebungsgewalt 
als  solcher. 

a)  So  richtig  Seeliger  1.  c.  I.  31;  es  geht  also  v.  Amira  1.  c.  zu 
weit,  wenn  er  ein  ausgesprochenes  königliches  Gesetzgebungsrecht  annimmt. 

s)  Es  frägt  sich  nur,  ob  es  sich  um  eine  RechtsUberzeugung  oder  um 
Opportunität  handelte.  Man  muss  S  o  e  1  i  g  e  r  beipflichten,  wenn  er  den 
vielfach  betonten  Widerspruch  zwischen  rechtlicher  Uberzeugung  und 
politischer  Opportunität,  namentlich  im  Gebiete  des  auf  Grund  politischer 
Thataachen  sich  entfaltenden  Staatsrechtes,  kritisiert.  Andererseits  muss  man 
damit  rechnen,  dass  aus  ursprünglich  opportunistischer  Übung  eine  Rechts- 
überzeugung entstehen  kann;  ebenso  umgekehrt. 

<)  d.  h.  der  Optimaten;  es  könnte  also  hier  die  zu  einer  opportunistischen 
Gepflogenheit  gewordene  frühere  Rechtsüberzeuguug  vorliegen. 

13* 
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römische  Gesetzgebungsgewalt  entstanden,  es  wirkte  vielmehr 
die  Tradition  einer  volksmässigen  Betheiligung,  obwohl  in 
zeitgemäßer  Absen wächung  und  ohne  bestimmte  Grenze  nach: 
alle  Änderungen  auf  diesem  Gebiete  finden  in  der  Umwandlung 
des  Verfassungsgeistes  ihre  Erklärung.1)  Auch  die  schwankende 
Terminologie2)  genügt  nicht,  um  eine  Befolgung  irgendwelcher 
römischen  Rechtsauffassung  hinsichtlich  der  legislatorischen 
Thätigkeit  anzunehmen;  sie  entspricht  übrigens  durchaus  nicht 
.  den  Gepflogenheiten  der  kaiserlichen  Juristen.  Man  wird 
vielmehr  sowohl  in  der  schwankenden  Terminologie  wie  noch 
mehr  in  dem  Umstände,  dass  die  Grenze  zwischen  Gesetz  und 
Verordnung,  ja  sogar  eine  unumstössliche  Richtschnur  für  das 
Zusammenwirken  der  an  der  Gesetzgebung  betheiligten  Pactoren 
fehlte,  ')  wie  überhaupt  in  der  juristisch  mangelhaften  Aus- 
gestaltung der  Gesetzgebungs-  und  Verordnungsgewalt,  lauter 
Gründe  für  die  Ablehnung  eines  römischrechtlichen  Einflusses 
auf  diesem  Gebiete  finden  müssen.  Diese  Zustände  der  fränkischen 
Gesetzgebungsgewalt  bilden  eine  Fortsetzung  der  betreffenden 
germanischeu  Verhältnisse;4)  war  in  germanischer  Zeit  die  Frage 
gewiss  in  keiner  Weise  gelöst  und  eine  Abgrenzung  zwischen 
König  und  Volk  nicht  erfolgt,  so  fehlten  Lösung  und  Abgrenzung 
auch  jetzt. 


')  Selbst  bei  Annahme  der  Sohm 'sehen  Lehre  kann  man  nicht  an 
Befolgung  römischer  Beispiel«  denken,  weil  die  den  Franken  noch  sagäng- 
licben  römischen  Vorbilder  eine  Unterscheidung  »wischen  j.  civile  nod 
honorarium  nicht  mehr  veranschaulichten.  Man  könnte  dann  höchstens  vr>n 
einer  entwicklungsgeschichtlichen  Analogie  sprechen. 

2)  s.  Seel  iger:  D.  Capitt.  d.  Karolinger  S.  10 ff,  Dahn  I.  c  VII 
II.  31,  III.  416,  522,  VIII.  III.  2.  Gaudenai:  Capitolari  (Digesto  iul.i 
§  .H  bemerkt,  dass.  während  die  Merowinger  die  Benennung  ihrer  Gesetzt 
der  römischen  Sprache  entlehnten,  die  Karolinger  die  Bezeichnung  Capital* 
aus  der  kirchlichen  Terminologie  übernahmen.  Seeliger  1.  c.  10  ff  macht 
auf  die  schwankende  Form  und  mangelhafte  Präcisierung  der  Capitt.  auf- 
merksam, was  natürlich  ganc  unrömisch  ist. 

3)  Denn  auch  die  S  o  e  1  i  g  e  r'  sehe  Lösung,  die  den  Quellen  noch  aa 
besten  entspricht,  ist  eine  juristisch  haltlose,  da  die  Frage,  was  als  wichtig 
und  was  als  weniger  wichtig  betrachtet  wurde,  offen  bleibt. 

*)  namentlich  das  so  besonders  lebendig  erhaltene  Bewusstsein,  dass 
der  König  nicht  einseitig  vorgehen  dürfe  und  die  äussere  Unterscheidung 
von  Lex  und  Capitulare;  s.  Brnnner  I.  c.  I.  378  ff. 
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Man  mu88  das  in  fränkischer  Zeit  begegnende  Übergewicht 
des  Königs  ausschliesslich  anf  die  gesammten  Aenderungen 
zurückfuhren.  An  die  Stelle  einer  allgemeinen  Volksüberzeugung 
trat  eine  differenzierte  Uberzeugung  aller  interessierten  Factoren, 
insoferne  sie  die  Macht  hatten,  ihre  Interessen  geltend  zu  machen.1) 
Gerechterweise  könnte  man  also  von  einem  Gegensatze  zwischen 
Volksrecht  und  Königsrecht  nur  dann  sprechen,  wenn  der  König, 
ohne  besonderen  Grund,  den  Traditionen  des  Volkes  entgegen, 
neue  Normen  geschaffen  hätte,  um  seine  Gewalt  oder  die  Stellung 
einer  ihm  genehmen  Ciasse  zu  stärken  und  dadurch  eine  Ent- 
fremdung zwischen  Recht  und  Volk  hervorgerufen  worden  wäre. 
Dafür  fehlen  aber  Beweise :  im  Gegentheil  drückte  das  Königsrecht 
gewiss  oft  materiell  eine  weit  verbreitete  Volksüberzeugung 
aus;  umgekehrt  konnte  das  Volksrecht  unter  Umständen  nicht 
im  Sinne  der  Volksüberzeugung,  sondern  im  Sinne  gewisser 
Personen  oder  Kreise  ausfallen,  weil  eben  nicht  mehr 
das  ganze  Volk,  sondern  nur  gewisse  Theile  desselben  ihre 
Rechtsüberzeugung  erfolgreich  geltend  machen  konnten.  Wir 
haben  also  überhaupt  keine  Garantie  dafür,  dass  dasjenige,  was 
man  als  Volksrecht  bezeichnen  will,  der  Volksüberzeugung 
entsprach,2)  ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  allgemeine  Volks- 

l)  Die  Differenzierung  der  Rechtsüberzeuguug  hängt  mit  der  socialen 
Differenzierung  zusammen.  Es  können  und  müssen  sich  daher  innerhalb 
der  einseinen  Schichten  verschiedene  Rechtsüberzeugungen  bilden,  deren 
Durchsetzung  von  dem  Kräfteverhältnis  abhängt.  Die  mächtigeren  Schichten 
setzen  ihre  Auffassungen  auch  nach  aussen  durch,  aber  selbst  die  schwächeren 
Schichten  beeinflussen  die  Entwicklung,  die  sich  stets  auf  der  aus  dem 
gegenseitigen  Kräfteverhältnisse  resultierenden  Linie  bewegt. 

a)  Abgesehen  vcn  der  Schwierigkeit  eine  Volksüberzeugun^  festzu- 
stellen und  in  kurzen  Sätzen  schriftlich  zu  formulieren,  kommt  die  redaktionelle 
Willkür,  die  sich  oft  unbewusat  geltend  macht  und  auch  heute  der  Rechts- 
überzeugung falschen  Ausdruck  verleiht,  in  Betracht.  Der  nimmer  ruhenden 
Entwicklung  der  Volksüberzeugung  vermag  das  einmal  aufgezeichnete  Volks- 
recht nicht  mehr  zu  folgen,  so  dass  es  nach  einigen  Decennien  der  ursprünglich 
vielleicht  gut  wiedelgegebenen  Volksüberzeugung  nicht  mehr  entspricht. 
Da  mag  man  fragen,  ob  denn  nicht  vielleicht  das  sog.  Königsrecht  mitunter 
der  Volksüberzeugung  besser  entsprach,  als  das  veraltete  Volksrecht.  Es 
giebt  Materien,  in  denen  sich  die  Volksüberzeugung  nur  nach  und  nach 
entwickeln  kann,  so  z.  B.  verwaltungs-  und  processrech tliche ;  aber  auch 
für  die  Entwicklung  der  materiellrechtlichen  Überzeugung  ist  die  Praxis 
sehr  massgebend;  die  Häufung  von  gewissen  Fällen  vermag  die  ursprüng- 
liche Überzeugung  zu  ändern. 
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Überzeugung  in  fränkischer  Zoit  jeder  Möglichkeit  entbehrte, 
sich  einheitlich  zn  entwickeln.1)  Welche  Gefahr  schon  die 
Aufzeichnung  an  und  für  sich  brachte,  ist  klar;  wenn  das  Recht 
eines  Volksthoiles  zu  schriftlicher  Aufzeichnung  gelangte  und 
allen  anderen  Volkstheilen  gegenüber  als  Recht  galt,  dann  trat 
es  bei  diesen  anderen  Volkstheilen  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Uberzeugung  als  ein  durch  die  Machtverhältnisse  aufgedrängte* 
Recht  auf  und  kein  Volkstheil  hatte  ja  im  fränkischen  Reiche 
die  Möglichkeit,  die  Leges  in  dieser  Beziehung  zu  prüfen.2) 
Wenn  also  eine  Entfremdung  zwischen  den  trotzdem  vollgeltendeD 
Bestandteilen  des  Gesammtrechtes  beobachtet  wird,  so  beruhte 
sie  nicht  auf  dem  Gegensatze  zwischen  Volksüberzeugung  und 
königlicher  Willkür,  sondern  auf  der  gesteigerten  Complicierung 
der  Rechtsverhältnisse,  für  die  eine  gemeinsame  Volksüberzeugung 
nicht  erreichbar  war.8) 


')  S.  oben  S.  197.  A.  1.  Nur  in  den  eiufacheu  Verhältnissen  des  all- 
germanischen  Staatswesens  konnte  sich  die  jeweilige  Volksüberzeugung  in 
der  Volksversammlung  einheitlich  äussern;  schon  in  den  einzelnen  Gericht a- 
versammlungen  war  sie  particnlaristiscb  gefährdet  uud  der  Beeinflussung 
durch  die  mitunter  sehr  starke  Stellung  des  Gerichtsleiters  ausgesetzt.  — 
Es  ist  ferner  für  die  Entwicklung  und  schon  gar  für  die  einheitliche  Ent- 
wicklung der  Volksüberzeugung  in  so  neuen  Verhältnissen,  wie  es  die  de* 
fränkischen  Grossstaatea  waren,  nicht  gleickgiltig,  auf  welchen  Grundlagen 
die  einzelnen  Theile  der  Rechtsüberzeugung  beruhten.  Uralte,  vorculturelle 
Ideen,  denen  der  Zusammenhang  mit  den  späteren  Lebensbedingungen  ab- 
handen gekommen,  sittliche  und  religiöse  Auffassungen,  die  sich  nunmehr 
umwandelten,  historische  Einwirkungen,  die  ihre  Tragweite  verloren  n.  s.  w. 
wurden  ihres  Einflusses  auf  die  betreffenden  Theile  der  Rechtsüberzenguug 
in  verschiedenem  Grade  beraubt  und  durch  neue  Momente  in  ebenfalls  ver- 
schiedenem Grade  ersetzt.  Keine  noch  so  starke  Einheitlichkeit  der  Rechts- 
Überzeugung  kann  da  Stand  halten. 

3)  Somit  entsprachen  die  Aufzeichnungen  eigentlich  nur  einem  Theile 
der  Rechtsüberzeugung  und  dasselbe  gilt  für  die  an  die  Aufzeichnungen 
sich  anlehnenden  Gewohnheitsrechte.  Wenn  man  im  allgemeinen  sagt,  das« 
das  Gewohnheitsrecht  den  Regungen  der  Volksüberzeugung  entspringt,  da* 
Gesetz  aber  dem  Willen  Einzelner,  so  sieht  man,  das»  unter  so  beschaffenen 
Umständen  die  Rolle  Einzeluer  auch  für  die  Entwicklung  des  Gewohnheits- 
rechtes in  die  Wagschale  fällt. 

3)  Es  handelt  sich  hier  natürlich  nicht  um  die  theoretische  Erschöpfung 
der  Frage,  ob  und  wann  eine  allgemeine  Volksüberzeugung  möglich  ist, 
sondern  nur  um  die  Erörterung  der  Volksüberzeugung  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Grundlage  des  Volksrechtes  uud  zwar  im  Hinblick  auf  die  im  fränkischen 
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Auch  für  die  Beurtheilung  des  Bannes,  der  namentlich  als 
Verordnungs-  und  Verwaltungsbann,  einigermaassen  aber  auch 
als  Friedensbaun  die  Rechtsentwicklung  mächtig  boeinflusste, 
müssen  wir  von  der  Betrachtung  altgermanischer  Zustände  aus- 
gehen und  zwar  von  der  gewiss  zweifellosen  Annahme,  dass, 
wenn  schon  die  Gesetzgebungsgewalt  in  alter  Zeit  keine  Aus- 
gestaltung erfahren  haben  kann,  dies  für  obrigkeitliche  Ver- 
ordnungen und  Verwaltungsmaassregeln  destowenigcr  der  Fall 
war.  Man  muss  sich  jeder  Vermuthung  darüber  enthalten,  ob 
oder  für  welche  Dienste  die  frühere  Zeit  eine  feste  Ordnung 
entwickelt  haben  mag  und  ebenso  jeder  Vermuthung  darüber, 
ob  und  welche  Mittel  zur  Sicherstellung  der  Volkspflichten 
(allenfalls    neben  der  Friedlosigkeit)   in   der  früheren  Zeit 


Reiche  wahrnehmbare  Beziehung  desselben  zum  sog.  Künigsrochto.  Deshalb 
muss  betont  werden,  dass  das  Rechtsgefühl  in  der  Regel  nur  auf  die 
einfachsten  Fragen  reagiert,  also  auf  die,  die  sich  aus  deu  traditionell  aus- 
gebildeten ethischen  Empfindungen  einfach  beantworten  iasson;  auf  neue 
und  complicierte  Fragen  reagiert  das  Rechtsgefühl  eines  jeden  Individuums 
anders  und  solche  Fragen  werden  nicht  mehr  durch  eine  allgemeine  Über- 
zeugung gelöst,  sondern  auf  Grund  der  im  Einzelnen  in  Betracht  kommenden 
politischen,  socialen  und  wirtschaftlichen  Momente,  die  der  Einheitlichkeit 
und  der  Übereinstimmung  entbehren.  Die  erwähnten  Momente  hängen  ihrer- 
seits mit  verschiedenen  äusseren  Impulsen  uud  zwar  auch  mit  positiven  Rechts- 
normen zusammen,  die  auf  diese  Weise  in  die  Lage  komiuon,  die  Weiter- 
entwicklung der  RecbtsUberzeugung  zu  beeinflussen  und  von  Stufe  zu  Stufo 
eine  Übereinstimmung  zwischen  Rechtsgefühl  und  Recht  anzubahnen.  Selbst 
die  primitivsten  Regungen  des  Rechtsgefühls  müssen,  wenn  sie  zu  Rechts- 
sätzen werden,  Einschränkungen  und  Erweiterungen  erfahren,  die  durch 
die  Gesammtlage  bedingt  werden  und  gegen  das  Rechtsgefübl  vieler 
Individuen  Verstössen. 

Trennt  man  auf  diese  Weise  rechtshistorisch  Rechtsgefühl,  Recbts- 
Uberzeugung uud  Recht,  so  muss  man  destomehr  an  der  Bedeutung  der 
äusseren  Einflüsse  für  die  Rechtsschaffung  festhalten,  sowie  au  der  Bedeutung 
der  äusseren  Vorgänge,  die  aber  gewiss  nicht  ausschliessliches  Werk  der 
Gesetzgebung  und  auch  nicht  das  Werk  des  Machthabers  (in  diesem  Falle 
des  Königs)  sind.  Der  König  steht  in  den  meisten  Fällen  ebenso  unter 
äusseren  Einflüssen,  wie  das  Volk,  beziehungsweise  die  einzelnen  Schichten 
desselben;  nur  sind  natürlich  diese  Einflüsse  nicht  identisch;  aus  ihrem 
Zusammenwirken  und  aus  der  Uesammtlage  der  Verhältnisse  ergiebt  sich 
die  resultierende  Linie,  auf  der  natürlich  keine  gemeinsame  Rechtsüberzeugung 
und  folglich  kein  der  Rechtsüberzeugung  aller  entsprechendes  Recht,  wohl 
aber  ein  dem  gegenseitigen  Kräfteverhältnisse  sich  anpassendes  Recht 
erreicht  wird. 
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bestanden.')  Sind  wir  infolgedessen  nicht  in  der  Lage,  uns 
darüber  auszusprechen,  ob  und  welche  germanische  Vorbilder 
den  fränkischen  Bannnormen  vorausgegangen  sind,2)  so  werden 
wir  doch  sagen  müssen,  dass  die  Gewalt,  Gebote  und  Verbote 
zu  erlassen,  jeder  Obrigkeit  eigen  ist,3)  weil  ohne  dieselbe  keine 
obrigkeitliche  Function  denkbar  wäre  und  weil  Friedlosigkeit 
gerade  wegen  ihrer  Tragweite  unmöglich  als  einziges  Mittel 
ausreichen  konnte.  Angesichts  des  Mangels  genauer  Unter- 
scheidung zwischen  Gesetz  und  Verordnung,  sowie  der  nicht 
immer  feststehenden  Geltungsdauer  fränkischer  Normen,  musste 
das  obrigkeitliche  Recht,  Gebote  und  Verbote  zu  erlassen,  dessen 
Nothwendigkeit  in  viel  höherem  Grade  eintrat,  als  in  den  klein- 
lichen Verhältnissen  der  altgermanischen  Zeit,  dazu  fuhren, 
dass  solche  Anordnungen  auf  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  über- 
griffen und  schliesslich  nicht  nur  Lücken  ausfüllten,  sondern 
sogar  contra  legem  wirkten.4)  Sie  traten  in  vielen  Fällen 
zweifellos  in  Gegensatz  zum  Recht,  und  wenn  die  Lösung  dieses 
Gegensatzes  in  dem  Sinne  versucht  wird,  dass  nur  ein  Gegensatz 
älteren  und  neueren  Rechtes  zurückbleiben  würde,5)  so  ist  doch 
verfassungsgeschichtlich  der  Umstand  von  Bedeutung,  dass  das 
Bannrecht  ohne  Mitwirkung  der  an  der  Gesetzgebung  häufig 
betheiligten  Optimaten  (der  Nachfolger  des  Volkes)  gehandhabt 
und  älteres  Recht  durch  einfache  königliche  Verfügung  factisch 


i)  8  i ekel:  Z.  Gesch.  d.  Bannes  S.  2;  in  Mitth.  d.  Inztit.  III.  63t> 
fuhrt  er  das  Bannrecht,  das  erst  iu  fränkischer  Zeit  ein  rechtliches  Gepräge 
erhalten  hat,  ebenso  wie  das  Gnaderecht,  auf  altgermanische  Wurzel  zurück. 

*)  nur  für  den  Friedensbaun  können  directe  alte  Vorbilder  angenommen 
werden;  a.  Brunner  I.  c.  II.  37. 

*)  s.  Seeliger  1.  c.  I.  356;  also  nicht  nur  der  königlichen.  11.  R.  betont 
Verf.  1.  c.  365,  dass  der  erste  Bannfall  (in  der  Lex  Sal.)  sich  auf  deu  Befehl 
des  Thunginus  bezog.  Für  die  germanische  u.  zw.  volksrechtliche  Begründung 
des  Bannes  spricht  sich  Dahn  1.  c.  VII.  III.  26  u.  415  aus. 

4)  Man  braucht  also  nicht  mit  v.  Amira  (G.  g.  A.  1896.  S.  196)  an 
eine  principielle  Schrankenlosigkeit  des  Verordnungsbannes  zu  denken; 
allerdings  kann  man  ebensowenig  eine  streng  juristische  Beschränkung  des- 
selben im  Sinne  der  L.  Rib.  66  mit  Bru  n  ner  (1.  c  II.  10)  annehmen; 
in  dem  .legibus",  mag  es  auch  wirklich  „gesetzmässig"  bedeuten  (s.  Zenmer 
in  G.  g.  A.  1H85.  S.  107),  liegt  wohl  nur  eine  allgemeine  Directive;  s.  noch 
S  i  c  k  e  1  in  Westdtsche  Ztachr.  IV.  268,  Dahn  1.  c.  VtL  HL  28,  416 f. 

b)  so  S  e  e  1  i  g  e  r  1.  c.  I.  355,  365,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  35.  87. 
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abgeändert  wurde;  neben  der  durch  König  und  Optimaten  geübten 
Gesetzgebung  war  also  eine  zweite  gleichwertige,  wenn  auch 
wenig  umfassende,  durch  den  König  allein  vertreten.1) 

Darin  liegt,  äusserlich  betrachtet,  ein  Abgehen  von  den 
germanischen  Grundsätzen  und  wenigstens  für  die  auf  diese 
Weise2)  gehandhabte  Gesetzgebung  könnte  man  sich  veranlasst 
sehen,  eine  Befolgung  römischer  Vorbilder  anzunehmen.  Zieht 
man  aber  die  Entwicklung  des  Bannrechtes  in  Betracht  und 
namentlich  den  Umstand,  dass  die  Wurzel  desselben  in  der  von 
jedem  Romanismu«  freien,  sachlichen  Notwendigkeit  rein 
obrigkeitlicher  Befehle  liegt,  welche  Nothwendigkeit  sich  zu- 
sehends steigerte,  so  wird  man,  angesichts  der  gleichzeitigen 
Fortschritte  des  Königtums,  die  allerlei  Eingriffe  ermöglichten, 
sowie  der  Thatsache,  dass  die  fränkischen  Volksrechte  keine 
exclusive  Geltung  forderten,  auch  diese  Vorgänge  aus  der 
Gesammtheit  der  fränkischen  Verfassungsentwicklung  und  ohne 
Annahme  romanistischer  Beeinflussung  erklären  können.  Wichtig 
erscheint,  dass  trotz  aller  Übergriffe  des  Bannrechtes  dennoch 
niemals  eine  persönliche  Gesetzgebungsgewalt  des  Königs  aus- 
gesprochen und  die  für  einen  grossen  Theil  derselben  angewendete 
Mitwirkung  der  Optimaten  niemals  als  überflüssig  bezeichnet 
wurde;  man  Hess  die  königliche  Gewalt  gewähren,  sie  machte 
davon  Gebrauch,  brachte  es  aber  zu  keiner  Präcisiorung  und 
markierte  wenigstens  theil  weise  durch  die  —  allerdings  nicht 
consequent  eingehaltene  —  Unterscheidung  der  Straffolgen,3) 
die  Scheidung  zwischen  der  allgemeinen  und  bannrechtlichen 
Gesetzgebung,4)  freilich  auch  zum  Vortheile  des  Königtums.') 


■)  Modernrechtlieh  sucht  diese  Frage  J.  U  o  1  d  »  ch  m  i  d  t:  D.  Ver- 
waltungsstrafrecht S.  1  ff  zu  beleuchten;  er  hebt  dou  Gesichtspunkt  der 
guten  Ordnung  hervor;  rechtshistorisch  genügt  dies  kaum. 

3)  namentlich  aber  in  solchem  Umfange. 

-*)  Dass  die  Bannstrafen  durchaus  nicht  gleich  waren,  haben  8 i ekel 
und  S  e  e  1  i  g  e  r  I.  c.  bemerkt.  M.  R.  hebt  Schröder  (Hisr.  Ztschr. 
Bd.  7'J.  S.  237)  die  administrative  Eintreibung  der  Banubusseu,  im  Üegen- 
.satse  zu  den  Gerichtsbusseu  hervor. 

«)  Man  sieht,  dass  trotz  Erlaasung  von  Bannverordnnugen  die  Volks« 
rechte  weiter  aufgezeichnet  wurden,  ohne  dass  man  die  Verordnungen  hinein- 
gezogen hätte. 

°)  Denn  die  Bauusacheu  bedurften  keiner  gerichtlichen  Behandlung. 
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Alles  weist  in  der  fränkischen  Entwicklung  anf  den  engsten 
Zusammenhang  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht  hin;1) 
für  einen  ausgesprochenen  Gegensatz  zwischen  beiden  fehlt  jede 
Handhabe;  die  Annahme  eines  solchen  Gegeusatzes  scheitert 
an  dem  Ineinandergreifen  beider  Rechtsbildungsarten;  es  lässt 
sich,  abgesehen  von  allen  Spielarten,  die  ein  unbestimmtes 
Zwischengebiet  schaffen,  nicht  einmal  sagen,  welche  Materien 
die  Domäne  der  einen  oder  anderen  Art  bildeten.  Zuverlässig 
darf  man  behaupten,  dass  die  fränkischen  Volksrechte  noch 
weit  weniger  als  die  der  vorher  besprochenen  Völker  die  An- 
wendung eines  in  ihnen  nicht  enthaltenen  Gewohnheitsrechtes 
ausschliessen,2)  diese  Anwendung  vielmehr  für  ihre  Fortbildung 
verwerteten;3)  die  Weiterbildung  ungeschriebener  gewohnheits- 
rechtlicher Normen  des  ganzen  Volkes  und  kleinerer  Theile 
desselben  ist  allgemein  anerkannt  und  fand  in  den  Grafschafts- 
gerichten eine  entsprechende  Anwendungsgelegenheit.  Haben  auch 
später  Capitularien  das  freie  Ermessen  des  Richters  einzuschränken 
gesucht,4)  indem  sie  auf  geschriebene  Rechte  hinwiesen,  so  haben 
sie  doch  zu  allen  Zeiten  mit  dem  Gewohnheitsrechte  gerechnet, 
ja  sogar  mit  der  Möglichkeit  derogierender  Wirkung  gegenüber 
älterem  geschriebenem  Rechte/')  Es  bedarf  wohl  keiner  weiteren 
Erörteruug,  dass  solche  Auffassungen  der  römischen  Idee  des 
Gewohnheitsrechtes  nicht  entsprachen.  Mit  dieser  grossen 
Bedeutung  desselben  hängt  die  verhältnismässig  geringe  Ver- 
breitung der  volksrechtlichen  Texte  und  die  noch  geringere  der 
Capitularien  zusammen;  ebenso  die  auffallend  ungenügenden 


')  Selbst  die  Terminologie;  lex  und  cousuetudo  werden  vermischt. 
».  Brie:  Gew.  R.  215  ff,  namentlich  Aura.  14—20. 

^  Brie  1.  c.  206.  A.  11.  wendet  sich  gegen  mich  (I.  Theü  8.  28«), 
indem  er  meine  der  L.  Burg,  geltenden  Bemerkaugen  bekämpft  und  auf 
Sali«  (Vorrede  6.  A.  2)  hinweist;  da«  Missverständnis  ist  aiemlich  klar. 

s.  oben  S.  H3  ff.  das  über  die  Zusätze  zur  Lex  Salica  gesagte. 

*)  s.  Capit.  No.  H3  ex  802  c.  26,  Capit.  No.  98  (Ital.)  ex  801. 

••)  8.  Dahn  1.  c.  VIII.  III.  28  f,  IV.  10  f.  Brie  1.  c.  205.  A.  14, 
226.  A.  8.  Das  Pippinische  Capitulare,  da»  dem  geschriebenen  Rechte  un- 
bedingten Vorrang  einräumen  wollte,  war  auf  Italien  beschränkt,  stand 
offenbar  unter  römischem  Einflüsse,  bildete  aber  eine  Ausnahme,  die  den 
Uettammteiinlruck  nicht  beeinträchtigen  kann. 
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Fortschritte  des  geschriebenen  Rechtes;1)  es  ist  aber  klar,  dass 
dieser  ungenügende  Fortschritt  durch  die  grosse  Autorität  des 
Gewohnheitsrechtes,  das  ein  geschriebenes  Recht  zum  grossen 
Theile  überflüssig  machte,  verursacht  wurde. 

Der  anerkannt  particularistische  Zug  der  fränkischen  Rechts- 
entwicklung hängt  natürlich  mit  der  Achtung  des  Gewohnheits- 
rechtes einigermaassen  zusammen.  Hätte  wirklich  die  königliche 
Gesetzgebungsgewalt  in  jener  Fülle  bestanden,  wie  dies  von 
mancher  Seite  behauptet  wird,  sie  hätte  wohl  eine  Rechtseinheit 
angestrebt  und  dieselbe  wenigstens  theilweise  verwirklicht. 
Dies  ist  aber  nicht  einmal  für  das  fränkische  Recht  geschehen; 
es  kam  nicht  zur  Einigung  des  salischen  und  ribuarischen 
Rechtes,  man  zeichnete  sogar  das  chamavische  noch  in  späterer 
Zeit  auf  und  fand  es  nützlich,  die  Lex  salica  zu  emendieren, 
obwohl  man  andererseits  nichts  that,  um  die  innere  Fortbildung 
der  einzelnen  Volksrechte  zu  ermöglichen.  Es  ist  doch  auffallend, 
dass  man  den  Fortbestand  von  Haus  aus  unzureichender  und 
mangels  entsprechender  Fortbildung  destoweniger  genügenden 
Volksrechte  vorzog,  sogar  noch  in  karolingischer  Zeit,  die 
hinsichtlich  der  Staatsaufgaben  und  des  Centraiismus  im  übrigen 
nicht  gedankenlos  vorging.2)  Man  darf  wohl  die  politischen 
Gründe,  die  dabei  wirkten,  nicht  unterschätzen  und  muss  die 
Sonderstellung  mancher  Stämme  in  Betracht  ziehen;  man  darf 
aber  diese  Gründe  auch  nicht  überschätzen  und  gewiss  an  keine 
liberale  Anerkennung  der  Sonderstellung  denken,3)  sondern  eher 
an  eine  nothwendige  Anerkennung  des  neben  den  knappen 
Volksrechten  geltenden  Gewohnheitsrechtes,  das  man  bestehen 


')  Dies  bemerkte  schon  H  e  u  s  1  e  r  1.  c.  I.  7  f.  Es  geuügt,  die  Fort- 
schritte des  fränkischen  geschriebenen  Rechtes  mit  denen  des  weatgothischen 
und  lango bardischen  zu  vergleichen. 

*)  Aus  dem  fränkischen  Rechte  drang  manches  in  die  andern  ein  und 
die  Staatsgewalt  leistete  dieser  Beeinflussung  Vorschub;  doch  darf  man 
sagen,  dass  es  sich  dabei  nicht  um  die  Frankonisierung  des  Rechtes  handelte 
(wie  So  hm  in  Sav.  Ztschr.  I.  9  f  raeinte),  sondern  um  eine  praktische 
Hebung  der  Rechte,  die  den  höheren  Staatsaufgaben  zugänglich  gemacht 
werden  sollten.  Eine  Verdrängung  der  verschiedenen  Rechte  war  nicht 
beabsichtigt;  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  III.  30. 

3)  8.  Ficker.  Unters,  z.  R.  u.  R.  Ii.  It.  1.  XXXI V  f. 
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liess,  da  man  *»s  nicht  zu  überwinden  vermochte.1)  Wir  gehen 
da  nicht  auf  die  Licht-  und  Schattenseiten2)  dieser  Geschehnis«« 
ein,  wollen  nur  bemerken,  dass  in  all  dem  wieder  ganz  un- 
römische  Züge  sichtbar  sind. 

Dass  auch  die  Gestaltung  der  erlassenen  Normen  keinen 
römischen  Einfluss  aufweist,  bedarf  keiner  näheren  Erörterung. 
Es  ist  hervorgehoben  worden/)  dass  man  selbst  in  der  karolingischen 
Gesetzgebung  keine  Planmässigkeit  findet,  dass  insbesondere  die 
vielen  Lücken  und  Ungleichmässigkeiten  einer  solchen  Auffassung 
entgegenstehen.  Andererseits  entspricht  die  überwiegend  kurze 
Fassung,  die  sich  mit  den  direkten  Befehlen  oder  Verboten 
begnügt  und  der  Begriffsbestimmung4)  ausweicht,  ferner  die  oft 
auffallende  ünbeholfenheit  der  Ausdrucksweise  ebenfalls  nicht 
den  römischen  Vorbildern  und  unterscheidet  sich  sichtlich  von 
etwaigen  germanischen  Nachahmungen  römischer  Muster.1)  Es 
hat  daher  die  fränkische  Gesetzgebung  für  eine  Jurisprudenz, 
wie  etwa  die  langobardische,  nicht  vorgearbeitet.  — 

In  hohem  Grade  wird,  bis  ins  Detail  hinein,  römische 
Beeinflussung  des  fränkischen  Finanzwesens  und  der  dem 
Könige  zustehenden  Finanzbefugnisse  angenommen.*»)  Uberprüft 
man  den  inneren  Werth  der  in  Betracht  kommenden  Thatsachen,7) 


')  Allerdings  tbat  mau  nichts  für  seiue  Belebung;  man  verurtheilte 
die  alten  Rechte  praktisch  zu  einein  Siechtum;  doch  waren  sie  immer  noch 
stark  genug,  um  dem  Particularismus  zu  dienen. 

*)  AI»  Lichtseite  kommt  die  erleichterte  Freihaltuug  der  Einzelrechte 
vuu  fremder  Beeinflussung  iu  Betracht;  das  römische  Recht  hätte  auf  eiu 
gemeiusamme8  Reicbsrecht  grösseren  Einfluss  ausüben  können.  Als  Schatten- 
seite kaun  die  Erhaltung  des  übermässigen  Particularisnius  bezeichnet  werden. 

3)  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  III.  31. 

4)  u.  zw.  noch  mehr  als  bei  deu  Laugobardeu. 

•)  Es  genügt,  die  fränkischeu  Satzungen  mit  dem  späteren  Westgothen- 
recht zu  vergleichen. 

»•)  Mitunter  ziemlich  uneingeschränkt;  s.  Dahn:  Z.  merow.  Finanzr 
(in  Germ.  Abb.  f.  K.  v.  Maurer)  und  Könige  VII.  III.  79  ff;  v.  Sybcl 
I.  c.  40S  will  es  als  Regel  hinstellen,  dass  zwar  nicht  alle  römischen  Ein- 
richtungen übernommen  worden  sind,  dass  aber  beinahe  alle  Lasten,  welche 
das j Volk  zu  tragen  hatte,  ihr  Dasein  oder  ihre  Ausbildung  der  Berührung 
mit  Rom  verdankten;  S.  411  wird  dies  allerdings  sehr  abgeschwächt. 

1)  Das  Thateachenmaterial  steht  ziemlich  fest,  so  dass  man  auf  die 
Eiuzelnbeiten  uicht  einzugehen  braucht. 


Digitized  by  Google 


205 


so  bemerkt  man  trotz  des  unzweifelhaft  grundlegenden  römischen 
Einflusses  wichtige  Entwicklungsunterschiede,  die  eben  für  dieses 
Gebiet,  auf  dem  der  weitest  reichende  römische  Einfluss  durchaus 
nicht  auffallen  würde,  besonders  ins  Gewicht  fallen. 

Dass  die  Bezeichnung  „Fiscns"  nicht  streng  römisch  aufzu- 
fassen ist,  hat  schon  Gierke  hervorgehoben.1)  Die  Identifizierung 
von  Königsgut  und  Staatsgut  hat  daher  innerlich  einen  anderen 
Charakter,  als  in  der  spätrömischen  Zeit,  in  der  man  allerdings 
Kaisergut  und  Staatsgut  praktisch  nicht  genau  trennte.14)  Mag 
diese  Identifizierung  noch  so  sehr  an  manche  spätrömiscbe  Er- 
scheinungen erinnern,  sie  fallt  mit  ihnen  doch  nicht  zusammen  l) 
und  findet  ihre  selbständige  Erklärung  darin,  dass  der  persönliche 
Einfluss,  auf  dem  die  Machtstellung  des  germanischen  Königs 
beruhte,  seit  jeher  mit  seinem  Reichtum  zusammenhing;4)  er- 
forderte die  Steigerung  der  Macht  und  die  grössere  Concentriemng 
staatlicher  Rechte  und  Pflichten  in  der  Hand  des  Königs  auch 
Mehrung  des  Reichtums,  so  gab  ihrerseits  wieder  diese  gesteigerte 


»)  Gen.  R.  II.  r»65f;  x.  oben  S.  46.  A.  1 ;  Uber  die  Bedeutung,  die  man 
rnmanischerseits  diesen»  Ausdruck  in  fränkischer  Zeit  beilegte,  belehren  uns 
die  Epitomen  au  L.  R.  Vis.  C.  Th.  II.  0.  6,  III.  1.  2,  IV.  11,  IV.  13, 
X.  1— *,  XI.  1—7,  XII.  2,  XIII.  1.  2,  Nov.  Valent.  IU.  7,  Nov.  Mart.  2. 

*)  Dieser  Unterschied  ist  zuletzt  von  H  i  s  (D.  Domänen  d.  röm. 
Kaiserzeit  S.  27  f)  behandelt  worden;  er  trat  allerdings  rechtlich  so  wenig 
hervor,  dass  Mommseti  (in  Ostg.  Stud.)  für  die  späteste  Zeit  mit  Recht  sagen 
durfte,  die  Ämter  des  (Vrni.  rei  privatae  und  des  Com.  s.  patrimonii  seien 
identisch  gewesen.  Dennoch  giebt  das  Bestehen  beider  Amter  zu  denken, 
ebenso  wie  die  noch  im  V.  Jh.  übliche  Unterscheidung  zwischen  fundi  rei 
privatae  und  f.  patrimoniales.  Deshalb  kann  die  bei  den  Langobarden  vor- 
kommende Unterscheidung  zwischen  Königsgut  und  Fiscus  (s.  II.  Theil 
S.  153),  trotzdem  dass  dieselbe  im  langobardischen  Reiche  auch  germanischen 
Grundlagen  entspricht,  auf  römisches  Vorbild  zurückgeführt  werden,  um- 
soniehr.  als  ja  bei  den  Langobarden,  ebenso  wie  im  spätrömischen  Reiche 
bei  der  Verfügung  über  boide  Arten  von  Gütern  kein  praktischer  Unterschied 
wahrnehmbar  ist. 

3)  Dies  gegen  Dahn  1.  c.  VII.  III.  83.  Die  fränkische  Verquickung 
geht  weiter;  es  fehlt  auch  der  theoretische  Unterschied,  den  noch  die  spät- 
römische Verfassung  kannte. 

4)  u.  zw.  mit  keinem  persönlichen  Reichtum,  da  es  einen  Staatsschatz 
im  eigentlichen  Sinne  nicht  gab. 


2HK 


Macbtstelung  zur  Meinung  des  Reichtums  Gelegenheit.1)  Die 
politischen  Umstände,  unter  denen  die  Gründung  des  fränkischen 
Reiches  erfolgt  war,  Hessen  den  Mangel  eines  abstracten  Staats- 
begriffes stärker  als  anderwärts  hervortreten  und  hinderten  die 
Uberwindung  dieses  Mangels;  es  fehlte  nicht  nur  ein  abstracter 
Begriff,  der  sich  über  König  und  Volk  erheben  würde,  es  fehlte 
auch  eine  rechtlich  relevante  oder  gar  selbständige  Organisation, 
die  dem  Volke  neben  dem  Könige  eine  praktisch  gleichwertige 
Stellung  gesichert  hätte.2)  Die  Identifizierung  von  König  und 
Staat  gerade  auf  diesem  so  hervorragend  praktischen  Gebiete 
bildete  somit  gewiss  keine  Nachahmung  römischer  Muster.  Sie 
bestand  aber  auch  nur  thatsächlich;  wäre  nämlich  die  Identifizierung 
eine  vollkommene  gewesen,  dann  wäre  Staatsgut  Privatgut  des 
Königs;  das  war  es  nicht.  Schon  Heusler3)  hat  auf  den 
Unterschied  zwischen  privatem  Güterrecht  und  dem  des  Königs 
hingewiesen,  so  dass  die  thatsächliche  Vereinigung  betreffs  der 
gemeinsamen  Verwaltung  und  Verfügung  wohl  nur  in  dem 
Umstände  ihre  Erklärung  findet,  dass  der  König  für  die  Staats- 
auslagen ebenso  wie  für  seine  privaten  zu  sorgen  hatte,  für 
seine  Hofhaltung  Staatsgut,  ebenso  aber  auch  für  den  Staat 
sein  Eigengut4)  verwendete.5) 


')  Auf  die  daraus  sich  ergebende  Elasticität  der  königlichen  Einnahmen 
macht  Vi  oll  et  1.  c.  I.  319  aufmerksam.  In  zu  sehr  privatrechtlichem 
Sinne  behandelt  Fahlbeck  1.  c.  157  diese  Fragen. 

*)  Daher  ist  bei  Langobarden  und  Westgotben  die  Sachlage  doch  eine 
andere;  für  die  letzteren  giebt  es  Dahn  I.  c.  VII.  III.  83  zu,  für  die 
ersteren  nicht,  obwohl  auch  bei  ihnen  trotz  der  freien  königlichen  Verfügung 
Uber  die  Domänen,  dennoch  eine  Scheidung  zwischen  Königsgut  und  Staats- 
gut bemerkbar  ist.  M.  R.  hat  Brunn  er  1.  c.  II.  68  auf  die  grosse  Be- 
deutung der  Vererblichkeit  des  Thrones  in  dieser  Hinsicht  hingewiesen;  es 
kommen  aber  zweifellos  auch  die  übrigen  politischen  und  staatsrechtlichen 
Unterschiede  in  Betracht. 

3)  1.  c.  I.  309  ff;  s.  auch  Brunner  1.  c  II.  68.  Ferner  hat  Brunner 
1.  c.  II.  72  f.  m.  R.  betont,  dass  die  Behandlung  des  Königsgutes  mit  der 
Tendenz,  König  und  Staat  zu  identifizieren,  nicht  Übereinstimmt. 

4)  Letzteres  namentlich  in  der  Karolingerzeit  wahrnehmbar;  es  ist 
bekannt,  dass  die  Karolinger  grosse  Güter  mitbrachten;  man  vermag  bei 
den  einzelnen  Schenkungen  nicht  zu  unterscheiden,  ob  Staatsdomänen  oder 
andere  Güter  weggegeben  werden. 

5)  Mit  Rücksicht  auf  die  Entstehungsgeschichte  des  fränkischen  Reiches 
kamen  zu  dem  persönlichen  Reichtum  des  Königs  die  römische  Beute  und 
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Abgesehen  von  dieser  Frage  erscheinen  sowohl  die  bekaunteu 
Umwandlungen  des  römischen  Finanzwesens  im  fränkischen 
Reiche,  als  auch  der  germanische  Einschlag,  der  diese  Ent- 
wicklung begleitete,  zu  wichtig,  als  dass  man  von  einer  Bei- 
behaltung römischer  Vorbilder,  die  allerdings  den  Ausgangspunkt 
des  fränkischen  Finanzwesens  gebildet  haben,  sprechen  könnte. 
So  ist  schon  die  wichtigste  römische  Steuer,  die  Grundsteuer, 
durch  die  nunmehr  eingetretene  Un Veränderlichkeit  der  Steuer- 
schuldigkeit zu  einer  Abgabe  geworden,  die  wie  ein  fester 
Bodenzins  wirkte1)  und  den  Stenercharakter  beeinträchtigte; 
dass  sie  in  vielen  Theilen  Galliens  ohnehin  in  Vergessenheit 
geriet,  wird  allgemein  zugegeben  und  hängt  damit  zusammen, 
dass  die  fränkischen  Könige  den  theilweise  unternommenen 
Versuch,  diese  Steuer  zu  beleben,  aufgeben  und  sich  damit 
begnügen  mussten,  sie  nur  da  und  in  jener  Höhe  zu  erheben, 
wie  es  dem  Herkommen  entsprach;  aus  dem  Edict  Chlothars  II. 
c.  8  darf  geschlossen  werden,  dass  auch  dieses  Herkommen 
stark  angefochten  und  jede  Gelegenheit  benützt  wurde,  die 
Grundsteuerpflicht  abzuschütteln,2)  wozu  die  Veraltung  der 
Steuerlisten  beitrug.  Ein  analoges  Schicksal  erlitt  trotz  theil- 
weise erfolgreicherer  Bemühungen  die  Kopfsteuer.»)  In 


andere  Einnahmequellen  hinzu;  es  fehlte  nämlich  in  der  fränkischen  Staats- 
entwicklung  jenes  Zwischenstadium,  in  welchem  eine  Unterscheidung  des 
königlichen  vom  staatlichen  Vermögen  hätte  hervortreten  können.  Es 
offenbaren  sich  auch  hier  die  mehrmals  erwähnten  Folgen  staatsrechtlicher 
Übergangslosigkeit  der  fränkischen  Entwicklung.  Im  römischen  Reiche 
haben  einige  Zeit  lang  beide  Vermögensmassen  nebeneinander  bestanden, 
bis  die  Übermacht  des  Kaisertums  die  Selbständigkeit  des  Staatsschatzes 
illusorisch  machte;  im  langobardischen  Reiche  realisierten  Volk  und  Herzöge 
mit  dem  Königtum;  im  fränkischen  Grossstaate  ist  von  diesen  Dingen  nichts 
zu  verspüren. 

l)  Dahn  1.  c.  VII.  III.  96.  A.  2.  tritt  der  Brunner'schen  Auffassung 
entgegen  und  meint,  es  werde  auf  diese  Weise  der  überkommenen  römischen 
Steuer  viel  zu  früh  der  Charakter  einer  privatrechtlichen  Last  beigelegt; 
dennoch  vergleicht  Dahn  selbst  1.  c.  109  die  Wirkungen  der  ehemaligen 
Grundsteuer  mit  denen  von  Reallasten  und  Bodenzinsen ;  s.  S  i  c  k  e  1  in 
Weatdtsche  Ztschr.  IV.  343. 

*)  Dies  findet  auch  in  den  sich  stets  mehrenden  Steuerbefreiungen 
Ausdruck. 

3)  s.  Brunner  1.  c.  I.  25».  A.  31.  II.  234  f.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  111  f. 
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beiden  Fällen  haben  sowohl  der  Verfall  römischer  Steuertechnik1) 
als  die  allgemein  germanische  Abneigung2)  gegen  derartige 
Einrichtungen  gewirkt  und  man  wird  sagen  dürfen,  dass  diese 
Abneigung  zu  dem  Rückgange  des  römischen  Steuer wesens,  allen 
königlichen  Bestrebungen  entgegen,  das  meiste  beigetragen  hat. 
Die  Karolinger  beschränkten  sich  darauf,  etwa  noch  bestehende 
Steuerpflichten  aufrecht  zu  erhalten,3)  ohne  eine  offenbar  erfolglose 
Wiederherstellung  oder  Ausdehnung  anzustreben.4)'*) 

Die  neben  den  in  bedeutsamer  Rückbildung  befindlichen 
Hauptstenem  vorkommenden  zahlreichen  Gebühren  und 
Dienste,  die  die  Erfüllung  der  öffentlichen  Aufgaben  er- 
leichterten, mögen  wohl  zum  grossen  Theile  römischen  Ursprungs 
sein;«)  sie  hängen  zum  guten  Theil  mit  dem  Zollwesen  zusammen 
und  dieser  Umstand,  noch  mehr  aber  die  auf  dieser  Entwicklungs- 
stufe natürliche  Vorliebe  für  specielle  Abgaben  und  insbesondere 
für  specielle  Dienste  der  Unterthanen  würde  ihre  Beibehaltung 
trotz  des  offensichtlichen  Verfalles  der  übrigen  Abgaben  und 
Lasten  erklären.  Sie  schliessen  sich  nämlich  denjenigen  Leistungen, 

')  über  die  Gründe  dieses  Verfalles  s.  auch  Kien  er  I.  c.  76. 

l)  Gegen  die  Annahme  dieser  Abneigung  ist  nur  Fustel  de  Coulange» 
(Mon.  fr.  247)  aufgetreten,  der  überraschenderweise  aus  der  Aegidius-Legende 
den  Sehluss  ableitete,  dass  die  Franken  keinen  Widerwillen  gegen  die  Be- 
steuerung empfanden.  In  Transformations  31  ff  giebt  er  dann  wohl  den 
Widerwillen  zn,  führt  ihn  aber  (S.  36)  auf  eine  Agitation  des  Klerus  zurück. 

3)  Die  betreffenden  Stellen  hat  Dahn  1.  c.  VIII.  V.  34.  A.  7. 
t.  u  sammengestel  1 1. 

*)  So  sind  z.  Ii.  die  Sachsen  keiner  derartigen  Steuerpflichr  mehr 
unterworfen  worden. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  es  für  uns  ziemlich  gegenstandslos,  ob  die 
Franken  ebenso  wie  die  gallo-römischen  Provincialen  Steuern  zahlten  oder 
nicht;  au  und  für  sich  ist  die  Frage  n.  E.  zu  bejahen. 

")  Ihre  Aufzählung  bei  Dahn  I.  c.  VII.  III.  125  ff,  VIII.  V.  51  ff. 
Uber  die  suffragia  s.  Sickel  in  G.  g.  A.  1896.  S.  283.  Dass  die  öffent- 
lichen Frohnden  vielfach  auf  römischer  Basis  beruhen,  ist  mit  Sickel  (in 
Ergbd.  II.  228),  Brunner  (1.  c.  II.  228  ff ),  v.  Amira  (G.  g.  A.  1896. 
S.  191)  und  Dahn  (1.  c.  VII.  III.  153  ff)  zuzugeben.  Es  muss  aber  mit 
Brunner  (1.  c.)  und  Mayer  (1.  c.  I.  59  f)  die  hier  hervortretende  Ver- 
mischung römischer  und  gormanischer  Elemente  betont  werden;  insbesondere 
hinsichtlich  der  Herbergepflicht  (s.  Brunner  ).  c.  II.  229)  und  der  Xatural- 
dienate  für  Transport  uud  Verpflegung  des  Heeres  (s.  Mayer  1.  c.  I.  66). 
Der  Polizeidienst  hängt  mit  der  Idee  der  germanischen  Heerpflicht  zus&mmeu 
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deren  germanischer  Charakter  kaum  bezweifelt  werden  kann,1) 
an.2)  Die  Zahl  der  germanischen  oder  auf  germanischen  Ideen 
beruhenden  Leistungen  war  namhaft  und  ihre  Ausgiebigkeit 
bedeutend,  so  dass  neben  ihnen  die  noch  beibehaltenen  römischen 
Stenern  praktisch  zurücktraten.   Nur  das  Zollwesen3)  ragte 

(s.  Sickel  in  Ergbd.  II.  226,  Brunne r  1.  c.  II.  226 f).  Die  Grenzpolizei- 
maa8sregeln  (s.  Greg.  Tur.  VI.  19,  VIII.  30,  IX.  1.  28.  32)  erinnern  nur 
ganz  äusserlick  an  die  alten  und  in  Gallien  laugst  vergessenen  römischen 
Einrichtungen.  Die  fränkische  Regelung  des  Polizeiwesens,  insbesondere 
die  Haftung  der  Centene  ist  germanisch  (s.  Sickel  in  Ergbd.  IDT.  529 ff j. 
Für  die  Strassenbaupolizei  ist  römische  Grundlage  anzunehmen,  aber  ger- 
manische Ausgestaltung,  da  wie  schon  Brunner  (1-  c-  H-  233) m.  R.  bemerkt 
hat,  der  Wegbau  zu  einer  Grundlast  der  Anrainer  wurde.  Ein  interessantes 
Beispiel  der  Vermischung  liegt  in  der  Marktfrage  vor;  der  Marktzoll  ist 
römisch,  der  Marktfrieden  germanisch  (s.  Schröder  KG.4  191.  A.  21.). 

')  Hierher  gehören  die  freiwilligen,  wenn  auch  durch  Gewohnheit 
immer  fester  werdenden  Jahresgaben  an  den  König,  sowie  die  Gebühren, 
die  der  Köuig  bei  gewissen  Anlassen  empfing  (Greg.  Tur.  VI.  45),  namentlich 
von  Kirchen  (Capit.  I.  168.  Schreiben  au  den  Abt  von  St.  Quentin),  Erb- 
theilungsgebühren  (Markulf  I.  20)  u.  s.  w.  Zu  erwähnen  ist  hier  auch 
Caducität  und  Confiscatiuu,  wobei  letztere  von  dem  analogen  Strafmittel  zu 
unterscheiden  ist;  während  die  Strafconfiscation  römischen  Charakter  hat, 
kann  dies  für  die  Einziehung  des  Vermögens  Friedloser,  ebenso  wie  für  die 
Einziehung  erblosen  Gutes  nicht  behauptet  werden.  Der  Umstand,  dass 
schon  die  Lex  Sal.  (60.  3,  62.  2)  derartige  Rechte  des  Königs  kannte  und 
dass  gegen  die  Ausübung  derselben  nicht  protestiert  wurde,  lässt  annehmen, 
dass  der  König  hinsichtlich  der  Friedlosen  und  Sippelosen  in  die  Rechte 
des  Volkes  eintrat.  Diese  Einnahmen  sind,  ebenso  wie  Freilassungsgebühren, 
ein  Ergebnis  der  staatsrechtlichen  Stellung  des  Königs  und  gehen,  wie 
z.  B.  die  Jahresgeschenke,  direct  auf  germanische  Wurzel  zurück  oder 
schliessen  sich,  wie  z.  B.  die  kirchlichen  Gaben,  an  die  volkstümlichen 
Jaliresgeschenke  an.  Insgesamt  dienen  sie  der  Beschaffung  der  Einnahmen 
ausserhalb  des  Steuerwesens,  verrathen  also,  indem  sie  in  den  Vorder- 
grund treten,  einen  unrömischen  Charakter.  Der  alte  germanische  Staat 
war  ja  ausschliesslich  auf  derlei  Leistungen,  sowie  auf  persönliche  Dienste 
angewiesen,  die  in  seinem  Haushalte  selbstverständlich  eine  ganz  andere 
Rolle  spielten  als  in  dem  des  römischen  Staates,  der  über  andere  regel- 
mässige Quellen  verfügte. 

2)  Dieser  Anschluss,  auf  den  schon  Brunner  (s.  oben  S.  208.  A.  6.)  hin- 
gewiesen hat,  erklärt  auch  die  reiche  Ausgestaltung  gerade  dieser  Zweige 
öffentlicher  Leistungen  im  fränkischen  Staatswesen. 

3)  s.  Brunner  1.  c.  H.  238,  Kiener  1.  c.  77,  Dahn  1.  c.  VII.  IJX 
119  ff,  VIII.  V.  39  ff.  Albr.  Hoffmann:  Deutsches  Zollrecht  I.  2  be- 
zweifelt ohne  jeden  Grund  den  Zusammenhang  des  fränkischen  Zollwesen9 
mit  dem  römischen. 

v.  Halb  an.  kom.  Kocht  iu  den  germ.  VolkssUaton.   III.  14 
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besonders  hervor  und  bildete  im  Verein  mit  dem  Münzwesen1) 
ein  wichtiges  Erbe  der  römischen  Vergangenheit,  dessen  Be- 
deutung trotz  der  auch  hier  erfolgten  Umwandlungen2)  nicht 
unterschätzt  werden  darf.  Im  übrigen  ist  die  Beibehaltung 
dieser  römischen  Einrichtungen  schon  wegen  ihrer  technisch 
leichteren  Handhabung  erklärlich;  sowohl  die  festen  Zollsätze, 
wie  auch  der  Schlagschatz  der  Münzprägungen  waren  leichter 
zu  behandeln  als  Steuern  und  sicherten  Einnahmen,  denen  das 
germanische  Gefühl  nicht  in  der  Weise  widerstrebte,  wie  den 
Steuern. 

Will  man  aber  die  thatsächliche  Wichtigkeit  des  römischen 
Finanzwesens  im  fränkischen  Reiche  allseitig  bciirtheilen,  dann 
inuss  man  der  besonderen  Stellung  des  Domänen wesens  ge- 
denken.    An  und  für  sich  aus  dem  römischen  Fiscalgute) 


i)  s.  Soetbeer  in  Forschgg.  z.  dtsch.  Gesch.  I.  205  ff,  543  ff, 
II.  293  ff,  IV.  241  ff,  VI.  1  ff  (vgl.  Fahlbeck  I.  c.  283  ff).  Eheherg  in 
Staats-  und  soeialwis*.  Forschgg.  II.  Heft  6.  S.  1  ff,  Brunn  er  I.  c.  II.  241, 
Dahn  1.  c  VII.  III.  135,  VIII.  V.  «ft,  Bnbelon  in  Journ.  des  savanfcs 
1901.  S.  121. 

a)  Die  Umwandlungen  sind  ziemlich  wesentlicher  Art.  Chloth.  II.  Ed. 
c.  9.  hat  eine  weitere  Ausdehnung  des  königlichen  Zoll  wesens  durch  die 
Beschränkung  auf  das  Herkommen  bebindert  und  somit  deu  Zöllen  (analog 
der  Grundsteuer)  die  Elasticität  benommen.  Die  Unterschiede  zwischen 
Zoll  und  Gebühr  wurden  verwischt  (s.  Dahn  1.  c.  VII.  IU.  121.  125. 
VIII.  V.  42.).  Die  von  Rietschel  (Stadt  u.  Markt  20  ff )  vertretene  An- 
lehnung des  Zollrechtes  an  die  Gruudherrschaft  gebt  zu  weit  (s.  Schröder 
R.G.4  191.  A.  19).  denn  der  hoheitliche  Charakter  des  Zollrechtes  ist  uieraals 
ganz  verdrängt  und  das  Bann  recht  ist  auf  die  Zölle  angewendet 
worden  (a.  Sickel  in  Ztschr.  f.  d.  ges.  Strafr.  wiss.  VII.  504  ff);  allerdings 
inachte  sich  die  Tendenz  geltend,  das  Zollwesen  in  den  Bannkreis  der 
Grundherrschaft  zu  ziehen  uud  sie  äusserte  sich  in  dem  häufigen  Weggeben 
der  Zollstätten  und  Zolleinnahmen.  Ähnliche  Umwandlungen  bemerkt  man 
im  Münzwesen,  dessen  Reformen  auch  einen  technischen  Rückgang  auf- 
weisen. Ans  der  Lockerung  der  Münzverhältnisse  leitet  v.  L  u  s  c  h  i  u 
(Allg.  MUnzkuude  78)  den  Scbluss  ab,  das«  die  Merovinger  weniger  als  die 
hurguudischen  und  gothischen  Könige  auf  die  Münzhoheit  bedacht  waren. 
Erst  unter  den  Karolingern  wird  hier  das  staatliche  Moment  mehr  betont 
(s.  Luschin  1.  c.  197,  213  und  Soetbeer  I.  c.  IV.  205  ff,  290  ff ),  es  muss 
aher  gerade  die  im  VIII.  Jh.  erfolgte  Münzreform  als  eine  rückschrittliche 
bezeichnet  werden  (s.  Brunner  1.  c.  I.  214). 

3)  s.  Brunner  1.  c.  I.  203,  Sickel  G.  g.  A.  1890.  S.  584,  Dahn 
1.  ...  VII.  III.  89  ff.  Schröder  R.G.*  187  f. 
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hervorgegangen,  sind  die  Domänen  schon  mit  Rücksicht  auf  den 
naturalwirtschaftlichen  Charakter  als  die  am  bequemsten  zu 
handhabende  Einkommensquelle  erschienen,  wozu  nicht  wenig 
der  Umstand  beitrug,  dass  das  fränkische  Königtum  nicht 
bemüssigt  war,  mit  anderen  Factoren  zu  theilen,  daher  diese 
Einkommensquelle  für  sich  allein  in  Anspruch  nehmen  durfte. 
Ist  es  auch  nicht  bekannt,  ob  der  altgermanische  König  sich 
auf  Staatsgüter  stützte  und  deshalb  nicht  möglich,  einen  Vergleich 
zwischen  dem  Domänen wesen  der  alten  und  dem  der  fränkischen 
Zeit  zu  ziehen,  so  wird  man  doch  in  dem  Übergewichte  der 
Domänen  im  fränkischen  Staatshaushalte  zweifellos  ein  ger- 
manisches Element  erblicken  müssen.  Denn  selbst  wenn  diese 
Einnahmsquelle  in  gar  keinem  Zusammenhange  mit  älteren 
Einrichtungen  gestanden  und  wirklich  als  etwas  ganz  Neues 
von  den  Römern  übernommen  worden  wäre,  so  muss  doch  in 
dem  Umstände,  dass  gerade  dieser  naturalwirtschaftliche  Theil 
des  römischen  Finanzwesens  in  fränkischer  Zeit  nicht  nur 
erhalten,  sondern  sogar  entwickelt  wurde,  während  die  Steuer- 
Verfassung  zurückging,  ein  unverkennbarer  Einfluss  germanischer 
Ideen  erblickt  werden.  Und  je  weiter,  desto  mehr  tritt  dieses 
Übergewicht  auf,  so  dass  schliesslich  der  Schwerpunkt  des 
Staatshaushaltes  in  die  Domänen  verlegt  wird  und  das  Krongut 
sogar  als  Organ  des  Fiscus  auftritt.1)  Neben  diesen  Einnahmen 
und  den  Naturalleistungen  der  Unterthanen  trat  alles  andere 
praktisch  zurück.  Dasselbe  gilt  von  den  Staatsauslagen;  auch 
sie  wurden  ganz  überwiegend  durch  Naturalleistungen  bestritten 
und  neben  ihnen  waren  es  wieder  die  Domänen,  die 
theils  durch  Schenkungen  für  die  Belohnung  bezw.  Sicherung 
von  Diensten,  theils  durch  Einräumung  von  Nutzungsrechten 
für  die  Erhaltung  der  Beamten  und  für  die  Amtsauslagen  her- 
halten mussten.  Somit  stellte  sich  der  Staatshaushalt  auf  die 
grundherrliche  Basis,  wozu  übrigens  auch  das  gleichzeitig  sich 

>)  s.  Sickel  1.  c.  S.  583,  Dahn  1.  c.  VIII.  V.  12.  Susta: 
Z.  «escli.  u.  Kritik  d.  Urbarialaufz.  (Wien.  .Sit«.  Ber.  Bd.  138.  S.  20 ff) 
hat  in.  K.  bemerkt,  dass  die  Karolinger,  als  praktische  Regenten, 
einsahen,  dass  die  gesaiumte  Entwicklung  eine  dem  Steuerwesen  nacbtheilige 
Richtung  genommen  hat  und  dass  die  Oruudberrschaft  das  hoffnungsvollste 
Element  bildete;  es  war  uur  logisch,  dass  nie  sich  dieses  Element  dienstbar 
umchten. 
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entwickelnde  Lebenswegen  beigetragen  bat.  Die  Tbatsache. 
dass  die  Vorrechte  der  Krongüter  römiseben  Ursprungs  waren, 
fallt  air  dem  gegenüber  schon  weniger  in  die  Wagscbale,  ab- 
gesehen davon,  dass  sowohl  diese  Vorrechte1)  als  auch  die 
Verwaltung  der  Domänen  wichtige  Veränderungen  aufweisen.2) 
Wir  vermögen  hier  nicht  auf  die  Frage  des  Bodenregals  und 
der  aus  der  Verfügung  über  unbebautes  Land,  über  Wälder, 
Mineralien  und  Gewässer  sich  ergebenden  Einnahmen  einzugehen3) 
und  müssen  uns  auf  die  Bemerkung  beschränken,  dass  diese 
Rechte  schon  mit  Rücksicht  auf  ihren  ganz  überwiegend  natural- 
wirtschaftlichen Charakter,  sowie  wegen  ihres  Zusammenhanges 
mit  dem  gesammten  Bodenrechte  nur  in  sehr  geringem  Maasse 
an  die  gallorömischen  Verhältnisse  anknüpfen  konnten. 

Dem  Gesagten  ist  zn  entnehmen,  dass  sich  das  fränkische 
Staatsrecht  in  diesen  Dingen  wohl  zunächst  an  die  römischen 
Vorbilder  anlehnte,  aber  nicht  in  der  Lage  war,  dieselben  auf 
die  Dauer  zu  befolgen.    Die  germanische  Tradition  sträubte 


*)  Beibehalten  wurde  (s.  jedoch  v.  Amira  Gotting,  gel.  Anz.  1896 
S.  191.)  die  römische  Einrichtung,  dass  Fiscalgüter  unter  besonderen  Obrig- 
keiten standen  und  die  damit  zusammenhängende  Immunität;  ein  Vorrecht 
gerichtlicher  Unbelangbarkeit  bestand  jedoch,  wie  Brunner  (Zeugen  u. 
Inquis.  bew.  8.  58  ff)  nachgewiesen  hat,  nicht.  Dass  überhaupt  die  Vor- 
rechte der  römischen  Fiscalgüter  erst  unter  den  Merovingern  verfassungs- 
geschichtliche Bedeutung  gewonnen  haben,  steht  fest;  s.  Sickel  QÖtting. 
gel.  Anz.  1890.  S.  584.    Vgl.  oben  S.  136 f. 

*)  Man  darf,  trotz  den  Einwendungen  Sickel's  (Ergbd.  II.  218 f  u. 
III.  679)  annehmen,  dass  für  diese  Verwaltung  insbesondere  die  Domestici 
in  Betracht  kommen;  (die  Studie  A.  Carlot's  über  den  fränkischen 
Domesticns  ist  mir  nicht  zugänglich  gewesen).  Mit  Rücksicht  auf  den 
römischen  Ursprung  des  Amtes  hat  Meitzen  (1.  c.  II.  028)  die  Domestici 
als  ein  römisches  Element  der  fränkischen  Domäuenverwaltung  bezeichnet  ; 
nun  sieht  man  aber,  dass  dieses  Amt  in  karolingischer  Zeit  fehlt;  noch 
wichtiger  ist,  dass  seither  der  König  selbst  den  Mittelpunkt  der  Domänen- 
verwaltung bildet,  sich  also  als  Grundherr  geberdet  und  auf  eiue  separate 
Verwaltung  verzichtet.  Insoferne  erscheint  das  römische  Vorbild  über- 
wunden und  man  darf  angesichts  dieser  Thatsache  bezweifelu,  ob  sich  dieses 
römische  Vorbild  —  trotz  Domesticat  —  gut  brauchbar  erwies.  Dass  die 
innere  Behandlung  der  Domänen,  ihre  Ausnutzung  durch  Weggeben  von 
Parcellen  u.  s.  w.  römischen  Traditionen  entsprach,  ist  oben  (II.  Theil 
S.  259  f)  bemerkt  worden;  dies  ist  für  die  Entwicklung  des  Bodenrente* 
wichtig,  hat  aber  keine  staatsrechtliche  Bedeutung. 

3)  Dies  hängt  mit  der  Entwicklung  des  Iminobiliarrechte»  zusammen. 
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sich  gegen  das  römische  Steuerwesen,  das  weder  den  Staats- 
zwecken und  Staatsauslagen,  noch  der  Leistungsfähigkeit  der 
Unterthanen  angepasst  wurde;  von  allem  Anfang  an  fehlten  die 
Grundbedingungen  für  die  Einführung  neuer  und  Ausgestaltung 
übernommener  Steuern,  so  dass  dieselben  zu  stabilen  Lasten 
wurden  und  angesichts  der  Freiheit  der  mit  Fiscalgütern 
Beschenkten  auch  die  moralische  Basis  verloren.  Allerdings 
befand  sich  die  römische  Finanzverfassung  in  Gallien  ohnehin 
schon  im  Rückgange1)  und  es  hätte  einer  bedeutenden  Auffrischung 
bedurft,  um  sie  lebensfähig  zu  erhalten :  diese  Auffrischung  hätte 
aber  nur  bei  einem  volkswirtschaftlich  richtigen  Verhältnisse 
zwischen  Einnahmen  und  Leistungen  des  Staates,  zwischen 
Pflichten  und  Rechten  der  Unterthanen,  erfolgen  können;  daran 
aber  hat  es  gerade  gefehlt  und  je  mehr  der  Kern  des  Volkes 
unter  den  unerschwinglichen  Lasten  litt,  desto  schwerer  wurde 
es,  an  eine  Regelung  des  Finanzwesens  zu  denken.  Dasselbe 
ist  angesichts  des  Übergewichtes  des  uaturalwirtschaftlichen 
Momentes  und  des  geringen  haushälterischen  Sinnes  der  Könige 
zum  Werkzeuge  einer  Bedrückung2)  geworden,  der  sich  der 
Mächtige  leicht  entzog,  die  dem  Staate  keinen  Nutzen  brachte 
und  die  bei  fortschreitendem  Versagen  der  Geldquellen  immer 
mehr  das  naturalwirtschaftliche  Moment  in  den  Vordergrund 
treten  Hess.  So  muss  man  denn  die  praktisch  so  geartete 
Gesammtanlage  des  Finanzwesens  trotz  der  zahlreichen  römischen 
Wurzeln  als  eine  unrömische  bezeichnen,3)  jedenfalls  als  Über- 
windung der  römischen  Muster  zu  Gunsten  eines  der  germanischen 
Auffassung  näheren  Zustandes,  wodurch  es  immer  schwerer 
wurde,  die  im  grossen  Reiche  aultretenden  Staatszwecke  zu 
erfüllen,  so  dass  es  zu  jenem  Rückzüge  aus  verschiedenen 
Positionen  kommen  musste,  den  man  in  der  Grundherrschaft, 
in  der  Immunität  und  im  Lehenswesen  wahrnehmen  kann. 


l)  namentlich  im  Vergleich  zu  der  von  deu  Ostgothen  in  Italien  vor- 
gefundenen; s.  Thibault  in  Nonv.  Rev.  bist,  de  dr.  fr.  et  etr.  XXV.  S.  727 f. 

J)  Sie  äussert  sich  insbesondere  darin,  dass  der  Herrscher  weder  Uber 
die  Höbe  der  Leistungen,  uoch  über  die  Leistungspflichten  eiu  Rechts- 
verfahren führte,  sondern  seine  Ansprüche  durch  aussergerichtliches  Zwangs- 
verfahren durchsetzte;  a.  So  hin  1.  c.  I.  92  f,  118  1,  120,  Brunn  er  1.  c. 
II.  41,  457  f,  Sickel  in  Ergbd.  III.  497. 

3)  s.  v.  Amira,  Dötting,  gel.  Anz.  1896.  S.  189. 
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Sieht  man  von  den  Zöllen,  der  Münze  und  einigen  römischen 
Dienstarten  ab,  so  gelangt  man  zur  Überzeugung,  dass  es  nicht 
gelungen  ist,  die  Sphäre  der  öffentlichen  Gewalt  in  einer  dem 
römischen  Vorbilde  auch  nur  halbwegs  entsprechenden  Weise 
auszudehnen.  Wohl  sind  die  Beschränkungen  des  Königtums 
praktisch  weggefallen  und  die  Lasten  vermehrt  worden,  aber 
die  Art  dieser  Vermehrung  hat  keinen  finanzrechtlichen  Charakter. 
Nur  die  Finanzmissbräuche,  gegen  die  das  Königtum  oft,  aber 
freilich  erfolglos  und  ohne  mit  eigenem  Beispiel  voranzugehen, 
auftrat,  haben  den  Verfall  der  römischen  Finanzverfassung  über- 
dauert; römischen  Traditionen  mag  man  es  zuschreiben,  dass 
in  den  fränkischen  Functionären  der  Sinn  für  erpresserische 
Ausbeutung  ihrer  Ämter  geweckt  wurde.  — 

Unter  den  persönlichen  Leistungen,  die  im  fränkischen 
Reiche  die  Hauptstütze  der  Staatsgewalt  bildeten,  ragt  besonders 
die  Heerespflicht  hervor,  die  ebenso  wie  in  früherer  Zeit 
im  Mittelpunkte  steht  und  sowohl  diese  Stellung  als  auch  ihr« 
allgemeine  Bedeutung1)  in  ganz  unrömischer  Weise2)  beibehalten 
hat.  Die  Wandlungen,  die  die  königliche  Gewalt  im  Heere, 
namentlich  aber  den  Charakter  des  Heerwesens  betreffen,  hängen 
in  keiner  Weise  mit  dem  römischeu  Einflüsse  zusammen;3)  es 
ist  weder  zur  Ausbildung  eines  stabilen  Heeres  noch  zur  Be- 
stellung ständiger  Kommandanten  gekommen.    Die  Änderung 


')  Über  diese  allgemeine  Bedeutung  8.  Viollet  1.  c.  I.  437,  Brunner 
1.  c.  II.  202  ff,  Sickel  Götting.  gel.  Änz.  1890.  S.  246,  690,  Dahn  1.  c. 
VII.  II.  252,  VIII.  III.  214  f,  Schröder  R.G.*  153  ff.  Über  die  Bn- 
beziebuog  der  Römer  8.  Sickel  I.  c.  247  u.  181)6.  S.  289  f.  Bruuuer  1.  c. 
I.  302,  IL  202,  Fustel:  Mon.  fr.  293.  Dahn  l.  c.  VII  II.  270,  Schröder 

I.  c.  153.    Über  die  Heerespflicht  der  Hintersassen  s.  Sickel  in  Ergbd. 

II.  224,  Fustel:  Mon.  fr.  294,  Transformations  519,  Mayer  1.  c.  I.  U9. 

2)  Die  germanischen  Grundideen  der  fränkischen  Heeres  Verfassung 
erkennen  auch  v.  Sybel  1.  c.  404  und  Fustel:  Mon.  fr.  288  an. 

3)  Die  unter  Chlodovech  vollzogene  Eingliederung  römischer  Ab- 
tbeilungen in  das  fränkische  Heer  Theil  II.  S.  291)  war  vorübergehender 
Art  und  gewiss  nicht  geeignet,  das  fränkische  Heerwesen  zu  beeinflussen. 
Diez:  Gramm,  d.  roin.  Spr.  S.  67  bemerkt,  dass  unter  den  in  die  französische 
Sprache  eingedrungenen  germanischen  Wurzeln,  die  auf  Kriegswesen  sieb 
beziehenden  den  Hauptbestandteil  bildeten;  vgl.  dazu  M.  Goldschmidt: 
Germ.  Kriegswesen  im  Spiegel  des  romauischen  Lehnwortes  (in  Beitr.  i 
rom.  u.  germ.  Philol.,  Festg.  f.  W.  Förster). 
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des  alten  Charakters  des  fränkischen  Heerwesens  ist  vielmehr 
einerseits  auf  die  Entwicklung  der  Taktik  und  des  militärischen 
Bedürfnisses,  andererseits  auf  den  Wegfall  der  alten  volksrecht- 
lichen Grundlagen,1)  die  gleichzeitig  eine  Basis  der  allgemeinen 
Heeres  Verfassung  bildeten,  zurückzuführen.  Der  Umstand,  dass 
zur  Gewinnung  der  jetzt  noth wendig  gewordenen  neuen  Grund- 
lagen gerade  das  Gefolgschaftswesen,  wenn  auch  unter  ent- 
sprechenden Aenderungen,  herangezogen  wurde,  spricht  für 
das  Festhalten  an  germanischen  Ideen,  ebenso  wie  die  Thatsache, 

')  Roioff:  D.  Uinwandl.  d.  fr.  Heere»  i N.  Jahrbb.  f.  das«.  Alt.  Gesch. 
u.  dt*che  Lit.  V.  Jahrg.  IX.  Bd.)  tritt  der  bekannten  Brunn  er 'sehen  Auf- 
fassung entgegen  und  bestreitet  die  Stichhaltigkeit  der  in  der  Taktik 
gelegenen  Gründe,  die  Bruuner  so  verdienstvoll  hervorgehoben  hat.  Darin 
geht  er  zu  weit.  Richtig  und  mit  grossem  Verständnis  betont  er  aber, 
das»  mit  der  Ausbreitung  auf  römischem  Boden  die  Wurzeln  des  germanischen 
Wehrsystems  verdorrten;  die  Daseiusbedingungen  des  engen  Zusammenleben* 
der  Staramesgeuossen,  also  die  Voraussetzungen  der  alten  taktischen  Körper, 
waren  verändert;  auch  Delbrück  (Gesch.  d.  Kriegskurist  II.  I.  44)  hebt 
den  militärischen  Wert  jener  natürlichen  Einheit,  auf  der  die  alte  Hundert- 
schaft beruhte,  hervor.  Die  Lockerung  der  Verbände,  die  allmäblige  Ent- 
fremdung der  Genossen,  der  Eintritt  der  Roma  neu  ins  Heer  u.  s.  w.  haben 
die  innere  Einheit  der  Abteilungen  (auch  ihre  Schlagfähigkeit;  ».  Pustel: 
Mou.  fr.  297)  beeinträchtigt  und  der  Rückgang  der  Gemeinfreiheit  hat  die 
Zahl  der  Leistungsfähigen  vermindert.  Parallell  verläuft  die  Entwicklung 
der  Privatherrschaften  mit  ihren  nicht  nur  für  eigene  Zwecke,  sondern  auch 
für  den  König  verwendeten  bewaffneten  Schaaren.  Mit  dieseu  Wandlungeu 
bringt  Roloff  die  Verstärkung  der  Kavallerie  in  Zusammenhang,  giebt  aber 
auch  zu.  dass  Karl  Martell  die  Tendenz  zur  Vermehrung  der  Reiterei 
förderte;  dazu  müsste  mau  aber  gerechterweise  hinzufügen,  dass  er  diese 
Tendenz  eben  staatlicherseits  verstärkte;  dariu  liegt  ja  die  Bedeutung  seines 
Eingriffes  au  und  für  sich,  sowie  die  Bedeutung  dieses  Eingriffes  für  die 
Entwicklung  des  Leheusweseus,  was  Brunner  klargestellt  hat. 

Somit  lassen  sich  die  beiden  Ansichten  gut  vereinigen.  Roloff  aber 
gebührt  das  Verdienst,  die  Umwandlung  der  Volks-  und  Staatsverfassung 
uud  den  Wegfall  der  alten  Grundlagen  für  diese  Frage  herangezogen  zu 
haben,  —  ein  Vorgehen,  dem  wir  uns  rückhaltslos  anschliesseu.  Es  kommt 
auch  in  Betracht,  dass  der  fränkische  Staat  bis  zu  deu  Araberkriegen  nicht 
so  bedroht  war,  wie  z.  B.  der  langobardische.  Zu  deu  von  Roloff  besprochenen 
Schwierigkeiten,  die  alten  Grundlagen  zu  erhalten,  trat  somit  auch  der 
Mangel  der  äusseren  Notwendigkeit  hinzu,  man  war  des  Zwauges  überhoben, 
an  einen  energischeu  Ausbau  des  Heerwesens  zu  denken  und  als  die  Araber- 
kriege diesen  Zwang  braehteu,  inusste  man  an  andere  Mittel  denken.  Vgl. 
dazu  noch  Mayer  I.e.  II.  160  uud  Stutz  iu  Ztschr.  der  Sav.  St.  XXI.  140. 
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dass  neben  dem  Lehenswesen  auch  die  alte  Grundlage  niemals 
aufgegeben,1)  im  Gegentheil  oftmals  der  Versuch  gemacht  wurde, 
sie  zu  erhalten.2)  Und  weil  das  Heereswesen  nach  wie  vor  den 
Mittelpunkt  des  Staatswesens  bildete,  musste  auch  seine  Um- 
wandlung für  den  ganzen  Staat  massgebend  werden  und  die 
auf  diesem  Gebiete  sich  vollziehende  Verschiebung  des  staatlichen 
Schwerpunktes  lähmend  wirken,  da  es  kein  Gebiet  gab,  auf 
dem  diese  Niederlage  hätte  wettgemacht  werden  können.  Das 
alles  sind  zweifellos  Thatsachen,  die  für  ein  durch  die  speciellen 
Umstände  bedingtes  Wirken  germanischer  Ideen  sprechen.  Es 
ist  allerdings  infolge  der  Entlastung  der  verarmten  Freien  und 
infolge  der  Entwicklung  des  Lehenswesens  zur  Entstehung  eines 
sich  durch  die  besondere  Heerespflicht  absondernden  Krieger- 
standes gekommen.  Aber  auch  diese  sociale  Erscheinung,  die 
schon  in  anderem  Zusammenhange  besprochen  wurde, {)  ist  in 
dieser  Form  eine  ganz  unrömische.4)  Es  bedarf  schliesslich 
keiner  Erörterung,  dass  diese  mit  dem  fränkischen  Finanzwesen 
zusammenhängende  Umbildung  schon  wegen  ihres  natural- 
wirtschaftlichen  Charakters  dem  germanischen  Gesichtskreise 
entsprach.  Auch  die  Zunahme  der  königlichen  Macht  im  Heer- 
wesen5) erklärt  sich  leicht,  ohne  dass  man  an  eine  Beeinflussung 


')  Der  Grundsatz  der  allgemeinen  Pflicht  ist  nicht  in  Wegfall  ge- 
kommen, vielmehr  im  Capit.  v.  J.  802  ausdrücklich  ausgesprochen  worden 
Es  bestanden  zwei  Systeme  nebeneinander. 

a)  Wir  meinen  die  Versuche,  die  allgemeine  Heerespflicht  mit  der 
Vermögenslage  in  Einklang  su  bringen.  Dem  allgemeinen  Grundsätze  wider- 
sprachen solche  Versuche  nicht,  da  sie  sich  stets  auf  bestimmte  Heerfahrten 
bezogen;  dieser  von  Boretius  vertretenen  Ansicht  ist  die  herrschende  Lehre 
beigetreten;  vgl.  für  das  Detail  jetzt  Dahn  1.  c.  VIH.  III.  223  ff  und 
Wittich  in  Sav.  Ztschr.  XXII.  318 f.  M.  R.  sagt  Baldamua  D.  Heer- 
wesen unter  d.  spat.  Karol.  S.  1 1,  dass  der  Besitz  nie  Grund  der  Verpflichtung, 
sondern  nur  Bedingung  der  möglichen  Pflichterfüllung  gewesen  ist. 

5)  s.  oben  S.  165. 

4)  Es  liegt  nämlich  blos  eine  factiache  Verschiebung,  aber -kerne  dauernd 
begrenzte  Scheidung  in  Civil-  und  Militärbevölkerung  vor. 

B)  Sie  äusserte  sich  in  der  unbedingten  Heerbannbefugnis  und  in  dem 
Rechte  den  zum  Ausrücken  verpflichtenden  Consus  zu  bestimmen.  M.  R. 
bemerkt  v.  Sybel  1.  c  396,  dass  die  ältere  Zeit  einen  Unterschied  zwischen 
Heerbefehl  und  Heerbann  kannte  und  Sohni  geht  1.  c.  I.  41  gewiss  zu 
weit,  wenn  er  noch  in  fränkischer  Zeit  dem  Heere  einen  volksmässigen 
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durch  das  römische  Imperatorentum  zu  denken  hätte;1)  der 
Wegfall  der  Volksverfassung  gab  dem  Könige  die  grösste 
Bewegungsfreiheit;  wie  in  vielen  anderen  Dingen  accomodiert  sich 
auch  in  diesem  Falle  die  Entfaltung  der  betreffenden  königlichen 
Competenz  der  Gesammtentwicklung  der  königlichen  Macht.'2)  — 
Ist  somit  eine  Steigerung  der  königlichen  Gewalt  sichtbar, 
die  ebenso  wie  die  Ausgestaltung  der  Gesetzgebung,  der  Staats- 
einnahmen, der  Dienste  und  namentlich  des  Heereswesens,  zumeist 
nur  in  Einzelheiten  an  römische  Vorbilder  anknüpft,  ohne  dass 
dabei  das  Übergewicht  germanischer  Ideen  zu  vermissen  wäre, 
so  gilt  dasselbe  für  die  Gerichtsbarkeit  desj;Königs 
und  überhaupt  für  die  Ingerenz  des  Königs  im  gesammten 
Gerichtswesen. 

Das  Königsgericht  ist  ausschliesslich  königlich,  bedeutet 
also  eine  Machtsteigerung  und  bereichert  den  Staatsorganismus 
um  ein  wichtiges  Institut;  es  beruht  aber  nicht  auf 
einer  Nachahmung  etwaiger  römischen  Vorbilder,  sondern 
schöpft  seine  Kraft  aus  der  altgermanischen  Gerichtsbarkeit  der 
Volksversammlung,  die  nach  Wegfall  derselben  notwendiger- 
weise auf  den  einzigen  neben  der  Volksversammlung  in  Betracht 
kommenden  Vertreter  der  Volksautoritat,  auf  den  König  über- 
gehen musste,3)  wenn  sie  nicht  ganz  aufhören  sollte.  Diese 


politischen  EinfluBs  oiuräumt,  ebenso  wie  andererseits  Fablbeck  1.  c.  132 
einen  unrichtigen  Gegensatz  zwischen  Heer  und  Volk  anzunehmen  scheint; 
das  Heer  ist  für  den  Staat  thätig,  nur  dass  nicht  mehr  das  Volk  über  das 
Heer  verfügt;  vgl.  Sickel  in  Westdtsch.  Ztschr.  IV.  252,  342,  Brunner 
1.  c.  II.  203,  211,  Schröder  R.G.4  154. 

1)  Dies  giebt  auch  Dahn  1.  c.  VII.  II.  254.  A.  1.  zu,  obwohl  S.  251 
gesagt  wird,  dass  der  Heerbefehl  über  die  Kömer  eine  Erbschaft  dos 
Imperators  ist,  was  eben  nicht  haltbar  erscheint,  weil  es  dieser  Erbschaft 
gar  nicht  bedurfte. 

'-*)  Auch  in  negativer  Hinsicht;  so  hinsichtlich  der  Einbusse  gegenüber 
den  Immunitäten  (s.  Sickel  in  Ergbd.  II.  225.  A.  1.)  und  dem Lebensweseu. 

*)  Das  Königsgericht  spielt  schon  in  der  Lex  Sal.  eine  Bolle 
(s.  Barchewitz:  D.  KÖuigsger.  d.  Her.  u.  Kar.  S.  4  ff);  doch  ist  hier, 
wie  Schröder  R.G.4  112  in.  R.  bemerkt,  noch  eine  bestimmte  Theiluug 
der  Gerichtsbarkeit  zwischen  Volk  und  König  sichtbar;  sie  währte  so  lange, 
als  dem  König  in  der  Person  des  Thungins  ein  Volksorgan  gegenüberstand. 
Man  hat  den  Eindruck,  dass  der  König  da  uur  jene  Gerichtsbarkeit  übte, 
die  er  wegen  Wegfall  der  Volksversammlung  üben  musste;  in  L.  Sal.  56 
handelt  es  sich  um  die  volksrechtliche  Ungehorsamstrafe,  um  die  Acht,  die 
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Provenienz  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  ist  für  die  Aus- 
gestaltung derselben  entscheidend  gewesen.1)     Es  kam  nicht 

offenbar  nur  durch  die  höchste  Gewalt  verhängt  werden  konute;  auch  hat 
der  Köuig  hier  nicht  willkürlich  vorzugehen,  sondern  die  Voraussetzungen 
zu  prüfen  und  wenn  Hie  zutreffen,  die  Acht  auszusprechen;  auch  in  den 
Fällen  der  Gerichtsbarkeit  ausser  Streitsachen  ist  die  dem  Könige  iu  der 
L.  Sal.  eingeräumte  Couipeteui  eine  selbstverständliche,  übrigens  nur  eine 
coueurrierende;  das  alle«  stimmt  mit  dem  Bilde,  das  man  sich  von  dem 
Eingreifen  Chlodovechs  (s.  oben  S.  21  f )  machen  darf,  überein.    Wichtig  i*t 
ferner,  das«  das  Verfahren  iu  den  ältesten  Königsgerichtsfällen  rechtlich 
geregelt  war;  dies  gilt  auch  für  den  Fall  des  Ed.  Chilp.  c  7.    Doch  enthält 
schon  L.  Sal.  1«  eine  wichtige  Andeutung ;  zwar  ist  es  nicht  klar,  ob  es 
sich  hier  um  eine  regelrechte  Anklage,  oder  um  eine  Verleumdung  handelt  , 
jedenfalls  geht  hervor,  das*  der  König  Klageu  entgegennehmen  konnte  und 
dass  sich  daraus  für  den  Angeschuldigten  harte  Folgen  ergeben  mochten, 
auch  wenn  es  —  wie  Bruuner  1.  c.  II.  677  meint  —  nur  Inndclitätasachet 
gewesen  wären,  also  Angelegenheiten,  iu  denen  der  König,  mangels  eiue> 
geeigneten   volksrechtlichen  Orgaus  richten   musste,  so   fehlt  doch  eint- 
Regelung  des  Verfahrens;  allerdings  fehlte  sie  gewiss  auch  für  die  richterlich* 
Thätigkeit  der  Volksversammlung  —  Barche witz  ist  also  (1.  e.  lin  im 
Unrecht,  wenn  er  meint,  dass  die  L  Sal.  keine  königliche  UrtheilRfälhuu: 
kennt;  L.  Sal.  1«  rechnet  doch  mit  ihr.    Folglich  kauu  man  nicht  behaupten, 
dass  erst  Ed.  Chilp.  eine  Änderung  brachte,  ebensowenig  aber  sagen,  dass 
vom  VI.  Jh.  an   eine  ungeregelte,  willkürliche  königliche  Gerichtsbarkeit 
bestand.    Dieselbe  entwickelte  sich  auf  Grundlage  der  richterlichen  Gewalt 
der  Volksversammlung;  s.  Schröder  1.  c.  175,  Bruuuer  1.  c.  II.  IM. 
Dahn  1.  c.  VII.  III.  43;  die  Aufrechterhaltung  des  Rechtes  und  des  Friedens, 
eine  Hauptaufgabe  des  Volkes,  war  nunmehr  eine  der  Hnuptaufgabeu  des 
Köuigtums. 

V)  Es  wird  bekanntlich  darüber  gestritten,  ob  das  Künigsgericht  ein 
wahres  Gericht  gewesen  sei.  So  hm  (I.  c.  I.  5,  179,  47a)  lässt  die  könig- 
liche Gerichtsbarkeit  nicht  aus  der  Gerichts-  sondern  aus  der  Staatsverfassung 
hervorgehen  'nichtsdestoweniger  sollte  es  iu  dem  leider  nicht  erschienenen 
II.  Bande  behandelt  werden);  Sick«  !  (Gotting,  gel.  Auz.  1S86.  S.  561)  vertritt 
gegen  Beauchet  (Hist.  de  l'organis.  jud.  48  f,  327  f)  die  Auffassung,  dass 
ein  Gericht,  das  nicht  an  bestimmte  Normen  gebunden  war,  ja  unter  Um- 
ständen sogar  ohne  vorgängige  Untersuchung  urtheilen  konnte  (dies  aber 
doch  nur  ausnahmsweise;  s.  v.  Bethmanu -Holl  weg  1.  c  IV.  43s. 
Brunner  1.  c.  II.  134,  Schröder  1.  e.  177.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  54  i, 
kein  wahres  Gericht  »st.  Viollet  1.  e.  I.  222  f  betrachtet  zwar  ebeufall.» 
die  königliche  Gerichtsbarkeit  als  einen  Auslluss  der  Regierungsgewalt, 
eigentlich  eher  als  einen  Bestandtheil  der  obersten  Gewalt  (.il  pos*ede  la 
plenifude  des  droits  de  justice";  darin  liegt  doch  eine  Unterscheidung  der 
Justizhoheit  von  andern  Gewalten)  und  auch  Sickel  hat  sich  bei  neuerlicher 
Besprechung  dieser  Frage  (Götting.  gel.  Anz.  ls»0.  S.  566)  nicht  mehr  so 
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zur  Ausbildung  einer  sogenannten  Cabinetsjustiz,1)  wenn  aucli 
für  die  Besetzung  des  Gerichtes  keine  allgemein  verbindliche 
Norm  geschaffen  wurde  und  'dem  Könige  nicht  die  Pflicht  oblag, 

scharf  geäussert,  wie  vorher  (s.  auch  seinen  Aufs,  in  Westdtseh.  Ztsehr. 
IV.  25.'.).  Es  ist  zuzugeben,  da««  die  königliche  Gerichtsbarkeit  mit  der 
Fülle  der  übrigen  königlichen  Gewalt  zusammenhängt,  aber  doch  ebenso, 
wie  seinerzeit  die  Gerichtshoheit  der  Volksversammlung  in  der  Fülle  ihrer 
Gewalten  inbegriffen  war  (s.  Sickel:  Freistaat  S.  147  ff);  Willkürsakte 
vermögen  daran  nichts  zu  ändern,  sie  werden  auch  der  Rechtsprechung  der 
Volksversammlung  nicht  gefehlt  haben  und  waren  in  den  ordentlichen 
Gerichten,  die  sich  an  ilas  usuelle  Verfahren  hielten,  ebenfalls  nicht  aus- 
geschlossen. Daraus,  dass  ein  Gericht  gegen  Willkürsakte  nicht  geschützt 
war,  folgt  noch  nicht  die  Absprechung  des  Gcricktscharakters,  so  lange 
beim  Richten  das  Bewusstsein  besteht,  dass  es  sich  um  eine  Rechtssache 
handelt;  dies  ist  wohl  entscheidend;  das  Vorhandensein  dieses  Bewusstseius 
giebt  aber  Sickel  (Gotting,  gel.  Anz.  1H90.  S.  5t>6)  zu;  dasselbe  hängt 
mit  der  Entstehungsgeschichte  des  Küuigsgerichtes  zusammen;  L.  Sah  4« 
benützt  die  Worte  „in  mallo  ante  regem"  und  56  „lex  ad  quem  inannitus 
est".  Jedes  Symptom,  aus  welchem  man  (  vom  Standpunkte  der  Rechts- 
dogmatik) eine  Absprechung  des  Gerichtscharakters  ableiten  wollte,  kann 
durch  den  Ursprung  der  Königsjustiz  aus  der  Volksjustiz  erklärt  werden; 
denn  auch  sie  war  gewiss  nicht  an  feste  Formen  gebunden,  auch  sie  hatte 
unbeschränkte  Competenz  und  mochte  nach  Gutdünken  verurtheilen  oder 
begnadigen.  Muss  man  in  diesen  Zeiteu  in  allen  Rechtsverhältnissen  mit 
dem  persönlichen  Einschlage  rechnen,  so  gilt  dies  noch  mehr  für  ein  so 
vereinzeltes  Institut,  wie  das  Königsgericht;  für  die  in  grosser  Anzahl  auf- 
tretenden Einrichtungen,  wie  z.  B.  die  ordeutlicben  Gerichte,  konnte  sich 
viel  leichter  eine  allgemeine  Norm  entwickeln,  namentlich,  da  auch  die 
königliche  Gewalt  regulierend  eingriff;  für  das  Königsgericht  war  dies 
schwer.  Ihm  aber  deswegen  den  Gerichtscharakter  abzusprechen,  geht  nicht 
an;  man  darf  jedenfalls  nicht  übersehen,  dass  auch  hier  die  Tendenz  zur 
Ausbildung  eines  Verfahrens  bestand;  sie  äusserte  sich  in  Ed.  Chili»,  c.  7, 
iu  Ed.  Chloth.  c.  l'i  und  führte  zur  Entwicklung  der  Gesammtheit  jener 
Principien,  die  man  als  Grundsätze  des  königsgerichtlicheu  Verfahrens  kennt. 

y)  s.  Brunner  I.  c.  11.  134.  A.  8;  Fahlbeck  1.  c.  174  noigt  zur 
Annahme  einer  Cabinetsjustiz;  vgl.  Dahn  1.  e.  VII.  III.  3yi,  VIII.  IV.  54. 
Barchewitz  1.  c.  16  unterschätzt  das  vorher  berührte  Ed.  Chilp. ;  denn 
wenn  sich  auch  der  König  hier  „selbst  einfuhrt",  so  erlässt  er  doch  eine 
Norm  u.  zw.  in  der  üblichen  Weise;  bestimmt  er  zwar  eigenmächtig  seine 
Competenz,  so  ist  es  dennoch  eine  allgemeine  Besiimmuug,  die  nicht  will- 
kürlich, sondern  in  allen  Fällen  auzuwciideu  war.  Andererseits  wird  (1.  c. 
4»  ff)  die  Bedeutung  der  zunehmenden  Theilnahme  der  Grossen  überschätzt, 
indem  daraufhin  ein  Gegensatz  zwischen  den  früheren  und  späteren  Zustünden 
im  Königsgei ichte  angenommen  wird;  es  kann  «ich  nur  um  graduelle  Unter- 
schiede, aber  gewiss  um  keiuen  Gegensatz  bandeln. 
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sich  an  die  Meinung:  der  Beisitzer  zu  halten:1)  die  von  den 
Karolingern  dem  Pfalzgrafen  eingeräumte  Stellung  führte  ebenfalls 
zu  keiner  Cabinetsjustiz;2)  die  Unabhängigkeit  des  Königs  von 
den  Beisitzern  ist  eine  Folge  seiner  factischen  Gewaltfulles) 
und  in  keiner  Weise  auf  römischen  Einfluss  zurückzuführen. 
Ebenso  wie  das  Königsgericht  entschieden  als  Gericht  zu 
.  betrachten  ist.  muss  auch  das  Verfahren  desselben  als  Rechts- 
verfahren uud  nicht  als  Verwaltungsverfahren  bezeichnet  werden,4) 
wenn  auch  seine  Formen  von  den  allgemein  üblichen  abweichen: 
sowohl  in  der  Möglichkeit,  von  den  üblichen  Formen  abzugehen, 
wie  noch  mehr  in  der  materiellrechtlichen  Selbständigkeit  äussert 
sich  die  Veränderung,  die  in  dem  Ausmaasse  der  königlichen 
Gewalt  eingetreten  war:  aber  in  beiden  Richtungen  würde  man 
vergeblich  nach  passenden  fremden  Mustern  suchen;  ist  auch 


')  M.  H.  bemerkt  Dahn  1.  c.  VII.  III.  49,  dass  (mangels  jedweder 
gesetzlichen  Regelung;  der  König  aus  den  jeweils  am  Hofe  anwesenden 
Leuten  .sein  Gericht  bilden  konnte,  so  dass  Königsrat  nnd  Königs ge riebt 
ineinander  übergingen.  Dass  auch  königlicbe  Vassailen  später  als  Beisitzer 
fungierten,  musste  die  Garantien  der  Rechtsprechung  beeinträchtigen  und 
gleichzeitig  die  volle  Freiheit  des  Königs  biusichtlich  der  Beachtung  der 
Ansichten  der  Beisitzer  steigern.  Im  allgemeinen  sehen  wir  da  etwas 
ähnliches  wie  bei  der  Entwicklung  des  Gosetzgobungsrechtes  und  der  Hof- 
tage. Die  germanische  Tradition  bedingt  ein  Festhalten  an  der  Betheiligung 
des  Volkes;  doch  wird  den  an  die  Stelle  des  Volkes  getreteneu  Grossen 
niebt  die  rechtliche  Rolle  des  Volkes  eingeräumt,  so  dass  es  zu  keinem 
juristisch  detinierbarcu  Abschlüsse  kommt.  Die  Überzeugung  von  der  Un- 
erlässlichkeit  der  Beisitzer  ist  stärker  als  die  Überzeugung  von  der  Not- 
wendigkeit der  Theiluahme  der  Grosseu  an  der  Gesetzgebung;  s.  Beaucbei 
1.  c.  50,  339  f,  346  ff,  Schröder  1.  c.  176;  es  besteht  auch  die  Überzeugung 
von  der  Pflicht,  häutige,  wenu  auch  nicht  gerado  regelmässige  Tagungen 
abzuhalten;  s.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  48  f.;  die  übliche  Zahl  der  Beisitzer  (7.) 
ist  germanisch;  s.  Schröder  1.  c.  176. 

2)  Eber  im  Gegentheil;  denn  der  Hofrichter,  dessen  Stellung  auf  könig- 
licher Vollmacht  beruhte,  konute  weniger  willkürlich  vorgehen. 

3)  s.  oüeu  A.  1.  Zu  dem,  was  schon  über  den  Unterschied 
zwischen  der  Stellung  der  Grossen  und  der  früheren  des  Volkes  gegenüber 
dem  König  gesagt  wurde,  kommt  hinzu,  dass  wir  nicht  wissen,  wie  sich  — 
factisch,  nicht  rechtlich  —  das  Verhältnis  zwischen  König  uud  Volk  in  der 
richterlichen  Tbätigkeit  der  Volksversammlung  gestaltet  hat,  ob  nicht  schon 
da  ein  grosses  Übergewicht  des  Königs  über  das  Volk,  namentlich  in  der 
Strafjnstiz,  bestand,  so  dass  das  spätere  Königtum  an  dieses  Übergewicht 
anknüpfen  konnte.    S.  v.  Amira  bei  Paul  III.2  209. 

«)  s.  Bruuuer  1.  c.  II.  622;  vgl.  Beauchet  1.  c.  65  ff. 
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manche  Einrichtung  des  königsrochtlichen  Vorfahrens  fremdartig,1) 
so  ist  doch  das  Hauptgewicht  nicht  auf  diese  Einzelheiten, 
sondern  vielmehr  darauf  zu  legen,  dass  sich  das  Königsgericht 
überhaupt  dem  allgemeinen  Rechte  gegenüber  selbständig  stellte 
und  diese  Erscheinung  hängt  nicht  mit  gallorömischen  Institutionen, 
sondern  mit  der  gesammten  Entwicklung  des  fränkischen  Staats- 
wesens zusammen;  was  die  materiellrechtliche  Selbständigkeit 
anlangt,  wie  sie  sich  namentlich  in  der  Anwendung  der  Billigkeit 
äusserte,  so  liegt  allerdings  das  Vorbild  der  aequitas  im  römischen 
consistorium  prineipis  vor,2)  daneben  kommt  aber  auch  als 
germanische  Wurzel  das  an  und  für  sich  unbeschränkte  Recht 
der  Volksversammlung  in  Betracht.  Bedenkt  man,  dass  die 
aequitas  im  fränkischen  Königsgerichte  eigentlich  erst  in 
karolingischer  ZeitM)  grosse  Bedeutung  annimmt  und  dass  sie 
da  ganz  überwiegend  unter  kirchlichem  Einflüsse  steht,4)  so 
wird  man  sie  wohl  nicht  auf  römische,  sondern  auf  kirchliche 
Gründe  zurückführen,  dabei  aber  auch  sagen  dürfen,  dass  in 
diesem  Falle  die  kirchliche  Beeinflussung  an  die  germanische 
Auffassung  von  der  Pflicht  des  Königs,  das  Recht  zu  schützen 
und  an  die  unbeschränkte  Hoheit  der  Volksversammlung  an- 
knüpfte. Es  ergab  sich  übrigens  mit  Rücksicht  auf  die  gesammte 
Lage  und  auf  die  die  Entwicklung  des  Gesetzgebungsrechtes 
begleitenden  Umstände  die  Nothwendigkeit  der  Ausfüllung  von 
Lücken,5)  welchem  Zwecke  nebst  gesetzlichen  Anordnungen  auch 
königsgerichtliche  Urtheile  zu  dienen  hatten.6)    War  einmal 

»)  s.  uaton  bei  Verfahren. 
*)  s.  Brunner  1.  c.  II.  13G. 

3)  Brunner  1.  c.  II.  135  nimmt  allerdings  schon  für  die  merovingischen 
Muudbriefe  Billigkeitsjustiz  au;  doch  ist  sie  da,  soweit  sie  Uberhaupt  in 
Betracht  kommt,  ein  indirectes  Ergebnis  des  Schutzverhältnisses. 

*)  Dies  darf  als  communis  opinio  bezeichnet  werden;  s.  Dahn  1.  c. 
VIII.  IV.  36  ff  und  Rtihl  in  Sav.  Ztachr.  XX.  207  ff.  Wenn  auch  die  von 
Brunn  er  1.  c.  angeführte  Stelle  des  Cod.  Theod.  in  die  L.  Rom.  Vis.  Auf- 
nahme gefunden  hat,  so  ist  sie  doch  offenbar  erst  durch  kirchliche  Vermittlung 
zu  weltlicher  Bedeutung  gelangt.  Man  darf  überhaupt  diese  aequitas  nicht 
überschätzen;  m.  R.  sagt  Bekker  (Jahrb.  d.  internat.  Verein  f.  vgl.  Rechts- 
wiss.  I.  342).  dass  aetjuum  im  allgemeinen  nur  dasjenige  ist,  was  Anklang  findet. 
Diese  Aufgabe  hatte  ja  sogar  das  langobardisebe  Königsgericht. 

°)  Das  Künigsgericht  war  daher  für  Fragen  competent,  die  durch  kein 
Gesetz  normiert  waren;  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  39.  Die  Reclamation  wäre 
vielleicht  auch  theil  weise  vom  Gesichtspunkte  der  Lückenausfüll  uug  zu  betrachten. 
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diese  Notwendigkeit  gegeben  und  der  König:  aus  diesen  und 
den  vorher  erwähnten  Gründen  befugt,  ja  sogar  bemüssiirL 
inateriellrechtlich  selbständig  vorzugehen,  dann  war  dabei  auch 
die  Möglichkeit  von  Begnadigungen  vorhanden,1)  die  unter 
Umständen  geradezu  geboten  schienen,  allerdings  aber  andererseits 
auch  die  Möglichkeit  willkürlicher  Missbräuche.-)  die  vielfach 
an  römische  Vorgänge  erinnern. 

Mit  alldem  hängt  natürlich  die  grosse  Ausdehnung  der 
Competenz1)  des  Königsgerichtes  zusammen:  denn  dasselbe 
beschränkt  sich  nicht  auf  die  Angelegenheiten  der  Schutzbefohlenen 
und  auf  die  durch  kein  Gesetz  normierten  Fälle,  also  nicht  auf 
jenen  Bereich,  für  den  eine  eigene  Competenz  nothwendig  war 
und  auch  nicht  auf  jene  Angelegenheiten,  die  wahrscheinlich 
schon  in  älterer  Zeit  der  Rechtsprechung  des  Volkes  anheim- 
fielen; es  geht  darüber  weit  hinaus  und  beeinträchtigt  dadurch, 
dass  es  eoneurrierend,  ferner  als  höhere  Instanz  und  als  Speeial- 
gericht  auftritt,  die  Thätigkeit  und  das  Ansehen  der  ordentlichen 
Gerichte.4)    Insoferne  weist   es  wohl  römische  Züge  auf  und 

')  Wie  schon  erwähnt  (s.  oben  S.  200.  A.  1.)  betrachtet  Siekel 
(Mitth.  d.  Instit.  III.  <»:ty)  «las  Guadenrecht  als  eine  besondere  Anwendung^- 
form  des  Bannrechtes. 

a)  a.  Viollet  1.  c.  I  22  4  und  besonders  Dahn  I.  c.  VIII.  III.  :*>4  ff 

•H)  Sie  ist  grösser  als  in  anderen  germanischen  Reichen;  s.  Beauchet 
I.  c  rn»  ff,  'Uff,  Brunncr  1.  c.  II.  IM»  ff,  Schröder  1.  c.  177,  Dahn  I.  <_■. 
VII.  III.  4:)  ff.  ;•:«,  55.  V 1 1 1 .  IV.  ;u  ff.  Für  die  Beurtheilung  der  Reclamatiou* 
competen/.  kommt  neben  dorn  vorher  (oben  S.  221.  A.  6.)  erwähnten  Gesichts- 
punkte auch  der  Umstand  in  Betracht,  dass  die  Ausübung  der  Thätigkeit  de* 
niederen  Kunetionärs  durch  den  höheren  germanischen  Auffassungen 
entsprach;  s  Sickel  in  Ergbd.  III.  480. 

*)  Das»  Königsgericht  erlangt  förmlich  eine  Universalcoinpetenas.  E> 
geschah  nichts,  um  den  Wirkungskreis  der  ordeutlichen  Gerichte  jtu  ver 
grossem;  die  gegen  die  i'berbürdung  des  Kölligsgerichtes  <s.  Brunn  er 
1.  c.  II.  141)  gerichteten  Anordnungen  genügten  nicht.  Angesichts  des 
Einflusses  auf  die  ordentlichen  Gerichte  (s.  unten),  hätte  der  König  ohne 
Einbusse  seiner  Macht  die  Competenz  der  ordentlichen  Gerichto  vergrössern 
können.  Aber  so  wie  der  König  die  staatlichen  territorialen  Sprengel  nicht 
vor  der  Durchbrechung  durch  Immunitäten  bewahrte,  sondern  der  Störung 
der  Territorialeintheilung  Vorschub  leistete,  so  hat  er  auch  die  Autorität 
der  Gerichte  durch  die  Ausdehnung  seines  Gerichtes,  an  dem  er  die  Grossen 
theilnehmen  liess.  geschädigt.  Mag  auch  ein  ständisch  privilegierter  Gerichts- 
stand deui  fränkischen  Reiche  noch  fremd  gewesen  sein,  factiach  bestand  er 
doch  und  «war  zum  guten  Theile  für  dieselben  Kreise,  die  an  Immunität  und 
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namentlich  gilt  dies  für  die  Entscheidung  von  Appellationen:1) 
nur  dass  auch  da  keine  Befolgung  eines  bestimmten  römischen 
Vorbildes  ersichtlich  ist;2)  man  kann  daher  diese  Ausdehnung 
der  Coinpetenz  aus  der  machtvollen  Geltungmachung  der  höchsten 
Gerichtsgewalt  erklären. 

Abgesehen  vom  Königsgerichte  hat  die  königliche  Gewalt 
noch  auf  andere  Weise  die  ordentliche  Gerichtsverfassung 
beeinflusst,*)   indem   einerseits  die  Stellung  des  Richters  — 


Grundherrschaft  interessiert  waren;  denn  auch  hinsichtlich  der  Gründe, 
die  einerseits  für  die  häufigen  Immunitätsverleihungen  (s,  oben  S.  140.  A.  l.) 
andererseits  für  die  Ausdehnung  der  Competenz  des  Königsgerichtes  maass- 
gehend  waren,  besteht  eine  Analogie.  Schon  aus  «lern  (Japit.  Pippins  (764  —  7f».r») 

0.  7  geht  hervor,  dass  der  Rechtsgag  an  das  Königsgericht  eigentlich  nur 
den  höheren  Ständen  praktisch  möglich  war;  nach  dem  Capit.  ex  «11—818 
(Boretius  8.  17G.  c.  2)  ist  das  Königsgericht  für  die  Potentiores  förmlich 
als  ordentliches  Gericht  zu  betrachten;  aber  schon  Marc.  I.  28  rechnet 
damit,  so  dass  man  im  allgemeinen  die  Thätigkeit  des  Königsgerichtes  sehr 
stark  vom  Standpunkte  des  Ständewesens  betrachten  tnuss.  Das  Vorbehalten 
der  Rechtssachen  gewisser  Personen  (s.  Brunn  er  1.  c.  II.  140)  bildet 
natürlich  eine  ganz  ungerechtfertigte  Einschränkung  der  ordentlichen  Gerichte 
und  erinnert  an  die  das  Immunitätswesen  begleitenden  Umstände. 

')  Esmein:  Cours  61em  S.  70  betrachtet  in  dieser  Hinsicht  das 
Königsgericht  als  „ä  la  fois  nue  cour  d'appel  et  une  jnridiction  privilegiee-, 
wobei  jedoch  J'appel  proprement  ditu  zurückgedrängt  war  und  der  König 
vielmehr  vom  Standpunkte  der  Ungerechtigkeit  oder  der  Rechtsverweigerung 
den  Fall  beurtheilte.  Er  macht  (|.  c.  71)  darauf  aufmerksam,  dass  der 
römische  Kaiser  und  der  römische  Praef.  praet.  nicht  nur  Appellation*- 
sondern  auch  Evocationsjustiz  übten. 

a)  B  e  a  u  c  h  e  t  hat  nämlich  1.  c.  67,  330  ff  nachgewiesen,  dass  die 
fräukische  Appellation  sich  von  der  römischen  sehr  unterschied;  s.  Brunn  er 

1.  c.  II.  13hf.    Die  Evocationsjustiz  lehnt  sich  zwar  durch  die  Anwendung 
des  indic.  commonitorius  an  die  spätrömische  Praxis  an  (s.  Dahn  I.  «.  VIII. 
IV.  r,2  f )  und  bekanntlich  haben  L.  R.  Vis.  sowie  die  meisten  Epitt.  die 
auf  die  kaiserlichen  Rescripte  bezüglichen  Stellen  des  Cod.  Theod.  auf- 
genommen und  dieselben  auf  die  gerichtliche  Thätigkeit  des  Königs  bezogen. 
Nichtsdestoweniger  bemerkt  man,  dass  die  königliche  Gerichtsgewalt  selbst 
in  den  Reichen,  die  der  römischen  Beeinflussung  zugänglicher  waren,  als 
das  fräukische.  nicht  diesen  Umfang  angenommen  hat.    Man  wird  daher 
die  grosse  Oompetenz  des  fränkischen  Köuigsgerichtes  auf  andere  Umstände 
zurückführen  müssen. 

3)  Wir  gehen  natürlich  auf  die  Ansicht  Fustels  (Mon.  Xr.  :uo, 
Transform.  494  ),  die  dein  Volkselemente  jede  Bedeutung  im  Gerichte  anspricht, 
Dicht  ein. 
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und  zwar  nunmehr  des  staatlichen  Beamten  —  gesteigert,1) 
andererseits  die  vormals  außergerichtlichen  Theile  des  Verfahrens 
von  diesem  Beamten  beherrscht  wurden.  Aber  so  wichtig  diese 
Aenderungen  an  und  für  sich  waren  und  so  sehr  der  dadurch 
geschaffene  Zustand  sich  von  dem  altgermanischcn  unterschied, 
so  ist  er  doch  durchaus  nicht  römisch  geworden.  Die  Zwei- 
theilung der  Functionen,  der  Gegensatz  zwischen  Richter  und 
Rechtsfindern,  d.  h.  zwischen  Obrigkeit  und  Volksorganen'2),  ist 


')  Über  die  Beeinflussung  des  Volksgerichtes  durch  das  Königtum 
s.  v.  Bethmann-Hollweg  1.  c.  IV.  423,  Brnuner  1.  c.  II.  331,  Sickcl 
in  Gütt.  gel.  Ans.  1*90.  S.  578,  580.  r.  Amira  das.  1*96.  S.  201,  Fahlbeck 
I.  e.  125  ff,  So  hm  1.  c.  I.  150  ff.  Schon  die  L.  Rib.  weist  eine  bedeutend« 
Zunahme  des  obrigkeitlichen  Prinzips  in  der  Hechtspflege  auf.  Zu  welchen 
Übergriffen  dieselbe  Gelegenheit  bot,  geht  u.  A.  daraus  hervor,  dass  Chlotb.  IL 
anordnen  musste,  dass  Missethäter  (mit  Ausnahme  der  auf  frischer  Thai 
ertappten  Diebe)  wenigstens  verhört  werden.  An  und  für  sich  bedeutet? 
das  Rechtsgebot  des  Richters  (s.  Brunner  1.  c.  II.  225  f  und  v.  Amira  I.  r.i 
eine  wesentliche  Steigerung,  die  auch  Sal eitles  (Rev.  hist.  Bd.  40.  8.  295 ff) 
zugiebt  und  die  damit  zusammenhängt,  dass  der  öffentlichen  Gewalt 
gegenüber  nur  der  Graf  für  das  Urtheil  verantwortlich  ist;  s.  So  hm  l.c  227. 
Die  Reformen  Karls  d.  Gr.  haben  diese  Entwicklung  gefordert  und  c.  5. 
des  Oapit.  ex  «19  (Boretius  p.  296)  fasst  eine  noch  grössere  Festigung  der 
gerichtlichen  Stellung  des  Grafen  ins  Auge.  Dahn  I.  c.  VII.  ELI.  M 
bespricht  die  Symptome  des  Abgehen«  von  dem  „Genossengericbte",  wa* 
mit  der  Ausdehnung  des  Reiches  auf  uichtfränkische  Gebiete  (s.  So  hm 
1.  c.  155  ff),  aber  ebenso  sehr  mit  der  übrigen  Entwicklung  zusammenhingt. 
Wird  mau  auch  mit  Sickel  (Ergbd.  III.  487  f),  der  sich  dabei  an  Brunner  s 
Ausführungen  Uber  Tbungin  und  Graf  anlehnt,  die  gesammte  Umwandlung 
der  Gerichtsverfassung  als  eine  weniger  durchgreifende  betrachten,  als  dies 
vielfach  angenommen  wird,  so  hat  doch  die  Vereinigung  der  Function  des 
Thungins  mit  der  dos  Grafen  den  Charakter  des  Gerichtes  alteriert;  dies 
trifft  auch  dann  zu,  wenn  man  mit  Sickel  (1.  c.  485)  die  sachliche  Theilunt: 
der  richterlichen  Geschäfte  in  höhere  und  geringere  schon  au  die  altfränkische 
Verfassung  anknüpfen  lässt;  Dahn  1.  c.  VII  II.  1 12  denkt  hier  an  römische 
Vorbilder. 

2)  M.  R.  hat  v.  Sybel  1.  c.  387  auf  die  Auseinandersetzung  dfr 
beiden  hier  thätigen  Kräfte  hingewiesen.  Die  unhaltbare  Ansicht  Fustels 
(Mon.  fr.  316)  hat  Sickel  (Gött.  gel.  Anz.  1886.  S.  657)  zurückgewiesen, 
indem  er  den  Unterschied  zwischen  dem  römischen  Assessor  und  dem 
fränkischen  Diugmaun  beleuchtete.  Man  muss  hinzufügen,  dass  auf  diesem 
Gebiete  die  fränkische  Tradition  die  römischen  Einrichtungen  besiegte,  da 
einerseits  die  Romanen  an  den  fränkischen  Gerichtsversammluugen  tbeü- 
nahmen  (s.  Sohm  1.  c.  I.  829)  und  andererseits  die  Unterscheidung  zwischen 
Richtern  uud  Urtheilern  sogar  bei  den  Romaneu  —  wenn  auch  langsam  - 
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niemals,  auch  nicht  durch  die  Reformen  Karl  d.  Gr.,  überwunden 
worden1)  und  es  sind  die  beiden  Elemente  niemals  in  einer 
einheitlichen  Gerichtsbehörde,  wie  es  den  spätrömischen  Vorbildern 
entsprochen  hätte,  aufgegangen.  So  muss  man  nicht  nur  an 
der  Ableitung  der  fränkischen  ordentlichen  Gerichtsverfassung 
aus  der  germanischen  festhalten,  sondern  überdies  sagen,  dass 
der  Ideengang,  in  dem  sich  die  durch  königliche  Eingriffe  voll- 
zogenen Aenderungen  bewegten,  dem  germanischen  Gesichts- 
kreise angehörte  und  wohl  eine  Kräftigung  der  königlichen 
Macht,  ein  Überhandnehmen  des  königlichen  Beamtentums,  ja 
sogar  eine  Abhängigkeit  der  Volksjustiz  von  dem  König  herbei- 
führte, ohne  aber  der  gesammten  Gerichtsverfassung  eine 
fremde  Basis  zu  geben. 

Es  ist  gewiss  kein  Zufall,  dass  auf  diesem  Gebiete,  un- 
geachtet der  auch  hier  sehr  wichtigen  Zunahme  der  königlichen 
Gewalt,  dennoch  mehr  als  auf  jedem  anderen  der  germanische 


durchdrang  (s.  Sickel  in  Sav.  Ztschr.  VI.  44,  Dahn  I.  c.  VII.  III.  36,  61, 
Kien  er  I.  c.  322).  Dass  in  der  Thätigkeit  der  Urtheiler  kein  obrigkeitliches, 
sondern  ein  volksmässiges  Element  hervortritt,  haben  Siegel  (Oer.  Verf. 
I.  105  f)  und  Sickel  (Sav.  Ztschr.  VI.  8  ff)  nachgewiesen;  daran  ändern 
die  Umwandlungen,  die  Fahl beck  1.  c.  62  aus  allgemeinen  Gründen  für 
das  Gerichtswesen  annimmt,  nicht  viel ;  denn  trat  auch  eine  Machtsteigerung 
der  richterlichen  Beamten  ein,  so  ist  doch  die  Betheiligung  der  Gauleute 
geblieben,  mag  selbst  die  Grundlage  eine  andere  geworden  sein  (s.  Sickel 
I.e.  41  ff).  Dass  in  einzelnen  Fällen,  vielleicht  überhaupt  in  manchen 
Gegenden,  trotz  der  Theilung  der  Urtheilsfnnction,  der  Graf  factisch  so 
vorging,  wie  etwa  der  römische  Einseirichter  und  das  Volkselement  sich 
entweder  garnicht  oder  nur  schwer  durchsetzen  konnte  (s.  Dahn  1.  c.  VII. 
III.  Gl.),  ändert  nichts  an  der  Sache;  ea  konnte  eben  nur  missbräuchlich 
zu  römischen  Analogien  kommen.  W.  Schnitze:  Dtscbe  Gesch.  II.  468 
geht  zu  weit,  wenn  er  in  dem  Grafen  den  eigentlichen  Urtheiler  erblickt. 

')  Denn  auch  da  besteht  die  Zweitheilung  fort;  s.  Sickel  1.  c.  70  ff, 
Saleilles  1.  c.  28Gff.  Bruuner  (Mitth.  d.  Inst.  VIII.  184)  erblickt 
m.  R.  in  der  Ersetzung  der  willkürlich  zu  wählenden  Beisitzer  durch 
ständige  eine  den  Richter  beschränkende  Neuerung.  Für  eine  Identificieruug 
der  Schöffen  mit  den  Rachinburgen  tritt  Mayer  1.  c.  I.  405  f  ein.  Für  die 
Klärung  der  Begriffe  hat  Hermann:  Ueb.  d.  Entw.  d.  altdtsch.  Schöffenger, 
iu  vielen  Beziehungen  vorgearbeitet.  Abzulehnen  ist  die  Meinung  Rieh. 
Schmidt'*  (Allg.  Staatslehre  II.  I.  383 f.);  richtig  ist  nur  die  Parallele 
zwischen  der  allgemeinen  Staatsentwicklung  und  derjenigen,  die  zum 
Schöffentutn  geführt  hat. 

v.  II*: bau,  Horn  Kochi  in  Jen  &erm  VulLasiajlcu    III  15  . 
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Charakter  hervortrat1)  und  dass  die  nicht  zu  unterschätzenden 
Aenderungen  dennoch  die  alten  Grundsätze  nicht  zu  erschüttern 
vermochten.  Dies  ist  damit  zu  erklären,  dass  der  altgermanische 
Staat  für  die  Rechtspflege  im  Gericht  soviel  gethan  hat,  wie 
für  keinen  anderen  Theil  seines  Wirkungskreises,  so  dass  an 
dem  in  früherer  Zeit  Entwickelten,  soweit  keine  äusseren  Gründe 
hinzutraten,  festgehalten  werden  konnte,  die  nothwendigen 
Aenderungen  sich  also  nur  auf  jene  Angelegenheiten  erstrecken 
mussten,  in  denen  der  natürliche  Fortschritt  des  Lebens,  sowie 
der  Rückschlag  der  allgemeinen  politischen  Umstände  dies  un- 
umgänglich forderten.2)  — 

Betrachtet  man  das  fränkische  Amtswesen,  so  niuss 
man  von  der  Erwägung  ausgehen,  dass  zwar  schon  die  frühere 
Zeit  Einrichtungen  kannte,  die  zum  Theil  königliche,  zum  Theil 
Volksinteressen  vertraten,  dass  aber  sowohl  die  Ausdehnung  des 
Reiches,  wie  auch  die  Bildung  neuer  Sprengel  und  die  Fülle 
der  Aufgaben  eine  wesentliche  Bereicherung  des  Amtswesens 
hervorrufen  mussten,  was  natürlich  nicht  nur  der  königlichen 
Gewalt,  sondern  auch  fremdem  Einflüsse  Gelegenheit  zur  Be- 
tätigung bot. 


>)  Wir  meinen  die  reichliche  germanische  Symbolik  der  Ding- 
Versammlungen,  das  Festhalten  an"  den  üblichen  Gerichtestätten  n.  s.  w. 
Die  Spuren  eines  Zusammenbanges  des  Kriegsgottes  mit  der  Rechtepflege 
bebandelt  Dahn  1.  c  VII.  III.  36. 

*)  Man  begreift  die  Möglichkeit  der  germanischen  Gerichte  nnr. 
wenn  man  berücksichtigt,  dass  bei  solchen  Völkern  Sitte  und  Recht  den 
Charakter  inneren  Zwanges  haben.  Es  war  angesichts  der  Kraft  dieses 
inneren  Zwanges  zunächst  nicht  zu  befürchten,  dass  sich  Richter  oder 
Gerichtegemeinde  gegen  ihn  auflehnten  und  ihr  praktisch  souveräne*  Recht 
mtssbrauchten ;  deshalb  bedurfte  es  zur  Sicherung  der  Gerechtigkeit  ursprung- 
lich nicht  einmal  einer  höheren  Instanz.  Erst  als  sich  das  Rechtabewusstsein 
infolge  der  Neuerungen  spaltete  und  eine  erhöhte  Möglichkeit  von  Misagriffen 
und  Missbräuchen  eintrat,  wurden  Maassregeln  erforderlich,  die  der  früheres 
Zeit  fehlten.  Dass  aber  die  Änderungen  mit  den  früheren  Geschehnissen 
zusammenhingen,  ist  schon  hinsichtlich  der  Langobarden  erwähnt  worden 
(s.  Theil  II.  S.  161);  dass  sie  sich  im  Rahmen  des  Bedürfnisses  bewegten, 
beweist  u.  A.  der  Umstand,  dass  z.  B.  das  Schöffentum  nur  dort  durchdrang, 
wo  die  socialen  Verbältnisse,  beziehungsweise  andere  Gründe  ihm  den  Boden 
vorbereitet  hatten,  also  vor  allem  bei  den  Franken  selbst,  weit  weniger  bei 
den  rechtsrheinischen  Völkern  und  auch  nicht  bei  den  Friesen. 
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Wenu  auch  gewiss  nicht  alle  fränkischen  Beamten  aus  dem 
Gefolgswesen  hervorgingen,1)  so  hat  sich  doch  die  Entwicklang 
der  königlichen  Amtshoheit  und  die  grundlegende  Auffassung 
des  Beamtentums  an  das  Gefolgswesen  angelehnt2)  und  dem 
Verhältnis  zwischen  König  und  Beamten  frühzeitig  den  persön- 
lichen Charakter  gegeben,3)  der,  mit  einer  abstracten  Staatsidee 
unverträglich,  die  Entfaltung  des  persönlichen  Regiments  förderte4) 
und  das  Beamtentum  an  der  Abnahme  der  Königsgewalt  in 
unrömischer  Weise  theilnehmen  Hess.5) 

Trotzdem  drang  viel  römisches  hier  ein,  deshalb,  weil 
namentlich  in  merovingischer  Zeit  viele  Gallo-Römer  verwendet 
wurden,6)  denen  gegenüber  die  römische  Amtshoheit  geübt  werden 


»)  Diese  Einschränkung  lnuss  man  gegenüber  Dahn  1.  c.  VII.  II.  68 
machen. 

=»)  Dies  haben  mit  guten  Gründon  Sickel  in  Westdtache  ZUchr.  IV. 
346  und  Brunner  1.  c.  II.  78  dargethan;  die  Analogien  sind  zu  stark,  als 
das»  sie  anders  gedeutet  werden  könnten. 

s)  s.  Weimann:  Der  sittl.  Begr.  in  Greg.  v.  Tours  Hist.  Fr.  S.  24 f. 

*)  Das  fränkische  Beamtentum  geht  dadurch  über  die  volksrechtliche 
Stufe  hinaus,  gewinnt  aber  keine  richtige  staatsrechtliche  Basis,  sondern 
die  des  persönlichen  König.sdienstos. 

6)  Es  liess  sich  wohl  zu  Anfang  eine  königliche  Beamtenschaft  be« 
gründen;  sie  konnte  aber  nicht  unverändert  forterhalten  werden,  weil  die 
Einnahmen  dies  nicht  gestatteten.  Und  je  weiter,  desto  mehr  kamen  die 
Ämter  aus  der  straffen  Abhängigkeit.  Sogar  Fustel  (Transform.  63  ff 
und  434)  anerkennt  die  Bedeutung  des  Mangels  staatlicher  Besoldung.  Die 
Bewidmung  der  Beamten  mit  Gütern  führte  zu  socialpolitischen  Folgen 
ganz  unrömischer  Art  (s.  v.  Inama  1.  c.  I.  274  f)  und  zu  einer  Selbständigkeit, 
die  sich  schon  in  merovingischer  Zeit  in  der  Tendenz  zur  Vererbung  der 
Ämter  äussert.  Als  aber  —  was  wohl  als  Remedur  gedacht  war  —  die 
Beamten  Vassalien  wurden,  da  wurde  allerdings  der  frühere  Gesichtspunkt 
des  persönlichen  Königsdienstes  wieder  actuell,  aber  das  Hauptgewicht 
wurde  da  nicht  mehr  auf  die  Erfüllung  der  Amtspflichten,  sondern  auf  die 
Treue  gelegt,  so  dass  die  Beamten  hinsichtlich  ihres  Wirkungskreises  eine 
ganz  unstaatliche  und  desto  mehr  unrömische  Stellung  erhielten  und  gemeinsam 
mit  dem  übrigen  Optimatentum  eher  den  König  beeinflussten,  als  von  ihm 
beeinflusst  wurden. 

tt)  Dies  bat  sich  natürlich  nach  und  nach  verflüchtigt;  volles  Über- 
gewicht hat  aber  das  germanische  Element  erst  in  karolingischer  Zeit 
erhalten;  s.  Dahn  I.  c.  VIII.  II.  43. 

15* 
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konnte,1)  und  die  wohl  als  Träger  römischer  Amtstraditionen  zu 
betrachten  sind.  Sie  haben  offenbar  dem  fränkischen  Reiche 
die  schriftliche  Anstellungsform,2)  die  Sitte  der  munera,s)  die 
Gepflogenheit  befristeter  Anstellung,4)  sowie  die  Terminologie6) 
und  den  Ausschluss  gewisser  Personen6)  überliefert,  also  Dinge, 
die  wohl  wichtig  waren,  die  aber  den  Grundcharakter  des 
Beamtentums  wenig  berührten,7)  der  neuen  Ordnung  leicht  an- 
gegliedert werden  konnten  und  überdies  zum  Theile  überwunden 
wurden.  Man  wird  somit  trotz  dieser  Erscheinungen  das  fränkische 
Amtswesen  nicht  mit  dem  römischen  identifizieren  dürfen.  Denn 
abgesehen  von  der  erwähnten  gefolgschaftsmässigen  Basis  treten 
Unterschiede  hervor,  die  es  verbieten,  aus  den  formell  römischen 
Anzeichen  auf  einen  römischen  Inhalt  zu  schliessen.  Es  fallt 
die  regelmässige  Verbindung  der  Civil-  und  Militärgewalt  auf. 


>)  An  eine  Unterscheidung  römischer  and  fränkischer  Amtshoheit  ist 
natürlich  nicht  zu  denken;  zu  bemerken  jedoch,  das«  Gl.  pariu.  alles,  wa.« 
sich  im  Breviar  auf  den  Kaiser  bezog,  auf  den  König  anweudet. 

*)  s.  Brunner  1.  c.  II.  80.  A.  12.,  v.  Amira  in  tiött.  gel.  Aua.  im 
S.  191,  Dahn  L  c.  VII.  II.  71. 

s)  s.  Sickel  in  Gött.  gel.  Ana.  1896.  S.  883. 

♦)  s.  Brunner  1.  c.  II.  81.  A.  20,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  73. 

6)  Militia,  honor,  munus  publicum,  actor,  agens,  procurator  u.  s.  w. 
Die  Benennung  judex  bezeichnet  nicht  gerade  richterliche  Gompetenz;  sowohl 
dem  römischen  als  auch  dem  fränkischen  judex  konnten  richterliche  Befugnis« 
fehlen;  s.  Sohm  1.  c.  I.  148 f,  Sickel  in  Gött  gel.  Anz.  1896.  S.  283. 
Über  vir  inluster  s.  Zeumer  Gött.  gel.  Ans.  1887.  8.  362  ff,  der  der 
Ansicht  Havet's  beitritt,  während  Pi renne  (in  Corapte  rendu  de  la  comoi. 
roy.  d.  hist.  II  Ser.  Bd.  XHZ  No.  2)  und  Bresslau  (N.  Aren.  XIL  363ff) 
gegen  Havet  Stellung  nahmen.  Römisch  ist  es  auch,  dass  der  abtretend« 
Beamte  Rang  und  Titel  beibehält;  s.  Brunner  1.  c.  II.  80 f,  Dahn  1.  c. 
VII.  IL  72. 

•)  Der  Ausschluss  der  Juden  von  den  Ämtern  ist  römisch-rechtlich, 
aber  durch  kirchliche  Vermittlung  übernommen;  s.  Sickel  in  Ergbd.  III 
463.  Über  den  Ausschluss  der  Kleriker  8.  I.  c.  464.  A.  4.,  über  den  der 
Exconimunicierten  1.  c  464. 

7)  Man  könnte  als  wichtigen  Umstand  allerdings  die  Anlehnung  der 
Beamtenorganisation  an  die  städtischen  Gentren  anführen  und  das  Über- 
gewicht, das  die  in  der  Stadt  angestellten  Beamten  über  die  andern  hartes ; 
dass  dies  aber  nicht  mit  der  Annahme  römischer  Vorbilder  zusammenhangt 
geht  schon  aus  dem,  was  wir  oben  S.  121  über  das  Verhältnis  der  Cmtas 
zur  Grafschaft  sagten,  hervor. 
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die  wohl  in  der  spätrömischen  Organisation  zum  Theile  vorkam,1) 
aber  doch  nur  ausnahmsweise,  während  sie  im  fränkischen  Reiche 
der  germanischen  Vereinigung  des  Heerfuhrertums  mit  anderen 
(Kompetenzen  entsprach;2)  es  fehlt  die  scharfe  Trennung  zwischen 
Hof*  und  Staatsbeamten;  es  entwickelte  sich  andererseits  ein 
Übergang  vom  Privatbeamtentum  zum  öffentlichen  Beamtentum,") 
was  mit  der  zunehmenden  Bedeutung  der  Privatherrschaften 
zusammenhing;  überhaupt  trat  eine  Vereinfachung  des  gesammten 
Amtswesens  im  Vergleiche  mit  dem  römischen  ein,  was  sich  in 
der  Verquickung  der  bei  den  Körnern  strenger  gesonderten 
(Kompetenzen4)  und  in  der  Zurückdrängung  des  bureaukratischen 
Elementes  5)  äusserte.  Die  grosse  Bedeutung  örtlicher  Verschieden- 
heiten gab  Gelegenheit  zu  Particularismen,  die  wohl  mancherorts 
dor  Beibehaltung  römischer  Einrichtungen  förderlich  waren,6) 
ohne  ihnen  aber  allgemeine  Geltung  zu  verschaffen  oder  auch 
nur  die  Gesamtem  Wicklung  des  Amtswesens7)  und  seinen  Über- 
gang zum  Lehenswesen,  überhaupt  die  nichtstaatlichen  Er- 
scheinungen, zu  behindern.8) 


')  s.  Sickel  in  üött.  gel.  Au«.  1890.  S.  572  und  das.  1892.  S.  129; 
namentlich  im  Ducatus. 

*)  s.  Bruuuer  1.  c.  II.  3.,  v.  Ainira  Gött  gel.  Aus.  1896.  S.  189, 
Dahn  1.  c.  VII.  II.  72.  Deshalb  bedurfte  es  für  diese  Vereinigung  keines 
römischen  Vorbildes  und  es  int  die  Frage,  ob  der  germanische  Föderaten- 
ftthrer  nach  römischem  Beispiel  militärische  Gerichtsgewalt  übte  (s.  Sickel 
üött.  gel.  Ana.  1892.  S.  129.  A.  2),  gegenstandslos. 

*)  In  dem  ass.  pacis  liegt  ein  solcher  Übergaug  vor;  s.  darüber  Sickel 
in  Krgbd.  III.  541  ff,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  136  ff. 

4)  Namentlich  gilt  dies  für  die  Jurisdictio  vicaria  und  inaudata,  für 
die  ungenügende  Unterscheidung  der  staatsrechtlichen  und  privatrechtlichen 
Stellung  der  Vertreter  u.  s.  w.   S.  Dahn  1.  c.  VII.  II.  124. 

Ä)  s.  v.  Bethinann-Hollweg  1.  c.  V.  t>. 

*)  so  a.  B.  in  der  Provence;  s.  Kien  er  1.  c.  49  f. 

7)  Man  darf  deshalb  die  Verschiedenheiten  nach  Landestbeilen  nicht 
überschätzen;  denn  sie  haben  (s.  Sickel  in  Brgbd.  III.  452)  die  Grundzttge 
der  Organisation  nicht  beeinflusst 

8)  Als  eine  mit  dem  Charakter  des  Staatsbeamtentums  nicht  gut  ver- 
trägliche Erscheinung  kommt  u.  A.  der  Umstand  in  Betracht,  dass  der 
Staat  für  die  Beamten  nicht  haftete,  dieselben  vielmehr  nach  allgemeinem 
Rechte  xu  belangen  waren;  s.  H.  0.  Lehmann:  D.  Rechtschutz  gegenüber 
Eingr.  v.  Staatsbe.  nach  altfr.  R.  17  ff.  Dies  ist  —  wie  man  der  Gestaltung 
der  Urtheilsschelte  entnehmen  kann  —  gennauisch. 
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Dasselbe  gilt  für  die  einzelnen  Aemter.  Wir  haben  gesehen,1) 
dass  der  Dncatus  mit  der  ehemaligen  römischen  Provinz  nicht 
identisch  war  und  dass  selbst  zwischen  dem  spätrömischen 
militärischen  Dncatus  und  dem  fränkischen  Amtsherzogtum 
wichtige  Unterschiede  bestanden.  So  muss  man  sich  dann  anch 
gegen  die  Ableitung  des  fränkischen  Herzogs  von  dem 
römischen  Dux  aussprechen,2)  denn  obwohl  in  den  höheren 
Provinz ialämteni  der  spätrömischen  Zeit  Civil  und  Militärmacht 
vereinigt  wurden,")  so  war  doch  die  Art  dieser  Vereinigung 
eine  ganz  andere.4)  Für  das  Stammesherzogtum  ist  vollends  an 
irgend  eine  Beziehung  zur  römischen  Vergangenheit  nicht  zn 
denken.  Abor  auch  das  Amt  des  Patricius  ist  nur  theil weise 
römisch;  insofern  es  mit  dem  Herzogsamt  indentificiert  werden 
kann,5)  vermag  es  mit  Rücksicht  anf  das  vorher  Gesagte  trotz 
der  römischen  Titulatur  nicht  als  römisches  Amt  zu  gelten. 
Das  südgallische  Patriziat  war  zweifellos  aus  der  römischen 
Staatsordnung  übernommen,  aber  inhaltlich  dem  fränkischen 
Herzogtum  angepasst8)  worden.  Hat  man  also  den  fränkischen 
Herzog  als  eine  vornehmlich  militärischen  Zwecken  dienende 
Schöpfung  der  merovingischen  Zeit  zu  betrachten,  so  kommen 
für  seine  Entwicklung  neben  militärischen  Gesichtspunkten  auch 
die  Machtgelüste  der  Amtsträger  in  Betracht,7)  Bestrebungen, 


>)  8.  oben  S.  118. 

*)  8.  Sickel  in  Gött.  gel.  Au.  1888.8.  441  ff,  Brunner  L  c  II.  155. 
Amira  in  Gött.  gel.  Ans.  1896.  S.  191. 

8)  s.  Mommsen  in  Uermos  XXIV.  S.  268. 

•)  s.  Sickel  in  Gött.  gel.  Ans.  1890.  S.  672.  Dies  scheint  Dabu 
1.  c.  VII.  II.  154.  A.  1.  su  unterschätzen,  wenn  er  für  den  fränkischen  Dux. 
ebenso  wie  für  den  westgothiscben,  römische  Wurxel  annimmt;  ».  aach 
1.  c.  165  und  VIII.  III.  ltf.  Zu  beachten  ist  die  sehr  ungenügend« 
Competenstrennung  zwischen  Graf  nnd  Herzog  (s.  So  hm  1.  c.  I.  455  ff, 
Fahlbeck  1.  c.  148f),  sowie  die  anter  Umstanden  dem  Königtum  entgegen 
tretende  Function  dieses  aristokratischen  Amtes;  vgl.  Fahlbeck  1.  c.  iW 
und  Sickel  in  Bist.  Ztscbr.  Bd.  62.  S.  413 ff. 

»)  s.  Weyl  in  Sav.  Ztschr.  XVI.  94. 

•)  Weyl  1.  c  97,  Kiener  1.  c  62ff.  Für  den  Patricias  derProrenc* 
erscheint  dies  nach  Kiener's  Forschungen  zweifellos;  was  den  Patricius 
Ton  Burgund  betrifft,  ist  dies  weniger  klar  (s.  Kien  er  l.  c.  269  fx  aber 
«loch  auch  nicht  ausgeschlossen. 

7)  s.  Sickel  in  Gött.  gel.  Ans.  1888.  S.  443f. 
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denen  das  fränkische  Königtum  nicht  genügend  entgegenzutreten 
vermochte  und  die  dem  Amte  eine  ganz  unrömische  Bedeutung 
verliehen. 

Hinsichtlich  des  Grafen  ist  ein  enger  Zusammenhang 
mit  dem  römischen  Comes  civitatis  behauptet  worden,1)  wobei 
man  den  Umstand,  dass  das  letztgenannte  Amt  durchaus  kein 
regelmässiges  war,2)  zu  leicht  nahm  und  auch  dem  Unterschiede 
zwischen  den  älteren  und  späteren  fränkischen  Grafen3)  zu 
wenig  Beachtung  schenkte;  selbst  das  wohl  wichtigste  Argument, 
welches  aus  dem  Vorkommen  desselben  Titels  für  analoge  Aemter 
verschiedener  germanischen  Staaten  auf  eine  gemeinsame  und 
zwar  römische  Wurzel  schliesst,4)  kann  gegenüber  begründeten 
Zweifeln  nicht  ausschlaggebend  sein.5)    Die  Zweifel  gründen 


')  s.  namentlich  Esmein  in  Melanges  387,  in  Cours  76,  Fustel: 
Mon.  fr.  196ff,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  91  ff,  Scbultze  1.  c.  II.  383,  Mayer 
1.  c.  I.  338  f. 

a)  Fustol  (Invasion  19)  will  den  Cornea  civ.  in  den  meisten  gallischen 
Civitates  finden,  wogegen  schon  Sickel  (Gott.  gel.  Ans.  1892.  8.  1*25)  Ein» 
spruch  erhoben  hat;  in  Mon.  fr.  198  wird  abschwächend  gesagt  „que  cette 
Institution,  sans  etre  generale,  n'etait  pas  rare".  Also  selbst,  wenu  (wie 
auch  Kien  er  1.  c.  I6f  annimmt)  der  Com.  civ.  Gerichtsbarkeit  geübt  hätte, 
käme  doch  die  Unregelmässigkeit  dieses  Amtes  in  Betracht.  Mayer  I.  c. 
giebt  zu,  dass,  angesichts  der  gewöhnlichen  Trennung  der  Militär-  und 
Civilgewalt,  die  Anknüpfung  an  den  ohnebin  seltenen  Com.  civ.  nicht  gut 
annehmbar  ist,  greift  aber  zur  Hypothese,  dass  im  Reiche  des  Syagrius 
gewiss  beide  Gewalten  vereinigt  wareu  und  möchte  den  fränkischen  Grafen 
mit  dem  Com.  civ.  aus  dem  Reiche  des  Syagrius  in  Zusammenhang  briugen; 
leider  reichen  die  Nachrichten  über  dieses  Reich  dazu  nicht  hin. 

3)  s.  Bruuner  1.  c.  II.  164. 

*)  s.  Schnitze  1.  c.  und  Dahn  1.  c.  VII.  IL  96.  A.  2. 

5)  Das  Argument  erscheint  bestechend;  nur  musB  man,  wenn  man 
methodisch  vorgeht,  berücksichtigen,  dass  der  Graf  in  den  verschiedenen 
germanischen  Reichen  nicht  auf  einmal  auftritt.  Die  Ostgotben  haben  mit 
andern  Titulaturen  auch  diese  dem  römischen  Reiche  unmittelbar  entlehnt 
und  da  kann  man  mit  Tamassia  (Comes  Gothorum;  s.  auch  bei  mir  I.  Tb. 
S.  141)  annehmen,  dass  das  lebendige  römische  Vorbild  namentlich  die 
neuen  Aufgaben  des  Amtes  unmittelbar  beeinflusete.  Schon  für  Westgothen 
und  Burgunder  (s.  bei  mir  I.  Th.  216  f,  283)  liegt  die  Sache  anders;  fdr 
die  Franken  kommt  vollends  das  spätere  Zeitmoment  in  Betracht.  Die 
Argumentation  wäre  tiberzeugend,  wenn  in  den  genannten  Reichen,  abgesehen 
von  der  zeitlichen  Verschiedenheit,  identische  Grafenämter  bestanden  hätten ; 
dass  sie  analog  waren,  kann  mit  mehr  Recht  auf  die  bei  allen  Stämmen 
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sich  nämlich  anf  den  Inhalt  des  Amtes,  in  dem  der  Hecres- 
befehl1)  und  die  Gerichtsgewalt  wohl  weit  wichtiger  erscheinen, 
als  die  Verwaltung»-  und  Finanzaufgaben.  Selbst  wenn  man  mit 
Dahn2)  das  Amt  zerlegt,  indem  man  sagt,  dass  darin  die 
germanische  —  nunmehr  auch  auf  die  Römer  angewendete  — 
Heeres-  und  Gerichtsgewalt  mit  der  römischen  —  jetzt  auch 
auf  die  Germanen  ausgedehnten  —  Verwaltungs-  und  Finanz- 
hobeit  vereint  wurde,  so  muss  man  dennoch  das  grosse  Über- 
gewicht der  germanischen  Aufgaben  über  die  römischen  einsehen, 
dazu  aber  noch  bemerken,  dass  von  den  germanischen  Competenzen 
die  erstere,  nämlich  die  Heeresgewalt,  bekanntlich  nicht  sofort 


vorhandenen  analogen  Unterführer,  als  auf  die  nicht  überall  vorhandenen 
Com.  civ.  zurückgehen.    Die  Anwendung  derselben  Bezeichnung  hängt  eher 
mit  der  grossen  Verbreitung  des  Comestitels  zusammen,  der  bei  den  Römern 
für  alles  mögliche  benützt  wurde,  verschiedenes  bezeichnen  konnte,  auch  bei 
den  Germanen  verschiedenes  bezeichnet  hat;  dass  der  Comestitel  als  Bestand  - 
theil  von  Amtstiteln  bei  den  Oermanen  römisch  ist,  giebt  auch  Brunner 
1.  c.  II.  162  zu.   Insbesondere  erschien  es  plausibel,  deu  Unterführer,  dessen 
Stellung  nunmehr  eine  territoriale  geworden  war,  mit  dem  Namen  de« 
örtlichen  römischen  Unterbefehlshalter*  zu  benennen;  denn  die  militärische 
Function  des  germanischen  Führers  (des  Tauseudschafters  oder  eines  andern; 
war  der  des  römischen  örtlichen  Unter  befeblshabera  analog;  s.  Schröder 
1.  c.  128.    Mehr  als  dies,  vermögen  wir  aus  der  Gemeinsamkeit  des  Comes- 
titels  nicht  zu  schliessen.   Wenn  ausserdem  Dahn  1.  c  VII.  II.  91.  auf 
das  häufige  Vorkommon  von  Römern  als  Grafen  hinweist  (s.  auch  Kurth 
in  Rev.  d  Auvergne  1900  8.  383  f),  so  ist  die«  mit  Rücksicht  auf  die  Be 
Völkerungsverhältnisse  eines  Theiles  von  Gallien  ebensowenig  von  principieller 
Bedeutung,  wie  das  Vorkommen  von  Römern  iu  der  königlichen  Truräs. 
Man  kann  deshalb  noch  nicht  sagen,  das«  der  Romane  den  germanischen 
Heer-  uud  Gerichtsbann  leichter  üben  konnte,  als  ein  Germane  römische 
Verwaltungs-  und  Finanzgewalt  (sie  wurden  eben  schlecht  geübt !)  oder  gar. 
dass  die  letzteren  Gewalten  im  fränkischen  Grafenamte  die  wichtigeren 
gewesen  wären. 

')  Die  Formel  Marc.  I.  8  erwähnt  ihn  nicht,  ist  also  nicht  besonders 
veilässlich;  denn  es  wird  nicht  bezweifelt,  dass  der  fränkische  Graf  militärische 
Gewalt  übte;  Tür  seinen  römischen  Amtsvorgänger  mag  sie,  so  lange  die 
Römer  nicht  dem  Heere  angehörten,  gegenstandslos  gewesen  sein.  So 
bringt  Kiener  1.  c.  &0ff  die  Vereinigung  der  in  römischer  Zeit  getrennten 
Gewalten  mit  der  Heranziehung  der  Romanen  zum  Heerdienst  iu  Zusammen- 
hang. Auch  Schultze,  der  auf  die  römische  Wurzel  des  Grafenaiutes  so 
grosses  Gewicht  legt,  giebt  doch  zu,  dass  die  Vereinigung  aller  Functionen 
den  Hauptunterschied  gegenüber  dem  Com.  civ.  bildete. 

2)  1.  c.  VII.  IL  91. 
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auf  die  Römer  ausgedehnt  wurde  und  die  zweite,  die  Gerichts- 
gewalt über  Franken,  dem  Grafen  erst .  nach  Verdrängung  des 
Thunginus  zufiel,  so  das«  die  ursprüngliche  gräfliche  Gewalt 
dem  von  Dahn  angenommenen  Vereinigungszwecke  nicht  ent- 
sprochen hätte,  in  der  späteren  aber  die  inzwischen  hinzu- 
getretene gerichtliche  Competenz,  die  zweifellos  germanischen 
Charakter  hatte,1)  selbstverständlich  in  den  Vordergrund  trat, 
so  dass  daneben  die  Verwaltungs-  und  Finanzthätigkeit  nur 
eine  untergeordnete  Bedeutung  hatte,  während  die  militärische 
Competenz2)  eines  römischen  Vorbildes  überhaupt  nicht  bedurfte. 

So  kann  man  höchstens  zugeben,  dass  das  fränkische  Grafen- 
amt insofern  mit  dem  des  Comes  civitatis  verwandt  ist,  als  es 
ebenso  wie  dieses  eine  Vereinigung  mehrerer  Competenzen 
darstellt,  von  denen  jedoch  die  zwei  wichtigeren  germanischer 
Herkunft  sind  und  die  nur  weniger  ^wichtigen  an  römische  Vor- 
bilder erinnern.  Da  überdies  die  letzteren  Competenzen  im 
fränkischen  Reiche  eine  weit  geringere  Bedeutung  hatten  als 
im  römischen,  kann  ihre  Vereinigung  mit  der  germanischen 
Militär-  und  Gerichtsgewalt  dadurch  erklärt  werden,  dass  es 
praktischer  erschien,  sie  mit  der  die  Executive  führenden  Gewalt 
zu  verbinden,  als  für  sie  eigene  Organe  einzusetzen.  Kann  mau 
somit  die  Verwaltungs-  und  Finanzaufgabeu  des  Grafen  aus  der 
römischen  Verfassung  herleiten  und  schliesslich  noch  die  An- 
lehnung  der  Amtssprengel  im  westfränkischen  Reiche  an  die 


!)  Dass  die  gerichtliche  Tbätigkeit  des  Grafen  sich  nicht  au  die  de« 
römischen  Statthalters,  sondern  au  die  des  fränkischen  Tbuugins  anlehnte, 
hat  Siekol  (Brgbd.  III.  485)  dargethau.  Und  selbst  wenn  der  Graf  gegen- 
über dem  Gericbtsvolke  jene  Übermacht  gehabt  hätte,  die  Dahn  1.  c.  VII. 
III.  59  ff  annimmt,  so  inüsste  man  eher  an  das  Wirken  jener  Gründe  denken, 
die  bei  andern  Völkern  das  obrigkeitliche  Einzelrichtertum  hervorgerufen 
haben  (s.  bei  mir  II.  Theil  S.  161.  A.  4)  als  an  das  römische  Vorbild. 
Bruuner  1.  c.  II.  164,  178,  der  die  Gerichtscompetenz  des  spätereu  fränkischen 
Grafen  mit  der  des  Praeses  prov.  iu  Zusammenhang  bringt,  denke  offenbar 
nur  an  die  Competenz  an  und  für  sich,  nicht  an  die  Stellung  im  Gerichte; 
er  bemerkt  übrigens,  dass  die  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  auf  alle  An- 
gelegenheiten, die  eiu  echtes  Ding  erforderten,  eine  Zunahme  gegeuüber  der 
Competenz  des  römischen  Statthalters  bedeutet  uud  auf  die  Übernahme  der 
Tbätigkeit  des  Thungins  zurückzuführen  ist. 

a)  Über  ihren  Ursprung  s.  Schröder  1.  c.  128. 
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gallorömischen  Civitates1)  zugeben,  so  wird  man  damit  noch 
immer  keine  römischen  Wurzeln  des  Amtes  finden,  sondern  nur 
sagen  können,  dass  ein  Thcil  der  Thätigkeit  römischer  Herkunft 
ist.  dass  aber  dieser  Theil  einem  seinem  Wesen  nach  germanischen 
Beamten  und  zwar  für  einen  Sprengel,  der  ebenfalls  nicht  rein 
römischer  Art  war,  überdies  in  einer  die  germanische  Haupt- 
bedeutung des  Amtes  nicht  beeinträchtigenden  Weise  uberwiesen 
wurde,  weil  er  kraft  seiner  militärischen  Gewalt  zur  Übernahme 
dieser  im  fränkischen  Reiche  sehr  eingeschränkten  Aufgaben 
besonders  geeignet  war. 

Die  Unterschiede  zwischen  dem  fränkischen  Grafen  und 
seinem  vermeintlichen  römischen  Vorbilde  hinsichtlich  der  Amts- 
führung 0  und  der  weitereu  Entwicklung  der  Stellung  sowohl 
nach  oben3)  wie  nach  unten4)  werden  im  allgemeinen  zugegeben. 
Sie  waren  so  beträchtlich,  dass,  selbst  wenn  man  hinsichtlich 
der  Ableitung  des  Amtes  entgegengesetzter  Ausicht  wäre,  man 
schon  in  diesen  Unterschieden  jedenfalls  deu  Beweis  ganz  un- 
römischer  Entwicklung  sehen  und  zugeben  müsste,  dass  das 
vermeintliche  römische  Vorbild  sich  zu  schwach  erwies,  um  die 
durch  das  fränkische  Staatsleben  bedingte  Entfaltung  zu  hindern. 
Betrachtet  mau  die  Ergebnisse,  so  entsprechen  dieselben  viel 
mehr  germanischen  als  römischen  Ideen,  indem  die  zuuehmende 
Selbständigkeit  der  Grafen  gegenüber  dem  Könige*)  und  gegen- 


i)  ».  in  Theil  II.  S62f  und  hier  S.  ISO  f. 

*)  Da«  gräfliche  Beamteunersonal  ist  nicht  mit  dem  Officium  dos 
römischen  Statthalters  zu  vergleichen;  s.  Sickel  Ergbd.  111.  459;  dagegen 
scheint  der  Grafenbaun  an  die  römische  Mulcta  zu  erinnern;  vgl.  Sickel 
in  Gött.  gel.  Au«.  l»»6.  S.  283. 

3)  Sie  bilden  eine  neue  aristokratische  Schichte;  dies  giebt  sogar 
Fustel:  Transform.  66 ff  zu. 

*)  Man  muss  namentlich  an  die  iu  ganz  unrümischer  Weise  weitgebend« 
Delegationsbefugnis  des  fränkischen  Grafen  denken,  die  ihm  die  Schaffung 
von  Ämtern  ermöglichte;  s.  Sickel  in  Ergbd.  III.  46S.  A.  I.  und  455,  Tgl. 
W.  Schul  tze:  D.  fr.  Gaue  Badens  S.  67.  Der  römische  Oberbeamte  hat 
lange  nicht  diese  Freiheit  in  der  Bestellung  seiner  Gehilfen  gehabt; 
s.  Momrosen:  Staatsr.  I.  183. 

s)  Der  Graf  war  zwar  königlicher  Diener  u.  zw.  in  so  hohem  Grade, 
dass  der  Herrscherwecheel  manchmal  einen  Wechsel  in  der  Besetzung  der 
Grafschaften  nach  sich  zog  (s.  Kurth:  Bull,  de  la  cl.  des  lettres,  Acsd. 
Belg.  1UOO.  S.  S75ff);  aber  schon  Chlothar  11.  nmsste  sich  die  bekannte 
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über  den  Unterbeamten  an  die  Stellang  volksmässiger  Häuptlinge 
anklingt.1) 

Durch  den  Wegfall  des  Thungiuns  ist  für  die  Be- 
reicherung des  Inhaltes  der  gräflichen  Gewalt  und  für  ihre 
Entwicklung  gegenüber  den  Unterorganen  freie  Bahn  geschaffen 
worden.  Der  Thungin  mit  seiner  auf  der  alten  Volksverfassung 
beruhenden  Stellung,2)  die  im  neuen  Reiche  weder  haltbar  noch 
der  zuuehmenden  Staatsautorität  entsprechend  war,3)  musste 


Einschränkung  gefallen  lassen  und  die  Anreichern  des  Bestrebens,  aus  dem 
Amte  eine  Herrschaft  zu  machen,  traten  schon  in  merovingischer  Zeit  auf. 
Das  Königtum  vertheidigte  sich  (es  fällt  die  Anstellung  abhängiger  Elemente 
auf;  8.  L.  Kib.  53,  vgl.  Brunner  1.  c.  II.  170.  A.  64),  aber  doch  zu  schwach; 
wenu  es  andererseits  gegen  die  Unbotmäsaigkeit  der  Grafen  Schutz«  und 
Immunitätsbriefe  ortheilte,  so  schwächte  es  wohl  die  gräfliche  Gewalt,  aber 
ohue  die  Abhängigkeit  der  Grafen  zu  festigen.  In  dem  von  Branner  I.  c. 
II.  168.  betonten  Umstaude,  dass  bei  allen,  den  Umfang  der  Grafengewalt 
schmälernden  Eingriffen,  dennoch  anf  die  materiellen  Interessen  des  Grafen 
Rücksicht  genommen  wurde,  liegt  ein  Beweis  für  die  Anerkennung  des 
materiellen  Standpunktes,  der  in  der  später  durchgedrungenen  Erblichkeit  eiu 
Übergewicht  über  das  amtliche  Moment  erlangte. 

Die  Möglichkeit,  sich  nach  Beliebeu  in  der  Führung  des  Grafenamtes 
durch  deu  Vicegrafen  vertreten  zu  lassen,  ohne  wegen  Amtauufähigkeit  ab- 
gesetzt zu  werden,  widerspricht  wohl  dem  Amtscharakter. 

')  Natürlich  nur  in  demselben  Grade,  wie  z.  B.  die  Stellung  der  Grossen 
an  die  alte  Volksfreiheit  Die  Zusammenfassung  aller  Gewalten  hat  hier 
jener  Gefahr,  der  die  Diocletianische  Verfassung  ausweichen  wollte,  Thür 
und  Thor  geöffnet  Wenn  die  mangelhaft«  Staatsverfassung  der  alten  Zeit 
eine  Selbständigkeit  der  Gauführer  ermöglichte,  so  haben  Umfang  und 
Gesammteutwicklung  des  fränkischen  Reiches  zn  ähnlichen  Ergebnissen 
geführt,  jedoch  mit  dem  wichtigen  Unterschiede,  dass  dieselben,  aus  nahe- 
liegenden Gründen,  nicht  mehr  dem  Volke,  sondern  den  Grafeu  selbst  Vortheil 
brachten. 

*)  Dieselbe  ist  durch  Bruuner  1.  c.  II.  I49ff  (s.  auch  Schröder  in 
Hist.  Ztscbr.  Bd.  78.  S.  199)  in  einer  zur  communis  opinio  gewordenen 
Weise  aufgeklärt  worden;  s.  aber  Dahn  1.  c.  VU.  U.  131,  134 ff  uud 
v.  Amira  Gött  gel.  Auz.  1896.  S.  200  ff.  Der  erste,  der  den  Thungiu  vom 
Gentenar  unterschieden,  ihn  aber  für  einen  Priester  gehalten  bat,  war 
E.  Hermann  1.  c.  137. 

»)  Wie  Sickel  Gött  gel.  Anz.  1890.  S.  679 f  ausführt,  hatte  der 
Thungiu  nur  die  Leitung  des  Gerichtes,  ohne  maassgebende  Betheiligung 
an  dem  Urtheil.  Da  er  auch  keine  Executive  hatte,  so  war  der  königliche 
Vollzugsbeamte  Vollstrecker  des  Volkswillens,  dessen  Bildung  ohne  obrigkeit- 
liche Überwachung  erfolgte.  Dieser  Zustand  war  angesichts  der  ganz  ver- 
änderten Verhältnisse  zwischen  König  und  Volk  staatsrechtlich  nicht  haltbar. 
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nach  kurzer  Zeit  verschwinden  und  dem  schon  früher  mit  der 
Executive  betrauten  Beamten  weichen,  der  nunmehr  auch  im 
Gerichte  eine  Rolle  übernahm,  die  der  factisch  verstärkten 
königlichen  Gewalt  und  der  veränderten  Staatsstructur  besser 
entsprach.  Weder  das  Verschwinden  des  Thunginus  noch  der 
Eintritt  des  Grafen  an  seine  Stelle  beruhte  auf  römischem 
Einflüsse;  denn  trotz  dos  Eintretens  in  römische  Verhältnisse 
haben  ja  die  Frauken  in  der  ersten  Zeit  dieses  Amt  beibehalten, 
bis  es  seinen  Halt  verlor;  auch  ist  es  nicht  einem  römischen 
Amte  oder  einer  römisch  gedachten  Competenz1)  gewichen, 
sondern  der  durch  die  Entwicklung  bedingten  Umwandlung  des 
Grafenamtes.2) 

Selbstverständlich  musste  aber  das  Verschwinden  des 
Thunginus,  sowie  es  ein  Symptom  der  Verhältnisse  war,  den 
weiteren  Rückgang  der  volksmässigen  Ämter  fördern  und  dies 
betraf  zunächst  das  Amt  des  Centenars.  Obwohl  die 
Hundeilschaft  in  fränkischer  Zeit  nicht  nur  beibehalten,  sondern 
sogar  weiter  entwickelt  wurdet)  hat  doch  der  germanische 
Centenar  seine  volksrechtliche  Basis  insofern  verloren,  als  er 
nicht  mehr  Unterorgan  eines  Volksbeamten  war,  sondern  Vertreter 
des  königlichen  Grafen  wurde,4)  der  ebenso  wie  der  König  selbst 
auf  das  Amt  Einfluss  nahm.-'1)   Dennoch  ist  der  Centenar  nicht 


')  8.  obeu  S.  238.  A.  1. 

a)  Unklar  bei  Fahlbeck  1.  c.  51  f,  der  üier  goueigt  ist,  au  römische 
Beeinflussung  zu  denken.    Richtig  \V.  Schultze:  I).  fr.  (iaue  Badens  8.  71. 

3)  8.  oben  8.  128.  Über  die  Entwicklung  der  Aufgaben  der  Hundertschaft 
vgl.  namentlich  Sickel  Ergbd.  III.  625 ff,  530.  A.  1.  und  über  ihren  Charakter 
E.  Heyck  in  Neue  Ueidelb.  Jahrbb.  III.  125. 

*>  Er  leistet  dem  Grafen  in  jeder  Hinsicht  Beistand.  Über  seine 
Schultheissenthätigkeit  s.  Weber:  D.  «Centenar  S.  83.  M.  R.  sagt  also 
8 i ekel  (Gött.  gel.  An».  MW).  8.  576),  daas  in  dieser  Hinsicht  ein  Broch 
mit  der  Vergangenheit  vorliegt;  als  gräflicher  Hilfsbeamte  ist  der  Centenar 
Träger  eines  zu  seiner  volksmässigen  Thätigkeit  hinzugetreteuen  zweiten 
Amtes.  Dass  er  aber  nicht  als  königlicher  Beamte  gelten  kann,  hat  schon 
Waitz  1.  c.  II.  II.  17  gesagt  und  Dahn  1.  c.  VII.  II.  128  versucht  das 
Amt  in  eiu  königliches  und  ein  Gemeindeamt  zu  zerlegen ;  vgl.  auch  1.  c  132. 
Fustel:  Mon.  fr.  224  ff  leugnet  natürlich  auch  hier  jedes  germanische  Element. 

")  Der  Grat  durch  die  Betheiligung  an  der  Besetzung  (s.  die  bei 
Brunner  1.  c.  II.  175.  A.  10  angefühlten  SteUen),  der  König  durch  die 
Möglichkeit  der  Absetzung;  vgl.  Mayer  1.  c.  L  463. 
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ganz  ausser  Fühlung  mit  dem  Volke  gekommen.1)  Man  kann 
darin  den  Beweis  dafür  erblicken,  dass,  wo  die  Volksgrundlagen 
einigermaassen  erhalten  blieben,  sie  auch  ftir  die  Fortentwicklung 
der  Verhältnisse  eine  Bedeutung  beibehielten,2)  und  dass  die 
von  den  volksmässigen  Elementen  absehende  Staatsentwicklung 
nur  da  einsetzte,  wo  die  alten  Elemente  versagten.  Deshalb 
musste  in  jenen  Theilen  des  fränkischen  Reiches,  in  denen  es 
keine  volksmässigen  Hundertschaften  gab,  ein  praktisch  not- 
wendiges Unterorgan  geschaffen  werden.  Aber  die  Competenz 
des  Vicars  ')  ist  der  des  Centenars  nachgebildet  worden,4)  so 
dass  ebenso  die  Umwandlung  des  Centenaramtes  wie  auch  die 
Schaffung  des  Vicaramtes  nicht  dem  römischen  Gesichtskreise 
angehört.  Die  erwähnte  Ausdehnung  der  gräflichen  Gewalt 
hat  auch  den  Sacebaro  überflüssig  gemacht;5)  wir  gehen  auf 
seine  umstrittene  Bedeutung  nicht  weiter  ein,  da  von  keiner 
Seite  römischer  Charakter  dieses  Amtes  behauptet  wurde.  Man 
muss  nur  bemerken,  dass  mit  ihm  ein  königliches  Executivorgan, 
also  ein  theilweise  mit  dem  Grafen  concurrierendes  Organ 
verschwand,  so  dass  durch  den  Wegfall  des  Thunginus  und  des 


1)  Noch  in  später  Zeit  wird  die  Betheiligung  des  Volke«  an  der  Be- 
stellung erwähnt;  s.  ßrunner  1.  c.  II.  175.  A.  10,  Sickel  Ergbd.  III.  467 ff, 
Dahn  1.  c.  VIII.  III.  103,  Schröder  R.G.«  127.  Gegen  jede  Betheiligung 
des  Volkes  Fustel:  Transform.  444 ff. 

2)  Daher  auch  die  besonders  feste  Stellung  des  Centenars  in  einigen 
Theilen  des  Reiches,  s.  Dahn  I.  c.  VIII.  III.  104,  Schröder  in  Bist. 
Ztschr.  Bd.  78  S.  201. 

3)  Über  die  Vicaria  s.  oben  S.  123. 

*)  Durch  die  Theilung  der  Grafschaft  in  mehrere  Vicarien  erfolgte 
«ine  Ausgleichung  der  beiden  gräflichen  localen  Unterämter.  Die  Analogie 
besteht  darin,  dass  beide  Ämter  ihre  Thätigkeit  auf  Theile  des  Grafschafts- 
territoriums  erstrecken.  Dadurch  unterscheidet  sich  der  fränkische  Vicar  von 
dem  römischen;  s.  Sohm  1.  c  I.  221.  Sickel  Gött.  gel.  Ans.  1890.  S.  670 
und  Ergbd.  DX  455,  520,  Brunuer  1.  c.  II.  170,  Schröder  R.G.4  131. 
Dahu,  der  1.  c.  VII.  II.  122 ff  mit  theilweise  neuen  und  guten  Argumenten 
für  die  ordentliche  Stellvertretungsbefugnis  des  Vicars  eintritt,  scheint  hier 
die  fränkische  Gestaltung  des  Vicaramtes  nicht  genügend  zu  würdigen. 
Dass  der  Vicar  auch  von  dem  römischen  praef.  pagi  zu  unterscheiden  ist, 
hat  Sickel  in  Gött.  gel.  Anz.  1890.  S.  570.  A.  l.  bemerkt.  Die  Vicaria 
betrachtet  er  (in  Mitth.  d.  Instit.  IV.  029)  als  Nachbildung  der  Centene. 

5)  s.  Weber  1.  c.  46. 


Digitized  by  Google 


238 


8acebaro,  sowie  durch  die  Umwandlung  des  Centenaramtes  und 
die  Ausbildung  des  Vicaramtes  jene  Fülle  von  Gewalt  entstand, 
die  dem  Grafen,  sowohl  nach  oben  als  nach  unten,  eine  der 
römischen  Verfassung  gänzlich  fremde  Stellung  sicherte. 

Das  Königtum  hat  es  versäumt,  die  Unterämter  in 
staatlich  erspriesslicher  Weise  zu  organisieren  und  der  Central- 
gewalt  die  Früchte  zu  sichern,  die  sich  aus  dem  Wegfall  der 
Volksverfassung  und  aus  der  neuen  Construction  des  königlichen 
Grafenamtes  ergeben  konnten.  Was  da  zunächst  als  Zuwachs 
königlicher  Macht  erscheint,  geht  doch  wieder  durch  das  Über- 
wuchern der  gräflichen  Stellung  dem  Könige  verloren.  Wie 
bei  vielen  anderen  Anlässen  sehen  wir  auch  hier  den  staats- 
hoheitlichen Anlauf  stocken  und  die  ungenügende  Kraft  zur 
consequenten  Ausnützung  der  neuen  Lage.  Für  die  Beurtheilung 
der  Unterbeamten  kommt  deshalb  nicht  so  sehr  die  Frage  in 
Betracht,  ob  einzelne  dieser  Aemter  römisches  Gepräge  hatten, 
sondern  die  Frage,  ob  sie  für  den  Staat  in  römischer  Weise  thätig 
waren. 

Unmittelbare  Anknüpfung  an  vorfränkische  Verhältnisse 
liegt  nicht  vor,  war  auch  im  Norden  und  im  Centrum  Galliens 
wegen  der  Verdrängung  des  römischen  Elementes  nicht  möglich.1) 
Somit  galt  es,  der  Noth wendigkeit  gemäss,  für  neue  Unterorgane 
zu  sorgen,  insoweit  die  germanischen  unzureichend  waren. 
Konnte  man  den  Centenar  für  die  gerichtliche  und  militärische 
Aushilfe  benützen,  ihm  auch  gewisse  Polizeidienste  auferlegen, 
so  gab  es  daneben  noch  manches,  was  besorgt  werden  musste, 
und  es  lag  nahe,  eher  an  die  Einsetzung  neuer  Organe,  als  an 
die  Erweiterung  des  Wirkungskreises  des  volksmässigen  Centenars 
zu  denken.  Das  Königtum  hat  die  Lösung  dieser  Aufgaben  den 
Grafen,  denen  Gewalt  und  Verantwortung  übertragen  waren, 
überlassen.  Wo  es  keine  entgegenstehende  Ordnung  gab,2)  Hess 
der  Graf  seinem  praktisch  unbeschränkten  Rechte,  sich  beliebig 


»)  M.  R.  nehmen  daher  Brunner  I.  c.  II.  3,  188,  sowie  Sickel  Ergbd. 
III.  461,  409  den  Verfall  der  römischen  Officia  an;  and.  An«.  Dahn  I.  c 
VII.  11.72.  Über  die  üerichtsschreiber  s.  Bresslaa  in  Forschgg.  je.  Atsch. 
Gesch.  XXVI.  S.  49  ff. 

*)  Wie  i.  B.  Centenare. 
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vertreten  zu  lassen,  freien  Lauf;1)  konnte  er  sogar  unbehindert 
einen  Alter  ego  schaffen,2)  so  konnte  er  destomehr  für  einzelne 
Functionen  Organe  bestellen,  die  zwar  die  Eigenschaft  könig- 
licher Diener  erhielten,  trotzdem  aber  in  keine  praktisch  er- 
hebliche3) Berührung  mit  der  königlichen  Gewalt  traten,4)  ebenso 
wie  die  Betheiliguug  des  Volkes  an  ihrer  Anstellung  ihre  Unter- 
ordnung unter  den  Grafen  nicht  zu  stören  vermochte.  Niemals 
wurde  bestimmt,  welche  Agenden  der  Graf  persönlich  mit  Aus- 
schliessung jeder  Vertretung  zu  besorgen  hat/1)  niemals  der 
ordentliche  Wirkungskreis  der  Unterbeamten  bestimmt,  so  dass 
der  Graf  diesen  Wirkungskreis  erweitern  oder  einschränken 
konnte,  so  wie  er  auch  an  die  Besoldung  zu  denken  hatte. 

Mögen  also  manche  Unterämter  thatsächlich  römischer 
Provenienz  gewesen  sein,6)  so  mnss  man  doch,  wie  erwähnt, 
bedenken,  dass  sie  nunmehr,  zur  Disposition  dos  Grafen  gestellt, 
ihre  frühere  Rechtsstellung  gänzlich  geändert  haben  und  kann 
überdies  wahrnehmen,  dass  sie  durch  die  praktisch  nivellierende7) 
gräfliche  Gewalt  mit  der  Zeit  jede  relevante  Beziehung  zu 
ihren  römischen  Vorbildern  verloren/)   Wenn  man  noch  sieht, 


')  Auch  wurde  Vertretung  von  den  gewöhnlichen  Handlangerdiensten 
nicht  gehörig  unterschieden;  dies  gilt  von  den  sog.  pueri;  8.  Brunner  I.e. 
II.  188  und  Sickel  Ergbd.  III.  459. 

l)  Nämlich  den  Vicecomes;  wir  treten  der  von  Sickel  I.  c.  461. 
A.  1.,  558  flf  vertretenen  Ansicht  vollinhaltlich  bei;  vgl.  andererseits  So  hm 
1.  c.  I.  620  und  Brunner  1.  c.  II.  197. 

3)  nämlich  in  keiue  den  Grafen  beeinträchtigende  Berührung. 

*)  Die  von  Karl  d.  Gr.  versuchte  Vereidigung  der  Unterbeamten 
(8.  Sickel  1.  c.  472)  hat  sich  uicht  bewährt.  Dass  der  König  das  Recht 
hatte,  die  Kompetenz  der  Unterämter  zu  bestimmen  (s.  Sickel  1.  c.  473. 
A.  2,  476.  A.  4.),  ist  selbstverständlich;  dies  geschah  aber  zu  selten;  vgl. 
Fnstel:  Transform.  442,  449. 

&>  s.  Sickel  1.  c.  474.  A.  2;  Weber  I.  c.  60  tritt  hier  mit  Unrecht 
der  Waitz' sehen  Ansicht  entgegen. 

•)  Für  den  Praepositus  und  den  Assertor  pacis.  beziehungsweise  für 
den  Eintluss,  den  diese  Ämter  auf  analoge  fränkische  Amter  ausgeübt  haben 
dürften,  wird  dies  von  Sickel  1.  c.  53a ff  bestritten. 

Die  wenig  zahlreichen  localen  Erscheinungen  anderer  Art  kommen 
nicht  in  Betracht,  da  sie  die  Grundzüge  der  Organisation  nicht  änderten. 

»)  Dies  gilt  sogar  für  den  Tribun,  v.  Bethm  ann-Hollweg  I.e.  IV. 
410.  Viollet  1.  c.  I.  137,  Brunner  1.  c.  II.  180.  denken  an  den  spät- 
römischen  Anführer  des  Numerus;  8ickel  (der  in  Mitth.  d.  Instit.  IV.  625 ff 
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dass  manche  dieser  Fnnctionäre  zu  Privatbeamten1)  geworden 
sind,  dann  wird  man  vollends  den  Gegensatz  zum  römischen 
Beamtentum2)  zugeben  müssen. 

Den  Übeln,  die  sich  aus  der  grossen  Selbständigkeit  der 
Grafen  ergaben,  versuchte  das  Königtum  durch  die  Königsboten 
zu  begegnen,  die  bestimmt  waren,  die  Unmittelbarkeit  der  könig 
liehen  Gewalt  zu  vertreten,  die  durch  die  mangelhafte  Amts- 
organisation gefährdete  Durchführung  des  königlichen  Willens 
zu  sichern.  Wir  können  hier  davon  absehen,  dass  das  Mittel 
ein  unzureichendes  war,  müssen  aber  bemerken,  dass  es  mit 
Rücksicht  auf  die  darin  hervortretende  Tendenz  der  Unmittel- 
barkeit3)   an   die    alte    Unmittelbarkeit   der  VolksautoriUit 


and  in  Gött.  gel.  Ans.  1890.  S.  577  diese  Ansicht  bekämpfte)  giebt  zwar 
(Ergbd.  III.  491  ff)  zu,  dass  das  Amt  im  VI.  Jb.  angesehen  war  und  (1.  c 
499  ff)  dass  es  der  römischen  Ordnung  und  zwar  wahrscheinlich  dem  Praef 
vigilum  (s.  Schröder  R.  G.4  131)  entstammte;  da  aber  später  der  Tribon 
zu  einem  Schultheissen  wird  und  im  Ansehen  sinkt,  kann  man  mit  Dabo 
I.  c.  VII.  II.  142  ff.  Vm.  III.  109  betreffs  der  wenig  relevanten  Anklang 
an  die  römischen  Vorbilder  dieses  Amtes  übereinstimmen. 

l)  So  namentlich  der  Decanus.  Vgl.  Sohm  I.  c  I.  72.  Brunner 
1.  c.  II.  126,  Sickel  Ergbd.  III.  561ff,  Fustel:  Transform.  439,  Schultz«: 
D.  fr.  Gaue  68.  A.  l.,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  136,  VIII.  III.  107. 

a)  Den  grundsätzlichen  Unterschied  zwischen  römischem  und  fränkischem 
Subalternbeamtentum  hat  Brunner  1.  c.  II.  187 f.  sehr  zutreffend  besprochen 
Es  hat  namentlich  das  niedere  Personal  den  amtlichen  Charakter  verloren: 
nur  der  Gerichtsschreiber,  der  zuerst  iu  L.  Rib.  vorkommt  und  all- 
gemeine Verbreitung  findet,  bildet  eine  Ausnahme,  seine  Stellung  dürfte 
auf  das  römische  Vorbild  zurückgehen;  s.  Bresslau  1.  c.  444ff,  Sickel 
Ergbd.  III.  469.  A.  4  u.  5.  Man  muss  jedoch  auch  hier  damit  rechnen,  dass 
die  römischen  Archiv-  und  Registereinrichtungen  anf  gallischem  Boden  nur 
ein  sehr  bescheidenes  Dasein  führten;  s.  Steinacker  in  Ergbd.  VI.  1H">. 
Hinsichtlich  des  übrigen  niederen  Personals  kann,  trotz  der  vorkommenden 
Bezeichnungen  (z.  B.  lictores  in  Greg.  Tur.  VI.  35)  picht  an  Übernahme 
römischer  Einrichtungen  gedacht  werden.  Das  Amtsgesinde  bildete  ein 
persönlich  abhängiges  Dienstgefolge. 

s)  Sohm  I.  c.  I.  480  spricht  von  der  Vertretung  der  persönlichen 
Sorge  des  Königs,  Fustel:  Transform.  648,  nennt  sie  Agenten  des  könig- 
lichen Willens,  Schröder  1.  c.  130,  Treuhänder  des  Königs;  diese  Tendenz 
äussert  sich  in  karolingischer  Zeit  noch  klarer.  M.  R.  hat  Krause  (Mittb. 
d.  Instit.  XI.  203)  betont,  dass  Karl  d.  Gr.  den  Boten  den  allgemeinen 
Aultrag  gab,  die  Regierungsrechte  (d.  i.  die  dem  Könige  zustehenden  Rechte) 
zu  wahren.  Indem  man  bei  der  Entsendung  der  Missi  von  den  Stamme* 
unterschieden  absah,  versuchte  man  (offenbar  nach  kirchlichem  Mutter)  alle 
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anklingt;1)  die  Schäden,  die  sich  aus  der  germanisch  gearteten  and 
durch  die  ungenügende  germanische  Staatsauflassung  beeinflussten 
Amtsorganisation  ergaben,  sollten  durch  ein  den  germanischen 
Ideen  entsprechendes  —  und  allerdings  ebenfalls  ungenügendes 
—  Mittel  beseitigt  werden.  Zu  spät  suchte  das  Königtum  die 
Wiederherstellung  der  Beziehungen  zum  Volke.2)  Der  ver- 
säumte Ausbau  des  Staates  auf  volksmassiger  Grundlage  Hess 
sich,  seitdem  Grundherrschaft  und  Immunität,  sowie  die  socialen 
Wandlungen,  ihn  noch  mehr  erschwert  hatten,  nicht  nachholen 
und  die  flir  die  missatische  Thätigkeit  zur  Verfügung  stehenden 
Pei-sönlichkeiten  gehörten  ohnehin  jenen  Kreisen  an,  die  ganz 
andere  Interessen  vertraten.3) 

Die  angestrebte  königliche  Amtshoheit  geriet  in  die  Lage, 
die  sich  aus  der  gesammten  Staatsentwicklung  auf  allen  Gebieten 
ergab.    Für  das  uns  beschäftigende  Problem  kommt  insbesondere 


Staatsangehörigen  als  einheitliche»  Staatsvolk  zu  behandeln  nnd  die  Un- 
mittelbarkeit der  praktisch  längst  aufgegebenen  Beziehungen  des  Herrschers 
zu  allen  Reichsgenossen  auszudrücken.  Für  die  Gerichtsbarkeit  vgl.  Cap. 
mitfs.  ex  819c.  24  und  Commeinoratio  ex  825c.  2. 

l)  Allerdings  haben  auch  römische  Kaiser  Abgesandte  verwendet; 
s.  Cod.  Theod.  I.  10.  7;  diese  Stelle  fehlt  aber  im  Breviarium.  Vi  oll  et 
I.  c.  I.  304  und  Girand  1.  c.  661  denken  an  diese  Analogie,  die  aber  nicht 
zutrifft,  da  die  fränkischen  Hissi  eine  umfassendere  und  unmittelbarere 
Thätigkeit  ausübten.  Richtiger  erscheint  Dahn 's  Hinweis  (s.  1.  c.  VIII. 
III.  159)  auf  die  kirchlichen  Visitationen.  Die  unter  Karl  d.  Gr.  zu- 
nehmenden Staatsaufgaben,  denen  die  ordentlichen  Ämter  nicht  genügten, 
zwangen  den  König  durch  die  Missi  dasjenige  au  versuchen,  was  er  durch 
die  ordentlichen  Beamten  nicht  erreichen  konnte.  Die  von  Brunn  er  (I.  c. 
IT.  195)  hervorgehobene  Einheitlichkeit,  die  das  Iustitnt  für  das  Reich 
anstrebte,  entsprach  der  in  dem  alten  germanischen  Staate  vorhandenen 
Idee  gemeinsamer  Rechtsordnung,  als  deren  Hort  der  König  auftrat.  Trotz 
der  mit  Recht  von  Dahn  1.  c.  VIII.  III.  162 f  hervorgehobenen  tbeokratischeu 
Färbung  des  Instituts  ist  doch  der  Zweck,  nämlich  die  Ersetzung  der  persön- 
lichen Allgegenwärtigkeit  des  Königs,  kein  den  Germanen  fremder. 

l)  In  den  Versammlungen,  die  von  den  Hissi  im  IX.  Jh.  abgehalten 
wurden;  s.  Sohtn  I.  c.  I.  485,  Waitz  1.  c.  III.  467,  Brunner  1.  c.  IL  193. 

s)  Es  ist  nur  natürlich,  dass  nach  dem  Tode  Karls  d.  Gr.  die  Hoftage 
auf  die  Bestellung  der  Missi  Einfluss  nahmen  und  durch  Entsendung  von 
Personen,  die  im  betreifenden  Kreise  wohnhaft  waren  (s.  Krause  I.e.  226). 
den  Zweck  der  Einrichtung  ablenkteu.  Thompson  (The  decline  of  the 
missi  dominici.  Chicago  1903)  behandelt  deu  Einfluss,  deu  das  üptimaten- 
tuni  auf  die  Zersetzung  des  Instituts  au«übie. 

v.  Halb  au,  Röm.  Recht  in  den  gern».  VoUcsmaten.  III.  16 
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in  Betracht,  dass  in  dieser  Lage  für  die  Entfaltung  der  an  und 
für  sieb  spärlichen  Reste  römischer  Organisationsideen  kein 
Raum  war;  sie  wurden  unkenntlich  und  für  die  Ausübung  eines 
maassgebenden  Einflusses  untauglich.  — 

Es  ist  klar,  dass  unter  solchen  Umständen  auch  die 
Verwaltungsthätigkeit  keine  erheblichen  Erfolge  auf- 
weisen konnte,  obwohl  das  fränkische  Königtum  gerade  in 
dieser  Hinsicht  freiere  Hand  hatte.1)  Nicht  als  ob  man 
königlicherseits  die  Verwaltungsaufgaben  unterschätzt  hätte:-) 
man  hat  vielmehr  gerade  auf  diesem  Gebiete  eine  Reihe  römischer 
Einrichtungen  beibehalten3)  und  die  allgemeinen  culturellen  Be- 
strebungen der  Kirche4)  haben  zu  der  namentlich  in  karolingischer 
Zeit  so  reichen  —  um  nicht  zu  sagen  überreichen  —  Thätigkeit 
der  allgemeinen  Verwaltung*)  beigetragen  Aber  die  Organe, 
die  kaum  hinreichten,  um  die  auf  alte  Wurzeln  zurückgehenden 
Staatsanfgaben  zu  besorgen,  mussten  für  diese,  der  germanischen 
Vergangenheit  zum  grössten  Theile  fremden  Aufgaben  versagen. 
Die  ganze  Entwicklung  des  fränkischen  Beamtentums,  namentlich 
seine  aristokratische  Färbung,6)  machten  dasselbe  für  Wohlfahrts- 

Und  zwar  deshalb,  weil  diejenigen  Aufgaben,  mit  denen  sich  andere 
germanische  Könige  an  der  Spitze  ihrer  Volkerbünde  zu  befassen  hatten. 
(Gewinnung  von  Sitzen,  Ordnung  der  Ansiedlungsfrageu  u.  s.  w.)  für  die 
fränkischen  Völker  schon  gelöst  waren;  dasjenige,  was  in  dieser  Hinsicht 
ira  fränkischen  Grossstaate  su  geschehen  hatte,  betraf  nicht  die  Franken 
allein;  es  bandelte  sich  vielmehr  um  wesentlich  neue  Aufgaben,  um  die 
Gestaltung  der  politischen  Beziehungen  der  im  Staate  vereinigten  Völker 

»)  Auch  nicht  in  merowingi scher  Zeit;  s.  Dahn  1  c.  VII.  III.  70ff. 
Man  kann  schon  in  dieser  Zeit  die  grosse  Entwicklung  der  Leistungen  und 
des  Bannrechtes  wahrnehmen. 

3)  Dies  ist  zum  grossen  Theil  schon  oben  S.  208  f.  rora  Gesichtspunkt  des 
Finanzwesens  erwähnt  worden;  für  das  Handels-  und  Marktwesen  s.  Brunner 
1.  c.  II.  289,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  78. 

«)  Diese  Bestrebungen  äussern  sich  schon  in  merovingiseber  Zeit, 
namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens.  Dass  den  meisten  Zweigen 
der  Wohlfahrtspflege  kirchliche  Erwägungen  zu  Gruude  lagen,  kann  au? 
den  übersichtlichen  Zusammenstellungen  bei  F.  Platz  (D.  Gesetzgebung 
Karls  d.  Or.  nach  d.  Gapitt.  Offenburg  1897,  1898)  und  Loisel  (Essai  sur 
la  legislat.  econ.  des  Carolingiens.  Caen  1904)  entnommen  werden. 

ö)  Über  die  einzelnen  Zweige  s.  die  Zusammenstellung  bei  Dahn 
I.  c.  VIII.  IV.  218ff. 

«)  Sehr  gut  hat  t.  Inama  1.  c.  I.  233  diese  Wechselwirkung  zwischen 
Politik,  Wirtschaft  und  Verwaltung  beleuchtet. 
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pflege  und  höhere  Staatszwecke  ungeeignet;  der  Rückgang  der 
volksmässigen  Verfassungselemente  hat  der  von  den  Königen 
beabsichtigten  Verwaltungsthätigkeit  den  Boden,  auf  dem  sie 
hätte  fruchtbar  werden  können,  entzogen.1)  Wenn  schon  das 
römische  Steuerwesen  verfiel,  so  mussten  die  culturellen  Ver- 
waltuugseinrichtungen  noch  mehr  zurückgehen.  Der  König 
konnte  zwar  seinen  Verwaltungsbann  geltend  machen;  wo  aber 
bei  der  Beamtenschaft  das  Verständnis  für  die  Interessen  des 
Volkes  fehlte,  konnte  mit  den  Bannstrafen  nicht  viel  erreicht 
werden.2)  Die  namentlich  von  Karl  d.  Gr.  vertretenen  Wohlfahrts- 
absichten beruhten  auf  persönlicher  königlicher  Initiative  und 
auf  der  > Würdigung  der  von  Karl  d.  Gr.  betonten  culturellen 
Interessen ;  sie  bilden  ein  schätzbares  culturhistorisches  Material, 
für  die  Beurtheilung  der  Ideen,  denen  die  höchsten  Kreise  des 
fränkischen  Reiches  huldigten;  sie  kommen  aber  rechtshistorisch 
nur  als  meteorartige  Erscheinungen  in  Betracht. 

Das  römisch-kirchliche  Element  hat  sich  also  auf  diesem 
Gebiete  theoretisch  stark,  aber  praktisch  unzureichend  erwiesen, 
weil  es  an  genügenden  Anknüpfungspunkten  zwischen  germanischem 
und  römischen  Wesen  in  dieser  Hinsicht  fehlte  und  der  mangel- 
hafte fränkische  Staatsaufbau  diesen  römisch-kirchlichen  Ideen 
keine  dauernde  Verwirklichung  zu  sichern  vermochte.  — 

Nur  in  einer  Richtung  konnte  das  Königtum,  durch  die 
vorher  erwähnten  Schwierigkeiten  weniger  behindert,  erfolg- 
reicher vorgehen,   da  es  hiebei  auf  die  Vermittlung  seines 


')  Die  schon  erwähnte  Einschränkung  der  Gemeindethätigkeit  benahm 
der  Bevölkerung  die  Möglichkeit,  sich  an  der  königlichen  Verwaltungspolitik 
zu  betheiligen.  Die  volkswirtschaftlichen  Bestrebungen  Karls  d.  Gr.,  der 
die  gesellschaftliche  Desorganisation  eindämmen  wollte,  konnten  mangels 
entsprechender  socialer  Kräfte  nicht  mehr  durchdringen.  Dies  gilt  auch 
von  den  zu  Gunsten  des  Handels  ergriffenen  Maassregeln  (s.  Ilwolf  in 
Ztscbr.  f.  d.  ges.  Staatawiss.  Bd.  41.  (1891)  und  Pigeonneau:  Hist.  du 
commerce  en  Fr.  I.);  denn  auch  da  fehlte  die  Organisation.  Nur  das 
Verkehrswesen,  das  der  Unterstützung  durch  das  Volk  weniger  bedurfte, 
konnte  sich  erfolgreicher  entwickeln,  während  der  Markthandel  immer  mehr 
in  die  Hand  des  Grossgrundbesitzes  überging;  s.  ▼.  Inama  1.  c.  I.  42 7 ff. 

a)  Im  Gegentheil;  die  Bevölkerung  lehnte  sich  gegen  die  centralistische 
Vielregiererei,  deren  höhere  Ziele  sie  nicht  verstand,  auf;  es  entstanden 
jene  Unterströmungen,  die  dann  zur  Zeit  Ludwigs  d.  Fr.  so  verhängnisvoll 
wurden. 
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Beamtentums  und  auf  die  Mitwirkung  des  Volkes  in  geringerein 
Grade  angewiesen  war  und  umgekehrt  an  eine  vorhandene, 
trotz  aller  Schädigung  doch  sehr  lebensfähige  Organisation1) 
anknüpfen  konnte;  wir  meinen  die  Kirch  en  hohe  it.'-) 

Aber  auch  auf  diesem  Gebiete  war  es  nicht  möglich,  einfach 
das  römische  Vorbild  beizubehalten;8)  man  bemerkt  vielmehr 
eine  ganz  eigenartige  Entwicklung  und  muss  in  der  Gesammtheit 
der  einschlägigen  Vorgänge  die  Merkmale  jener  Entfaltung 
wahrnehmen,  die,  im  Vergleiche  mit  der  römischen,  dem  Königtum 
einerseits  eine  grössere  Fülle  von  Rechten,  andererseits  eine 
geringere  und  anders  geartete  Intensität  der  Gewalt  sichelte.4) 

Hat  sich  die  gallische  Kirche  in  der  letzten  Zeit  des  west- 
römischen Reiches  von  den  Banden  der  kaiserlichen  Gewalt 
wesentlich  befreit,  so  musste  sie  doch,  da  sie  betreffs  der  Be- 
kämpfung des  Arianismus  und  der  Verbreitung  ihrer  Lehre  auf 

')  Namentlich  im  (Jentrum  und  im  Süden  Galliens;  im  Norden  war  die 
kirchliche  Verfassung  bekanntlich  schwach. 

*)  Es  kann  sich  im  Rahmen  dieser  Untersuchungen  natürlich  nicht  um 
das  Detail,  sondern  nur  um  jene  allgemeinen  Züge  handeln,  aus  denen 
die  von  der  römischen  Kirchenhoheit  abweichende  Gestaltung  des  fränkisches 
Staatskirchenrechtes  zu  entnehmen  ist. 

3)  s.  Sickel  in  Westdtsch.  Ztschr.  IV.  349,  Weyl:  D.  fr.  Staats- 
kirchenrecht z.  Z.  d.  Merov.  1  ff. 

*)  Zu  dem,  was  von  einem  andern  Gesichtspunkte  schon  in  Tb,  FI. 
292—809  gesagt  wurde,  kommt  für  die  Verfassungsgeschichte  der  fränkischen 
Kirche  und  für  ihre  Beziehungen  zum  Königtum  die  bei  Schröder«  t4i 
verzeichnete  Literatur  hinzu;  dazu  noch  Zorell:  D.  Entw.  d.  Parocbialsyst. 
bis  z.  Ende  d  Karolingerzeit  (Arch.  f.  kath.  K.  R.  Bd.  82.  S.  25m ff).  Für 
die  merowingische  Zeit  s.  spcciell  Lonnig  1.  c.  IL,  Platz:  D.  Capitt.  d. 
fr.  Kge.  I.  (Pforzheiraer  Progr.  1881),  Weyl  I.  c,  Salvioli  1.  c  I.  »4ff. 
Dahn  I.  c.  VII.  III.  182 ff.  Für  die  karolingische  Zeit:  Platz  in  Ztschr. 
f.  d. gesch. Unterr. I.  lOff,  201  ff.  Weyl:  D.  Bezieh. d.  Papsttums  z.  fr.  Susis 
und  K.  R.  unter  d.  Karol.,  Flach  1.  c.  I.  lOf.ff,  Salvioli  1.  c.  I.  107 ff, 
Ketterer:  Karl  d.  Gr.  u.  d.  Kirche  (hiezn  s.  Sickel  in  Gott.  gel.  An« 
1900.  S.  lOOff),  Dahn  I.  c.  VIII.  V.  143ff,  Loisel  1.  c.  12ff,  C3ff.  2l2ff 
Ferner  Sickel  in  Dtscbe  Ztschr.  f.  Gesch.  wiss.  XI.  301  ff,  XII.  Iff,  Obr: 
D.  karol.  Gottesstaat  S.  26 ff  und  Lilienfein:  D.  Anschauungeo  ?.  Staat 
u.  K.  im  Reiche  d.  Karoliuger.  Über  den  Gundlach'schen  Cod.  Oarol  (K. 
G.  H.  Ep.  III.)  s.  Kehr  in  Gött.  gel.  Anz  1893  S.  871ff  u  in  Nachr.  d 
kgl.  Ges.  d.  Wiss.  in  Gött.  189«.  S  103  ff.  Eine  gute  Zusammenfassung 
bietet  jetzt  Wenninghof f's  Gesch.  d.  Kirch.  Verf.  Deutschlands. 


Digitized  by  Google 


245 


die  fränkischen  Könige  angewiesen  war,1)  denselben  zunächst 
einen  weitergehenden  Einfluss  einräumen,  als  ihn  die  letzten 
römischen  Kaiser  gehabt  haben;2)  sie  trat  dadurch  in  so  enge 
Beziehungen  zum  Königtum, s)  dass  sie  ihr  Verhältnis  zu  Rom 
lockerte,4)  staatliche  Beschränkungen  duldete5)  und  hieffir  nicht 
so  sehr  in  den  ihr  staatlicherseits  gewährten  Privilegien,6)  als 
vielmehr  in  der  factischen  und  wirtschaftlichen  Machtstellung 
Ersatz  fand;  der  patrimoniale  Charakter  des  fränkischen  König- 
tums hat  die  Entwicklung  in  beiden  Richtungen  beeinflusst. 

Diese  Machtstellung,  die  ihr  schon  unter  Chlothar  II.  jene 
hervorragende  Bethätigung  gegen  das  Königtum  ermöglichte 
und  eine  führende  Rolle  in  den  Reihen  des  fränkischen  Optimaten- 
tums  einräumte,  förderte  aber  nicht  die  Lösung  kirchlicher 
Aufgaben;  sie  führte  vielmehr  die  Kirche  eiuem  Verfalle  entgegen, 
aus  dem  die  günstige  materielle  Lage  keinen  Ausweg  ermöglichte. 
An  den  nützlichen  Reformen,  als  deren  wichtigster  Träger 
Bonifaz  und  als  deren  hervorragendstes  Ergebnis,  nebst  der 
Wiederherstellung  kirchlicher  Zucht,  die  straffere  Unterordnung 
unter  Rum  erscheint,  hat  die  weltliche  Macht  verdienstvoll  mit- 
gearbeitet; sie  hat  sich  den  Lohn  dieser  Mitwirkung  nicht 
uehmen  lassen;  er  bestand  in  der  durch  die  Unterordnung  unter 

')  Allerdings  darf  mau  diese  Thätigkeit  der  fränkischen  Könige  nicht 
überschätzen  ;  vgl.  Th.  II.  ans  ff. 

*)  «.  Lö nilig  l.  c.  I.  158,  II.  4.  256 ff,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  3 16 f. 
Von  den  in  der  weströmischen  Kirchenlituratur  aufkommenden  Sclbständig- 
keitsbestrebungen  ist  im  fränkischen  Reiche  uichts  zu  spüren. 

3)  Die  Bischöfe  waren  dem  Könige  zu  Hof-  und  Gesandtschaftsdieusteu 
verpflichtet,  der  Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  von  der  staatlichen  Erlaubnis 
abhängig  u.  s.  w. 

•)  8.  Th.  II.  2iM>. 

5)  Wir  meinet!  die  verstärkte  königliche  Einttussnahuie  auf  die  Be- 
setzung der  Bistümer,  die  über  das  römische  Vorbild  hiuausgiug,  das  ein- 
seitige köuigucbe  Gesetzgebuugsrecht  in  Kircheusachen,  die  Beeinflussung 
der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  uud  die  Schädigung  des  Metropolitanverbandes 
durch  den  Staat. 

8)  Bei  Beurtheilung  des  Umfanges  kirchlicher  Privilegieu  fällt  in'» 
Gewicht  der  Umstand,  dass  der  merowingisebe  Staat  der  Kirche  kein 
Bi  achium  saeculare  bot.  Von  grosser  Bedeutung  ist  dagegen  die  kirchliche 
Unabhängigkeit  in  Glaubenssachen  und  auf  dem  Gebiete  der  Disciplinar- 
gewalt  (s.  Löning  1.  o.  IL  30ff),  weil  da  die  merowingisebe  Kircheuhoheit 
hinter  der  römischen  zurückblieb. 
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Rom  nicht  beeinträchtigten  Kirchenhoheit,  die  namentlich  in  der 
Uand  Karls  d.  Gr.  zn  einer  Beherrschung  der  Kirche  durch 
den  König  führte1)  and  die  trotzdem  znnehmenden  kirchlichen 
Machtmittel  den  in  höherem  Sinne  gemeinsamen  Aufgaben  des 
Königs  nnd  der  Kirche  dienstbar  machen  sollten.2)  Die 
Privilegien  und  Reichtumer  einer  so  abhängigen  Kirche  waren 
dem  Königtum  ungefährlich;3)  der  vielfach  auf  den  König  an- 
gewiesene Papst  dachte  an  keine  dem  Königtum  abträgliche 
Kirchenpolitik;  dies  desto  weniger,  als  ja  die  karolingische 
Regierung  durch  ihre  ethisch-theokratischen  Ziele  die  höheren 
Aufgaben  der  Kirche  förderte,  ihre  Verfassung  festigte,  ihren 
Einfluss  auf  das  weltliche  Rechtsleben  vermehrte  und  nur  dem 
Könige  selbst,  aber  nicht  den  Staatsorganen  als  solchen 
Ingerenz  einräumte.  In  diesem  letzten  Punkte  unterschied  sich 
die  karolingische  Kirchenhoheit  sehr  wesentlich  von  dem  römischen 
Cäsaropapismus,  den  sie  hinsichtlich  der  Einzelrechte  des  Königs 
überflügelte,  ohne  jedoch  die  Kirche  an  und  für  sich  dem  Staate 
im  eigentlichen  Sinne  dienstbar  zu  machen.4) 


')  Dies  äussert  sich  in  der  Beherrschung  der  Concilien  (s.  Hiuschias 
1.  c.  III.  649),  in  der  Zunahme  des  absoluten  Gesetzgebuugsrechtes.  in  der 
Verstärkung  des  Ernennungsrechtes  und  der  Strafgewalt. 

a)  Die  kirchlichen  Beamten  gelten  als  königliche  Organe,  der  staat- 
liche Ann  wird  ihnen  nicht  nur  gegen  Kleriker  sondern  auch  gegen  Weltliche 
geliehen,  Staatsagenden  werden  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  überwiesen 
(s.  Brunner  1.  c.  II.  322.  A.  41—43);  Kirchenrecht  und  Reichsrecht  bilden 
ein  gemeinsam  einigendes  Band. 

s)  Theils  wegen  der  weitgehenden  königlichen  Kontrolle,  theils  wegen 
der  dem  Könige  bequemen  Entwickluug  des  kirchlichen  Vermögensrechte», 
das  ja  auch  zu  unkirchlichen  Zwecken  benutzt  wurde. 

*)  Es  spricht  thatsächlich  nichts  für  ein  Aufgehen  der  Kirche  in 
Staate;  wenn  Hoftage  über  kirchliche  Fragen  entscheiden,  so  sind  doch  die 
Hoftage  juristisch  nicht  als  Staatsorgane,  sondern  als  königliche  Raths- 
▼ersammlungen  zu  betrachten.  Wenn  die  Kirche  weltliche  Agenden 
übernimmt  und  einen  nachhaltigen  Einfluss  auf  das  Rechtsleben  ausübt,  so 
kann  man  auch  nicht  sagen,  dass  sie  dem  Staate  als  solchem  dienstbar 
gemacht  wird;  sie  dient  da  allerdings  staatlichen  Zwecken,  aber  doch  nur, 
indem  sie  dieselben  zu  den  ihrigen  macht.  Die  zahlreichen  Beweise  könig- 
licher Ingerenz  im  Rechtsleben  der  Kirche  haben  mit  dem  Staatsleben 
nichts  zu  thun  und  beweisen  nur  das  persönliche  königliche  Hoheitsrecht. 
Ebenso  wie  der  König  als  oberster  Lehensherr,  oder  früher  als  Gefolgsberr, 
in  dieser  Eigenschaft  keine  staatliche  Autorität  ausübt,  ebenso  hat  sein« 
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Unhaltbar,1)  wie  dieses  System,  das  zu  seiner  staatsrecht- 
lichen Verwirklichung  einer  viel  strafferen  Staatsverfassung 
bedurft  hätte,2)  war  auch  die  in  diesem  System  der  Kirche  zu- 
gewiesene Rolle.  Als  die  exceptionelle  Kraft  des  Trägers  dieses 
Systems  weggefallen  und  damit  für  die  Kirche  der  Hauptgrund 
der  Unterordnung  unter  das  Königtum  verschwunden  war,  sie 
vielmehr  ihre  Interessen  gegen  den  in  Zersetzung  begriffenen 
Staat  zu  wahren  hatte,  konnte  sie  ihre  Rechte  nur  durch  das 


Kirchenhoheit  keinen  staatlichen,  soudern  nur  persönlichen  Charakter.  M.  R. 
sagt  Gierke  1  c.  I.  149,  das»  diese  höhere  Einheit  der  staatlichen  und 
kirchlichen  Gewalt  nur  der  gewaltigen  Persönlichkeit  des  Monarchen  entsprang 
und  Lilien  fein  1.  c.  S.  32ff  geht  zu  weit,  wenn  er,  auf  Alcuin's  Auffassung 
gestützt,  die  Einheit  von  Staat  und  Kirche  folgert,  während  es  sich  doch 
nur  um  den  König  handelte;  s.  Werminghoff  in  Hist.  Ztschr.  Bd.  92. 
S.  459f,  v.  Amira  in  Gött.  gel.  Ans.  1896.  S.  Ii)-'  und  Sickel  in  Dtache 
Ztschr.  f.  Gesch.  wiss.  XII.  1  ff.  Vgl.  auch  Ohr  in  Hist.  Vierteljahrschr. 
VIII.  63f  und  Krammer  in  Mitth.  d.  Instit.  XXVL  515f. 

')  Das  System  war  unhaltbar,  weil  die  Kirche,  trotz  königlicher  Be- 
einflussung, eine  dem  zeitgenössischen  fränkischen  Leben  fremdartige  und 
überlegene  Organisation  war.  Wenn  sie  sich  auch  in  ihrem  Vermögens- 
rechte und  in  ihrem  äusseren  Auftreten  vielfach  dem  fränkischen  Rechts- 
leben anpasste,  so  hat  sie  doch  den  Geist  ihrer  Verfassung  nicht  verloren. 
Sie  kam  zwar  (s.  Tu.  II.  S.  313)  nicht  mehr  als  vollgiltiger  Hort  des  Romanismus 
in  Betracht;  doch  war  dasjenige,  was  ihr  —  nebst  eigenen  Grundsätzen  — 
vom  Romanismus  noch  anhaftete,  wichtig  genug,  um  eine  innere  Incongruenz 
zwischen  ihr  und  dem  fränkischen  Staate  zu  begründen.  Es  war  ihr  anderer- 
seits nicht  beschieden,  jene  Machtfülle,  wie  im  westgothischen  Staate,  zu 
erlangen  und  die  erwähnte  Incongruenz  in  einer  ihren  Grundsätzen  ent- 
sprechenden Weise  zu  überwinden.  Zu  den  Kirchen  Verhältnissen  nach  Karl 
d.  Gr.  s.  Lilien  fein  1.  c.  46  ff.  Werminghoff  in  Hist.  Ztschr.  Bd.  89. 
S.  213  f  und  Flach:  La  royaute  et  l'eglise  en  France  du  IX— XI  s.  (Rev. 
d'hist.  eccles.  IV.  4  32  ff.) 

s)  Bei  kräftiger  Staatsverfassung  hätte  nämlich  in  römischer  oder 
noch  mehr  in  byzantinischer  Weise  die  vorher  (vor.  Anm.)  angedeutete 
Incongruenz  beseitigt  werden  können.  Hier  war  dies  nicht  möglich.  Das 
Ubertragen  einzelner  Agenden  des  Staates  an  die  Kirche,  so  namentlich  des 
Schutzes  der  Armen  und  Bedrängten,  konnte  den  Staat  theilweise  entlasten, 
aber  nicht  innerlich  kräftigen.  Ein  Staatswesen,  das  Uberhaupt  in  so  vielen 
Beziehungen  seine  primitivsten  Aufgaben  an  andere  Factoren  abgab  (wie 
dies  in  der  Entwicklung  der  Immunitäten  und  des  Lehenswesens  zu  sehen 
ist),  konnte  unmöglich  einen  so  zielbewussteu,  auf  so  starkeu  Grundlagen 
beruhenden  Organismus,  wie  die  Kirche,  in  sich  aufnehmen,  oder  gar  zu 
einem  Orgaue  seines  Körpers  machen. 
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Anstreben  grösster  Selbständigkeit  retten.  Sie  war  dank  ihrer 
Organisation  zu  dieser  Selbständigkeit  befähigt  und  vermochte 
ihren  Ansprüchen  durch  die  Anlehnung  an  Rom  und  durch  die 
richtige  Ausnutzung  ihrer  culturellen  Kräfte  Geltung  zu  ver- 
schaffen. Die  Gemeinsamkeit  der  Aulgaben  des  Königtums  und 
der  Kirche  borte  auf;  den  Rückgang  der  weltlichen  Macht  auf- 
zuhalten, war  die  Kirche  nicht  im  Stande;  aber  mit  diesem 
Rückgang  fiel  auch  der  Grund  der  Kirchenhoheit  weg.  Schou 
die  Thatsache,  dass  diese  Auseinandersetzung  erfolgen  musste, 
weil  das  Königtum  zu  schwach  war,  um  die  Gemeinsamkeit  der 
weltlichen  und  kirchlichen  Aufgaben  aufrecht  zu  erhalten,  ferner 
alle  Begleiterscheinungen  dieser  Auseinandersetzung  und 
schliesslich  der  Umstand,  dass  die  Kirche  aus  der  gelösten 
Gemeinsamkeit  ungeschwächt  hervorging,  beweisen»  dass  die 
Kirchenhoheit  der  fränkischen  Könige  von  der  römischen 
wesentlich  verschieden  war.  Aus  der  römischen  Kirchenhobeit 
ist  die  byzantinische  hervorgegangen;  aus  der  fränkischen  die 
Freiheit  der  Kirche  und  ihr  Ubergewicht  über  die  zu  schwach 
entwickelte  weltliche  Macht.  Trotz  äusserer  Aehnlicbkeit  hat 
sich  die  Verschiedenheit  der  Entwicklungsgrundlagen  auch  hier 
nicht  verleugnet  und  in  den  Ergebnissen  klar  offenbart.  — 

Die  Aeusserungen  des  öffentlichen  Lebens  und 'der  könig- 
lichen Gewalt  siud  in  ihrer  Unzulänglichkeit  für  den  Charakter 
der  fränkischen  Staatsentwicklung  bezeichnend;  sie  bieten 
in  ihrer  Gesammtheit  die  beste  Grundlage  für  die  Beantwortung 
der  Frage,  ob  das  fränkische  Staatsrecht  principielle  römische 
Einwirkungen  aufweist.1) 

Der  König  bildete  den  persönlichen  Mittelpunkt  des  Reichs- 
lebens;2) seine  Persönlichkeit  bestimmte  die  jeweilige  Aus- 
gestaltung der  Gewalt,  was  bei  dem  Mangel  abschliessender 
juristischer  Ausprägung  nicht  auffallend  ist,  zugleich  aber  au 


l)  Heus ler 's  Deutsche  Verfass. -Gesch.  ist  mir  erst  während  des 
Drucke«  zugekommen,  so  dass  es  nicht  mehr  möglich  war,  auf  seine  weit- 
gehende Betonung  des  römischen  Einflusses  auf  das  fränkische  Heer-  und 
Beamtenwesen  einzugehen. 

a)  Dahn  1.  c.  VII.  III.  374 ff  bestreitet  dieses  Übergewicht  des  persön- 
lichen Momentes,  weil  er  sich  gegen  die  Annahme  privatrechüicher  AuffassuDk' 
wendet;  man  muss  bemerken,  dass  das  Eine  mit  dem  Andern  nicht  zusammen 
hängt. 
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die  Zeiten  gemahnt,  in  denen  die  Machtstellung  der  Führer 
mit  ihrer  persönlichen  Autorität  zusammenhing,1)  ohne  dass  man 
von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Macht  einen  staatsrechtlich 
genügenden  Begriff  gehabt  hätte.'2) 

Dieser  Bedeutung  des  persönlichen  Momentes  entspricht  die 
Rolle  der  an  die  Hauptperson  sich  anlehnenden  Verbände.  Hat 
schon  vorher  Königsdienst  sogar  Minderfreien  zu  besonderer 
Stellung  verholfen  und  die  Gefolgschaft  ausserhalb  der  gewöhn- 
lichen Sippen-  und  Volksverfassung  erhöhtes  Ansehen  genossen, 
so  haben  im  fränkischen  Reiche  die  den  König  umgebenden 
Elemente  au  Gewicht  zugenommen,  den  Aufbau  einer  Schutz- 
herr8chaft,  anstatt  staatsrechtlicher  Herrschaft  gefördert,  das 
Bewusstsein  staatlicher  Aufgaben  getrübt  und  durch  Privat- 
herrschaft, Immunität  und  Lehenswesen  den  Übergang  zu 
ausserstaatlichen  Herrschaftskreisen  bewirkt;  alles  politische 
Recht  wurde  an  sichtbare  Herren  oder  sichtbare  Verbände 
geknüpft,3)  auf  die  sich  das  Königtum  stützte  und  die  im  König- 
tum ihre  Spitze  erblickten.  Dies  entspricht  insoferne  germanischen 
Traditionen,  als  ja  auch  die  alte  Verfassungsentwicklung  durch 
Verbände  behindert  wurde,  in  deuen  persönliche  Momente  mass- 
gebend waren;  so  wie  diese  alten  Verbände  und  die  gleichzeitige 
Volksverfassung  durch  den  andersgearteten  Gefolgschaftsverband 
durchkreuzt  wurden,  so  durchkreuzten  auch  die  fränkischen 
Privatherrschaften,  die  Immunität  und  das  Lehenswesen,  den 
Rest  der  alten  Verfassung  und  den  neuen  territorialen  Aufbau. 
Man  mag  Königsfriede  und  Treueverbändo  noch  so  abstract  auf- 


l)  8.  was  v.  Amira  iu  Gott,  gel.  Aus.  1SS«.  8.  4y  über  deu  Zusammen 
hang  der  Stellung  vornehmer  Familion  mit  ihrer  Ableitung  von  den  Göttern 
sagt.   M  K.  bemerkt  auch  8 i ekel  iu  Westd.  Ztachr.  IV.  242 ff,  dass  die 
hervorragende  Stellung  der  Häuptlinge  und  des  Adels  auf  selbständiger 
Autorität  beruht. 

aJ  Daher  z.  Tb.  einseitiges  Uerrschaftsverhältuis,  insoweit  die  persön- 
liche Autorität  reichte,  eine  noch  in  fränkischer  Zeit  wahrnehmbare  Auffassung. 

3)  so  Gierke  1.  c.  U.  44S,  oder  wie  Sickel  in  Ergbd.  L  ».  sagt: 
Das  snbjective  Monarchenrecht  ist  subjectiven  Berechtigungen  Staats- 
angehöriger zugäuglicb.  Vgl.  Mühlbacher:  Die  Treupflicht  in  den  Urk. 
Karls  d.  Gr.  (Ergbd.  VI.  S7lff).  Man  unterordnete  sieb  leichter  den  ver- 
schiedenen kleinen  Gruppen,  als  einem  abstractem  Gebilde,  dem  man  ver- 
ständnislos entgegentrat. 
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fassen;  als  staatsrechtlich  relevantes  Band,  als  organisatorisches 
Moment,  beruhten  sie  doch  auf  persönlichen  Grundlagen  und 
begründeten  nur  gewisse  Verbindlichkeiten,  aber  keine  allgemeinen 
staatsbürgerlichen  Pflichten. 

Die  persönliche  Bedeutung  des  Königs  tritt  womöglich  noch 
mehr  hervor,  wenn  es  sich  um  das  Verhältnis  der  einzelnen 
Völker  zu  einander  handelt.  Sie  wurden  durch  den  König 
zusammengehalten  und  man  könnte  mit  gutem  Recht  die  Frape 
aufwerfen,  ob  die  im  Reiche  vereinigten  Stämme  (und  Gebiete) 
als  integrierende  Staatstheile  zu  betrachten  sind,  ob  man  es  mit 
einem  Einheitastaate,  einem  Bundesstaate  oder  gar  einem  Staaten- 
bunde zu  thun  hat,  sowie  darüber  streiten,  ob  Personalunion 
oder  eine  andere  Form  vorlag,  wenn  nicht  die  Einsicht  siegen 
müsste,  dass  alle  diese  Kategorien,  angesichts  des  Hervortretens 
des  persönlichen  Momentes  und  des  mangelhaften  Staatsbegriffes, 
unanwendbar  sind.1)  Spricht  die  Wahrung  des  Titels  „Rex 
Francorum",  trotz  der  Beherrschung  anderer  Stämme,  für  die 
Intention  staatsrechtlicher  Einheit,  von  der  nur  gegenüber  dem 
italienischen  Reiche*  eine  Ausnahme  gemacht  wurde,  lässt  sich 
die  Einheitsbestrebung  auch  durch  manche  Maassregeln  beweisen, 
so  kann  man  doch  nicht  behaupten,  dass  das  fränkische  Reich 
das  Stammesprincip  der  Theile  überwunden  hätte;2)  man  ignorirte 
es,  da  man  selbst  bei  Theilungen  nicht  damit  rechnete,  aber 
man  liess  doch  die  einzelnen  Rechte   gelten  und  hat  die 


')  Dio  Abhängigkeitsmodalitäteti  der  einzelnen  Völker  waren  sehr 
verschieden  (man  vergleiche  z.  B.  Ribnarien  und  Bayern,  oder  da«  ehemal» 
gofhiscbe  Gebiet,  mit  Sachsen  u.  s.  w.)  und  wechselten  oft,  was  sich  iu  der 
Stellung  einzelner  Herzogtümer  äusserte.  Dieses  Schwanken  des  Verhältnisses, 
je  nach  der  Persönlichkeit  des  Köuigs  und  der  Herzöge,  erschwert  die 
Definition.  Die  Völker  traten  in  kein  Rechtsverhältnis  zu  den  Franken 
als  solchen,  sondern  uur  zu  dem  Könige.  Es  fehlt  jede  Handhabe  für  die 
Behauptung  einer  Souveränetät  des  fränkischen  Staates  über  die  andern 
Stämme,  da  der  König  seine  Gewalt  über  die  neuen  Gebiete  nicht  namens 
des  fränkischen  Staates  ausübte.  Nachdem  auch  uichtsouveräne  Staaten 
als  Staaten  zu  betrachten  sind  (s.  Jellinek:  Die  Lehre  v.  d.  Staatenver- 
binduugen  S.  öl  f.),  so  kauu  mau  den  unterworfenen  Stämmen,  schon  mit 
Rücksicht  auf  die  Fortentwicklung  ihrer  Stammesrechte,  nicht  jeglichen 
StaaUcharakter  absprechen. 

2)  wie  So  hm  1.  c.  L.  10  meint;  über  das  Verhältnis  des  Reiches  zu 
den  Völkern  a.  Sickol  in  Gött.  gel.  Auz.  lö'.H).  S.  342 ff. 
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separatistischen  Tendenzen  nicht  beseitigt.  Die  thoil weise 
Bevorzugung  der  Franken  hat  zwar  in  karolingischer  Zeit  auf- 
gehört, aber  auch  da  kann  man  nicht  sagen,  dass  die  Völker 
nur  ethnographische  Bedeutung  gehabt  hätten.1)  Schon  der 
Umstand,  dass  in  diesem  Reiche  nicht  nur  die  allgemeine  Auf- 
gabe der  Beilegung  des  Gegensatzes  zwischen  römischem  und 
germanischem  Wesen,  sondern  gleichzeitig  die  zweite  der  Ebnung 
der  Gegensätze  zwischen  Franken  und  Nichtfranken  zu  lösen 
war,2)  hat  mangels  einer  hiefür  entsprechenden  Organisation  den 
König  zum  Vermittler  verschiedener  Völker  gemacht  und  nicht 
staatsrechtliche,  sondern  politische  Umstände  waren  für  diese 
vermittelnde  Thätigkeit  des  Königtums  maassgebend,  die  nur 
hinsichtlich  der  Römer  zu  einem,  die  eigene  römische  Organisation 
beseitigenden  Ergebnisse  führte. 

Ist  schon  daraus  zu  entnehmen,  dass  sich  das  fränkische 
Königtum  für  seine  Zwecke  unrömischer  Ideen  bediente,  die 
auf  germanische  Traditionen  zurückgehen,  so  gilt  dasselbe  speciell 
auch  von  den  Gewaltmitteln.  Die  Ausgestaltung  des  Bannwesens, 
des  Königsschutzes,  der  Treueverhältnisse,  sowie  der  Abgaben 
und  Leistungen,  benahmen  dem  Königtum  trotz  aller  Steigerung 
seiner  Gewalt  nicht  den  germanischen  Charakter  einer  persön- 
lichen und  auf  eigenen  Reichtum  gestützten  Macht.  Die  Abgaben 
und  Dienste  beanspruchte  der  König  nicht  als  Vertreter  des 
abstracten  Staates;  er  beanspruchte  die  Einnahmen  für  sich  und 
das  Königshaus  konnte  durch  Theilungen  über  die  nutzbaren 
Rechte  verfügen;  den  Rechten  standen  keine  präcisen  Pflichten 
gegenüber,  ebensowenig  entsprachen  neu  auftretenden  Pflichten 
neue  Rechte.3) 


')  Dies  nimmt  Fahl b eck  1.  c.  73 ff  schon  für  die  Merowingerzeit  an. 

2)  Ein  schwerwiegendes  Plus  gegenüber  andern  germanischen  Reichen. 

3)  Der  König  hatte  wohl  allgemeine  Pflichten,  aber  die  Leistungen 
des  Volkes  hingen  damit  nicht  zusammen.  Man  konnte  selbst  dem  pflicht- 
vergessenen Könige  die  Leistungen  nicht  verweigern;  man  konnte  Über- 
griffe abwehren,  aber  den  König  nicht  zwingen,  die  Pflichten,  für  die  er 
Leistungen  beanspruchte,  zu  erfüllen.  (Dies  hebt  m.  R.  Sickel  in  Üött. 
gel.  Anz.  1890.  S.  564  gegen  Viollet  hervor;  der  Begriff  der  Herrschtr- 
pflichten  entstand  erst  im  IX.  Jb.,  vgl.  Heusler  1.  c.  I.  ll&j.  Andererseits 
konnte  der  König  selbst  für  dringende  Staatsaufgaben  keine  Mehrleistungen 
fordern. 
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Man  darf  jedoch  aus  diesem  staaterechtlich  nnznlänplirhen 
Verhältnisse  zwischen  Rechten  und  Pflichten  nicht  schliessen, 
der  König  habe  ein  Eigentumsrecht  am  Reiche  gehabt1)  und 
darf  den  privatrechtlichen  Standpunkt  nicht  einseitig  betonen.2) 
Wenn  auch  der  König  nicht  Mandatar  des  Volkes  ist,  so  muss 
doch  mit  Gierke:J|  gesagt  weiden,  dass  hier  alle  Inhaber  herr- 
schaftlicher Gewalten  als  Trager  eines  persönlichen  Herren- 
willens  zu  betrachten  sind,  in  dem  sich  gemeinheitlicbc  und 
individuelle  Momente  vereinigen;  öffentliches  und  privates  Recht 
lassen  sich  da  nicht  scheiden;  war  das  öffentliche  Recht  nicht 
in  abstracter  Weise  vom  Individuum  losgelöst,  so  war  es  doch 
deswegen  nicht  Privatrecht.  Die  obwaltende  Verquickung4) 
rechtfertigt  keine  Identificierung ;  denn  die  im  altgermaniscben 
Königtum  vorhandenen  öffentlichrechtlichen  Elemente  sind  im 
fränkischen  Reiche  nicht  untergegangen,5)  obwohl  sich  durch 
den  Domänenreichtum  des  fränkischen  Königtums8)  eine  Ab- 
lenkung nach  der  privatwirtschaftlichen,7)  also  mittelbar  auch 
nach  der  privatrechtlicheii*)  Seite  hin  ergeben  hat,  die  erst 
durch  die  karolingisch-kirchlichen  Staatsidceu  bekämpft,  aber 
mit  Rücksicht  auf  die  Gcsammtlage  nicht  überwunden  wurde. 

')  Zu  dieser  Ansicht  neigt  Fahl  neck  1.  c.  »I,  obwohl  er  an  and. 
Stelle  (I.  c.  3äif)  gegen  die  Auffassung,  dass  es  sich  um  ein  i»r  trat  recht- 
liches Verhältnis  handle,  Stellung  nimmt;  8.  Zeuiner  in  Gott.  gel.  An*. 
1885.  S.  100  ff. 

a)  s.  oben  S.  218.  A.  2. 

3)  1.  c.  II.  476. 

*)  s.  Gierke  I.  c.  IL  567. 

*)  s.  Dahn  1.  c.  VII.  III  .i74ff. 

•)  Dieser  Reichtum  war  hei  keinem  Volke  »o  gros»;  auch  der  Sprung 
wohl  nirgend»  ho  unvermittelt.    Der  König  eines  Volkes,  da«  sich  des 
ßodeuwertes  weniger  bewusst  wur  als  andere,  (die  altfränkische  Auffaa*nng 
•  des  Bodenrechtes  habe  ich   in  meinem  Immobiliareigentum  II.  erörtert, 

Kötzschke  hat  1.  c.  gezeigt,  dass  die  Franken  in  den  Gruudbesiufragen 
hinter  Gothen  und  Burgundern  zurückstanden)  gelangte  au  enormen  und 
gut  bewirtschafteten  Domänen,  die  er  weder  mit  Nebeubäuptlingen  (wie  bei 
den  Langobarden  |  noch  mit  dem  Volke  su  theilen  brauchte. 

')  Weil  dieser  Besitz,  der  die  Hauptstütze  des  Köuigtums  bildete, 
grosse  Aufgaben  auferlegte. 

*)  Nur  so  kann  man  die  „Verdinglichung"  der  Krone  (s.  Gierke 
1.  c.  I.  127  f)  auffassen. 
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Dass  diese,  die  öffentlichrechtliche  Entwicklung  schädigende, 
Ablenkung  ganz  unrömisch  war,1)  ist  klar. 

Dieses  Übergewicht  des  persönlichen  Momentes  hat  den 
staatsrechtlichen  Ausbau  verhindert.  Er  war  auf  alter  Grund- 
lage unmöglich  geworden.  Das  alte  Staatsrecht,  welches,  trotz 
seiner  Unzulänglichkeit,  nicht  zu  unterschätzen  ist,  war  —  wie 
wir  schon,  in  Anlehnung  an  Sickel  betont  haben  —  für  das 
grosse  Reich,  das  die  Zwischenstufe  des  Stammesstaates 
übersprungen,  unanwendbar.  Schon  der  Mangel  besonderer 
Verfassungen  für  Römer  und  Germanen  hat  die  folgerichtige 
Entwicklung  der  germanischen  Organisation  erschwert;'2)  die 
Änderung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  deren  allgemeine 
oder  gar  homogene  Neuordnung  unmöglich  war  und  mit  der  im 
Gegentheil  eine  zu  weit  gehende  sociale  Differenzierung  Hand 
in  Hand  ging,  die  Fälle  der  neuartigen,  mit  dem  abnormen 
Wachstum  verbundenen  Schwierigkeiten,  machten  es  unmöglich, 
ein  richtiges  Verhältnis  zwischen  Beharrungsvermögen  und 
Anpassungsnotwendigkeit  herzustellen.  Die  Bedingungen  für 
Action  und  Reaction,  die  Gewähr  für  eine  gesunde  Entwicklung, 
fehlten  und  konnten  nicht  beschaffen  werden. 

Auch  wenn  das  fränkische  Königtum  mit  der  Vergangenheit 
hätte  rechnen  wollen,  es  hätte  dies  nicht  zu  thun  vermocht. 
Es  fehlten  die  Kräfte,  die  in  alter  Weise  benutzbar  gewesen 
wären  und  aus  denen  eine  dem  Staate  förderliche  Beschränkung 
der  königlichen  Gewalt  hätte  hervorgehen  können.  Weder  der 
König  noch  seine  Beamten  schöpften  aus  der  hinschwindenden 
Volksverfassung  ihre  Kraft.  So  wie  die  Thätigkeit  des  Volkes, 
die  Verbindung  zwischen  den  Rechten  des  Königs  und  des 
Volkes  aufgehurt  und  das  Volk  seine  staatliche  Begabung 
verloren  hatte,  so  konnte  auch  das  staatsrechtliche  Auftreten 
des  Königs  nur  ein  unzulängliches  sein.    Die  Ausschaltung  der 


l)  Römisch  wäre  die  Steigerung  der  rein  »ffentlichrechtlichen  Macht- 
eleuiv>nte  gewesen,  während  das  fränkische  Königtum  sich  auf  die  Domänen 
stützte  und  die  ftffentlichrechtlichen  Leistungen  vernachlässigte.  Schon 
Waitz  hat  I.  c.  III.  I.  23« ff  bemerkt,  dass  nur  die  kirchliehen  Schriftsteller 
hetnüht  waren,  in  theilweiser  Anlehnung  an  die  römischen  Ideen,  den 
öffentlicbrechtlichen  Charakter  des  Königtums  hervorzuheben. 

a)  Durch  die  Aufnahme  der  Römer,  ohne  besondere  Verfassung,  haben 
die  Begriffe  Volk  und  Staat  sich  zu  decken  aufgehört. 
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Volksthätigkeit,  die  in  den  Hoftagen  ein  social  und  politisch 
ungenügendes  Surrogat  fand,  sowie  die  gleichzeitige  Steigerung 
der  königlichen  Macht,  sind  kein  Ergebnis  römischer  Beeinflussung, 
sondern  der  angedeuteten  Entwicklung.  Soweit  es  Kräfte  gab, 
die  sich,  wie  z.  B.  der  Adel,  äussern  konnten,  sind  sie,  selbst 
ohne  rechtliche  Grundlage,  zur  Geltung  gelangt,  natürlich 
schwächer,  als  sie  es  bei  rechtlicher  Grundlage  vermocht  hätten. 
Das  Königtum  rechnete,  den  Verhältnissen  und  germanischer 
Tradition  entsprechend,  nur  mit  einer  homogen  auftretenden 
Schichte,  dem  Optimatentum;  dem  Volke  ist  durch  die 
wirtschaftlichen  und  socialen  Umstände  jene  Homogenität, 
die  vormals  seine  Kraft  schützte,  abhanden  gekommen. 
Muss  man  im  allgemeinen  sagen,  dass  das  Staatsrecht 
weniger  conservativ  ist,  als  Privat-  oder  Strafrecht,  so  kann 
man  auch  wahrnehmen,  dass  bei  wichtigen  Übergängen  gerade 
die  Verfassungsgarantien  zuerst  wanken,  so  dass  es  entweder 
zur  Stärkung  der  Hauptgewalt,  oder  zur  Gefährdung  der 
Gesammtheit  kommt.1)  Die  Stärkung  des  Königtums  genügte 
aber  nicht  zur  Schaffung  einer  neuen  Verfassung.  Es  blieben 
im  Gegentheil  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Fragen  ungelöst-, 
der  Mangel  der  Lösung  betrifft  nicht  die  Lückenhaftigkeit  der 
Staatsaufgaben,2)  sondern  die  Unzulänglichkeit  der  staatsrecht- 
lichen Begriffe.  Man  brachte  in  dieser  Hinsicht  zu  wenig 
Eigenes  mit;  der  der  germanischen  Zeit  anhaftende  Individualismus 
der  alten  Gruppen,  der  durch  die  Volksautorität  nicht  genügend 
überwunden  war,  konnte  auch  durch  das  neue  Reich  nicht  über- 
wunden  werden.  Zwar  fasste  auch  die  germanische  Zeit  König: 
und  Volk  als  ein  Ganzes  auf,  aber  doch  nur  in  dem  engen 
Rahmen  einer  Völkerschaft  und  nur  insoweit,  als  dies  mit  der 
Stellung  der  unteren  Verbände  vereinbar  war;  zum  abstracten 
Staatsbegriff  war  mau  nicht  gelangt,  ebensowenig  zu  einer  Auf- 


x)  Diese  allgemeine  Regel  (s.  R.  Schmidt:  Staatslehre  I.  287)  wir) 
leicht  bestätigt.  Die  Unterbrechung  des  Königtums  bei  Frauken  und 
Langobarden  hängt  (da  schon  Waitz  1.  c.  I.  186.  ui.  K  bemerkt  hat.  das» 
eine  bewusste  demokratische  Opposition  gegen  erbliche  Herrschaft  gefehlt 
hat)  mit  den  sich  dazumal  Tollziehenden  Umbildungen  zusammen.  Infolge 
der  Gefährdung  des  Staates  kehrte  mau  dann  zum  Königtum  zurück. 

*)  Sohm  hat  Recht,  wenn  er  (1.  c.  I.  S.  XIV.)  sagt,  dass  eine  einzige 
Staatsaufgabe  für  das  Wesen  einer  Staatsgewalt  genügt 
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theilung  der  Macht  zwischen  König  und  Volk.  So  konnte  das 
alte,  auf  gemeinsamer  nnd  unmittelbarer  Thätigkeit  der  Volks- 
genossen beruhende  Gemeinbewusstsein  durch  ein  abstractes, 
von  dieser  Thätigkeit  der  Individuen  absehendes  Staatsbewnsstsein 
nicht  ersetzt  werden;  für  die  Neubildung  einer  solchen,  dem 
factischen  Wegfalle  der  Volksthätigkeit  entsprechenden  abstracten 
Auffassung  fehlte  jede  Handhabe.  So  hat  man  denn  trotz  aller 
Veränderungen  an  der  Grundauffassung  der  Volksfreiheit  als 
Rechtsbasis  festgehalten,  die  Veränderungen  staatsrechtlich 
ignoriert  und  den  inneren  Gegensatz  zwischen  der  Neigung  zur 
Vergesellschaftung  und  der  Neigung  zu  individueller  Selbständig- 
keit nicht  gelöst,  sondern  den  Dingen  freien  Lauf  gelassen.1) 
Die  Gesammtheit  als  solche  ist  nicht  für  die  höheren  Zwecke 
und  nicht  mit  ihnen  gewachsen,  so  dass  das  Königtum  einen 
grossen  Theil  der  neuen  Aufgaben  übernehmen  und  sodann, 
mangels  der  nöthigen  Kräfte,  auf  Privatherrschaften  aberwälzen 
musste.  Die  ganze  Sachlage  bestätigt  das  ürtheil  Gierke's,2) 
dass  es  zu  keiner  Ausgestaltung  des  Staatsrechtes  kam.') 

Selbst  die  Frage  der  königlichen  Souveränetät  beziehungs- 
weise der  Machtgrenze  zwischen  König  und  Volk  ist  nicht 
gelöst  worden.  Praktisch  erscheinen  Königtum  und  Staats- 
autorität identisch;  ideell  aber  nicht.  So  wie  der  germanische 
König,  trotz  der  Autorität  der  Volksversammlung,  dennoch 
vielfach  in  wichtigen  Fallen  praktisch  eine  Stellung  einnahm, 
die  rechtlich  unbegründet  sein  mochte,  so  hat  umgekehrt  der 
fränkische  König,  dem  keine  relevante  Autorität  entgegenstand, 

>)  Bei  der  Verkümmerung  der  volksrechtlichen  Verfassung  hätte  es 
zu  einer  neuen  Verfassung  kommen  müssen  und  sollen,  für  die  man  eventuell 
römische  Muster  verweudet  hätte.  Es  kam  aber  nicht  dazu  und  es  entwickelte 
sich  jener  Zustand,  den  die  moderne  Thoorie  als  staatsrechtlichen  Dualismus 
bezeichnet,  also  ein  Übergangsstadium,  das  in  thesi  das  Alto  nicht  fallen 
Hess,  obwohl  es  praktisch  überwunden  war.  Wenn  Ficker  (Unters,  z.  R. 
u.  R.  0.  Ital.  I.  S.  XXXI)  bemerkt,  dass  man  in  der  fränkischen  Verfassung 
nicht  „die  Norm  für  das  germanische  Staatswesen"  erblicken  kann,  so  ist 
das  ganz  richtig;  es  ist  eben  ein  Zustand,  der  sich  von  der  alten  Norm 
entfernt  und  zu  der  neuen  noch  nicht  durchgerungen  hat;  gegen  die  Ableitung 
dieses  Zustandes  aus  germanischen  Wurzeln  spricht  dies  aber  nicht. 

»)  1.  c.  II.  17. 

3)  M.  R.  sagt  Dahn  1.  c.  VII.  III.  452,  dass  mau  die  staatsmännische 
Begabung  der  Frauken  übertrieben  hat. 
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doch  factisch  mit  den  Grossen  gerechnet  und  seiner  thats&chlich 
unbeschränkten  Macht  nicht  den  vollen  Inhalt  der  Souveränetät 
gegeben.  Es  wurde  dadurch  staatsrechtlichen  Neugebilden 
Raum  gelassen,  in  dem  sich  Herrschafts-  und  Genossenschafts- 
princip  mischten;  es  drang  das  erstere  in  die  volksrechtliche 
genossenschaftliche  Structur  schädigend  ein;  es  bildeten  sich 
jedoch  nebst  dem  königlichen  andere  Gewaltkreise,  die  das 
genossenschaftliche  Princip  auf  unterer  Stufe,  allerdings  in  neuer 
Art,  wieder  verwendeten  und  dem  Königtum  Abbruch  thaten. 
Zahlreichen  Machtverschiebungen  auf  allen  Stufen  ausgesetzt, 
vermochte  dieser  Staat  die  mit  seinem  Wachstum  verbundenen 
Gebrechen  nicht  zu  saniren  und  brachte  es  auch  hinsichtlich 
der  Souveränetatsfrage  zu  keiner  juristischen  Klarheit.1) 

Von  dieser  Gestaltung  der  Souveränetatsfrage  muss  man 
ausgehen,  um  den  vielfach  behaupteten  fränkischen  Absolutismus 
zu  beurtheilen.  Mag  man  auch  den  Mangel  einer  formellen 
Schranke  als  Argument  für  die  Annahme   des  praktischen 


')  Dies  hltngt  natürlich  mit  dem  vorher  (s.  S.  255.  A.  1.)  besprochenen 
Dualismus  zusammen.  Nun  meint  ja  Gierke  (1.  c.  II.  421.),  daas  es  neben 
den  Machtkreisen  der  Herrschaften  und  der  Genossenschaften  eine  dritte, 
gemeinsame  Machtsphäre  gab,  innerhalb  welcher  Herr  und  Gesammtbeit  als 
eine  in  bestimmter  Weise  verbundene  Zwei  hei  t  erschienen.  Dem  entspricht 
es,  dass  das  Hofrecht  Amter  kannte,  die  gleichseitig  Rechte  des  Herrn 
und  der  Gesammtheit  ausübten  und  beiden  Theilen  Treue  schuldeten.  Wendet 
man  jedoch  diesen  Gedankengaug  auf  das  Staataleben  an,  so  findet  man  wohl 
auch  Ämter,  die  Königs-  und  Volksinteressen  vertreten,  ebenso  z.  B.  im 
Gerichtswesen  einen  dem  Könige  und  dem  Volke  gemeinsamen  Machtbereich, 
muss  aber  dennoch  finden,  dass  von  deu  beiden  in  Frage  kommenden  Factoren 
der  eine,  nämlich  das  Volk,  seinen  Antheil  an  dem  gemeinsamen  Macht- 
bereich verkümmern  lasst  und  dass  eine  noch  so  bescheidene  Feststellung 
des  Autheiles  unterbleibt.  Für  eine  ideelle  (Instruction  ist  dies  wohl  neben- 
sächlich; die  könnte  sich  damit  begnügen,  dass  es  überhaupt  einen  Macht- 
bereich gab,  für  den  König  und  Volk  als  eine  in  bestimmter  Weise  verbundene 
Zweibeit  iu  Betracht  kamen.  Der  Rechtshistoriker  muss  aber,  im  Gegensätze 
zum  Doginatiker,  vor  allem  mit  den  thatsächlicben  Vorgängen  rechneu ;  thut 
er  dies,  dann  muss  er  sagen,  dass  allerdings  die  Vorstellung  dieser  Zweiheit 
bestaud,  dass  aber  diese  Vorstellung,  die  zu  lebendig  war,  um  eine  aus- 
schliessliche königliche  Souveränetät  aufkommen  zu  lassen,  doch  zu  un- 
bestimmt war,  um  dem  Volke  eine  Theilnahme  au  der  Souveränetät  zu 
sichern  oder  mich  nur  dieselbe  zu  bestimmen.  Während  im  hofrechtlichen 
Verhältnisse  dem  Herrn  doch  genossenschaftliche  Gruppen  gegenüberstanden, 
fehlte  dem  Volke  die  analoge  Organisation. 
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Absolutismus  *)  gelten  lassen,  so  wird  man  sich  dennoch  grosser 
Zweifel  nicht  erwehren  können.  Schon  die  Lex  Salica  lässt 
die  königliche  Gewalt  steigen,  ohne  ihre  Grenze  zu  bestimmen;2) 
aber  weder  dieses  Rechtsbnch,  noch  andere  Rechtsquellen  lassen 
aus  der  Zunahme  der  königlichen  Rechte  und  aus  der  Un- 
bestimmtheit der  Grenzen  auf  eine  absolutistische  Unbeschränktheit 
in  römischem  Sinne  schliessen.  Gegenüber  diesem  Mangel  einer 
Beschränkung,  der  vielfach  als  Beweis  des  Absolutismus  gedeutet 
wurde  und  praktisch  gewiss  erheblich  in's  Gewicht  fiUlt,  muss 
jedoch  nachdrücklichst  betont  werden,  dass  es  bekanntlich  zahl- 
reiche Beweise  dafür  giebt,  dass  absolutistische  Handlungen  als 
Willkür  empfunden  wurden  und  das  Rechtsgefühl  verletzten;'*) 
die  Könige  selbst  haben  rechtmässige  und  rechtswidrige  Ver- 
tilgungen unterschieden.4)  Einzelne  absolutistische  Handlungen 
hatten  zweifellos  römischen  Charakter  da  sie  aber  durchwegs 
als  Willkür  betrachtet  und  theil weise  von  den  Königen  selbst 
abgestellt  wurden,  so  können  sie  nicht  als  Beweis  eines  römisch 
gearteten  Absolutismus  gelten.  In  zahlreichen  Aeusserungen 
der  Oapitularien  trat  immer  wieder  die  Auffassung  hervor,  dass 
die  Gewalt  des  Königs  nicht  Selbstzweck,  dass  sie  vielmehr 
durch  das  Recht  für  das  Volk  bestimmt  sei.6)  Dieselben  Ideen, 
die  die  Entwicklung  des  Staatsrechtes  hinderten,  vornehmlich 
die  Idee  des  gegenseitigen  Treueverhältnisses  zwischen  König 
und  Volk,  begründeten  eine,  wenn  auch  nicht  bestimmte,  Be- 
schränkung des  Absolutismus;  der  Kampf  zwischen  diesen  Auf- 
fassungen und  ihrer  praktisch  ungenügenden  Verwirklichung 
kennzeichnet  das  fränkische  Königtum.  Diese  ideelle  Be- 
schränkung ist  keine  rechtliche  Eindämmung  einer  an  und  für 


»)  so  R.  Schmidt:  Staatslehre  II.  I.  378. 

*)  Dien  entspricht  ihrem  Charakter,  du  sie  keine  exclusive  Stellung 
einnimmt,  daher  die  Grenzen  der  Fortentwicklang  nicht  beschränkt. 

3)  Die»  wendet  m.  R.  W.  Schnitze  (Mitth.  a.  d.  bist.  Lit.  1886.  S.  III) 
gegen  Fahlbeck  ein.    S.  Prou  in  Etudes  d'hist,  ded.  a  Monod. 

*)  s.  Sickel  in  Gött.  gel.  Anz.  1890.  S.  829f.  gegen  Faatel. 

b)  80  der  Heirathszwang;  s.  Brunn  er  1.  c.  II.  56. 

«)  Sehr  richtig  bemerkt  Sickel:  Z.  karol.  Thronrecht  S.  6,  dass  auch 
die  Sparen  des  Wahlrechtes  mit  dieser  Auffassuug  zusammenhangen.  Alles 
spricht  dafür,  dass  Königtum  und  Staat  nicht  über  dem  Rechte  stehen, 
sondern  im  Rechte  wurzeln. 

t.  Halban,  Röra.  Recht  in  den  gern.  Volksstaaten.  HL  17 
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sich  absoluten  Gewalt;  sie  entspricht  dem  germanischen  Ver- 
hältnisse zwischen  König  and  Volk,  das  stets  in  einen  Gegensatz 
ausarten  konnte  und  im  neuen  Reiche,  mangels  eines  Gleich- 
gewichtes zwischen  beiden  Factoren,  dem  einzigen  thätigen 
Theile  zu  absolutistischem  Auftreten  verhalf.1)  Den  veränderten 
Umständen  gemäss  war  es  da  nur  noch  das  Optimatentum,  das 
die  Autokratie  beschränken  konnte,  obwohl  ihm  jene  Rechts- 
basis fehlte,  die  vormals  das  Volk  befähigte,  dem  Königtum 
Schranken  zu  ziehen.  In  dieser  Stellung  der  Grossen  muss 
man  das  Nachwirken  germanischer  Tradition  wahrnehmen,  die 
eine  unbeschränkte  Herrschaft  nicht  zuliess  und  die  durch  den 
Wegfall  der  Volksverfassung  gesteigerte  Königsmacht  zu  Gunsten 
der  einzigen  in  Betracht  kommenden  Schichte  eindämmte.2) 
Hätte  das  Optimatentum  die  nöthigen  staatsmännischen  Kräfte 
aufgebracht,  es  hätte  durch  die  ihm  innewohnende  und  vom 
Königtum  berücksichtigte  Macht,  die  Schaffung  einer  Grenze 
zwischen  König  und  Volk  erreicht.  Dazu  kam  es  aber  nicht,3) 
ebenso  wie  andererseits  das  Königtum  nicht  die  Kraft  fand, 
die  Privatherrscbaften  zu  beseitigen  und  mit  dem  Staatsvolke 
in  unmittelbare  Verbindung  zu  treten. 

Nicht  nur  der  Staatsaufbau,  auch  die  Staatsthätigkeit  hatte 
unter  diesen  Umständen  zu  leiden.  Das  Königtum  versuchte 
staatlich  vorzugehen  und  namentlich  eine  einheitliche  Organisation 
herzustellen.  Insbesondere  haben  die  Karolinger  die  kirchliche 
Einigung  und  durch  Bekämpfung  der  Herzoge  auch  die  staat- 
liche gefördert.  Dies  Bestreben  war  wohl  ungermanisch,4)  es 
ist  aber  auch  erfolglos  geblieben;  es  gelang  zeitweise  den 
Particularismus  zurückzudrängen,  überwunden  wurde  er  aber 


])  Dass  es  zur  Eindämmung  des  Absolutismus  nicht  immer  einer 
scharfen  Competenzbestimmnng  bedarf,  lehrt  die  Geschichte  de«  romischen 
Staatsrechtes.  Die  republikanischen  Magistrate  waren  förmlich  unbeschrankt, 
aber  das  ihnen  entgegenstehende  Recht  der  Bürger  bildete  einen  genügenden 
Schutzwall;  mit  dem  Augenblick,  wo  das  Recht  der  Bürger  an  Intensität 
abnahm,  begann  die  Ausartung.   Ähnlich  liegt  die  Sache  hier. 

*)  Fahlbeck  1.  c.  180ff,  2Uff  würdigt  die  Bedentnng  dieses  Umstände? 
zu  wenig. 

s)  Man  muss  mit  Heusler:  Deutsche  Verfass. -Gesch.  49  sagen,  dass 
die  Prärogative  des  Königs  verfassungsrechtlich  nicht  bestimmt  waren. 

«)  so  in.  R.  Ficker:  Unters,  z.  R.  u.  R.  G.  It.  I.  S.  XXXIV 
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nicht.  Die  Central  isationsbcstrebungen  scheiterten  an  der  Un- 
zalängHchkeit  des  Staatswesens,  das  weder  Aber  eine  Steuer- 
macht, noch  Ober  ein  entsprechend  organisiertes  und  abhängiges 
Beamtentum  verfügte.  Gerade  in  karolingischer  Zeit  hat  die 
Entwicklung  des  Lehenswesens  die  Staatsthätigkeit  zu  beein- 
trächtigen begonnen  und  der  geschwächte  Staat  konnte  nur 
momentane  Erfolge  erreichen,  die  er  kraftvollen  Persönlichkeiten 
verdankte,  aber  die  sich  vorbereitende  Zersetzung  und  die 
Ruckbildungen  nicht  verhüten.  Das  durch  Karl  d.  Gr.  zusammen- 
gehaltene Conglomerat  weist  theilweise  abgelebte,  theilweise 
nicht  eingelebte  Institutionen  auf,  die  den  Zerfall  und  den 
Versuch,  die  praktischen  Aufgaben  in  kleineren  Gebilden  zu 
lösen,  beschleunigten;  ein  grosser  Theil  der  Staatsthätigkeit 
überging  nach  und  nach  auf  diese  kleineren  Gebilde. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  und  inwieferne  das  Kaiser- 
tum eine  Aenderung  des  fränkischen  Staatsrechtes  hervorgerufen 
hat.  Man  mag  das  Kaisertum  beurtheilen,  wie  man  will ;  mehr 
als  ein  blosser  Titel  war  es  doch;1)  es  war  daher  geeignet, 
dem  fränkischen  Staatsrechte  neue  Ideen  zuzuführen.2)  Gewiss 
wäre  auch  eine  Vervollkommnung  des  Staatsrechtes  eingetreten, 
wenn  die  passende  Grundlage,  nämlich  ein  fest  gefügtes  Staats- 
wesen vorhanden  gewesen  wäre.  Mangels  derselben  konnte 
weder  das  Kaisertum  an  und  für  sich3)  eine  juristisch  klare 
Gestaltung  finden,4)  noch  das  fränkische  Staatsrecht  intensiv 
beeinflussen.5)   Haben  wir  doch  gesehen,  dass  es  nicht  einmal 

»)  s.  in  Tb.  II.  8.  232ff;  Ohr:  D.  Kaisert.  Karl  d.  Gr.  geht  ent- 
schieden cu  weit;  8.  noch  Ztscbr.  f.  Kirch. -Gesch.  XXVI.  S.  190 ff. 

2)  Nämlich  eine  Neugestaltung  der  Köuigsgewalt,  die  von  einer  neuen 
Basis  aus  nicht  nur  zahlreichere,  sondern  auch  neu  fundirte  und  von  allen 
auf  frühere  Tradition  zurückgehenden  Schranken  absehende  Rechte  hätte 
geltend  machen  können. 

3)  D.  b.  als  eine  neue,  zu  dem  Königtum  hinzutretende  Gewalt. 

«)  M.  R.  meint  daher  Kleinclausz  (Lempire  carolingien  8.  2lff), 
dass  das  Kaisertum  sieb,  je  nach  der  Person  des  Trägers,  verschieden 
äusserte,  so  dass  für  das  Verständnis  desselben  gerade  die  Zeit  nach  Karl 
d.  Gr.  wichtig  ist;  denn  Karls  Persönlichkeit  überschattete  alles.  Auch 
Wermingboff  (Hist.  Ztscbr.  92.  S.  463 ff)  billigt  es,  z.  Tb.  aus  andern 
Gründeu,  dass  Kleinclausz  im  Kaisertum  keine  scharf  umschriebenen  Be- 
fugnisse sucht;  man  vermag  sie  nicht  zu  finden. 

»)  Brunner  1.  c.  II.  94  hebt  zwar  m.  R.  die  Steigerung  des  theo- 
kretischen  Charakters  hervor  und  führt  insbesondere  das  wichtige  Capit. 
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für  die  Entwicklung  der  Kircbenhoheit  maassgebend  war  und  nur 
das  schon  vorher  vorhandene  Königspriestertum  ideell  steigerte.1) 
Auf  staatsrechtlichem  Gebiete  hat  die  Idee  der  Weltmonarchie 
weder  eine  erfolgreiche  Centralisierung  des  fränkischen  Reiches, 
noch  die  Betretung  neuer  Bahnen  bewirkt;  auch  der  Gegensatz 
zwischen  der  universalen  Idee  des  Kaisertums  und  den  für 
die  Reichstheilungen  maassgebenden  germanischen  Ideen  des 
fränkischen  Thronrechtes,  ist  sehr  ungenügend  gelöst  worden, 
indem  man  sich  mit  der  Untheilbarkeit  der  Kaiserwürde  neben 
der  Theilbarkeit  des  Reiches  begnügte,2)  womit  aber  auch  das 
Kaisertum  zu  einem  über,  oder  ausserhalb,  des  Staates  stehenden 
Machtfactor  wurde.3)   Das  über  die  unmittelbaren  staatlichen 


ex  802  an.  Dies  ist  aber,  wie  er  selbst  zugiebt,  ein  Regierungsprogramni, 
dessen  Verwirklichung  fehlschlug;  auch  wenn  es  durchgeführt  worden  wäre, 
so  hätte  sich  daraus  wohl  eine  Zunahme  des  Umfanges  königlicher  Rechte 
und  Pflichten,  jedoch  keine  Wesensänderung  derselben  ergeben.  Dasselbe 
gilt  für  die  von  mancher  Seite  (s.  Krause  in  Mitth.  d.  Inst  XI.  218  und 
Klein  clause  1.  c.  244  f)  behauptete  Einwirkung  des  Kaisertums  auf  die 
missatische  Einrichtung;  abgesehen  von  den  berechtigten  Einwendungen 
Ohr 's  (D.  karol.  Gottesstaat  in  Theorie  u.  Praxis  S.  78  ff),  muss  bemerkt 
werden,  dass  auch  in  dieser  behaupteten  Änderung  keiue  Wesensänderung 
zu  erblicken  ist.  Die  von  Kleinclausz  1.  c.  240 f  behauptete  Änderung 
der  Bedeutung  des  Treueides,  betrifft  nur  die  Betonung  des  religiösen 
Charakters  der  Regierung  des  Kaisers.  Die  in  der  kirchlichen  Literatur 
vertretenen  Ansichten  vom  Kaisertum  sind  Theorie  geblieben.  Selbst  Fu  s  tel 
(Transform.  S.  319)  findet  keine  Veränderung  des  fränkischen  Staatsrechte« 
durch  das  Kaisertum. 

s.  Werminghoff  in  Hist  Ztochr.  89.  S.  19Sff. 

*)  Kleinclausz  1.  c.  247 ff  erklärt  sehr  überzeugend,  warum  bei  der 
Theilung  im  J.  806  vom  Kaisertum  keine  Rede  war  und  dass  dies  gewiss 
nicht  mit  einer  Unterschätzung  desselben  zusammenhing.  Wenn  die  Reichs- 
theilung vom  J.  817  (Capit.  I.  272.  c.  13)  zur  Heirat  der  jüngeren  Sohne 
die  Zustimmung  des  ältesten  fordert,  dem  ältesten  überdies  das  Heiraten 
auswärtiger  Füratentöchter  erlaubt,  so  soll  dadurch  der  Zusammenhang  des 
Königshauses  und  dessen  politisches  Interesse  gewahrt  werden;  für  dk 
staatsrechtliche  Bedeutung  des  Kaisertums  liegt  darin  nichts. 

3)  Gut  sagt  Kleinclausz,  der  (1.  c.  266 ff)  die  „regna"  nicht  in  dem 
„imperiumu  aufgehen  lässt:  „Les  regna  sont  les  etats.  l'empire  n'est  pas  un 
etat,  ä  peine  une  Institution".  Ähnlich  Dahn  1.  c.  VIII.  VI.  251.  Doch 
vertritt  er  weiter  (S.  252),  gegen  Brunner  polemisierend,  die  Verschiedenheit 
königlicher  und  kaiserlicher  Gewalt,  indem  er  übersieht,  dass  dasjenige, 
was  er  der  kaiserlichen  Gewalt  zuschreibt,  für  das  fränkische  Reich  keine 
Bedeutung  hat. 
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Zwecke  hinausgehende  Ideal  des  Gottesreiches  auf  Erden 
konnte  für  die  von  Karl  d.  Gr.  auch  schon  früher  vertretenen 
culturellen  Ideen  einen  festeren  ethischen  Hintergrund  abgeben; 
staatsrechtlich  hatte  es  keine  greifbare  Bedeutung  und  vermochte 
sie  unter  Karls  Nachfolgern  desto  weniger  zu  erlangen.  Die 
nach  Aussen  imposante  Macht  der  Monarchie  Karls  hat  die 
Verwirklichung  dieses  Postulats  der  religiösen  und  politischen 
Uberzeugung  des  Westens  gegenüber  Byzanz  als  erwünscht  und 
möglich  erscheinen  lassen;  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
haben  jedoch  die  juristische  Ausnützung  des  grossen  äusseren 
Erfolges  verhindert;  das  fränkische  Staatsrecht  ist  durch  das 
Kaisertum  dem  römischen  Staatsrechte  nicht  näher  gerückt.1) 
So  muss  man  zur  Überzeugung  gelangen,  dass  weder  das 
fränkische  Staatsrecht  in  seiner  Totalität,  noch  die  zahlreichen 
Aenderuugen,  durch  die  es  sich  von  den  germanischen  Wurzeln 
entfernt  hatte,  auf  römische  Grundlagen  zurückzuführen  sind. 
Wir  haben  wahrgenommen,  dass  von  den  römischen  Einrichtungen 
sehr  wenige  actuell  geblieben  sind;  sogar  die  zersetzenden  Einflüsse 
des  Römertums  haben  nicht  jene  Bedeutung  gehabt,  die  ihnen 
Brunn  er2)  beilegen  möchte.  Die  Steigerung  der  Königsmacht, 
die  schon  vor  der  Eroberung  des  gallischen  Gebietes  einsetzte 
und  in  den  die  Eroberung  begleitenden  Umständen  ihre  weitere 
Erklärung  findet,  führte  zu  keinem  an  den  römischen  Herrscher- 
begriff gemahnenden  Ergebnisse;3)  das  Königtum  hat  trotz  aller 


>)  Daran  ändern  natürlich  die  Titulaturen  und  andere  römisch- 
byzantinische Äußerlichkeiten  nichts.  (Über  den  Titel  s.  Sickel  in  Gött. 
gel.  Anz.  1901.  S.  3H4ff,  Dahn  1.  c.  VIII.  VI.  257 ff).  Es  ist  auch  für 
diese  Untersuchung  nebensächlich,  aus  welchen  speciellen  Gründen  das 
Kaisertum  gerade  im  J.  800  auftrat  (s.  S  a  c  k  u  r  in  Hist.  Ztschr.  87. 
S.  385  ff),  ob  und  von  wem  die  Wahl  ausgiug  u.  s.  w.  Auch  die  Bedeutung 
des  Kaisertums  nach  Aussen,  sein  Verhältnis  zum  früheren  Patriciat  und 
zum  Papsttum,  berühren  nicht  das  fränkische  Staaterecht.  Über  die  Salbung 
«.  jetzt  Poupardin:  L/onction  imperiale  in  Moyen  äge  N.  F.  IX.  S.  113ff. 
Eine  Analogie  mit  dem  spätrömischen  Kaisertum  lehnt  auch  v.  Amira 
(Gött.  gel.  Anz.  1896.  S.  192)  ab. 

a)  1.  c.  II.  4 f.  Diese  zersetzenden  Einflüsse  hätten  überhaupt  keino 
Bedeutung  gehabt,  wenn  nicht  gleichzeitig  die  fränkische  Verfassung  zerrüttet 
gewesen  wäre.  Gegen  die  Überschätzung  dieaer  Einflüsse  sprach  sich  in.  R. 
v.  Amira  (Gött.  gel.  Anz.  1896  S.  191)  aus. 

3)  v.  Sybel  giebt  ja  (1.  c.  320f)  selbst  zu,  dass  alle  Steigerung  der 
königlichen  Gewalt  unter  Chlodovech  sich  aus  der  Natur  der  veränderten 
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Aenderang  seiner  —  übrigens  schwankenden  —  Gewaltfßlle, 
germanische  Züge  behalten;  die  Binzelbefugnisse  römischer  Art, 
die  ohnehin  vielfach  schnell  zurücktraten,  waren  nicht  geeignet, 
sein  Wesen  zu  beeinflussen.1)  Nicht  durch  römische  Machtmittel, 
sondern  durch  die  Entwicklung  des  persönlichen  Schutz-  und 
Herrschaf tskreises,  der  mit  der  römisch  staatlichen  Gewalt 
nicht  zu  vergleichen  ist,  hat  sich  das  fränkische  Königtum 
bemerkbar  gemacht;  anstatt  der  abstracten,  antiindividualistischen 
Staatseinheit  sehen  wir  die  persönliche  Herrschaft;  der  römische 
Cult  des  Staates  und  die  Abdication  des  Individuums  gegenüber 
dem  Staaate  ist  dem  fränkischen  Rechtsleben  fremd.2)  Dies 
gilt  noch  fUr  das  karolingische  Reich;3)  weder  die  zu  Beginn 
der  fränkischen  Zeit  in  Gallien  noch  denkbaren  römischen  Ein- 
flüsse, noch  auch  die  Universalität  des  Kaisertums,  mit  der  in 
ihr  enthaltenen  Steigerung  der  Reichsidee,  haben  es  vermocht, 
das  fränkische  Staatsrecht  in  römisch  abstractem  Sinne  zu 
beeinflussen  und  den  älteren  Ideenkreis  zu  überwinden. 

Muss  man  somit  das  fränkische  Staatsrecht,  trotz  roma- 
nistischer Einzelnheiten,  als  ein  unrömisches  bezeichnen,  so 


Verhältnisse  ergab  und  dass  eich  daraus  Consequenxen  entwickelten,  „welche, 
allerdings  nicht  aus  dem  römischen  Rechte  stammten,  immer  aber  zu  den 
früheren  Einrichtungen  der  demokratischen  Zeit  in  scharfem  Gegensatx* 
standen11.  Es  erscheint  ganz  ungerechtfertigt,  wenn  Fahlbeck  1.  c  S36ff 
eine  Verbindung  des  germanischen  Königsrechtes  mit  dem  römischen  öffent- 
lichen Rechte  annimmt,  obwohl  er  an  anderer  Stelle  (1.  c.  S.  VHI.)  gegen 
Sybel  auftritt;  oder  wenn  Dahn  1.  c.  VIL  I.  58  der  dem  fränkischen  Könige 
über  die  Römer  zugefallenen  Macht  einen  so  grossen  Einflus*  einräumt, 
auch  Schultse  (Dtsche  Gesch.  II.  362 f)  Übersieht  das  Unzutreffende  der 
Annahme  einer  Doppelstellung  des  fränkischen  Königs;  noch  weiter  geht 
Heusler  1.  c.  27,  SS  f.;  gerade  bei  den  Langobarden,  wo  man  gegen  die 
Römer  ganz  schonungslos  vorging,  also  von  einer  Doppelstellung  gewiss 
keine  Rede  sein  kann,  ist  die  Entfaltung  des  Königtums  schwächer  aut- 
gefallen als  bei  den  Franken. 

!)  Wenn  man  sieht,  dass  das  deutsche  Königtum  mit  einer  grosseren 
MachtfiUle  als  das  französische  in  die  Geschichte  eintritt  (s.  Kay  er  L  c. 
II.  414),  so  muss  man  sagen,  dass  es  die  germanischen  Elemente  des 
fränkischen  Königtums  bewahrt  hat;  diese  germanischen  Elemente  sind  eben 
im  ostfränkischen  Reiche  haltbarer  gewesen.  Daraus  wird  man  aber  auch 
entnehmen  dürfen,  dass  das  fränkische  Königtum  der  germanischen  Wurzel 
näher  stand  als  dem  römischen  Typus. 

a)  s.  Kurth:  Orig.  de  la  civilis,  moderne  I.  157. 

a)  s.  Gierke  LcL  14»  ff. 
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darf  mau  es  auch  trotz  ein  schneidender  Aenderungen  nicht  als 
eine  nene  Schöpfung  im  Sinne  Fahlbeck's  ansehen,1)  sondern 
mit  Waitz,  Brnnner  and  Gierke2)  als  ein  germanisches 
Gebilde.  Sowohl  in  seinen  ausgebildeten  Institutionen,  als  auch 
in  den  juristisch  nicht  abgeschlossenen  Erscheinungen  treten 
germanische  Ideen  hervor;  sowohl  die  positiven  als  auch  die 
zersetzenden  Kräfte  äussern  sich  in  einer,  den  germanischen 
Traditionen  entsprechenden  Weise,3)  was  in  diesem  Falle,  wo 
man  —  aus  den  mehrmals  erwähnten  Gründen  —  an  die  frühere 
Verfassung  weniger  als  anderwärts  anknüpfen  konnte,  desto 
wichtiger  erscheint. 

Wäre  das  Römertum  innerlich  kräftiger  gewesen,  es  hätte 
bei  dem  Mangel  der  für  das  grosse  Reich  passenden  eigenen 
staatsrechtlichen  Grundlagen,  das  fränkische  Staatsrecht  mächtig 


')  Fablbeck,  der  das  fränkisch©  Reich  als  eine  völlig  neue  Schöpfung 
uud  sowohl  die  germanischen  als  auch  die  römischen  Wurzeln  Mos  als  Bau- 
materialien betrachtet,  verkennt  zunächst  den  Unterschied  zwischen  Bau- 
materialien und  lebendigen  Keimen,  die  sich  unter  neuen  Umständen  rasch 
eut wickeln  und  umgestalten;  er  verkennt  ferner  den  Unterschied  zwischen 
den  germanischen  und  römischen  Grundlagen;  denn  selbst  wenn  wir  diesen 
Begriff  von  Baumaterialien  aunehmen  wollten,  mttssten  wir  doch  sagen,  dass 
die  germanischen  Bausteine  in  unvergleichlich  grösserer  Menge  benützt 
wurden;  abgesehen  davon,  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  germanischen 
Keime  sich  entfalteten,  beziehungsweise  ausarteten,  die  wenigen  römischen 
dagegen  verkümmerten,  so  dass  sie  dem  Übergewichte  des  aus  germanischer 
Wurzel  Entsprossenen  unterlagen.  Niemand  wird  leugnen,  dass  z.  B.  das 
fränkische  Heer-  und  Gerichtswesen  seinem  germanischen  Vorbilde  viel 
näher  stand,  als  das  fränkische  Steuerwesen  dem  römischen.  Die  römischen 
Baumaterialien  wurden  also  —  wenn  man  an  dem  Vergleich  festhalten 
darf  —  erst  entsprechend  zugehauen,  bevor  sie  in  den  Bau  Aufnahme  fanden 
und  dienten  zur  Durchführung  der  dem  fränkischen  Staatsbau  passenden 
Ideen.  Sowie  man  sich  der  römischen  Sprache  bediente,  um  eigene  Gedanken 
auszudrücken,  ebenso  bediente  man  sich  im  Staatsrechte  mancher  römischen 
Trümmer,  um  sie  in  eigener  Weise  zu  verwenden. 

2)  S.  auch  v.  Amira  in  Gött.  gel.  Anz.  1896.  S.  189.  Sickel  vertrat 
früher  (Westdtsche  Ztschr.  IV.)  dieselbe  Ansicht,  während  er  in  der  späteren 
Arbeit  über  die  Privatherrschaften  (das.  XV.  127)  die  fränkische  Staats- 
verfassung als  eine  aus  der  Verbindung  der  Schwächen  des  fränkischen  und 
des  römischen  Staates  hervorgegangene  bezeichnet. 

3)  Man  muss  dabei  auch  an  Zersetzungserscheinungen  germanischer 
Provenienz  denken,  während  Brunn  er  (s.  oben  S.  261.  A.  2)  die  Zersetaungs 
erscheinungen  ausschliesslich  auf  römische  Rechnung  schreiben  möchte. 
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beeinflussen  können.  Die  Omnipotenz  des  Staates  hat  der 
römischen  Bevölkerung  das  staatsrechtliche  Gefühl  benommen, 
sie  eher  für  den  germanischen  Individualismus  empfänglich 
gemacht;  daher  wurde  ihre  Mitwirkung  für  die  Entwicklung 
des  fränkischen  Staatsrechtes  gegenstandslos.  Wenn  trotzdem 
für  manches  Detail  römische  Vorbilder  wichtig  wurden,  so 
geschah  dies  ohne  Zuthun  der  Römer  und  ohne  dass  dadurch 
der  allgemeine  Charakter  des  Staatswesens  wesentlich  römische 
Züge  empfangen  hätte.1)  Auch  der  Mangel  eigener  römischer 
Organisation  mit  selbständigen  und  zwar  naturgemäss  städtischen 
Centren  hat  zu  dem  besprochenen  Erfolge  beigetragen,-)  ebenso 
wie  die  Gemeinsamkeit  des  staatlichen  Lebens  der  Römer  und 
Franken  zur  rascheren  Zerstörung  der  Volksverfassung.3)  Die 
Franken  haben  weder  ihre  eigenen  Traditionen  absichtlich  fallen 
lassen,  noch  die  römischen  Vorbilder  absichtlich  beseitigt:  man 
merkt  weder  in  der  einen,  noch  in  der  andern  Richtung  ein 
absichtliches  Vorgehen:  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis  der 
beiden  Elemente  hat  in  kampfloser  Weise,  im  Laufe  der  so 
überaus  complicierten  Entwicklung,  den   Ausschlag  gegeben. 

Das  Ergebnis  mag  den  Juristen  unbefriedigt  lassen.  Un- 
willkürlich muss  man  fragen,  welcher  Staatsbau  da  möglich 
gewesen  wäre,  wenn  das  numerisch  starke  Frankentum  zu  seinen 
kräftigen  Traditionen,  die  überall  im  Staatsleben  durchschlugen, 
die  nützlichen  Anregungen  des  römischen  Staatsrechtes  hinin- 
gesellt  hätte,  wenn  ein  Karl  d.  Gr.  auf  fester  staatsrechtlicher 


')  So  kommt  es,  dass  selbst  jene,  der  germanischen  Zeit  fremde  Er- 
scheinungen, die  der  fränkischen  Entwicklung  s.  B.  mit  der  ostgothischen 
gemeinsam  sind,  dennoch  wesentliche  Unterschiede  aufweisen.  Es  ist  nämlich 
zu  unterscheiden,  ob  etwas  direct  nach  fremdem  Muster  geschieht,  oder 
dank  der  Macht  der  Verhältnisse  sich  selbständig  entwickelt;  mag  auch 
das  Ergebnis  ähnlich  ausfallen. 

a>  Es  fehlte  nämlich  infolgedessen  der  eventuelle  Eiufluss  des  städtischen 
Bürgertums. 

fl)  In  andern  Staaten  hat  man  entweder  einen  Ausgleich  »wischen 
römischen  und  germanischen  Einrichtungen  versucht,  indem  man  nebst 
separaten  Organisationen  für  Römer  und  Germanen  auch  gemeinsame  Ein- 
richtungen schuf,  oder  man  hat  (so  bei  den  Langobarden)  den  Staat  nur 
für  die  Oermanen  eingerichtet.  Jedenfalls  erleichterte  man  den  Übergang, 
der  bei  den  Franken  fehlte;  dieser  Mangel  hat  nebst  andern,  mehrfach  er- 
wähnten Ortinden,  die  Zerstörung  der  Volksverfassung  beschleunigt 
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Grundlage  seine  Thätiprkeit  hätte  entwickeln  können.  Und 
nichtsdestoweniger  —  oder  vielleicht  gerade  deshalb  —  ist  es 
den  Franken  gelungen,  für  die  Erneuerung  des  Westens  mehr 
zu  leisten  als  den  Langobarden.  — 


Die  Übergangslosigkeit  vom  Kleinstaate  zum  Weltreiche, 
die  der  Gestaltung  der  staatlichen,  wirtschaftlichen  und  socialen 
Verhältnisse  so  abträglich  war,  hat  das  Gebiet  des  Straf- 
rechtes1) weit  weniger  betroffen  und  das  Festhalten  an  den 
alten  Grundlagen  desselben  lange  nicht  in  diesem  Grade  erschwert. 
Sehen  wir  überdies,  dass  selbst  die  Hindernisse,  mit  denen  die 
Entwicklung  des  öffentlichen  Lebeus  zu  kämpfen  hatte,  trotz 
aller  dadurch  bedingten  Änderungen,  weder  eine  Romanisierung 
desselben,  noch  eine  Beseitigung  germanischer  Traditionen 
bewirkt  haben,  so  müssen  wir  eine  desto  grössere  Bedeutung 
der  germanischen  Grundlagen  für  ein  Rechtsgebiet  annehmen, 
das  nicht  nur  von  den  erwähnten  Schwierigkeiten  weit  weniger 
betroffen,  sondern  ausserdem  in  den  ältesten  Rechtsaufzeichnungen 
eingehend  behandelt  war.2)  Der  Charakter  der  ältesten  fränkischen 
Aufzeichnungen  berechtigt  zur  Annahme,  dass  diese  Behandlung 
den  althergebrachten  Grundsätzen  entsprach,  der  Charakter  der 
gesammten  Entwicklung  aber  zur  weiteren  Annahme,  dass  man 
diesen  Grundsätzen  überwiegend  treu  bleiben  konnte. 

Die  Grundbegriffe  des  Strafrechtes  bestätigen  diese 
Annahme.  Mit  „Crimen-  bezeichnete  man  die  Acht-  und  Fehde- 
sachen, classificierte  also  die  Verbrechen  nach  der  Art  der 


>)  S.  Litteratur  bei  Schröder  K.  G.*  S.  7»,  339,  348.  A.  45.  Es  ist 
wohl  auffallend,  dass  die  Löffler'sche  Lehre  keine  eingehende  Würdigung 
seitens  der  Germanisten  gefunden  hat;  in  diesem  Rahmen  ist  es  natürlich 
unmöglich,  auf  dieselbe  einzugehen. 

Grosse  Beachtung  verdient  die  über  Mommsen'«  Veranlassung  er- 
schienene Sammelpublication:  Zum  ältesteu  Strafr.  d.  Kulturvölker.  1905. 

3)  Diese,  im  Vorhältnisse  zu  andern  Rechtsgebieten,  ausführliche  Be- 
handlung, beweist,  dass  das  Strafrecht  schon  auf  älterer  Stufe  weit  gediehen 
war,  wie  denn  auch  thatsächlich  die  herrschende  Lehre  mit  Recht  den  Mangel 
staatlichen  Strafrechtes  für  die  älteste  Zeit  ablehnt;  es  gab  schon  sehr  früh 
Verbrechen,  die  nicht  der  Privatrache,  sondern  der  Strafe  durch  das  Gemein- 
wesen anheimfielen. 
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Straffolge;1)  für  die  Beurtheilung  der  Tliat  waren  der  objectiTe 
That  best  and  und  das  verursachte  Übel,2)  das  seinerseits  ebenfalls 
wenig  individualisiert  wurde,3)  in  erster  Linie  wichtig.4)  Damit 


l)  Diese  unrömische  Benfitsang  des  Wortes  crimen  haben  Wilds: 
Strafrecht  276  und  Brunner  R.  G.  II.  538  hervorgehoben.  Über  die 
römische  Bedeutung  des  crimen  s.  Mommsen:  Röm.  Strafr.  S.  9 f. 

*)  Dor  Thatbestand  wird  zuweilen  ganz  äusserlich  beurtheilt,  so  erklärt 
sich  die  ungenaue  Unterscheidung  von  Notbzucht  und  Frauenraub,  ja  sogar  — 
soferne  es  sich  um  minderfreie  Frauen  handelt  —  von  Nothzucht  und  Unzucht 
(s.  Brunner  R.  G.  IL  661,  667.  A.  9.),  worin  das  fränkische  Hecht  hinter 
dem  langobardischen  (vgl.  Ed.  Roth.  206—207)  zurückbleibt.  Der  Gesichts- 
punkt de»  verursachten  Übels  tritt  ganz  materialistisch  in  der  Zugrunde- 
legung des  pretium  puellae  bei  der  Busse  für  Frauenraub  (L.  Sal.  13.  4.; 
L.  Rib.  34.  l.  2.  vertritt  einen  andern  Standpunkt),  in  der  Bestimmung  der 
Busse  der  gebärfäbigen  Frau  (L.  Sal.  24.  6.,  L.  Rib.  12.  1,  18,  14;  vgl. 
L.  Sal.  3<i.  3.),  in  der  Cumulirung  (L.  Sal.  24.  3,  vgl.  24.  4.  6.),  die  selbst 
in  den  Beschrankungen  und  eigenartigen  Abstufungen  diesen  Grundzug 
nicht  verleugnet,  auf;  dieselbe  Auffassung  wirkt  in  der  Tendenz,  die  Theil* 
nehmer  an  einem  und  demselben  Verbrechen  nicht  mit  voller  Härte  zu  be- 
strafen, also  für  ein  Übel  nicht  das  Volle  der  vielfachen  Bussen  aufzuerlegen, 
nach,  obwohl  da  ein  grosser  Fortschritt  wahrnehmbar  ist  (vgl.  Gaudenii: 
Salica  legge  §  31  S.  213,  Brunner  1.  c.  II.  57üff,  s.  Mommsen  1.  c 
S.  102.);  hierher  gehören  auch  jene  Fälle,  in  denen  nicht  das  Wergeid  des 
Tbäters,  sondern  das  des  Verletzten  maassgebend  war  (v.  K  o  e  1 1  e  r: 
D.  Wergeid  d.  Thäters  u.  d.  Verletzten  geht  zwar  zu  weit);  ferner  die 
Behandlung  der  Verbrechensconcurrenz,  der  man  trotz  aller  Entwicklang 
das  Vorherrschen  des  Genugthuungsprincips  und  die  Berücksichtigung  des 
objectiven  Erfolges  anmerkt  (vgl.  Schreuer  1.  c.  2ff,  27  ff,  76ff,  86 f,  87ff  ); 
der  Wert  des  gestohlenen  Gegenstandes  bestimmt  die  Grenze  zwischen 
grossem  und  kleinem  Diebstahl  u.  s.  w. 

s)  Der  Effect  wird  ganz  äusserlich  beurtheilt;  für  jedes  Übel  derselben 
Kategorie  dieselbe  Busse;  die  Fortschritte  bestehen  in  der  Mehrung  der 
Kategorien;  innerhalb  derselben  wird  nicht  individualisiert;  denn  es  wird 
wohl  z.  B.  ein  junges  Thier  anders  gebüsst,  als  ein  erwachsenes,  aber  alle 
jungen  Thier«  uud  alle  ausgewachsenen  gleichmässig. 

*)  Es  ist  klar,  dass  alle  diese  Grundsätze  altem  Rechte  entsprechen. 
Das  alte  Strafrecht  ist  seinem  Wesen  nach  kein  Züchtigungsrecht  im  eigent- 
lichen Sinne,  sondern  eine  die  Entsühnung  der  Gemeinschaft,  beziehungsweise 
die  subjective  Genugtbuung  des  Verletzten,  anstrebende  Ordnung.  Die 
schwache  Staatsautorität  konnte  überwiegend  nur  Ausgleich  zwischen  den 
feindlichen  Volksgenossen  bewirken;  zu  öffentlichrechtlichen  Strafen  reichte 
sie  höchstens  da  aus,  wo  sie  sich  selbst  in  ihren  Interessen  geschädigt  iah 
Daraus  ergab  sich  jenes  Übergewicht  des  privatrechtlichen  Momentes,  welches 
die  Zweitbeilung  des  fränkischen  Strafrechtes  keunieichnet  und  von  der 
Zweitheilung  des  römischen  Strafrechtes  ganz  verschieden  ist;  denn  letztere 
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hängt  die  Behandlung  des  Versuches  zusammen;  die  hier 
wahrnehmbare  Entwicklung  hat  doch  den  germanischen  Ausgangs- 
punkt nicht  verleugnet.1)  Einsichtlich  des  Anstiftungsdelictes 
ist  das  salische  Recht  sogar  hinter  dem  langobardischen  zurück- 
geblieben und  auch  die  Behandlung  der  Beihilfe  sowie  der  Mit- 
thäterschaft  entsprach  alten  Grundsätzen.2) 

beruhte  nicht  auf  dem  Wesen,  sondern  betraf  überwiegend  die  gerichtliche 
Competenz;  s.  Moroni sen  1.  c.  S.  4f,  27,  34,  176,  524.  Den  Verletzt™  hätte 
die  öffentliche  Strafe  kaum  befriedigt,  ausser  etwa  die  Acht.  Für  die  Be- 
friedigung des  Verletzten  war  der  äussere  Maasstab  der  beste;  die  Indivi- 
dualisierung kann  verschieden  ausfallen  und  als  parteiisch  betrachtet 
werden;  der  Mangel  der  Individualisierung  bedeutet  gleiches  Recht,  beziehungs- 
weise gleiche«  Unrecht  für  alle  analogen  Fälle;  fatalistisch  unterwirft  sich 
sowohl  der  Schädigende  als  auch  der  Verletzte  solcher  Auffassung. 

*)  Die  grundsätzliche  Straflosigkeit  des  Versuches  ist  zweifeUos  in 
der  Aufstellung  des  Versuchsdelictes  wahrnehmbar,  welches  als  casuistiscbe 
Ausnahme  von  dem  alten  Grundsätze  zu  betrachten  ist.  Das  fränkische 
Recht  weist  hier  bedeutsame  Fortschritte  auf;  der  Fehlschlag  (L.  Sal.  17.  1.) 
wird  für  den  ausdrücklich  hervorgehobeneu  Fall  der  Tötungsabsicht  als 
specielles  Delict  aufgefasst  und  bildet  den  ersten  Fall  eines  strafbaren 
Versuches  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes;  interessant  ist  auch  die  Ver- 
allgemeinerung, die  L.  Sal.  41.  9.  in  der  Emendata  erfahren,  nachdem  die 
Ausdehnung  der  Casuistik  sich  unzureichend  erwiesen.  Andererseits  bestehen 
noch  typische  Versuchsdelicte  fort,  so  dass  der  Fortschritt  offenbar  nicht 
durchgedrungen  ist. 

*)  Das  Anstiftungsdelict  ist  dem  Versuchsdelicte  zur  Seite  zu  stellen, 
(s.  L.  Sal.  28.  1.  2.);  das  langobardiscbe  Recht  ist  in  der  Verallgemeinerung 
weiter  gegangen  (Ed.  Roth.  102.);  die  Haftung  für  die  Anstiftung  des 
Knechtes  (s.  L.  Sal.  10.  2.)  gehört  nicht  hierher;  der  Anstifter  des  Knechtes 
haftet  nämlich  als  Tbäter. 

Ebenso  wie  Versuch  und  Anstiftung  nur  dann  strafbar  waren,  wenn 
sie  ausdrücklich  unter  Strafe  gestellt  erschienen,  ist  auch  die  Beihilfe  nicht 
principiell  strafbar,  sondern  nur  in  den  casuistisch  bezeichneten  Fällen, 
namentlich  bei  dem  sog.  Bandenverbrechen,  wobei  wieder  formalistische 
Abstufungen  bemerkbar  sind  (s.  Brunner  1.  c.  570 ff).  Man  kann  sich  nur 
schwer  dazu  emporschwingen  für  ein  Übel,  wenn  es  durch  Mehrere  ver- 
ursacht worden,  mehr  als  die  gewöhnliche  Busse  zahlen  zu  lassen  (s.  S.  266 
A.  2.),  da  aber  der  Hauptschuldige  sie  schon  zahlt,  begnügt  man  sich  hin- 
sichtlich der  andern,  die  man  doch  nicht  ganz  straflos  ausgehen  lassen 
will,  mit  kleineren  Bussen.  Ja  man  lässt  Mittbäter  (L.  Sal.  43.  1.  2.)  sogar 
gemeinsam  die  Busse  leisten  und  nur,  wo  das  Verbrechen  nicht  durch  Busse, 
sondern  durch  Lebens-  oder  Leibesstrafen  sühnbar  war,  verfallen  alle  Mit- 
täter der  Strafe  (L.  Sal.  71.  1.);  trotz  vielfacher  Fortschritte  (L.  Rib.  18) 
ist  doch  die  Haltung  schwankend,  zur  Überwindung  des  alten  Grundsatzes 
kommt  es  nicht 
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Betrachtet  man  die  weiteren,  für  die  Beurtheilung  eines 
Falles  in's  Gewicht  fallenden  Nebenumstände,  so  findet  man 
allerdings,  dass  das  Königtum  dem  Umstände,  ob  der  Geschädigte 
das  Verbrechen  hervorgerufen  hatte,  Bedeutung  beilegte,1)  man 
darf  aber  gerade  hiefür  auf  eine  diesem  Fortschritte  durchaus 
nicht  widersprechende  alte  Auffassung  hinweisen;2)  dies  desto 
mehr,  als  man  in  der  formalistischen  Behandlung  der  Absicht 
und  Absichtslosigkeit  zweifellos  germanischen  Ideen  begegnet'; 


')  80  unterschied  z.  B.  das  Königtum  die  Tötung  sine  causa  (s.  Cbildeb 
decr.  c.  5)  oder  ex  levi  causa  (Cap.  logg.  add.  ex  SI8/9  c.  I.  7.>  von  der. 
die  se  defendendo  oder  necessitate  cogente  (Cap.  legg.  add.  ex  81*.  9  c. 
1.  13.)  verübt  wurde  und  strebte  die  härtere  Bestrafung  der  ohne  Veranlassung 
begangenen  That  an. 

2)  Es  ist  zwar,  ohne  Rücksicht  auf  die  Veranlassung,  das  objectire 
Übel,  der  Schaden  des  Verletzten  bexiehungsweise  seiner  Sippe,  ideutisch; 
dennoch  darf  man  annehmen,  dass  das  Raehege  fühl  nach  einer  durch  den 
Getöteten  selbst  irgendwie  provozierten  Blutthat  ein  geringere*  war,  ak 
nach  einer  durch  nichts  provocierten.  dass  sich  also  die  geschädigte  Sippe 
in  einem  solchen  Falle  leichter  besänftigen  Hess.  An  diese  natürliche 
Empfindung  konnte  die  Staatsgewalt  anknüpfen;  hatte  sie  überhaupt  Grund 
genug,  um  eine  öffentliche  Regelung  der  Strafordnung  zu  fördern,  so  lag 
in  diesem  Falle  noch  ein  specieller  Anlass  vor;  wer  ohne  Grund  frevelte, 
verletzte  nicht  nur  seinen  Gegner,  sondern  auch  das  Friedensgebot  und  das 
Friedensinteresse  des  Staates;  an  seiner  Bestrafung  war  der  Staat  uumittelh.tr 
interessiert  und  er  konnte  diese  Geltendmachung  seines  Iuteresses,  die  einen 
Machtzuwacbs  und  einen  Fortschritt  des  Strafrechtes  bedeutete,  durchsetzen, 
da  er  dadurch  das  Interesse  des  Verletzten  nicht  berührte.  Schwerer  war 
es  die  Straflosigkeit  der  Notwehr  und  überhaupt  die  gelindere  Behandlang 
der  durch  Verschulden  des  Verletzten  provocierten  That  durchzusetzen,  weil 
diesem  Gebot  der  Billigkeit  das  materielle  Interesse  der  geschädigten  Kreise 
entgegenstand;  dass  man  überhaupt  auch  in  dieser  Hinsicht  etwas  —  ja 
sogar  viel  —  tbun  konnte,  ist  eben  nur  dem  vorher  erwähnten  geringeren 
Rachegefühle  bei  veranlassten  Thaten  zuzuschreiben.  Eine  volle  Ausprägung 
des  Gedankens  ist  aber  nicht  gelungen;  selbst  die  Notwehr  hat  keine  feste 
Bestimmung  erfahren;  (0.  v.  Alberti:  D.  Notwehr  heute  u.  in  d.  Vollwr 
geht  im  allgemeinen  zu  sehr  dograatisierend  vor)  vgl.  z.  B  Form.  Turon.  30. 

3)  Es  darf  als  feststehend  angenommen  werden,  dass  auch  das  ältere 
Recht  der  Empfindung,  dass  gewollte  Thaten  von  zufälligen  zu  unterscheiden 
sind,  nicht  verständnislos  entgegentrat;  sc  wie  einerseits  der  Verletzte  selbst 
ein  geringeres  Rachegefühl  hegen  mochte,  wenn  er  die  Überzeugung  hatte, 
dass  das  Übel  zufällig  entstand  und  für  ihn  vor  allem  die  Empfindung  der 
Beleidigung  wegfiel,  so  hatte  auch  die  öffentliche  Gewalt  (insoferne  es  «ich 
um  eine  in  ihre  Competenz  fallende  Tbat  handelte)  desto  mehr  Anlass.  ihr 
Verhalten  darnach  einzurichten,  ob  der  Thäter  absichtlich  den  Volksfrieden 
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und  bemerken  kann,  dass  da,  wo  die  böse  Absicht  ein  constitotives 
Merkmal  des  Thatbestandes  bildete,  das  fränkische  Recht  mit 
den  andern  zeitgenössischen  Rechten  übereinstimmte.1)  Ebenso 

störte  oder  nicht.  (S.  die  interessanten,  jedoch  zweifellos  zn  weit  gehenden 
Einschränkungen  bei  M.  Frank:  Kasuelle  Tötung  S.  12 ff).  Schwer  war 
es  aber,  den  diesen  Erwägungen  entsprechenden  Rechtssatz  zu  finden;  da 
individualistische  Beurtheilung  ohnehin  dem  Geiste  des  Strafrechts  jener 
Zeit  nicht  entsprach,  freie  Würdigung  des  Einzelfalles  vielmehr  der  process- 
rechtlichen  Auffassung  ganz  widersprach,  gab  es  nur  ein  Mittel,  casuistisch 
gewisse  Thatbestände  zu  bezeichnen,  in  denen  Absichtslosigkeit,  d.  i.  Ohngefähr 
anzunehmen  sei;  darttber  hinaus  konnte  nur  der  König  gehen  (s.  Brunner 
in  Forsch  gg.  S.  496).  Dieser  „typische  Zuschuitt  der  Ungefäbrwerkew 
(s.  Brunn  er  1.  c.  500)  entspricht  den  germanischen  Grundsätzen  und  Uber 
diesen  Gesichtspunkt  ist  das  fränkische  Recht  nicht  hinausgekommen;  sogar 
hinsichtlich  der  Urtheilfinder  wird  kein  Unterschied  gemacht,  ob  sie  wissentlich 
oder  irrtümlich  ein  unrichtiges  Urtheil  vorschlugen.  Die  Entwicklung  äussert 
sich  wohl  in  der  Mehrung  der  Fälle,  für  die  man  Absichtslosigkeit  annahm, 
aber  nicht  in  der  Überwindung  des  Grundsatzes;  sie  verläuft  also  mit  der 
die  Unterscheidung  veranlasster  und  nicht  veranlasster  Thaten  betreffenden 
Entwicklung  hinsichtlich  der  Tendenz  analog,  bleibt  aber  doch  hinter  ihr 
zurück.  Formalistisch  wird  z.  B.  aus  der  Heimlichkeit  auf  Mordabsicht 
geschlossen  (L.  Sal.  41.  2.  4;  103;  L.  Rib.  15.);  aus  der  Unmündigkeit  auf 
Absichtslosigkeit  (L.  Sal.  24.  6,  Cap.  L.  Sal.  add.  ex  819.  c.  5);  casuistisch 
wird  Absicht  beziehungsweise  Absichtslosigkeit  und  demnach  die  Buss- 
würdigkeit  bei  Übeln,  die  durch  Knechte  oder  Hausthiere  zugefügt  wurden, 
beurtbeilt,  wobei  die  eigene  strafrechtliche  Verantwortung  des  Knechtes, 
der  Entwicklung  der  Ständeverhältnisse  (S.  oben  S.  171.  A.  1.)  gemäss  immer 
stärker  hervortritt,  ohne  jedoch  bis  zu  der  römischen  Auffassung  zu  gelangen 
(s.  Frank  1.  c.  39.  A.  7.);  die  Verantwortung  schwächt  sich  bis  zu  blosser 
Sachhaftung  ab  (interessant  ist  der  Vergleich  der  älteren  und  späteren 
Texte  L.  Sal.  35  und  36;  L.  Sal.  35.  5  ist  schon  weiter  vorgeschritten  als 
Ed.  Roth.  142 ;  nach  späteren  Texten  und  Ed.  Chiiper.  c.  6.  kann  sogar  die 
halbe  Busse  des  Herrn  durch  Gefährdeeid  beseitigt  werden;  vgl.  auch  Cap. 
L.  Rib.  add.  ex  803.  c.  5;  s.  G.  Meyer  in  Sav.  Ztschr.  II.  97,  Brunner 
R.  G.  II.  552 f,  Dahn  1.  c.  VII.  I.  290 ff);  analog  ist  die  Entwicklung  der 
Verantwortung  für  Thierdelicte ;  sehr  casuistisch,  namentlich  im  ribuarischen 
Recht  (L.  Rib.  70;  vgl.  Frank  1.  c  42)  wird  die  Haftung  für  leblose 
Gegenstände  geregelt.  Man  mag  Vieles  davon  mit  westgothischem  und 
mittelbar  mit  römischem  Recht  (so  namentlich  die  noxae  datio)  in  Zusammen- 
hang bringen;  die  Übereinstimmung  aller  germanischen  Rechte,  die  sich 
nur  durch  die  Anzahl  und  Art  der  aufgestellten  Typen  unterscheiden,  ist 
aber  gerade  hier  eine  so  grosse  (vgl.  Brunner  in  Forschgg.  600),  dass 
man  zweifellos  an  alte  Grundsätze  denken  muss. 

l)  Als  constitutives  Merkmal  erscheint  die  Absicht  bei  Diebstahl,  Raub 
und  Unterschlagung,  die  ohne  das  Bewusstsein,  dass  man  fremdes  Eigentum 
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entsprach  die  Berücksichtigung'  des  Thatortes1)  and  der  Person 
des  Betroffenen2)  der  Entwicklang,  für  die  in  diesem  Falle 
theil weise  kirchliche  Einflüsse  wichtig  wurden,11)  während  die 
Geltendmachung  des  Rückfalles4)  zweifellos  rein  kirchlich  war 
und  thatsächlich  ein  fremdes  Element  darstellte.5)  So  haben 
wir  es  allerdings  mit  einem  etwas  bunten  Bilde  strafrechtlicher 
Grundbegriffe  zu  thun,  in  dem  aber,  trotz  der  Eingriffe  des 
Königtums  und  der  Kirche,  germanische  Züge  überwiegen,  ja 
sogar  da,  wo  sie  getrübt  erscheinen,  die  Trübung  keine  Unter- 
drückung bedeutet;6)  rein  römische  Züge  fehlen  ganz.7) 


an  sich  zieht,  undenkbar  würdn;  ferner  bei  vermessentlicber  Tötung  und  bei 
der  Brandstiftung;  in  allen  diesen  Fällen  entspricht  das  fränkische  Recht 
germanischer  Auffassung. 

')  also  Hausfriedensbruch  bei  der  Heimsuchung  und  deshalb  höhere 
Strafqualification  (L.  Sal.  14.  6.  Codd.  6  u.  6.) 

a)  z.  B.  Tötung  von  Verwandten  (L.  Rib.  69.  2),  was  sich  aber  <iaon 
unter  kirchlichem  Einflüsse  abschwächte  (s.  Brunner  R.  G.  II.  633.  A.  53). 
so  dass  das  fränkische  Hecht  hier  den  germanischen  Boden  verlassen  bat; 
germanisch  ist  dagegen  die  schwere  Qualifizierung  der  Tötung  mit  Bruch 
der  Urfehde  (Cap.  Theod.  ex  805.  c.  6),  sowie  des  Raubes  an  Toten  ( L.  Sal.  55.  l.) 

3)  So  hei  Bestrafaug  des  Kirchenbrandes,  ohne  Rücksicht  auf  Absiebt 
(L.  Sal.  55.  7.  Her.),  bei  Feststellung  des  Kierikerwergeldes  u.  s.  w. 

*)  Man  begegnet  der  Berücksichtigung  des  Rückfalles  nicht  nur  in 
den  Capitt.  Remedii  (c.  3.  7.  8).  sondern  auch  in  den  Capitularien  (Cap. 
Haristall.  c.  2»,  Aquisgr.  ex  801—813  c.  15);  über  den  kirchlichen  Einflnu 
s.  Brunner  1.  c.  II.  046 f. 

5)  Hierher  gehört  noch  die  Bedeutung  der  Handhaftigkeit;  8.  Schröder 
R.  G.«  341.  A.  12;  Löf f ler  1.  c.  28  polemisiert  mit  guten  Gründen  gegen 
die  herrschende  Meinung,  indem  er  die  harte  Bestrafung  der  handbaften 
That  als  eine  Concession  an  das  im  ersten  Augenblicke  besonders  lebhafte 
Rachegefühl  bezeichnet;  s.  Horten  1.  c.  I.  136 ff. 

«)  M.  R.  bemerkt  W.  Schult ze  (Dtsche  Gesch.  II.  426).  dass  mau 
diese  in  der  Durchführung  theilweise  sich  kreuzenden  Principien  nur  dann 
gut  versteht,  wenn  man  sie  historisch  und  nicht  systematisch  beurtbeilt 
Thut  man  dies,  dann  findet  man  (wie  mehrfach  hervorgehoben),  dass  sojjar 
die  Trübungen  die  alten  Grundsätze  verrathen. 

")  Es  ist  jetzt,  nachdem  Hitzig  (in  der  von  Mommsen  veranlassten 
und  oben  S.  265.  A.  1.  angeführten  Publication)  die  historisch,  und  gerade 
für  die  grundsätzliche  Beurtheilung,  wichtigsten  Züge  des  römischen  Straf- 
rechtes (parallel  mit  der  analogen  Behandlung  Brunner's)  zusammengestellt 
hat,  leicht,  zu  der  im  Texte  vertretenen  Ansicht  zu  gelangen;  denn  sebon 
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Was  die  Thatbestände  der  einzelnen  Verbrechen 
betrifft,  blieb  das  fränkische  Recht  zunächst  hinter  dem  west- 
gothischen und  langobardischen  zurück;1)  das  Königtum  war 
bestrebt,  die  Lücken  auszufüllen,  indem  man  zahlreiche,  früher 
nicht  bestrafte  Thatbestände  zu  Delicten  stempelte  und  unter 
ßannstrafen  stellte;2)  ausreichend  war  dies  natürlich  lange  nicht, 
denn  zu  einer  umfassenden  Ergänzung  ist  man  nie  gelangt.3) 
Aber  gerade  bei  einer  so  gearteten  Entwicklung  vermochte 
das  fränkische  Recht  fremden  Einflüssen  besser  zu  widerstehen, 
beziehungsweise  die  schon  früher  erwähnte  Widerstandskraft 
beizubehalten,  namentlich,  da  das  alte  fränkische  Recht,  seiner 
ganzen  Anlage  gemäss,  vorwiegend  das  Privatdelict  im  Auge 
hatte.4) 


auf  älterer  Stufe  weist  das  römische  Recht  eine  im  Vergleiche  mit  dem 
germanischen  sehr  beschleunigte  Entwicklung  auf;  desto  weniger  konnte 
das  den  Franken  noch  zugängliche,  spätrömische  Recht,  mit  dem  widerstands- 
kraftigen fränkischen  in  Einklang  gebracht  werden;  wir  fanden  übrigens 
Gelegenheit,  zu  bemerken,  dass  gerade  das  Strafrecht  der  Römer  (so  z.  B. 
in  den  Formeln)  dem  germanischen  Einflüsse  unterlag. 

*)  Ungeachtet  der  westgothischen  Beeinflussung  hat  das  Strafrecht 
der  Lex  Salica  (und  dasselbe  gilt  noch  für  die  L.  Rib.)  einen  geringeren 
Umfang  nnd  weist  eine  geringere  Anzahl  von  Thatbeständen  auf,  als  man 
angesichts  des  westgothischen  Vorbildes  annehmen  könnte.  Selbst  wenn 
die  von  K  ramm  er  jetzt  aufgestellten  Behauptungen  (in  N.  Arch.  XXX. 
272 ff,  277 ff,  290 ff,  312ff)  zutreffen  würden  und  demnach  unsere  Liste  der 
westgotbisch  beeinflussten  Stellen  eine  Vermehrung  zu  erfahren  hätte,  so 
hätte  man  es  doch  nur  mit  Thatbeständen  geringer  Bedeutung  zu  thun, 
aber  nicht  mit  einer  anders  gearteten  Beeinflussung,  als  die  vorher 
geschilderte. 

*)  Deshalb  wird  man  —  ohne  Rücksicht  auf  anderweitige  und  gewiss 
nicht  zu  unterschätzende  Unterschiede  —  mit  Seeliger  (Hist.  Viertel jahrschr. 
I.  362  ff)  die  Bannstrafen  dem  Strafensystem  einzugliedern  haben. 

s)  Es  genügt  —  worauf  schon  hingewiesen  wurde  —  die  fränkische 
RechUentwicklung  mit  der  langobardischen,  westgothischen  u.  s.  w.  zu  ver- 
gleichen, die  mehrfache  obrigkeitliche  Ergänzungen  und  Umarbeitungen  auf- 
weisen. Die  Stellung  der  fränkischen  Gerichte  ermöglichte  Bestrafung 
ohne  Norm. 

«)  S.  obeu  S.  24.  A.  1.,  wo  bemerkt  wurde,  dass  iu  der  L.  Sal.  eigentlich 
nur  Tit.  56  eine  Ausnahme  .von  dieser  Regel  bildet.  (L.  Sal.  50.  4.  und 
51.  2.  betrifft  säumige  Königsbeamte,  gehört  also  dem  Amtsstrafrecbt  an.) 
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Die  Auffassung  der  meisten  Delicte  ist  germanisch  geblieben ; l) 
sie  entspricht  sogar  theil weise  der  älteren  Stufe;2)  dies  mitunter 
selbst  in  solchen  Fällen,  in  denen  die  Behandlung  des  betreffenden 
Delictes  fremdrechtliche  Beeinflussung  aufweist.3)  Der  fremde 
Einfluss  tritt  nur  in  geringem  Grade  auf  und  äussert  sich  vor- 
wiegend bei  jenen  Delicten,  die  in  den  alten  Aufzeichnungen 
keine  Berücksichtigung  gefunden,  für  das  öffentliche  Leben  aber 


l)  Der  Mord  ist  durch  Hinzutreten  der  Heimlichkeit  gekennzeichnet, 
ebenso  die  Verwundung  durch  formalistische  Merkmale  (L.  Sal.  17.  5, 
L.  Rib.  2  );  es  fehlt  der  allgemeine  Begriff  der  Verstümmelung,  die  casuistisch 
behandelt  wird;  die  Auffassung  des  Raubes  entspricht,  ho  wob  1  hinsichtlich 
der  geringeren  Bestrafung  (im  Vergleich  zum  Diebstahl),  als  auch  hinsicht- 
lich des  Umfanges  des  Raubbegriffes  (L.  Sal.  37.  2,  61.  3  (Codd.  2ff),  9.  5.) 
germanischen  Grundsätzen;  Unzucht  wird  (mit  Ausnahme  des  Falles  L.  Sa). 
70)  nicht  öffentlich  bestraft  u.  s.  w. 

a)  Die  formalistische  Beurtheilung  des  Mordes  bleibt  hinter  der  des 
langobardiscben  Rechtes  zurück  (?gl.  Brunner  1.  c.  II.  628);  die  Betonung 
der  Heimlichkeit  beim  Diebstahl  geht  so  weit,  das*  dieses  Merkmal  eine 
extensive  Anwendung  des  Diebstahlbegriffes  ermöglicht,  indem  mitunter  das 
Vorhandensein  dieses  Momentes  über  das  Fehlen  anderer  Thatbestaudsiuomente 
hinweghilft  (s.  Masch ke:  Cap.  24  u.  26  L.  Fr.  Cham.  S.  I7f);  die  An- 
wendung fester  Diebstabilbussen  (s.  Scbreuer  I.  c.  27 ff),  die  sich  aus 
Uliederbusson  entwickelt  haben  dürften  (Brunner  I.  c.  II.  644  f ),  entspricht 
ebenfalls  altertümlicher  Auffassung;  der  Mangel  öffentlicher  Strafe  für 
Unzucht  lässt  die  alte  Preisgabe  an  die  verletzte  Sippe  annehmen  (vgl. 
L.  Rib.  77);  betreffs  der  Behandlung  der  Verleumdung  hat  das  fränkische 
Recht  den  den  Römern  im  fränkischen  Reiche  bekannten  Talionsgedanken 
(s.  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IX.  l.  8.  Interpr,  Form.  Tur.  2y,  Form.  Extrav.  I.  6.) 
abgewehrt  und  gegenüber  dem  Vorbilde  der  L.  Vis.  VII.  I.  5  (Ant.)  den 
älteren  germanischen  Standpunkt  gewahrt. 

3)  So  ist  die  Behandlung  des  Diebstahls  germanisch  geblieben,  trotzdem 
L.  Sal.  39  dem  römischen  Begriffe  des  Plagium  folgte,  während  nach  h  Sal. 
10  in  solchen  Fällen  gewöhnlicher  Diebstahl  anzunehmen  gewesen  wäre 
(vgl.  Brunner  1.  c.  I.  295.  A.  17  und  bei  mir  oben  S.  44;  diese  Beeinflussung 
ist  übrigens  nicht  durchgedrungen,  da  Recap.  L.  Sal.  den  Diebstahlsbegriff 
wieder  herstellte);  der  Incest  hat  unter  kirchlichem  Einfluss  eine  Vermebruug 
der  strafbaren  Fälle  erfahren,  mau  hat  aber  die  neuen,  leichteren  Fälle, 
entweder  gar  nicht  staatlich  bestraft  (s.  Ed.  Chloth.  II.  c.  10),  oder  mit 
geringeren  Strafen  belegt,  die  als  Abspaltungen  der  Acht  erscheinen  (vgl. 
Brunner  1.  c.  II.  664f);  man  hat  sich  hinsichtlich  des  Meineides  wohl  dem 
kirchlichen,  strengeren  Standpunkte  angeschlossen,  jedoch  nur,  so  weit  ti 
sich  um  kirchliche  Eide  handelte  (vgl.  Capitt.:  Haristall.  ex  779  c.  lo,  taiu. 
gen.  ex  802  c.  36,  legi  add.  ex  816.  c.  1.). 
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wichtig  geworden  waren  und  ans  diesen  beiden  Gründen  eine 
grössere  Beeinflussungsfläche  boten.  Vornehmlich  war  es  kirch- 
licher Einfluss,  den  wir  hier  wahrnehmen;1)  weit  weniger  der 
römische,2)  der  entweder  überhaupt  nicht  durchdrangt)  oder 
wo  es  geschah,  dem  politischen  Vortheile,  den  in  den  betreffenden 
Fallen  die  Befolgung  des  römischen  Beispiels  bot,  das  Durch- 
dringen verdankte,4)  das  überdies  durch  die  Anknüpfung  an 
germanische  Wurzeln  erleichtert  wurde;5)  eine  wesentliche 
Veränderung  konnte  dadurch  nicht  hervorgerufen  werden. 

Ebenso  weist  das  Strafensystem  unverkennbar  germanische 
Züge  auf;  denn,  ungeachtet  der  durch  die  Entwicklung  bedingten 
Mannigfaltigkeit,  wird  das  ganze  Strafwesen  durch  die  alte 
Idee  der  Friedlosigkeit,8)  die  in  den  zahlreichen  Abspaltungen 


>)  So  hinsichtlich  des  Ehebraches  des  Mannes  (Cap.  cum  It.  episc. 
delib.  ex  790—800.  c.  6.);  ferner  betreffs  des  Incestes  (vgl.  oben  8.  272. 
A.  3.);  ebenso  ist  die  öffentliche  Verfolgung  der  Zauberei  (und  zwar  jeder, 
also  auch  der  unschädlichen)  auf  die  allgemeine  Bekämpfung  der  Zauberei 
durch  das  Christentum  zurückzuführen  (Cap.  Karlomanni  ex  742  c.  5,  Car. 
M.  I.  c.  7,  Admou.  geu.  ex  789.  c.  65);  über  Meineid  s.  oben  S.  272.  A.  3. 

*)  In  sehr  interessanter  Weise  Äusserte  sich  der  römische  strenge 
Standpunkt  betreffs  des  Frauenraubes  in  Childeb.  II.  decr.  c.  4.  (vgl.  L.  Sal. 
71;  s.  oben  S.  49). 

3)  Einen  bemerkenswerten  Rückgang  haben  wir  (s.  oben  S.  272.  A.  3) 
hinsichtlich  des  Plagium  erwähnt. 

4)  So  bei  der  Angliederung  des  Landesverrathes  an  das  crimen  majeatatis, 
uuter  welches  die  Infidel  ität,  also  auch  das  Amts  verbrechen  (s.  U.  O. 
Lehmann:  D.  Rechtsschutz  gegen  Eingr.  d.  Staatsbeamten  S.  106)  fiel. 
Der  Hochterrath  (vgl.  Oreg.  Tur.  Hist.  V.  27,  Cap.  Ticin.  ex  801.  c  3.) 
ist  ebenso  wie  bei  den  Langobarden  römisch  durchgebildet,  seiner  Aufnahme 
war  aber  der  Umstand,  dass  die  Staatsverbrechen  überhaupt  bei  den  Römern 
keine  abschliessende  Behandlung  erfahren  hatten  (vgl.  Mommsen  1.  c.  537 ff) 
sehr  förderlich.    Der  politische  Vortheil  des  Königtums  tritt  hier  klar  hervor. 

'•)  Nachdem  der  König  jene  dem  fränkischen  Staatsrechte  eigene  Stellung 
einnahm,  lag  es  nahe,  die  dem  germanischen  Rechte  geläufigen  Polgen  der 
Verletzung  der  Volksautorität  auf  den  König  zu  bezieben  und  dieselben  zu 
erweitern;  s.  oben  S.  187.  A.  2. 

e)  Beziehungsweise  durch  die  Idee  der  Friedenssicherung  (s.  Dahn 
1.  c.  VIII.  IV.  173),  die  auch  die  Entwicklung  des  Verfahrens,  namentlich 
das  Amtsverfahreu  (s.  unten)  beeinflusste.  Jedoch  ist  in  der  Auffassung 
des  Strafzweckes,  wenn  auch  einheitliche  Ideen  fehlen,  kirchlicher  Einfluss 
wahrnehmbar;  vgl.  Dahn  1.  c.  und  v.  Bethmann-Hollweg  I.  c.  V.  91  f. 
t.  Haiban,  Rom.  Rechl  in  .len  germ  Volksstaaten.  Ul.  18 
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nachwirkt,  sowie  durch  das  Bussensystem  beherrscht,  welch' 
letzteres  bekanntlich  nicht  nur  mit  dem  Fehdewesen,  sondern 
auch  mit  der  Lösbarkeit,  also  mit  der  Abschwächung  der 
Friedlosigkeit  zusammenhängt.1)  Mag  auch  die  grosse  Aus« 
dehnung  der  Compositio  auf  so  zahlreiche  Fälle  kirchlichen 
Bestrebungen  zuzuschreiben  sein,2)  so  muss  man  dennoch  be- 
merken, dass  sich  die  Kirche  zur  Förderung  ihres  Humanitäts- 
zweckes eines  der  germanischen  Auffassung  der  Lösbarkeit 
entsprechenden  Mittels  bediente;3)  in    der   Feststellung  der 


')  Die  Idee  der  alten  Friedlosigkeit  tritt  nocb  ganz  klar  in  Decr. 
Childeb.  II.  c.  4.  cum  Vorschein,  ebenso  die  Pflicht  zur  Verfolgung  des 
Friedlosen;  als  sübubare  Friedlosigkeit  erscheint  die  Ungehorsamsstrafe  des 
fränkischen  Processen;  dass  aus  der  Friedlosigkeit  die  Todes-  und  Leibes- 
strafen, sowie  eine  Reibe  anderer  Strafen,  insbesondere  auch  die  Straf- 
knechtschaft, hervorgegangen  sind,  ist  seit  Wilda,  dessen  Lehre  durch 
Brunner  (Forschgg.  444 ff)  eine  dankenswerte  und  klare  Entwicklung  er- 
fahren hat,  unzweifelhaft. 

Auch  die  Beziehungen  zwischen  dem  liussweaen  und  der  Fehde  sowie 
der  Friedlosigkeit  sind  leicht  erkennbar;  es  erscheint  sieber,  dass  der 
Auftheilung  der  empfangenen  Busse  unter  die  Sippegenoasen,  die  analoge 
Pflicht  derselben  für  eine  Busszahlung  aufzukommen,  entsprach,  woraus  der 
Zusammenhang  mit  der  Sippefehde  erhellt.  Andererseits  besteht  ein  naber 
Zusammenhang  zwischen  der  Preisgebung  des  Verbrechers  an  die  Sippe, 
was  eben  eine  Abspaltung  der  Friedlosigkeit  war,  und  dem  Ersatz  der 
Rache  durch  die  Compositio.  Dasselbe  gilt  von  den  Gliederbussen  (vgl. 
Brunner  R.  G.  II.  604,  643ff,  Schreuer  1.  c.  178ff;  s.  auch  W.  Schnitze 
l.  c.  II.  427  ff). 

a)  Dass  das  frankische  Recht  die  zahlreichsten  Anwendung;* Pulle  der 
Geldbusse  aufweist,  wird  allgemein  zugegeben;  das  Überhandnehmen  der 
Lösbarkeit  ist  dem  kirchlichen  Kampfe  gegen  Blutstrafen  zuzuschreiben, 
der  erst  unter  den  Karolingern,  angesichts  des  engen  Bundes  zwischen 
Königtum  und  Kirche,  nachgelassen  hat  (vgl.  Capit.  Haristall.  c.  11.);  über 
den  Einfluss,  den  das  Asylrecht  auf  Umwandlung  peinlicher  Strafen  in  Geld- 
strafen ausübte  s.  Brunner  in  Forschgg.  463,  Schröder  R.  G.*  540 
Dennoch  scheint  die  Präzis  strenger  geblieben  zu  sein;  Gregor  v.  Tours 
berichtet  von  zahlreichen  Todesstrafen,  sogar  von  Steinigung  (III.  36,  IV.  49. 
X.  10)  und  von  Verbrennung  (VI.  36,  vgl.  L.  Sal.  70),  während  die  gewöhn- 
liche Hinrichtung  durch  den  Strang  geschah. 

8)  Denn  bekanntlich  gab  es  auch  rein  pönale  Bussen,  die  weder  auf 
Fehde,  noch  auf  Lösung  zurückgehen,  nichtsdestoweniger  aber  als  alt- 
treruianiaches  Strafmittel  erscheinen,  da  sie  schon  Tacitus  c.  12  erwähnt 
Über  die  römische  Poena  a.  Mommsen  Strafr.  S.  14.  A.  1. 
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Busssätze,1)  sowie  in  der  Beibehaltung  des  Friedensgeldes  als 
Quote  der  Busse,2)  kann  man  die  Zähigkeit  alter  Tradition 
wahrnehmen.  Das  Anwachsen  der  königlichen  Macht  und  die 
Unzulänglichkeit  des  Strafrechtes  gaben  Anlass  zur  fortschreitenden 
Berücksichtigung  vieler  neuen  Thatbestände,  die  durch  Bann- 
bussen oder  durch  die  der  alten  Auffassung  fremden  arbiträren 
Strafen4)  bedroht  wurden,  ebenso  zur  Weiterentwicklung  der 
Vermögenseinziehung.4)  Je  grösser  der  Spielraum  der  obrigkeit- 
lichen Strafen  wurde,  desto  mehr  kamen  neue,  theilweise  auch 


1)  Hierher  gehören  die  Spuren  des  älteren  Duodecimal Systems 
(s  Brunner  in  Forscbg.  485),  sowie  die  Beziehungen  vieler  Bussen  zum 
Wergeide  (vgl.  L.  Rib.  86  mit  L.  Sal.  65;  namentlich  auch  die  Verwundungs- 
und sogar  einzelne  Diebstahlsbussen). 

2)  Hit  guten  Gründen  vertritt  Brunner  R.  0.  II.  621  die  Ansicht, 
dass  der  Fredns  als  ^uote  dem  älteren  System  angehört;  s.  Schröder  1.  c. 
344  und  die  A.  27  angeführte  Litt 

»)  Dass  die  arbiträre  Strafe  mit  der  Ausdehnung  des  königlichen 
Bannrecbtes  und  des  Infidelitätsbegriffes  zusammenhängt,  ist  klar.  Deshalb 
nahm  sie  im  fränkischen  Reiche  einen  so  grossen  Umfang  an;  s.  Schröder 
R.  G.«  342.  Es  war  uicht  möglich,  für  jede  lnfidelität  die  höchste  Strafe 
anzudrohen  und  da  die  Individualisierung  dem  fränkischen  Strafrechte  fremd 
war,  konnte  man  nur  durch  das  Gnadenrecht  und  die  der  Gnadenwillkür 
entsprechende  unbestimmte  Strafe  Uber  diese  Schwierigkeit  hinauskommen. 
Wenn  auch  die  arbiträre  Strafe,  die  sich  namentlich  in  der  karolingi sehen 
Zeit  häuft  (s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  16öff ),  als  Neuerung  zu  betrachten  ist, 
so  entbehrt  sie  doch  nicht  jeder  germanischen  Analogie.  Wer  der  Privat- 
rache verfallen  war,  konnte  durch  den,  an  den  er  ausgeliefert  war,  beliebig 
bestraft  oder  sogar  ganz  verschont  werden;  bei  Verletzung  königlicher 
Gebote  und  überhaupt  der  vom  König  auferlegten  Pflichten,  verfiel  man 
dem  König,  der  die  Strafe  arbiträr  bestimmte.  Auch  das  römische 
Recht  hat  Staatsverbrechen  sehr  verschieden  bestraft  (s.  Mommsen  1.  c 
688  ff). 

*)  Die  Frage,  ob  die  Confiscation  bei  den  germanischen  Völkern  ausschliess- 
lich auf  römischem  Einflüsse  beruht,  wird  wohl  nicht  zu  entscheiden  sein.  Es  ist 
schon  früher  (Tb.  II.  S.  169)  bemerkt  worden,  dass  sie  sich  bekanntlich 
auch  aus  der  Friedlosigkeit  ableiten  lässt;  es  ist  auch  (oben  S.  209.  A.  1.) 
der  Unterschied  zwischen  der  Einziehung  des  Vermögens  des  Friedlosen 
und  der  Confiscation  als  eigener  Strafe  (diese  wohl  römisch)  erwähut;  so 
wie  es  Todesstrafe  ohne  Vermögenseinziehung  gab  (L.  Rib.  79),  so  trat 
andererseits  Confiscation  als  provisorische  oder  sogar  als  Hauptstrafe  ein 
(s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  164 f,  vgl.  Cap.  Pipp.  I.  31.  c.  1.,  Cap. 
Haristall.  c.  5.) 

18« 
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ungermanische  Strafmittel1)  auf,  wodurch  aber  das  Übergewicht 
der  altherkömmlichen  nicht  beseitigt  wurde.2) 

Ebenso  wie  im  Staatsrechte  kann  man  auch  im  Strafrechte 
Vieles  wahrnehmen,  was  einen  unfertigen  und  übergangsmässigen 
Eindruck  macht;  eine  Entwurzelung  wird  man  nirgends  finden, 
auch  in  keiner  wesentlichen  Frage  der  unmittelbaren  Anknüpfung 
an  alte  Ideen  entbehren.  Findet  man  eine  genügende  Erklärung 
dieser  Continuit&t  in  dem  schon  erwähnten  Umstände,  dass  die 
die  Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  nachtheilig  beeinflussenden 
Modalitäten  das  Strafrechtsgebiet  weniger  berührten,  so  muss 
man  andererseits  in  der  Continuität  der  strafrechtlichen  Ent- 
wicklung einen  mittelbaren  Beweis  für  unsere  Auffassung  des 
fränkischen  Staatscharakters  finden.  Wäre  das  Königtum  und 
mit  ihm  der  Staat  unter  Benützung  römischer  Vorbilder  so 
erstarkt,  dass  der  Schein  Wahrheit  geworden  wäre,  dann  hätte 
auch  das  Strafrecht  andere  Züge  aufzuweisen.  ')    Die  Um- 


»)  Über  die  Anwendung  der  Verbannung  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  14M, 
über  die  Kerkerstrafe  1.  c.  14« ff,  sowie  Sickel  in  Ergbd.  in.  501  f;  die 
Geisselung  kam  gegen  Ende  der  fränkischen  Zeit  auch  für  Freie  auf;  jedoch 
nicht  in  der  Ausdehnung,  wie  bei  den  Westgothen.  Kann  man  diesen  Strafen 
noch  immerhin  germanischen  Ursprung  beilegen  (Exil  und  Kerker  können 
als  Abspaltungen  der  Acht  betrachtet  werden.  Geisselung  der  Freien  hän^i 
mit  der  Herabdrückung  der  Freiheit  zusammen),  so  erscheinen  Ehrenstrafen 
(s.  Dahn  1.  c.  165f)  als  neue  Einrichtung,  ebenso  die  grausame  Art  der 
Bestrafung  verbotener  Innungen,  das  Einsperren  im  Kloster  u.  s.  w. 

*)  In  diesen  Zusammenhang  gehört  noch  die  Dilatura.  die  oft  behandelt 
wurde,  ohne  dass  eine  Einigung  eraielt  worden  wäre.  Trotz  des  neuerdings 
von  Tamassia  (Arch.  giurid.  Bd.  &8)  unternommenen  Versuches,  sie  wieder 
als  Auzeigerprämie  hinzustellen,  muss  man  eher  an  die  Litiscrescenz  (so 
Schröder  R.  G.*  347.  A.  42;  s.  auch  Gaudenzi  Legge salica S.  223)  denken. 
Für  unsere  Untersuchung  ist  der  Charakter  der  Dilatura  nebensachlich. 

*)  Auf  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  dem  Strafrecht  (namentlich 
dem  Umfange  desselben)  nnd  dem  Staatswesen  hat  man  oft  hingewiesen; 
so  zuletzt  Mommsen  im  Vorworte  zu  der  erw.  Sammelpublication;  vgl.  auch 
Merkel:  Accrescenz  und  Decrescenz  d.  Straft*.  (Ges.  Abh.  I.  269 ff), 
Westermark:  D.  Ursprung  d.  Strafe  (Ztschr.  f.  Social  wiss.  HL  685 ff. 
7931F),  Steinmetz:  Ethnolog.  Studien  z.  ersten  Entw.  d.  Strafe  II.  327 ff. 
Calker:  D.  Grenzen  d.  Straft.  (Beil.  z.  Allg.  Ztg.  1900  No.  293). 

Für  das  Strafrecht  kommt  insbesondere  die  Frage,  wer  den  Straf- 
vollzug besorgt,  in  Betracht.  Das  Recht,  oder  gar  die  Pflicht  des  Verletzten 
(beziehungsweise  der  Sippe),  die  Strafe  ohne  staatliche  Ingerenz  zu  toII- 
streckeu,  ist  ein  wichtiges  Merkmal  des  frankischen  Strafrechtes,  gleich- 
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wälzungen  im  Staatsrechte  beruhten  auf  Gründen,  die  für  das 
Strafrecht  weniger  in's  Gewicht  fielen,  so  dass  es  diese  Um- 
wälzungen nicht  mitzumachen  hatte1)  und  seine  germanischen 
Grundlagen  deutlicher  bewahren  konnte.2)  — 

Auch  der  Process  ist  von  den  staatsrechtlichen  Um- 
wälzungen nur  mittelbar  berührt  worden.  Die  auf  den  staatlichen 
Wandlungen  beruhende  und  mit  dem  Zurücktreten  der  Volks* 
Verfassung  zusammenhängende  Erstarkung  der  königlichen  Gewalt, 
äusserte  sich  in  dem  Bestreben,  die  Selbsthilfe  einzudämmen, 
die  Thätigkcit  der  Gerichte  zu  erweitern  und  dem  königlichen 
Elemente  in  denselben  eine  stärkere  Stellung  zu  sichern.  Aus 
dem  mangelhaften  Erfolge  des  ersterwähnten  Bestrebens,  aus 
der  Thatsache,  dass  die  Abschaffung  der  Fehde  nicht  gelang,3) 
ja  sogar  an  den  zu  ihrer  Bekämpfung  gewählten  Mitteln,4) 

zeitig  aber  ein  Symptom  des  mangelhaft  aasgestalteten  Verhältnisses  der 
Staatsgewalt  zu  den  Staats  genossen.  Das  Moment  der  Rache  und  die 
Nachwirkung  des  alten  Friedlosigkeitsbegriffes  begegneten  der  mangelhaften 
Staatsautorität,  die  auch  kirchlichem  Einflüsse  Raum  giebt  (s.  Horten 

I.  c.  I.  171  ff),  wodurch  eine  den  römischen  Verhältnissen  ganz  fremde,  dem 
fränkischen  Staatscharakter  aber  entsprechende  Situation  entstand. 

')  Beigetragen  hat  dazu  natürlich  auch  der  Umstand,  dass  der  kirch- 
liche Einfluss  sich  hier,  gemäss  der  gesammten  Stellung  der  Kirche  und 
der  schwachen  Vertretung  des  Romanentums,  in  anderer  Weise  äusserte, 
als  z.  B.  bei  den  Westgotben. 

2)  Namentlich  seinen  z.  Th.  privaten  Charakter. 

*)  Sie  ist  bekanntlich  nur  eingeschränkt  worden  ;  s.  Brunn  er  1.  c. 

II.  528ff,  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  3f.  Gaudenzi  (Legge  salica  S.  212) 
geht,  indem  er  m.  R.  Thonissen's  Auffassung  bekämpft,  andererseits  gewiss 
zu  weit,  wenn  er  allen  Fehdehandlungen  nur  eine  factlsche  Straflosigkeit 
zuerkennen  möchte. 

*)  Wäre  die  Staatsgewalt  kräftig  gewesen,  so  hätte  sie  die  Einführung 
hoher,  den  Rachedurst  befriedigender  Strafen  für  Fehdesachen  durchgesetzt, 
wie  es  Gbildebert  II.  c.  6  versucht  hat.  Das  allgemeine  Mittel  gegen  die 
Fehde  war  aber,  namentlich  in  karolingischer  Zeit,  ein  anderes,  nämlich 
der  königliche  Zwang  zur  Annahme  der  Geldslihne  (s.  die  von  Brunner 
I.  c.  II.  530.  A.  14  angeführten  Stellen),  dem  ein  analoger  Zwang  zur 
Zahlung  der  Busse  entsprach;  wer  nicht  annahm,  verfiel  der  arbiträren 
Exilstrafe.  Man  griff  also  mit  ausserordentlichen  Mitteln  ein,  die  schon 
v.  Bethmann-Hollweg  1.  c.  V.  88  als  präventive  und  verwaltungs- 
rechtliche bezeichnet  hat,  denn  es  gelang  nicht,  ein  allgemeines  Fehde- 
verbot der  Rechtsordnung  einzugliedern;  angesichts  der  Intensität,  mit  der 
man  diese  ausserordentlichen  Mittel  anwendete,  fallen  die  Spuren  der  Fehde- 
sitte noch  mehr  auf. 
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vermag  man  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis  der  durch  die 
Staatsordnung  nothwendig  gewordenen  Neuerungen  und  der 
alten  Ideen  zu  erkennen.  Wenn  Königtum  und  Kirche  ungeachtet 
aller  Kulturfortschritte,  an  denen  die  fränkische  Zeit  nicht  arm 
war,  diese  Schwierigkeit  nicht  zn  besiegen  vermochten,  so  kann 
man  schon  daraus  schliessen,  dass  auch  die  andern  Bemühungen 
keinen  vollen  Erfolg  brachten. 

Allerdings  wurde  dem  Gerichte  manches  eingeräumt,  was 
vormals  in  die  Competenz  der  Parteien  fiel1)  und  es  gewann, 
der  ganzen  Entwicklung  gemäss,  die  Thätigkeit  des  Richters 
so  sehr  an  Bedeutung,  dass  sie  sich  theilweise  neue  Bahnen 
öffnete;2)  das  Wesen  des  Verfahrens  wurde  jedoch  dadurch 


')  S.  Sohra:  Proc.  d.  L.  Sal.  192ff,  R.  u.  G.  V.  I.  H3ff,  t.  Amin 
(bei  Paul  III.3  213f.)  So  tritt  bekanntlich  neben  die  Mamiitio  die  Bannitio; 
es  trat  das  Tangano  praktisch  zurück  gegenüber  der  richterlichen  Auf- 
forderung zur  Antwort  (Form.  Andeg.  50.a.  Carta  Senon.  20).  Cap.  legi  add.  Tom 
1.  November  816  c.  2  lässt  annehmen,  dass  man  die  Beweisführung  nicht  nur 
als  eine  Pflicht  gegenüber  dem  Processgegner  betrachtete;  Eid  in  die  Hand 
des  Richters  kennt  Form.  Tur.  30;  das  ürtheil  lautete  mitunter  nicht  mehr 
auf  Erfüllungsgelöbnis,  sondern  autoritativ  auf  Erfüllung,  beaiehungs weise 
auf  Unschuldsbeweis  (s.  Brunner  1.  c.  II.  363.  A.  48).  Die  außergericht- 
liche Pfandnahme  war  schon  iu  L.  Sal.  50.  2.  an  richterliche  Erlaubnis 
geknüpft  (vgl.  Gaudenz i:  L'antica  procedura  germ.  e  le  legis  actione« 
romane  S.  42);  Ed.  Ghilp.  c.  8.  bedeutet  einen  Fortschritt  des  richterlichen 
Pfändungsrechtes,  das  sich  überhaupt  in  fränkischer  Zeit  bekanntlich  stark 
entwickelte.  Im  allgemeinen  erfuhr  also  die  Competenz  des  Gerichtes  eine 
Ausdehnuug  (man  spricht  von  districtio,  jus  distringendi),  die  zwar  theilweise 
weiter  geht  als  bei  den  Langobarden  (dem  Gerichtszeugnisse  wird  aber  die 
Autorität,  die  es  bei  den  Langobarden  hatte,  versagt),  jedoch  hinter  der 
westgothischen  und  burgundischen  zurückbleibt. 

")  Je  grösser  nämlich  die  richterliche  Gewalt,  desto  mehr  erscheint 
der  Richter  nicht  nur  als  Processleiter,  sondern  auch  als  ein  Urtheilsfactor, 
der  nicht  blos  an  der  formellen  Correctheit  des  Spruches,  sondern  auch  an 
der  materiellen  Bedeutung  des  Beweises,  der  ja  auch  ihm  geliefert  wird, 
interessiert  ist.  Soll  er  strafen,  beziehungsweise  pfänden  und  frohneu,  so 
muBs  er  angesichts  der  ihm  obliegenden  obrigkeitlichen  Aufgaben,  die  weiter 
geben  als  der  eventuelle  Partoiantrag  (so  schon  iu  L.  Sal.  74  bei  Tödtung 
duroh  unbekannte  Thäter),  nach  Mitteln  suchen,  die  den  Thatbestand  auf- 
klären und  kann  sich  dabei  weder  auf  die  von  der  Partei  benüUten  alt- 
herkömmlichen Mittel  beschränken,  noch  auch  den  alten  Formalismus  einhalten. 
Während  im  allgemeinen  das  Beweisverfahren,  wie  v.  Amira  1.  c.  214  m. 
R.  bemerkt,  nicht  darauf  angelegt  war,  die  Wahrheit  oder  Unwahrheit  des 
Thatbestaudes  ans  Licht  zu  bringen,  sondern  denselben  ausser  Streit  su 
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wenig  berührt.1)  Denn  dieses  Wesen  hing  mit  dem  Zwecke 
des  Verfahrens  zusammen,  der  darin  bestand,  das  Gericht  in 
der  dem  zeitgenössischen  Formalismus  entsprechenden  Weise 
für  den  Parteianspruch  zu  gewinnen.  Die  Herrschaft  des 
Formalismus'2)  im  Straf-  und  Privatrechte,  bestimmte  und  be- 


stellen, öffneten  sich  da,  wo  der  Rechtsfall  über  den  Parteizweck  hinausging 
und  da,  wo  die  Stellung  des  Richters  die  alten  Schranken  Überschritt,  dem 
Verfahren  neue  Bahnen;  man  kann  dies  am  besten  an  der  Geschichte  des 
römischen  Strafprocesses  bestätigt  finden,  ebenso  im  fränkischen  Vorgehen 
von  Amtswegen,  im  Verfahren  des  Königsgerichtes,  im  Rügeverfahren  und 
in  einzelnen  Änderungen  des  Executionsverfahrens. 

Die  Partei  konnte  sich  mit  dem  formellen  Verfahreu  zufriedenstellen, 
denn  sie  konnte  gegebenenfalls  vom  Gegner  dasselbe  verlangen.  Der 
Obrigkeit  gentigte  dies,  wenn  Ansprüche  des  Fiscus,  königlichor  Schützlinge 
oder  andere  vom  Könige  vertretene  Interessen  in  Frage  kamen,  nicht,  da 
die  Obrigkeit  sich  auf  jenes  Gegengewicht,  welches  der  formale  Beweis  im 
Zweikampf  und  im  Ordal  fand,  nicht  immer  einlassen  konnte.  Weiter  kommt 
in  Betiacht,  dass  das  allgemeine  Verfahren  sich  historisch  für  Differenzen 
der  Volksgenossen  untereinander  entwickelte,  daher  nur  diesen  Bedürfnissen 
Rechnung  tragen  konnte;  für  Streitigkeiten  zwischen  König  und  Untertban, 
zwischen  Volksgenossen  und  königlichen  Schützlingen  (die  durch  den  Schutz 
eine  neue  Rechtsgrundlage  erlangten)  oder  Fremden,  reichte  es  nicht  aus, 
so  dass  die  staatliche  Fürsorge  eingreifeu  musste. 

')  Insbesondere  wurde  die  Aussergerichtlichkeit  vieler  Bestandttheile 
des  Verfahrens,  der  Charakter  des  Unheils  sowie  der  Processverträgo  (das 
Streitgedinge  ist  sogar  im  Imraobiliarverfahren  gebräuchlich  gewesen; 
a.  Hübner  1.  c.  19ff)  beibehalten.  Trotz  der  Steigerung  der  richterlichen 
Gewalt  und  der  damit  verbundenen  Entwicklung  konnten  die  charakteristischen 
Erscheinungen  des  indirecten  Zwanges  gegen  den  Ungehorsamen  nur  zum 
Theile  und  nur  auf  Umwegen  beseitigt  werden.  Ebenso  wie  gegen  die 
Fehde  (s.  oben  S.  277.  A.  4.)  konnte  gegen  die  Hinderung  des  Rechtsganges 
nur  mittelbar  eingeschritten  werden;  das  Achtmittel  war,  obwohl  härter, 
doch  umständlicher  als  ein  Couturaazialurtheil.  Der  Empfindung  der  Zeit- 
genossen lag  es  dennoch  grundsätzlich  näher,  den  Säumigen,  der  nicht 
erschien  oder  das  Urthoilserfüllungsgelöbnis  verweigerte,  zu  ächten,  als 
directen  Erscheinuugszwaug  zu  üben,  beziehungsweise  gegen  ihn  ein  Urtheil 
zu  fällen. 

*)  Hinsichtlich  der  Herrschaft  des  Formalismus  besteht  wohl  kein 
Zweifel;  s.  So  hm  R.  u.  G.  V*  I.  566.  Die  Umwandlung  des  heidnisch- 
sacralen  Formalismus  in  weltlichen  (s.  Burchard:  Hegung  d.  dtsch.  Ger. 
S.  14  ff;  Waffeneid  trotz  der  Christianisierung  kennt  L.  Rib.  33.  1.,  Form. 
Tur.  30  u.  A.;  über  Spuren  des  Eidringes  s.  Brunner  1.  c.  II.  429.)  oder 
kirchlich- sacralen  (so  z.  B.  Eid  auf  Reliquien,  oder  die  ribuarische  Aufsagung 
der  Klagworte  vor  dem  Altar,  L.  Rib.  58.  19.  und  mauches  andere)  hat  an 
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schränkte  das  gesammte  Verfahren;  sowohl  im  sog.  ordentlichen 
Verfahren,  als  auch  in  den  sog.  besonderen  Verfahrensarten  ist 
derselbe  Zweck  sichtbar.  Daher  keine  eigentliche  Scheidung 
zwischen  Straf-  und  Civilprocess;1)  daher  auch  der  organische 


dem  Wesen  des  Formalismus  nichts  geändert.  Die  Gründe  des  Ausbleibens 
der  Partei  wurden  streng  geregelt  (L.  Sal.  96);  dem  Formalismus  entsprach 
ec,  dass  zur  Vornahme  des  Gewährzuges  die  Zurückstellung  der  Sache 
erforderlich  war;  formalistisch  ist  es.  dass  die  unterliegenden  Urtheilfinder 
ohne  Rücksicht  auf  die  Sachlage,  stets  dieselbe  Busse  (die  der  Rechtsver- 
weigerung) zahlen  mussten  u.  s.  w.  (Vgl.  Brunner:  Wort  n.  Form  im 
altfranz.  Proc.  in  Forschungen  S.  260  ff).  Die  Formlosigkeit  des  Verfahrens 
auf  handhafter  That  beruhte  auf  dem  Zusammenhange  mit  der  Friedlos igkeit. 

')  Man  kann  nicht  behaupten,  dass  dem  fränkischen  Verfahren  der 
Betriff  der  Civilaache  unbekannt  gewesen  wäre;  Brunner  1.  c.  II.  329 
giebt  dies  auch  zu  und  stellt  nur  fest,  dass  eine  eigentliche  Civil  klage 
fehlte.  Daraus  wird  nun  gefolgert,  dass  das  fränkische  Verfahren  straf- 
processuellen  Charakter  hatte,  da  als  klagbar  „uur  Rechtsverletzungen 
pönalen  Charakters"  anerkannt  wurden  und  ein  Verfahren,  „welches  keine 
directe  Zwangsvollstreckung  kannte"  .zur  Geltendmachung  von  Civil  suchen 
ungeeignet  war",  welcher  Auffassung  auch  Schröder:  R.  G.4  359  beitritt 
und  die  man  bekanntlich  als  die  herrschende  zu  betrachten  hat;  denn  auch 
I  iu  m er  w ahr  (D.  Kündigung  S.  22),  der  den  Zweck  des  Betreibung« Verfahrens 
einen  wirtschaftlich  privatrechtlichen  neunt,  bezeichnet  die  Form  als  eine 
strafrechtliche;  Bohrend,  der  sich  (in  Festg.  f.  Heffter  S.  89)  für  die  An- 
wendbarkeit der  drei  Fälle  des  executivischen  Verfahrens  auf  alle  möglichen 
privatrechtlichen  Ansprüche  aussprach,  neigte  damit  wohl  zur  Anerkennung 
eines  Unterschiedes  zwischen  Straf-  und  Civilprocess,  übersah  aber,  dass 
sowohl  in  diesen  Fällen,  als  auch  im  Anefang-  und  Immobiliarverfahren  die 
Feststellung  eines  strafbaren  Unrechts  angestrebt  wird.  Dieser  Umstand 
darf  nicht  unterschätzt  werden  und  wenn  auch  eine  gewisse  Gabelung  je 
nach  der  Sachlage  im  Ungehorsamverfahren  (vgl.  Ed.  Chilp.  c.  8,  L.  Rib. 
»2.  3;  über  die  weitere  Entwicklung  der  strafrechtlichen  Personalexecution 
und  der  Civilexecution  s.  Horten  1.  c.  I.  186 ff,  der  allerdings  zu  weit  geht) 
und  im  Anefangverfahren  insofern  eintrat,  dass  man  die  vermögensrechtliche 
Befriedigung  von  der  Acht  unterschied,  beziehungsweise  bei  Anefang  unter 
gewissen  Voraussetzungen  Diebstahl  (also  Delict)  annahm,  unter  andern 
aber  nicht,  —  so  kann  mau  doch,  abgesehen  von  dem  Einschreiten  ex  officio, 
eine  Scheidung  des  Civil-  uud  Strafverfahrens  nicht  wahrnehmen,  mus* 
vielmehr  in  factischer  Hinsicht  der  herrschenden  Lehre  beitreten. 

Das  Verfahren  Hess  also  (ebenso  wie  anderwärts;  vgl.  H.  Theil  S.  172) 
den  Unterschied  zwischen  strafrechtlichem  und  privatrechtlichem  Unrecht 
nicht  gehörig  hervortreten,  obwohl  der  Begriff  der  Civilsache  —  wie  eingangs 
erwähnt  —  nicht  fehlte.  Daraus  folgt  aber  u.  E.  noch  nicht,  dass  man 
diesem  gemeinsamen  Verfahren  einseitig  strafrechtlichen  Charakter  beilegen 
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Zusammenhang  zwischen  dem  ordentlichen  Verfahren  nnd  den 
besonderen  Verfahrensarten,  deren  Unterschiede  man  nicht  so 


dürfe.  80  wie  die  BtiBse  Strafe  nnd  Entschädigung  war,  ohne  dass  man 
die  beiden  Functionen  gehörig  unterschieden  hätte,  so  diente  auch  das 
Verfahren  strafprocessuellen  und  civilprocessueilen  Zwecken  gemeinsam. 
Vom  Sundpunkte  der  subjectiven  Unrechtsempfindung  fehlte  sowohl  Grund- 
lage als  Bedürfniss  reinlicher  Scheidung;  der  strafrechtliche  Begriff  der 
Zeit  erschöpfte  nicht  den  Umfang  des  Strafrechtes  und  schloss  andererseits 
das  Civiluurecht  nicht  aus.  (Gaudenzi:  Sal.  Legge  §  40  übersieht,  dass 
die  heftigen  Streitigkeiten,  für  deren  Beilegung  das  Gerichtsverfahren 
bestand,  anch  um  üivilunrecht  ausbrechen  konnten.)  Nach  beiden  Seiten 
waren  Erweiterungen  unumgänglich;  das  gemeinsame  Verfahren  entsprach 
weder  den  Bedürfnissen  des  Strafrechtes,  welches,  gemäss  seiner  Ausgestaltung, 
des  Vorgehens  Ton  Amtswegcn  bedurfte,  noch  den  Bedürfnissen  des  Privat- 
rechtes, welches  sich  ebenfalls  nicht  immer  executivisch  behandeln  Hess  (vgl. 
die  Erweiterung  des  Immobiliarverfahrens  durch  Entwicklung  der  Feststellungs- 
klage; 8.  Hübner  1.  c.  66ff.).  Deswegen  kann  man  dieses  gemeinsame  und 
nach  beiden  Richtungen  ungenügende  Verfahren  nicht  ausschliesslich  als 
Strafprocess  bezeichnen. 

Es  ist  richtig,  dass  z.  B.  die  formelle  Mahnung  des  executi vischen 
Verfahrens  zu  einem  Busserkenutnisse  auf  Grund  eines  Delictes  führte; 
aber  das  hier  festgestellte  Delict,  nämlich  die  widerrechtliche  Weigeruug 
während  aller  Fristen,  beruht  auf  dem  privatrechtlichen  Verhältnisse;  wäre 
die  Leistung  nicht  geschuldet,  dann  wäre  die  Verweigerung  kein  Delict. 
Um  vorgehen  zu  können,  muss  der  Gläubiger  beweisbar  kündigen 
(s.  Immerwahr  1.  c)  und  dadurch  den  zu  beurtheilenden  Thatbestand 
schaffen.  So  wie  es  für  die  Benrtbeilung  eines  Delictes  principiell  (abgesehen 
von  den  Ausnahmen)  gleicbgiltig  war,  warum  es  begangen  wurde,  wenn 
nur  der  Thatbestand  klar  war,  so  erschien  auch  die  causa  debendi  neben- 
sächlich und  der  veranschaulichte  Thatbestand  allein  wichtig.  Der  Formalismus 
Hess  eine  andere  Veranschaulichung  des  privatrechtlichen  Thatbestandes 
nicht  zu,  als  die  öffentliche  Feststellung  der  widerrechtlichen  Weigerung. 
Da  überdies  diese  Veranschaulichung  aus  naheliegenden  Gründen  mündlich 
und  öffentlich,  unter  Wahrung  von  Formen,  die  eine  weitläufige  Erörterung 
ausschlössen,  vorgenommen  werden  musste,  so  hatte  sie  sich  auf  jene  äusseren 
Merkmale  zu  beschränken,  die  dem  Volksgerichte  zugänglich  und  genügend 
waren;  Formen.  Fristen  und  Solennitätszeugen  boten  die  Garantie  bei  der 
Feststellung  des  Thatbestandes  widerrechtlicher  Säumnis;  die  aus  dem 
Verfahren  sich  ergebenden  Bussen  waren  Nebeufolgen,  deneu  man  sich 
durch  Pflichterfüllung  entziehen  konnte.  Die  äusserlich  strafrechtliche  Form 
war  also  nur  ein  Mittel  zur  Feststellung  des  Thatbestandes,  der  übrigens, 
wie  wir  dem  Anefang-  und  Immobiliarrerfahren  entnehmen  können,  deshalb 
noch  nicht  strafrechtlich  beurtheilt  werden  musste. 

Es  dürfte  also  terminologisch  passender  erscheinen,  von  einem 
homogenen  Verfahren  zu  sprechen,  anstatt  eine  Ausdehnung  des  Straf- 
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stark  hervorheben  sollte,  weil  die  Gemeinsamkeit  des  Zweckes 
und  der  leitenden  Gesichtspunkte  überwiegt1)  and  selbst  jene 

processes  auf  Civilrecbtsfälle  anzunehmen,  was  sieb  sachlich  nicht  recht- 
fertigen lässt.  So  wie  für  den  Straffall  die  Klage,  so  war  für  den  Civilfall 
die  Mahnung  erforderlich  und  beide  mussten  beweisbar  vorgenommen  werden, 
um  dem  Gerichte  den  Thatbestand  der  Rechtsverletzung  formell  bekannt 
zu  geben.  Erst  im  Laufe  der  Entwicklung  äussert  sich  die  Unzulänglichkeit 
dieses  einheitlichen  Verfahrens  und  das  Bedürfnis  von  Ergänzungen  nach 
beiden  Richtungen.  Dabei  ist  allerdings  die  Tendenz,  den  Gegner  bu?stalljg 
so  machen,  unverkennbar  ;  nur  ist  sie  nicht  ein  Ergebnis  des  strafprocessuellen 
Charakters  des  Verfahrens,  sondern  eine  Folgeerscheinung  der  altherkömm- 
lichen subjectiven  Unrechtsauffassung,  die  das  Civilunrecht  als  einen  ebenso 
schmerzlichen  Eingriff  in  die  Rechtssphäre  empfand,  wie  das  strafrechtliche 
Unrecht,  ebenso  eine  Folgeerscheinung  des  principiell  homogenen  Verfahrens, 
eventuell  ein  Nachklang  primitiver  Ideen. 

Sachlich  kommt  schliesslich  in  Betracht,  da»s  die  Grundzüge  des 
Verfahrens  (abgesehen  vom  Einschreiten  ex  officio)  streug  genommen  eher 
dem  Givilprocesse  als  dem  Strafprocesse  entsprachen  (s.  Rieh.  Schmidt: 
D.  Herkunft  d.  Inquis.  Processes  in  Freiburger  Festschrift  1903.  S.  71.). 
Wollte  man  also  an  einem  einseitigen  Charakter  des  Verfahrens  festhalten, 
so  liesse  sich  von  einer  Ausdehnung  des  Civilprocesses  auf  Straffälle  sprechen, 
was  naturlich  unhistorisch  wäre.  Auch  hinsichtlich  des  Gerichtsstandes  ist 
kein  Unterschied  wahrnehmbar.  Wenn  wir  den  speciellen  Gerichtsstand  der 
Immunitätsleute,  der  Kleriker,  der  dem  Kölligsgerichte  unterstehenden 
Personen,  u.  s  w.  ausscheiden,  so  kennt  das  fränkische  Recht  uur  den 
Gerichtsstand  des  Grundbesitzes  und  insbesondere  kein  Forum  delicti;  s. 
H.  O.  Lehmann:  Der  Recbtschutz  gegen  Eingriffe  der  Staatsbeamten 
S.  68ff;  nur  für  bandhafte  Tbat  bestand  eine  Ausnahme. 

')  Durch  Zweck  und  leitende  Gesichtspunkte  erscheinen  Ungehorsam- 
verfahren,  Betreibungsvorfahren,  Anefang,  Immobiliarverfahren  und 
das  Verfahren  um  handhafte  That  miteinander  als  Bestandteile  des 
gesaminten  Processes  verbunden. 

Betreibung  und  Anefang  haben  den  gemeinsamen  Zweck  der  Ver- 
angcbaulichung  des  Thatbestandes  behufs  Ermöglichung  des  Verfahrens. 
Beim  Anefang  liegt  zwar  ein  Theil  des  Thatbestandes  (nämlich  Verlust  der 
Sache)  vor,  doch  sind  Thäter  und  Art  des  Abhandenkommens  unbekannt 
weshalb  die  Feststellung  des  Anzuklagenden  uud  die  Veranschaulichung  der 
Entwendungsart  dem  weiteren  Verfahren  vorangehen  müssen,  i □  sofern e  der 
Geschädigte  nicht  andere  Kenntnis  erlangen  kann  (s.  Zycha  in  Sav.  Ztschr. 
XXII.  S.  176);  die  Spurfolge  ist  also  Information»-  und  Feststellungsmittel. 
In  noch  höherem  Grade  gilt  dies  für  das  Betreibungsverfahren,  da  hier  der 
gesammte,  schon  vorher  durch  die  Parteien  geschaffene  Thatbestand  dem 
Gerichte  veranschaulicht  wird,  während  sonst  die  Schaffung  der  LeiBtungs- 
pflicht  erst  durch  den  Process  erfolgt.  Die  Voraussetzungen  des 
Verfahrens   um   handhafte  That   betreffen   ebenfalls  die  Einleitung  des 
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Verschiedenheiten,  die  nicht  mehr  als  technische  zu  betrachten 
sind,  sondern  juristisch  schwer  in's  Gewicht  fallen,  durch  die 
gemeinsamen  Entwicklungsgrundlagen  zu  erklären  sind.1)  Die 


Processes,  der  durch  sie  erleichtert  wird,  weil  der  Ertappte  (an- 
gesichts des  hier  offensichtlichen  Zusammenhanges  mit  der  Friedlosigkeit, 
8.  Brunner  1.  c.  II.  482)  sein  Recht  auf  Fristen  und  Förmlichkeiten 
verwirkt  hatte  (s.  So  hm  Proc.  d.  L.  S.  134f)  und  eventuell  sofort  getötet 
werden  konnte  (L.  Hib.  77),  andererseits  aber  demjenigen,  der  dieses  Ver- 
fahren grundlos  veranlasste,  hohe  Strafen  drohten  (L.  Sal.  32,  L.  Rib.  42.  1.). 
In  diesen  drei  Fällen  handelte  es  sich  um  die  Grundlage  des  Processes,  die 
bei  Anefang  und  Betreibung  geschaffen  werden  musste,  bei  handhafter  That 
aber  in  specieller  Weise  gegeben  war.  so  das«  die  processuelleu  Abweichungen 
gegenüber  dem  sog.  ordentlichen  Verfahren  sich  technisch  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  thatsäcblichen  Lage  ergaben  und  nicht  aus  der  Verschiedenheit 
der  Grundsätze.  Das  Ungehorsamsverfahren  ist  eine  selbstverständliche  und 
den  zeitgenössischen  Grundsätzen  con forme  Ergänzung  des  Hauptverfahrens. 
Das  Imraobiliarverfahren  zeichnete  sich  auch  nur  durch  technische  Unter- 
schiede aus;  die  L.  Sal.  kannte  nur  partielle  Verletzungen  des  Rechtes  an 
Haus,  Hof  und  Land  (s.  v.  Bethmann- Hollweg  1.  c.  IV.  489);  durch 
die  Unrecbtsauffassung  hängt  das  später  entwickelte  Immobiliarverfahren 
mit  dem  allgemeinen,  homogenen  Verfahren  zusammen,  da  es  sowohl  den 
strafrechtlichen  Landraub,  als  auch  das  Civilunrecht  betraf;  in  letzterer 
Hinsicht  bangt  eB  mit  dem  Betreihungs-  und  Anefangverfahren  zusammen, 
da  der  Vorwurf  rechtswidriger  Vorentbaltung  mit  der  Klage  um  anvertrautes 
Gut  verwandt  ist  (s.  Brunne r  1.  c.  II.  512.)  und  Auefang  auch  auf 
Immobilien  Anwendung  fand  (s.  Htibner  1.  c.  23.)  Daraus  ist  der  engo 
Zusammenhang  der  einzelnen  Verfahrensarten  zu  entnehmen;  denn  es  ist 
besonders  merkwürdig,  das»  das  später  ergänzend  ausgebildete  Immobiliar- 
verfahren sich  eines  so  altertümlichen  Mittels  wie  der  Auefaug  bediente. 
Dasselbe  gilt  vom  Rechtsstreit  um  Freiheit;  man  könnte,  bei  üblicher  Be- 
tonung der  technischen  Unterschiede  wobl  von  einem  speciellen  Verfahren 
um  Freiheit  (ebenso  von  einem  Antrustiouenprocesse  u.  s.  w.)  sprechen. 
Man  bedenke,  dass  der  römische  Accusationsprocess  zunächst  in  Form  von 
Specialordnungen  für  verschiedene  Oeschworenenhöfe  auftrat  (s.  Mommsen: 
Röm.  Strafr.  434)  und  später  auch  nur  theilweise  zusammengefasst  wurde; 
dennoch  ist  er  als  einheitliches  Gebilde  zu  betrachten. 

Demnach  können  nur  das  Vorgehen  von  Amtswegen  und  das  des 
Königsgerichtes  als  besondere  Verfahrensarten  bezeichnet  werden. 

*)  Dies  gilt  für  das  Amtsverfahren  und  für  das  königsgerichtlicbe, 
deren  grundsätzliche  Verschiedenheit  gegenüber  dem  allgemeinen  Verfahren 
anzuerkennen  ist;  dennoch  fehlt  es  auch  da  nicht  an  einem  organischen 
Zusammenhange. 

Wie  schon  angedeutet  (s.  oben  S.  278.  A.  1.),  ergab  sich  aus  der 
x  steigenden  Machtstellung  des  Richters  uud  aus  den  staatlichen  Aufgaben, 
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bekannten  Wandlungen  haben  es  bewirkt,  dass  einzelne  Ein- 
richtungen des  alten  Processes  dank  der  Zunahme  des  obrigkeit- 
lichen Princips  im  ordentlichen  Gerichte  auch  im  allgemeinen 
Verfahren  Änderungen  erfuhren;  doch  geschah  dies  ohne  Be- 
einträchtigung des  Gesammtcharakters  des  Verfahrens  und 
nirgends  ist  ein  jäher  Abbruch  bemerkbar. 

Die  Umwandlungen  der  Ladung  lasseu  sich  nicht  ganz 
aufklären;  denn  schon  die  Mannitio  der  L.  Sal.  hat  keinen 


sowie  aus  der  Unzulänglichkeit  des  allgemeinen  Verfahrens  für  alles,  was 
nicht  Streit  «wischen  Volksgenossen  war,  das  Bedürfnis,  den  Sachverhalt 
selbst  ohne  Mitwirkung  der  Partei  (wenn  kein  Kläger  war)  beziehungsweise 
gegen  den  Willen  der  Partei  (wenn  z.  B.  der  Geschädigte  uiebt  klagen 
wollte)  aufzuklären  und  durch  die  Verfolgung  einer  nicht  angezeigten  That 
•las  Interesse  des  Piscus  am  Friedensgelde,  sowie  das  steigende  Interesse 
iles  Staates  an  der  inneren  Ruhe  (vgl.  die  Einrichtung  der  Hundertschaft»- 
pflichten)  zu  wahren.  Wie  sehr  der  fränkische  Staat  auf  seine  Betheilignng 
au  den  Processkosten  bedacht  war,  ist  u.  A.  aus  den  Strafclauseln  der 
Formeln  (s.  oben  S.  68  ff),  durch  die  man  den  Staat  für  die  betreffende 
Angelegenheit  gewinnen  wollte,  zu  ersehen.  Mit  diesem  Interesse  und  mit 
dem  steigenden  Bewusstsein  der  Fürsorgepflicht  für  den  Frieden,  hängt  die 
weitgebende  Ausdehnung  richterlicher  Thätigkeit  zusammen ;  diese  Ausdehnung 
aber  hat,  in  Verbindung  mit  der  Machtstellung  des  Königs,  beziehungsweise 
seines  Organs,  zweckentsprechende  Verfahrensäuderungen  hervorgerufen 
(analog  den  verwaltungsrechtlichen  Erweiterungen  des  römischen  Processus 
in  der  Kaiserzeit;  s.  Pernice  in  Festg.  f.  Beseler  S.  56).  So  wie  das 
Köuigsgericht  mit  der  allgemeinen  Staats-  und  Gerichtsverfassung  organisch 
zusammenhing  (s.  oben  S.  2 17  ff)  und  seine  abweichende  Gestaltung,  sowie 
seine  Competenz  aus  der  Gesammtlage  erklärt  werden  können,  so  stand 
auch  sein  Verfahren  in  engem  Zusammenhange  damit,  was  über  die  königliche 
Billigkeit  (s.  oben  S.  221)  und  Uber  die  Entwicklung  des  Strafrecbtes 
(s.  oben  S.  268.  A.  2,  275.  A.  3.)  gesagt  wurde,  welch'  letzteres,  wie  all- 
gemein zugegeben  wird  (vgl.  oben  S.  276.  A.  3),  ebenso  wie  das  Verfahren, 
durch  die  Entwicklung  des  Staatsrechtes  innerlich  beeinflusst  wurde. 

Man  kann  aber  noch  mehr  sagen.  Die  Verfolgung  der  Verbrechen 
gegen  das  Volk  war  weder  au  die  private  Anklage,  noch  an  bestimmte 
Formen  gebunden.  Es  ist  sehr  ansprechend,  weun  Rieh.  Schmidt  (I.e.  71  i) 
daran  anknüpft,  um  die  polizeiliche  Verfolgung  und  in  Willkür  ausartende 
Abstrafung  öffentlich  berüchtigter  Verbrecher  in  merowingischer  Zeit  zu 
erklären.  Diese  ausserprocessualeu,  verwaltungsrechtlichen  Maassregel u 
haben  in  karolingiseber  Zeit  processuelle  Formen  angenommen  und  mit  ihrem 
Ursprünge  hängt  es  zusammen,  dass  die  königliche  Gewalt  dabei  vor  aJlem 
die  Einleitung  des  Verfahrens  ohne  Privatankläger  und  die  Beschaffung  von 
Zeugen  in's  Auge  fasste. 
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ursprünglichen  Charakter1)  und  mit  Recht  hat  Brunn  er2) 
ihre  Anwendbarkeit  auf  Römer  betont,  mithin  ihre  Gestalt  mit 
der  Ausdehnung  des  Reiches  in  Zusammenhang  gebracht;  die 
den  Säumigen  treffenden  Folgen  widersprechen  jedoch  nicht  dem 
alten  Zwecke  der  Privatladung,  deren  Unterschied  von  der 
römischen  in  jus  vocatio  ersichtlich  ist.  ')  So  konnte  sich  auch 
die  Bannitio  usuell  leicht  einbürgern;4)  sie  war  einerseits  für 
Richter  und  Partei  praktischer/')  andererseits  mit  der  Mannitio 
combinirbar;6)  sie  verstiess,  da  sie  dieselben  Fristen  und  Formen 
wahrte,  nicht  gegen  die  herkömmliche  Auffassung,  so  dass  die 
Terminologie  schwankend7)  und  die  Mannitio  sogar  im  Immobiliar- 
verfahren  anwendbar  blieb.8)  Als  ein  römisches  Product  kann 
man  die  Bannitio  jedenfalls  nicht  bezeichnen.9) 

Auch  die  amtliche  Einleitung  des  Verfahrens  gegen  un- 
bekannte Thäter10)  durch  den  königlichen  Beamten,  die  sich  auf 
der  Grundlage  der  Polizeipflichten  der  Ortschaften  bewegte, 
entfernte  sich  nur  insoferne  von  den  allgemeinen  Ladungsformen, 
als  es  angesichts  der  mangelnden  Anklage  und  der  Unkenntnis 
der  Person  des  Thäters  geboten  war.11)  Das  Einschreiten  von 
Amtswegen,  das  im  Rügeverfahren  seine  Ausbildung  fand,  hatte 


')  s.  Brunner  1.  c.  I.  296.  A.  18.  Mayer  (in  Gött.  gel.  Am.  1891. 
S.  351  f.)  gebt  wohl  tu  weit,  wenn  er  im  Zusammenhange  mit  L.  Sal.  1.  auf 
F.  Senon.  27,  oder  gar  auf  L.  R.  Cur.  C.  Th.  XI.  11.  2.  hinweist. 

*)  1.  c 

3)  s.  Opet:  Processeinleituugsformen  S.  3  ff. 

4)  s.  Se öliger  in  Hist.  Vierteljahrschr.  I.  345 f. 

5)  Sie  gab  dem  Richter  Gelegenheit  zur  Bannbusse  und  der  klagenden 
Partei  obrigkeitlichen  Nachdruck.  Allerdings  konnte  sie  auch  missbraucht 
werden;  s.  Opet  1.  c.  172 f.  Insbesondere  war  die  richterliche  Ladung  für 
die  Feststellung  des  Ungehorsams  praktisch;  s.  Ficker:  Forschgg.  z.  R. 
u.  R.  G.  It.  I.  29  ff. 

«)  s.  Carta  Senon  2G. 

7)  s.  Ed.  Chilp.  c.  8,  Gl.  zur  L.  Rib.  32.  1.  (L.  L.  V.  277);  vgl.  Sohra: 
R.  n.  G.  V.  I.  116. 

»)  s.  Brunner  1.  c.  II.  338.  A.  34,  Schröder  R.  G.«  382,  Hübuer 
1.  c.  11  f.  Sie  weicht  natürlich,  wenn  Inquisitionsverfahren  stattfindet,  der 
richterlichen  Ladung. 

»)  s.  Opet  1.  c.  176. 

»•)  L.  Sal.  74. 

n)  Überdies  kam  gerade  hier  ein  offenbar  sehr  altes  Reinigungsverfahren 
in  Anwendnng.  —  Vgl.  oben  S.  283.  A.  1.  zn  Ende. 
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denselben  Zweck,  ohne  jedoch  den  auf  die  Ernirung  des  Ver- 
brechers folgenden  Process  besonders  zu  beeinflussen.  So  wie 
das  in  L.  Sal.  74  behandelte  Einschreiten  ist  auch  die  Einleitung 
des  Rüge  Verfahrens  vor  allem  als  verwaltungsrechtliche  Maass- 
regel zu  betrachten;  der  Rügeeid,  dessen  Leistung  staatsrecht- 
liche Pflicht  war,1)  wurde  auf  Grund  königlicher  Vollmacht 
abgenommen2)  und  der  falsche  Rügeeid  als  Infidelität  betrachtet.3) 
Diesen  Charakter  hat  das  Rügeverfahren  beibehalten;  es  ist 
auch  zu  keiner  Ausgleichung  des  Gegensatzes  zwischen  dem 
allgemeinen  Gerichtsverfahren  und  dem  Rügeverfahren  gekommen, 
obwohl  sich  dasselbe,  abgesehen  von  der  eigenartigen  Process- 
einleitung,  vielfach  derselben  Beweismittel  wie  da»  allgemeine 
Gerichtsverfahren  bediente.  Der  allgemeine  Process  hat  sich, 
wie  erwähnt,4)  für  die  Streitigkeiten  zwischen  Volksgenossen 
entwickelt;  da  er  im  Übrigen  versagte,  mussten  die  Lücken, 
die  man  bei  steigender  Entwicklung  der  Friedensfürsorge  empfand, 
durch  die  obrigkeitliche  Processeinleitung  ausgefüllt  werden,  die 
mithin  auch  ohne  fremdrechtliches  Vorbild  erklärlich  erscheint. 
Demgegenüber  ist  die  königsgerichtliche  Ladung,  schon  wegen 
der  Fassung  des  indiculus  commonitorius,  als  Product  römischer 
Tradition  zu  bezeichnen  ;'•)  an  und  für  sich  begründete  wohl  die 
örtliche  Entfernung  das  Bedürfnis  schriftlicher  Ladung,  für 
deren  Stylisierung  natürlich  römische  Formulare  herangezogen 
wurden. 

Mit  dem  Charakter  der  Ladung  hängt  es  zusammen,  dass 
—  abgesehen  von  amtlichem  Einschreiten  —  die  Partei  die 
Voraussetzungen  der  Einleitung  des  Verfahrens  zu  schaffen 
hatte.  Sie  konnte  dies  weder  vom  Gerichte  noch  vom  Gegner 
verlangen,6)  musste  sich  vielmehr  damit  begnügen,  dass  die 


>)  Cap.  de  missis  instruendis  v.  J.  829  läset  anstatt  dos  Rügeeides  die 
Berufung  auf  den  Treueid  an. 

*)  Cap.  Pipp.  800  -810  c.  3. 

s)  s.  Anm.  1.  —  Eine  der  ältesten  Nachrichten  über  die  Anwendung 
des  RügeYerfahrens  betrifft  das  eroberte  Italien  (8.  Cap.  Pipp.  782-786  c.  8). 
was  ihm  den  Anschein  eiuer  Pacificierungsmaassregel  giebt. 

«)  s.  oben  S.  278.  A.  2.  su  Ende  u.  S.  283.  A.  1. 
5)  s.  Brnnner:  Schwurgerichte  S.  76 ff. 

•)  Deshalb  nimmt  Brunner  I.  c.  II.  502  m.  R.  an,  dass  auch  im 
Anefangsrerfahren  der  im  Besitze  der  Sache  betretene  Mann  ursprünglich 
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Rechtsordnung:  durch  allgemeine  Einrichtungen  die  Schaffang 
dieser  Voraussetzungen  ermöglichte,1)  für  deren  Richtigkeit  die 
Partei  verantwortlich  war. 

Dem  Wesen  des  Verfahrens  entsprach  es,  dass  es,  trotz 
der  formell  richtig  erfolgten  Ladung,  gegen  den  Säumigen  nicht 
durchgeführt,  wohl  aber  gegen  dieses  neue  Unrecht  gerichtet 
werden  konnte;2)  von  der  alten  Auffassung  ausgehend,  erlitt 
das  Verfahren  gegen  den  Ausgebliebenen  nur  jene  Änderungen, 
die  sich  aus  der  Ingerenz  des  Königsgerichtes  und  aus  der 
Stellung  des  Grafen  ergaben,3)  ohne  dass  ein  neues  Princip  das 
alte  verdrängt  hätte.4) 

Der  Auffassung  gemäss,  die  es  unthunlich  erscheinen  Hess, 
von  den  am  Streite  unmittelbar  betheiligten  Personen  abzusehen, 
konnte  sich  die  Stellvertretung5)  nicht  durchsetzen,  obwohl 
der  Formalismus  des  Verfahrens  die  Beistandsleistung  eines 
Vorsprechers  aufkommen  Hess.  Den  Vorsprecher  kann  man 
bekanntlich  nicht  als  Vertreter  betrachten  und  ebenso  gehören 
die  Fälle  dauernder  Bevormundung  nicht  hierher.  Nur  durch 
königliches  Praeceptum,  dem  ein  schwerfälliges  und  zweifellos 


nur  verpflichtet  war,  den  Klüger  «um  Gewähren  zu  führen  und  dass  die 
fränkische  Pflicht,  den  Gewähren  vor  Gericht  zu  stellen  (L.  Sal.  47, 
L.  Rib.  33)  einen  Fortschritt  bedeutet. 

z.  B.  durch  die  harten  Folgen  der  Verwebrung  der  Haussuchung 
(L.  Rib.  47.  2.),  durch  die  Folgen  der  Nichteinhaltung  des  Streitgedinges  u.  s.  w. 

a)  Sehr  gut  sagt  So  hm  (Proc.  d.  L  Sal.  16G):  Das  Cootnmatial- 
verfahren  hat  nicht  die  Aufgabe,  eine  einzelne  Processhandlung  zu  erzwingen; 
es  hat  das  Ganze  des  regelmässigen  Rechtsganges  zu  ersetzen. 

3)  Namentlich  aus  der  richterlichen  Vollstreckungsgewalt  (vgl.  Ed. 
Chilp.  c.  8,  L.  Rib.  32.).  Gaudenzi  1.  c.  §  40  (S.  226)  führt  die  „leges 
dominicae"  darauf  zurück,  dass  der  Erfolg  der  Ladung  uuter  den  Schutz 
des  Königsgerichtes  gestellt  wurde. 

*)  S.  Schröder  R.  G.4  374 f.  L.  Rib.  32.  3  lässt  gegen  den  Säumigen 
Vollstreckung  zu,  aber  ohne  Urtheil;  man  zog  es  vor,  Friedlosigkeitsfolgeu 
eintreten  zu  lassen,  anstatt  ein  Urtheil  in  Abwesenheit  zu  fällen  (s.  oben 
S.  279.  A.  1).  Gegen  diese  ohne  Urtheil  vorgenommene  Vollstreckung 
konnte  man  sich  durch  Verpflichtung  zum  Erscheinen  am  Königsgerichte 
wehren  (L.  Rib.  32.  4.);  wenn  aber  der  Belangte  diese  Verpflichtung  nicht 
eingehen  wollte,  blieb  nichts  auderes  als  die  Acht.  Somit  ist  der  alte 
Grundsatz  wohl  umgangen,  aber  nicht  durch  ein  neues  Princip  ersetzt. 

b)  s.  Lass:  D.  Anwaltschaft  im  Zeitalter  der  Volksrechte  u.  Capitt. 
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germanischrechtliches  Verfahren  voranging,1)  konnte  Stellver- 
tretung bewirkt  werden.  Eine  Ausnahme  bildete  das  königs- 
gerichtliche Verfahren,  während  das  Vertretungsprivileg  der 
königlichen  Schutzbefohlenen  eher  vom  Standpunkte  ihrer  eigen- 
tümlichen Rechtslage  zu  betrachten  wäre.2)  Die  Zähigkeit  des 
fränkischen  Rechtes  ist  in  diesem  Falle  desto  merkwürdiger,  als 
ja  bekanntlich  die  auf  romanistischer  Praxis  beruhenden  Formeln 
die  Vertretung  kannten;  Überdies  wäre  vom  Standpunkte  des 
zunehmenden  obrigkeitlichen  Princips  im  Gerichtswesen  die 
Einräumung  der  Stellvertretung  ohnehin  zulässig  gewesen;3) 
ihre  Unzulässigkeit  entsprach  also  den  alten,  trotz  römischen 
Beispieles  und  trotz  der  Zunahme  des  amtlichen  Einflusses  im 
Gerichte,  aufrechterhaltenen  Anschauungen,  die  nur  langsam 
zurückwichen.4) 


>)  Nämlich  die  in  Mark.  I.  21  beschriebene  commendatio  cansae;  es 
ist  an  bemerken,  das«  da*  königliche  Praeceptam  allein  nicht  genügte, 
ebensowenig  wie  die  commendatio  cansae  ohne  königliches  Praeceptum. 

s)  Sie  gelangten,  analog  wie  Vassalien,  Immunitätaleute  u.  s.  w.  anf 
eine  andere  Rechtsgrundlage.  Das  natürlichere  wäre  allerdings  gewesen, 
dass  sie  der  König  durch  seine  Beamten  vertreteu  hätte;  offenbar  schien 
dies  ungenügend,  weil  darin  kein  Schute  gegen  eventuelle  Beamtenwillkür 
gelegen  wäre;  man  Hess  daher  die  Schützlinge  des  Königs  an  dem  allgemeinen 
Vertretungsrechte  des  Königs  tbeilnehmen. 

3)  Weil,  dem  Richter  an  dem  persönlichen  Erscheinen  weit  weniger 
liegen  konnte,  als  der  Processpartei. 

*)  Capit.  leg.  add.  ex  817  c.  3  lässt  die  Bestellung  von  Stellvertretern 
für  Witwen,  Waisen  und  Arme  durch  den  Grafen  zu,  geht  aber  Ton  der 
Voraussetzung  der  Recbtsunkundigkeit  aus;  wir  haben  es  also  eigentlich 
mit  einem  obrigkeitlichen  Schutzmittel  zu  thun.  Durch  königliches  Privileg 
konnte  das  stareloco  auctoris  (s.  Hark.  I.  36)  eingeräumt  werden.  Tamassia: 
La  defensio  (Arch.  giur.  Fil.  Seraflni  I.  fasc.  3.)  bemerkt  m.  R.,  dass  diese 
Formel  einen  Fall  betrifft,  wo  der  Auetor  (der  Schenker)  erblos  gestorben 
war,  so  dass  niemand  die  dem  Auetor  und  seinen  Erben  obliegende  Ver- 
tretung des  Rechtsgeschäftes  (s.  Mark.  II.  19,  Carta  Senon.  2.  Lindenbr. 
8,  19)  übernehmen  konnte,  ausser  dem  König;  dieser  aber  zog  es  vor,  den 
Erwerber  loco  auctoris  auftreten  zu  lassen.  Wenn  auch  diese  Gestaltung 
zweifellos  germanisch  ist  (was  Tamassia  zu  verkennen  scheint),  so  mnsa 
man  doch  zugeben,  dass  die  weiteren  Ausführungen  des  Verf.  und  der 
Umstand,  dass  in  andern  Fällen  der  Anctor  selbst  von  vorneherein  den  Er- 
werber zum  Auftreten  ermächtigen  konnte,  die  Annahme  uubedingter  Un- 
zulässigkeit des  stare  loco  auctoris,  wenigstens  nach  der  praktischen  Seite 
hin,  erschüttert. 
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Das  formelle  Verhalten  der  Parteien  vor  Gericht  hat 
durch  die  Entwicklang  der  Einreden  eine  Ausgestaltung 
erfahren,  die  aber,  streng  genommen,  anch  dem  früheren 
Processe  nicht  ganz  mangeln  konnte.  Gab  doch  schon  L.  Sal.  45 
zu  Einreden  Anlass1)  und  es  muss  die  Nichteinhaltung  der 
Ladungsformalitäten  (Fristen  n.  s.  w.)  zur  Verweigerung  der 
rechtsförmlichen  Antwort  berechtigt  haben.  Immerhin  hat  aber 
der  formelle  Tanganierungsakt  die  Einreden  erschwert,  so  dass 
das  ribuarische  Recht,  das  schon  eine  grössere  Bewegungsfreiheit 
der  Parteien  anstrebte,2)  diesen  Formalact  für  verschiedene 
Personenkategorien  und  für  den  Fall  der  Vorweisung  von 
Urkunden  ausschloss.3)  Richtigerweise  bringt  die  herrschende 
Meinung  die  Ausgestaltung  der  Einreden  mit  dem  Steigen  der 
richterlichen  Stellung  in  Zusammenhang,4)  ohne  dass  man  dabei 
an  eine  fremdrechtliche  Beeinflussung  zu  denken  hätte;6)  die 
Ausgestaltung  der  Einreden  beruht  auf  der  Gesammtentwicklung 
des  Gerichtswesens  und  des  Verfahrens.6) 

Hinsichtlich  des  Beweises  hielt  das  fränkische  Recht  im 
allgemeinen  an  der  germanischen  Beweisvertheilung  fest,7)  wenn 

J)  Für  den  Fall,  wenn  die  Voraussetzungen  von  L.  Sal.  46.  1.  nicht 
zutrafen,  oder  wenn  die  Voraussetzungen  von  L.  Sal.  14.  4.  oder  von  45.  3. 
vorlagen. 

*)  Vgl.  L.  Rio.  30.  l. 

9)  L.  Rib.  68.  19,  69.  8;  vgl.  Sohm:  Proc  d.  L.  S.  144 ff. 

«)  Der  Partei  mochte  es  von  ihrem  subjectiven  Standpunkt  gleichgültig 
sein,  warum  der  Gegner  den  Anspruch  bestreitet;  gegenüber  dem  richter- 
lichen Antwortbefehl  war  eine  motivirte  Erklärung  schon  viel  notwendiger; 
s.  Sohm:  R.  u.  G.  V.  I.  141  f. 

6)  Man  kann  keine  Anlehnung  an  römische  Normen,  insbesondere  auch 
nicht  an  die  im  Breviar  enthaltenen  wahrnehmen. 

6)  Die  Berufung  auf  einen  Gewährsmann  im  Immobiliarverfahren 
kommt  praktisch  einer  Einrede  gleich  und  das  Verfahren  wendet  sich  dann 
gegen  den  Auetor;  analog  dem  Anefangverfahren. 

7)  Diesen  principiellen  Gesichtspunkt  hat,  im  Einklänge  mit  der 
herrschenden  Meinung,  (s.  auch  Patetta:  Le  ordalie  S.  29.)  zuletzt  Hübner 
1.  c.  160  gut  behandelt,  während  Declareuil  in  Nouv.  Rev.  bist  de  dr. 
fr.  et  etr.  XXII.  223 ff  u.  267  mit  sehr  interessanten  Gründen  allgemein 
evolutionistischer  Art  den  Sachverhalt  zu  erklären  versucht,  ohne  seine  Auf- 
fassung beweisen  zu  können.  Jedenfalls  trägt  aber  dieser  neue  Erklärungs- 
versuch zu  sicherer  Feststellung  des  originell  germanischen  Gesichtspunktes 
bei,  verstärkt  also  mittelbar,  wenn  auch  mit  andern  Gründen,  das  Resultat, 
zu  dem  die  herrschende  Meinung  gelangt  ist. 

v.  Il.nlhnn,  Rrtm  Rorht  in  den  Rorm.  Volksslnntcn.   III.  19 
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auch  der  mit  Helfern  geschworene  Voreid  dem  Belangten 
einen  erschwerten  Unschuldsbeweis  auferlegen  konnte.  Den 
formalistischen  Grundlagen  gemäss  betrachtete  man  den  Beweis 
als  eine  Waffe,  deren  Handhabung  nicht  von  dem  Ermessen 
des  Gerichtes  abhing  und  die  Beweisrolle  wurde  theils  durch 
die  Annahme  der  besseren  Kenntnis  des  Beklagten,  theils  durch 
die  ins  Treffen  geführte  Klagbestärkung  des  Angreifers  bestimmt.1) 

Dies  gilt  namentlich  vom  Zeugenbeweise,  wenn  der 
Kläger  in  der  Lage  war,  durch  Zeugenführung  sein  besseres 
Wissen  wahrscheinlich  zu  machen.2)  Da  schon  die  L.  Sal.  dem 
Zeugenbeweise  eine  grössere  Ausdehnung  gab  als  andere  Rechte 
dieser  Stufe,a)  so  erlitt  das  allgemeine  Beweisvertheilungsprincip 
in  diesen  Fällen  eine  Ausnahme,  welche  mit  der  keimenden 
Auffassung,  dass  der  Beweis  nicht  nur  dem  Gegner,  sondern 


Die  irrige  Ausicht,  dass  das  fränkische  Recht  in  dieser  Beziehung  von 
dem  germanischen  Princip  abweicht,  hat  noch  Löning  (Reinigungseid 
S.  99ff.)  vertreten,  der  Voreingenommenheit  Tardif's  (Ilist.  des  sources 
du  dr.  fr.  Orig.  rom.  S.  1G2)  aber  blieb  es  vorbehalten,  hier  romische  Be- 
einflussung anzunehmen;  ».  Brissaud  1.  c.  2 19 ff 

Dass  die  Beweisführung  des  Klägers  bei  handhafter  That  keine  grund- 
sätzliche Ausnahme  bedeutet,  hat  Brunn  er  I.  c.  II.  372  f  (gegen  Lüningl 
nachgewiesen.  —  Es  ist  zu  bemerken,  dass  selbst  beim  Zeugeubeweise.  trotz 
allgemeiner  Wahrscheinlichkeit  besserer  Sachkenntnis  des  Zeugen  fuhrers, 
die  Zeugen  des  Beklagten  denen  des  Klägers  vorgingen.  —  Auf  die  An- 
nahme besserer  Sachkenntnis  beim  Beklagten,  namentlich  in  Strafrechtsfallen, 
geht  u.  A.  Beaudouin  (Remarques  sur  la  preuve  par  le  serment  du  dgfendeur 
in  Ann.  de  ITniv.  de  Greuoble  VIII.  421)  ein. 

*)  s.  vor.  Anm.  —  Eine  Ausnahme  bildete  die  amtliche  Beweisaufnahme 
im  Iuquisitionsverfahren,  wo  die  Frage  der  Beweisrolle  selbstverständlich 
wegfiel. 

•»)  s.  Brunner  1.  c.  IL  395.  A.  19. 

3)  Gaudenzi  hat  (Sal.  legge  §  42  S.  231)  einen  u.  E.  guten  Versuch 
unternommen,  den  Zeugenbeweis  in  den  von  der  L.  Sal.  erwähnten  Fällen 
zu  erklären.  Der  herrschenden  Meinung,  die  durch  diese  Erklärung  gestützt 
wird,  ist  Declareuil  1.  c.  XXII.  S.  401  (vgl.  Patetta  1.  c.  241.)  in  geist- 
reicher Weise  entgegengetreten,  indem  er  den  Zougenbeweis  als  eines  der 
ältesten  Beweismittel  bezeichnete,  das  später  zurücktrat;  demgemäss  be- 
trachtet er  den  Zeugenbeweis  der  L.  Sal.  nicht  als  Fortschritt,  sondern 
gerade  als  Symptom  des  alten  Zustandes.  So  anregend  diese  Ausführang 
ist,  so  vermögen  wir  ihr  begreiflicherweise  nicht  zu  folgen;  dies  würde 
uns  weit  Uber  den  Rahmen  der  vorliegenden  Untersuchung  führen. 
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auch  dem  Gerichte  zu  geben  sei,  zusammenhängen  dürfte,1) 
aber  auch  eine  fremdrechtliche  Beeinflussung  nicht  ausschliesst.2) 
Der  formale  Charakter  des  Zeugenbeweises  ist  jedoch  im  all- 
gemeinen nicht  beseitigt  worden3)  und  auch  die  anzunehmende 
fremdrechtliche  Beeinflussung  war  so  wenig  nachhaltig,  dass 
sie  dem  Gerichtszeugnisse  keine  Bedeutung  zu  verschaffen  ver- 
mochte.4) Nur  der  Inquisitionsbeweis  war  von  diesem  formalen 
Charakter  frei,  da  die  Zeugen  nicht  von  der  Partei  geführt 
wurden  und  es  nicht  von  der  Partei  abhing,  wie  weit  ihre 
Aussagen  gehen  sollten.5)  Die  Zeugen  handelten  im  Dienste 
des  Königs0)  und  dieser  Dienst  wurde  vor  allem  für  die  Processe 
des  Fiscus  in  Anspruch  genommen,  aber  auch  auf  andere  An- 
gelegenheiten im  Königsgerichte  ausgedehnt,  wenn  der  Gerichts- 
herr seinem  Urtheile  die  materielle  Wahrheit  zu  Grunde  legen 
wollte,  die  durch  die  Bemühungen  der  Partei  nicht  zu  erbringen 


')  Diese  Auffassung  dringt  in  den  Capitularien  durch;  ß.  Brunne r's 
Bemerkungen  in:  Schwurgerichte  S.  66 f. 

aj  Es  i«t  nämlich  die  in  dieser  Hinsicht  interessanteste  Stelle  (L.  Sal.9.) 
wcstgot  bisch  beeinflusst;  s.  oben  S.  40  und  46.  Allerdings,  wenn  man  die 
neue  Auffassung  Declareuü's  annimmt,  dann  fällt  die  Hypothese  der 
freindrechtlichen  Beeinflussung  weg. 

3)  Dies  gilt  sogar  für  die  von  Karl  d.  Gr.  angeordnete  Einvernahme 
der  Zeugen.  Die  Discussio  testium  hatte  nämlich  (s.  Brunner:  Schwurger. 
S.  67)  nur  den  Zweck,  festzustellen  ob  der  Zeuge  etwas  wisse;  der  formale 
Charakter  des  Zeugen  beweise»  blieb  trotzdem  erhalten.  Die  Maassregel 
Karls  hatte  den  Zweck,  dem  Meineide  und  dem  überflüssigen  Eide  voran- 
beugen; sie  kann  also  auf  kirchlichen  Einfluss  zurückgeführt  werden. 
L.  R.  Vis.  war  in  dieser  Hinsicht  unzuläuglich;  s.  L.  R.  Vis.  C.  Th.  XI.  14.5. 

4)  Die  Erbringung  des  Beweises  war  Sache  der  Partei.  Der  Geguer 
konnte  im  allgemeinen  nicht  durch  den  Boweiserfolg  eines  andern  Processes 
gebunden  werden;  denn  er  hatte,  dem  Charakter  des  Beweisverfahrens 
gemäss,  das  Rocht  zu  fordern,  dass  der  betreffende  Beweis  ihm  geliefert 
und  von  ihm  überprüft  werde.  Nur  das  Königsgericht  kouute  die  auch 
sonst  schon  keimende  Auffassung,  dass  der  Beweis  nicht  nur  der  Partei 
sondern  auch  dem  Richter  geliefert  wird,  zum  Princip  erheben,  wodurch 
erst  die  Autorität  des  Gerichtszeugnisses  begründet  wurde.  (Vgl.  Brunner: 
D.  fJericbtszeuguis  u.  d.  fr.  Königsurk.  in  Kestg.  f.  Heffter  S.  152  ff).  Das 
Wesen  der  fränkischen  gerichtlichen  Notitia  hat  ebenfalls  Bruuner  (Z.  Gesch. 
d.  Urk.  I.  240  fT )  erörtert. 

5)  s.  Brunner:  Schwurger.  8.  85. 

«)  s.  Brunn  er  1  c.  1 14  f  und  Zeugen  u.  Inquis.  bew.  (Forscbgg. 
S.  155  f,  231  ff.) 

19' 
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war.1)  Man  war  sich  des  exceptionellen  Charakters  dieses 
Zeugenbeweises2)  so  sehr  bowusst,  dass  man  es  nur  in  be- 
schränktem Maasse  anwendete,  wenn  auch  die  Grenzen  durch 
den  Umfang  des  Königsschutzes  und  des  Privilegienwesens 
überhaupt  thatsächlich  erweitert  wurden.  Der  Umstand,  dass 
schon  das  YOmische  Recht  eine  Ausnahmsbehandlung  des  Fiscus 
kannte,3)  macht  es  angesichts  der  besprochenen  Beeinflussung 
des  fränkischen  Finanzwesens  durch  das  römische4)  wahrscheinlich, 
dass  man  einem  römischen  Beispiele  folgte.5)  Dieser  Wahrschein- 
lichkeit gegenüber  kommt  destomehr  die  Ausdehnung  dieses 
Ausnahmsverfahrens  auf  Privilegirte  in  Betracht,  denn  es  ist 
daraus  zu  entnehmen,  dass  die  Function  dieser  eventuell  fremd- 
rechtlichen Einrichtung  im  fränkischen  Reiche  eine  andere, 
eine  der  Gesammtlage  entsprechende,  geworden  war.6) 


»)  Sei  es,  weil  überhaupt  keine  Partei  auftrat,  das  Delict  aber  doch 
nicht  unbestraft  gelassen  werden  konnte,  oder  weil  der  Partei  (c.  ß.  dem 
Fiscus,  den  Fremden  u.  s.  w.)  die  volksrechtlicben  Beweismittel  schwer 
zuganglich  waren  (s.  B.  zahlreiche  Eideshelfer). 

s)  Ebenso  wie  des  Ersatzes  der  Ladung  durch  Rüge  verfahren. 

3)  s.  v.  Bethiuann-Hollweg  1.  c.  III.  77 f,  230f,  327;  Tgl.  Pernice 
in  Festg.  f.  Beseler  S.  67.  Hau  hat  es  hier  mit  einem  verwaltungsrecht- 
lichen Einschlage  im  Verfahren  su  thnn,  aus  dem  sich  processrechtliche 
Privilegien  entwickelt  haben.  Es  kommt  weiter  in  Betracht,  dass  Diebstahl 
an  Staatsgut  von  Amtswegen  geahndet  wurde;  s.  Mommsen  Strafr.  S.  768. 
Für  das  römische  Recht  in  Gallien  ist  L.  R.  Vis.  C.  Th.  II.  1.  6.  su  er- 
wähnen, wo  für  Fiscalprocesse  die  Anwesenheit  des  Rationalis  und  die 
aequitas  in  Aussicht  genommen  wird. 

«)  s.  oben  S.  210. 

*)  Dafür  spricht  auch  der  promissorische  Zeugeneid  (s.  Brunner: 
Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis  in  Forschgg.  S.  245)  und  die  Delegation  der 
Inquisitionsvollmacht  an  Missi  und  Grafen. 

•)  Man  kann  hier  überhaupt  eine  Analogie  mit  der  Entwicklung  des 
Immunitätsweseus  (s.  oben  S.  140 f)  und  mit  manchen  anderen  für  das 
fränkische  Reich  charakteristischen  Vorgängen  finden.  Der  Inquisitions- 
beweis ist  weder  auf  das  Königsgoricht  beschränkt,  noch  allgemein  aus- 
gedehnt worden;  es  hat  also,  wie  auf  vielen  Gebieten,  auch  hier  der  Abschluas 
gefehlt.  Für  das  Innere  dieser  Entwicklung  ist  der  Hangel  fester  Grundsätze 
des  Verfahrens  lehrreich;  weder  die  Fragestellung  an  die  Inquisitionszeugen, 
noch  der  Ausspruch  derselben  waren  geregelt;  s.  Brunner:  Schwurgerichte 
S.  117  tt.  Dies  fällt  desto  mehr  auf,  als  ja  hier,  angesichts  der  Notwendigkeit 
der  Ausfüllung  einer  Lücke  (wir  meinen  die  mehrmals  erwähnte  Unzulänglich- 
keit des  allgemeinen  Verfahrens  für  alles,  was  über  den  Rahmen  eines 
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Trotz  der  Ausdehnung  des  Zeugenbeweises  bildete  der 
assertorische  Eid1)  ein  Hauptbeweismitte],  dessen  Anwendbarkeit 
für  die  Partei  und  ihre  Helfer,  sowie  für  Zeugen,  nicht  ab- 
genommen bat;  wir  sehen  im  Gegentheil  eine  Zunahme,  da  die 
heidnische  Klagbetheuerung  durch  den  Voreid  ersetzt  wurde,2) 
der,  insofern  als  er  den  Unschuldsbeweis  des  Gegners  erschweren 
konnte,3)  eine  Beweisfunction  hatte.  Hinsichtlich  der  Eideshilfe 
ging  zwar  das  fränkische  Recht  von  der  Heranziehung  der 
Sippegenossen  theilweise  ab,4)  ohne  jedoch  die  alte  Sitte,  deren 
Rückgang  hier  leicht  erklärlich  ist,5)  ganz  zu  verleugnen.8) 
Die  Combination  ernannter  und  gewählter  Eideshelfer  gehört 
jenem  Übergangsstadium  an,  das  auch  dem  langobardischen 
Rechte  bekannt  war.7)  Dem  Übergangsstadium  entspricht  ferner 

Streites  zwischen  Volksgenossen  hinausging),  der  König  freie  Hand  hatte 
nnd  andererseits  gewiss  das  Bedürfnis  bestand,  das  neue,  aus  verwaltungs- 
rechtlichen Sicberheitsmaassregeln  hervorgegangene  Verfahren,  in  feste 
Formen  su  bringen.  Gerade  der  Mangel  abschliessender  Ausgestaltung 
verräth  die  alten  Wurzeln  dieser  Einrichtung  (s.  oben  8.  283.  A.  1.  zu 
Ende);  hätten  wir  es  mit  einfacher  Nachbildung  römischer  Muster  zu  thun, 
dann  wäre  die  Entwicklung  anders  ausgefallen.  Den  alten  Anknüpfungs- 
punkten entsprechend,  theilte  auch  dieae  Institution  das  Schicksal  sämtlicher 
Staatseinrichtungen  und  hat  trotz  mancher  romanistischen  Anregung  keine 
volle  Sicherung  und  keine  Abrundung  erfahren. 

!)  Im  Gegensatze  zum  promissorischen  der  römischen  Zeugen,  wie  ihn 
noch  L.  Rom.  Cur.  XI.  13.  kennt. 

*)  L.  Sal.  106,  Ed.  Cbilp.  c.  10. 

3)  vgl.  noch  L.  Rib.  67.  6;  s.  Hübner  1.  c.  76ff. 

<)  Prozimiores  werden  nämlich  ausdrücklich  nur  für  den  Freiheits- 
beweis gefordert  (L.  Cham.  c.  10,  Form.  Senon.  rec.  2,  6,  Lindenbrog.  21.) 
v.  Amira  bat  in  Germania  XX.  S.  63  ff  die  Eidesbilfe  der  Verwandten  und 
ihre  Umwandlungen  im  fränkischen  Rechte  eingehend  behandelt. 

*)  Er  hängt  nämlich  offenbar  mit  der  Zerrüttung  der  alten  Verbände 
durch  die  fränkischen  Reicbsgründungsverhältnisse  zusammen;  s.  De  ciareu  il 
1.  c.  XXm.  195  f. 

*)  Die  vorzugsweise  Heranziehung  der  vicini  zur  Eidesbilfe  (z.  B. 
F.  Andeg.  28,  60  a.)  ist  wohl  auf  die  alte  Tradition  sippemäsaiger  Nieder- 
lassungen zurückzuführen.  Die  drei  seniores  (L.  Sal  102;  vgl.  L.  Sal.  48. 2.) 
gehen,  wie  Brunner  1.  c.  II.  386  annimmt,  auf  die  ältesten  Mitglieder 
bestimmter  Magschaf ts gm ppen  zurück. 

7)  Die  ältere  Auffassung  legte  auf  die  Mitverstrickung  der  Verwandten 
in  den  Eid  Gewicht;  demgegenüber  musste  später  das  Bedenken  auftauchen, 
dass  die.. Heranziehung  der  Verwandten  eigentlich  eine  Beweiserleichterung 
bilden  kann;  daher  die  Zwitterbildung. 
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die  Stellung  der  Eideshelfer  im  Verfahren  um  handhafte  That: 
sie  waren  materiell  Zeugen,  formell  Eideshelfer.  Der  Eid  war 
wesentlicher  als  das  Wissen;1)  demgemäss  bewegte  er  sich  in 
altherkömmlichen,  formellen  Bahnen;2)  eine  Ausnahme  bildete 
blos  der  Zeugeneid  im  Inquisitionsbeweise.3) 

So  wie  selbst  die  Erweiterung  des  Zeugenbeweises  die 
formellen  Gesichtspunkte  nicht  zu  überwinden  vermochte,  so 
hat  sich  auch  die  Bedeutung  der  Gottesurt heile  erhalten, 
ja  sogar  gesteigert.4)   Leichter  als  man  es  von  vornherein  an- 

')  8.  Sohm:  R.  u.  G.  V.  I.  576. 

2)  S.  L.  Rib.  67;  vgl.  oben  S.  279.  A.  2.  Auf  eiue  wichtige  Aenderuni; 
hat  Siegel  (Oer.  Verf.  S.  230)  aufmerksam  gemacht,  nämlich  auf  das 
individuelle  Schwören  der  Eideshelfer  anstatt  des  frühereu  Gesammreides, 
man  darf  hier  mit  Brunner  (1.  c.  II.  434)  kirchlichen  Eiufluss  annehmen. 
Gaudenzi  (1.  c.  §  42.  S.  230)  spricht  sich  für  eineu  inneren  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Waffeneide  und  dem  Gottesurtheile  (gemeint  ist  der 
Zweikampf)  aus  und  betrachtet  den  Eidesbelfer  als  Kampfgenossen;  nach- 
weisbar ist  dies  nicht,  wenn  auch  für  die  grane  Vorzeit  nicht  unwahrscheinlich. 
Trotz  der  inneren  Verwandtschaft  zwischen  Eid  und  Gottesurtheil,  die  in 
der  Inanspruchnahme  der  Gottheit  besteht  (s.  Beaudouin  1.  c.  416),  darf 
doch  nicht  übersehen  werden,  dass  diese  Inanspruchnahme  in  beiden  Fällen 
eine  grundverschiedene  ist.  Jedenfalls  hat  sich  das  Recht  dieser  Zeit  von 
der  Auffassung  des  Eideshelfers  als  Kampfgenossen  im  Sinne  Gaudenzi'a 
weit  entfernt,  da  es  nicht  nur  die  Wahl  eines  Theiles  der  Eideshelfer  dem 
Gegner  überliess,  sondern  sogar  Eideshelfer  für  promissorische  Eide  zulies» 
(s.  Sohm  1.  c.  I.  578  ff). 

Immerhin  ist  der  formelle  Standpunkt,  von  dem  aus  Eid  und  Eideshilfe 
behandelt  wurden,  unverkennbar  ;  abgesohen  von  dem  allgemeinen  Formalismus 
kommt  die  Bestrafung  der  bei  falschem  Eide  betheiligten  Eideshelfer  in 
Betracht;  sie  erfolgte  (L.  Sal.  48.  2,  L.  Rib.  66.  1.)  uach  Analogie  des 
Bandenverbrechens. 

3)  s.  Bruuuer:  Schwurger.  S.  86. 

*)  v.  Amira  hat  (Gott.  gel.  Auz.  1888.  S.  54f;  sowie  bei  Pau!: 
1.  c.  III.  217)  gerichtlichen  Zweikampf  und  Gottesurtheil  streng  geschieden, 
indem  er  hervorhob,  dass  das  Kampfordal  die  Todtungsbefugnis  involvirte. 
während  das  Gottesurteil  bloss  Beweis  bezweckte.  Die  wichtige  Rolle  de« 
Zweikampfes  für  das  ältere  germanische  Recht  anerkennend,  wendet  sich 
v.  Amira  bekanntlich  gegen  die  Annahme  altgermanischer  Geltung  des 
Gottesurt  beils  und  geht  dann  (Gött.  gel.  Anz.  1896.  S.  206  ff.)  noch  weiter, 
indem  er  das  fränkische  Gottesurtheil  auf  fremde  Vorbilder  zurückführt, 
der  gerichtliche  Zweikampf  sei  erst  in  fränkischer  Zeit  (soweit  er  nicht 
zurückgedrängt  wurde),  zum  Gottesurtheil  umgestaltet  worden. 

Dieser  Auffassung  ist  —  insofern  sie  deu  gerichtlichen  Zweikampf 
betrifft  —  beizutreten  (vgl.  Declareuil  1.  c.  XXUI.  330 f.,   s.  jedoch 
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nehmen  könnte,  verfiel  das  fränkische  Recht  in  die  Anwendung 
dieser  ultima  ratio,  zu  der  man  nicht  etwa  erst  nach  Erschöpfung 
oder  bei  gänzlichem  Mangel  anderer  Beweismittel,  sondern  oft 
mit  Umgangnahme  derselben,1)  Zuflucht  nahm.  Dieser  hart- 
näckige Rückfall  vom  Rechtsstreite  in  das  Suchen  der  Ent- 
scheidung durch  eigene  Kraft  und  das  Allwissen  der  Gottheit, 
beherrscht  förmlich  den  fränkischen  Proccss-)  und  beleuchtet 
das  besonders  zähe  Festhalten  an  alten  Traditionen.  Viel  hat 
dazu  allerdings  die  Haltung  der  fränkischen  Kirche  beigetragen; 


Pntetta  1.  c.  16  u.  173f.  über  den  Zusammenhang  zwischen  Zweikampf 
und  Gottesurtheil,  ferner  1.  c.  234  über  den  Grund  der  Nichterwähnung 
des  Zweikampfes  im  älteren  fränkischen  Rechte);  im  übrigen  jedoch 
müssto  der  Import  einer  so  auffälligen  Institution  erst  nachgewiesen 
und  die  grosse  Verbreitung  einer  fromdrechtlichen  Einrichtung,  sowie  das 
Räthsel  ihrer  Duldung  durch  die  Kirche  (die  bekanutlich  derartiges  nur 
dann  duldete  und  gedeihen  Hess,  wenn  sie  es  eingewurzelt  vorfand)  eingehender 
erörtert  werden,  als  es  v.  Amira  in  seinen  kurzen  Bemerkungen  thun  konnte. 
W.  Schul tze  (Deutsche  Gesch.  I.  330,  II.  447)  scheiut  dennoch  jeno 
Auffassung  als  bewiesen  anzunehmen,  während  Patetta  1.  c.  243  gerade 
den  Standpunkt  der  L.  Sal.  als  einen  der  älteren  Stufo  des  Ordalwesons 
entsprechenden  bezeichnet. 

Für  die  vorliegende  Untersuchung  müssen  wir  selbstverständlich  von 
einem  Versuche  der  Aufklärung  dieses  Problems  absehen;  für  uns  genügt 
die  Thatsache,  dass  das  Gottesurtheil  jedenfalls  unrömisch,  mit  den  Ideen 
des  römischen  Processrechtes  ganz  unverträglich  war  und  dass  durch  die 
Geltung  des  Gottesurtheils  der  Einfluss  des  römischen  Beweisrechtes  auf 
das  fränkische  gehindert,  vielmehr  das  letztere  in  unrömischen  Bahnen  fest- 
gehalten wurde.  Gleichviel  ob  das  fränkische  Recht  das  Gottesurtheil  aus 
der  germanischen  Vergangenheit  übernommen,  oder  erst  auf  unbekannte 
Weise  reeipiert  und  ausgestaltet  hat,  ist  es  für  seinen  Gedankengang 
bezeichnend,  dass  ihm  dieses  Beweismittel  näher  lag.  als  eine  Fortbildung 
des  Zeugenbeweises,  oder  eine  weitgehende  Anwendung  des  ürkundoubeweises. 

1)  So  wenn  der  Freie  von  vorneherein,  also  nicht  erst  mangels  anderer 
Beweismittel,  zum  Kesselfang  provociert  wurde  (L.  Sal.  82),  ferner  bei  der 
Zeugenschelte  (L.  Sal.  94);  allerdings  haben  schon  L.  Rib.  30.  1.  2,  31.  5 
und  Capitt.  dies  eingeschränkt. 

2)  Diese  Beherrschung  drückt  sich  in  der  aussergerich Hieben  Anwendung 
von  Ordalien  aus,  gegen  die  Cap.  miss.  v.  J.  803.  c.  11.  auftrat.  Solbst  das 
Gerichtszeugnis  konnte  durch  Ordal  überprüft  werden  und  sogar  das  Königs- 
gericht Hess  den  Widerspruch  zweier  Urkunden  durch  Ordal  lösen;  s. 
Mühlbacher  No.  187  u.  196  ex  776.  Bezeichnend  ist  das  bekannte  Gebot 
des  Glaubens  an  die  Gottesurtheile  (Cap.  Aquisgr.  ex  809.  c.  20),  namentlich 
im  Vergleiche  mit  Liutprand  118. 


Digitized  by  Google 


29H 


man  mag  fragen,  ob  die  Kirche  das  Ordal  im  Frankenreiche 
deshalb  nachgiebiger  als  anderwärts  behandelte,  weil  sie  mit 
dem  Staate  nnd  seinen  Mängeln  von  Anfang  an  enger  verknüpft 
war,1)  oder  weil  die  Ordalsitte  hier  stärker  auftrat,  als  bei 
andern  Völkern,2)  —  so  viel  steht  fest,  dass  sich  die  Kirche 
mit  der  Christianisierung  der  Ordalformen3)  begnügte  and  dass 
die  Geltung  des  Gottesurtheils  durch  die  weitere  Entwicklung 
desselben4)  gefestigt  wurde,  so  dass  es  nur  im  Inquisitionsbeweise 
zum  grössten  Theil  wegfiel. 

Unter  solchen  Umständen  konnte  sich  das  neue  Beweismittel, 
die  Urkunde,  nicht  leicht  durchsetzen,  obwohl  es  an  Urkunden- 
formularien,  die  eine  leichte  Handhabung  des  Urkunden wesens 
ermöglichten,  nicht  fehlte.  Dennoch  bedurfte  die  Urkunde,  um 
sich  als  Beweismittel  im  wahren  Sinne  des  Wortes  zu  behaupten, 
des  Aufgebotes  königlicher  Autorität;  denn  die  Bedeutung  der 
Königsurkunde  beruhte  nicht  auf  der  Anerkennung  des  schrift- 
lichen Beweismittels,  sondern  vielmehr  auf  der  besonderen 
Stellung  des  Königs,  dessen  Wort  nicht  angezweifelt  werden 
durfte;  ihre  Unanfechtbarkeit  gehörte  also  theil  weise  dem  staats- 
rechtlichen Gebiete  an  und  ging  im  selben  Grade  über  das 


*)  Es  iit  in  Th.  II.  S.  296  ausgeführt  worden,  dass  die  fränkische  Kirche 
infolge  ihrer  Annäherung  an  das  Königtum  dem  weltlichen  Rechte  gegen- 
über schwächer  auftrat  nnd  nicht  nur  den  Romanismus  weniger  schützte, 
sondern  sogar  ihr  eigenes  Recht  vielfach  dem  Einflüsse  des  weltlichen 
Rechtes  anheimfallen  liess;  s.  L  c.  311. 

9)  Es  gelang  z.  B.  der  Kirche  nicht,  den  ihr  widerwärtigen  Zweikampf 
zu  beseitigen  oder  ihn  durch  die  Ausdehnung  des  Kesselfauges  und  durch 
die  Kreusprobe  zu  ersetzen;  im  Gcgentheile  trat  der  Zweikampf  sogar 
zuweilen  an  die  Stelle  des  Kosseifanges;  s.  Extra v.  B.  c.  4  zur  L.  Sal. 
Auch  betreffs  der  Art  des  Ordals  erwies  sich  die  Tradition  stark;  so  s.  B. 
hinsichtlich  der  alten  Zweikampfsform,  die  sich  bei  den  Saliern  erhalten 
und  auf  Ripuarier  ausgedehnt  wurde;  s.  Oap.  legi  Rib.  add.  ex  803  c  4,  7. 

3)  Sie  drang  übrigens  auch  da  nicht  ganz  durch;  so  scheint  sich,  trotz 
der  Christianisierung  des  Kesselfanges,  die  ältere  heidnische  Form  theilweise 
erhalten  zu  haben;  s.  Brunner  1.  c.  IL  407. 

*)  Namentlich  durch  die  kirchliche  Anerkennung;  so  z.  B.  wurde  die 
Eisenprobe  im  kirchlichen  Sendgerichte  angewendet  (vgl.  Cap.  Pipp.  ex 
800—810  c  4.);  die  Wasserprobe  vertheidigt  selbst  Hinkmar  (de  diroitio 
Lotn.  interr.  6.),  trotz  des  Verbotes  des  Cap.  miss.  Worm.  ex  82»  c  11 
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processrechtliche  hinaus.1)  In  der  Zulässigkeit  der  schlichten 
Scheltung2)  der  Privaturkunde,  die  dann  durch  Eid  mit  12  Eides- 
helfern vertheidigt  werden  musste,  äusserte  sich  die  Schwäche 
des  Urkundenbeweises  und  besonders  hervorzuheben  ist  der 
Umstand,  dass  erst  die  L.  Rib.  (58)  den  Urkundenschreiber 
zum  Beweise  heranzog,  ja  sogar  Schriftvergleichung  kannte,3) 
während  das  salische  Recht  dem  Urkundenproducenten  die 
Beweisführung  auferlegte,  ohne  auf  das  Wissen  des  Urkunden- 
schreibers Gewicht  zu  legen.  Angesichts  des  im  übrigen  weiteren 
Rahmens  des  Zeugenbeweises  im  salischen  Rechte  ist  die 
Ignorirung  des  wichtigsten  Urkundenzeugen,  nämlich  des 
Schreibers,  ein  Beweis  für  die  Unzulänglichkeit  des  römisch- 
rechtlichen  Einflusses  im  Beweisrechte;  im  Zusammenhange 
aber  mit  der  besprochenen  Bedeutung  des  Gottesurtheils  ein 
Beweis  für  das  Beharrungsvermögen4)  des  fränkischen  Rechtes 


')  Geistreich  führt  Bresslau  (in  Forscbgg.  z.  dtscb.  Gesch.  XXVI. 
S.  8  f.)  aus,  dass  bei  der  Schelte  (sogar  der  Königsarkunde)  Echtheit  und 
Richtigkeit  des  Inhalts  formell  nicht  unterschieden  wurden;  die  Überprüfung 
der  Echtheit  der  Königsurkunde  sei  durch  Anrufung  des  Königs  erfolgt. 
Daraus  Hesse  sich  manches  schliessen;  s.  jedoch  dagegen  Seeliger  in 
Mitth.  d.  Instit.  XI.  398.  A.  1. 

«)  Dass  der  Unterschied  zwischen  schlichter  und  förmlicher  Urkunden- 
schelte  nicht  mit  der  römischen  Unterscheidung  privatrechtlicher  und  straf- 
rechtlicher Urkundenanfechtung  zusammenhängt,  ist  klar;  sowohl  Begriff 
als  Rechtsfolgen  lassen  sich  nicht  vergleichen. 

3)  Dieser  Fortschritt  wird  allgemein  m.  K.  römisch-kirchlichem  Einflüsse 
zugeschrieben.  Die  Schriftvergleichung  ist  im  ribuarischen  Rechte  (59.  5) 
ebenso  wie  im  römischen  ein  subsidiäres  Auskunftsmittel,  dem  L.  20.  Cod. 
Just.  IV.  21  Mißtrauen  entgegenbringt.  Trotz  römischen  Einflusses  geht 
L.  Rib.  insofern  selbständig  vor,  als  sie  erst  für  den  Fall  des  Ablobens  des 
Urkundenschreibers  Schriftvergleichung  zulässt. 

4)  Es  ist  nämlich  klar,  dass  die  Urkunde  kein  volles  Beweismittel 
bildete,  da  es  stets  einer  Anzahl  von  Zeugen,  beziehungsweise  sogar  eines 
Gottesurtheils  bedurfte,  um  sie  zu  vertreten.  Da  auch  das  Gerichtszeugnis 
keine  Autorität  hatte,  so  konnte  der  Besitzer  einer  Urkunde  in  verschiedenen 
Processen  immer  wieder  zu  neuerlicher  Vertretung  seiner  Urkunden  verhalten 
werden.  Der  Vortheil  der  Befreiung  von  dem  Formalismus  der  Antwort 
gehört  nicht  dem  Beweisrechte  an;  nur  die  Bedrohung  der  als  grundlos  er- 
wiesenen Anfechtung  durch  Bussen  gewährte  einen  mittelbaren  Beweis  vortheil, 
da  der  Gegner  deswegen  vorsichtig  vorgehen  musste.  Man  steigerte  diese 
Sicherung  durch  Vereinbarung  von  Anfechtungsbussen  bei  Abfassung  der 
Urkunden..  Ferner  kommt  in  Betracht,  dass,  wie  Brunn  er  (Commentationes 
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gerade  auf  diesem  Gebiete,  auf  dem,  schon  wegen  der  an- 
gernianischen  Herkunft  des  Urkundenbeweises,  eine  von  dem 
römischen  Vorbilde  abweichende  Entwicklung  am  allerwenigsten 
zu  erwarten  wäre.1) 

Die  Folter  ist  jedenfalls  romanischen  Ursprungs,-)  wurde 
jeduch  nur  für  Knechte  angewendet")  und  hat  überdies,  trotz 
kirchlichen  Einflusses,  die  Benutzung  des  Loosordals  für  dieselben 
Fälle  nicht  behindert.4) 

Das  Urtheil  steht  auf  älterer  Stufe  als  bei  den  Lango- 
barden") uud  der  formelle  Fortschritt,  der  darin  liegt,  dass  man 
nicht  ausdrücklich  auf  Beweis  oder  Gelöbnis,  sondern  auf  Beweis 
oder  Leistung  erkannte,  hängt  mit  dem  Fortschritte  des  Execntions- 


in  hon.  Mouiinseni  S.  686 f.)  gegen  Kicker  nachgewiesen  bat  die  Zeugen 
der  fränkischen  Privaturkundo  uicht  Beurkundung»-  sondern  Handlungszeugec 
waren;  nur  insoferne  der  Abschluss  des  Rechtsgeschäfte«  durch  Begebung 
der  carta  erfolgte,  die  Zeugen  also  diese  Begebung  bestätigten,  waren  sie 
mittelbar  auch  Beurkuudungszeugeu.  Für  die  Schwäche  der  Urkonden- 
berlcutung  spricht  die  Behandlung  der  Collision  von  Künigsurkunden  in 
L.  Kib.  60.  7,  die  allerdings  in  Praee.  Chloth.  II.  §  5  in  römischrech  tlichea 
Sinne  geordnet  war.  —  I  ber  diese  Mängel  des  Urkundenbeweises  s.  auch 
A.  S.  Schultze  in  Ztschr.  f.  d.  Privat-  u.  öff.  R.  d.  Gegenwart  XXII.  HU  f. 

l)  Ueber  die  Wandlungen,  die  das  Verfahren  wegen  Ersatzes  verlorener 
Urkunden  durchgemacht  hat,  s.  meinen  Aufsatz  in  Nouv.  Revue  bist,  de 
droit  franc.  et  etr.  XV.  3i>yff. 

-)  s.  v  Bethmann-Hollweg  1.  c.  IV.  509.  Brunner  1.  c.  II  413. 
A.  "8  stellt  L.  Sal.  40  mit  dem  Westgothenrecht  zusammen,  ohne  jedoch 
eine  formelle  Verwandtschaft  zu  behaupten,  die  auch  nicht  besteht.  Schröder 
R.  G.4  S.  «5  und  v.  Amira  (bei  Paul*  III.  S.  218)  nehmen  die  Folterung 
von  Unfreien  schon  für  die  älteste  Zeit  als  wahrscheinlich  an.  Diese  Annahme 
ist  gewiss  zulässig;  uichtsdestoweuiger  muss  man  mit  Brunner  (1.  c.  414 
die  gesetzliche  Einführung  der  Folter  für  Knechte,  wie  überhaupt  die 
Regelung  des  Beweisverfahrens  für  Unfreie,  als  eine  Neuerung  gegenüber 
dem  früheren  Rechtszustande  betrachten.  Angesichts  der  Bedeutung,  die 
die  Folter  bei  den  Westgothen  erlangt  hatte,  kann  diese  Neuerung  auf 
fremdrechtliche  Beeinflussung  zurückgeführt  werden,  welcher  Beeinflussung 
das  fränkische  Recht,  mit  Rücksicht  auf  die  schon  für  die  ältere  Zeit 
wahrscheinliche  Folterung  von  Unfreien,  leicht  zugänglich  sein  mochte. 

3)  Darüber  hinaus  offenbar  nur  missbräuchlich;  s.  Greg.  Tur.  VII.  22. 
Form.  Imper.  30. 

*)  s.  Bruuner  1.  c.  II.  414. 

)  Denn  es  ist,   mit  Ausnahme  des  Urtheils  nach  durchgeführtem 

Inquisitiousbcweise,  zweizüngig. 
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Verfahrens  zusammen.1)  Die  Partei  hatte  einen  persönlichen 
Anspruch  auf  das  Unheil;2)  dieser  Anspruch  konnte  sofort 
geltend  gemacht  werden  und  war  in  seinem  Wesen  von  den 
Folgen  der  Justizverweigerung  nach  römischem  Rechte  ganz 
verschieden.3)  Hinsichtlich  der  Urtheilschelte  blieb  das  fränkische 
Recht,  da  es  auf  die  Absicht  der  Urtheilfinder  nicht  einging, 
alten  Ideen  treu.4)  Die  Möglichkeit,  das  Schelteverfahren  vor  das 
Königsgericht  zu  bringen,  bildete  den  Übergang  zur  Appellation; 
mochte  da  auch  nicht  sofort  meritorische  Entscheidung  statt- 
finden/') so  hatte  doch  das  Königsgericht  zu  entscheiden,  ob  die 
Schelte  begründet  war  und  dies  konnte  ohne  Prüfung  der  Rechts- 
lage nicht  geschehen.  Schon  in  merowingischer  Zeit  durfte  man 
gegen  die  executorische  Pfändung  an  das  Königsgericht  gehen,6) 
also  gegen  den  vollstreckenden  Beamten  klagen.  Gegen  die 
Schöffen,  die  ja  theilweise  als  amtliche  Functionäre  betrachtet 
wurden,7)  musste,  bei  Zunahme  des  Amtsprincips  im  Gerichte 
und  angesichts  des  Charakters  der  königlichen  Gerichtsbarkeit,8) 
eine  desto  grössere  Möglichkeit,  das  Urtheil  im  Appellwege  zu 
überprüfen,  bestehen.9) 


')  s.  Frnnken:  Pfandrecht  230ff,  Brunn er  1.  c.  II.  363. 

a)  Die  Saumigkoit  der  Urtheilfinder  kommt  eben  nicht  nur  vom  Stand- 
punkte der  allgemeinen  Hechtsordnung,  sondern  noch  mehr  vom  Standpunkte 
des  verletzten  Parteiinteresses  in  Betracht,  da  sie  als  ein  der  Partei  zu- 
gefügtes Unrecht  aufgefasst  wurde.  Deshalb  wurde  auch  die  Gegenpartei 
verhalten,  entweder  das  Urtheil  zu  schelten  oder  es  anzunehmen  (s.  Cap. 
miss.  in  Theod.  villa  ei  805.  c.  8),  da  sonst  die  Sache  verschleppt  und  der 
Zweck  des  Urtheils  voreitelt  wurde. 

3)  s.  Cohn:  Jnstizverweigernng  S.  99 ff. 

4)  Es  war  also  auch  hier  die  subjective  Unrechtsempfindung  der  Partei 
maassgebend;  vgl.  H.  0.  Lehmann:  Der  Rechtschutz  gegen  Kingr.  d. 
Staatsbeamten  S.  20  ff,  55  ff. 

5)  Daraus,  dass  eine  und  dieselbe  Angelegenheit  auf  Grund  der  Schelte 
wiederholt  vor  das  Königsgericht  gelangen  konnte  (s.  Brunner  1.  c.  II.  361. 
A.  42.)  ist  zu  entnehmen,  dass  der  König  den  Rechtsstreit  zu  abermaliger 
Entscheidung  an  das  zuständige  Gericht  verweisen  konnte. 

6)  s.  Ed.  Chilp.  c.  8,  L-  Rib.  32.  4. 

7)  a.  oben  8.  225.  A.  1. 

»)  a.  oben  S.  222.  A.  4.  und  223.  A.  1. 

»)  Und  zwar  vom  Standpunkt  des  der  Partei  zugefügten  Unrochtes, 
was  deutlich  ans  der  Möglichkeit  eines  Processes  zwischen  dem  Appellanten 
und  den  Rachinburgen  vor  dem  Köuigsgerichte  hervorgoht  (Cap.  Pipp.  ex 
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Wichtige  Fortschritte  sind  im  Vollstrecknngs-  und 
Befriedigungsverfahren  zu  bemerken.  Schon  L.  Sal.  (50.  2.) 
verlangte  richterliche  Erlaubnis  für  die  aussergerichtliche 
Pfändung1)  und  so  konnte  sich  die  gerichtliche  Vollstreckbarkeit 
desto  leichter  entwickeln.  Nichtsdestoweniger  haften  ihr  Spuren 
der  Ableitung  aus  der  Acht  und  dem  Ungehorsamsverfahren 
an,2)  die  auch  in  der  Frohnung  wahrnehmbar  sind,3)  trotzdem 
dass  dieselbe  aus  amtlicher  Thätigkeit  hervorgegangen  ist.4) 


754-766.  c.  7.)  M.  R.  hebt  Eimein  (N.  Rev.  bist  de  dr.  fr.  et  etr.  XI.  553) 
hervor,  dass  das  Königsgericht  nicht  verpflichtet  war,  jede  Berufung  ent- 
gegenzunehmen. Dieser  Umstand  lässt  die  Berufung  als  ein  ausserhalb  des 
Processen  im  eigentlichen  Sinne  liegendes  Rechtsmittel  erscheinen;  sie  gehörte 
theilweise  dem  Verwaltungsrechte  an,  (s.  Fournier:  Essai  aur  l'hist.  da 
droit  d'appel  S.  92,  97,  104.)  insoferne  durch  sie  ein  widerrechtlicher 
Spruch  des  Richters  behoben  werden  konnte,  wenn  es  der  König  thun  wollte. 
Deshalb  ist  schon  oben  (S.  223)  die  Annahme  eines  romischen  Vorbildes 
abgelehnt  worden;  die  eigentlich  processrechtlichen  Unterschiede  «wischen 
der  römischen  Appellation  und  der  nur  theilweise  analogen  fränkisch eu 
Einrichtung  hat  Esmein  1.  c.  549 f.  erörtert.  Man  kann  also  sowohl  ans 
historischen,  wie  auch  aus  processrechtlichen  Gründen  die  frankische  Berufung 
an  das  Kölligsgericht  von  den  betreffenden  römischen  Vorbildern  unterscheiden; 
Fournier  gelangt  (1.  c.  137f.)  zur  Uberzeugung,  dass  das  Appelwesen  keine 
abschliessende  Gestaltung  gefunden  hat;  es  theilte  eben  das  Schicksal 
säinmtlicber  Verwaltungseinrichtungen. 

>)SchröderR.G.4  371  spricht  m.  R,  von  einer  Mittelstellung,  die 
das  salische  Recht  in  dieser  Beziehung  einnahm. 

3)  Scharfsinnig  bemerkt  Brunner  L  c  IL  464.  A.  10,  dass  die  Wer- 
geldbusse,  die  denjenigen  bedrohte,  der  den  Grafen  ohne  gesetzliche  Voraus- 
Setzung  zur  Vornahme  der  Vollstreckung  veranlasste,  dadurch  zu  erklären 
ist,  dass  der  Gepfändete  dem  Friedlosen  analog  behandelt  wurde.  Den 
Zusammenhang  mit  dem  Ungehorsam  verfahren,  nämlich  mit  dem  Grundsätze 
des  indirecten  Zwanges,  erweist  die  Bedeutung  des  Urtheilerfüllungagelöbnisses ; 
s.  Siegel  1.  c.  219ff,  Sohm:  Proc.  d.  L.  Sal.  163ff. 

s)  Auf  die  Frohnung  näher  einzugehen,  müssen  wir  hier  unterlassen 
sie  hängt  mit  der  gesammten  Entwicklung  des  Immobiliarrechtes  zusammen. 
S.  Esmein:  Etnde  sur  les  contrats  S.  167. 

*)  s.  Schröder  L  c.  372 f  und  die  dort  angeführte  Literatur.  —  Den 
Zwiespalt  zwischen  dem  Drang  der  Verhältnisse  nach  realer  Befriedigung 
durch  unmittelbare  Vollstreckung  und  dem  alten  Personalzwang,  der  den 
Willen  mittelbar  beugte,  versucht  Horten  1.  c  I.  143  auf  den  Freiheit*- 
siun  zurückzuführen.  Man  kann  die  Charakterisierung  dieses  Zwiespaltes 
gelten  lassen,  weniger  die  Erklärung  durch  den  Freiheitssinn;  grössere 
Bedeutung  als  dieser  Sinn  hatte  u.  E.  der  aussergerichtliche  und  nicht- 
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Als  Befriedigungsgegenstand  spielte  auch  die  eigene  Person 
noch  immer  eine  grosse  Rolle,  obwohl  es  der  Kirche  gelang, 
die  Selbstverknechtung  zur  Selbstverpfändung  abzuschwächen;1) 
für  den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  wurde  an  strengen  Folgen 
festgehalten.  Trotz  grosser  Fortschritte  merkt  man  allen,  die 
Vollstreckung  und  Befriedigung  betreffenden  Normen,  ihre  Ab- 
leitung aus  den  zwei  germanischen  Wurzeln  an,2)  die  für  die 
Durchfuhrung  des  Urtheils  grundlegend  waren. 

Man  wird  daher  keine  wesentliche  Beeinträchtigung  des 
fränkischen  Processrechtes  durch  fremde  Beeinflussung  anzu- 
nehmen haben,  vielmehr  hervorheben  müssen,  dass  die  Neuerungen 
und  Erweiterungen  mit  der  Gesammtentwicklung  zusammen- 
hängen; ihr  entsprach  es,  dass  die  Neuerungen  keinen  ab- 
schliessenden Charakter  hatten  und  den  Ausgangspunkt  nicht 
verleugneten;  jene  einschneidenden  Neuerungen,  die  der  erstarkten 
königlichen  Gewalt  ihre  Entstehung  verdankten  und  die  Aus- 
dehnung des  Kreises  staatlicher  Aufgaben  begleiteten,  weisen 
ähnliche  Eigenschaften  auf,  wie  die  entsprechenden  Erscheinungen 
des  ganzen  staatlichen  Lebens;  sie  hängen  also  doch  thoil weise 
mit  germanischen  Ideen  zusammen,  denen  sie  auch  in  der  Ent- 
wicklung zugänglich  waren.  Der  Unterschied  besteht  aber 
darin,  dass  die  Wandlungen  auf  staatlichem  Gebiete  nach  und 
nach  alle  Theile  des  öffentlichen  Lebens  ergriffen,  während  die 
weitgehenden  Neuerungen,  die  sich  aus  der  Entfaltung  der 
Königsgewalt  ergaben,  nur  zum  Theile  allgemeine  Anwendung 
fanden;  denn  aus  naheliegenden  und  mehrmals  erwähnten  Gründen 
war  die  Widerstandskraft  des  Staatsrechtes  eine  geringere.  — 

Haben  wir  derart  auf  Schritt  und  Tritt  einen  Zusammenhang 
zwischen  der  Entwicklung  der  Staats-  und  Gesellschaftsverhältnisse 

staatliche  Charakter  der  Processverträge  (s.  ohen  S.  179.  A.  1),  die  allerdings 
trotz  der  Folgen  des  Ungehorsamverfahrens  hinter  der  unmittelbaren  Voll- 
streckung zurückstanden,  so  dass  die  Verbältnisse  zur  Ermöglichung  der 
Vollstreckung  drängten.  Bekanntlich  gelangte  man  zum  Ziele  nur  theilweise 
und  anf  Umwegen. 

s.  Brunn  er  in  Sav.  Ztschr.  XI.  97  f,  141  und  R.  G.  n.  443. 
a)  Nämlich  aus  dem  Urtheilserfüllungsgelöbnis  und  aus  dem  Ungehorsam- 
verfahren. S  e  e  1  i  g  e  r  hat  (s.  Hist.  Vierteljahrscbr.  1. 347  ff )  in  sehr  einsichts- 
voller Weise  den  von  So  hm  so  stark  betonten  Gegensatz  zwischen  volks- 
rechtlicher und  königsrechtlicher  Vollstreckung  auf  das  richtige  Maass 
zurückgeführt. 
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einerseits  und  des  Straf-  und  Processrechtes  andererseits,  sowie 
eine  in  beiden  Fällen  analoge,  wenn  auch  durchaus  nicht  uberein- 
stimmende Rolle  der  fremdrechtlichen  Impulse  wahrgenommen, 
so  muss  man  doch  von  vornherein  für  die  Entwicklung  des 
fränkischen  Privat  rechtes  und  für  die  Art,  in  der  sich  die 
fremden  Impulse  auf  diesem  Gebiete  geltend  machen  konnten, 
einen  anders  gearteten  Zusammeuhang  annehmen.  An  der 
Ausdehnung  der  Strafgewalt  und  der  Verstärkung  des  obrigkeit- 
lichen Prinzips  im  Gerichtswesen  und  im  Verfahren  war  das 
Königtum,  angesichts  der  veränderten  Sachlage  unmittelbar 
interessiert,  während  für  das  Privatrecht  die  Unmittelbarkeit 
des  Interesses  fehlte  und  die  veränderte  Sachlage  nur  mittelbar 
einwirken  konnte. 

Was  aber  die  fremdrechtlichen  Impulse  betrifft,  so  ist  schon 
erwähnt  worden,  dass  einerseits  durch  die  rasche  Bekehrung 
der  Franken  zum  Katholicismus,  also  durch  den  Mangel  des  in 
den  arianischen  Reichen  bestandenen  Gegensatzes,  die  Annäherung 
zwischen  Romanen  und  Germanen  gefördert  wurde,')  während 
andererseits  die  bereits  in  römischer  Zeit  eingetretene  Rück- 
bildung römischer  Rechts-  und  Wirtschaftsorganisation  der  Grenz- 
länder, namentlich  die  Überhandnähme  der  Naturalwirtschaft,-) 
sowie  die  Gestaltung  des  Vulgarrechtes,  eine  Rechtslage  ge- 
schaffen hatten,  die  den  Germanen  nicht  so  fremd  erscheinen 
mochte,  wie  die  Rechtslage  der  hoch  entwickelten  Provinzen. 
Der  Gegensatz  des  verflachten  römischen  Privatrechtes  in 
Gegenden,  aus  denen  das  römische  Element  nach  und 
nach  gewichen  und  die  frühzeitig  in  die  germanische 
Ansiedlungs-  und  Interessensphäre  gelangt  sind,  sowie  des 
germanischen  Privatrechtes,  das  sich  der  Einwirkung  der 
materiellen  Reste  römischen  Cultur-  und  Verkehrswesens, 
namentlich  in  Städten  und  Domänen,  nicht  verschliessen  konnte, 
war  nicht  unüberbrückbar.  Er  war  jedenfalls  nicht  zu  ver- 
gleichen mit  den  grossen  Unterschieden  zwischen  römischem 
und  germanischem  Straf-  und  Processrccht,  die  mit  den  beider- 
seitigen öffentlichrechtlichen  Einrichtungen  in  ganz  anderem 
Grade  zusammenhingen.  An  der  Hand  der  Formeln  und  anderer 
Quellen  können  wir  das  gegenseitige  Verhältnis  des  vergröberten 

i)  s.  Theil  II.  S.  241.  A.  3. 
a)  1.  c.  241  f. 
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römischen  Rechtes  und  des  eindringenden  fränkischen  beobachten : 
es  konnte  im  Privatrechte  eine  Bereicherung  eintreten,  ohne 
dass  dieselbe  zu  grundstürzenden  Änderungen  germanischer 
Rechtsideen  geführt  hätte.  Änderungen  mussten  sicli  aus  der 
Bereicherung  des  Rechtslebens  ergeben;  jedoch  selbstverständlich 
in  anderer  Weise  als  im  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens;  denn 
ihre  Nothwendigkeit  ergab  sich  nicht  aus  der  Ausdehnung  des 
Reiches  und  nicht  aus  der  Mehrung  königlicher  Gewalt,  auch 
nicht  unmittelbar  aus  der  Zersetzung  der  socialen  Verhältnisse; 
sie  ergab  sich  aus  der  vielseitigen  Entwicklung  und  Steigerung 
des  wirtschaftlichen  Lebens,  welche  allerdings,  aber  nur  mittel- 
bar, mit  den  allgemeinen  Wandlungen  zusammenhing.1) 

Trotz  aller  Spärlichkeit  ihrer  Nachrichten  veranschaulicht 
die  L.  Sal.  nicht  nur  die  sippenniässigen  Grundlagen,  sondern 
auch  die  Berührungspunkte  des  alten  Privatrechtes2)  mit  andern 
Rechtsgebieten;  denn  nur  in  diesem  Umfange  war  die  Allgemeinheit 
an  dem  Privatrechte  interessiert.  Tit.  60,3)  der  für  den  Austritt 
aus  der  Sippe  eine  Öffentlich  vorzunehmende  Rechtshandlung 
anordnet,  klärt  gleichzeitig  die  äussere  Bedeutung  der  Sippe 
gegenüber  der  Allgemeinheit  auf;  die  Verzichtleistung  des  Aus- 
scheidenden bezieht  sich  auf  jene  Angelegenheiten,  durch  welche 
das  Sippeband  nach  Aussen  wichtig  war.  Diesen  Angelegenheiten 
wandte  denn  auch  dio  L.Sal.  ihre  Aufmerksamkeit  zu,4)  während  die 
übrigen  privatrechtlichen  Fragen,  insofern  sie  das  Volk  nicht  ander- 
weitig berührten/')  keine  Berücksichtigung  fanden,  so  dass  nur  ein 
Theil  des  Privatrechtes  überhaupt  an  die  Oberfläche  gelangt  ist.6) 


*)  Aus  dem  Zwecke  der  vorliegenden  Untersuchung  .ergiobt  sich  die 
Unmöglichkeit  eingehender  Behandlung;  dies  gilt  speciell  für  das  Privat  rocht, 
dessen  reiche,  wenn  auch  rochtshistorisch  noch  immer  nicht  ausreichende 
Litteratur  naturgemäss  nur  sehr  theilweise  angeführt  werden  kann;  die 
beste  Zusammenstellung  giebt  Sehr  öd  er. 

'*)  Nämlich  desjenigen  Stoffes,  der  nach  moderner  Systematik  dem 
Privatrechte  zugerechnet  wird. 

3)  Gaudunzi:  Sal.  legge  §  49  wählt  diesen  Titel  mit  Recht  zum 
Ausgangspunkte  seiner  Erörterung  des  salfränkiscken  Privatrechtes. 

«)  Ausser  der  Eidespflicht  findet  das  Erbrecht  (L.  S.  4G,  59)  Erwähnung. 
Auf  „tota  ratio'  beziehen  sich  offenbar  44,  5«.  62. 

6)  So  durch  ihre  Beziehung  zum  Gerichtswesen;  L.  S.  47,  60,  52. 

b)  Und  zwar  aus  Anlass  eines,  gegen  das  betreffende  Rechtsgut  ge- 
richteten Vergehens. 


Digitized  by  Google 


304 


Wenn  dies  auch,  wie  erwähnt,1)  der  Anlage  der  L.  Sal 
entsprach,  so  ist  doch  ans  dieser  Behandlung  des  Privatrechtes  auf 
seine  ursprüngliche  Stellung  innerhalb  des  Gesammtrechtes  zu 
schliessen;  der  Eindruck,  den  wir  da  gewinnen,  bestätigt  die  Er- 
gebnisse, zu  denen  die  Forschung  auf  anderem  Wege  gelangt  ist.2) 


*)  S.  oben  S.  23.       2,  24.  A.  1. 

8)  t.  Zallinger  hat  in  seinem  geistreichen  Vortrage  über  Wesen 
nnd  Ursprung  des  Formalismus  (Wien  1898)  auseinandergesetzt,  wie  nicht 
nur  SchuldTertiältnisse,  sondern  auch  andere  Privatrechtsverhältnisse  «hinter 
der  äusseren  Welt  der  Gewaltverhältuisse"  zurücktraten  und  hat  diese  Er- 
scheinung m.  R.  auf  das  Princip  „des  typischen  Formalismus*  zurückgeführt 
Die  Rechtsordnung  berücksichtigte  nur  ein  in  bestimmter  Erscheinung  sicht- 
bares Rechtsverhältnis;  sichtbar  konnte  aber  nicht  das  rechtliche  Machthaber 
soudern  nur  die  Thatsache  der  Iunehabung  werden.  Da  sich  eine  Rechts- 
verletzung nioht  als  Angriff  gogen  das  Recht  in  abstracto,  sondern  gegen 
bestimmte,  typische  Erscheinungsformen  dieses  Rechtes  äusserte,  berück- 
sichtigte die  L.  Sal.  privatrechtliche  Verhältnisse  nur,  wenn  sie  jene  typische 
Form  annahmen,  durch  die  sie  mit  der  allgemeinen  Rechtsordnung  in 
Berührung  traten  nnd  somit  actuell  wurden;  denn  in  solchen  Fällen  waren 
sie,  dank  ihrem  äusseren  Gepräge,  nicht  nur  schutzbedürftig,  sondern  auch 
zum  Schutze  geeignet,  ohne  dass  den  formalistischen  Gesichtspunkten  des 
Straf*  und  Erocessrechtes  Abbruch  geschehen  wäre.  (Die  Unerläaslichkeit 
der  Veranschaulichung  des  verletzten  Rechtes  ist  schon  oben  S.  200.  A.  l. 
betont  worden.)  Gierko:  Deutsches  Privatr.  II.  189  vertritt  dieselbe  Auf- 
fassung, indem  er  betont,  dass  die  Gewere  nur  das  Kleid  des  Sachenrechtes 
gewesen,  das  materielle  Sachenrecht  aber  von  ihr  nicht  verschlungen  worden 
sei;  nach  Aussen  war  die  Gewere  die  allgemeine  Form,  in  der  das  Sachet) 
recht  auftrat. 

Von  diesem  Standpunkte  weicht  L.  S.  hinsichtlich  des  Erbrechtes 
scheinbar  ab;  denn  L.  S.  69  behandelt  den  Erbanspruch,  ohne  dass  von 
Rechts verletsung  die  Rede  wäre,  obwohl  dieser  Anspruch  nnr  im  Falle  des 
Tit.  76  zu  einer  Veranschaulichung  geeignet  war.  Aber  abgesehen  davon, 
dass  diese  Richtschnur  (eben  deshalb,  weil  der  Erbanspruch  vorkommenden 
falls  keine  typisch -formelle  Gestalt  annehmen  konnte)  unerlässlich  sein 
mochte,  ist  der  Berührungspunkt  mit  dem  übrigen  Rechtsleben  in  der  über 
das  Privatinteresse  der  Sippe  hinausgehenden  öffentlichrechtlichen  Bedeutung 
des  Immobiiiarerbrechtes  gegeben.  Ebenso  lässt  es  sich  auch  erklären, 
warum  L.  Sal.  die  inneren  Sippeverhältnisse  nur  hinsichtlich  der  Auseinander- 
setzung berührte;  so  lange  ein  Rechtsverhältnis  dem  Sippekreise  angehörte, 
bedurfte  es  weder  formalistischer  Veranschaulichung,  noch  materiellrochtlicher 
Regelung;  erst  im  Falle  der  Auseinandersetzung  trat  die  Berührung  der 
Sippeordnung  mit  der  allgemeinen  Rechtsordnung  ein.  Die  Frage  der 
Gleichzeitigkeit,  beziehungsweise  der  Aufeinanderfolge  von  Hansverband. 
Sippe  und  Volk  bleibt  hier  natürlich  ausser  Betracht;  sie  waren  Organismen 
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Dieser  enge  Rahmen  musste  durchbrochen  werden.  Die  fort- 
schreitende Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens  schuf  neue 
Rechtsguter,  die  nicht  nur  entsprechender  Schutznormen  bedurften; 
denn  die  Vermehrung  der  Rechtsgüter  steigerte  überdies  die 
individuelle  Werthschätzung  derselben  und  den  Verkehr.  Die 
individuellen  Interessen  begegneten  sich  hier  mit  jener  Zersetzung 
volksmässiger  Grundlagen,  die  sich  auch  im  Sippewesen  geltend 
machte,  so  dass  immer  zahlreichere  Rechtsverhältnisse  in  den 
Kreis  der  allgemeinen  Rechtsordnung  gelangten,  andererseits 
aber  auch  der  Umfang  des  Privatrechtes  zunahm.1)  Dadurch 
erhob  sich  das  Privatrecht  zu  immer  grösserer  Bedeutung;  es 
gliederte  sich  der  allgemeinen  Rechtsordnung  als  wichtiges  Theil- 
gebiet  an,  ohne  jedoch  allen  Wandlungen,  die  auf  den  andern 
Gebieten  unausweichlich  waren,  zu  unterliegen.  Die  erwähnten 
Umstände,  nämlich  die  Ausgestaltung  des  Rechts-  und  Verkehrs- 
lebens in  Verbindung  mit  der  Individualisierung  desselben 
und  dem  Rückgange  der  Sippe,  haben  die  Entwicklung  des 
fränkischen  Privatrechtes  bestimmt,  gleichzeitig  aber  auch  den 
Unterschied  zwischen  dieser  Entwicklung  und  jener  des  öffent- 
lichen Rechtes,  an  der  Königtum  und  Staatsorganismus  direct 
betheiligt  waren.2) 

verschiedener  Competenz;  die  Wortkargheit  der  L.  Sal.  ist  für  die  Er- 
kenntnis des  zeitgenössischen  Privatrechtes  insofern  belehrend,  als  sie  die 
Grenzen  desselben  und  die  Grenzen  der  Oompetenz  der  verschiedenen  Rechts- 
ordnungen beleuchtet.  —  v.  Zallingers  Ausführungen  sind  nur  hinsichtlich 
der  von  ihm  angenommenen  Epoche  selbständiger  Sippenverbände  bedenklich 
und  fordern  zu  Zweifeln  betreffs  der  Gesammtauffassung  des  alten  Sippen- 
rechtes, sowie  seiner  Beziehungen  znm  Volksrechte  auf  —  was  aber  für  die 
fränkische  Zeit  nicht  mehr  in  Betracht  kommt. 

')  Ebenso  seine  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Straf-  und  Process- 
rechte;  die  Beziehungen  des  Immobiliarrechtes  zum  öffentlichen  Rechte 
können  hier  nicht  behandelt  werden;  über  den  im  Processe  hervortretenden 
Zusammenhang  zwischen  Privat-  u.  Strafrecht  s.  oben  S.  280.  A.  1;  die 
scheinbare  Abhängigkeit  des  Privatrechtes  vom  Strafrechte  (so  jetzt  wieder 
Egger:  Vermögenshaftung  u.  Hypothek  S.  409)  beruht  eben  auf  dem 
Veranschaulicbungsbednrfnisse,  dem  man  am  besten  entsprach,  wenn  mau 
das  Civilunrecht  als  Delict  angriff. 

*)  Zu  der  Eigenartigkeit  der  Wandlungen  des  Privatrechtes  hat 
natürlich  der  Umstand  beigetragen,  dass  das  Privatrecht  am  wenigsten 
fiziert  war,  da  es,  seiner  Entwicklungsgeschichte  gemäss,  weniger  als  da« 
Straf-  und  Processrecht  von  der  Volksautorität  getragen  war,  vielmehr  in 
mancher  Hinsicht  in  den  alten  Gruppen  seinen  Sitz  hatte.  Da  auch  das 
t.  Ilalban,  ROm.  Rocht  in  den  germ.  Vollcsstaaten.  Hl.  20 
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Der  nahe  Zusammenhang  zwischen  Individualisierung  und 
Bereicherung  des  Rechtslebens  einerseits  und  den  Wandlungen 
der  Sippenverfassung,  die  wieder  mit  der  Umbildung  der  Volks- 
verfassung verbunden  waren,  andererseits,  ist  klar.  Diese 
Individualisierung  hat  eigentlich  schon  in  der  Abschwächung 
der  Un begrenz theit  der  Sippe,  also  in  alter  Zeit,  ihren  Anfang 
gefunden1)  und  musste  nunmehr  im  fränkischen  Grossstaate 
Fortschritte  machen.2)  Die  die  fränkische  Reichsgründung  be- 
gleitenden Umstände  haben  den  Bestand  der  Sippe  geschwächt: 
die  grosse  Ausdehnung  des  Gefolgschaftswesens  hat  ihr  zahl- 
reiche Elemente  entzogen3)  und  ihre  Bedeutung  gegenüber  den 
neuen  politischen  Aufgaben  erschüttert;4)  es  ist  den  Sippen 
ferner  in  den  Ansiedlungsgenossenschaften,  insoweit  dieselben 
nicht  mehr  mit  den  Sippen  identisch  waren,5)  eine  starke 

Königtum  an  der  gleichmäasigen  Entwicklang  des  Privatxechtes  nicht 
interessiert  war,  so  ergab  sich  eben  der  im  Texte  angedeutete  lockere 
Zusammenhang  zwischen  dem  Privatrechte  nnd  anderen  Rechtsgebieten,  der 
nur  da  enger  wurde,  wo  sich  das  Privatrecht,  der  Feststellung  nnd  de« 
Schatzes  wegen,  mit  andern  Rechtsgebieten  unmittelbar  berührte,  was 
namentlich  für  das  Obligationenrecht  in  besonderer  Weise  zutrifft. 

>)  Vgl.  Theil  II.  S.  140.  A.  l.;  s.  Lamprecht  in  Festg.  f.  Haussen. 
Die  Grenzen  waren  freilich  von  Volk  zu  Volk  verschieden,  ja  sogar  je  nach 
dem  Zwecke,  dem  die  Sippezahlung  gegebenenfalls  zu  dienen  hatte;  s.  Ficker 
Erbenfolge  I.  472. 

*)  s.  oben  S.  116.  A.  2. 

s)  Die  Möglichkeit,  aus  der  Sippe  auszuscheiden  (L  Sal.  60)  konnte 
gewiss  sehr  häufige  Anwendung  finden;  auch  die  Staatsgewalt  war  in  der 
Lage,  durch  Friedlosigkeit  der  Sippe  Mitglieder  zu  entziehen;  vgl.  Brunner: 
R.  G.  I.  93.  Über  das  freiwillige  Ausscheiden  s.  v.  Aiuira:  Krbeniolge 
20  ff,  v.  Moeller  in  Sav.  Ztschr.  XXI.  28  ff,  Immer  wahr:  Kündigung  65. 
Durch  Ordination  trat  man  aus  der  Sippe  nicht  aus;  s.  Dahn  1.  c.  VII.  I£L  288. 

4)  Die  Übergangslosigkeit,  die  die  fränkische  Entwicklung  kennzeichnet, 
hat  der  Sippenverfassung  die  Anpassung  an  die  neuen  Verhältnisse  noch 
mehr  erschwert,  als  bei  andern  Völkern.  Über  die  Beziehungen  des 
Geschlechtsverbandes  zur  staatlichen  Ordnung  s.  Lamprecht:  Wirtschaft.« 
leben  I.  23 ff,  Opet  in  Ergbd.  V.  198.  Selbst  für  die  Heeresvertassung 
erscheint  die  sippschaftliche  Gliederung,  mit  Rücksicht  anf  die  Dienstpflicht 
der  Romanen,  zweifelhaft. 

&)  Die  Erörterung  des  Zusammenbanges  der  Ansiedlungen  mit  den 
Sippen  moss  der  Behandlung  des  Immobiliareigentums  vorbehalten  bleiben. 
Für  den  Beginn  ist  ein  solcher  Zusammenhang  zum  grossen  Tbeile  anzu- 
nehmen; s.  Waitz  1.  c  I.  83.  A.  3,  Brunner  1.  c.  I.  85.  A.  15.;  für  die 
weitere  Entwicklung  kommt  dann  die  Zersetzung  durch  das  grundherrschaft- 
liche Element  uud  durch  die  sociale  Differenzierung  in  Betracht. 
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Nebenbuhlerschaft  entstanden,1)  der  nur  noch  das  engere  Familien- 
bewusstsein,  aber  nicht  mehr  der  gelockerte  sippschaftliche  Verband, 
Stand  halten  konnte;  die  gleichzeitige  Entwicklung  des  Strafrechtes 
hat  die  bisherige  Gewalt  der  Sippe  über  ihre  Mitglieder  geschmälert.2) 
Derart  erschüttert  und  neuer  Kraftelemente  entbehrend, 
musste  die  Sippe  auf  allen  Gebieten  Einbussen  erleiden.  Für 
die  Eideshilfe  kam  bei  den  Franken  nicht  mehr  das  Blutsband 
allein  in  Betracht;3)  die  Haftung  für  das  Wergeid  erfuhr  einen 
bemerkbaren  Rückgang,4)  der  sich  natürlich  auch  in  dem  Rechte 
auf  Empfang  des  Wergeides  äusserte.5)  Eine  Folge  der  allgemeinen 

x)  Denn  selbst  da,  wo  die  Ansiedlang  nach  Sippen  erfolgte,  wurde 
nicht  der  Rlutaverband,  sondern  die  aus  demselben  hervorgegangene  und 
vielfach  mit  hinzutretenden  fremden  Elementen  durchsetzte  wirtschaftliche 
Gruppierung  für  die  Folgezeit  wichtig. 

2)  v.  Amira  (bei  Paul3  8.  159)  leitet  das  verwandtschaftliche 
Strafrecht  aus  der  Gemeinsamkeit  der  Ehre  ab.  Über  Strafrecht  der 
Verwandten  der  Frau  berichtet  Greg.  Tur.  VI.  36,  IX  33;  vgl.  Brunner 
1.  c.  IL  469  ff,  660. 

3)  s.  oben  S.  293. 

*)  Sie  hat  sich  thaUächlich  noch  im  VI.  Jh.  sehr  stark  geltend  gemacht, 
stärker  als  aus  den  Rechtssätzen  zu  entnehmen  ist  (so  m.  R.  Brunner  in 
Sav.  Ztschr.  III.  45  und  Seebobm:  Tribal  custom  in  Anglosaxon  law  139 ff.); 
die  Rechtsordnung  hatte  aber  kein  directes  Interesse  an  der  Wergeidhaftung 
der  Sippe  und  regelte  sie  nur  für  den  Fall,  wenn  (wie  schon  Waitz: 
D.  alte  Recht  S.  177  annahm)  die  Gesippen  durch  Zahlungsversprechen  ein 
Schuldverhältnis  gegenüber  der  geschädigten  Sippe  eingegangen  sind;  in 
diesem  Falle  wurde  die  Regelung  allerdings  nach  zweifellos  altem  Her- 
kommen vorgenommen.     Lag  aber  kein  Zahluugsversprechen,  also  kein 
äusserer  Recbtagrund  vor,  so  blieb  es  der  Sippe  frei,  den  Verbrecher  aus- 
zulösen, oder  es  nicht  zu  thun  (Pack  de  tenore  pacis  c.  2;  decr.  Childeb. 
c.  5.),  woraus  zu  ersehen  ist,  dass  diese  Haftpflicht  der  Sippe  nicht  als  eine 
der  allgemeinen  Rechtsordnung  angehörende  Verpflichtung  betrachtet  wurde. 
Von  da  aus  erscheint  die  Annahme  Brunners  (1.  c.  44)  insofern  sehr  be- 
gründet, als  wir  alle  Ursache  haben,  anzunehmen,  dass  bereits  dem  Tit.  58 
die  Unterscheidung  der  Geschlechtsbusse  von  der  subsidiären  Haftung  für 
die  Erbenbusse  vorschwebte  (vgl.  Heusler  1.  c.  iL  542),  also  eine  Ent- 
wicklung, die  in  L.  Rib.  12.  2  (vgl.  Mayer:  L.  Rib.  89 ff,  96 ff,  Heck: 
Gemeinfreie  29,  349,  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XXIII.  2l8f.)  und  in  dem 
Absterben  der  Cbrenecruda  ihre  Fortsetzung  fand  (allerdings  unbeschadet 
des  Fortlebens  der  Sitte  in  den  Balischen  Tochterrechten).    Die  Rechtsordnung 
hatte  nicht  nur  kein  Interesse  an  der  Wergeidhaftung  der  Sippe,  sondern 
augesichts  der  Entwicklung  des  Strafrechtes  sogar  ein  gegenteiliges  Interesse. 

6)  Dieses  Recht  ist  bekanntlich  nicht  mehr  Recht  der  ganzen  Sippe. 
Der  Anspruch  zerfällt  iu  die  von  einander  getrennten  Ansprüche  der  Vater- 
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Lockerung  war  die  Abschwächung  des  Be?ormundung8rechtes, 
namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Geschlechts  Vormundschaft,1) 

und  Muttermagschaft,  ohne  gegenseitige  Accrescenz  und  mit  Einräumung 
eines  Fallrechtes  an  den  Fiscus.  Wir  haben  da  eiu  klares  Beispiel  staat- 
licher Ausnutzung  der  Sippengrenze  und  gleichzeitig  des  Rückganges  der 
Sippe  zu  Gunsten  der  Familien.  Ein  späterer  Zusau  (Hess.  412.  Cod.  1. 
Tit.  101.)  zeigt  überdies,  dass  die  Auftbeilung  keine  gleiche  war,  sondern 
dass  zuerst  der  Sohn  des  Erschlagenen,  dann  die  Witwe  (s.  Brunn  er  in 
Sav.  Ztschr.  III.  34)  und  dann  erst  die  beiderseitigen  proximiores  betheilt 
wurden,  so  dass  auch  hier  die  Familie  in  den  Vordergrund  trat.  Bei  der 
Gliederbusse  von  621  ,  sol.  ist  die  Magsühne  ganz  weggefallen.  Der  Zusammen- 
hang der  Wergeidhaftung  und  des  Wergeidempfanges  ist  evident  und  hin- 
reichend besprochen;  s.  noch  Seebohm  1.  c.  181  ff,  163 ff.  Dass  man  dabei 
cur  Interpretation  von  L.  Sal.  68  ganz  unzutreffenderweise  das  Immobiliar- 
recht  heranzog,  habe  ich  (unter  Anlebnuug  an  Lamprecht)  in  meiner 
Entst.  d.  Immobiliareig.  I.  8.  268  ff  nachzuweisen  gesucht,  ohne  Widerspruch, 
allerdings  auch  ohne  Zustimmung  gefunden  su  haben. 

*)  Der  Rückgang  des  Bevormundung  rechtes  der  Sippe  ist  evident; 
die  Zerrüttung  der  Sippe  machte  die  Bevormundung  unmöglich  (s.  Brunner 

I.  c.  I.  222).  Daher  auch  der  fortschrittliche  Standpunkt  des  frankischen 
Vormundschaftrechtes  (s.  v.  Ainira:  Erbenfolge  207 f,  Heusler  1.  c  IL  274, 
485),  der  sich  in  dem  Übergang  der  Vormundschaft  an  die  Familie  und  in 
der,  freilich  sehr  spärlichen,  Vormundschaft  des  Königs  äussert 

Das  interessanteste  bildet  der  UmBtand,  dass  die  Geschlecht  smunt 
tbatsächlich  im  fränkischen  Rechte  nicht  nachweisbar  ist.  Da  dieselbe  ein 
Recht  der  Sippe,  also  einen  Theil  der  Sippenrormundschaft  und  nicht  der 
Familienvormuudschaft  im  engeren  Sinne  bildete,  so  bedeutet  ihr  Mangel 
einen  Beweis  der  Schwäche  der  fränkischen  Sippe.  Wir  können  hier  auf 
das  Meritum  dieser  Frage,  die  zu  den  grundlegenden  Problemen  der  Sippeu- 
ordnung  gehört,  nicht  eingehen.  8ie  ist  durch  Ficker  und  Opet  (letzterer 
trat  schon  in  seiner  Abhandlung  Aber  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber 
in  diesem  Sinne  auf)  neuerdings  in  den  Mittelpunkt  der  Debatte  gestellt 
worden  (s.  aber  auch  schon  Lefebvre:  Introd.  ä  l'hist.  du  dr.  matrim. 
franc.  330 ff,  Meynial  in  Nouv.  Rev.  bist,  du  dr.  fran<j.  et  etr.  XXIL  178ff; 
Brissaud  1.  c.  1078.  A.  3.  und  Galy:  La  famille  ä  l'6poque  inerov.  171  ver- 
treten eine  vermittelnde  Meinung;  ersterer  folgert  aus  dem  Hervortreten 
der  Geschlecht8munt  im  Mittelalter,  dass  sie  auch  in  fränkischer  Zeit,  wenn 
auch  weniger  sichtbar,  bestanden  habe,  während  Galy  für  die  Frau  zwar 
einen  Mundwalt  gelten  lässt,  demselben  jedoch  eine  andere  Stellung  zuweist, 
als  dem  Vormund  i.  e.  S.)  Für  eine  Lösung,  die,  wie  erwähnt,  hier  nicht 
versucht  werden  kann,  muss  man  wohl  von  der  Ansicht  Heu  Biers  (L  c 

II.  482  ff,  608 ff.)  ausgehen,  wonach  die  Sippenvormundschaft  nicht  im  Interessf 
der  Mündel,  sondern  im  Sippeninteresse  ihre  Begründung  fand ;  tritt  nun 
dieser  Auffassung  bei,  die  mittelbar  von  Brunner  unterstützt  wird  (da  er 
1.  c.  I.  86,  222,  die  Sippe  als  Trägerin  der  Vormundschaft  und  den  Vormund 
als  Vertreter  der  Sippe  bezeichnet),  so  gelangt  man  zu  der  Überzeugung. 
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sowie  die  dem  Sippeninteresse  abträgliche  Entwicklung  des 
Erbrechtes.1) 

dass  der  Umfang  dieses  Sipperechtes  mit  der  Sippeomacht  zusammenhing, 
daher  durchaus  nicht  Überall  derselbe  sein  musste  (s.  Ficker  1.  c.  I.  188; 
man  braucht  aber  deswegen  noch  nicht  die  principielle  Gleichberechtigung 
von  Männern  und  Weibern  anaunehmen).  In  historischer  Zeit  begegnen  wir 
überall  verschiedenartiger  Auseinandersetzung  zwischen  Sippe  und  Familie; 
die  einfachste  und  häufigste  ist  natürlich  jene  Auftheilung,  durch  welche 
gewisse  Functionen  der  Sippe  an  die  Familie  gelangen.  Manche  Bestand- 
teile gehen  jedoch  der  Sippe  verloren,  ohne  an  die  Familie  zu  gelangen 
und  fallen  der  wirtschaftlichen  Gruppe,  dem  Staate,  oder  auch  ganz  un- 
bestimmten Factoren  zu;  letzteres  gilt  für  die  Eideshilfe.  Da  ist  nun  die 
Frage  berechtigt,  ob  nicht  irgend  etwas  einfach  in's  Leere  fallen  konnte, 
namentlich,  wenn  man  bedenkt,  dass  bei  den  Franken  der  mangelhafte 
Übergang,  die  rasche  Zerrüttung  der  Sippenverfassung,  ohne  entsprechend 
rasche  (Konsolidierung  der  Familienverfassung,  manchem  Rechte,  für  dessen 
Ergreifung  die  Familie  noch  nicht  genügend  vorgebaut  haben  mochte,  den 
Boden  entzog.  Von  diesem  Standpunkt  Hesse  sich  der  Mangel  der  Geschlechts- 
Vormundschaft  bei  den  Franken  vielleicht  ohne  Herranzichung  des  Mutter- 
rechtes (s.  Ficker  in  Ergbd.  II.  528}  erklären  und  man  könnte  dabei  jenen 
Schwierigkeiten,  die  Hübner  (Krit.  Vierteijabrschr.  N.  F.  XVI.  38 ff.)  aus 
allgemeinen  Gründen  erhebt,  leichter  begegnen.  Der  auffallende  Mangel 
der  Geschlechtsvormundschaft  im  fränkische  Rechte  ist  jedenfalls  ohne  An- 
nahme einer  ganz  ungermanischen  Entwicklung  zu  erklären.  Wir  werden 
uns  mit  dieser  Frage  bei  Besprechung  der  Entwicklung  des  Immobiliar- 
rechtes,  das  ja  mit  der  Sippengeschichte  so  vielfach  zusammenhängt,  zu 
befassen  haben;  römischer  Einfluss  auf  die  Wandinngen  der  fränkischen 
Geschlechtsvormundscbaft  ist  von  keiner  Seite  bewiesen  worden. 

Die  Einwirkung  der  Sippe  auf  die  Ehe  Schliessung  hat  sich  allerdings 
erhalten  (man  kann  deswegen  noch  immer  nicht  von  dem  Bestände  eines 
eigentlichen  Familienrathes ,  wie  ihn  z.  B.  Falumbo:  II  consiglio  di 
famiglia  S.  3,  oder  Galy  1.  c.  141  ff.  annehmen,  sprechen).  Sie  hat  speciell 
für  die  Witwenehe  eine  sehr  merkwürdige  Ausgestaltung  erfahren,  der  eine 
Verquickung  germanischen  und  römischen  Rechtes  zu  Grunde  liegt 
(s.  Brunn  er  in  Berl.  Sitz.  Ber.  1894  S.  563  ff,  1289  ff,  Wolff  in  Mitth.  d. 
Inst  XVII.  377ff.  u.  die  dort  cit.  Lit.,  ferner  Brissaud  1.  c.  1070);  dieser 
Combination  ist  jedoch  eine  weitgehende  Selbständigkeit  im  Vergleiche  mit 
dem  römischen  Vorbilde  nicht  abzusprechen  (s.  oben  S.  45  u.  50),  so  dass 
die  fränkische  Entwicklung  auch  hier  ihre  eigene  Bahn  eingeschlagen  hat. 
Abgesehen  davon,  dass  die  betreffende  Norm  nicht  durchgedrungen  ist  und 
im  IX.  Jh.  wieder  die  Zustimmung  der  Verwandten  gefordert  wurde,  ist  zu 
bemerken,  dass  diese  gewaltsame  Trennung  des  Erbrechtes  von  dem  An- 
sprüche auf  Reipus  den  allgemeinen  Zügen  der  erwähnten  Auseinandersetzung 
zwischen  Sippe  und  Familie  entsprach. 

*)  Das  fränkische  Erbrecht  hängt  noch  mehr  als  das  der  Gothen, 
Burgunder  und  Langobarden  mit  dem  Immobiliarrechte  zusammen,  da  wohl 
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Dennoch  hat  die  Sippe  nicht  alle  Bedeutung  zu  Gunsten  des 
Staates,  der  Familie  und  der  Ansiedlungsgenossenschaft  verloren; 
der  Rest  ihrer  Competenz  geht  weit  über  den  Begriff  eines 
rechtshistorischen  Uberlebsels  hinaus,  denn  er  bleibt  für  die 
weitere  Entwicklung  vielfach  mitbestimmend.  Dieser  Umstand, 
sowie  die  Gestaltung  der  einzelnen  Überreste  der  Sippenverfassung, 
bedeuten  einen  wichtigen  Unterschied  gegenüber  dem  römischen 
Rechte,  in  dem  das  Agnationsprincip  einen  vollen  Sieg  errungen 
hat,  während  im  fränkischen  Rechte  (ebenso  wie  in  andern 
germanischen)  manche  Consequenzen  des  Verwandtschaftsrechtes 
der  Cognation  belassen  blieben.1)  Selbst  da,  wo  römischer  Einfluss 
auf  die  Art  der  Abschwächung  der  Sippebedeutung  eingewirkt 
hatte,2)  liegt  doch  selbständige  Entwicklung  vor,  die  insgesammt 
zu  einem  unrömischen  Gebilde  führte,  zu  einem  Resultate,  welches, 
trotz  der  im  fränkischen  Reiche  der  Sippenverfassung  sehr  ab- 
träglichen Umstände,  germanische  Eigenschaften  verräth,  daher 
auch  die  Kraft  des  fränkischen  Rechtes  gegenüber  dem  römischen 
erweist.1) 


nirgends  das  letztere  so  sehr  anf  die  Auseinandersetzung  zwischen  Sippe 
und  Familie  eingewirkt  hat,  wie  bei  den  Franken.  Der  Rückgang  des 
Sippenerbrechtes  zu  Gunsten  des  Familienerbrechtes  und  das  Zurückgreifen 
desselben  wieder  auf  die  Sippe  lässt  sich  daher  u.  E.  nur  in  Anlehnung  an 
die  Geschichte  des  Immobil  iarrechtes  erläutern;  wir  beschränken  uns  hier 
nur  auf  die  Behauptung,  dass  es  der  stark  übertriebenen  Heranziehung  des 
Mutterrechtes  nicht  bedarf,  dass  aber  die  von  Ficker  1.  c  I.  472  hervor- 
gehobene Verschiedenheit  der  Zählung  je  nach  dem  Zwecke,  sowie  die 
Folgen  dieser  Verschiedenheit,  eine  desto  grössere  entwickungsgeschichüiche 
Bedeutung  haben.  —  Aus  analogen  Gründen  müssen  wir  auch  auf  die  Be- 
sprechung des  Wartrechtes  und  des  Repräsentationsrechtes  verzichten,  wa= 
allerdings  für  die  vorliegende  Untersuchung  nicht  gleichgiltig  ist,  da  die 
Frage  der  eventuellen  römischen  Beeinflussung  des  Repräsentationsrechte», 
ebenso  wie  der  verschiedenartigen  Behandlung  von  Männern  und  Weibern, 
ßchon  hier  zu  beant  worten  wäre  (s.  jetzt  Brunn  er  in  Festg.  f.  Dernburg 
und  Dultzig:  D.  deutsche  Grunderbrecht.) 
*)  s.  Heusler  1.  c.  [L  272,  274. 

a)  s.  oben  8.  808.  A.  1.  hinsichtlich  der  Einwirkung  der  Sippe  auf  die 
Eheschliessung. 

3)  Dies  ist  umso  interessanter,  als  die  ganze  Entwicklung  sich  bei 
den  Franken  zum  Theile  bereits  im  neuen  Rahmen  vollzog,  während  andere 
Stämme  Gelegenheit  hatten,  sie  nach  und  nach  durchzumachen.  So  bat 
sich  bei  den  Langobarden  die  Sippen  Verfassung  der  Stammes  Verfassung  einiger- 
maassen  eingliedern  lassen  (s.  Th.  II.  S.  139  f.),  wenn  auch  unter  grossen 
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Besser  als  die  Sippe,  vermochte  die  Familie  diesen 
Wandlungen  zu  widerstehen  und  die  durch  den  Verfall  der 
Sippeverfassung  angebahnte  Individualisierung  des  Rechtes  auf- 
zuhalten, sowie  der  Bereicherung  des  Rechtslebens  Rechnung 
zu  tragen.  Fiel  auch  das  heidnisch-religiöse  Band  weg,  so  trat 
doch  an  seine  Stelle  nicht  nur  die  christliche  Hochschätzung 
des  Familienlebens,  sondern  überdies  ein  neues  Kraftelement, 
das  der  Sippe  versagt  blieb,  nämlich  die  wirtschaftliche  Grund- 
lage, auf  der  sich  die  vielfachen  Mundialverhältnisse  entwickelten, 
die  der  Familiengewalt  verschiedenartige  Äusserungen  er- 
möglichten. Da  somit  die  Gefahren,  die  den  Volks-  und  Sippen- 
verband untergruben,  die  Familie  nicht  betrafen,  dieselbe  vielmehr 
in  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  neue  Kraftquellen  fand,  ist 
auf  dem  Gebiete  des  Familienrechtes  ein  reicher  Ausbau  zu  be- 
merken, der  sich  sowohl  auf  Kosten  der  Sippe,  als  auch  zum 
Nachtheil  der  staatlichen  Entwicklung,  sowie  insbesondere  zum 
Nachtheil  der  Unmittelbarkeit  der  Beziehungen  von  Staat  und 
Individuum  vollzog.  Man  darf  annehmen,  dass  die  so  geartete 
Bedeutung  der  Familie  in  den  Rechtsquellen  nur  theilweise  zum 
Vorschein  kommt;  sie  geben  Kunde  über  die  typischen  Institutionen 
des  Familienrechtes,  vermögen  aber  kaum  die  Kraft  der  Familien- 
cohäsion  zu  beleuchten,  oder  die  heterogenen  Erscheinungen  voll 
zu  erklären. 

Mehr  als  für  andere  Rechte  gilt  für  das  fränkische  die 
Ansicht,  dass  das  Eherecht  der  Volksrechte  sich  in  einem 
Gährungszustande  befindet,  was  eben  mit  den  Eigentümlichkeiten 
der  fränkischen  Entwicklung,  insbesondere  des  Sippewesens, 
zusammenhängt;1)  das  fränkische  Eherecht  weist,  neben  den 

Einbussen;  es  konnte  auch  zu  einem  gewissen  Gleichgewichte  zwischen 
Sippe  und  Familie  kommen  (1.  c.  188  f.),  weil  eben  dio  Sippeuverfassung 
nicht  plötzlich  entwurzelt  wurde,  sondern  die  allgemeinen  Wandlungen 
mitgemacht  hat.  Analog,  wenn  auch  unter  römischem  Einflüsse  und  daher 
mit  entsprechenden  Unterschieden,  vollzog  sich  dieselbe  Umgestaltung  bei 
Westgothen  und  Burgundern.  Da  ist  gerade  der  Umstand,  dass  die  Sippe 
bei  den  Franken,  trotz  ungünstigerer  Entwicklungsmodalitäten,  einen  grossen 
Theil  ihrer  Bedeutung  beibehalten  hat  —  vielfach  einen  grösseren  als  ander- 
wärts —  sehr  bezeichnend.  Es  entspricht  der  Widerstandskraft  des  fränkischen 
Rechtes,  dass  dasjenige,  was  nicht  niedergerungen  wurde,  für  die  Folgezeit 
erhalten  blieb  und  sich  in  den  Tochterrechten  fortpflanzte. 

*)  s.  Heusler  1.  c.  II.  285.  Daher  auch  die  bedeutsame  Incongruenz 
zwischen  den  Erscheinungen  der  fränkischen  und  denen  der  nachfrankiscben 
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Spuren  von  Raab-  und  Kaufehe,  grosse  Fortschritte  der  Selbst- 
bestimmung der  Frau  bei  der  Eheschliessung1)  auf,  was  man 
wohl  damit  erklären  kann,  dass  es  der  Familie,  die  an  der 
Sippe  keinen  genügenden  RQckhalt  fand,  nicht  gelang,  eine 
germanischen  Auffassungen  und  alten  Traditionen  entsprechende, 
aber  auch  dem  spätrömischen  Rechte  genehme2)  Machtvollkommen- 
heit zu  erlangen.  Man  vertritt  oft  die  Ansicht,  dass  das  fränkische 
Eherecht  einer  jüngeren  Stufe  angehört,3)  was  insofern  richtig 
ist,  als  man  thatsächlich  den  Boden  der  allgemeinen  germanischen 
Entwicklung  zum  Theile  verlassen  hat,  ohne  den  der  römischen 
betreten  zu  haben.4)  Staat  und  Kirche  haben  an  der  Regelung 

Zeit,  in  der  manches,  was  seitweise  eingedämmt  war,  zum  Vorschein  kommt. 
Man  muss  dabei  nicht  nur  mit  dem  Unterschied  «wischen  dem  officicll 
geltenden  und  dem  zurückgedrängte!),  überdies  durch  die  mangelhafte 
Auseinandersetzung  zwischen  Sippe  und  Familie  gestörten  Rechte  rechnen, 
sondern  auch  mit  der  Verschiedenheit  des  Verhältnisses  zwischen  Sitte  und 
Recht  in  den  einzelnen  Volksschichten. 

')  s.  darüber  Öpet  in  seinen  beiden  Aufsätzen  und  die  dort  angeführte 
Litteratur. 

2)  Es  ist  bekannt,  das»  das  spätrömische  Recht  dem  Familieninteresse 
und  der  Familiengewalt  im  Gebiete  des  Eberechtes  zu  neuerlicher  Geltung 
▼erhalf.  Damit  hing  auch  die  gesteigerte  Bedeutung  der  Verlobung 
zusammen,  deren  Entwicklung  durch  Meynial  (Nuuv.  Rev.  hist.  de  dr.  fr. 
et  etr.  XX.  622 ff.)  geschildert  wurde;  man  vergleiche  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IIL 
10.  1.  Interpr.  u.  Epitt.  Aeg.  und  Mon.  Ander  Verlobung  konnten  sich  die  beider- 
seitigen Familien  besser  betbätigen,  sie  gab  ihnen  mehr  Gelegenheit  dazu  als  die 
Eheschliessung  (vgl.  L.  R.  Vis.  C.  Th.  III.  6.  1.).  Durch  diese  Umbildung 
wurde  das  spätrömische  Recht  zu  jener  Annäherung  an  das  fränkische  reif, 
die  man  im  ehel.  Güterrechte  wahrnehmen  kann  (s.  unten). 

s)  s.  darüber  die  Ausführungen  v.  Dargun's.  Heusler's  und 
Schröder's. 

4)  Letzteres  gilt  insbesondere  für  die  Stellung  des  Concubinates  neben 
der  Ehe  und  für  die  damit  zusammenhängende  Rechtslage  der  Unehelichen. 
Hat  auch  das  römische  Vulgarrecht  eine  dem  fränkischen  Rechte  praktisch 
uahe  Haltung  eingenommen  (s.  Brunner  in  8av.  Ztschr.  XVII.  29 f, 
XXIII.  198ff.),  so  ist  doch  die  betreffende  fränkische  Ausgestaltung  durchaus 
unrömiscb.  Der  bekannte  Ausspruch  Gregors  ▼.  Tours  (V.  20)  stellt  die 
Gleichberechtigung  der  unehelichen  Söhne  des  Königehauses  dem  römischen 
Rechte  entgegen  (so  m.  R.  Dahn  VII.  1H.  432);  sie  geht  thatsächlich 
weiter  als  im  römischen  Rechte  (s.  Brunner  1.  c.  4  ff,  23  ff.)  und  da  sie 
sich  im  Familienrechte  des  Königshauses  so  kräftig  äusserte  (bis  zur  Ordin. 
v.  J.  817;  s.  Sickel  in  Sav.  Ztschr.  XXIV.  110 ff  ),  so  ist  an  römische 
Entlehnung  gewiss  nicht  zu  denken.  Es  liegt  vielmehr  eine  Folgeerscheinung 
der  auf  diesem  ganzen  Gebiete  sichtbaren  Gährungszustände  vor;  das  fränkische 
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der  Ehe,  insbesondere  der  Ehehindernisse,  mitgewirkt.1) 
Hinsichtlich  der  Ehescheidung  ist  der  kirchliche  Einflnss 
nicht  durchgedrungen;2)  die  Einwirkung  des  römischen  Rechtes 
machte  sich  in  dieser  Beziehung  geltend,3)  wenn  auch  zweifellos 

Recht  wurde  dadurch  an  der  Schaffung  jener  festeren  Form,  wie  sie  bei  West- 
gothen (allerdings  durch  vielfach  unhaltbare  Unterdrückung  der  Sitte,  die 
später  cum  Vorschein  kam)  und  Langobarden  gefunden  wurde,  gehindert.  Aber 
trotz  aller  Gährungserscheinungen  äussert  sich  in  den  verschiedenen  Zweigen 
familienrechtlicher  Gewalt  der  engo  Zusammenbang  »wischen  Rechten  und 
Pflichten;  wir  begegnen  ihm  auch  im  Eherechte,  nämlich  in  der  Institution 
des  Errungenschaftsantheils.  —  Die  Frage,  inwiefern  das  fränkische  Eberecbt 
der  jüngeren  Entwicklungsstufe  angehört,  kann  natürlich  hier  nicht  ab- 
gesondert behandelt  werden.  Die  Streitfrage:  Verlobung  und  Trauung  ist 
für  unsere  Untersuchung  gegenstandslos. 

*)  Formell  war  das  Eherecht  bekanntermaassen  weltlich,  wenn  auch 
auf  den  Ausgleich  des  weltlichen  und  kirchlichen  Rechtes,  wie  ihn  die 
Capitularien  versuchten,  die  Kirche  Einfluss  nahm  (s.  Esmein:  Le  manage 
I.  11.).  Was  die  Ehehindernisse  betrifft,  so  galten  die  meisten  Bemühungen 
der  Regelung  des  Verwandtschaftshindernisses  und  der  Entführung.  Uber 
das  entere  s.  Löning  1.  c.  II.  646 ff,  Esmein  1.  c.  I.  344 ff,  vgl.  Decr. 
Cbildeb.  c.  2.;  wegen  Zählung  der  Grade  im  Eherechte  s.  Ficker  1.  c.  I. 
401  ff,  514ff;  über  Cognatio  spiritualis  s.  Esmein  1.  c.  I.  365.  Die  Ent- 
führung (L.  Sal.  13,  L.  Rib.  34)  erfuhr  unter  kirchlichem  Einflüsse  strengere 
Behandlung  (s.  III.  Synode  v.  Paris  657  c.  6..  Decr.  Cbildeb.  c.  4,  Ed.  Chloth. 
IL  c  18),  woran  auch  der  römische  Einfluss  betheiligt  war  (s.  Schröder 
R.  G*  358,  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  138,  Brunner  1.  c.  II.  669).  Impotenz, 
zunächst  nur  durch  die  Kirche  berücksichtigt  (s.  Galy  1.  c.  109f),  wird  dann 
auch  seit  757  durch  das  weltliche  Recht  als  Ehehindernis  anerkannt 
(s.  Esmeiu  1.  c.  I.  235).  Ehen  mit  Ketzern,  Juden  und  Heiden  werden 
durch  das  weltliche  Recht  geduldet  (s.  Löning  1.  c.  DI.  567.  A.  3.) 

3)  Die  Unauflöslichkeit  der  Ehe  hat  erst  in  den  Beschlüssen  von 
Compiegne  und  Verberie  Fortschritte  gemacht  (s.  Esmein  1.  c.  II.  64 ff), 
wenn  auch  schon  das  Capit.  von  Soissons  c.  9.  die  strengere  kirchliche 
Richtung  vertrat;  solbstdie  Bussordnungen  (s.  Hinschius:  D.  Ehescheidungs- 
recht nach  d.  angelsächs.  u.  fränk.  Bussordnung  in  Ztschr.  f.  dtsch.  R.  XX.) 
haben  mit  der  weltlichen  Praxis  gerechnet,  so  dass  eigentlich  erst  die 
Admon.  gener.  ex  789  und  Uapit.  miss.  ex  802.  c.  22  einen  kirchlichen 
Erfolg  bedeuten.  Die  Beschlüsse  der  Synode  von  Nantes  ex  668  sind  unecht 
(s.  Seckel  in  N.  Arch.  XXVI.  39 ff).  Man  kann  also  für  die  frühere  Zeit 
höchstens  von  einer  Einschränkung  des  dem  Manne  zustehenden  Ehescheidun ge- 
rechtes sprechen  (s.  Löning  1.  c.  II.  621,  Fahrner:  Gesch.  d.  Ehescheidung 
56  f,  64.).  Auch  die  weltliche  Competenz  wurde  gewahrt  (s.  Sohm  in  Ztschr. 
f.  K.  R  IX.  242 f,  Löning  1.  c.  II.  626,  Esmein  1.  c  I.  12;  vgl  F.  Andeg.  57.) 

3)  So  in  der  Ausgestaltung  der  einverständlichen  Scheidung;  dieselbe 
wird  im  Breviar  nicht  ausdrücklich  erwähnt  (s.  aber  Interpr.  zu  L.  R  V. 
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al germanische  Bestandteile  trotz  ihrer  Zurückdrängung  bei- 
behalten wurden.1) 

Die  Mehrung  des  Besitzes  hat  die  Bedeutung  des  ehelichen 
Güterrechtes  erhöht  und  demselben  eine  Ausgestaltung  ge- 
sichert, die  den  beiden  vorher  erwähnten  Grundzügen  der  Ent- 
wicklung des  fränkischen  Privatrechtes  entsprach.  Von  dem 
Grundsatze  der  Verschiedenheit  der  beiden  Vermögensmassen 
ausgehend,2)  hat  das  fränkische  eheliche  Güterrecht  die  praktische 
Lösung  der  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  der  Absonderung  der 
einzelnen  Vermögensbestandtheile  ergaben,3)  in  theilweiser  An- 
lehnung an  das  römische  Vulgarrecht  gesucht,4)  dem  analoge 


C.  Th  III.  16.  l.),  fand  aber  praktische  Anwendung  in  F.  Tut.  19,  Andeg. 
57,  Mark.  II.  30,  Senon.  47  (vgl.  Löning  l.c  II.  613.  A.  2.).  Gegen  da* 
einseitige  Scheidungsrecht  der  Frau  lehnte  sich  das  fränkische  Recht, 
germanischer  Tradition  gemäss,  auf  (s.  Löning  1.  c.  II.  623).  Das  ger- 
manische Selbstscbeidungsrecht  wurde  beibehalten  (s.  Fahrn  er  %1.  c.  68), 
wenn  auch  Soleunitätszeugen  diesem  Rechte  eine  römische  Form  gaben. 
Im  allgemeinen  machte  sich  der  römische  Ein  Auw  in  der  Festlegung  der 
Scheiduugsgründe,  sowie  in  der  schriftlichen  Form  bemerkbar  (s.  So  hm. 
Trauung  S.  6,  Löning  1.  c.  II.  612ff,  Schröder  R.  G.«  305,  Dahn  L  c 
VIII.  IV.  209 f.). 

*)  Ausser  der  Feindschaft  der  Verwandten  der  Frau,  der  sich  der 
Gatte  aussetzte,  kommt  insbesondere  die  zuerst  von  Grimm  (R.  altert.  443} 
angenommene,  von  Heusler  (1.  c.  II.  292)  bezweifelte  und  von  Brunner 
(Sav.  Ztschr.  XVI.  103  ff.)  klargestellte  Bedeutung  der  Unfruchtbarkeit 
der  Ehefrau  in  Betracht  Trotz  officieller  Verdrängung  hat  sich  dieser 
Scheidungsgrund  doch  erhalten  und  ist  von  Hinkmar  (bei  Brunner  1.  c.  106) 
ziemlich  ausdrücklich  als  ein  von  der  Kirche  verworfener,  von  dem  weltlichen 
Rechte  jedoch  geduldeter,  bezeichnet  worden.  Die  Erörterung  der  Rechts- 
stellung der  Frau  in  der  Ebe  muss  hier,  mit  Rücksicht  auf  den  Zusammen- 
hang dieser  Frage  mit  der  Gesammtverfasaung  der  Familie  und  der  Sippe, 
unterbleiben. 

3)  S.  jetzt,  ausser  Schröder,  namentlich  F  i  c  k  e  r  1.  c.  II.  553  ff, 

IV.  302  ff. 

3)  Diese  Absonderung  Hess  sich,  namentlich  wenn  die  einzelnen  Bestand- 
tbeile grösser  wurden,  daher  an  praktischer  Bedeutung  zunahmen,  nicht  gut 
beibehalten;  man  sieht  dies  schon  am  rechtlichen  Schicksal  des  sog.  Federwat 
(vgl.  Brunner  in  Berl.  Sitz.  Berl.  1894.  S.  566,  Wolff  in  WLitth.  d.  Inst. 
XVII.  385 ff);  noch  mehr  aber  an  dem  des  Wittums  bei  unbeerbter  Ebe; 
vgl.  (ausser  Schröder)  Ficker  1.  c.  III.  860ff. 

*)  S.  Heusler  1.  c.  IL  306.  Esmein:  Mel.  d'hist.  du  dr.  37ff,  3S8ff. 
Viollet:  Precis* 420,  Brunner  in  Berl.  Sitz.  Ber.  1894.  S.  563 ff,  Tamassia: 
11  testam.  del.  marito  69,  Brandileone:  Donatio  propter  nuptias  33 ff.  Aus 
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Schwierigkeiten  vorlagen ; l)  durchgedrungen  ist  dies  aber  nicht2) 
und  jedenfalls  hat  sich  in  den  unteren  Schichten,  deren  Rechts- 
verkehr keine  genügenden  zeitgenössischen  Spuren  hinterlassen 
hat,  der  Keim  der  späteren  Frucht  erhalten,3)  die  sich  von  der 
vorübergebenden  romanistischen  Beeinflussung  frei  machte.  Ist 
es  auch  zu  keinem  Abschlüsse  auf  diesem  Gebiete  gekommen,4) 


dem  Umstände,  dws  das  Vulgarrecht  den  Unterschied  zwischen  Donatio  ante 
nuptias  und  Dos  verwischt  hat,  will  Tamassia  (La  Falcidia  S.  9.  A.  6) 
nchliessen,  das«  die  fränkische  Behandlung  dieser  Frage,  da  sie  an  die  vulgär- 
rechtliche  anklingt,  ungermanisch  sei;  man  muss  dieser  Ansicht  gegenüber 
auf  die  Brunner'schen  Ergebnisse  hinweisen,  die  durch  Brandileone:  Studii 
preliminari  dei  rapp.  patrimon.  dei  coniugi  S.  18  ff.  sogar  noch  eingeschränkt 
werden.    Vgl.  Mitteis:  Reicbsrecht  und  Volksrecht  256 ff. 

»)  s.  Brunner  1.  c.  649ff.  656ff,  661  f;  vgl.  Mitteis  1.  c.  247 ff. 

2)  s.  Brunner  1.  c.  570ff. 

3)  Namentlich  bezüglich  des  Antheils  der  Frau  an  der  Errungenschaft, 
in  Ermangelung  einer  Dos  conscripta. 

*)  Dem  Abschlüsse  stellten  sich  zweierlei  Schwierigkeiten  entgegen; 
die  eine  ergab  sich  aus  den  vermögensrechtlichen  Beziehungen  der  Ehegatten 
zu  einander  (ehel.  Güterrecht  im  engeren  Sinne),  die  zweite  beruhte  auf 
den  vermögensrechtlichen  Beziehungen  der  Ehegatten  zu  ihren  Familien 
(beziehungsweise  Sippen),  iosoferne  die  Vermögensbestandtheile  von  den 
Familien  herrührten.  Alle  Schwankungen  des  Familien-  und  Erbrechtes 
theilten  sich  dem  ehelichen  Güterrechte  mit,  dessen  innerer  Zusammenhang 
mit  den  Grundlagen  der  Sippen-  und  Familienverfasauiig,  sowie  mit  der 
Verfügungsfreiheit  und  auch  mit  Handlungsfähigkeit  der  Frau,  evident  ist. 
Die  herrschende  Lehre  ist  m.  R.  zu  der  Überzeugung  gelangt,  dass  das 
Frauengut  nicht  durch  das  Gut  des  Mannes  aufgesaugt  wird,  dass  die  Frau 
überhaupt  in  dieser  Hinsicht  besser  gestellt  war  als  in  der  römischen  Ehe 
snb  manu.  Ebenso  kommt  aber  in  Betracht,  dass  das  Frauengut  zum  grossen 
Theil  der  Sippe  der  Frau  entzogen  wurde,  da  die  Frau  sogar  über  die  Aus- 
steuer zu  Gunsten  des  Mannes  verfügen  konnte  (F.  Andeg.  41  (40),  Mark. 
II.  7,  17,  F.  Merk.  16,  Lindenbr.  13;  die  wechselseitigen  Verfügungen  der 
beiden  letztgenannten  Formeln  betrachtet  Demuth  (Wechselseitige  Ver- 
fügungen S.  4.)  mit  Unrecht  als  Verbindung  zweier  römischen  Testamente 
oder  zweier  römischen  Schenkungen);  die  Gerade  trat  zunächst  nicht  als 
Erbabfindung  auf  (L.  Sal.  100  bei  Hessels)  und  erhielt  diesen  Charakter 
erst  in  karolingischer  Zeit  (s.  Schröder:  Ehel.  Güterr.  I.  120 ff).  Das 
fränkische  Recht  kannte  weder  ein  gesetzliches  Ehegattenerbrecht,  noch  das 
langobardische  Erbrecht  des  3Iannes  an  dem  Frauengute,  nahm  also  eine 
eigene  Stellung  ein.  Ob  aber  gerade  die  Theilung  des  Wittums  und  über- 
haupt die  Ansprüche  des  Mannes  an  dasselbe  auf  fremdrechtlichem  Einflüsse 
beruhen,  darf  mit  Ficker  1.  c.  III.  364 ff.  bezweifelt  werden;  es  ist  gewiss 
auch  für  diese  Frage  der  sippen-  und  familienrecntliche  Einschlag  sehr  zu 
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so  haben  wir  doch  Gelegenheit,  die  geringe  Intensität  der 
römischen  Einwirkung  im  ehelichen  Güterrechte  trotz  der  sich 
häufenden  Schwierigkeiten  und  trotz  mancher  Analogien,  die 
das  spätrömische  Recht  hier  bot,1)  zu  beobachten. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Familie  war  wohl  geeignet, 
die  Individualisierung  aufzuhalten  und  ihr  namentlich  durch 
die  väterliche  Gewalt2)  ein  wichtiges  Hindernis  zu  bereiten. 
Mehr  als  auf  andern  Gebieten  des  Familienrechtes  konnte  hier 
die  alte  Sippenstrenge  fortgesetzt,  oder  sogar  verstärkt  werden.3) 
Wir  begegnen  auch  thatsächlich  Beweisen  grosser  Macht  und 
bedeutender  vermögensrechtlicher  Beschränkungen;4)  den  letzteren 
aber  entsprechen  schon  gegenseitige  Beschränkungen  des  Vaters 
zu  Gunsten  der  Kinder.5)  Aus  den  niedrigen  Mündigkeitsterminen 


berücksichtigen;  vgl.  ferner  Ficker  1.  c.  IV.  292 ff.  —  Überhaupt  hat  die 
durch  Schröder«  grundlegende  Untersuchung  angebahnte  Gesatumtauffassung 
des  ehelichen  Güterrechtes  seit  Ficker  eine  noch  viel  zu  wenig  berücksichtigte 
Erweiterung  erfahren,  die  eine  allseitige  Neubearbeitung  des  ganaen  Problems 
nothwendig  macht. 

*)  Insbesondere  ist  die  Analogie  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der 
Dotiruug  der  Frau  violleicht  doch  nicht  in  dem  Sinne  zwingend,  wie  sie 
Bruuner  annahm;  s.  dagegen  Ficker  1.  c  III.  350f.  und  sehr  eingehend 
Brand ileone:  Studii  preliminari  dei  rapp.  patrimon.  dei  coniugi  S.  18 ff 
Gegen  Lefebvres  Überschätzung  des  kirchenrechtlichen  Einflusses,  m.  K. 
Meynial  in  Nouv.  Rev.  bist  de  dr.  fr.  et  etr.  XXV.  360 ff. 

a)  Es  wäre  vielleicht  richtiger,  im  allgemeinen  von  elterlicher  Gewalt 
zu  sprechen;  s.  Ficker  in  Ergbd.  II.  603ff.  und  Erbenfolge  I.  166f.  Opet 
in  Ergbd.  III.  9f.  u.  V.  §  1;  and.  Ans.  Heusler  1.  c.  II.  432f. 

3)  Denn  die  väterliche  Gewalt  wurde  durch  die  Sippe  jedenfalls  be- 
hindert; es  wirkte  wohl  auch  nach  Zurückdrängung  der  Sippe  die  alte 
Tradition  insoferne  nach,  als  doch  die  Sippe  (selbst  die  der  Frau)  auf  die 
Ilausfamilie  Einfluss  übte  (s.  Vanderkindere  in  Bull,  de  PAcad.  Belg 
1888  S.  858),  aber  dennoch  kann  man  von  einer  wirklichen  Anlehnung  des 
Hauskindes  an  die  Sippe  nicht  sprechen  und  die  directe  Beziehung  zur 
Staatsgewalt  ist  noch  nicht  vorhanden.  Deswegen  hätte,  wenn  nicht  andere 
Hindernisse  eingewirkt  hätten,  die  Familiengewalt  in  diesem  Stadium  ein 
freies  Feld  gehabt. 

*)  s.  Schröder  R.  G.4  321  ;  vgl.  Cap.  Extr.  Sal.  8,  L.  Rib.  74.  Cap 
legi  sal.  add.  ex  819.  c.  5;  s.  Du  Plessis  de  Grenedan:  Hist  de  l'autor. 
paternelle  201,  342;  vgl.  auch  L.  R.  V.  C.  Th.  III.  3.  l.  Interpr^  L.  R 
Cur.  XXIV.  8. 

5)  Diese  Frage  ist  durch  Ficker  s  Forschungen  auf  eine  neue  Grund- 
lage gestellt  worden,  die  hier  nicht  besprochen  werden  kann.  In  interessanter 
Weise  hat  Alex.  Gal  (D.  Ausschluss  d.  Ascendenten  S.  8 ff.)  die  hausberrliche 


Digitized  by  Google 


317 


hat  Brissaud1)  mit  Recht  auf  grosse  Familiencobäsion  und 
auf  Schlichtheit  des  Verkehres  geschlossen.2)  Die  Vo  r  m  u  n  d  s  ch  a  f  t 


Gewalt,  die  er  als  einen  abgesonderten  Gegenstand  des  erbrecbtlichen  Über- 
ganges betrachtet,  von  den  inneren  Verhältnissen  des  Hauses  und  seiner 
Mitglieder  unterschieden.  (Für  diese  Auffassung  lässt  sich  die  Bestrafung 
eigenmächtiger  Haarscbur  an  fremden  Kindern  in  L.  Sal.  69  verwerthen; 
denn  daraus  geht  hervor,  dass  die  Ausübung  väterlicher  Gewalt  als  eine 
sehr  reelle  Berechtigung  erschien.)  Mau  könnte  dann  sagen,  dass  ebenso 
wie  die  eheherrliche  Gewalt  doch  nicht  die  Entwicklung  eines  von  dem 
übrigen  Vermögensrechte  verschiedenen  ehelichen  Güterrechtes  gehindert 
hat,  auch  die  väterliche  Gewalt  nicht  alle  Tbeile  des  Vermögensrechtes 
umfassen  musste,  so  dass  trotz  väterlicher  Gewalt  vermögensrechtliche 
Beziehung,  insbesondere  Vermögensgemeinschaft  zwischen  Vater  und  Kindern 
möglich  war,  woraus  sich  die  angedeuteten  Beschränkungen  ergeben  konnten. 
S.  Adler  (Ebel.  Gttterr.  u.  Abschichtgsr.  S.  9 ff.  u.  28)  sagt  m.  R,  dass 
zur  Zeit  des  Capit.  ex  »18  (819)  die  Kinder  bei  allen  Stämmen  des  fränkischen 
Reiches  einen  Anspruch  auf  eine  Quote  des  Hausgutes  hatten.  —  Über  den 
Einfluss  der  Kirche  auf  die  Schwächung  der  väterlichen  Gewalt  s.  Gal  y  1.  c.  880  ff. 
i)  1.  c.  1170. 

s)  Gierke:  Dtsch.  Privatr.  I.  381.  A.  3.  fasst  die  niedrigen  Termine 
nur  als  die  frühesten  (und  oft  hinausgeschobenen)  Grenzen  des  wirklichen 
Eintrittes  der  Mündigkeitsfolgen  auf.  Die  Termine  sind  auch  bekanntlich 
später  weiter  gesetzt  worden;  s.  Viollet:  Hist.  de  dr.  civ.  ölOff.  Der 
römische  Einfluss  mag  für  die  Feststellung  einzelner  Alterstermine  an- 
genommen werden.  Dennoch  kommt  der  wesentliche  Umstand  in  Betracht, 
dass  bei  den  Franken  die  Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt  nicht  mit  der 
Erreichung  des  Alters  zusammenhängt;  s.  Schröder  R.  G.4  322.  A.  266; 
T.  Turon.  24  ist  trotz  römischen  Scheines  unrömisch;  s.  Heus ler  1.  c.  II. 
486.  Für  die  Frage  der  Alterstermine  kommt  noch  die  Haarschur  in  Betracht. 
Potkariski  hat  in  seinem  Aufsatze  über  die  Haarschur  bei  Slaven  u. 
Germanen  (Sitz.  Ber.  d.  Krakauer  Akad.  Hist.  pbil.  Kl.  Bd.  32,  S.  352  ff.) 
m.  R.  behauptet,  dass  ein  Zusammenhang  zwischen  der  Haarschur  und  dem 
ersten  Mündigkeitstermin  aus  der  Fassung  der  L.  Sal.  24  in  Godd.  7—9  zu 
entnehmen  ist  (a.  M.  B  r  n  n  ne  r:  R.  G.  I.  78);  denn  a  contrario  ist  zu 
schliessen,  dass  für  den  Geschorenen  10—  1 2 jährigen  Knaben  schon  das 
gewöhnliche  Wergeid  eintritt;  aus  L.  Sal.  24.  6.  geht  aber  überdies  seine 
volle  strafrechtliche  Verantwortung  hervor  und  da  dieselbe  ihn  busspflichtig 
machen  konnte,  der  Busspflicht  aber  auch  der  Anspruch  auf  Bussenempfang 
entsprach,  so  folgt  daraus  mittelbar  die  Vermögensfähigkeit,  die  übrigens 
in  L.  Sal.  100,  nämlich  in  der  Bestimmung,  wonach  die  Haarschurgeachcnke 
Eigentum  des  beschenkten  Knaben  werden,  ihre  Bestätigung  findet.  Die 
weitgebenden  Gonsequenzen  dieser  Vermögensfähigkeit,  die  das  langobardische 
Recht  vermuthen  lässt  (Roth.  156),  fehlen  im  fränkischen  Recht,  das  auch 
hier  zu  keinem  Abschlüsse  gelangt  ist.  Mit  dem  zweiten  Mündigkeitstermine 
bringt  derselbe  Verf.  dio  Bartschur  in  hypothetischen  Zusammenhang. 
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erlitt  Abschwächungen,  die  naturgeniäss  weitergingen  als  die  der 
väterlichen  Gewalt.1)  Man  kann  darin  abermals  eine  Begleit- 
erscheinung der  erwähnten  Auseinandersetzung  zwischen  Sippe 
und  Familie,  ebenso  auch  einen  Fortschritt  der  individuellen 
Recbtsfreiheit  erblicken;  Verkehrsbedürfnisse  steigerten  die 
letztere,  so  dass  sich  ihr  das  Familienrecht  nur  nach  Maassgabe 
dringendster  Familieninteressen  widersetzen  konnte.  Mit  diesem  — 
bei  aller  innerer  Stärke  —  nach  Aussen  hin  schwachen  Auftreten 
der  Familie,  hängt  wohl  auch  die  geringe  Bedeutung  der 
Adoption2)  zusammen,  die  nur  in  der  AfFatomie  für  Erb- 
zwecke3) eine  praktische  Verwerthung  erfuhr. 


>)  Dies  äussert  sich  schon  in  der  Möglichkeit,  trotz  Vormundschaft, 
einen  andern  gerichtlichen  Vertreter  zu  bestellen;  über  Einzelnes  s. 
Schröder  I.  c.  824. 

")  Ihre  Hauptauweudung  dürfte  sie  doch  als  Scbeinadoption  zn 
Euiaucipationszweckeu  gehabt  haben;  s.  L.  R.  Cur.  XX LL  6;  vgl.  Brunner 
in  Aufs.  z.  Andenken  an  Waits  S.  61.  Für  die  Aufnahme  von  Findelkindern 
ist  der  römische  Modus  beibehalten  worden;  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  208. 

3)  Die  Affatomie  (s.  Schröder  1.  c.  337.  A.  332)  veranschaulicht  in 
besonders  auffallender  Weise  den  Zusammenhang  zwischen  dem  engeren 
Familien  rechte  und  dem  Erbrechte.  Hat  auch  das  römische  Recht  die 
Adoption  nicht  einheitlich  ausgestaltet,  vielmehr  Unterarten  gekannt,  die 
noch  im  Justinianischen  Recht  nicht  ganz  überwunden  sind,  man  daher  nicht 
in  allen  Fällen  vom  Erwerbe  väterlicher  Gewalt  sprechen  kann  (s.  Hecker: 
D.  Adopüon  S.  24).  so  ist  die  fränkische  Affatomie  ein  interessantes  Beispiel 
einer  adoptionsartigen,  aber  nur  einem  speciellen  Zwecke  dienenden  Rechts- 
einrichtung.  Mit  der  Adoption  hängt  sie  (s.  v.  Amira  Erbenfolge  60, 
Schröder  1.  c.  338)  formell  zusammen  (s.  Köhler  in  Ztschr.  f.  vergl.  R. 
wiss.  V.  429;  die  Rolle  des  Dritten  versuchte  neuerdings  Brissaud  1.  c  1582  sn 
deuten ;  vgl.  Schmidt:  Affatomie  S.  73 ff,  A  u  f  f  r  o y :  Evolut.  du  testament  eo 
France  158,  Caillemer:  Orig.  et  developpement  de  l'execut.  testam.  41  ff). 
Es  handelt  sich  offenbar  um  den  praktisch  wichtigsten  Zweck  der  Einführung 
eines  Fremden.  Sieht  man,  dass  die  germanische  Verwandtschaftaxählung 
je  nach  dem  Zwecke,  um  den  es  sich  handelte,  eine  verschiedene  sein  konnte 
(s.  oben  S.  306.  A.  1.),  so  erscheint  es  durchaus  nicht  auffällig,  daas  die 
Möglichkeit  bestand,  für  den  Erbsweck  allein,  also  für  eine  der  vielen 
Verwandtschaftsfunctionen,  eine  specielle  Vorsorge  zu  treffen,  die  in  der 
L.  Sal.  einen  altertümlicheren  Charakter  aufweist,  als  bei  den  Langobarden. 
Der  Verkehr  bat  »ich  der  Affatomie  bemächtigt  und  wie  aus  ihrer  ribuarischea 
Form  zu  entnehmen  (s.  Heusler  1.  c.  n.  «26 f.),  ist  sie  zum  brauchbaren 
Werkzeug  von  Vergabungen,  sogar  unter  Ehegatten  geworden,  bei  der  tuan 
selbst  schriftliche  Form  anwandte  (s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XVI.  79 
Auffroy  1.  c.  204ff.)    Die  Bereicherung  des  Rechtalebens  bediente  sich  io 
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Denn  das  Erbrecht  hat,  in  noch  höherem  Grade  als  das 
eheliche  Güterrecht,  eine  grosse  Bereicherung  zu  verzeichnen. 
Sein  Schwerpunkt  ruhte  nicht  mehr  in  der  Sippe,  sondern  in 
der  Hausfainilie l)  und  die  Bedeutung  des  Immobiliarbesitzes 
hat  die  älteren  Wurzeln  des  Erbrechtes  verdrängt.  Ist  schon 
diese  mächtige  Einwirkung  des  Immobiliarrechtes  auf  das 
Erbrecht  unrömisch,  so  kommt  noch  mehr  in  Betracht  die  Art, 
wie  sich  die  Verfügungsfreiheit2)  neben  dem  Erbrechte  des 


diesem  Falle  eines  Institutes,  das  einer  gans  andern  Ideenkategorie  an- 
gehörte; sollte  es  anfangs  den  Erbenmangel  u.  zwar  unter  äusserem  Fest- 
halten an  der  Verbindung  zwischen  Familien-  und  Erbrecht  (s.  F.  Turon.  23, 
Mark.  II.  13,  Merk.  46,  Lindenbr.  IS)  ersetzen,  so  ist  es  später  über  die 
Grenzen  des  Familienrechtes  hinausgekommen;  vgl.  meine  Entst.  d.  deutschen 
Immobiliareig.  I.  286  ff. 

')  s.  oben  S.  309.  A.  1. 

9)  Diese  Tendenz  entspringt  dem  Bedürfnisse  des  reicheren  Rechtslebens 
und  dessen  Anforderungen,  die  theils  alten  religiösen  Ursprungs  sind 
(s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XIX.  120ff.  über  den  Totentheil),  theils  welt- 
lichen Rücksichten  entsprechen.  Praktisch  tritt  sie  jedoch  überwiegend  in 
der  Form  von  Verfügungen  unter  Lebenden  auf,  selbst  da,  wo  keine  familien- 
rechtlicben  Hindernisse  bestanden  (s.  Auffroy  1.  c.  169;  inwiefern»  die 
Ficker'sche  Ansicht  Über  das  Alter  der  Verfügungsfreiheit  zutrifft,  muss 
hier  aus  den  mehrfach  erwähnten  Gründen  unerörtert  bleiben.)  Neben  der 
AfTatomie  finden  wir  die  Thätigkeit  der  königlichen  Gewalt  (sie  wird  ab- 
gewehrt in  Chloth.  II.  praec.  c.  2),  namentlich  aber  die  Schenkung  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  (eventuell  mit  königlicher  Bestätigung  und 
Garantie;  s.  Mark.  I.  13,  Caillemer  1.  c.  60ff.),  sowie  die  Schenkung 
post  obitum  (s.  Heusler  1.  c  II.  118ff,  Hübner:  Die  donatio  p.  obit.  16ff. 
76 ff,  144,  Caillemer  1.  c.  60 ff,  268 ff.).  Den  Unterschied  zwischen  der 
betreffenden  Schenkung  nach  römischem  und  fränkischem  Rechte  hat  Hübner 
(1.  c  17  u.  46ff,  theilweise  gegen  Heusler,  vornehmlich  jedoch  gegen  die 
ältere  namentlich  von  Löning  1.  c  II.  666  ff.  vertretene  Ansicht)  klargestellt; 
nnr  durch  die  Form,  d.  i.  durch  die  Traditio  cartae,  die  sich  aus  dem 
römischen  Vulgarrechte  herleitet,  kann  man  die  römische  und  fränkische 
Schenkung  für  den  Todesfall  in  Verbindung  setzen,  wobei  aber  die  Ver- 
schiedenheit der  Zwecke,  denen  in  beiden  Fällen  diese  Form  diente,  in's 
Gewicht  fällt.  Bei  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauches  liegt 
freilich  eine  Verwandtschaft  mit  dem  constitutum  prossossorium  vor; 
s.  Brunn  er:  R.  G.  d.  Urk.  1. 116  ff;  Hübner  erklärt  dies  (1.  c.  88)  damit, 
dass  es  sich  in  der  Regel  um  kirchliche  Interessen  handelte;  wir  sehen 
jedoch  überdies,  dass  mitunter  Schenkung  und  Vorbehalt  des  Niessbrauches 
getrennt  werden;  dabei  treten  die  körperliche  Übergabe  an  den  neuen  Eigen- 
tümer und  die  separate  Einräumung  des  Niessbrauches  an  den  bisherigen 
Eigentümer  schon  in  unrümiscber  Weise  hervor,  während  bei  symbolischer 
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engeren  Erbenkreises  nnd  der  Magschaft  sowie  dem  Wartrechte1) 
geltend  machte;  gegenüber  dem  Übergewichte  germanischer 

Übergabe  die  8a  1  mannen  als  Bürgen  für  die  künftige  Besitzeinweisung 
dienen  (s.  Hübner  I.e.  107).  Ausserdem  bedeutet  die  Möglichkeit  der  Ver- 
mischung beider  Verfügungsarten  (s.  Hubner  l.  c.  144 ff.)  einen  Bruch  mit 
dem  römischen  Constitutum  possessorium  und  beweist  selbständige  Ent- 
wicklung (s.  Levison  in  N.  Arch.  XXVII.  340 f.),  die  deshalb,  angesiebu 
der  Ausbildung  von  Rechtsgeschäften,  durch  welche  die  römischen  Verfügungs- 
arten wirtschaftlich  ersetzt  wurden,  das  Testament  entbehren  konnte  (über 
die  Schwierigkeiten,  mit  denen  das  Testament  zu  kämpfen  hatte,  s.  Greg. 
Tur.  IV.  61,  V.  36,  46,  VI.  3,  46,  VII.  7.).  Es  ist  also  nicht  richtig,  wenn 
man  für  die  Fortschritte  des  fränkischen  Erbrechtes  in  erster  Linie  den 
christlichen  (so  Waitz  1.  c.  IL  II.  361)  oder  den  römischrechtlichen  (so  Dahn 
l.  c.  VII.  I.  180)  Einfluss  geltend  macht,  wenn  auch  zuzugeben  ist,  das* 
die  Kirche  die  Kraft  des  Erbenansprucbes  bekämpfte  (s.  Löning  1.  c.  II.  685). 

l)  Das  Erbrecht  der  Uausfamilie  tritt  natürlich  in  den  Vordergrund. 
Über  das  Erbrecht  der  Unehelichen  s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XVII.  29 f, 
XXIII.  198  ff.  Für  das  Weibererbrecht  hat  F  ick  er  die  bekannten  neuen 
Gesichtspunkte  aufgestellt  (wegen  der  Zurücksetzung  der  Tochter  in  der 
L.  Cbam.  s.  Heusler  1.  c.  II.  677  u.  Ficker  I.  c  IV.  68f.),  die  nicht  nur 
für  das  Erbrecht  allein  wichtig  sind;  s.  biezu  Brunn  er  in  Sar.  Ztschr.  XXL 
13ff,  Dahn  1.  c.  VIII.  11.239.  VUI.IV.212,  Schröder;  R.  G.«  330.  A.  307. 
Ob  in  diesem  Falle  (wie  vielfach  behauptet,  von  Ficker  aber  bestritten 
wird)  auch  für  das  fränkische  Recht,  ebenso  wie  für  andere  Rechte,  römischer 
Kinnuss  anzunehmen  ist,  muss  dermalen  (aus  den  oben  S.  309.  A.  l  an- 
gedeuteten Gründen),  ebenso  wie  die  Erörterung  des  Wartrecbtea,  des 
Repräsentationsrechtes,  der  Einzelerbfolge,  des  Ascendentenanspruches  und 
der  Gesammtsuccession  (s.  Uber  die  letztere  Heusler  1.  c.  II.  637 ff.)  ausser 
Betracht  bleiben;  über  Erbtheilungen  s.  Mark.  I.  20.  IL  14,  F.  Sirmond.  26, 
Andeg.  64.  Bign.  18,  App.  Mark.  39,  Capit  ex  811.  c.  7.  Das  wichtigste 
Problem  dieses  Gebietes  betrifft  natürlich  die  Auseinandersetzung  von  Sippe 
und  Familie,  so  dass  man  mit  dem  gegenseitigen  Verhältnisse  von  drei 
Factoren  zu  rechnen  hat,  d.  i.  mit  dem  Ansprüche  der  Magschaft,  der 
Familie  und  des  Individuums,  überdies  für  letzteres  mit  dem  Ansprüche  auf 
Verfügungsfreiheit.  Es  sei  hier  nur  bemerkt,  dass  dieses  Verhältnis  nicht 
einsig  als  Kampf  von  einander  gegenüberstehenden  Ansprüchen  zu  betrachten 
ist,  so  dass  die  Lösung  nicht  blos  einen  Ausgleich  widerstreitender  privat- 
rechtlicher Ansprüche  zu  bedeuten  hätte  —  sondern  dass  der  ganze  Process 
eine  tieferliegende  Grundlage  hatte  und  dass  sich  das  Suchen  nach  Auskunft  $ 
mittelu  (selbst  da,  wo  der  individuellen  Verfügung  keine  familienrechtlichen 
Hindernisse  entgegenstanden)  auf  dieser  gemeinsamen  Grundlage  entwickelt 
hat.  Man  muss  hier  an  das  öffentlich  rechtliche  Moment  denken,  das  einer- 
seits beim  Aufsteigen  des  Immobiliar rechtes  zu  Gunsten  des  Privatrechtes 
(der  Familie  u.  s.  w.)  zurücktrat,  andererseits  aber  doch  die  volle  Herrschaft 
des  verwandtschaftlichen  Elementes,  sowie  die  Verhinderung  individueller 
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Elemente  ist  der  Einfluss  des  römischen  Rechtes  auf  die  Ver 
fügungsfreiheit  ein  auffallend  kleiner  zu  nennen.1) 


Bethätigungsmöglichkeit,  störte.  Der  König  bedürfte  zur  Verfügung  über 
sein  Vermögen  keiner  Theilnabme  der  Erben  (s.  Brunner  1.  c.  II.  08. 
Heu sler  1.  c.  I.  809f.);  ob  der  Erbeneinspruch  ausschliesslich  auf  altem 
Hechte  beruht,  muss  in  anderem  Zusammenbange  besprochen  werden.  Von 
seinem  Standpunkte  aus  hat  es  neuerdings  Tamassia  (La  Falcidia  S.  27 ff.) 
in  geistreicher  Weise  unternommen,  die  germanistische  und  speciell  die 
fränkische  Beschränkung  des  Erblassers  an  die  missverstandene  Falcidia 
anzulehnen. 

*)  Man  muss  nämlich  berücksichtigen,  dass  die  fränkische  Verfügung 
für  den  Todesfall  überwiegend  eine  unwiderrufliche  war  (s.  Glasson  1.  c. 
III.  180,  Auffroy  1.  c.  214).   Bekanntlich  bedeutet  testamentum  in  der 
fränkischen  Rechtssprache  eine  Urkunde  und  man  kann  auf  die  Zulässigkeit 
von  Testamenten  aus  dem  Capit.  legg.  add.  ex  803  c.  9.  nur  schliessen, 
wenn  man  nicht  an  Testamente  in  vollem  Sinne  denken  will;  die  unter  den 
überlieferten  Urkunden  vorkommenden  Testamente  hat  Auffroy  1.  c.  227 f. 
aufgezählt.    Derselbe  Forscher  hat  (1.  c.  231  ff.)  nachgewiesen,  welchen 
Rückgang  das  römische  Testament  schon  in  den  Epitomen  zeigt,  trotzdem 
dag  Breviar  die  einschlägigen  Fragen  behandelt  hat.    Es  ist  hervorzuheben, 
wie  das  römische  Testament  nach  und  nach  die  Widerruflichkeit  einbüaste 
(1.  c.  266  f.).  wofür  namentlich  das  Fideicommissum  per  epistolam  ins  Gewicht 
fiel  (1.  c.  278 f.);  es  kam  in  der  Praxis  der  Vorbehalt  des  Niessbraucha  auf 
und  im  VIII.  Jh.  ist  das  eigentliche  römische  Testament  in  Gallien  ver- 
schwunden U-  c.  286 f.);  die  Stellung  der  gesetzlichen  Erben  erfuhr  eine 
wichtige  Änderung,  weil  man  die  römische  Individualisierung  ihrer  Ansprüche 
fallen  Hess  und  dafür  von  gesetzlichen  Erben  insgesammt  sprach  (1.  c.  333 ff.); 
es  ist  ferner  bemerkenswert,  welchen  Wandlungen  die  Falcidia  unterzogen 
wurde  (s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  IX.  20 ff,  Stouff  in  Nouv.  Rev.  bist, 
de  dr.  fr.  et  etr.  XI.  273.  A.  2.)  und  die  neueste  gründliche  Untersuchung 
Tamassia's  hat  (1.  c.  30)  zu  dem  Ergebnisse  geführt,  dass  nur  die  Be- 
zeichnung römisch  geblieben,  das  Institut  selbst  aber  unrömischen  Begriffen 
angegliedert  worden  ist.    Auch  die  Testamentsvollstreckung  erfuhr  eine 
unrömische    Ausdehnung    (s.    Auf  froy  1.  c.  309 ff.)    und    beruhte,  wie 
Caillemer  in  einleuchtender  Weise  dargethan  bat,  auch  bei  den  Franken 
(für  die  Langobarden  hat  es  A.  Schnitze  dargelegt,  s.  Theil  II.  S.  197.) 
vorwiegend  auf  germanischer  Wurzel;  denn  die  betreffende  Rückbildung 
des  römischen  Rechtes  bat  angesichts  der  Fusionierung  der  Testaments- 
eröffnung mit  der  Sehen knngsinsinuation  (s.  Caillemer  1.  c.  18 ff.),  Bahnen 
eingeschlagen,  die  zu  einer  Begegnung  mit  dem  germanischen  Rechte  führten. 
Mag  man  auch  den  Unterschied  zwischen  dem  Dritten  bei  der  Affatomie 
und  dem  späteren  Testamentsvollstrecker  noch  so  sehr  betonen,  so  giebt 
doch  selbst  Caillemer  (1.  c.  45)  zu,  dass  dieser  Mittelsmann,  in  viel  höherem 
Grade  als  alle  römischen  Vorbilder,  als  Vorläufer  des  fränkischen  Testaments- 
executors anzusehen  ist.    Man  muss  mit  Caillemer  (1.  c.  61)  Gewicht  legeu 
v.  Halban,  Köm.  Rocht  in  den  germ.  Volksstaaten.   ML  21 
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So  sehen  wir  das  Individuum  trotz  Sippetradition  nnd 
Familiengewalt,  Dank  den  neuen  Rechtsbedürfnissen,  die  zu 
reichfaltig  waren,  um  im  Rahmen  der  bisherigen  Verbände  be- 
friedigt zu  werden,  vielfach  selbständig.   Diese  Entwicklung 

auf  den  historischen  Zusammenhang  zwischen    der   Seelgabe    und  dem 
Voilstreckungsorgan  (zu  weit  geht  Brissaud  1.  c.  1586,  der  das  kirchliche 
Element  in  den  Vordergrund  stellt),   weil  die  Vergabung  pro  anima  in 
germanischem  Sinne  einer  Tradition  bedurfte,  für  die  das  römische  Testament 
unbrauchbar  war;  es  musste  also  ein  Ausweg  gefunden  werden,  der  sowohl 
die  Sicherheit  der  Vergabung  (also  auch  die  ans  der  wirklichen  Tradition 
hervorgehende  Unwiderruflichkeit),   als  den  lebenslänglichen  Nießbrauch, 
gewahrleistete.   Da  das  gallorömische  Recht  ein  Uber  die  Lebensdauer 
hinausgehendes  Mandat  nicht  anerkannte  (s.  Epitt  Hon.  und  Seid,  ad  L. 
R.  V.  Gai.  II.  9.  19.),  das  fränkische  Recht  aber  eine  solche  Stell  Vertretung 
noch  weniger  annehmen  konnte,  so  musste   der  Salmann  einen  anders 
gearteten  Auftrag  erhalten  (s.  z.  B.  F.  Senon.  60,  Imper.  38),  nämlich  eine 
gegen  jeden  Dritten  wirksame  Gewalt  (s.  Bewer:  Sala,  traditio,  inreatitura 
S.  71,  Brunner  in  Forschgg.  32,  Hüb n er:  Immobiliarprocess  S.  106 ff, 
Caillemer:  1.  c.  154 ff.),  welcher  Auffassung  das  Vulgarrecht  insofern  beitrat, 
als  der  Testamentsvollstrecker  dem  Fideicommissarius  analog  behandelt  werden 
konnte  (s.  Gl.  paris.  ad  L.  R.  V.  Gai.  II.  7.:  „fideicommissarius  est,  qui 
per  fideicommissum  res  debet  ordinäre";  vgl.  L.  R.  Cur.  XXVI.  l.  mit 
L.  R.  V.  Paul.  IV.  1.  6.).   Der  Auftrag  musste  auch  (wegen  der  Sicher- 
stellung der  Vergahung  und  der  Anwartschaft  des  Berechtigten;  s.  Heosler 
1.  c.  IL  120  u.  Hübner  in  Donationes  46ff.)  unwiderruflich  sein.  Diese 
fränkische  Consequenz  (Caillemer  weist  1.  c.  283 ff.  mit  Recht  auf  den 
betreffenden  praktischen  Unterschied  zwischen  der  fränkischen  und  lango- 
bardischen  Vergabung  hin,  sowie  auf  den  Versuch  die  fränkische  Praxis  in 
Italien  einzubürgern)  widersprach  der  römischen  Auffassung;  es  hätte  ihr 
ebenso  die  Widerruf  liebkeit  wegen  früheren  Todes  des  Salmannes  (s.  Schröder: 
R.  G.«  280 f.)  widersprochen;  diese  die  Anwartschaft  des  Bedachten  gefährdende 
Consequenz  lässt  sich  nur  aus  dem  germanischen  Immobiliarrechte  erklären, 
sowie  andererseits  der  Grund  des  weitgehenden,   geradezu  principiellen 
Unterschiedes  zwischen  dem  römischen  Fiduciar  und  dem  germanischen 
Treuhänder  ebenfalls  auf  dem  Gebiete  des  germanischen  Sachenrechtes  zu 
finden  ist;  denn  m.  R.  bemerkt  A.  Schul tze  (in  Iherings  Jahrbüchern  f. 
Dogm.  Bd.  43.  S.  13  ff.),  dass  nach  germanischem  Rechte  die  wirkliche 
dingliche  Rechtslage  gegenüber  Dritten  nur  insoweit  niaassgebeud  ist,  als 
sie  offenkundig  auftritt   Die  Beschränkungen  des  Auftrages,  die  zugleich 
eine  dem  Willen  des  Gebers  entsprechende  Durchführung  sicherten,  ergaben 
sich  aus  den  die  Tradition  begleitenden  Verabredungen  (s.  Hübner  1.  c.  67 ff. 
126 ff.);  soweit  sie  das  Interesse  des  Bedachten  betrafen,  wurde  die  Einhaltung 
durch  die  Strafclauseln  der  Urkunden,  für  die  Kirche  überdies  durch  die 
Publicität  (s.  Hübner  1.  c.  40)  und  durch  die  Ingerenz  der  öffentlichen 
Gewalt  (s.  Chlotb.  II.  praec.  c.  10)  gewährleistet. 
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ermöglichte  auch  dem  Sippelosen  die  Theilnahme  au»  Rechts- 
verkehre und  bahnte  sie  für  den  Fremden  an.  Zu  einem  nach 
irgend  einer  Richtung  bestimmten  Abschlüsse  ist  es  jedoch  nicht 
gekommen;  weder  zu  einem,  den  directeu  Rechtsbeziehungen 
zwischen  Staat  und  Individuum  förderlichen,  noch  zu  einem 
solchen,  der  es  der  Familie  möglich  gemacht  hätte,  die  an  sie 
gelangten  sipperechtlichen  Befugnisse  voll  zu  wahren,  zu  festigen 
und  den  neuen  Bedürfnissen  anzupassen.  Aber  weder  der  Verfall 
der  alten,  noch  die  Anbahnung  der  neuen  Zustände  ist  in  römischem 
Sinne  vor  sich  gegangen.1) 

Theil weise  anders  gestaltete  sich  die  Bereicherung  des 
Rechtslebens  auf  den  ausserhalb  des  Familienrechtes  liegenden 
Gebieten,  auf  denen  die  alte  Sippentradition  nur  mittelbar 
wirksam  sein  konnte  und  die  Steigerung  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  zu  grosser  Ausgestaltung  Anlass  gab,  andererseits 
auch  Erleichterung  und  Sicherung  des  Verkehres  erforderte, 
wofür  entsprechende  Garantien  entstehen  mussten. 

In  den  Mittelpunkt  des  Vermögensrechtes  trat  das  Immobiliar- 
recht,  das  nicht  nur  das  gesammte  Sachenrecht  beherrschte, 
sondern,  wie  schon  erwähnt,  auch  das  Familien-  und  Erbrecht 
beeinflusste  und  überdies  sogar  für  das  Obligationenrecht  wichtig 
wurde;  da  nämlich  nicht  nur  die  Beziehungen  zwischen  Immobilien 
und  Mobilien,  sondern  auch  die  Beziehungen  zwischen  Sachen 


')  Es  inuas  nämlich  daran  erinnert  werden,  dass  die  Mehrzahl  der 
Individuen  der  Einschränkung  durch  neue  Verbände  (z.  B.  Grundherrschaft, 
s.  oben  S  131  ff.)  anheimfiel.  Somit  ist  also  nicht  nur  die  privatrechtliche 
Individualisierung  unvollkommen  geblieben,  sondern  Überdies  ihre  Entwicklung 
durch  äussere  Umstände  durchkreuzt  worden.  Das  aber  ist  unbedingt  un- 
römisch; man  mnas  vielmehr,  mit  Rücksicht  auf  die  (oben  S.  132  ff.) 
besprochenen  germanischen  Elemente  der  Grundherrschaft  und  der  Immunität, 
diesen  neuen  Einschlag  als  einen  den  germanischen  Ideen  entsprechenden 
bezeichnen.  So  wie  das  Individuum  ehedem  durch  volksrechtliche  Verbände 
an  der  privatrechtlichen  Bewegungsfreiheit  gehindert  war.  so  wird  es  nunmehr 
durch  die  neuen  Verbände  gehindert;  beide  Arten  von  Verbänden  zeichnen 
sich  aber  durch  ein  gemeinsames  Merkmal  aus;  sie  reichen  beide  aus  dem 
Privatrecbte  in  das  öffentliche  Recht  hinüber  und  tragen  dadurch  zur 
Schaffung  jener  eigentümlichen  Beziehungen  zwischen  Öffentlichem  und 
privatem  Recht  bei,  die  wiederum  ganz  unrömisch  erscheinen.  —  Auf  das 
genossenschaftliche  Element  können  wir  hier  nicht  näher  eingehen.  Dasselbe 
erhält  durch  dift  bodenrechtlichen  Verhältnisse  neue  Impulse 

21* 
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and  Rechten  anter  den  Pertinenzbegriff  fielen.1)  gelangte  auf 
diesem  Wege  ein  Theil  des  Obligationenrechtes  in  den  Bannkreis 
des  Sachenrechtes  and  zwar  des  Rechtes  an  liegendem  Gut'-) 

Angesichts  dieses  Umfanges  des  Sachenrechtes  ist  der  von 
6  i  e  r  k  e3)  für  das  ganze  ältere  deutsche  Sachenrecht  hervorgehobene, 
durch  die  fränkische  Entwicklung  bestätigte  Einfluss  der  Eigenheit 
der  Sachen  auf  die  Prägung  des  Sachenrechtes,4)  von  grosser 
Bedeutung;  es  ist  bekannt,  wie  sehr  sich  der  Einfluss  der 
Eigenheit  der  Sachen  insbesondere  in  der  Vertiefung  des  Unter- 
schiedes zwischen  Mobilien  und  Immobien  ausdrückte.5) 

Die  grosse  Entfaltung  des  Sachenrechtes  tritt  jedoch  nur 
theilweise  hervor;  dem  formalistischen  Geiste  des  Process-  und 


>)  Allerdings  konnten  auch  Sachen  die  Pertinenc  von  Rechten  bilden 
(s.  die  von  Brunn  er  I.  c.  II.  169.  A.  öS  angeführte  „pertinentia  comitatus'j; 
aber  abgesehen  von  der  Heusler' sehen  Construction  derartiger  Rechte  als 
Sachen  (1.  c.  I.  341  ff.),  wird  auch  sonst  niemand  behaupten,  dass  in  solchen 
Fällen  das  betreffende  Rechtsverhältnis  personenrechtlichen  Charakter  an- 
genommen hätte;  die  Bedeutung  der  Immobilie  fiberragte  auch  in  diesen 
Fällen  alles  andere. 

2)  Mit  Recht  bemerkt  Gierke:  Priv.  R  II.  60.  dass  Recht«  unter  den 
Begriff  einer  Gesammtsache  fallen  konnten,  wodurch  die  Grenzen  des  Sachen- 
rechtes eine  Erweiterung  erfuhren. 

')  Priv.  R.  II.  S.  1. 

4)  Die  Sachen  erscheinen  nach  dieser  richtigen  Ansicht  als  selbständige 
Ausgangspunkte;  sie  erhielten  eine  auf  ihr  eigenes  Wesen  gegründete 
Rechtsstellung. 

s)  Auf  die  neuerdings  von  Champeaux  wieder  behandelte  Frage, 
betr.  die  Entstehung  der  Unterscheidung  zwischen  beweglichen  und  un- 
beweglichen Sachen,  vermag  ich  hier  nicht  einzugehen ;  ich  verweise  vorläufig 
auf  Stutz  (in  Sav.  Ztachr.  XX.  330 ff.)  und  beschränke  mich  darauf,  die 
Behauptung  Champeaux,  wonach  die  Unterscheidung  zwischen  Mobilien  und 
Immobilien  erst  dem  römischen  Recht  entlehnt  sei,  als  eine  rechtshistorisch 
unbewiesene  zu  bezeichnen.  Man  muss  es  Stutz  danken,  dass  Michelsen  s 
Hypothese,  die  er  m.  R.  als  eine  verschollene  bezeichnet,  hervorgeholt 
wurde.  Die  Scheidung  zwischen  Mobilien  und  Immobilien  kann  wohl 
Gegenstand  neuer  Erörterung  werden,  aber  nicht  in  dem  Sinne,  wie  es 
Chainpeaux  meinte.  Wichtig  erscheint  die  Bemerkung  v.  Amira  s  (in 
Recht  S.  176),  die  sich  gegen  die  Auffassung  kehrt,  als  sei  das  Mobiliar- 
recht in  unserem  Sinne  älter  als  das  Hecht  an  Grund  und  Boden;  es  werden 
t  hat  sächlich  die  Formen  des  Mobiliarrechtes  zu  wenig  unterschieden.  Die 
Scheidung  zwischen  Mobiliar-  und  Immobiliarsachenrecht  hat  der  Handel 
besonders  ausgenützt  (s.  Goldschmidt:  Univ.  Gesch.  d.  H.  R.  133)  und  zur 
definitive»  Ausgestaltung  wesentlich  beigetragen. 
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Privatrechtes  entspricht  die  Scheidung  innerer  und  äusserer 
Eigenschaften  aller  Rechtsverhältnisse  und  die  besondere  Berück- 
sichtigung der  letzteren.  Muss  man  auch  sagen,1)  dass  die 
Gewere  nur  das  Kleid  des  Sachenrechtes  gewesen  und  dass  das 
materielle  Sachenrecht  von  ihr  nie  verschlungen  worden  ist,  so 
muss  man  doch  in  ihrer  allgemeinen  Bedeutung  einen  Beweis 
für  die  Wichtigkeit  der  äusseren  Form  im  Sachenrechte  erblicken; 
an  diese  Form  knüpft  das  Bedürfnis  der  Veranschaulichung 
sachenrechtlicher  Verhältnisse  an,  so  dass  sowohl  jene  Form, 
als  auch  dieses  Bedürfnis,  nicht  nur  Erbstücke,  sondern  vielmehr 
lebensfähige  Entwicklungsmomente  bedeuten,  durch  die  der 
principielle  Unterschied  zwischen  römischem  und  fränkischem 
Sachenrecht  festgelegt  wurde. 

Dies  äussert  sich  nicht  nur  in  dem  Schutz  dinglicher  Rechte,1') 
sondern  auch  in  der  Übertragungsart  derselben,  wofür  insbesondere 
auf  das  Immobiliarrecht  zu  verweisen  ist.  So  reichfaltig  auch 
dessen  Entwicklung  ausgefallen  ist  und  so  neu  diese 
Ausgestaltung  zum  grossen  Theile  war,:{)  so  trat  doch  gerade 


*)  Gierke:  Priv.  R.  II.  189;  vgl.  die  einschlägige!!  Schrifteu  von 
Heusler  uud  Huber;  8.  dazu  Herbert  Meyer:  Eigentum  u.  EntwerungS.  1  ff. 

a)  Zutreffend  spricht  Hermann  (Grundelem.  d.  altgerm.  Mobiliar- 
vindication  S.  67  ff.)  von  dem  Bestreben,  die  Rechtssicherheit  auf  die 
Publicität  des  Rechtes  zu  gründen.  Für  das  Mobiliarrecht  ist  jetzt,  ausser 
der  früheren,  von  Hermann  1.  c.  verarbeiteten  Litteratur,  auf  Heus ler 
1.  c.  I.  884  ff,  II.  209  ff,  Hub  er:  Gewere  S.  60  ff.,  ferner  auf  Herbert  Meyer 
1.  c.  (s.  dazu  J.  Gierke  in  Ztschr.  f.  H.  R.  52.  S.  6l2ff.,  v.  Wretschko 
in  Hist.  Viert eljahrschr.  IX.  223 f.,  Rehrae  in  Gött.  gel.  Anz.  1905. 
S.  977.  und  Gierke:  Priv.  R.  II.  553 ff.),  sowie  auf  Brissaud  1.  c. 
1201  zu  verweisen;  vgl.  Schröder  R.  G.4  273.  (Von  der  früheren 
Litt,  wäre  insbesondere  Goldschmidt  in  Ztschr.  f.  Hand.  R.  VIII.  her- 
vorzuheben.) Ghampeaux  ist  durch  Stutz  (Sav.  Ztschr.  XX.  327ff.) 
richtig  gewürdigt  worden.  Man  kann  für  diese  Frage  schon  von  einer  fest- 
stehenden Meinung  sprechen  und  man  darf  die  im  Texte  ausgesprochene 
Behauptung  des  principiellen  Unterschiedes  zwischen  römischem  und  fränkischem 
Sachenrecht,  vom  Standpunkt  der  wohl  begründeten  herrschenden  Meinung 
vertreten.  Zu  berücksichtigen  ist  auch  die  von  B  ehrend  (Anefang  u.  Erbou- 
gewere)  nachgewiesene  Brauchbarkeit  des  Anefangs  für  die  erbrechtliche 
Erwerbung  von  Sachen. 

s)  Die  betreffende  Erörterung  muss  der  Darstellung  der  Geschiebte 
des  Immobiliarrechtes  vorbehalten  bleiben.  Ohne  auf  die  Geschichte  der 
einschlägigen  Begriffe  einzugehen,  wäre  vorläufig  zu  bemerken,  dass  schou 
Viollet  (Hist.  du  dr.  prive2S.  555)  erkannt  hat,  dass  man  im  alteu  Rechte 
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hier  das  Streben  nach  Veranschaulichung  der  Rechtsver- 
hältnisse, sowohl  für  die  Übertragung,1)  als  auch  für  den 

sowohl  gewissen  Wurzeln  individueller  Borechtiguug,  als  auch  Gruppen  - 
rechten  begegnet,  was  mit  dem  Nebeneinanderbestehen  der  beiden  Subjecte. 
des  Individuums  und  der  Gruppe,  zusammenhängt.  Andererseits  muss  mau 
bemerken,  dass  einzelne  bestimmte  Arten  von  Berechtigungen  entschieden 
fremdrechtlichen  Ursprungs  waren;  so  das  Praecarium;  ebenso  der  Ususfructu«; 
s.  Glasson  1.  c.  III.  140. 

!)  S.  im  allgemeinen  Schröder:  R.  G.4  S76f.  und  die  dort  citirte 
Litteratur.  Besondere  Beachtung  verdient  neben  der  gerichtlichen  Auflassung, 
die  bekanntlich  die  Rechtswirkungen  der  realen  Investitur  ei  langte  und  somit 
einen  Fortschritt  bedeutete,  vom  Standpunkte  dieser  Untersuchungen  die 
Function  der  Urkunde.  Es  ist  ein  hervorragendes  und  allgemein  anerkanntes 
Verdienst  Brunners,  die  Bedeutung  der  Urkundenbegebung,  also  die  Be- 
deutung der  Urkunde  für  die  symbolische  Tradition  nachgewiesen  und  den 
Zusammenbang  mit  dem  römischen  Vulgarrecht  festgestellt  zu  haben  (&.  K. 
G.  der  Urk.  I.  113 ff.  u.  in  Forschungen  611  ff  );  auch  hat  derselbe  Gelehrte 
diese  formelle  Urkundenbegebung  an  der  Hand  der  L.  Rib.  als  ein  Zugeständnis 
an  das  Formalität«-  und  Publicitätsbedürfnis  zu  kennzeichnen  vermocht  (vgl. 
Forschungen  6 17 ff ;  s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  IV.  1 1 3 ff;  Voltellini  hat 
sodann  in  Ergbd.  VI.  158  ff.  der  Mitth.  d.  Inst,  den  von  Brunner  besonders 
hervorgehobenen  rätiseheu  Urkundentypus  beleuchtet).  Noch  stärker  hat 
Val  de  Lievre  (Mitth.  d.  Instit.  II.  467)  die  Selbständigkeit  des  germanischen 
Elementes  auf  diesem  Gebiete  betont,  ja  sogar  die  Vermutung  nicht  unter- 
drücken könneu,  dass  an  der  vulgarrechtlichen  Umbildung  des  römischen 
Urkundenwesens  germanische  Ideen  mitbetheiligt  gewesen  sein  mögen ;  da** 
sie  für  Form,  Anwendung  und  Wesen  der  Traditio  cartae  (man  bedenke 
die  Benützung  der  unvollständigen  Cartu  als  Traditionssymbol)  bestimmend 
waren,  ist  klar.  In  der  Rolle,  die  die  Carta  bei  Grundtraditionen  spielte, 
hat  die  Entwicklung  der  obligatorischen  Urkunde  zur  dinglichen  Symbol- 
urkunde ihren  Höhepunkt  erreicht  (s.  S  ton  ff  in  Nouv.  Rev.  hist.  de  dr.  fr. 
et  etr.  XI.  278 f.);  sehr  gut  sagt  Brissaud  1.  c.  1284,  dass  die  Germanen 
„virent  une  tradition  per  cartam,  la  ou  il  n'y  avait  pour  les  Romains  qu'une 
traditio  cartae";  die  römischen  Ansätze  der  traditio  per  cartam  behandelt 
vom  Standpunkte  ihrer  byzantinischen  Fortentwicklung  Brandileone:  La 
traditio  per  cartam  nel  dir.  biz.  (in  Studi  in  onore  di  Vitt.  Scialoja).  Die 
gewonnenen  Ergebnisse  erscheinen  bei  Redlich  (Mitth.  d.  Instit.  Ergbd.  Vf. 
57  f.)  in  einer  neuen  Fassung,  die  einen,  aber  nur  scheinbaren,  Widerspruch 
gegen  die  Brunner'sche  Ansicht  bedeutet.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  nicht 
der  Abfassung  sondern  der  Begebung  der  Carta  die  Hauptbedeutung  zukommt, 
die  Fertigung  aber  erst  nach  Vollzug  der  formalen  Handlung  erfolgt,  reiht 
Redlich  die  Carta  unter  die  andern  bei  der  Tradition  gebräuchlichen  Symbole 
eiu.  Von  da  aus  gelangt  er  zur  Behauptung,  dass  rechtsdiplomatisch  der 
Hauptuuterschied  zwischen  Carta  und  Notitia  in  der  subjoctiveu  und  wört- 
lichen Wiedergabe  der  Parteierklärung  liegt,  weil  die  Carta  nur  so  wie 
audere  Symbole  und  nicht  speciell  dispositiv  wirkt,  also  auch  nur  beweist 
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Schutz1)  hervor;  man  kann  in  den  betreffenden  Erscheinungen 

- 

(es  hat  schon  Brunner  1.  c.  238  hervorgehoben,  dass  es  notitiae  gab,  die 
von  der  Partei  ausgestellt  wurden,  gegen  die  sich  der  Beweis  zu  kehren 
hatte;  s.  auch  Stouff  1.  c.  270 f.).  Dabei  wird  augenscheinlich  übersehen, 
dass  die  Notitia  eben  niemals  als  Tradition ssym hol  auftritt,  ja  überhaupt 
nicht  unumgänglich  ist,  während  die  Carta,  wenn  sie  angewendet  wird,  ein 
essentielles  Traditionssymbol  ist,  das  vor  andern  Symbolen  den  klaren  Inhalt 
voraus  hat.  Richtig  ist  dagegen  Redlich's  Ansicht  (1.  c.  8),  dass  die  derart 
verwendete  Carta  wohl  die  Form,  aber  nicht  das  Wesen  der  römischen 
Dispositivurkunde  beibehalten  hat;  dabei  wäre  zu  erinnern  an  die  vorher 
erwähnten  Ausführungen  Val  de  Lievre's;  da  die  römische  Dispositiv- 
urkunde sachenrechtliche  Anwendung  fand,  konnte  ihr  Wesen  nicht  unverändert 
bleiben.  Darin  offenbart  sich  eben  das  von  Redlich  m.  R.  betonte  Übergewicht 
des  germanischen  Elementes  in  dieser  Frage.  Vgl.  ausserdem  Dahn  1.  c. 
VIII.  IV.  188.  Über  die  Verwendung  des  römischen  Constitutum  possessorium 
s.  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  116ff;  vgl.  jedoch  oben  S.  319.  A.  2.  Jedenfalls 
ist  die  Vermischung  römischer  und  germanischer  Elemente  in  der  Traditions- 
form geradezu  typisch  für  das  gegenseitige  Verhältnis  beider  Factoren. 

Nun  muss  wohl  daran  festgehalten  werden,  dass  diese  Übereignungs- 
formen vornehmlich  für  den  Privatverkehr  galten;  ebenso,  wie  man  nicht 
annehmen  kann,  dass  die  vom  Volke  ausgehenden  Landanweisungen  an 
schwerfällige  Formen  gebunden  gewesen  wären,  bat  auch  die  Intervention 
der  Öffentlichen  Gewalt  bei  der  Affatomie  die  Vornahme  der  Übereignung 
fern  vom  Grundstücke  ermöglicht;  dasselbe  gilt  für  die  bannmässige  Ver- 
fügung (s.  Sickel:  Z.  Gesch.  d.  Bannes  S.  22 ff.).  Eine  besondere  Bedeutung 
kommt  in  diesem  Zusammenhange  dem  königlichen  Praeceptum  zu  (s.  Gierke. 
Priv.  R.  II.  267.  A.  3.);  wenngleich  Redlich  1.  c.  lOff.  auch  in  diesem 
Falle  das  Vorangehen  gewisser  Formalhandlungen  feststellt,  so  war  doch 
das  königliche  Praeceptum  auch  ohne  dieselben  wirksam.  Ohne  auf  diese 
Frage,  die  nur  im  Zusammenhange  mit  der  Geschichte  des  Immobiliareigentnms 
erörtert  werden  kann,  hier  einzugehen,  muss  man  doch  bemerken,  dass  die 
dispositive  Kraft  der  Königsurkunde,  die  nicht  als  Symbol  benützt  wurde, 
gewiss  nicht  an  die  römische  Dispositivurkunde  anknüpfte,  sondern  an 
ganz  andere  Wurzeln.  Wodon  1.  c.  89 f.  will  einen  unmittelbaren  Zusammen- 
hang zwischen  der  in  der  L.  Sah  behandelten  Übertragung  von  Mobilien 
und  der  späteren  Immobiliartradition  herstellen. 

Auch  die  Function  des  Treuhänders,  die  ebenfalls  für  die  Tradition 
in  Betracht  kommt,  ist,  wie  schon  oben  (S.  321.  A.  1.)  bemerkt  wurde,  eine 
unrömische.  In  Anlehnung  an  Ueusler  1.  c.  I.  222,  hat  v.  Estreicher 
(Studya  nad  bist,  kupna  w  epoce  frank.  S.  99  ff.)  den  Unterschied  zwischen 
dem  Hauptzwecke  der  Treuhänderschaft  (vom  Standpunkt  des  Sachenrechtes) 
und  dem  Verbürgungszwecke  schärfer  hervortreten  lassen. 

')  Es  genügt  auf  den  bekannten  Mangel  durchgreifender  Scheidung 
zwischen  Possessorium  und  Petitorium  hinzuweisen,  ferner  auf  den  Mangel 
eines  speciellen  Schutzes  der  Gutgläubigkeit;  s.  Herbert  Meyer  1.  c.  293 f. 
—  Über  die  privatrechtliche  Bedeutung  des  Königsbannes  s.  Sickel  1.  c.  26  ff. 
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des  Immobiliai  rechtes  eine  gereifte  Frucht  der  im  Mobiliar* 
rechte  keimenden  Ideen  wahrnehmen.1) 

Zn  den  Schutzmitteln  gehört  die  Verschweigung, 
die  thatsächlich  römischen  Einfluss  aufweist,2)  aber  doch 
die  germanische  Wurzel  nicht  verleugnet3)  und  in  ihren 
verschiedenen  Verzweigungen  processrechtlicher  und  materiell- 
rechtlicher  Art  als  ein  eigenartig  combiniertes4)  Institut  er- 


')  Dies  gilt  auch  für  die  Schenkung,  nämlich  sowohl  für  den  Charakter 
des  durch  die  Schenkung  erworbenen  Rechtes,  als  auch  für  den  schwächeren 
Schutz,  wie  er  namentlich  der  königlichen  Qrundschenkung  eigen  war. 
vgl.  Schröder:  R.  G.4  284;  es  äussert  sich  darin  der  Mangel  des  abstraften 
Charakters  einer  EigentumsYermehrung  und  die  der  Schenkung  innewohnende 
Eigenschaft  der  Zweckauwendung,  die  durch  den  wahrnehmbaren  Zweck 
beherrscht  wurde. 

*)  Über  Decr.  Childeb.  c.  3.  s.  üben  S.  61  und  die  dort  (A.  1.)  citiite 
Litteratur.  Es  ist  nicht  unwichtig,  dass  die  fränkische  Nonn  an  da« 
Dritthandverfahren  anknüpfte,  während  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IV.  12.  einen 
ganz  andern  Ausgangspunkt  hatte;  namentlich  ist  das  Verhältnis  der 
fränkischen  zehnjährigen  Frist  zu  der  in  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IV.  12.  §  5. 
normierten  sehr  interessant;  vgl.  auch  Epit.  Mon.  Über  c.  13  des  Ed. 
Chloth.  II.  und  dessen  Hücksioht  auf  kirchliche  Interessen  s.  oben  II.  Tbeil 
S.  303  und  hier  S.  öl. 

*)  An  die  germanische  Verschweigungsfrist  (L.  Sal.  45,  46)  knüpft, 
wie  soeben  erwähnt  wurde,  Decr.  Childeb.  an.  Die  Jahresfrist,  die  in  den 
Wirtschaftsverhältnissen  ihre  Begründung  findet  (s.  Heus ler  1.  c.  I.  57 f.. 
Viollet  1.  c.  570.),  kommt  für  die  Frohnungsfolgen  in  Betracht  (Vgl. 
die  von  Immer  wahr:  D.  Verschweigung  S.  2.  angeführten  Normen,  wobei 
jedoch  Frohnung  und  Verschweigung  nicht  genügend  auseinandergehalten 
werden;  auf  L.  Sal.  45  und  46  geht  Immerwahr  überhaupt  nicht  ein  und 
man  muss  Heymann's  Urtheil  in  Sav.  Ztschr.  XVII.  183.  beitreten).  Über 
die  thatsächliche  Dauer  der  Jahresfrist  s.  Fockema-Andreae  in  Sav. 
Ztschr.  XIV.  76  ff. 

*)  Immerwahr  verweist  1.  c.  11  auf  die  interessante  Combination  der 
germanischen  Verschweigungsfrist  mit  der  römischen  Verjährungsfrist  in 
einem  Placituin  Theoderichs  III.  v.  J.  679.  Partsch  hat  (Die  longi  temporis 
praescriptio)  die  weitgehende  Umbildung  im  römischen  Reichsrechte  geschildert 
und  dabei  mit  Recht  die  Ubereinstimmung  der  Interpret,  zu  Paul.  V.  2.  3. 
hervorgehoben  (1.  c.  155).  Damit  hängt  es  zusammen,  dass  Chloth.  IL  c.  13 
für  die  dreissigjährige  praescriptio  nur  justum  initium,  aber  keine  bona  fide* 
forderte  (vgl.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  290,  313 f.);  dieser  Umbildung  entsprang 
auch  dio  kräftige  (über  das  eigentliche  römische  Recht  hinausgehende) 
Function  der  longi  terop.  praescr.  In  Childeb.  II.  c.  3.  tritt  die  inconeussa 
possessio  wohl  auf  Grund  der  Entlehnung  aus  dem  Vulgarrechte,  aber  doch 
(wie  Partsch  1.  c.  146  selbst  zugiebt)  dank  der  Anlehnung  au  die  germanische 
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scheint.1)  Vom  Eigentum  bat  sich  frühzeitig  das  Pfandrecht 
als  ein  eigenes  dingliches  Recht  abgelöst.  Es  erscheint  schon  in 
der  L.  Sal.  als  ein  vom  Eigentum  verschiedenes,  dem  Sicherungs- 
zwecke dienendes  Recht,2)  im  Gegensatze,  beziehungsweise  zur 
Ergänzung  und  zum  Ersätze  der  persönlichen  Haftung.  Diese 
Trennung  des  Pfandrechtes  vom  Eigentum  durfte  sich  wohl 
zuerst  im  Mobiliarrechte  vollzogen  haben,3)  wobei  gerichtliche 
und  außergerichtliche  Pfandnahme  zu  verschiedenem  Erfolge 
führten;  diese  Verschiedenheit  privatrechtlicher  Polgen  auf 
processrechtlicher  Grundlage  entspricht  der  Gesammtent Wicklung.4) 
Ohne  auf  die  ältere  Satzung  hier  eingehen  zu  können,5)  wollen 
wir  nur  mit  Egg  er6)  bemerken,  dass  selbst  die  jüngere  Satzung 
als  anticipierte  Frohnung,  mithin  als  unmittelbare  Folgeerscheinung 
des  fränkischen  Königsbannes,  zu  betrachten  wäre;7)  dies  erscheint 

Verschweigung  auf.  M.  R.  sagt  daher  Brissaud  1.  c.  1268,  dass  man  den 
römischen  Einfluss  auf  diese  Entwicklung  nicht  überschätzen  dürfe,  da  dieselbe, 
nur  „un  effet  de  la  marche  generale  du  droit"  war.  Stobbe:  Dtsch. 
Priv.  R.  I.3  648 f.  überschätzt  den  römischen  Einfluss;  vgl.  noch  Gierke: 
Priv.  R.  I.  Sil. 

*)  Hierher  gehört  auch  das  sog.  intertemporale  Recht,  dessen  Normen 
bestimmt  erscheinen,  früher  begründete  Rechtsverhältnisse  zu  schützen  und 
den  Ubergang  zu  neuem  Rechte  zu  erleichtern;  es  genügt,  darauf  hinzuweisen, 
dass  Affolter  (1.  c.  122,  131)  die  ungenügende  Gestaltung  desselben  bei 
den  Franken  dargethan  und  westgothische  Beeinflussung  wahrscheinlich 
gemacht  hat. 

*)  s.  Gierke:  Priv.  R.  II.  809;  er  nennt  es  (1.  c.  810.  A.  2—5.) 
Sachhaftungsrecht  und  trägt  dadurch  seiner  processrechtlichen  Stellung 
Rechnung;  vgl.  Heusler  1.  c.  II.  129,  201,  v.  Amira  (bei  Paul2  13?). 

3)  Wir  verweisen  inzwischen  auf  Gierke  1.  c.  956  und  auf  die  sehr 
ansprechende  Annahme  (1.  c.  809),  das  Pfandrecht  sei  ursprünglich  ein  dem 
Sicherungszwecke  gemäss  „gebundenes-  Eigentum  gewesen,  wobei  wir 
selbstverständlich  vorläufig  von  dem  Begriffe  eines  gebundenen  Eigentums 
absehen  müssen. 

*)  S.  Brunner  1.  c.  II.  450f,  156,  457,  v.  Schwind:  Wesen  und 
Inhalt  d  Pfandr.  S.  11.  Es  apparirt  hier  der  ältere  enge  Zusammenhang 
zwischen  Privatrecht  und  Process. 

ö)  Dieselbe  hängt  unmittelbar  mit  dem  Immobiliarrecht  zusammen. 
S.  Brunner  in  Forschgg.  624 ff.  (über  eine  interessante  Fortentwicklung), 
Franken:  Franz.  Pfandr.  170  ff.,  Egger:  Vermögenshaftung  und 
Hypothek  316  ff. 

«)  1.  c.  136,  360;  vgl.  Meibom  1.  c.  76. 

7)  Über  die  Vorläufer  der  jüngeren  Satzung  in  fränkischer  Zeit  s. 
Heusler  1.  c.  II  147ff.  (and.  Aus.  v.  Schwind  1.  c.  169f.);  vgl.  Brunner 
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desto  bedeutsamer,  als  bekanntlich  im  übrigen  für  die  Anfänge 
der  jüngeren  Satzung  kein  dinglichreebtlicber  Charakter  an- 
genommen werden  kann;1)  eine  rümischrechtliche  Beeinflussung 
des  Pfandrechtes  erscheint  somit  uiebt  annehmbar. 

Eine  grosse  Bereicherung  bat  auch  das  Obligationen- 
recht erfahren,  dessen  Entwicklung  überhaupt  mancherlei 
Analogien  mit  der  des  Sachenrechtes  aufweist.2)  Doch  ist  als 
wichtiger  Unterschied  zu  verzeichnen,  dass,  während  die  Fort- 
schritte des  Sachenrechtes  in  allen,  selbst  in  den  neuen  Er- 
scheinungsformen desselben,  zur  Verwirklichung  überwiegend 
germanischer  Grundideen  führten,3)  die  Entwicklung  des 
Obligationenrechtes  eine  thatsächliche  Erweiterung  des  Gesichts- 
kreises bedeutete,  eine  Entfaltung,  die  nicht  ausschliesslich  auf 
alte  Grundlagen  zurückgeführt  werden  kann. 

Allerdings  ging  man  von  diesen  alten  Grundlagen  aus;4) 

1.  c.  uud  in  Urundzüge  S.  196.  Sehr  wichtig  erscheint  der  Zusammenhang 
der  späteren  französischen  Imniobiliarpfäudnng  mit  der  fränkischen  missio 
in  bannum;  s.  Egger  1.  c.  319. 

»)  s.  Franken  1.  c.  4ff.,  v.  Schwind  1.  c.  171,  Egger  1.  c.  137. 

*)  Diese  Analogien  können  hier  allerdings  nur  angedeutet  werden. 
Es  ist  zu  bemerken,  dass  in  beiden  Fällen  ein  Zusammenhang  zwischeu  dem 
HUckgauge  der  Sippe  uud  der  Individualisierung  des  Rechtes  bemerkbar 
ist;  denn  ebenso  wie  die  Entwicklung  des  Sachenrechtes  (namentlich  des 
Hechtes  au  liegendem  Out),  erfordert  auch  die  Entwicklung  des  Obligationen- 
rechtes die  Möglichkeit,  das  individuelle  Hechtsleben  über  die  Orenzen  des 
Verbandes  hinaus  erstrecken,  im  Verkehre  selbständig  vorgehen  und  selbständig 
haften  zu  können.  Daher  die  grosse  Bedeutung  des  Handelsverkehres,  der 
diese  Freiheit  des  Individuums  voraussetzt.  Weiter  ist  zu  bemerken,  dass 
tler  Formalismus  des  Obligationenrechtes  ebenso  wie  der  des  Sachenrechte* 
auf  dem  gemeinsamen  Öffentlichkeitsbedürfnisse,  als  einer  Voraussetzung 
des  Rechtsschutzes,  beruht;  dem  entspricht  es,  dass  die  auf  Erwerb  von 
Sachen  oder  Rechten  zielenden  Handlungen  in  beiden  Fällen  nur  den 
Anspruch  auf  Erwerb  begründeten,  nicht  aber  deu  Erwerb  selbst.  Es  ist 
daher  ebenso  richtig  als  geistreich,  wenn  Kohler  (Sobstanzrecht  u.  Wertrecht 
in  Arch.  f.  civ.  Prax.  91.  S.  176  f.)  gegen  die  Annahme  einer  „Ohnmacht  des 
Schuldrechtes"  auftritt;  denn  diese  „Ohnmacht*4  ist  nur  eine  Äusserung 
allgemeiner  „Ohnmacht44  der  Rechtsordnung. 

3)  So  z.  B.  in  der  fränkischen  Entwicklung  des  römischen  Praecariums; 
s.  L.  M.  Hartmann  in  Vierteljahrschr.  f.  Soc.  u.  Wirtsch.  Oesch.  IV.  340ff. 

4)  Es  genügt,  auf  die  Grundformen  der  „Fides  facta14  und  der  „Res 
praestita"  zu  verweiset!.  Zwar  bat  Thevenin  (Nouv.  Rev.  bist  de  dr.  fr. 
et  etr.^IV.  455  ff.)  gegen  den  Formalvertrag  Stellung  genommen  uud  selbst 
für  die  Uusszahlungspflicht  der  tides  facta  nur  die  Eigenschaft  der  Conaequenx 
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es  wurde  aber  die  Lösung  der  Verbindung  des  Vertrags-  und 
Processrechtes  und  eine  auch  änsserliche  Selbständigkeit  des 


eiuer  schon  bestehenden  Obligation  belassen  wollen,  doch  darf  man  mit 
Esmein  (Etudes  sur  les  contrats  S.  6)  und  Anderen,  diese  Ansicht  als 
genügend  widerlegt  betrachten;  Sickel  (Vertragsbruch  S.  7 f.)  betrachtet 
die  fides  facta  als  Begründung  verschiedenartiger  Pflichten,  die  durch 
entsprechende  Aufforderung  des  Gläubigers  in  Erscheinung  treten;  Lüning 
(Vertragsbruch  S.  20 ff.)  will  in  ihr  eine  zweite  Obligation  mit  selbständigem 
Inhalte  erblicken  und  meint  (1.  c.  6 f.),  dass  sie  hauptsächlich  processrechtlicho 
und  nicht  eigentlich  privatrechtliche  Anwendung  fand,  wogegen  Es  mein 
(1.  c.  77.)  auf  Quellen  verweist,  die  eine  enge  Verbindung  der  fides  facta 
mit  der  festuca  beweisen,  wodurch  auch  Thevenin's  Unterscheidung  (1.  c. 
70ff,  90.)  hinfällig  wird  (vgl.  Esmein  1.  c.  70.  A.  2,  77,  79.  A.  2.,  Egger 
1.  c.  403,  414.).  Die  Bedeutung  der  festuca  vom  Standpunkt  der  Wert- 
morphologie untersucht  v.  Kostanecki:  D.  wirtsch.  Wert  vom  Standpunkt 
d.  gesch.  Forschung  136 ff,  168 ff,  181.  Zu  weit  geht  jedoch  Egger,  wenn 
er  (1.  c.  414  f.),  mit  Rücksicht  auf  die  Unzulänglichkeit  der  rein  privat- 
rechtlichen  Obligationsgrundlagen,  annimmt,  die  fides  facta  habe  nur  ein 
Pfändungsrecht  des  Gläubigers  begründen  können,  während  Pun tschart 
(Treugelöbnis  429.  A.  5.  und  439.  A.  3.)  wohl  die  Begründung  der  Obligation 
ablehnt,  aber  den  Zweck,  die  Person  haftbar  und  klagbar  zu  machon, 
anerkennt;  s.  jetzt  Pun  tschart  in  Sav.  Ztschr.  XXVI.  164ff.  Trotz  des 
von  Egger  m.  R.  hiefür  betonten  Zusammenhanges  des  executivischen 
Verfahrens  mit  der  alten  Friedlosigkeit,  muss  man  doch  auf  die  Worte  des 
Richters  in  L.  Sal.  50.  „voluntatem  tuam  solve  hoinini  isto"  Gewicht  legen; 
nur  bedurfte  eben  das  unterliegende  Rechtsverhältnis  jener  Veranschaulichung, 
die  es  in  der  zum  Delict  gestempelten  Säumnis  fand.  Das  strafrechtliche 
Moment  ist,  wie  auch  Egger  (1.  c.  413)  anerkennt,  ein  Schutzmittel  der 
Obligation;  m.  R.  unterscheidet  er  (in  Anlehnung  an  Brinz,  dessen  Aus- 
führungen in  Gotting,  gel.  Anz.  1885.  S.  525  f.  er  zu  neuen  Ehren  bringt) 
strafrechtliche  und  privatrecbtliche  Haftung,  sowie  ihre  verschiedeneu 
Entstehungsgründe;  nur  wäre  zu  betonen,  dass  die  delictmässige  Bussfälligkeit 
zur  Feststellung  des  privatrechtlichen  Sachverhaltes  diento,  also  ein  Mittel 
zur  Erreichung  des  privatrechtlichen  Zweckes  bildete.  In  diesem  Sinne 
kann  man  mit  v.  Amira  (Nordgerm.  Oblig.  R.  I.  150)  sagen,  dass  die 
Civilobligation  durch  strafrechtliche  Steigerung  realisierbar  wird;  diese 
Steigerung  ist  aber  gleichzeitig  das  beste  Mittel,  die  an  und  für  sich  schwer 
erkennbare  privatrechtliche  Verpflichtung  zu  veranschaulichen.  Über  die 
Franken 'sehe  Theorie  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Auffassungen  v.  Amira's 
und  Brinz,  s.  Egger  1.  c.  48ff.  Wenn  Kohler  (1.  c.  177)  die  Trennung 
von  Schuld  und  Haftung  (im  Sinne  Siege  Ts  und  Puntschart's)  bekämpft, 
so  sagt  er  doch  selbst,  dass  für  eine  gewisse  Stufe  eine  Pflicht,  vom  Leistungs- 
versprechen nicht  zurückzutreten,  bestand;  wenn  er  dann  annimmt,  es  sei 
der  Rücktritt  zunächst  eino  Thatsache  geweseu.  der  nicht  beizukommeu 
war  und  gegen  die  man  sich  durch  Festsetzung  von  Strafen  wehrte,  bis  erst 
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Obligationenrecbtes  angebahnt,1)  freilich  ohne  Aufgeben  des 
formalen  Charakters,  der  auch  auf  der  neuen  Basis  beibehalten 

später  der  Rücktritt  wirkungslos  wurde,  —  so  kommt  er  der  bekämpftes 
Theorie  in  einem  gewissen  Sinne  sehr  nahe.  Man  mnss  bei  allen,  Schuld 
und  Haftung  betreffenden  Auseinandersetzungen  nebst  den  schon  hinreichend 
herangezogenen  rechtsdogmatischen  Momenten  auch  das  culturgeschichtliche 
Moment  berücksichtigen;  von  diesem  Gesichtspunkte  findet  v.  Estreicher 
(Siti.  Ber.  d.  Krakauer  Akad.  d.  Wiss.  Uist.  pbil.  Cl.  Bd.  41.  S.  248  ),  dass 
die  Auseinanderhaltung  Ton  Haftung  und  Schuld  in  den  primitiveren  Ver- 
hältnissen volle  Erklärung  findet,  während  der  Fortschritt  von  Cultur,  Verkehr 
und  Recht  zu  engerem  Anschlüsse  zwischen  Haftung  und  Schuld  führt. 

Auch  für  res  praestita  ist  die  äussere  Erscheinung  maassgebend: 
konnte  sie  einerseits  sweifellos  verschiedene  Verhältnisse  umfassen  (s.  E  am  ein 
1.  c.  9.,  Sickel  1.  c.  8.),  so  bedurfte  sie  andererseits  ebenfalls  der  Erkennbarkeit 
die  durch  Nichtbefolgung  der  Kündigung  gegeben  war;  über  die  betreffenden 
Ausführungen  Immerwahr' s  s.  J.  Qierke  in  Sav.  Ztschr.  XX,  286.). 

Diese  Grundformen  werden  schon  durch  ihren  engen  Znsammen  hanu 
mit  Process  und  Strafrecht  und  durch  das  Ubergewicht  der  äusseren  Momente 
als  Bestandteile  der  alten  Rechtsordnung  gekennzeichnet.  Tiber  die  Annahme 
romanistischen  Charakters  der  fides  facta  s.  oben  S.  46;  über  die  sacralen 
Wurzeln  des  Gelöbnisses  und  deren  Fortentwicklung  in  der  Richtung  de* 
Unterwerfens  des  Schuldners  unter  die  Macht  des  Gläubigers  s.  v.  Estreicher 
1.  c.  334  ff,  349  ff,  356. 

')  S.  was  Heusler  1.  c.  II.  237  über  die  aussergerichtliche  fides  facta 
sa£t;  vgl.  1.  c.  242ff,  248f.  M.  R.  bemerkt  Schröder:  R.  G.<  293  (vgl. 
Heusler  1.  c.  245.),  das»  hier  der  Fortschritt  zu  dem  unmittelbaren  Schold- 
vertrage  früher  als  anderwärts  erfolgte,  während  doch  in  manchen  Theilen 
des  Processrecbtes  die  fränkische  Entwicklung  zurück  blieb;  so  stand  z.  B. 
das  fränkische  Recht  hinsichtlich  der  Wadia  im  procesaualen  Vertrag  aaf 
älterer  Stufe  (vgl.  Brunner  1.  c.  II.  367.  A.  10.)  Egger  (1.  c.  405 ff  )  verfolgt 
näher  den  von  B  r  n  n  n  e  r  bemerkten  Zusammenhang  zwischen  den  Abspaltungen 
der  Friedlosigkeit  und  dem  executivischen  Verfahren,  sowie  die  Neuerungen, 
die  in  der  Wadiation  auf  processrechtlichem  und  materiellrechtlicliera  Gebiete 
eintraten.  Der  Formalvertrag  lehnte  sich  an  die  Form  an,  in  der  Delicts- 
bussen  festgestellt  wurden  (s.  Huber:  Schweiz.  Priv.  R.  IV.  831.).  Man 
kanu  aber  dennoch  schon  in  den  Lege»  einen  Unterschied  zwischen  den 
Delictsobligationen  und  den  Obligationen  aus  Verträgen  bemerken,  obwohl 
Strafclauseln  und  andere  Sicherungsmittel  diesen  Unterschied  praktisch 
trübten;  man  kann  schon  Schadenersatz  von  der  Busse  scheiden  (s.  A.  B. 
Schmidt:  Grundsätze  über  d.  Schadenersatz  in  den  Volksr.  13  u.  16.), 
Howie  die  Entwicklung  des  Schadenersatzanspruches  von  der  altgermanischen 
Basis  aus  (s.  Heusler  1.  c.  I.  64.)  in  den  zunächst  noch  beschränkten 
Erscheinungsformen  verfolgen;  s.  Schmidt  1.  c.  41.  über  den  Standpunkt 
von  L.  Rib.  70,  1.  c.  58  ff.  über  den  Ersatz  des  gleichwertigen  Gegenstandes 
in  L.  Sal.  9  und  L.  Rib.  70.  5, 1.  c.  59  über  die  Restitution  des  entwendeten 
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wurde.1)  An  dieser  Entwicklung  haben  jedenfalls  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  und  die  römischen  Impulse  mit- 
gewirkt:  es  sind  neue  Obligationsverhältnisse  entstanden,2) 


Gegenstandes  in  L.  Sal.  10.  2,  1.  c.  61  Uber  die  vom  römischen  Rechte  ab- 
weichende Noxae  datio  in  L.  Sal.  36,  L.  Rib.  46.  Der  einfache  Schaden- 
ersatz ist  (mit  Heu sl er  1.  c.)  gewiss  als  der  primitive  privatrechtliche 
Ersatz  zu  betrachten,  da  er  nur  mit  dem  formellen  Werte  und  nicht  mit 
dem  speziellen  Schaden  (s.  jedoch  was  v.  Inama  1.  c  I.  198  Überschätzung 
sagt)  rechnet;  er  bildet  aber,  da  er  ja  eventuelle  Nebenverabredungen  nicht 
ausschliesst,  eine  brauchbare  Grundlage  für  die  weitere  Steigerung.  Durch 
die  Sühne  des  Rücktrittes  vom  Vertrage  (s.  Kohl  er  in  Ztschr.  f.  vgl.  R. 
wiss.  III.  161.)  erhielt  das  Parteiinteresse  an  dem  Halten  und  Erfüllen  des 
Vertrages  einen  grossen  —  und  zwar  rein  vermügensrechtlichen  —  Spielraum. 
So  konnte  sich  denn  eine  Trennung  des  Obligationenrechtes  von  dem  Process- 
und  Strafrechte  bemerkbar  machen  (s.  Sickel  1.  c.  in  der  Einl.  u.  S.  16.). 
Als  einen  Fortschritt  in  der  Richtung  zur  Selbständigkeit  der  Obligation 
kann  man  mit  Sickel  (L  c.  8 f.)  schon  L.  Rib.  62  betrachten,  wo  die  Verzugs- 
strafen sich  aus  der  mora,  ohne  besondero  Aufforderung,  ergeben,  so  dass 
die  Obligation  (im  Gegensatze  zur  L.  Sal.  de  re  praestita)  keiner  strafrecht- 
lichen Steigerung  mehr  bedarf. 

J)  Es  ist  da  insbesondere  auf  das  —  ebenso  wie  im  Sachenrechte  — 
stets  hervortretende  Bedürfnis,  das  Rechtsverhältnis  nach  Aussen  evident 
zu  machen,  hinzuweisen.  So  wurde  z.  B.  durch  die  Kündigung  nicht  nur 
die  Vorenthaltung,  sondern  auch  das  unterliegende  Rechtsverhältnis  selbst 
evident  (s.  Immerwahr:  Kündigung  24,  vgl.  Kohler  in  Jahrb.  f.  Dogm.  24. 
S.  294 f.);  der  neuerliche  Verkauf  einer  schon  verkauften,  aber  noch  nicht 
tradirten  Sache,  war  strafbar,  aber  giltig,  weil,  wie  schon  erwähnt,  der 
Vertrag  nur  einen  Anspruch  auf  den  Rechtserwerb  begründete.  Dieser 
Formalismus  rechtfertigt  die  grosse  Bedeutung  der  Bestärkungsmittel, 
namentlich  der  Geschäfts-  und  Urkundszeugen,  sowie  die  der  gerichtlichen 
Wadiation  (ebenso  wie  der  Bussschuld),  trotz  aller  Fortschritte  des  Obligationen- 
rechtes,  innewohnende  grössere  Kraft  Als  eine  wichtige  Äusserung  dieser 
grosseren  Kraft  erscheint  der  Umstand,  dass  für  Vertragsschulden  ursprünglich 
weder  Verknechtung  noch  Preisgabe  bestand,  wenn  sie  nicht  verabredet  wai 
(s.  Brunn  er  in  Sav.  Ztschr.  XI.  98.).  Von  entscheidender  Bedeutung  ist 
aber  der  fortgesetzte  Mangel  des  Consensualvertrages  und  die  oben  (S.  326. 
A.  1.)  erwähnte  Umwandlung  der  römischrechtlichen  Formen. 

2)  Gemeint  sind  jene,  die  der  Erleichterung  des  Rechtslebens  und  der 
Umgehung  formeller  Schwierigkeiten  dienen.  So  das  Mandat  (vgl.  darüber 
auch  Caillemer  1.  c.  134—149,  424—430.),  welches  entweder  in  einer  an 
römische  Institutionen  sich  anlehnenden  Form  (sogar  unter  Erinnerung  an 
die  Gesta,  z.  B.  Form.  Arvern.  2,  Turon.  20.),  oder  in  germanischer  Form, 
durch  Übertragung  von  Rechten  (z.  B.  Mark.  I.  21,  F.  Senon.  60.)  geschaffen 
wurde.  Einen  noch  grösseren  Fortschritt  derselben  Gedankenreihe  bedeutet 
die  Ermöglichung  der  Stellvertretung  und  der  Cession  durch  die  Ordre- 
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alte   erweitert,1)   oder   in    ihren  Folgen    kräftiger  gestaltet 

ciaasel  (s.  Brunner  in  Forschgg. 569 ff.,  Heusler  1. c.  I.  212 ff,  Goldschmidt: 
Univ.  Gesch.  d.  H.  R.  134 f.,  vgl.  Brandileone  in  Riv.  di  dir.  comm.  1903  und 
1905  ),  die  römischem  Impulse  entspraug  (s.  unten  S.  336.  A.  1.).  Anzunehmen 
ist  der  von  Gold  Schmidt  (1.  c.  passim)  hervorgehobene  Einfluss  römischer 
Handelstraditionen  (über  deren  Vergröberung  t».  seinen  Aufsatz  in  Ztschr. 
f.  H.  R.  35.  S.  75  ff.),  wie  er  sich  namentlich  in  der  Vielseitigkeit  der 
Commenda  äussert  (Wodon  1.  c.  194  nimmt  directen  Zusammenhang  zwischen 
dem  Commodatum  an  Mobilien  und  der  terra  commendata  an),  aber  auch  in 
andern  Fällen  nicht  fehlte;  nur  wird  man  wohl  sagen  dürfen,  dass  diese 
zahlreichen  Handelsbräuche  zunächst  noch  neben  dem  allgemeinen  Rechte 
fortbestanden,  ohne  in  dasselbe  direct  einzudringen,  was  erst  im  Hittelalter 
geschah.  Jedenfalls  war  ihrer  Erhaltung  der  tiefgehende  Unterschied 
zwischen  Immobiliar-  und  Mobiliarrecht  sehr  förderlich,  weil  sie  sich  im 
Gebiete  des  letzteren  behaupten  konnten,  ohne  durch  die  auf  das  Immobiliar  - 
recht  speciell  einwirkenden  Verhältnisse  bebindert  zu  werden.  In  dem  alten 
Geuossenschaftsgedanken,  der  sich  nicht  nur  in  Sippe  und  Familie,  sondern 
auch  in  der  Grundherrschaft  äusserte,  fand  die  Societät  eine  brauchbar» 
Grundlage  (s.  Viollet  1.  c  749ff;  and.  Ans.  Goldschmidt:  Univ.  Gesch. 
285  ff.),  die  allerdings  in  dieser  Zeit  noch  wenig  actuell  wurde. 

V)  Dies  betrifft  vor  allem  den  Kauf;  er  wird  (s.  Esmein  1.  c.  10) 
in  der  L.  Sal.  noch  Zug  um  Zug  vollzogen,  es  kommt  zu  keiner  gerichtlichen 
Erörterung  der  Pflichten  des  Käufers  und  von  den  Pflichten  des  Verkäufers 
tritt  nur  die  Evictionspflicht  hervor;  deshalb  erwähnen  die  Kaufformeln  in 
der  Regel  fs.  jedoch  F.  Andeg.  2.  und  3.)  die  erfolgte  Zahlung  des  Preises, 
v.  Estreicher  hat  (Studya  nad  liist.  kupna  S.  8 f.)  betont,  dass  als  „Preis" 
oft  eine  Sache  hingegeben  wird,  was  die  ungenügende  Scheidung  zwischen 
Tausch  und  Kauf  beweist,  wenn  auch  derartige  Tauschgeschäfte  national - 
ökonomisch  als  Käufe  fungiren.  Die  Praxis  begann  die  verbürgte  Zahlung»- 
pflicht  als  Zahlung  zu  betrachten,  was  aber  den  realen  Charakter  nicht 
beeinträchtigt  (s.  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  273;  vgl.  Mark.  II.  19.) 
ebensowenig  wie  die  Zulässigkeit  der  Theilzahlung  (s.  Esmein  1.  c.  15.). 
Einen  wichtigen  Schritt  bedeutet  die  Trennung  von  Sala  und  Investitur 
(L.  Rib.  60  kennt  diese  Trennung  noch  nicht);  aber  m.  R.  bemerkt 
v.  E9treicher  (1.  c.  51.),  dass  die  betreffende  Haltung  des  Capitularienrechtes 
(Cap.  leg.  add.  818—819.)  nicht  als  obrigkeitliche  Neuerung,  sondern  als 
Ergebnis  natürlicher  Entwicklung  zu  betrachten  ist.  Dem  PublicitaU- 
erfordernisse,  das  auch  diesem  Realgeschäfte  eigen  ist,  dient  die  reiche 
Symbolik;  wenn  auch  die  Urkunde,  also  ein  römisches  Werkzeug,  so  häufig 
neben  oder  sogar  anstatt  germanischer  Symbole  trat,  so  ist  doch  erwähnt 
worden  (oben  S.  326.  A.  1),  dass  die  Verwendung  dieses  Werkzeuge« 
germanischen  Ideen  entsprach. 

Eine  fortschreitende  Ausgestaltung  hat  auch  die  Bürgschaft  erfahren. 
Von  der  Wettsatzung  ausgehend,  die  dem  Gläubiger  den  Bürgen  nach 
Analogie  der  Sachhaftung  zur  Verfügung  stellte,  hat  die  Entwicklung 
einerseits  die  eigenartige  Form  der  Selbstbttrgschaft  hervorgebracht,  anderer- 
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worden.1)     Dennoch   bleibt    es    für  den    Charakter  dieses 

seits  die  Ansprüche  des  Bürgen  gegen  den  Schuldner  gesichert  (s.  Esmein 
1.  c.  82,  Heusler  1.  c.  II.  251  f.  Schröder:  R.  G.«  292.);  sowohl  die 
Möglichkeit  der  Selbstbürgschaft,  als  auch  die  Zulässigkeit  directer  Betreibung 
des  Schuldners  (Esmein  1.  c.  86;  vgl.  I.  Capit.  zur  L.  Sal.  c.  10,  L.  R. 
Cnr.  XXII.  12.),  haben  den  alten  Charakter  der  Bürgschaft  alterirt  und  die 
Grundlage  für  die  spätere  Schaffung  der  Principalhaftung  des  Schuldners 
gegeben;  dass  aber  dabei  die  interessante  Vereinigung  zweier  Rollen  in  der 
Selbstbürgschaft  auftrat,  kennzeichnet  diese  Entwicklung,  die  gleichzeitig, 
trotz  aller  Fortschritte,  auch  der  Erweiterung  der  Wadiation  bedurfte  und 
dadurch  diesem  alten  Institute  desto  grössere  Bedeutung  gab. 

Die  einfachen  Obligationsverbältnisse  erwiesen  sich  somit  entwicklungs- 
fähig; richtig  fasst  daher  Wodon  (1.  c.  211.)  das  Verhältnis  des  römischen 
Einflusses  zu  den  Grundlagen  fränkischen  Obligationenrechtes  auf,  während 
Goldschmidt  (Univ.  Gescb.  126.)  den  directen  römischen  Einfluss  zu  über- 
schätzen scheint. 

>)  Diese  Ausgestaltung  betrifft  namentlich  die  grössere  Wirksamkeit 
des  Vertragsrechtes.  Über  die  hierher  gehörende  allgemeine  Umbildung  und 
Kräftigung  des  Wettvertrages  s.  Schröder  1.  c.  295  (betreffs  der  bindenden 
Kraft  der  Wadia  s.  ausser  der  älteren  Litt.  Egger  1.  c.  396 f.,  der  sich 
S.  403ff.  gegen  Funtschart  polemisierend  an  Heusler  und  Franken 
anlehnt);  die  Unterstellung  des  Wettvertrages  unter  das  ordentliche  Beweis- 
recht hat  Heusler  (I.  c.  II.  244)  m.  R.  als  Fortschritt  bezeichnet. 

Specielle  Bedeutung  bat  die  Ausge«taltung  der  Rechtsfolgen  durch 
Conventionalstrafen  (s.  oben  S.  68 fif;  biezu  noch  Wodon  1.  c.  177, 
v.  Estreicher  in  der  cit.  Abhandlung  in  Sitz.  Ber.  d.  Krak.  Akad.  S.  319ff, 
323,  Schröder  1.  c.  295.  A.  123;  über  Sjögren  s.  H.  O.  Lehmann  in 
Grucbots  Beiträgen  41 ;  über  die  Einklagbarkeit  der  für  den  Anfechtungsfall 
angedrohten  Mulcta  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  204;  zu  weit  geht  Löning 
I.  c.  64,  wenn  er  meint,  das  fränkische  Recht  hätte  nur  das  Nichtleistenwollen 
in  Betracht  gezogen.).  Ihre  formell  römische  Herkunft  unterliegt  wohl  keinem 
Zweifel;  die  materielle  Grundlage  hat  v.  Estreicher  (1.  c.  302.  A.  l.)  rechts- 
vergleichend besprochen.  Es  erscheint  wahrscheinlich,  dass  die  römische 
Conventionalstrafe  hier  einfach  einem  alten  Bedürfnisse  entsprach,  desto 
mehr,  als  ihre  (oben  S.  68  ff.  besprochene)  Umbildung  unrömisch  war  und 
den  praktischen  Verhältnissen  angepasst  wurde.  Neben  dieser  unrömischen 
Umbildung  kommt  für  die  Beurtheilung  der  Function  der  Conventionalstrafe 
„die  Tendenz  des  Rechtes  zur  Schablone»  (Heusler  1.  c.  I.  64)  in  Betracht; 
denn  anstatt  besserer  Individualisierung  des  Sehadens  zu  dienen,  ist  sie  zu 
einem  Mittel  der  Schabionisierung  von  vornherein  festgesetzter  Schadenersatz- 
ansprüche geworden.  Durch  die  Betheiligung  des  Fiscus  erhielt  die  erwähnte 
Umbildung  vollends  den  Charakter  objectiven  Rechtes,  der  auch  der  königlichen 
Bestätigung  von  Verträgen  (Hark.  I.  13)  anhaftete. 

Neben  der  Vertragsstrafe,  die  geeignet  war,  jede  Obligation  neuerer 
oder  älterer  Entwicklungsstufe  zu  festigen,  ist  die  Exactionsclausel 
(s.  Brunne r  Forschgg.  565 ff.)  zu  erwähnen,  da  sie  die  Einhebung  erleichterte, 


Digitized  by  Google 


Fortschrittes  bestimmend,  dass  sowohl  die  neuen  Formen ,*) 

ferner  dieExecutivurkunde  (s.  nächstf.  Anm.)  und  die  Peraonalhaftung, 
als  Gegenstand  eigener  Verabredung  (s.  v.  Est  reich  er  I.  c.  313,  Egg  er 
1.  c.  422  ff.),  da  bekanntlich  der  Zugriff  auf  die  Person  ursprünglich  nur 
durch  Delictsschulden  begründet  werden  konnte  und  überhaupt  die  in  das 
Gebiet  dos  Processrechtes  fallende  Entwicklung  der  Vollstreckung,  die  dem 
Obligationenrechte  grössere  Kraft  lieh;  diese  Entwicklung  hat  (unabhängig 
von  Brunner' s  Abspaltungen  der  Friedlosigkeit,  aber  doch  im  selben  Geiste) 
auf  rechtsvergleichender  Grundlage  v.  Estreicher  (1.  c  31 1  ff.)  behandelt 
und  nachgewiesen,  wie  sich  aus  der,  die  Person  und  Habe  ergreifenden, 
Haftung  die  vermögensrechtliche  Verantwortung  für  die  Leistung  heraus- 
krvstalisirt  hat. 

')  Als  wichtigste  neue  Form  erscheint  die  Urkunde,  da  sie  die  alten 
Vertragsforinea  (ebenso  wie  die  alten  Traditionsformen;  s.  oben  S.  326.  A.  1.) 
vielfach  überschattete.  Schon  Esmein  (1.  c.  16)  bat  die  dingliche  Function 
der  Urkunde  (vinculum  cautionis)  betont,  indem  er  insbesondere  die  Worte 
der  L.  Rib.  50:  „per  scripturarum  seriem  seu  per  traditionem"  hervorhob 
und  diese  Auffassung  auf  die  spätrömische  Praxis  zurückführte.  M.  R.  bat 
Stouff  (Nouv.  Rev.  hist.  de  dr.  fr.  et  etr.  XI.  283)  behauptet,  dass  die  in 
fränkischer  Zeit  eingewurzelte  Überzeugung  von  einer  derartigen  Wirkung 
der  Urkunde  einen  tieferen  Grund  haben  inusste,  den  er  allerdings  auch  nur 
in  der  spätrömischen  Bevorzugung  der  Schriftlicbkeit  suchte;  demgegenüber 
ist,  natürlich  neben  der  römischen  Tradition,  mit  Egger  (1.  c.  403,  in  An- 
lehnung an  Brunner;  s.  hier  unten)  noch  ein  anderer  Grund,  nämlich  der 
Zusammenhang  dieser  Fuuction  der  Urkunde  mit  jener  der  Wadia  (über  den 
Zusammenhang  der  Urkunde  mit  der  Festuca  s.  v.  Kostanecki  1.  c.  181.) 
anzunehmen,  so  dass  wir  zu  einer  doppelten  Grundlage  dieser  Erscheinung 
gelangen;  sie  erklärtauch,  warum  die  vulgarrechtliche  Praxis  jene  wichtigen 
materiellrechtlichen  Folgen  haben  konnte,  obwohl  einerseits  die  fränkische 
Carta  sich  formell  weniger  als  die  langobardische  an  die  römischen  Vorbilder 
anlehnte  (s.  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  211  ff.)  und  andererseits  der  Zusammen- 
hang des  Formal  Vertrages  mit  der  Form  der  Feststellung  von  Delictsbussen 
nicbt  ganz  verwischt  war. 

Es  genügt  im  allgemeinen  auf  die  Brun  n  er  'sehen  Ergebnisse 
(Forschgg.  625ff.)  betreffs  der  Cautio  hinzuweisen;,  ist  schon  jede  Cautio, 
die  bei  der  Zahlung  zurückgegeben,  beziehungsweise  durch  eine  litten 
evacuatoria  ersetzt  werden  musste,  eine  Gegenleistung  von  formellem  Werthe 
und  muaste  sich  die  evacuatoria,  je  nachdem  die  Cautio  ein  Rectapapier  war 
oder  nicht,  dem  Sachverhalte  verschiedenartig  anpassen  (1.  c.  539.),  so  erscheint 
sie  vollends  in  dem  allerdings  seltenen  Falle  Mark.  II.  27,  als  Träger  eines 
unersetzbaren  Werthea  (l.  c.  640.),  was  insoferne  an  die  inneren  Eigenschaften 
der  Wettsatzung  gemahnt,  als  ja  (wie  ebenfalls  Brunner  1.  c.  628f.  nach- 
gewiesen hat)  nicht  die  Urkunden  form,  sondern  die  Urkunden  begebuug 
in's  Gewicht  fällt.  Gewiss  diente  die  Urkunde  häufig  nur  als  bekräftigendes 
Zeugnis  einer  ohnehin  durch  Wadia  oder  Bürge  »Stellung  perfect  gewordenen 
Obligation  ( 1.  c.  694),  so  dass  man  nicht  ohne  Weiteres  von  ihrer  constitutiven 
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als  auch  die  neuen  Vertrags  Verhältnisse1)  von  den  alten 
formalen  Ideen  durchdrungen  wurden.  So  hat  sich  dieses 
alte  Moment  nicht  nur  widerstandsfähig,  sondern  sogar 
kräftig  genug  erwiesen,  um  den  neuen  Erscheinungen 
seinen  Stempel  aufzudrücken;  es  ist  durch  den  Fortschritt  nicht 
hinweggefegt  worden  und  hat  seinen  Wirkungskreis  auf  die 
neuen  Producte  erstreckt.  Der  Aufschwung  des  Verkehrs  wurde 
dadurch  nicht  behindert;   es  stellte  sich   im  Gegentheil  in 


Wirkung  sprechen  kann  und  sie  jedenfalls  nicht  als  Mittel  eines  Litterai- 
Vertrages  oder  einseitiger  Scripturobligation  betrachten  kann  (s.  Wodon 
1.  c.  235.);  dennoch  bringt  sie  dem  Recbtsleben  die  Möglichkeit  der  Cession, 
ragt  also  unter  allen  Vertragssymbolen  und  Vertragsformen,  vor  denen  sie 
überdies  den  Vortheil  der  Klarheit  voraus  hat,  besonders  hervor. 

Was  den  Zusammenhang  der  Vertragsurkunde  mit  dem  entsprechenden 
volgarrömischen  Vorbilde  anbelangt,  hat  bekanntlich  Goldschmidt,  der 
(in  Festg.  f.  Gneist  S.  70.)  schon  früher  zugab,  dass  selbt  das  classische 
Recht  die  Urkunde  als  „Repräsentantin  des  Rechtes"  zu  behandeln  geneigt 
war,  dann  (in  Sa*.  Ztschr.  Rom.  Abtb.  X.  384 ff.)  die  Altertümlichkeit  des 
Ordrepapiers  hervorgehoben  und  (in  Univ.  Gesch.  d.  H.  R.  80  f.  A.  98,  387.) 
einen  directen  Zusammenhang  der  fränkischen  Vertragfurkunde  mit  dem 
Vulgarrechte  behauptet.  Man  muss  zugeben,  dass  die  Cautio  und  speciell 
auch  die  Cautio  exigenda,  dem  spätrömischen  Rechte  bekannt  war  (L.  R. 
Vis.  C.  Tb.  IL  13.  1.  Interpr.  und  die  von  Brunner  1.  c.  584  angeführte 
Stelle  Greg.  Tur.  VII.  23,  ferner  Ed.  Theodorici  c.  122.)  und  gewiss  zur 
rmgehung  der  Cessio  in  potentiorem  benützt  wurde  (s.  Brunner  1.  c.  607.), 
ebenso  wie  zum  Scheindarlehen  (vgl.  Mitteis  in  Grünhuts  Ztschr.  XVII. 
559 ff.);  es  ist  ferner  hervorzuheben,  dass  die  Exactionsclausel  auch  durch 
ihre  Einfügung  in  die  Strafclausel  ^namentlich  bei  poena  dupli)  römische 
Herkunft  annehmen  lässt.  Aber  selbst  dann  muss  man  mit  Brunner 
(1.  c.  606  f.)  sagen,  dass  erst  das  germanische  Recht  diesen  Ansätzen  neue 
Kraft  und  neue  praktische  Bedeutung  gab;  das  aber  ist  rechtshistorisch 
ausschlaggebend;  die  Benützung  dieses  fremden  Werkzeuges  fiel  selbständig 
aus  und  entsprach  germanischen  Bedürfnissen  und  germanischer  Auffassung 
der  Geschäftsform;  dadurch  ist  die  grosse  Entwicklung  dieses  in  Rom 
jedenfalls  noch  schwachen  Instituts  zu  erklären.  Es  ist  schliesslich  zu 
bemerken,  dass  während  bei  den  Langobarden  die  römische  Urkundenpraxis 
lebendig  blieb  (s.  oben  Theil  II.  S.  186.),  dies  im  fränkischen  Reiche  nicht 
mehr  der  Fall  war,  so  dass  hier,  wo  überhaupt  die  Urkundenpraxis  in  neue 
Bahnen  gerieth,  auch  die  allgemeinen  Gründe  für  eine  Selbständigkeit  dieser 
Entwicklung  sprechen. 

')  So  z.  B.  machen  sich  im  Mandat  auch  germanische  Ideen  geltend 
(s.  oben  S.  383.  A.  2.);  die  Fides  facta  findet  Anwendung  beim  Praecarium,  die  an 
und  für  sieb  neue  Cession  wird  auf  dem  Umwege  der  Urkunden  clausein  unter 
gleichzeitiger  Einreihung  der  Urkunde  unter  die  Symbole  erreicht  u.  s.  w. 
v.  Haihan.  Rr.m.  Roohi  in  dn>  gönn.  V,.lks>laaton.   III.  •_'•_> 
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karolingischer  Zeit  sogar  die  Not h wendigkeit  beschränkender 
Regelung  ein.1)  — 

Uberblickt  man  die  Gesammtentwicklung  des  fränkischen 
Privatrechtes  vom  Standpunkt  der  besprochenen  Indivi- 
dualisierung, Bereicherung  und  Sicherung  des  Rechtslebens, 
so  überzeugt  man  sich  von  der  Wahrung  des  Grundcharakters, 
der  in  der  Verbindung  verschiedener  Institute  durch  gemeinsame 
äussere  Momente,  in  dem  Mangel  abstracter  Begriffe  des  Personen- 
und  Sachenrechtes,  in  dem  Übergewichte  des  dinglichen 
Momentes,  im  Formalismus  und  Symbolismus,  sowie  in  der  Art 
der  Individualisierung,2)  hervortrat.  Die  römischen  Impulse 
wirkten  vor  allem  wirtschaftlich  und  culturell,  indem  sie  Be- 
dürfnisse steigerten  oder  schufen;  die  Befriedigung  dieser  Be- 
dürfnisse aber  erfolgte  in  überwiegend  selbständiger  Weise. 
Denn  neben  diesen  Impulsen  fremder  Cultur  wirkte  die  fränkische 
Staatsentwicklung  in  ihrer  für  das  Sippewesen  verhängnisvollen 
Übergangslosigkeit ;  der  mangelhafte  Staatsbau  erschwerte  jede 
Scheidung  zwischen  öffentlichem  und  privatem  Recht;  die  socialen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gewannen  durch  die  Bedeutung 
des  Immobiliarrechtes  und  durch  die  Vermittlung  der  Grund- 
herrschaft desto  grössere  Macht  auf  privatrechtlichem  Gebiete. 
Zu  einem,  der  theoretischen  Betrachtung  genügenden  Abschlüsse 
ist  es  also  auch  hier  nicht  gekommen;  wohl  aber  kann  man 
den  in  jeder  Hinsicht  hervortretenden  Gegensatz  gegen  das 
abstracto  Nivellirungsbestreben  des  römischen  Rechtes  und  die 
individuelle  Stellung  der  einzelnen  Rechtsverhältnisse,3)  als  eine 
für  die  weitere  Zukunft  wichtige  und  natürlich  dem  germanischen 
Ideengange  entsprechende  Erscheinung  betrachten.  Die  sub- 
jective  Gewalt  des  Berechtigten,  allerdings  abgetönt  durch  den 
sittlichen  Reciprocitätsgedanken,  bildet  die  Grundlage  der 
systematischen  Keime,  die  somit  von  vorneherein  eine  von  der 
spätrömischen  verschiedene  Gestaltung  verheissen.  Wenn  trotzdem 
praktisch  römische  Werkzeuge  benützt  wurden,  so  musste,  eben 
wegen  der  grundsätzlichen  Verschiedenheit  der  Ausgangspunkte, 


')  Zu  erinnern  an  das  Verbot  von  Scheinverk&afen  (8.  Dabo  I.  c 
VIII,  IV.  196.),  ferner  an  die  karolingische  WuchergeseUgebung (Isopesoal* 
Grekul:  D.  Wacher  I.  99f,  122ff;  vgl.  Goldschmidt  in  Tniv.  Gesch.  125.) 
S.  oben  S.  323.  A.  1. 

;)  s.  Gold  Schmidt:  Univ.  Gesch.  d.  HandeUr.  I.  132. 
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das  Entlehnte  eine  innere  Ausgestaltung  erfahren.  Die  An- 
ziehungskraft, die  ein  fertiges  Product  an  und  für  sich  ausübt, 
wenn  man  der  betreffenden  Neuerung  bedarf,  hinderte  doch  nicht 
die  Selbständigkeit,  selbst  da  nicht,  wo  formelle  Anlehnung  an 
römische  Vorbilder  möglich  war,1)  auch  nicht  die  Schaffung  neuer 
Verkehrsformen  neben  den  römischen,  selbst  wenn  die  römischen 
praktisch  hinreichend  gewesen  wären.2)  Muss  man  dabei  an  die 
Kraft  der  eigenen  Keime  denken,  die  es  nirgends  bei  einer 
blossen  Aufnahme  fremden  Rechtes  bewenden  liessen,  sondern 
sogar  neben  brauchbaren  fremdrechtlichen  Einrichtungen  zur 
Geltung  kamen,  indem  sie  sich  auch  bei  ungenügender  Detail- 
entwicklung behaupteten,3)  so  darf  schon  deshalb  die  von  nam- 
haften Forschern  versuchte  Zurückführung  vieler  Erscheinungen 
auf  römisches  Vulgarrecht,  namentlich  aber  eine  allgemeine 
Annahme  römischer  Herkunft  aller  jener  Rechtseinrichtungen,  die 
im  Vulgarrechte  analoge  Vorbilder  hatten,  unsicher  erscheinen.4) 


Trotz  der  mehrmals  betonten  Übergangslosigkeit,  die  eine 
directe  Anknüpfung  der  neuen  Entwicklung  an  das  alte  Recht 
und  eine  directe  Verwendung  der  alten  Grundlagen  in  den  neuen 
Verhältnissen  erschwerte,  zeichnet  sich  der  fränkische  Staats- 
und Rechtsbau  durch  eine  eigenartige  Selbständigkeit,  durch 
die  innere  Verbindung  seiner  Neuerungen  mit  den  alten,  praktisch 
nicht  mehr  gut  verwendbaren  Ideen,  aus.   Das  fränkische  Recht 

')  Lehrreich  ist  das  Verhältnis  des  königlichen  Praeceptum  zur  Carta; 
erateres  wirkt  als  Dispositivurkunde,  obwohl  es  an  kein  directes  römisches 
Vorbild  anknüpft ;  letztere  erfährt  trotz  römischer  Vorbilder  eine  weitgehende 
Umwandlung. 

a)  Dies  gilt  z.  B.  für  die  Schaffung  der  oben  S.  319.  A  2.  erwähnten 
Verfügungsformen  von  Todeswegen,  die  eigentlich  neben  der  Anwendung 
der  römischen  überflüssig  waren;  sie  bedeuten  daher  einen  wichtigen  Beweis 
einer  durch  die  Vorbilder  nicht  behinderten  GestaltungHgabe. 

8)  Es  darf  auf  den  Vergleich  des  fränkischen  und  lango bardischen 
Familienrechtes  hingewiesen  werden;  wenn  auch  letzteres  weit  mehr  Details 
enthält  und  deshalb  als  Hauptquelle  der  Kenntnis  germanischen  Familien- 
rechtes erscheint,  so  ist  doch  nirgends  der  Aufbau  des  Familienrechtes  aus 
der  Sippe  heraus  so  gut  erhalten,  wie  in  der  Lex  Salica. 

«)  Wir  kommen  noch  darauf  zurück  ;  s  Ergebnisse 

22« 
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hat  sich  neuen  Impulsen  und  Bedurfnissen  nicht  verschlossen: 
in  seinem  alten  Vorrathe,  der  bereits  eine  gewisse  Höhe  und 
eine  bedeutende  innere  Kraft  erreicht  hatte,  fand  es  nicht  die 
den  neuen  Anforderungen  entsprechenden  Mittel ;  es  hat  sie  auch 
nicht  in  diesem  Vorrathe  gesucht;  aber  ebensowenig  in  dem 
römischen,  trotzdem  derselbe  schon  durch  die  Westgothen  und 
Burgunder  den  germanischen  Bedürfnissen  theil weise  angepasst 
worden  war;  es  griff  auch  nicht  etwa  zu  vollständig  neuen 
Mitteln;  es  entnahm  vielmehr  dem  alten  Ideenschatze  das  Rob- 
material für  die  neuen  Einrichtungen.  Die  günstige  Vorgeschichte 
hat  dem  alten  eigenen  Rechte  Kraft  gegeben;  die  plötzlichen 
grossen  Wandlungen  haben  dennoch  weder  die  Beibehaltung, 
noch  eine  folgerichtige  Entfaltung  des  alten  Rechtes  für  seine 
neuen  Zwecke  zugelassen;  aber  die  ungebrochene  Widerstands- 
kraft der  den  alten  Institutionen  zugrunde  liegenden  Ideen,  hat 
denselben  bei  der  Schaffung  der  notwendigen  Neuerungen  eine 
hochbedeutsame  Rolle  gesichert;  mussten  auch  einzelne  In- 
stitutionen fallen,  so  lebten  doch  ihre  Grundideen  fort  und  sie 
verhinderten  die  Verwendung  anderer  —  sei  es  römischer,  sei 
es  völlig  neuer  —  Grundlagen  für  den  notwendigen  Bau.  So 
war  denn  das  Ganze  weder  altgermanisch  im  eigentlichen  Sinne, 
noch  ungermanisch;  und  zwar  weder  romanisch,  noch  von  der 
germanischen  Auffassung  losgelöst;  der  Aufbau  mag  in  der 
Detaildurchführung  als  originell  und  neu  betrachtet  werden: 
man  muss  jedoch  gleichzeitig  seine  germanischen  Grundideen 
anerkennen;  sie  haben  nur  eine  neue  Form  erhalten  und  das 
römische  Material  wurde  dem  principiellen  Charakter  des  Baues 
in  veränderter  Gestalt  eingegliedert.1)    Dadurch  unterscheidet 


*)  Dies  richtet  sich  gegen  die  Auffassung,  die  im  fränkischen  Rechts- 
lebeu  eine  direkte  germanische  Fortsetzung  erblicken  will,  ferner  gegen  jene, 
die  bier  eine  Verleugnung  des  germanischen  Elementes  sucht,  schliesslich 
aber  auch  gegen  die  Idee  Fablbeck's.  der  eine  völlig  neue  Schöpfung  annimmt 
(».  oben  S.  263.  A.  1.). 

Viele  Erscheinungen,  die  wir  hier  auf  germanische  Wurzeln  zurück- 
führen, obwohl  sie  durchaus  nicht  altgermanisch  sind,  könnten  einfach  als 
natürliches  Ergebnis  äusserer  Entwicklungsmodalitäten  angesehen  werden: 
so  der  Aufschwung  der  königlichen  Gewalt,  das  Lehenswesen  u.  s.  * 
Gewiss  hatten  die  speciellen  Umstände  grossen  Antheil  an  dem  Hervortreten 
dieser  Erscheinungen;  namentlich  an  dem  Zeitpunkt  des  Hervortretens ;  aber 
an  der  Art  habe«  doch  die  alten  Idoon  ihreu  Antheil.    Man  mag  mit  Ftistel* 
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»ich  die  fränkische  Entwicklung  sowohl  von  der  gothiscbcn  und 
burgundischen,  als  auch  von  der  langobardischen,  mit  der  sie 
übrigens  manche  Analogien  aufweist.1) 

Diese  innere  Kraft  der  fränkischen  Rechtsgrundlagen  hat 

•  * 

zur  Uberwindung  eines  so  gefahrlichen  Stadiums,  wie  die  jähe 
Umwandlung  des  kleinstaatlichen  Lebens  in  das  eines  Weltreiches, 
beigetragen;  es  ist,  trotz  merklicher  Erschütterung,  keine  volle 
Urawerthung  eingetreten.  Mitgewirkt  hat  dabei  allerdings  die 
feste  und  unbehinderte  Einwurzelung,  die  freie  Entwicklung  im 
grossen  Räume,2)  die  den  Ankömmlingen  sofort  ein  förmliches 
Heimatsgefühl  eingeben  mochte;'*)  sie  auch  veranlasste,  sich, 
noch  bevor  sie  dem  Römcrtum  näher  traten,  so  gut  es  ging, 
einzurichten,  wodurch  sie  den  später  verstärkten  römischen 
Impulsen4)  besser  widerstehen  konnten:  eines  Theiles  der  sonst 
schwierigen  Aufgaben  waren  die  Franken  ohnehin  überhoben."') 
Die  fränkische  Rechtsentwicklung  steht  durchwegs  im 
Zeichen  der  bedeutsamen  Scheidung  zwischen  Staats-  und  Volks- 
genossenschaft: durch  die  Aufnahme  der  Römer  in  die  Staats- 
genossenschaft, durch  die  Verhinderung  einer  eigenen  römischen 
Organisation,  ist  die  Identität  dieser  beiden  Begriffe  geschwunden. 

Anhängern  sagen,  dass  das  Lebenswegen  und  vieles  andere  durch  die  Um- 
stände bedingt  war;  die  meisten  Produkte  dieser  Art  sind  nicht  gerade  nur 
den  germanischen  Rechten  eigen;  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  hat 
sie  bei  vielen  Völkern  festgestellt.  Man  würde  aber  rechtshistorisch  unrichtig 
verfahren,  wenn  man  nicht  untersuchen  wollte,  wie  yiel  der  Erscheinung 
eines  auch  anderwärts  vorkommenden,  daher  dem  menschlichen  Geiste  über- 
haupt nahe  liegenden,  Instituts,  in  diesem  Falle  germanisches  anhaftet. 
Sonst  wäre  eigentlich  jede  rechtshistorische  Untersuchung  überflüssig, 
ebenso  jede  rechtsvergleichende. 

')  Auf  die  Unterschiede  in  den  Schwierigkeiten  der  Lage  und  ins- 
besondere auf  den  günstigen  Umstand,  dass  das  römische  Kraftelemeut  hier 
wesentlich  anders  als  in  Italien  geartet  war,  haben  wir  schon  oben  8.  lff. 
hingewiesen.  Dem  steht  auf  fränkischer  Seite  jene  Schwierigkeit  entgegen, 
die  sich  aus  der  Übergangslosigkeit  ergab. 

*)  s.  oben  S.  lf. 

3J  Es  wurde  dadurch  der  Mangel  eines  langsamen  Überganges  vom 
Volksstaate  zum  Grossstaate  gewiss  theilweise  wett  gemacht;  die  Wandlung 
war  eine  jähe,  man  hatte  aber  wenigstens  den  Eindruck  eines  definitiven 
Erfolges. 

*)  Nach  dem  Vordringen  in  das  Centrum  und  den  Süden  Galliens, 
s.  oben  S.  24*2.  A.  l. 
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Der  genossenschaftliche  Gedanke  war  aber  zu  lebensfähig,  am 
durch  eine  Staatsidee  unterdrückt  zu  werden.  Das  Königtum, 
das  aus  der  Staatsverfassung  Nutzen  zog,1)  hat  andererseits 
auch  den  genossenschaftlichen  Gedanken,  natürlich  unter  Ab- 
änderung seiner  volksrechtlichen  Erscheinungsformen,  heran- 
gezogen2) und  seine  neuen,  den  Staat  schädigenden  Betätigungen 
geduldet,  ja  sogar  gefördert.3)  So  kamen  Grundideen  des  ger- 
manischen Rechtslebens  in  veränderter  Art  zu  neuer  Geltung: 
sie  brachten  die  markantesten  Erscheinungen  des  fränkischen 
Staatsrechtes  hervor,4)  stellten  das  persönliche  Moment  in  den 
Vordergrund,'»)  was  bei  dem  Umfange  der  nunmehrigen  Be- 
rechtigungen zu  abnormen  Resultaten  führte;  das  öffentliche 
Recht  konnte  seine  individualistischen  Momente,  die  zu  privat- 
rechtlicher und  privatwirtschaftlicher  Verdichtung  neigten/5) 
ebensowenig  abstreifen,  wie  das  Privatrecht  seinen  öffentlich- 
rechtlichen Einschlag. 

Im  allgemeinen  konnte  natürlich  im  Staats-  und  Verwaltungs- 
rechte der  Anschluss  an  das  alte  Recht  schwerer  als  im  Straf-  und 
Processrechte,  in  diesen  aber  wieder  schwerer  als  im  Priratrechte 
durchgeführt  werden.  Denn  der  fränkische  Staat  ist  kein  Volks- 
staat mehr;  seine  Staatsgewalt  war  weder  in  der  Lage,  noch 
verpflichtet,  an  der  Continnität  festzuhalten;  namentlich  gegen- 
über den  nicht  volksmässig  gewonnenen  Gebieten  und  ihrer 
Bevölkerung.  Andererseits  waren  die  germanischen  Traditionen 
zu  stark,  um  einer  abstracten  Staatsidee  Raum  zu  geben ;  diesen 
Traditionen  verdanken  die  interessantesten  Neubildungen  ihr 
Uberwuchern,  obwohl  sie  selbstverständlich  nicht  direct  mit  den 
alten  Einrichtungen  zusammenhängen.  Das  Ideal  des  Gottes- 
reiches sollte  im  kirchlichen  Sinne  einen  ebenso  unrömischen 


')  Eh  benützt«  nämlich  die  Mittel  der  alten  Volksverlassung  für  dir 
ausgedehnten  Staatsswecke  nnd  kam  dadurch  in  die  Lage,  die  herkömmliches 
Beschränkungen  abzustreifen;  dies  gilt  z.  B.  für  den  Bann  (s.  oben  S.  199). 
für  den  Königsschutz  (s.  oben  S.  187)  u.  s.  w. 

a)  Die  Gefolgschaft  durchkreuzt,  da  sie  den  Sippen  Mitglieder  entzieht, 
eine  ▼olksrechtliche  Genossenschaft,  begründet  aber  einen  neuen  Verband; 
desgleichen  das  Lehenswesen. 

3)  In  Grundherrschaft  und  Immunität. 

*)  s.  oben  S.  248— 266. 

B)  Dazu  trugen  allerdings  auch  andere  Umstände  bei;  s.  oben  S.  252 
")  Mit  den  Beschränkungen,  die  oben  S.  262  angeführt  wurden. 
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als  ungennanischen  Staat*  begriff  herstellen  Mangel»  ent- 
sprechender Vertretung  eines  andern  Staatsbegriffes  war  es  das 
einzige  höhere  staatsrechtliche  Programm;  eben  deshalb  blieb 
es  unverwirklicht  und  nur  ideell  praktisch;  die  germanischen 
Ideen  hat  es  abgelenkt,  jedoch  nicht  entwurzelt;  die  theokratische 
Ausschmückung  brachte  nur  eine  Vermehrung  der  Aufgaben  und 
eine  andere  Begründung  derselben,  wirkte  aber  auf  den  übrigen 
Gebieten  wenig  und  vollends  nicht  in  römischem  Sinne.  So  wie 
die  Beibehaltung  alter  öffentlich-rechtlicher  Einrichtungen  nicht 
immer  ein  Festhalten  an  der  Vergangenheit  bedeutet,  so  ist  das 
Aufkommen  neuer  Einrichtungen  durchaus  kein  Beweis  vollen 
Broches  mit  den  Ideen  der  Vergangenheit.1) 

Die  Betheiligung  des  Volkselementes  an  der  Rechtsprechung 
hat  das  8traf-  und  Processrecht  vor  so  weitgehenden  Wandlungen 
bewahrt.  Was  hier  dem  königlichen  Einflüsse  eingeräumt  werden 
musste,  ist  andererseits  theilweise  durch  den  Mangel  entsprechender 
Durchführungsgarantien  aufgehoben  worden.  Wohl  bildete  das 
spätere  Schöffentum  einen  Übergang  von  der  genossenschaftlichen 
Thätigkeit  der  aus  der  Gerichtsgemeinde  hervorgehenden  Rachin- 
burgen  zu  obrigkeitlichem  Wirken  von  Organen,  die  nicht  mehr 
die  Genossenschaft  vertraten;  aber  weder  die  Appellation,  noch 
die  Unterordnung  der  Gerichtsfunctionäre  unter  den  Grafen, 
dessen  Abhängigkeit  vom  Könige  abgeschwächt  war,  boten  volle 
Gewähr  für  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Neuerungen. 
Abgesehen  von  der  kirchlich- romanistischen  Einwirkung  auf 
einzelne  straf-  und  processrechtliche  Institutionen,  vornehmlich 
da,  wo  das  Königtum  daran  interessiert  war,  gaben  begreiflicher- 
weise diese  Gebiete  keine  Gelegenheit  zu  einer  über  das  Maass 
natürlicher  Entwicklung  hinausreichenden  Änderung;  dieselbe 
trug  einfach  den  thatsächlichen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
Rechnung. 

Noch  mehr  gilt  dies,  wie  wir  bemerken  konnten,  für  das 
Privatrecht,  das  von  den  auf  anderen  Gebieten  wirkenden 
politischen  und  staatsrechtlichen  Änderungen  weniger  beeinflusst 


])  So  bat  man  z.  B.  im  römischen  Kaiserreiche  die  republikanischen 
Ämter  beibehalten,  nach  wie  vor  von  Senat  und  Volk  gosproeben,  obwohl 
kein  Mensch  darüber  im  Zweifel  war,  dass  ein  vollständiger  Umsturz  der 
Verfassung  vorlag. 
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wurde  und  blos  mittelbar  eine  Rückwirkung  der  allgemeinen 
Entwicklung  zu  empfinden  hatte,  in  jenen  Theilen,  die  mit  dem 
öffentlichen«  socialen  und  wirtschaftlichen  Leben  zusammenhingen. 
Alle  diese  Lebensausserungen  wurden  für  die  Rechtsinteressen 
und  deren  Ordnung  wichtig;  neben  dem  natürlichen  Blutsbande 
der  nachbarliche  Verband,  sowie  die  Gemeinsamkeit  Wirtschaft- 
licher  und  beruflicher  Bedurfnisse;  sie  alle  wieder  von  ver- 
schiedener Intensität,  je  nach  Dauer  und  Umfang,  sowie  je 
nach  den  moralischen  Momenten,  durch  welche  die  innere  Kraft 
des  einen  oder  des  anderen  Factors  vermehrt  oder  vermindert, 
die  Macht  des  betreffenden  socialen  Kreises  verstärkt  oder 
geschwächt  wurde.  Der  Umstand,  dass  das  Bürgertum  und 
dessen  verkehrsrechtliche  Interessen  dem  Grossgrundbesitz  und 
dem  Bauerntum  gegenüber  zurückblieben,  war  für  die  Entwicklung 
des  Privatrechtes  wichtig  und  ermöglichte  den  landwirtschaftlichen 
Massen  ein  stärkeres  Festhalten  an  alten  Ideen. 

Die  verschiedene  Entwicklungsart  einzelner  Rechtsgebiete, 
und  innerhalb  derselben  einzelner  Rechtsinstitnte,  hängt  nicht 
nur  damit  zusammen,  dass  die  allgemeinen  Verhältnisse  in 
einzelnen  Richtungen  verschieden  wirkten,  sondern  auch  mit 
dem  verschiedenen  Grade,  in  welchem  man  sich  des  eigenen 
Rechtes  bewusst  war. 

Legen  wir  somit  das  grösste  Gewicht  auf  die  Kraft  alter 
Ideen,  so  werden  wir  dennoch  den  gallo-römischen  Einfluss  nicht 
unterschätzen  dürfen.  Anders  als  Gothen  und  Burgunder,  die 
dem  Rftmertum  eigene  Organisation  beliessen,  aber  auch  anders 
als  die  Langobarden,  die  es  förmlich  ignorirten,  haben  die 
Franken  dieses  Element  ihrem  Staate  eingefügt  und  dadurch 
jenen  gefährlichen  Gegensatz  vermieden,  der  anderwärts  zur 
politischen  Stärkung  des  Römertums  beitrug.  Ob  anerkannt 
oder  ignorirt,  bildeten  die  Römer  in  den  andern  Staaten  einen 
Fremdkörper;  hier  gingen  sie  im  Staatsverbande  auf;  sie  wurden 
weder  zu  Staatsfeinden,  noch  zu  einer  eigenen  Macht;  sie  sind 
ungefährlich  und  doch  nicht  unnütz  geworden.  Ihre  Des- 
organisation1) machte  sie  ungefährlich ;  dennoch  waren  sie  culturell 


')  Hierzu  kam  das  durch  die  Desorganisation  des  Römertums  gefördert« 
Aufleben  der  neben  dem  römischen  Reichsrechte  bestandenen  Volksrecht«, 

s.  oben  S.  5. 
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uiul  staatsrechtlich  wichtige  Untcrthauen;1)  das  zeitweise  auf- 
tretende Streben  nach  Erhaltung  der  Eigenart  wich  praktisch 
dem  Streben  nach  Angleichung,  namentlich  da,  wo  dieselbe,  mit 
Rücksicht  auf  das  numerische  Verhältnis,  den  Römern  Vortheile 
verbiess.'2) 

Durch  diese  Umstände3)  ist  zugleich  die  Art  des  römischen 
Einflusses  bestimmt.  Das  fränkische  Element  hat  gesiegt;  es 
ist  aber  nur  formell  richtig,  wenn  z.  B.  Sohm4)  diesen  Sieg 
als  einen  ausnahmslosen  hinstellen  möchte.  Man  darf  nicht 
übersehen,  wie  viele  Waffen  das  siegende  fränkische  Recht  dem 
besiegten  römischen  abgenommen  hat,  um  sie  zu  benützen, 
eventuell  gegen  die  römische  Auffassung.5)  Ist  es  auch  schwer, 
eine  restlose  Bilanz  aufzustellen,  weil  weder  alle  spätrömischen, 
noch  die  meisten  altfränkischen  Erscheinungen  genau  bekannt 
sind,6)  so  wird  man  doch  selbst  da,  wo  in  den  Neuerungen 
zweifellos  germanische  Ideen  die  Oberhand  behielten,  die  Be- 
schleunigung der  Entwicklung  vielfach  dem  Umstände  zuzu- 
schreiben haben,  dass  die  Franken  in  der  Lage  waren,  für  ihren 
Bau  römische  Materialien  zu  verwenden.  Die  Schwäche  des 
Römertums  konnte  die  selbständige,  römischer  Auffassung  oft 
entgegengesetzte,  Verwendung  solcher  Bruchstücke  nicht  hindern. 
Zu  einem  eigentlichen  Ausgleiche  ist  es  nicht  gekommen;  aber 
mehr  als  bei  den  Langobarden  ist  doch  das  allermeiste,  wenn 
auch  nicht  ganz  ausgenützt,  so  doch  in  den  neuen  Kreislauf 
einbezogen  worden;  vieles  ist  dann  abgestossen,  vieles  erst  später 


*)  Allerdings  bat  das  Künigthum  diesen  Werth  uicbt  genügend  aus- 
genützt; denn  es  bat  nicht  die  Reste  der  staatserhaltenden  römischen  Kräfte 
herangezogen,  sondern  im  Gegentheil  die  zersetzenden  Auswüchse  (wie  z.  B. 
die  illegalen  Pri Tatherrschaften)  geduldet. 

'<*)  Umgekehrt  konnte  der  Romanismus  dort,  wo  er  den  Vorzug  der 
Bodenständigkeit  hatte,  nicht  überwunden  werden. 

3J  Dazu  kommt  natürlioh  dasjenige,  was  wir  über  das  gegenseitige 
Verhältnis  im  Einzelnen  wissen. 

«)  In  Sav.  Ztschr.  I. 

")  Wir  sehen  dies  fast  überall,  wo  Heranziehung  römischer  Vorbilder 
bemerkbar  ist  und  haben  auf  die  betreffenden  Vorgänge  bei  Besprechung 
der  Grundherrschaft  und  Immunität,  des  Steuer-  und  Domänenwesens,  des 
Urkundenwesens  u.  s.  w.  aufmerksam  gemacht. 

•)  Dieses  Hindernis,  das  kaum  zu  überwinden  seiu  wird,  hat  schon 
Sickel  in  Westdeutsche  Ztschr.  IV.  337 f.  hervorgehoben. 
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verwerthet  worden.  Das  Kaisertum  beleuchtet  in  auffallender 
Weise  die  fränkische  Art  der  Verwendung  römischer  Stoffe,  die 
Art,  römischen  Institutionen  neuen  Inhalt  zu  geben.  Ohne  der 
tropischen  Wärme  des  Römertums  unterlegen  zu  sein  und  ihr 
Recht  romanisirt  zu  haben,  durften  doch  die  Franken  diese» 
höchste  Gut  an  sich  reissen  und  der  inneren  Umwandlung,  an 
der  die  römischen  Impulse  ihren  Antheil  gehabt,  einen  vorlaufigen 
formellen  Abschluss  geben.1) 


Das  alles  erscheint  desto  wichtiger,  als  es  sich  zum  grössten 
Theile  über  den  fränkischen  Stamm  hinaus  geltend  machte.  Der 
principielle  Charakter  des  Verhältnisses  zwischen  römischem  und 
germanischem  Rechte,  wie  es  sich  unter  fränkischer  Herrschaft 
gestaltet  hat,  wurde  für  das  Rechtsleben  der  anderen  Stämme 
dieses  Staates  vorbildlich. 

Zwar  fehlte  den  Franken  ein  für  den  Grossstaat  taugendes 
Recht  und  weder  das  salische  noch  das  ribuarische  haben  die 
zahlreichen  Particularismen  zu  überwinden  vermocht;  auch  dem 
Reichsrechte  ist  dies  nicht  gelungen;'-)  die  kirchliche  Form, 
in  der  man,  unter  Umprägung  eines  staatsrechtlichen  Begriffes 
in  einen  politisch  -  religiösen,  die  Einigung  sämtlicher  Völker- 
stämme des  Reiches  anstrebte,  hat  ebenfalls  der  Rechtseinheit 
wenig  gedient.  Das  Übergewicht  des  fränkischen  Rechtes  über  die 
Rechte  anderer  Stämme  reichte  hin,  um  einzelnen  fränkischen 
Institutionen  allgemeine  Verbreitung  zu  sichern,  aber  nicht,  um 
alle  Stammesrechte  bei  Seite  zu  schieben;3)  ein  solches  Resultat 
war  bei  der  Urwüchsigkeit  mancher  dieser  Rechte  und  bei  der 
Unzulänglichkeit   der   fränkischen  Staatsidee  ausgeschlossen. 


')  0.  Gierke:  Genoss.  R.  II.  Uff. 
a)  b.  oben  S.  250  f. 

3)  Die  Beeinflussung  der  andern  germanischen  Rechte  des  fränkischen 
Reiches  ist  gans  anders  geartet,  als  das  Verhältnis  zwischen  römischem 
und  fränkischem  Recht.  Vor  allem  fehlt  die  Tiefe  des  Gegensatzes.  Die 
fremdrechtlichen  Bestandteile  des  Frankenrechtes  waren  so  aufgesogen,  d«> 
sie  schon  dadurch  den  anderu  Germanen  näher  gebracht  waren;  das  ger- 
manische Element  des  fränkischen  Rechtes  bildete  die  natürliche  Brücke  so 
den  andern  Stamraesrechton.  Deshalb  konnte  das  fränkische  Recht  auf  die 
andern  germanischen  Rechte  einen  grosseren  Einfluss  ausüben,  als  das 
römische  auf  das  fränkische. 
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Andererseits  war  das  Ergebnis  des  Entwicklungsganges  des 
fränkischen  Rechtes  so  beschaffen,  dass  es  sich  vorzüglich  dazu 
eignete,  durch  die  fränkische  Macht  weitergetragen  und  andern 
Stämmen  mitgetheilt  zu  werden.  Biese  Stämme  brauchten 
dann  nicht  mehr  den  ganzen  Ideengang  neuerdings  durchzumachen ; 
sie  konnten  das  Ergebnis,  soweit  es  ihren  Bedürfnissen  entsprach, 
annehmen,  beziehungsweise  daran  manches  ändern,  es  aber 
doch  für  ihre  eventuellen  Änderungen  benutzen.  Dies  gilt 
insbesondere  für  das  Verhältnis  zwischen  römischem  und  ger- 
manischem Recht.  Die  betreffenden  Probleme  sind  im  west- 
fränkischen Reiche  praktisch  gelöst  worden;  in  keinem  der 
neuen  Reichstheile  hatten  sie  eine  ähulicb  grosse  Bedeutung; 
so  musste,  bei  aller  Selbständigkeit  der  einzelnen  Stammesrechte, 
in  dieser  Frage  jene  Lösung,  die  im  Bereiche  des  fränkischen 
Rechtes  erfolgt  ist,  für  jene  Stämme  vorbildlich  werden;1)  einen 
grösseren  Spielraum  hat  keiner  dem  römischen  Elemente  ein- 
geräumt; mit  Ausnahme  der  Alainannen  und  Baiern  überhaupt 
keines  einen  nennenswerthen.  So  können  wir  uns  denn  hier 
kurz  fassen  und  auf  wenige  Bemerkungen  beschränken.2) 

Was  zunächst  die  Alamannen  betrifft,  so  war  die 
Romanisirung  ihres  Gebietes,  trotz  erheblicher  römischer  Be- 
siedlung des  Decumatenlandes  und  anderer  Landstriche,3)  wenn 


*)  Man  darf  darauf  verweisen,  wie  die  Franken  das  westgothische 
Recht  benützt  hatten,  indem  sie  —  wenn  auch  mit  der  besprochenen 
Selbständigkeit  —  die  von  den  Westgothen  versuchte  Anpassung  des  ger- 
manischen Rechtes  an  die  neuen  Bedürfnisse,  zum  Ausgangspunkte  nahmen. 
Wenn  derartige  Anregungen  unter  fremden  Staaten  möglich  waren  (bekannt- 
lich hat  das  Gotbenrecht  auch  iu  der  Geschichte  des  langobardischen  und 
bairischen  Rechtes  eine  bedeutende  Rolle  gespielt),  so  mussten  Anregungen 
aus  dem  Bereiche  desselben  Staates,  getragen  von  der  Autorität  des 
herrschenden  Stammes,  eine  noch  grössere  Wichtigkeit  erlangen. 

*)  s.  Vorwort.  Insofern  die  Rechtsentwicklung  der  übrigen  Stämme 
des  Frankenreiches  für  das  Immobiliarrecht  und  die  daran  grenzendeu  Gebiete 
in  Frage  kommt,  wird  sie  in  dem  betreffenden  Zusammenhange  berücksichtigt 
werden;  für  den  unmittelbaren  Zweck  der  vorliegenden  Untersuchung  ist 
dies  aus  den  hier  und  im  Vorworte  erwähnten  Gründen  uuthunlich. 

*)  S.  in  Tbeil  I.  S.  32 ff;  vgl.  Meitzen  1.  c.  I.  362,  Schnitze: 
D.  fr&nk.  Gaugrafschaften  Rheinbaierns  und  Württembergs.  S.  Keune: 
Gallo-röm.  Cultur  in  Lothringen  und  den  benachb.  Gegenden  (Jahrb.  d.  Ges. 
f.  lothr.  Gesch.  IX.  166 ff.),  Wolfram:  D.  Landkreis  Mets,  ein  Territ.  aus 
röm.  Zeit  (Beil.  z.  Allg.  Ztg.  1897  No.  118.) 
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auch  theil  weise  stark,  doch  ungleichmäßig;  dagegen  war  die 
Desorganisation  des  römischen  Elementes  eine  weit  grössere  als 
in  Gallien.  Es  sind  hier  in  fränkischer  Zeit  weit  geringere 
Reste  römischen  Stadtwesens  und  anderer  Einrichtungen  bemerk- 
bar als  in  Gallien;1)  die  ehemals  römischen  Ansiedler  sind  zurück- 
gewichen ;  -)  die  numerische  Übermacht  des  germanischen  Elementes 
war  eine  unbestrittene.  Die  Alamannen  sind  weder  einer  Ver- 
wandlung anheimgefallen,  noch  haben  sie  ein  romanisches  Idiom 
entwickelt.  Bedeutend  war  jedenfalls  der  Bestand  an  materieller 
Cultur  uud  der  wirtschaftlich -sociale  Einfluss  derselben;5)  ihr 
stand  aber  die  consequente  Entwicklung  des  alamanniseben 
Elementes  entgegen,  das  nicht  mit  der  fränkischen  Übergangs- 
losigkeit  zu  kämpfen  hatte.  Durch  den  fränkischen  Waffenerfolg 
von  496  ist  übrigens  entschieden  worden,  wem  die  Auseinander- 
setzung der  römischen  Erbschaft  in  Gallien  und  am  Rheine 
zuzufallen  hatte.4)   Die  Franken  übernahmen  die  Führung  und 

')  Natürlicb  mit  Ausnahme  <le«  im  J.  536  gewonnenen  gothiseb- 
romanischeu  Gebietes;  doch  sind  auch  hier  wichtige  germanische  Einflüs&r 
wahrzunehmen.  Fiele  er  hat  1.  c.  II.  12  f,  27,  79  den  ostgermanischen  Einschlag 
im  rbätiseben  Rechte  behandelt,  ebenso  1.  c.  II.  261  f,  dessen  Zusammenhang 
mit  dem  nordischen  Rechte;  ferner  1.  c.  II.  116,  159.  162  behauptet,  das* 
das  rhätische  Eintrittsrecht  mit  dem  friesischen  und  uordfehwedischen  über 
einstimmt;  vgl.  seine  Ausführungen  über  die  rhätische  VerwandtenzähJung 
I.  c.  II.  79,  86  uud  über  das  rhätische  eheliche  Güterrecht  1  c.  IV.  333 ff.. 
350 ff..  470;  s.  auch  Carlo  Canetta:  I  rapporti  della  L  Rom.  Utin.  con  La 
Ijex  Alam  und  hiezu  N.  Arch.  XV.  218;  ferner  Jos.  Egger:  D.  Barbaren- 
einfälle in  die  Provinz  Rätien  (Arch.  f.  österr.  Gesch.  Bd.  90.) 

2)  S.  Waitz  1.  c.  II.  I.  269,  Schulte:  Üb.  Reste  roman.  Bevölkerung 
in  der  Ortenau  (Ztschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins  N.  F.  IV.  300 ff.), 
Birliuger.  Rechtsrheinisches  Alamannien  (In  Forsch,  z.  dtsch.  Landes- 
und  Volkskuude  IV.).  Dagegeu  will  E.  Halter  (Beil.  z.  allgem.  Ztg. 
28.  Aug.  1902)  im  Elsas«  Spuren  der  wahrscheinlich  nordischen  Uaruder 
finden,  was  ein  wichtiges  Gegengewicht  gegen  die  Reste  romanischer  Be- 
völkerung bedeuten  würde. 

3)  Daraus,  dass  die  Colonen  in  Alamannien  dieselben  Lasten  tragen, 
wie  bei  den  Römern  (s.  Meitzen  I.e.  1.458)  und  dass  hier  die  Liten  fehlen 
(s.  Brnnner  1.  c.  I.  102.  A.  40;  vgl.  aber  1.  c.  240)  ist  eine  starke  Nach- 
wirkung wirtschaftlich-socialer  Vorbilder  der  römischen  Zeit  zu  entnehmen. 

*)  S.Dahn  1.  c.  IX.  I.  59;  vgl.  Pf  ister:  Le  dache  merovingien  d'AIsace, 
v.  Laporte-Delaporte:  Origines  fr.  en  Alsace,  Witte:  Z.  Gesch.  d. 
Dtschtums  itnElsass  (in  Kirchhoffs  Forschungen  X.  Bd..  4.  Heft;  hiezu  Heyck 
iuBeil.z  Allg.Ztg.  1898.  No.  203),  Weilers:  Die  Besiedlung  des  Alamannen- 
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die  alamannische  Rechtsentwicklung,  mitsammt  ihren  römisch- 
culturellen  und  wirtschaftlichen  Impulsen,  ist  unter  fränkischen 
Einfluss  getreten,1)  dem  sich  der  kirchliche2)  zugesellte.  Die 
grosse  Selbständigkeit  des  alamannischen  Stammes  im  fränkischen 
Reiche  hat  sich  nicht  nur  staatsrechtlich ;1)  geäussert;  sie  wirkte 
auch  in  den  Ansiedlungsverhältnissen4)  nach.  Sie  gab  insbesondere 
dem  alamannischen  Rechte  Entwicklungsfreiheit  auf  den  un- 
politischen Rechtsgebieten,  auf  denen  theilweise  grössere  Fort- 
schritte als  im  fränkischen  Rechte  wahrnehmbar  sind;5)  diese 
Freiheit  wurde  aber  nicht  dazu  benützt,  um  directem  römischen 
Einflüsse  Raum  zu  geben«) 

landes  (in  Württemb.  Vierteljahrshefte  1898,  hiezu  Hey  ck  in  Beil.  z.  Allg.  Ztg. 
1899.  No.  133),  Schiber:  German.  Siedinngen  in  Lothr.  (in  Jahrb.  d.  Oes. 
f.  lothr.  Gescb.  1»00). 

')  Über  die  Ungenauigkeit  der  Grenzen  zwischen  Franken  nnd  Alauiannen 
s.  Waitz  1.  c.  II.  I.  67  ff;  über  den  Einfluss  des  fränkischen  Rechtes  auf  da« 
ältere  alamannische  Recht  8.  Bruuner  1.  c.  I.  309  f;  über  den  Umfang  des 
alamannischen  Rechtes  ».  Ficker  1.  c.  IV.  428,  462IT;  über  den  ost- 
germanischen Einschlag  1.  c.  II.  15.  19. 

2)  Es  ist  bekannt,  dass  die  Geistlichkeit  bei  der  Abfassung  des  I.  Theiles 
der  L.  Alam.  mitwirkte  und  dass  die  alamannischen  Herzöge  in  ihrer  Kanzlei 
Geistliche  beschäftigten.  Kirchensachen  waren  (L.  Alam.  7.)  privilegirt;  über 
den  höheren  Frieden  kirchlicher  Gebäude  s.  Brunner  1.  c.  II.  581.  Vgl. 
ferner  Löning  1.  c.  II.  591  ff.,  Hauck  1.  c.  I.  86 ff.,  302ff.,  Sommerlad: 
D.  wirtsch.  Thätigk.  d.  Kirche  I.  240 ff. 

3)  In  der  Stellung  des  alamannischen  Herzogs,  im  herzoglichen  Sonder- 
frieden, in  der  Bestimmung  der  L.  Alam.  27,  die  dem  Herzog  die  Verhängung 
beliebiger  Strafen  gegen  einen  Attentäter  überlässt,  in  dem  Bestände  von 
.Stammesversammlungen  (s.  dazu  Seeliger  in  Hist.  Vierteljahrschr.  I.  22f.), 
in  der  Beibehaltung  der  alten  Silberwährung  (s.  Brunner  1.  c.  I.  213 ff.)  u.  s.  w. 

*)  Bekanntlich  spricht  das  alamannische  Recht  noch  von  den  Sippen  des 
Heeres  und  die  Ortsbezeichnungen  weisen  ebenfalls  darauf  hin  (s.  Waitz 
1.  c.  I.  82.).  Die  alamannische  Ansiedlungsform  (s.  v.  Inama  1.  c.  I.  46), 
auf  die  wir,  unter  Verwerthung  der  Meitzen'schen  Forschungen,  bei  Be- 
sprechung des  Immobil iarrechtes  eingehen  werden,  weist  Verschiedenheiten 
auf;  der  Grossgrundbesitz  spielte  hier  nicht  die  Rolle  wie  bei  Franken  oder 
Baiern  (s.  v.  Inama  1.  c.  I.  117.) 

5)  Pact.  Alam.  3,  16  schwächt  die  strenge  Bestrafung  des  Ungefähr- 
delictes  ab,  ebenso  3,  17  die  Haftung  für  Thierdelicte.  Zu  erwähnen  ist  die 
Febdebeschränkung  in  L.  Alam.  44.,  die  dem  fränkischen  Rechte  gegenüber 
jüngere  Form  der  processuellen  Wadia  in  L.  Alam.  36.  2,  sowie  die  ebenfalls 
jüngere  Form  der  Urtheilschelte  (s.  Brunner  1.  c.  II.  360f.). 

")  S.  v.  Sav  igny  1.  c.  II.  96  und  Conr  at  1.  c.  I.  2.  A.  8.  Man  kann  eigent- 
lich nur  Isidors  Einfluss  auf  den  Prolog  hervorheben  (s.  Conrat  1  c.  1.  316.  A.  5.) 
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In  der  Vorgeschichte  der  Baiern  ragt  das  Marbod'sche 
Reich  hervor,  das  bekanntlich  von  dem  germanischen  Typus 
wesentlich  abwich;  es  stellt  vom  entwicklungshistorischen 
Standpunkt  ein  zwar  rasch  beseitigtes,  wenn  auch  nicht  ganz 
gleichgiltiges  Element  dar.  Die  Ergebnisse  der  Vorgeschichte 
fanden  in  der,  so  kurz  nach  Besetzung  der  neuen  Heimat, 
erfolgten  Unterwerfung  unter  die  Oberherrschaft  der  Franken, 
ihren  Abschluss.  Dem  kelto -romanischen  Einflüsse  verdankten 
die  Baiern  wohl  zahlreiche  Anregungen  wirtschaftlicher  Art, 
die  man  trotz  der  theilweisen  Verdrängung  der  Romanen1)  nicht 
unterschätzen  darf.2)  Die  Schwäche  der  Kelto-Romanen  zur  Zeit 
der  bairischen  Einwanderung3)  hat  aber  im  allgemeinen  mit  der 
Kraft  des  fränkischen  Einflusses  nicht  wetteifern  können.  Be- 
kanntlich verdanken  die  Baiern  ihre  Bekehrung  nicht  den 
Romanen;  es  hat  sich  auch  hier  kein  romanisches  Idiom  gebildet. 

Dem  fränkischen  Einflüsse4)  hat  sich  machtvoll  der  kirch- 
liche5) zur  Seite  gestellt.  Aehnlich  wie  die  Alamannen,  haben 
die  Baiern  ihre,  dem  Charakter  des  fränkischen  Grossstaates 
entsprechende  Selbständigkeit  beibehalten,6)  die  auch  ihrem 
Rechte  innewohnt7)  und  demselben,  mit  Rücksicht  auf  dessen 


!)  Die  Hochäcker  werden  als  römisch  betrachtet ;  s.  Keitxen  I.  c 
1.358,  Stutz  in  Gött  gel.  An«.  1897.  S.  619;  vgl.  Weber  in  Korrespoudenz- 
blatt  d.  dttch.  Ges.  f.  Anthropol.  XXVIII.  S.  50  ff. 

*)  Sie  wirken  in  der  Ordnung  der  Agrarverhältnisse,  des  Colonate* 
(•.  Meitzen  1.  c.  I.  458),  ferner  in  der  Bedeutung  des  Grossgrundbeaitze* 
(s.  v.  Inaina  1.  c.  I.  lief.,  S.  Adler:  Z.  R.  Gesch.  d.  adeligen  Grund- 
besitzes)  und  des  herzoglichen  Domänenwesens  nach;  wir  werden  darauf 
im  Immobiliarrechte  eingehen. 

3)  s.  Dahn  1.  c.  IX.  II.  100. 

4)  Abgesehen  von  der  Theilnahme  der  Franken  an  der  Abfassung  der 
L.  Baj.,  die  aus  Tit.  III.  hervorgeht,  ist  auf  die  einleuchtenden  Ausführungen 
Brunner's  in  Berl.  Sitz.  Ber.  1901.  Nr.  39  hinzuweisen,  ferner  auf  da* 
Capit.  Karls  d.  Gr.  ex  801—813  über  die  Bannfälle  und  schliesslich  auf  das 
Capit.  Baiwaricum  von  810,  das  eine  missatische  Instruction  enthält. 

*)  S.  Brunner  1.  c.  I.  316.  A.  13;  vgl.  Löning  1.  c.  II.  693ff„  665f., 
Hauck  1.  c.  I.  324 ff,  463 ff,  486ff.,  II.  191,  374 ff.,  Stutz  1.  c.  I.  196ff.. 
Fastlinger:  D.  wirtsch.  Bedeutung  d.  bayr.  Klöster. 

*)  Sie  äusserte  sich  in  analoger  Weise. 

7)  Diese  Selbständigkeit  findet  unter  Anderem  ihren  Ausdruck  in  der 
Wahrung  älterer,  im  salischen  Rechte  bereit«  überwundener,  Auffassungen ;  *o 
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verzweigte  Beziehungen  zu  vielen  andern  Rechten,1)  einen  eigen- 
artigen Charakter  aufprägt.  Directer  römischer  Einfluss  ist 
jedoch  nicht  wahrzunehmen;2)  das  bairische  Recht  verdankt 
seine  romanistischen  Bestandtheile  den  westgothischen  und 
fränkischen  Vorbildern.  Es  bildet  einen  lehrreichen  Beweis  für 
die  Art,  wie  die  bei  Westgothen  und  Franken  versuchte  Lösung 
des  germanisch-römischen  Rechtsproblems  durch  ein  anderes  Volk 
aufgenommen  wurde.  — 

In  noch  höherem  Grade  als  bei  Alamannen  und  Baiern,  die 
doch  in  ihren  Gebieten  Reste  römischen  Lebens  vorgefunden 
hatten,  äusserte  sich  dies  alles  bei  jenen  Stämmen,  die  weder 
durch  ihre  Vorgeschichte,  noch  durch  ihre  spätere  Ansiedelung, 
Gelegenheit  gehabt  haben,  mit  der  römischen  Welt  in  irgend 
eine  praktisch -bedeutsame  Berührung  zu  treten.  Für  sie  alle 
war  das  fränkische  Reich  der  Vermittler  zwischen  germanischem 


z.  B.  hinsichtlich  der  Bestrafung  absichtsloser  That  in  L.  Bai.  XIX.  5.  (vgl.  aber 
XIV.  t.),  ferner  betreffs  der  Haftung  für  den  Knecht  L.  Bai.  VIII.  2. 
(vgl.  L.  Sal.  36.  6.);  interessant  ist  beispielsweise  die  an  das  nordische 
Recht  erinnernde  Combination  von  Zeugen  und  Eideshelfern;  s.  Brnnner 
I.  c.  11.398;  auch  in  der  Benutzung  von  Ordalien  ist  der  fränkische  Einfluss 
nicht  durchgedrungen,  da  die  Baiern  nur  das  Kampfordal  kannten. 

*)  Die  Verwandtschaft  mit  dem  alamannischen  Rechte  führt  v.  Schwind 
(N.  Areh.  XXXI.  444 ff.)  auf  die  Benützung  einer  gemeinsamen  (Quelle  zurück; 
den  traditionellen  Beziehungen  trägt  eine  Privatarbeit  (M.  G.  H.  L.  III.  172.) 
Rechnung,  indem  sie  die  Differenzen  beider  Rechte  zusammenstellt.  Auf 
ostgermanische  Spuren  hat  Ficker  1.  c.  II.  19 f.  aufmerksam  gemacht.  Die 
Verwandtschaft  des  bairischen  Rechtes  mit  dem  westgothischen  ist  (abge- 
sehen von  den  älteren  Schriften,  so  Merkel  in  Z.  f.  d.  R  XII.  287, 
Anschtttz  in  Pertz.  Arch.  XI.  215,  Savigny  I.e.  VII.  47,  Roth:  L.  Baj.  48, 
Gaupp:  German.  Abb.  46 ff.,  Dahn:  Westg.  Stud.  298  u.  s.  w.)  eingehend 
bebandelt  von  Ficker  I.  c.  I.  434  f,  609,  sowie  von  Zeumer  in  N.  Arch.  XXIV. 
59f  ,76ff..  109,  606,  614;  gegen  Ficker  das.  XXHL  436.  Schou  Waitz  hat 
(I.  c.  II.  I.  19.)  gothische  Bestandtheile  im  bairischen  Stamme  vermnthet; 
vgl.  Raumer  in  Ztschr.  f.  dtsch.  Altert.  VI.  404;  s.  Kelle  I.  c.  I.  32  über 
die  gothische  Bibel  in  Baiern;  Dahn  1.  c.  IX.  II.  193  führt  die  Benützung 
des  Westgothenrechtes  auf  fränkischen  Einfluss  zurück.  Schliesslich  ist 
noch  die  Verwandtschaft  mit  dem  langobardischen  Rechte  zu  erwähnen ; 
s.  Schupfer:  Manuale  I.  71..  Tamassia:  Fonti  del  Editto  (pasaira);  vgl. 
Martens:  Polit.  Gesch.  d.  Langobardenreichs  16 ff.,  Hartmann  1.  c.  II. 
61.  81,  Loserth  in  Mitth.  d.  Instit.  II.  366ff. 

*)  Vgl.  v.  Savigny  I.  c.  II.  84ff.    Conrat  1.  c.  I.  3.  A.  7,  316.  A.  6. 
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und  romanischem  Wesen,1)  es  theilte  ihnen  seine  selbst  errungenen 
Fortschritte  mit,  wenn  auch  in  verdünnter  Lösung.  Mit  dem 
römischen  Rechte,  seiner  Bewältigung  und  eventuellen  Ver- 
arbeitung hatten  sich  diese  Stämme  nicht  mehr  unmittelbar  zn 
beschäftigen. 


•)  Auf  die  Bedeutung,  welche  diese  Stämme  ihrerseits  für  die  Fort- 
entwicklung des  germanischen  Elementes  im  fränkischen  Reiche  hatten, 
braucht  man  nicht  erst  hinzuweisen.  Sie  traten  vielfach  und  in  verschiedenen 
Zeitpunkten  mit  den  Franken  in  Berührung  und  vermittelten  ihrerseits  die 
unausgesetzte  Fühlung  des  Frankentums  mit  der  gesammten  germanischen 
Welt.  So  kann  man  z.  B.  im  thüringischen  Rechte  eine  erbebliche  ost- 
germanische  Beeinflussung  wahrnehmen  (s.  Ficker  1.  c.  I.  192f.  II.  17  ), 
ja  sogar  einen  Zusammenhang  mit  dem  nordischen  (1.  c.  II.  356ff.),  was  bei 
der  früheren  Ausdehnung  der  Thüringer  (s.  Plath  in  Bonner  Jahrbb. 
Bd.  95.  S.  170 ff.  Vergl.  L.  Schmidt  in  Histor.  Vierteljahrechr.  III. 
317  ff.)  von  desto  grösserer  Bedeutung  ist.  Ebenso  weist  das  friesische 
Recht  nordische  Erinnerungen  auf  (Ficker  1.  c.  I.  170,  211.)  wobei 
aber  andererseits  keltische  Einflüsse  nicht  auszuschliessen  sind  (so  be- 
züglich des  Hausbaues,  s.  Meitzen  1.  c.  II.  652;  and.  Ans.  E.  H.  Meyer 
in  Beil.  z.  Allg.  Ztg.  1896.  No.  133.).  Auch  das  sächsische  Recht,  das  sich 
mitunter  dem  langobardischen  nähert  (s.  Brunner  1.  c.  I.  374,  Ficker  in 
Ergbd.  II.  475,  Erbenfolge  I.  202  ff;  über  die  Verwandtschaft  der  sächsischen 
und  langobardischen  Sage  s.  Kurth:  Hist.  po6t.  des  Merov.  S.  108.), 
erscheint  mit  dem  ost  germanischen  verwandt  (s.  Ficker  1.  c  I.  201,  II. 
20 f.).  Ohne  hier  auf  diese  Fragen,  die  den  Gegenstand  der  vorliegenden 
Untersuchung  nicht  berühren,  einzugehen,  soll  nur  bemerkt  werden,  das? 
dadurch  das  germanische  Element  immer  wieder  belebt  und  die  Gestaltung 
der  Verhältnisse  zwischen  germanischem  und  römischem  Rechte  beeinflaut 
wurde. 
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Wir  haben  —  der  Änlage  dieser  Untersuchungen  gemäss  — 
die  Entwicklung  der  auf  ehemals  römischem  Boden  begründeten 
germanischen  Reiche  und  den  Einfluss  des  römischen  Rechtes 
in  jedem  derselben  einzeln  verfolgt,  um  nunmehr  auf  dieser  Grund- 
lage die  Frage  auf  zu  werfen,  welche  Bedeutung  dem  römischen 
Rechte  in  diesen  Staatsgebilden  im  allgemeinen  zukommt,  in- 
wieferne  in  ihnen  die  germanischen  Rechtsgrundlagen  abgeändert, 
oder  durch  Aufnahme  römischer  Rechtsideen  ersetzt  worden  sind.1) 

Es  ist  klar,  dass  diese  Frage  für  jedes  wichtigere  Problem 
der  mittelalterlichen  Rechtsgeschichte,  namentlich  für  ein  so 
grundlegendes  wie  das  der  Entwicklung  des  Immobiliarrechtes, 
aufgeworfen  werden  muss.  Ebenso  klar  ist  es  jedoch,  dass  eine 
mathematisch  genaue  Antwort  unmöglich  erscheint.  Kennt  selbst 
die  Naturwissenschaft  Phänomene,  deren  Vieldeutigkeit  jeder 
Analyse  widersteht,  weil  sie  auf  vielfache  und  verschlungene 
Wurzeln  zurückgehen,  so  gilt  dies  in  noch  höherem  Grade  für 
die  Rechtsgeschichte  und  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft. 
Die  Wurzeln  der  Rechtserscheinungen  sind  weit  mehr  verschlungen 
als  die  der  naturwissenschaftlichen  Phänomene.  Nur  selten  sind 
wir  in  der  Lage  ein  national  reines  Recht  zu  beobachten;  in 
den  allermeisten  Fällen  haben  wir  es  mit  Rechten  zu  thun,  die 
bereits  mehr  oder  weniger  definirbaren  Einflüssen  ausgesetzt  waren. 

l)  Die  in  Th.  I.  S.  XIV  gestellte  Frage,  ob  die  Änderungen,  die  man 
in  der  hier  behandelten  Zeit  an  vielen  Rechtseinrichtungen  (im  Vergleiche 
mit  ihrer  früheren  Gestalt)  findet,  germanischen,  römischen,  oder  gemischten 
Ursprungs  sind  u.  welches  Element  tiberwiegt,  ist  bei  Besprechung  einzelner 
Institutionen  der  verschiedenen  Staaten  untersucht  worden,  allerdings  mit 
der  in  Th.  I.  S.  XV  angegebenen  Beschränkung;  detaillirte  oder  rechts- 
dogmatische Darstellung  aller  Institutionen  war  ausgeschlossen.  —  Hier 
handelt  es  sich  jetzt  um  das  allgemeine  Urtheil  über  die  Bedingungen 
unter  denen  sich  dieser  Werdegang  vollzog  und  um  die  charakteristischen 
Symptome  desselben. 

23* 


Digitized  by  Google 


35« 


Im  vorliegenden  Falle  begegnen  wir  doppelter  Schwierigkeit 
Rein  germanisches  Recht  aus  einer  Zeit,  für  die  man  jedweden 
fremden  Einfluss  ausznschliessen  hätte,  ist  nicht  bekannt:  das 
spätrömische  Recht  in  seinen  provinziellen  Verzweigungen,  in 
allen  seinen  Combinationen  mit  dem  vorrömischen  Rechte  der 
betreffenden  Provinzen  und  mit  dem  eindringenden  germanischen 
Rechte,  ist  nicht  genügend  durchforscht.  Wird  auch  der  letzteren 
Schwierigkeit  die  Wissenschaft  mit  der  Zeit  entgegentreten  l\  so 
bleibt  doch  die  erstere  unbesiegbar.  Um  einen  Rechtssatz  als 
urgermanisch  hinzustellen  und  jede  fremdrechtliche  Beeinflussung 
desselben  ausznschliessen,  müsste  man  die  Verwandtschafts- 
verhältnisse sämmtlicher  germanischen  Rechte  und  aller  ihrer 
Bestimmungen  genauer  kennen,  als  dies  heute  der  Fall  ist  Die 
vorhandenen  Quellen  sind  von  dem  urgermanischeu  Rechte  bereits 
zu  sehr  entfernt,  verrathen  Wandlungen,  die  unter  wenig  be- 
kannten, theilweise  vorhistorischen  Umständen  und  Einflüssen 
erfolgt  sind;  sie  stammen  überdies  aus  Zeiten,  in  denen  die  Ver- 
schiedenheit der  einzelnen  Völkergruppen  weit  vorgeschritten  war. 


I. 

Haben  schon  Caesar  und  Tacitus  spezielle  Eigenschaften 
einzelner  Völker  wahrgenommen2),  so  wird  vollends  in  historischer 
Zeit  die  Einheitlichkeit  des  germanischen  Völkergedankens  zurück- 
gedrängt. Das  Entstehen  verschiedener  Gebilde  aus  augen- 
scheinlich gleichen  Wurzeln  und  unter  vielfach  ähnlichen  Ver- 
hältnissen, ist  ein  entwicklungshistorisches  Problem,  dessen 
Lösung  niemals  vollkommen  gelingen  kann,  weil  man  dabei, 
nebst  anderen  Imponderabilien,  die  Individualität  in  Rechnung 
stellen  muss,  die  selbst  unter  den  nächstverwandten  Völkern  eine 
bedeutende  Rolle  spielt    Es  ist  hier  versucht  worden,  das 

')  Das  römische  Recht  der  Provinzen  kann  durch  Vergleich  mit  dem 
reineu  römischen  Rechte  auf  seinen  fremdrechtlichen  Inhalt  geprüft  werden, 
freilich  wird  es  bei  der  Verschieden artigkeit  der  provinziellen  Rechtsquellen 
nicht  gelingen,  gleichmassige  Kenntnis  su  erlangen.  Der  von  Kitteis  ge- 
wiesene Weg  wird  also  nicht  tiberall  gangbar  sein. 

a)  IL  R.  rügt  v.  Amira  (G.  g.  A.  1SS8.  I.  47 f.),  dass  man  die  schon 
in  germanischer  Zeit  bestehenden  Unterschiede  der  Völkereigenschafteo  *o 
wenig  in  Betracht  süebt. 
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verschiedenartige  Reagiren  der  einzelnen  Völkergruppen  auf 
römische  Einflüsse  dadurch  zu  erklären,  dass  nicht  nur  die  ver- 
schiedene Intensität  des  römischen  Elementes  in  den  betreffenden 
Gebieten,  sondern  auch  die  Verschiedenheit  der  Vorgeschichte 
der  einzelnen  Stämme  und  die  Art  ihrer  früheren  Berührung 
mit  den  Römern  erwogen  wurde.  Dennoch  findet  nicht  alles 
darin  volle  Erklärung;  ein  grosser  Theil  der  Erscheinungen  muss 
den  inponderablen  Eigenschaften  zugeschrieben  werden,  die  selbst 
innerhalb  der  Rasseneinheit  zur  Geltung  gelangen.  Die  augen- 
scheinlich gleichen  Wurzeln  erfahren  eine  Diiferenzirung,  die 
sich  unter  der  Wirkung  ähnlicher  und  doch  nicht  gleicher 
Entwicklungsverhältnisse  fortsetzt,  steigert,  so  dass  schliesslich 
eine  verschiedenartige  Individualität  zu  Tage  tritt.  Je  mehr  man 
sich  vom  Nomadismus  und  einfachem  Ackerbau  entfernt,  dereu 
Sittencomplex  eine  grosse  Beständigkeit  aufweist,  desto  grösser 
die  Verschiedenheit  hinsichtlich  der  Veranlagung  für  höhere 
Aufgaben,  hinsichtlich  der  Zeitdauer,  der  die  einzelnen  Völker 
gruppen  zu  fortschrittlicher  Entwicklung  bedürfen  und  hinsichtlich 
der  Resistenzkraft,  mit  der  sie  fremden  Einwirkungen  begegnen. 
Auf  Grundlage  allgemeiner  Entwicklungsgesetze  schafft  sich  die 
Individualität  Raum;  sie  äussert  sich  schon  in  der  Art,  wie  man 
die  Erinnerung  an  Eindrücke  der  Vorgeschichte  festhält1)-  Wir 
werden  auf  die  Schulfrage,  ob  Individualität  oder  Umstände  die 
Entwicklungslinie  bestimmen,  begreiflicherweise  hier  nicht  ein- 
gehen; müssen  jedoch  zugeben,  dass  neben  den  Ergebnissen  der 
Vorgeschichte  und  neben  den  durch  die  Verschiedenheit  der  Ge- 
biete bewirkten  Differenzen,  ein  Rest  zurückbleibt,  der  nur  durch 
Annahme  verschiedener  Individualität  erklärt  werden  kann. 
Sonst  hätte  unter  ähnlichen  Bedingungen  stets  ein  entsprechend 
ähnliches,  unter  verschiedenen  aber  ein  entsprechend  verschiedenes 
Recht  entstehen  müssen,  was  jedoch  höchstens  —  und  zwar  nur 
theilweise  —  für  rein  materielle  Fragen  zutrifft.  Die  übrigen 
Rechtsverschiedenheiten  sind  nicht  nur  darauf  zurückzuführen, 
dass  die  Bedingungen  des  Völkerlebens,  selbst  bei  äusserer 
Ähnlichkeit,  doch  verschiedene  waren,  sondern  auch  darauf,  dass 
das  Reagiren  auf  die  äusseren  Bedingungen  ein  individuell  ver- 

*)  S.  was  in  Tb.  II.  S.  4  u.  214  über  die  langobardisohe  und  fränkische 
Sage  angeführt  wurde;  das  Erinnerungsvermögen,  also  auch  die  Intensität 
der  Eindrücke,  war  sehr  verschieden. 
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schiedenes  war.  Die  Sprachgeschichte  kennt  Fälle,  wo  von  zwei 
synonymen  Worten  eines  zur  Alleinherrschaft  gelangt,  das  zweite 
aber  wegfällt,  oder  eine  andere  Bedeutung  annimmt1)-  Ähnlich 
muss  die  Rechtsgeschichte  mit  individueller  Ausprägung  des 
gemeinsamen  Stoffes  durch  noch  so  sehr  verwandte  Völker  rechnen. 

Die  Beobachtung  der  Vorgeschichte  der  einzelnen  Stämme 
lenkt  unser  Augenmerk  auf  wichtige  Erscheinungen.  Es  war 
gewiss  für  die  Resistenzkraft  des  Rechtes  von  grosser  Bedeutung, 
ob  Völker  in  einem  früheren  oder  erst  in  einem  späteren 
Stadium  dem  Römertum  begegneten,  ob  sie  ruhige  oder  bewegte 
Zeiten,  eine  folgerichtige  oder  sprunghafte  Entwicklung  hinter 
sich  hatten  und  in  welchem  Räume  sich  dies  alles  abgespielt 
hat.  Ebenso,  ob  sie  zur  Zeit  ihrer  neuen  Staatengründung 
Christen  waren  und  wem  sie  das  Christentum  verdankten. 
Schliesslich  die  Lage  der  Verhältnisse  des  neuen  Gebietes  und 
die  Umstände,  die  die  Staatsgründung  begleiteten.  Denn  je 
günstiger  die  Vorgeschichte,  desto  besser  konnte  das  eigene  Recht 
ausreifen;  je  günstiger  die  Raumverhältnisse,  desto  grösser  der 
Schutz  vor  Erstarrung,  oder  übermächtiger  Beeinflussung;  je 
kräftiger  die  innere  Consistenz  des  eigenen  Rechtes,  desto  sieg- 
reicher das  Verhältnis  zu  fremden  Elementen;  je  grösser  die 
eigenen  Fortschritte,  desto  leichter  die  Stellungnahme  zu  dem 
fremden  höheren  Rechte,  wofür  natürlich  auch  der  verschiedene 
Kraftgrad  des  fremden  Rechtes  und  die  Vermittlung  durch  eine 
bei  verwandten  Völkern  schon  erfolgte  Lösung  gewisser  Probleme, 
in  die  Wagschale  fiel.  Aber  selbst  die  genaueste  Erwägung 
dieser  Umstände  vermag  nicht  alles  aufzuklären.2)    Denn  so 


*)  So  z.  B.  haben  von  den  den  Romanen  in  gleicher  Weise  zugänglichen 
Worten  raulier  und  femina,  die  Franzoseu  das  zweite.  Italiener  and  Spanier 
daa  erste  Übernommen,  das  andere  aber  wegfallen  lassen;  von  plns  and 
iimgis,  die  Spanier  das  zweite,  Italiener  und  Franzosen  das  erste.  Aas  dem 
lateinischen  qui,  coins,  cui,  quem,  ist  der  Nominativ  in  alle  romanischen 
Sprachen,  der  Genitiv  nur  in  die  italienische,  der  Dativ  und  der  Accnsativ 
in  die  spanische  Sprache  aufgenommen  werden. 

*)  So  haben  wir  z.  B.  gesehen,  dass  die  Vandalen  nicht  in  der  Lage 
waren,  jene  Kraft  aufzubringen,  die  den  Gothen,  trotz  sehr  bewegter  Vor- 
geschichte, eigen  war.  Wir  haben  die  Schwierigkeit  der  laugobardischen 
Aufgabe  mit  der  der  fränkischen  verglichen,  die  allerdings  durch  den  Mangel 
des  Überganges  von  der  kleinstaatlichen  Existenz  zur  grossstaatlicben  be- 
denklich alterirt  war;  s.  II.  21 8 ff,  III.  103,  108,  176,  177.  263,  306.  A.  4 
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wie  man  an  den  Germanen  überhaupt  eine,  vielen  Rassen  fehlende, 
Anpassungsfähigkeit  wahrnehmen  kann,1)  die  sich  mit  Widerstands- 
kraft verbindet,  so  muss  man  auch  den  Grad  dieser  Fähigkeiten 
bei  den  einzelnen  Völkern  unterscheiden.  Es  ist  auffallend,  wie 
sehr  sich  die  Rechte,  die  F  ick  er  zu  den  ostgermanischen  zählt, 
durch  allgemeine  Widerstandskraft  selbst  unter  ungünstigen 
Verhältnissen  auszeichnen,  durch  eine,  im  Vergleiche  mit  den 
Rechten  des  ostfränkischen  Reiches,  hervortretende  Dauer- 
haftigkeit2) Zur  Erklärung  derselben  reichen  die  äusseren 
Umstände  nicht  hin;  es  muss  ein  Unterschied  der  inneren  Ver- 
anlagung angenommen  werden.3) 

Auf  eine,  wenn  auch  nur  annähernd  genaue  Beantwortung 
der  Frage,  wie  viel  auf  Rechnung  der  Entwicklungsverhältnisse 
und  wie  viel  auf  die  Veranlagung  entfällt,  muss  man  jedoch 
verzichten.  Es  fehlt  die  Handhabe  für  die  Beurtheilung  des 
individuellen  Energiegrades.  Wir  vermögen  nur  die  äusseren 
Impulse  beiläufig  abzuschätzen.  In  welchem  Grade  aber  ein 
Volk  den  äusseren  Impulsen  nachgiebt  oder  widersteht,  wie  es 
durch  seine  Veranlagung  das  Wirken  der  Impulse  erleichtert 
oder  erschwert,  lässt  sich  in  keine  Formel  kleiden,  ebenso  wenig 
wie  die  Art,  in  der  es  diese  äussere  Erweiterung  seines  Ideen- 
kreises zu  neuen,  selbstständigen,  Schöpfungen  ausnützt.  Man 
muss  sich  mit  der  blossen  Erkenntnis  begnügen,  dass  die 


i)  s.  Th.  I.  S.  49. 

a)  In  de  schweren  Lage  des  ostgothischen  Rechtes  hätte  sich  kaum  ein 
anderes  Recht  behauptet;  denn  sowohl  die  Umstände  der  Vorgeschichte,  als 
auch  die  der  Staatsgründung  haben  sich  (ebenso  wie  bei  den  Vandalen)  in 
diesem  kurzlebigen  Reiche  gegen  das  eigene  Recht  geltend  gemacht. 
Dagegen  hat  das  westgothische  Recht,  trotz  ungünstiger  Verhältnisse, 
in  der  Form  eines  Mischrechtes,  zahlreiche  volkstümliche  Elemente  be- 
wahrt und  hat  dem  germanischen  Rechte  bedeutenden  Spielraum  gewährt. 
Das  burgundische  Recht  war  allerdings  erst  später,  dafür  aber  in  eine  desto 
schwierige  Lage  gelangt  und  hat  doch  einen  namhaften  Tbeil  seines  ger- 
manischen Inhaltes  gerettet.  Vollends  das  langobardische,  in  der  für  die 
Ostgothen  verhängnisvoll  gewordenen  italienischen  Umgebung. 

3)  Dass  aber  auch  unter  den  ostgermanischen  Völkern  in  dieser  Hinsicht 
Unterschiede  bestanden,  lehrt  der  Vergleich  der  Ostgothen  mit  den  Lango- 
barden; freilich  war  die  Vorgeschichte  der  letzteren  weit  günstiger  und  das 
Römertura  zu  ihrer  Zeit  schon  schwächer;  andererseits  fehlte  es  nicht  an 
erschwerenden  Umständen;  s.  Th.  II.  91—93. 
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Individualität  eine  grosse  Rolle  spielt  und  dass  die  Veranlagung 
selbst  nahe  verwandter  Völker  eine  ungleiche  ist. 

Was  insbesondere  die  Widerstandskraft  anbelangt,  so  könnte 
wohl  die  Frage  auftauchen,  inwieferne  dieselbe  mit  dem  National- 
gefahl  der  einzelnen  Völker  zusammenhing.  Die  allgemeine 
Schwäche  desselben  ist  erwähnt  worden.1)  Alles,  was  dagegen 
angeführt  werden  kann,2)  bedeutet  wenig  angesichts  des  Indi- 
vidualismus verschiedener  Gruppen  (Sippen  u.  s.  w.),  sowie  an- 
gesichts der  Schwäche  der  staatlichen  Empfindung, die  Ab- 
spaltungen von  Volkstheilen  und  deren  Verbindung  mit  andern 
Völkern4)  ermöglichte.  Man  könnte  daher  die  Widerstandskraft 
des  Rechtes,  die  bekanntlich  bedeutender  war  als  die  der  Sprache, 
nur  auf  die  unbewusste  Macht  der  Sittentradition  zurückfuhren, 
die  sich  selbst  da  als  kräftiges  Bollwerk  erwies,  wo  das  mangel- 
hafte Nationalgefühl  bei  vielen  Völkern  nicht  nur  ein  Zusammen- 
gehen mit  Römern  gegen  Germanen,  sondern  sogar  Zerfall  und 
Bildung  neuer  Volksformationen  ermöglichte.  Direkter  Zusammen- 
hang zwischen  NationalgefUhl  und  Rechtsbeständigkeit  lässt  sich 


')  8.  Th.  1.  S.  7  ff. 

a)  L.  Schmidt  hat  mir  (in  Hist.  Vierteljahrschr.  III.  412)  vorgehalten 
dass  ich  die  Continuität  des  germanischen  Selbstbewußtseins  unterschätzte, 
ich  habe  sie  da,  wo  sie  zu  Tage  tritt,  wie  bei  den  Langobarden,  nicht  unter- 
schätzt (s.  Th.  II.  S.  4 f.),  auch  die  Continuität  mancher  Ideen  hervorgehoben, 
aber  der  Fortbestand  von  Ideen,  oder  Entfaltung  von  Institutionen  ist  kein 
Beweis  eines  nationalen  Selbstbewusstseins.  Die  Zurückfühmng  grosser 
Völkervereinigungen  auf  die  alte  Gliederung  der  Westgermanen  in  Ingväonen. 
Istväonen  und  Herminonen,  beruht  auf  einer  Überschätzung  dieser  Völker- 
genealogie, gegen  die  Heyck  (Hist.  Zeitschr.  86.  S.  70.)  m.  R.  aufgetreten  ist. 

3)  Heyck  1.  c.  sucht  in  der  politischen  Geschichte  die  Richtschnur  für 
die  Ausgestaltung  des  Nationalgelühls,  das  er  ursprünglich  auf  das  Volk 
und  sodann  auf  den  Stamm  beschränkt  wissen  will.  Aber  auch  innerhalb  des 
Volkes  war  das  Nationalgefühl  mancher  Abstufung  fähig,  da  die  Liteu, 
auch  wenn  sie  Germanen  waren,  nicht  zu  den  Volksgenossen  gezählt  wurden. 
Dieser  Zusammenhang  der  politischen  Entwicklung  mit  der  des  National- 
gefühls spricht  für  die  —  nur  zu  natürliche  —  Schwäche  des  letzteren.  Weder 
Armin  noch  Marbod  ist  es  gelungen,  eine  grosse  Organisation  zu  schaffen; 
die  betreffenden  Absichten  Theodorichs  d.  Gr.  wird  man  aber  kaum  dem 
germanischen  Empfinden  zuschreiben. 

*)  Diese  häufigen  Veränderungen  hat  neuerdings  L.  Schmidt  in  seiner 
Gesch.  d.  dtschen  Stämme  (Quellen  u.  Forschungen  z.  alten  Gesch.  Heft  7  u.  10) 
eingehend  besprochen. 
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im  allgemeinen  nicht  nachweisen,  auch  bei  Langobarden  und 
Sachsen  höchstens  vermuthen. 

II. 

Der  Entwicklung  der  einzelnen  Völker  gemäss  musste 
die  Bedeutung  der  Berührungspunkte  zwischen  dem  zer- 
setzten römischen  und  dem  fortschreitenden  germanischen  Rechte 
eine  verschiedene  sein,  ebenso  die  Bedeutung  der  Divergenzen 
uud  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis. 

Im  allgemeinen  war  das  römische  Recht  den  Germanen  auf 
dieser  Stufe,  trotz  der  gemeinsamen  indoeuropäischen  Ausgangs- 
punkte, nicht  nur  zu  complicirt,  sondern  auch  geistig  fremd. 
Die  Eigenschaft,  mit  möglichst  festen  Begriffen  zu  arbeiten  und 
die  das  einzelne  Rechtsverhältnis  begleitenden  Lebenserscheinungen 
zu  verallgemeinern,  musste  Völker,  die  das  Individuelle  dem 
Allgemeinen  voranstellten,  befremden.  In  Bezug  auf  realistische 
Betrachtung  des  Rechtes  waren  die  Germanen  den  Römern 
überlegen;  ihrer  Begriffsconstruction  aber  waren  sie  nicht  ge- 
wachsen. Die  Verschiedenartigkeit  der  Entwicklung,  namentlich 
das  schnellere  Tempo,  in  dem  sich  bei  den  Römern  die  Trennung 
von  Religion  und  Recht,  sowie  die  Schaffung  eines,  ungeachtet 
der  Beibehaltung  religiös-ethischer  Grundlagen,  relativ  selbst- 
ständigen Rechtssystems  vollzogen  hatte,  Hess  das  begriffliche 
Moment  in  die  Hauptstellung  gelangen.  Die  Centralisirung  der 
Cultur  und  des  Rechtes  forderte,  freilich  oftmals  erfolglos,  eine 
Unterdrückung  des  individuellen  Momentes,  dem  dafür  wieder 
im  Privatrechte  ein  social  ungerechtfertigter  Spielraum  eingeräumt 
wurde,  wie  er  namentlich  den  Bedürfnissen  der  städtischen  Cultur 
entsprach. 

Es  ist  aber  schon  lange  vor  dem  Falle  des  Westreiches 
eine  Reihe  von  Wandlungen  und  Rückbildungen  wahrnehmbar. 
Den  entfernteren  und  später  eroberten  Provinzen  konnte  weder 
die  höhere  Auffassung  des  römischen  Rechtes,  noch  die  städtische 
Culturcentralisation,  mitgetheilt  werden.  Auch  das  einheimische 
vorrömische  Recht  konnte  man  nicht  gänzlich  ausrotten1)  und 
namentlich  die  niederen  Bevölkerungsschichten  waren  für  das 


J)  Selbst  in  Spanien  und  Gallien  waren  die  vorrömischen  Reste  nicht 
unerheblich;  s.  I.  42. 
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reine  römische  Recht  nicht  zu  gewinnen.1)  Dann  fanden  die 
Germanen  Unterstützung,  sowohl  gegen  den  römischen  Staat, 
als  auch  gegen  das  durch  die  höheren  Schichten  vertretene 
römische  Recht.  Namentlich,  wenn  in  der  betreffenden  Provinz 
schon  vorher  Germanen  gewohnt  hatten,  war  es  für  die  nach- 
folgenden germanischen  Völker  desto  leichter,  mit  der  Bevölkerung 
in  Fühlung  zu  treten.2)  Zu  diesen,  eine  Annäherung  begünstigenden 
Umständen  gesellte  sich  der  ethische  Einschlag  des  Christentums, 
der  zwar  den  Verfall  der  classischen  Culturformen  nicht  auf- 
halten konnte,  aber  dem  Culturinhalte  neue  Krystallistations- 
punkte  bot,  die  auch  den  christianisirten  Germanen  zugänglich 
waren  und  um  die  sich  die  neue  Mischcultur  lagern  konnte.') 
Inmitten  dieses  Auflösungsprocesses,  der  sich  auf  Sprache, 
Kunst,  wirtschaftliches  und  sociales  Leben,  überhaupt  auf  die 
ganze  Cultur  erstreckte,  wurden  die  Römer  auch  germanischen 
Einflüssen  zugänglich.  So  wie  das  Eintreten  von  Germanen  in 
den  römischen  Staat,  nicht  nur  Individuen,  sondern  ganze  Gruppen, 
der  Einwirkung  des  Römertums  aussetzte4)  und  das  Eindringen 
der  Römer  in  germanische  Gebiete  manche  römische  Einrichtung 
auf  die  Germanen  in  ihren  Landen  wirken  Hess,5)  so  ist  auch 
eine  entsprechende  Einwirkung  der  Germanen  auf  die  Römer 
wahrnehmbar .*)  Dem  Rückgange,  der  sich  aus  diesen  Vorgängen 


])  (Iber  die  Rückbildung  der^Provinzen  s.  I.  26,  64,  wo  auch  die  grosse 
Änderung  de»  Gesammtbildes  mancher  Gebiete  erwähnt  wurde;  natürlich  war 
•las  Römertum  dennoch  in  den  meisten  Provinzen  noch  sehr  bedeutend  ;  s.  L  41. 

*)  So  wie  einstens  die  Kelten  die  vermittelnde  Brücke  «wischen  Römern 
uud  Germanen  abgegeben  haben  (s.  I.  14  f.),  ao  bildeten  ihrerseits  die  schon 
früher  mit  den  Römern  in  Berührung  getretenen  Germanen,  eine  Brücke  für 
die  nachfolgenden  ;  s.  I.  23 f.,  36  ff. ;  insbesondere  die  Ostgothen  für  die  Lango- 
barden (s.  II.  93)  und  verschiedene  Völker  für  die  Franken;  s.  II.  2 18 ff. 

3)Dies  bezeugt  die  zeitgenössische  lateinische  Dichtung  (z.  B.  Fortunatas), 
in  der  sich  römische  Form,  christlicher  Geist  und  germanisches  Gefühl  ver- 
einigten, ebeuso  die  bildende  Kunst,  die  altchristliche,  römische  und  ger- 
manische Bestandtheile  verbindet. 

«)  S.  I.  19  ff. 

&)  S.  I.  29  ff. 

')  S.  I.  52ff  ;  vgl.  Kommsen:  Köm.  Gesch.  V.  154.  Uber  römische 
l'rivatsoldaten  s.  Seeck  in  Ztschr.  d.  Sav.  Stift.  XVII,  Mommsen  in 
Hermes  XXIV,  Lecrivain  in  Mel.  d'archeol.  et  d'hist.  de  l'Eeole  fran5.de 
Rome  X.  Germanische  Einflüsse  will  Val  de  Lievre  (Mittb.  d.  Instit.  II. 
467)  im  Vulgarrechte  annehmen. 
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ergab,  entsprang  schon  frühzeitig  das  sog.  Vulgarrecht,  das 
die  Gedankenhöhe  des  römischen  Rechtes  einbüsste,  ohne  eine 
frische  praktische  Auffassung  zu  gebären.  Es  zeichnet  sich 
insbesondere  durch  mechanische  Herabdrückung  complicirter  Be- 
griffe aus,  die  den  Änsserlichkeiten  geopfert  wurden.  Es  wurde 
dadurch  den  Germanen  zugänglicher,  da  es  stets  leichter  ist, 
fremde  Äusserlichkeiten  anzunehmen,  als  den  Ideen,  denen  diese 
Erscheinungen  entsprangen,  zu  folgen.1) 

Dennoch  muss  man,  selbst  wenn  man  mit  Val  de  Lievre 
für  einen  Theil  des  Vulgarrechtes  germanischen  Einfluss  an- 
nehmen wollte,'2)  die  Warnung  Brunners3)  vor  der  Über- 
schätzung des  Vulgarrechtes  beherzigen.  Dieser  Warnung  trat 
neuerdings  Tamassia  in  geistreicher  Weise  entgegen,  indem 
er,  unter  Heranziehung  der  von  M  i  1 1  e  i  s  gewonnenen  Ergebnisse, 
eine  neue  Auffassung  des  Vulgarrechtes  zu  begründen  versuchte.4) 
Es  ist  richtig,  dass  das  Recht  der  oströmischen  Gebiete  unter 
griechischem  Einflüsse  stand,  der  nicht  bis  in  den  Westen  reichte; 
richtig  auch,  dass  dem  Westen  die  im  Osten  entstandenen 


')  Es  ist  schon  Th.  I.  S.  XI  bemerkt  worden,  dass  die  wichtigsten 
Berührungspunkte  anf  dem  Gebiete  des  Thatsäcblichen  liegen.  Nun  Hess 
gerade  das  Vulgarrecht  die  rein  rechtlichen  Gesichtspunkte  verkümmern  und 
die  Auffassung  der  Praxis  auf  Kosten  des  begrifflichen  Elementes  hervor- 
treten. Speziell  ist  auch  erwähnt  worden,  dass  in  der  Tbat  zwischen  manchen 
Einzelnheiten  des  Vulgarrechtes  und  des  germanischen  Rechtes  Berührungs- 
punkte bestanden;  s.  I.  235.  A.  2.  305,  307,  III.  302,  312.  A.  2  u.  4,  314. 
A.  4,  815.  A.  1,  316.  A.  1,  321.  A.  1. 

*)  Seine  (hier  S.  362.  A.  6  erwähnte)  Hypothese  ist  ansprechend,  jedoch 
nicht  beweisbar.  Ansprechend  ist  die  Annahme,  dass  die  erueute  Zeugungs- 
kraft des  römischen  Rechtes  und  die  Möglichkeit  der  Aneignung  fremder 
Institute  durch  die  Germanen,  hauptsächlich  diesem  Umstände  zuzuschreiben 
wäre,  dass  das  Vulgarrecht  germanische  Bestandteile  enthielt.  Vielleicht 
mÜBSte  man  sogar  zu  dieser  Hypothese  greifen,  wenn  mau  nicht  zur  Über- 
zeugung gelangen  würde,  dass  diese  erneute  Zeugungskraft  ganz  eigentümlicher 
Art  war  (s.  unten  IV.)  und  dass  die  Aneignung  fremder  Institute  durch  die 
Germanen  gerade  auf  Gebieten  erfolgte,  auf  denen  eine  germanistische  Be- 
einflussung des  Vulgarrechtes  kaum  annehmbar  erscheint.  Die  Hypothese 
erklärt  auch  nicht,  warum  einzelne  Völker  dem  römischen  Einflüsse  in  so 
verschiedenem  Grade  widerstanden. 

*)  S.  Forschungen  S.  607.  A.  1. 

*)  Seine  in  dem  Aufsatze  „La  Falcidia"  S.  uff.  vertretene  Hypothese 
bedeutet  das  gerade  Gegentheil  der  Auffassung  Val  de  Lievres.  Das  ger- 
manische Privatrecht  wird  auf  das  Vulgarrecht  zurückgeführt. 
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Compilationen  nicht  vollauf  entsprechen  konnten;  es  musste  sich 
vielmehr,  nachdem  die  Autorität  des  offiziellen  Reichsrechtes 
während  des  Auflösungsprocesses  nachliess,  das  Ortsrecht  in 
hohem  Grade  geltend  machen.1)  Daraus  jedoch  zu  folgern,  dass 
jeder  Parallelismus  des  Vulgarrechtes  und  des  germanischen 
Rechtes  eine  Entlehnung  der  betreffenden  germanischen  Ein- 
richtung aus  dem  Vulgarrechte  bedeute,  geht  wohl  nicht  au. 
Denn  ein  Parallelismus  kann  sich  auch  zufallig,  aus  dem  Rück- 
gänge auf  der  einen  und  dem  Fortschritte  auf  der  anderen 
Seite  ergeben,  also,  trotz  ähnlicher  Symptome,  auf  verschiedenen 
Wurzeln  beruhen.  Nur  da,  wo  eine  mit  dem  Vulgarrechte 
übereinstimmende  germanische  Rechtsauffassung  von  der  eigenen 
Entwicklnngslinie  abweicht,  namentlich  aber  eine  Neuerung  vor- 
liegt, kann  man  Entlehnung  annehmen.2)  In  andern  Fällen 
muss  man  sich  damit  begnügen,  in  der  Uebereinstimmung  mancher 
Erscheinungen  des  Vulgarrechtes  und  des  germanischen  Rechtes 
eine  Förderung  der  Entwicklung  zu  sehen,  eine  Bestärkung 
des  germanischerseits  angebahnten  Fortschrittes,  dessen  juristische 
Ausprägung,  durch  das  Vorhandensein  einer  vulgarrechtlichen 
Analogie,  erleichtert  wurde.  Man  wird  natürlich  Tamassia 
darin  zustimmen,  dass  das  römische  Recht  im  J.  476  nicht 
untergegangen  ist,  aber  auch  hinzufügen,  dass  das  germanische 
Recht  durch  das  Betreten  römischer  Gebiete  nicht  unterdrückt 
wurde,  sondern  unter  den  neuen  Verhältnissen  jene  Entwicklungs- 
aussichten fand,  die  sich  aus  dem  gegenseitigen  Kräfteverhältnisse 
beider  Elemente  ergaben.  Im  allgemeinen  führte  die  vulgar- 
rechtliche  Rückbildung  den  germanischen  Völkern  kein  gesundes 
Material  zu;  es  trug  zur  Entfremdung  des  eigenen  Rechtes  bei, 

»)  S.  Th.  I.  S.  5»f. 

J)  Deshalb  erscheinen  die  familien-  uud  erbrechtlicheu  Analogien,  die 
Tainassia  (1.  c.  10.  A.  «,  13.  A.  1.)  für  seine  Auffassung  ausnützen  möchte, 
nicht  stichhältig  und  die  grösste  Vorsicht  ist  hier  Gebot.  So  s.  B.  wissen 
wir.  dass  das  consensuelle  Moment  im  Vulgarrechte  zu  Gunsten  des  realen 
zurücktrat;  worden  wir  deswegen  behaupten  dürfen,  dass  das  germanische 
Übergewicht  des  realen  Momentes  auf  vulgarrechtlichem  Einflüsse  beruhe1? 
Gewiss  nicht.  Oder,  wenn  wir  sehen,  dass  Vermögenszuwendungen  an  den 
Kaiser  den  Zweck  hatten,  denselben  für  die  Giltigkeit  des  Testamentes  zu 
interessiren,  dürfen  wir  die  germanischen  Strafclauseln  „sociante  fisco"  damit 
in  Zusammenhang  bringen?  Das  dies  unsicher  wäre,  giebt  Tamassia 
(1.  c.  30)  selbst  zu. 
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wo  dasselbe  nicht  genügend  kräftig  war;  es  hätte  aber  zu  einem 
Aufbau  nicht  hingereicht,  wenn  die  ethischen  Ideen  des  Christen- 
tums und  der  Einfluss  der  materiellen  Reste  der  römischen 
wirtschaftlichen  Üultur  gefehlt  und  die  Eigenschaften  der  Er- 
oberer versagt  hätten. 

Nur  in  diesem  Sinne  kann  das  Vulgarrecht,  trotz  der  ihm 
noch  immer  anhaftenden  Unterschiede  zwischen  römischen  und 
germanischen  Ideen,  als  einer  der  Berührungspunkte  betrachtet 
werden,  während  die  praktisch  wichtigeren  Berührungspunkte 
in  der  allgemeinen  Verflachung  der  römischen  Cultur,  in  dem 
Rückfalle  in  die  Naturalwirtschaft,  in  dem  socialen  Rückgänge,1) 
sowie  in  der  Gemeinsamkeit  des  Christentums,  das  für  die  Über- 
brückung der  Gegensätze  thätig  war,  zu  finden  sind.  Die  Ver- 
flachung der  Cultur  ermöglichte  den  Germanen  das  Eintreten 
in  die  neuen  Lebenskreise;  der  Rückgang  der  Städte  und  der 
Kapitalwirtschaft  erleichterte  die  Anpassung  ihres  Rechtes,  das 
dem  Nomadismus  schon  entwachsen  war;  ebenso  der  sociale 
Rückgang,  der  die  abhängigen  Bevölkerungsschichten  den  Ger- 
manen näherte;  vollends  das  Christentum,  namentlich  nach  Be- 
seitigung des  Arianismus,  als  es  sich  nicht  mehr  mit  dem  katholischen 
Römertum  gegen  das  arianische  Germanentum  zu  identificiren 
brauchte  und  vom  römischen  Rechte  nur  dasjenige  vertrat,  was 
die  germanische  Entwicklung  nicht  behinderte.2) 

Ein  wichtiger  Umstand  muss  noch  vom  allgemeinen  Stand- 
punkt zur  Würdigung  der  Bedeutung  dieser  Berührungspunkte 
hervorgehoben  werden.  Die  Völker,  die  hier  mit  einander  in 
Fühlung  traten,  waren  derselben  Abstammung.  Die  Entwicklung 
des  germanischen  Rechtes  führte,  wenn  auch  in  anderem  Tempo, 
doch  theilweise  über  dieselben  Etappen,  die  seinerzeit  auch  die 
römische  Rechtsentwicklung,  allerdings  mit  vielfach  grund- 
verschiedenen Folgen,  berührt  hatte;  auf  naher  Linie  bewegte 
sich  die  Rückbildung  des  durch  provinzielle  Elemente  und  durch 
Krafteinbusse  zersetzten  römischen  Rechtes,  das  seine  begrifflich 


>)  8.  Th.  I.  S.  54. 

*)  Für  die  Beurtheilung  der  gegenseitigen  Annäherung  kommt  in  Betracht, 
da 8 s  die  Unterschiede  vielfach  auf  der  Oberfläche,  die  Übereinstimmungen 
aber  in  der  Tiefe  liegen,  weshalb  die  ersteren  häufig  überschätzt  werden 
können.  Dies  gilt  insbesondere  für  die  Annäherung  der  niederen  Schichten 
in  den  römischen  Provinzen. 
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höchsten  Positionen  nach  nnd  nach  räumen  musste.  Gewiss  ist 
die  Analogie  der  Erscheinungen,  die  Rücklauf  und  Fortschritt 
hervorbringen,  nur  eine  äussere.  Aber  es  darf  angenommen 
werden,  dass  sich  aus  der  Rassengemeinschaft,  die  für  die 
beiderseitige  Rechtsgeschichte  durchaus  nicht  irrelevant  geblieben 
war,  eine  Verstärkung  der  Berührungspunkte  ergab,  die  bei 
einem  Zusammentreffen  von  Völkern  verschiedenen  Ursprungs 
gefehlt  hätte.1) 

Handelt  es  sich  um  die  Beurtheilung  des  gegenseitigen 
Kräfteverhältnisses  beider  Elemente,  so  muss  vor  allem  bemerkt 
werden,  dass  durch  den  Fall  des  Westreiches  nicht  nur  der 
griechische  Einfluss  aufhörte,  der  für  die  Gestaltung  des  Reichs- 
rechtes so  wichtig  war,  sondern  auch  die  praktische  Unter- 
stützung des  römischen  Rechtes  durch  die  Staatsgewalt  wegfiel, 
während  gleichzeitig  die  bisher  niedergehaltenen  Ortsrechte  von 
den  gewaltigsten  Hindernissen  befreit  wurden.  Da  diese  Rechte 
nur  noch  in  den  niedersten  Schichten  fortlebten,2)  konnten  sie 
dem  Rechte  der  Eroberer  nicht  gefährlich  werden,  wohl  aber 
zur  Schwächung  des  römischen  beitragen,  indem  sie  seine  all- 
gemeine Geltung  für  die  Provinzialen  erschütterten. 

Allerdings  blieb  im  Westen,  namentlich  in  Italien  und 
Gallien  eine  grosse  Menge  römisch-rechtlichen  Materials  erhalten, 
so  dass  der  Fortbestand  des  römischen  Rechtes,  wenigstens  für 
die  Römer  selbst,  unbehindert  war.3)  Es  hat  sich  auch  dort, 
wo  es  über  innere  Kräfte  verfügte,  selbst  ohne  Anerkennung,4) 

')  Wir  dürfen  diese  Frage  hier  natürlich  nur  streifen,  am  zu  bemerken, 
dass  die  entwicklungshistorischen  Ähnlichkeiten,  die  die  altrömische  und  die 
germanische  Rechtsgeschicbte  aufweist,  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft 
sehr  wichtig  sind,  für  das  vorliegende  Problem  jedoch  keine  unmittelbare  Be- 
deutung haben;  denn  die  altrömische  Construction  war  längst  überwunden  und 
konnte  nicht  mehr  als  Vorbild  dienen,  was  eben  jene  Forscher,  die  (wie  i.  B 
Tardif)  altrömische  Institutionen  mit  germanischen  in  Verbindung  bringen 
wollten,  nicht  gehörig  berücksichtigt  haben.  Deshalb  gehen  wir  auf  Gilson's: 
Dr.  rom.  compare  aux  autres  droits  de  l'antiquite,  nicht  ein. 

2)  Es  fehlt  leider  für  den  Westen  eine  Untersuchung,  wie  die  von 
Mitteis  Über  Reichsrecht  und  Volksrecht.  Es  ist  daher  nicht  bekannt, 
über  welche  Kraft  die  aus  vorrömischer  Zeit  herrührenden  Volksrechte  in 
Gallien  und  Spanien  noch  verfügten. 

*)  Namentlich  wo  es  den  Römern  nicht  an  Organen  fehlte,  wie  im  ost- 
gothischen,  westgotbischen  und  burgundiscben  Reiche. 

4)  So  in  Italien  vor  Liutprand ;  s.  II.  61  ff. 


Digitized  by  Go 


HH7 


erhalten,  am  später,  als  das  germanische  Recht  unzureichend 
wurde,1)  zu  erneuter  Geltung  zu  gelangen.  Im  allgemeinen 
jedoch  hatte  es  eben  nicht  die  entsprechende  innere  Kraft.2) 
Die  römische  Regierung  hat  jedwede  Selbständigkeit  gestört 
und  der  Bevölkerung  die  Fähigkeit  benommen,  nach  dem  Falle 
des  Reiches  für  die  alten  Einrichtungen  und  das  alte  Recht 
thätig  zu  werden.3)  Die  die  Rückbildung  bewirkenden  Kräfte 
wurden  nicht  mehr  eingedämmt,  die  Zwangsorganisationen  ver- 
loren ihren  Halt  und  frei  wurde  die  Bahn  für  den  Individualismus, 
der  in  dieser  Entfesselung  nur  ungünstig  wirken  konnte.  So 
erklärt  es  sich,  dass  die  materielle  Cultur  weitaus  actueller  blieb 
als  das  Recht;  die  erstere  war  auf  den  directen  Zusammenhang 
mit  dem  Staate  weniger  angewiesen,  während  das  Recht  einer  sehr 
bedeutenden  inneren  Kraft  bedurft  hätte,  um  ohne  staatlichen 
Arm  voll  wirken  zu  können,  einer  Kraft,  die  ihm  durch  den 
Zerstörungsprocess  benommen  war.  So  konnte  erst  der  spätere 
wissenschaftliche  Aufschwung  dem  römischen  Rechte  neue  Kraft 
leihen  und  zu  neuen  Erfolgen  verhelfen,  die  es,  so  lange  es  an 
eine  geschwächte  Kation  gekettet  blieb,  nicht  zu  finden  vermochte. 

Daneben  kommt  namentlich  der  Verfall  der  Städte  in  Betracht. 
Die  Fesseln  der  Zwangsorganisationen  wurden  leicht  und  gerne 
gesprengt;  es  hätte  einer  förmlichen  Erneuerung  derselben  bedurft, 
um  die  römische  Stadtverfassung  ungeschwächt  aufrecht  zu  er- 
halten ;4)  die  Bevölkerung  hatte  darnach  keine  Sehnsucht.  Damit  fiel 
aber  ein  wichtiges  Bollwerk  des  römischen  Rechtes,  das  gerade 
in  dem  städtischen  Verkehrsleben  einen  grossen  Aufschwung 
erlangt  hatte.  Die  Landbevölkerung  war  nicht  in  der  Lage, 
das  römische  Recht  auf  die  Dauer  zu  vertreten,  die  Optimaten 
aber  mussten  sich  den  neuen  Verhältnissen  anpassen,  wenn  sie 


0  S.  IL  85. 

a)  8.  II.  31  ff.,  83  f.,  323  ff.  III.  5,  90  f.,  97. 

*)  Die  geringe  Anpassungsfähigkeit  der  Rötner  wurde  (I.  48.)  erwähnt. 

«)  Man  mnss  natürlich  die  früher  (I.  31.)  hervorgehobene  Tradition 
der  römischen  Stadtverfassung  von  den  stadtrechtlichen  Einrichtungen 
unterscheiden.  Die  Tradition  blieb  sehr  wichtig  und  bat  z.  B.  bei  den  West- 
gothen die  Stadt  zum  Centrum  des  Römertums  gemacht  (s.  I.  173.),  im 
langobardischen  Reiche  die  militärische  Bedeutung  der  Städte  gewahrt 
(s.  II.  12.)  u.  s.  w.  Dennoch  ist  diese  allgemeine  Bedeutung  nicht  identisch 
mit  der  Übernahme  römischer  Stadt  Verfassung;  s.  II.  36  ff.,  40,  289. 
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Verfolgungen  vermeiden  und  in  diesen  Staaten  Fuss  fassen 
wollten.  Die  Beherrschten  streben  allerwärts  eine  Besserung 
ihrer  Lage  an ;  sind  sie  ausser  Stande,  die  Sieger  zu  beseitigen, 
so  trachten  sie  ihnen  rechtlich  gleich  zu  werden,  namentlich, 
wenn  die  Erhaltung  des  eigenen  Rechtes  keine  besonderen 
praktischen  Vortheile  verheisst.  An  dem  Beispiele  der  west- 
gothischen  Entwicklung  kann  man  sehen,  dass  schliesslich  die 
den  Romern  eingeräumte  Wahrung  ihres  Rechtes  der  Angleichun? 
wich  und  auch  in  den  andern  Staaten,  denen  eine  längere  Dauer 
beschieden  war,  blieb  das  Recht  der  Romer  hauptsächlich  im 
Familien-  und  Erbrechte  erhalten.  Für  die  Mischfalle  war  es 
ja  im  Vorhinein  sehr  eingeschränkt,  so  dass  sein  praktisches 
Anwendungsgebiet,  von  Beginn  an,  im  Vergleiche  mit  dem  An- 
wendungsgebiete des  germanischen  Rechtes  enger  war.1) 

Die  einzige  Organisation,  die  die  Kraft  hatte,  auch  ohne 
den  Arm  des  römischen  Staates  zu  bestehen,  war  die  Kirche. 
Den  Schutz  des  Römertums  hatte  sie  sich  jedoch  nur  in  den 
arianischen  Staaten  zur  Pflicht  gemacht,  also  in  jenen,  in  denen 
das  Römertum  an  und  für  sich  entweder  des  Schutzes  nicht  be- 
durfte, weil  ihm  seine  eigene  Organisation  zugebilligt  wurde, 
oder  so  ungünstig  gestellt  war,  dass  ihm  gegen  die  Ignorirung, 
beziehungsweise  Verfolgung  durch  den  Staat  die  Kirche  wenig 
helfen  konnte;  sie  vermochte  da  nur  das  schwere  Schicksal  der 
Römer  redlich  zu  theilen  und  mit  ihnen  zusammen  eine  dem 
Staate  feindliche,  moralische,  Macht  zu  bilden.  Wo  jedoch  der 
Arianismus  fehlte,  oder  später  wegfiel,  umfasste  die  Kirche  beide 
Nationen,  übte  auch  auf  das  germanische  Recht  einen  bedeutenden 
Einfluss  aus,  jedoch  nicht  allgemein  in  römischem  Sinne.2)  Sie 
trug  zur  Erhaltung  der  römischen  Ouitur,  aber  weniger  zur  Er- 
haltung des  römischen  Rechtes  5)  bei  und  liess  sogar  in  ihr  eigenes 
Recht  germanische  Ideen  eindringen.4) 

Zu  diesen  für  den  Lebenskampf  des  römischen  Rechtes 
ungünstigen  Momenten  kam  hinzu,  dass  die  Germanen  über  manche 
Eigenschaften  verfügten,  die  die  Ausnützung  der  Schwächen  des 

')  S.  I.  77,  130,  183,  267,  II.  68,  321  f. 

2)  S.  II.  302,  313  f. 

*)  S.  II.  47  ff.,  122  f.,  191,  313,  III.  ßS,  56 f..  270,  272.  A.  3,  273,  273. 

A.  fi.  274,  274.  A.  3,  2»fl.  313. 

*)  8.  II.  49.  311. 
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Gegners  ermöglichten.  Den  Römern  hatte  die  Omnipotenz  des 
Staates  die  Fähigkeit  zu  selbständiger  Initiative  benommen, 
während  die  Entfaltungsfähigkeit  der  Germanen  nicht  beengt 
war.  Sie  verfügten  über  einen  Individualismus,  der  zwar  ihren 
eigenen  Staatsbau  erschwerte,  aber  die  Reste  des  römischen 
staatlichen  Gefüges  desto  mehr  gefährdete  und  insoweit  er  dazu 
beitrug,  die  der  römischen  Bevölkerung  lästig  gewordenen  Fesseln 
zu  beseitigen,  keinen  Widerstand  zu  furchten  hatte.  Man  kann 
es  vom  Standpunkt  der  Yerfassungsentwicklung  dieser  Staaten 
bedauern,  dass  die  germanischen  Herrscher  die  Reste  des  römischen 
Staatsgeföhls  nicht  ausnützten;  die  römische  Bevölkerung  trug 
es  ihnen  nicht  nach.  Der  durch  den  städtischen  Capitalismus 
unterdrückten  Landbevölkerung  brachte  die  germanische  Natural- 
wirtschaft wesentliche  Linderung,  namentlich  als  nach  Beilegung 
der,  vielfach  mit  der  Eroberung  verbundenen  Nachtheile,  das 
Aufhören  des  Steuerdruckes  dauernde  Erleichterung  bot.  Diese 
Umstände  mussten  daher,  im  Vereine  mit  den  vorher  erwähnten, 
das  gegenseitige  Kräfteverhältnis  zu  Gunsten  des  germanischen 
Elementes  verschieben. 

Selbstverständlich  gestaltete  sich  die  Wirkung  dieser  Um- 
stände je  nach  dem  Zahlenverhältnisse  verschieden.1)  Wo  die 
Germanen,  wie  z.  B.  die  Franken,  Alamannen,  oder  Bajuwaren, 
in  der  Mehrzahl  waren,  führten  die  vorerwähnten  Umstände  zur 
vollen  Niederlage  des  Römertums.  Gelang  es  den  Germanen, 
selbst  wenn  sie,  absolut  gerechnet,  die  Minorität  bildeten,  dennoch 
in  den  wichtigsten  Berufen,  in  Kriegertum  und  Grundbesitz,  das 
Ubergewicht  zu  erlangen  und  zu  bewahren,  dann  war  ebenfalls 
das  Resultat  ein  günstiges.2)  Gelang  dies  aber  auf  die  Dauer 
nicht»  oder  war  dem  betreffenden  Processe  zu  kurze  Zeit  be- 
schieden, um  die  Wirkung  des  Zahlenverhältnisses  abzuschwächen, 
dann  kam  es  zu  einem  ungünstigen  Resultate,  zu  einer  Rassen- 
mischung, der  die  Cultur-  und  Rechtsmischung  folgte,  wobei 
natürlich  die  tiberzahl  schliesslich  entschied.5) 

')  8.  jetzt  L.  Schmidt  in  Q.  u.  Forsch,  z  alten  Gesch.  Heft  7.  S.  46 f. 
*)  So  im  langohardiscben  Reich. 

3)  Dies  gilt  für  die  kurzlebigen  Staaten  der  Vandalen  und  Ostgothen  ; 
in  geringerem  Grade  für  Westgotheu  uud  Burgunder,  sowie  für  das  spätere 
Italien. 

v.  Halban,  Köm.  Kecht  in  den  genu.  Volksstaaten.   III.  24 
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Im  allgemeinen  ist  jedoch  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis 
in  den  neuen  Staaten  ein  für  die  Germanen  günstigeres  als  in 
der  der  Staatengründung  vorangegangenen  Zeit.1)  Denn  es  hat 
sich  seit  jener  Zeit  die  Lage  insofern  geändert,  als  nunmehr  die 
Resistenzkraft  nicht  nur  in  den  Sippen,2)  sacralen  Verbanden, 
oder  in  vorübergehenden  Verbindungsformen,*)  die  zahlreichen 
Erschütterungen  ausgesetzt  waren,  wurzelte,  sondern  in  grösseren 
und  kräftigeren  Gebilden.4)  Man  darf  die  Folgen  der  früheren 
Lage  nicht  unterschätzen.  Vor  und  während  der  Wanderungen 
hat  römischer  Einfluss  die  Germanen  förmlich  umgeben;  er  bat 
bis  in  das  Innere  Germaniens  gereicht.5)  Aber  die  Völker,  die 
trotzdem  nicht  romanisirt  und  durch  den  römischen  Staat  nicht 
aufgesogen  worden  sind,  sondern  diese  Zeit  überdauerten,  haben 
unter  diesem  Einflüsse  und  in  diesen  Gefahren  stählende  Fort- 
schritte gemacht,  die  es  ihnen  ermöglichten,  in  der  nunmehr 
veränderten  Situation,  weitere  Erfolge  zu  erreichen,  in  die 
Lebensverhältnisse  der  Provinzen  einzutreten  und  sich  ohne 
Vernichtung  ihrer  Eigenart  zu  entwickeln,  insofern  dies  nicht 
durch  neue  Schwierigkeiten  eingeschränkt  wurde.  Nur  jene 
Gruppen,  die  in  der,  der  Staatengründung  vorangegangenen 
Zeit  durch  die  Übermacht  der  römischen  Herrschaft,  oder  des 
römischen  Einflusses,  geradezu  entwurzelt  wurden,  konnten  auch 
später  ihr  Kräfteverhältnis  nicht  mehr  ausgleichen,  namentlich, 
wenn  sich  zu  dem  ungünstigen  Ergebnisse  der  Vorgeschichte 
noch  neue  Schwierigkeiten  hinzugesellten.6)   Für  das  Kräfte- 

»)  S.  über  dasselbe  Tb.  I.  2-7. 
*)  S.  Th.  I.  6. 
s)  S.  Tb.  I.  7. 

*)  Wenn  auch  die  letzteren  oft  aas  heterogenen  Elementen  hervor- 
gegangen sind,  so  haben  sich  doch  diese  ursprünglich  verschiedenen  Bestand- 
theile  durch  gemeinsame  Schicksale  einander  angepasst  (s.  Th.  I.  10.),  gegen- 
seitig gekräftigt  und  ein  Homogenitätsgefühl  entwickelt,  aus  dem  eine  mehr 
oder  weniger  unbewusate  Abneigung  gegen  fremde  Sitten,  also  auch  ein 
Selbständigkeitsgefühl  und  ein  Beharrungsvermögen  entsprosseu  (s.  Th.  I.  12.); 
dieses  Empfinden  war  wohl  nicht  stark  genug,  um  den  neuen  Staaten  einheit- 
liches nationales  Gepräge  zu  verleiben  (s.  Th.  I.  43.),  aber  doch  für  die 
Reeistenzkraft  wichtig. 

*)  S.  Th.  I.  13—46. 

ti)  Für  die  Staatengrüudungen  kommen  solche  Völker  nur  mittelbar  in 
Betracht,  insoferne  sie  den  neuen  Staaten,  denen  sie  einverleibt  wurden, 
schwache  Kräfte  mitbrachten. 
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Verhältnis  der  staatengründenden  Völker  zum  Römertum  der 
Provinzen  war  wohl  die  günstige  oder  ungünstige  Vorgeschichte, 
die  ein  stärkeres  oder  schwächeres  Ausreiten  der  eigenen 
Organisation  bewirkte,1)  wichtig:  hiefür  fiel  der  frühere  römische 
Einfluss  mit  in  die  Wagschale;  maassgebende  Bedeutung  hatte 
er  jedoch  nur  dann,  wenn  er  in  dem  neuen  Staate  durch  ein 
kräftiges  Römertum  fortgesetzt  wurde;  war  dies  nicht  der  Fall, 
dann  verblassten  die  Folgen  der  früheren  Berührung  mit  dem 
Römertum;  eventuell  bildete  sogar  die  durch  dieselbe  bewirkte 
Steigerung  der  Anpassungsfähigkeit  ein  günstiges  Moment.2) 

Gemäss  den  Ergebnissen  der  Vorgeschichte,  den  die  Staateu- 
gründungen  begleitenden  Umständen,  sowie  der  Individualität 
der  verschiedenen  Völker,  gestaltete  sich  das  gegenseitige  Kräfte- 
verhältnis beider  Elemente  und  der  Grad  der  gegenseitigen  Be- 
einflussung verschiedenartig,  was  an  den  einzelnen  Staaten  be- 
obachtet wurde.  Vandalen  und  Ostgothen  sind  dem  ungünstigen 
Kräfteverhältnisse  erlegen;  Westgothen  und  Burgunder  haben 
ein  Mischrecht  hervorgebracht,  in  dem  jedoch  das  germanische 
Element  bedeutend  blieb  und  das  römische  überlebte;  Langobarden 
und  Franken  haben,  unter  grosser  Anspannung  eigener  Kräfte, 
ihre  Rechte  geschaffen,  in  denen  das  germanische  Element  ein 
entschiedenes  Übergewicht  bewahrte,  das  römische  aber  —  theil- 
weise  durch  westgothische  Vermittlung  eingedrungen  —  nur 
jene  Rolle  spielte,  die  wir  eingehend  besprochen  haben;  die 
ostrheinischen  Völker  endlich,  konnten  ihr  Recht  noch  freier 
entwickeln,  da  die  Activität  des  römischen  Elementes  selbst  im 
alamannischen  und  bajuwarischen  Gebiete,  wo  reiche  Spuren 
römischer  Cultur  vorhanden  waren,  immer  geringer  wurde  und 
für  die  weiteren  Völker  überhaupt  nicht  mehr  direct  in  Betracht 
kam.  Aber  selbst  in  Gebieten,  in  denen  anfangs  der  Romanismus 
den  ersten  germanischen  Ankömmlingen  gegenüber  siegreich 


J)  Daher  ist  auf  die  Gefährdung  der  alten  Volksverfassungselemente 
grosses  Gewicht  zu  legen;  s.  I.  79,  97,  126.  154,  194,  207,  242,  «68,  278. 
II.  213ff.  III.  103.  105,  108.  175,  177.  253,  306.  A.  4;  ebenso  auf  das 
raschere  oder  langsamere  Eintreten  in  neue  Verhältnisse  (s.  II.  29,  240.), 
den  Zeitpunkt  der  Rechtsaufzeichnung  (s.  IIL  8 IT.,  20,  36.)  u.  s.  w. 

*)  Diese  Umstände  sind  für  die  einzelnen  Staaten  entsprechend  hervor- 
gehoben worden;  S.  I.  60,  94,  151,  193,  238.  270.  II.  lf.,  I4f.,  29,  91  f.,  123, 
213,  218,  221.  240,  243.  III.  1  ff.,  98  ff. 

24. 
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blieb,  bat  er  doch  später  zurückweichen  müssen,  wenn  auch 
nicht  immer  auf  die  Dauer.  So  folgten  den  Ostgothen  die 
Langobarden,  den  Vandalen  die  Mauren,  den  Burgundern  und 
Westgothen  in  Gallien  die  Franken,  stets  zum  Nachtheile  des 
römischen  Elementes,  das  auch  der  spanischen  Araberherrschaft 
in  höherem  Grade  erlag,  als  das  germanische.  Die  spätere  Be- 
lebung des  römischen  Elementes  in  Italien  und  SQdfrankreich 
war  durch  Umstände  hervorgerufen,  die  nicht  mehr  in  den 
Kreis  der  Betrachtung  des  hier  besprochenen  Processes  gehören.1) 
Natürlich  ist  es  unmöglich,  eine  unbedingte  Formel  für  die 
Gründe  des  Kräfteverhältnisses  und  für  das  Kräfteverhältnis 
selbst  aufzustellen.  Denn  keine  Kraft  bethätigt  sich  an  und 
für  sich,  sondern  je  nach  dem  Objecte;  kein  Object  aber  ist  zu 
schwach,  um  der  einwirkenden  Kraft  nicht  auch  etwas  von 
seinen  Wesenseigenschaften  mitzutheilen,  selbst  wenn  diese  Kraft 
siegt;  umgekehrt  bleiben  sogar  an  dem  widerstandsfähigsten 
Objecte  Spuren  der  überwundenen  Kraft  haften,  selbst  wenn  es 
gelungen  ist,  diese  Kraft  thatsächlich  und  vollständig  zurück- 
zuweisen. Es  giebt  in  dieser  Hinsicht  weder  einen  Sieg,  noch 
eine  Niederlage,  an  denen  nicht  geistige  Spuren  des  Gegners 
wahrnehmbar  wären;  je  kräftiger  die  Individualität,  desto  merk- 
licher diese  Spuren;  je  complicirter  die  Voraussetzungen  dieses 
Processes,  desto  mannigfaltiger  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis 
auf  einzelnen  Gebieten.  Daher  sind  die  hier  waltenden  Gesetze 
wegen  der  unbestimmbaren  Imponderabilien,  für  die  uns  das 
Maass  des  Naturforschers  fehlt,  nicht  in  feste  Formeln  zu  bannen.  — 

m. 

Trotz  dieses  Kräfteverhältnisses,  das  sich  je  später  desto 
ungünstiger  für  das  Römertum  gestaltete,  sind  jene  neuen 
Eindrücke  nicht  zu  unterschätzen,  denen  die  germanischen 
Völker,  je  nach  ihrer  Vorgeschichte,  unter  verschiedenen  Um- 
ständen» ausgesetzt  waren,  die  daher  auf  die  eigenen  Keime 
verschiedenartig  einwirkten.  Für  die  Intensität  dieser  Eindrücke 
war,  wie  für  alle  Ergebnisse  der  Vorgeschichte,  der  Umstand 
bestimmend,  ob  sich  dieselben  in  den  neuen  Staaten  fortsetzten 


»)  9.  Th.  II.  «6  f.,  344  ff. 
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und .  welche  Bedeutung  sie,  angesichts  des  gegenseitigen  Kräfte- 
verhältnisses und  der  individuellen  Veranlagung  der  betreffenden 
Völker,  im  einzelnen  Falle  erlangen  konnten. 

Abgesehen  von  allgemein  culturellen  Eindrücken,1)  begegneten 
die  Germanen  bei  den  Römern  einer  ihnen  unbekannten  staat- 
lichen Organisation.  Der  unter  geringen  Berufs-,  Vermögens- 
und Bildungsunterschieden  erträgliche  politische  Individualismus 
Hess  eine  nachhaltige  Einwirkung  staatlicher  Eindrücke  nicht 
zu:  aber  diese  staatliche  Organisation  bildete  gleichzeitig  den 
Kuppelbau  socialer  nnd  wirtschaftlicher  Differenzirung,  der  sich 
die  Germanen  nieht  mehr  entziehen  konnten,  nachdem  durch 
neue  Bedürfnisse  und  andere  Umstände  die  Bahn  für  die  Ent- 
faltung der  nirgends  fehlenden  üngleichheitskeime  geebnet  worden 
war.  Mag  diese  Bewegung  zunächst  nur  kleine  Kreise  ergriffen 
haben:  sie  genügte,  um  die  alte  Homogenität  zu  durchbrechen, 
neue  Interessen  zu  schauen  und  die  betreffenden  Kreise  abzu- 
sondern, sowie  das  Bedürfnis  nach  dem  Schutze  neuer  Rechts- 
güter und  neuer  wirtschaftlicher  Interessen  zu  wecken.  Hat 
also  auch  nicht  die  römische  staatliche  Organisation  direct  ge- 
wirkt, so  konnten  sich  doch  die  Germanen  dem  Eindrucke  der 
unter  römischer  Verfassung  bestehenden  socialen  und  wirtschaft- 
lichen Differenzirung  nicht  verschliessen,  wodurch  die  Störung 
ihrer  alten  Verfassungszustände,  freilich  ohne  blinde  Nachahmung 
der  fremden,  gefordert  wurde. 

Die  Berührung  germanischer  Höfe  und  der  am  Hofe  weilenden 
Leute  mit  dem  römischen  Stadtleben  brachte  ebenfalls  neue  Ein- 
drücke. In  den  Städten,  die  die  Germanen  freilich  auch  früher, 
auf  Kriegszügen  oder  in  römischem  Dienste,  betraten,  jedoch 
ohne  in  ihnen  heimisch  zu  werden,  lernten  sie  nunmehr  die  reiche 
Berufsgliederung  kennen,  die  ihnen  fremd  war.  Wohl  kannten 
sie  römische  Erzeugnisse,  die  ihnen  der  Handel  seit  langer  Zeit 
zuführte;  aber  der  Güteraustausch  im  grossen  Styl,  die  umfang- 
reiche Production,  namentlich  die  wirtschaftliche  Wechselwirkung 
zwischen  Stadt  und  flachem  Lande,  waren  ihnen  neu;  neu  auch 
ihre  eigene  Betheiligung  an  diesem  Güterumsatze.  Das  Leben 
in  den  Städten  und  an  den  Königshöfen  grosser  Staaten  hat, 


>)  S.  Tl».  I.  16 ff.,  49 ff;  vgl.  Fr.  Seiler:  D.  Entwickl.  d.  deutschen 
Kultur  im  Spiegel  des  deutschen  Lehnwortes. 
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noch  mehr  als  das  Gefolgschaftswesen,  zum  Ausscheiden  aus 
den  alten  Verbänden,  zur  Durchbrechung  derselben,  sowie  zu 
neuen  Gruppirungen  beigetragen.  Ebenso  die  grosse  Entwicklung 
des  Immobiliareigentums  und  die  damit  zusammenbände  Steigerung 
der  Bodenausnfitzung,  wofür  römische  Beispiele  vorlagen.  Des- 
gleichen bot  das  römische  Verkehrsrecht  eine  Reihe  neuer 
Operationen,  die  auf  das  germanische  Mobiliarrecht  Einfluss 
üben  mussten. 

Zu  diesen  wirtschaftlich-socialen  und  für  das  Recht  wichtigem 
Eindrücken,  trat  die  rasche  Christianisirung  hinzu.  Durch  die- 
selbe wurde  das  sacrale  Entwicklungsstadium  abgekürzt  Wohl 
sind,  an  Stelle  alter  religiöser  Ideen  und  Bräuche,  neue,  christliche, 
in  das  Rechtsleben  eingedrungen.  Doch  ist  dies  mit  dem  früheren 
Zustande  nicht  zu  vergleichen.  Im  sacralen  Stadium  löste  sich 
das  Recht  aus  der  Religion  heraus,  während  nunmehr  eine  An- 
gliederuug  fremder  religiöser  Ideen  an  das  schon  bestehende 
Recht  erfolgte.  Die  Religion  aber,  die  diese  Ideen  dem  Rechte 
brachte,  war  keine  nationale,  sondern  eine  universelle:  durch  das 
Eindringen  dieser  Ideen  mussten  die  Germanen  den  Eindruck 
gewinnen,  dass  Rechtssätze  Eingang  finden  können,  ohne  in  der 
Volkstradition  gewurzelt  zu  haben.  Diesen  Eindruck  konnte 
ihnen  das  lebendige  kirchliche  Recht  weit  besser  vermitteln  als 
das  zersetzte  römische,  in  dem  die  Autorität  des  Gesetzes  so 
bedenklich  gelitten  hatte. 

Damit  ist  aber  die  Reihe  der  neuen  Eindrücke  nicht  er- 
schöpft. Man  muss  in  diesem  Zusammenhange  auch  der  neuen 
Sprache  gedenken.  Sie  war  den  Germanen  zum  Theile  schou 
früher  bekannt;1)  doch  galt  es  jetzt,  sich  dieser  Sprache  nicht 
nur  im  äusseren  Verkehre,  sondern  auch  im  eigenen  Rechtsleben 
zu  bedienen.  Stets  hat  die  Annahme  einer  fremden  Sprache  dem 
Geiste  eine  neue  Richtung  gegeben,  namentlich,  wenn  die  fremde 
Sprache  für  bestimmte  Thätigkeiten  zu  benützen  war.  Denn 
jede  Übersetzung  eigener  Gedanken  ist  mit  einer  Alterirung  der- 
selben verbunden,  mag  man  die  Grenzen  der  Übersetzungskunst 
noch  so  weit  stecken.  Im  vorliegenden  Falle  muss  man,  wie 
immer  auch  das  ürtheil  über  das  Verhältnis  sprachlicher  und 


')  Über  die  Bedeutuug  der  lateiuischen  Sprache  in  früherer  Zeit 
8.  I.  50  f. 
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rechtlicher  Entwicklung  lauten  sollte,1)  der  Gleichzeitigkeit 
wichtiger  allgemeiner  Veränderungen  und  der  Aufnahme  der 
fremden  Sprache,  grosse  Bedeutung  beilegen,  desto  mehr  als 
diese  Sprache  demselben  Volke  angehörte,  von  dem  die  vor- 
erwähnten wichtigen  Eindrücke  herrührten.2) 

Schliesslich  kommt  die  ethnische  Verschiedenheit  der 
Herrschenden  und  der  Beherrschten  in  Betracht,  ein  Umstand, 
der  überall  eines  der  bedeutendsten  Momente  der  Staaten- 
entwicklung gebildet  hat.  An  und  für  sich  war  dies  den 
Germanen  nicht  neu;  sie  haben  auch  früher  fremde  Völker  unter- 
worfen und  waren  selbst  in  Abhängigkeit  gewesen.  Aber  niemals 
kamen  sie  vorher  in  die  Lage,  eine  ihnen  culturell  so  überlegene 
Nation  zu  beherrschen,  eine  Nation,  der  sie  sich  während  langer 
Zeit  gefugt  hatten;  dieses  Verhältnis  war  also  ein  neues.  Im 
Verkehre  mit  den  höher  stehenden  Untertbanen  musste  die  alte 
Auffassnng  von  der  Alleinberechtigung  des  eigenen  Rechtes  doch 
erschüttert  werden,  wenn  auch  dem  Nationalgefühle  daraus  nicht 
nur  kein  Schaden,  sondern  im  Gegentheile  Förderung s)  erwuchs.  — 

Dennoch  haben  diese  Eindrücke  weder  voll,  noch  in  rein 
römischem  Sinne  gewirkt.  Den  Cult  des  Staates  haben  die 
Germanen  nicht  übernommen;  selbst  da,  wo  der  Eindruck  der 
römischen  Organisation  sehr  stark  war,  hafteten  der  noch  so 
gesteigerten  staatlichen  Gewalt  Eigenschaften  an,  die  ihr  den 
abstracten  Charakter  des  römischen  Imperiums  benahmen.  Des- 
gleichen hat  die  erwähnte  Störung  der  Homogenität  und  der 
Fortschritt  social- wirtschaftlicher  Differenzirung,  keine  Nach- 
ahmung römischer  Zustände  hervorgerufen;  die  betreffende 
germanische  Entwicklung  ist,  ebenso  wie  die  des  Immobiliar- 
rechtes  und  wie  die  Bereicherung  des  Verkehrsrechtes,  theil- 
weise  hinter  der  römischen  zurückgeblieben,  theilweise  auf  neue 


M  Wir  köunen  hier  natürlich  auf  dieses  Verhältnis  nicht  eingehen. 

a)  Betrachten  wir  diese  Eindrücke  als  ideelle  Stoffe,  so  ist  die  Sprache 
deren  Werkzeug;  es  tritt  also  zu  der  Stoffaufuahme  uoch  die  Übernahme 
des  Werkzeugs  hinzu. 

3)  Es  ist  dies  eine  merkwürdige,  aber  eigentlich  leicht  erklärliche 
Gedankenverkettung.  Die  Erweiterung  des  Gesichtskreises,  die  Erkenntnis 
der  nationalen  Unterschiede,  trägt  zu  nationaler  Selbsterkenntnis  bei; 
natürlich  wenn  diese  Erkenntnis  nicht  durch  ungünstiges  Zahlenverhältnis 
und  durch  weitgehende  Rassenmischung  unterdrückt  wird. 
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Bahnen  gerathen.  Auch  der  kirchliche  Einfluss  ist  durch  das 
Eindringen  germanischer  Elemente  in  die  Kirche  abgeschwächt 
worden:  es  ist  der  Kirche  nicht  gelungen,  ihren  ganzen  Ideen- 
reichtum zur  Annahme  zu  bringen,  nicht  einmal  die  Familien- 
gewalt, für  die  die  Grundlage  des  altreligiösen  Bandes  wegfiel, 
zu  Gunsten  des  Individuums  und  der  Staatsgewalt,  ganz  zu 
überwinden. 

Denn  allen  diesen  neuen  Eindrücken  stellten  sich  —  natürlich 
mit  einem  je  nach  Vorgeschichte  und  späterem  Kräfteverhältnis 
verschiedenen  Beharrungsvermögen  —  die  alten  Keime  und 
Resultate  der  frühereu  Entwicklung  entgegen.  So  der  genossen- 
schaftliche Gedanke,  der  immer  neue  Ausdrucksformen  fand, 
indem  er  sowohl  bei  der  Gestaltung  der  Staatsordnung  mitwirkte, 
als  auch  die  Folgen  der  social-wirtschaftlichen  Wandlungen  ab- 
zuschwächen half.  Durch  die  Vermittlung  dieses  Gedankens, 
der  eine  Anknüpfung  der  Neuerungen  an  alte  Traditionen  er- 
möglichte, ist  der  Boden  für  manches  geebnet  worden,  was 
entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  unter  gefährlichen  Krisen 
hätte  verwirklicht  werden  können.  Mag  auch  der  genossen- 
schaftliche Gedanke  die  Entfaltung  der  Staatsgewalt  gebindert 
und  zersetzende  Momente  gefördert  haben,  so  hat  er  doch  gleich- 
zeitig die  gebotene  neue  Gruppirung  ermöglicht,  ohne  welche 
die  Staatsgewalt  entweder  in  einen,  den  Germanen  unzu- 
kömmlichen,  Despotismus  ausgeartet,  oder  überhaupt  nicht  ent- 
wicklungsfähig gewesen  wäre.  In  ähnlicher  Weise  hat  sich  der 
Reciprocitätsgedanke,  der  Zusammenhang  zwischen  Recht  and 
Pflicht,  zwischen  Herrschaft  und  Schutz,  bewährt.  Er  Hess 
keine  abstracte  Herrschaft  aufkommen,  aber  er  ermöglichte  die 
Steigerung  des  Herrschaftsbegriffes,  unter  Einschränkung  desselben 
durch  die  Bildung  von  Pflichtkreisen.  Dem  auch  in  den  neuen  Ver- 
hältnissen fortgesetzten  Übergewichte  des  kriegerischen  und 
landwirtschaftlichen  Berufes,  gegen  welches  die  im  Rückgange 
befindlichen  städtischen  Elemente  nicht  erfolgreich  aufkommen 
konnten,  ist  es  zuzuschreiben,  dass,  trotz  des  auf  einzelnen  Ge- 
bieten durchdringenden  Einflusses  der  städtischen  Lebens-  and 
Rechtsverhältnisse,1)  dennoch  die  alten  Ansätze  für  die  sociale 
Schichtung  bestimmend  blieben  und  dass  namentlich  die  land- 


l)  oben  367.  A.  i. 
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wirtschaftlichen  Interessen,  denen  das  Immobiliareigentum  ver- 
stärkte Bedeutung  lieh,  dem  Rechte  charakteristische  Merkmale 
aufprägten.  Beigetragen  hat  dazu  der  Umstand,  dass  gerade 
in  jenen  Reichen,  in  denen  die  Stadtverfassung  und  die  römische 
Gesellschaftsordnung  grössere  Lebenskraft  hatten,  das  Römertum 
abseits  stand,  einen  eigenen  Körper  bildete,1)  so  dass  das  unmittel- 
bare Einwirken  auf  das  separat  organisirte  Germanentum  theil- 
weise  abgeschwächt  war. 

Neben  den  alten  Keimen  kommen,  wie  erwähnt,  die  Resultate 
der  früheren  Entwicklung  in  Betracht.  Denn  schon  in  ger- 
manischer, noch  mehr  in  der  Wanderungszeit,  sind  Änderungen 
eingetreten,  die  wohl  der  Einheit  des  alten  Rechtes  abträglich 
waren,  eventuell  durch  Störung  der  Einheitlichkeit  die  Resistenz- 
kraft des  alten  Rechtes  minderten,  dafür  aber  die  neue  Aus- 
gestaltung anbahnten.  So  ist  die  Gleichheit  der  Freien  zweifellos, 
schon  vor  der  Staatengründung  auf  römischem  Gebiete,  erschüttert  2) 
worden  und  das  Beispiel  der  römischen  social- wirtschaftlichen 
Üitferenzirung  konnte  daran  anknüpfen;  aber  die  alte  Einheitlich- 
keit war  nicht  nur  negativ  erschüttert,  sondern  auch  schon 
durch  eine,  allerdings  uoch  nicht  präcisirte,  Anbahnung  neuer 
Schichtung  ersetzt;  das  Beispiel  der  römischen  social- wirtschaft- 
lichen Difterenzirung  begegnete  also  schon  eigenen  Ansätzeu, 
die  unter  dem  Eindrucke  der  neuen  Verhältnisse  eine  genauere 
Ausprägung  finden  konnten,  ohne  Nachahmung  des  römischen 
Vorbildes.  Je  nach  Lage  der  Verhältnisse  gestalteten  sich  die 
juristischen  Merkmale  einzelner  Stände  verschieden,  indem  sie 
sich  bei  Westgothen  und  Burgundern,  mehr  als  bei  Langobarden 
oder  Franken,  an  das  römische  Beispiel  anlehnten;  ganz  römisch 
wurden  sie  nicht.1) 


')  Sei  es,  weil  ihm,  wie  bei  Gothen  und  Burgundern,  eiue  besondere 
Organisation  eingeräumt  wurde,  «ei  es,  weil  der  germanische  Staat  (so  die 
Langobarden)  das  Römertum  zeitweise  ignorirte  uud  vom  Staatsleben  fern- 
hielt. Oerade  in  diesen  Reichen  aber  war  das  Römertum  kräftiger  als 
anderwärts. 

a)  s.  1.  13-2.  A.  1.  207.  A.  3.  II.  140.  A.  2.  III.  149.  A.  1. 

3)  Aus  dem,  was  I.  207  f.,  280  f.,  angeführt  wurde,  ist  zu  entnehmen, 
dass  die  Ständeunterschiede  selbst  bei  Westgothen  und  Burgundern  nicht 
ganx  römisch  ausfielen.  Die  juristische  Präcisirung  passte  sich  allerdings 
häufig  dem  römischen  Beispiele  an;  so  sogar  im  langobardischen  Sklaven- 
recht; s.  II.  142;  vgl.  für  das  fränkische  Recht  III.  152.  A.  3  u.  173  ff. 
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Ebenso  ist  anzunehmen,  dass  schon  in  germanischer  Zeit  nicht 
alle  in  gleicher  Weise  an  der  Thätigkeit  der  Volksversammlung, 
an  der  Rechtsbildung  und  Rechtsprechung  theilnahmen;  der 
Mangel  betreffender  Normen  hat  gewiss  den  mächtigen  Elementen 
einen  Vorrang  eingeräumt,  der  das  Recht  der  Masse  abschwächte. 
Trotzdem,  dass  auf  dieser  Grundlage  ein  weiteres  Verkümmern 
allgemeiner  Volksrechte  eintreten  konnte  und  auch  thatsachlich 
eintrat,  hat  doch  das  römische  Beispiel  keine  volle  Vertilgung 
volksrechtlicher  Traditionen  bewirkt;  sie  haben  sich  in  der  Mit- 
wirkung, wenigstens  gewisser  Elemente,  freilich  in  beschränkter 
Weise  geäussert.1)  80  sind  überhaupt  manche,  unter  dem  ersten 
Eindrucke  der  neuen  Verhältnisse  zurücktretende,  germanische 
Keime,  dennoch  wieder  aufgetaucht,  sogar  im  Staatsrechte,  das 
im  allgemeinen,  seitdem  Volksgenossenschaft  und  Staats- 
genossenschaft nicht  mehr  identisch  waren,  den  Erschütterungen 
mehr  ausgesetzt  war  als  das  Privatrecht.  Selbst  bei  voller 
Einschrumpfung  ganzer  Institutionen  des  alten  Rechtes,  blieb 
doch  ein  auf  Tradition  zurückgehender  keimartiger  Rest  und  die 
neuen  Staats-  und  Rechtsorgane  haben  sogar  da,  wo  ihnen  freie 
Bethätigung  geboten  war,2)  das  alte  Recht  entwickelt;  es  kam 
für  die  Umbildungen  in  hohem  Grade  in  Verwendung. 

War  also  einerseits,  angesichts  der  erwähnten  Berührungs- 
punkte, sowie  der  Resultate  der  früheren  Entwicklung,  der  Boden 
für  die  Wirkung  der  neuen  Eindrücke  vorbereitet,  so  haben  doch 
diese  Umstände,  die  eine  Angewöhnung  an  das  Neue  erleichterten, 
doch  weder  Nachahmung,  noch  auch  volles  Verständnis  hervor- 
gerufen.3) Gegen  viele  Neuerungen  sammelten  sich  mit  der 
Zeit  Widerstandskräfte,  die  die  Entwicklung  vor  Einseitigkeit 
bewahrten.    Wo  diese  Kräfte  versagten,4)  erfolgte  jäher  Sturz; 


Nor  für  specielle  Berufsstände  konnte  das  römische  Vorbild  in  höherem 
Grade  in  Betracht  kommen.  Jedoch  auch  da  nnr  insoferne,  als  es  sich  um 
eine  entsprechende  Einreihung  in  die  sociale  Gliederung  handelte  (s.  I.  52.) 
und  nicht  etwa  um  volle  Beibehaltung  der  römisch-rechtlichen  Stellung  des 
betreffenden  Berufes;  s.  III.  I62f.,  172.  A.  4..  173.  A.  4. 

')  S.  I.  135.  A.  3,  211,  278.  A.  1,  II.  136.  III.  113,  195,  256  ff. 

a)  Wie  je.  B.  da,  wo  Einzelrichtertum  bestand. 

3)  Ein  lehrreiches  Beispiel  bietet  das  Urkundenwesen;  mau  gewöhnte 
sich  au  diese  Neuerung,  gab  ihr  aber  anderen  Inhalt  und  anderen  Charakter. 
*)  Nämlich  in  den  kurzlebigen  und  ungünstig  entstandenen  Staaten. 
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wo  sie  mit  zu  grosser  Macht  auftraten,1)  beengten  sie  die 
Anpassungsfähigkeit  und  hinderten  das  Ausreifen  der  Frucht; 
das  günstigere  Verhältnis  zwischen  der  Anpassungsfähigkeit  an 
die  neuen  Eindrücke  und  dem  Beharrungsvermögen  der  alten 
Keime,  hat  theilweise  dem  westgothischen  Mischrechte,  in  höherem 
Grade  aber  dem  fränkischen  Rechte,  die  bekannten  Erfolge  ge- 
sichert.2) — 

Somit  haben  die  neuen  Eindrücke,  insofeme  sich  ihnen  nicht 
besondere  für  das  Germanentum  ungünstige  Umstände  hinzu- 
gesellten, im  allgemeinen  keine  jähe  Ablenkung  hervorgerufen, 
die  geeignet  gewesen  wäre,  die  bisherige  Entwicklung  abzu- 
brechen. Die  einzelnen  Völker  waren  durch  die  Resultate  ihrer 
Vorgeschichte  und  durch  die  früheren  Berührungen  mit  dem 
Römertnm  so  weit  fortgeschritten,  dass  sie  der  Macht  der  neuen 
Eindrücke  nur  unter  besonders  schweren  Verhältnissen  erliegen 
konnten ;  im  übrigen  hat  alles  dazu  beigetragen,  dass  es,  wenigstens 
nicht  überall  und  nicht  auf  allen  Gebieten«  zu  Erscheinungen 
kommen  konnte,  wie  mau  sie  sonst  bei  plötzlicher  Berührung 
niederer  und  höherer  Cultur  betrachten  kann.3)  Im  Rechte  ist 
wohl  manches  alte  verkümmert,  an  dessen  Stelle  nicht  sofort 
Ersatz  gefunden  wurde,4)  in  der  Hast,  die  diese  Vorgänge  viel- 
fach kennzeichnet,  auch  nicht  so  rasch  gefunden  werden  konnte. 


')  So  bei  deu  Langobarden. 

a)  Für  die  Franken  kommt  in  Betracht,  dass  ihre  Berührung  mit  dem 
Kömortnm  ungefährlicher  war  als  die  der  Vandalen,  Gothen  und  Burgunder 
(s.  II.  221  ff.),  dass  ihre  Gebiete,  in  denen  ihnen  schon  früher  germanische 
Völker  vorangegangen  waren  (s.  II.  2 18  ff.),  weniger  romanisirt  waren  (s.  II 
243f.,  III.  3.).  dass  sie  im  römischen  Gebiete  langsam  vorrückten  (s.  II.  2*0} 
und  frühzeitig  ihre  Rechtsaufzeiehnuug  vorgenommen  haben  (s.  III.  8  ff.,  20, 
36.).  Dagegen  war  allerdings  ihre  Stammestradition  mangelhaft  (s.  II.  214  ff.), 
das  langsame  Vorrücken  hat,  neben  den  erwähnten  Vortheilen,  für  Volks- 
und  Sippenverband  üble  Folgen  gehabt  (s.  III.  105.)  und  der  Mangel  organischer 
Staromeseinigung  hat  wohl  die  Resistenzkraft  theilweise  vermehrt  (s.  II.  213.), 
aber  den  folgerichtigen  Ausbau  der  Verfassung  arg  geschädigt  (s.  III.  103, 
108,  175,  177,  253,  306.  A.  4  ). 

3)  Von  der  Zersetzung  der  Sitten,  die  erst  nach  und  nach  durch  das 
Christentum  behoben  wurde,  sehen  wir  ab;  sie  ist  natürlich  nicht  zu  läugnen. 

*)  So  die  Bestandteile  der  Volksverfassung,  die  vorläufig  durch 
Zwischenbildungeu  vertreten  wurden  und  durch  das  schwankende  Verhältnis 
zwischen  König  und  Volk,  sowie  zwischen  den  einzelnen  Schichten  des 
Volkes. 


Digitized  by  Google 


380 


Aber  das  alles  führte,  insofern  es  überstanden  wurde,  verwiegend 
nur  zu  einer  Beschleunigung  der  Entwicklung. 

Diese  Beschleunigung  bedeutete  das  wichtigste  Resultat 
der  Einwirkung  neuer  Eindrücke  auf  die  alten  Keime.1)  Der 
Zwang  der  neuen  Verhältnisse,  die  Fülle  der  neuen  Aufgaben, 
denen  man  sich  unter  diesen  Eindrücken  nicht  entziehen  konnte, 
bildete  für  die  Germanen  einen  mächtigen  Ansporn  zur  Aus- 
gestaltung ihres  Rechtes.  Durch  die  Auslese,  die  sich  aus 
Wanderungen  und  anderen  Vorgängen  ergab,  brachten  sie  die 
für  eine  solche  Entfaltung  notwendige  Kraft  auf.  Wo  der 
Gegensatz  zwischen  dem  eigenen  Rechtsbestande  und  den  neuen 
Aufgaben  zu  gross  war,  mnsste  das  germanische  Element  unter- 
liegen; war  dies  nicht  der  Fall,  so  wurde  eine  Lösung  eingeleitet, 
wenn  auch  nicht  abschliessend  vollzogen.  Dass  man  dabei  nicht 
immer  die  richtigen  Impulse  befolgte  und  manche  nicht  zu  be- 
folgen verstand,  hat  eben  jene  schwankende  Entwicklung  ge- 
zeitigt, die  uns  so  häufig  rechtsdogmatische  Schwierigkeiten  be- 
reitet. Über  manches  ist  man  doch  besser  hinweggekommen, 
als  es  ohne  das  Wirken  dieser  Eindrücke  möglich  gewesen 
wäre.  Es  wurde  nicht  nur  das  sacrale  Stadium  leichter  über- 
wunden, sondern  auch  die  Zwischenzeit  vom  Heldentum  zum 
Staatsleben  abgekürzt.  Diese  Zeit,  die  bei  den  classischen 
Völkern  so  lange  gedauert  hat,  findet  auch  in  den  germanischen 
Sagen  Ausdruck,  in  denen  die  Empfindung  eines  Gegensatzes  der 
Heldenzeit  und  staatlicher  Zeit  wahrnehmbar  ist.2)  Aber  gerade 
die  Uberlieferungsart  *)  dieses  Gegensatzes  spricht  für  die  kurze 
Dauer  jener  Zwischenzeit,  die  hier  weit  schneller  überwunden 
wurde.  Dasselbe  betrifft  auch  andere  Rechtsgebiete.  Die 
Instinkte  und  Bedürfnisse,  die  die  Rechtsentwicklung  bestimmen, 
werden  durch  das  Aufkommen  neuer  Rechtsgüter  und  durch  die 
Aenderung  in  der  Wertschätzung  der  alten  Rechtsgüter  in  hohem 

>)  Sie  war  natürlich  verschiedenartig,  je  nach  den  Verhältnissen;  wo 
die  Beschleunigung  zur  Überstürzung  wurde,  hatte  sie  verhängnisvolle  Folgen. 
-)  S.  Nitzsch:  Dtsche  Gesch.  I.  124. 

3)  M.  H.  führt  hier  Nitzsch  die  Theodorichsage  iu's  Treffen.  Theodoricb, 
in  dem  die  Dichtung  den  letzten  Helden  sieht,  der  von  Gott  (also  von  der 
neuen  Zeit)  verlassen,  in  den  Vesuv  einreitet  und  verschwindet,  war  ja  nicht 
nur  germanischer  Held,  sondern  vor  allem  Staatsgründer  u.  zw.  Gründer 
eines  sehr  romanisirten  Staates. 
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Grade  beeinflusst.  Der  Kampf  um's  Recht  nimmt  unter  solchen 
Umständen  einen  andern  Inhalt  an  nnd  bedarf  neuer  Waffen. 
Dass  aber  gerade  diese  culturellen  und  materiellen  Eindrücke 
eine  weitgehende  Umwertung  rascher  herbeiführen  mussten,  als 
sie  sonst  eingetreten  wäre,  somit  also  zu  einer  rascheren  Be- 
nützung neuer  Waffen  zwangen,  geht  aus  dem  Obligationen- 
rechte, aus  der  Anwendung  des  Urkundenwesens,  aus  der  Ver- 
mehrung strafrechtlicher  Thatbestände  und  aus  den  Fortschritten 
des  Straf-  und  Processrechtes  hervor.  Möglicherweise  hätten 
sich  die  Germanen,  unter  andern  Umständen,  durch  eigene 
Kraft,  zu  ganz  neuen,  beziehungsweise  volleren  Formen  durch- 
gerungen; die  geschichtsphilo8ophische  Frage,  betreifend  die 
entwicklungshistorischen  Nachtheile  dieser  Beschleunigung,  lassen 
wir  natürlich  unerörtert. 

Selbstverständlich  geschah  das  alles  nicht  einheitlich.  Die 
Unterschiede  sind  nicht  nur  unter  den  Völkern,  sondern  auch 
unter  den  einzelnen  Schichten  eines  Volkes,  gross,  je  nachdem 
wie  sich  in  jeder  einzelnen  Schichte  das  gegenseitige  Verhältnis 
der  römischen  und  der  germanischen  Elemente  äussert.  Die 
Rechtsquellen  sind  in  dieser  Hinsicht  einseitig,  da  sie,  aus  nahe- 
liegenden Gründen,  über  die  höheren  Schichten  mehr  sagen, 
während  aus  der  späteren  mittelalterlichen  Entwicklung  manches 
zn  entnehmen  ist,  was  nur  dadurch  erklärt  wird,  dass  es  auch 
in  dieser  Zeit  bestand,  aber  in  den  Rechtsdenkmälern  unbe- 
rücksichtigt blieb.  Für  die  niederen  Volksclassen  trifft  also 
diese  Beschleunigung  in  weit  geringerem  Grade  zu.  — 

IV. 

Damit  ist  eigentlich  schon  gesagt,  dass  es  hier  nicht  zu 
einer  Reception  im  eigentlichen  Sinne  kommen  konnte.  Zwar 
scbliesst  der  Begriff  einer  Reception  die  Gegenseitigkeit  der 
Beeinflussung  nicht  aus.  Selbst  die  erfolgreichste  Reception 
wird  von  einer  gewissen  Wandlung  des  reeipirten  Rechtes  be- 
gleitet, das,  bevor  es  in  dem  fremden  Volke  Wurzel  fasst,  von 
dem  noch  nicht  niedergerungenen  eigenen  Rechte  dieses  Volkes 
beeinträchtigt  wird  und  die  Spuren  dieser  Beeinträchtigung  auch 
nach  dem  Siege  beibehält.1)    Es  ist  nicht  leicht,  Entlehnung 

»)  S.  oben  S.  372. 
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und  Anlehnung,  ferner  die  verschiedenen  Grade  des  Beeinflussungs- 
erfolges zu  unterscheiden,  sowie  den  Charakter  einer  Reception 
auch  nur  annähernd  zu  bestimmen.1)   Und  auch  bei  sorgfältigster 


')  Wir  können  diese  Frage  natürlich  nur  streifen.  Vi  er  kau  dt 
(Naturvölker  und  Culturvölker  S.  99 ff.)  unterscheidet  die  primäre  Schichte  ein- 
facher Culturgüter,  die  sich  aus  der  Gleichartigkeit  des  menschlichen 
Bewusstseins  ergeben  (s.  Ratzel:  Anthropogeogr.  II.  G93,  Schurtz:  Urgesch. 
d.  Cultur  47;  mau  rauss  da  an  Bastian's  .Elementargedanken"  erinnern), 
von  der  secundären  Schichte,  für  welche  Entlehnungen  in  Betracht  kommen 
Zu  dieser  Schichte  wären  jene  Erscheinungen  zu  rechnen,  die  durch  eine 
Combination  der  elementaren  Bewnsstseinsvorgänge  hervorgerufen  werden, 
also  natürlich  auch  das  Recht.  (Auf  den  Zusammenhang  des  Bastian' sehen 
„Völkergedaukens*  mit  anthropogeographiseben  Thatsachen  können  wir  hier 
nicht  eingehen.)  Mag  nun  für  die  höheren  Culturgüter  die  von  vielen 
Culturhistorikern  vertretene  Entlehnung  mehr  oder  weniger  zutreffen,  so 
muss  doch  bemerkt  werden,  dass  sich  für  Entlehnung  am  besten  jene  Güter 
eignen,  die  an  der  Oberfläche  des  Volkslebens  entstehen;  weniger  jene,  die 
in  der  Volksseele  wurzeln;  da  wird  die  eigene  Anficht  weit  schwerer  durch 
die  fremde  ersetzt;  einen  Beweis  bildet  auf  rechtlichem  Gebiete  die  allerwärt.« 
grössere  Widerstandskraft  des  Familienrechtes. 

Vom  Standpunkte  der  Culturgeschichte  wäre  jedes  Rechtselement  zu 
den  höheren  GulturgUtern  zu  zählen,  denn  es  beruht  bereits  auf  einer 
Combination  elementarer  Culturvorgänge;  vom  Standpunkte  der  Rechts- 
geschichte  ist  dagegen  dieses  culturbistorisch  höhere  Gut  bloss  ein  Elementar 
gut,  nämlich  ein  Element  des  Rechtscomplexes;  die  Rechtssysteme  und 
Rccbtscomplexe  unterscheiden  sich  untereinander  nicht  so  sehr  durch  Zahl 
und  Art  der  Elemente,  als  vielmehr  durch  die  Combination  derselben;  die 
Auzahl  dieser  Combinationen  ist  enorm,  da  sich  die  Elemente,  je  nach  ver- 
schiedenen Umständen  und  Kräftegraden,  verschiedenartig  mit  einander 
verbindeu.  Es  ergeben  sich  daher  aus  gleichen  Elementen  durchaus  nicht 
immer  gleiche  Resultate  und  ebenso  aus  ungleichen  nicht  die  entsprechend 
ungleichen.  Wenn  nun  durch  fremden  Einfluss  Elemente  des  eigenen  Rechtes 
verdrängt  werden  und  an  ihre  Stelle  Elemente  des  fremden  Rechtes  treten, 
so  erhalten  dieselben  nicht  nothwendigerweise  jene  Stellung,  die  sie  im  Be- 
reiche ihres  eigenen  Rechtes  eingenommen  haben  und  führen  daber  nicht 
immer  zu  demselben  Resultate,  welches  sie  auf  dem  Boden  ihres  eigenes 
Rechtes  hervorbrachten.  Es  wird  zwar  die  bisherige  Gestalt  des  Rechtes, 
aus  dem  etliche  der  eigenen  Rechtselemente  verdrängt  wurden,  verändert; 
aber  die  Veränderung  vollzieht  sich  nicht  durchwegs  im  Sinne  der  einge- 
drungenen fremden  Elemente,  welche  auf  dem  neuen  Boden  eine  oft  sehr 
wesentliche  Alterirung  erfahren.  Es  entsteht  daher  eine  neue  Combination, 
die,  je  nachdem,  ob  die  noch  bewahrten  eigenen  Elemente,  oder  die  einge- 
drungenen neuen  überwiegen,  entweder  der  früheren  Combination  ähnlich 
bleibt,  oder  sich  der  fremden,  der  man  die  neuen  Elemente  entnahm,  nähert. 
Für  die  Ausgestaltung  kommt  iu  Betracht,  dass  ein  und  dasselbe  ueut 
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Durchführung  solcher  Unterscheidung  erhält  man  nicht  immer 
den  richtigen  Maassstab,  denn  mitunter  ist  eine  weniger  durch- 
greifende Beeinflussung  entwicklungshistorisch  wichtiger  als  eine 
volle  Reception. 


Element,  das  dem  fremden  Rechtscomplexe  entlehnt  wurde,  mit  der  Zeit 
Verstärkung  oder  Abschwächung  erfahren  kann  und  demgemäss  seine 
Wirkung  ändert.  Aber  selbst,  wenn  alle  eigenen  Elemente  durch  fremde 
ersetzt  werden  sollten  —  ein  Fall,  der  kaum  denkbar  ist  —  so  wäre  doch 
die  Combination,  die  sich  in  neuer  Umgebung,  bei  einem  andern  Volke,  nun 
den  recipirten  Elementen  bilden  würde,  gewiss  nicht  identisch  mit  dem  eigenen 
Systeme  jenes  Rechtes,  aus  dem  die  fremden  Elemente  stammen.  Daher 
mus8  gesagt  werden,  dass  selbst  die  Übernahme  zahlreicher  Elemente  eines 
fremden  Rechtes,  an  nnd  fUr  sich,  keine  Reception  bedingt  und  eiue  andere 
Verarbeitung  des  entlehnten  Rechtes  auf  dem  neuen  Boden  nicht  ausschlieft, 
ja  sogar,  unter  Umständen,  eine  solche  Verarbeitung  erforderlich  macht. 

Nur  die  Übernahme  eines  ganzen  Rechtssystems,  d.  h.  der  fremden 
Rechtselemente,  unter  gleichzeitiger  Aufrechterhaltung  der  Begriffskategorien 
des  Rechtes,  dem  diese  Elemente  angehören,  bedeutet  Entfremdung,  Ver 
nichtung  des  eigenen  und  volle  Annahme  des  fremden  Rechtes.  Wohl  wird 
auch  die  in  ihrer  Totalität  übernommene  fremde  Rechtscombination,  durch 
das  Eintreten  in  den  bisherigen  Ideenkreis  des  betreifenden  Volkes,  auf  dem 
Boden  der  diesem  Volke  eigenen  Culturverhältnisse.  praktische  Änderungen 
erfahren  müssen;  aber  ein  Rechtssystem  überwindet  diese  Schwierigkeiten 
besser,  als  vereinzelte  Elemente;  denn,  während  die  letzteren  durch  das 
recipirende  Volk  zu  einer,  seinem  Geiste  entsprechenden  Combination  ver- 
arbeitet, sowie  unter  die  Begriffskategorien  dieses  Volkes  gebracht  werden 
können,  treten,  bei  Annahme  eines  fremden  Rechtssystems,  sogar  die  noch 
zurückbleibenden  eigenen  Bestandteile  unter  die  fremden  Begriffskategorien. 

Wir  hätten  es  somit  mit  zwei  Möglichkeiten  zu  tbun,  nämlich  mit  der 
Entlehnung  fremder  Rechtselemente,  unter  Beseitigung  der  entsprechenden 
eigenen,  sodann  mit  der  Annahme  fertiger  Elementencombinationen  (Systeme), 
an  Stelle  der  eigenen.  Es  ist  jedoch  eine  dritte  Möglichkeit  denkbar.  Wir 
meinen  die  äussere  Angliederung  fremder  Rechtsbestandtheile  an  das  eigene 
Recht,  ohne  Ausschaltung  der  eigenen,  daher  ohne  wesentliche  Alterirung 
der  Rechtsgrundlagen,  so  zwar,  dass  die  neuen  Elemente  entweder  Annexe 
des  alten  Systems  bilden,  oder  den  entsprechenden  Elementen  des  eigenen 
Rechtes  angeschlossen  werden.  Iu  dieser  Weise  erfährt  das  bisherige  Recht 
eine,  für  einzelne  Rechtsgebiete  wichtige,  Bereicherung  durch  den  Hinzutritt 
neuer  Bestandteile,  ohue  die  betreffenden  eigenen  auszuschalten.  Es  ist 
klar,  dass  dieser  Vorgang  ebenfalls  Änderungen  des  bisherigen  Rechtes 
hervorruft;  sogar  in  doppelter  Hinsicht;  denn  die  Bereicherung  derjenigen 
Rechtsgebiete,  auf  denen  jetzt  zu  den  alten  Elementen  neue  hinzutreten, 
führt  entweder  zu  einer  Spaltung  des  Rechtslebens  (indem  für  einen  Theil 
der  betreffenden  Fälle  das  eigene,  für  einen  andern  Theil  das  fremde  Recht 
benützt  wird),  oder  zu  Fortschritten,  die  sich  aus  dem  praktischen  Parallelismus 





884 

Voraussetzung  jeder  erfolgreichen  Reception  ist  die  Unter- 
stützung des  eindringenden  Hechtes  dnrch  die  Staatsgewalt. 
Sitte,  Religion,  Sprache,  Kunst,  ja  sogar  die  Formen  des 
wirtschaftlichen  Lebens,  sind  da  in  weit  besserer  Lage.1)  Die 
staatliche  Unterstützung  wurde  dem  römischen  Rechte  doch  nur 
im  ostgothischen  Reiche,  aber  auch  da  nicht  ohne  Einschränkungen, 
gewährt.  Sonst  blieb  es,  insofern  es  überhaupt  nicht  officiel) 
ignorirt  wurde,  auf  sich  selbst  angewiesen.  Daraus,  sowie  aus 
dem  vorher  besprochenen  Kräfteverhältnisse  und  aus  der  In- 
tensität, mit  der  die  neuen  Eindrücke  auf  die  alten  Keime  ein- 
wirkten, ergab  sich  die  Rolle,  welche  die  fremden  Rechts- 
bestandtheile  in  diesem  Falle  spielen  konnten  und  die  Entscheidung 


beider  Elemente  ergeben.  Allenfalls  gewinnt  ein  solches  Rechtsgebiet,  durch 
die  Vermehrung  seiner  Mittel,  grossere  Bedeutnng  im  Gesammtsystem. 
gegenüber  anderen  Rechtsgebieten,  denen  eine  solche  Bereicherung  abgeht: 
es  vermag  auch,  unter  günstigen  Verhältnissen,  die  Entwicklung  dieser 
anderen  Rechtsgebiete  indirect  su  fördern.  Dennoch  ist  es  klar,  dass  dies* 
beideu  Folgen,  d.  h.,  die  directe  Bereicherung  bestimmter  Rechtsgebiete  und 
die  indireote  Förderung  der  anderen,  die  Rechtsgrundlagen  und  das  Rechts- 
system lange  nicht  in  dem  Grade  berühren,  wie  die  vorher  erwähnten  zwei 
Möglichkeiten;  denn  es  wird  nichts  ausgeschaltet,  sondern  es  werden  die 
für  bestimmt«  Bedürfnisse  vorhandenen  Mittel  vemehrt.  Anch  wenn  etwa, 
in  der  weiteren  Entwicklung,  das  fremde  Element  Übergewicht  erlangt,  ja 
sogar,  wenn  dadurch,  oder  aus  andern,  sei  es  gleichseitig  oder  später  auf- 
tretenden Gründen,  das  betreffende  eigene  Element  zurückgedrängt  wird. 
geschieht  dies  nicht  des  fremden  Rechtes  wegen,  sondern  aus  praktisch 
Rücksichten  und  unter  Assimilirungserscheinungen,  die  den  fremden  Reckt» 
bestandt heilen  den  fremden  Charakter  benehmen.  Jedenfalls  tritt  das  fresnAf 
Material  unter  die  dem  entlehnenden  Rechte  eigenen  Begriffckategoriea  u»d 
erfahrt .  den  Bedürfnissen  gemäss,  jene  Vereinfachungen  oder  Erweiterung*!, 
die  durch  den  Geist  des  Rechtes,  dem  das  fremde  Material  nunsftf&r  ar 
gehört,  gefordert  werden. 

Vom  Standpunkt  der  Entwicklungsgeschichte  erscheint  diese  ärir- 
Möglichkeit  besonders  wichtig.  Sie  ermöglicht  ein  Einwirken  fr«dfu 
Rechtes,  ohne  Schädigung  der  eigenen  Grundlagen,  giebt  t^roibeT. 
schwächere  Theile  de«  eigenen  Rechtes  anter  dem  Eindrucke  der  isrr^ewa 
verarbeiteten  fremden  Beispiele  so  kräftigen,  sowie  den  neuen  Bedfetlnswaa- 
durch  Mittel,  die  gleichteitig  dem  bisherigen  Ideenkreise  aashmihrt  Mtotta. 
entgegensukommen.  Nur  muss  gefragt  werden,  ob  man  das  neck-  ai*  Em 
lehnung  auffassen  darf,  oh  es  nicht  eher  ah  Anlehnung,  unter  Aiär^Mc 
figvner  Oeistesarbeit,  tu  beseichuen  wäre. 

■\  S  oben  S  s».7 
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darüber,  welche  Rechtsbestandtheile  überhaupt  zu  dieser  Rolle 
geeignet  waren. 

Diese  Entscheidung  erfolgte  unwillkürlich,  nach  dem  Be- 
dürfnisse und  innerer  Zweckmässigkeit,  also  nicht  im  Sinne 
eines  Systems.  Man  trat  dem  römischen  Rechte  nicht  mit  fach- 
männischem Auge  entgegen,  das  eine  juristisch  richtige  Auswahl 
ermöglicht  hätte.  Selbst  bei  den  Ostgotben  gab  es  keine  plan- 
massige  Romanisirung  des  Rechtes,  ja  nicht  einmal  allgemeine 
Subsidiarität  des  römischen  Rechtes,  obwohl  die  Ostgothen  für 
die  ihnen  zugefallene  schwere  Aufgabe  ungenügend  vorbereitet 
waren.1)  Politische  Sympathien  waren  nicht  bestimmend,  jedenfalls 
nicht  ausschlaggebend.2)  Bezeichnend  ist,  dass  man  bei  diesem 
planlosen  Vorgehen  nicht  etwa  den  besten  Rechtsquellen  folgte, 
ja  nicht  einmal  die  wichtigeren  von  den  minder  wichtigen 
unterschied,  sondern  vielfach  Quellen  ohne  Autorität,  sogar  das 
Gewohnheitsrecht,  heranzog3)  und  der  Vermittlung  des  römischen 
Rechtes  durch  ein  anderes  germanisches  Recht  grosse  Be- 
deutung einräumte.4)  Sieht  man  überdies,  wie  selbständig 
einzelne  Völker  sogar  germanischen  Rechten  entgegentraten,5) 
so  findet  man  das  planlose  Vorgehen  gegenüber  dem  römischen 
Rechte  desto  weniger  auffallend. 

Man  ahmte  vielfach  das  Beispiel  der  römischen  Finanz- 
verfassung nach,  nicht  weil  sie  römisch  war,  sondern  weil  man 
keine  andere  kannte  und  doch  irgend  einer  Finanzorganisation 
bedurfte;  ebenso  das  römische  Domänen wesen,  ohne  welches  die 


J)  S.  I.  130  f.  Auch  da  waren  Bedürfnis  und  Zweckmässigkeit  maass- 
gebend;  so  erklärt  sich  die  Durchbrechung  des  römischen  Satzes  „actor 
sequi tur  forum  rei"  (s.  I.  120.),  trotz  der  im  allgemeinen  so  grossen 
Romanisirung.  Das  römische  Recht  ist  durch  königliche  Edicte  theilweise 
an  Stelle  des  gothischen  eingedrungen  (s.  I.  124  ff.)*  also  als  königliches 
Gebot,  das  durch  die  Lage  der  Dinge  begründet  war,  da  eine  den  Verhältnissen 
entsprechende  eigene  Entwicklung  nicht  so  rasch  vollzogen  werden  konnte. 

2)  So  z.  B.  war  das  römische  Recht  im  Yandalenreiche,  oder  im  Reiche 
Odovakars,  theilweise  bedeutender  als  bei  den  Burgundern;  s.  I.  86,  93, 
156,  312. 

3)  S.  I.  187,  195,  271.  285,  II.  124. 
<)  S.  II.  105.  A.  1.,  III.  44  f. 

6)  S.  II.  104  f..  162,  III.  39  ff.,  55  ff.    Namentlich  gilt  dies  für  das 
spätere  Westgothenrecht,  das  den  Langobarden  schon  zu  fremd  erschien; 
s.  II.  101;  dasselbe  kann  für  die  Franken  gelten;  s.  III.  42. 
v.  Ha  Iba  ii,  Rom.  Kocht  in  den  gerni.  Volksstaaten.   III.  25 
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Ausnützung  der  angefallenen  Ländereien  schwer  denkbar  war; 
man  acceptirte  die  römische  Immunität,  weil  sie  der  Lage  des 
Königsgutes  und  dem  Individualismus  der  Grossen  entsprach; 
man  entnahm  der  römischen  Rechtssprache  Bezeichnungen,  da 
eigene  fehlten;  man  bediente  sich  der  Urkunden,  weil  der  ge- 
steigerte Rechtsverkehr  derselben  bedurfte.  Aber  bei  vielen 
romanistischen  Bestandtheilen  der  neuen  Rechtsordnungen  kann 
man  sagen,  dass  sich  auch  ohne  römische  Beispiele,  freilich 
weit  später,  dieselben,  oder  doch  ähnliche  Erscheinungen  mit 
der  Zeit  eingestellt  hätten,1)  so,  dass  man  der  Berührung  mit 
den  Römern  hauptsächlich  die  schon  vorher  erwähnte  Be- 
schleunigung der  Entwicklung  verdankte. 

Verstärkt  wird  diese  Annahme,  wenn  man  bedenkt,  welche 
Veränderungen  bei  Befolgung  römischer  Beispiele  vorgenommen 
wurden.  Schon  bei  den  Westgothen  haben  wir  es  mit  einer 
eigenartigen  Complicirung  der  römischen  Territorialeintheilung 
zu  thnn,2)  noch  mehr  bei  den  Burgundern,^)  während  bei  Lango- 
barden und  Pranken  die  Idee  der  römischen  Gebietstheilung 
durch  das  Wirken  germanischer  Traditionen  zurückgedrängt 
wurde.4)  Wichtige  Wandlungen  haben  die  römische  Immunität,5) 
der  Unterthaneneid,,J)  ja  sogar  Grundsteuer,  sowie  Zoll-  und 
Münzwesen7)  durchgemacht,  also  Einrichtungen,  für  deren  Erfolg 
viele  Voraussetzungen  vorhanden  waren.  Noch  wesentlicher 
waren  die  Umwandlungen  auf  anderen  Rechtsgebieten.8) 


*)  Dies  ist  IL  IIS  betreffs  der  langobardischen  Entwicklung  bemerkt 
worden;  s.  auch  III.  318.  32S  u.  s.  w. 
*)  S.  L  21Ä. 
*_}  8.  L  2aftf. 

«)  S.  II.  154,  HI.  116,  12£L 

6)  s.  n.  U2,  Iii.  ias  ff. 

«)  S.  L  212.  A.  6,  III.  186f. 
!)  S.  III.  20L  21fL  A. 

?J  Wir  verweisen  auf  die  unrömische  Ausgestaltung  des  Zeugeubeweiee* 
(s.  III.  221  f.,  232.  A.  6J,  auf  die  selbständige  Änderung  des  Urkunden- 
beweises (III.  22£f.)  und  der  ribuarischen  Schriftvergleichung  (III.  2äl> 
A.  3j  Die  Verquickung  römischer  und  germanischer  Elemente  in  der  Frage 
der  Witwenehe  ist  sehr  selbständig  ausgefallen  (III.  46,  60*  3ÜS,  A.  \.\ 
ebenso  die  Entwicklung  der  fränkischen  Adoption  (DU.  318.  A.  3J  und  die 
Vermischung  römischer  und  germanischer  Elemente  in  der  Traditaonsfonn 
(III.  32fi.  A.  1J  Die  Benützung  der  römischen  Urkunde  für  die  Tradition 
erfolgte  unter  grossen  Zugeständnissen  an  das  Formalität« •  and  Publicitäts- 


387 


Es  werden  in  allen  diesen  Fällen  römische,  oder  den 
römischen  analoge,  Rechtsformen,  mit  nenem  Inhalt  gefüllt  nnd 
man  kann  dabei  die  Wahrnehmung  machen,  dass  insbesondere 
Äosserlichkeiten  Verwendung  fanden,1)  während  Impulse,  für 
die  ein  germanischer  Anknüpfungspunkt  fehlte,  ziemlich  erfolglos 
blieben,2)  weil  sie  auf  Grundlagen  beruhten,  die  dem  germanischen 
Gedankengange  fremd  waren.  Hervorragendes  Interesse  bieten 
jene  Fälle,  in  denen  sich  einer  germanischen  Einrichtung  eine 
analoge  römische  hinzugesellte,  die  natürlich  dem  germanischen 
Rechte  eingegliedert  wurde  und  einer  desto  besseren  Befriedigung 


bedürfnis  (III.  326,  A.  Li  SM.  A.  y_.  Erwähnt  wurde  ferner  (HI.  3m 
A.  3J  die  eigene  Entwicklang  des  fränkischen  Praecariums.  Interessant  ist 
die  langobardische  Wandlung  der  römischen  Usucapion  (II.  116.)  nnd  die 
Vermischung  beiderseitiger  Ideen  in  der  Verschweigang  (HL  328.).  Sehr 
wichtig  die  fränkische  Verwendung  der  Strafclansein  (HI.  68 ff.)  und  die 
Art,  wie  die  Langobarden  mit  dem  römischen  Erbrechte,  das  sie  auf  sich 
wirken  Hessen  (IL  113.),  umgingen  (II.  116,  194),  insbesondere  auch  der 
Zusammenhang  der  Vergabung  für  den  Todesfall  mit  sachenrecbtlichen 
Wirkungen  (II.  197.)  und  die  Umwandlung  des  römischen  Repräsentations- 
rechtes (II.  UiL  A.  2, 196.);  selbst  das  Erbrecht  der  Töchter  beiLuitprand  (1— 4.) 
beruht  nicht  auf  bewusster  Annahme,  sondern  auf  Billigkeitsgrtinden,  die 
allerdings  durch  römisches  Beispiel  verstärkt  wurden  (II.  119.)  Der  Unter- 
schied zwischen  germanischer  und  römischer  Schenkung  für  den  Todesfall 
ist  erwähnt  worden  (II.  194,  m.  &1&  A.  2^  221,  A.  1J,  ebenso  die  ger- 
manische Wurzel  der  Testamentsvollstreckung,  trotz  römischer  Analogie 
(s.  IL  197,  HL  321.  A.  U±  u.  s.  w. 

l)  Auf  stylistische  Einflüsse  haben  wir  L  284.  A.  7^  H  IM.  A.  2j, 
116.  118.  119.  129,  124.  III.  65,  68,  12  ff.,  84  u.  s.  w.  aufmerksam  gemacht  ; 
a,  auch  L  196,  IL  LLL  Mit  der  äusserlichen  Bedeutung  des  Urkunden- 
wesens hängt  dessen  allgemeine  Verbreitung  zusammen  (s.  IL  69,  186.), 
denn  technische  Mittel  eignen  sich  überhaupt  besser  als  Ideen  zu  derartiger 
Übernahme.  So  sind  ausser  der  Urkundenform  (unter  grosser  Änderung 
der  juristischen  Bedeutung  der  Urkunde),  der  indiculus  commonitorius  (s.  HI. 
286),  gewisse  Fristen  (s.  IL  113  f.)  und  eine  Reihe  technischer  Details  (s.  IL 
164.)  und  concreter  Ausserl ichkeiten  (s.  HI.  313.  A.  3J  übernommen  worden. 

')  Dies  gilt  z.  B.  für  die  Verwaltungsthätigkeit,  die,  trotz  römischer 
Vorbilder  und  der  kräftigen  kirchlichen  Nachhilfe,  schwach  ausfiel  (s.  III. 
242. f.),  ebenso  für  die  Finanzverfassung,  die,  trotz  äusserlicher  Anlehnung, 
einen  andern  Geist  aufweist,  ferner  für  die  Stellvertretungsidee  u.  s.  w.  In 
solchen  Fällen  konnten  selbst  Äusserlichkeiten  nicht  unveränderte  Aufnahme 
finden,  während  da,  wo  brauchbare  Anknüpfungspunkte  vorbanden  waren, 
eine  der  römischen  formell  analoge  Präcisirung  eintreten  konnte,  wie  z.  B. 
im  Sklavenrechte. 

26* 


desselben  Bedürfnisses  diente,  ohne  ihren  früheren  Charakter  zn 
verlieren,  aber  anch  ohne  den  Zweck  der  betreffenden  germanischen 
Einrichtung  zn  ändern;1)  die  äusseren  Anknüpfungspunkte  waren 
da  entscheidend.-')  Selbst  wenn  die  Kirche  römisches  Recht 
vertrat  und  demselben  Eingang  verschaffte,  geschah  dies  nicht 
aus  Vorliebe  für  den  Romanismus  und  in  seinem  Interesse, 
sondern  weil  die  Kirche  die  betreffenden  Ideen  für  praktisch 
hielt  und  sie  ihrem  Rechte  angliederte.  Man  kann  dabei  be- 
obachten, dass,  wenn  verschiedene  Einflüsse  —  in  diesem  Falle 
römische  und  kirchliche  —  gleichzeitig  in  ein  und  dasselbe 
Gebiet  eingreifen,  keiner  von  ihnen  voll  wirkt,  namentlich  wenn 
beide,  trotz  verschiedener  Grundlagen,  formelle  Ähnlichkeit  auf- 
weisen und  praktisch  analogen  Zwecken  dienen,  wie  dies  beim 
Auftreten  des  römisch-kirchlichen  Rechtes  im  kirchlichen  Interesse 
der  Fall  ist.  Es  entstehen  dadurch  zahlreiche  Combinationen 
und  Variationen,  die  den  Einfluss  abschwächen,  was  man 
namentlich  im  Eherechte,3)  aber  auch  sonst,4)  bemerken  kann. 

Für  die  Art  der  Verarbeitung  waren,  neben  dem  Bedürfnisse,5) 
nach  Lage  des  Kräfteverhältnisses,  die  eigenen  Rechtsideen  be- 
stimmend, trotzdem  dass  sich  das  alles  in  der  Sprache  des 
römischen  Rechtes  vollzog,  die  Gleichzeitigkeit  der  inneren 
Wandlungen  und  der  Annahme  der  fremden  Sprache  also  den 
Eindruck  des  neuen  Rechtes  verstärken  konnte.6)  Sowohl  die 
Auswahl  als  auch  die  Verarbeitung  erfolgten  zum  alle i  gross ten 


>)  So  c.  B.  bestehen  römische  und  germanische  Freilassungsalten  neben- 
einander (s.  II,  143,  III.  167  f.);  ebenso  Colonat  und  Litentnm  (s.  III. 
162  f.);  oder  Folter  und  Losordal  für  Knechte  (DI.  298).  römische  und  ger- 
manische Mandatsformen  (IH.  2&L  A.  3Jj  neben  Testamenten  die  ver- 
schiedenen Formen  von  Schenkungen  für  den  Todesfall  u.  s.  w. 

')  Denn  wo  es  sich  um  Dinge  von  meritorisch  verschiedener  Bedeutung 
handelte,  war  die  Verträglichkeit  beider  Elemente  eine  weit  geringere;  so 
z.  B.  hinsichtlich  der  heterogenen  Bestandteile  im  Diebstahlsbogriffe  (s.  ITX 
g?o  A.  3J,  in  den  Ladungsformen  (III.  285)  u.  s.  w. 

3}  s.  II.  191.  in.  aia. 

«)  S.  oben  S.  MS.  A.  2—4. 

6)  Das  Bedürfnis  ergab  sich  aus  dem  Grade,  in  dem  das  eigene  Recht 
für  die  neuen  Aufgaben  mehr  oder  weniger  geeignet  war,  sowie  je  nachdem, 
ob  Jas  Nöthige  aus  dem  eigenen  Ideenreichtum  geschöpft  werden  konnte. 

«)  S.  oben  S.  all. 


389 


Theile  unbewusst.1)  Für  die  römischen  abstracten  Begriffe 
fehlte  das  Verständnis.  Die  vulgarrechtliche  Verflachung,  die 
sich  wohl  zu  mechanischer  Übernahme  mancher  Einrichtungen 
eignen  konnte,  bot  kein  hinreichend  gesundes  Material;  demselben 
musste  erst  neues  Leben  eingegeben  werden,  was  nur  durch 
eine  entsprechende  Verarbeitung  geschehen  konnte.  Wo  sie 
fehlte,  kam  es  zu  keinem  festgefügten  und  dauerhaften  Gebilde;2) 


i)  Man  könnte,  so  gewagt  freilich  ein  derartiger  Vergleich  ist,  sagen, 
dass  es  sich  damit  ähnlich  verhält,  wie  mit  Anregungen  künstlerischer  Art. 
Der  Künstler  wird  vorwiegend  unbewusst  beeinflusst  und  schafft,  ohne  die 
Eindrücke  systematisch  zu  erwägen;  so  dass  man  wohl  die  Gruppe  von  Ein- 
drücken bestimmen  kann,  die  eine  gewisse  Kunstrichtung  beeinflusst  haben, 
aber  dennoch  die  einzelnen  Kunsterzeugnisse  kaum  auf  bestimmte  Einzel- 
eindrücke zurückführen  darf. 

3)  Wo  Verarbeitung  fehlte,  setzte  sich  die  Incongruenz  zwischen  ger- 
manischem und  römischem  Elemente  fort.  Das  nicht  assimilirte,  wenn  auch 
officiell  obsiegende  römische  Recht  vermochte  die  Entfaltung  des  germanischen 
zu  hindern,  wenn  das  allgemeine  Kräfteverhältnis  dies  zuliess;  so  in  den 
kurzlebigen  Staaten  der  Vandalen,  Odovakars  und  der  Ostgothen  (s.  I.  149.). 
Aber  die  innere  Kraft  des  römischen  Rechtes  reichte  nicht  hin,  um  neues 
Leben  zu  schaffen,  die  Schädigung  des  germanischen  Elementes  hat  weder 
dem  Römertum  Vortheil  gebracht,  noch  eine  Lösung  der  betreffenden  Auf- 
gaben, denen  mit  derartiger  Reception  dieses  zersetzten  Materials  nicht  bei- 
zukommen war,  ermöglicht.  Auf  dieser  Stufe  der  Incongruenz,  die  eine 
gedeihliche  Angleichung  beider  Rechtskreise  ausschloss,  überdies  aber  zn 
kurz  währte,  um  den  kaum  begonnenen  Process  durchführen  zu  lassen,  sind 
Vandalen  und  Ostgothen  von  ihrem  Geschicke  ereilt  worden. 

Aus  andern  Gründen  und  in  anderer  Art  erwies  sich  die  Verarbeitung, 
die  bei  den  Langobarden  erfolgte,  unzureichend.  Indem  man  den  Römern 
weder  eine  eigene  Organisation  beliess,  noch  die  Aufnahme  in  den  Volks- 
verband gewährte,  hat  man  den  Gegensatz  nicht  überbrückt,  sondern  ignorirt; 
ein  Fehler,  den  auch  die  später  veränderte  Behandlung  des  Römertums  nicht 
mehr  wett  machen  konnte,  da  inzwischen  die  Entwicklung  des  lango bardischen 
Rechtes  zn  weit  fortgeschritten  war,  andererseits  aber  das  römische  Recht 
an  Einheitlichkeit  und  Halt  verloren  hat  (s.  II.  74 ff.);  so  waren  von  beiden 
Seiten  die  erschwerenden  Umstände  gesteigert.  Die  Summe  der  langobardischen 
Entwicklung  war  vom  germanischen  Standpunkt  eine  günstige  (s.  II.  199  ff  ; 
insbesondere  II.  164,  170  f.,  179.).  Aber  gerade  die  Art.  wie  das  römische 
Urkundenwesen,  ohne  die  selbst  bei  Westgothen  wahrnehmbare  Verarbeitung 
(s.  I.  229  f.),  dem  langobardischen  Rechte,  äosserlich  angegliedert  wurde 
(II.  186 f.),  ist  für  den  ganzen  Vorgang  bezeichnend;  gewiss  hat  dabei  die 
grössere  Kraft  des  Notariates  in  Italien  mitgewirkt  (II.  69);  zweifellos  aber 
auch  das  Beharrungsvermögen,  mit  dem  die  Langobarden  jedes  Eindringen 
fremden  Rechtes  abwehrten,  so  dass  sie  die  fremden  Elemente  entweder  be- 
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wo  sie  aber  durchgeführt  wurde,  hat  die  vorher  erwähnte  Ent- 
wicklung wohl  eine  Ablenkung  hervorgerufen,  die  die  betreffenden 
Völker  theilweise  daran  binderte,  den  nöthigen  Fortschritt  aus- 
schliesslich durch  eigene  Kraft  zu  zeitigen,1)  aber  keinen  Bruch 
mit  dem  eigenen  Rechte,  das  trotz  beschleunigter  Entwicklung, 
für  die  weitere  Ausgestaltung  bestimmend  blieb. 

Die  Verarbeitung  führte  entweder  zu  einem  Mischrechte, 
wie  wir  es  bei  Westgothen  und  Burgundern  fanden,  oder  zu 
jener  Entwicklung  des  eigenen  Rechtes,  die  das  fränkische  Gebilde 
kennzeichnet.  Bei  Westgothen  und  Burgundern  ist  auf  keinem 
Gebiete  volle  Reception  des  römischen  Rechtes  wahrzunehmen, 
aber  kein  Rechtsgebiet  ist  von  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechtes  frei  geblieben.  Das  stoffliche  Verhältnis  beider  Elemente 
ist  auf  verschiedenen  Gebieten  verschieden;  grundlegend  ist  jedoch 
nicht  das  Übergewicht  dieser  oder  jener  Stoffmassen,  sondern 
ihre  Gruppirung,  sowie  die  Übermacht  der  für  die  weitere  ge- 
meinsame Entwicklung  der  vereinigten  Rechtsbestandtheile  maass- 
gebenden  Ideen.  Im  System  der  genannten  Hechte  verbinden 
sich  germanische  und  römische  Bestandteile,  ohne  einander 
gänzlich  zu  verdrängen.2)  Aber  die  Gruppirung  der  vereinigten 
Stoffe  ist  überwiegend  unrömisch  ausgefallen;3)  germanische 


herrschten  (wie  s.  B.  ans  der  Rolle,  die  der  Qairethinx  gegenüber  den 
römischen  Details  de«  Obligationenrechtes  spielte,  xu  entnehmen  ist;  s.  II. 
184),  oder  wo  Beherrschung  unmöglich  war,  bloss  äusserlich  angliederten. 
In  diesem  Sinne  ist  (II.  202)  gesagt  worden,  dass  die  Langobarden  von 
dein  römischen  Geiste  zu  wenig  angenommen  hatten,  um  die  Erneuerung  des 
Westens  zu  Tollbringen;  für  die  Vollsiehuug  dieser  Aufgase  von  Italien 
aus,  reichte  das  nicht  hin.  Aber  auch  dem  germanischen  Elemente  brachte 
diese,  für  italienische  Verhältnisse  mangelhafte,  Verarbeitung  keinen  dauer- 
haften Erfolg;  das  langobardische  Recht  musste  später  dem  römischen  Rechte 
zu  desto  grösseren  Triumphen  verhelfen,  —  allerdings  nicht  mehr  dem 
lebenden  römischen  Rechte  der  italienischen  Römer. 
!)  S.  oben  S.  886.  A.  1. 

»)  So  ist  z.  B.  bei  Westgothen  die  Pri?atrache  abgeschwächt,  aber 
nicht  ganz  verschwunden  (I.  221),  das  8traf recht  sehr  entwickelt  und  doch 
in  germanischer  Weise  casuistisch  (I.  222);  ebenso  im  burgundischen  Rechte 
(I.  292).  Über  germanische  Bestandteile  s.  I.  223  ff,  292  ff,  226,  296  ff. 
226  ff,  299  ff. 

3)  Römische  Auffassung  ist  in  der  westgothischen  Scheidung  von  Civil-  und 
Strafprocess  (1.  236),  in  der  Art  Mobilien  und  Immobilien  auseinanderzuhalten 
(I.  228.  A.  9.),  durchgedrungen  und  hat  sich  in  manchen  Details  geäussert. 
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Ideen  behielten  in  vielen  Fällen  die  Führung  über  beide  Elemente,1) 
was  allerdings  die  Entwicklang  zeitweise  ablenkte,  vielen  Insti- 
tutionen ungermanische  Merkmale  verlieh,  aber  dennoch  ein  ganz 
anderes  Ergebnis  hervorbrachte  als  das  desostgothischen  Rechtes.2) 
Zu  einem  idealen  Ausgleich  ist  es  natürlich  auch  in  diesen  Misch- 
rechten nicht  gekommen,  wohl  aber  zu  einer  factischen  Ver- 
bindung,3) die,  dank  dem  höherem  Reifegrade  des  westgothischen 
und  burgundischen  Rechtes,4)  sowie  der  entsprechend  grösseren 
Schwäche  des  römischen  Elementes,5)  die  beiden  Rechte  vor 
dem  Schicksale  des  ostgothischen  bewahrte,  dem  westgothischen 
überdies  seine  bekannte  Stellung  ermöglichte. 

Einen  andern  Charakter  hat  die  im  fränkischen  Rechte 
erfolgte  Verarbeitung  gehabt.  Die  Franken  haben,  wie  mehr- 
mals betont,  dem  Römertum  zwar  keine  eigene  Organisation 
belassen,  es  aber  auch  nicht  in  langobardischer  Weise  ignorirt; 
sie  haben  es  dem  Staatswesen  einverleibt  und  konnten  dies 


*)  S.  obeu  S.  390.  A.  1.  Über  die  Verflachung  des  römischeu  Rechtes  bei 
Westgothen  8.  I.  191,  über  die  Schwäche  desselben  bei  Burgundern  I.  272. 

3)  Dabei  fiel  freilich  die  verschiedene  Existenzdauer  der  betreffenden 
Staaten  in  die  Wagschale.  Denn  damit  hängt  die  successive  Überhand- 
nähme des  germanischen  Elementes  und  das  Zurückweichen  des  römischen 
Rechtes  bei  den  Westgothen  zusammen  (I.  200.  203  ff.),  was  den  Ostgothen 
und  sogar  den  Burgundern  versagt  blieb  (I.  3 10  f.). 

3)  Namentlich  im  burgundischen  Rechte  fehlt  in  vielen  Fällen  ein  Aus- 
gleich beider  Elemente ;  es  besteht  die  (I.  286  f.  erwähnte)  Zwitterhaftigkeit 
Dennoch  bemerkt  man,  vielleicht  gerade  deshalb,  weil  man  noch  die  einzelnen 
Bestandteile  (germanisches,  römisches,  sowie  neues  Recht)  in  Bewegung 
sieht,  die  Führung  germanischer  Ideen,  ungeachtet  zahlreicher  und  wichtiger 
römischer  Details.  Im  westgothischen  Rechte  ist  diese  Zwitterhaftigkeit 
geringer;  s.  I.  237. 

*)  S.  I.  195,  276,  Man  kann  itn  allgemeinen,  ebenso  wie  von  Individuen, 
auch  von  Völkern  sagen,  daas  man,  bei  entsprechender  Reife,  viel  Fremdes 
aufnehmen  und  verarbeiten  kann,  ohne  seine  Eigenart  zu  schädigen.  Je 
grösser  die  innere  Kraft,  desto  grösser  die  Aufnahmsfähigkeit,  namentlich, 
wenn  der  Assimilirung  die  nöthige  Zeit  gelassen  wird.  Läset  sich  das 
Fremde  uicht  verdauen,  sei  es,  weil  Reife  und  Aufnahmsfähigkeit  es  nicht 
zulassen,  oder  weil  die  Zeit  zu  kurz  ist,  dann  leidet  der  Organismus  unter 
dem  Gegensatze  des  Eigenen  und  des  Fremden  Schaden  und  jedenfalls  bleibt 
der  Vortbeil,  der  aus  der  Berührung  beider  Elemente  hervorgehen  köunte, 
aus;  s.  S.  389.  A.  2. 

6)  S.  I.  191,  272. 
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ohne  Gefahr  thun.1)  Daher  sind  die  germanischen  Ideen,  sowohl 
in  der  fränkischen  Verfassung,2)  als  auch  im  Straf-,  Process- 
und  Privatrechte,3)  nicht  nur  nicht  entwurzelt  worden,  sondern 
sogar  überwiegend  und  entfaltungsfähig  geblieben;  sie  haben 
nicht  nur  ein  dem  langobardi sehen  analoges  Beharrungsvermögen 
an  den  Tag  gelegt,4)  sondern  auch  das  Feld  in  so  hohem  Grade 
beherrscht,  dass  römische  Bestandteile  weder  in  so  grosser 
Zahl,  noch  mit  solcher  Kraft  eindrangen,  wie  bei  Gothen  und 
Burgundern.  Folglich  blieb  die  Entwicklung  eines  Mischrechtes 
aus.  Die  römischen  Impulse  haben,  ungeachtet  der  auch  hier 
wichtigen  Anknüpfungspunkte,5)  nicht  die  Rolle  eines  den  ger- 
manischen Ideen  ebenbürtigen  Factors  gespielt;6)  aber  es  ist 
doch  das  Meiste,  was  sich  brauchen  Hess,  in  den  Kreis  der  Ent- 
wicklung gezogen  worden,  so  dass  es,  mittelbar  oder  unmittelbar, 
wirken  konnte,  den  Gesichtskreis  erweiterte  und  wichtige  An- 
regungen brachte,  denen  sich  die  Franken  nicht  verschlossen, 
denen  sie  aber  nicht  unbeschränkt  Zutritt  gaben.7)    Die  Ab- 


l)  Die  gormanischen  Nachschübe,  das  gegenseitige  Zahlenverhältnis 
nnd  die  Schwäche  des  römischen  Elementes  im  Norden  und  im  Centrain 
Galliens,  schlössen  die  Gefahr  für  den  grössten  Theil  des  fränkischen 
Keiches  aus. 

a)  Sie  äusserten  sich  in  dem  Bedürfnisse  der  Fühlungnahme  mit  dem 
Volke  (III.  113,  195  f.),  in  der  Stellung  des  Stammesherzogtums  und  der 
Hundertschaft  (III.  119,  123),  in  Grundherrscbaft,  Immunität  und  Lebens- 
wesen (III.  132ff..  137f.,  142,  145ff.),  im  Thronrecht  (III.  178ff.)  im  Finanz- 
und  Heerwesen  (III.  205,  209.  A.  1,  211,  214  ff.),  sowie  in  dem  Gerichts- 
wesen (III.  217 ff.,  225);  s.  auch  248ff.  und  263. 

3)  s.  UI.  276,  301,  324,  337. 

*)  allerdings  unter  leichteren  Verhältnissen. 

5)  S.  oben  S.  363.  A.  1. 

6)  Es  war  II.  238  von  einem  Gleichgewichte  beider  Elemente  im 
fränkischen  Reiche  und  von  einer  günstigen  Mischung  die  Rede.  Dies  ist 
von  einem  Mischrechte  zu  unterscheiden.  Es  kam  eben  jedem  Elemente  jene 
Rolle  zu,  die  es  durch  sein  inneres  Gewicht  behaupten  konnte.  Das  günstige 
Verhältnis  bestand  darin,  dass  weder  das  römische  Recht  zurückgedrängt 
oder  an  der  Einflussübung  gehindert,  noch  das  germanische  in  seiner  Ent- 
faltung aufgehalten  wurde.  Die  Mischung  war  also  durch  keine  äusseren 
Umstände  bestimmt  und  nur  durch  die  innere  Kraft  bedingt. 

7)  Darin  liegt  der  Unterschied  zwischen  der  fränkischen  Entwicklung 
und  der  jener  Völker,  deneu  erst  das  fränkische  Reich  Anregungen  brachte 
(s.  II.  239  und  III.  346 ff),  während  eine  unmittelbare  Einwirknug  des 
römischen  Rechtes  auf  zu  grosse  Hindernisse  stiess. 


Digitized  by  Google 


393 


lenkungen  der  fränkischen  Entwicklung  beruhten  daher,  ebenso 
wie  bei  den  Langobarden,  auf  inneren  Gründen  und  erfolgten 
nicht  direct  unter  römischem  Einflüsse;  sie  wurden  durch  eigenes 
Bedürfnis  hervorgerufen;  in  der  Ausgestaltung,  die  sich  aus  der 
entwicklungsgeschichtlich  bedingten  Ablenkung  ergab,  war  für 
eine  durch  eigene  Ideen  vollzogene  und  germanischen  Grundlagen 
entsprechende  Verarbeitung  römischer  Bestandteile  Raum ;  dem- 
gemäss  ist  diese  Verarbeitung  anders,  nämlich  weit  mehr  ger- 
manisch, ausgefallen,  als  in  den  Mischrechten  der  Westgothen 
und  Burgunder.  Abschluss  musste  auch  hier  fehlen;1)  denn 
dieser  Process,  in  dem  die  römischen  Bestandtheile  eine  um  so 
viel  schwächere  Position  einnahmen,  bedurfte  noch  längerer  Zeit, 
als  der  betreffende  Vorgang  bei  Westgothen  und  Burgundern; 
der  späteren  Zeit  blieb  es  vorbehalten,  von  beiden  Elementen 
vieles  an  die  Oberfläche  zu  ziehen.-)  Aber  für  eine  von  Gallien 
aus  vorzunehmende  Lösung  der  neuen  Aufgaben  im  Westen  hat 
sich  diese  Gestaltung  geeigneter  erwiesen  als  die  der  Langobarden 
für  die  von  Italien  aus  zu  lösende  Aufgabe3)  und  deshalb  haben 
nicht  die  Langobarden  sondern  die  Franken  die  Führung  über- 
nommen, was  äusserlich  in  der  Kaiserkrönung  Karls  d.  Gr. 
Ausdruck  fand. 

So  erklärt  es  sich,  dass  man  das  römische  Recht  in  mancher 
Hinsicht  auf  sich  wirken  Hess,  ohne  den  Zusammenhang  mit  dem 
Leben  zu  verlieren ;  dass  man  sich  römischen  Vorbildern  äusserlich 
näherte  und  dabei  doch  von  andern  Ideen  ausging;4)  umgekehrt 
auch,  von  anderen  Ideen  ausgehend,  zu  analogen  Ergebnissen 
gelangte.5)  Die  technische  Anlehnung  an  römische  Formen,  die 
den  Vortheil  fertiger  Ausprägung  boten,  hat  wohl  das  Ebenmaass 
der  Entwicklung  gestört,  war  aber  sachlich  weniger  wichtig.6) 


*)  Wir  haben  dies  bei  jeder  Institution  wahrgenommen. 

2)  Natürlich  in  einem  anderen  Verhältnissein  Frankreich  als  in  Deutschland. 

3)  S.  obeu  S.  389.  A.  2. 

*)  Wir  haben  auf  Adoption  und  Affatoinie,  sowie  auf  die  Umwandlungen 
des  Urkunden wesens  aufmerksam  gemacht;  ein  interessantes  Beispiel  ist  das 
königliche  Praeceptum;  s.  oben  S.  339.  A.  1. 

6)  Das  hat  eben  Tamassia  theilweise  übersehen;  s.  oben  S.  364. 

6)  Wir  konuten  das  an  den  fränkischen  Formeln  nachweisen.  Nur  da, 
wo  sich  ein  theoretisirender  Zug  geltend  machte,  ist  es  —  wenn  auch  später  — 
zu  grösserem  Einflüsse  des  römischen  Rechtes  gekommen;  so  bei  den  Westgothen 
(I.  199.),  noch  mehr  in  den  Producteu  der  nachlangobardischeu  Zeit;  s.  II.  127  fF. 
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Im  Provinzialrechte  begegneten  die  Germanen,  wie  mehrmals 
erwähnt  wurde,  manchen  Erscheinungen,  denen  sie  näher  treten 
konnten,  weil  sie  ihren  eigenen  Entwicklungsansätzen  entsprachen; 
sie  konnten  also  die  betreffenden  Formen  annehmen,  ohne  ihren 
Rechtsgrundlagen  untreu  zu  werden,  oder  in  eine  ihren  eigenen 
Ideen  gefahrliche  Nachahmung  zu  verfallen.1)  — 

Wir  gelangen  daher  zur  Überzeugung,  dass  die  Germanen 
dem  römischen  Rechte,  nebst  der  Beschleunigung  der  Entwicklung,2) 
eine  Reihe  von  Impulsen  zur  Änderung  und  Anpassung  ihres 
Rechtes  an  die  neuen  Bedürfnisse,  sowie  manche  technische 
Mittel  verdankten,  dass  sie  aber,  abgesehen  von  den  Staaten, 
in  denen  sie  durch  ungünstige  Verhältnisse  daran  gehindert 
wurden,  sowohl  die  Auswahl  der  für  sie  brauchbaren  Bestand- 
teile, als  auch  die  Verarbeitung  derselben,  nicht  im  Sinne  des 
römischen  Rechtes,  sondern  überwiegend  im  Geiste  des  eigenen 
Rechtsbedürfnisses  vornahmen;  dasselbe  gilt  für  die  Benützung 
der  technischen  Mittel;  denn  auch  sie  dienten  nicht  der  Wahrung 
des  römischen  Rechtes,  sondern  der  Bereicherung  des  germanischen. 
Die  Neuerungen  haben  den  Zusammenhang  mit  dem  römischen 
Rechtsboden  verloren  und  eine  förmliche  Verkleidung  erhalten, 
in  der  sie  in  den  germanischen  Ideenkreis  eintraten,  dem  sie 
sich  entweder  anpassten,  oder,  wenn  dies  nicht  thunlich  war, 
äusserlich  angliederten ;  in  beiden  Fällen  wurde  der  germanische 
Rechtsgeist  nicht  alterirt;3)  Alterirung  trat  nur  da  ein,  wo,  in- 
folge ungünstigen  Kräfteverhältnisses,  das  germanische  Element 
den  Aufgaben  nicht  gewachsen  war  und  sich  ihnen  nicht  so 

1)  Man  rauss  eben  die  Nachahmung  der  Form,  ja  sogar  die  Ähnlichkeit 
juristischer  Ausprägung  (z.  B.  im  Sklavenrechte)  von  eiuer  Übernahme  des 
Inhaltes  streng  unterscheiden;  nur  letztere  konnte  dauerhafte  Wirkungen 
materieller  Art  hervorrufen,  während  die  erstere  häufig  provisorische  Be- 
deutung hatte  und  in  der  späteren  Entwicklung  wegfiel,  oder  assimilirt  wurde. 

2)  S.  oben  S.  380. 

3)  S.  S82.  A.  1.  wurden  drei  verschiedene  Möglichkeiten  erwogen,  nämlich 
der  Ersatz  einzelner  Elemente  des  eigenen  Rechtee  durch  entsprechende 
Elemente  des  fremden  Rechtes,  ferner  Übernahme  ganzer  Elementencombination 
(Rechtssystem),  schliesslich  Angliederung  fremder  Rechtsbestandtheile,  ohne 
Ausschaltung  der  entsprechenden  eigenen  Wir  können  wahrnehmen,  das«, 
in  dem  uns  hier  beschäftigenden  Vorgange,  die  dritte  Eventualität  die 
grösste  Rolle  spielt;  die  zweite  fehlt  gänzlich,  da  sie  sogar  bei  den  Ost- 
gothen nicht  durchwegs  rein  zu  finden  ist;  die  erste  kommt  theilweise  in 
den  Mischrechten  vor. 
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schnell  anpassen  konnte.  80  wie  man  beobachten  kann,  dass 
von  einer  fremden  Sprache  leichter  die  materiellen  Bestandtheile1) 
übernommen  werden,  als  die  Synthaxis,2)  so  eignen  sich  auch 
fremde  Rechtsbestandtheile  zur  Aufnahme  besser,  als  ihre 
systematbischen  Grundlagen,  fremde  Rechtsbezeichnungen  besser 
als  Institutionen.3)  Vereinzelte,  wenn  auch  zahlreiche,  Worte 
und  Rechtsbestandtheile,  können  Lücken  ausfüllen,  die  Ausdrucks- 
und Gestaltungsweise  erleichtern,  ohne  den  Sprach-  und  Rechts- 
geist nachhaltig  zu  beeinflussen;  vorausgesetzt,  dass  die  Kraft 
vorhanden  ist,  die  neuen  Worte  und  Elemente  dem  eigenen 
Rechte  anzugleichen;  in  diesem  Falle  kann,  bei  Unzulänglichkeit 
des  eigenen  Systems,  eine  Erweiterung  desselben  eintreten, 
ohne  dass  deswegen  die  Grundauffassung  preisgegeben  wird.  Die 
nothwendig  werdende  Erweiterung  lässt  vielfach  einen  Abschluss 
vermissen;  denn  die  Einfügung  neuer  Bestandtheile  lässt  sich 
bei  Wahrung  der  eigenen  Ideen  schwer  vollziehen.  So  hat  das 
germanische  Recht  in  dieser  Zeit  keine  abschliessende  und 
theoretisch  homogene  Ausgestaltung  erfahren,  sondern  in  den 
meisten  Fällen  Übergangserscheinungen  hervorgebracht,  die  sich 
nur  da  concreter  gestalteten,  wo  Berührungspunkte  den  Übergang 
praktisch  erleichterten.4)  Deshalb  muss  aber  auch  gesagt  werden, 
dass  der  Verlauf  dieser  Entwicklung  nicht  so  sehr  durch  die 
Einwirkung  des  fremden  Rechtes,  als  vielmehr  durch  die  äusseren 
Erschütterungen,  durch  die  Unzulänglichkeit  der  alten  Verfassungs- 
und Rechtszustände,  also  durch  die  allgemeinen  Schwierigkeiten 
der  Lage,  gekennzeichnet  ist.5)   Wäre  zu  diesen  Schwierigkeiten 


l)  Nämlich  einzelne  Worte;  s.  Wandt:  Völkerpsychologie  I.  Tb.  I.  477 ff. 

*)  Dies  beweist  die  Geschichte  des  Lehnwortes  in  den  germanischen 
und  romanischen  Sprachen,  im  Gegensätze  zur  Geschichte  der  Grammatik 
dieser  Sprachen. 

»)  Dies  ist  aus  der  Verwendung  der  Bezeichnungen  Testamen  tu  in, 
Adoptio,  Commodatum  (Commendatum)  u.  s.  w.  zu  ersehen,  wobei  die 
Terminologie  falsche  Anwendung  erfährt. 

<)  S.  oben  S.  388.  A.  2. 

6)  Denn  selbst  in  den  kurzlebigen  Staaten,  denen  die  stärkere  Ein- 
wirkung des  römischen  Elementes  so  gefährlich  wurde,  waren  sowohl  der 
mächtige  romanistische  Einfluss,  als  auch  das  geringere  Beharrungsvermögen 
des  germanischen  Rechtes  doch  durch  die  allgemeine  Lage  bedingt,  freilich 
auch  durch  die  individuelle  Veranlagung  hinsichtlich  der  Anpassungs-  und 
Verarbeitungsfähigkeit. 
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thatsächlich  noch  eine  Reception  im  vollen  Sinne  des  Wortes 
hinzugetreten,  dann  wären  die  vorher  erwähnten  Erschütterungen 
so  gesteigert  worden,  dass  die  Völker  ihr  Gleichgewicht  gänzlich 
verloren  hätten.  Nur  dadurch,  dass  es  zu  keiner  Reception  in 
diesem  Sinne  gekommen  ist,1)  blieben  jene  Folgen  aus,  die  eine 
Keception  selbst  in  weniger  complicirter  Lage  hätte  hervorrufen 
müssen.2)  — 

Es  ist  mithin  die  Frage,  nach  der  praktischen  Bedeutung 
des  römischrechtlichen  Einflusses  in  den  germanischen  Staaten 
des  frühen  Mittelalters,  von  der  Frage  nach  der  theoretischen 
Kenntnis  und  Pflege  des  römischen  Rechtes  in  dieser  Zeit,  zu 
trennen.  Erwähnt  wurde,3)  dass,  selbst  wenn  alle  Fitting' sehen 
Annahmen  sich  als  zutreffend  erweisen  wurden,  man  dennoch 
aus  dem  Vorkommen  bestimmter  Quellen  weder  auf  allgemeine 
Verbreitung,  noch  auf  Benützung  derselben,  schliessen  dürfte. 
Das  Vorkommen,  ja  sogar  die  Verbreitung,  sind  vor  allem  vom 
literarhistorischen  Standpunkt  wichtig,  verbürgen  aber  weder 
Benützung  noch  Verständnis.  Nur  wenn  neben  der  Verbreitung 
auch  eingehende  Bearbeitung  feststellbar  ist,  kann  man  auf  Be- 
nützung schliessen,  weil  namhafte  Verbreitung  und  Bearbeitung 
ohne  praktisches  Bedürfnis  kaum  denkbar  wären.  Ist  aber  die 
Verbreitung  so  schwach  und  zeigt  die  Bearbeitung  so  wenig 
Verständnis,  wie  wir  es  sehen  konnten,4)  dann  müssten  sehr 
schwerwiegende  andere  Gründe  hinzutreten,  um  die  Annahme 
einer  praktisch  erheblichen  Benützung  dieser  Quellen  zu  recht- 
fertigen. Solche  Gründe  sind  aber  nicht  nachweisbar.  Der 
Eindruck,  den  wir  aus  der  verhältnismässig  schwachen  Ver- 


')  Es  ist  schon  I.  8.  XVII.  bemerkt  worden,  dass  man  oft  geneigt  ist, 
Keception  anzunehmen,  wo  nur  ein  Ansporn  zu  einer  im  übrigen  selbständigen 
Entwicklung  vorliegt,  sowie,  dass  man  umgekehrt  der  Bedeutung  des  An- 
sporns nicht  gerecht  wird,  daher  die  Selbständigkeit  zu  scharf  betont«  —  Der 
Hauptzweck  der  vorliegenden  Untersuchung  war  die  Feststellung  des  Grades 
und  der  Art  der  Beeinflussung. 

2)  Es  genügt  die  Alterirung  des  deutschen  Rechtsgeistes  durch  die 
spätere  Reception  des  römischen  Rechtes  mit  den  hier  besprochenen  Er* 
scheinungen  zu  vergleichen.  Freilich  kann  man  sagen,  dass  der  hier  bemerk- 
bare Mangel  eines  befriedigenden  Abschlusses  für  die  Schaffung  der  Vor- 
bedingungen der  späteren  Reception  in  die  Wagschale  fiel. 

3)  S.  II.  85  ff. 

<)  S  I.  IDOf.,  t!70ff.  IL  68  ff.,  323  ff.,  356  ff. 
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breitung,  namentlich  besserer  Quellen,  ferner  aus  dem  offen- 
sichtlichen Rückgange  des  Verständnisses1)  gewonnen  haben, 
entspricht  vollkommen  dem  Eindrucke,  den  die  Art  der  Ein- 
wirkung des  römischen  Rechtes  auf  das  germanische  macht. 
Beides  hängt  zusammen.  Die  Frage  Fitting's,2)  wie  man  denn 
dazu  hätte  kommen  können,  von  allen  Wissenszweigen  des 
Altertums  gerade  die  Rechtslehre  preiszugeben,  wird  durch  die 
Desorganisation  des  Römertums,  durch  die  innere  Schwäche 
des  römischen  und  die  Widerstandskraft  des  germanischen 
Rechtes,  schliesslich  durch  die  Einengung  des  Anwendungs- 
gebietes des  römischen  Rechtes  beantwortet.  Ein  Wissenszweig, 
dessen  Früchte  unmittelbar  praktische  Bedeutung  haben,  ge- 
langt unter  Umständen  so  ungünstiger  Art,  von  selbst  in  eine 
weitaus  schlechtere  Stellung,  als  alle  anderen.  Noch  weniger 
als  Fitting's  Auffassung  vermag  die  rein  deductive  Annahme 
FusteTs  de  Coulanges  unparteiischer  Kritik  Stand  zu  halten. 

Besondere  Erwähnung  erfordert  der  Weg,  den  die  italienische 
Schule  —  namentlich  Giov.  Tamassia3)  —  einschlägt.  Sie 
geht  zwar  auch  von  einer  allgemeinen  Voraussetzung4)  aus,  die 
mitunter  das  Urtheil  beeinfiusst  und  beim  Begegnen  von  Ähnlich- 
keiten zwischen  römischem  und  frühmittelalterlichem  Rechte  zu 
oft  Entlehnungen  aus  dem  Vulgarrechte  annehmen  lässt.  Da- 
neben wird  aber  das  methodisch  richtige  Princip  vertreten,  dass 
vorerst  jedes  einzelne  Institut  des  frühmittelalterlichen  Rechtes, 
sowohl  unter  Berücksichtigung  der  vulgarrechtlichen  Form,  als 
auch  der  späteren  mittelalterlichen  Gestalt,  also  ohne  die 


')  Der  Rückgang  war  schon  in  der  Interpretation  zum  Cod.  Theod. 
evident;  leider  ermöglicht  erst  die  neue  Mommsen'sche  Ausgabe  des  Cod. 
Theod.  die  volle  Würdigung  dieses  Rückganges;  die  Ausgabe  konnte  für 
das  vorliegende  Werk  nicht  benutzt  werden.  Als  weitere  Symptome  des 
Verfalles  sind  die  spärliche  Benützung  des  Justinianischen  Rechtes  im 
langobardischen  Italien,  der  gänzliche  Mangel  desselben  im  fränkischen 
Reiche,  die  Stellung  der  Lex  Romana  Visig.,  sowie  das  Übergewicht  der 
Epitomen,  erwähnt  worden. 

«)  S.  II.  87. 

»)  S.  oben  S.  363  ff. 

4)  Nämlich  von  der  Voraussetzung,  dass  das  italienische  Recht,  ebenso 
wie  die  Sprache,  romanisch  sein  müsse;  man  scheidet  dabei  nicht  genügend 
die  Sprach-  und  Culturentwicklung  von  der  Rechtsentwicklnng,  die  doch  — 
namentlich  bei  den  Langobarden  —  eigene  Bahnen  gewandelt  ist. 


Digitized  by  Google 


398 


Mango)  Fast eT scher  Deduction,  untersacht  werden  müsse.  Nur 
muss  bemerkt  werden,  dass,  wenn  auch  die  spätrömische  Ent- 
wicklung zweifellos  als  hochwichtige  Vorstufe  der  mittelalter- 
lichen1) germanischen  zu  betrachten  ist,  ihr  doch  nicht  dieselbe 
Bedeutung  zukommt,  wie  der  Gestaltung  der  germanischen 
Rechtsideen  in  den  Tochterrechten.  Es  wird  durch  sorgfältige 
Heranziehung  des  spätrömischen  Rechtes  eine  nutzliche  Grund- 
lage für  das  Verständnis  des  Mittelalters  in  den  Kreis  wissen- 
schaftlicher Forschung  einbezogen;  die  Gleichstellung  des  vulgar- 
rechtlichen Elementes  mit  dem  germanischen  muss  aber  zu 
falschen  Schlüssen  verleiten.  Denn  es  handelt  sich  hier  nicht 
um  zwei  ebenbürtige  Grundlagen  des  mittelalterlichen  Rechtes; 
die  beiden  Elemente  traten  mit  jener  Verschiedenheit  auf,  wie 
sie,  nach  der  ganzen  Lage  der  Verhältnisse,  jeweils,  zwischen 
den  mitgebrachten,  mehr  oder  weniger  gereiften,  eigenen  Rechts- 
gedanken einerseits,  den  vorgefundenen,  mehr  oder  weniger 
brauchbaren,  Producten  andererseits,  bestehen  musste.  Diese 
Verschiedenheit  war,  je  nach  der  Intensität  der  beiden  Elemente, 
zahlreicher  Abstufungen  fähig;  es  geht  also  nicht  an,  das  Ver- 
hältnis in  eine  stabile  Formel  zu  kleiden,  am  allerwenigsten 
aber,  durch  Annahme  gleicher  Bedeutung,  zu  vereinfachen.  Die 
Ähnlichkeit  gewisser  mittelalterlicher  und  vulgarrechtlicher  Ein- 
richtungen, enthebt  uns  nicht  der  Pflicht,  zu  untersuchen,  ob 
die  betreffenden  mittelalterlichen  Einrichtungen  nicht  dennoch 
selbständig  entstanden  sind,  ob  nicht  der  Einfluss  ähnlicher 
Umstände  in  dem  einen  Falle  das  verfallende,  in  dem  andern 
das  aufstrebende  Recht,  zu  analogen  Resultaten  geführt  hat. 
Man  muss  bei  jeder  derartigen  Ähnlichkeit  auch  fragen,  ob  das 
betreffende  vulgarrechtliche  Vorbild  kräftig  genug  war,  um  den 
Entwicklungsgang  zu  beeinflussen,  ob  es  überhaupt  den  Germanen 
hinlänglich  bekannt  war  und  ob  nicht  dennoch  selbständige 
Ausbildung  vorliegt.  Lässt  sich  aber  ein  Zusammenhang  der 
neuen  Institution  mit  alten  eigenen  Ideen,  oder  gar  mit  alten, 
wenn  auch  weniger  entwickelten,  Einrichtungen  feststellen,  so 
darf  schon  die  Benützung  des  fremden  Vorbildes  wenigstens 
zweifelhaft  erscheinen.   Je  besser  die  neue  Institution  in  das 


')  Freilich  mit  den  von  Brauner  angeregten  Einschränkungen;  s. 
oben  S.  863. 
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Gesamtbild  des  eigenen  Rechtes  hineinpasst,  je  deutlicher  die 
Sporen,  dass  die  eigene  Entfaltung  sich,  aus  äusseren  oder 
inneren  Gründen,  zur  Schaffung  einer  solchen  Institution  durch- 
ringen musste,  desto  begründeter  erscheint  der  vorerwähnte 
Zweifel.  Man  kann  dann  höchstens  an  eine  Anlehnung,  aber 
nicht  an  eine  Entlehnung  im  eigentlichen  Sinne  denken,  an  eine 
Beschleunigung  des  Entwicklungsresultates  und  seiner  Aus- 
prägung unter  Benützung  eines  vorhandenen  Vorbildes,  darf 
aber  den  Gang  der  Entwicklung  materiell  nicht  als  einen  von 
der  eigenen  Basis  abweichenden,  also  nicht  als  fremdrechtlichen 
bezeichnen.  Gewiss  ist  die  Feststellung  von  Erscheinungen,  die 
Anlehnung,  oder  Beschleunigung  des  Entwicklungsresultates  be- 
weisen, nicht  zu  unterschätzen  und  als  Bereicherung  rechts- 
historischer und  rechts  vergleichender  Erkenntnis  zu  betrachten. 
Nur  möge  man  diese  Fälle  nicht  überschätzen  und  bedenken, 
dass  die  Art  und  die  Ursache  der  Verwendung  fremder  Bruch- 
stücke wichtiger  ist,  als  die  blosse  Thatsache,  dass  sie  Ver- 
wendung fanden.1)  — 

Damit  ist  aber  auch  der  grosse  Unterschied  zwischen  diesen 
Vorgängen  und  der  Reception  des  ausgehenden  Mittelalters  ge- 
kennzeichnet. Während  wir  es  hier  bloss  mit  einer  Beschleunigung 
der  Entwicklung  und  mit  der  besprochenen  Beeinflussungsart  zu 
thun  haben,  brachte  die  spätere  Reception  dem  deutschen  Rechte 
ein  in  Form  und  Inhalt  fremdes  Rechtssystem,  in  dem  sogar 
jene  germanischen  Stoffe,  die  die  italienische  Doctrin  dem 
römischen  Rechte  zugeführt  hatte,  römischen  Grundbegriffen 
unterordnet  wurden.  War  noch  die  Arbeit  der  Rechtsschule 
von  Pavia  eine  Leistung  germanischen  Rechtsgeistes,  so  hat  in 
der  Reception  die  Macht  des  geschriebenen  römischen  Wortes 
gesiegt;  das  Bedürfnis  nach  einheitlicher  Rechtsgestaltung  ist 
durch  die  romanistische  und  romanisirende  Wissenschaft,  der  die 
lebendige  Auffassung  des  eigenen  Rechtes  nicht  mit  Erfolg  ent- 
gegentreten konnte,  äusserlich  befriedigt  worden.   In  den  Zeiten, 


*)  Es  muss  daher,  wie  mehrmals  angedeutet  wurde,  in  jedem  Falle 
geprüft  werden,  unter  welchen  Umstünden,  aus  welchen  Gründen  nnd  unter 
welchen  Änderungen  der  fremde  Stoff  eindrang;  ferner,  ob  er  wirklich  neue 
Einrichtungen  schuf,  die  ohne  ihn  nicht  entstanden  wären;  schliesslich,  ob 
er  sich  auf  die  Dauer  in  dieser  Umgebung  behauptet  hat  und  nicht  ver- 
drängt wurde. 
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die  wir  hier  behandelt  haben,  waren  der  Zusammenhang  des 
Rechtes  mit  den  rechtsbildenden  Factoren,  sowie  die  Macht  der 
Tradition,  kräftig  genug,  der  Stand  der  römischrechtlichen 
Wissenschaft  im  Westen  aber  zu  schwach,  um  eine  der  späteren 
ähnliche  Reception  hervorzurufen.  Deshalb  kam  es  wohl  zu 
einer  Weckung  der  vorhandenen  Kräfte,  zu  einer  Bereicherung 
des  Rechtes,  überhaupt  zu  einer  grösseren,  wenn  auch  nicht 
abschliessenden  Entfaltung,  aber  zu  keiner  Entfremdung.1)  — 

V. 

Die  vorerwähnte  Beeinflussung  alter  Keime  und  vor- 
handener Kräfte  haben  wir  an  einzelnen  Institutionen  beobachten 
können.  Überblickt  man  die  gesammte  Bewegung,  die  in  dieser 
Hinsicht  stattgefunden  hat,  so  kann  man,  neben  dem  schon  be- 
rührten Mangel  entsprechenden  Abschlusses,  noch  andere  Merk- 
male wahrnehmen. 

Zunächst  den  unbewussten  Charakter  der  Entwicklung, 
der  diesem  Stadium  eigen  und  durch  innere  und  äussere  Um- 
stände begründet  ist.2)    Damit  hängt  es  zusammen,  dass  das 


*)  An  dieser  Stelle  wären  zwoi  der  älteren  Litteratur  angehörende 
Werke  zu  erwähnen, 'nämlich:  C.  A.  Schmidt:  D.  principielie  Unterschied 
zwisch.  d.  röm.  u.  germ.  R.,  sowie  Fr.  v.  Hahn:  D.  materielle  Überein- 
stimmung d.  r'öm.  u.  germ.  Rechtsprincipien.  Es  ist  natürlich  schwer,  auf 
diese  Werke  einzugehen,  obwohl  dem  Hahn'schen  das  Verdienst  nicht  abge- 
sprochen werden  kanu,  dass  es  Sitte  nnd  Rechtssatz  trennt  und  die  sog. 
ethische  Behandlung  ausscheidet.  Inhaltlich  erscheint  es  aber  noch  mehr 
verfehlt  als  das  Schmidt'sche.  Denn  wenn  Schmidt,  hei  dem  damaligen 
Stande  der  Wissenschaft  die  principiellon  Unterschiede  nicht  richtig  auf- 
fassen konnte,  so  hat  v.  Hahn  vielo  germanische  Einrichtungen  unterschätzt, 
indem  er  sie  als  „Thatsachen"  oder  „Sittensätze"  falsch  beurtheilte,  dafür 
aber  die  scharfe  Präcisirung  römischer  Rechtssätze  abschwächte  und  derart 
die  materielle  Übereinstimmung  herstellte.  Die  Reception  des  römischen 
Rechtes  wurde  sodann  als  Aufsteigen  zu  einer  höheren  Stufe  des  materiell 
identischen  Rechtes  bezeichnet.  Nebenbei  ist  Rechtsprinzip  und  Rechts- 
bedürfnis  nicht  auseinandergehalten  worden. 

2)  Das  Recht  hat  zwar  aufgehört  sacral  zu  sein,  ist  aber  deshalb  noch 
nicht  zu  einem  durchwegs  bewussten  geworden.  In  der  Rechts-  und  Sprachen- 
ge schichte  können  wir  sehr  verschiedene  Bewusstseinszustäude  unterscheiden; 
selbst  wenn  man  z.  B.  mit  Stein thal  <D.  Urspr.  d  Sprache  1 1 3 f . )  Er- 
klärungstfründe  „wie  sie  sich  in  dem  gegenwärtigen  Bewusstsein  finden" 
gelten  lässt,  so  wird  mau  doch  den  Eiufiuss  innerer  und  äusserer  Umstände 
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Rechtslebcn  durch  die  unpräcise  Ausgestaltung  der  meisten 
Institutionen  weniger  behindert  wurde,  als  es  sonst  der  Fall 
gewesen  wäre1)  und  dass  verschiedene  Keime,  deren  man 
sich  kaum  bewusst  war,  erst  unter  dem  Eindrucke  des  Be- 
dürfnisses zur  Geltung  gelangten.2)  Dem  entspricht  auch  das 
Übergewicht  der  Rechtsan Wendung  über  alle  anderen  Arten 


auf  die  jeweiligen  Bewusstseinsgrade  nicht  unterschätzen  und  das  Entstehen 
der  Ideenassociationeu  als  einen  unbewnssten  Vorgang  betrachten.  Namentlich, 
wenn  zn  alten  Ideen  neue  Eindrücke  hinzutreten,  denen  man  im  Rahmen 
des  tbatsächlichen  Bedürfnisses,  also  nicht  aus  irgend  welchen  Erwägungen, 
Rechnung  tragen  inuss,  weil  es  die  Lage  erheischt.  Aus  Nothwendigkeit 
entstehen  da  unbewusste  Ideenassociationen.  Wenn  man  dabei  nicht  in  die 
frühere  sacrale  Corabination  zurück  verfällt,  so  geschieht  das  vornehmlich 
deshalb,  weil  man  einer  neuen  Religion  entgegentritt  aber  ein  inniger 
Contact  zwischen  germanischem  Recht  und  der  Kirche  ist  doch  eingetreten, 
ein  innigerer  als  zwischen  germanischem  und  römischem  Recht. 

')  War  ja  doch  nicht  einmal  das  Verhältnis  zwischen  Köuig  und  Volk, 
zwischen  Richter  und  Gerichtsgemeinde  u.  s.  w.  definirt.  Wäre  man  sich 
dieser  Mängel  bewusBt  gewesen,  dann  hätten  sich  die  Zustände  zuspitzen 
müssen,  man  hätte  nicht  mit  tbatsächlichen  Verhältnissen  auskommen  und 
nicht  so  leicht  den  theoretisch  bedeutsamen  Gegensatz  zwischen  altem  und 
neuem  Rechte  Uberwinden  können;  nur  weil  der  Gegensatz  zum  grössten 
Theile  ein  unbewusster  war,  erfuhr  das  Rechtsleben  nicht  so  grosse 
Störungen;  als  unwillkürlicher,  gestaltete  sich  der  ganze  Vorgang  leichter. 

3)  Man  darf  hier  mit  v.  I bering  (Geist  d.  röm.  R.  I.4  35)  sagen,  dass 
die  Kenntnis  der  Rechtosätze  nur  das  Abbild  des  Bewnsstseins  der  Zeit 
von  ihrem  Rechte  giebt,  aber  kein  vollständiges  Bild  des  Rechtes  selbst. 
Das  Recht  ist  natürlich  umfang-  und  inhaltsreicher,  als  die  Rechtssätze. 
Die  Anschauung,  die  ein  Volk  von  seinem  Rechte  hat,  ist  nicht  identisch 
mit  dem  wirklichen  Bestände  (s.  Bierling:  Jurist.  Principienlehre  I.  7.); 
denn  es  ist  sich  mancher  Rechtsideen  gar  nicht  bewusst;  z.  B.  weil  noch 
keine  Gelegenheit  war.  diese  vorhandenen  Recbtsideen  zu  entfalten,  oder 
überhaupt  an  die  Oberfläche  treten  zu  lassen.  Kommt  nun  eine  solche  Ge- 
legenheit, z.  B.  eiuo  Umwälzung,  durch  die  aber  das  eigene  Recht  dennoch 
nicht  gebrochen  wird,  dann  tritt  aus  der  Vorrathskammer  manches  hervor, 
dessen  mau  sieb  nicht  bewusst  war.  Umgekehrt  kann  ein  Volk  gewisse 
Rechtseinrichtungen  subjectiv  Uberschätzen  und  als  Lebensnerv  betrachten, 
obwohl  die  weitere  Entwicklung  beweist,  dass  die  Existeuz  auch  ohne  diese 
Einrichtung  möglich  ist;  dies  gilt  z.  B.  für  die  germanische  Volksverfassung 
und  für  die  Volksversammlung,  deren  Rückgang  lange  nicht  so  Verhängnis- 
voll  war,  wie  man  es  bei  der  Popularität  dieser  Einrichtungen  hätte  an- 
nehmen können.  Wir  haben  beobachtet,  dass  viele,  anscheinend  neue,  Producte 
bloss  als  neuartige  Entwicklung  alter  Ansätze  erscheinen,  als  Entfaltung 
unbewusster  Keime. 

v.  Halban.  Köm.  Hecht  in  den  germ.  Volk  »Staaten.  IIL  2G 


402 


der  Rechtsbildung,1)  insbesondere  die  geringe  Autorität  der 
Rechtsschöpfung  auf  gesetzgeberischem  Wege,  sowie  die 
Unzulänglichkeit  juristischer  Bearbeitung  und  juristischer  Auf- 
fassung. 

So  wie  die  Entstehung  der  Rcchtsaufzeichnungcn  unbe- 
wußten Inipulsen  entsprang,2)  so  ist  auch  das  römische  Beispiel 
hier  uur  von  formeller  Bedeutung  gewesen.3)  Die  germanischen 
Aufzeichnungen  dienten,  wenn  man  von  manchen  Theilen  des 
westgothischen  Rechtes,  von  wenigen  Bestimmungen  des  lango- 
bardischen  Edictes,  vom  Edictum  Theodorici,  sowie  von  einzelnen 
karolingischcn  Capitularien,  absieht,  weder  dem  Zwecke  plan- 
voller Codification ,  noch  auch  voller  Zusammenfassung  des 
Volksrcchtes.  Deshalb  bieten  sie  keine  Übersicht  darüber,  was 
die  Völker  und  ihr  Rechtsgeist  zu  schaffen  fähig  waren,  sondern 
bloss  eine  Reihe  einfacher,  natürlicher  Bilder,  die  der  augen- 
blicklichen Stimmung,  den  herkömmlichen  Anforderungen  der 
Rechtsanwendung  und  dem  Stande  der  technischen  Mittel  ent- 

')  Die  Rolle  der  einseinen  Gesetzgeber  und  ihres  absichtlichen  Handelns 
ist  nicht  schwerwiegend,  jedenfalls  geringer  als  man  bei  dieser  Umwälzung 
erwarten  sollte,  wenn  die  Kechtseut Wicklung  eine  voll  bewusste  gewesen 
wäre.  Neuerungen  greifen  nur  dann  durch,  wenn  sie  dem  Bedürfnisse  ent 
sprechen;  sonst  vermögen  sie  sich  nur  unter  weitgehenden  Änderungen  xu 
behaupten.  Daher  ist  die  Anwendung  wichtiger  als  die  Statuirung,  die, 
falls  sie  nicht  durchdringt,  als  Kechtsexperiment  bezeichnet  werden  darf.  — 
Wenn  man  in  der  Hecht sgeschichte  den  wirklichen  Geschehnissen  —  richtiger- 
weise —  grössere  (um  nicht  zu  sagen  einzige)  Bedeutung  beimessen  soll, 
so  muss  jener  Factor,  der  dem  Rechtsgedanken  Rechtseigenschaft  ver- 
leiht, in  den  Vordergrund  gerückt  werden;  dies  geschieht  aber,  in  den  hier 
behandelten  Fällen,  nicht  durch  Sntzuug,  sondern  durch  Auweudung  in  der 
Rechtssprechung;  sie  ist  entscheidend;  denn  häufiger  sind  die  Beispiele,  in 
denen  die  Satzung  vor  dem  Brauch,  als  der  Brauch  vor  der  Satzung  einhielt, 
weder  das  spätere  Westgothenrecht  noch  die  weitgehenden  karolingiscben 
Neuerungen  sind  durchgedrungen;  das  Aufleben  zurückgedrängter  Elemente 
im  spanischen  Rechte,  die  Überwindung  so  mancher  karolingischen  Reform 
durch  das  deutsche  uud  französische  Recht,  sprechen  für  die  Schwäche  der 
Anwendung  zu  weit  gehender  Neuerungen,  gegenüber  der  Kraft  des  alten, 
offenbar  durch  traditionelle  Anwendung,  besser  geschützton  Rechte?. 

2)  S.  oben  S.  17  ff. 

3)  Es  vermochte,  angesichts  der  Schwächung  der  römischen  Gesetz- 
gebung, der  Gesetzgebungsidee  bei  den  Germanen  zu  keinem  entscheidenden 
Siege  zu  verhelfen;  s.  oben  S.  374. 
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sprachen.1)  Die  technischen  Mittel  selbst  waren  allerdings 
römisch;  aber  trotz  römischer  Travestie  blieb  das  Verhältnis 
zwischen  Gesetz  and  Gewohnheitsrecht  anrömisch.2)  In  praktischer 
Hinsicht  vermochte  übrigens  die  so  geartete  Gesetzgebung  ihre 
Aufgaben  verhältnismässig  besser  zu  erfüllen,  als  es  bei  materieller 
Befolgung  römischer  Vorbilder  geschehen  wäre.  Die  Anordnungen 
sind  klar  und  unzweideutig;  ')  sie  enthalten  directe  Befehle,  be- 


')  Hieron  sind  freilich  organisatorische  Maassregeln,  die  die  Stellung 
der  Römer,  ihr  Zusammenleben  mit  den  Germanen  u.  s.  w.  betreffen,  auszu- 
nehmen; da  ist.  bewusster  Plan  vorhanden. 

2)  Die  Einzeluntersuchung  (s.  oben  8.  193 ff.)  lehrt,  dass  die  Entwicklung 
des  Hechtes  und  das  Verhältnis  seiuer  materiellen  Quellen  bei  jedem  Volke 
anders  ausfällt,  sowie  dass  der  von  der  rechtahistorischen  Schule  auf- 
gestellte Gegensatz  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht,  der  natur- 
rechtlichen  Befangenheit  und  einer  unhistorischen  Sucht  nach  festen  Kategorien 
entspricht,  daher  durch  die  neuere  Kritik  m.  R  gerügt  wird. 

Es  ist  schon  oben  das  Übergewicht  der  Rechtsanwendung  Uber  die 
Kechtssatzung  erwähnt  worden.  Die  vielfachen  Einschärfun  gen  (z.  B.  Bann- 
hussen) beweisen,  wie  schwor  es  war  Geaetzesrecht  durchzuführen;  der  ein- 
fache Gesetzesbefehl  reichte  nicht  hin.  Wohl  ist  bei  einzelnen  Völkern  eine 
Schwächung  des  Gewohnheitsrechtes  bemerkbar,  namentlich  da  die  Übung 
desselben  nicht  mehr  ganz  in  den  Händen  derjenigen  ruhte,  die  das 
Gewohnheitsrecht  ausgebildet  hatten,  sondern  in  den  Händen  von  Organen, 
die  dem  Königtum  näher  standen.  Aus  dieser  Schwächung  hat  aber  nicht 
das  Gesetzesrecht,  sondern  Autorität  und  Willkür  der  betreffenden  Organe 
Vortheil  gezogen.  Es  ist  zu  keinem  genau  präcisirten  Verhältnisse  zwischen 
Gesetz  und  Gewohnheitsrecht  gekommen,  wobei  auch  der  Umstand,  dass 
mehrere  Factoren  an  der  Schwächung  des  alten  Gewohnheitsrechtes  interessiert 
waren,  in  die  Wagschale  fiel.  Wo  es,  wie  boi  den  Westgothen,  zu  einer 
Einigung  zwischen  Staat  nnd  Kirche  kam,  die  an  der  Schwächung  des 
Gewohnheitsrechtes  interessirten  Factoren  also  zusammenwirkten,  hat  die 
Gesetzesidee  grössore  Fortschritte  gemacht;  ähnliche  Tendenzen  weist  die 
Entwicklung  in  karolingischer  Zeit  auf.  aber  ohne  Erfolg,  da  die  der  Staats- 
idee abträglichen  Kräfte  schon  zu  mächtig  waren  und  den  Sieg  der  Gesetz- 
gebung erschwerton.  —  Für  die  theoretische  Behandlung  des  entwicklunga- 
historischen  Verhältnisses  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht  s.  Wundt: 
Völkerpsychologie  I.  26 ff.,  sowie  Neukamp  in  Arch.  f.  bgl.  R.  XII.  92 ff., 
ferner  die  Werke  von  Bergbohm,  Bierling,  Neukamp  und  Brie. 
Rechtsdogmatisch  bietet  das  Problem  in  unserem  Falle  grosse  Schwierigkeiten, 
weil  die  gleichzeitigen  Wandlungen,  die  Bereicherung  des  Rechtslebens, 
dio  sociale  Differenzirnng,  die  territorialen  Änderungen  u.  s.  w.  Veränderungen 
der  Ideenassociationen  hervorrufen  und  das  Verhältnis  der  Stabilitätsfactoren 
zu  den  Veränrieriingsfactoren  fortwährend  verschieben. 

3)  Wir  sehen  natürlich  von  redaktionellen  Zweideutigkeiten  ab. 
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ziehungsweise  Strafandrohungen.  Allerdings  wurde  dadurch, 
dass  den  meisten  Anordnungen  spezielle  Thatbestande  zu  Grunde 
lagen,  die  Anwendbarkeit  der  Anordnungen  eingeschränkt ;  aber 
wenigstens  für  die  Fälle,  denen  die  Normen  galten,  also  für 
typische  Fälle,  war  zweifellose  Anwendung  möglich,  für  andere 
war  durch  eine  derartige  Gesetzaufzeichnung  die  Elasticitat  der 
Entwicklung  weniger  behindert  als  durch  Normen  allgemeiner  Art. 

Neben  dieser  ganz  unrömischen  Unzulänglichkeit  der  Gesetz- 
gebung und  im  Zusammenhange  mit  ihr,  haben  wir  das  ebenfalls 
unzulängliche  Rechtsverständnis  erwähnt.  Die  Rechtsauffassung 
ist,  mit  Ausnahme  des  späteren  Westgothenrecbtes,  eine  laien- 
hafte. $ie  hat  zwar  den  divinatorischen  Standpunkt  überwunden, 
ist  aber  eine  äusserlicho  geblieben  und  reichte  für  eine  systematische 
Durchbildung  nicht  hin,  noch  weniger  für  die  Begründung  eigener 
Jurisprudenz.1) 

Somit  besteht  der  Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  wohl  in 
der  Anbahnung  der  Gesetzgebung  und  in  der  Erschütterung 
volksrechtlicher  Rechtsschaffung,  aber  der  der  Rechtsentwicklung 
noch  anhaftende  unbewusste  Charakter  hat  den  Sieg  dieser 
fortschrittlichen  Ansätze  verhindert.  — 

Es  haftet  ferner  dem  Rechte  ein  nur  wenig  überwundener 
Subjectivismus  an.  Die  subjective  Empfindung  ist  die  primäre: 
erst  nach  und  nach  geht  man,  je  mehr  die  unbewusste  Basis 
verlassen  wird,  der  objectiven  Rechtsauffassung  entgegen,  indem 
man  den  Standpunkt  der  Gruppenordnung  und  der  durch  die- 
selben vertretenen  Interessen  höheren  Zwecken  unterordnet;2) 


')  Für  das  Verhältnis  zwischen  Recht  und  Jurisprudenz  kommt  in 
Betracht,  dass  das  „vorvolkliche  Recht*  (wir  bedienen  uns  da  der  Terminologie 
Lei  st' a;  s.  Altarisches  Jos  civ.  II.  1  ff.)  durch  die  Staatsordnung  nicht 
beseitigt  wurde  und  einen  Stoff  bildete,  dem  die  röniisch-kirchliche  Rechts- 
technik (und  eine  andere  gab  es  ja  nicht)  schwer  beikommen  konnte.  Dieser 
Umstand  hat  natürlich  der  fremdrechtlichen  Beeinflussung  Hindernisse  bereitet 

8)  Man  kann  im  Rechte,  ebenso  wie  in  der  Sprache,  eine  eigenartige 
Verbindung  des  objectiven  und  subjectiven  Elementes  beobachten,  die  in 
diesem  Falle  auf  dem  Zusammenhang  des  Denkens  mit  dem  Sprechen,  in 
jenem  Falle  auf  dem  Zusammenhang  des  Rechtsbedürfnisses  mit  der  Rechts- 
änsserung  (Rechtshandlung,  Rechtsprechung  und  Rechtssatzung)  beruht.  £s 
giebt  also  eigentlich  kein  rein  subjectives  Recht,  wohl  aber  die  Möglichkeit 
eines  Übergewichtes  des  subjectiven  Elementes  über  das  objective.  Der 
Subjectivismus  der  Germanen  vertragt  sich  mit  der  Gruppenstructur,  so 
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doch  wird  dadurch  noch  immer  nicht  der  objective  Standpunkt 
erreicht,  wie  er  nur  einem  starken  Staatswesen  entsprechen 
würde;1)  denn  der  individualistische  Zug  erschwert  diese  Ent- 
wicklung.2) — 


lange  das  individuelle  Interesse  mit  dem  Oruppeniuteresse  in  Einklang  ge- 
bracht werden  kann;  wo  dies  nicht  mehr  der  Fall  ist.  wird  das  G rappenband 
gesprengt  und  das  Individuum  freier,  woraus  aber  in  den  meiston  Fällen 
keine  Ausbildung  directer  Rechtsbeziehungen  zwischeu  Staat  und  Individuum 
hervorgeht;  s.  oben  S.  323.  Subjectivismus  und  Individualismus  hängen  hier  so 
zusammen,  dass  für  eine  sonst  gebotene  Scheidung  beider  Begriffe,  Schwierig- 
keiten bestehen.  Es  bedarf  natürlich  keiner  Erörterung,  dass  Subjectivismus 
und  Individualismus  dennoch  mit  einem  weitgehenden  Altruismus  verträglich  sind. 

')  Im  römischen  Rechte  offenbarto  sich  der  Gegensatz  zwischen  sub- 
jectivem  und  objectivem  Rechte  vornehmlich  auf  privatrechtlichem  Gobiete, 
da  auf  öffentlichrechtlichem  das  subjective  Element  sehr  schwach  vertreten 
war.  Den  Germanen  fehlt  der  allgemeine  Begriff  des  objectiven  Rechtes, 
daher  spielt  das  subjective  Element  auch  auf  öffentlichrechtlichem  Gebiete 
eine  bedeutendere  Rolle.  Wohl  bot  das  alte  sacrale  Recht  die  Grundlage 
für  dio  Entwicklung  einer  über  den  Individuen  schwebenden,  objectiven, 
Rechtsordnung;  aber  dieser  Ansatz  ist  durch  die  Überwindung  des  heiduisch- 
sacralen  Rechtes  vernichtet  und  durch  das  Christentum  noch  nicht  voll  ersetzt 
worden.  Aufzeichnungen  und  Satzungen  haben  zwar  der  objectiven  Rechts- 
auffassung eine  neue  Basis  gegeben;  aber  die  mangelnde  Ausbildung  der 
Gesetzgebungsgewalt  vermochte  dem  Rechte  in  den  meisten  Fällen  den 
Charakter  des  „pactum*,  d.  h.  einer  durch  den  Willen  der  Genossen  ge- 
tragenen Schöpfung,  nicht  zu  benehmen.  So  hat  also  die  schwache  Staats- 
idee den  Gegensatz  zwischen  objectivem  und  subjectivem  Rechte,  ferner  die 
Unterordnung  des  zweiten  unter  das  erstere,  nicht  hervortreten  lassen. 

2)  Es  ist  oben  (S.  404.  A.  2.)  erwähnt  worden,  dass  in  der  Gruppenstructur 
das  Individuum  weniger  hervortritt,  weil  die  homogenen  Verbältnisse  den 
Einklang  der  Gruppeninteressen  mit  den  individuellen  Bedürfnissen  und  Vor- 
theilen ermöglichen.  Erst  wenn  dieses  Gleichgewicht  erschüttert  ist.  tritt 
der  Individualismus  auch  der  Gruppe  gegenüber  auf,  hält  aber  dennoch  dem 
inzwischen  stärker  gewordenen  staatlichen  Gefttge  Stand.  Darin  eben 
äussert  sich  der  germanische  Individualismus  und  Subjectivismus,  dass  die 
Schwächung  der  alten  Verbände  dem  Staate  noch  keinen  vollen  Vortheil 
bringt  und  dass  mau  den  Rückfall  in  das,  wenn  auch  andersgeartete,  Verbands- 
wesen (Orundherrschaft  u.  s.  w.)  dem  Fortschritte  der  Staatsidee  vorzieht. 
Jede  Stärkung  der  Staatsgewalt  wird,  namentlich  durch  die  mächtigeren 
Elemente,  behindert.  Während  z.  B.  der  römische  Patriziat  sich  mit  den, 
auch  gegen  ihn  gerichteten,  Fortschritten  des  Staates  abfand  und  denselben 
andere  Vortbeile  abgewann,  hat  der  germanische  Adel  diese  Fortschritte 
durchkreuzt  und  seine  Vortheile  durch  Zersetzung  der  Staatsentwicklung 
gesucht.  Die  subjective  Auffassung  war  so  stark,  dass  sie  selbst  einen 
eventuell  günstigen  Ausgleich  nicht  zuliess. 
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Ein  weiteres,  den  erwähnten  Eigenschaften  entsprechendes 
Merkmal  dieser  Entwicklungsstufe  ist  die,  selbst  in  den  Auf- 
zeichnungen hervortretende,  formalistische  Auffassung  der 
einzelnen  Rechtsverhältnisse  und  die  noch  immer  schwache 
Abstractionsfähigkeit.  Leichter  als  einem  allgemeinen 
Principe,  fügen  sich  die  Germanen  formellen  Einzelnonnen,  die 
sich  den  betreffenden  Rechtsverhältnissen  anpassen,  daher  auch 
der  subjectiven  Empfindung,  die  nicht  in  der  Lage  ist  auf  einen 
inneren  Zusammenhang  formell  verschiedener  Rechtsfalle  einzu- 
gehen, besser  entsprechen,  als  eine  allgemeine  und  abstracte 
Regel.*) 

Wir  hatten  Gelegenheit  wahrzunehmen,  welche  Kraft  noch 
immer  dem  Formalismus  in  dieser  Zeit  eigen  war;  sie  äusserte 
sich  nicht  nur  in  dem  Festhalten  an  alten  Formen  und  Symbolen, 
sondern  noch  bedeutsamer  in  den  Fesseln,  welchen  selbst  die 
Ausgestaltung  des  Rechtes  verfiel.2)  Formalismus  und  Symbolismus 


Denselben  Zag  sehen  wir  im  Strafrechte,  nämlich  in  dem  Übergewichte 
des  privatstrafrechtlichen  Gedankens,  in  der  materiellen  Beurtheilung  des 
Thatbestandes  vom  Standpunkte  des  Geschädigten,  in  der  Hartnäckigkeit 
der  Fehde  o.  s.  w.  Da  fand  freilich  eine  Reihe  von  Fortschritten  statt,  aber 
ebenfalls  kein  definitiver  Sieg. 

l)  Es  ist  schon  (s.  oben  S.  402)  bemerkt  worden,  dass  die  germanischen 
Rechtsaufzeichnungen,  abgesehen  von  den  erwähnten  Ausnahmen,  in  der 
Regel  keine  planvolle  oder  erschöpfende  Zusammenfassung  boten,  sowie,  da» 
den  meisten  Anordnungen  spezielle  Thatbestände  vorschwebteu  Dieses 
gesetzgeberisch  ungenügende  System,  das  dem  Übergewichte  der  Recht- 
sprechung und  Recbtsan Wendung  (s.  oben  S.  402.  A.  1.)  entspricht,  beruht 
nicht  auf  jener  Individualisirungsfähigkeit,  die  man  als  höchste  Richter- 
eigenschaft zu  betrachten  hat,  sondern  auf  dem  schwachen  Abstractioos- 
vermögen  und  auf  dem  vorbesprochenen  Subjectivismus,  dem  die  Casnistik 
näher  liegt,  als  jede  andere  Art.  Somit  besteht  zwischen  subjectiver  Auf- 
fassung und  casuistischer  Normirung  einerseits  und  der  mangelnden 
Abstractionskraft  andererseits  eine  innere  Beziehung. 

■)  So  z.  B.  werden  strafrechtliche  Thatbestände  vermehrt;  aber  innerhalb 
der  neuen  Kategorien  wird  nicht  individualisirt,  sondern  formalistisch  an 
dem  Typus  festgehalten;  hierher  gehört  auch  die  Behandlung  der  Absicht 
und  des  Versuches,  wo  die  Casuistik  eine  Differenzirung  anbahnt,  die  aber 
formalistisch  erstarrt  (s.  III.  268.);  ebenso  die  formalistische  Bestimmung 
der  Delicte  (s.  III.  272.).  Auch  die  Fortschritte  des  Zeugenbeweises  haben 
den  Formalismus  nicht  überwanden  (s.  III.  291.)  und  sogar  im  Privatrechte 
ist,  trotz  dessen  grosser  Bereicherung,  die  Bedeutung  der  typischen  Formen 
unverhältnismässig  wenig  geschmälert  worden  (s.  III.  304.  A.  2.  und  332  f.). 
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bezwecken  die  deutliche  Veranschaulichung  der  Theile,  aus  denen 
sich  die  Rechtshandlung,  oder  das  Rechtsverhältnis,  zusammen- 
setzt;1) etwa  so,  wie  die  Geberdensprache  den  Satz  und  dessen 
Bestandteile  veranschaulicht. 

Aber  ebenso,  wie  die  Geberdenspracbe  keine  logische  Syntax 
ermöglicht,  ebenso  erschweren  Formalismus  und  Symbolismus 
die  Bildung  abgerundeter  Begriffe.  Die  Form  und  das  zu  ihrer 
Unterstützung  dienende  Symbol,  finden,  so  wie  die  Geberde, 
ihre  innere  Begründung  in  der,  wenigstens  für  die  typischen 
Fälle  zutreffenden,  Übereinstimmung  zwischen  dem  Gedanken 
und  seiner  äusseren  Veranschaulichung.  Sie  werden  anerkannt 
als  Gewähr  deutlicher  Unterscheidung  der  Rechtsverhältnisse 
untereinander2)  und  beherrschen  daher,  so  lange  sie  im  Vorder- 
grunde bleiben,  die  Entwicklung  in  der  Weise,  dass  die 
formelle  Unterscheidung,  beziehungsweise  Verbindung,  das 
Übergewicht  behält  und  der  begriffliche  Zusammenhang  formell 
verschiedener  Rechtsverhältnisse,  nicht  hervortritt.    Wir  haben 


Ebenso,  wie  wir  in  der  vor.  Aum.  auf  die  innere  Beziehung  zwischeu  Sub- 
jectivisrous,  Casuistik  und  Schwäche  der  Abstraction  hingewiesen  haben, 
ebenso  darf  man  hier  auf  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  Casuistik 
und  Formalismus  hinweisen. 

l)  Der  Veranschaulichungszweck  ist  ein  formalistischer  Zweck  (s.  III. 
282.  A.  1.)  und  da  ist  es  besonders  interessant,  dass  selbst  das  später  ent* 
wickelte  Immobiliarverfahren  diesen  Charakter  beibehielt  (1.  c).  Das 
Bedürfnis  der  Veranschaulich uug  ist  aber  auch  im  Sachenrechte  (s.  III.  826 f.) 
und  sogar  im  Obligationenrechte  (s.  III.  330.  A.  2  und  4,  333.  A.  1,  334. 
A.  1.)  sehr  stark. 

Es  ist  übrigens  sehr  natürlich,  dass  das  Eingreifen  der  Rechtshilfe 
an  die  Voraussetzung  der  deutlichen  Veranschaulichung  geknüpft  war. 
Wenn  wir  bedenken,  dass  man  es  auch  heute  noch  bei  manchen  Rechts- 
verhältnissen für  uugeeignet  hält,  dieselben  vor  ein  äusseres  Forum  zu  ziehen, 
erscheint  uns  die  formalistische  Erschwerung  der  äusseren  Wirksamkeit 
undeutlich  veranschaulichter  Rechtsverhältnisse  erklärlich,  namentlich  bei 
der  geringeren  Autorität  des  Staates  und  des  Gerichtes.  Hinzu  tritt,  dass 
auch  heute  Rechtsverhältnisse  ohne  Rechtshilfe  dennoch  gut  besteben.  Wir 
dürfen  alsoannehmeu,  dass  die  formalistische  Erschwerung  äusserer  Wirksamkeit 
vielleicht  praktisch  weniger  beengend  war,  als  man  annehmen  sollte.  Dies 
würde  erklären,  dass  eine  allgemeine  Bereicherung  des  Rechtslebens  und 
namhafte  Fortbildung  eintreten  konnte,  trotz  des  Formalismus  und  ohne 
Überwindung  desselben. 

a)  Von  Formalismus  und  herkömmlichen  Bräuchen  umgeben,  bewegt 
man  sich  sicher  in  allen  Lagen. 
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es  mit  zahlreichen  Symptomen  dieser  Auffassung  zu  thun;1) 

»)  Mao  IUU88  natürlich  die  Vereinigung  verschiedener  concreter  Rechts- 
verhältnisse, die.  sei  es  auf  subjectivistiscber,  sei  es  auf  formalistischer 
Basis  erfolgt,  von  der  Erscheinung  einheitlicher,  abgeschlossener  Begriffe 
trennen.  So  z.  B.  wird  man  mit  Heus ler  annehmen  dürfen,  dass  Munt  und 
Uewere  äusserlich  einheitlich  auftreten ;  dennoch  siud  es  keine  Abstractionen, 
sondern  Vereinigungen  verschiedener  concreter  Rechtsverhältnisse,  für  welche 
die  subjective  Gewalt  des  Berechtigten  die  einigende  Grundlage  abgiebt: 
von  diesem  Standpunkte  "werden  öffentlichrechtliche  und  privatrechtliche  Be- 
fugnisse verbunden;  die  begriffliche  Unzulänglichkeit  dieser  auf  einem 
äusseren  Momente  ruhenden  Vereinigung  geht  daraus  hervor,  dass  die  Ent- 
wicklung der  concreten  Mundialverhältnisse  sich  durch  Schiuälerung  des 
Grundbegriffes  vollzieht;  s.  Heusler  1.  c.  I.  108.  Dasselbe  gilt  von  der 
scheinbaren  Abstraction  der  Gewere;  es  genügt  mit  Heusler  (1.  c.  I.  3y5) 
darauf  hinzuweisen,  dass  „die  Römer  hinter  die  blosse  Detention  kein 
dingliches  Recht  als  die  Abstraction  derselben  stellen",  währeud  die  Germanen 
keine  eigentliche  Detention  unterscheiden,  „sondern  nur  eine  Gewere,  deren 
rechtliche  Abstraction  ein  dingliches  Recht  sein  muss",  um  in  Verbindung 
damit,  was  derselbe  Forscher  an  anderer  Stelle  (1.  c.  II.  7.)  und  namentlich 
Gierke  (Priv.  R.  II.  Iff.;  vgl.  hier  LH.  324)  sagen,  zur  Überzeugung  zu 
gelangen,  dass  auch  hier  keino  Abstraction  vorliegt;  daneben  kommt  die 
scharfe  Trennung  des  Sachenrechtes  an  Mobilien  und  Immobilien  iu  Betracht 
die  uur  im  westgothischen  Rechte  einer  abstracten  Gestaltung  gewichen  ist 
Wichtig  erscheint  die  Verbindung  sachenrechtlicher  und  obligatiouenrechtlicher 
Elemente  in  der  Rolle  des  Salinanns,  der  concreto  Charakter  der  Zweck- 
schenkung und  überhaupt  der  Mangel  eines  allgemeinen  Alienationbegriffea, 
sowie  die  Verschiedenheit  privatrechtlicher  Kolgen  im  Pfandrechte  je  nach 
den  processrecht liehen  Grundlagen  (s.  III.  329),  also  ans  formellen  Gründen. 
Ähnlich  im  Obligationenrechte.  Es  ist  für  die  Wadia  bezeichnend,  dau 
ihre  Anwendung  mit  mehreren  juristischen  Vorgängen  verkettet  wird,  welch« 
an  und  für  sich  gar  nicht  zusammengehören  (s.  Val  de  Lievre:  Launegild 
188);  verschiedene  Rechtsgeschäfte  setzen  sich  um  die  Wadia  „wie  um  einen 
gemeinsamen  Krystallisationspunkf  an ;  sowohl  Launegild  als  Wadia  treten 
nicht  nur  bei  verschiedenen  Rechtsgeschäften,  sondern  auch  in  verschiedener 
Function  auf  (als  essentiale  negotii,  als  Beweis,  als  Arrha  u.  s.  w.);  an  der 
Hand  der  Ausführungen  Val  de  Lievre's  wird  es  klar,  welche  Rolle  das 
rein  äusserliche  Moment  als  Bindemittel  grundverschiedener  Institutionen 
spielte;  s.  auch  Schupfer  in  Arch.  giur.  XXXI.  613f.  Auch  im  Familien- 
rechte begegnen  wir  analogen  Erscheinungen.  Im  Anschlüsse  daran,  was 
über  die  Munt  gesagt  wurde,  kommt  die  Anlehnung  der  Herrengewalt  über 
Knechte  an  die  Familienmunt  in  Betracht.  Es  fehlt  eine  einheitliche  Be- 
stimmung des  Begriffes  der  Verwandtschaft,  die  vielmehr,  je  nach  dem 
speciellen  Zwecke,  verschieden  berechnot  wurde  (s.  F ick  er:  Erbenfolge  L 
472.),  ferner  fohlt  ein  einheitliches  Repräsentationsrecht  (Ficker  1.  c.  IL 
106.).  Abstracto  Merkmale  weist  der  Treuebegriff  auf;  Sickel  in  Gött. 
gel.  Anz.  1890,  S.  213. 
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sie  dehnt  sich  sogar  auf  einen  Theil  der  neuen  Entwicklung 
aus. l) 

Je  lebendiger  der  Einzeleindruck  auftritt,  desto  schwerer 
gelangt  man  zur  Abstraction.  Ein  Recht,  das  im  allgemeinen 
an  den  äusserlich  wahrnehmbaren  Erscheinungen  festhält,  reagirt 
zwar  entsprechend  auf  kräftige  Anregungen,  wie  sie  hier 
namentlich  von  den  neuen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  aus- 
gehen; diese  Anregungen  fördern  die  Entwicklung  neuer  Rechts- 
verhältnisse, aber  vorläufig  noch  nicht  deren  Verallgemeinerung; 
die  Mehrung  des  Rechtsreichtums  hat  die  Möglichkeit,  aus  den 
immer  zahlreicheren  Einzelvorstellungen  Begriffe  zu  abstrahiren, 
vorläufig  eher  erschwert  als  beschleunigt.-)    An  den  langsamen 


Auch  im  Process-  und  Strafrechte  gilt  dasselbe.  Namentlich  ist  der 
Process  um  Liegenschaften  in  dieser  Beziehung  iuteressaut;  man  sieht  da, 
wie  sich  die  Einzelthcile  aneinander  reihen,  ohne  dass  eine  begriffliche 
Synthese  entsteht.  Die  rein  änsserliche  Bestimmung  strafrechtlicher  That- 
bestände  ist  schon  erwähnt  (s.  oben  S.  406.  A.  2.);  hierher  gehört  auch  die 
äusserliche  C'ombination  politischer  Verbrechen  (III.  273.  A.  4.)  und  die 
Entwicklung  des  Strafensystems  aus  der  alten  einheitlichen  Grundlage  der 
Friedlosigkeit ;  a.  III.  273. 

»)  Einzelnes  davon  ist  schon  in  der  vorigen  Anm.  erwähnt.  Hier  wäre 
noch  zu  verweisen  auf  die  separate  Entwicklung  des  Immobiliarsacheurechtes 
und  deren  Einfluss  auf  das  Erbrecht;  os  giebt  weder  eiu  einheitliches  Sachen- 
recht, noch  ein  einheitliches  Erbrecht;  in  diesem  Falle  war  daher  gorade  die 
fortschrittliche  Entfaltung  des  Rechtslebens  der  Verallgemeinerung  der  Be- 
griffe abträglich,  weil  die  Fähigkeit  abstracto  Begriffe  zu  bilden,  nicht  hin- 
reichte. Es  ist  (II.  184)  erwähnt  worden,  dass  der  Gairetbinx,  trotz  römischer 
Details  im  langobardischen  Obligationenrechte,  die  Verallgemeinerung  der 
Begriffe  auf  diesem  Gebiete  störte  und  wir  haben  analoge  Erscheinungen  an 
der  Entwicklung  des  fränkischen  Obligationenrechtes  wahrgenommen  (III. 
332.).  Es  bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  dass  wir  es  hier  mit 
dem  engsten  Zusammenhange  zwischen  Formalismus  und  Abstractionsmangel 
(s.  oben  S.  406.  A.  1.)  zu  thun  haben;  so  z.  B.  beruht  die,  für  Privat-  und 
Strafrecht  gleich  wichtige.  Schablonisirung  des  Schadensersatzes,  Bowohl  auf 
dem  Formalismus,  der  zur  Feststellung  typischer  Fälle  drängt,  als  auch  auf 
dem  Abstractionsmangel,  der  eine  Verallgemeinerung  des  Schadensbegriffes 
hindert.  Man  findet  Gierke's  Bemerkung  (Genoss.  R.  II.  462;  s.  auch 
475),  dass  das  Allgemeine  im  Kleide  des  Besonderen  und  das  Besondere  mit 
dem  Ansprüche  auf  allgemeine  Giltigkeit  auftritt,  gerechtfertigt. 

a)  Wir  haben  dies  an  der  (s.  vorige  Anm.)  erwähnten  Abzweigung 
der  beiden  Theile  des  Sachenrechtes  bemerkt.  Im  allgemeinen  erfolgte,  durch 
die  Vermehrung  von  Thatbeständen,  natürlich  eine  Erweiterung  dos  Rechts- 
lobens und  der  Rechtsprechung.   Dennoch  ist  es  fraglich,  ob  man  hier 
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Fortschritten  der  System  atisirung  und  Abstractionsbildung  im 
römischen  Rechte,  kann  man  die  grossen  Schwierigkeiten,  die 
hier  vorherrschen,  crmessen,  sowie  die  Gefahren  des  Rückfalles.1) 
Schwer  fallt  es,  die  Einzelerscheinungen  als  Symptome  eines 
gemeinsamen  Princips  aufzufassen.  So  wie  man  sprachlich,  selbst 
noch  heute,  eine  und  dieselbe  Sache,  je  nach  dem  Entwicklungs- 
stadium, in  dem  sie  sich  augenblicklich  befindet,  mit  verschiedenen 
Namen  bezeichnet  und  den  dem  Wesen  dieser  Sache  entsprechenden, 
allgemeinen  Namen  weit  seltener  anwendet,2)  ebenso  geschieht 
es  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes;  auch  da  wird  zunächst  die 
specielle  Form  eines  jeden  Rechtsverhältnisses  separat  erfasst, 
bevor  man  sich  der  inneren,  begrifflichen,  Gemeinsamkeit  formell 
verschiedener,  dennoch  auf  denselben  Grundideen  beruhender, 
Verhältnisse,  bewusst  wird. 

So  hängen  also  einerseits  der  unbewusste  Charakter  der 
Rechtsentwicklung,  Subjectivismus,  Formalismus  und  Abstractions- 
mangel  untereinander  innerlich  zusammen,  andererseits  stehen 
sie,  wie  mehrfach  erwähnt  wurde,  mit  der  Unzulänglichkeit  der 
Staatsidee,  die  ebenfalls  unter  dem  Abstractionsmangel  leidet, 
in  Verbindung;  den  äusseren  Ausdruck  dieses  Complexes  von 
Eigenschaften  bildet  die  Casuistik  formalistisch  festgestellter 
Typen,  deren  Ergänzung  nur  von  Fall  zu  Fall,  aber  nicht  auf 
Grund  allgemeiner  Principien,  möglich  ist. 

Dennoch  liegt  auch  hier  ein  Fortschritt  vor.  Das  Über- 
gewicht des  Gewohnheitsrechtes  und  der  Sitte,  mit  allen,  der 

Schaffung  von  Analogie  annehmen  darf.  Je  nach  dem  gegenseitigen  Kräfte- 
verhältnisse der  an  der  Rechtsanwendung  betheiligteu  Factoren  überwiegt 
entweder  die  Tendenz,  einen  neuen  Fall  unter  eine  neue  Norm  (beziehungs- 
weise königliche  Entscheidung)  zu  bringen,  oder  verwandte  Fälle  analog 
zu  behandeln.  Gemäss  den  bisherigen  Ausführungen  wird  man  annehmen 
dürfen,  dass  für  die  Analogiebildung  formelle  Merkmale  wichtiger  waren, 
als  materielle;  über  die  Zwiscbenstadieu  der  Analogiephänomene  s.  W.  Stern: 
Die  Analogie  im  volkstüml.  Denken  14  f.  Die  Anlehnung  neuer  Kecbt*- 
foruien  an  die  alte  Grundlage  ist,  an  und  für  sich,  noch  nicht  Analogie, 
jedenfalls  aber  keine  bewusste  Analogie. 

*)  Bekanntlich  hat  erst  das  clasniscbe  römische  Recht  Personen  und 
Sachen  in  abstracter  Weise  hingestellt.  Die  Blüthe  der  römiscbea 
ßysteinatisirung  fiel  mit  der  Kräftigung  der  Staatsgewalt  zusammen.  Die 
Zersetzung  der  staatlichen  Verhältnisse  brachte  den  Verfall,  der  da«  Vulgar- 
recht gerade  hinsichtlich  der  ßegriffsschärfe  kennzeichnet. 

a)  Z.  B.  Fohlen  und  Pferd. 
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germanischen  Entwicklung  dieser  Zeit  anhaftenden  Eigenheiten, 
bildet,  an  nnd  für  sich,  kein  Hindernis  der  Verallgemeinerung. 
Denn,  ungeachtet  des,  die  Abstraction  erschwerenden  Formalismus, 
vermag  auch  das  Gewohnheitsrecht  allgemeine  Merkmale  anzu- 
nehmen, aus  denen  manches  abgeleitet  wird,  ebenso  wie  aus 
ab  Straeten  Begriffen.  Insoferne  liegt  also  eigentlich  schon  in 
jedem  festgefugten  Complex  von  Sittensätzen  der  Keim  der 
Verallgemeinerung;  mit  der  Zeit  treten  gewisse,  besonders  auf- 
fallende, Eigenschaften  der  dem  Complexe  angehörenden  TheiJe 
in  den  Vordergrund  und  werden  für  das  Ganze  maassgebend.1) 
Die  culturellen  Fortschritte,  die  den  neuen  Eindrücken  und  der 
neuen  Lage  entsprangen,  haben  die  erwähnte  Beschleunigung 
der  Entwicklung2)  hervorgerufen.  Dieser  Beschleunigung  aber 
musste,  angesichts  der  Bereicherung  des  Rechtslebens  und  der 
Steigerung  des  Verkehres,  nach  und  nach  eine  Vereinfachung 
des  überflüssigen  Formalismus  entspringen.3)  War  es  auch,  bei 
dem  erwähnten  Complexe  von  Eigenschaften,  durch  die  sich 
diese  Entwicklung  auszeichnet,  unmöglich,  den  Formalismus 
fallen  zu  lassen,  so  konnte  er  doch  den  Bedürfnissen  angepasst 
werden  und  es  konnte,  von  der  formalistischen  Basis  aus,  eine, 
natürlich  nicht  abstracto,  Systematik  und  Verallgemeinerung 
angebahnt  werden,  die,  obwohl  von  einer  abstracten  Begriffs- 
bildung ganz  verschieden,  dennoch  einen  Fortschritt  bedeutet. 
Die  Gemeinsamkeit  formalistischer  Gesichtspunkte  ermöglichte 
die  Combination  verschiedener  Rechtshandlungen  und  Rechts- 
geschäfte.4) Ein  Sieg  des  begrifflichen  Momentes  über  das 
äußerliche,  formelle,  ist  in  dieser  Zeit  noch  nicht  erfolgt;  der 
von  den  Römern  und  der  Kirche  ausgehende  Impuls  zu  abstractem 


J)  S.  Wundt:  Logik  I.  48  ff.  Freilich  musa  man  fragon,  was  jeweils, 
als  Haupteigcnschaf't,  in  den  Vordergrund  tritt,  ob  die  äusserlichen  Momente, 
oder  die  begrifflichen. 

2)  S.  oben  S.  380. 

3)  S.  Vierkandt  1.  c.  132,  Wundt  1.  c.  I.  I.  418ff. 

4)  Zunächst  die  Vereinigung  formell  verschiedener  Theilo  eines  Rechts- 
geschäfte*, gemäss  dem  Veransehauliehungsbedürfuisse,  dem  dio  äussere 
Einheitlichkeit  von  Alienation  nnd  Besitxubertragnng,  von  Obligation  und 
Verbürgung  u.  s.  w  gut  entsprach.  Diene  Concentrirungssucht  mochte  dazu 
beigetragen  haben,  das»  den  Germanen  schon  in  dieser  Zeit  ein  so  coroplicirtea 
Institut,  wie  das  Ordrepapier,  mundgerecht  wurde. 
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Denken,  der  sich  culturell  geltend  machte,1)  hat  die  hier  er- 
wähnte Beschleunigung  beeinflusst,  aber  noch  keine  begriffliche 
Verallgemeinerung  auf  juristischem  Gebiete  zu  Tage  gefördert.2) 
Die  embryonale  Systematik/')  ist  nicht  zu  unterschätzen.  Bewegt 
sich  auch  das  juristische  Denken  noch  überwiegend  auf  alter 
Grundlage  und  im  Banne  herkömmlicher  Auffassungen,  so  hat 
man  doch  diesen  Ideen  theilweise  nur  formell  Rechnung  ge- 
tragen und  es  haben  sich  Umgehungen  eingebürgert,  die  einer 
inneren  Uberwindung  desjenigen,  woran  man  äusserlich  festhielt, 
gleichkamen4)  und  die  praktischen  Folgen  des  Mangels  allge- 
meiner Begriffe  einschränkten,  ohne  den  Mangel  selbst  zu  be- 
seitigen und  die  fehlende  Abstraction  zu  ersetzen.  Wir  haben 
es  also  auch  hier,  wie  in  so  vielen  anderen  Fällen,  mit  eigener, 
wenn  auch  durch  den  fremden  Impuls  beschleunigter,  Entwicklung 
zu  thun.  — 

Als  Begleiterscheinung  dor  vorbesprochenen  Eigenschaften 
ist  die  ungenügende  Abgrenzung  der  Rechtsgebiete 
untereinander  zu  erwähnen.  Allerdings  kann  man  wahrnehmen, 
dass  die  Entwicklung  einer  Harmonie  der  einzelnen  Theile  des 
Rechts-  und  Wirtschaftslebens  entgegengeht;  denn  den  Ver- 
änderungen auf  einem  Rechtsgebiete  entsprechen  in  der  Regel 
Veränderungen  auf  anderen  Gebieten;  der  Zusammenhang  der 
betreffenden  Umwandlungen  ist  in  den  meisten  Fällen  nach- 
weisbar. Aber  dieser  Zusammenhang  entspricht  natürlich  keiner 
planmässigcn  Anlage  und  führt  auch  deshalb  zu  keiner  Scheidung 
des  öffentlichen  und  privaten  Rechtes,  ja  überhaupt  zu  keiner 
Scheidung  der  Rechtsgebiete.  Das  Individuum  ist  bestrebt, 
verschieden  artige  Befugnisse  in  seinen  Macht-  und  Rechtskreis 
zu  ziehen;  eine  Trennung  der  Individualinteressen  von  denen 
der  Gesammtheit  kann  nicht  vollzogen  werden,  da  man  sich  zu 
einem  dem  Individuum  übergeordneten  öffentlichen  Rechte  nicht 
durchringt;  dem  Rückgange  öffentlichrechtlicher  Bedeutung  alter 
Verbände,  wie  der  Sippe,  steht  andererseits  die  privatrechüiche 


')  S.  Th.  I.  s.  60. 

2)  S.  Gierke:  Genoss.  R.  II.  14 f. 

3)  Ahgesehen  von  dem  Westgotheurechte,  8.  dasjenige,  was  II.  127 
über  das  langobardische,  sowie  III.  37  über  das  sali  sehe  Recht  gesagt  wurde. 

4)  So  das  Launegild  in  seiner  Fortbildung,  oder  die  Umgebung  der 
Stellvertretung,  Scbeingoscbäfte  u.  s.  w. 
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Gestaltung  öffentlichrechtlicher  Befugnisse  entgegen.  Wohl 
ist,  unter  dem  Eindrucke  römisch -kirchlicher  Impulse,  eine 
Differenzirung  angebahnt  worden,  aber  die  Unzulänglichkeit  der 
Gesetzgebung  hat  ein  Ausreifen  verhindert;  die  Verwaltung 
versagte  und  ist  mit  einem  Theile  des  Gerichtswesens  durch 
Grundherrschaft  und  Immunität  der  Privatmacht  verfallen;  des- 
gleichen hat  das  Steuerwesen  vielfach  seine  öffentlichrechtliche 
Bedeutung  eingebüsst,  ebenso  wie  das  alte  Heerwesen,  mit  dem 
das  Lehenswesen  wetteiferte.  Die  aufkommende  Scheidung  des 
öffentlichen  und  privaten  Rechtes  ist  undurchführbar  geblieben, 
wenn  auch  die  Bereicherung  der  einzelnen  Rechtsgebiete  den 
inhaltlichen  Umfang  derselben  vermehrte.1) 

Es  fehlte  eben  das  Bewusstsein  des  Unterschiedes  der  den 
einzelnen  Rechtsgebieten  zufallenden  Aufgaben  und  die  subjective 
Auffassung  Hess  dieses  Bewusstsein  schwer  ausreifen.2)  Wohl 
fehlt  keinem  Rechte  die  gewisse  Mittelschichte  zwischen  den 
einzelnen  Rechtsgebieten;  ihr  Vorhandensein  begründet  aber 
nicht  den  Mangel  des  Bewusstseins  der  wesentlichen  Unterschiede, 
die  man  trotzdem  empfindet.  Hier  wurde  dagegen  durch  zahl- 
reiche Combinationen  dem  öffentlichen  Rechte  die  Kraft  benommen, 
wichtige  Theile  des  Rechtslebens  in  seinen  Bereich  einzubeziehen, 
während  andererseits  das  Privatrecht  nicht  die  Möglichkeit  er- 
langte, die  betreffenden  Verhältnisse  privatrechtlich  zu  beherrschen. 

TL 

Schwer  fällt  es  vom  Standpunkt  der  allgemeinen  Ent- 
wicklungsgeschichte den  Charakter  dieser  Entwicklung  zu 

M  Es  genügt  auf  das  in  den  meisten  Fällen  ganz  unzureichende  Ver- 
hältnis zwischen  Straf-  und  Civilprocess  hinzuweisen,  auf  das  Verhältnis 
zwischen  Schadensersatz  und  Strafe;  oder  auf  die  schwankende  Grenze 
zwischen  Verwaltungsrecht  und  Process  (s.  was  Uber  das  Appellwesen  genagt 
wurde;  oben  S.  222.  A.  4,  223.  A.  1,  277.  A.  4.  299.  A.  9.),  sowie  zwischen 
Verwaltungsrecht  und  Strafrecht  (s.  oben  S.  271.  A.  2.)  u.  s.  w. 

2)  Bon f ante  bat  (Rev.  gen.  du  dr.,  do  la  legislat.  et  de  la  jurisprud. 
XXVI.  S.  297  f.)  die  Gründe  besprochen,  die  die  Trennung  zwischen  öffent- 
lichem und  privatem  Recht  in  Rom  hervorgerufen  haben.  Die  römische 
Scheidung  hätte  auf  die  Germanen  schon  deshalb  übergehen  können,  weil 
ihnen  doch  das  Privatrecht  der  Römer  mehr  Impulse  bot,  als  das  öffentliche. 
Dennoch  ist  diese  Scheidung  nicht  übernommen  worden,  weil  das  germanische 
Recht  seine  eigenen  öffentlichrechtlichen  Begriffe  beibehalten  und  eigene 
Combiuationen  des  öffentlichen  und  privaten  Rechtes  entwickelt  hat 
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bestimmen.  Die  Einzelforschung  vermag  nur  den  thatsächlicben 
Gang  der  Ereignisse  nnd  das  Gesammtergebnis  festzustellen;  sie 
vermag  aber  nicht  die  Einfügung  des  Resultates  in  das  allgemeine 
Bild  der  menschlichen  Geistesentwicklung  vorzunehmen;  noch 
weniger  ist  sie  in  der  Lage,  auf  Entwicklungsgesetze,  deren  Walten 
so  verschiedener  Auffassung  und  Erklärung  unterliegt,  zu  schliessen. 

Immer  wieder  kommt  das  alte  Problem  der  griechischen 
Philosophie,  mit  allen  Zweifeln,  die  sich  seit  Heraklit  und 
Parmenides  daran  knüpften,  in  Betracht;  denn  das  Ding,  das  sich 
verändert,  ist  doch  nicht  nur  veränderlich.  Daher  die  Schwierigkeit, 
die  sich  für  die  Rechtsgeschichte  aus  dem  Bleibenden  und  dem  Ver- 
änderlichen am  Rechte  ergiebt,  ferner  aus  der  im  Laufe  der  Ent- 
wicklungnicht  leicht  durchzuführenden  ScheidnngdesSubstantiellen 
vom  Accidentellen.  Man  läuft  Gefahr,  entweder  in  eine  ungerecht- 
fertigte Dogmatisirung  der  veränderlichen  Erscheinungen,  oder  in 
eine  Unterschätzungdes  Bleibenden  zu  verfallen:  daneben  die  Frage, 
ob  die  beobachteten  Änderungen  qualitativer  oder  quantitativer 
Art  sind.1) 

Angesichts  dieser  Schwierigkeiten  erscheint  die  Erfassung 
der  in  der  Entwicklung  wahrnehmbaren  leitenden  Ideen  ge- 
boten. Es  ist  rechtshistorisch  von  grösster  Bedeutung,  ob  in 
dun  Entwicklungserscheinnngen  die  alten  oder  die  neuen  Ideen 
überwiegen.  Die  einzelne  Erscheinung  mag  rechtsdogmatisch 
sogar  als  qualitative  Aenderung  zu  betrachten  sein;  beruht  sie 
aber  auf  alten  Ideen,  so  bedeutet  sie  entwicklungshistorisch  doch 
nur  eine  unwesentliche  Aenderung;  beruht  sie  dagegen  auf  einer 
neuen  Idee,  dann  mag  sie  rechtsdogmatisch  uur  als  quantitative 
Aenderung  zu  bezeichnen  sein,  sie  ist  doch  von  wesentlicherer 
Bedeutung  als  im  ersten  Falle.  Jedwede  Idee  kann  je  nach 
der  Kraft,  mit  der  sie  den  Entwicklungsumständen  begegnet, 
dogmatisch  verschiedene  Ausprägungen  erfahren;  es  liegen  dann 
die  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  und  demnach  veränderungs- 
fähigen  Verkleidungen  derselben  Grundidee  vor.  Umgekehrt  kann 
ein  Zusammentreffen  besonderer  Umstände,  auf  Grund  verschiedener 


')  Könnte  man  das  Ri-cht  als  einen  Stoff  von  bestimmter  Qualität  auffassen, 
so  waren  alle  Veränderungen  als  quantitative  zu  bezeichnen.  Da«  Uecbt  ist  aber 
kein  t'rntoff  von  einheitlich  bestimmter  Qualität,  ebenso  wieeBauchuicbt  qualitäts- 
los ist;  esist  qualitativ  vielseitig.  Daberentstehen  durch  quantitative  Änderungen 
neue  Qualitäten,  die  ihrerseits  vielfachen  Umwertungen  unterliegen. 
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Ideen,  analoge  dogmatische  Formen  hervorbringen;  in  diesem  Falle 
bestehen,  trotz  augenblicklich  analoger  dogmatischer  Umhüllung, 
die  verschiedenen  Auffassungen  fort.  Auch  für  die  Auseinander- 
haltung des  Substantiellen  und  Accidentellen  bildet  die  Betrachtung 
der  leitenden  Ideen  die  einzig  verlässliche  Richtschnur. 

Es  ist  klar,  dass  man  die  historischen  Entwicklungsergebnisse 
nicht  nach  einem  theoretischen  Ideal  der  Continuität  beurtheilen 
kann.  Die  Rechtsgeschichte  bestreitet  gewiss  nicht  die  Gesetz- 
mässigkeit der  Rechtsent Wicklung;1)  so  wie  in  der  Physik  die 
atomistische  Auffassung  der  energetischen  weichen  musste,  so 
rechnet  auch  die  Rechtsgeschichtc  mit  einer  Entwicklung,  die 
als  Ergebnis  der  Energie  der  Rechtsbegriffe  und  Institutionen, 
gegenüber  den  wechselnden  Entwicklungsmodalitäten,  erscheint. 
Aber  eben  deshalb  haben  wir,  neben  der  Evolution,  die  sich 
ihrerseits  entweder  auf  eigenen  Grundlagen,  oder  unter  fremden 
Einflüssen  vollzieht,  mit  der  Möglichkeit  der  Autogenese,  wenn 
auch  in  noch  so  beschränktem  Umfange,-')  zu  rechnen.  Und  deshalb, 
weil  man  nicht  in  der  Lage  ist,  alle  Erscheinungen  genetisch  zu  er- 
klären und  jede  Autogenese  die  Entwicklung  ablenkt,  indem  sie  neue 
Voraussetzungen  schafft,  muss  man  darauf  verzichten,  heterogene  Er- 
scheinungen auf  einheitliche  Entwicklungsgesetze  zurückzuführen.3) 

Wir  haben  dem  für  die  Entwicklung  so  wichtigen  Ver- 
hältnissez  wischen  dem  Beharrungsvermögen  und  den  Entwicklungs- 
impulsen Aufmerksamkeit  gewidmet.4)  Die  Einzel forschung  zeigt, 
dass  sich  die  letzteren  entweder  allmälig,  wenn  auch  unausgesetzt, 
äussern,  oder  aber  eine  plötzliche  Verstärkung  erfahren,  sei  es 
durch  Erschütterungen,  oder  durch  den  Einfluss  fremder  Ideen, 
denen  gegenüber  das  Beharrungsvermögen  zu  schwach  ist.  um  eine 
Ablenkung  der  Entwicklung  zu  verhindern.  Jede  Berührung  mit 
fremden  Elementen  wirkt  ablenkend;  natürlich  verschieden  je  nach 
dem,  ob  man  mit  höher  oder  tieferstehenden  Völkern  in  Fühlung  tritt. 
Hätten  dieGermanen  ihre  Staaten  in  inferiorer  Umgebung  begründet, 


')  Zuzugeben  ist  freilich,  dass  sie  ihr  zu  wenig  Beachtung  schenkt; 
s.  Neukamp:  Entw.  Gesch.  «1.  R.  I.  B<1.  Einl. 

r)  Eh  ist  bekanntlich  in  der  Kogel  schwer  festzustellen,  ob  nicht  trotz 
scheinbarer  Autogenese,  dennoch  unbekannte  Einflüsse  thätig  waren. 

s)  M.  lt.  unterscheidet  daher  z.  B.  Tarde  (Lea  lois  de  la  transfortnation 
S.  120.)  die  Gesetze  der  Verursachung  von  denen  der  Evolution. 

«)  S.  oben  8.  372  ff. 
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so  hätte  dies,  bei  Vorhandensein  anderweitiger  günstiger  Umstände, 
eine  ruhigere  Fortentwicklung  des  Rechtes  auf  alter  Basis  zur  Folge 
gehabt.  Hier  aber  musste  die  Entwicklung  theil weise  jene  neuen 
Hahnen  einschlagen,  die  wir  zu  besprechen  Gelegenheit  hatten.  Eine 
solche  Ablenkung  und  desto  mehr  ein  Abbruch  der  früheren  Ent- 
wicklung, wie  wir  ihn,  freilich  nur  bei  wenigen  Völkern  bemerken, ent- 
scheidet über  den  Charakter  der  Continuität  und  des  Fortschrittes ; 
Continuität  und  Fortschritt  sind  eine,  durch  innere  und  äussere 
Kräfte  bestimmte  Fortbewegung. 

Je  einfacher  die  Verhältnisse,  desto  gleichmässiger  die 
Continuitat.  Erst  die  zunehmende  Diflferenzirnng,  für  die  sowohl 
eigene  innere  Kräfte,  als  auch  äussere,  fremde  Einflüsse  tbätig 
sind,  steigert  das  Veränderungsbedürfnis.  Doch  haben  wir  gesehen, 
dass  die  fremden  Einflüsse  nur  concreto  und  nicht  abstracte 
Wirkung  übten,  da  für  neue  Abstractioneu  der  Boden  fehlte  und 
der  fremde  Einfluss  nicht  so  weit  reichte,  um  die  alten  Grundideen 
durch  neue  zu  ersetzen.  Liegt  also  keine  lückenlose  Continuitat 
vor,  so  finden  wir  doch  genügende  Gründe,  um  die  Lücken  und 
Ablenkungen  zu  erklären  und  den  historischen  Zusammenhang  fest- 
zustellen;1) derselbe  ist  auch  vom  evolutionistischen  Standpnnkt 
befriedigend,-)  wenn  man  nicht  eine  theoretisch  unbegründete 
und  rechtshistorisch  haltlose  Forderung  nach  gleichmässiger 
Continuität  erhebt.  Das  Organische  der  Entwicklung  wird  auch 
dadurch  nicht  beeinträchtigt,  dass  sich  z.  B.  die  Mischrechte  in 
manchen  Theilen  neuer,  in  andern  aber  alter  Bestandtheile  be- 
dienen; denn  entscheidend  ist  nicht  die  Herkunft  der  Stoffe, 
sondern  ihre  Verarbeitung  und  Eingliederung.  Heterogene  Stoffe 
und  Eigenschaden  können  ohne  volle  Schädigung  der  Continuität 
vereinigt  werden.  So  lange  Beharrungsvermögen  und  Anpassungs- 
fähigkeit in  nüthigem  Maasse  vorhanden  sind,  so  lange  die  Ent- 
wicklung nur  die  Andersvertheilung  der  beweglichen  Stoffe 
herbeiführt  und  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  noch  möglich 

Freilich  darf  man  sich  nicht  darüber  täuschen,  das»  das  subjective  Nach- 
empfinden des  Zusammenhanges  dabei  eine  Rolle  spielt.  Die  wirklichen  Ursachen 
des  psychischenGeschehens  sind  niemals  so  bestimmt  erkennbar,  dass  man  nicht  die 
wissenschaftlich  gefährliche  Wahl  zwischen  den  verschiedensten  Ursachen  hätte. 

2)  Wir  habon  gesehen,  dass  sehr  viele  Erscheinungen  als  neue  Variationen 
alter  Grundideen  auftreten;  man  braucht  also  uicht  einmal  zur  sog.  Katastrophen- 
theorie zu  greifen,  um  an  der  Entwicklungstheorie  Correcturen  vorzunehmen. 
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ist,  so  lange  also  die  für  die  Continuität  erforderlichen  Bedingungen 
der  Action  und  Reaction  sich  in  demselben  Körper  vereinigen, 
können  sich  die  treibenden  Kräfte  auf  gemeinsamen  Mittellinien 
begegnen;  es  sind  dies  natürlich  nicht  immer  gerade  Linien. 
Unbestimmbar  ist  die  Anzahl  und  veränderlich  die  Art  der 
Combinationen,  weil  der  Intensitätsgrad  der  treibenden  Kräfte 
im  allgemeinen  veränderlich  und  auf  jedem  Gebiete  verschieden 
ist.  So  haben  wir  denn  auch  gesehen,  dass  ein  Abschluss  häufig 
fehlt,  dass  Zwischenbildungen  überwiegen,  dass  die  Gruppirung 
zumeist  nach  äusseren  Merkmalen  erfolgt,  da  zwar  die  divinatorische 
Auffassung  überwunden,  eine  auf  innerem  Zusammenhange  be- 
ruhende jedoch  noch  nicht  erreicht  ist. 

Es  wurde  auch  bemerkt,  dass,  bei  aller  Anerkennung  der 
Continuität  und  Cansalität,  nicht  behauptet  werden  kann,  die 
germanische  Zeit  hätte  bereits  alle  concreten  Keime  der  späteren 
Entwicklung  enthalten,  obwohl  zahlreiche  Entwicklungsansätze 
vorhanden  waren,  die  unter  dem  Einflüsse  der  neuen  Umstände 
concrete  Gestalt  annehmen  konnten.1)  Jede  derartige  Ausprägung 
bedeutet,  selbst  wenn  sie  im  weiteren  Verlaufe  Zersetzungs- 
producte  hervorbringt,  einen  Fortschritt,  insoferne  die  Zersetzung 
ihrerseits  zu  neuen  Gestaltungen  führt.  Der  Ideenzusammenhang 
erscheint  wichtiger,  als  der  Charakter  der  Einzelerscheinung, 
die  an  und  für  sich  als  Rückschritt  oder  Zersetzung  bezeichnet 
werden  mag.2)  Alles,  was  im  Mittelalter  zu  wesentlicher  Be- 
deutung gelangte,  hat  sich  hier  bereits  geäussert;  im  Hinblick 
darauf  kann  man  selbst  rückschrittliche  Erscheinungen  als  Be- 
standteile der  fortschreitenden  Entwicklung  auffassen,  deren  allge- 
meines Wesen  in  der  Entfaltungdes  Gegebenen  überhaupt,  nicht  bloss 


*)  In  der  Regel  lässt  sich  das  Auftreten  einer  neuen  Erscheinung  erst 
dann  feststellen,  wenn  sie  schon  wahrnehmbare  Folgen  hat  Es  ist  also 
schwer  zu  sageu,  ob  dio  neue  Erscheinung  wirklich  einer  neuen  Idee,  oder 
einer  Gabelung  in  der  Entfaltung  alter  Ideen  entspringt. 

*)  So  wird  z.  B.  die  Volksverfassung  rückläufig  und  verfallt  in  Zer- 
setzung, weil  sie  für  die  neuen  Verhältnisse  nicht  brauchbar  ist  und  der 
fortschreitenden  Entwicklung  nicht  entspricht.  Dennoch  kann  man  den 
Zusammenhang  der  Neubildungen,  die  ihrerseits  keinen  Abschluss  erfahren 
nnd  an  und  für  sich  als  Rückschritte  betrachtet  werden  könnten,  mit  den 
Grundideen  der  alten  Verfassungszustände  beobachten.  Die  Einzelerscheinung 
ist  also  eine  rückschrittliche,  während  doch  relativer  Fortschritt,  unter  Be- 
nützung alter  Ideen,  vorliegt. 

v.  Halban,  Köm.  Recht  in  den  gorra.  Volksstaaten.  III.  27 
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in  der  an  und  für  sich  fortschrittlichen  Verbesserung  des  Vorhandenen 
besteht.1)  Die  Verkümmerung  des  römischen  Rechtes,  die  an  und  für 
sich  als  Ruckschritt  zu  bezeichnen  wäre,  ist  unter  den  beobachteten 
Verhältnissen  ein  Product  des  organischen  Fortschrittes  gewesen. 

Trotz  mancher  entwicklungshistorischer  Analogien,  die  sich 
aus  dem  Zusammentreffen  von  Rechtsanschauungen  zweier  Völker 
derselben  Rasse  ergaben,  konnte  weder  die  durch  das  römische 
Recht  erreichte  Stufe  behauptet,  noch  auch  wieder  in  derselben 
Art  erreicht  werden.  Dazu  hat  selbst  die  kräftigste  Beeinflussung 
nicht  genügt;  sie  vermochte,  wo  sie  mit  grosser  Wucht  einsetzte, 
die  germanischen  Rechtsideon  abzuschwächen,  den  römischen  zu 
einem  äusserlichen  Siege  zu  verhelfen;  aber  eine  Herstellung 
lebensfähiger  Nachbildungen  war  unmöglich.  Betrachtet  man 
jeden  Rechtssatz  vom  Standpunkte  seiner  Bedeutung  als  Ent- 
scheidungsnorm und  vom  Standpunkte  der  Organisationsform,2) 
so  sieht  man,  dass  die  Entscheidungsnormen  leicht  veränderlich 
sind;  sie  sind  aber  nicht  ausschlaggebend,  wenn  ihnen  nicht 
gleichzeitig  die  nöthige  Aenderung  der  Organisationsformen  neue 
Wurzeln  giebt.  Der  Rückgang  der  römischen  Organisation»- 
formen  hat  die  Haltbarkeit  und  den  Einfluss  der  römischen 
Entscheidungsnormen  abgeschwächt;  ebenso  hat  die  Veränderung 
der  germanischen  Organisationsformen  auf  politischem,  socialem  und 
wirtschaftlichem  Gebiete,  eine  Veränderung  und  Bereicherung  der 
Entscheidungsnormen  hervorgerufen;  aber  selbst  da,  wo  die  römischen 
Entscheidungsnormen  ein  Übergewicht  erlangten,  war  dasselbe  nicht 
dauerhaft,  da  die  noch  so  sehr  untergrabene  germanische  Organi- 
sationsform nicht  durch  die  römische  ersetzt  werden  konnte.  — 

Sieht  man  also  von  theoretischen  Entwicklungsgesetzen  ab, 
auf  die  wir  hier  nicht  eingehen  können,  beurtheilt  man  Continuität 
und  Fortschritt  auf  Grund  des  vorliegenden  rechtshistorischen 
Werdeganges,  so  vermag  man  auch  den  Charakter  dieser  Ent- 
wicklung zu  erfassen.    Sie  erscheint  uns  als  ein  Kampf  der 


')  Von  diesem  Standpunkt  ist  also  die  Romanisirung  des  ostgothiscbes 
Rechtes  kein  Fortschritt,  weil  hier  wohl  ein  Ersatz  des  Vorhandenen  durch 
zweifellos  höheres  Material  stattfand,  aber  keine  Entfaltung  des  Gegebenen 
su  einem,  den  Verhältnissen  besser  angepassten  Leben;  der  Abbruch  der 
früheren  Entwicklung  führte  hier  zu  keinem  Fortschritt,  sondern  zur  Vernichtung. 

*)  s.  Ehrlich.  Sociologie  und  Jurisprudenz  (Sep.  Abdr.  aus  der  Österr. 
Richter-Ztg.  1906.) 
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beiden  Elemente,  die  durch  verschiedenartige  Erschütterungen 
ans  dem  Gleichgewichte  gebracht  wurden  und  die  Erlangung 
eines  der  neuen  Lage  entsprechenden  Gleichgewichtes  anstreben. 
In  diesen  Kampf  tritt  das  römische  Element  mit  seinen  zahlreichen 
und  hochentwickelten  Rechtssätzen,  deren  Durchfuhrung  jedoch 
unter  den  neuen  Voraussetzungen  und  Machtverhältnissen  er- 
schwert ist;  das  germanische  Element  betritt  den  Kampfplatz 
in  ungenügender  Ausrüstung  und  mit  einem  weit  geringeren 
Vorrath  an  Rechtssätzen,  was  aber  durch  die  Kraft  der  Grund- 
ideen, durch  die  Anpassungsfähigkeit  und  die  thatsächliche  Be- 
herrschung der  Lage,  wett  gemacht  wird. 

Der  Kampf  verlief  überwiegend  ohne  dogmatisch  feste 
Resultate,1)  unter  Erzeugung  von  Neubildungen,  die  theilweise 
als  Aenderungen,  theilweise  als  Wandlungen-)  des  anpassungs- 
fähigen Materials  erscheinen.1)  Die  verschiedenen  Anpassungs- 
erfordernisse haben  zu  äusseren  und  inneren  Verschiedenheiten 
auf  einzelnen  Rechtsgebieten  geführt,  die  eine  ungleiche  Ent- 


')  Sie  erscheinen  namentlich  für  das  Staatsrecht  schwer  feststellbar,  so 
sehr  auch  die  Versuche  von  Sickel,  Heyck  u.  A.  anzuerkennen  sind.  Man 
könnte  vielleicht  die  Anregungen  von  G.  Jellinek  (Verf.  änderung  u. 
Verf.  Wandlung.)  für  die  rechtshistorische  (Instruction  auszunützen,  theil- 
weise auch  das  Werk  von  Jul.  Schwarcz  (Eiern,  d.  Politik.  Berlin  1896.), 
letzteres  freilich  etwas  kritisch. 

%)  Die  Grenze  zwischen  Wandlung  und  Anderuug  kann  nur  dann  ge- 
funden werden,  wenn  inau  nicht  nur  die  alten  Grundlagen,  sondern  auch  die 
mittelalterliche  Fortentwicklung  berücksichtigt.  Eine  Wandlung  kann  unter 
Umständen  einen  so  jähen  Charakter  anuohmen,  dass  man  den  Eindruck 
wesentlicher  Änderung  gewinnt  und  erst  aus  der  späteren  mittelalterlichen 
Fortentwicklung  entnehmen  kann,  dass  die  alten  Grundlagen  dennoch  nicht 
ganz  verwischt  wurden.  So  macht  z.  B.  die  Unterbrechung  des  Königtums 
bei  Franken  und  Langobarden  (Agidinssage  und  italienisches  Interregnum) 
den  Eindruck  völligen  Umsturzes,  während  sie  nur  mit  der  Umbildung  der 
staatlichen  Aufgaben  zusammenhängt;  vergleicht  man  ihre  Folgen  mit  denen 
analoger  Vorgänge  bei  Griechen  und  Römern,  so  bemerkt  mau  sofort,  dass 
nur  eine  Wandlung  vorliegt.  In  diesem  Falle  bedarf  es  freilich  keines 
Hintibergreifens  in  das  spätere  Mittelalter;  für  andere  Fragen  wäre  dies 
jedoch  vielfach  uothwendig,  so  dass  wir  hier  in  der  Darstellung  auf  die 
Unterscheidung  zwischen  Wandluug  und  Auderang  nicht  weiter  eingehen 
konnten;  augedeutet  musste  aber  dieser  Unterschied  werden,  da  er  für  die 
Geschichte  des  Immobiliarreehtes  wichtig  ist. 

3)  Es  genügt  auf  die  Lebensfähigkeit  des  genossenschaftlichen  Ge- 
dankens hinzuweisen,  der,  aus  eiuer  Position  verdrängt,  neue  findet,  iudem 

27* 
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Wicklung  der  einzelnen  Theile  hervorriefen  und  sie  in  ungleicher 
Weise  von  den  alten  Grundlagen  entfernten;1)  doch  hat  diese 
ungleiche  Entwicklung  und  die  ungleiche  Entfernung  von  den  alten 
Grundlagen  den  vorher  besprochenen  Charakter  der  Continuität 
nicht  zu  vernichten  vermocht.  Mit  Ausnahme  jener  Fälle,  in 
denen  die  ungünstige  Gesammtlage  dem  germanischen  Elemente 
verhängnisvoll  wurde  und  dem  römischen  Rechte  zu  kurzlebigen  Er- 
folgen verhalf,  haben  alle  Ablenkungen  eine,  stellenweise  unzukömm- 
liche,  Beschleunigung  der  Entwicklung  und  Bereicherung  derselben 
hervorgebracht,  sie  dadurch  auch  erschwert,  aber  nicht  abgebrochen. 

Es  bedeutet  also  keine  Geringschätzung  des  römischen 
Rechtes,  wenn  man  ihm  an  der  Hand  der  Ereignisse  die  Rolle 
einräumt,  die  es  thatsächlich  hier  gespielt  hat,  ohne  ihm  durch 
aprioristische  Rücksicht  auf  seine  frühere  und  spätere  Macht 
eine  andere  Rolle  zusprechen  zu  wollen.  Es  handelt  sich  nicht 
darum,  inwieferne  das  römische  Recht  an  und  für  sich  über  dem 
germanischen  stand,  sondern  darum,  inwieferne  es  in  dieser  neuen 
und  schweren  Lage  actuell  bleiben  und  activ  werden  konnte. 
Die  Antwort  auf  diese  Frage  geben  die  Ereignisse;  man  darf 
sie  nur  in  den  Ereignissen  selbst  suchen. 


er  die  Bedeutung,  die  er  in  der  Verfassung  verlor,  den  neuen  Verfassung«- 
zuständen  in  Urundberrscbaft  und  Immunitätsverband  wieder  abgewinnt 
Oder  die  mehrmals  hervorgehobene  Lebensfähigkeit  des  volksrechtlichen  G< 
danken«  gegenüber  dem  Königtum,  der,  als  die  Volksversammlung  unmöglich 
wird,  im  Optimatentuni  eine  den  Verhältnissen  augepasste  neue  Existenztora 
findet,  ohne  in  die  vielleicht  bessere,  aber  den  alten  Ideen  fremde  Form  einer 
repräsentativen  Verfassung  einzulenken.  Ebenso  etwa  die  Bedeutung  de« 
persönlichen  Momentes  in  allen  Volksverfassungswaudlungen  und  die  Ausnutzung 
neuer  Machtmittel  in  altem  Sinne.  Die  Schwierigkeit  der  Bestimmung 
genauer  Grenzen  hängt  damit  zusammen,  dass  es,  ebenso  wie  in  alter  Zeit 
zu  keiner  klaren  Auseinandersetzung  zwischen  Obrigkeit  und  Volk  kam. 
Vielfachen  Anpassungen  sind  wir  sogar  im  Urkundenwesen  begegnet,  ferner 
im  Erbrechte,  also  selbst  auf  Oebieten,  die  an  und  für  sich  zu  gross« 
Neuerungen  Anlass  boten. 

>)  Wir  haben  gesehen,  dass  in  dieser  Beziehung  ein  grosser  Unter 
schied  zwischen  öffentlichem  und  privatem  Recht  besteht. 


Uru.k  von  »Mto  Hilli^'T,  Allwurs.-r 
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27.  Weyl,  Richard:  Das  fränkische  Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der  Mero- 
winger  2,00  Wk. 

28.  Rodenberg  Karl:  Ober  wiederholte  deutsche  Königswahlen  im  13.  Jahr- 
hundert  i,(o  Mk. 

29.  Lavy,  Albert:  Beiträge  zum  Kriegsrecht  im  Mittelalter,  inab.  in  den  Kämpfen, 
an  welchen  Deutschland  beteiligt  war  (8.— 10.,  Anf.  11.  Jahrb.)  2.80  Mk. 

30.  Wandt,  Heinrich:  Der  deutsche  Reichstag  unter  König  Sigmund  bis  zum 
Ende  der  Reichskriege  gegen  die  Hnssiten  8,60  Mk 

31.  Koehna,  Carl:  Der  Ursprung  der  Stadt  Verfassung  in  Worms,  Speyer  und 
Mainz  (it.OO  Mk.] 

38.  Baak,  Heinrich:  Die  Finanzverwaltung  der  Stadt  Braunschweig  bis  zum 
Jahre  13  7  4    8,80  Mk. 

33.  FrommboM,  Georg:  Beiträge  zur  Geschichte  der  Einzelerbfolge  im  deut- 
schen Privatrecht  1,80  Mk. 

34.  Ststz,  Ulrich :  Das  Verwandtscbaftsbild  des  Sachsenspiegels  und  seine  Be- 
deutung für  die  sächsische  Erbfolgeordnung    8,40  Mk. 

35.  v.  Schwind,  Ernst  Freiherr :  Zur  Entstehungsgeschichte  der  freien  Erbleihen 
in  den  Rheingegenden  und  den  Gebieten  der  nördlichen  deutschen 
Kolonisation  des  Mittelalters   5,00  Mk.  f 

36.  KQhtmana,  Alfred:  Die  Romanisieruug  des  Zivilprozesses  in  der  Stadt 
Bremen  8,80  Mk. 

37.  Aaier,  Sigmund:  Über  das  Erben wartre cht  nach  den  ältesten  Bayrischen 
Rechtsquellen   8,60  Mk. 

38.  Frommer,  Otto:  Anfänge  und  Entwicklung  der  Handelsgerichtsbarkeit  in 
der  Stadt  Königsberg  i.Pr  1,00  Mk. 

39.  Last,  Ludwig:  Die  Anwaltschaft  im  Zeitalter  der  Volksrechte  und  Kapi- 
tularien  1,60  Mk. 

40.  Weyl,  Richard:  Die  Beziehungen  des  Papsttums  zum  fränkischen  Staats- 
und  Kircbenrecht  unter  den  Karolingern  8.00  Mk. 

41.  Lipp,  Max  :  Das  fränkische  G renzsystem  unter  Karl  dem  Grossen  2,50  Mk. 

42.  Hibaer,  Rudolf:  Der  Immobiliarprozess  der  fränkischen  Zeit  .  .  7,60  Mk. 

43.  VYstiel,  Erich :  Das  Zollrecht  der  deutschen  Könige  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  zur  goldenen  Bulle  4,80  Mk. 

44.  Schäfer,  Friedrich:  Wirtschafts-  und  Finanzgeschichte  der  Reichsstadt 
Überlingen  am  Bodensee  in  den  Jahren  1550  —  1628  nebst  einem  einleiten- 
den Abriss  der  Überlinger  Verfassungsgeschichte  7,00  Mk. 

45.  Wermlnghoir,  Albert:  Die  Verpfändungen  der  mittel-  und  niederrheinischen 
Reichsstädte  während  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  5,60  Mk. 

46.  Laganpatch,  Emil:  Das  germanische  Recht  im  Heliand  2,50  Mk. 

47.  Haaoke,  K. :  Bodin.  Eine  Studie  über  den  Begriff  der  Souverän etät       .   .  8,00  Mk 

48.  Immerwahr,  Walter:  Die  Verschweigung  im  deutschen  Recht  .  .  .  2,00  Mk. 

49.  Sohultie,  Alfred:  Die  lango  bardische  Treuhand  und  ihre  Umbilduug  zur 
Testamentsvollstreckung  7,50  Mk. 

50.  Sohreuer, Haus  :  Die  Behandlung  der  Verbrechenskonkurrenz  in  den  Volks • 
lochten  9,00  Mk. 

51.  Hoffmann,  Uuns :  DieHaftung  für  a  usserkontraktliche  Schadenszufügungen 
durch  Tiere  nach  Hamburger  Recht  2,50  Mk. 

52.  Uesegaag,  Erich:  Niederrheinisches  Städtewcson,  vornehmlich  im  Mittel- 
alter   20,00  Mk. 

53.  Domaler,  Viktor:  Die  Päpste  als  Richter  über  die  deutschen  Könige  von  der 
Mitte  des  11.  bis  zum  Ausgang  des  13.  Jahrhunderts  3.60  Mk. 

Fortsetzung  liehe  4.  UmichlapiBlte 
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54.  Heber,  Max :  Die  Gameinderschaften  der  Schweiz  S,«o  Mk 

55.  Friese.  Viktor:  Das  Strafrecht  des  Sachsenspiegels  9.00  Mk 

.56.  «.Halben.  Alfred:  Das  röm.  Recht  in  den  germ.  Volksstaaten.  I.Teil  .  10,00  Mk 
57.  Cramer,  Julius:  Die  Geschichte  d.  Alaiuannen  als  Gangeschiehte  15.00  Mk 
'.8.  v.  Deltiig,  Eiißcu  :  Das  deutsche  Grunderbreobt  10.00  Mk. 

59.  Gendlach,  Wilhelm:  Die  Entstehung  des  Kirchenstaates  and  der  catiale 
Begriff  Res  publica  Romanornm  4,00  Mk 

60.  Qundiach,  Wilhelm:  Karl  der  Grosse  im  Sachsenspiegel  ] ,6a  Mk 

Ci.  Harster,  Theodor :  Das  Strafrecht  der  freien  Reichsstadt  Speter   .  9.00  Mk 

62  KOhtmann,  Alfred :  Geschichte  der  bremischen  Stadtvogtei  .      .  .   2.00  Mk 

63  Olerke,  Julius .  Die  Geschichte  des  dentschen  Delcbrechts   I.  Teil  .   t,iin  Mk 

64.  v.  Halban,  Alfred:  Das  röm.  Recht  in  den  germ.  Volksstaaten.  II. Teil  .  10,00  Mk- 

65.  Desjutb,  E.:  Die  wechselseitigen  Verfügungen  von  Todes  wegen  nsch 
alamannisch-zürcheriBchem  Recht  4.8O  Mk 

60.  Elchmann,  Eduard:  Der  recursus  ab  abusu  nach  deutschem  Recht  .  10  00  Mk 
'67.  Woeteer,  Hermann  :  Beiträge  zur  Geschichte  der  freien  bäuerlichen  Erb- 
leihe  DeutschtirolB  im  Mittelalter  8,00  Mk. 

68.  Qoldmann,  Emil:  Die  Einführung  der  deutschen  Herzogsgescblechter  Kärn- 
tens in  deu  slovenischen  Stammesverband  8,00  Mk 

69.  EQfltr,  Aug.:  V  ermögenshaftung  u.  Hypothek  nach  frank.  Recht  .   .  15,00  .Mk 

70.  Goldnana,  Emil:  Beiträge  zur  Geschichte  der  germanischen  Freilassung 
durch  Wehrhaftmachung  ?.to  Mk 

71.  Koehne,  Carl :  Das  Recht  der  Mühlen  bis  z  Ende  d.  Karolingerzeit    1,60  Mk 
78.  Qal,  Al'-xmul'-r :  Der  Ausschluss  der  Aszendenten  von  der  Erben  folge  nv  \ 

das  Fallrocht  6,00  Mk 

in.  Oplb,  Kniil:  Die  Arten  des  Ru st i k al be s i t zos  und  die  Landemien  nnd  Mark- 

groscheu  in  Schlesien   12, Oo  Mk 

74.  Renoefahrt,  Hermann:  Die  Allmend  im  Bern  er  Jura  7.Ä»  Mk 

"5.  Kretzsohmar,  Job  R   Die  Entstehung  von  Stadt  u  Stadtrecht  in  den  Gebieten 

zwischen  der  mittleren  Saale  und  der  Lausitzer  Ncisse  a.no  Mk 

76.  Hellmann.  Friedrich;  Das  Konkursrecht  der  Reichsstadt  Augsburg     r.,00  Uk 

77.  Meusel,  Alfrod:  Enea  Silvio  als  Publizist  »,50  Mk. 

78.  Beden,  Frlodrkli :  Die  isländische  Regierungsgewalt  in  derfreistaatli  .utn 
Zeit  8.2  >  Mk 

79.  Lsnnhoff.  Erust:  Dss  ländliche  Gesindewesen  in  der  Karmark  Brandenburg 
vom  16  bis  10.  Jahrhundert  4,00  Mk. 

80.  Wlnlarz,  Alois:  Erbleihc  und  Rentcnkatif  in  Österreich  ob  und  nntcr  der 
K n  11  s  im  Mittelalter  2.»  Mk 

81  Berahelm,  Ernst :  Du»  Wormser  Konkordat  u.  seine  Vorurkunden  .  8,Go  Mk 
82.  Loenlng,  Otto     Das    Testament    im    Gebiet    do»    Magdeburger  Stadt- 

rechtes   4,40  Mk 

^3  Kapras,  Johann:    Das  Pfandrecht  im  iiöhmiseh  -  mahrischen  Stadt-  and 

Bergrecht».'    *,so  Mk 

84.  Qresch,  (ieorg:  Das  sy  i\ t  m  it  t  el  alter  Ii  che  Niodcrgcricht  auf  dem  ]>l»n*n 

Lande  um  Mit tolrhein   8,00  Mk. 

fO   Kiesel,  Karl:    i  ic  Bedeutung  der  Gewero  des  Mannes    am  Frauangn» 

für  das  Eheguten >  1  ht^v.^U-in  des  Sachsenspiegels  3,^>  Mk 

*G.  Schrecker,  riii- )i :  Das  l;i  11  d  e  s  f  ii  rstl  i  che  Beamtentum  in  Anhalt  4,-to  Mk 
P7  RothenbOcher, Karl :  G  c  s  <■  Ii  i  c  h  t  e  des  Wo rk Vertrags  nacli deutschem  Recht e  4  <<o  M k 
M.  Rudorff,  Hermann     Zur  Rechtsstellung   der  Gäste   im   in  i  1 1  el  al  t  er  1 1  r  h  en 

st  »dt  ischen  Prozess   6,00  Mk 


Uuclidruclu  roi  Manl/ke  &  Martin,  Trebnitz  1.  Schi. 
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